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Belgien. 


Geſchichte. Das heutige Königreih Belgien verdankt feinen Namen dem 
Bolte, welches Julius Cäfar in feinen galliihen Feldzügen als die eingebornen 
Bewohner des norböftlihen Galliens vorfand. Es wurde fpäter der Hauptbejtand- 
theil der römiſchen Provinz Belgica secunda nnd fiel bei dem erften Vordringen 
der Franken in die römischen Befigungen an ver Maas und Schelve viefem kühn 
erobernvden deutſchen Volksſtamme zu. Bon hier aus eroberte Clodwig das große 
fräntifche Reich. Nach der Theilung deſſelben gehörte es theils zu Neuftrien, theils 
zu Anftrafien, bis ed unter Pipin, dem Vater Karls des Großen, wieder vereinigt 
das dhriftiiche Grenzland gegen die tapferen Frieſen bildete. Bei der Zerfplitterung 
des großen Karolingifchen Reiches, weldes der Vertrag von Verdun (11. Auguft 
843) unter den Enteln des übermäctigen Kaiſers in drei neue Reiche umgejftaltete, 
blieb Belgien ein Theil Lotharingiens, und dadurch fam es als Karolingifche Erb- 
ſchaft unter König Arnulf an das deutihe Reich und verblieb fortan in loſem 
Berbande mit demfelben während des Mittelalters. 

In feinem Umfange bilveten fi in viefer Zeit als Neichslehen vie Herzog- 
thümer von Brabant und Limburg, die Grafihaften Flandern, Hennegau, Namur, 
Luremburg und Artois, die Marfgrafihaft Antwerpen, das veichsfürftliche Bisthum 
Lüttich, die Herrfhaften von Meceln, Tournay und Cambray. Aus diefen Land— 
haften gingen zur Zeit ver Kreuzzüge Oottfrievd von Bouillon, ver Gründer des 
Königreihs Jerufalem, und Balduin Graf von Flandern und Hennegau hervor, 
welcher den byzantiniſchen Kaiferthron einnahm. Hier entjtanden die mächtigften 
Städte für Handel und Maunufakturen in Leinen, Wolle, Seive- und Metallwaaren, 
wie Antwerpen, Gent, Brügge, Oftende, Mecheln und Brüffel, um einerjeits als vie 
unternehmenpften Berfehrögenoffen ver deutſchen Hanſe einen ausgebreiteten blühen- 
den Handel zwifchen ven weftlichen und nörblichen Ländern Europa's zu vermitteln, 
anderſeits als glüdliche Berbreiter der lombardiſchen und mittelitalienifchen Induſtrie 
im eigenen Erwerb verjelben eine noch höhere Bedeutung für das gefammte Mittel- 
Europa zu erlangen. Durch Bermählung des Herzogs Bhilipp Des Kühnen von 
Burgımd mit der Erbtochter des Grafen Ludwig von Flandern (1383) fiel viefe 
Grafihaft — umd mit ihr famen nad und nad die umberliegenden Landſchaften 
mit Ausnahme des Bisthums Lüttich — als ein abgerundetes reiches Eigenthum an 
die genannte Eeitenlinie der Capetinger. Ihr gehörte Philipp der Gütige an, der in ver 
Bunvdesgenofjenfhaft von England als der gefährlidhjte Feind Frankreichs, in feinen 
Staaten die überaus ergiebigen Hülfsmittel zur Bildung einer gewichtvollen euro— 
päifhen Macht verwandte, und ald Stifter des Ordens des goldenen Bließes 
(14‘,9) den Glanz und das Anfchen feines Hofes neben den mädhtigften Königen 
erfolgreich behauptete. Wenn fein Sohn, Herzog Karl ver Kühne, auch nicht vie 
erftrebte Königskrone für den felbftftändig geworbenen Staat erlangte, wenn er 
vielmehr bei feiner nimmer raftenden Herrſchbegierde troß des ftattlichften Kriegs- 
heeres zulett nad drei Niederlagen gegen die Schweizer ven Tod auf dem Schlacht- 
felde fand (1477), und feiner einzigen Erbtohter Maria das Herzogthum Bur— 
* als franzöſiſches Kronlehen entzogen wurde, ſo blieben doch die belgiſchen 

ande, ſchon damals auch vereinigt mit dem größten Theile der nördlichen Nieder— 
lande, die reichſte Ausſtattung für Marimilion, ven Sohn und Nachfolger des 
Bluntſchli, Deutfches Staats-Wörterbud, II. 1 
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Kaiſers Friedrich IV. Belgien ging durch dieſe Verbindung in die große Maſſe 
der Erblande des Hauſes Habsburg über, welche in Philipp dem Schönen, dem 
einzigen gemeinfchaftlihen Sohne aus der Ehe Marimilians mit Maria von Bur- 
gund, wieder einen neuen Erwerber unermeßlicher Erbſchaft durch Vermählung mit 
der Erbtochter der beiden ſpaniſchen Reiche empfingen. Philipps ältefter Sohn, der 
nachmalige Kaifer Karl V., wurde in Gent geboren (24. Februar 1500), und 
gewährte in angeborner Neigung für feine Flamländer die volle Betätigung ber 
umfangreichen Rechte und Freibriefe der belgijchen Städte und Landſchaften. Als 
aber mit der Nefignation des Anijers Karl V. in allen feinen Ländern (Dftober 
1555 und Januar 1556) die ſchon früher vertragsmäßig beftimmte Theilung der 
habsburgiihen Stamm: und Erblande für zwei Hauptlinien ausgeführt wurde, 
erwarb die ältere Linie neben den foftbaren Befigungen in Spanien und Italien 
die reihen belgifchen Provinzen jo wie die Niederlande, Damit war allerdings 
jedes Berhältnig der Abhängigkeit vom deutſchen Reiche vollftändig gelöft, es war 
aber auch zugleich die Trennung der jo lange verbundenen Niederlande und Belgiens 
ausgefproden : denn bei dem eijernen Willen, mit welchem König Philipp II. feine 
autokratiſche Regierung und jein Gentralifationsgelüfte geltend zu machen ſich be- 
ftrebte, war ſchon 10 Jahre fpäter auf der Grundlage verlegter Religionsfreiheit 
und beeinträchtigter politifher Privilegien allgemeine Gährung im Norden und 
Süden dieſer an politiiche Selbftftändigkeit gewöhnten Küftenländer ver Norbjee. 

Der über 40 Jahre dauernde niederländiſche Freiheitslampf envete, erft lange 
nad dem Tode Philipps II. (1598), mit der Anerkennung der Souveränität 
für die Republif der nörblichen vereinigten Niederlande von ſpaniſcher Seite (1609). 
Die ſpaniſche Krone hatte den niederländischen Oejammtbefig mit äußerſter An— 
ftrengung faft bis zu völliger Erſchöpfung ihrer Hülfsmittel vertheidigt : dadurch 
war aber der ihr verbleibende Antheil in ven belgifhen Provinzen auch weit 
inniger einverleibt worven, als früherhin das gegenfeitige Verhältniß der Berpflich- 
tungen zwiſchen dem Yanvesherrn und ven Ständen in dieſen Landſchaften es 
möglid) gemadt hatte. Die belgiſchen Provinzen wurden fortan die ſpaniſchen 
Niederlande nicht blos genanıt, — die mannigfachften Verbindungen bes beiver- 
jeitigen Adels, der Beamten, der Offiziere dejjelben Kriegsheeres, des bejonvers be— 
günftigten Handelsverkehres, vor allem aber die innigfte Verfnüpfung des beiver- 
feitigen Klerus, dem die vollftändige Befreiung der Belgier von den Banden ber 
proteftantiichen Kirche geglüdt war, trugen dazu bei, daß die ſpaniſchen Interefien 
und Anfichten zulett einen allgemeinen Sieg über die nationalen Veftrebungen der 
Landſchaften errangen. Das Bisthum Lüttich war indeß auch jegt nicht mit Spanien 
vereint, ſondern blieb in dem früheren Verhältniſſe eines Reichslehens zum deutjchen 
Reiche. 

Dieſe innige Berbindung Belgiens mit Spanien während bes fiebzehnten 
Jahrhunderts foftete inzwildhen jenem Volke die nambafteften Opfer, die nur von 
einem an ſich fo reihen Yande getragen werben konnten, ohne völlig daſſelbe zu 
Grunde zu richten. Alle Verluſte, welche die jährlich tiefer finfende Macht des 
ſpaniſchen Haufes Habsburg im faft ununterbrogenen Kampfe mit Ludwig XII. 
und Ludwig XIV. wie mit der Republit der Niederlande bis zum fpanifchen Erb- 
folgetriege zu büßen hatte, wurden faft ausſchließlich auf die Schultern der Belgier 
gewälzt, und auch von den politifhen Gegnern wurde vorzugsweife auf Koften 
des norböjtlihen oder ſüdlichen Nahbars die Entſchädigung bald in der Vernich— 
tung des Seehandels, bald in ver Abtretung beigifcher Yanvestheile gefordert. Der 
weitphälifche Friede zu Münfter (1648) fperrte den trefflihen Hafen von Ant- 
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werpen auf anverhalb Jahrhunderte: dadurch ſank die Schelve zu einem Kanal 
für ven Binnenverfehr herab, und vie holländiſchen Handelsftänte Amfterdam und 
Rotterdam ftiegen ſchnell mit der Beute des überall ausgebreiteten belgiſchen See— 
handels zu einer aud von den kühnſten Wünſchen nicht erwarteten Höhe. Der 
pyrenäiſche Friede (1659) riß bedeutende Städte und Yanvestheile von Flandern, 
Hennegau und Luremburg mit dem Nefte ver Grafſchaft Artois von Belgien los, 
um fie für immer mit Frankreich zu vereinigen. Der Friede zu Aachen (1668) 
erweiterte den franzöfiichen Erwerb von Flandern bis zu einer vollftändigen Provinz 
(franzöfiihe Niederlande oder Franzöſiſch-Flandern). Ein ähnliches Loos gewährte 
der Friede von Nymmegen (1678) ver franzöfiihen Krone, welde abermals 
flandriſche Yanvestheile und die Franche-ComtE dem ſpaniſchen Territorialbeftanve 
abgewann. Im ſolcher Verringerung boten die ſpaniſchen Niederlande ihre trefflichen 
Hülfsquellen vorzugsweije zum Kampfichauplage für den zmwölfjährigen fpanijchen 
Erbfolgefrieg dar, bis daß der Friede zu Utrecht (1713) als einen Theil der Erb- 
haft des im Mannsftanıme ausgeftorbenen älteren Haufes Habsburg-Spanien 
dieje belgifchen Provinzen dem jüngeren Haufe Habsburg-Defterreich zuſprach. Doc 
mußte ter Kaiſer Karl VI. fih noch vie Beihräntung feiner Souverainität in 
viejen Yanden durch ven Barriere-Traftat (15. November 1715) gefallen laffen, 
nad weldem vie Holländer das Neht erwarben, in Namur, Tournay, Menin, 
Ypern, Warneton und Anode ausſchließlich eine militäriihe Bejagung, in Rure— 
monde gemeinjchaftlich mit den Defterreihern zu halten. Diefes Beſchränkungsrecht 
verblieb den Hollänvern bis auf die Zeiten Kaifers Joſeph II., welder e8 jedoch 
nur unter franzöfifcher Vermittlung mit dem koftbaren Geldopfer von 9,000,000 
bolländifhen Gulven abtaufen konnte (1782). Alle Verſuche ven belgiſchen Handel 
wieder zu heben, jcheiterten an ver Hartnädigfeit ver holländischen Uebermacht zur 
See und an der gleichmäßigen Rivalität der zweiten europäiſchen Seemacht. 
Aber als öfterreihiiche Niederlande waren die belgiſchen Provinzen wieber 
zum freieren Genufje ihrer vormaligen Privilegien gelangt, unter der Regierung 
der Kaijerin Maria Therefia hatte ver Aderbau und die Fabrifen-Induftrie einen 
neuen Aufihwung genommen. Die Belgier hatten gegen vie Nivellivungsverjuche 
des Kaiſers Joſeph II., wiewohl dieſe im Einzelnen unverkennbar ein Yortjchreiten 
zur höheren geiftigen Entwidlung bezwedten, mit jtarrem Widerftande gekämpft. 
Das Freiheitsgefühl, auf der Bafis der ſtändiſchen Verhältniſſe des Mittelalters 
begründet, riß die Belgier leichter mit ſich fort in bie gleichzeitig ausbrechenden 
Revolutionsbewegungen Frankreichs. Die vermittelnde Milde des Kaiſers Leopold II. 
vermochte auch nicht mit der Unterftügung ver Mächte der Tripelallianz dauerhaft 
den ftarf aufgeregten Empörungsgeift der Belgier zu beſchwichtigen. Bei dem 
Ausbruch des franzöfiichen Revolutionskrieges wurde unter ſolchen Umſtänden vie 
Richtung der franzöfifchen Feldherren ganz befonvers auf bie raſche DOffupation 
des in der Majorität des Bolfes gleichgefinnten Belgiens gelenft. Der traurige 
Ausgang des erften Feldzugs ver Verbündeten in der Champagne zog Dumonriez 
nach wenigen Wochen in die Ebenen des ſchwach beſchützten Belgiens, und ver Sieg 
bei Jemmappes führte fofort die franzöfifche Okkupation der öfterreichiichen Befigungen 
bis zur Maas herbei (1792). Obwohl das abwechſelnde Kriegsglüd des folgenden 
Feldzuges nad der Schlacht bei Neerwinden (März 1793) nod einmal auf kurze 
Zeit die öfterreichiiche Negierung wieder zur Herrihaft in Belgien brachte, jo 
entjchied doch ſchon im nächſten Jahre definitiv ver Sieg Jourdans bei Fleurus 
(26. Mai 1794) über das dfterreihifhe Heer unter dem Prinzen Joſias von 
Sachſen-Koburg das fernere Geſchick dieſer Provinzen, um nicht mehr unter das 
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Szepter des Hauſes Lothringen-Habsburg zurückzukehren. Während die franzöſiſche 
Republik in den eroberten vereinigten Niederlanden nur eine Tochter-Republik (vie 
bataviſche) zu organifiren wagte, wurden die belgifhen Provinzen mit Einſchluß 
des Bisthums Lüttich dur das Geſetz vom 9. Vendemiaire Jahr IV. (1. Oftober 
1795), nod lange vor dem Wriedensfchluffe mit Defterreih, vollftänvig dem 
Zerritorialbeftande des franzöfiichen Staatsgebiets einverleibt und in 9 Departe- 
ments deſſelben vertheilt. Nad) den wiederholten Nieterlagen in dem glänzenpften 
Feldzuge Bonaparte's (1796) fonnte Defterreih in dem Präliminarvertrage zu 
Leoben (April) und dem definitiven Friedensſchluſſe zu Campo-Formio (17. Oktober 
1797) Belgien und vie Yombarbei nur aufgeben und fich für befriedigt durch ven 
Erſatz einiger Theile der aufgelöften Republik Venedig erklären. 

Neunzehn Jahre blieb nun Belgien mit Frankreich in allen Umgeftaltungen 
der Direktorial-, Konfular- und Kaifer-Regierung vereint: ein ausreichender Zeit 
raum, um durch die Macht und den glänzenden Eindruck der ſtets fiegreichen und 
in alle fozialen Berhältniffe einpringenvden Politif Napoleons fo mande nationale 
Intereffen in rein franzöfifche übergehen zu lafjen. In ven höheren Ständen wurde 
felbft das Gefühl für vie vaterländiſche Sprade und Piteratur durch die franzöfifche 
faft völlig verdrängt. Der gemeinfchaftliche Kampf der Hauptmächte Europa’s gegen 
das zu drückend geworbene Uebergewicht des franzöfifhen Kaiſers (1813—14) 
entichied auch über vie fernere politiiche Geftaltung Belgiens. In dem zweiten, 
pritten und fechsten Artikel des erften PBarifer Friedens (30. Mai 1814) wurden 
die von Franfreich getrennten belgifchen Provinzen den fiegreichen verbündeten 
Mächten zur Berfügung geftellt, indem gleichzeitig das zur vollen Souveränität 
in den Niederlanden erhobene Haus Dranien nody die Ausficht auf eine Vergrö- 
ßerung des Staatögebietes erlangte. Defterreich hatte für feine ehemaligen Verlufte 
jenjeits des Rheins bereits eine überreihe Entſchädigung in Nord-Italien, Deutſch— 
land und Dalmatien erlangt. Die Anfprüdhe anderer Mächte auf die trefflich 
gelegenen und reich ausgeftatteten belgifhen Lande wurben eben fo, wie die Ver— 
pflanzung des Königs von Sachſen nad Belgien für die vollſtändige Refignation 
auf fein Stammland, durch vie Rivalität in ver Politif der europäifchen Groß: 
mächte abgewehrt. Aber bereits im Juni 1814 wurde in den Konferenzen ver 
Minifter der bei dem Friedensſchluß in Paris betheiligten Mächte der Verſuch zu 
einer Bereinigung ver belgiſchen Provinzen mit den Niederlanden berathen. Graf 
Clancerty, der britiihe Gejandte im Haag, erhielt ven Auftrag, tie Verhandlung 
darüber mit dem fouveränen Fürſten der Niederlande weiter zu führen. In dem 
daraus hervorgegangenen Vertrage vom 21. Juli 18141) wurbe in 8 Artikeln bie 
Bereinigung ber Niederlande mit Belgien vergeftalt innig und vollftändig 
beſchloſſen, daß beide Länder fortan einen einzigen Staat bilden, und nad ber 
inzwiichen in ven Niederlanden jchon eingeführten Berfaffung vom 28. März 1814 
regiert werden follten, wobei jedoch Mopifitationen der Berfaffung in übereinftim- 
mendem gemeinfchaftlichem Interefie vorbehalten wurden. Es war aber bereits nad) 
diefem Vertrage ausdrücklich feftgeftellt, daß jedem Kultus ein gleiher Schuß und 
ven Anhängern verſchiedener Olaubensbekenntniffe, ohne Rückſicht auf viejelben, 
Zulaffung zu den öffentlichen Aemtern zugefichert bleibe; daß ferner abwechjelnd 
die geſetzgebenden Berfammlungen in einer holländiſchen und dann wieder in einer 


1) Abgedrudt bei Martens, Supplem, au recueil des traitds, vol. Il. p. 38—40. 
Diefer © ift aber auch ald ein wejentlich nothwendiged Annexum unter Anhang X ber 
Binalafte des Wiener Kongrefjes vom 15. Juni 1815 beigefügt. 
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belgiſchen Stabt gehalten werben jollten. Alle Hanvelsvortheile mit Einfchluß der 
Kolonieen jollten gleihmäßig von dei Hollänvern und Belgiern genofjen werben, 
die Berzinfung der beiderfeitigen Schulden dem allgemeinen Schate der vereinigten 
Nieverlanvde zufallen und eben fo alle Koften, welche zum gemeinjhaftlichen Beften 
für die Feſtungen und die Sicherheit des Staates zu tragen wären. 

Diefe vorläufige Vereinigung Belgiens mit den Nieverlanden wurde durch 
den Bertrag vom 31. Mai 1815 2) zwijchen den Großmächten und den Niever- 
landen in eine definitive umgeftaltet, inbem ver vereinigte Staat als ein 
Königreih der Niederlande anerkannt wird, in der Erbfolge Wilhelms 
von Naffau-Oranien, ver die Königsreihe wieder als Wilhelm I. beginnt und 
ihon feit dem 16. März 1815 ven königlichen Titel angenommen hatte, Derjelbe 
Fürſt erhielt aber auch nody außerdem das Großherzogthum Luremburg als cine 
Entſchädigung für feine Erbanfprüde auf die Fürſtenthümer Naffau-Dillenburg, 
Siegen, Hadamar und -Dietz, jedoch unter ver ausprüdlihen Bedingung, daß 
Luxemburg zu ten Staaten des deutſchen Bundes gehören, umd für vafjelbe vie 
Erbfolgeorbnung nad dem naſſauiſchen Erbverein von 1783 zu Gunften des Her- 
zogs von Naffau aufrecht erhalten werben folle. Die Schlußakte des Wiener 
Kongreffes vom 9. Juni 1815 enthält in 9 Artiteln (65—73 incl.) Beftim- 
mungen für das Königreich der Nieverlanve und das Großherzogthum Luremburg, 
welche vie obengenannten Berträge nad ihrem wefentlihen Inhalte wiederholen 
und die genauere Bezeichnung der Grenzen gegen die Nachbarſtaaten feftftellen. 
Schon wenige Tage darauf mußte das neue Königreich die ernftefte Probe feines 
fünftigen Beftehens in ver Nähe feiner Hauptſtadt aushalten, da ver aus Elba 
zurüdgelehrte Kaifer Napoleon ven legten Entſcheidungskampf auf den nördlich von 
der Sambre gelegenen alten Schlachtplägen (16. bis 18. Juni 1815) gegen 
Wellington und Blücher ausführte. Der Sieg bei Belle-Alliance garantirte zwar 
damals die politiihe Sicherheit des Königreichs nad Außen, aber ſchon einige 
Wochen fpäter zeigte ſich im inneren Verbante ver Keim des Verderbens. Die 
Mopififationen des DVerfafjungsentwurfes vom 28. März 1814 wurden von den 
niederländiſchen Abgeordneten leicht genehmigt; dagegen auf der zu diefem Zwecke 
nad Brüffel auf ven 8. Auguft 1815 einberufenen Berfammlung der Notabeln 
erklärten fih nur 527 fir viefelben, während 796 entichieven vie Annahme ver: 
weigerten, unter diefen 126 mit der mildernden Klaufel, „daß fie ohne vie darin 
vorsommenden Artikel über die Gleichftelung der Kulte, welche fie mit ihrem 
Gewiſſen richt vereinigen könnten, die Verfaſſung nicht gemißbilligt haben würden”. 
Allerdings fonnte der fanatifche Geift des belgifchen Alerus den Gedanken an eine 
völlige Gleichftellung der proteſtantiſchen Kirche mit der katholiſchen auf belgiſchem 
Boden nit ertragen: er fchürte feine treuen Anhänger zum Haſſe gegen ven 
ausländiſchen Berfaffungsentwurf mit der Beſorgniß, wie vie Evaugeliſchen bei 
allen öffentlihen Aemtern in Belgien ven Vorzug erlangen, aber auch mie vie 
große Schulvenlaft der Holländer, die nicht völlig Haren Verhältniſſe der Marine 
und Kolonieen, vie koftipieligen Deihbauten in ven nördlichen Landſchaften des 
neuen Reiches, alle Staatslaften außerordentlich fteigern würben. Die gleich an— 
fänglid) unverfennbare große Mifftimmung im belgischen Volfe wurde noch ftärfer 
gereizt, als Wilhelm I., geftügt auf vie zwingende Macht der nur wenig von 





2) Abgedrudt bei Martens, Supplem au recueil des traites, II. p. 327—332. — 
ae Sammlung der Berfaffungen und Grundgefebe Europa's, Königsberg 1850. Bd. I1, 
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Brüffel entfernten Heere der Berbünbeten, die Berfaffung am 24. Auguft 18153) 
janktionirte, weil fie von ven holländiſchen Abgeorpneten einftimmig und überbies 
von 527 Notabeln aus den jüplihen Provinzen angenommen wäre, alſo unbe- 
zweifelt ven Gefinnungen und Wünſchen ver großen Mehrheit ver Nation ent- 
ſpräche. Aber König Wilhelm verfannte fhon damals nicht die gewichtvolle Bedeu— 
tung dieſes erften Zwieipaltes, denn in feinem Erlaß zur Bekanntmachung ver 
Verfaſſung wies er ald Schug für die Aufrechterhaltung „der angegriffenen Artifel 
über den Gottesdienſt und die Gleichftellung feiner Belenner auf die Verträge 
mit den europäljhen Mächten bin”. „Sie wären nad ven Grundfägen feftgejtellt, 
weldye jene Souveräne in das europäifhe Staatenfyftem eingeführt hätten: fie 
fünnten aus der niederländiſchen Verfaſſung durchaus nicht wegfallen, ohne den 
Beſtand der Monarchie in die Waagſchale zu legen und die Garantie des Reichs 
zu verminbern. 

Der Territorialbeftand des Königreichs erhielt für Belgien noch einen Zuwachs 
durch den zweiten Parijer Friedensvertrag (20. November 1815), da ein an 
Mineralprodukten recht ergiebiger Landſtrich (zwiſchen Hennegau und Namur) in 
den Ardennen fammt den Feſtungen Marienbourg und Philippeville und die Sou— 
veränität über das unter ver Mediatherrſchaft des Fürften von Rohan-Montbazon 
ftehende Herzogthum Bouillon (zwifhen dem Großherzogthum Luremburg und ver 
Champagne) von Frankreich überlaffen werden mußten. Aber die innere Mifftim- 
mung des belgiſchen Volkes nahm bald einen entjchievdeneren Charakter an, und 
zwar in boppelter Richtung, in der nationalen und fonfeffionellen. Obwohl vie 
Delgier nad dem numerifhen VBerhältniffe um mehr als eine Million Seelen vie 
Holländer überragten (im Jahre 1816 bei 3,210,700 Belgiern nur 2,016,157 
Holländer), jo wurde doch in den höheren DVerwaltungsämtern, in ben biplo- 
matiihen Stellen, in der Oeneralität und dem höheren Dffizierstorps faum ein 
Fünftel geborne Belgier angeftellt. Die konfejfionellen Streitigkeiten nahmen bei 
ber entjchiedenen Feindſeligkeit des Fatholifchen Klerus daher immer mehr und mehr 
einen getrübten Charakter an, indem auch die umverfennbarften Reformen und 
außerordentliche Unterftiigungen von Seiten der Regierung ſtets verbächtigt und 
zur Aufreizung gegen König Wilhelm und fein Minifterium gemißbraucht wurben. 
Der Biſchof von Gent wagte bereitd 1816 den Pfarrern feiner Diözefe zu ver: 
bieten, irgend einem Belgier die Abjolution zu ertheilen, welder dem Könige und 
deſſen religionsfeindliher Berfaffung den Eid ver Treue gejchworen -hatte. In 
feiner Schrift „Jugement doctrinal* erklärte verjelbe Biſchof (1817), „daß wenn 
die Berfaffung allen chriftlihen Konfeffionen gleihen Schu verfpräde, dies nichts 
Anderes heiße, als daß man den Irrthum eben jo wie die Wahrheit jdhüten 
wolle“: „daß durch die Beſchwörung der Verfaſſung, wenn dieſelbe einem 
Souverän, der ſich nicht zur Tatholifhen Kirche befennt, des Recht der höchſten 
Auffiht über den Neligionsunterricht zumeift, das beiligfte Recht ver katholiſchen 
Kirche verrathen wird." Der Staatsprozeh gegen dieſen Bifchof, feine Flucht nad) 
Frankreich, feine Kontumazial-VBerurtheilung vor den Aififen in Brüſſel fteigerten 
die allgemeine Gährung noh in hohem Grade (1817—18) und ließen ſchon 
damals einen faum zu vermeidenden Bruch zwifchen ven beiven Haupttheilen des 
noch nicht befeftigten Staatsverbandes beforgen, der zwar durch die ernfte Ver— 
mittlung der Regierung verzögert, aber nicht mehr geheilt werden fonnte. Dazu 
famen die höheren finanziellen Anforderungen für vie fehr ftarfen niederländiſchen 


3) Vollſtändig abgedrudt in meiner Sammlung, Bd. Ir. S. 185—209. 
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Staatsfhulden, für die Marine und umfangreihe Wafjerbauten, vie Bejchrän« 
kungen der Preffreiheit, um nicht täglich ven maßlofen Angriffen ver ultramontanen 
Zeitungen und Flugſchriften ausgefegt zu fein, während vie Vortheile ver Belgier 
aus dem erweiterten Handelsverkehre, aus der kräftig emporblühenden Inbuftrie, 
aus dem gehobenen Ader- und Bergbau, mit gleichgültigen Augen nur als vie 
natürlichen Ergebniſſe des wieder hergeftellten europäifchen Friedens angejehen 
wurden. Die Beihränfung der franzöfifchen Sprahe (1819), die Begünftigung 
der holländiſchen Sprade für vie üffentlihen Akte (mit dem 1. Ianuar 1823) 
und Lehranftalten, fteigerten täglich die Erbitterung in allen Klaſſen des Volkes. 
Nah dem Tod des Bifhofs von Gent im Auslande (Juli 1521) wurde feine 
Berfolgung als die eines Märtyrers für die gerechtefte und heiligfte Sache dem 
Volle vorgeftellt, und immer uffener zeigte fi in allen Angelegenheiten die Wider— 
jeglichfeit des Klerus und feiner treuen Anhänger. Namentlich ergaben die Kammer: 
verhandlungen bei ven Bubgetfragen eine faft einftimmige Oppofition ber belgiſchen 
Abgeorpneten. Die gereizte nieverländifche Regierung ging jett auch ihrerfeits über 
die Grenzen einer umfichtigen und ven eigenthümlichen Auftand ver konfeſſionellen 
Berhältnifie angemefjen beurtheilenvden Berwaltungspolitit hinaus. Es erfolgte eine 
königliche Verordnung (Mai 1825), nach welder in Zukunft feine Schule ohne Bewil- 
ligung ver Regierung errichtet werben, alle ohne Genehmigung der Regierung beftehen- 
den Schulen mit dem 1. Dftober 1825 geſchloſſen und alle Lehrer feruerhin von der 
Regierung ernannt werben follten. Faſt gleichzeitig wurde die Errichtung eines 
königlichen Rollegiums zu Löwen für die zum geiftlihen Stande beftimmten Katho— 
liten angeoronet. Der Bifhof von Namur erwieberte darauf mit der Drohung, 
bag er die im dieſem Kollegium ausgebilveten jungen Leute in feiner Diözefe nic- 
mals zur Ordination als Geiftlihe annehmen werde, und felbft der Biſchof von 
Mecheln, das Haupt der Yanvestirche, objhon vom Könige zum Kurator der neuen 
Lehranftalt ernannt, ftimmte dem feindlichen Auftreten feines Suffraganbiſchofs 
gegen vie Regierung volltommen bei. Noch heftiger griff die Hlerifale Oppojition 
die königliche Ordonnanz vom 22. März 1825 an, welde bie Anftellung aller 
nieberländifhen oder belgiihen Staatsangehörigen, die nad dem 1. Oktober 1825 
auf einer ausländiſchen Yehranftalt philojophifche oder theologiſche Studien getrieben, 
in irgend einem Amte, namentlich aber in einem geiftlichen, verbot: „venn man 
müfje enblid die jungen Leute der Gefahr entziehen, auf ausländiſchen Lehranftalten 
mit Grundſätzen vertraut zu werben, welche dem wahrhaften Intereſſe des Vater: 
landes widerſtreben.“ 

Der Abſchluß eines Konkorvates mit dem römischen Stuhle, welches auf ven 
beſondern Wunſch des nachgebenden Königs Wilhelm I. vurd Graf ve Gelles am 
18. Juni 1827 vermittelt war, gewährte ftatt Beruhigung ver Gemüher nur nod 
größeren Antrieb zum Zwiejpalt der Parteien. Selbft das Minifterium widerrieth 
dem Könige die Bejtätigung des Konkorbates, die dennod am 25. Juli 1827 zu 
Drüffel erfolgte; die Holländer wollten in diefem kirchlichen Vertrage eine Ueber— 
ſchreitung der Verfaffung erkennen, vie Belgier hielten ihn vagegen noch für un- 
genügend zur Behauptung ihrer kirchlichen Nechte. — Die Bollziehung des Kon— 
lordates kam deßhalb nicht zu Stande, die gegenfeitige Grbitterung wurbe immer 
ftärfer, zahlloſe Adreſſen und Petitionen veizten in allen Provinzen die Volksmaſſe 
zu Angriffen, welhe auch nicht die Umverleglichkeit der Perfon des Aönigs mehr 
ihonten. Die Vorlage des zehnjährigen Budgets und eines Gejeges über die Tilgung 
der Staatsfhulden wurde durd die im Sinne der belgifhen Oppofition errungene 
Majorität in ven Generalftaaten verworfen (Mai 1829). Bei der neuen Ein: 


8 Helgien. 


bringung dieſes Budgets in ben wieder verfammelten Generalftaaten (Oktober 
1829) ſah fih König Wilhelm I. bereits zu der abwehrenven Aeuferung genöthigt 9): 
„Dem Staate droht eine gewaltjame Bewegung, ich werde nichts verfäumen, ihr 
zuvorzufommen, und fie im Notbfalle unterprüden. Unter ven Beſchwerden find 
viele, die ich algeftellt habe, andere, welche meine Ueberzeugung mid nöthigt, als 
ungegründet abzuweifen, und noch andere, welche ver Gegenftand meiner ferneren 
Aufmerkfamkeit fein werden. Ich werde alles bewilligen, was mein Gewiſſen mir 
erlauben wird; aber nie wird für die Schmähungen einer ungeftümen Wuth, noch 
für unpafjende orberungen die Zeit fommen, wo ich ihnen werde nachgeben 
können." Das ordentliche Budget auf 10 Jahre wurde jet zwar mit einer Majo- 
rität von 15 Stimmen in der zweiten Kammer bewilligt, das anferorbentliche 
Budget erlangte jedoch nur die zweidentige Majorität einer einzigen Stimme. 
Die belgiſche Oppofition feierte ven Sieg über die Machtloſigkeit der Regie 
rung, die fih auch in der Aufhebung des vor 5 Jahren gegründeten Kolle- 
giums zu Löwen manifeftirte (9. Januar 1830). Sie fühlte fih dadurch ermuthigt 
zur Berboppelung ihrer Angriffe, fie forderte nun ungeftümer die VBollziehung des 
Konkordats, Schuß der freien Preffe, Freiheit des Unterrichts, freien Gebrauch der 
franzöſiſchen Sprache, gleiche Vertheilung ver Aemter zwifhen Holländern und 
Belgiern und Publicität der Gemeindebudgets. Unter ſolchen Gährungswirren Ton- 
fejfioneller und nationaler Anfeinvung brach in dem benachbarten Yranfrei die 
Julirevolution 1830 aus, Die rafche Befriedigung aller Forderungen ber dor— 
tigen Oppofition durch die neue Dynaſtie Orleans und die Erweiterung der 
charte constitutionelle erhöhte vie Mifftimmung in Belgien auf den ftärfften 
Grad und trieb zu einem gleichartigen Verſuche der Selbfthülfe, welchen die Regie— 
rung nur durch eine entjchievene Uebermacht und tie äuferfte Anftvengung der 
nörblihen Provinzen für die Erhaltung des Verbandes mit Belgien hätte befiegen 
können. Beides fehlte, als der Aufſtand in Brüffel am 25. Auguft 1850 ausbrach, 
und in wenigen Tagen über alle großen und mittleren Städte ver belgifchen 
Provinzen ausgevehnt war. Die Trennung des politiichen Vereins beider Völker 
war jogleih zweifellos, jedoch noch nicht die Losſagung Belgiens von der Regie 
rung des Haufes Naffau-Dranien. Es zeigten fih in Belgien nicht unbedeutende 
Parteien für Wilhelm, ven Prinzen von Dranien, welcher aud ſchon früher in 
dieſem Lande eine ftärfere Sympathie als der König für ſich erworben hatte. Belgien 
follte aber jevenfall® zu einem fouveränen Staate erhoben werden und feine Ver— 
waltung in allen Beziehungen getrennt von den Niederlanden bleiben. Der Ber- 
juh, durd eine außerorventlihe Verfammlung ver Generalftaaten im Haag eine 
Ausgleihung der Wirren und Beſchwerden einzuleiten (13. bis 15. September), 
mißglüdte völlig, da die belgiſchen Abgeordneten ſchon am zweiten und britten 
Tage nad Gröffnung ver Verſammlung vie Refivenz verließen. Lüttich griff 
bereit3 den 17. September wieder zu den Waffen, Brüffel nahm 3 Tage fpäter 
den Bürgerkrieg wieder auf und eine aus acht Belgiern gebilvete proviforijche 
Regierung wurde an die Spite der Verwaltung fir das empörte Land geftellt. 
Ein jehr blutiger Kampf in und um Brüffel (21. bis 26. September) endete mit 
der Zerftörung eines Theiles ver Hauptftadt und dem Rückzuge ver königlichen 
Truppen. In wenigen Tagen waren. fülich und weftlih von Brüffel vie Land— 





) Rreiberr v. Keverberg, vom Königreich der Niederlande, aus dem Kranz. Stuttgart 
1836. ©. 366 ff. Keverberg liefert eine im Ganzen möglichſt objektiv gehaltene Darftellung diejer 
Begebenheiten, 
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haften von ven Hollänvern geräumt; nur nördlich in ver Entfernung von 4 Meilen 
von der Hauptitadt hielten fich die königlichen Truppen. Aber König Wilhelm nahm 
Anftand, durch einen neuen blutigen Kampf ven Berjud noch einmal zu wagen, 
Belgien für feine Dynaftie zu erhalten, während in Brüffel das ſtark vergoffene 
Dürgerblut auch die günftige Stimmung für ven Prinzen von Dranien in ven 
Hintergrund drängte und der überwiegenden Zahl ver Gegner das Unternehmen 
erleichterte, mit der ſicheren Siegeswaffe ver verletten fatholifchen Kirche und der 
erniebrigten Na.ionalehre Belgien wiederum vollftändig von allen Interejjen der 
nörblihen Niederlande zu trennen. 

Dereits am 4. Dftober 1830 erfolgte die Erklärung der proviforifhen Regie- 
rung in einem Dekrete von drei Xrtifeln: 1) daß die auf gewaltfame Art von 
Holland losgerifienen belgiſchen Provinzen fortan einen unabhängigen Staat 
bilden würden; 2) daß vie proviforifche Regierung ſich jo bald als möglich mit 
einem Berfaffungsentwurfe zu beichäftigen habe; 3) daß zur Prüfung, Amendirung 
und definitiven Genehmigung dieſer Verfaſſung ein Nationaltongreß einberufen 
werben folle, in welchem zugleich alle Interefien ver belgiſchen Provinzen ihre Ver— 
tretung finden müßten. Zu jpät fam jett vie Ernennung des Prinzen von 
Dranien zum Regenten Belgiens, welcher vie Verwaltung ver Angelegenheiten in 
franzöfijher Spradye führen und die Beamtenftellen nur an eingeborne Belgier 
vergeben ſollte. Die Belgier trauten jest um jo weniger ven Berheißungen ver 
nieberländifhen Regierung, als vie Anerfeunung ber Unabhängigkeit Belgiens und 
der von der proviforifhen Regierung ausgejprochenen Grundſätze, welde ver Prinz 
von Oranien öffentlich proflamirte, am 20. Dftober von König Wilhelm desavonirt 
und die Vollmacht des Prinzen als Regenten zurüdgenommen wurde. Die Ant- 
werpener Greigniffe, ver Ueberfall ver Holländer durch die Bewohner diefer Stadt 
(26. Oktober) und das darauf folgende Bombardement der Stadt von der Cita- 
delle aus durch den holländiſchen General Chafje (28. Oktober), durch welches über 
200 Gebäude und die größten, mit Waaren überfüllten Entrepots — im Werthe 
von 55,000,000 fl. holländiſch oder 110,000,000 Fres. — niebergebrannt wurden, 
tilgten auch bei ven Unhängern des Prinzen jeden Gedanken an einen Gouverän 
aus dem Haufe Dranien, ſelbſt wenn die Trennung Belgiens von ven Nieder: 
landen jest eingeräumt werben jollte. 

Unterbeffen waren die Wahlen für ven Nationalfongreß vollzogen. Bon ven 
181 Mitglievern kauen 27 auf Südbrabant, 35 auf Oftflandern, 28 auf Weft- 
flandern, 30 auf Mons (Hennegan), 18 auf Antwerpen, 10 auf Namur, 17 auf 
Limburg und 16 auf Yıremburg; kurz darauf wurde die Zahl der Mitgliever bis 
anf 200 erhöht. Bei dem Großherzogthum Luxemburg nahm anfänglich die pro- 
viſoriſche Regierung feine Rüdfiht auf fein Verhältniß zum deutſchen Bunde, 
weil es früher mit ven öfterreichifch-belgiichen Provinzen vereint gewejen war, 
und weil fie ſich dort auch ver ſympathiſirenden Stimmung ver Volksmaſſe für das 
Berbleiben bei Belgien verfichert zu haben glaubte. Die Gröffnung ves National- 
fongrefjes erfolgte zu Brüſſel am 10. November 1830; gleich in den erften Situngen 
wurden faft einftimmig dic Beſchlüſſe gefaft, daß Belgien einen unabhängigen 
Staat bilden und mit den anderen Staaten, wie eine ſouveräne Macht mit einer 
andern Macht unterbandeln folle, daß alle Staatsgewalten von ver Nation aus— 
fließen, daß das belgiſche Volk feine Rechte irgend eines Fürften auf ſich anerkennen 
würde, die älter wären als die jett zu genehmigende Berfaflung, und dag noch 
diefer Nationallongreß, nad der Annahme der VBerfafjung, vie Wahl des Dber- 
hauptes treffen und die Ordnung ver Nachfolge beftimmen jolle. Die Form des 
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Staates veranlafte allein eine längere Debatte, da die republifanifche Partei (Botter 
war ihr Führer) Alles daran feste, um für ihre Anfichten einen günftigen Erfolg 
zu gewinnen. Doc drang die Bejonnenheit ver großen Majorität durch, die jede 
andere Regierungsform für Belgien als eine monarchiſche für unhaltbar erachtete. 
In der eilften Sigung des Kongrefjes (22. November) wurde mit 174 Stimmen 
gegen 13 die erblid-monardhifch-konftitutionelle Staatsform ange 
nommen, und mit 152 gegen 35 Stimmen fiel die Entſcheidung für ein Reprä- 
jentativfyftem aus zwei Kammern. Zwei Tage darauf (24. Slovember) wurde 
mit 161 Stimmen gegen 28 5) das Haus Dranien von der Regentenwahl auf 
immer (& la perpetuit6) ausgeſchloſſen. Inzwiſchen hatten vie fünf europäiſchen 
Oropmähte ihre Konferenzen über die belgifchen Angelegenheiten zu London am 
4. November eröffnet. Ueber den Abſchluß eines Waffenftillftandes in Belgien, 
jo wie über die Trennung beider Reiche waren vie Mächte eben fo rajch einig, 
wie über die Nichtanerfennung einer republifanifchen Staatsform. Nur die Schonung 
der dynaſtiſchen Intereffen des Haufes Dranien verzögerte einen definitiven Beſchluß 
bis zum 20. Dezember: er lautete Fategoriih auf Trennung Belgiens von ven 
übrigen Niederlanden, weil der politiiche Zwed, zu welchem Belgien mit den Nieber- 
landen nad) Napoleons Sturz vereinigt worden, nit nur völlig unausgeführt 
geblieben, ſondern es jetzt auch Klar am Tage liege, daß er wegen der unbefiegbar 
feindjeligen Stimmung der nördlichen und fühlichen Provinzen des vereinigt ge- 
wejenen Staates nun und nimmermehr erreicht werben fünne. Der Proteſt des 
Königs Wilhelm I. gegen diefen Beſchluß blieb von ver Konferenz zu London unbe 
achtet: vielmehr wurde der legtere einftimmig am 28. Januar 1831 no dahin 
erweitert, daß Belgien fortan als ein völlig unabhängiger Staat für fi beftehen, 
da das Königreid der Niederlande auf den Befigftand ver vormaligen Republif 
der vereinigten Niederlande im Jahr 1790 zurüdgeführt werden, daR jebod das 
Großherzogthum Luremburg nicht zu Belgien gehören folle, weil ſolches unter 
einem anderen NRechtstitel im Befige des Hauſes Naſſau ſich befinde und fortvauernd 
einen Theil des deutſchen Bundes ausmachen müſſe. Die gegenjeitigen Enflaven 
auf holländiſchem und belgiſchem Gebiete ſollten unter Vermittelung der fünf Grof- 
mächte ausgetaufcht, und die freie Schifffahrt auf den gemeinjchaftlidhen Flüſſen 
nad Art. 108—17 der Wiener Kongreßakte aufrecht erhalten werben. 

Bald darauf ward in Brüfjel vie Wahl des neuen Königs vorgenommen, 
wobei die Operationen des franzöſiſchen Geſandten Brefion, obſchon feine Hand» 
lungen mit ven Inftruftionen des franzöfifhen Kabinets für die Konferenzen in 
London im Widerſpruch erſchienen, jo günftig auf die Stimmen der Mitglieder 
des Nationaltongrefjes eingewirkt hatten, daß am 3. Februar 1831 der Herzog 
von Nemours, zweiter Sohn des Königs Ludwig Philipp, mit 97 Stimmen unter 
192 als König von Belgien gewählt und fofort in Brüffel ausgerufen wurde. 
Nächſt ihm hatte ver Herzog von Leuchtenberg, Sohn des vormaligen Bizefönigs 
Eugen von Italien, 74 Stimmen, ver Erzherzog Karl von Defterveid 21 Stimmen. 
Die Londoner Konferenz verfagte aber jowohl für den Herzog von Nemours wie 
für den Herzog von Leuchtenberg am 7. Februar ihre Anerkennung für das König- 
thum des belgifhen Thrones, weil weder ein Prinz aus ten Dynaſtieen ver fünf 
Großmächte, noch ein Napoleonive, dieſe Würde in Belgien einnehmen vürfe. 
König Ludwig Philipp mufte demnach dieſe Wahl für feinen Sohn am 17, Februar 


5) Selbft dieje difjentirenden Stimmen waren für den Ausſchluß der oraniſchen Dynaſtie 
zur Zeit gewejen und hatten fich nur gegen den Beſchluß & la perpetuils erklärt, 
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ablehnen. Das durch die Entſcheidung der Konferenz verlegte Nationalgefühl ver 
Belgier wurde von neuem zu dem Wunfche nad) einer republifaniihen Staatsform 
aufgeregt. Da aber dieſe bei ver entſchiedenen Gegenerflärung der fünf Großmächte 
auh im Nationaltongrefje nicht durchzubringen war, jevod eben fo menig eine 
zweite Königswahl für den Augenblid Anklang fand, jo wählte ver Nationalkongreß 
eine Mebergangsform, durch melde das monarhiihe Element aufreht erhalten 
werben konnte, ohne genöthigt zu fein, einem andern, als einem eingebornen Belgier, 
proviforiih die höchſte Erefutivgewalt anzuvertrauen. Am 23. Februar wurbe ber 
Präfivent des Kongrefjes, Baron Surlet de Chofier, mit 108 Stimmen 
unter 157 zum Regenten gewählt; er follte als joldher bis zur nächſten Wahl 
des Staatsoberhaupts die Verwaltung führen, aber während ver Dauer viejes 
fonftitwirenden Nationalfongrefes feinen Antheil an ver gefetgebenvden Gewalt 
haben. Am Tage feiner Cinjegung (25. Februar) fanktionirte der Regent die neue 
von dem Nationalfongreffe paragraphenweiſe befchlofjene Verfaſſung, und verfünvete 
fie als das mit voller verbindlicher Kraft geltende Grundgeſetz für den neuen Staat. 
68 ift diefelbe Verfaſſungsurkunde ©), welche noch heute in Belgien vollftändig 
in Anwendung fteht (vgl. unten Staatsrecht Belgiens), und welche vie Kraft 
ihres dem belgifchen Volkscharakter entſprechenden inneren Gehaltes dadurch bewährt 
hat, daß fie in allen Kämpfen mit ven ultramontanen Bejtrebungen der mächtigen 
klerilalen Partei, eben jo wie in ven ftürmifchen Bewegungen ver Jahre 1848—49 
und bei den vielfachen politischen Umgeftaltungen des einflußreichen weftlihen Nach— 
barlandes, in allen ihren wejentlichen Beſtandtheilen unangetaftet geblieben: ift. 
Sie hat au für die Bildung neuerer Grundgefege in einzelnen Theilen jogar 
als Norm zur Nahahmung gedient. 

Die neue Wahl des königlichen Oberhauptes wäre in Belgien nod) länger 
bingehalten worden, wenn nicht die Konferenz zu London als lette Frift für dic 
Annahme des definitiven Beichlufjes vom 25. Januar 1831 den 1. Juni dieſes 
Jahres aufgeftellt hätte. In der Zwifchenzeit hatten die vereinten Bemühungen des 
englifhen und franzöfiichen Geſandten in Brüfjel vie Wahl des Prinzen Leopold 
von Sachſen-Coburg, als eine beſonders vortheilhafte fiir die günftigfte Ab- 
widelung ver noch jchwebenven politiihen Fragen der Belgier, anzurathen gewußt. 
Prinz Leopold, feit vem Tode feiner erften Gemahlin, der britiſchen Kronprinzeſſin 
Charlotte, in England vermweilend, der kurz vorher das Anerbieten ver griechijchen 
Königskrone ausgeſchlagen hatte, erfchien durch feinen würdigen perjönlichen Charakter 
wie durch jeine verwandtſchaftlichen Verhältniſſe mit ven mächtigften Dynaftieen, troß 
feines proteftantifchen Glaubensbekenntniſſes, als vie erwünſchteſte Perſönlichkeit, 
um noch günftigere Bedingungen von ver Konferenz zu London, als nach den 
bisherigen Beſchlüſſen verfelben, für die definitive Feſtſtellung der belgiſchen Ver— 
bältnifje zu erlangen. Es ergaben fi daher bei der Königswahl am 4. Juni 152 
Stimmen unter 196; unmittelbar nach verjelben faßte der Nationalkongreß ven 
Beihluß, die Wahl dem Prinzen Leopold unter der ausprüdlichen Bedingung anzu— 
tragen, daß berjelbe vie Verfaſſung annehme, wie fie von dem Nationalfongreffe 
beſchloſſen und vom Regenten beftätigt war; daß er nur dann erft vom Throne 
Befig nehmen dürfe, nachdem er in ver Mitte des Kongreſſes nachſtehenden Eid 
geleiftet habe: „ich ſchwöre, die Konftitution und die Gefete des belgischen Volks 
zu beobachten, die Nationalunabhängigfeit und die Integrität des Gebiets aufrecht 
zu erhalten”. Prinz Leopold ging am 26. Juni auf das Anerbieten der belgifchen 


6) Abgedruft in meiner Sammlung von Verfafjungsurfunden, Bd. II, S. 315—28. 
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Krone ein, indem er dem Beichluffe vom 4. Juni ſich unterwarf, aber daran die 
Borausfegung knüpfte, daß der Nationaltongreß die geeigneten Maßregeln treffen 
würbe zur vollftänvigen Anerkennung des neu fonftituirten Staates durch die euro— 
pätfhen Staaten. An demſelben Tage (26. Juni) ftellte die Konferenz zu London 
ein Ultimatum in 18 Artikeln zur Annahme ver definitiven Regulirung für beide 
Staaten. Der belgiſche Kongreft erklärte ſich für diefelben am 9. Juli, während 
die holländifche Regierung fie verwarf und wieder zu ven Waffen griff. Iett nahm 
Leopold definitiv die belgijche Krone an (12, Juli), landete am 17. Juli auf dem 
belaifhen Boden und hielt am 21. Juli feinen feierlihen Einzug in Brüfjel, 
indem an demfelben Tage zuerft der Regent Surlet le Chofier feine Regentichaft 
nieberlegte und König Leopold darauf feinen (oben angeführten) Königseiv in ver 
Mitte des Kongreſſes ablegte. 

Der Kampf der Niederländer wurde mit rühmenswerthem Patriotismus und 
ehrenhaftem Erfolge angefangen, aber bald durch das Gebot ver Konferenz ver 
Großmächte (23. Auguft) aufgehalten. Ein neuer Friedensvertrag in 24 Artikeln 
wurde am 15. Oktober von den Abgeorbneten der Großmächte zu London unter- 
zeichnet, zugleich mit der Erklärung, daß die fünf Großmächte fi aller ihnen zu 
Gebote ftehenden Mittel bedienen würden, um biefen Frieden durchzuführen, und 
jeden neuen Ausbruch des Kampfes auf belgifchem oder nieverländifchem Gebiete 
zu verhindern 7). Die inzwifchen verfaffungsmäßig gemählten beiden Lelgijchen 
Kammern, der Senat aus 51 Mitglievern, die Kammer ver Repräfentanten aus 
102 Abgeorpneten gebilnet, nahmen, wenn auch nicht mit großer Majorität, am 
1. und 5. November die 24 Artikel ver Konferenz zu London an, worauf bereits 
am 15. November 1831 ein Friedens- und Freundſchaftsvertrag zwifchen König 
Leopold und den fünf Großmächten abgejchloffen wırde. König Wilhelm von ven 
Niederlanden hielt vagegen feine Zuftimmung zu dieſen Artikeln mit ver hart— 
nädigften Entſchloſſenheit zurück, in welcher ihn eine faft beijpiellofe Hingebung 
und Aufopferungstreue des niederländiſchen Volks unterftügte. Im darauf folgenden 
Jahre wurde indeß das ſchon auf den entſchiedenen Beiftand ver britiihen Macht 
begründete Gewicht des neuen belgiſchen Staatsoberhaupts noch durch feine Ver— 
mählung mit ver älteften Tochter des Königs Ludwig Philipp (9. Auguft 1832) 
bedeutend erhöht. Wenn aud in dieſem Jahre abermals vie belgifchen Streitkräfte, 
trog der um ein Drittel ftärteren Bevölterung Belgiens gegen die Niederlande, 
auf allen Punkten im Nachtheil blieben, fo führte doch die Tripelallianz zwiſchen 
Belgien, Großbritannien und Frankreich (am 27. Oktober abgeſchloſſen) die fiegreiche 
endliche Entſcheidung herbei. Als die niederländiſche Küfte von ber vereinigten 
Flotte beider Hülfsmächte eng blofirt, der holländiſche Handel überall gehemmt war, 
als der franzöfiihe Marſchall Gerard mit feinem Hülfsheere die niederländiſchen 
Truppen über die belgiſche Grenze warf, und den legten von General Chafje mit 
bewundernswerther Tapferkeit vertheitigten feſten Punkt auf dem belgischen Gebiete, 
die Citadelle in Antwerpen, in einen Schutthaufen verwandelte (November bis 
23. December), mußte die nieberländifche Regierung ven übermädtigen Zwang 
anerfennen umd ven ferneren Kampf aufgeben. Sie hielt aber dennoch bis zur 
förmlihen Anerkennung des Königs von Belgien feft auf tie Entſchädigung durch 


7) B. C. Dumortier, la Belgique et les vingt quatre arlicles, sec. edit. Brux. 
1838. 8vo. Dom nationalsbelgifhen Standpunkte gewährt eine Mare Meberficht über die geſammte 
Entwidelung diefer Angelegenbeiten Nothomb, essai historique et politique sur la revo- 
lution Beige, Brux, 3me edit. 1834, 8vo. 
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Limburg für einen Theil von Luremburg und auf bie Betheiligung bes belgiſchen 
Bolts bei der niederländiſchen Staatsſchuld. 

Belgien ſtand jetzt gefichert unter dem Schuge der Garantie und ber Aner- 
fennung feiner Selbftftändigfeit von Seiten der fünf Großmächte. Durch die Ueber- 
eintunft zu London (21. Mai 1833) wurde, nad YAufgebung aller feindlichen 
Mafregeln gegen die Niederlande, der Statusquo zwiſchen Belgien und Holland 
bis zum Abſchluß eines Definitivvertrages von ven Großmächten fejtgeftellt, wonach 
der weftliche Theil von. Luremburg bis auf den Rayon der Feftung Luxemburg 
vorläufig bei Belgien verblieb. König Leopold konnte nunmehr ruhiger zujehen, 
wenn die Verhandlungen der Konferenzen zu London nicht felten unterbrodhen wurden, 
wenn bisweilen von anderen Orten, von dem Hoflager einer der Großmächte oder 
von ven Zufammenkünften mehrerer Monarchen neue Vorſchläge zur Ausgleihung 
für viefelben einliefen; die belgische Regierung konnte inzwiſchen ziemlid ungeftört 
der inneren Gntwidelung und Konfolivirung ver lange Zeit aufgerüttelten Ver— 
hältnifje ſich hingeben. 

Nachdem endlich König Wilhelm I. ſich entſchloſſen hatte, das weſtliche Luxem— 
burg gegen ein volles Aequivalent im belgiſchen Limburg aufzugeben, verlangte 
er wiederum, daß dieſer Theil von Limburg der niederländiſchen Krone als unbe— 
dingtes Eigenthum zufallen, und frei von allen Beziehungen zum deutſchen Bunde 
dem Königreich der Niederlande einverleibt werden ſollte. Belgien war an ſich 
gegen dieſe Forderung nicht eingenommen, nur beſtand es darauf, daß der deutſche 
Bund und die Agnaten aus dem herzoglichen Haufe Naſſau wegen ihrer vertrags— 
mäßig anerfannten Anrechte auf den an Belgien fallenven Antheil des Großher— 
zogthums Luremburg, wofür eben Limburg von Belgien als Entſchädigung dargeboten 
wurbe, ihre ausprüdlihe Zuftimmung zu dem Umtauſch geben mitten. Die Ber- 
handlung darüber wurde mit großer Saumfeligfeit geführt, bis daß vie deutſche 
Bundesverfammlung am 18. Auguft 1836 folgenden Beſchluß faßte: Der veutjche 
Bund verfagt feine Zuftimmung zu jeder Abtretung eines Theiles des Großher- 
zogthums Luremburg, die ohne Territorialentihärigung für den deutſchen Bund 
ftattfinden jollte, aber er erflärt, daß er in Berückſichtigung des für vie nafjauifchen 
Agnaten abgegebenen Antrags mit den proponirten Territorialentihädigungen unter 
der Bebingung einverftanven fein wolle, daß vie belgiſche Regierung ſich verpflichte, 
keine Befeftigungen in dem ihr abgetretenen Theile von Luremburg anzulegen und 
namentlidy nicht die Stadt Arlon zu befeftigen. Aber varauf blieben abermals vie 
Berhandlungen über ein Jahr liegen, bis die Generalſtaaten im Haag, bei dem 
unverbältnigmäßig großen Aufwande für das niederländiſche Kriegsheer, fo lange 
das Berhältnig mit Belgien nicht zum vollen Abſchluß fam, von ihrer Regierung 
die fchnellere Herbeiführung dieſer frienlihen Ausgleihung ernft verlangten (Januar 
1838). Da Preußen, Rußland und Großbritannien gleichzeitig dazu angelegentlichft 
mahnten, jo gab endlich König Wilhelm nah, obſchon mit aufgeregter Mahnung 
gegen vie Folgen einer ſolchen principlofen Politik, und willigte aud) feinerfeits 
in die Annahme ver oben angeführten 24 Artifel (März 1838). Die Konferenz 
zu London trat jevody erft wieder im Juli 1838 zufammen, neue Reibungen ent- 
ftanpen über die Quanta der zu theilenden niederlänvifhen Staatsfhulden, neue 
Rüftungen erfolgten von belgiſcher und nieverländifcher Seite: aber ver finanzielle 
Schwerpunkt empfahl doch zulett den beiden geſetzgebenden Gewalten, in Belgien 
wie in den Niederlanden, gegenjeitig nachzugeben (März 1839), und lieber fleine 
Summen für einen längeren Zeitraum zu zahlen, als durch den ungemwiflen Fries 
denszuftand den Staatshaushalt für eine übermäßige Heeresmacht zu erjchöpfen. 
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Der definitive Frieden zwifchen ven Niederlanden, Belgien und ven Großmächten 
wurde am 19. April 1839 zu London unterzeichnet: vie Auswechjelung ver gegen- 
feitigen Ratififationen erfolgte am 8. Juni viefes Jahres. Die Betheiligung Bel: 
giens an der niederländiſchen Staatsfhuld wurde auf eine jährliche Rente von 
5,000,000 fl. holländiſch (2,872,222 Rthlr. preußifch) feftgeftellt, vie jedoch nicht 
für den Zeitraum von 1831 ab gezahlt werben, ſondern erft vom 1. Januar 1839 
ab fällig fein follte. Der Hafen von Antwerpen follte wie bis zum Jahr 1830 
nur ald Handelshafen gebraucht werben. Gleichzeitig hatten auch Defterreih und 
Preußen im Namen des deutſchen Bundes bei der Konferenz zu London ihre Zur 
ftimmung zum Austaufch der luremburgijchen und limburgiſchen Antheile gegeben, 
die deutſche Bundesverſammlung beftätigte dieſen Beitritt durch einen Beſchluß vom 
11. Mai 1839. Das jogenannte Youremburg Frangais, d. h. die weftliche etwas 
größere Hälfte des Großherzogthums Luremburg mit Einfchluß der Gebiete von 
Birtou, Urlon, Bastogne und Houffalife, ein Territorium von 66 Quadratmeilen 
mit 149,571 Seelen im Jahr 1838, wurde an Belgien abgetreten. Dagegen erhielt 
König Wilhelm in der Provinz Limburg das Land auf dem rechten Ufer ver Maas, 
nebſt Maftricht in einem Umfreife von 1200 Toiſen auf vem linfen Ufer, überbies 
im nördlichen Theile diefer Landſchaft noch einige Bezirke auf dem linken Ufer bis 
Deert, zufammen ein Territorium von 40 Quabratmeilen, anf welhem im Jahr 
1838 147,527 Seelen wohnten, fo daß alfo die Ausgleihung in ver Bevölkerung 
ziemlich genau zutraf, und die größere ruchtbarfeit und Kultur des Bodens für 
den Unterſchied des geringeren Flächeninhalts in Limburg entſchädigte. In einem 
Dertrage mit König Wilhelm vom 27. Juni 1839 (zu Wiesbaden) entjagten bie 
Agnaten des herzoglichen Haufes Nafjau für vie Summe von 750,000 fl. holländiſch 
allen ihren Anfprühen auf den von der niederländifhen Regierung erworbenen 
Antheil von Limburg, indem fie ſich nur ihr agnatifches Erbrecht auf das in engeren 
Grenzen erhaltene Großherzogthum Yuremburg vorbehielten. Der Vorſchlag ver 
niederländifchen Regierung, die Feſtungen Maftriht und Venloo der niederländiſchen 
Krone ausjchlieglid vorzubehalten, aus dem übrigen nieverländijchen Limburg aber 
ein bejonveres Herzogthum zu bilven, das zwar mit der niederländiſchen Verfaſſung 
und Verwaltung in allen Beziehungen vereint, doch gegen den deutſchen Bund in 
diefelben Verpflichtungen der Gelpbeiträge und Matrikularfontingente wie das abge- 
tretene Luxemburg geftellt werben follte, wırde am 5. September 1839 mit Stim- 
meneinhelligleit von ver deutichen Bundesverfammlung angenommen, und damit 
der neunjührige Streit über die allgemeine Anerfennung des neuen Königreichs 
Belgien in feinem heutigen Territorialbeftande beendet. 

Untervejjen hatte die Negierung König Leopolds, der ganz in bie Intereffen 
feines Volkes einging und mit großer Milde und Umficht ven Parteigeift zu ver- 
jöhnen wußte, an Popularität gewonnen, Die Verwaltung war national geworben ; 
die in dem Art. 139 der Verfaſſung in Ausficht geftellten Gejege über vie Ein— 
richtung ver Gejchwornengerichte, eine entſprechende Organijation des Gemeinde 
wejens, nothwendige Reformen im Staatshaushalt, im Unterrichtswejen, in ber 
Provinzialverwaltung, eine freiere Organifatiou des Militärweſens, waren mit 
Ernft von der Negierung in den nächſten Jahren vorbereitet und großentheils bis 
zum April 1836, bei gegenjeitigem Entgegenkommen des Königs und ver geſetz— 
gebenven Gewalt in beiden Kammern, ind Yeben geführt. Die konfejfionellen Rei- 
bungen mit der Negierung fanden feinen Plag mehr, da die römiſch-katholiſche 
Kirche das ausfchlieglihe Glaubensbelenntnig der überwiegenden Mehrzahl bes 
Volkes bildete, der König zwar für fi der proteftantifhen Kirche angehörte, aber 
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feine Gemahlin aus der Dynaſtie Orleans gewählt und die Erziehung feiner Kinder 
in der vorherrſchenden Landeskirche beſtimmt hatte, 

Die Givillifte des Könige warb verfaffungsmäßig für die Dauer feiner Negie- 
rung am 28. Yebruar 1832 auf die Summe von 2,750,000 France feftgeftellt. 
Für die männlihen Nachlommen der königlihen Dynaftie wurbe als dauernde 
Auszeihnung der beiten nächſten Prinzen von Geblüt durch das Geſetz vom 
16. Dezember 1840 beftimmt, daß der Kronprinz den Titel des Herzogs von 
Brabant und ver nächſtgeborene Prinz den des Grafen von Flandern führen 
fol, und daß beive Titel nad) dem Rechte der Erftgeburt vererben, mithin für bie 
Zukunft jedesmal der belgiſche Thronerbe Herzog von Brabant heißen fol. Die 
wenig erheblihen Beränverungen des Grundgeſetzes in ber Zahl ver Abgeord— 
neten und Senatoren (1847), jo wie die Feftitellung des allgemeinen Wahlcenjus 
auf 40 Francd werben unten bei ver überfichtlihen Darftellung des Staatsrechts 
näher erörtert. — Die fernere Regierung des Königs Leopold geftaltete fich bis 
zu dem gegenwärtigen Augenblide als eine recht gebeihlihe für alle Interejjen 
des Yandes, wie denn auch das perfünliche Vertrauen und vie allgenieinfte Hoch— 
ahtung für ven Lanvesfürften bei der fünfundzwanzigjährigen Jubelfeier feiner 
Regierung, bie im Juli 1856 begangen wurde, fi auf das wärmfte ausſprach. Die 
Herifalen und liberalen Fraltionen des Landes haben inzwifchen ihre Parteilämpfe 
wieder lebhaft angeregt, namentlich über bie Frage des allgemeinen Unterrichts, 
über vie biſchöfliche Aufficht vejjelben und über vie freiere Stellung der Univerfi- 
täten, worüber bei ver letten Anrepvebatte (November und December 1856) in 
beiven Kammern angelegentlichft geftritten wurbe. Der Ausgang folder Kämpfe 
wird, wie aud in früheren Jahren, nicht jelten durch Minifterwechfel auf kürzere 
Zeit bejeitigt, um dann wieder um fo Fräftiger hervorzubrechen, aber in ber poli- 
tiſchen Stellung des Königs wirb dadurch nichts geändert. — Geine Che mit ver 
Königin Luife wurde durch den Tod derfelben am 11. Oftober 1850 aufgelöft : 
es find zwei Söhne und eine Tochter zurüdgegeblieben, ver ältefte Sohn ftarb 
1834 ſchon in feinem erften Lebensjahre, Leopold Herzog von Brabant, geboren 
den 9. April 1835, ift feit dem 22. Auguſt 1853 mit der Erzherzogin Marie, 
Toch ter des verftorbenen Erzherzogs Joſeph von Defterreih und Palatinus von 
Ungarn, vermählt. Eine Doppelheirath mit ver öfterreihifhen Dynaftie fteht bevor, 
indem bie belgiſche Prinzeffin Charlotte (geb. 7. Juni 1840) mit dem älteren 
Bruder des Kaijerd von Defterreih, dem Erzherzog Ferdinand, verlobt ift (No— 
vember 1856). Der zweite belgijdhe Prinz, Philipp Graf von Flandern, geboren 
ven 24. März 1837, ift nody unvermählt. 

Statiſtiſche Ueberſicht ®). Belgien erfreut ſich jest mit vollem Rechte des 
wohlbegrünveten Rufes, für ftatiftiihe Sammlungen und Unterfuchungen die ge— 
naueften und ausführlicften Arbeiten umter allen Staaten Guropa’s zu befigen, 
Bald nad ver Begründung des getrennten Königreihs nahm das Minifterium des 


8) Als eine ausgezeichnete topographiſche Karte des Königreichs Belgien empfiehlt fih in 
dem ausgedehnten Mapftabe von 1 auf 80,000: Nouvelle carte topographiquc de la Belgique, 
eonstruile sous la direclion de P. Gerard, Inspecteur du Cadastre, et de Ph. Van 
der Malen. Bruxelles 1841 —44. 25 U. in gr. * Dieſe Karte iſt auf der Grundlage 
der allgemeinen Landes-Triangulation bearbeitet, die ſich an die große franzöſiſche anſchloß, und 
überall find die Berechnungen des Landkatafters dabei benugt. Für den geologiichen Standpunkt 
vermweije ich auf die fo eben erichienene gelungene Arbeit von Andre Dumont, carle geo- 
logique de la Belgique, in gr. Fol. 1856, welche zugleich als Weberfichtsblatt für feine früher 
befannt gemachte größere Karte dienen kann. 
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Innern die Organifation der ftatiftifchen Arbeiten felbft in die Hand und fand 
dabei tie entſprechendſte Unterftügung von Seiten der übrigen Berwaltungsbehörben, 
uamentlih von den ouverneuren der Provinzen faft ohne Ausnahme, Die ftati- 
ftifhen Aufträge blieben bier nicht blos eine amtlich angeordnete Arbeit, fondern 
mit warmem und anhaltendem Eifer wurden die Nachrichten gefammelt, erweitert, 
fontrollirt und faft jährlich auf mehr wiſſenswürdige Objekte ausgedehnt. In Brüſſel 
felbft wurbe bald der chrenwerthe Ajtronom Quetelet die belebende Seele für vie 
wifjenfhaftlihe Ausbeute viefer Sammlungen; Xav. Heufhling erhielt im Mini- 
fterium des Innern als Divifionshef die befondere Yeitung diefer Arbeiten und 
benutzte, jet bereits feit 20 Jahren, feine amtlihe Stellung ununterbrochen, neben 
der öffentlihen Bekanntmachung der offiziellen Sammlungen wiſſenſchaftliche Ueber- 
fihten in gebrängter Darftellung für die gefammte Statiftit feines Landes zu 
liefern. Als folge find zu bezeihnen: Essai sur la Statistique generale de la 
Belgique, 1. Ausgabe, Bruxelles 1838, 2. Ausgabe 1841, Supplement zu biefer 
Ausgabe 1843; Resume de la Statistique generale de la Belgique pour la 
periode decennale 1841— 1850. Bruxelles 1855, gr. 8%. Seit dem Jahre 
1849 wurde eine befondere Gentraltommiffion fir die belgiſche Statiftif errichtet, 
welcher aud die namhafteſten ausländiſchen Statiftifer als berathenve auswärtige 
Mitgliever beigefellt find : fie wirkte wie eine wifjenjchaftlihe Behörde, um gleich. 
zeitig für die Staatsverwaltung wie für die Wiffenfchaft die möglichft größten 
Bortheile aus den ftatiftiihen Sammlungen und Unterfuhungen zu gewinnen, 
Dieje Centralflommiffion läßt zur dauernden Kommunifation, zum Austauſch der 
leitenden Anfichten, zur Vorbereitung und Begutadytung wie zur vajcheren Bekannt⸗ 
mahung der gewonnenen Reſultate ein Bulletin de la Commission centrale de 
Statistique erjcheinen, welches überdies auch die Protokolle ver einzelnen Situngen 
und allgemeine bibliographiſche Artikel über in- und ausländijche Statiftit enthält, 
mithin ein vermittelndes Organ für die gefammte ftatiftiihe Wiſſenſchaft ift: bie 
jest 6 Bände gr. 4., Bruxelles 1843—54. — Zu den erften offiziellen ftatifti- 
fhen Sammlungen gehören die Documents statistiques, recueillis et publies par 
le Ministre de l’Interieur, 6 Lieferungen, 1833—1842, gr. Yol.; demnächſt über 
die Bevölferung, ein Relev@ decennal (1831—40), Bruxelles 1842, und 
feitvem alljährlidh ein Band gr. 4. Mouvement de l’&tat civil, durch vie 
nachfolgenden Minifter des Innern: Nothomb, van de Weyer, Graf de Theur, 
Ch. Rogier, Piercot, Deveder, befannt gemacht, 1841—55, 15 vol. in gr. 4.; 
über ven Aderbau 1850, 4 vol. gr. 4., und ein Ueberfidtsband nad) den ein— 
zelnen Provinzen und Arronviffements; über die Induftrie 1850, ein jehr ſtarker 
Band in gr. 4.; über ven Handel, alljährlid durch den Finanzminifter befannt 
gemacht, Tableau general du commerce avec les pays &trangers pendant les 
anndes 1839—1855, 17 vol. in gr. 4%, 1840—56; für die Militärmacht durch 
den Generalmajor Trumper, 1852; endlich eine Generalüberfiht aller Yandesver- 
hältniſſe für einen zehnjährigen Abſchnitt 1841—50, Expose de la situation du 
royaume, periode decennale, Bruxelles 1852, ein jehr ftarfer Band in gr. 4. 
Dazu kommen noch die Arbeiten des unermüdlichen Ducpetiaug über Oefängnifje, 
milde Anftalten, Sparkaſſen, Aderbaujchulen u. j. w. 

1) Land und Bevölferung. Das Königreid Belgien in feiner gegen— 
wärtigen Ausdehnung liegt zwijchen vem 490 27° und 510 39° nörblicher Breite 
und zwijchen O0 14° und 30 44° öftliher Länge von dem Parifer Merivian. Der 
gefammte Flächeninhalt umfaßt 2,945,613 Hectares = 536,61 geographiihe Qua— 
dratmeilen, Die ausgevehntefte Yänge beträgt von Oſtende nad Arlon 56 Lieues 
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= 33,6 Meilen; die größte Breite zwiſchen Hoogftraeten und Chimay 34 Lieues 
= 20,8 Meilen. Der Boden läßt fih im Allgemeinen als eine Ebene betradyten, 
nur Ausläufer des Ardennenwaldes und der Vogeſen durchziehen einzelue Theile 
der ſüdlichen und öftlihen Landſchaften. Das feit dem 5. April 1840 angeoronete 
und vollftändig ausgeführte Nivellement weiſt als die höchſten Punkte nad: 
Baftogne, in der Provinz Luxemburg, 1515’ über der Meeresfläche bei Dftenve, 
und bie höchfte Umgebung bei Stavelot, in der Provinz Lüttich, 2040° über ver 
Meeresflähe. Die tiefften Punkte findet man in den Steinfohlengruben zu Rieux— 
bu-Goeur bei Onaregnon und in der Eſperance bei Seraing, bis auf 1500 Tiefe 
herabgehend. Die Küftenlandfchaften find durch zwei Neihen der Deiche (Außen— 
und Binnen-Polvers) fomohl gegen die Nordſee wie gegen die breit ausgedehnten 
Müntungen der einftrömenden Flüſſe geſchützt und für ven Aderbau erhalten; 
aber die Polvers nehmen nicht weniger als 50,000 Hektaren ein, d. h. faft ein 
Sechzigftel des gefammten Fläheninhaltes. Die Bewäfferung des Landes kann nur 
als eine fehr vortheilhafte für.ven inneren Verkehr und Aderbau, wie für ven 
auswärtigen Handel bezeichnet werden. Bon den beiden Hauptflüffen, die ihren 
Urfprung in Sranfreih nehmen und beide in ihrem ganzen Yaufe durch Belgien 
ihiffbar find, befigt die Schelvde auf belgiſchem Boden 172,500 Metres (gegen 
22 geogr. Meilen) und die Maas 186,180 Metres (faft 25 geogr. Meilen). Aber 
auch vie Mfer, weldhe bei Nieuport fih in bie Nordſee ergieft, bat noch einen 
ſchiffbaren Lauf von 41,350 Metres (über 5 geogr. Meilen) in Belgien. Außer: 
dem erfreut fih Belgien nod mehrerer jchiffbarer Nebenflüfje und Kanäle, ganz 
abgejeheu von den Kanälen, die nur zur Entwäſſerung des Bodens dienen. — 
Die Vertheilung des Territorialbeftandes gewährt mit Rückſicht auf die Bevölke— 
rung nad) der legten Volkszählung vom 1. Januar 1855 für die neun Provinzen 
folgende Ueberficht : 


Provinzen. Alächeninbalt Bevölkerung relativ 
in Hektaren. in geogr. DM. 1. Januar 1855. auf 1Q-M. 

1. Antwerpen 283,310 51,61 438,739 Seelen. 8,500 Seelen. 
2. Brabant 328,323 59,81 779,922 = 13,040 - 
3. Weftflandern 323,449 58,98 640,144 = 10854 =» 
4, Ditflanvern 299,787 54,61 792,312 = 14,510 = 
5. Hennegau 372,206 67,81 763,776 = 11264 = 
6. Lüttich 289,319 52,70 494,793 = 9,380 = 
7. Limburg 241,335 43,% 193,550 = 4,403 — 
8. Ruremburg - 441,704 80,17 196,074 = 2,437 = 
9. Namur 366, ‚180 66,71 285,622 = 4,282 - 


Zufammen 2, ‚945, 613 536,61 4,584,932 Seelen. 8,544 Seelen. 


Die abjolute Bevölterung hat in ven legten 15 Jahren zwar ftets zuge- 
nommen, aber nicht in gleihmähigem Yortfchreiten, am ſchwächſten in ven vrei 
Jahren 1846, 1847 und 1848. Sie betrug 1840 — 4,073,162 Seelen, 1845 
= 4,298,562 Seelen, 1850 = 4,426,202 Seelen, 1854 = 4,548,517 Seelen, 
1855 = 4,584,932 Geelen, aljo in 15 Jahren eine Vermehrung um 511,770 
Seelen, d. h. überhaupt um 12,5 Proz. der Bevölkerung des Jahres 1840, over 
im jährlihen Durfchnitte um 0,89 Proz. Die relative Bevölkerung ift für 
den gefanmten Staat genommen die ftärffte unter allen europäiſchen Staaten, 
wenn wir bie freien Städte des deutſchen Bundes ren Territorien 
ausnehmen, Mit 8500 Seelen auf eine Dun Sa Sa als doppelt 
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jo groß gegen die Gefammtbevölferung Frankreichs und des äfterreichifchen Staates, 
Mit mehr ala 3500 Seelen auf eine Quadratmeile überragt fie noch die Bevöl— 
ferung in den europäiſchen Befigungen des britiihen Staates und der Niederlande, 
Aber Dftflandern und Brabant ragen deſſen ungeachtet in der relativen belgifden 
Bevölkerung noch jo hervor, daß fie um 70 und 50 Proz. jene allgemeine des 
Königreichs Belgien überfteigen, wie ein Blick auf bie vorftehende tabellarifche 
Ueberficht der einzelnen Provinzen ausweist. Allervings zählen dieſe beiden Pro— 
vinzen auch vie meiften Bepürftigen, jene über 25 Proz., dieſe iiber 20 Proz. 
der Bevölkerung. Dir) Auswanderung büft die Bevölferung Belgiens wenig 
ein, objchon viefelbe etwas ſtärker erjcheint, als ihre jährlihe Ergänzung durch 
Einwanderung; in ven Jahren 1841—50 find aus Belgien ausgewanbert 45,470 
Perfonen, dagegen eingewandert 33,466 : aljo weniger 12,004 oder im jährlichen 
Durchſchnitte find 1200 mehr aus: als eingewandert. 

Nah ver Bertheilung ver Bevölkerung in ftäptifhe und ländliche Gemeinden, 
gehört faft genau eim Biertel den Städten an, und drei Viertel fallen auf vie 
ländlichen Ortſchaften, jevod jo, daß in ven legten Jahren die ſtädtiſche Bevölkerung 
etwas ftärfer als die ländliche, feit 1840 beinahe um 1 Proz. zugenommen hat, 
wie nachfolgende Zahlen erweifen : 


Städtifche Bevölkerung. Ländliche Bevölkerung. Summe. 
1841 1,027,544 Seelen. 3,110,838 Seelen. 4,138,382 Seelen. 
1844 1,064,419 ⸗ 3,194,007 = 4,258,426 ⸗ 
1847 1,105,057 3,233,390 4,338,447 
1850 1,134,128 E 3,292,074 ⸗ 4,426,202 E 


Unter den Städten giebt es verhältnigmäßig viele große, die über 
50,000 Seelen zählen, allervings foldye, vie fon am Ende des Mittelalters durch 
ihren gewerblihen Kunftfleig und den ausgebreitetften Handelsverkehr zu den erften 
Städten Europa’s gezählt wurden, und damals noch ftärfer bevöltert waren als 
in der Gegenwart, wie Antwerpen und Brügge. Nach der Zählung vom 1. Januar 
1855 hatte Belgien 5 große Städte über 50,000 Einwohner (Franfreih nur 10 
bei 35,783,000 Seelen, Preußen nur 7 bei 17,200,000 Seelen), nämlid Brüffel 
mit Einfhluß der Vorſtädte = 251,631 Einwohner, Gent = 115,958 Einwohner, 
Antwerpen — 96,487 Einwohner, Lüttich = 84,961 Einwohner und Brügge 
= 53,308 Ginwohner. Ueberbies ftanden noch in der Bollszahl des genannten 
Jahres drei große Städte zwifchen 30,000 und 50,000 Einwohner, Löwen, Tournah 
und Meceln; 17 Mittelftäpte mit einer Bevölkerung zwiſchen 10,000 und 30,000 
Ginwohner; 30 Städte zwiſchen 5000 und 10,000 Einwohner; envlid 31 Heinere 
Städte mit weniger ald 5000 Einwohner. — In Bezug auf die Bewegung in 
ver Bevölkerung Belgiens ergeben fih für vie zehnjährige Ueberſichtsperiode der 
Jahre 1841—50 noch folgende interefjante Nefultate. Es fanden überhaupt in 
diefem Zeitabjchnitte ftatt 298,617 eheliche Geburten und 49,580 uneheliche in 
den Städten, alſo 1 umnehelihe Geburt auf 7,0% Geburten; ferner 904,412 
ehelihe und 47,072 unehelihe Geburten in den länvlihen Gemeinden, mithin 
1 unehelihe Geburt auf 20,21 Geburten überhaupt. Für ganz Belgien erhalten 
wir demnach für 10 Jahre 1,203,029 eheliche und 96,652 unehelihe Geburten, 
d. 5. 1 uneheliche auf 13,5 Geburten, und in Bezug zur Öefammtbevölferung im 
Durchſchnittsverhältniß jährlihd 1 Geburt auf 33,15 Bewohner. Nady dem Ge: 
jhlehtsverhältniffe bei den Geburten kommen in demſelben Zeitraume 1053 Knaben 
auf 1000 Mänchen. Bei dem todtgebornen Kindern fteht das weibliche Geſchlecht, 
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wie befannt, überall in ſehr günftigem Borzuge; 1 tobtgeborn.r Knabe fam bier 
bereits auf 21,38 Geburten deſſelben Geſchlechts, während 1 toptgebornes Mädchen 
erft auf 27,2% Geburten deſſelben Geſchlechts gezählt wurde; das Durchſchnittsver— 
hältnig der Todtgebornen ohne Rüdfiht auf das Geſchlecht gewährte 1 auf 23,87 
Geburten. — Die Gefammtzahl ver Tovesfälle betrug in demſelben zehnjährigen 
Zeitranme 1,040,497, oder im jährlihen Durdfchnittsverhältniffe zur Geſammt— 
bevölferung 1 Todesfall anf 44,9% Bewohner: aber in fehr beveutenden Schwan— 
kungen für die einzelnen Jahre, namentlich fir 1849, wo die Cholera allein 23,027 
Opfer forberte, nächſtdem in den Jahren 1847, 1848 und 1846, die mit 4 big 
16 Proc. das Durdichnittsverhältnig überftiegen, während vie Jahre 1844 und 
1850 mit 10 bis 12 Proc. unter demſelben zurüdftehen. Nad) ven Provinzen fand 
in dem gleichen Zeitabjchnitte die größte Sterblichkeit ftatt in Weftflanvern (1 auf 
35,32 Einwohner) und Oftflandern (1 auf 38,90 Ginwohner), die gerinpfte in Namur 
(1 auf 54,87 Ginwohner) und in Luremburg (1 auf 50,599 Einwohner), — Die 
Geſammtzahl der neu gejchloffenen Ehen betrug für dieſe zehn Jahre 289,676, 
alfo 28,967 im jährlihen Durdfchnitte, d. i. eine neue Ehe auf 146 Ein- 
wohner. 

2) Die Nationalverfhiedenheit erhält fi in Belgien, wo gegen- 
wärtig feit faft drei Jahrhunderten feine beveutjame kirchliche Verſchiedenheit mehr 
vorherrſcht, nur durch die Sprache in den mittleren und niederen Klaffen des Volks. 
Die alt-belgiihe Spradye, aljo ein Zweig ver feltijchen, ift durd die Vermiſchung 
mit den Franken, wie die franzöfifche, Miſchſprache geworden — das Wallonifche, 
das bei der höheren Ausbildung der ihm angehörenden Volksklaſſen ſtets in das 
Franzöſiſche vollftändig übergeht. Die flamländiſche oder vlämiſche Sprache ift 
dagegen auf ver Grundlage ver friefifhen, alfo eines rein deutſchen Spradafts 
gebildet, hat nur einzelne Wörter aus dem Nachbarlande und dem alten belgijcdyen 
Stammlanvde aufgenommen und gilt nur ald ein wenig verſchiedener Dialekt des 
Holländifchen. Nach dem numerischen Verhältniſſe herrſcht noch jet die flamländiſche 
Sprade in Belgien vor, und zwar in den beiven Flandern, in Antwerpen und 
imburg, fo wie in ven brabantifchen Diftriften Brüffel und Löwen. Nach ber 
für die ſprachlichen Verhältniffe aufgenommenen Zählung im Jahr 1846 wurden 
2,471,248 Perfonen gefunden, welde das Flamländiſche als ihre Mutteriprache 
ehrten, und 1,827,141 PBerfonen, welche wallonifh oder franzöſiſch ſprachen. Diefe 
bewohnen vorzugsweiſe die Provinzen Hennegau, Lüttich, Namur, das weitliche 
Luremburg und den Diftrift Nivelles in Brabant. Die Zahl ver Deutſchen erreicht 
laum 36,000; fie wohnen, aufer in einzelnen Theilen von Luremburg, in ven 
großen Städten Brüfjel, Antwerpen, Lüttich, Oftende, Gent und Brügge. Die 
Engländer befinden ſich im noch weit fleinerer Zahl, nidyt über 4000 und vorzugs- 
weiſe auf Brüffel und Antwerpen beſchränkt. Die Spanier haben ſich abgejfonvert 
nicht mehr erhalten, und ſpaniſche Abftammung aus dem jechszehnten und fiebzehnten 
Jahrhunderte findet man in Belgien jett nur in ven Gejchlechtern franzöfijcher 
oder wallonifcher Zunge. Die lange Verbindung Belgiens mit Spanien hat auch 
weientlih auf die geringe Verbreitung der Juden im diefem Lande eingemwirkt, vie 
auch felbft während der Berbindung mit Frankreich trog ihrer politiihen Hebung 
in Belgien ſich wenig anfiedeltea; ihre Geſammtzahl beträgt bier jett nur noch 
1400, d. h. ein Jude auf 3143 Einwohner, ein fo geringes Verhältniß, wie wir 
in feinem andern Staate des mittleren und ſüdlichen Europa's finden. — Die 
fonfeffionelle Berfchievenheit hat jet fitr Belgien gar feine politifhe Geltung, va 
die Zahl ſämmtlicher Proteftanten nit über 8500 reicht, alſo mit den Juden 
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zufammengeredhnet nur 10,000 Mlatholifen der geſchloſſenen römiſch-katholiſchen 
Kirche und ihrer 4,575,000 treuen Anhängern gegenüber ftehen. 

3) Der Boden des Yandes ift für bie verſchiedenen Zweige der phufiichen 
Kultur nach folgender Mittheilung benugt: 


: Proc. des 

deliares. — E 

1. Ackerland.....1463,663. 49,7 Proe. 
2. Gartenland.1168,551. 53 
3. Wieſen247, 152. 8. 
4. Weideland . . .» 2 147,040. 50 5 
5. Wald und Gebüfhe . . . 545,365. 185 „ 
6. Flüffe, Teihe Simpfe . . 26,940. 0° „ 
7. Inland > 2 2 2 20202310,986. 106 „ 
8. Lanpftraßen, Wege und Kanäle 64,710, Fe 
9. Gebäude und äffentlihe Pläte 24,206, 08 „ 


Zufammen 2,945,613. 100,9 Proz. 


Der Ackerbau und die Viehzucht befinden ſich im Allgemeinen in Belgien 
in einem fo außerordentlihen Kulturzuftande, daß im Verhältniß zum Flächenin— 
halte, felbft wenn man die weniger fruchtbaren Provinzen Luremburg und Namur 
nicht ausnimmt, fein europäiſcher Staat aufgeführt werden könnte, welder eine 
gleid) große Produktion an den Erzeugniffen beiver Zweige der Kultur für ſich 
aufzumeifen hätte. Die Pferdezucht reicht vollftändig zum inneren Bedarfe aus, 
es wurben 1846 294,537 Pferde gezählt, darunter etwa 6,5 Proz. von fremder 
Naffe oder durch Kreuzung mit ſolcher gezüchtet: im Verhältniß zur Bevölkerung 
7 Pferde auf 100 Einwohner, over 10 Pferde auf 100 Hektares Bodenfläche. — 
Der Nindviehftamm bejtand 1846 aus 1,203,891 Stüd, darunter 680,565 Mildy- 
fühe in gutem Nahrungsziftande, d. h. eine Milchkuh auf 6,6 Einwohner. Die 
Schaafzucht ift in ver Abnahme, als eine natürliche Folge der befferen Nutzung 
des Bodens dur die Rindviehzucht bei einer relativ fo ftarfen Bevölkerung, wie 
gegenwärtig die meijten belgischen Provinzen bejigen: die Zahl ver Schaafe hat 
fid jeit 1840 bis 1850 von 774,000 bis auf 612,000 Stüd vermindert. Der 
dabrifenbevarf an Wolle wird daher feinesweges durch die inländiſche Schaafzucht 
befrierigt und verlangt jährlich eine anfehnliche Zufuhr fremder Wolle, Dagegen 
ift die Schweinezucht ftarf in allen belgiſchen Provinzen betrieben und hat ſeit 
1840 bis 1850 in dem numerischen Verhältnifje um 17 Proc. zugenommen; fie 
reiht nicht nur völlig für den inneren Bedarf aus, ſondern vermag aud im 
jährlichen Durchſchnitte 80,000 bis 100,000 Stüd zur Ausfuhr zu ftellen, davon 
drei Fünftel mindeftens jährlih nach Frankreich gehen. Ueberhaupt bezieht das 
legtgenannte Yand den größten Theil feiner Einfuhr an Nutz- und Schlachtvieh 
aus Belgien, jährlid an 8000 Pferde, an 9000 Stüd größeres Rindvieh, an 
3000 bis 4000 Stüd Kälber, 10,000 Stück Hammel u. ſ. w. Die Aderwirthichaft 
wird zum größten Theile auf jehr kleinen Grundflächen betrieben, theils von 
den Grundbeſitzern jelbft — etwa 34 Proc. der urbaren Fläche — theils von Pächtern 
auf 66 Proc. der urbaren Fläche. Unter den 201,226 Grunpbefigern, vie felbft 
wirtbichaften, ift e8 faft vie Hälfte, nämlich 96,572, die weniger als eine Heltare 
Yand, gegen 4 Morgen preußifch, unter dieſen aber wieder 74,000, die noch nicht 
2 Morgen preufifh bewirtbichaften. Nächftvem kommen 30,540 Grundbeſitzer von 
1 bis 2 Hektaren (4 bis 8 Morgen preußiich), fodann 29,146 Grundbeſitzer mit 
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2 bis 4 Hektaren (8 Morgen bis 1/, Hufe preufifch), 21,618 Grundbeſitzer mit 
4 bis 8 Heftaren (1/, Hufe bis 1 Hufe preußiſch), endlich 16,822 Grundbeſitzer 
nit 8 bis 20 Hektaren (1 Hufe bis 21/, Hufe preußifch). Nur 6345 Grundbefiger 
haben ein größeres Gigenthum von 20 bis 100 Hektaren (2/2 bis 121/, Hufe 
preußifch), und das Befisthum von 383 Gigenthümern erreicht den Flächeninhalt 
von 100 bis 150 Heftaren und noch darüber. Unter ten 371,324 Pächtern haben 
221,392 oder gegen 3/, nur eine Parcelle von 1/, bis 1 Hektare gepadhtet, und 
in ganz gleicher Abftufung, wie bei ven Grundbeſitzern, folgen vie Pächter größerer 
Parcellen bis zu einem Grundſtücke von 20 Hektaren, und wiederum eben fo bie 
zu den größeren Befigungen von 100 Hektaren und einem noch ausgedehnteren 
Flächeninhalte. — In Bezug auf den Anbau des Aderlandes erfieht man aus 
den zehnjährigen Refultaten der vfficiellen Statiftit (1841—50), wenn man die 
Durchſchnittsverhältniſſe berechnet, daß von 100 Heftaren nrbaren Yandes 63,6 
Heltaren mit Getreide aller Art, 4,3 Hektaren mit Flachs, Hanf, Tabaf, Hopfen, 
Cichorien und Delgewächfen, 5 Hektaren mit Bohnen, Erbjen, Widen, 9,4 Heftaren 
mit Kartoffeln, Kohl, Rüben und 11,2 Hektaren mit Futterfräutern beftellt werben; 
und 6 Hektaren oder beinahe 1/,, der Borenflähe nur jährlich als Brache liegen 
bleiben. Bom Getreivchau gehören 3/7 dem Weizen, Spelt ınd einem Miſchkorn 
aus Weizen und Roggen an, 3/, dem Rongen und ver Gerſte, obſchon die legtere 
verhältnigmäßig nur fehr wenig auf ven Polders der Küftenprovinzen und in einigen 
Diftriften von Lüttich, Luremburg und Hennegau gejäet wird, 1/, dem Hafer und 
dem Buchweizen. Aber durchſchnittlich gebraucht Belgien jährlih eine anjehnliche 
Getreiveeinfuhr, vie bis auf 2,000,000 Berliner Sceffel fümmt, da nur vom 
Buchweizen die Ausfuhr jährlih vie Einfuhr überfteigt: nur an Kartoffeln und 
Gemüfen wird ver Berarf des Yandes reichlich erzeugt. Der Hopfenbau ift für 
die beiden Flandern, ven Hennegau und den Bezirk von Brüffel wichtig: die durch— 
ſchnittliche jährliche Ausfuhr erreiht 7000 Gentner. Hanf wird zum Bedarf aus: 
reihend gebaut, wiewohl nur auf 1700 bis 1800 Hektaren. ‘Der Flachsbau ift 
überaus ausgebreitet auf mehr als 36,000 Hektaren, namentlih in ven beiden 
Flandern; man ſchätzt ven Werth feines roh verarbeiteten (durch Hecheln auf 600,000 
Gentner reducirten) Produkts auf 48,000,000 Fres. jährlich, und die durchſchnittliche 
Ausfuhr auf 100,000 Gentner. Der Zuderrübenbau findet nur vereinzelt im 
Hennegau, Brabant und Lüttich auf etwa 2200 Heltaren ftatt; der mittlere Gewinn 
fteigt auf 1,600,000 Gentner Rüben, aus denen etwas über 100,000 Gentner 
Rohzucker bereitet wird. 

Die Waldungen reihen im Allgemeinen fir ven Holzbebarf zu. In den 
10 Jahren (1841—50) ift zwar an Bauholz und feineren Holzarten für die Ge— 
werbe für 20,000,000 res. mehr eingeführt als ausgeführt, aber diefer Verluſt 
ift durch die Ausfnhr an Holzkohlen (für 14,380,000 res.) bis auf 5,600,000 
Fres. wieder erſetzt. — Der Geſammtwerth aller Produkte aus dem Aderbau, 
ver Viehzucht umd der Walpwirtbichaft wird nach den Angaben in der officiellen 
Statiftit für die Jahre 1841—50 auf das jährlihe Durchſchnittsverhältniß von 
753,813,000 Fres. geſchätzt. 

Der Bergbau gewährt nur einen bedeutſamen Ertrag für die Provinzen 
Lüttich, Namur und Hennegau, theils durch die Steinfohlengruben, theils durch 
die Eiſenwerke. Die Ausbeute aus ven 254 Steinfohlengruben, welche eine Aus- 
behnung von 103,966 Heltaren beiten, beſchäftigte bereits 1850 gegen 50,000 
Arbeiter, welche jährlid über 5,600,000 Tonnen Achlen zu Tage fürverten, von 
denen etwas über 2/, im Lande verbraucht, gegen 1/z zur Ausfuhr vorzugsweife 
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nad Frankreich geführt wurben. Ihr Werth im inneren Verkehr und im Handel 
repräjentirte mit der Bereitung der Coaks jührlih gegen 45,500,000 Free. 564 
Dampfmafchinen mit 36,000 Pfervefraft wurden für die Gewinnung der Kohlen 
bereit8 1853 täglid in Bewegung erhalte, für die Förderung der Mineralerze 
29 Dampfmajhinen mit 1000 Pfervelraft. Unter ven 437 Werken und Hütten 
für Metallgewinn, gröbere Metallwaaren und Glas, welche 13,000 Arbeiter und 
186 Dampfmajcdinen von 6400 Pfervefraft bejchäftigen und jährlich für 60,000,000 
Fres. Waaren liefern, arbeiten 353 auf Cifen und Stahl mit einem durchſchnitt— 
lichen Yabrifationswerthb von 41,000,000 Fres., 8 auf Blei für 400,000 Fres., 
20 auf Kırpfer (welche jedoch über 7/, des Kupfererzes aus dem Auslande beziehen 
müſſen) für 2,500,000 Fres., 19 auf Zinf für 7,700,000 Fres. Die 35 Glas- 
hütten bringen jährlid, für 8,500,000 Fres. Waaren hervor. 

4) Die Induftrie in Manufafturwaaren 9) im engeren Sinne behauptet 
in Belgien ihren alten Sig für Yeinen- und Wollwaaren. Die beiven Flandern 
ftehen oben an für Flachsgejpinnfte und Webereien, aber fie theilen aud das 
gleiche Gefchid mit Schlefien, einen Theil ihrer Arbeiter bei der Konkurrenz mit 
ven Majchinen in den traurigften Zuftand des Proletariats verſunken zu jchen, 
obſchon dieſe jelbft in ihrem angeerbten Gewerbe lieber kümmerlih varben, als 
fie fih entidhliegen mögen, zu einer anderen Arbeit überzugehen. Die Zahl ver 
noch beſchäftigten Arbeiter fteigt wenig über 60,000, davon die Hälfte in nod) 
nicht erwachſenem Alter: aber ihr Jahreslohn erreicht auch nur 10,000,000 Fres. 
Die jährlihe Ausfuhr kommt im Durchſchnitt bis auf 15,000,000 Fres., davon 
1/, für Garn und 2/, für Yeinwand und andere Gewebe aus Flachs und Hanf. 
Das ift jegt etwa ein Viertel der gefammten Fabrikation. Die Wollenmanu- 
fafturen find vorzugsweije in Verviers und den nächſten Umgebungen dieſer 
Stadt koncentrirt. Die jährlihe Einfuhr an roher Wolle erfordert jegt noch durch» 
ſchnittlich 16,000,000 res. für etwa 40,000 Gentner; aber dieſe jährliche Ausgabe 
wird fajt vollftäneig durch die Ausfuhr der belgifhen Tuche und leichteren wollenen 
Stoffe gedeckt, da dieſe in ven legten Jahren vurdjchnittlic an 15,000,000 Fres. 
grenzt. Die Zahl der beſchäftigten Webftühle beträgt 5500, der Arbeiter 18,500, 
darunter 1/, Kinder, der Dampfmafchinen 175 von 1900 Pferdekraft. — Die 
Baummollemanufalturen befinden fi befonders in Oftflandern, namentlid) 
zu Gent und St.Nifolas; nächſtdem in den Umgebungen von Brüffel, Nivelles 
und Soignies. Die jährlihe Einfuhr an roher Baumwolle verlangt 135,000 
Gentner fir 10,000,000 Fres., dazu noch für 3,000,000 Fres. an Garn aus 
Baumwolle und Twiste, Die Ausfuhr an baummollenen Yabrifaten deckt etwa 
die Hälfte des Einkaufs der rohen Stoffe mit 6,400,000 Fres; die Zahl ver 
Arbeiter fteigt für diefen Yabrifationszweig auf 15,000, zur Hälfte Männer, 
1/, Srauen, 1/, Kinder, Für das baummwollene Garn ftehen 400,000 Spindeln in 
Bewegung, und überhaupt werden für die gefammten Baummollemanufakturen jetzt 
in Belgien jhon 122 Dampfmaſchinen von 2000 Pfervefraft verwandt. Unter 
den Übrigen Manufafturen, vie faft alle würdig in Brüffel und Antwerpen ver- 
treten find, aber faft ausichlieflid ven inneren Bedarf als ihr Hanptziel haben, 
heben wir nur noch die Waffenfabriten zu Lüttich mit einer jährlihen Durchſchnitts— 
ausfuhr von 5,650,000 Fres., die Majchinenetabliffements zu Lüttich, Seraing, 
Brüſſel hervor, mit einer Ausfuhr von 4,200,000 Fres. 


9, gl. M. N. Briavoinne de l’industrie en Belgique. Causes de sa decadence 
et de sa prosperite, Bruxell. 840, 2 vol. 8vo. Neiches Material und einfichtsvolle Berichte 
aus eigener Beobachtung. 
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5) Der beigiihe Handel ift durch feine günſtige Lofalftellung ſowohl 
für den Landhandel, wie für ven Scehanvel von ver größten Wichtigkeit, nicht 
minder in der Bermittelung des Verkehrs zwifchen Nord- und Süd-, wie zwifchen 
Weſt- und DOfteuropa unterftütt. Sieht man gleichzeitig auf die Verbindung ber 
Seefüfte mit den ſchiffbaren Flüſſen, auf vie raſche Entwidelung ver Inpuftrie 
dieſes Landes feit dem breizehnten Jahrhunderte, jo mußte eine ununterbrochene 
Fürforge für Beichleunigung der Verkehrsmittel im Inneren des Landes, wenn fie 
ftet8 mit den Yertichritten in der Bewegung eines erleichterten Transportes mitging, 
den Umfang des Handelsverkehrs für vie belgiſchen Landſchaften nit nur erhalten, 
fondern aud noch erweitern. Den reichlicdy und zwedmäßig erbauten Kunftftraßen 10) 
folgten die Eiſenbahnen, deren Aufbau in Belgien vie Regierung felbft in bie 
Hand nahm (jeit 1834). Es find feit dieſer Zeit 548 Kilometres = 68,5 geogra- 
phiihe Meilen mit einem Koftenaufwande von 172,000,000 Fres. (45,866,660 
Rthlr.) vom Staate erbaut, wobei 126,000,000 Fred. auf ven Bau ver Eifen- 
bahnen, 15,500,000 Fred. auf die Gebäude und der Reft auf das Inventarium 
an Lokomotiven, Wagen u. f. w. und auf die allgemeine Verwaltung treffen. Außer- 
dem befigt die Staatsregierung das Recht ver Verwaltung bei 178,5 Kilometres 
Eifenbahnen, die von Kompagnieen erbaut find; und bei 506 Kilometres Eifen- 
bahnen, die gleihfalls von Kompagnieen unternommen find, hat die Regierung bie 
Zinfengarantie theils zu 4 Proc., theils zu 5 Proc. übernommen. Endlich find 
noch 734 SKilometres Eifenbahnen einzelner Kompagnieen ohne alle Staatögarantie 
theils bereits fertig erbaut, theils ftehen fie in mächfter Zeit zur Eröffnung bereit, 
jo daß im Ganzen 1418 Kilometres — 176 geographifhe Meilen Cifenbahnen 
mit Genehmigung der Staatsregierung von Kompagnieen zur Benugung für ven 
Berfehr gewährt werden; mithin kömmt in Belgien, Staats: und Privateifenbahnen 
zufammengerechnet, beinahe 1 Meile Eifenbahn auf 2 Dundratmeilen Flächeninhalt. 
Der unmittelbare Bortheil für die Staatseinnahmen, nad Abzug der Verzinfung 
der dafür angewandten Staatsanleihen, war in den erften Jahren wenig entipre- 
hend, zum Theil deßhalb, weil vie belgiſche Regierung es an den nothwenvigen 
Betriebsmitteln fehlen ließ; in den letten fünf Jahren (1852—56) hat ſich ver 
jährlihe Ueberſchuß, nah Abzug der Amortifationsrate für die Eiſenbahnſchulden 
mit cirfa 2,000,000 Fres., für die Staatsfonds von 3,000,000 Fres. bis auf 
5,650,000 Fres. gehoben. 

Zur Belebung des Hanvelsverfehres fo wie der gefammten Inbuftrie hat 
feit 1831 in Belgien eine angemefjene Zahl von Gelvinftituten und Aktiengefell- 
haften ſich gebilvet. Es giebt hier fünf öffentliche Bank-Inſtitute. Die belgifche 
Bank, die ihren Sit zu Brüfjel hat, wurde vurd die königliche Ordonnanz vom 
12. Februar 1835 mit einem Kapitalfond von 20,000,000 Fred. auf 20 Jahre 
errichtet; fie murde am 27. Dftober 1850 bis zum 31. Dezember 1875 ver- 
längert und ihr Fond auf 30,000,000 Fres. erhöht, indem vie erften 20,000 
Altien (A 1000 Free.) eine jährlihe Dividende des Gewinns erhalten, vie legten 
10,000 Altien nur einen jährlihen Zinsjag von 5 Procent tragen. Die Bent 
von Flandern ift zu Gent am 21. Augnjt 1841 auf 25 Jahre mit einem Kapital- 
fond von 10,000,000 Fres. aus 20,000 Aktien zu 500 Fre. errichtet; dic 
Lütticher Bank am 9. März 1835 auf 40 Jahre mit einem Kapitalfond von 
4,000,000 Fres. aus 4000 Aktien zu 1000 Fred. Die allgemeine Geſellſchaft 


10) Am (Ende des Jahres 1850 waren bereitd 1247 Lieues kunftmäßige Chauffeen erbaut, 
d. 5. 2,3 Lieues auf 1 Quadratmeile. 
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zur Beförderung der National-Inpuftrie, zu Brüſſel bereits am 28. Yuguft 1822 
geftiftet, ift durch königliche Orpre vom 27. Dftober 1850 bis zum 31. Dezember 
1875 verlängert; ihr Nominalfapital ift auf 100,000,000 Fres. feftgeftellt, wovon 
40,000,000 Fres in Grundbeſitzungen beftehen, 60,000,000 Fres. in 60,000 
Aktien zu 1000 Fres. ausgegeben find, zu einem Zinsjage von 5 Proc. Enblid 
ift noch eine Staats-National-Banf durch das Geſetz vom 10. Mai 1850 auf 
25 Jahre mit einem Affociationsfapital von 25,000,000 Fres. aus 25,000 Altien 
zu 1000 Fres. errridhtet; fie hat ihren Hauptfig in Brüffel und außerdem in 
allen Hanvelsplägen der Provinzen, wo ein Bedürfniß dazu ſich vorfindet, ihre 
bejonderen Geſchäftskomptoire. Dazu kommen nod die anonymen Societäten für 
Handelsgeſchäfte aller Art, für Gewerke, Cijenbahnen, Bergbau, Aſſekuranzen ꝛc. 
Am 1. Januar 1853 gab es deren bereits 191 in Belgien, deren gefammtes 
Ajlociationsfapital auf 880,347,300 Fred. angegeben war. Zur Beanffichtigung 
der Handelsgefhäfte und zugleich zur Vermitttlung mit den Staatsbehörben dienen 
19 Handelskammern (Chambres de commerce et des fabriques), deren Geſchäfts— 
kreis durch das Gefeg vom 17. September 1841 geregelt ift, und bie zum Refjort 
des Minifters der inneren Angelegenheiten gehören. Die Zahl der Handelsbörjen 
beläuft fih nur auf 8; fie befinden fi zu Antwerpen, Brüſſel, Oent, Brügge, 
Dftende, Yöwen, Mons und Termonde. — Verſuchen wir eine Gefammtüberficht 
des auswärtigen Handelsverkehrs nah dem offiziell angegebenen Werthe ver 
Waaren feit dem Jahre 1831 zu gewinnen und dabei zugleich die Art und bie 
Nationalität der einzelnen Zweige des Verkehrs zu beftimmen, fo gelangen wir 
in großen Durchſchnittsverhältniſſen zu nachſtehenden Reſultaten. Der Cinfuhr- 
handel wurte bis 1841 nad dem Umfange des Wertbes mit 2/, zu Yande und 
3/, zur See getrieben; ſeit dem gefteigerten Transport auf den Eiſenbahnen hat 
aber dieſes Verhältnitß ſich jo ftart von 1842 bis 1855 geändert, daß gegen- 
wärtig 9/5 zu Lande und nur 1/, zur See nod eingeführt wird. Der Werth ber 
Einfuhr jhwantie von 1832—41 nur zwiſchen 193,000,000 und 246,000,000 
trance; bleiben wir bei vem Jahre 1841 ftehen mit 227,220,000 Fres., fo 
befanden fi darunter für 9/2 rohe Stoffe zur weiteren Verarbeitung in ver 
Induftrie, fiir 8/25 rohe Stoffe zur fofortigen Konfumtion und für $/z, verarbeitete 
Stoffe oder Yabrifate zur Konfuntion. Nady den Ländern fam 1/, diefer Einfuhr 
aus Großbritamnien, faft gerade eben fo viel (1/,) aus Frankreich, 1/g aus den 
Niederlanden, 1/2 aus Preußen und dem Zollverein, 1/2 aus ben vereinigten 
nerbamerifanifchen Freiſtaaten, 1/,, aus Weftindien und Südamerika zufaminen, 
der Reſt in ſehr viel geringerer Betheiligung aus den übrigen Handelsftaaten. 
Der Werth der Einfuhr ift von 1842 bis 1855 um mehr als 30 Procent ge» 
ftiegen und ſchwankt in ven legten 5 Jahren zwifchen 280 und 323,000,000 Fre. 
Aber das Verhältniß der einzelnen Hauptklaſſen der eingeführten Waaren hat fich 
vortheilhaft für die belgiſche Induſtrie verändert; es wurden durchſchnittlich in 
tiefer Periode für 8/2, rohe Stoffe zur weiteren inbuftriellen Verarbeitung, für 
9/20 rohe Stoffe zur fofertigen Konfumtion und nur für 3%/,, Fabrikate zum 
eigenen Verbrauche eingeführt. Vergleihen wir bei ver Einfuhr im Jahre 1854 
mit 323,000,000 Fres. die Nationalitätsverhältniffe, aber and zugleich mit Rüd- 
fiht auf die Jahre rüdwärts bis 1848, fo war die Finfuhr aus den Niederlanden 
in ihrem früheren Berhältniffe geblieben mit 1/, Antheil, Großbritannien war 
etwas zurüdgetreten von 1/, auf 1/, Antheil, Frankreich von 1/, auf 2/4; Antheil, 
Preußen und der Zollverein dagegen geftiegen von 1, auf 1/9, die norbameri- 
fanifchen Freiftanten noch mehr, von 1/2 auf 1/,, ebenfo Weftinvien und Süd— 
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amerika zufammen von 1/,, bis auf 1/,, und Rußland ift zu ven wichtigeren bei 
ver Einfuhr nad Belgien betheiligten Ländern binzugetreten, nämlich mit 1/29 
Antheil. Der Ausfuhrhbandel wurde ſchon vor 1831 viel ftärker zu Land als 
ur See betrieben, nämlich volle 3/, der Waaren nad ihrem Werthe wurden zu 
ande und mur 2/, zur See ausgeführt; vasfelbe Verhältniß erhielt fih aud für 
die Periode von 1832—45, aber feit 1846—55 ift durch den Eifenbahn- Transport 
eine ähnliche Veränderung wie bei dem Ginfuhrhanvel eingetreten, nur nicht jo 
ftarf, indem etwas über 1/, ver Waaren zur See und gegen 3/, zu Lande aus- 
geführt werben, Der Werth der aus Belgien ausgeführten Waaren betrug von 
1832—41 zwiſchen 125,000,000 und 221,600,000 Fres. im Jahr 1841. Von 
der zulett genannten Ausfuhr waren 154,138,000 Free. in belgischen Waaren, 
aljo gegen 64 Prozent, und darımter wieder 1/, Robftoffe zur weiteren induftriellen 
Derarbeitung, 1/, Robftoffe zur fofertigen Konjumtion und die volle Hälfte Fabri— 
fate zum Verbrauch im Auslanve. Nach dem Nationalitätsverhältnijfe bezog Frank— 
veich die ftärffte Ausfuhr aus Belgien, gegen 30 Proc., nächſtdem die Niederlande, 
etwa 14 Broc., Großbritannien 7 Proc., Preußen und der Zollverein 6 Proc., 
die Hanfeftänte 5 Proc., die nordamerifanifhen Freiftaaten 1,5 Procent. In der 
Periode von 1842 bis 1854 ftieg ver Werth der Ausfuhr rafcher als ver ber 
Einfuhr, in einzelnen Jahren um 60 bis 80 Procent höher als im Jahre 1841. 
Sein Marimum erreichte er im Jahre 1854 mit 416,473,000 Fres., wovon 45 
Procent in Rohftoffen für vie weitere inbuftrielle Verarbeitung, 15 Procent in 
Robftoffen zur fofortigen Komfumtion und 40 Procent in Fabrikaten beftanden. 
Rah dem Nationalitätsverhältmifje blieb Frankreich bei ver Ausfuhr am ftärfften 
betbeiigt, jedoch nur mit 27 Proc, Großbritannien ausnahmsweife ftark in dieſem 
Jahre mit 26 Proc., in dem Jahre vorher mit 18 Proc., die Niederlande wieder 
mit 14 Proc., Preußen und ver Zollverein mit 9 Proe., die Hanfeftänte mit 
3 Proc., die norbamerifanifchen Freiftaaten mit 7 Proc., die Türkei mit 2 Proc., 
Defterreih mit noch nit 1 Procent u. ſ. w. — Der Tranfitverfehr führte 
von 1841 bis 1854 im jährlichen Durchſchnitte für 85,000,000 Fred. Waaren 
dich Belgien. — Die Handelsmarine beftand am 1. Januar 1856 aus 
158 Schiffen von 43,271 Tonnen Gehalt, darımter 60 Dreimafter mit 23,437 
Tonnen Gehalt und 8 Dampfichiffe von 5892 Tonnen Gehalt. Nach ven Häfen 
gehörten faft zwei Drittel, namentlid die größeren Schiffe, ven Rhedern in Ant- 
werpen an (92), Oſtende bejaß 27, Gent 10, Brüffel 10, Brügge 9 Schiffe 
u. j. w. Ebenſo gehören nad zwanzigjährigem Durchſchnitte ſtets gegen zwei Drittel 
der ein- und auslaufende Seejchiffe ausſchließlich dem Hafen von Antwerpen zu. 
Die gejammte Scifffahrtöbewegung in ven belgifhen Häfen gab für 


Eingelaufen : Ausgelaufen : 
Schiffe mit Tonnen Ladung. Schiffe mut Tonnen Ladung. 
1853 2354 337,789 2296 168,713 
1854 2393 361,770 24416 203,739 


6) Unter ven Unterrihtsanftalten ftehen vie vier Univerfitäten Des 
Landes oben an, von denen zwei, Gent und Lüttich, alte allgemeine Staatsuni- 
verfitäten find (mit Ausſchluß der theologiſchen Fakultäten, welche durch vie biſchöf— 
lihen Seminarien erfegt werben), vie dritte zu Löwen vie fpecififhe ver katholi— 
ſchen Kirche ift, und vie vierte, jüngfte, zu Brüffel unter König Yeopold als freie 
Anftalt fi) begründet Kat. Durch königliche Verordnung vom 2. November 1847 
wurben bei den Univerfitäten zu Gent und Lüttich zwei philofophiihe Seminarien 
zur Bildung der Öymnafial-Profefforen errichtet, jenes für den mathematiſch-phy— 
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fifalifhen, dieſes für ven philologifhen Normalunterriht. Die Geſammtzahl der 
Profefforen betrug 1850 186, vie der Studirenden 1975; in dem gegenwärtigen 
Binterfemefter (November 1856) ift fie wenig abweichen, 2017, wovon Lüttich 
662, Löwen 638, Briffel 367 und Gent 294 Studirende zählt. Das Verhältniß 
der Stubirenven zur Geſammtbevölkerung kann deßhalb ein jehr ſtarles genannt 
werben, da auf 2272 Bewohner 1 Studirender fommt, während in deutſchen Staaten 
erft auf 3800 bi8 4500 Bewohner 1 Stupirender gegenwärtig gerechnet werben darf. 
Nah dem Nationalitätsverhältnifie find die Studirenden in der überwiegend großen 
Mehrzahl Inländer, und die wenigen Ausländer, aus den Niederlanden (Yurem- 
burg), dem preußiſchen Staate und Frankreich find durch eine gleihe Anzahl 
Delgier aufgewogen, melde in Paris ober auf deutſchen Univerfitäten ftubiren. 
Für den vorbereitenven höheren Unterricht wirken aus Staatsfonds unterftütt nad 
dem Gefege vom 1. Juni 1850 zehn Athenäen, von denen Hennegau zmei, bie 
übrigen Provinzen je eins beſitzen. Außerdem beftehen nod als höhere Schulen 
16 Colläges und 13 Induſtrie- und Hanvelsfhulen, welche vie Staatsregierung 
aus ihren Mitteln erhält. Neben venjelben wird ohne Unterftügung des Staates 
in 28 bifhöflihen Kollegien und Keinen Seminarien (Petits Seminaires), in 10 
Jefuiten-Rollegien, in 7 von andern geiftlihen Kongregationen geleiteten Kollegien 
und in 5 höheren Kommunalfchulen ein ausgedehnterer Unterricht ertheilt. Die 
Gefammtzahl ver Schüler dieſer Anftalten ſchwankt zwifchen 11,500 und 13,000; 
die ber Behrer überjchreitet 700. Als Specialihulen beftehen für die Schifffahrt 
zwei zu Antwerpen und Oftenve, für vie Baukunſt eine zu Gent, für den Berg- 
bau, Fabriken-Induſtrie und Manufakturen eine zu Lüttich. — Der Primär- oder 
Elementarunterriht ift durch das Fundamentalgefeg vom 23. September 1842 
geregelt, und nad Art. 38 deſſelben muß eine periopifche Berichterftattung über 
denjelben den Kammern vorgelegt werten. Nah dem letten Bericht, welden 
Minifter Deveder im November 1856 über die Jahre 1852—54 abftattete, gab 
e8 in Belgien 5498 Primärfchulen, varınter 985 für Anaben und 1201 für 
Mädchen ausjhlieklih, und 3312 gemiſchte für beide Geſchlechter. Dieje Anftalten 
waren theild Kommunals, theild Privatichulen, und zwar in folgendem Berhältniffe, 
daß mit Unterftügung des Kommunalfonds 623 Anaben-, 227 Mädchen- und 1959 
gemifchte Schulen unterhalten wurden, dagegen als Privatunternehmungen ohne 
alle öffentliche Beihülfe 362 Anaben-, 974 Mädchen- und 1351 aemifchte Schulen 
beftanten. Um den dringendſten Bepürfnifien zu genügen, find indeß nad ber 
Anficht des Minifters noch 289 Kommunalſchulen zu organifiren. Die Geſammt⸗ 
zahl ter Schüler in dieſen Elementarjhulen ftieg im Dezember 1854 auf 491,526, 
davon 258,195 Anaben und 233,231 Märchen, — im Allgemeinen nicht mehr un: 
günftig zu nennen und bei weitem das entſprechende Verhältniß in Franfreih und 
Großbritannien überfteigend, da ſchon auf 9 Bewohner ein Kind im jhulpflichtigen 
Alter in Belgien auch wirklich ven Unterricht geniekt, während dort dieſe Wohl: 
that erft auf 15 bis 19 Bewohner zutrifft. Die größere Hälfte der Schüler erhielt 
freien Unterriht, nämlih 276,231. An dieſen Anftalten umterrichteten 3804 
Lehrer und Borfteher, 1683 Vorfteherinnen (darunter 569 Ordensſchweſtern), 1173 
Unterlehrer und 2147 Unterlehrerinnen (varımter 1580 Orbensichweitern). 
Staatsrecht. Als Grundgeſetz deſſelben gilt die VBerfafiungsurtunde Belgiens 
vom 25. Februar 1831 11), Sie ift in 8 Titel und 139 Artikel abgetheilt. Der 


* se Abgedrudt in meiner Sammlung der Verfaffungsurfunden n.f.w. Bd. I1. S. 315 
9 : 
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erfte Titel handelt von dem Staatsgebiete und feinen Eintheilungen; 
der zweite von ven Belgiern und ihren Rechten. Das Bürgerredht mirb 
buch vie geſetzgebende Gewalt verliehen, aber nur das ganze Bürgerrecht (la 
grande naturalisation) ftellt ven Fremden für die Ausübung der politifchen Rechte 
mit dem Belgier gleih. Es giebt in dieſem Staate feinen Standesunterſchied: alle 
Belgier find vor dem Geſetze gleich, fie allein können die Civil- und Militärämter 
des Staates befleiven, mit Borbehalt ſolcher Ausnahmen, welche in befonveren 
Fällen durch ein Geſetz angeorbnet werben. Kein Belgier fann anders gerichtlich 
verfolgt werben, als in ven vom Geſetze bezeichneten Fällen und in ber vorge» 
jhriebenen Form. Niemand darf wider feinen Willen feinem gefetlichen Richter 
entzogen, und jede Strafe fann nur nad einem Geſetze feftgeftellt und zugefügt 
werben. Die Strafen der Konfistation jo wie des bürgerlihen Todes find für 
immer abgejhafft. Die Freiheit jedes Religionsktultus und feiner Ausübung ift 
zugefichert und Niemand darf gezwungen werben, an den Handlungen und eier 
lichkeiten eines Öottesvienftes theilgunehmen oder vie Feiertage vefjelben zu beob⸗ 
achten. Die Staatsregierung ift nicht berechtigt, fich im die Ernennung oder Ein- 
fegung ber Lehrer irgend eines Kultus einzumifchen over ihnen den Verkehr mit 
ihren Oberen und vie Bekanntmachung ihrer Akten zu unterfagen, wobei nur für 
den legteren Fall die gewöhnliche Verantwortlichkeit für die Veröffentlihung durch 
die Preſſe vorbehalten bleibt. Die Eivilehe muß ſtets der priefterlihen Einfegnung 
vorhergehen, wenn nicht ſpäter gefegliche Ausnahmen beftimmt werben follten. 
Beſchränkende Mafregeln des Unterrichts, der freien Prefje, des freien Berfamm- 
lungsrechtes (mit Ausnahme ver den Polizeigefegen unterworfenen Berfammlungen 
unter freiem Himmel), des Petitionsrechtes und des Briefgeheimniffes find an und 
für fih unterfagt. Der Gebrauch der in Belgien üblihen Sprachen ift willfürlid,, 
er kann nur für die Akte öffermlicher Behörden und für gerichtliche Handlungen 
dur ein Geſetz beftimmt werben. 

Der dritte Titel ftellt die Rechte ver oberften Staatsgewalten feft. 
Die gejepgebende Gewalt wird von dem Könige in Gemeinſchaft mit der Kammer 
der Repräfentanten des Volls und dem Senate ausgeiibt. Die Initiative zur Ges 
feßgebung fteht jevem viefer drei Zweige ver gefeßgebenven Gewalt zu; doch muß 
jever Geſetzesvorſchlag, welcher die Einnahmen oder Ausgaben des Staates berührt 
oder auf das Kontingent des Heeres ſich bezieht, zuerft in der Kammer ber 
Repräfentanten des Volks beratben werden. Die authentiihe Interpretation ber 
Gefege fteht nur der geſetzgebenden Gewalt zu, jo wie die richterliche Gewalt aus- 
ſchließlich den Gerichtshöfen und Tribunalen, weldye die Urtheile im Namen des 
Königs vollziehen. Die verfafiungsmäßige Gewalt des Königs vererbt fi in der 
direften rechtmäßigen männlichen Nachlommenjchaft des Königs, nad dem Rechte ver 
Erftgeburt, mit fortvauerndem Ausſchluſſe der Frauen und ihrer Nachkommenſchaft. Der 
König kann ohne Zuſtimmung der beiven Kammern nicht zugleich das Oberhaupt eines 
andern Staates fein; aber ein Beſchluß hierüber darf von den Kammern nur dann 
gefaßt werden, wenn zwei Drittel ihrer Mitgliever anmwefend find, und von dieſen 
wieder zwei Drittel fih für ven Beichluß erklärt haben. Die Perjon des Königs 
ift unverleglih, feine Minifter find verantwortlih, und jede Fönigliche Akte muß 
von einem dafür verantwortliden Minifter unterzeichnet werben, wenn fie gültige 
Kraft erlangen fol. Der König ernennt und entläßt die Minifter, fo wie er alle 
Dffiziersftellen und Aemter in der allgemeinen Staatsverwaltung und ber ber 
auswärtigen Angelegenheiten bejest. Zu andern Aemtern ernennt ver König nur 
in Folge einer befondern gefeglihen Anoronung. Der König hat das Recht, bie 
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Geſetze zu beftätigen und befannt zu machen, fo wie die zur Ausführung ber 
Geſetze nöthigen Anordnangen zu erlaffen; nur barf er kein Geſetz ſuspendiren, 
noch Jemand von der Vollziehung eines Öefeges entbinden. Er führt den Ober: 
befehl über vie Land- und Seemacht, erklärt Krieg, fließt Frieden, Bündniſſe 
und Handelöverträge. Die legteren hat er nur infofern von der Zuftimmung ber 
Kammern abhängig zu halten, als fie mit Belaftungen des belgifhen Volkes verknüpft 
find. Das Abtreten, der Austauſch oder die Inktorporation eines Yandestheiles kann 
nur in folge eines Geſetzes ftattfinden. Der König allein hat das Recht Avelstitel 
zu verleihen, ohne jedoch Vorrechte daran für die damit begnadigten Berfonen zu 
fnüpfen, eben jo die Orden mit Beobachtung der gefeglic dafiir vorgefchriebenen 
Beitimmungen. Die gefeglih ausgefprodenen Strafen kann der König mildern 
oder völlig erlaſſen, nur bei den durch den Kaffationshof verurtheilten Miniftern 
muß er den Antrag dazu von einer ver beiven Kammern erwarten. Der König 
hat endlich das Recht, die Kammern außerordentlich zufammenzuberufen, viefelben 
zu fliegen (die ordentlichen Sitzungen, welde jährlid am zweiten Dienftage im 
November anfangen, erft nachdem fie minveftens 40 Tage verfammelt gemwefen), 
fie aufzulöfen, ſei es beide zugleidy oder auch mur eine 12), In dem legten Falle 
müffen aber die Wähler innerhalb der nächſten 40 Tage zufammenberufen und 
die neuen Kammern innerhalb der nächften zwei Monate eröffnet werden. Die 
Kammern fünnen aud von dem Könige vertagt werben, jedoch längftens auf bie 
Friſt eines Monats, und dieß darf in verfelben Situng ohne die Zuftimmung 
der Kammern nicht mieverholt werben. Beim Tode des Königs verſammeln ſich 
die Kammern ohne Zufammmenberufrng, fpäteftens 10 Tage nad) feinem Ableben. 
Sind die Kammern vorher aufgelöft oder ift die Zufammenberufung neu gewählter 
Kammern auf eine jpätere Zeit als ven zehnten Tag feftgeftellt, jo treten bie 
alten Kammern wieder in ihre Funktionen bis gur Vereinigung der neuen. Der 
König wird erft mit dem vollendeten achtzehnten Lebensjahre volljährig und nimmt 
erft dann vom Throne Befig, wenn er in der Mitte der vereinigten Kammern 
feierlichft die treue Beobachtung der Verfaffung und der Gefege des belgiſchen 
Volkes bejhworen hat. Vom Tode des Königs bis zur Civesleiftung des Thron— 
folgers oder des Regenten werben die verfaffungsmäßigen Gewalten von den in 
einen Konfeil vereinigten Miniftern, unter ihrer Berantwortlichkeit, im Namen des 
beigifhen Bolfes ausgeübt. Bei ver Minverjährigkeit oder Regierungsunfähigkeit 
des Königs vereinigen fi) beide Kammern in eine Verfammlung zur Einjegung 
einer Regentihaft oder Vormundſchaft. Die Negentihaft kann nur einer Perfon 
übertragen werden, welche ihre Funktionen mit ver Ableiftung deſſelben Eives, wie 
ver König, in der Mitte der vereinigten Kammern beginnt; während ver Regent— 
haft darf feine Veränderung in der Berfafjung vorgenommen werden. Im Fall der 
Grlevigung des Thrones ohne rechtmäßige Succeffion jegen die gemeinfchaftlid) 
berathenden beiten Kammern eine proviforifche Neventihaft ein. Es werben dann 
neue Kammern erwählt und dieſe fpäteftens in zwei Monaten eröffnet; ihrem 
gemeinjchaftlichen Beſchluſſe fallen vie definitiven Anordnungen über den erledigten 
Thron zu. 

Die Mitgliever des Senates werden nah Maßgabe ver Bevölkerung einer 
jeden Provinz durch diefelben Bürger gewählt, weldye die Mitglieder der Kammer 
der Repräjentanten zu ernennen haben. Der Senat befteht aus halb fo viel Mit: 








12) Dasfelbe Verfahren wird in Bezug auf die Wahlen wie auf die neue Berfammlung beobs 
achtet, jei ed dal nur eine oder beide Kammern neu zu wählen find. 
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gliedern, ald bie Kammer der Repräfentanten zählt. Die Senatoren werben für 
acht Jahre erwählt und alle vier Jahre zur Hälfte erneuert. Im Fall der Auf- 
löfung wird der Senat vollftändig erneuert. Die Bedingungen der Wahlfähigkeit 
find : Belgifche Geburt oder la grande naturalisation (vgl. oben), Wohnfig in 
Belgien, Genuß ver bürgerlichen und ftantsbürgerlihen Rechte, Lebensalter von 
mehr als 40 Jahren, endlich vie Zahlung von mindeftens 1000 fl. (574 Rthlr.) 
direkter Steuern, die Patentgelber einbegriffen. In den Provinzen, in welchen vie 
Zahl ver mit 1000 fl. direkt beftewerten Bürger nicht das Verhältniß von 1 auf 
6000 Seelen erreicht, wirb fie turd die höchſtbeſteuerten bis zu dieſem Berhält- 
nifje vollftändig ergänzt. Die Senatoren erhalten weder Befoldung nody Diäten ; 
der Thronfolger kann nad dem vollendeten achtzehnten Jahre an ihren Situngen 
Theil nehmen, erlangt jedoch erft nad dem fünfundzwanzigften Jahre Stimmredt. 

Die Kammer der Repräjentanten befteht ans den unmittelbar von den 
Pürgern gewählten Abgeordneten. Ein Wahlgeſetz beftinmt den Steuerbeitrag der 
Wähler (nicht unter 20 fl. = 11!/, Rthlr.), die Zahl der Abgeordneten nad) der 
Bevölferung, welde nicht das Berhältnig eines Abgeordneten auf 40,000 Ein- 
wohner überfteigen darf, und den Ort ver Wahlen. Beringungen ver Wahl- 
fähigkeit finn: Belgiſche Geburt oder la grande naturalisation, Wohnfig in 
Belgien, Genuß ver bürgerlichen und ftaatsbürgerlien Rechte und ein Lebensalter 
von mindeftens 25 Jahren. Die Nepräfentanten werden auf 4 Jahre gewählt und 
alle 2 Jahre nad) der im Wahlgefege angeorpneten Reihenfolge erneuert; bei ver 
Auflöfung der Kammer erfolgt eine vollftändige Erneuerung. Die Repräfentanten 
erhalten, wofern fie nicht am Orte der Sigungen wohnen !3), eine monatliche Ent- 
Ihätigung von 200 fl. (115 Rthlr.). 

Die Mitglieder beider Kammern repräfentiren das ganze Bolt, nicht die Pro— 
vinz oder den Wahlbezirk, aus dem fie hervorgegangen find. Ihre Situngen find 
öffentlih und können nur dann im geheime verwandelt werben, wenn barauf ein 
Antrag vom Präfidenten oder von 10 Mitgliedern gerichtet wirb und biefer Antrag 
die Majorität in der Berfammlung erlangt. Die Kammern felbft prüfen die VBoll- 
machten ihrer Mitglieder, ernennen ihre Präfidenten und andere Mitglieder der 
Bureaur und können nur gültige Beſchlüſſe faffen, wenn die Majorität ihrer Mit- 
glieder verfammelt ift (d. h. eins über vie Hälfte der gewählten Mitgliever). Die 
Erhebung eines Mitgliedes des Senates oder der Repräjentantenfanmer zu einem 
bejolpeten Staatsamte zieht den unmittelbaren Verluft der Mitgliedſchaft nach ſich; 
bob kann dasſelbe Mitglied neu gewählt werben, ſobald fih vie Gelegenheit 
darbietet, alfo auch an dem Drte, deſſen Repräjentation er dur die Annahme 
feines Amtes aufgegeben hat 14), Kein Mitglied beiver Kammern darf für feine 
Meinung oder Abftimmung gerichtlich verfolgt oder zur Rechenſchaft gezogen werden 
und während ver Sigung fann überhaupt nur mit Genehmigung ver betreffenden 
Kammer eine gerichtlihe Haft oder Berfolgung eines Kammermitglieves vorge 
nommen werben. Ihre Sigungen find gleichzeitig, und jeve Berfammlung des 
Senats anferhalb ver Zeit der Sigungen der Kammer ver Nepräfentanten ift 
nichtig. Jeder Geſetzesvorſchlag muß, wenn die Berathung vollendet ift, nach feinen 
einzelnen Artifeln von jeder Kammer angenommen werben. 








43) Dieje erbalten gar keine Entſchädigung. 

124) Dieß ift durch das ſpätere Wahlgefep von 28. Mai 1848 verhindert, indem der neu 
erhöhte Staatsbeamte in derjelben Eeffion nicht mehr gewählt werden kann, alſo zwiſchen dem 
Feftbalten bei dem Kammermandat oder der Annahme des Ztaatsanıtes ſich enticheiden muß. 
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Die Minifter müſſen Belgier von Geburt fein oder die große Naturali- 
fation erlangt haben; ein Mitglied ver füniglichen Familie darf nicht zum Minifter 
ernannt werden. Die Minifter haben Zutritt zu jeder Kammer und müſſen auf 
ihr Verlangen gehört werden, aber fie haben nur Stimmrecht in ver Kammer, 
welcher fie jelbjt al® gewähltes Mitglied angehören. Die Kammern haben dagegen 
auch das Recht, ihrerjeits die Gegenwart der Minifter verlangen zu können. Die 
Berantwortlichkeit der Minifter kann weder durch einen mündlichen noch ſchrift— 
lihen Befehl des Königs befeitigt werben. Die Kammer der Repräjentanten befitt 
das Recht, die Minifier anzuflagen und fie vor den Kafjationshof zu ziehen, 
welder fie allein richten fann, wenn die Kammern verfammelt find. 

Im. vierten Titel der Verfaſſung werben die Hauptbeftimmungen über bie 
Finanzverhältniſſe feftgeftellt. Jede Staatsauflage kann nur durch ein Geſetz 
angeordnet werden; ſie muß jährlich der Berathung und Abſtimmung von neuem 
unterworfen werden und tritt außer Kraft, wenn ſie nicht wieder erneuert wird. 
Kein Privileginm darf in Bezug auf Auflagen eingeführt werben; jeder Gnaden— 
gehalt, jeves Geſchenk auf Koften des öffentlichen Fonds bedarf der Bewilligung 
durch ein befonveres Gejeg. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müffen 
auf vie Budgets gebradt werben, melde von ven Kammern zı genehmigen find. 
Dahin gehören au die Befoldungen und Penfionen ver Diener der verfchiedenen 
Religionen, weldye ver Staat aus feinen Fonds zu erhalten hat. Die Kammer der 
Repräfentanten ernennt die Mitgliever des Rechnungshofes, deſſen innere Einrich— 
tung dur ein beſonderes Gejeg geregelt ift, um die Rechnungen ver allgemeinen 
Berwaltung und aller einzelnen Zweige verfelben zu prüfen und gleichzeitig darüber 
zu wachen, daß Fein Urtifel der Ausgaben des Budgets überfchritten werbe und 
feine Uebertragung ftattjinde. Diejer Rechnungshof ift ermächtigt, jede Nachricht 
und jedes zur Rechnung nothwendige Altenftid von den einzelnen Behörben ein- 
zuziehen und mit feinen Bemerkungen vie allgemeinen Staatsrehnungen zur 
fhlieglihen Genehmigung und Dedardirung der Kammer ver Nepräjentanten zu 
übergeben. 

Der fünfte Titel ift im wenigen Artikeln ver vertheidigenden öffent- 
liden Macht gewibmet. Für die Ergänzung des Kriegsheeres, für die Beförderung, 
die Rechte und Pflichten ver Solvaten, für die Einrichtung der Gendarmerie jo wie 
der Kommunalgarben find bejondere Gejege vorbehalten. Die Stärfe ver Kriegsmacht 
wird jährlich der Berathung ver Kammern unterworfen, und das diefelbe beftimmenve 
Geſetz hat immer nur für ein Jahr Gültigkeit, wenn es nicht wieder erneuert wird. 
Fremde Truppen künnen zum Staatsdienſte nur vermittelft eines beſonderen Ge— 
jeges zugelafien werben; dasjelbe wird verlangt, wenn fremde Truppen das Staate- 
gebiet betreten, oder durch dasſelbe ziehen follen. 

Im jehsten Titel der Verfaſſung find einige allgemeine Beftimmungen 
enthalten, welche ven früheren Titeln nicht füglich untergeorpnet werden konnten, 
Als die Nationalfarbe Belgiens wird roth, gelb und ſchwarz bezeichnet, als das 
Reichswappen ver belgiſche Löwe mit der Infchrift: Eintracht giebt Macht (l’union 
fait force). Die Stadt Brüfjel wird zur Hauptſtadt von Belgien und zum Sit 
der Regierung verfaffungsmäßig beftimmt. Jedem Fremden wird auf belgijcdhen 
Gebiete allgemeiner Schuß für vie Sicherheit ver Perfon und des Eigenthums 
zugefagt,, indem Ausnahmen nur fünftiger gefegliher Beftimmung vorbehalten 
bleiben. Für jedes Geſetz, für jeve Anordnung einer Staats- over Kommunal- 
behörde fol dann erft vie verbindliche Kraft eintreten, wenn fie in der vom 
Geſetze vorgefchriebenen Form öffentlich bekannt gemacht find. Ein Eid darf in 
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Belgien nur durch ein Geſetz auferlegt werben, weldes zugleich vie Eivesformel 
beftimmt. 

Der fiebente Titel befteht nur aus einem einzigen Artikel über die Revifion 
der Berfajjung. Die Staatöverfafjung kann zwar weber ganz noch theilmweife 
aufgehoben werben, aber in einzelnen Punkten ift fie der Revifion zu unterwerfen, 
wenn biefe von einer der beiden Kammern bezeichnet werden. Die Revifion kann 
nur in Gemeinſchaft mit dem Könige von zwei neuen nur zu diefem Zwede erwählten 
Kammern ausgeführt werden, aber bei ven Berathungen derjelben müſſen wenigftens 
ſtets zwei Drittel der Mitglieder, aus welchen jede Kammer befteht, anweſend fein, 
und fein Veränderungsvorſchlag findet Annahme, wenn wieserum nicht wenigftens 
zwei Drittel Stimmen ſich bafür erheben. 

In dem achten over Schluftitel des Grundgefeges waren nur vorüber- 
gehende Anorpnungen (dispositions transitoires) aufgenommen, welche mit 
der Konfolidirung der neuen Regierung unter König Leopold meiftentheils ihr 
Endziel erreichten, oder es wurden neue ergänzende Geſetze in Ausficht geftellt, 
eilf an der Zahl, die aud bis auf eins, die Revifion des Geſetzbuchs, gegenwärtig 
[don lange ins Leben getreten find. — 

Am 8. September 1831 wurden zum erften Dale die beiden verfaffungsmäßig 
erwählten Kammern des Senates und ver Repräfentanten eröffnet; jene war aus 51, 
biefe aus 102 Mitglievern gebilvet. Nah dem Wahlvekrete vom 3. März 1831 
waren 47,853 Wähler in die Wahlliften eingefhrichen geweſen, von denen 14,835 
in den Städten und 33,018 in ven ländlichen Gemeinden lebten. Nad der Bil 
dung der Wahlliften im April 1833 kam 1 Mitglied der Kammer ver Repräfen- 
tanten auf 39,958 Einwohner und auf 478 Wähler, 1 Mitglied des Senats auf 
79,325 Ginwohner und auf 972 Wähler. Ein Wähler jelbft kam durchſchnittlich 
auf 85 Einwohner 15); aber für ven durd die Berfaffung zur Wählbarkeit in den 
Senat beftimmten Cenſus gab ed damals in ganz Belgien nur 403 Berfonen, 
aljo 1 unter 10,000 Einwohnern, die meiften dieſer reihen Leute lebten in den 
Norbprovinzen, 106 in Brabant und 131 in ven beiden Flandern. — Eine wejent- 
lihe Beränderung in dem Zahlenverhältnifie ver Mitglieder beider Kammern erfolgte 
erft in der Kammerjejfion vom November 1846 bis März 1847. Die Bevölkerung 
Belgiens war nad) der Zählung im October 1846 auf 4,335,319 Seelen gewachfen, 
und demgemäß wurde für die Nepräjentantenfammer eine Zahl von 108 und für 
den Senat von 54 Mitgliedern verfafjungsmäßig gefordert. Der darüber ven 
Kammern vorgelegte Gefegentwurf ging, nad lebhaften Debatten über die Ber- 
tbeilung der Mitglieder für die Provinzen, in den erften Monaten des Jahres 1847 
buch, und erhielt von König Leopold am 31. März 1847 Gefegesfraft. Diefe 
neue Bertheilung ver Nepräfentanten und Senatoren auf die einzelnen Provinzen 
befteht noch gegenwärtig in gültiger Kraft, obgleich die fortgeſchrittene Bevölferung 
bald wieder eine Bermehrung um 6 Repräfentanten und 3 Senatoren ‚verfaffungs- 
mäßig in Anfprud zu nehmen Anlaß geben könnte. 


Provinzen. Mevräfentanten. Genatoren. 
Denn Antwerpen erhielt 10 m 5 
Brabant ⸗ 17 9 
Weſtflandern erhielt 16 8 
N 43 und 22 


16) Heuschling, stalist. general, de la Belgique. S. 387. 
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Provinzen. Neyräfentanten. Senatoren. 
Uebertrag: 43. und 22 
Oſtflandern « 20 : 10 
Hennegau . 18 9 
Lüttich 11 6 
Limburg 5 2 
Luxemburg ⸗ 5 . 2 
Namur ⸗ 6 3 


Zuſammen 108 und 54; 


es kam mithin im Jahr 1847 1 Repräfentant auf 40,142 Bewohner und 1 Senator 
auf 80,284 Bewohner: aber nad) der legten Zählung vom 1. Januar 1855 
— 4,584,932 Bewohner fällt jet durchſchnittlich 1 Nepräfentant auf 42,453 
Bewohner und 1 Senator auf faft 85,000 Bewohner. Der Genfus für vie 
Wähler ift durch das allgemeine Wahlgejeg vom 28. Mai 1848 für politifche 
Wahlen, ſowohl in Bezug auf die Kammern, wie auf die Gemeinderäthe und 
Provinzialräthe im Minimum auf 20 fl. oder 40 Fres. (102%/, Rthlr.) allgemein 
berabgefegt. 

Erft fünf Jahre nad der Sanktionirung der Staatsverfaffung famen nad 
zweijährigen langen und heftigen Debatten in den Kammerfejfionen 1834—835 
die ergänzenpen Grundgefege für vie Gemeinde- und Provinzial- 
verfafjung zu Stande. Nah dem Gemeindegefek vom 30. März 1836 
forgt für die Kommunalinterefjen ein Kommunalvorftand oder Gemeinverath. Diefer 
wird aus dem Vürgermeifter, ven Schöffen und Räthen gebilvet. Alle Mitglieder 
des Gemeinderaths follen auf ſechs Jahre gewählt, und zur Hälfte alle drei Jahre 
erneuert werden. Diefer Zeitraum ift indeß durch das neue Wahlgeſetz aus dem 
Jahre 1848 um zwei Jahre verkürzt, jo daß die Wahl für vier Jahre dauert und. 
die Erneuerung zur Hälfte alle zwei Jahre erfolgt. Die Gemeinderäthe jelbft wählen 
aus ihrer Mitte den Bürgermeifter und die Schöffen. Dem Könige fteht pas 
Necht zu, die Beſchlüſſe der Gemeinveräthe für nichtig zu erklären, ſobald viefelben 
die ihnen gejewlich zugewielenen Schranfen überſchreiten, oder dem allgemeinen 
Interejje zuwider laufen. Die Zahl der Mitgliever des Gemeinderaths fteigt nad 
der Größe der Gemeinden. Die Gemeinden unter 1000 Seelen haben 7 Mit— 
gliever im Gemeinderath mit Einſchluß des Bürgermeifters und der Schöffen; 
9 Mitglieder reihen aus für Gemeinden unter 3000 Seelen, 11 Mitglieder für Ges 
meinden zwifchen 3000 und 10,000 Selen, 13 bis 17 Mitglieber fiir Gemeinden 
zwijchen 10,000 und 25,000 Seelen. In nod größeren Gemeinden nimmt ber 
Gemeinderath um je 2 Mitgliever für 5000 Seelen zu; fteigt die Seelenzahl über 
40,000 Seelen, dann vermehrt fich ‚ver Gemeinveratb um je 2 Mitglieder für 
jeve fernere 10,000 Seelen. In ven Gemeinden unter 20,000 Geelen giebt ee 
nur zwei Schöffen, für größere Ortfchaften wird die Zahl auf vier erhöht, während 
es nur bei einem Bürgermeifter bleibt, welcher jevoh in Diefen Kommunen gleid) 
ven Schöffen vom Könige jelbft ernannt wird. Um Gemeinvewähler zu werben, 
muß man Belgier von Geburt oder naturalifirt jein, die Volljährigkeit erreicht 
haben, fein Domicil in der Gemeinde befigen und einen Genfus von mindeftens 
15 Fres. (4 Nthlr.) in den kleinſten Gemeinden entrichten. Diefer ftieg früher 
nad der Größe ver Gemeinde bis auf 100 Fres. ald Minimum in den Gemeinden 
über 60,000 Einwohner. Er ift inzwifchen, wie oben bereits erwähnt ift, auch 
in den größten Kommunen jegt auf das Minimum von 40 Fres. oder 20 fl. 
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herabgeſetzt. — Der Bürgermeifter und vie Schöffen find mit ver Ausführung ver 
Gejege und Anordnungen in ihren Gemeinden beauftragt; fie fönnen wegen jchlechter 
Führung oder Bernadhläffigung ihrer Geſchäfte, oder auf das Gutachten eines Aus- 
ſchuſſes des Provinzialrathes, durch die Gouverneure der Provinz von dem Amte 
ſuspendirt, over auch fürmlich abgefegt werven. 

Das Provinzialgefet vom 30. April 1836, aus 9 Titeln und 137 
Artikeln beftehend, enthält die Beftimmungen über die Provinzialverfaffung und 
Provinzialräthe (Conseil provincial). Jede Provinz befitt einen Provinzialrath, 
welcher unmittelbar von den Wahlkollegien gewählt wird, deren Theilnehmer die— 
jelben Grforbernifje befigen miüfjen, wie vie Wähler für die Kammerwahlen. Die 
Berfammlung der Wähler findet jährlihd am erften Montage im Mai ftatt; kommen 
über 400 Wähler zufammen, jo werden Abtheilungen gebildet; de: Präſident des 
Bezirksgerichts führt im Hauptbureau den Vorſitz, in den anderen Abtheilungen 
ein Friedensrichter. Wahlfähig find die, welche zur Wahl fiir die Repräfentanten- 
famımer geeignet find, minveftens feit dem 1. Januar des Jahres, in welchem vie 
Wahl ftattfindet, im der betreffenden Provinz ihren Wohnfig haben, und weder 
zu den Verwaltungs-, no zu den Finanzbeamten ver Provinz gehören. Die Wahl 
ver Mitglieder erfolgt auf 4 Jahre, mit Erneuerung der Hälfte alle 2 Jahre. 
Der Provinzialrath verfammelt fi jährlih auf 14 Tage am erften Dienftage im 
Monate Juli in dem Hauptorte der Provinz; der fönigliche Gouverneur der Provinz 
wohnt verjelben als fönigliher Kommiffarius bei und kann die Sigungen auch um 
einige Tage verlängern, während außerorventlihe Berfammlungen ver Provinzial 
räthe nur vom Könige unmittelbar einberufen werben können. Die Sigungen find 
öffentlih, wenn nicht auf den Antrag des Gouverneurs, des Präfidenten over von 
5 Mitgliedern die Sigungen in ein geheimes Komite verwandelt werben. Die 
Mitglieder, welche an dem Situngsorte wohnen, erhalten feine Diäten, die iibrigen 
täglich 5 Fres. und die Neifefoften. Das wichtigfte Gefchäft des Provinzialraths 
ft, das Provinzialbudget zu votiren, d. h. vie Heinen Ausgaben der Affifenhöfe, 
Bezirksgerichte und Friedensgerichte, die Koften für die Lokalitäten viefer Gerichte, 
für vie Gefängniffe der Provinz, die Unterhaltungstoften für vie Wafferbauten 
der Provinz, für Provinzialftraßen und Brüdenbauten, Koften für vie Bildung 
der Gefhmwornenliften, Reparaturfoften und Miethen für die Provinzialgebäuve, 
Ausgaben für die Kathedralkirchen, bifchöfliche Seminarien. Nächſtdem fteht dem 
Provinzialrath zu: Kandidaten zur Beſetzung der Stellen beim Appellations- und 
Bezirfögerichte der Provinz vorzufchlagen (mit Ausfchluß der Appellationsgerichts- 
präfidenten), über alle Gegenftänve, die das befondere Provinzialintereffe berühren, 
Beichlüffe zu faſſen, die Provinzialinftitutsbeamten zu ernennen, die Rechnungen ver 
Provinzialetatöverwaltungen zu prüfen, die Befoldungen und Penfionen der Pro- 
vinzialbeamten zu beftimmen, über Einrichtung und Verbeſſerung beitehenver Pro- 
vinzialanftalten zu entfcheiden, Darlehen zu genehmigen, Grundſtücke zu erwerben, 
zu vertaufchen oder zu veräußern, Anftellung von Procefien über folhe Grundſtücke 
anzuorpnnen, Anlagen von Straßen, Kanälen und anderen öffentlichen Arbeiten auf 
Koften der Provinz einzuleiten. Sind mehrere Brovinzen bei folden Unternehmungen 
betheiligt, fo hat ver Provinzialrath jeder Provinz darüber zu berathen, und entjteht 
ein Konflift zwifchen ven Provinzialräthen, fo entjcheivet die Regierung. In das 
Reffort des Provinzialraths gehören ferner noch: die Entſcheidung über die Aus- 
führung folder Unternehmungen, bei welden mehrere Kommunen betheiligt find, 
die Repartition ver Kommumalbeiträge zu allgemeinen — see Be⸗ 
urtheilung der dahin gehörigen Reklamationen, der Geſuche der Gemeinderäthe über 
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Veränderung oder Einrichtung von Jahrmärkten, über Veränderung ver Grenzen 
oder Gebietseintheilungen der Gemeinden. Er forgt eudlich dafür, daß bie Ein-, 
Aus: und Durchfuhr von YVebensmitteln und Waaren feinen anderen als ven 
gejeglihen Beſchränkungen unterworfen werben; er kann die Uebertretungen jeiner 
Verfügungen mit Gefängnißftrafe bis zu 8 Tagen und Gelpftrafen bis zu 200 Fres. 
(54 Rthlr.) ahnden. Nachſtehende Beſchlüſſe der Provinzialräthe bedürfen noch ver 
königlichen Beftätigung: 1) über Budgets der Provinz umd die zur Dedung ber 
Geldmittel nöthigen Auflagen; 2) über vie Errichtung öffentlicher Anftalten auf 
Koften der Provinz; 3) über Erwerbungen und Beräußerungen, wenn fie eine höhere 
Summe ald 10,000 Fres. (2700 Rthlr.) betragen; 4) über Anlegung von Straßen, 
Kanälen, Brüden n. f. w.; 5) über Erridtung oder Abänderung von Jahrmärkten; 
6) über Einführung oder Abänderung von Provinzialreglements und Bolizeiver- 
fügungen. Wenn indeß die Nichtgenehmigung des Königs nicht binnen 40 Tagen 
erfolgt, fo ift ver Beſchluß als bewilligt anzunehmen; eine fpätere Annullirung 
jolher Beſchlüſſe kann nur dur gemeinſchaftliche Zuſammenwirkung des Königs 
mit beiden gefeggebenvden Kammern erfolgen. Jever Provinzialrath hat einen ftän- 
digen Ausſchuß von 6 Mitgliedern, zu weldem nicht Richter, Advokaten, Pfarrer, 
Lehrer, Ingenieure von Straßen: und Kanalbauten, Beamte der Provinzial- oder 
Kommiunalverwaltung gewählt werben dürfen. Diefe Mitgliever werden gleichfalls 
auf 4 Jahre erwählt, mit der Erneuerung ver Hälfte alle 2 Jahre; fie genießen 
einen jährlihen Gehalt von 3000 Fres. (810 Rthlr.) Der Ausihuß bereitet 
alle Anordnungen des Provinzialvaths vor, und beauffihtigt die Ausführung der— 
jelben; ex vertritt die Provinz vor Gericht, giebt Gutachten über ihm vorgelegte 
Gegenftände, hält feine Berathungen über Alles, was die laufende Verwaltung 
und das Interefje der Provinz betrifft und legt bei ven Verſammlungen des Pro- 
vinzialeaths Jahresberichte über die Provinzialverwaltung vor. In feinen Sigungen 
führt ver Gouverneur der Provinz den Borfig, bat indeß nur eine berathende, 
aber feine entſcheidende Stimme; der Provinzialſekretär führt ſowohl bei dem Aus- 
ſchuſſe (Deputation), wie bei ven Sigungen des Provinzialraths das Protofoll und 
bejorgt die Expeditionen. Die VBolziehung der Beſchlüſſe des Provinzialrathes wie 
des Ausſchuſſes liegt dem Gouverneur der Provinz ob. 

Staatöverwaltung. An ver Spige verjelben fteht ver Minifterrath oder das 
Staatsminifterium, gebildet aus jehs Fachminiſtern, fir die auswärtigen Ange: 
legenheiten, für das Innere, für die Juftiz, für die öffentlihen Arbeiten, für die 
Finanzen und für den Krieg oder die Militärverwaltung. Jeder Minifter mit einem 
Vortefeuille hat, außer vem Ariegsminifter, einen Generalſekretär. — Unter dem 
Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten ift gegenwärtig ver Geſchäfts— 
verfehr nicht nur mit allen europäiſchen Staaten rege unterhalten, ſondern aud) 
auf alle Theile Amerika’ ausgedehnt. Außer ven fünf Großmächten halten vie 
Niederlande, Portugal, Spanien, Neapel, ver Papſt (einen apoftoliihen Nuntius), 
Sarvinien, Sachſen, Brafilien, das Großherzogthum Heffen einen außerorventlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Minifter am belgiſchen Hofe, und werben auf gleiche 
Weiſe durch belgiſche Diplomaten mit vemfelben Range behandelt. Geſchäftsträger 
oder Minifterrefiventen befinden fih zu Brüffel von Dänemark, Schweven, ber 
Pforte, Griehenland, Baiern, Toskana, Hannover, ven norbamerifanijchen Yrei- 
ftaaten, Guatemala, Merito, Nikaragua und Honduras, und ebenfo fenvet Belgien 
jeine Gefchäftsträger dorthin. Generaltonfuln und Konjuln, die legtern vorzugsweije 
aus vem Handelsftande, vermitteln den ausgebreiteten Handelsverlehr Belgiens mit 
den nambafteiten Öanvelsftaaten, wie dies aus ver oben gegebenen Ueberſicht des 
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beigifchen Handels näher hervorgeht. Chili, Costa Rica, Bolivia, Peru, Uruguah, 
Benezuela find beſonders durch einflufreiche Geihäftsmänner in Brüffel vertreten. 
Belgien verwendet jet 2,400,000 Fres., d. i. 1,6 Proc. feines Budgets für bie 
diplomatiſchen Gefchäfte. 

Das Minifterium des Inneren befigt in Belgien ven ausgevehnteften 
Geſchäftskreis, indem außer ven gewöhnlichen Zweigen dieſer Minifterialverwaltung 
bier auch die gefammte Yürforge für den Kultus, den öffentlihen Unterricht und 
die Mebicinalverwaltung verfelben untergeorbnet ift, ebenſo die Leitung des Han- 
delsverlehrs, der Induftrie und Manufakturen. Als Gentralgewalten für vie neun 
Provinzen ftehen unter ihm die Gouverneure, die gleich dem Minifter des Inneren 
die Specialleitung derfelben Gejchäftszweige, mit Ausnahme des Kultus, in ihrer 
Provinz führen. Jeder Gouverneur der Provinz hat feinen Wohnfig in dem Haupt- 
orte berjelben; ihm fteht die Genvarmerie zur Erhaltung der Ordnung und Sicher⸗ 
heit der Perſonen wie des Eigenthums zur Berfügung. Seine Stellung zu ven 
Provinzialräthen und den Kommunen ift oben bei dem Staatsrechte näher angegeben. 
Jede Provinz zerfällt wieder in mehrere Berwaltungsbezirke, die unter einem vom 
Könige angeftellten Bezirkskommiſſarius ftehen; unter der Rontrole des Gouverneurs 
reicht deffen Wirkungskreis über alle Landgemeinden und Städte unter 5000 Ein— 
wohnern, während bie größeren ver ausfchlieglichen Ueberwachung des Gouverneurs 
überwiefen find. Bon der Selbftverwaltung der Kommunen ift gleichfalls bereits 
oben vie Rede geweſen. Der Etat des Minifters des Inneren erforbert jett 
8,900,000 Fres. oder 6,8 Proc. des Geſammtbudgets, mit Ausfhluß der Kojten 
für ven Kultus. An der Spite des fatholiihen Kultus leitet ver Erzbiſchof von 
Mecheln als Metropolitan die Angelegenheiten feiner Kirche, und außerdem vie 
fpecielle Berwaltung feiner bifhöflihen Diöcefe, fo wie die übrigen fünf Landes— 
bifchöfe von Brügge, Gent, Lüttih, Namur und Tournay ihre Didcefanverwaltung 
des biſchöflichen Sprengels jelbitftändig führen. 

Die Rehtspflege ſowohl in Eivil- wie in Kriminalfällen wird in oberjter 
Inftanz vom Kaffationshof zu Brüffel ausgeübt. Unter vemfelben ftehen vie brei 
Appellationsgerichtshöfe zu Brüffel, Lüttich und Gent, die 26 Gerichtshöfe erfter 
Inftanz, von denen jever Bezirk (Arrondissement) eines befitt, fo wie endlich vie 
203 Friedensrichter in ven Kantonen, oder den unteren Bezirken der Arrondiſſe— 
ments. Für die Kriminalverfolgungen und Aburtheilungen befigt jede Provinz einen 
Alfifenhof, alfo Belgien überhaupt neun. Die Koften des JIuftizminifteriums, mit 
Inbegriff der Staatsgefängniffe 16), find in den legten Jahren verhältnigmäßig 
ſtark gewadjen, 1856 auf 12,140,000 Fres. oder auf 8,5 Proc. des gefammten 
Staatsbudgets. 

Die Berwaltung der öffentlichen Arbeiten oder Bauten, welde 
fhon oben bei ven Eifenbahnen und dem Handelsverkehr in Bezug auf Straßen 
und Kanäle in Berührung kam, hat außer ver Centralverwaltung des Minifters noch 
eine beſondere Generalvireftion ver Straßen: und Brüdenbauten wie des Bergbau’s, 
und eine zweite Öeneralvireftion für die Eifenbahnen, Poften und Telegraphen- 
verkehr. Der jährliche Koftenaufwand des orventlihen Budgets für viefen Ver— 
waltungszweig erforbert 24,750,000 Fred. oder 17,3 Proc. des Gefammtbungets, 
d. b. gerade voppelt jo viel als im Jahr 1840, 

Die Finanzverwaltung hat feit ver Regierung des Königs Leopold aller- 

16) Die 8 großen Gentralgefängniffe zu Gent, Vilvorde, St. Bernard, Aloft, Namur, 
St. Hubert, Lüttich, Huy halten jept im mittleren Durchfchnitte 1851-55 gegen 5500 Gefangene 
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dings quantitativ weit ftärfere Summen als früher erfordert, aber dies theils als 
eine nothiwendige Folge der von den Niederlanden vertragsmäßig zu übernehmenven 
Staatsfhulv, nämlich 16,931,200 Fres. zu 5 Proc. und 220,105,632 Fred. zu 
21/, Proc., theild als eine produktive Belaftung durch Anlagen von Eifenbahnen 
auf Staatsfonds, um den allgemeinen Zwijchenverfehr zwifchen den wichtigften 
Hanvelsftanten Europa’s raſcher an fich zu ziehen, und durch die Zunahme des 
Handelsverkehrs ſchließlich die Staatseifenbahn als eine erjpriefliche finanzielle 
Duelle für die Staatseinnahmen zu gewinnen. Wie wenig dies aud bis jeßt 
nad den gehegten Frwartungen ausgeichlagen ift, jo darf doch noch feinesweges 
in Abreve geftellt werben, daß eine günftigere Situation ver belgifhen Finanzen 
dadurch in Ausficht geftellt bleibt. DBergleihen wir die Stantseinnahmen für den 
zehnjährigen Zeitraum von 1841 bis 1850 17), fo finden wir als vie mittlere Durd- 
ſchnittszahl für ein Jahr 109,981,537 Fres., woran 18,100,000 Fred. aus der 
Grundftener, 9,000,000 Fred. aus der Perjonenfteuer, 3,050,000 Fred. aus der 
Patentſteuer, 12,000,000 Fres. aus den Zöllen, 4,500,000 Fred. aus der Salz- 
fteuer, 2,200,000 Fres. aus der Accife auf fremde Weine, 3,540,000 Fres. auf 
inländischen Branntwein, 6,219,000 Fred. auf Bier und Weineffig, 2,291,000 Free. 
auf Zuder, 10,500,000 Fred. ans den Einregiftrirungsabgaben, 5,500,000 Fres. 
aus Stempel» und Hppothefengebühren und 16,200,000 Fres. zufammen aus 
Domänen, Wegzöllen, Poften und anderen Einkünften des öffentlihen Schages jährlich 
gezogen find. Die drei legten Budgets für vie Jahreseinnahmen ftellten 1855 
= 128,596,590 fjres., 1856 — 131,698,450 Fred. und in dem fo eben be- 
willigten Budget für 1857 = 138,354,990 res. auf. In dem Jahr 1854 konnte 
eine glüdlihe Bilance zwifhen ven Ginnahmen und Ausgaben erreicht werben, 
im Jahr 1855 erichien ein Deficit von 2,500,000 Fres., und für das nächſte 
Jahr ein doppelt jo ftarfes; nur für das bevorftehenve Finanzjahr 1857 find die 
Ginnahmen um 927,000 Fres. höher als die Staatsausgaben veranſchlagt, und 
zwar dadurch, daß die Staatsausgaben felbft um faft 7,000,000 Fres. niedriger 
als für das Jahr 1856 berechnet find. Sehen wir auf die einzelnen Einnahme: 
titel, jo find die Grundſteuer, Perfonen- und Patentfteuer unweſentlich geftiegen, 
1851 bis 1856 nicht voll um 2,000,000 Fres., zufammen auf 32,120,000 Fres., 
die Zölle jogar auf 11,595,000 Fres. gefallen, die Salz, Wein- und Bieraccife 
faft in unverändertem Betrage geblieben. Nur die Steuer vom inländifhen Brannt- 
wein ift auf 4,800,000 Fred. gewachſen, noch viel ſtärker die Einregiftrirungs- 
abgaben, zu welchen vie Stempel: und Hypothelengebühren gefchlagen find, zufammen 
bis auf 25,270,000 Free. Aber vie Hanptfteigerung befteht in ven Einnahmen von 
den Gijenbahnen, die in jenem Zeitraume noch verftedt waren unter ven vermijchten 
Einkünften des öffentlihen Schages, im Jahr 1856 bereits auf 22,780,000 Fres. 
und für das Jahr 1857 mindeftens auf 23,500,000 res. oder faft auf 17 Proz. 
jänmtliher Staatseinnahmen veranjhlagt find. 

Die Staatsausgaben betrugen in demſelben Zeitraume nad dem mittleren 
Durchſchnitte 113,123,000 Fres., wovon die Ausgaben für die Staatsfhulven 
33,851,000 Fres. oder 28 Proc., für das Heer und die Marine 30,110,000 Fres. 
oder 25 Proc., die Dotationen mit Einfluß der Zivillifte 3,355,000 Fres., noch 
nit 3 Proc., die öffentlihen Bauten und Arbeiten 21,331,000 Fres., faſt 19 
Procent, die Finanzverwaltung mit 12,221,000 Fres. oder 9 Proc., die Rechtspflege 
11,566,000 Fres. oder etwas über 8 Proc. und envlic die Verwaltung der inneren 


— 


17) Heuschling Resume de la statisi. gen. B, 1853, 8. 139. 
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Angelegenheiten 6,679,000 over über 5 Proc. des geſammten Ausgaben Budgets 
als Haupttitel erforderten, um nicht vie Meineren Titel hier weiter zn vergleichen. 
Das Ausgabenbupget für die legten drei Jahre war 1855 auf 128,404,350 Fres., 
1856 auf 140,395,120 Free. geftiegen, aber für 1857 in ven orventlihen Aus— 
gaben auf 133,500,000 Free. zurüdgegangen, zu welden noch als Supplementar- 
kredit 4,400,000 Free. hinzugefügt find. Es ereignete ſich überdies bei der Debatte 
im Dezember 1856 ter eigenthümliche Wall, daß, ald der Minifter einen außer- 
orbentlihen Kredit von 5,000,000 Free. für Vermehrung der Transportmittel 
auf ven Eifenbahnen in Antrag brachte und dieſen Kredit auf die ſchwebende 
Schuld ftellte, die Majorität ver Nepräfentantenfammer weiter über bie Forderung 
des Minifters hinausging und 1,000,000 Fres. mehr, alfo 6,000,000 Fres., mit 
ver drängenden Unterftütung von ver linfen Seite bewilligt wurben, weil man 
einen um fo ftärfern Gewinn aus ven Finnahmen ver Gifenbahnen verhofft, indem 
man der belgifhen Regierung ven Fehler vorwirft, daß fie zu wenig für eine 
ausreihende Menge von Transportmitteln gethan habe. Vergleichen wir nun jene 
mittleren Durchſchnittsangaben für ven Zeitraum von 1841—50 mit ten Anfor- 
berungen für die Ausgaben in den Jahren 1856 und 1857, fo ift zuvörderſt bie 
Sefammtjumme ver Ausgaben um 24,000,000 Fres. jährlidy geftiegen, alfo um 
21 Procent. Darunter die Ausgaben fitr 


die öffentlihe Schuld bis auf 37,605,995 res. oder 27,5 Proc. 
das Heer und die Marine 8) = = 37,470,388 = =: 274 = 
die öffentliben Bauten = = 24,388,684 = :» 174 = 
die Rechtspflege » = 12,139,751 = — 817. 
die Sinanzverwaltung = = 10,982,600 = : 8 . 
vie inneren Angelegenheiten « = 8,901,373 = . 64 « 
die Dotationen : = 4,041,873 = .: 29 - 
die auswärtigen Angelegenheiten = = 2,370,683 — : 17 =: 





137,901,347 Fred. oner 100 Proc. 


Der Stand ter gefammten belgiihen Staatsfhuld betrug nad) dem 
legten officiellen Berichte von 1. Mai 1856 — 642,114,647 Fres.; davon waren 
als Antheil an der niederländiſchen Schuld 16,931,200 Fred. zu 5 Proc. Zinfen 
und 220,150,532 Free. zu 21/, Proc. Zinſen, für Gifenbahnen, Kanäle und 
Strafen aus dem Jahre 1836 = 20,039,000 Fres. zu 4 Proc. Zinfen und aus 
ten Jahre 1838 = 39,192,333 Fred. zu 3 Proc. Zinfen, für eine Rente an bie 
Stadt Brüffel 6,000,000 Fres. zu 5 Proc, 41/2 Proc. Anleihe zur Umwandlung 
ter Schagfcheine und 5 Proc, Anleihen im Jahr 1844 = 159,319,182 Fres., 
für öffentliche Arbeiten Anleihe aus dem Jahre 1852 zu 5 Proc. = 25,119,900 
France, enblih Umwandlung der 5 proc. Anleihe aus den Jahren 1840, 1842 
und 1848 in eine neue Anleihe zu 41/, Proc. = 155,408,300 res. Die ſchwe— 
bente Staatsſchuld betrug im Novenber 1856 = 22,000,000 Fres. Getilgt waren 
in dem Zeitraume eines Jahres, vom 1. Mai 1855 bis zum 30. April 1856 = 
5,709,288 Fres. 

Die Militärverwaltung hat nah dem Geſetz von 8. Juni 1853 für 
den Kriegsfall ein mobiles Heer von 100,000 Mann aufzuftellen, alfo etwas über 





18, Der von dem Miniiterium früber gewünjchte Kredit zur Wiederberfteltung der Krieges 
marine, der in diefer Sejjion zum Höhenbetrag von 10,000,000 Ares. gefordert werden follte, 
ift noch für eine fpätere Seffion verſchoben. 
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2 Procent der gegenwärtigen Bevölkerung, währen fonft die Kriegsſtärke des 
Heeres auch für den vollen Etat nur gegen 81,700 Dann oder 1,75 Procent 
beträgt, und von biefer Stärke nur etwas über die Hälfte ver Mannſchaften, mithin 
beinahe 1 Prozent, in Friedenszeiten ftets unter den Waffen bleibt. Ein überficht- 
lihes Tableau wird die Heereseintheilung am leichteften veranfchaulichen für ven 
vollen Etat: 


1. Jufauterie. Feld-Bat. Komp. Reſerve-Bat. Komp. Mannſchaft. 
12 Linien-Regimenter 36 216 24 96 46,800 
1 Karabinier-Regiment 4 24 2 8 4,800 
1 Grenavier-Regiment 3 18 2 8 3,900 
2 Jüger-Regimenter 6 36 4 16 7,800 
16 Regimenter 49 294 32 128 63,300 


Jedes Feldbataillon befteht aus 6 Kompagnieen ; 
jeved Rejervebataillon aus 4 Kompagnieen; bie 
Kompagnie ohne Offiziere aus 145 Mann, mit 
Dffizieren aus 150 Mann. 


1. Kavallerie. Feld⸗Eskadronen. Depots&sfadronen, Mannihaft. Pferde. 
1 Guiden-Regiment 6 1 1281 1260 
2 Kuiraffier-Regimenter 8 2 1630 1400 
2 Lanzierd-NRegimenter 12 2 2562 2520 
2 Jäger-Regimenter 12 2 2562 2520 
Gendarmerie — 9 1408 1065 

zufammen 38 16 9443 8765 


Eine Eskadron Kuiraffiere enthält 163 Mann und 
140 Pferde; die übrigen Eskadronen 183 Mann 
und 180 Pferde. 


111. Artillerie. reit. Batt, FeſtKomp. Feld-Batt. Geſchütze. Mannjcaft. Pierde. 
4 Regimenter, jedes zu 
1 reit. u. 5 Feldbatt. 4 — 20 152 3272 3105 
18 Feſtungs-Komp. u. 
5 Belagerungsbatt. — 18 — — 3428 — 
152 6700 3105 
Dazu 2 Kompagnieen Artilferietrain 280 
2 Kompagnieen Pontoniere und Handwerker 296 
IV. Singenieure. 
1 Regiment Pionniere aus 2 Bataill. zu 5 Komp. 1690 


Gejammtftäre 152 81,709 11,870 


Die militärifhe Eintheilung der Heeresmacht zerfällt in 4 Divifionen, deren 
Hauptquartiere zu Gent, Antwerpen, Lüttih und Mons anfgeftellt find. Dieje 
bilden gleichzeitig mit Namur, Oſtende und Tournay die erften Waffenpläge des 
Staates. — Die Kriegsflottille befindet ſich noch in den geringften Anfängen. 
Neun Heine Kriegsfahrzeuge, unter denen eine Kriegsbrigg von 20 Kanonen das 
beveutiamfte, aber entwaffnet auf der Rhede von Antwerpen liegt, die übrigen 
Brigantinen, Goelletten von 10 bis 8 Kanonen, deuten noch keineswegs auf eine 
erufte Wiederaufnahme des Gedankens zur Wieverherftellung einer flotte, wie denn 
aud die Yinanzen des befchränften und verfchuldeten Staates, neben den kräftigen 
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Marinebeftrebungen der drei nächften Nachbaren, wohl ſchwerlich in naher Zeit 
eine nachhaltige Verwendung ver Staatskräfte auf diefen Zweig der Verwaltung 
verftatten werben. Die belgifche Regierung that in den legten Jahren aud offenbar 
weniger als in der Zeit zwiſchen 1835 und 1846, indem feit 1850 faum bie 
Hälfte des früheren Marine-Etats angewandt wird, 820,000 Fres. in den Jahren 
1851—55 gegen 1,851,000 Fres. im Jahre 1845 und 1,513,000 Fres. im 
Jahre 1847. J. W. Squbert. 


Bellarmin. 


Robert Bellarmino iſt 1542 zu Montepuleiano in Toskana geboren, 
trat 1560 in das Noviziat der Jeſuiten zu Nom ein, wirkte dann als Lehrer der 
Rhetorik in Florenz und in Monbovi, ftudirte hierauf in Löwen Theologie ‚und 
betrat dortſelbſt, wo vor ihm nod fein Jeſuit bocirt hatte, 1570 einen theolo- 
gifhen Lehrftuhl; von 1591 an finden wir ihn in gleicher Thätigfeit in Rom, 
wo er nad dem Tode des Papftes Sirtus V. zu hohen Ehren ftieg (1592 Rektor 
des Jefuitenlollegiums, 1598 Karbinal); jedoch die Dominikaner ſuchten ihn von 
Rom zu entfernen, und fo wurde er 1602 Erzbifchof von Capua; ſchon nad) drei 
Jahren aber refignirte er von dieſer Stelle und begab ſich wieder nadı Rom, wo 
er 1621 ftarb. Die Heiligfprehung Bellarmins, welde von ben Jefuiten bis ins 
achtzehnte Jahrhundert betrieben wurde, unterblieh namentlih auf Einſprache Frank⸗ 
reihe. (Jac. Fuligatti, Vita del Cardinale Rob. Bell. Rom, 1624; vgl. aud 
Schrödh, Kirchengefchichte jeit der Reformation, IV. Bd., ©. 256 ff.) 

Der ausgevehntere und einflußreichere Theil der gelehrten Thätigfeit Bellarmins 
liegt zwar auf dem Gebiete ver Theologie (Dogmatik, Eregefe, theologifche Litterär- 
geichichte, höherer Katechismus u. dgl.), und es bildeten feine Schriften fir längere 
Zeit den Kernpunkt, um welchen ſich eine höchſt reichhaltige und fruchtbare Polemit 
feiten8 der proteftantifchen Theologen drehte (eine Menge von Schriften im ſieb— 
zehnten Jahrhundert unter dem Titel „Anti-Bellarmin”); aber auch bezüglich der 
Principien des Staates und feines Berhältniffes zur Kirche hatte Bellarmin bereits 
in feinen Disputationes de controversiis fidei (erfte Ausgabe, Ingolftant 1586), 
von welchen insbeſondere die fünf Bücher De Romano pontifice und vor Allem 
die drei Bücher De membris ecelesie militantis hieher gehören, in die damaligen 
Parteifragen eingegriffen, und zwar in einer Weife, daß im Jahr 1590 bie 
gefammten Disputationes auf den Inder gefegt wurden; jehr bald jedoch erfolgte 
nah dem Tode Girtus des V. die Aufhebung dieſes Verbotes. Sodann jchrieb 
Bellarmin De translatione imperii Romani a Grecis ad Francos (Antwerpen 
1589), und fpäter gerieth er über ven Eid, welden in England vie Katholiken nad 
der Bulververfhmwörung leiften mußten, in Streit mit Jacob I. und verfaßte im 
Hinblide auf Barclay's Buch De potestate Pape (London 1609) die polemijche 
Schrift De potestate summi pontificis in rebus temporalibus contra Barclaium 
(Rom 1610), welde von dem Parlamente zu Paris und gleichzeitig in Venedig 
als aufrührerifches Bud verboten wurde. Endlich gehört noch hieher: De officio 
principis christiani libri tres (Antwerpen 1619), eine an Wlavislaus, ven Sohn 
Sigismund des III., Königes von Polen und Schweren, gerichtete Ermahnungöſchrift. 
(Befte Gefammtausgabe ver Werke B's., Köln 1620 ff., in 7 Foliobänden.) 

Es gehört Bellarınins Richtung im Allgemeinen jener Wiederherftellung ver 
Scolaftit an, vie ganz beſonders in politifcher Beziehung bei den Kämpfen 
erjheint, im welchen es ſich feitens ver Katholiten darum handelte, gleihmäßig 
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ſowohl ven Proteftanten als auch ich fogenannten „Politikern“ einen Wiverftand 
entgegenzufegen; und fo wie e8 bei den legteren, wie namentlich z. B. bei Bodin 
(ſ. d. Art), der antife Naturalismus des Ariftoteles war, welcher als Grundzug 
ihrer Anfichten erfcheint, jo wirkte andvererfeits bei den Katholiken ftets jener Ari— 
ftotelismus fort, welcher fi durch die Gefammtanfhanung des Thomas v. Aquin 
durchzieht (die Darftelung der eigenthümlichen Art, wie dort die Politit des Ari- 
ftoteles verftanden wurde, muß dem Artifel „Thomas v. Aquin“ vorbehalten bleiben), 
Aber daß auch diefer thomiſtiſche Standpunkt noch einer jehr mannigfahen Abftufung 
fähig war, zeigt gerade die Vergleihung jener äußerſten Konfequenzen, melde bie 
Zeitgenofjen Bellarmins, Mariana und Suarez (f. diefe Art.) zogen, und jener 
Idee der „Volfsfonveränetät”, mit welder ver Jeſuitenorden fid principiell 
befreunden konnte (f. d. Art.), fo wie andererfeitd jemer mittleren, gleichſam mehr 
theoretifhen Anfiht, zu deren Vertretern eben auch Bellarmin gehört. 

Schon Dominicus de Soto (ein Dominifaner, geb. 1494 in Segovia, 
Lehrer der Philologie und Theologie in Burgos, 1549 Beichtvater Kaiſer Karla V., 
geftorben in Salamanca 1560) hatte in feinem hauptfüählid an Thomas ſich 
anfchließenden Werte Libri decem de justitia et jure (befte Ausgabe, Venedig 1568) 
eigentlich einen Dualisnus zwifchen dem innerlich Religiöfen und dem äußeren 
Staatlihen aufgeftellt; denn er mobificirt die damals übliche Viertheilung ver lex 
in eterna, naturalis, humana, divina derartig, daß das Naturgejeg eben nur 
als der dem Menfhen zugängliche Ausprud des Willens Gottes in die natürliche 
Vernunft des Menſchen eingepflanzt fei, aber erft in den äußeren Berhältnifjen 
bes Staates und der Gewohnheit des Handelns feine wirkliche Erſcheinung finde 
und hiemit als menſchliches Geſetz, d. h. als pofitive Gefeßgebung auftrete, fo daß 
hiemit jede gejeglihe Beſtimmung auf eine urfprünglic ewige Örundlage zurück⸗ 
geführt werden könne; und aud nur in diefem Sinne fei der Beftand einer fürft- 
ihen Gewalt überhaupt als Anordnung Gottes (ordinatio Dei) zu betrachten; 
hingegen das eigentlich fo zu nennende göttliche Geſetz erſcheine eben wieder nur 
als ein ganz pofitives im alten und neuen Teftamente und in den kirchlichen Ein- 
richtungen gerade als ein Uebernatürliches (supranaturale), welches nur unter Bei- 
bülfe des Olaubens (opitulante fide) von den Menſchen als geſetzliche Beftimmung 
anerfaunt werben könne. Einen anderen Unterſchied ver Rechtsgebiete, welcher mehr 
ein Vermittlungsverſuch der theologijchen und ver römiſch-juriſtiſchen Anficht ift, 
hatte Ludovicus Molina (geboren 1535 in Cuenca in Neucaftilien, Lehrer 
der Theologie an der portugiefifchen Univerfität Evora, geftorben zu Madrid 1600) 
in jeinem gleihfalls von Thomas völlig abhängigen Werke De justitia et jure tomi 
sex (Ausgabe, Köln 1614) aufgeftellt; bei ihm nämlich ift die oberjte Eintheilung 
des Nechtes jene in göttliche und menfchliches, und erfteres fei entweder natürlich 
(die allgemeine Auffaffung des Unterfchiedes zwifchen Gut und Bös) oder pofitiv 
(ver Inhalt der Bibel); das meuſchliche hingegen könne bloß pofitiv fein und theile 
fih in Völker-Recht, Civil-Recht und kanoniſches Recht. Die Gewalt der Fürften 
wird hiebei von dem natürlichen Theile des göttlichen Rechtes abgeleitet und ſonach 
auch bezüglicd ihres Umfanges und Inhaltes vom Natur-Rechte abhängig gemacht; 
hingegen der geiftlichen Gewalt bleibt nad allen Seiten (Dogma, Moral, Kirche) 
ausjchlieglih der Charakter des bloß Pofitiven bewahrt. Somit ift auch hier, wie 
man fieht, der Grundgedanke ein dualiftijcher. 

Auf dem gleihen Boden nun fteht im Ganzen auch Bellarmin; auch bei ihm 
ift es die im Mittelalter jo beliebte Bergleihung mit den zwei Schwertern ober 
in einer mehr jpefulativen Bedeutung der Dual zwijchen Leib und Seele, welche 
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als Ausprud für das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche ftets benußt werben; 
aber Bellarmin beſchäftigte fih auch mit den Berührungspunften dieſer beiden Ge— 
walten, und zwar, wie fchon das Schidfal feiner Bücher zeigt, in einer Weife, 
daß er feiner von beiden Parteien gerecht zu fein ſchien, fondern von beiden a.ıge- 
feinvet werden mußte. Zunächft ift auch fein Führer Thomas v. Aquin, deſſen 
Ariftotelismus wörtlih in dem Grundſatze Bellarmins erfcheint, daß die Gewalt 
der Fürſten und die weltliche Obrigkeit überhaupt durch das Geſetz der Natur, 
welches auf göttlicher Anordnung beruhe, in den menschlichen Verhältniffen gefordert 
jei; hiedurch nämlich habe Gott das Menfchengefchleht jogleih nad deſſen Er— 
Ihaffung (die Lehre von einem dem Staate vorausgegangenen Naturzuftande der 
Menſchen verwirft Bellarmin) zu einem gefellfhaftlihen Leben herangezogen un 
im Allgemeinen die Anorbnung getroffen, daß die Menfchen fi eine Obrigkeit 
wählen und verfelben gehorchen fellen. Somit ift die weltliche Gewalt nur mittelbar, 
nämlich vermittelft des Naturgefeges, und in abgeleiteter Weife eine göttliche. 
Daraus folgt auch, daß „die Regierung (gubernatio) nicht in ihrer bejonderen 
Erſcheinungsweiſe, d. h. nicht infoferne fie Monarchie oder Ariftofratie oder Demo— 
kratie ift, von Gott fümmt; fondern nur im Allgemeinen, daß Regierung beftcht, 
ift göttliche Anordnung, und weldhe Form des Staates eingerichtet werde, hängt 
von natürlichen Umftänden ab“ (d. membr. eecl. III, e. 5). Hiezu nun fommen 
aber noch folgende oberften Grundſätze Bellarmind: „Die Gewalt (potestas) ruht 
unmittelbar in der gefammten Menge als in ihrem Subjekte; denn diefe Gewalt 
ift vom göttlichen Rechte, das göttliche Recht aber hat. feinem beſonderen Menfchen 
die Gewalt gegeben; alfo ift vie Gewalt in der Hand der geſammten Menge.“ 
„Diefe Gewalt wird von ver Menge auf Einen over auf Mehrere übertragen 
durch natürliches Recht; es hängt von der Mebereinftimmung der Menge (a con- 
sensu multitudinis) ab, einen König oder Konfulen oder andere Obrigfeiten über 
fih zu fegen, und wenn ſich eine gerechte Urfache findet, kann die Menge ein 
Königreih in eine Ariftofratie oder Demokratie umwandeln oder aud umgekehrt". 
(ebend. c. 6). 

Die in diefer Auffaffung der weltlichen Gewalt liegende Idee der Volksſouve— 
ränetät verfolgt Bellarmin allerdings nicht in jener Weife, wie andere Jefuiten 
(befonvders Suarez und Mariana) e8 thaten; hingegen dienen ihm dieſe Principien 
als ficherer Anhaltspunkt, um das Weſen der entgegengefetten Gewalt, nämlid) 
der geiftlichen, feftzuftellen, wobei dann die kirchlich-theologiſche Seite der thomis 
ftiichen Gruudſätze hervortritt. Wenn nämlidy die weltlihe Macht nur mittelbar 
göttlih ift umd in der Menge beruht, fo ift gerade entgegengefegt „die geiftliche 
Gewalt von Gott unmittelbar an Ginen, nämlih an den Papſt, übertragen “ 
(d. rom. pont. II, 12), eine Annahme, welche Bellarmin ſtets in der bei ven 
Katholiten üblihen Weife durch vie befannten Gründe (befonvers die Bibelftelle: 
„Weide meine Schafe u. ſ. f.“) ftügt. Infoferne aber nun eben in den Berührungs- 
punften beider Gewalten die größere Schwierigkeit liegt, jo gebraucht Bellarmin 
das Verhältniß zwijchen Leib und Seele nicht etwa bloß als Gleichniß, ſondern 
förmlich als theoretiihe Bafis für Entjcheidung diefer Frage. Nämlich jo wie ver 
Leib nur ein Mittelbares und Vielheitliches ift, die Seele aber ein Ummittelbares 
und Eines, fo befteht aus obigen Gründen eben diefer Gegenfag zwijchen weltlicher 
und geiftliher Macht; und „va die Seele im gewöhnlichen Gange des Yebens ſich 
nicht in die Thätigkeiten des Fleiſches mifcht, ſondern fie vor fi gehen läßt, nur 
dann aber, wenn das Fleiſch dem Geifte widerftreitet, legterer beginnt, dem Fleiſche 
ju gebieten und es zu züchtigen, jo hat auch vie geiftliche Gewalt nicht geradezu 
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(non direete) das Recht, über das Weltlihe zu bereichen, ſondern in weltlichen 
Dingen folgt die ftaatlihe Macht ihrer eigenen Gefeggebimg; aber ſobald bie 
weltlichen Verhältniffe (temporalia negotia) dem geiftlihen Zwede ſchaden (fini 
spi ituali obsint), fann und muß die geiftlihe Gewalt der weltlichen einen Zügel 
anlegen auf jede Weife, welche hiezu nothwendig erſcheint“ (potest et debet spi- 
ritualis potestas coercere temporalem omni ratione et via qu® ad id neces- 
saria videbitur). D. rom. pont. V, c. 6. 

Auf diefem Grundfage eines nur mittelbaren und indirekten Herrfchafts-NRechtes 
der Kirche über den Staat (der auch jest noch fog. „Coercitiv⸗Gewalt“) beruhen 
aud die beiden oben genannten politifchen Schriften Bellarmins, in welchen er 
feine Anfiht mit einem wirflih großen Aufwande gefchichtliher und theologifcher 
Delege ſtützt; ſtets aber Fehrt er hiebei auf das Motiv zurüd, daß der römifche 
Papft der Vater und der Hirt aller Chriften fei, und das Kriterium für die Noth- 
wenbigfeit eines Eingreifens der geiftlichen Gewalt ſpricht er immer in den Worten 
aus: si id causa Christi et Ecclesie exigat. In folhem Sinne fucht er z. B. 
bezüglich der Wiederherftellung des abendländiſchen Kaifertbumes in der Schrift 
D. transl. imp. darzuthun, daß Karl der Große weder unmittelbar von Gott noch 
durch Erbrecht noch vom römifhen Volke noch vom griehifchen Kaiſer feine Würde 
empfangen babe, fonvdern daß der Papft vermöge feines Rechtes die römifche 
Kaiſerwürde habe übertragen können umd in Folge der Lage der Umftände auch 
wirklich übertragen habe. Endlich and) beruht e8 auf den gleichen Grunpfägen, 
wenn Bellarmin in dem Buche d. ofl. prince. dem Wladislaus mehrfah empfiehlt, 
in wichtigen Dingen ven Beirath der Kirche zu hören, da ja aud der Xeib nur 
zu feinem Wohle ſich von der Seele leiten laſſe. Brontt. 


Bentham. 


Jeremias Bentham ift fein Dann der That, fein Leben find feine 
Schriften. So abſtoßend diefe der Darftellung nad im Einzelnen find, fo anziehend 
ift es, fie im Ganzen zu überbliden; denn hinter ihnen liegt ver große Hintergrund 
ber innern Gedichte Europa’8 von 1789 bis 1830, an welcher Bentham denkend 
und rathend theilgenommen. Der ftürmifhe Drang viefer Zeit, die Zuftände 
Europa’s vom Grund aus umzugeftalten, fpricht fih da auf das Unverbolenfte aus. 
Benthams ganzes Streben ift ja die Reform, die radikale Reform, zwar 
nicht mit Hülfe von Barrifaden, aber mit der Macht des Wortes, mit ver Schärfe 
der Logik, der juriftifhen und der philofophifchen. 

Als Geburtsjahr Benthams wird das Jahr 1748 angegeben. Sein Bater 
war Rechtsanwalt (attorny) zu London, wie aud fein Großvater. Als ältefter 
Sohn wurde aud Ieremias Bentham zu demjelben Berufe beftimmt. Er entwidelte 
fih ungewöhnlih raſch. Mit 13 Jahren wurde er ind Kolleg der Königin zu 
Orford aufgenommen und erregte in einer öffentlichen Disputation bereits allge 
meine Aufmerkſamkeit. Nah 3 Jahren erhielt er das Bakkalaureat und mit 20 
Jahren wurbe er zum Magister artium grabuirt. Bon da fam er in Lincolns 
Inn und wurbe im Jahr 1772 von diefer Innung zum Advokaten (barrister) 
erhoben. 

Als Schriftfteller trat er zuerſt 1776 mit einer anonym erjcdhienenen Schrift: 
A Fragment on government auf, in der bereit® feine künftige Richtung entſchieden 
ausgeſprochen ift. Er wendet fi) zunächſt gegen Bladftone, deſſen in der engliſchen 
Rechtsgeſchichte Epoche machendes Werk kurz vorher (1770) erfchienen war. Die 
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Methode, mit der Bladftone das Recht, wie es ift, gefchichtlich begründet, genügt 
ihm nicht. Er will nit nur das geltende Recht kennen lernen, ſondern deſſen 
Weſen und Bedeutung, den inneren Zufammenbang ver Gefete, deren Fehler und 
Heilmittel. Weit entfernt, daß Bentham fi fofort an die Arbeit gemacht hätte, 
durch Spekulation der fo geftellten Aufgabe nachzukommen, fuchte er erft auf 
größeren Reifen Völker und Länder zu beobadten. So machte er denn noch vor 
dem Ausbruche der franzöflfchen Revolution vrei Reifen nach dem Kontinent. Seine 
ausgevehntefte Reife führte ihm im Jahr 1784 durch Frankreich über Marfeille, 
Genua, Florenz in den Orient nad Smyrna umd Konftantinopel. Er wendete 
fih dann nad Rußland, zunähft nah Charkow in der flobodifchen Ukraine, mo 
er feinen Bruder Samuel, ber dort ein fränfifches Bataillon kommandirte ımb 
1831 als General in ruffiihen Dienften ftarb, aufſuchte. Dort fchrieb er feine 
Briefe über die Wuchergejee und den erften Theil feines Panoptikons über Ge- 
fängnigwefen. Erft im Jahre 1788 kam er über Polen und Deutſchland wieder 
nah London zurüd, 

Mit dem Ausbruch der franzöfifhen Revolution trat eine neue Wendung 
in Benthams Leben ein, der ſich der Advokatenpraxis längft entfrembet Hatte. 
Das Mifverhältnig, in welhem damals in England nicht minder als auf dem 
Kontinent die Rechtszuftände mit der Wiſſenſchaft und dem gefunden Berftand 
erathen waren, erflärt e8 zur Genüge, daß ein Mann, der eben den Drang in 

fühlte, überall ven leten Gründen des Rechtes nachzuſpüren, die Praris völlig 
aufgab. Die Ereigniffe in Frankreich und deren Rüdwirkungen auf ganz Europa, 
welhe einen Anden in Benthams Lage wohl eher geneigt gemacht hätten ſich 
eine amtlihe Stellung im Staate zu erringen, beftinnmten ihn vollends, nur ber 
Spekulation zu leben, welcher er denn auch feit vem Tode feines Vaters (1792), 
ber ihn ein reichliches Vermögen hinterließ, 40 Jahre ungeftört nachhing. Bon 
feinem gegen den Park von Weftminfter gelegenen Haufe aus — es lag auf 
demjelben Plage, mo auh Milton lange gelebt hat, für ven er beſondere Ver— 
ebrung hegte — fuchte er nach allen Richtungen der Welt hin durch das gejchriebene 
Wort zu wirkten und an ver Stelle des verlornen irdiſchen Paradieſes die Grund⸗ 
linien eines neuen dauernderen zu legen. Doch kam er noch einige Mal auf den 
Kontinent, 1802 nad dem Frieden von Amiens, und 1825. Das erfte Mal 
wurde er in Paris zum Mitglied des Inftituts in der Klaffe der moralifchen und 
politifchen Wiffenfchaften ernannt. 

Es ift unmöglich, bier die vielen Schriften Benthams eingehend zu befpredhen. 
Sie laffen fih in zwei Klafjen theilen. Die einen Mnüpfen nämlich an beftimmte 
Zeitereiguiffe und Reformbeftrebungen in verfchiedenen Ländern an, die’andern find 
rein theoretiſchen, doktrinären Inhalts. 

Die erfte beveutendere Arbeit Benthams bei Gelegenheit der franzöftfchen 
Greigniffe war fein „Verſuch über politifhe Taktik" für die Nationalver- 
fammlung (Essay on political tacties Lond. 1791). Man muß das Gebahren 
einer ſolchen vielföpfigen ungelenken Verſammlung, die fich felbft erft regeln ſoll, 
erlebt haben, um zu begreifen, wie wichtig es ift, vor Allem Grenze und Schranfe 
ihrer Bewegung feftzuftellen. Wie leicht kann da ein Mangel der Geſchäftsordnung, 
eine nicht einheitliche Leitung die Folge haben, daß, ftatt in ven Verhandlungen 
die Summe der in ver Berfanmlung vertretenen Intelligenz und die Probe ihres 
Billens zu finden, als Refultat Beichlüffe hervorgehen, fir deren Zwedmäßigfeit 
am Ende weder ver Ginzelne noch die Geſammtheit einftehen will! In ver erften 
Abtheilung feiner Schrift hat Bentham in wenigen Zügen vie Stellung eines 
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Präfiventen trefflich gezeichnet. Es fol nur Einer für vie Dauer der Verfanunlung 
gewählt werben, obwohl ein Vertreter nicht fehlen darf. Der Präfident wird in 
feiner Stellung als Richter und als Leiter (agent) der Berfammlung betrachtet. 
Bezüglich ver Löſung des ibm hauptſächlich aufgegebenen Problems, den wirklichen 
und erleuchteten Willen Aller zu finden, wirb feine Kunſt, nad dem Ausdruck des 
erften Encyklopädiften, der eines Accoucheurs verglichen. Er foll der Natur beiftehen, 
nicht fie zwingen. Ju der zweiten Abtheilung handelt Bentham von ver Antrag- 
ftelung, Berathung und Abftimmung, überhaupt von der Bildung des Spruches, 
der Entſcheidung, und beleuchtet feine Grundſätze nad den Vorgängen früherer 
Verſammlungen auf dem Kontinent, in der Bretagne, Yanguedoc, Burgund, in ber 
Picardie, hauptfächlich aber nach der englifchen Prattif. 

Die in Frankreich angeftrebte Umgeftaltung der Jurisdiktionen veranlaßte auch 
Dentham zu einer Skizze (Draught of a code for the organization of the judicial 
establishment of France 1792), die zuerft in dem von Mirabeau herausgegebenen 
Courrier de Provence eridhien. Daß feine Vorfchläge feine Beachtung fanven, fol 
Sieyes bewirkt haben. Bei der Höhe ver juriftifhen Bildung in Frankreich umd 
bei vem Umſtande, vaß gerade die Juriften bauptfächlich die Träger und Erhalter 
nationaler Ideen waren, ift es aber begreiflich, daß ein Mann, wie Bentham, 
der gar zu gern geneigt war, aus Nichts Etwas zu fchaffen, und alles Beftehenve zu 
überjehen, tein Gehör fand. In anderen Heinen Schriften ſprach er für die Unab— 
bhängigfeit der Kolonieen (Emancipate your colonies) und über das Armenweſen. 
Uebrigens blieb er nicht ohne alle Anerkennung; er erhielt gleichzeitig mit Joſeph 
Prieftleyg und Thomas Payne den Titel eines franzöſiſchen Bürgers (eitoyen) vor- 
züglih auf Betriebe ſeines Freundes Briffot, des unglüdlihen Gironbiften. 

Alsbald machte fih Bentham daran, feine Anfichten über Gejeggebung über— 
haupt mehr jyftematiih und in ihrem Zuſammenhang mit der Moral darzuftellen. 
Eine Schrift unter dem Titel „Ginleitung in die Grundſätze der Moral und 
Rechtswiſſenſchaft“ erfchien Shen 1789. Sein ausführliches Werk über Civil- und 
KAriminalgejeggebung wurde zuerft in ver Bearbeitung von Dumont zu Paris 1802 
unter dem Titel: Traites de l&gislation civile et pénale gebrudt. Durch 
die Ueberfegungen Dumonts von Genf, ver als Bibliothefar des Marguis von 
Lansdowne lange in England lebte, wurde Bentham hauptſächlich auswärts bekannt. 
Erſt ſeit der zweiten Ausgabe ver Traitds (1820) nahm jedoch die Rechtswiſſenſchaft 
auf dem Kontinent mehr Kenntniß von ihm. In Deutſchland ging fein Ruf, unges 
adytet auch eine veutjche Bearbeitung von Dr. Fr. E. Beneke unter dem Titel: 
Grundſätze der Givil- und Ariminalgefeggebung erſchien (Berlin 1830), über bie 
Zeitſchrifter nicht hinaus und gewiß mit Nedht. Die deutſche rechtsphiloſophiſche 
Literatur des vorigen Jahrhunderts in ihren Ausläufen von Hugo Grotius und 
Pufendorf her hat ſchon viel Befleres geliefert. Nur bezüglich des Strafrechts gewann 
er einige Jünger. Siebe Benthams Grunvjäte der Ariminalpolitif, dargeftellt von 
Hepp, Tübingen 1839. 

Mehr Interefje, als Benthams Iheorieen, verdienen feine Beftrebungen, fich 
bei praktiſchen Reformen Einfluß zu verichaffen. Im Anfang diefes Jahrhunderts 
hatte in Deutjchland namentlic der Entwurf eines nenen Strafgefegbuches in Bayern 
allgemeinere Aufmerkfamfeit und auch vie von Bentham erregt. Hauptſächlich aber 
waren feine Blide auf Rußland gerichtet, al$ man dort mit einer Nevifion der 
Geſetze umging. Da ſchien ihm der rechte Boden, tabula rasa, für feine Ideen. 
Er wendete fi in einem Briefe, datirt Mai 1814, unmittelbar an den Kaifer 
Alerander I, (abgevrudt in ven Papers relative to codification and public in- 
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struetion, Lond. 1817, p. 85). Im Eingange beruft er fi auf feine 66 Jahre 
und aud auf feine 1802 gebrudten Traites de Legislat. civile et p@nale, wovon 
auf Anordnung der ruffiihen Regierung eine Ueberjegung 1805 zu Petersburg 
erihienen fei. Seit der Beröffentlihung dieſes Werts, fährt er fort, find in Europa 
zwei umfaſſende Geſetzbücher promulgirt worden, eines von dem franzöfiihen Kaifer, 
das andere vom König von Bayern. Gr bemerkt, daß in der Vorrede zum Code 
penal er allein unter ven Lebenden neben den Todten, Montesquieu, Beccaria 
und Bladjtone erwähnt worden fei. Noch mehr Lob fei ihm im bayeriſchen Entwurf 
zu Theil geworben I). Billigung fei aber freilicd, ein anderes Ding, als Annahme 
(adoption); denn die ebenerwähnten Geſetzbücher hätten eben doch nicht Benthan, 
ſondern die Jurisprudenz des alten Nom zur Grundlage genommen. Rußland brauche 
feinen ſolchen Ballaft (ineumbranee). „In ver Tertur der menjchlichen Geftalt 
giebt es einige Fibern, welhe an allen Orten und zu allen Zeiten dieſelben find, 
andere Ändern fi) mit Ort und Zeit. Auf lettere babe ich mein befonderes Augen- 
mert gerichtet. Die Eigenthümlichkeiten Rußlands kenne ih aus Grfahrung. Zwei 
Jahre meines Lebens, welde am meiften der Beobachtung gewidmet waren, babe 
id im jeinen Grenzen zugebracht. Gefegbücer nad franzöſiſchem Schnitt ſahen wir 
ſchon genug. Spreden Sie das Wort aus, Sire, Nußland foll ein Mufter aus 
ſich felbft (a pattern of her own) erzeugen, und dann laffen Sie Europa urtbeilen.* 
Aleranvder beehrte bei feiner Anmefenheit in London Bentham mit einem Befuche 
purd Vermittlung des damals als Vicekönig des künftigen Polens gehofften Fürften 
Adam Gzartoristi und beantwortete feinen Brief mit Schreiben vom April 1815. 
Gr verſprach, feine Gejeggebungstommiffion anzumweifen, daß fie fih mit Fragen 
an ihn wenden jolle. Als Zeichen befonderer Hochachtung folgte ein Ring mit, den 
Bentham aber ausihlug. In Betreff der Fragen, die von Seite der Kommiffion 
an ihn gerichtet werden jollten, erlaubte ſich Bentham brieflid zu erwivern, daß 
er feine joldyen erwarte. Er wiſſe, daß ein Mann an ver Spike ftehe, der feine 
Schriften ohnehin befjer kenne, als ihm lieb ſei. Der Kaifer dürfe bei ihm nur 
feinen Namen erwähnen, jo werde er ficher roth werben. Bentham erbot fi jedoch, 
einen Gefegentwurf vorzulegen. Man möge dann die Inländer zu gleichen Arbeiten 
auffordern. Durch einen ſolchen Wettbewerb könne man die Talente kennen lernen, 
eine Schule der Geſetzgebung ohne allen Aufwand gründen und daraus die tüchtigen 
Kräfte für die officielle Redaktion entnehmen, Benthams Rath wurde nicht ferner 
in Anfprud genommen und doch lag e8 fo nahe, bei der wichtigen Umgeftaltung 
der Rechtsverhältniſſe der leibeigenen Bauern, wie fie bald darauf mit Ufas vom 
6. Mai 1816 — fiehe ven Artikel Aleranver I. Pawlowitih, Bd. I, ©. 146 — in 
Githland, Kurland und Lievland erfolgte, aus der Geſchichte ver englifchen villains 
und copyholders mit pofitiven Vorſchlägen aufzutreten. 

Mehr Anklang fanden in den vereinigten Staaten von Nordamerifa Benthams 
Borftellungen über dic Mängel des beftehenden Rechts. Nicht ohne Einfluß feiner 
Grundſätze find die Gefeßgebungen in New-York (feit 1821), in Süpd-Karolina 
(jeit 1826), in Louifiana (1830) zu Stande gefommen. Seine Korrefponvenz 
(1811— 1817) mit dem damaligen Präfidenten der Union, Madifon, und mit dem 
Gouverneur von Pennſylvanien ift in den angeführten Papers p. 1 ı. f. abgebrudt. 


1) Bon dem Geſetzentwurf eines Herrn Beron, den Bentham nennt, ift mir nichts befannt. 
Bahricheintich bat ſich Bentbam an die baverifche Negierung gewendet, als diefelbe im Jahr 1802 
bei Beröfrentlichung des Kleinſchrod'ſchen Gntwuris zu Arliten aufforderte. Im Nabr 1813 
wurde aber ein anderer von Feuer bach beurbeiteter Entwurf zum Geſetz erboben. 
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Er ſtellt hierin beredt das in Amerika importirt engliſche common law, obwohl 
hievon fo Manches mit Recht über Bord geworfen worden ſei, als eine unergründliche 
formlofe Maſſe ohne Geift dar, das ihm — man fieht, daß er die Rechtsgefchichte 
feines Baterlandes nicht jehr gründlich erfaunte — fein Vollsrecht, ſondern lediglich 
eine Schöpfung der Kreaturen der Könige ift. 

AS man in Spanien 1821 den Gortes ein neues Strafgefegbuh zur Bera- 
thung vorlegte, erhielt er den Gefegentwurf von dem Grafen Toreno durch Ber- 
mittlung Bowrings mit einer ſchmeichelhaften Aufforderung, ſich hierüber zu äußern. 
Benthams Kritik enthalten die: Letters to Count Toreno. London 1822. Graf 
Toreno ſchrieb aber nicht mehr und wollte fpäter, wie Bentham jelbft erzählt, nichts 
mehr von ihm willen. Die maß- und bodenlofen Ausfälle Benthams gegen den 
Adel und die erftien Kammern, die in Spanien und Portugal bei der Menge 
bejondern Beifall fanden, erflären diefes zur Genüge. Belehrend über die vamaligen 
Zuftände in Spanien und Portugal find die Vorreden zu der von unbelannter 
Hand beforgten Ausgabe der Essais sur la situation politique de l’Espagne. 
Paris 1823. Sie enthalten auch Gingangs die Ueberjegung ver Briefe an ben 
Grafen Toreno, 

Betrachten wir jest Benthams Vorſchläge in Bezug auf die Reform ver 
engliihen Verfaſſung. Hier ſehen wir ihn auf einem ihm vollkommen ber 
fanıten Terrain, wo fid ein ftrengerer Mafftab anlegen läßt. Ohne auf feine 
Anfihten über die Billigfeitsjurispiktion, einen mit der englifhen Rechtsgeſchichte 
tief verwachjenen Gegenftand, einzugehen (vgl. den Art. „Billigteit“), jollen bier 
nur Beuthams Vorſchläge über „Die Reform des Unterhaufes” und die Aenderung 
der ſchottiſchen Gerichtöverfafjung betrachtet werden, da diefe eine allgemeine Be- 
deutung haben. 

Die Reforn des Unterhaufes hat er bejonvders ins Auge gefaßt (Bentham'’s 
radical reform bill. London 1819). Allgemeines Stimmredt, jährliche Parlamente, 
geheime Wahl (by ballot) jind feine Grundſätze, welche freilich mit denen ber 
Reform Act von 1832 nicht zufanımenfallen. Man irrt aber fehr, wenn man 
glaubt, er baue Leviglih auf die Kopfzahl. Nur Männer über 21 Jahre mit 
eigenem Haushalt, jeit wenigitens 26 Wochen im Wahlviftrikte ſich aufhaltend, follen 
Wähler fein. Wählbar ift nur, wer ald Bewerber over als vorgejchlagenes Mit- 
glied ein Zeugnig über jeine Befähigung vorgelegt und Wahlgebühren im Bes 
trage von 120 Pfund gezahlt hat. Das Zeugnig muß von mindeftens 6 Zeugen, 
weldye minteitens ein Jahr im Wahlviftritte wohnten, beglaubigt fein. Diefe wenigen 
Säge genügen, um den Radikalismus Benthams nicht als allzu jchroff erſcheinen 
zu laffen. 

Seine Vorfhiäge über die fchottifche Reform find hervorgerufen worden durch 
ven Plan Lord Grenville’s, der als Minifter 1806 einen Gefegentwurf über vie 
Einführung ver Civiljury in Schottland vorlegte. Es ift einer der auffallenpften 
Punkte, wodurch fi die ſchottiſche Rechtsgeſchichte von der englifchen unterſcheidet, 
daß dort die Gefhwornen in bürgerlichen Rechtsſachen ſich allmälig verloren haben. 
Gin königlicher Gerichtshof (Court of session) mit 15 Richtern trat an ihre Stelle. 
Nah der Union mit Englant veranlafßten häufige Appellationen an das Oberhaus, 
wo es ſich lediglich um Thatfragen handelte, daß man ſchon gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts daran dachte, Geſchworne einzuführen. In der Form von Briefen 
an 2. Grenville kritiſirt Bentham deſſen Reformplan und entwidelt hierbei feine 
Anfichten über Giviljurisdiktion und Proceß Überhaupt, verbunden mit ſchonungs— 
(ofen Angriffen gegen vie gefünftelte, koſtſpielige engliſche Praxis. Hat er biebei 
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auch Bieles in feinem Eifer gegen alles Juriftenreht (im Gegenfag bes ftaintari- 
ſchen) übertrieben und namentlih die Aovofaten, die nad) feiner Meinung an einer 
„endemiſchen“ Geiſteskrankheit leiven, für viel zu Vieles verantwortlich gemacht, fo 
ift doch anzuerkennen, daß er in anderen Punkten fich ſehr einfichtsuoll äußert. Er 
will Einzelridter, alfo in Schottland Fortbildung der vorhandenen Provinzial 
gerichte (small-debt courts). Er befänpft Männer wie Condorcet und Gieyes, bie 
mit Algebra, mit größeren Zahlen von Richtern die Zwecke der Gerechtigkeit zu 
fihern meinten. Er will keine Gefhworne für Eivilfahen in erfter Inſtanz, nur 
in zweiter, In feinem Eifer gegen alle Berzögerung des Rechtsganges überſieht er 
aber, vaß das Erperiment, das der Einzelrichter immer erft anftellen ſoll, ob fich 
nämlich vie Parteien bei feinem Urtheil beruhigen, ficher den bezwedten Erfolg 
nit hat. Es fam übrigens damals zu keiner Reform, Erft 1815 wurde die Civil 
jury nad englifhem Schnitt in Schottland eingeführt. 

Größeren Einfluß gewann Bentham in England erſt dur feine umfaffende 
Arbeit über dem gerihtliden Beweis, woran er von 1802 bis 1812 
arbeitete. Beröffentliht wurde verfelbe 1827 unter dem Titel: Rationale of 
judicial evidence specially applied to english practice, in 5 Bänven. In ber 
von feinem Yreunde Dumont beforgten franzöfifchen Bearbeitung, welche früber 
erihien (Trait€ des preuves judiciaires. 1823) ift Alles, was auf die englifche 
Praxis Bezug hat und mehr als die Hälfte ausmacht, weggelaffen. Dan wird es 
vielleiht auffallend finden, dag wir vieje Arbeit über das Beweisrecht hier, wo es 
fih hauptfählih darum handelt, ven politiihen Charakter Benthams zu zeichnen, 
genauer beſprechen. Das ijt aber eben der Charakter der gejammten publiciftifchen 
Schule in England, daß fie auf das pofitive Necht das meifte Gewicht legt und 
den Zuſammenhang vesfelben aud in feinen fpecielliten Fragen mit Verwaltung und 
Bolitit überhaupt nicht aus den Augen läßt. Die Bedeutung des Beweisrechtes liegt 
insbefondere darin, daß jeine ftete Berüdfichtigung allein erſt aller Gefeßgebung 
Halt giebt. Was hilft Gefeg und Recht, wenn ein mangelhaftes Beweisverfahren 
mich hindert, e8 gelten zu machen ? Nicht nur das Güterleben und der Kredit 
wird durd das Beweisrecht gehoben und gefichert, auch das phyſiſche Leben und 
die Freiheit des Individuums hat in der richtigen Hanphabung des Beweifes im 
Strafverfahren jeine legte Gewährſchaft. Ohne Zweifel ift Benthams Bud über 
den gerichtlichen Beweis fein beftes und wohl das einzige, das auf dem Kontinent 
allgemeinere Beachtung verdient. In der fürzlih eingegangenen „kritiſchen Zeit- 
ſchrift für Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung des Auslandes“, die der englijchen 
Rechtswiffenihaft größere Beachtung in Deutſchland zugewenvet bat, erhielt Ben— 
thams Schrift fofort ihre Würdigung. Vom legislativen Standpunkte verdient 
namentlih das vierte Buch (of pre-appointed evidence), wo von Sicherung des 
Beweiſes bei Rechtsgejhäften durch Urkunden und Trauseription gehandelt wird, 
Berüdfihtigung. Einzelne Mängel des englifchen Rechts, die der Verfaſſer berührt 
bat, find ſchon durch die Reformen Peels gehoben. 

Was Bentham fonft noch gefchrieben hat, erhebt fich nicht über das Mittel- 
mäßige ober verdient mur als literar-hiftoriihe Seltjamfeit betrachtet zu werben, 
Die Mannigfoltigfeit feiner übrigen Schriften zeugt aber von der außerordentlichen 
Arbeitfamteit des Mannes und von feinem univerfellen Streben. Nicht uur das 
Recht, au vie Nationalötonomie, die Finanzkunde, das Gefängnifweien u. A. be- 
Ihäftigte ihm, beſonders aber die Schule und die Kirche, Ueberall kämpft er gegen 
den hergebrachten Formendienſt für freie Forſchung und Bewegung; überall aber 
übertreibt er auch. In der Nationalötonomie fpricht er für freien Handel (Obser- 


48 Bentham. 


vations ou the restrietive and prohibitory commercial system, bearbeitet von 
3. Bowring, 1821). In der englifchen Kirche befämpft er, daß fie am die Stelle 
ver Bibel den Katechismus gefegt (Church of Englandism examined. 1818). 

Bis zu feinem Ende juchte Bentham bei Reformen allwärts feinen Anfichten 
Geltung zu verſchaffen. Zulegt waren feine Hoffnungen namentlich auf das fpanifche 
Amerika nad deſſen Abreifung vom Mutterlande gerichtet, wo er ergebene An— 
hänger fand. Auch mit der proviforifchen Regierung des befreiten Griechenlands 
ftand er in längerem Verkehr. Aler. Maurocordatos wendete fid mit Schreiben 
vom 22. Juni 1823 an ihm mit dem Verlangen um Rath und Verfechtung ber 
griehiihen Sache. 

As im Frankreih vie Julinsrevolution ausbrach, da rührte fih in dem 
82jährigen Manne vie Reformluft wie je. In einem Schriften über die Pairie 
(on houses of peers and senates) redet er im gleihem Sinne, wie 1823 vie 
Spanier und Portugiejen, jo die Franzoſen an: „Euere Borfahren machten mid 
zum franzöfifchen Bürger, hört mich ſprechen als folhen. So fagte ich zuerft 1792. 
Hört mich, jo jpredhe ich ein zweites Mal. Zwei große Fragen find jegt an der 
Tagesordnung: Eine Pairsfammer eriftirt — fol fie befeitigt werden ? Ich ſage 
Ja. Ein Senat iſt vorgefhlagen — foll er eingeführt werden ? Ich fage Nein, 
Denn Täufhung nicht eines Mannes Abficht ift, kann er das Ziel, zu dem er 
feine Leſer binführen will, nicht bald genug angeben. Es ift das bei mir allge- 
meine Regel: und jest, wie ihr feht, habe ih danach gehandelt." Im gleichen 
Styl und glei erfolglos fprad er zu den Franzoſen für Abſchaffung der Todes— 
ftrafe (On death purishment. London 1831). 

Schließlich nur nod einen Blid auf Benthams Schriften allgemeinen Inhalts, 
wobei wir erjt ein Geſammtbild feiner fohriftftellerifchen Thätigkeit gewinnen werben, 
Es kommen bhiebei außer ven ſchon berührten Traités de I&gislation die Schrift 
Codification proposal to all nations, 1822, hauptfädhlid aber der Constitutional 
Code for tlıe use of all nations, wovon nur ein Band 1830 erſchien, in Betracht. 
Am dritten Bande arbeitete er noch, als er ftarb, ven 6. Juni 1832. Sonbder- 
barer Weife ift in den bisherigen Biographieen Benthams, auch in benjenigen, bie 
nad dem Erſcheinen des Uonstitutional Code veröffentlicht wurden, von biefem 
faum eine Andeutung zu finden, und doc liegt in ihm ver Schlüffel zu Benthams 
ganzem Leben, Das Problem, deſſen Löſung von ihm unternommen wurde, hat er 
ſchon in ven Traitds angegeben. Im erſten Briefe an den Grafen Toreno fchreibt 
er, alle Bemerkungen über ein Geſetzbuch müßten fih auf ein gemeinfames Kri- 
terium beziehen: „Es bevarf eines Negulators, eines firen Gefeges, eines abge- 
ſchloſſenen Begriffes des Guten und Böfen, um hiermit alle Theile einer folden 
Schöpfung wägen, meffen und ſchätzen zu können. Diefer Negulator fehlt. Nie hat 
man gefucht, ihn aufzurichten. Ih allein, darf ich jagen, babe e8 unternommen, 
in meinen juriſtiſchen Werken mitten in der Wüſte ver Politik und Gerechtigkeit 
diefe Pyramide, viefe gemeinfame Regel aufzuftellen. Diefes ift die Beſchäftigung 
meiner Ginfamfeit, die ſes vie Erholung meines Alters. In dem Code, an weldem 
ich arbeite, wird fi das Kriterium finden, nach dem er jelbjt benrtheilt werben 
fol.” Nah feinen Aeußerungen in den Traites darf man wohl nicht annehmen, 
daß er ein für alle Zeiten unabänderliches Geſetz im Sinne gehabt habe. Aber 
Alles follte in feinem Idealſtaate gefeglich geregelt fein. Der Code follte ein 
foldes Pannomion werden, deſſen allgemeine Verftändlichkeit und Brauchbarkeit 
ihm die Hauptfahe war. Gr hatte nichts Geringeres vor, als eine „umniverfelle 
politiſche Grammatik“. Traites I., p. 309— 311. Diefes Streben ift bei der Ab- 
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weihung der continentalen Rechtsgedanken von denen Englands und bei ver dadurch 
verurfachten allgemeinen Konfufion ver Begriffe jehr erflärlih. Es ift hier nicht der 
Play zu erörtern, ob und wie weit ein foldyes Unternehmen gerechtfertigt erfcheint. 
Der Code, fo weit er vorliegt, ift jevenfalls eine Zeugung eigenfter Art; freilich 
ein Abftraltum ohne Fleifh und Knochen. Als Zwed des Staates ſtellt Bentham 
überall die Nüglichkeit in ven Vordergrund oder genauer „das größte Wohlfein 
ber —— Zahl“. Dieſes Hervorheben des Nutzens, des allgemeinen Intereſſe als 
des Grundes von Regierung, Familie, Eigenthum (Traits I, p. 119) iſt als das 
Auffallenpfte, obwohl keineswegs das Werthoollfi: von Benthams Theorien am 
allgemeinften bekannt. Daher rührt aud ver Name der in Frankreich feit 1829 
erſcheinenden Zeitjchrift ’Utilitaire. Obwohl die größte Nüglichkeit und Gerechtigkeit 
ſich gegenfeitig bevingen, jo wäre e3 doch jchwer, Bentham ganz von dem Bor« 
wurfe des Materialismus zu reinigen. Berechtigt ift nur fein Kampf gegen eine 
pnritanijche Geſetzgebung. Am bündigſten hat Bentham feine theoretifchen Grund» 
jäge in dem Codification proposal zujammengefaßt. 

Ueberblidt man Benthams Wirken im Ganzen, fo muß man bei ihm ben 
Iuriften vom Politiker unterfcheiden. Als Jurift hat er fid) durd feine Betonung 
des Weſentlichen und Natürlihen gegenüber dem rein Techniſchen, zumal in feinem 
Lande, entjchievene Bervienfte erworben, Auch hatte er mehr als ein Anderer bisher 
ein Auge für vie Gefeßgebung des Kontinents. Was dagegen den Politiker betrifft, 
jo darf man pas, was Lord Brougham 1818 über fein Wahl-Reform-Projekt im 
Unterhaus gejagt hat, generalifiren. „Er bat eben mehr mit Büchern als mit 
Menjhen verkehrt." 2) „Neu-Jeruſalem“, das ihm bei feinem Constitutional Code 
nad) der Vorreve ſtets vorgeſchwebt, liegt zwar näher als man gewöhnlid glaubt, 
weil eben die Herrſchaft, das Neid des Göttlihen aud in dießſeitigen Dingen zur 
Geltung fommen muß; dem Bentham'ſchen Jerufalem wird das wahre aber ficher- 
ih wenig gleichen. Gundermann. 
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Berberei war eine bei ven europäifchen geographifchen und hiftorifchen 
Schriftftelleen bis zu dem erjten Viertel diefes Jahrhunderts allgemein übliche 
Berrennung der norbweftlichen Küftenländer Afrita’s, welche von dem fehr großen, 
feit den urälteften Zeiten vafelbft heimijch gewefenen Volke ver Barber abſtammt. 
Hiernach wäre der Name richtiger Barberei zu jchreiben gewejen. Man begriff unter 
dem Namen aber nicht den ganzen Theil Nord-Afrika's, das einft von Stämmen 
des Berbervolfes bewohnt wurde, indem man z. B. nicht diejenigen Regionen der 
Sahara dazu zählte, welche von der großen, unter dem Namen der Tuarey befannten 
Abtheilung viefes Volkes noch heute eingenommen wird, fondern nur den zwijchen 
dem 59 10° bis.470 20° öftl. Länge von F. und dem 270 bis 370 21°‘ nördl. 
Breite längs dem Mittelmeere gelegenen, dann weftlih vom atlantifchen Ocean, 
öftlih von Egypten, fürlid von dem großen, Nord-Afrika faft in feiner ganzen 
Breite durchziehenden Dafenzuge begrenzten und ein Areal von etwa 28,000 beut- 
ihen Quadratmeilen umfaffenden, meift fehr gebirgigen Landſtrich. Daß die Barber 
feit den urälteften Zeiten der Gefchichte fih in dem fo begrenzten Gebiete vorfanven, 


2) Bentbam jelbft bat im Codification proposal 1822 (eine Ausgabe von 1830 enthält 2 
Supplemente) Broughams Rede nebft anderen Urtheilen über ihn abdrucken laffen. Auch feine 
ne:tere Korreſpondenz findet ſich dort. 
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zeigen nicht allein die bei ven griechifchen und römischen Schriftftellern vortommenben 
Schilderungen der Sitten und Gebräuche der damaligen Eingebornen ber Berberei, 
ſondern beftimmter no vie bei diefen Autoren aufgeführten Namen hiefiger Ge— 
birge, Flüſſe, Orte und Lolalitäten, die fich großentheils fehr ungezwungen durch 
die heutige Berberjprache erflären laffen. Auch als vie Araber um die Mitte des 
7. Jahrhunderts (647—648 n. Chr. ©.) ihre GEroberungszäge nad dem norb« 
weitlihen Afrila auszudehnen begannen, fanden fie daffelbe Boll vom Nil bei Ale- 
randria und Cairo an bis zu den weftlichften Ländern des Kontinents verbreitet 
vor; die Araber waren es auch, vie ven Namen Barber zuerft in Gebrauch brachten. 
Die Barber felbft bedienen ſich deſſelben nicht und befigen überhaupt in ihrer 
Sprache feine allgemeine Bezeichnung für fi. Die im nörblihen Marokko lebenden 
nennen fih nämlich Amazirkh, was Edle oder Freie bedeuten fol, die im ſüd— 
lihen Marokko Schillufh, die im weftlichen Algerien heimiſchen nad dem arabifchen 
Worte Kbila (Gabäyl), d. h. Stamm, woraus die Europäer Kabylen gemacht 
haben; ein Heiner Theil der oftzalgerifchen Barber endlich, der das große Anr&s- 
gebirge in Algerien bewohnende, nennt ſich Schaiua oder Schowiah, was Hirt 
bebeutet. 

Nach der Eroberung des norbweitlichen Afrifa dur die Araber, wobei die— 
felben von den des römischen Jochs müden Eingebornen mit Freuden unterftügt 
wurden, nahmen die Barber raſch ven Islam an und traten in Folge ihres frie- 
gerifchen Sinns zahlreih in die arabifhen Heere ein, fo daß fie den ftärfften und 
friegerifchften Theil des arabiihen Groberungsheeres in Spanien und GSicilien 
bildeten und fih dann in großen Maffen im ſüdlichen Spanien niederließen. Bei 
der numerifhen Schwähe der Araber während ver erften fünf Jahrhunderte 
nad ihrem Einbringen in das nordweſtliche Afrika und bei der unbeugjamen Frei— 
beitsliebe des Berbervolks war jedoch die arabiihe Herrſchaft damals nie fehr feit; 
fie blieb faft auf die Städte beſchränkt, und auch da gelang es den Nrabern nur 
in Folge der ewigen Zwiftigkeiten der Barberſtämme unter ſich und durch die Unter- 
ſtützung, welche fie bei einzelnen ver legtern fanden, ſich zu erhalten, bis endlich 
um Beginn des 10. Jahrhunderts eine aus den Barbern hervorgegangene Dynaſtie, 
die der Fatimiden, die arabiihe Herrichaft im norbweitiihen Afrika gänzlich 
ftürzte und im Jahre 972 ſich ſelbſt Egyptens bemädhtigte. Der unruhige Geift der 
im Heimatlande zurüdgebliebenen Barber geftattete diefen aber nicht lange, ihren 
eigenen Lanpsleuten unterthan zu fein, und als fi die im heutigen Tunefien 
und Tripolitanien wohnenden Stämme gegen die Yatimiden auflehuten, reizten dieſe 
aus Nahe zahlveihe, in Ober-Egypten wohnende Horven, deren Länder zu über: 
fhwenmen. Dies gefhah in ven Jahren 1049—1052. Damals erft wurde bie 
Macht des Barbervolfes gebrochen; ein großer Theil vefjelben ging in den blutigen 
Kriegen mit den Arabern unter, ein anderer dagegen verſchmolz mit den Arabern 
fo vollftändig, daß vie Barberſprache fchon feit Jahrhunderten in ganz Tripolitanien, 
vielleiht auch in ganz Tuneſien und felbft in dem größten Theil von Algerien 
völlig verſchwunden und die arabifche an deren Stelle getreten ift. Nur in den 
ſchwer zugänglichen Gebirgsregionen des öftlichen Algeriens und des Reichs Marokko 
bat fi das Bolf und die Sprache der Barber faft unvermifcht erhalten; in dem 
größten Theile der nordafrikaniſchen Dafen ift die Sprache ver Barber zwar auch 
noch gebräuchlich, aber bereits fehr mit arabifhen Worten gemengt. So weit man 
nun, freilich nach fehr unficheren Daten, beurtheilen kann, dürfte es in Maroffo 
faum noch 2,750,000 reine Barber geben, wovon 2,300,000 Amazirkh, 1,750,000 
Schillukhs find. Dazu kommen ungefähr 500,000 Kabylen und vielleiht 50,000 
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Dafenbewohner von Barberabkunft, wie vergleichen z. B. die Neni Mzab in Süd⸗ 
Algerien und bie Bewohner der Dafen Figuig, Udſchila (Augila) und Syonah 
im äußerften Weften und Often des Dafenzuges find. Die Sprade aller Abthei- 
lungen des Barbernults ift viefelbe, doch weichen die Dialekte fo fehr von einander 
ab, daß bie meiften Stämme ſich nur durch Dolmetſcher verftändigen können. 

Der Charakter des Barbervolfes ift feit mehr ald 1000 bis 2000 
Jahren völlig derjelbe verblieben, indem Habjuht, Grauſamkeit, religiöfer Fana— 
tismus, moralifche Unzuverläffigfeit und ein unrubiger Geift, der zu jteten Fehden 
ver benachbarten Stämme führt, ihm unveränderlid eigen war. Neben vdiefen 
Scyattenfeiten haben die Barber aud einige gute Charaktereigenſchaften: eine un— 
beugfame Wreiheitsliebe und Fleiß im Beiriebe von Aderbau und Induſtrie. Letz— 
teres ift beſonders bei den Kabylen der Fall, in deren Lande die Franzoſen mit 
Dewunderung bie Ausdauer verfolgten, womit die Bevölkerung jeden nur irgend 
der Kultur fähigen Streifen angebaut hatte. 

Gleich allen unecivilifirten Gebirgsbewohnern zerfallen die Barber Marofto’s 
und Algeriens in eine Unzahl Kleiner Stämme mit republifanifcher Verfaffung, 
die völlig unabhängig von einander daftehen und nur bei Angriffsfriegen auf ihr 
Gebiet zum gemeinfhaftlihden Widerftande fi) vereinigen. Durch das ſchwierige 
Terrain feines Landes war es einem Theile derjelben ſtets gelungen, feine Freiheit 
zu behaupten. Daß vies jchon zur römischen Zeit der Fall war, zeugt bie völlige 
Abwefenheit von Monumenten in ihrem Gebiete; felbft vie Türken vermochten 
nicht eine dauernde Herrfhaft in Kabylien zu behaupten, und ebenfo find die 
meiften Barber des maroftanifchen Atlas noch heute völlig unabhängig. Erft neuer- 
ih ift e8 den Franzoſen nad ſchweren Kämpfen gelungen, einen Theil der abylen 
und Schowiah ſich zu unterwerfen, doch ftcht nod der größte Theil derſelben 
ununterjocht da. 

Auch nachdem burd die große Einwanderung das arabifche Element in einem 
großen Theile ver Barberländer fid weit verbreitet hatte, dauerte es lange, ehe die 
arabiſche Herrichaft hier feft gegründet wurde, ja faft gleichzeitig mit und nach ber 
Einwanderung erhoben ſich fogar noch mächtige Barber-Dynaftien, wie die ber 
Morabetbün oder Almoraviden (1055—1147 n. Chr. ©.), dann die ber 
Almobaden (1128—1269), die der Beni Hafs oder Haffiden im heutigen 
Algerien und Tuneſien, endlih die ver Meriniden in Marofto (1223—1397), 
welche Tette gleich den Morabethun und Almohaden aus den Barbern des heutigen 
Maroffo hervorgegangen war und die auch von bier aus ihr großes Reich regierte, 
Nur allmälig erfolgte die Arabifirung der Berberei, die erft dann unaufhaltfam 
wurde, ald mit dem Sturze der Meriniven fein größeres Berberreicd mehr ſich 
bilden konnte und Araber überall die Herrſchaft erlangten, fo daß, als im Beginn 
des 16. Jahrhunderts die Türken in dieſe Gegenden gelangten, dieſe einzig im 
Dereihe des heutigen maroftanifhen Reichs einige Heinere Barberftaaten mit ven 
Hanptftänten Fas, Maroffo, Sas, Sedſchulmeſſa oder Tafilett, im übrigen Theile 
ver Berberei dagegen nur arabifhe Staaten vorfanden. Zu fhwad den Spaniern 
zu wiberftehen, die nad der Vernichtung der maurifhen Herridaft in Granada 
durch die Eroberung Drans im Jahre 1505 und dann Budſchia's feiten Fuß im 
nordweftlichen Afrifa zu faffen begannen, riefen die Bewohner Algeriens im Jahre 
1516 ein in vem Mittelmeere mit einer mächtigen Flotte ſchwärmendes tapferes 
türfifches Korfaren-Bruderpaar zu Hülfe. Durch diefen folgenreihen Schritt erfuhren 
die politifchen Berhältniffe eines großen Theils der Berberei eine völlige Verände— 
rung, inbem von den Grenzen Maroffo’s bis zu denen von Egypten die Uraber 
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fi der türkiſchen Herrfchaft unterwerfen mußten; Marokko allein, das erft um 
die Mitte des 16. Jahrhunderts durch tie Bereinigung der vier genannten kleinen 
Staaten zu einem großen Reiche erwachſen war, erhielt fih unabhängig und 
fam im Jahre 1658 in ven Befig der jest noch beftehenven Dynaftie ver alidi— 
hen Sherifs. Der ältere des von den Algierern zu Hülfe gerufenen Bruber- 
paars, Horud, fiel zwar jhon im Jahre 1517 in einem unglüdlichen Kampfe 
gegen die Spanier, aber jein Bruder Kair-Uddin (gewöhnlid Hairadin oder Sche- 
rebbin, von den Europäern Barbarofja genannt) erhielt durch Umficht, Ausdauer, 
Muth und Graufamkeit die türfiihe Macht in Algerien aufrecht, vertrieb die ara— 
biſchen Herrfherfamilien aud aus Tunis und unterwarf endlid im Jahre 1518 
jeine Eroberungen Soliman I., dem Prädtigen, dem damaligen fiegreihen Beherricher 
ver Türken, ver ihn mit Truppen und Geld unterftügte. Doch gelangten vie Türken 
erft ihm Jahre 1577 in den feiten Beſitz Tuneſiens, ald der Admiral Sinan 
Paſcha vie ſpaniſche Bejagung dieſer Hauptſtadt des Yandes verjagt hatte. Aus 
Tripolis vertrieben die Türken unter Anführung des berüchtigten Seeräubers 
Dragut ſchon im Jahr 1551 vie Maltefer Ritter, denen von Karl V. das dazu 
gehörige Yand zum Eigenthum übergeben worden war. Bon nun an wurben Alge- 
rien, Tuneſien und Tripolitanien als türtifche Provinzen durch von Konftantinopel 
aus ernannte Pafcha’s, unter denen Bey's die einzelnen Landestheile regierten, 
verwaltet. Miliztorps, meiſt aus levantifhen Türken und Renegaten beftehend, 
bildeten die Garnijonen in den größeren Städten und dienten zur Eintreibung der 
Abgaben. 

Aber nicht viel länger als ein bis anderthalb Jahrhunderte dauerte dieſes Ver— 
hältniß. Denn nachdem nur wenige Jahre nad der Eroberung von Tunis mit 
Genehmigung des Großherrn die Verwaltung dafelbft an den von den türfifchen 
Truppen gewählten Anführer verfelben, ven Dey, übergegangen war und dies zu 
vielen Unruhen VBeranlaflung gegeben hatte, bemächtigte fich eimer dieſer Bey's, 
Mohamed, im Jahre 1689 der oberften Gewalt, Er murbe fo der erfte unab- 
bängige Herrſcher in Tuneſien, das von nun an niemals mehr als türkiſche 
Provinz angejehen werden konnte, obgleih vie jeit 150 Jahren hier regierende 
arabifhe Dynaſtie ven Großherrn von Stambul nominell ſtets als ihren Ober- 
bern erkannte. Im Beginn des 18. Jahrhunderts erfolgten ähnliche Veränderungen 
in Tripolitanien. Bis dahin hatten nämlich auch hier von Konftantinopel ge- 
fandte Paſcha's die oberfte Gewalt im Namen des Sultans und mit Hülfe eines 
türfifhen Truppenkorps ausgeübt. Da gelang es 1714 dem Bey von Tripoli, 
Hamet, mit dem Zunamen der Große, vie türkiſche Befagung zu ermorden und ich 
zum unabhängigen Beherrſcher des Landes aufzuwerfen. Seine Yamilie erhielt ſich 
in dem Befige der oberften Gewalt bis 1837, wo ber Capudan Paſcha Tahir mit 
einer türkiſchen Ylotte und Armee erfhien, ven legten Bey abjegte und das Yand 
zu einer türfifchen Provinz machte, die nun von einem Paſcha verwaltet wird. 
Während der Herrichaft ver legten Dynaftie in Tripoli, fo wie unter der jeßigen 
Diynaftie in QTunefien gab e8 in beiden Ländern nur Gingeborne ald Beamte, 
obgleich die Dynaſtieen ſelbſt türkifhen Urjprungs waren. 

Envlih hörte au in Algerien die Negierung der Paſcha's im Jahre 1710 
völlig auf. Denn als diefe von Konftantinopel gefandten Statthalter ihre Macht 
mißbrauchten, die von der türfifchen Regierung zur Bezahlung der Truppen von 
Konftantinopel übermachten Gelder unterfchlugen, die Abgaben des Landes an ſich 
zogen und dadurch Mißvergnügen unter den türkifhen Milizen und Defertionen 
veranlaßten, ſandten die Soldaten ſchon im Beginne des 17. Jahrhunderts eine 
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Deputation heimlih aus ihrer Mitte nad Konftantinopel, um ihre Beſchwerden 
porzutragen. Diefen wurde bier Folge gegeben und ein großhberrfihes Dokument 
ausgefertigt, wonah die Truppen die Erlaubniß erhielten, den aus ihrer Mitte 
gewählten Oberbefehlshaber, ven Dey, dem Paſcha zur Seite zu fegen und burd 
ihn eine Kontrole über bie von dem Lande zufammengebrachten Abgaben und beren 
richtige Verwendung, namentlih in Bezug auf ihren eigenen Sold, auszırüben, 
jo wie ter Dey zugleich tie Ermächtigung erhielt, anf den fompleten Stand ber 
Miliz zu halten. Damit war die direfte Herrfchaft des Großherrn gebrochen und 
fein Vertreter, der aud nicht mehr an ven Berathungen der Soldaten über öffent: 
liche Angelegenheiten Theil nehmen durfte, wurde entlih fo machtlos, daß im 
Jahre 1710 der Dey Mi Baba es wagen konnte, den Testen Paſcha mit Gemalt 
zu entfernen, ein entjcheidender Schritt, der das völlige Aufhören der Paſchawürde 
in Algerien zur Folge batte, indem Ai Baba durch Beftehungen der höheren 
Reihsbeamten in Konftantinopel die Gutheißung feines Verfahrens und die Zufage, 
daß kein Paſcha mehr ernannt werben follte, erwirfte. Seit der Zeit regierte Die 
türfifche Miliz in Algier felbft, und es entftand die fonderbarfte Verfaffung, vie 
faum je ihres Gleichen gefunden bat, indem die Negierungsbefehle vom Dep nur 
in Bertretung der Truppen, welche ſich felbft als die wahren Regenten des Landes 
anſahen, ausgingen. In gewöhnlichen Regterungsangelegenheiten verfügte ver Dey, , 
dem in Sachen von mehr Bedeutung der aus den Oberoffizieren der Miliz be— 
ftebende Divan als berathende Behörde zur Seite ftand. Aber in allen jehr wichtigen 
Angelegenheiten berieth und befchloß vie Miliz felbft, deren Refolute dann mit den 
Worten ausgefertigt wurden: Wir große und fleine Mitglieder der mächtigen und 
unüberwindliden Miliz von Algier und dem ganzen Königreihe haben bejchloffen, 
u. ſ. w. Ueber die Eingebornen übte der Dey in Bezug auf Leben und Cigenthum 
unumſchränkte Gewalt aus; defto abhängiger war er von den Truppen, deren 
geringfter in ibm nur feines Gleichen ſah. Deshalb festen auch die Truppen ben 
Dey nad Gefallen ab oder tödteten ihn umd es ftieg deren Laune und Willfür bie 
zu dem Grade, daß einft an einem und vemfelben Tage fünf Deys gewählt, abgeſetzt 
und getöbtet worden waren, bis erft der jechste Gnade fand. Kein Gemählter durfte 
die auf ihn gefallene Wahl ablehnen. Das Milizkorps beftand früher durchfchnittlich 
ans 12,000 Mann, mit denen das Land in Unterwürfigkeit erhalten wurbe; aber 
nur geborne Türken und Nenegaten fanden darin Aufnahme. Die Hefe ter türkiſchen 
Bevölkerung von Smyrna, der Injeln im Archipel und Klein-Aſiens, auch wohl 
Alerandria’s, lieferte die meiften Rekruten. Im Beginne dieſes Jahrhunderts hatte 
fih jerod die Stärfe der Miliz fehr vermindert und bei der Eroberung Algiers durch 
die Franzoſen im Juli 1830 fanden fi) gar nur 2—3000 waffenfähige Soldaten 
tinfifchen Urfprungs vor, zu denen ein zweites aus Kuluglis, d. 5. aus männlichen 
Abkömmlingen türkifher Soldaten und einheimifcher Mütter gebildetes Korps trat. 

Maroffo, Algerien, Tunefien und Tripolitanien zufammengenommen führten 
früher wohl aud den Namen der Barbaresten oder afritanifhen See— 
räuberftaaten, ven legtern befanntlich deshalb, weil fie faft vier und ein halbes 
Jahrhundert hindurch in Folge der Schwäche, Eiferfucht und des Eigennutzes ber 
europäiſchen Seemächte das beflagenswerthe Privilegium fih angemaßt hatten, die 
europäiihen Meere dur ihre Korſarenſchiffe zu durchſtreifen, die Schiffe derjenigen 
Mädte, die fih nicht zu einem Tribute verftehen wollten, zu fapern und bie 
Mannihaften in die Sfaveri zu führen. Zu dem Enbe erlaubten ſich Die Korfaren, 
jedes ihnen begegnende Schiff ohne Rüdficht auf die Flagge anzuhalten und deſſen 
Papiere zu unterjuhen. Die Beranlafjung zu dem afritanifchen Korfarenwefen ging 
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aber nicht von ven Bewohnern der gemannten vier Staaten, jondern zurädft von 
den Europäern aus, invem ſchon im 12. Jahrhundert die Küften Nord-Afrila's 
durch beftändige Ueberfälle von ven Normannen in Italien und Sicilien, behufs dea 
Menihenfanges, heimgeſucht worden waren, ja die Küften von Tuneſien bis zu dem 
Grade, daß deren Bewohner ihrer Sicherheit wegen fid) in das Innere bes Landes 
zurüdziehen mußten, und das Küftenland, mit Ausnahme der befeftigten Stäbte, 
dadurch ganz menjhenleer wurde und veröbete. Die größere Ausbildung des Kor- 
farenwejens erfolgte dann am Schluſſe des 15. Jahrhunderts und im Beginne 
des 16. durch die zur Auswanderung aus Spanien gewaltſam gezwungenen Muba- 
medaner, die ihre Schäge und Inpuftrie nah Afrika braditen, fi in den See: 
ftäpten, von St. Eruz im Welten an bis Tripoli im Often, nieberliefen und von 
bier aus einen Rachekrieg gegen ihre unbuldfamen Berfolger begannen, ver. fid 
freilich fpäter aud gegen die Bewohner anderer europäiſchen Staaten richtete, 
Durch die legten großen Austreibungen der Moristos aus Spanien wurden den 
Seeräuberftaaten neue Kräfte zugeführt, Durch ihr Glück und ihre Erfahrungen 
mutbiger geworben, ſchränkten die Korjaren ihre Züge bald nicht mehr auf das 
Mittelmeer ein, indem die Algierer jhon um das Jahr 1570—1580 die Straße 
von Gibraltar paffirten und die kanariſchen Infeln, dann im Jahre 1617 Madeira 
plünverten, 1631 an der irlänbifhen Küfte landeten, ja im Jahre 1637 bis in 
den hohen Norden, nämlih bis Island gelangten, von wo fie 400 Gefangene 
in vie Sklaverei führten. Selbft der Kanal zwifchen England und Frankreich 
wurde ein Schauplag der Thaten algerifcher Korfaren, befonders unter Jatob II. 
von England, der aus Haß gegen die Niederländer ihren Schiffen ven Aufenthalt 
in den Häfen der Infel Whight geftattete; nicht minder faperten afrilaniſche See- 
räuber im Zerel an ver holländiihen Küfte und in ver Nordſee chriſtliche Kauf: 
fahrer, fo daß in dem Friedens⸗ und Hanbelsvertrage der vereinigten Staaten ber 
Niederlande mit Mulei Ijmail von Maroflo vom Jahre 1684 ausdrücklich aus- 
gemacht wurde, daß die maroffanifchen Korfaren nicht in den holländiſchen Meeren 
kreuzen follten, und wenige Male geſchah vaffelbe fogar in der Oſtſee. Welche 
Berlufte die europäiſchen Staaten durch dieſes Unmejen erlitten, ergiebt fi daraus, 
daß die Algierer und Tunefen den Nieverländern allein im Berlaufe von nur 
13 Monaten der Jahre 1620 und 1621 143 Schiffe wegnahmen, daß innerhalb 
der Jahre 1715 bis 1724 Gleiches mit 73 niederländischen Handelsfahrzeugen 
geihah, die 900 Mann Bejagung und eine Ladung von 6 Millionen Gulven 
an Bord hatten, und daß aud vie Franzofen vom Jahre 1631 bis 1640 80 
Schiffe, 4 Millionen Livres Werth, an die Algierer verloren. 

Wiederholte Zühtigungen der vier Seeräuberftanten durch gelandete ſpaniſche 
Heere oder durch Zerftörung ihrer Flotten und durd Bombarbements einiger ihrer 
Seeftädte hatten nur ſehr kurzen Erfolg, wie die Zerftörung ber tripolitanifchen 
dlotte im Jahre 1681 durch Duquesne, das Bombardement von Tripoli im Jahre 
1685 durch d'Etrées und das von Algier in den Jahren 1682 und 1683 eben- 
falls duch Duquesne, die Wegnahme zahlreiher Korfarenfhiffe aus Algier durch 
die nieberländiihen Aomirale de Ruyter und Tromp in dem Jahre 1655 und 
jpäter enblih die Vernichtung von 16 der beſten algierifchen Raubſchiffe durch ven 
venetianishen Admiral Capello im Jahre 1638 erwiefen. Ja als die Macht ber 
vier Raubftanten gegen früher bereits tief gefunfen war, die europätfchen Flotten 
durch Größe, Ausrüftung und Zahl der Schiffe die Barbaresfenflotten weit über- 
vagten, bejagen die Raubjtanten noch Kedheit genug, den europälfchen Mächten 
Trog zu bieten und von ihnen Tribut oder fogenannte Gejchente zu erprefien, wie 
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es ſeitens der Tripolitaner in ven Jahren 1796 und 1800 gegen Dänemarf, im 
Jahre 1801 gegen Schweden, feitens Marokko's in ben Jahren 1783, 1787 und 
1789 fogar gegen das feemächtige Großbritannien gefhehen war. Selbſt noch im 
Jahre 1814 nad dem Parifer Frieden ging die Dreiftigkeit der Korjaren aus allen 
vier Raubftaaten jo weit, daß diefelben überall im Mittelmeere umberfhwärmten 
und die Schiffe aller Nationen, von denen fie Rüdftände glaubten fordern zu 
können oder bie mit ihnen feine Verträge geichloffen hatten, aufbradhten, ſowie befonders 
and die Algierer damals die Küften Sardiniend und Siciliens ungeftraft plünderten 
und Gefangene beiderlei Geſchlechts wegichleppten, um fie auf den orientaliſchen 
Sklavenmärkten zum Verkauf zu bringen. Die erfte Macht, vie ſich im Laufe viefes 
Jahrhunderts endlich von dem ſchimpflichen Tributverhältniffe losmachte, war die der 
Bereinigten Staaten, nachdem Commodore Decatur am 20. Juni 1815 auf der 
Höhe von Carthagena der algerifhen Flotte einen empfindlichen Berluft beigebracht 
hatte, indem in Folge deſſen der Dey von Algier auf jeden Tribut, zu dem ſich 
die Norb-Amerifaner nod am Schiuffe des vorigen Jahrhunderts in Folge empfind⸗ 
licher, ihrer Handelsflotte dur die Korjaren zugefügter Berlufte verſtanden Hatten, 
Berzicht und ſogar 60,000 Dollars Schavenerjat leiftete. Noch eindringlicher war 
die Züchtigung Wigiers durch die vereinigte englifhe und niederländiſche Flotte 
unter den Aomiralen Lord Ermouth und van der Gapellen im Auguſt 1816, 
wobei Algier genöthigt wurde, alle weißen Sklaven, 1211 an ver Zahl, freizu- 
eben, nachdem unmittelbar vorher die Admirale Ermonth und Maitland auch von 
unis bie Herausgabe von etwa 1800 weißen Sklaven erwirkt hatten. Die Erobe- 
rung Algiers im Jahre 1830 durch das franzöfifche Heer unter General Bourmont 
machte endlich dem Piratenweſen auf ver afritanifhen Küfte völlig ein Ende. 
Literatur. Eine der beften Duellen zur Kenntniß ver Älteren Zuftände 
ver Berberei ift das Werk des Granadiers Al-Hafjen, ver als Chrift unter dem 
Namen Leo Africanus befannter geworben ift; es kann, obgleih 3 Jahrhunderte 
alt, für die Kenntnig von Maroffo noch heute nicht entbehrt werben. Sehr wichtig 
für Algerien ift dann das ſpaniſche Werk des Abts Diego de Hoedo: 
Topographia et Historia de Argel. Valladolid 1612, und endlich für die Kenntniß 
ver Berwaltungsverhältniffe diefes Yandes und der übrigen Raubftanten: A com- 
pleat history of the piratical states of Barbary by a gentleman, who resided 
there many ycars in a public character (London 1750); im Jahre 1753 über- 
jest zu Roftod unter dem Titel: Die Staaten ver Seeräuber, ausführlich bejchrieben 
von einem engliichen Konful. Ueber vie früheren Zuſtände Algeriens fiehe ferner : 
von Rehbinder: Nachrichten und Bemerkungen über ven algerifhen Staat. 
Altona 1798— 1800, 3 Theile; über Marokko: G. Höst, Efterretninger om 
Marokos og Fez, samlede der i Landene fra 1760 tit 1768. Kiöbenhavn 
1772. Deutſch ebenbafelbft 1781; dann: de Chenier, Recherches historiques 
sur les Maures, et l’histoire de Marocco. Paris 1787. Deutſch Xeipzig 1788. 
Jackson, Account of the empire of Marocco. 3. Ausgabe, London 1815; 
endlich Olof Agrell, Bref om Maroko. Stockholm 1796. Ueber Tunejiens 
jtaatlihe und kommercielle Berhältniffe gab das ſchätzbare Werk des Britten TE. 
Maggill: Neue Reife nah Tunis, Deutſch Weimar 1816, genauere Auskunft; 
über Zripolitanien: Tully’s Narrative of a ten years residence at Tripoli. 
1817. — Das GSeeräuberweien erhielt endlih in Fr. Herrmanns Werke: 
Ueber die Seeräuber im Mittelmeere und ihre Bertilgung (Lübeck 1815) eine jehr 
gründlihe Darftellung. Gumyprecht. 
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Die politifche Bereptfamkeit gedeiht faft nur unter politifch reifen Völlern, 
denn fie fett nicht bloß ein erregtes politiihes Bewußtſein der Redner, fondern 
auch die Empfänglichkeit der Hörer und bie Macht der öffentlihen Meinung voraus. 
Zwiſchen dem Rebner und feinem Publikum ift eine Wechſelwirkung. Die Gleich— 
—— oder der Unverſtand des Publikums lähmt die Kraft des Redners; die 

eſpanntheit und das Verſtändniß des Publikums hebt und ſteigert die Gewalt 
der Rede. Die Rede muß die Hörer erfaſſen, ihre Stimmung bewegen, ihren Willen 
anregen, ihren Verſtand leiten, oder ſie verhallt in der Luft. Die wahre Rede iſt 
lein et das momentan blenbet, und bald wieder fpurlos verfchmwindet. Sie 
muß nachhaltig leuchten und zünden. Die Blüthezeit der griechifchen Berebtfamkeit 
beginnt daher erft mit Perifles, ver römiſchen mit den Grachen, der englifchen 
mit Chatham, der franzöflfchen mit der Revolution, Die deutfche ift erft in ihrem 
Anfängen. Die Beredtſamkeit ift eine Frucht des freien politifchen Lebens. Ift der 
Rebner gezwungen, feine wirkliche Meinung zu verbergen und feine Abſicht zu 
verfchleiern, fo wird die Rede unklar und ihre Wirkung abgeftumpft. Die Freiheit 
des MWorts und die Defientlichkeit feiner Mittheilung find unerläßliche Vorbe— 
dingungen ber politiihen Beredtſamkeit. 

Voraus ift die Frage zu erwägen: Zu wem wirb gefproden? Nur 
einer anfehnlihen Zubörerfchaft gegenüber hat bie politifche Rede Sinn; vor einem 
Heinen Kreife fann man vortrefflih fpredhen, aber feine Rede halten. Ueberbem 
ift nöthig, daß die Zuhörerfchaft eine politifhe Macht habe, und deßhalb mit 
Erfolg durch die Rede zu bewegen fei. Daher find Neven vor bloßen größern 
Geſellſchaften, obwohl fie vielleicht eifrig beflatfcht werden, meiftens unbedeutend, 
und ohne den nöthigen Nerv. Sie können belehren, erheitern, entzüden, aber fie 
find in der Regel ohne nachhaltige Wirkung. Nur zuweilen unter befonders günftigen 
Umftänden, wenn innerhalb der Geſellſchaft dod die Neigung umd die Kraft zum 
Handeln ſich zeigt, oder außerhalb verfelben im Hintergrunde die Spannung ber 
öffentlihen Meinung horcht, können fie ven Rang wahrer politifcher Reben erreichen. 
Diefe find immer zugleich politifche Thaten oder Bedingungen und Theile einer 
politifchen That. 

Die eigentlihe politifche Rebe wird zu einer politifhen Verfammlung 
geſprochen. Bon welcher Art dieſe fei, ift wiederum fehr erheblih. Der Volks— 
redner hat ein anderes Publiftum zu berüdfichtigen, als der Barlaments- 
rebner; der Alubbredner ein anderes als der Gerichtsredner, und dem— 
gemäß muß auch die Neve eine andere Form erhalten. Die größten Redner des 
Alterthums waren Volksredner, die größten der neuern Zeit find Parlamentsredner. 
Unfere Klubb- und Parteirepner mögen von den Alten übertroffen worben fein, 
unfere Gerichtsredner verdienen ben Vorzug vor den alten. Die Volls- und bie 
Klubbredner fprechen zu den Maffen, vie Parlaments und die gerichtlihen Rebner 
zu den Gebildeten. Iene müſſen mehr auf das Gemüth wirken, viefe in höherm 
Grade das verftändige Urtheil beftimmen. Eben weil vie politifche Civiliſation 
geftiegen ift, iſt mit ihr auch die Fähigkeit der civilifirten Rede gewachſen. So 
hoch «in moderner repräfentativer Körper die antite Vollsverfammlung überragt, 
fo hoch fteht die moderne Parlamentsrede über der antifen Volksrede. 

Wer vor einer Bollsverfammlung — fei fie eine Landsgemeinde ober 
ein großes Meeting — fpridht, muß die Faſſungskraft der Maſſen voraus beventen. 
Er braucht freilich nicht zur Hefe nieder zu fteigen; im Gegentheil, indem er ven 
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Mafien Befferes zumuthet, als was ihnen gewöhnlich geboten wird, erwirbt er ihre 
Achtung leichter und fie folgen lieber dem führer, den fie über fi, als neben oder 
unter fich fehen. Aber er muß fich ſehr im Acht nehmen, daß er ſich nicht zu weit 
von dem Bereiche ihres Verftäubniffes entferne, und bald ift das Maß ihrer Geduld 
erfhöpft. Seine Sprache darf eher derb als fein, feine Säge müſſen kurz und 
ſchneidend, feine Stimme muß ftarf und laut fein. Mit einem treffenden Schlagwort, 
mit einem frappanten Beijpiel aus dem gemeinen Leben richtet er viel mehr aus 
als mit hundert wohl erwogenen Gründen. Das moralifhe Gefühl der Menge ift 
leiter zu bewegen, als ihr Verſtand durch logiſche Schlüffe zu Ienken. Er muß 
voraus den Glauben an feine Einfiht und an feinen revlihen Willen und das 
Bertranen auf feine Autorität weden. Er überredet fie leichter als er fie überzeugt. 
Darin aber liegt aud die Gefahr der Volksrede. Weil die Stimmungen der Menge 
fo reizbar find, und ihre Urtheilsfähigkeit langſam ift, fo tritt dem Bolfsrebner 
die Berfuhung nahe, daß er auf jene fpefulire, und indem er vie Saiten bes 
Bolfsgefühls anſchlägt und energifch fpielt, die Gewalt der Leidenſchaften aufrufe 
und mißbraude. 

Das günftigfte Bublitum bat der Barlamentsredner. Er fpridt zu dem 
gebildeten Auszug bes ganzen Bolfs, und weiß zugleich, daß feine Rede, wenn fie 
auf jenen wirft, auch außerhalb des Ständefaales die Aufmerkſamleit der öffentlichen 
Meinung anzieht. Er braucht nicht zu fchreien, um Gehör zu finden, nicht in 
heftigen Sprüngen zum Schluffe zu eilen; er darf feine Gründe entwideln und 
bie Fülle feines Geiftes auch in die gewählte Form der gebildeten Sprache faffen. 
Auch er fpricht nicht vergeblich. Seine Hörer find eine politifhe Macht; wenn er 
ſich mit ihnen identificirt, wenn er fie erfüllt und mit fidh zieht, jo bemegt er 
dieſe Macht. Auch der Parlamentsredner muß auf die Stimmungen wirken, und 
im Nothfall jelbft die Leidenschaft entflammen. Er will nicht bloß belehren, nicht 
bloß aufklären, er will Entfhlüffe weden und Beſchlüſſe hervorrufen. Mit feinem 
Billen muß er daher auf den Willen feiner Hörer einwirken. Die Macht des 
Gemüths, die Energie des Willens geben der logijchen Begründung feiner Meinung 
erft den wahren Nachdruck. Es kann ein Mann von ſchwächlichem, ſchwankendem 
Charakter wohl ein ausgezeichneter Gerichtsredner fein; aber nie wird aus ihm ein 
großer Parlamentsredner. Der gewandte Docent ift noch fein politifcher Rebner. 
In der wahren politifchen Rede muß ſich die moraliſche Macht des Charakters mit 
der geiftigen Klarheit des Gedankens einigen, ihre Verbindung erft bringt bie volle 
Wirkung hervor. 

Innerhalb dieſer, allen großen politifchen Rednern gemeinfamen Erforderniſſe 
ift im Einzelnen vie größte Mannigfaltigfeit der Verhältniffe möglich. Die befonvere 
Art und Sitte des Volkes, zu deſſen Vertretern geredet wird, übt aud ihren Einfluß 
aus. Die dialektiſche Schärfe ver Griechen, ver gehobene würdevolle Stolz. der 
Römer, die Eleganz der Franzofen, ber nilchtern » praftifhe Sinn der Schweizer, 
bie vornehme Verſtandeskälte der Enbländer finden ſich in ihren Rebnern nur in 
höherer Potenz wieder. Mehr aber als viefer Unterfchied noch mirft der Gegenſatz 
der Individuen. Die Einen zeichnen ſich aus durch die rhetorifche Kunſtfertigkeit, 
den Schwung der Sprache, wie wir fie z. B. bei Cicero, bei Burke, Macaulay, 
bei dem Amerikaner Channing, bei dem Schweizer Ufteri, bei dem Irländer Shiel, 
bei Guizot und Lamartine finden, die Andern durch die logiſche Klarheit ver Be— 
grändung und die ironifhe Schneide ihrer Antithefen, wie Demofthenes, Robespierre, 
Sarnot, Thiers, Brougham, Peel, Radowitz, Binde, Blöfh, noch Andere durch die 
ftürmifche Gewalt ihrer mächtigen Perfönlichkeit, wie Mirabeau, Danton, Chatham, 
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For, O'Connel, oder durch die Hohheit des ſtaatsmänniſchen und Herrſchergeiſtes, 
wie Perikles, Cäſar, Pitt. So mannigfaltig die Individuen find, fo eigenthümlich 
iſt der Ausdruck dieſer Individualitäten. 

Ganz entſcheidend für die Bedeutung der Reden iſt endlich der innere 
Gehalt der Gedanken und das angeſtrebte Ziel derſelben. Wo die rhetoriſche 
Form das Uebergewicht erhält über den Inhalt, da iſt die Entartung der Berebt- 
ſamkeit erfennbar. Da treibt die Schönrebnerei, die Phrafeologie, die Sophiftif ihr 
verächtliches Spiel; der Ernft und die Wahrheit der Rede werben verfehrt in leicht- 
fertigen Schein; eine betrogene Hörerfchaft fann Davon bewegt werben; wenn fie 
die falſche Schminke bemerkt, jo wendet fie fi mit Efel davon ab. Das ift Die 
Gefahr ver Rednerſchulen und ber rhetoriſchen Uebungen, daß fie die Reden als 
willfürlihe Yiltionen behandeln. Der Stoff ift da dem Deklamator gleichgültig; 
wenn er fi davon erwärmen läßt, fo geſchieht es aus Kalter Ueberlegung. Seine 
Leidenschaft ift im günftigften Fall die des Schaufpielers, der ſich im eine freinde 
Perfon hinein fühlt und deren Leidenschaft nahahmt Aller Werth wird dann auf 
die äußere Form gelegt, und dieſe jelbftjtändig, wie wenn fie für fidh etwas wäre, 
ausgeſchmückt. Dieje Gefahr ift um fo größer, je feltener wahre Charaktere und 
je häufiger die bloßen Formtalente find. Der ächte Redner redet nur, wenn er 
jelbft von Innen aus erregt ift, wenn er ein wirkliches Interefie nimmt an dem 
Gegenftand der Rede. Die Rede ift ihm nie Selbftzwed, noch dient fie ihm als 
ein Spiegel feiner Eitelkeit, over als Uebung feiner Revefertigkeit. Sie ift ihm 
ein Mittel, um die angeftrebte Abficht zu erreihen. Er will feine wahre Stimmung 
den Hörern mittheilen, die Freunde feines Strebens ermuthigen und leiten, bie 
Gegner fchlagen und zerftreuen. Er kämpft ernftlih um einen Erfolg. Der Rhetor 
dagegen will, wie der Sophiſt, nicht das Wefen, jondern den Schein. Er ſpricht 
über Alles und es ift ihm viel wichtiger, daß feine Rebe glänze und feine Selbit- 
gefälligkeit in dieſem Glanz ſich fpiegle, als daß die von ihm erfannte Wahrheit 
über den Irrthum fiege und das von ihm gewollte Gute zum Durhbrud komme. 
Der erfte redet vom Herzen, der legtere von der Lippe; jener redet, wie er denkt, 
biefer putzt leere Phraſen aus. Die ächte politifche Beredtſamkeit ift eine der berr- 
lichften DOffenbarungen des bewegten politijchen Lebens, vie bloße Mundfertigkeit 
und Rednerei dagegen eine der erbärmlichiten Erjcheinungen ver Eitelkeit, der Lüge 
und der Heuchelei. Wirkliche politiiche Redner verdienen die Achtung ihres Volkes, 
bloße Rhetoren dagegen die allgemeine Geringſchätzung. 

Pitteratur. An einer guten deutſchen Monographie über den Gegenftaut 
fehlt e8 noch. Das Buch von Dr. 4. Weftermann „Gejchichte ver Beredtjamfeit 
in Öriehenland und Rom" (2 Bde., Yeipzig 1853) erhebt fidh nicht über ven 
litterarifchehiftoriihen Stanppunft. Dr. Fr. Haupts „Mufterfammlung der Beredt- 
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Bergweſen. 


Das Mineralreich liefert nicht nur die ſtoffliche Grundlage einer großen Reihe 
von ſelbſtſtändigen Gewerben, ſondern zugleich die Grundbedingungen zur Ent— 
ſtehung und Entwicklung von Gewerben in andern Stoffen, ſo wie ſeine Erzeugniſſe 
in einer nothwendigen Rückwirkung auch der zweiten Urproduktion: der Landwirth— 
ſchaft dienen. Das Eiſen ſetzt die wichtigſten Ackerbauwerkzeuge zuſammen oder 
hilft ſie bauen, an das Eiſen iſt alle Induſtrie gebunden, denn es liefert die 
meiſten Werkzeuge und Maſchinen, das Eiſen dient vielen Künſten, giebt der Wiljen- 
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haft viele Iuſtrumeute, welche ihren Fortſchritt ſichern; es bat durch die Magnet⸗ 
nadel die See wegſam gemacht, und auf der Bahnſchiene die Landfracht um ein 
Mehrfaches beſchleunigt, das Eiſen bewahrt endlich das Volt mit ſchützenden Waffen. 
Die Mineraltohle hat in der neuern Zeit neben dem Eiſen gleich erſtaunens— 
werthen Einfluß auf die Hebung der Induſtrie umd des Handels geilbt und vor- 
zugsweife beren großartige Entwidlung begünftigt. Ws Heizftoff, Leuchtftoff und 
bejonders in ihrer Anwendung beim Schmelzproceife ver Metalle und zur Erzeugung 
der Dampfkraft ift fie ein Mittel geworden, ven reich mit ihr gejegneten Ländern 
einen raſchen riefigen Aufihwung ver Gewerbs- und Hanvelsfraft zu verleihen. 
Diejen zwei Mineralien, deren immer mannigfachere Anwendung die Neuzeit bejon- 
ders harafterifirt, reihen fi noch viele andere Metalle, Salze, Säuren und 
Erdarten an, die Induſtrie in reicher Entfaltung zu vervollftändigen. 

Bon diefem Standpunkte aus betrachtet, muß man dem Bergbau, welder 
die Stoffgewinnung aus dem Mineralreihe zur Aufgabe hat, nach der Landwirth— 
ſchaft die erfte Stelle in der Gewerböthätigfeit einräumen, und in manchen Ländern 
ann er kräftige Beförberung noch vor der Landwirthſchaft verdienen. Wenn man 
ihm vorwirft, daß er die Bevölferung vom Aderbau abziehe und diefen verfallen 
laſſe, jo find doch ſolche Fälle jehr jelten und ver Zuftand ſelbſt ift ein jchnell 
vorübergehenber: die vermehrte Bevölkerung faßt fpäter den Aderbau mit erhöhter 
Kraft an. Häufiger kommen die Fälle vor, in welchen ein Yand durch den Bergbau 
erft jeine Bevölkerung erhielt, die dann aud zur Landwirthſchaft und zur Induſtrie 
übergieng. Beifpiele bieten aus früherer Zeit das Erzgebirge und aus der Gegen: 
wart Kalifornien. 

Dir ftellen hier ven Bergbau in eine Reihe mit ver Landwirthſchaft, indem 
beide die Urprobuftion oder die Erzeugung neuer Gewerbeftoffe zur Aufgabe haben, 
und treten damit einer häufig angenommenen Anficht entgegen, welche im Bergbau 
einen Zweig der Inpuftrie erkennt und aus dieſer Auffafjung nachtheilige Folge— 
rungen zieht. Als einen Zweig der Inpuftrie gefteht man ihm eben nur jene Be— 
gänftigungen von Seite der Staatöverwaltung zu, melde eine gewinnbringende 
Unternehmung, vie Arbeiter nährt und vie Kapitalien verzinfet, anfpreden kann; 
man ftellt ven Bergbau gewinnreichern Unternehmungen nad; man überläßt bie 
Auffindung neuer Deineraflagerftätten dem Zufall; man verihmäht es, dem Berg- 
bauluftigen die Wege zu ven unterirdiſchen Schägen, gegenüber dem Widerftreben 
des Grundbeſitzers zu erleichtern und durch geognoftiiche Landesaufnahmen anzu= 
bahnen; man betrachtet vielleicht gar, der Wandelbarfeit des Bergjegens wegen, 
die Bergbauunternehmungen gleih den Hazardſpielen als bevenflih und abentheuer— 
lich; man vergißt, daß es ſich um eine Stofferzeugung und Stoffgewinnung handelt, 
deren Ausbeute, einmal dem Nationalvermögen einverleibt, nun in feiner vieljeitigen 
Berwenbung von fortvauerndem Nuten ift. Der Gegenftand vervient eine helle 
Beleuchtung, denn von feiner Auffafiung hängt eine Wendung in den voltswirth- 
ihaftlihen Beftrebungen ab. In Hinblid auf ven fortvauernden Nuten hält Niemand 
die Unkoften und Mühen für verichwenvet, welche auf die Urbarmahung eines öden 
Grundes , eines unfruchtbaren Feldſtückes oder Sumpfes verwendet wird. Die 
Staatsverwaltung begünftigt diefe Kulturen durch Steuererlaß und andere Privilegien. 
Der Bergbau fteht in gleichem Falle und hat noch ausgevehntere Wirkungen; bie 
mähfam und koftipielig aufgefundene Gifenerzftufe bringt dem Lande fo viel wirth— 
ihaftlichen Segen, daß man ven Werth ver Erwerbung nicht nach dem Gewinn 
des erſten Bergmannes und erften Schmiedes allein, jondern nad dem aller nach— 
folgenver Bearbeiter und Benüger ermejien muß, um richtig zu ſchätzen. Der 
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Bergbau, au wenn er nicht unmittelbar lohnt, ift als Grundlage aller andern 
Inbuftrie zu begünftigen und zu unterftügen; er ift der thenere Roft, über dem 
allein der fefte gewaltige Bau der Vollkswirthſchaft aufgeführt werden Fann. 

Es handelt fi) aber nicht nur um die fi fortpflanzende Nutzbarkeit, 
fondern auch um die Nothwendigkeit diefer Stoffe. Ein Land, welches nicht 
von andern abhängig werben will, braucht eigen gebautes Brod, fonft kann ver 
Nahbarftaat feine Bevölkerung aushungern; es braucht auch eigen erzeugtes Eifen, 
eigene Kohle, eigenes Salz, eigenen Salpeter u. f. w., wenn es nicht von einem 
Netz der Abhängigkeit umſchnürt werden und feine Inbuftrie flügellahm bleiben fol. 
Je reichhaltiger dieſe Stoffe vorhanden find, eine deſto breitere Baſis hat bie 
Induftrie; die Landwirthſchaft wird dadurch gefräftiget, ver Staat ſelbſtſtändig und 
befjer zum ausdauernden, fiegverheißenden Konkurrenzkampf mit den an nugbaren 
Mineralien minder reihen Nachbarländern befähigt. 

Die Aufgabe der Stantsverwaltung bezieht fih auf den Rechtsſchutz und 
die Beförderung des Bergbaues. Bon dem obigen Standpunkte ausgehend kann 
man Ausnahmsftellungen und befondere Begünftigungen für venfelben in Ans 
ſpruch nehmen. . 

Die Ausfheidung gewijjer Mineralien aus dem Inbegriff des 
Grundeigenthums, eine Trennung der Oberflädhe von ben unterirdifhen Natur- 
Ihägen, und ver gefetliche Vorbehalt ver Gewinnung von Mineralien durch ven 
Bergmann, welche das Bergrecht in vielen Staaten unter verfchiedenen Yormen: 
ald Bergwerfsregale, als Bergwerkseigenthum, als Bergbaufonceffion u. f. w. 
bilden, laſſen ſich durch mehrere Gründe rechtfertigen. Der Bergbau ift ein von 
der Landwirthſchaft verjchievenes, im mancher Beziehung ihr entgegengefettes Ge- 
ſchäft. Um die unterirdiſchen Schäße aufzufuchen, muß bier in den meiften Fällen 
mühſam beurbarter Adergrund zerftört, um fie zu gewinnen oft in weiter Aus- 
dehnung verwüſtet werden. Davor jcheut ſich der Gigenthitmer, und trägt Bedenlen, 
die gefiherte Landwirthſchaftsrente gegen das zweifelhafte Glüd einer Bergwerksrente 
aufs Spiel zu jegen. Grubenentwäfferungen legen einträgliche Wiefen troden, nehmen 
das nützliche Waller ale Mafchinenktraft u. ſ. w. Selten weiß ein und berfelbe 
Unternehmer fo entgegengefete Interefjen einem nugbringenden Ziele zuzuführen. 
In der Eigenheit des Bergbaues liegen aber noch andere Hinberniffe, welde den 
Gruudeigenthümer leicht von Bergbamunternehmungen abhalten. Der Bergbau braucht 
meiftens große Kapitalien, die er oft erft nach langer Zeit verzinjet. Solde Kapi- 
talien hat der Befiger Heiner Gründe in ven feltenften Fällen, nur reihe Befiger 
ausgebehnter Gründe werben die unterirdiſchen Schäße heben fünnen. Die Erzlager 
find an vielen Orten nur den vereinigten Rapitalien Vieler — der Kraft reicher 
Atiengefellfhaften oder dem Staate felbft zugänglid. Man nehme vie Gilberberg- 
werfe des Harzes, des Erzgebirges, mande Entblößungsarbeiten auf tiefe unter 
dem Waffer liegende Kohlenflöge, vie Goldbergwerke in Ungarn und auf dem Ural, 
um diefe Behauptung an Beifpielen fi Mar zu machen. Der Bergbau braucht 
ferner zum Betriebe befonders geübte, fühne, rüftige, zähe, durch lange Vorbereitung 
geihidt gemachte Arbeiter und lang gefchulte Vorfteher, welche jelten ver große, 
nie der Heine Landwirth aus feinem Geſinde, feinen Taglöhnern und Auffehern 
werben kann. Läßt man das Eigenthumsrecht des Grundbeſitzers jo unbebingt gelten, 
daß er felbft in den Fällen, wenn der unter feiner Aderkrumme Tiegende Mineral- 
ſchatz zu Staatszweden unentbehrlich ift, 3. B. Eifen zu Kriegsbedarf enthält, oder 
ben Werth der Aderfrumme um ein Bielfaches überfteigt, den Zugang zu tiefem 
Landesreihthum verweigern kann, jo verftößt man ganz gegen das wohlverftandene 
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Interefie des Staates. Der Bergbau hat andere Örenzen als der Feldbau, er 
bedarf größerer Anlagstapitalien als vie Hein zertheilte Landwirthſchaft; er verzinfet 
meift fo jpät, daß das Individuum und jelbft die Familie die Interefjen des Auf- 
wandes nicht erlebt; er braucht befonvere Arbeitskräfte; er hat feine eigene Wiffen- 
ihaft, fein Weſen trennt ihn von ver Lanpwirthichaft. Daher hat er in ven 
Ländern, wo das Bergwerkseigenthum vom Grundeigenthum nicht getrennt, oder 
wo der Bergbau nicht auf frembem Grunde unter gejeglihen Beftimmungen geftattet 
war, nur in jeltenen Fällen einige Ausdehnung erlangt. Auf diefen Erfahrungen 
beruhen vie eigenthimlichen Grundſätze des Bergredts, ’ 

Wir können drei Formen unterjcheiven: 

1) Den Borbehalt der Gewinnung gewiffer Mineralien für die Staatöver: 
waltung ohne Rüdjiht auf pas Grundeigenthum: das Bergregale. Nach dieſem 
baut ver Staat entweder felbft, over er belehnte damit in früherer Zeit Andere, 
oder verlieh das Recht der Gewinnung unter beftimmten Bedingungen, und gegen 
gewifje Abgaben: Frohne, Zehent, Duatembergelver u. |. m. 

2) Die Ausſcheidung gewiſſer Mineralien von dem Inbegriff des Grund: 
eigenthums zu dem Zwede, ihre Gewinnung an bejondere Unternehmer unter gewiffen 
Bedingungen zu überlaffen: die Bergbaufoncefjionen. 

3) Die Freiftellung gewijfer Mineralien zur beſonderen Aneignung ohne Rüd- 
ficht auf ſchon erworbenes Grundeigenthum. 

Solide Beſtimmungen find dur die Fürſorge des Staates für die nothwen- 
tigen und wichtigſten Grundftoffe geboten, Die Gewinnung des Eifens und anderer 
Metalle für die Yandesvertheidigung, der Stoffe zu chemiſchen Yabrifaten für ven 
gleihen Zwed, des Pulvers zc., des Salzes als eines unentbehrlihen Nahrungs: 
mittels, ebenjo vieler anceren Mineralien als wejentliher Erforberniffe jever aus— 
gebehnten Inpuftrie, kann nicht von der Verfügung des Grundbeſitzers allein 
abhängig bleiben; die Staatsverwaltung muß ſich ein Verfügungsrecht oder foldhen 
Einfluß vorbehalten, um die Ausbeutung der nothwendigen Grunpftoffe in hin- 
reihendem Maße zu fichern. 

Die meiften Staaten (Defterreih, Sachſen, Preußen u. a.) haben ven Grundſatz 
des Regale in ihr pofitives Dergredht aufgenommen; in anderen, wie in Frankreich, 
werben dem Unternehmer Konceffionen verliehen, vie den Umfang feines Rechtes 
beftimmen. Defterreih hat in feinem neuen Öejege (vom 23. Mai 1854) durch 
bie Zulaffung von Revierbildungen, deren Rechtsfreis das Minifterium Fall für 
Hall beftinmt, ſich eine Brüde zu jenen umfaſſenden Konceffionen gebilvet, welche 
in Frankreich und Belgien mit glüdlihem Erfolge auf den Mineraltohlenbergbau 
angewendet wurden, Wieder in andern Ländern, wo man noch in der Eroberung 
oder in ver Offupation neuer Ländereien begriffen ift, wie in Amerika und Auftralien, 
ift die Geſetzgebung noch mehr fafwiftifch in der Form von Privilegien und befon- 
dern Koncejfionen. Erft nachdem die Vollswirthſchaftslehre dem Bergweſen feine 
rihtige Stellung angewiejen haben wird, Tann im die jegige bunte Mannigfaltigkeit 
der Geſetzgebungen mehr Einheit kommen. Wir fehen im Allgemeinen folgende 
Beftimmungen für wefentlih an: 

1) Die genaue Beftimmung der den Bergbauunternehmungen vorbehaltenen Mine- 
ralien zur Abgrenzung des Grundeigenthums und Bergwertseigenthums; 

2) die Erwerbungsart des Bergwerkseigenthums, in einfacher Marer Form, 
fowohl nady der Ermächtigung von Seite der Staatsverwaltung als nad) 
den beftimmten Vorarbeiten zur Befigergreifung von Seite der Unter- 
nehmer; 
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3) die Beſtimmung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Grundeigenthümer und 
dem Bergwerksunternehmer; 

4) die Abgrenzung des Bergbaues von den damit zuſammenhängenden Indu— 
jtrieen, dem Hüttenweſen und der chemiſchen Fabrikation. 

Diefe Beftimmungen laffen ſich eben fo wohl in der Form von Belehnungen 
und Berleihungen, wie fie die meiften deutſchen Staaten haben, aus dem oberften 
Eigenthumsrechte des Staates ableiten, als ‚in der Yorm von Konceifionen, wie 
fie Frankreich und andere Staaten anwenden, daher die Wiffenfhaft beide unter 
der Beringung zuläßt, daß fi) die Bergwerksunternehmung frei bewegen Tann, 
ohne doch dem Grundeigenthume eine größere Beſchränkung aufzulegen, als fie mit 
einer zwedmäßigen Ausbeutung der dem Bergbaue vorbehaltenen Mineralſchätze 
nothwenbig verbunden ift. 

Wenn fhon durch genaue Rechtsbeſtimmungen ein wefentliher Theil ver 
Dergbaubeförderung erfüllt jein kann, fo geht doch die Aufgabe der Staatsgewalt 
nod weiter. Sie bezieht ſich insbejondere i 

1) auf eine wiljenfchaftliche Unterfuhung der Gebirgsverhältnifie, um daraus 
Schlüffe auf das Vorkommen nugbarer Mineralien ziehen zu können, auf bie 
geognoftifhe Aufnahme des Landes. Durd möglichfte Verbreitung ihrer 
Refultate werden die Bergbauunternehmer auf die verfpredhenden Gebirge aufmerffam 
gemacht, und zu Verſuchen angeleitet. Zugleih wird durch dieſe wiſſenſchaftliche 
Grundlage ver verderblichen Glücksbeuterei im Bergwefen vorgebeugt, deren Unfälle 
am meijten von ernften Verſuchen abjchreden. 

2) Durh Bergwerksakademieen und Bergfhulen, die in mehreren 
Bergwerksdiſtrilten nach dem Beijpiele von Landwirthſchaftsſchulen mit der Volls— 
ſchule zu verbinden find , verbreitet die Staatsverwaltung die Bergwerkskenntniſſe 
und bildet die nöthigen Bergleute und Bergwerksleiter theoretiich aus. Da die Lehre 
ohne Uebung in den Bergarbeiten nicht hinreicht, jo kann es anfangs nothwendig 
werben, auf Staatökoften Bergwerfe zu eröffnen, um einen Stand von Bergleuten 
heranzuziehen, ver dann felbitjtändig wirt. 

3) Bei dem Umftande, daß zu der jchweren lebensgefährlihen Arbeit im 
Bergwerke nur beſonders entichloffene ftarfe Arbeiter verwendbar find, bie jung 
aufgenommen, und an die Arbeit gewöhnt werden müfjen, kann die Truppen- 
aushebung, die gerade auf ſolche junge Leute greift, dem Anappenftand jehr 
nachtheilig werben. Wenn man daher bei ver Refrutirung Feine Ausnahme gelten 
lafjen will, jo jollten doch Bergleute ausfchlieglih zu den mit ihrem Gewerbe 
verwandten Truppentheilen, den Korps der Mineurs und Sappeurs verwendet 
werben, um in Uebung zu bleiben, während fie fo im Kriegsvienfte zugleich vie 
wirfjamften Dienfte thun. 

4) Die häufigen Unfälle bei ver gefährlichften und aufzehrenpften aller Arbeiten 
erfordern eine bejondere Fürforge für Verunglüdte, Kranke, und ihre Wittwen 
und Kinder; daher follen die Bruderladen unter befonderer Aufficht der Staats: 
verwaltung jtehen. 

5) Da ver Bergbau in den meiften Fällen nur mit ſehr großen Geldkräften 
erfolgreich zu unternehmen ift, jo Bilvet die Begünſtigung der Bildung von 
großen Attiengefellfhaften (Gewertichaften mit Kurantheilen) eine hervor- 
ragende Sorge für tie Staatsverwaltung und kann felbft Opfer von biefer Seite 
rechtfertigen, die durch den erhöhten Wohlftand tes Landes vergütet werben. 

6) Wo der Bergbau befteht, find, ſobald er Hypothek giebt, Areditanftalten 
ein ferneres wichtiges Beförberungsmittel, welche der Staat zu begänftigen hat. 
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7) Die vorfichtigfte Behandlung verdient der Bergbau bei ver Befteuerung. 
Wenn jede ftarfe Beftenerung ver Urftoffe die Steuerquellen aus der weiteren 
Imduftrie, aus dein Verbrauch und dem Handel ſchwächt, jo zumeift beim Bergbau. 
Die Beftenerung der Mineralfohle, ves Eiſens in feiner erſten rohen Geftalt am 
Schachte und am Hochofen, multiplicirt fi bei jedem ferneren Gebrauch, bei jeder 
neuen Berarbeitung. Ein Procent Steuern auf der Stabifever, vie bekanntlich den 
Breis des Roheiſens 50,000 Mal überfteigen kann, wächst in biefem Berhältniß; 
eine hohe Steuer anf ver Mineralfohle löfcht das Feuer in Millionen Werkftätten 
aus. Geradezu vernichten wirkt aber jede Bruttoſteuer auf ven Vergbau. 

Eine Unterfcheivung des Bergbaues auf enle und unedle Metalle und andere 
Mineralien, und ter daran geknüpfte Unterſchied in der Unterftügung von Geite 
der Staatöverwaltung läßt ſich nad) geläuterten ftaatswirthihaftlihen Grundſätzen 
faum mehr rechtfertigen. England ift durch Kohle und Eiſen groß geworben, 
Spanien konnten feine Silberbergwerte nicht vor dem Berfall ſchützen. 

Litteratur. 4. W. Köhler, Bergmännifhes Journal. Freiesleben, 
Der Staat und der Bergbau. Karften, Urjprung des Bergregals in Deutſchland. 
Halley, Aphorismen über das Bergwerköregal in den k. preußifchen Staaten. 
Joh. Swobada, Der Staat, das Eigenthum, die Regalien, insbefondere die Berg- 
wertshoheit. Weiske, Der Bergbau und das Bergwerföregale. Hajje, Die Eifen- 
erzeugung Deutſchlands aus dem Gefichtspunft der Staatswirthſchaft. Humboldt, 
Essai politique. vd. Steinbeis, Die Flemente der Gewerbebeförberung u. ſ. w. 
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Gründer diefer Dynaſtie !) ift, wie befannt, der franzöfiihe Ex-Marſchall Jean- 
Baptifte Jules Bernadotte, Prinz von Ponte-Corvo (geboren in Pau 1764, 
26. Januar, abgejhieven 1844, 8. März). Seine frühere Yaufbahn gehört ver 
allgemeinen und militäriihen Gefchichte der Zeit an; wir übergehen daher vie 
revolutionären Anfänge des Marjhalls, feine Mißhelligkeiten mit dem Kaifer Na- 
poleon, und die faft abentenerliden Umftäude, unter welden der franzöfifche Soldat 
zum ſchwediſchen Thronsrben (1810) erwählt und als Adoptivfohn mit dem Namen 
Karl Johann vom alten Könige Karl XIII, angenommen wurde, 

Kaum hatte Bernadotte als Kronprinz feinen Pla an dem Throne einge: 
nommen, als in ver That die höchſte Yeitung der Geſchäfte in feine Hände fiel; 
der König war jhon ſchwächlich, die politiichen Führer von 1809 waren unter 
einander nicht einig, befonders nicht in Betreff der Mittel, das Reich aufrecht zu 
erhalten, ven Fritiichen Verhältniſſen Europa’s und ver immer mehr drohenden 
allgemeinen Gefahr gegenüber; ver Kronprinz hatte einen unruhigen Geift, ver 
gleih von Anfang nad) dem Ueberſchwänglichen zielte, einen Kopf, voll von Ent- 
würfen aller Art; feine franzöfifc lebhafte und wahrhaft eleftrifirende Perfünlichkeit, 
fein ganzes Auftreten war überrajchend, überwältigend und flößte, wenn gleich fein 
unbedingtes Vertrauen, dod immer Bewunderung ein. Der Kronprinz brannte 


*) Zufolge einer im Plane eingetretenen unvermeidlichen Nenderung werden die den einzelnen 
Schweizerfantonen gewidmeten Artifel fänmtlih dem Sauptartifel Schweiz angereibt werden. 
Ann. d. Med. 
3, Bergl. den Artikel über die Donaftie Waſa. 
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von Ungebuld, ſchon feinen Eintritt in bie Gefchäfte durch irgend eine hohe That 
zu bezeichnen, und bie Gelegenheit ergab ſich ſogleich. 

Dieje That war der in Abo am 30. Auguft 1812 abgeſchloſſene Bertrag 
zwiſchen dem Könige von Schweben und dem Kaifer von Rußland, ein Bertrag, 
der nit nur für den Augenblid über die europäiſche Stellung Schwebens entſchied, 
fondern die Politif der fchwerifhen Regierung bis zu unfern Tagen gewiſſermaßen 
beftimmt, namentlih aber dem ganzen jpäteren Schalten und Walten Karl 
Johannes feinen Charakter gegeben und der Regierungswirffamfeit dieſes Fürſten 
das Gepräge eines Syftems aufgebrüdt hat. 

„Die Politik von 1812" ift no in ver neueften Zeit von ſchwediſchen 
Schriftftellern rüdjichtslos verdammt worden, befonvders in Folge der wichtigen 
authentiſchen Erläuterungen binfichtlih des inneren Betriebs und ver heimlichen 
Fäden ber fraglihen politifhen Epiſode, die v. Scintel-Bergman in feinen 
Memoiren ans Licht gebracht hat. Thatſache ift, daß der vom Kronprinzen bewirkte 
Bund mit Rußland gegen Frankreich von Anfang an feine populäre Tendenz 
war, daß im Gegentheil nicht nur die Gefinnung des ganzen Volks einer Allianz 
von der Art im Allgemeinen widerſprach, fondern daß jelbft bei dem Hofe mächtige 
Stimmen und gewichtige Bedenklichkeiten fich dagegen erhoben, zu deren Bekämpfung 
der Fürft vie ganze Zauberkraft feiner Ueberredungsfunft und feiner perjünlichen 
Ueberlegenheit aufwenden mußte; es ift ebenjo nicht zu läugnen, daß bie ferneren 
Konfequenzen jenes intimen Bundes mit Rußland nicht gerade geeignet waren, 
jener Politit von 1812 eine nadhmalige Anerkennung als ver für Schweden dauernd 
beften zu gewähren, fei es in Detreff der allgemeinen europäifhen Beziehungen 
oder hinfichtlich der inneren Berhältniffe des Yandes. Allein demungeachtet ift die 
Frage nicht jo ganz abzuweiſen: War in dem Augenblide, wo Karl Johann, troß 
ver unläugbaren Antipathieen der Nation und trog der in Schweden anberjeits 
obwaltenden franzöfiihen Sympathieen (denen er ja jelbft feine Erwählung zum 
Thronerben zu verbanfen hatte!), ſich mit Rußland wider Frankreich, fein eigenes 
Baterland, verband, — diefe Politif, wie parabor fie auch fcheinen möchte, doch 
nicht die in casu ridhtigfte? war fie nicht einigermaßen von einer europäifchen 
Nothwendigkeit vorgefchrieben? war fie nicht von Seiten des Kronprinzen auf einer 
höheren politiihen Anſchauung gegründet, durch eine tiefere ſtaatsmänniſche Ueber- 
zeugung gerechtfertigt ? Wir enthalten uns hier eines abſprechenden Urtheils, das 
ih auf die genaueſte Zerglieverung ber einwirkenden Verhältniſſe ftügen müßte. 
Immerhin Bleibt es eine jchwierige Aufgabe, gewiſſe ziemlich fchroffe Widerſprüche, 
ein gewifjes unruhiges Hin- und Widerſchwanken, die bis zu dem legten kritiſchen 
Augenblide die diplomatiſchen Dperationen des Aronprinzen bezeichneten, ganz 
genügend aufzuflären. Wir weifen in biefer Beziehung nur auf das merkwürdige 
Schreiben Karl Johanns an den ſchwediſchen General Yagerbrieg hin, datirt Stral- 
jund den 23. Mai 1813 (mitgetheilt von Scinfel- Bergmann), worin er, ber 
Kronprinz, der vor acht Monaten ein enges, nicht nur allgemein politiiches, ſondern 
auch privat-dynaftifches Bündniß mit dem Kaifer von Rußland abgejchloffen hatte, 
und der auf Veranlaffung des ruffiichen Kaiſers ſchon mit feinen Truppen im 
Felde ftand, die bei der Yage der Dinge auffallende Meinung ausprüdt, wenn man 
ſich entjchlofjen, die Hamburger von den Franzofen zu befreien, jo geſchehe das 
feinesweges, um dieſe Stadt einem anderen (dem ruſſiſchen) Monarden zu unter- 
werfen, denn „vie eine Sflaverei iſt eben fo jchledht wie die andere und freie Männer 
möchten doch lieber das Joh des Kaiſers Napoleons ertragen, das mit feiner 
perfönlihen Herrihaft aufhört, während die Politik, die Polen zu Grunde gerichtet 
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hat, die Hanſeſtädte und ganz Deutſchland für eine Zeitfolge mehrerer Jahrhunderte 
zur Sklaverei verurtheilen würde“. Es war merkwürdiger Weiſe dies gerade derſelbe 
Gedanke, der in Schweden die öffentliche Meinung wider die ruſſiſche Allianz be— 
ſtimmte und den der Kronprinz zu Haufe mit allen Hülfsmitteln der diplomatiſchen 
Dialeftit zu befämpfen juchte. 

Irgendwo ift geäußert worden, Karl Johann fei ein Opfer feiner Laune 
gewejen. Je mehr man dieſen Charakter ftudirt, defto mehr wird man geneigt jener 
Meinung beizuftimmen. Weit mehr ein Mann von Esprit, als von Genie, in 
geringerm Grade von den Leidenfchaften beherrſcht, als man fih von einem an 
der Grenze Spaniens geboren Franzofen denken möchte, war er dagegen von 
augenblidlihen Gemüthsftimmungen bei den meiften Verhültniffen mächtig beftimmt, 
überaus voll von Ideen, die, wenn nicht immer gehaltreidh, doch durch ihren Glanz 
blenvdeten, — von Plänen, die, wenn aud mitunter der fejte Grund der Erfahrung 
und ver Reflerion ermangelte, dod in den meiften Fällen etwas Neues, Impo— 
nirendes, Weitzielendes hatten. Die Politit von 1812 war felbft — vielleiht — 
mehr das Werk einer titanifchen Laune, als das der befonnenen ftaatsmännifchen 
Ueberlegung. Die in Ausficht geftellte Bereinigung Norwegens mit Schweden follte 
zu ihrer Berberrlihung dienen. z 

Die Union ver beiden Reiche des ſtandinaviſchen Kontinents (1814) ift 
unverfennbar ein Faktum von nicht geringer Bedeutung, und wir unfererjeits find 
nicht von denen, die darin einen Vorgang fehen, „den man nur beweinen möchte”. 
Allein es ift wohl zu bemerfen, daß die ſchwediſchen (und auch norwegiſchen) Staats— 
männer, denen die Idee einer politifchen Vereinigung Schwedens und Norwegens 
früher vorgeſchwebt hatte, fich die Ausführung berfelben auf eine ganz andere Art 
und ımter ganz anderen Beringungen dachten. Bor Allem war ganz gewiß Keiner 
gewefen, ber eine durch Tauſch, um den Preis effektiver ſchwediſcher Befigungen, 
ins Werk gejegte Union gewünſcht hätte; vielmehr hatte man bei gewilfen früheren 
Gelegenheiten darauf gerechnet, daß die nicht gar zu günftigen Berhältniffe Nor- 
wegens zu Dänemark irgend eine innere Bewegung in jenem Lande und in Folge 
derjelben eine freiwillige nähere Anjchliegung an Schweden herbeiführen dürften. 
Alfo, wenn gleich die Krone Norwegens, von dem Adoptivſohne dem greifen Haupte 
des Königs Karl XIII. aufgeſetzt, als eine ſchöne Gabe der kindlichen und ritterlichen 
Dankbarkeit erfhien, jo fonnte das ſchwediſche Volk doch nit umhin es tief zu 
fühlen, daß tie Union felbft, wie jegt realifirt wurde, für Schweden eine Täufhung 
war. An den Gewinn, der gleichwohl daraus hervorging, dachte Niemand in jenem 
Augenblide, dagegen ergab ſich von felbft vie Betrachtung, daß durch diefe jedenfalls 
nur dynaſtiſche Vereinigung die deutfchen Befigungen Schwedens verloren gegangen 
feien und daß die Gelegenheit, Finland wieder zu gewinnen — bie, wie man fid) 
vorftellte, bei ter Konferenz des ruſſiſchen Kaifers mit dem ſchwediſchen Kronprinzen 
in Abo 1812 nahe lag —, gänzlich verſcherzt ſei. 

Aus diefer Vollsmeinung, die mit dem allgemeinen Mißtrauen gegen das 
intime perfönliche VBerhältnig zwijchen dent ſchwediſchen Kronprinzen und dem Kaifer 
Aerander 2) zufammen traf, erflärt fih, daß Karl Johann feiner ausgezeichneten 
Eigenschaften ungeachtet nie in Schweden recht populär wurde. Es kamen im Yaufe 
feiner Regierung (1818—44) verſchiedene Veranftaltungen in der inneren Admini— 
ftration dazu, die man gerade als den Ausflug eines „ruffiihen Syſtems“ betrachtete, 


2) Die Memoiren Schinkel-Bergmans haben die Exiſtenz eines in Abo abgefchloffenen 
förmlichen »Pacte de familles ans Yicht gebracht. 


BSluntſchli, Deutſches Staats-Wörterbuch. I. 5 
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wobei man in dem Publifum immer und immer auf das verhängnißgvolle 1812 
zurüd kam. Ein bebauernswerther Umftand, der gewiß in manchen Richtungen einen 
nadhtheiligen Einfluß ausübte, war, taß der Fürſt nie die Sprache des Landes 
erlernte; er war nie im Stande, fi in direften Verkehr mit dem Volle zu fegen, 
ſondern genöthigt, fi in allen Angelegenheiten der Bermittelung einer Kamarilla 
zu bedienen, und es kann nicht verläugnet werden, daß unter den Perfonen, bie 
zu jener Kamarilla gehörten, mehrere ſich befanden, deren Yoyalität zweifelhafter 
erihien, als die Geläufigkeit ihrer franzöfiihen Zunge. Karl Johann blieb fo ein 
Fremder in feinem Reiche, dem Volke mißtrauend, das ihm feinerfeits mit Miß— 
trauen begegnete, und es ımterliegt wohl feinem Zweifel, daß, wenn er ſich eine 
genauere, unmittelbare Kınntnig von Sachen und Perfonen hätte erwerben lönnen, 
vie Berhältnifje fih in manden Fällen ganz anders geftaltet hätten. 

Mit allgemeiner Freude wurde Karl Johann’s Sohn, der gegenwärtige König 
Dstar I. (geb. ven 4. Juli 1799), bei jeiner Thronbefteigung 1844 vom ſchwe— 
vishen Volle begrüßt. Diefe Stimmung ift durch mande feiner jpäteren Regie— 
rungsbhandlungen getrübt worden. Wir überlafjen aber die Darftellung der legteren, 
fo weit fie überhaupt im Plane dieſes Werkes liegt *), den Artikeln „Schweven“ 
und „Norwegen“, wie wir auch auf die Regierungsperiode Karl Johann's nicht 
näher eingegangen find, als es zur Charakteriftif feiner Perſönlichkeit erfor- 
derlich ſchien. 

Es iſt bisher im Weſentlichen nur von ſchwediſchen Verhältniſſen die Rede 
geweſen; was Norwegen betrifft, ſo hat ſich ſeit dem mißlungenen Verſuche Karl 
Ichanns, die von ihm ſelbſt feiner Zeit anerkannte norwegiſche Konſtitution von 
1814 in gewiffen Theilen zu modificiren, die demofratifche Verfafjung beinahe ganz 
ungeftört erhalten und in dem politiichen Bewußtjein des Volkes einen feften Boden 
gewinnen fünnen. Dem glücdlichen Umftande zufolge, daß in Norwegen die Volks— 
freiheit durch die legten Decennien nur felten in irgend einen Konflitt mit ber 
föniglihen Autorität gerathen ift, war daſelbſt die Popularität bes regierenden 
Fürſten ftets eine größere, als in Schweden, jogar der König Karl Johann hatte 
fih in feinen legten Jahren der unbedingten Volksgunſt der Norweger zu erfreuen. 
An verjelben Popularität bat ſchon der Kronprinz Karl, gegenwärtig refipirender 
Vicekönig in Chriftiania, feinen Antheil gewonnen. Diefer, der ältefte Enkel des 
Gründers der Dynaftie (geboren am 3. Mai 1826, vermählt mit der Prinzeffin 
Louiſe von den Niederlanden), hat feinen Sohn; im Fall feines Ablebeus ohne männ- 
liche Nachkommen geben die zwei verbündeten Kronen an ben zweiten Sohn des 
Königs Oskar, den Prinzen Oskar von Oftergöthland, über. 

Literatur. Für die Gefhichte Karl Johauns: Schintel-Bergman: 
„Minnen“, Theil 5, 6, 7, Stockholm 1854 (befonvers die Beilagen). Ferner: bie 
Werke von Lindeberg, Erufenftolpe (vie jedoch mit Kritik benugt werden müjjen), 
Thiers, Bignon. Für die Gefchichte Oskars find die meiften Materialien in 


der ſchwediſchen und norwegiihen Tagespreſſe zu finden. 
Sturgen-Beder. 


*) Die Redaktion befolgt den Grundjag, Biograpbieen regierender Kürften und deut: 

icher, im Amt befindlider Staatsmänner nicht aufzunehmen, Sie ift hiezu durch die 

rwägung beitimmmt, daß bier eine unbefangene und rückſichtsloſe Beſprechung zuweilen auf unüber- 
windliche Schwierigkeiten ſteßen würde. 
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ward am 13. Mai 1712 in Hannover geboren, wo feine aus Bayern ftammenbe 
Familie fih niedergelafjen hatte und fein Vater in furfürftlichen Dienften ftand. 
Bernftorffs Erziehung wurde von dem tüchligen und gelehrten Keysler geleitet, der 
ihn noch jpäter auf dem gewöhnlichen „Tour de l’Europe* begleitete. Sobald er 
von feinen Reifen zurüdgelehrt war, wurbe er von den ihm verwandten Gebrüdern 
Pleß (deren einer, Ludwig Pleß, damals dänifcher Finanzminifter war) nah Däne- 
marf eingeladen, wurbe bei dem königlichen Hofe vorgeftellt, im Jahre 1732 zum 
Kammerjunker ernannt und ſchon in demfelben Iahre als vänifcher Geſandter nad 
Sachſen gefhidt. In den folgenden Jahren ward er mit biplomatifhen Sendungen 
an verſchiedene andere deutſche Höfe beauftragt, 1744 zum tänifhen Gefandten in 
Paris ernannt, 1750, als ver alte Graf Sculin fein Amt als dänischer Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten nieverlegte, nad Dänemark zurüdgerufen, um ber 
Nachfolger des genannten Minifters zu fein. Bernftorff zauderte, diejen glänzenden 
Ruf anzunehmen, der die ganze Nichtung feiner Lebenswirkfamteit ein für alle 
Mal beftimmen follte; ein altes Gelübve verband ihn mit dem Kronprinzen von 
England, vefien Freundſchaft er als Jüngling gewonnen hatte und dem er nad) 
England folgen follte, fobald der Prinz den Thron beftiegen haben würde. Allein 
der im nächiten Jahre erfolgte Tod des Prinzen löste dieſes Dilemma, Bernftorff 
eilte dann nad) Dünemarf zurüd und übernahm das Staatsminifterium, 

Die rühmlichfte viplomatifche That des Minifters Bernftorff ift ohne Zweifel 
ver Traftat vom 21. April 1767, wodurd nad vieljährigen Unterhandlungen uno 
vielfahen Hinderniffen die Duelle der Streitigkeiten endlich verftopft wurde, welde 
die königliche und herzogliche Linie des Hauſes Holftein fo lange getrennt hatten. 
Obſchon nur von proviforifher Geltung, gereichte doch tiefer Traktat den unab— 
läffigen Bemühungen Bernftorffs zur größten Ehre, als erfter und entſchiedener Schritt 
zu einer weiteren Vereinbarung. Durch den Traktat wurde das fürftliche Holftein an 
die königliche Linie gegen Abtretung der Grafſchaften Oldenburg und Delmenhorft 
übertragen, das fürftlihe Haus begab ſich aller derjenigen Anſprüche auf Schleswig, 
die vor wenigen Jahren noch getroht hatten, zu eimem erbitterten Kriege Anlaß 
zu geben. Zugleich wurbe ein enges Familienbündniß zwijchen dem dänifchen Könige 
und Rußlend gefchloffen. Bei diefer Gelegenheit wurde Bernftorff mit feiner ganzen 
Familie (auch der jüngere Bernftorff war damals ſchon im dänischen Dienfte) 
vom Könige in den däniſchen Grafenſtand erhoben. 

Im Innern — denn der Graf Bernftorff hatte fein Auge auch auf die öfo- 
nomifchen und abminiftrativen Angelegenheiten des Landes unabläfflg hingewandt — 
bulvigte er den Anfichten der Zeit, welche die Hervorrnfung einer, wenn aud) 
erfünftelten inländiſchen Inpuftrie forderten, und im dieſer Beziehung war feine 
Wirkſamkeit gewiß nicht unbedingt lobenswerth. Um das Fabrifwefen aufzumuntern 
und zu begünftigen, waren ihm feine Opfer zu groß und Millionen wurden an ein 
fümmerlihes Refultat verſchwendet. Dagegen waren feine Beftrebungen für vie 
Berbefferung ver Landwirtihaft und der Berfaffung des Bauernftandes durchaus 
rühmlih und erfolgreih. Die Handlung, in welcher hier feine trefflihen Grund— 
fäge am beutlichften hervortraten, war zwar zunächſt eine Handlung des Privat: 
lebens, aber fie griff doch als ein fehr wirkſames Beifpiel und eine mächtige Ini- 
tiative in den Staatdorganismus ein und war zu gleicher Zeit das, was ven 
Grafen Bernftorff mit einem Schlag zu einen: der populärften und meift gefeierten 
Männer Dünemarks machte. Zwar hatte fhon Friedrich IV. die eigentliche Leib- 
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eigenjchaft in Dänemark aufgehoben, fpäterhin war Chriftian VI. noch weiter ge- 
gangen und hatte jogar bei jeiner Thronbefteigung die Gutspflichtigkeit der Bauern 
gelöst, allein die ariftofratiihe Reaktion hatte ihn binnen Kurzem genöthigt, dieſe 
radikale Veranftaltung zu widerrufen (1731), und vereitelte die Ausführung jeiner 
wohlthätigen Abfichten. Unter ter Regierung Friedrichs V. erhoben fi) abermals 
Stimmen für die Sache ver Bauern-Gmancipation, und jogar die verwittwete 
Königin Sophie Magdalena bob den Arohndienft in dem Domainebezirt Hirſchholm 
auf. Vom König hatte Bernftorfj ein Yandgut, eine Meile von der Refivenz, zum 
Geſchenk erhalten, deſſen Bauern damals in ver jchlechteften Verfaſſung waren, 
Bernftorff beſchloß (1764) ihre Lage zu verbefjern : die Felder wurden vermefjen 
und eingehegt, die Gemeinjhaft aufgehoben, vie Höfe verfegt, die Yändereien zwed- 
mäffig vertheilt, .der Frohndienſt gegen eine mäßige jährliche Abgabe völlig abge: 
ihafft, und die Bauern erhielten ihre Grundſtücke zum freien Eigenthum. Dicht 
an der Straße zwiſchen Kopenhagen und Helfingör fieht man ein einfaches fteinernes 
Monument, tas die Bauern des früheren Bernftorff'ihen Gutes aus Dankbarkeit 
dem edlen Manne aufgerichtet haben. 

Friedrich V,, an deſſen Seite Graf Bernftorff unbeftritten als der erfte Mann 
in der Regierung geftanden hatte, ftarb 1766. Chriftian VII beftieg ven Thron 
und mit ihm Struenfee, Diefem ftand der Graf Bernftorfi von Anfang an im 
Wege. Zwar war es feine leichte Sache, einen jo populären Staatsmann wie 
Bernjtorff zu ftürzen; doch nad langen Bemühungen gelang es Struenjee, die 
Königin und durch ihre Vermittlung den König zu liberreven, daß Bernftorfis 
Dienfte von nun an entbehrlich feien. Am 13. September 1770 empfing Bernftorff 
das Schreiben des Königs, welches ihm den Staatsgejhäften entzog. Nachdem er 
es gelejen, jprad er: „Ich bin meines Amtes entjegt; Allmächtiger, ſegne dies 
Land und ven König!‘ 

Nah wenigen Wochen verließ er Kopenhagen und ließ fi in Hamburg 
nieder. Er erlebte zwar ven Sturz Struenfee’s, entfchlief aber kurz darauf in Altona, 
18, Februar 1772. 

Der Graf Bernftorff der Aeltere war ein rechtſchaffener, trenherziger Mann, 
von vielfeitiger Bildung und voll von den achtungswürdigſten Abfihten. Man 
beurtheile wie man wolle, feine ftaatsötonomifhen Iveen und Verfügungen, — der 
Fehler war jedenfalls hier nicht Bernitorfis allein, ſondern der ganzen Doftrin 
ber Epoche — jein diplomatiſches Geſchick bleibt unbeftritten, die Reinheit feines 
Charakters unterliegt feinem Zweifel und die Thatfache wird nie vergeflen werben, 
daß er der erfte Evelmann war, der in Dänemark, um zum Beften der focialen 
Erhebung des Bauernftandes etwas praftiic zu wirken, die Unbefangenbeit, vie 
menſchenfreundliche Gefinnung, wir wollen hinzufügen: den moralifhen Muth hatte, 

Fiteratur: H. P. Sturz, Ueber das Veben des Grafen I. H. E. Bern- 
jtorfj (Leipzig 1777); Ploug, Biographiſche Skizze im „Dansk Folkekalender“ 
für das Jahr 1841; vergleihe: Eggers, Denfwürbigfeiten aus dem Leben des 
U. P. Bernftorff, Allen, Barfod u. 4. Sturzen-Beder. 
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AU. P. Graf v. Bernftorff war am 28. Auguft 1735 zu Hannover geboren, 
als der zweite Sohn des Gutöbefigers und Landraths Freiherrn A. ©. v. Bernftorff. 
Nach vollendeten Studien in Göttingen, Leipzig, Dresden, Genf und verfchiedenen 
Reifen nah Italien, Frankreich, England, Holland, wobei ev Gelegenheit gehabt 
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hatte, die berühmteften Staatsmänner und Gelehrten der Zeit kennen zu lernen 
und den Schaß feiner theoretifchen Bildung mit praftifhen Kenntniffen und Er— 
fabrungen in vielfachen Richtungen zu bereichern, trat er im Jahre 1759 in den 
däniſchen Dienft und zwar in die fogenannte „Dentiche Kanzlei" zu Kopenhagen, 
als Mitglied des Kanzlei-Kollegiums, das damals unter der Leitung feines Obeiins, 
des älteren Grafen Bernftorff, ftand. Im folgenden Jahre warb er Deputirter 
in der weſtindiſch-guineiſchen Zollkammer und kurz darauf zugleih Deputirter im 
Generallandesöfonomie- und Rommerzfollegium. Sein reformaterifher und erleuch— 
teter Geift erwies ſich ſchon in diefen erſten Iahren durch mehrere treffliche Ver— 
anftaltungen. Bon einer wichtigen viplomatifchen Miffion nah Frankreich zurüd- 
getehrt, wurde er im Jahre 1766 zugleich Deputirter in der NRentlammer, 1768 
erfter Deputirter in der reorganifirten Generalgolltammer, 1769 Geheimerrath. 
Seine Wirkfamteit in den verfchievenen Gefchäften und Aominiftrationszweigen, die in 
feiner Hand vereinigt waren, ruhete fein Angenblid; die Kräfte des unermüdlichen 
Mannes fchienen mit der Arbeit zu wachen. Vorzüglich war fein Eifer, wie ſchon 
der des älteren Beruftorff, in diefem früheren Stadium feiner Amtsführung darauf ge- 
richtet, ein einheimifches Fabrikenſyſtem zu Stande zu bringen. Zur gleihen Zeit erhob 
er ſich ſchon jeßt als ver thätige und ſyſtematiſche Beförberer des großen Werkes, der 
Emaneipirnug des Bauernftandes, — eine Reform, die ver ältere Bernftorff 
durch fein erhebendes Beifpiel unterftügt hatte. Der jüngere Bernftorff war es, der jetst 
die ganze Unternehmung leitete und deſſen Feſtigkeit ganz geeignet ſchien, die Schwie- 
rigfetten zu überwinden, vie fich bisher der Durhführumg des Werkes wiverfegt hatten. 

Leider wurde feine organifatorifde Laufbahn abgebrochen eben in demfelben 
Augenblide, wo Alles zu ſchönen Erwartungen berechtigte. Mit dem Jahre 1770 
trat die Struenſee'ſche Regierungsepifode ein; der Ältere Bernftorff, der Minifter, 
wurde feines Amts entſetzt und zog fih nach Deutſchland zurüd; der Neffe folgte 
ihm; Struenfee felbft hatte gewünfcht, ven letteren dem Staate zu erhalten, aber 
Bernftorff war zu ftolz, um ſich vor dem Favoriten zu beugen und den neueinge- 
tretenen Verhältniſſen anzuſchließen. 

Die Adminiſtration des Struenſee endigte jedoch bald; man kennt die tragiſche 
KAataftrophe vom 28. April 1772. Die öffentliche Meinung forderte num den Grafen 
Dernftorff den jlüngern laut zurüd. Der Graf machte im Sommer lettgenannten 
Jahres einen Beſuch in Kepenhagen und es wurte glei eine Unterhandlung ein- 
geleitet, um ven verehrten Staatsmann wieder für den dänischen Dienft zu gewinnen, 
Seine Liebe für das Land viftirte ven Entſchluß. Er wurde demnach zu Ende des Jahres 
wieder in den verfchiedenen Staatsämtern, als erfter Deputirter im Finanzkollegium, 
Detonomie- und Kommerztollegium und dem Bergwerfsireftorium, inftallirt und 
ſchon im folgenden Jahre erhielt er das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 

Sein erftes Geichäft als Minifter war die Vollziehung des Traktats von 
1767, betreffend die Austaufchung des herzoglich holftein=gottorpifchen Antheils von 
Holftein gegen vie Graffhaften von Oldenburg und Delmenhorft. Der Großfürft 
Paul von Rußland hatte ſchon im Jahr 1772, ale er die Volljährigkeit erreicht 
hatte, die Regierung der bolfteinifhen Erblande angetreten; jet wurbe zwifchen 
ihm und dem Könige von Dänemark am 1. Juni 1773 der Definitivtraftat über 
jene wichtige Verabredung abgeſchloſſen, wobei der Groffürft Alles genehmigte, 
was 1767 zwiſchen dem Könige von Dänemark und feiner Mutter ale Vormün— 
terin vorläufig beftimmt und angenommen war. 

Im Jahre 1776 und den folgenden kamen zwiſchen Dänemark und England 
verſchiedene Reibungen vor; Anlaß dazu gaben ver Schleihhanvel der Engländer 
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an ben Küften von Jsland und Grönland, die englifhen Kapereien von neutralen 
Schiffen, enplic die Frage des Sundzolles; die däniſche Regierung hatte ven Kon— 
fuln in Helfingör bedeutet, daß einer neuen Regulatur zufolge ver Zoll in Zukunft 
mit Species bezahlt werden müſſe, anftatt des alten Albertithalert; der engliiche 
Minifter (ebenjo wie der holländiſche) proteftirte, weil hierin eine invirefte Erhöhung 
des Holles "lag. Alle diefe Streitigkeiten wurden jedoch glücklich beigelegt durch 
Bernftorffs feltenes Talent, diplomatiſche Schwierigkeiten zu ſchlichten, und durch 
perfönlihe Würde und ein humanes Entgegentommen fogar die unangenehmften 
Mißlichkeiten zu befeitigen. Bei weitem fjchwieriger war die Lage während des 
Krieges zwifchen England und den Vereinigten Staaten, jo wie des Krieges zwiſchen 
England und Frankreich. Bernftorff, ver damals öfters in ſehr kitzliche Verhältniſſe 
wider feinen Willen verwidelt wurde, hatte doch ven politifchen Tat, Alles zu 
vermeiden, was den Engländern irgend einen Anlaß zu Beſchwerden hätte geben 
fönnen, und e8 gelang ihm in der That durch Wachſamkeit, die ftrengfte Gerechtigkeit 
und fefte Haltung, ven Frieden umerjchüttert für fein Land zu bewahren in einem 
Zeitpunkte, wo bie Kollijionen fonft fi von felbft ergeben und wo namentlich vie 
dänifche Regierung mehrmals nur die Wahl des Feindes übrig zu baben jchien. 
Bon der Behutjamkeit und Feftigfeit des Minifters Bernftorff zeugen m, U, die 
diplomatifhe Note vom Mai 1780, worurd die däniſche Regierung die Oſtſee für 
ein „mare clausum* erflärte und ven friegführenden Mächten ven Zutritt durch 
den Sund unterfagte („les deux autres cours du Nord adoptant le même 
systöme“), und die am 9, Juli erfolgte förmliche Konvention zwiſchen Dänemark, 
Schweden und Rußland, welche ausdrücklich auf ven Grundſatz „freies Schiff, 
freies Gut“ gebaut war. 

Diefes viplomatifche Werk, die „bewaffnete Neutralität” (weicher auch Preußen 
mit mehreren Staaten ferner beitrat), bilvet den zweiten Abſchluß der ftantsmänni- 
hen Wirkjamkeit des Grafen Bernftorfj. Die Eiferjucht des ehrgeizigen Exprofeſſors, 
jest Oeheimeraths (ferner Staatsminifters) Höegh-Guldberg, der die Seele der 
Verſchwörung gegen Struenfee geweien, hatte ſchon lange Alles aufgeboten, um 
Bernftorff Schwierigkeiten in ven Weg zu legen; Guldberg, der übrigens ein Dann 
von Talent und wilienfchaftliher Bildung war, hegte in faft allen Richtungen einen 
ganz reaftionären Hang und zeichnete fich bejonters durch Yeinbfeligkeit gegen 
die Bauernemancipation aus. Pernftorff, deſſen Wirkſamkeit dur die von dieſem 
Umftande hervorgerufenen und unvermeidlichen Kollifionen häufig gelähmt wurde, fand 
es am Ende richtiger, fich bei Zeiten freiwillia zurüdzuzichen; er nahm (November 
1780) jeinen Abſchied und ging nad Medlenburg. 

As im Jahre 1784 der Kronprinz Friedrich (VI.) jeinen befannten Staats- 
ftreih glüdlid ausgeführt hatte und das ganze Guldberg'ſche Minifterium gejprengt 
war, wurde Bernftorff, mit dem ver Prinz fi ſchon vor der Ummwälzung in Ver— 
bindung gefegt hatte, gleich zurüdgerufen md nahm zum zweiten Mal jeinen Platz 
als Minifter des auswärtigen Departements wieder ein, ein Amt, das er von num 
an bis zu feinem Tod ununterbrochen bebielt. 

Dei allen den kritifchen Creigniffen, welche in der nächften Zeit Mitteleuropa 
erſchütterten und auch vie Ruhe des Nordens bedroheten, blieb die auswärtige Politit 
Bernſtorffs ftets diefelbe, eine gerade, gemäßigte, von allenSeiten Adytung einflößend. 
Zwar gerietb Dänemark 1788 für eine kurze Zeit in Krieg mit Schweben, aber 
die Schuld daran trug gewiß nicht der Graf Bernftorff, der im Gegentheil Alles 
gethan hatte, um dieſe Kollifion zu vermeiden. Mit volltommenem Erfolg gekrönt 
waren bie Beftrebungen des däniſchen Minifters nun, mitten im allgemeinen Kriege 
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gegen das revolutionirte Frankreich für fein Land den Frieden und alle Vortheile 
einer nentralen Stellung zu bewahren. Dänemarf wurde früh von der Koalition 
zu Berbindung gegen Frankreich eingeladen, England forderte ſogar ſchließlich 
diefe Allianz, aber Bernftorff erklärte von Anfang an, er wolle fi nur dann in 
ein Bündniß einlaffen, „wenn die Verbündeten zur erften Grundlage vesfelben das 
gegenfeitige, unverbrüchliche Verſprechen machen würden, fi bloß zur Herftellung 
ver Ruhe Europa's, feinesweges aber zur Erreichung geheimer, eigennügiger Abfichten 
zu vereinigen”, er beftand immer darauf, daß die alten Verhältniſſe Dänemarks 
mit Frankreich refpeftirt werden müßten, er erneuerte die Allianz mit Schweden 
wegen einer bewaffneten Neutralität und begegnete den Anſprüchen Englands mit 
einer Würde und Entfchlofjenheit, die in England felbft mit dem lanteften Beifall 
anfgenommen wurden. Die diplomatiſchen Noten, vie er in dieſer Sache an das 
englifhe Minifterium richtete, machten überall in Europa den mädhtigften Eindruck, 
und eine berjelben (vom 17. Juli 1793) wurde in England, als ein wahrhaftes 
Meifterftüc diplomatifcher Darftelung und ftaatsmännifher Erhabenheit, überſetzt 
und in fieben Auflagen geprudt. Dänemark verblieb neutral und Lord Landsdowne 
fand fid) veranlaft, öffentlich im englifhen Unterhaufe (Februar 1794) zu erflären: 
„The rcply of Count Bernstorf to our remonstrance was one of the Lboldest, 
wisest and most honorable replies, I have even read.“ 

Zu gleicher Zeit waren vie Wirkfamfeit und die Bervienfte des Grafen Bau: 
ftorff um die innern Angelegenheiten nicht geringer. Raum war er 1784 in bie 
Geſchäftsleitung wieder eingefegt, als er mit allem Nachdruck vie vertagte Frage 
von ber Banernemancipation aufnahm; eine Kommilfion wurde ernannt, um die 
Sache genau zu unterfuchen, eine Verordnung von 1787 regulirte vorläufig das 
Berhältnig zwifchen Gutsherren und Pachtbauern, eine andere Verordnung von 
1788 erweiterte einigermaßen die Freiheit der Bauern, und endlich in demſelben 
Jahre emanirte die wichtige Verordnung, durch welche in Dänemark vie Guts- 
pflichtigkeit (dic „Glebse adseriptio*) aufgelöjet wurbe. In den Herzogthümern 
ging es zwar nicht fo raſch vorwärts, die Oppofition der Magnaten ars ſich 
hier bei weitem energiſcher als im Königreiche dem reformatoriſchen Geiſte der 
Regierung entgegen, doch gelang es der ausdauernden und zähen Kraft Bernſtorffs, 
and bier die Schwierigkeiten Schritt für Schritt zu überwinden. Im Jahre 1796 
wurde endlich eine ritterfchaftlihe Kommiſſion, an deren Verhandlungen Theil zu 
nehmen auch Deputirte von den fibrigen Gutsbefigern eingeladen wurden, gebilvet; 
diefe Kommiffion vereinigte ſich über die Aufhebung der Leibeigenſchaft; ſämmtliche 
Gutsbefiger traten ihrem Beſchluſſe bei, und Bernftorff erlebte noch die rende, 
die Vorſtellung der Kommiffion in obenerwähntem Sinne dem Könige eingereicht 
zu jehen (März 1797). Das Nefultat war de facto ſchon gejidert; de jure 
trat die Emancipation in den Herzogthümern erft ins Leben durch die Verordnung 
vom 19. December 1804. 

Diefes große Verdienſt Bernftorffs in ver inneren Apminiftration war feines: 
weges fein einzige. Der erfolgreihe Einfluß feiner unermüdlichen Wirkſamkeit 
machte fich faft in allen Richtungen fühlbar; wir müſſen ung bier darauf einfchränfen, 
nur zu erwähnen, wie er ter von dem Guldberg'ſchen Minifterium gefmebelten 
Preffe wieder die Freiheit ficherte, wie er in Verbindung mit dein Grafen Schimmel- 
mann, dem Finanzminifter, Alles aufbot, um das däniſche Finanzweſen zu ver- 
befiern, — die Abficht war immer trefflih, obſchon an der Zwedmäßigfeit der 
Mittel in einzelnen Fällen vom Standpunkt der neuen Staatsöfonomie aus ge— 
zweifelt werben möchte. In der Verordnung vom 1. Februar 1797. wurde ſogar 
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ver Weg zu einem durchaus liberalen Zollfyftem eingejchlagen; in dem gerichtlichen 
Berfahren traten beilfame Reformen ein, u. A. wurden die Güteverjuchspflegungs- 
fommiffionen auf Bernftorffs Beranlafjung 1795 in ganz Dänemark eingeführt. — 
Seinem Genius ift e8 zu verbanfen, daß Dänemark vie dreizehn glüdlichften 
Jahre feiner neuern Geſchichte erleben Konnte, wäyrend beinahe ganz Europa von 
Krieg und Ummälzungen erjchüttert war, 

In den erften Tagen des Mai 1797 wurde Bernftorff von tödtlicher Krankheit 
befallen; er ftarb am 21. Junius. Die Nachricht von feinem Tode verbreitete tiefe 
Trauer im ganzen ande; als feine Yeiche beigefegt wurde, ging ber Kronprinz 
Frievrih wie ein Sohn des Verftorbenen unter den Kindern mit. Selten hat ein 
Eingeborner fo viel für fein Heimatland gethan wie U. P. Beruftorff für fein 
Aroptivvaterland. Aber er wurde aud im Leben als ein Vater von dem däniſchen 
Bolke verehrt, nach feinem Tod wie ein Bater betrauert. 

Literatur. Eggers: Denkwürdigkeiten aus dem Leben des Staatsminifters 
A. P. v. Bernftorff (Ropenhagen 1800). Nyerup: Bernstorfis Eftermele* (Ropen- 
hagen 1799, zwei Theile). Ploug: Biographifche Skizze in „Dansk Folle-Kalender“ 
für das Jahr 1841; ferner die Gejhichte Dänemarks von Allen, vie „Fortellinger 
af Fedrelandets Historie“ von Barfod, u. f. w. Sturzen-Beder. 


Beruföfreibeit. 


Die perſönliche Freiheit, als ftantsbürgerliches Recht aufgefaßt, äußert” ſich 
vor allem in dem Rechte ver phyſiſchen Exiſtenz und in ver Freiheit des Indivi— 
duums, feinen Beruf, den Wirkungsfreis feiner Lebensthätigkeit, nad eigenem 
Willen zu beftimmen. Wenn man unter perfönlicher Freiheit nächftvem noch das 
Recht des Aufenthaltes und der Auswanderung und die Unabhängigkeit von einem 
fremdem Willen im Gegenfage zur Sklaverei und Leibeigenſchaft begreift, jo ftehen 
dieſe Rechte mehr oder weniger in einer untergeorbneten Beziehung zu der Freiheit 
des Berufs: ihr realer Werth liegt hauptfählih darin, daß die Möglichkeit, den 
Wirkungskreis perfönliher Thätigkeit frei zu beftinnmen, durd fie bedingt ift, 

Auf der Berufsfreiheit, deren allgemeine ftantsrechtlihe Begründung in dem 
Artikel „Freiheitsrechte“ ihren Plag finden wird, rubt zum großen Theile die Be: 
friebigung der höchſten Yebensintereffen: fowohl die Sicherung der leiblichen Eriftenz, 
als die Entwidlung und Anwendung der geiftigen und fittlichen Kräfte ift von ihr 
abhängig. Das Recht ver Griftenz, das vom Staate anerfannt und gegen Gefähr- 
dungen in Schug genommen wird, liefeit noch nicht die Mittel der Griftenz; dieſe 
zu erwerben, ift der Einzelne auf feine eigene Kraft verwiejen, zu deren wirkſamer 
Entfaltung ihm die Berufsfreiheit Raum gewährt. Je tiefer eine Bernfsart ftebt, 
um fo ausjchließlicher wird fie als Mittel des materiellen Yebensunterhaltes betrieben; 
je höher fie fteht, um fo mehr kommt bei ihrer Wahl und Ausübung die Pflege 
und Befriedigung geijtiger Interefjen in Anſchlag. Nach beiden Richtungen ift bie 
Ausübung eines Berufes um fo erfolgreicher, je mehr derjelbe mit unferen Neigungen 
und unjeren Fähigkeiten barmonirt. Die materielle Wohlfahrt und vie geiftige Ent- 
widlung wird alfo, unter jonft gleihen Umftänden, in demjenigen Staat auf die 
höchſte Stufe gelangen, wo Jedem die Freiheit gegeben ift, ven Beruf zu wählen, 
ber feinen Neigungen und Fähigkeiten entjpricht 9). 


1) Siehe inebefondere über die volfswirtbichaftliche Bedeutung der Berufsfreiheit, aber 
a * = La niederen Kulturftufen ibr entgegentretenden Hinderniſſe, den Artitel „Arbeit“, 
. ’ . * 
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Se kommt die Freiheit des Berufes zunäcft dem Einzelnen und mittelbar 
der Gefammtheit zu gut; der Reichthum aber und die Madıt des Staates wirkt 
wieder förbernd auf die Berufäthätigkeit feiner Angehörigen zurüd. Der Grundſatz 
der Beruföfreiheit ift nicht allein ein Redhtsgrundjag, ſondern zugleich eine For— 
derung der Kultur- und Wirthſchaftspolitik. 

Dieß kann jedoch nicht von einer unbegrenzten Freiheit gemeint jein. Die 
freiheit des Berufes ift, wie jeve andere, von Staats wegen beichränft durch 
die Rüdfiht auf die gleiche Freiheit Aller, auf die Rechtsordnung und auf die 
öffentliche Wohlfahrt. Sie ift überdieß privatrehtlih und durd die herrſchende 
Sitte beſchränkt. 

1. Unter den ftaatlihen Beihränkungen leuchtet die Nothwendigfeit der 
zuerft genannten ohne Erläuterung ein. Niemand fanı feinen Beruf auf Koften der 
Freiheit eines Anderen ausüben, indem er feine Berufsleiftungen Denjenigen auf- 
drängt, bie fie nicht begehren?). Schon deßhalb läft fi aus dem Grundſatze der 
Berufsfreiheit auch fein Recht auf Verleihung von Staatsämtern, ſondern nur ein 
Recht der Bewerbung ableiten. Aus demfelben Grund ift ver Eintritt in den Dienft 
eines Andern, und jo aud in den Staatödienft, ftet3 den Bedingungen unter 
worfen, die in Bezug auf die Fähigkeit des Bewerbers und deren Nachweis vom 
Dienftherrn geftellt werden. — Ebenfowenig macht die zweite Beihränfung Schwierig: 
keiten : es ift ſelbſtverſtändlich, daß vom Staate die Ausübung eines Berufes, der 
mit der geltenden Rechtsorbnung im Widerfpruche fteht — alfo namentlich vie be= 
rufsmäßige Verübung ftrafbarer Handlungen — nicht geduldet werben kann. 

Die Berufsfreiheit wird drittens, in völliger Unbefchränttheit gehanvhabt, 
leicht zu einem Hinderniſſe der öffentlihen Wohlfahrt, während fie bei richtiger 
Anwendung ein bedeutender Hebel verjelben ift. Wenn oben von dem Saß ausge— 
gangen wurde, daß Jeder auf demjenigen Arbeitsgebiet die größten Wirkungen 
hervorbringe, das für feine Neigungen und Fähigkeiten das angemejjenfte ift, fo 
zeigt dagegen ein Blid aufs tägliche Yeben, daß wir in der Erkenntniß unferer 
Neigungen und Fähigkeiten gar häufig irre geben. Wie oft giebt ſich ein flüchtiges 
Gelüften für Neigung aus und wie leicht knüpft fid) an die Neigung die Illufion 
ver Fähigkeit. Solche Täujhungen werben verhängnißvoll nicht allein für den 
Einzelnen, fondern, wenn fie maſſenhaft vorfommen oder wenn der gewählte Beruf 
in wichtige Interefjen eingreift, au für die Geſammtheit. Eben jo verderblich 
wirken, zumal in ven höheren Berufsklafjen, ſchlechte Eigenſchaften des Charakters, 
und doch werben dieſe von dem Individuum felbft, das jeinen Beruf zu wählen | 
bat, niemals in vie Wagfchale gelegt. Wenn ferner die Meiften bei der Wahl 
ihres Wirkungstreifes unftreitig von dem natürlichen Triebe geleitet werden, ven 
Weg einzufchlagen, ver ihnen die Mittel der Griftenz und wo möglich des Wohl- 
ftandes verheißt, jo ift es doch eben fo gewiß, Daß auch dieſer Trieb häufig durd) 
Selbfttäufhung irre geleitet wird, daß der Ginzelne von jeinem bejchränften Stand— 
punkt aus die voltswirthichaftlihen Berhältniffe oft nicht überbliden fann, die für 
fen Scidjal entſcheidend find, und daß nicht felten bei übermäßigem Andrange 


8) Wo jcheinbare Abweichungen von Diefer Negel befteben, find fie nicht ein Ausfluß ver 
Beruföfreibeit, fondern im Gegentbeil die Folge einer Veichränfung, die um des öffentlichen 
Wohles willen der Freiheit der Ginzelnen auferlegt wird. Wenn der Hausbeſitzer fih die Dienfte 
eines Kaminfebrers auch wider Willen gefallen laſſen muß, fo beſteht diefe VBorfchrift zur Abwen: 
dung öffentlicher Gefahr, nicht um des Kaminkehrers willen. Aber allerdings wird nicht jelten das 
Mittel zum Zwei, und eine zwecklos gewordene Anftalt beſteht fort, nur den Werkzeugen zu lieh, 
die dabei Verwendung finden. 
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zu derfelben Berufsart das ökonomiſche Gedeihen der Einen nur durch den öfo- 
nomifhen Ruin Anderer gefichert wird 3). 

Soldye Erwägungen haben von jeher Anlaf gegeben, der Berufsfreiheit 
Schranken zu ziehen, bald weitere, bald engere, bis zur völligen Vernichtung 
des Begriffe. Das Princip felbft — die Zuläffigkeit von Beſchränkungen um ver 
öffentlichen Wohlfahrt willen — ift im heutigen Staatsrechte feft begründet (vol. 
die Artifel „Staat“, „Staatswohlfahrt"), ſchließt aber freilich in feiner Allgemein- 
heit die verfchiedenften Deutungen nicht aus. Drängt vie Staatsgewalt ihre Fürſorge 
in Dingen auf, die fie zu regeln unvermögend ift, fo wirb die Pflege des äffent- 
lichen Wohls zu einer öffentlihen Kalamität: vie Verhältniffe, die man zu ordnen 
meint, gerathen um fo tiefer in Verwirrung und die Staatsgenoffen büßen unter 
ven Einfluß einer lähmenten VBormundfhaft immer mehr vie Fähigkeit ein, ſich 
jelbft zu helfen. Legt im Gegentheil die Staatsgewalt ihre Hände in den Schoß, 
wo ein orbnendes Eingreifen Bedürfniß wäre, fo leidet darunter die fittlidhe wie 
die geiftige Kultur und auf dem volfswirtbichaftlichen Gebiet fommt es zu einem 
aufreibenden Kampfe ver Ginzelintereffen, vie ohne höhere Vermittlung ihrem 
Schidjal überlaffen find. Die modernen Gewerbe-Gejeggebungen können in ihrer 
Mehrzahl als Beifpiel fir beide Ertreme dienen : eimerfeits ein Syſtem ver „Ge: 
werbefreiheit”, das den Dingen unbetümmert ihren Tauf läßt, — anberfeits ein 
Spftem ver polizeilihen Konceffionirung, das fih an feiner unlöslihen Aufgabe 
fruchtlos abarbeitet und vie Nachtheile verfehlter Beihräntung in reichlihem Maße 
hervorbringt. In jedem diefer Syſteme ift ein wahrer Gedanke falfc ausgeführt 
und deßhalb zum Unheil ausgefchlagen. 

Vollends zur Karikatur entftellt ift das Princip der Beſchränkung in ber 
focialiftifhen Theorie, vie das Wefen des Staates und die menjchlihe Natur fo 
vollftändig verfennt, daß fie jedem Individuum feinen Beruf unmittelbar von 
Staats wegen anweiſen will. 

Der Grunudſatz, der das öffentlihe Wohl über die perjünliche freiheit ftellt, 
fordert von dem zu jeiner Handhabung Berufenen die höchſte politiihe Einſicht und 
verleiht ihm vie höchſte politifche Macht. Die Feftfegung des Umfanges, in welchem 
diefer Grundfag Anwendung finden fol, kann deßhalb nur vom geſetzgebenden 
Körper ausgehen, in konftitutionellen Staaten vom Landesherrn unter Berathung 
und Zuftimmung des Yandtages. Demgemäß darf insbefondere aud die Berufs: 
freiheit vurh Berwaltungsmahregeln, ohne gejetlihe Santtion, nicht geſchmälert 
werben. Iſt dagegen eine folde Beihränfung bleibend und in rechtmäßiger Form 
vom Geſetzgeber verfügt, jo fällt fie aud nicht unter ven Begriff des Ausnahme: 
gefeges (Bd. I, ©. 529), jonderu ericheint als ein eben jo normaler Vorgang, 
z anderjeits die Sanftionirung der Berufsfreiheit innerhalb ihrer beftimmten 

renzen. 

Dies iſt auch der Standpunkt ver deutſchen Verfaſſungen. Die Mehrzahl 
derjelben begnügt fih, unter dem Borbehalte gefegliher Beſchränkungen, mit 
einer allgemeinen Gemwährleiftung ver perſönlichen Freiheit, in welder vie 
Berufsfreibeit vor allem begriffen ift. (Preuß. Verf.“Urk. Art. 5, Hannov. Berf.- 
Geſ. von 1840 $ 28, Württemb. Verf.Urk. $ 24. Bad. Verf.Urk. $ 13 u. ſ. w.) 


— — — — 


3) Nicht weniger einflußreich als die Wahl des Berufs iſt bier die Wahl der Dertlichkeit, 
wo derſelbe ausgeübt werden fol. Mit den Beſchränkungen der Berufsrreibeit bängen in dieſer 
Sinficht die Beichränfungen des Niederlaffiungsrechtes zuſammen, die in dem Artikel 
„Riederlafjung“ zu beivrechen find. 
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Mit befonderer Schärfe vrüdt vie k. ſächſiſche Berfaſſungsurkunde (F8 27, 28) ſich 
ans: „Die freiheit der Perfon und die Gebahrung mit dem Eigenthum find feiner 
Beihränfung unterworfen, als welche Gefeg und Recht vorfchreiben. Jeder ift daher 
berechtigt, feinen Beruf und fein Gewerbe nad) eigener Neigung zu wählen und 
fih dazu im In und Auslande auszubilden, fo weit nicht hiebei ausdrückliche 
Gefege over Privatrechte entgegenftehen.“ Vergl. auh Zahariä Staatsrecht 
$ 89 (65). 

Es ift nicht ſchwierig, dieſe gefeglichen Beichränfungen unter allgemeine Kate- 
gorien zu bringen. Man fann zwifchen venjenigen unterjcheiden, die auf die Wahl 
des Berufs, auf die Vorbereitung und auf vie Ausübung Bezug haben, 
und kann vie werfchievenen Richtungen Haffifiziren, in melden innerhalb viefer 
Kategorieen die Beihräntung fi) äußert. Aber ein Urtheil über die rechtliche und 
politiihe Zuläffigkeit ver legtern läßt fih doh nur im Zufammenhang mit ver 
näheren Betrachtung ver einzelnen Berufsart begründen. Wir verweiſen deßhalb 
auf die bieher gehörigen befonderen Artikel (Advokatur, Gefundheitspolizei, Gewerbe: 
ordnung, Staatsdiener, Staatsprüfung u. f. w.) 

Einige eigenthümliche Arten gefeglicher Beihräntung find jedoch noch hervore 
zubeben, weil fie fich theilweife auch in ihren Motiven bon ven bisher befpro- 
chenen unterſcheiden. Es iſt dies zunächſt bie Ausſchließung ganzer Bevölferungs- 
klaſſen von gewiſſen Berufsarten. Sie trifft nach deutſchen Landesſtaatsrechten 
vielfach noch die Mitglieder von nichtchriſtlichen Glaubensgenoſſenſchaften, namentlich 
die Juden (vgl. dieſen Art.). Bon der Beſchränkung der Frauen iſt richtiger 
unter Ziffer 3 die Rede. Fremde (vgl. dieſen Art.) find regelmäßig vom öffent 
lihen Dienft ausgeſchloſſen. Die Ausihliefung der Bürgerlihen von höheren 
Aemtern und DOffiziersftellen zu Gunften des Adels hat größtentheils aufgehört 
(Br. I, ©, 55). 

Eine Beſchränkung der freien Wahl ift e8 ferner, wenn umgekehrt die Staats: 
angehörigen zur Uebernahme eines gewilfen Berufes gejeglihd verpflichtet werben. 
Solder Berufszwang findet ftatt im Bezug auf die Erfüllung der Militärpflidt 
(vgl. diefen Art.) und mehr oder weniger auf die Führung von öffentliden 
Aemtern. Die erftere jo zu regeln, daß ver Pflichtige nicht zu anhaltenn von 
der Ausübung feines bürgerlihen Berufes abgezogen wird, ift eine wichtige Auf: 
gabe der Heerverfaffung. Eine Zwangspflict zum Gintritt in den Givilvienft des 
Staates fennen zwar die deutſchen Verfaſſungen in der Regel nicht (vgl. Bo. I, 
©. 208); wohl aber ift dieſe Pflicht in Bezug auf die Lebernahme von Gemeinde 
ämtern vielfach gejeglih fanktionirt. Der Gemeinde fteht gewöhnlich eine zu geringe 
Auswahl taugliher Perjönlichkeiten zur Verfügung, als daß dem freien Willen 
der Berufenen alles überlaffen werben künnte, zumal wo durch Bevormundung ver 
Gemeinfinn erbrüdt und das Gemeindeamt in Mißachtung gerathen if. Doc 
pflegt dieſe Zwangspfliht nur auf folde Aemter angewendet zu werben, mit 
welchen fich die fortgefegte, wenn auch beſchränkte Ausübung des bürgerlichen Be— 
rufes verträgt. 

2. Zu den privatrechtlichen Einſchränkungen der Berufsfreiheit gehört 
vor allem das Recht des Vaters, Vormundes, Ehemannes über minderjährige 
Kinder, Pflegebefohlene, Ehefrauen; dann bei der Wahl eines gewerblichen Berufs 
der Widerſpruch von Nealberechtigten, Monopoliften und anderen Privilegirten, 
fofern die Yandesgefeßgebung dergleihen Privatrehte anerkennt. Die eingreifendfte 
Beſchränkung privatrechtlicher Natur ift mit der Aufhebung der Leibeigenſchaft 
in Deutfchland bejeitigt. 
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Ueberhaupt läßt ſich auch in viefen Verhältniffen die fortfchreitende Ausjchei- 
dung des ftaatd- und privatredhtlichen Gebietes erfennen. In älterer Zeit war bie 
Berufswahl binfichtli der zwei wichtigften Berufsarten, des landwirthſchaftlichen 
und gewerblichen, vielfah durch privatrechtliche Einwirkungen bedingt: durch. die 
Veibeigenfhaft und das Recht der Zünfte. Weil der Sohn — dort gezwungen, bier 
angelodt durch die ihm zu Theil werdende Bevorzugung — fo gewöhnlih an vie 
Stelle des Vaters trat, war zugleih eine Erblichkeit des Berufes vorherrſchend, 
vie jest feltener geworden ift. Seit dem Verſchwinden der Yeibeigenfhaft und des 
Zunftwejend, das, wo es noch fortbefteht, wenigftens feinen privatrechtlihen Cha- 
vafter verloren hat, ift ver Umfang der Berufsfreiheit vorwiegend eine Frage bes 
öffentlihen Rechtes, das auch jene Richtung zur Erblichteit nicht mehr begünftigt. 

3. Deiden Rechtsgebieten, zum Theil aber aud nur dem Bereich der gefell- 
ihaftlihen Sitte gehört das Geſetz der Kaftenfonderung, das namentlich in 
afiatiihen Staaten noch heute der Berufsfreibeit die engften Grenzen ftedt, und 
ferner die Sonderung der Stände an, bie in den civilifirten Ländern ihren Ein- 
fluß ausübt %. Wo jever Kafte eim beftimmter Lebensberuf ausſchließlich zuklommt 
und jeder Staatsangehörige durch die Geburt einer Kafte zugemwiefen wird, die er 
nit verlaffen fann, da ift feine Freiheit ver Berufswahl denkbar, als etwa im 
engften Kreiſe verwantter Beihäftigungen. Ganz anders die Abftufung der Stände 
in Europa. Allerdings fieht fih auch bier jedes Individunm ſchon mit feiner Ge- 
burt auf gewiſſe Berufsarten vorzugsweife angewieſen: das Kind des vierten 
Standes auf Handarbeit, das Kind des dritten Standes auf einen induſtriellen, 
fünftleriichen *oder wiffenfchaftliben Beruf. Aber Keinem wehrt viefe Sitte, im 
Gefühl feiner individuellen Befähigung, oder aud von ſchwächeren Beweggründen 
geleitet, aus dem niederen Stand zum höheren Beruf aufzufteigen, jo wie Keinem 
die entgegengefegte Wahl verjagt ift 5). Bleiben einige Generationen feiner Nach— 
fommen der gewählten Berufstlafje treu, fo ftreifen fie allmälig den Charakter ihres 
Geburtsftandes ab und treten in den Stand ein, dem fie durch Beichäftigung, 
Bildung und Denkungsart jetzt zugehören. Hier ift alſo weder der Stand eine 
unüberjteiglide Schranke der Berufswahl, noch fann die legtere einen dauernden 
Konflilt mit dem Stande herbeiführen. 

Das Geſetz der Kaften bat im feinem Gefolg alle Nachtheile des Berufs: 
zwanges; der zwangloje Einfluß dagegen, den die Standesfitte ausübt, ift ein 
vorherrſchend wohlthätiger, deun er bringt ein für die Berufswahl wichtiges Ele— 
ment, das nicht ungejtraft vernadläffigt wird, zur fidherern Geltung: Unzweifelhaft 
ift in den höheren Ständen dem Individuum ohne fein perfönliches Verdienſt ſchon 
durch Geburt, Grziehung und Umgang eine Kulturfäbigfeit unt Richtung auf 
geiftige Intereſſen eingepflanzt, die für die höheren Vernfsarten vorzugsmeiie 
befähigt. Deßhalb wird es bei gleicher perjünlier Begabung dem Sohn des Tag- 
löhners jchwerer, als Dem Sohn des Geiſtlichen oder Beamten, einen höheren Beruf 
würdig zu erfüllen. Auf dieſe Schwierigkeit macht die Sitte ihn aufmerffam und 
legt ihm die Erwägung näher, ob er zur Ueberwindung derſelben durch feine indi— 


%) Dal. die Artitel „Kalten“ und „Stände“. Dem lepteren bleibt die Erörterung der Anficht 
vorbalten, die den Unterſchied zwiichen Stand umd Berufsflafie gang verläugnet, daher auch 
feinen Einfluß der Ztandesverbälmiife auf die Berufswahl anerkennen darf, 

5) Die zum Theil auch geſetzlich betätigte Sitte, die den Adel als unverträglich mit Hand: 
werfsbetrieb und Lohndienſten betrachtet, bat qute Gründe für fich, ſetzt aber eine richtige Orga— 
nijation des Adelöftandes voraus. Vgl. Bd. 1. S. 51. 
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viduellen Anlagen wirklich befähigt jei. Sie warnt ihn alfe — indem fie eine 
Schranke zieht, die er überfteigen kann, die er aber mit Bedacht überfteigen 
muß — im Intereffe jeiner jelbft und der Geſammtheit vor einer falſchen Berufs- 
wahl. Sp wenig dieſe Sitte das Emportommen ausgezeichneter Perjönlichfeiten aus 
den unterften Klafjen zu den höchſten Stellungen hindert, jo nachtheilig find die 
Folgen, wenn fie in Mißachtung geräth und im den unteren Klaſſen ein maſſen— 
baftes Andringen zu ven Aemtern des Staates und der Kirche einreißt. Man 
könnte meinen, daß dadurch der nievere Stand fittlih umd intelleftnell gehoben 
werde; aber vie Erfahrung zeigt, daß im Gegentheil der höhere Beruf zu einer 
unmürbigen Auffafjung berabgezogen wird. 

Das weiblide Geſchlecht ift durch vie Sitte, im richtigen Verſtändniß 
jeiner natürlihen Stellung, zunächſt auf den häuslichen Beruf und auf die 
Unterftügung des Mannes in feinem landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Wir- 
kungstreis angewiejen. Dagegen verfagt ihm die Sitte — zuweilen unter ausprüd- 
licher Santtion des Geſetzes — regelmäßig vie felbjtftändige Ausübung viefer und 
noch mehr ver höheren Berufsarten. Vgl. den Art. „Frauen“. 

Die Mifahtung, in welcher bei hochgeſinnten aber unentwidelten Bölfern 
jede Yohnarbeit fteht, hat in Deutſchland noch lange auf vielen Erwerbsarten einen, 
zum Theil von rechtlihen Wirkungen begleiteten Makel zurüdgelaffen. Jetzt ift vie 
Sitte von diefen, auch auf die Berufswahl einwirfenden Vorurtheilen mit wenigen 
Ausnahmen zurückgekommen. Der Makel, ver an einigen Berufsarten noch imnıer 
allgemein haftet, hat in einem unabmeisbaren natürlichen Gefühl feinen Grund, 
oder iſt nur der Ausdruck des öffentlichen Urtheils über einen geradezu unfittlichen, 
obwohl vom Staate getuldeten Erwerb, — 

Es ift im Eingang dieſes Artifels gejagt worben, daß die Möglichkeit unfere 
ötkonomiſche Eriftenz zu fihern, unfere geiftigen und fittlihen Aräfte auszubilden 
und fruchtbar anzuwenden, von der Freiheit des Berufes abhänge. Im weiteren 
Berlauf mußte hinzugefügt werden, daß durch eine abjolut unbeſchränkte freiheit 
die Erreichung diefer Zwecke eher gefährdet als befördert werde. Aber aud ven 
realen Werth einer umſichtig geregelten Berufsfreiheit darf man nicht überfchägen. 
Jeder Blick auf die Yage der umteren Bolksklaffen zeigt, daß bier mit der Gewähr 
rechtlicher Freiheit noch keineswegs alle VBorbedingungen für ven Erwerb jener 
Güter erfüllt find. Dan kann einem Proletarier, der befig- und frebitlos in bie 
Welt eintritt, nicht von der „Freiheit des Berufes ſprechen; Die Noth legt ihm 
unerbittliher als irgend ein Staatögefeg ven Zwang auf, bei Taglöhnerarbeit 
fein Brod zu ſuchen. Man fieht auch, wie wenig noch mit jener Freiheit erreicht 
ift, wenn taufende von aderbau: uno gewerbtreibenden Yamilien in unverfchulveten 
Elend zu Grunde gehen. Dieje Betrachtung weist auf eine höhere Aufgabe des 
Staates bin, vie das ganze Gebiet der Kultur- und Volkswirthſchaftspflege 
umfaßt), und durd deren Vernachläſſigung die Garantie der Freiheit zum großen 
Theil ihren Werth einbüft. Srater. 


Befosungsrecht. 


Der Krieg fann einem fjiegreihen Staat vorübergehend die Macht verleihen, 
einen im Staate des Gegners belegenem Ort befegt zu halten. Es kann aber aud) 
einem Stante vertragsmäßig Tas Recht eingeräumt fein, ſelbſt während des Friedens 


6) Bl. darüber namentlich die Art. „Arbeitende Klaſſen““, „Aſſociativn“, „Proletariat“. 
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in eine Stadt, vielleicht in eine Feftung des anderen Staates eine Bejagung zu 
legen. Dieſes legtere ift e&, was man mit dem Namen des Beſatzungsrechtes 
(Droit de garnison , zu bezeichnen pflegt *). Es beſchränkt vie Souveränetät des 
Staates, der die Ausübung vesfelben auf feinem Gebiete dulden muß, am Orte 
der Ausübung nicht unbeträchtlih und ift, wenn nicht Bundesverhältniffe umd 
gegemjeitiges Intereffe den Grund feiner Erridtung bilden, unter allen Staats— 
dienftbarfeiten die drückendſte und empfinvlichfte. Regelmäßig ift damit ein Durd- 
zugsrecht für Truppen verknüpft, weil erft auf diefem Wege die Ausübung des 
Beſatzungsrechtes möglich wird. Es ift eine Servitus in patiendo constituta, und 
bildet das Gegenftüd zu jener Servitus in non faciendo constituta, welche einem 
Staat die Verpflichtung auferlegt, gewiſſe Plätze des eigenen Yandes nicht zu be 
feftigen. Bei Streitigkeiten über die Ausdehnung eines Beſatzungsrechtes müſſen 
die Verträge entjcheiven. Im Zweifel wird aber für die Souveränetät und 
gegen die im Bejagungsreht enthaltene Einſchränkung derfelben vermuthet. Denn 
das Beſatzungsrecht trägt ven Charakter eines Ausnahmsrechtes: bei Ausnahms- 
rechten gilt der Grundſatz ver fogenannten ftriften Interpretation, Regelmäßig kann 
das Bejagungsredht die Souveränetät des belafteten Staates nur fo meit eim- 
ſchränken, als dies zu feiner Ausübung unumgänglid erforderlich ift. 

Kaifer Joſeph II. bob durch einen Madtiprud das Beſatzungsrecht auf, 
welches Holland jeit dem am 15. Novemder 1715 zu Amſterdam gefchlofjenen 
Barrierevertrage in einer Linie von Feſtungen der öfterreichiichen Niederlande 
beſaß. Oeſterreich jelbft erhielt, dur den Ürtifel 103 der Wiener Kongrekafte, 
das Befagungsreht in den Plägen Ferrara und Commachio, beide im Kirchen: 
ftaate belegen. Bekannt ift das Beſatzungsrecht, mweldes das beutfhe Bundesrecht 
für die veutfhen Bunvesfeftungen begründet hat. (Öeneralreceß der Franf- 
furter Territorialfemmiffion vom 20. Juli 1819, Art. 6, 15, 16—23, 32—38, 
46. Ch. de Martens, Suppläment au Recueil des principaux traités. T. VII, 
©. 604—636. Klüber, Quellenfammlung zu dem öffentlichen Recht des deutichen 
Bundes, 1830, Nr. 2. Bundesbeſchluß vom 26. März 1841. Die europätichen 
Beftimmungen und Bundesbeſchlüſſe, welde die Bundesfeftungen betreffen, bei 
G. von Meyer, Corp. Conf. Germ. I, ©. 93 ff.) a. 3. Berner. 


Befchäftigungsanitalten.- 


Die Arbeit hat eine materielle und eine fittliche Seite. Sie ift nicht bloß 
Erwerbsquelle und hiedurch Grundlage ökonomischer Selbftjtändigfeit; fie übt, weil 
fie in dem Arbeitenden das Gefühl der Selbftahtung und Selbftverantwortlidhkeit 
wedt und nährt, auf diefen auch einen vwerfittlichenden Einfluß, und wird fo für 
ihn zur Pflicht. Darbietung von Arbeit ift vaher für den arbeitsfähigen Armen 
die einzig vernänftige Unterftügung: fie giebt ihm das, was ihm materiell fehlt, 
ohne ihn zu erniebrigen; im Gegentheil ift die Gabe zugleich der Stab, der den 
Wankendgewordenen ftügt und an dem fich der Gefunfene wieder aufrichten kann. 

*) Nicht unter den Begriff tes Befagungsrechtes fällt die vorübergebende Befepung eines 
fremden Gebietstbeiled auf den Wege der (einfeitigen oder angerufenen) Intervention 
(j. d. Art ), z. B. die Beſetzung Bologna's durch öſterreichiſche Truppen, die von 1832— 1818 
auf Anrufen der püpftlichen Regierung ſtattfand, umd die eben fo lang währende Beſetzung von 
Antona dur franzöflfche Truppen wider den Willen der Landesregierung. Ebenfo die neuerliche 
Aufnahme jranzöfifcher und öfterreichiicher Truppen in den Kirchenftaat (jeit 1849) und die Ber 
jegung der Donaufürftentbümer durch Defterreich. 
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Nicht minder zeigt ſich die Arbeit für ven zur Haft verurtheilten Verbrecher ale 
ein höchſt wirkſames Bejlerungsmittel und als die befte materielle Schugwehr gegen 
ven Rüdfall in das Verbrechen nad überftandener Strafe. 

Unterftügung purd Arbeit kann den arbeitsfähigen Armen in befonveren vom 
Staate, von Gemeinden oder aud von Privatvereinen eingerichteten Beſchäfti— 

ungsanftalten gewährt werben. Wir finden ſolche Anftalten in mancherlei 
as in allen Aulturftaaten der Gegenwart. Neben ihnen find aud die Ge— 
füngniffe durch Anhaltung der Gefangenen zur Arbeit — was urjprünglic bloß 
aus öfonomifchen Grünven, um nämlich durch ven Ertrag ihrer Arbeit einen Beitrag 
zu den Koften ihrer Erhaltung zu gewinnen, und erft fpäter, al& bei der Strafe 
auch die Bejjerung mindeftens als ſekundärer Zwed hinzutrat, in Hinblick auf vie 
fittliche Erhebung ver Sträflinge geſchah — großentheils zu wahrhaften Beſchäfti— 
gungsanftalten geworden. Neuerlih ift eine weitere Art öffentlicher Beſchäfti— 
ungsanftalten — theils bloß noch al& Projekt, theils vorzugsweiſe, wie in den 
arijer Nationalwerkftätten nad ver Fyebruarrevolution, auch bereits in bie 
Wirklichkeit eingeführt — hinzugekommen, die weder für Arme noch für Sträflinge 
beftimmt find, fondern vem geſammten Arbeiterftande, um ihn vor der vermeinten 
Ausbeutung durch Das Kapital zu ſchützen, angeboten werden. Den Gedanken zu 
ihrer Errichtung gab das von den Socialiften verfochtene jogenannte Recht auf 
Arbeit und fie ericheinen als eines der Hauptglieder einer durch Staatsintervention 
zu bewirfenden neuen Organijation ver Arbeit. Bon ihnen wird in den Artikeln 
„Konumunismus" und „Socialismus“ die Rede fein. Auch die Beichäftigung ver 
Gefangenen bleibt hier außer Beachtung, indem fich hierüber der Artikel „Gefäng- 
nißweſen“ verbreiten wird. Es beſchränkt ſich daher vie nachfolgende Darftellung 
auf jene Beichäftigungsanftalten, vie für Arme berechnet find I). 

Die arbeitsfähigen Armen fcheiden ſich in zwei Klafjen: in arbeitswillige und 
arbeitsſcheue. Jede Klaſſe verlangt eine andere Behandlung. Bei den Arbeitswilligen 
genügt die bloße Darbietung der Arbeit; fie wollen arbeiten, fie finden aber feine 
Arbeit; ihnen ift geholfen, wenn man ihnen Arbeit jchafft; höchſtens kann es fich 
in gewiffen Fallen bei ihnen nod um Unterweifung in einer Arbeit handeln. Bei 
den Arbeitsſcheuen hingegen, die den mühelojen Bettel dem Erwerbe durch Arbeit 
vorziehen, ift mit ver bloßen Darbietung der Arbeit noch nichts erreicht; es muß 
in ihnen vorerft der Hang zum Müffiggang niedergefämpft und der Sinn für 
Arbeit erwedt werben; dazu, noch mehr aber zur allmäligen Gewöhnung an bie 
Arbeit, ift eine länger fortgejegte Einwirkung, eine förmliche Erziehung nothwendig, 
wobei äußere Nöthigung nicht entbehrt werden kann. Dieſe Verſchiedenheit ver 
Behandlung erzeugt das Bedürfniß befonderer Beichäftigungsanftalten für jeve Klaffe. 
In diefer Sonderung traten jedoeh die Armenbefhäftigungsanftalten urſprünglich 
nicht auf, ja wir jehen viefelbe auch heutzutage erft in geringem Umfange und 
jehr mangelhaft durchgeführt. 

Auf die Beihäftigung ver Armen verfiel man früher als auf jene der Ge- 
fangenen. Der Grund bievon liegt nicht bloß darin, weil die Zahl der Gefangenen, 
da die Öefängnißftrafe lange nur wenig in Anwendung trat und erft feit dem 
jehszehnten Jahrhunderte allmälig zur Hauptftrafe wurde, gering, daher der Bor- 
tbeil aus der Armenbeſchäftigung, da fie von Berabreihung ver Almoſen entband, 
größer war und näher lag, fonbern es erflärt ſich jene Thatfache auch ſchon daran, 
daß man in dem eingeferferten Verbrecher lange eim vechtlojes Weſen ſah und 


1) Vergl. die Artikel „Urmenpflege” und „Armenpolizei“. 
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darum die Erfenntnig der Pflicht einer Fürforge für ihn mangelt. Mafregeln 
gegen Bettler und Yanpftreicher, dem Verbote, arbeitsfähigen Bettlern Almofen zu 
geben und der Anordnung, vdiefelben zur Arbeit anzuhalten, begegnen wir zuerft 
in Frankreich, in dem Staate, in dem fi im neueren Europa die Staatsgewalt 
zuerft fonfolivirte; bereits im bdreizehnten Jahrhunderte wurde damit der Anfang 
gemadt. England folgte zunächſt; bier giebt fich feit dem vierzehnten Jahrhun- 
derte das Beſtreben zur Unterbrüdung des Bettelns und Vagirens fund. Durd 
das Statut der Königin Elifabeth vom Jahr 1598 wurde zuerft befohlen, daß vie 
muthwilligen Bettler nad) vorheriger Peitihung bis aufs Blut au in ein Kor- 
rektioushaus gethan werden fünnen, nachdem ſchon ein früheres Statut berjelben 
Königin die Grafſchaften zur Erbauung folder Häufer ermächtigt hatte. Das Statut 
von 1601, weldes das Armenweſen in England durchgreifend regelte und bis 
1834 die Orundnorm für vasjelbe bildete, nahm hierauf die Beichäftigung ver 
arbeitsfähigen Armen als Grundfag an. Es wurden Armenhäufer errichtet, die 
zugleich Berforgungs- und Beichäftigungsanftalten waren, und aud außer ihnen 
ward für Arbeit geforgt, welde vie Kirchipielverwaltungen zu verſchaffen hatteı ; 
denn die Armenunterftügung war als Kirchipiele, beziehungsweife Gemeinvelaft 
erflärt 2). Letzteres galt vermöge der Reichspolizeiordnungen des fünfzehnten und 
fechszehnten Jahrhunderts auch in Deutfhland, doch erftredte fich hier die Unter: 
ftügungspflit der Gemeinden nicht auf die Arbeitsfähigen ; diefe mit Gemeinde- 
arbeiten zu bejchäftigen, war bloß freigeftellt. In der erften Hälfte des fiebzehnten 
Jahrhunderts entjtanden aber in mehreren deutfchen und fchweizerifchen Städten, 
wie in Hamburg, Bremen, Bafel, Züri, Bern, nachdem furz zuvor ber nieber- 
ländifche Yreiftaat hierin vorangegangen war, eigene Arbeitshäufer, beftimmt zur 
Aufnahme von muthwilligen Bettlern, Landſtreichern und anderen verdächtigen 
Individuen. Es waren dieß die erften Zwangsarbeitshäufer, damals Zucht- oder 
Raspelhäufer genannt. Da in jelbe aber auch Sträflinge zur Abbüßung ihrer 
Strafe verjegt wurden, jo waren fie zugleih Strafanftalten. Beinahe gleichzeitig 
begann man im füplichen Europa, namentlih in Italien, auf Beſchäftigung für 
die unfreiwillig arbeitslofen Armen zu denken und richtete die beftehenden Ver— 
forgungshäufer theilweife, ohne fie ihrer bisherigen Beftimmung völlig zu entziehen, 
zu Ürbeitshäufern ein. — Die Zahl viefer Arbeitshäufer wuchs im achtzehnten 
Jahrhunderte, indem außer den größeren ſtädtiſchen Gemeinden nun aud) die Yandes- 
fürften zu deren Gründung fehritten. Es ward jedoch bei ihrer Einrichtung weder 
auf die verfchievene Qualität der Armen noch auf die Sonberung der legteren 
von den Sträflingen gehörig Beradıt genommen. Daneben blieben ftrenge Strafen 
und gewaltfame Mafregeln, die zuweilen bis zur Aufbietung ganzer Truppenförper 
gingen, gegen Arbeitſcheu und gewerbmäßigen Bettel faft überall in Uebung. Schrieb 
doch noch der 1751 publicirte codex juris bavarici eriminalis (Thl. I, Kap. 11, 
$ 1) vor, daß ausländifche Bettler und andere herumſchweifende Perfonen, wenn 
fie zum erften Mal betreten worden find und fonft nichts verübt haben, zu brand- 
marken und über die Grenze zu fchaffen feien, und wenn jie fich wieder betreten 
lafjen, ven Tod, die Männer durch den Strang, die Weiber durd das Schwerbt, 
erleiden jollen. Erft gegen das Ende des achtzehnten Jahrhunderts ſchwanden dieſe 
Härten aus den Gefegen uud humanere Anfhauungen über die Behandlung viejes 
Theiles der Armen gewannen die Oberhand. 


2) Vergl. hierüber oben Br. I, S. 379 ff. und: v. Kleinfchrod, der Pauperiömud in 
England. Regensburg 1845. 
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Sp finden wir zu Anfang des gegenwärtigen‘ Jahrhunderts die freien Be— 
Ihäftigungsanftalten meiftens in Verbindung mit den Armenverforgungshänfern und 
die Zwangsarbeitshäufer vereinigt mit Strafgefängniffen, dann aber Arbeitshäufer, 
unterſchiedslos beftimmt für arbeitswillige und arbeitsfchene Arme. Aus diefer Ver— 
miſchung find die beiden Klafjen von Armenbefhäftigungsanftalten jelbft bis heute 
nur noch in fehr geringem Maße herausgetreten. Die deutfhen Zwangsarbeits- 
bäufer find faft durchgehends noch wahrhafte Strafgefängniffe; die durch das neue 
englifche Armengefeg vom 14. Auguft 1834 ins eben gerufenen Werkhäufer find 
zugleidy Verſorgungs- und Arbeitshäuſer und legteres für freiwillig und unfreiwillig 
Arbeitslofe. Die belgifchen Bettlervepots nehmen neben Arbeitsfchenen, für vie fie 
zunächft errichtet find, auch gegen ihren Willen Arbeitslosgewordene auf, und in 
den für dieſe berechneten Kommunalwerkſtätten Belgiens finden Arbeitsunfähige 
gleichfalls Unterkunft und Berforgung. Endlich find die in den legten 20 bis 30 
Jahren in Schleswig entftandenen Kommunal» Armen- und Arbeitshäufer zugleich 
Berforgungs-, freie und Zwangsbeihäftigungsanftalten. 

Am eheften mag nod die Verbindung der freien und Zwangsarbeitsanftalten 
oder jene der Armenbefhäftigungsanftalten überhaupt mit bloßen VBerforgungshäufern 
jugeftanden werben, denn bier nimmt eine und viefelbe Anftalt doch nur Arme auf, 
ebwohl Arme von verjhiedener Beichaffenheit. Schlechterdings vermwerflid aber ift 
es, die Zwangarbeitshäufer mit Strafgefängniffen zu vereinigen. So wie der Bettler 
überhaupt, ift auch der Arbeitsicheue Fein Verbrecher; indem er die Milpthätigfeit 
Anderer anruft, begeht er Feine ftrafbare Handlung; die Arbeit wird ihm nicht als 
Strafe auferlegt, fie iſt für ihn lediglich ein Befferungsmittel. Sein unfreiwilliger 
Aufenthalt in der Anftalt dient nur dazu, ihn zur Arbeit zu gewöhnen, und dauert 
nicht länger, als bis er dieſe Gewöhnung erlangt hat. Aber mag auch jene erft- 
genannte Berbindung zu entjchuldigen fein, eine Unvollkommenheit, eine Halbheit 
bleibt fie immer. Bei der Verfchievenheit der Armen und der verſchiedenen Be- 
handlung, der fie ihr zufolge unterworfen werben müſſen, macht fi) das Bedürfniß 
einer Sonderung der freien von den Zwangsarbeitsanftalten, fo wie aud einer 
Ablöfung der erfteren von den für arbeitsunfähige Arme berechneten Berjorgungs- 
over Pfründneranftalten geltend. Nicht nur die Wiljenfchaft fordert fie grundſätzlich, 
auch die ganze Richtung der Gegenwart in der Verwaltung des Armenwejens weist 
darauf hin; denn diefe Richtung charakteriſirt ſich dadurch, daß fie die Unterftügung 
ven jeweiligen inpivinuellen Berhältniffen und Eigenſchaften des Armen anpaft; fie 
führt vaher zu einer fortfchreitennen Specialifirung der Armenauftalten. Wir werden 
demnach die hier in Rede ſtehenden Beihäftigungsanftalten auch getrennt behandeln. 

A. Freie Beſchäftigungsanſtalten. Diefe find beftimmt für arbeits- 
fühige Arme, die unfreiwillig in ven Zuftand der Arbeitlofigfeit gerathen find. 
Doch fallen nicht alle Arme viefer Art ihnen zu. Es müſſen bier vie Fälle ver- 
einzelter und verbreiteter Armuth in Folge von Arbeitlofigkeit aus einander 
gehalten werben. Nur Arbeitsloje der erjten Kategorie eignen ſich für die freien 
Beihäftigungsanftalten. Wenn dagegen die Arbeitlofigkeit und vie fie begleitende 
Armuth einen allgemeinen Charakter annimmt, wenn die Genofjen eines ganzen 
Beſchäftigungszweiges davon erfaßt werden, oder wohl gar bei verſchiedenen Arbeits- 
zweigen zugleich ver Verdienſt und mit ihm vie Arbeitsgelegenheit ſchwindet, oder 
die Berarmung ſich über ganze Gegenden erftredt, weil ihre Hauptnahrungsquelle 
verfiegt ift: dann kann von freien Beichäftigungsanftalten keine Abhülfe gehofft 
werden. Was fie leiten, würde fih immer nur auf verhältnigmäßig Wenige 
bejhränfen und aud fir viefe von feiner nachhaltigen Wirkung fein können. Hier 

Bluntſchli, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 6 
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handelt e8 fih um Mehreres und Umfaffenderes. Hier muß entweder für einftweilige 
lohnende Beihäftigung im großen Maßſtabe — fo daß Viele daran Theil nehmen 
können, wie z. B. durch Bornahme öffentlicher Bauten — bis zum Eintritt einer 
befieren Geftaltung der Nahrungsverhältniffe geforgt, oder e8 muß auf Herbei- 
führung der letteren felbft hingearbeitet werden, und zwar entweder im Inlande: 
durh Hinleitung der Bevölferung zu eimem anderen lohnenden Erwerbe, durch 
Einbürgerung neuer Arbeitszweige oder Berbefferung der beftehenven mittelft Ein- 
richtung von Mufterwerkftätten (wie die ateliers moddles in Belgien), over durch 
Ueberfievelung ver verarmten Bevölkerung in eine andere Landesgegend, durch 
Armenkolonieen; oder aber im Auslande: durch Organifirung der Auswanderung. 
Bon diefen Mafregeln wurde theils ſchon in den Artikeln: Arbeitende Klafien, 
Armenpolizei und Auswanderung gebandelt, theils werben fie noch an anderen 
paſſenden Drten näher zur Sprache kommen. Aud in Fällen vereinzelter Arbeits- 
Loftgfeit, die uns nad Obigem bier allein berühren, giebt e8 mehrere Wege, den 
bievon Betroffenen Beihäftigung zu verfchaffen. Die einfachite und zunächſt liegende 
Hülfe ift ein bloßes Bermittelungsgefhäft: die Auffuhung von Arbeitsgelegenheiten 
bei Privaten und die Unterbringung der Armen bei legteren. E8 können aber auch 
dem Hilfsbevürftigen die fehlenden Werkzeuge und Arbeitsftoffe geliehen over vie 
erforderlichen Arbeitsräume zur Benugung dargeboten werden; man kann weiter 
nod die Sorge für den Berfauf der Arbeitsprodufte, die von dem Armen für 
eigene Rechnung gefertigt wurden, aber von ihm aus Mangel an Kunden nicht 
abgejetst werben fünnen, übernehmen. Für diefe Arten der Hülfslefftung beftehen 
häufig beſondere Anftalten, wie Arbeitsnachweifebureau’s, gewerbliche Vorſchußkaſſen, 
gemeinfame Werkſtätten, Verkaufshallen. Der Errichtung förmlicher Beihäftigungs- 
anſtalten bedarf es hiezu nicht. Vielmehr hat die durch die erwähnten Einrichtungen 
vermittelte Hülfe immer jener voranzugehen, die von den Beſchäftigungsanſtalten 
geboten wird, und die letztere erſt dann einzutreten, wenn die erſtere erfolglos 
geblieben iſt oder ſich als unanwendbar gezeigt hat. Allerdings können Beichäftigungs- 
anſtalten auch in der bemerkten Weiſe wirkſam ſein und die Funktionen jener 
Inſtitute in ſich vereinigen; dieſe Vereinigung iſt aber etwas Zufälliges, liegt nicht 
in ihrem eigentlichen Berufe. Das Weſen einer ſolchen Anſtalt beſteht nämlich 
darin, daß dieſelbe Unternehmer iſt, daß folglich für ihre Rechnung gearbeitet wird 
und die in ihr beſchäftigten Armen bloß die Stellung von Lohnarbeitern haben. 
Mögen dieſe auch von dem beſten Willen beſeelt fein, die ihnen eigene Rath- und 
Energielofigfeit, ihre in der Negel mindere Arbeitsgejchidlichteit, die ihnen meift 
fehlende Kenntniß der Berhältnifje des Marktes befähigen fie nicht dazu, die Rolle 
des Unternehmers etwa im Wege einer Affociation zu übernehmen. Eine folde 
Einrihtung würde überdieß aud den Armen ſchon darum jelten zum Vortbeile 
gereichen, weil verlei Anftalten fi erfahrungsgemäß nicht rentiren und gewöhnlich 
nur durch Zuſchüſſe erhalten werden. Ift die Anftalt num der Unternehmer, ber 
Geſchäftsherr, fo fann die Beihäftigung in einer zweifachen Weife ftattfinven: 
a) Es können die Armen in ihren Wohnungen für Rechnung ver Anftalt 
bejhäftigt werden. Gegen dieſe häusliche Beichäftigung erheben ſich aber gegründete 
Devenfen, die bereits in Bd. I, ©. 413 angedeutet worden find. Die Produltion 
wird bei ihr wegen der mangelnden Fleißkontrole, der nicht zu verhütenden Ver— 
untreuungen am Stoff und des großen Bevarfes an Werkzeugen ſehr koftfpielig 
und in Anbetracht der meift geringen technifchen Fähigkeit ver Arbeiter zugleich 
mittelmäßig fein. Die Anftalt wird daher, wenn fie auf Beitellung over Verkauf 
arbeiten läßt, um mit ähnlichen Brivatgewerben zu fonkurriven, nicht unbedeutende 
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Berlufte erleiden; und wenn fie aud) bloß bezielt, ven Bedarf für die Berforgung 
ver arbeitsunfähigen Armen in Armenhänfern auf viefem Wege herbeizufcaffen, 
fo wird ihr derfelbe weit theurer zu ftehen fommen, als wenn fie ſich ihn durch 
Gewerbsleute, die für eigene Rechnung arbeiten, liefern läßt. Uebrigens geftattet 
es vie Charakterbeſchaffenheit folder Armen nicht, fie in ihren Wohnungen ſich 
felber zu überlafjen: der Erziehungszwed, ver der Armenpflege immer vorfchweben 
muß, würde biebei außer Beachtung bleiben. So fieht man ſich daher auf 

b) die Bejhäftigung der Armen in der Anftalt gewiefen. Hier entfteht 
vor Allem die wichtige Frage nad der Art der Beihäftigung: Soll eine gewerb- 
liche Unternehmung beftimmter Art, die Alle befchäftigt, betrieben werden? Schon 
die Wahl würde fehr ſchwierig fein, nicht minder der Abſatz des Produktes. Die 
Konkurrenz mit beftehenden Gewerbsunternehmungen vesfelben Zweiges würde Klagen 
über Beeinträchtigung hervorrufen. Die Anjtalt würde aber in der That mit ihnen 
nicht konkurriren fünnen: die Arbeiter, die fie zur Verfügung bat, ftehen den Ar- 
beitern in Fabrifen von Privatunternehmern weit nad. Die Meiften haben viefe 
Arbeit früher nicht getrieben, fie müſſen alfo erjt in ihr unterrichtet werden. Zur 
Erlernung einer neuen Arbeit ift aber bei Menfchen im reiferen Alter, und in 
dieſem fteht die Mehrzahl der Arbeitshausfandivaten, geringe Neigung und Fähigkeit 
vorhanden. Wohl ift e8 wahr, daß ver fabrifmäßige Betrieb faft aller gewerblichen 
Unternehmungen vermöge der weitgehenden Arbeitstheilung manche Arbeiten darbietet, 
die leicht erlernt werben fünnen und zu denen auch Leute mit geſchwächter Arbeits- 
kraft tauglid) find. Doc diefe Erwägung wird durch die entgegenftehenvden Bedenken 
aufgehoben. Man wird ſich demnach für eine Mannigfaltigkeit von Beſchäftigungen 
entjcheiden müſſen. Man thut da am beften, Jeden treiben zu laſſen, was er gelernt 
bat, vorausgejetst, daß die Arbeit überhaupt in ver Anftalt ausgeübt werden kann. 
So wird diefe eine lange Reihe von Handwerfen aufmeifen, für die die nöthigen 
Werkzeuge und Geräthe in Bereitſchaft fein müſſen. Belangend die Verwendung 
der Arbeitsrefultate, jo habe man vornehmlid; und zunächft nur den Bedarf ver 
Anftalt felbft und der fonftigen Armenverforgungsanftalten im Auge. Diejenigen, 
die fein beftimmtes Gewerbe verftehen, mögen zu jenen Arbeiten angehalten werben, 
welche die Beforgung des Haushaltes der Anftalt erfordert; deren werben nicht 
wenige fein, wenn ein Theil ver bejchäftigten Armen im Arbeitshaufe Koft und 
Wohnung bat, umd denen, die eigene Wohnung haben, die Koft angeboten wird, 
von der gewiß Biele ver größeren Wohlfeilheit wegen Gebraud machen werben, 
Hiezu find befonders die weiblichen Pfleglinge der Anſtalt geeignet. Für jene männ— 
lihen Armen, vie fein Gewerbe verftehen, wohl aber ver landwirthſchaftlichen 
Arbeiten fundig find, iſt leicht und gut geforgt, wenn die Anjtalt — wie es bei 
den Kommunalarmenwerkftätten in Belgien der Fall iſt — ein mäßiges Grund: 
eigenthum befitt, das fie bewirthichaftet, over auch einige Grundftüde nur pachtweije 
inne bat, um wenigjtens zum Theil die Bevürfniffe des Haufes an Mehl, Mil, 
Butter, Käſe u. ſ. w. durd eigene Produktion zu decken. Für jene Gewerbsunkun— 
digen, die nicht bei der Haus- und Feldwirthſchaft verwendet werden fünnen, fo 
wie auch für jene, die zwar ein Gewerbe verftehen, aber fein folhes, das im 
Hanje ausgeübt werden kann, find Beichäftigungen zu wählen, vie leicht zu erlernen 
find und deren Produft nicht ſchwer abzufegen iſt; doch ift aud hier darauf zu 
ſehen, daß hauptfächlich Gegenftände erzeugt werden, woran die Armenverforgungs- 
anftalten Bedarf haben, 3. B. Strobfledhterei, Spinnerei, Weberei grober Yein- 
wanden, Tuche u. f. w. Zur Unterweifung in ſolchen Beihäftigungen find erfor- 
derlihen Falls eigene Werkmeifter anzuftellen. Werven die Armen in der Anftalt 
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in dieſer Weife befchäftigt, fo wird dem richtigen Grundfage, der für die englifchen 
Werkhäuſer in Betreff der Wahl der Beihäftigung angenommen ift und dahin 
lautet, daß durch die Werfhausbefhäftigungen jene der freien unabhängigen Arbeiter 
jo wenig als möglich beeinträchtigt werten jollen, volle Rechnung getragen. Uebrigens 
jo wie die Aufnahme in das Arbeitshaus immer erft in Ermangelung einer anderen 
Unterkunft des Armen einzutreten bat: jo foll aud bei ven Aufgenommenen feine 
Gelegenheit unbenugt gelaffen werben, die ihnen fpäterhin bei Privatunternehmern 
eine Beſchäftigung eröffnet. 

Der Lohn, der den in der Anftalt arbeitenden Armen gewährt wird, muß 
niedriger fein, als der bei Privaten zu erlangenvde, um dem Armen das Arbeitshaus 
ftets als die letzte Zufluchtftätte erfcheinen zu laffen und in ihm immer den Wunſch 
rege zu erhalten, ſich von der Anftalt zu emancipiren. Deßhalb darf aud die Koft, 
obwohl fie zureichend und nahrhaft fein muß, nur die geringften Anfprüche befrie- 
digen. Koft, Wohnung und die etwa empfangenen Kleidungsftüde find natürlich 
in den Lohn einzurechnen. Da der Stüdlohn mehr zur Thätigkeit anfpornt, ift er 
dem Zeitlohne vorzuziehen. Daß aber nebjtbei eine Fleißkontrole, dann eine ftrenge 
Hausordnung und Disciplinarftrafen zu deren Aufrechthaltung (unter denen jedoch 
die förperlihe Züchtigung nicht vorkommen darf) nicht entbehrt werden kann, ift 
von jelbft einleuchtend. Die Anftalt ift nur für Erwachſene beftimmt, Kinder find 
daher nicht aufzunehmen. Steben dieſe noch im ſchulfähigen Alter, fo find fie in 
die Schule zu ſchicken, wo ihnen ein unentgeltliher Unterricht zu vermitteln ift; 
haben fie die Schule verlaffen, fo ift gewiß beffer für ihre Zukunft geforgt, wenn 
fie als Lehrlinge in einem Gewerbe oder als Dienftboten in einer Familie unter- 
gebracht werben, als wenn man fie in der Anftalt beichäftigt. 

Die Leitung der Anftalt wird zwedmäßiger einer Perſon als einem Kollegium 
übertragen; dieſes verwaltet ſchwerfälliger und auch läffiger, da leicht ein Mitgliev 
fi auf das andere verläßt. Der Vorſtand ift nicht durch zu enge Inftruftionen 
zu binden, es ift feiner Einficht und feinem Pflichtgefühle zu vertrauen und vieles 
feinem Ermefjen zu überlaffen; daher ift die Wahl ver Perfon von Wichtigfeit 
und ein Oegenftand befonderer Borficht. — Es ift bei der Beſchaffenheit ver Arbeiter 
nicht zu erwarten, daß die Anftalt fi aus fich felbft erhalten werde. Obwohl die 
gemeinfame Speifung, Heizung, Beleuchtung, die große Nußbarmahung der Werf- 
zeuge und Geräthe durch ven Gebrauch Vieler Erjparungen herbeiführt, die bei 
individueller Haushaltung und gewerblihem Ginzelnbetriebe nicht gemacht werben 
fönnen, werben Zuſchüſſe immer nöthig fein. Empfehlenswerth fcheint es, dieſe 
Zuſchüſſe durch umentgeltlihe Darbietung des Gebäudes und der Grundftüde und 
Uebernahme des. Berwaltungsaufiwandes zu leiften, fo daß bloß die fonftigen Pro- 
duktionsauslagen und bie Pöhne aus dem Wrbeitsertrage zu deden wären, wozu 
berjelbe bei guter Ginrihtung und Verwaltung hinreichen fann. 

Die Anftalt kann in großen und mittleren Städten eine Lokal- oder Ge- 
meindeanftalt jein, außer ihnen, injfoweit Bedürfniß darnach da ift, kann fie nur 
als Bezirksanftalt beftehen. Große oder Yanvesanftalten find nicht anzurathen. 
Abgefehen davon, daß fie nicht zufammen ftimmen mit dem faft allgemein herr— 
ſchenden Syſtem der Gemeindearmenpflege, haben fie auch an ſich ihre großen 
Uebelſtände. Es fehlt an dem rechten Interefje für fie bei dem Publikum fowohl, 
ald bei den verwaltenden Organen; es fann der Inbivipualität des Armen nicht 
fo nachgegangen werden, wie in Hleineren Anftalten; die nothiwendig werdende Ber- 
ftärfung des Auffichts- und Berwaltungsperfonals bringt nicht nur einen Zuwachs 
an Koften, jondern nimmt aud der Verwaltung die nöthige Einheit. 
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B. Zwangarbeitsanftalten. Bei jeder Maßregel der Armenpflege und 
Armenpolizei fommt eine doppelte Rückſicht in Betracht: einmal die Rüdficht auf 
den Armen felbft, feine Erhaltung und Errettung aus dem Nothſtande, feine fittliche 
Erhebung und die Wiedergewinnung feiner ökonomischen Selbitftänpigfeit; dann 
die Rüdficht auf die Gefellfchaft, deren Sicherheit und Wohlfahrt durch die Ver— 
armımg eines Theiles ihrer Glieder einer Gefährbung ausgefegt if. So macht 
fih aud bei den Zwangsarbeitsanftalten diefe zweifache Rückſicht geltend, nur tritt 
die zweite bier mit mehrerer Stärfe hervor, ohne daß jedoch darüber die erfte 
aus den Augen gelafjen werden darf. Die Zwangsarbeitsanftalt foll eine Befferungs- 
anftalt jein und Verforgungsanftalt infofern, als die Aufgenommenen dafelbft mit 
ihrem nothbürftigen Unterhalte, als dem Preife ihrer Arbeit verforgt werben. Die 
zur Aufnahme geeigneten Subjekte find arbeitsfähige Arme, die ftatt zu arbeiten 
es vorziehen, auf Unfoften der Milpthätigfeit Anderer zu leben; alfo muthwillige 
Bettler, Bagabunden, denen der Müffiggang Gewohnheit, ja Bedürfniß geworben 
ift, die daher zur Arbeit erft erzogen werden müfjen. Für Sträflinge, ab instantia 
Entlafjene und andere verdächtige und gemeingefährliche Perfonen bietet das Zwangs— 
arbeitshaus feinen Raum; dasſelbe ift feine Straf- und allgemeine polizeiliche 
Sicherungs- oder Detentionsanftalt, die Arbeit wird in ihm nidt als Strafe, 
fondern als Grziehungsergänzung aufgefaßt. Auszuſchließen von der Aufnahme 
find ferner arbeitsunfähige Greife, Erkrankte, dauernd Siehe, denn die Anftalt ift 
weder ein reines Verforgungshaus noch ein Krankenhaus oder Lazareth; auch ver- 
wahrloste Kinder find nicht aufzunehmen, dieſe gehören in die Rettungshäufer. 
Es frägt fi, ob die Zwangsarbeitsanftalt nicht als Aſyl für entlafjene Sträflinge 
benütt werben könne. Da dieſe in der Negel die Arbeitsgemöhnung bejigen, fcheinen 
freie Arbeitshäufer mehr hiezu geeignet zu fein; doc mögen fie als Werkmeifter, 
Aufjeher, wenn fie dazu befähigt find, aud in Zmwangsarbeitshäufern verwendet 
werden. Zur Errichtung befonderer Zwangsarbeitshäufer für Männer und für 
Frauensperfonen liegt feine Nöthigung vor, aud wäre fie faum thunlich, indem 
man bei ven vielen Haushaltungsgefhäften einer Anftalt, welde die Aufgenommenen 
mit allen Lebensnothdurften verforgt, Frauen nicht entbehren fann, und umgefehrt 
diefe in einer für fie allein beftimmten Anftalt in ihrer Gefammtheit wieder ſchwerlich 
entſprechend bejchäftigt werben künnten. Den Bedenken, die aus der Vereinigung 
beider Geſchlechter in derſelben Anftalt in fittliher Beziehung entitehen, kann durch 
eine ftrenge Hausorbnung und Errichtung befonderer Abtheilungen für Männer 
und Frauen wirffam begegnet werben. Da die Einlieferung in ein Zwangsarbeits- 
haus fein Strafakt ift, jo haben die Apminiftrativbehörden auf Antrag der Armen- 
pflegihaftsorgane dieſelbe anzuordnen, und nicht die Gerichte. 

; In Betreff ver Wahl der Beſchäftigung gelten insgemein die nämlichen Grund— 

fäge, die für die freien Beichäftigungsanftalten aufgeftellt wurden. Doch ift nicht 
zu überfehen, daß in Zmangsarbeitshäufern bei der Wahl der Arbeiten der Befje- 
rungszwed nie außer Act gelaffen werden darf. Auch wird im Anbetracht des 
fpäteren Unterfommens der Zöglinge bier eine no größere Mannigfaltigfeit der 
Beihäftigungen geboten jein. Was die Anftalt für ihre Bewohner braudt, ſoll, 
wo möglich, im ihr verfertigt werben. Auch eine Heine Feldökonomie, deren Ertrag 
einen Theil des Bedarfes des Haufes dedt, foll wegen der Arheitsgelegenheit, die 
fie darbietet, nicht fehlen. Die Zwangsarbeiter an Privatunternehmer in Taglohn 
zu geben, kann im ver Regel nicht gebilligt werden. Die Anftalt wird nur Ge— 
befferte und am die Arbeit bereits Gewöhnte gewiffenhafterweije abgeben können, 
und aud nur ſolche werben von Privaten gefucht und genommen werben; tritt 
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aber dieſe Borausfegung ein, dann ift der Zögling reif zur Entlaffung. Nur für 
größere Bauten und andere öffentliche Arbeiten des Staates, der Gemeinden oder 
aud der Privaten, bei denen die Zöglinge in größerer Anzahl als Taglöhner 
befchäftigt werben können, läßt fid eine Verwendung ihrer Arbeitskraft außerhalb 
der Anftalt empfehlen. Aber aud da müffen die hiezu zu Beftimmenden ſchon 
Anfänge von Beflerung zeigen und es werben ihnen erforderlihenfalls Aufſeher 
beizugeben fein. 

Um vie Zöglinge zur Arbeit zu gewöhnen, ift vor Allem nothwendig, daß 
diejenigen, die Feine Arbeit verftehen, in einer folden entweder durch andere arbeits- 
verftändige Zöglinge oder durch eigene Werfmeifter unterrichtet werden. Haben fie 
die Fähigkeit zur Arbeit erlangt oder bereits in die Anftalt mitgebracht, dann ift 
ihnen ein tägliches Penfum anfzulegen. Dasfelbe fol fo groß fein, daß der Werth 
der geforderten Arbeit gleihlommt dem nöthigen Unterhalte des Zöglings. Das 

enfum muß verrichtet werben, fonft treten Zwangsmittel ein, nämlich Schmälerung, 
ja völlige Entziehung der Koft. Wer nicht arbeitet, fol nicht effen. Man kann es 
mit der völligen Koftentziehung wagen, der Zwangsarbeiter wird es nicht zur 
äußerften Konſequenz — zur Verhungerung kommen lafjen. Die Arbeit, die das 
Penfum überfteigt, giebt Anſpruch auf Ueberverbienft. Diefer bildet einen weiteren 
wichtigen Sporn zur Erzeugung der Arbeitsluft und zur Gewöhnung an die Arbeit. 
Ueber die Art der Berechnung des Ueberverdienſtes kann man im Zweifel jein. 
So viel ift allerdings gewiß, daß als Ueberverdienft nur jenes anzufehen ift, was 
nad Abrehnung der etwaigen Ausfälle am Tagespenfum, defien Ertrag den täglichen 
nothwenbigen Unterhaltsbevarf des Zöglings zu decken beftimmt ift, übrig bleibt, 
und daß diefe Ausfälle nicht der Anftalt zur Laft gehen jollen. Soll man aber 
bei Abrechnung diefer Ausfälle jeven Zögling als Einzelnperfon behandeln und ihm 
lediglich das abfchreiben, was er felbft verfäumt hat, oder foll man — wie Vogt 
(das Armenweſen, II. Br., ©. 252 und 253) vorfhlägt — die Zöglinge als eine 
Gemeinschaft betrachten und nur dasjenige, was nach Abzug der Abgänge von 
fänmtlichen Tagespenfen, alfo nad Abzug des täglichen nothwendigen Unterhalts- 
bedarfes aller Zöglinge übrig bleibt, als Ueberverdienft zur Bertheilung bringen 
und hievon jedem Zöglinge den ihm gebührenden Antheil zumeifen? Es ſcheint 
hart, daß ver Vervienft der Fleißigen vurd die Trägheit und Renitenz der Anderen 
gefhmälert werben ſoll, und fcheint daher die erfte Berechnungsweiſe der Gerech— 
tigfeit mehr zu entjprechen; doch hat die zweite, da fie eine Solidarität der Interefjen 
erzeugt, wieder das Gute, daß von den Fleißigen felbft darauf hingewirkt merben 
wird, dem Unfleiße der Uebrigen zu ftenern. Kaum braucht wohl bemerkt zu werben, 
daß duch Annahme der zweiten Beredinungsweife die Zöglinge noch nicht zu Unter- 
nehmern werben; Unternehmer und Geſchäftsherr ift die Anftalt und foll es bleiben; 
daß fie es fei, ift bei Zwangsarbeitshäufern ein noch dringenderes Bedürfniß, als 
bei freien Befhäftigungsanftalten. Jene Solidarität der Zöglinge bezieht fih, da 
der Ueberverbienft nichts als ein Theil des Arbeitslohnes ift, nur auf die Yohn- 
anfprüche. Von dem Ueberverdienfte mag dem Zöglinge ein Theil, etwa die Hälfte, 
zur freien Verwendung innerhalb ver Schranken der Hausordnung überlaffen werden, der 
andere Theil wird ihm aufbewahrt und bei feiner Entlafjung aus der Anftalt ausgefolgt. 

Mit ver Anhaltung zur Arbeit ift auch religiöfe Einwirkung und Schulunterricht 
zu verbinden. Die Zöglinge haben dem öffentlichen Gottesdienſte in der Pfarrkirche 
beizumohnen und außerdem hat im der Anftalt unter der Veitung des Vorftandes 
eine tägliche Hausandacht ftattzufinden. Der Unterricht bezwedt die Beibringung 
der gewöhnlichen Schulfenntniffe, jo weit fie den Zöglingen fehlen. 
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Der Unterhalt in ver Anftalt fol fih nur auf die Nothdurft befchränten; 
er joll etwas jchlechter fein, als bei freien Arbeitern, um den Aufenthalt in der 
Anftalt als ein Uebel fühlen zu laffen und das Streben zu erzeugen, aus ihr 
binauszugelangen. Doch fol der Zögling am Nothbürftigen feinen Mangel leiven: 
er foll eine zureichende nährende Koft, die nöthige Aleivung und ärztliche Hilfe 
in Krankheitsfällen erhalten. Den Zöglingen eine eigene ausgezeichnete Kleidung 
vorzufchreiben, dürfte nicht nöthig fein, denn der einzige Bortheil, den dieſe gewähren 
kann: die Entweihung zu verhindern und die Wievereinbringung des Entwichenen 
zu erleichtern, erweist ſich häufig als illuforifh. Zur Aufnahme der Erfranften 
müſſen eigene Krankenzimmer vorhanden fein; eines befonderen Anftaltsarztes bedarf 
es dagegen nicht, die Behandlung der Kranken kann mit der allgemeinen Sanitäts- 
aufjicht dem Gerichts- oder Polizeiarzte oder einem anderen praftiihen Arzte im 
Drte der Anftalt übertragen werben. Für den Aranfenwärterbienft, der dem Tages- 
penjum gleich zu halten ift, find reihenweife Zöglinge zu beftimmen. Hinſichtlich 
der Koften des Arztes und der Arzneien in Grkranfungsfällen jeheint zur Verhütung 
der Simulirung von Krankheiten dasſelbe Solivaritätsprincip, deſſen bei Berechnung 
bes Ueberverbienjtes gedacht wurde, Empfehlung zu verdienen; hiernad hätten jene 
Koften der Gefammtheit der Zöglinge zur Laſt zu fallen und wären auf den Ueber- 
verbienft zu verweilen. Die Auslagen für die allgemeine Sanitätsaufſicht find aber 
jedenfalls als eine Berwaltungslaft zu betrachten. 

Die Hausordnung muß ftreng fein, ftrenger als in freien Beſchäftigungs— 
anftalten, die Beſchaffenheit ver Zöglinge verlangt dies — aber wieder nicht fo 
ftreng wie in Strafhäufern. Der Borftand muß demnad eine entſprechende Disci- 
plinargewalt haben. Die Disciplinarftrafe darf aber niemals in Feſſelung oder 
körperlicher Züchtigung beftehen; ebem fo wenig ift die Auflegung von Strafarbeit 
in einer Anftalt, die Liebe zur Arbeit erweden foll, zu billigen. Dagegen erfcheint 
einſamer Dunfelarreft auf kurze Friſt als eine ganz pafjende Strafe, fo audy unter 
Umftänden die von Vogt angerathene Anwendung der Zwangsjade. Bon einer 
Iſolirung der Zöglinge oder von dem Gebote des Schweigens fann natürlich, da 
die Anftalt fein Gefängniß ift, nicht die Rede fein; auch die bloße nächtliche Ber: 
einzelung in beſonderen Schlafzellen ift fein Bedürfniß und es fteht vem Gebrauche 
gemeinfamer Schlafſäle unter gehöriger Aufficht nichts entgegen. Zur Verhütung 
der Entweihung ift die Borfchrift zwedmäßig, daß der Uebervervienft des Ent- 
wichenen der Anftalt verfällt. Hat eine Entweihung ftattgefunden, jo ift der Ent— 
wichene nad feiner Einbringung, wenn er nicht mittlerweile eine ftrafbare Handlung 
hat, in die Anftalt wieder aufzunehmen und unter gefhärfte Aufficht 
zu ftellen. 

Der Aufenthalt in ver Anftalt hat jo lange zu dauern, bis der Zögling bie 
Arbeitsgewöhnung erlangt hat. Da die Erzielung dieſes Refultates immer einige 
Zeit erfordert und die Ueberzengung von deſſen wirklichen Eintritt nur nad einer 
längeren Beobachtung des Zöglings gewonnen werben fann, jo ift die Beftimmung 
eines Minimums der Aufenthaltspauer vollkommen gerechtfertigt; ein Maximum 
feitzufegen erjheint aber unangemefjen, weil man nicht weiß, was man mit dem 
nah Ablauf desſelben noch nicht Gebefjerten anfangen fol. — Es ift eine Pflicht 
ber Anftalt, dem Entlafjenen bei Auffuhung eines pafjenden Unterfommens behilflich 
zu fein; würde fie dies unterlaffen, fo hätte fie ihr Werk kaum zur Hälfte gethan. 
Sie hat zu diefem Ente mit den Armenpflegichaftsorganen oder mit den Arbeits: 
nacdhweijebureaur in Berkehr zu treten und allenfalld das Geſchäft der Iegteren 
felbft zu übernehmen, 
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Belangend die Organifation der Verwaltung, fo ift aus denſelben Gründen, 
bie oben bei Darftellung der freien Befhäftigungsanftalten angeführt wurben, bie 
Leitung eines Zwangsarbeitshaufes ftatt einem Kollegium lieber einem Einzelnen 
zu übergeben, der die volle Berantwortlichkeit trägt und von dem alle Unterbevienfteten 
unbedingt abhängen. Nicht genug kann vor zu vielen Angeftellten und einem zu 
bureaufratifchen Aufapnitte ber Verwaltung gewarnt werben. Zwei ökonomiſche Auf- 
jeher, einer für die Feldwirthſchaft, der andere für die gewerblihen Beſchäftigungen, 
wovon der Eine zugleih den Schulunterricht ertheilen kann, eine Haushälterin 
und ein Schreiber, ber dem Vorfteher bei dem Rechnungsgeſchäfte an die Hand 
u gehen hat, dürften bei einer mittleren, auf 150 bis 200 Zöglinge berechneten 

nftalt vollfommen hinreichen. Die Unterauffeher fönnen aus der Zahl der erprobten 
Zöglinge genommen werden. Schon wegen des fomplicirten Foftfpieligen Verwal— 
tungsmehanismus kann großen Pandesanftalten nicht das Wort geredet werben. 
Was fonft noch bei den freien Beichäftigungsanftalten über den Vorzug ver 
Hleineren Anftalten vor den großen gefagt wurde, findet auch hier Anwendung. Dod 
ift eine Zwangsarbeitsanftalt wegen der Beichaffenheit der in fie Aufzunehmenden 
immer erft für eine größere Ginwohnerzahl Bedürfniß, weßhalb für Lokalanſtalten 
bie Kommunen und für Bezirksanftalten die Bezirke volfreiher und größer fein 
müffen, 

Auf ein Reinerträgniß ift bei den Zwangsarbeitshäuſern eben jo wenig zu 
rechnen, wie bei den freien, ja bei jenen wohl noch weniger, indem in den bier 
eingeftellten Arbeitern erft die Arbeitsſcheu überwunden werden muß. Zufchüffe 
werben daher hier gleichfalls nicht fehlen virfen; die Gewährung berfelben kann 
bei dem naheliegenden allgemeinen Nuten der Anftalt für die Geſellſchaft feinem 
Anftande unterliegen. Ueber die zwedmäßigfte Art, dieſe Zufchüffe zu leiften, wird 
auf das bei den freien Beihäftigungsanftalten Bemerkte verwiefen. — 

Literatur. Lotz, Ideen über öffentliche Armenhäufer und ihre zwedmäßige 
Organifation, Hildburghaufen 1810 (unter den älteren Schriften über dieſen Gegen- 
ftand die befte und die erfte, im ver der Unterfchieb zwifchen freiwilligen und 
Zwangsarbeitshäufern Scharf durchgeführt ift); Hanffen, Kritik des Armenwefens, 
Altona 1834 (handelt eingehend von ver Armenbefhäftigung, fieht jedoch in allen 
Arbeitsanftalten für Arme bloße Verforgungsanftalten); v. Kleinſchrod, der 
Pauperismus in England, Regensburg 1845, dann die beiden Fortfegungen, Augs— 
burg 1849 und 1853 (fehr belehrend über das englifche Werfhausweien); 3. 3. 
Bogt, das Armenwefen, Bern 1856, 2 Bde. (befonders beachtenswerth und 
eigenthümlich durch den chriftlich = focialiftifchen Standpunkt, von dem die Vorſchläge 
zur Armenreform ausgeben; der 2. Bd. verbreitet ſich in erſchöpfender Weife über 
die Zwangsarbeitsanftalten, vom Verfaſſer in Hinblid auf den Zweck Selbfterhal- 
tungsbäufer genannt und giebt einen bis ins Ginzelne ausgearbeiteten Entwurf 
einer jolden Anftalt). — Insbefondere über Zwangsarbeitshäufer find zu 
erwähnen folgende drei durch eine Preisausfchreibung der Direktion des gemein- 
ſchaftlichen Fonds der adeligen Güter und Klöfter in ven Herzogthümern Schleswig 
und Holftein bervorgerufenen Schriften, von venen die beiden erften ben Preis 
erhielten. U. v. Sprewig, Abhandlung über Anlegung von Zwangsarbeitsan- 
ftalten in Schleswig und Holftein, Altona 1846 (für große oder Landesanftalten); 
Bruhn, die Zwangsarbeitsanftalten in Schleswig-Holftein, Altona 1846 (für 
fleine kommunale Anftalten); Huf, über Grridtung von Zmangsarbeitsanftalten 
in Schleswig und Holftein, Hamburg 1846; f. üb. d. 3 Schriften auch die gründ- 
liche Recenfion von Hanffen im Archiv für politiihe Dekonomie und Poligeiwiffen- 
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ſchaft N. F., 8. Br., ©. 107—144, ©. 225—256 und ©. 387—411. — 
Bergl. dann noch über beide Arten von Anftalten: Rau, Grundſätze der Volks— 
wirthihaftspolitit, 3. Aufl., SH 343— 352 und R. v. Mohl, die Polizeiwiffen- 
haft, 2. Aufl., 1. Br., ©. 346—350 und 354—361, wo nod weitere Nach— 


weifungen über bie betreffende Literatur zu finden find. 
Sr. Matowiczta. 


VBefchwerderecht. 


Der Staat verheißt allen Rechten feiner Angehörigen Anerfennung und Schuß 
und realifirt diefen durch feine Behörden theil® von Amts wegen, theild auf An- 
rufen der Betheiligten. Um vie Gewähr dafür zu haben, daß dieſer Schuß nicht 
verweigert, fonvern überall in gehöriger Art und zu rechter Zeit gewährt werde, 
räumt die Gefeggebung den Betheiligten das Beſchwerderecht ein. Daffelbe 
greift im Allgemeinen da Plat, wo Jemand (ein Einzelner oder eine Korporation) 
in feinen Rechten durch Handlungen oder Unterlaffungen einer Staatsbehörde verletzt 
zu fein behauptet. Der Beſchwerte trägt den Sachverhalt der höheren Behörde 
vor und fucht Abhilfe zu erwirken. 

Das Genauere über die Art der Ausübung des Befchwerberehts hängt von 
ver Beichaffenheit des in Frage ftehenden Rechtsverhältniffes ab, und je nachdem das— 
felbe 3. B. ein Privat: oder ein Öffentliches Recht ift, trennt man eine Juſtiz- und 
eine Adminiſtrativbeſchwerde. — Gegen befhwerende Handlungen des Richters 
bieten die Proceßgefege den Parteien die Rechtsmittel, die ihrer Mehrzahl nad) 
befondere Benennungen führen und deren Gebrauch durch pofitive Normen geregelt 
it; nur Eines derjelben, die zu der Klaffe der auferordentlihen Rechtsmittel 
gehörende Nichtigkeitsbefchwerbe, hat die von der allgemeinen Grundlage herrührende 
Bezeichnung beibehalten. Die nähere Erörterung der Fehre von den Rechtsmitteln 
gehört nicht hieher. — Die eigentlichen Rechtsmittel ftehen übrigens den Parteien 
nur gegen folde Verletzungen zu Gebote, melde ihnen der Richter durch feine 
Urtheile zufügt. Glauben ſich die Betheiligten durd einfache Dekrete oder durch 
Handlungen, die der Richter in nicht ftreitigen Sachen vornimmt, in ihren Rechten 
beeinträchtigt, fo fteht ihnen der Weg der einfachen oder der Ertrajudicial- 
befhwerde offen. 

Eine befondere Stelle nimmt die Befhwerde wegen verweigerter und 
verzögerter Juftiz ein. Gie beruht darauf, daß der Richter pflichtwidrig feinen 
Schuß Iemandem verweigert, der nach den beftehenven Geſetzen darauf Anspruch 
zu haben glaubt, oder daß er doch vie Rechtshülfe geſetzwidrig verzögert. Sie wird 
vorerft an den nächſt höheren Richter gebracht, um von feiner Seite die Erlaffung 
eines Befehls an den Unterrichter zu erwirfen, daß er Juftiz verwalte. Sollte 
auch das höhere, refp. höchſte Gericht der Beſchwerde nicht abhelfen, fo ift es 
geftattet, fich mit diefer Beſchwerde an den Souverän zu wenden, der vermöge 
feines Rechtes der Oberaufficht über die Juftizpflege nicht blos berechtigt, ſondern 
verpflichtet ift, die Gerichte anzumweifen zu thun, was ihres Amtes ift. Nur verfteht 
es fih von jelbft, daß er fih in bie Verhandlung und Entſcheidung der Sache 
einzumifchen nicht befugt fei. Tritt der Fall einer Juftizverweigerung in einem 
deutſchen Bundesſtaate ein und fann auf landesgefeglihem Wege ausreichende Hilfe 
nit erlangt werben, fo liegt der Bundesverſammlung ob, erwiejene, nad) der 
Berfaffung und nad den beftehenden Geſetzen jeves Landes zu beurtheilende Be- 
ſchwerden über verweigerte oder verzögerte Juftiz anzunehmen und die gerichtliche 
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Hülfe bei der Landesregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu 
bewirfen (Wiener Schlußakte von 1820, Art. 29). ©. ven Art. „Iuftizverwei- 
gerung“. 

Der Juſtizbeſchwerde iſt in materieller Beziehung gleich zu ſtellen die Be— 
ſchwerde gegen Verfügungen und Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden, inſoweit 
ſie ausnahmsweiſe durch poſitive Geſetze in Juſtizſachen als zuſtändig erklärt ſind, — 
alſo wo es ſich um das Verfahren oder um die Entſcheidung in den ſogenannten 
adminiſtrativ⸗kontentiöſen Gegenſtänden handelt. ©. die Artikel „Gericht“ und 
„Verwaltungsſtreitigkeiten“. 

Iſt die Behörde, durch deren Verhalten ſich Jemand für beſchwert erachtet, 
eine Verwaltungsbehörde, und iſt die Sache, um die es ſich handelt, eine Verwal—⸗ 
tungsſache, jo geht die Beſchwerde an die der gravirenden Behörde zunächſt vor— 
gejegte höhere Stelle. Da die Behördenverfaffung in den größeren Staaten auf 
bem Princip beruht, daß fir jeden Verwaltungszweig in der Negel drei Inftanzen 
beitehen, jo ift die Beſchwerde in Nominiftrativfachen, oder der Rekurs, wie fie 
gewöhnlicd genannt wird, falls fie in zweiter Inftanz erfolglos blieb, regelmäßig 
noch an die dritte Inftanz, d. i. an das einfchlägige Minifterium eröffnet I). — 
Das Recht, im folder Weife fih mit Beſchwerden an die höheren Inftanzen zu 
wenden, verfteht fich in jedem Staate, der feine Angehörigen als freie, rechtsfähige 
Weſen anerkennt, auch ohne ausdrückliche Anerkennung von ſelbſt. Wohl nur um 
jeden Zweifel in diefer Beziehung unmöglich zu machen, ift dasjelbe in einzelnen 
Berfaffungen, wie 3. B. in der württembergiſchen ($ 36), förmlich gewährleiftet. 
Das erſcheint dagegen als höchſt wünſchenswerth, daß die Art ver Ausübung durch 
die Gefepgebung möglichft genau geregelt werde, daß alfo insbeſondere beftimmt 
jei, ob die Beſchwerde in fchriftlicher Form zu erheben fei, oder ob fie auch mündlich 
angebracht werden könne 2), dann ob fie nothwendig bei der höheren Behörde 
angebracht werden müſſe, binnen welder Friſt fie zuläffig fei, und weldes bie 
Wirkungen der Einwendung einer Beſchwerde feien, ob fie namentlid ven Suspenfiv- 
effeft habe, oder nicht 3). Stellt man es vollftändig dem Ermefjen der Unterbehörbe 
anheim, ob fie den Suspenfiveffeft gejtatten wolle oder nicht, fo macht man bas 
Beſchwerderecht jelbft von der Willfür ver befchwerenden Behörde abhängig. 

Die dritte und legte Inftanz für Bejchwerven der Unterthanen bildet gewöhnlich) 
das Minifterium, im deſſen Wirkungsfreis der Gegenftand der Beſchwerde gehört. 
Wo die VBerwaltungsbehörden ausnahmsweife berufen find, privatrechtliche Streit- 
fahen zu verhandeln, geht die Bejchwerbe gegen das Urtheil der Mittelftelen nicht 
an das Minifterium, fondern für Fälle dieſer Art bilvet das dem Geſammt— 
minifterium foordinirte oberfte berathende Organ — der Staats- oder Reichsrath, 
auch wohl geheimer Rath genannt — bie dritte Inftanz. Diefer Rekurs ift regel 
mäßig an diefelben oder doch an ähnliche Bedingungen geknüpft, wie die Ober: 
berufung, 3. B. an ven Nachweis einer gefeglich beftimmten Bejchwerbefumme, 


1) Ausnabmäweife ift wohl die Beichwerde an die dritte Inſtanz Er ſiehe 3. B. 
wegen Bayern mein Verf.R. (11. U.) ©. 88, Note 35 wegen Württemberg, R. v. Mohl, Staater. 
Bd. I, ©. 436, Note 12, 

2) Das erftere ift in der angeführten Stelle der württemibergiichen Verfaffung gefordert; das 
leßtere im bayerifchen Rechte geftattet. Zu den notbwendigen Erforderniffen einer Beſchwerdeſchrift 
gehört natürlich, daß fie vom Beſchwerdeführer unterzeichnet jei. 

3) Die württembergiiche Verfaſſung ($ 37) gebietet insbefondere, daß Die höhere Stelle, 
wenn fie eine Beichwerde für unbegründet erklären zu müſſen glaubt, den Befchwerdeführer über 
die Gründe ihres Urtheils belehre. 
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an die Beobachtung derſelben Nothfriſt u. ſ. w. Glaubt daher Jemand, durch die 
Entſcheidung des Miniſteriums über eine Beſchwerde, oder durch Verfügungen, 
welche direkt von ihm ausgehen, verletzt zu fein, jo giebt es keine höhere Inſtanz, 
an die man ſich um Abhülfe wenden könnte. Indeſſen geſtatten die Geſetze der 
deutſchen Staaten in Fällen, wo ein Unterthan durch amtliche Handlungen der 
Miniſterien in ſeinem Eigenthume oder in ſeiner perſönlichen Freiheit gekränkt zu 
ſein behauptet, ſich an das Staatsoberhaupt zu wenden, das ſich von der ſonſt 
ihm zur Berathung zur Seite ſtehenden Stelle — dem Reichs-, Staats- oder 
Geheimen Rathe — ein Gutachten erſtatten läßt und dann entſcheidet 9). 

Ein anderes Mittel, um gegen beſchwerende Handlungen auch der höchſten 
Stellen Abhülfe zu erwirken, bietet die Beſchwerdeführung bei den Kam— 
mern, — ein Recht, das den Unterthanen durch die neueren Verfaſſungen aus— 
drücklich garautirt zu ſein pflegt; vergl. die bayeriſche Verfaſſungsurkunde von 1818, 
Tit. VII, 8 21, vie k. ſächſiſche von 1831, 88 110 und 111, die württembergiſche 
8 38 ꝛc. — Die Bedingungen, unter welchen dieſe Bejhwerveführung geftattet ift, 
beftehen hauptfählih in Folgenden: 

1) Der Befchwerveführer muß ein Inländer fein; 

2) er muß nicht blos behaupten, fondern fofort mit Beweiſen belegen, daß er 
wider Gefeß und Ordnung in feinen Rechten verlegt worden fei. Nicht als 
zwedmäßig können wir es erflären, wenn die Bejchwerbeführung bei den 
Kammern blos wegen Berlegung verfaffungsmäßiger over fonftitu- 
tioneller Rechte zugelaffen wird, wie dieſes 3. B. die bayerifche Ver— 
foffungsurfunde thut. Denn einerjeits ift es ſchwer, ven Begriff der ver- 
faffungsmäßigen Rechte jo genau zu firiren, daß Zweifel und Gtreitigfeiten 
darüber ausgeſchloſſen ſeien (wie dieſes durch die Erfahrung in Bayern 
erhärtet ift), und anderſeits find innere Gründe für eine ſolche formelle 
Unterſcheidung der Rechte faum aufzufinden; 
es muß Beicheinigung darüber vorliegen, daß ver Beſchwerdeführer ven 
orventlihen Inftanzenzug bereits ohne Erfolg durchgemacht, daß er alfo 
auch bei der höchſten Inftanz Feine Abhilfe gefunden habe, indem dieſelbe 
auf jeine Befchwerde entweder gar feine 5) oder eine gefeßwidrige Entſcheidung 
erlaffen hat. Die Beichwerbeführung bei ven Kammern bildet immer nur ein 
jubfiviäres Rechtsmittel, das erft dann zur Hand genommen werben fann, 
wenn die legte ordentliche Inftanz geſprochen hat. Das entſpricht auch den 
Grundſätzen des konftitutionellen Staatsredhts über die Berantwortlichkeit 
der Minifter gegenüber ven Kammern. 

Wird die Beſchwerde von den Kammern in formeller Hinſicht für zuläffig, 
in materieller Beziehung als begründet erfannt 6), fo find diefelben wie berechtigt 


3 


— 


4) Verichieden von der Angehung des Souveräns im Wege der Beſchwerdeführung iſt der 
Natur der Sache nach die Anrufung jeiner Gnade; das legtere bleibt auch da zuläffig, wo das 
erftere ausgeſchloſſen iſt. 

5) Die Geſchäftsordnung der bayeriſchen Kammern nimmt an, daß die Eniſcheidung abge: 
lehnt y wenn fie binnen ſechs Wochen vom Tage der Anbringung der Beichwerde an nicht 
erfolgt ift. . 

G Ueber die Art der Behandlung ſolcher Beſchwerden der Staatsbürger in den Kammern 
gelten in Zweifel die allgemeinen Grundſätze; es bat daher der Ausichuß, an den die Beichwerde 
zur Borprüfung und Berichterftattung verwiefen wird, nur das Recht, cin Gutachten abzugeben, 
nicht aber won fih aus die Beſchwerde abzulehnen. Hievon weicht z. B. das bayriſche Recht ab, 
indem es dem Ausfchufje geftattet, die Beſchwerde als formell unzuläffig oder als materiell 
unbegründet abzuweijen, ohne daß deffalls eine Verhandlung in der Kammer ftattzufinden hätte, 
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ſo verpflichtet, ſich des Beſchwerdeführers anzunehmen und die Regierung anzugehen, 
daß fie ver Beſchwerde abhelfe. Weiter kann der Natur der Sache nach die Kom— 
petenz der Kammern nicht gehen; ſie können insbeſondere, da die Staatsverwaltung 
in allen ihren Zweigen direkt wicht zu ihrem Wirkungskreiſe gehört, nicht ſelbſt 
eine abhelfende Verfügung erlaffen. Die Kammern treten demnach in ſolchen Fällen 
nicht felbft Beſchwerde führend auf, fondern fie unterftügen nur bie Beſchwerde 
eines Einzelnen oder einer Korporation, von deren Begründetheit fie ſich über- 
zeugt haben 7), 

Eine andere Geftalt nimmt das Beſchwerderecht der Kammern an, wenn fich 
zeigt, daß die Regierung nicht blos in einem einzelnen alle gegen Jemanden 
gefeg- und orbnungswidrig verfahren ift, jondern grunbfäglich die beftehende Ber- 
faffung und Gefeßgebung befämpfe und verlete, wie wenn fie durch Inftruftionen 
die beftehenden Geſetze einfeitig veränderte oder aufhöbe oder eine beftimmte Klaffe 
von verfaffungsmäßigen Rechten, 3. B. die aus der fFreiheit der Preffe fließenden, 
ſyſtematiſch beeinträcdhtigte u. ſ. w. Hier find die Kammern in ihrer Gigenfhaft als 
Wächter der beftehenven Berfaffung berufen, gegen den oder die Urheber folder 
Berlegungen von fih aus Beſchwerde beim Somverän zu führen und ihn um 
Abhülfe anzugeben 8). Der Anlaß zur Erhebung einer derartigen Beſchwerde kann 
entweder von Außen an die Kammern fommen oder in Anträgen ihrer Mitglieder 
liegen. — Die Art, wie den von den Kammern erhobenen Beſchwerden abzubelfen 
fei, ift durch die im einzelnen Falle obwaltenden Berhältniffe bevingt. Der Souverän 
fann entweder der Beſchwerde fogleich durch eigene Entſchließung abhelfen, over 
wenn er über die Sache nody Zweifel hegt, erft noch weitere Erhebungen anorbnen 
und Berathung pflegen, oder er muß, wo etwa ein Beamter gegen die Strafgefete 
gehandelt, vie Entjcheidung den Gerichten überlaffen. Im jedem alle können vie 
Kammern verlangen, daß fie von dem Ergebniffe ihrer Beſchwerde Kenntniß erhalten. 
Am meisten entfpricht e8 wohl der Natur der Sache, wenn die Art der Erledigung 
der Kammerbeſchwerden öffentlich bekannt gemacht wird 9). 

In gewijfen Angelegenheiten ift endlich, falls die Beſchwerdeführung bei den 
Kammern, beziehungsweise durch viefelben erfolglos blieb, dem Verletzten noch bie 
Beſchwerde an pie Bunvdesverfammlung eröffnet. Abgefehen von dem Falle 
der Jujtizverweigerung und Verzögerung, von dem oben ſchon die Rede war, fteht 
diefes Recht zunächſt allen denjenigen zu, denen die Bundesafte in ihren Artifeln 
XIV— XVII incl. gewiſſe Rechte gewährleiftet hat, alfo insbefonvere ven Media— 
tifirten, dem ehemals reichsunmittelbaren Adel, den Angehörigen der chriftlichen 
Religionsparteien u. f. w. Die Bundesverfammlung hat e8 übernommen, dafür zu 
forgen, daß die einzelnen Bundesregierungen die in diefen Artifeln eingegangenen 


7, ©. über das Beſchwerderecht der Einzelnen H. A. Zahariä, deutiches Staats- und 
Bundesrecht (zweite Auflage), Bd. 1, ©. 428, dann R. v. Mohl, württembergiſches Stante: 
recht, Thl. I, ©. 414 -442. 

8, Dieſe Beſchwerdeführung der Kammern ſteht zwiſchen dem Petitionsrechte und dem Rechte 
der Miniſteranklage in der Mitte; als die mildere Form iſt fie der letzteren überall da vorzu— 
sieben, wo man aud) durch fie zum Ziele zu gelangen Hoffnung bat. 

9, Megen dieied Bejchwerderechtd der Kammern f. die baver. Verf. Urk. von 1818, Tit. VII, 
8. 21 und Tit. X, 8. 5; die k. fächfijche vom 4. September 1831, 88. 110 und 140; die württem⸗ 
bergiiche von 1819, $. 124; die badiiche won 1818, 8. 67; die gronberzoglich heffiiche von 1820, 
88. 79, 80 umd 81; das bannover’iche Candesverfaffungsgefeß von 1840, 8. 181; dann das Gefep, 
verfchiedene Nenderungen der Landesverfaffung betreffend, von 1848, 88. 75 und 102. — Berg. 
=. Syſtem des deutichen Staatörechts, $. 293, dann Zahariä, a. a. O. 8. 116, 1, A, 2 
(©. 609), 
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Berbinvlichkeiten erfüllen, alfo die gewährleifteten Rechte in ihrer Gefeßgebung in 
dem Umfange, wie das Bundesrecht will, anerkennen, Die Beichwerde bei dem 
Bundestage ift daher zuläffig, wenn ein Bundesftaat die fraglichen Rechte überhaupt 
nicht geſetzlich fügt und anerkennt, oder wenn er durch ſpätere Gefete diefelben 
aufhebt oder verkürzt. Ift nun die Auwendung der beftehenden Gefege auf ten 
einzelnen Fall in Frage, jo ift die Kompetenz der Bundesverfammlung ausgejchloffen. 
S. Wiener Schlußafte von 1820, Art. 53; wegen ver Standesherrn insbejondere 
j. den Artikel 63, 

Eine zweite Kategorie von Beichwerden an die Bunbesverfammlung gründet 
fih auf ven Artifel XIII der Bundesafte, der das Beſtehen einer lanpftändifchen 
Berfafjung in allen Bundesftaaten für nothwendig erflärt, alfo will, daß da, wo 
eine folde bisher nicht beſtand, viefelbe eingeführt, die bereits in anerkannter 
Wirkfamkeit beftehende VBerfaffung aber nur auf dem landesverfaffungsmäßigen Wege 
wieder aufgehoben werde. Daraus erwächst für die Bundesverfammlung wie das 
Recht jo vie Pflicht, auch wenn fie eine beftimmte Verfaffung nicht fpeciell garantirt 
hat, Beſchwerden anzunehmen, melde darauf gebaut find, daß ein Bundesſtaat 
die in anerfannter Wirkſamkeit beſtehende Verfaſſung einfeitig verändert oder auf: 
gehoben habe. Als berechtigt eine ſolche Beichwerde zu erheben müſſen betrachtet 
werben nicht blos vie bisher und zur Zeit noch vorhandene Volfsvertretung im 
Ganzen, ſondern auch vie ſtändiſchen Ausſchüſſe, fo wie einzelne befonders betheiligte 
Abtheilungen der Volfövertretung (wie 3. B. eine Kammer). — Ausgedehnter ift 
die Kompetenz der Bundesverfammlung, wenn fie auf Grund des Artikel 60° ver 
Diener Schlußakte fürmlid die Öarantie einer landſtändiſchen Verfaſſung über- 
nommen bat. 

Die Art der Behandlung und Erledigung folder an den Bundestag gelangter 
Beſchwerden richtet fih nad ven allgemeinen Borjchriften ver Geſchäftsordnung. 
Jede einzelne Eingabe folder Art ijt dur einen Ausſchuß (Reflamationsfommiffion) 
vorzubereiten; über das vom Ausſchuß erjtattete Gutachten wird im engeren Rathe 
der Bundesverfammlung beratben und Beihluß gefaßt. Beſondere Normen gelten 
bei Reflamationen, welche von mittelbar gewordenen ehemaligen Reihsftäinden oder 
von Öliedern des vormals unmittelbaren Reichsadels auf den Grund des Artikels 63 
der Wiener Schlußafte wegen Nichtvollzugs des Artifels 14 der Bundesafte erhoben 
werben. ©. darüber den Bundesbefhluß vom 15. September 1842 bei Zahariä, 
deutſches Staats- und Bundesrecht (zweite Aufl), Theil II, ©. 783 fi. 19), 

Noch einer befonderen Art von Beſchwerde haben wir fchließlich zu erwähnen, 
der an den Souverän gerichteten Beihwerde wegen Mißbrauchs der geift- 
lien Gewalt (appel comme d’abus, recursus ab abusu). Die deutſchen Staats- 
efege räumen nämlid den Staatsangehörigen das Recht ein, wenn fie durch 
ir een der geiftlihen Gewalt wider die feſtgeſetzte Ordnung beſchwert werben, 
ten Schuß des Landesherrn anzurufen. Diefer Schug muß jedenfalls gewährt 
werden, wenn die angefochtene Verfügung ver geiftlihen Behörde in die Nechte 
des Staates eingreift, oder die bürgerlihen und ftaatsbürgerlihen Rechte des Unter: 
thanen gefährdet oder verlegt. Was die Art ver Behandlung und der Erledigung 
biefes Rekurſes betrifft, fo fordert e8 wohl die Natur der Sache, daß er nicht bei 
einer unteren oder mittleren Behörde, jondern bei der oberften Stelle, reſp. beim 


10) Das Abweichende befteht bauptfächhlih darin, dap die Bundesverfammlung durch einen 
Majoritätsbeichlug die Entjcheidung der Beſchwerde einer richterlichen Inſtanz — gebildet nach 
Analogie des Bundesfchiedsgerichts — überweiſen kann. 
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Souverän felbft angebradht und entfchieven werde; denn es handelt fi dabei 
wefentlih um einen Konflift der beiden Gewalten, deſſen Ausgleihung nur von 
ben Trägern verfelben ausgehen fan. — Bergl. über diefen Rekurs Richters 
Lehrbuch des Kirchenrechtes (zweite Auflage), $. 58, dann Bermaneder, Handbuch 
des katholiſchen Kirchenrechts (zweite Auflage), $. 38 (©. 57). Port 


Beſitz, ftaatsrechtlicher. 


Beſitz *) bezeichnet nah dem feftftehenden civilrechtlichen Begriff die faktiſche 
Herrſchaft Über eine Sache (corporis possessio) und, auf Rechte bezogen, die 
faftifche Ausübung des Rechts (juris possessio). Diejer Befig, obwohl an fi 
nur ein thatſächlicher Zuftand, wird dadurch felbft zum Recht, daß 1) die Geſetze 
ihn als folden gegen eigenmächtige, die ftaatlihe Ordnung verlegende, Eingriffe 
und Störungen in Schug nehmen, oder dem Befiger als foldhen, möglicher Weife 
felbft gegen die Eigenmacht des eigentlih Berechtigten, Rechtsmittel zugeftehen 
und daß fie 2) mit dem, eine gewiſſe Zeit fortgefegten, Befig die Wirkung der 
Umwandelung in das Redt jelbjt, mithin zugleid der Erlöfhung des Rechts 
des bisher Berechtigten, verknüpfen. Der fogenannte unvordenkliche Beſitz aber 
hat die Bereutung, daß das dem faktiſchen Zuſtand entſprechende Recht als vor 
Zeiten vehtlih erworben betrachtet und eine Anfechtung deßhalb nicht weiter ge— 
ftattet wird. 

Fragen wir num, inwiefern diefe Begriffe und Säge im Gebiete des öffent: 
lien Rechts Plat finden, und befchränfen uns dabei, unter Ausſchluß des völker— 
rechtlichen Befiges auf das ftaatsrehtliche Gebiet im engern Sinne, ſo ift 
offenbar, daß auf legterem nur infoweit von Befis im civilrechtlihen Sinne die 
Rede jein kann, als die dazu nothwendige VBorausfegung, welche in ver gleichbe- 
rechtigten Koeriftenz mehrerer, einer vichterlihen Gewalt untergebener Subjekte 
mit privativer oder abgeſchloſſenen Rechtsſphäre befteht, auch in Verhältniffen 
des Staats oder bei den Trägern der öffentlichen Gewalt vorhanden ift. Dies 
ift aber der Fall: 

1) in Betreff der Privatverhältniffe des Souveräng und feiner Samiliengliever; 

2) hinſichtlich aller Güter und Nechte, die zwar dem Staate felbjt als zuftändig 
zu betrachten find, die aber nach ihrer Grundlage, Ausübung, Erwerb und 
Derluft nur Privatrechte, nicht öffentliche Nechte find, wie dies beim 
jog. Domanium oder aud Kammergut hervortritt, infoweit es in Eigenthum 
an beweglichen und unbeweglihen Sachen, Zinfen, Dienften, Zehnten und 
andern privatrechtlichen Laften und Abgaben ver Pflichtigen, überhaupt in, 
dem Privatreht angehörigen, dinglihen Rechten befteht; 
binfichtlih der Regalien im engern Sinne, d. 5. derjenigen nugbaren 
Rechte, welche zwar ihrem Inhalte nad) aud zu den Privatrechten gehören, 
welche aber durd Das pofitive Staatsreht dem Staate over Regenten 
als ſolchem ausſchließlich beigelegt find und infofern zugleid eine ftaats- 
rechtliche Bedeutung haben 1); 


— ao 


*) Anm. d. Ned. Der völferrehtlidhe Beſitz ift infofern dem privatrechtlichen 
Befig ähnlich, als die verfchiedenen Staaten als verichiedene Perfonen jede ihren befondern Beſitz 
einander gegenüber vertreten; inſofern aber wejentlich dem ftaatsrechtlichen Befig gleichartig, 
ald der Gehalt und die Richtung derfelben öffentliche Verhältniſſe (z. B. Gebietshoheit im 
Gegenfag zu Grundeigentbum) betrifft. Vergl. damit den Artikel Völkerrecht. 

1) Bergl. 5. U. Zahariö, Ueber Regalien überhaupt und das Salzregal in Deutfchland 
insbefondere. Zeitichrift für deutfches Net. Bd. WIN, S. 319 f. 
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4) binfichtlih der Hoheitsrehte im engern Sinne, welde zwar an fi nur 
Rechte der üffentlihen Gewalt find, die aber doch nah dem beftehenven 
Rechte, was ihre Zuſtändigkeit (Erwerb und Berluft) betrifft, wie Privatrechte 
behandelt werben, weil fie, wenn aud nur in Unterorbnung unter die Ober- 
berrlichkeit des Souveräns, aud von Unterthanen wie eigene Rechte beſeſſen 
und übertragen werben können, jedoch in der Regel nur mit dem Grundbeſitz, 
dem fie als Realrechte kohäriren. In diefe Kategorie gehören heutiges 
Tages auch diejenigen an den Beſitz einer Standesherrſchaft gefmüpften Rechte, 
welche die deutſche Bundesakte Art. 14 den fog. mebiatifirten ehemaligen 
Neihsftänden und andern Reihsangehörigen zugeſichert hat 2). 

So wie in allen diefen Beziehungen der Begriff des Eigenthums oder des 
eigenen Vermögensrehts Anwendung findet, jo kann aud Begriff und Wirfung 
des civilrechtlihen Befiges dabei in Frage fommen. Insbefonvere leidet es nad 
dem in Deutſchland geltenden Rechte keinen Zweifel, daß vie den Regeln des 
Privatrehts unterworfenen Beſitz- und Gigenthumsverhältniffe de8 Souveräns, 
feiner Gemahlin und des Fisfus, im Falle fie Dritten gegenüber die Eigenfchaft 
von ftreitigen Rechtsſachen erhalten, der Kompetenz der im Staate organifirten 
Gerichte unterliegen, und daß dabei die Grundfäge über Erwerb, Umfang, Aus- 
übung und Berluft für das betreffende Rechte maßgebend fein müſſen. Dieß war 
fhon zur Zeit der deutſchen NReidhsverfaffung auch in Betreff der jog. Kammer— 
ſachen anerfannten Nechtens, und die Gerichtsordnungen und Grundgefege oder 
Berfaffungsurkunden älterer und neuerer Zeit enthalten öfters den Ausſpruch, daß 
der Souverän in feinen Privatverhältniffen und der Fiskus in feinen Streitigkeiten 
mit dritten Berfonen vor den ordentlichen Gerichten Net zu nehmen habe 3). Die 
Ausnahmen aber, melde in Betreff des Gigenthumserwerbs vom Fiskus und 
Regenten %) binfichtlich der Verjährung ꝛc. im römischen Rechte gemacht werben 
und aud zum Inhalt des gemeinen deutſchen gerechnet zu werben pflegen, find 
bier nicht weiter zu verfolgen. In Beziehung auf die Regalien und Hoheits— 
rechte aber hat fi, wenn auch unter öfters verfuchter Anfechtung vom fisfalifchen 
oder fameraliftiihen Standpunkte aus, in der gemeinrechtlichen Theorie genügend 
feftgeitellt, daß auch hierbei jeder Nechtsftreit über den Umfang und die Zuftän- 
digkeit des fraglichen Regals oder Hoheitsrechts, infoweit e8 überhaupt Unterthanen, 
fei es kraft ausprüdlicher Verleihung oder fraft Herfommens zuftehen kann, als 
Juſtizſache zur Entſcheidung vor die orbentlihen Gerichte gehört, und die wohl 
aufgeftellte Behauptung (Jargow, von den Regalien, Lib. I, Cap. 2. $ 16), 
daß der Unterthan, welcher ſich im Beſitze befindet, bis zur rechtlichen Entſcheidung 
ver Sache, melde fein Recht amerfenne, aus dem Beſitze geſetzt werben müſſe, 
war deßhalb eine völlig unbegründete, weil fie auf der falfhen Vorausfegung 
berubte, daß ein vom Rechte ſelbſt verſchiedener rechtlicher Beſitz bei Hoheitsrechten 
unmöglich ſei. Mit mehr Grund ift dagegen der Sa vertheidigt worben, daß der 
Erwerb folder Hoheitsrehte nicht auf eine prescriptio definita geftüßt werben 
tönne (Unterholzner, Berjährungslehre, Thl. I, ©. 422), und richtig ift auch 
der auf analoger Anwendung des fanonifhen Rechts (Cap. 1 de preser. in 6to. 
II. 13) berubende Sag, daß wegen der dem Unterthan nad) jus commune ent= 


2) Siebe über die verjchiedenen Gründe der Zuftändigfeit von Hoheitsrechten: H. A. Zahariä, 
deutiches Staats und Bundesrecht, zweite Auflage, Theil II, $ 154. 

3 HN. Zahariä,a. a. D., Theil I, $$. 148, 176, 205. 

9) &. 13. Inst. II. 6. de usu cap, Tit. Cod. VII. 37. de quadriennii prescr, 


96 Sefih, ſtaatsrechtlicher. 


gegenftehenden Rechtsvermuthung die allgemeine NRechtsregel, daß der Befiger den 
titulus possessionis nicht anzugeben brauche, hier feine Anwendung finde, Dagegen 
berubte die von Manchen verfuchte Ausſchließung felbft der preeseriptio indefinita 
oder der umvorbenklihen Verjährung auf einer völligen Verkennung ver redhtlichen 
Beveutung des unvordenklichen Befiges (vergl. Näheres in Zachariä, Deutjches 
Staats- und Bundesredt, Thl. II, ©. 133). Als zuläffig mußte — worüber 
freilich auch geftritten worven ift — jevenfalld das Possessorium summariissimum 
betrachtet werden, weil dieſes nur auf dem Schutze des jüngften Beſitzes gegen 
Gewalt und Eigenmacht beruht. Von einer Scheivung des fog. Possessorium 
ordinarium vom petitorium fonnte dagegen weniger bie Rebe fein, da die hier 
erforderliche Angabe und Nachweiſung des Rechtstitels, welcher dem Privatus zur 
Seite fteht, die Sache nothwendig in das Petitorium binüberführt, oder eben als 
Gegenftand des Petitoriums zu betrachten ift. 

Aus dem Grunde, weil zur Zeit des deutſchen Neichs die Landes- oder Ter- 
ritorialgewalten Deutſchlands felbft noch einer höhern, Geſetzgebung und Gerichts- 
barkeit umfafjenden‘, Staatsgewalt unterworfen waren, konnte in Beziehung auf 
Berhältnifje viefer zu einander, ſowohl in Betreff der Anſprüche auf die Yandes- 
boheit über ein beftimmtes Gebiet, als binfichtlid der Zuftändigkeit und des Um: 
fangs von Hoheitsredhten in einem fremben Zerritorium (ſog. Servitutes juris 
publiei, ſtaatsrechtliche Dienftbarkeiten [f. d.]) die Anwendung der gemeinrechtlichen 
Grundfäge über Beſitz und refp. Verjährung keinem Zweifel unterliegen, während 
dies heutigen Tages bei Streitigkeiten zwiſchen fouveränen deutihen Bundesſtaaten 
nur nod inſoweit der Fall ift, als es die Principien des Völkerrechts oder vie 
Beftimmungen des deutjchen Bundesrechtes mit ſich bringen. Zweifellos find durch 
das legtere aud alle Befigftreitigfeiten zwifhen Bundesgliedern zur Anu— 
bringung an die Bundesverfammlung, und zur rechtlihen Verhandlung und Ent- 
ſcheidung an die im einzelnen Fall eintretende Austrägal-Inftanz gewiefen, wie 
denn hierbei auch die Unterſcheidung zwijchen Possessorium und Petitorium gewiß 
Anwendung findet und jchon öfters gefunden hat. Dabei mag bier nur daran 
erinnert werden, daß das deutſche Bundesrecht auch ein (möglicher Weife dem 
orbentlihen Poflefforium und dem Petitorium vorausgehendes) Possessorium sum- 
mariissimum zwijchen Bundesgliedern kennt, indem ber Art. 20 der Wiener Schluß: 
afte von 1820 für ven Fall, daß die Bundesverfammlung von einem Bunbes- 
glievde zum Schutze des Befigftandes angerufen wird umb der jüngfte Beſitz 
ftreitig ift, gewifje, von der Einleitung und Geftaltung der ordentlichen Austrägal- 
Iuftanz abweichende, durd die befondere Natur des Falles gerechtfertigte Vor— 
ſchriften giebt. 

Wo und infoweit dagegen im ſtaatlichen Leben bei Verhältniſſen, welche ihrer 
Natur nad) dem öffentlichen Recht anheimfallen, vie Idee eines eigenen, ber 
Perſon mit privativem Charakter zuftehenden Rechtes ausgejchloffen ift, da kann 
aud von feinem eigentlichen Beſitz und deſſen rechtlichen Wirkungen die Rebe fein und 
ganz ohne Bedeutung wäre es, bier von einem befondern „ſtaatsrechtlichen 
Beſitz“ ſprechen zu wollen, da felbft die hier auch vorkommende vorläufige Yort- 
bauer des faltiſchen Verhältniſſes bis zur Entſcheidung Feine allgemein geltende 
Negel ift, im Gegentheil bier oft im öffentlichen Intereſſe die vorläufige Suspenfion 
des bisherigen Zuftandes, 3. B. bei Suspenfion von Beamten, gefheheu mnf. 
Insbefondere gilt diefe Ausſchließung des Rechtes des Beſitzes bei allen Staats— 
dienft= und Repräfentationsverhältniffen, Denn jeder Staatsdienft wird nicht 
durch Bertrag oder andern privatredhtlihen Titel erworben, fondern dem bazu 
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Befähigten durch einen Willensaft ver Staatsgewalt übertragen, Der Staatsbiener 
hat niemals ein jus quasitum auf das Amt, zu deſſen Ausübung er nur verpflichtet 
und britten Perfonen gegenüber, auch nur innerhalb der Örenzen feiner amtlichen 
Berpflihtung, berechtigt ift. Bon Beſitz und Schug im Beſitze eines Staatsamts 
ift zwar unter dem Einfluß einer falichen, ven Staatspienft felbft zu einem Privatrecht 
herabziehenden, bie Entftehung dejjelben aus einem Vertrag ableitenden Theorie 
in der früheren deutſchen Praris die Rede gewejen und man hat Beifpiele, daß 
jelbjt ein Possessorium summariissimum gegen willfürliche Entjegung eines Be— 
amten für zuläffig erachtet wurde; eine richtigere Anficht über das Weſen und bie 
Entftehung des Staatsdienftes mußte aber nothwendig diefe Verkehrtheiten befeiti- 
gen 3). Dasfelbe gilt heutigen Tages von ſtändiſchen und Gemeinderepräfentations- 
rechten, obwohl auch hierbei die rechtliche Natur des Yandftandfchaftsrechtes der ältern 
Zeit, feine privatrechtliche Färbung und Verknüpfung mit der ausſchließlichen Rechts— 
ſphäre beftimmter phyſiſcher und moralifher Perſonen zur Anwendung privatredht= 
lichen Befigrechtes Führen mußte und wirklich geführt hat ©), 

Abgeſehen hiervon ift aber aud in Staatsverhältniffen der Bejig im Sinne 
des bejtehenden faktifhen Zuftandes von ver höchſten Bedeutung gewejen und dem 
wirklihen Recht viel mehr gleich geftellt werben, als es im privatrechtlichen Ge— 
biete der Fall ift und der Natur der Sache nad) fein kann. Der Grund dafür ift 
ein boppelter: nämlid 1. der äußere, weil man fi in Ermangelung eines 
fompetenten Richters, welcher über die Eriftenz eines den veränderten politifchen 
Zuftand überbauernden Rechts zu fognosciren berufer® geweſen wäre (ähnlid wie in 
den Berhältniffen der Völker oder Staaten zu einander), in die Nothwendigfeit 
verjegt jah, den bisher unbeftritten beftandenen faktiſchen Zuftand als einen 
rechtlichen gelten zu laſſen; 2. der innere Grund, weil das natürliche und 
nothwendige Geſetz der Fortentwidlung des Gemeinweſens in einer den veränder- 
lichen Zuftänden und Bedürfniſſen entjprechenden Weife, ohne daß dabei von einem 
Rechte von Haupt und Gliedern, dies im ihrem Sonderinterefje over kraft eines 
Privatrehtes zu hindern, die Rede fein könnte, zwingt, die zu einem gewijjen Ab- 
ſchluß gediehene Entwidelung, weil fie nach der Meberzeugung der Betheiligten die 
nothwendige Form oder Einrichtung des Gemeinweſens ift, auch als Recht gelten 
zu laffen, und ein Zurüdwerfen des Staats fraft eines dieſem Zuftand wider 
ſprechenden andern Rechts mit der Natur des Staates unvereinbar, aud in den 
meiften Fällen infofern unmöglicd fein würde, als fih vie Bafis ver öffentlichen 
Rechtsverhältnijfe nicht willtürlich fchaffen oder reaftiviren und das, was tobt ift, 
nicht wieder ins Leben rufen läßt. Und wenn eine Lex in perpetuum valitura 
überhaupt dem Weſen des Rechts widerjpricht, weil alle Gefege, wie Montesquien 
jagt „sont les rapports necessaires qui derivent de la nature des choses“, und 
deshalb auch nur die unveränderlihen Dinge ihre unveränderlihen Gefege haben, 
jo gilt dies vor Allem von den öffentlichen Zuftänden im Staate, welchem nur 
menſchliche Kurzfichtigkeit ein unveränderlihes Grundgeſetz aufzubürden den Verſuch 
machen fonnte, ohne der Erfahrung nad je diefen Zwed zu erreichen. Injofern 
nun bie von vorn herein mit der fchreienditen Infonjequenz geltend gemachte Legi— 
timitätstbeorie auf der Borausfegung eines unveränderlicden das Recht zur 
Herrichaft beftimmenden Gejeges beruht, ift fie fhon dadurch zur Genüge gerichtet. 


— —— — 


3 2 U. Zahariä, deutiches Staats- und Bundesrecht, zweite Auflage, Theil 11, $. 135, 
. 143 f. 

6, Mofer, von der t. Neichäftände Landen, p. 546. 

Bluntfhli, Deutſches Staats-Wörterbud. I. 7 
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„Indem fie bie natürliche Macht ver Verhältniffe zu gering fchägt, artet fie leicht 
aus in ohnmächtige Nechthaberei, und indem fie fih von dem Leben abſchließt und 
fih dem Leben entfremdet, erftarrt fie jelbft zu leeren Sägen.“ (Bluntidli, 
Allgem. Stautsredt. 2. Aufl. I. ©. 23.) Die Natur der Verhältniffe ift die mächtigfte 
Stübe des öffentlihen Lebens, und wo fie den beftehenden Gefegen und Einrich— 
tungen fehlt, gebt ihmen vie nothwendigſte Bürgihaft des Beſtandes ab. „Man 
fann wohl Berfaffungen oftroyiren, man fann ihnen aber nicht ebenjo auch die 
Ehrwürdigfeit und Stetigkeit oftroyiren" (Stahl). 

In dem fo eben entwidelten Sinne finden wir num aud die Kraft und recht- 
liche Wirkſamkeit des ftaatsrechtlihen Befiges im pofitiven deutſchen Staats- 
recht ausprüdlih anerfannt. Dabei haben wir aber 

1. nicht die anerfannte, auch für das öffentliche Recht zweifellofe Geltung 
des Herfommens im Sinne von Gewohnheitsredht, als einer dem geſchrie— 
benen Gefeg an Kraft gleihen Duelle von Rehtsjägen im Auge, worauf fich 
nur der Grundſatz, daß das in anerfannter Wirffamkfeit Befindliche keiner Anfechtung 
durch Berufung auf älteres, angeblich verleges, Recht unterliege, zurüdführen laſſen 
würde, wenn er nicht durch geichriebenes Geſetz anerkannt wäre. Sonbern es fragt 
ſich bier, wie es aud der allgemeine Begriff von Bejig mit fi bringt, um bie 
rechtliche Wirkjamteit beſtehender faktifher Zuftände, welde juris publiei find. 
Doch wird beides von älteren und neueren Schriftftellern gewöhnlih mit einander 
vermifcht, wie auch „Hertommen“ im Sinne von Rechtsquelle und in der Bedeu— 
tung von Entftehbungsgrundf einzelner Rechtsverhältniſſe häufig vermedhielt 
werden. Es handelt fih nit um die Bildung oder Gewinnung eines Recdts- 
fages aus einzelnen Vorgängen, in welchen ſich vie herrſchende Rechtsüberzeugung 
wie in ihrem Spiegel erkennen läßt; jondern um die Rechtskraft eines konkreten 
fattifhen Zuftandes, 3. DB. einer beftimmten landſtändiſchen Berfafjung. — 
Eben jo wenig haben wir 

2. bier diejenigen Fälle im Auge, wo das deutſche Staatsrecht den Befig- 
ftand eines gewiſſen Zeitpunktes ſchützt, um auf diefe Weife eine Entſcheidungs— 
norm für Verhältniſſe zu gewinnen, die man entweder wegen der Schwierigkeit 
einer weitern Nachforſchung ihres Entftehens oder ihrer wirklichen Begründung, 
oder weil es dabei darauf anfam, entgegenftehende Anfprüche verſchiedener Seiten 
oder Parteien zu einer möglichit befriedigenden Ausgleihung zu bringen, auf ein 
fogenanntes Normaljahr zurüdzuführen für zwedmäßig erachtete. So war z. B. das 
Jahr 1582 in Betreff des Stimmredhts auf dem deutichen Reichstag als Normaljahr 
anerfannt 7), obwohl darüber feine ausdrückliche reihsgrundfäglide Beſtimmung 
vorliegt, und befannt ift befonders vas Normaljahr 1624 des wejtphälifchen Friedens, 
wonach in Betreff der Religionsübung der Befigftand im Laufe des Jahres, hin- 
ſichtlich der Reftitutionen der des 1. Januars 1624 enticheiven follte, ohne weiter auf 
Recht oder Unrecht oder angebliche Fehler des Befizes zu fehen. J. P. O. Art. V,. 
8.34 f., 8.2 und $. 25: „unicum solumque hujus transactionis, restitutionis, 
observantieque future fundamentum sit die‘ prima Januarii a. 1624 habita 
possessio ®), irritis prorsus exceptionibus, quæ ex introducto alicubi exercitio 
interimistico — — vel aliis quibuscungue pretextibus et rationibus desumi 


7) Häberlin, Handbuch des t. Staatsrechts. Tb. I, S. 270 f. 

8) Ausnahmen, wo das Jahr 1612 als Normaljahr, 3. B. in Betreff der Unterpfalz. Würt⸗ 
tembergs u. f. w., beitimmt ift, bat der weſtphäliſche Friede felbft gemacht, kommen aber bier 
nicht weiter in Betracht. 
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possent *, — eine Beftimmung, die aber fhon auf den Nürnberger Friedens— 
erefutionstraftaten 1649 zu der Streitfrage Veranlaſſung gab, ob das nudum 
factum possessionis, etiam illud, quod in ordinario alias obtinere non posset, 
binlänglid jei? — eine frage, welche auf den nächſten Reichstag zur Entſchei— 
dung verwiejen wurbe, aber niemals eine ſolche erfahren hat. — Endlich reden 
wir bier aud nicht 

3. von der Bedeutung der Objervanz im engeren Sinne auf ftaatsrecht- 
lihem Gebiete, d. 5. von Obfervanz im Sinne eines ftillfchweigenden Statuts 
einer Korporation oder einer, auf ſtillſchweigender Uebereinkunft verfchievener bei 
einem Rechtsverhältniß in Betracht fommender Subjekte, 3. B. von Regierung und 
Ständen in Betreff eines Gegenftandes, wozu es einer Willenseinigung beider 
Theile bedurfte, beruhenden Norm, wobei jo viel feftfteht, daß mie bei jever ftill- 
ſchweigenden Willenserklärung, fo auch Hier der zufammenftimmenvde Wille ſchon in 
einem zweifellofen Akte ausgejprocden fein fan). Denn obwohl hiermit ebenfalls 
die Begründung eines gewifjen Befitftandes verbunden jein kann, jo fommt doch aud) 
dabei nicht die (zweifellofe) Rechtsgültigkeit des fraglichen Faktums an ſich, ſondern 
nur deſſen Bedeutung als Spiegel einer dadurch ſtillſchweigend anerkannten Norm 
für die Beurtheilung anderer oder neuer Fälle derſelben Art in Frage. 

Dagegen gehört recht eigentlich hieher die Beſtimmung des deutſchen Staats- 
und Bundesrechtes über vie rehtlihe Geltung der in anerfannter Wirk— 
ſamkeit beſtehenden Berfaffung, wie wir fie im Art. 56 der Wiener Schluß— 
alte von 1820 ausgeſprochen finden. Diefer, für das deutſche Verfaſſungsrecht fo 
beveutungsvolle Artikel befagt nämlih: „Die in anerkannter Wirkjamteit 
beftebenvden lanpftändifhen Berfaffungen fünnen nur auf verfaf- 
fungsmäßigem Wege wieder abgeändert werden." 

Es kann nicht unfere Aufgabe fein, diefen Artikel nad) allen Richtungen bin 
einer näheren Betrachtung zu unterwerfen, inöbefondere die Streitfragen, welche bei 
Gelegenheit einzelner Berfafjungsftreitigleiten entftanden, und nah der Schluß: 
afte von 1820 bei der deutſchen Bundesverfammlung verhandelt, beziehungsmweife 
entfchieden worden find, einer eingehenven Erörterung zu unterwerfen, wie 3. B 
ob der Artifel nur auf die zur Zeit der Wiener Schlußakte in anerkannter Wirf- 
famfeit bereits befinvlihen Berfafjungen Anwendung leive? — ob und inwieweit 
auch provinzialftändifhe Verfaffungen unter vem Schutze des Art. 56 ftehen? — 
was unter dem Ausprud „nur auf verfaffungsmäßigem Wege“ zu verftehen ? — ob 
und melde Kraft der anerfannten Wirkfamfeit auch den Anfprühen des Bundes 
gegenüber innewohne? u. f. w. Denn alle diefe Fragen haben mit der hier allein zu 
behandelnden Bedeutung des ſtaatsrechtlichen Befiges nichts zu haften, ſondern 

müffen der Lehre von ver BVerfafjungsabänderung (f. den Art. Grundgeſetz) und 
der Kompetenz der Bundesverfammlung zugewiefen werben 19). 

Der Urt. 56 jchütt die „in anerfannter Wirffamteit beſtehenden“ 
Berfafjungen. Zur Erläuterung des Sinnes diefer Worte dient theils der im Art. 
55 der Schlußafte hervortretende Gegenfag „ber früherhin geſetzlich beſtan— 
denen ftändifchen Rechte”, theils die Gefchichte feiner Entftehung und in ber 





9) Bergl. 9. A. Zahariä, Deutiches Staates - EIER zb. 1, S. 10. 8. %. 
Giahern, Grundfüpe des Kirchenrecht. Tb. 11. S. 3 
H. A. Zachariä, Deutſches Staats- und — (2te Aufl.) Tb. I, 8. 54. 
Tb. * ‘278, 
7 * 
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Praris hervorgetretenen Anwendung, obwohl lettere diejenige Konſequenz vermifjen 
läßt, welche für das Organ der Bundesgewalt wünſchenswerth wäre 11). 

Beranlaffung zur Sanftion des Art, 56 gaben offenbar verfchiedene Vorgänge 
in deutfchen Staaten bei Cinrichtung ver landſtändiſchen Verfaſſungen nad over 
in Folge der auf dem Wiener Kongreß abgegebenen Erklärungen und gemachten 
Veftftellungen, insbefondere des Art. 13 der deutſchen Bundesakte. Mehrfach war 
dabei von den Ständen tem regierungsjeitig gemachten Verſuche, eine neue, mit 
Rückſicht auf die gegenwärtig obwaltenden Verhältniffe durchzuführende Ordnung der 
ftändifhen PVerfaffung eintreten zu laſſen, entgegengetreten und vor Allem eine 
Mieverherftellung der altftändifchen Nedyte, welche die Yolgen der Auflöfung des 
Reichs und Die Zeiten des Rheinbundes außer Wirkfamfeit geſetzt hatten, verlangt 
worden. So 3. B. und vor Allem bei dem befannten württembergijhen Ber- 
fafjungsftreit (1815— 1819) 12), dann bei dem vor der Bundesverfammlung ver 
bandelten Lippe’fhen Streit’ über die von der Fürſtin Pauline publicirte Ver: 
fafjung von 1819 13). Diejen „früherhin geieslic beftandenen ſtändiſchen Rechten“ 
follte alfjo von Bundes wegen feine undedingte Geltung zugefproden werben; nur 
angemefjene „Berückſichtigung“ jollten fie bei der, den fouveränen Fürſten über- 
lafienen Ordnung diefer inneren Angelegenheit finden, womit offenbar ver faktiſch 
beftandenen fürftlihen Unbeſchränktheit formal die „anerfannte Wirkſamleit“ zuge- 
fprodhen wurde. Beftehe dagegen eine lanbftändifche VBerfafjung in „anerlannter 
Wirkſamkeit“, fo folle fie nur auf verfafjungsmäßigen Wege abgeändert werden 
können. 

Noch deutlicher tritt ver Sinn des Art. 56 der Wiener Schlußakte durch eine 
Bergleihung mit dem Entwurf diefes Artikels hervor. Diefer lautete blos: „Die 
beftehenden landſtändiſchen Berfafjungen u. ſ. w.“ In der 22. Sigung der Wiener 
Minifterialfonferenzen vom 15. April 1820 erklärte die Redaktions-Kommiſſion: 
„sm Urt. 56 ift vor „„beitehenden Verfaſſungen““ eingefchaltet worden: „„in 
anerkannter Wirkſamkeit““. Diejen Zufag haben einige Bundesregierungen zur Ber- 
meidung unangenehmer Mißverftändnifje gewünſcht, und da es feinem der übrigen 
Bundesftaaten nachtheilig werben fann, jo hat die Kommiffion ihn unbedenklich auf- 
nehmen zu fünnen geglaubt.“ — Hiermit wurde aljo der möglichen Interpretation, 
daß umter der „beſtehenden“ Berfafjung die „dem Rechte nad beftehende“ zu 
verftehen jei, entgegengetreten und außer Zweifel geftellt, daß der verfafjungs- 
mäßige ftaatsrechtlihe Befigftand, ohne weitere Rüdfichtnahme auf früherhin 
beftandene Rechte, den bundesrechtlichen Schuß zu genießen habe. Infofern nun 
auch der civilrechtliche Befig, mit Ausſchluß der das Recht betreffenden Fragen, 
in Possessorio geſchützt wird, liegt hierin offenbar feine Abweichung. Ein großer 
Unterſchied zeigt fid) aber darin, daß während dort das Petitorium auf das Poj- 
ſeſſorium folgen fann, dieß bei einer in anerkannter Wirkſamkeit befindlichen Ver— 
fafjung ausgeſchloſſen ift, jo daß mit Umfehrung eines befannten civilrechtlichen 


11) „Ein näberes Eingehen auf dieſe von der Bunderverfamnlnng verbandelten Verfaſſungs— 
ftreitigfeiten, befonders in Betreff der hohſtein'ſchen Verfaffung (1823, 1846), der brauns 
ſchweig' ſchan Verfaffung (1830), der bannover’jchen Verfaſſung (1839, 1854), der 
lipve'ihen Verfaſſung (1853) ift durch das bier zu beobachtende Maß ausgefchlofien. 

12) Bergl. v. Mohl, Das Staatdrecht des Könige. Württeniberg. 2te Aufl. Tb. I, 8. 4, 
und die dafelbft angeführten Schriften von Fetzer u. A. S. aud v Mohl in der Zeitfchrift 
für gef. Staatswiſſenſchaft. Bo. VI, Nr. 2, 

13) S bejonders den Ausſchuß-Bericht in den Protokollen der deutſchen Bundesverſammlung 
von 1819, 9. Sept. S. 591 f. - 
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Sates hier das Petitorium durch das Poſſeſſorium abforbirt wird. Mit anderen 
Worten: der dem ftaatsrechtlichen Befitftand zu Theil werdende Schuß ift fein 
blo8 proviforifcher, jondern ein definitiver. 

Gehen wir jet nocd etwas mäher auf das Princip und bie nothwendigen 
Konfequenzen des Art. 56 ein, fo ift zumächft die frage ins Auge zu faflen: 
Was gehört pofitiv dazu, daß eine Verfaffung als eine in aner— 
fannter Wirkſamkeit befindliche zu betrachten fei? Aus der Beſtimmung 
felbft ergiebt ſich in dieſer Hinficht : 

1. Die Berfaffung muß in Wirkſamkeit getreten fein; d. b. die Regierung 
und die dur die Verfaſſung beftimmten Organe (die Stände) müſſen ihre Rechte 
danach wirflih ansgeübt haben. Defhalb kann die bloße geſetzliche Publikation 
einer Berfaffung nicht genügen; eben jo wenig aber and, daß Fürſt oder Stände, 
oder beide zugleich fie eidlich beftärft oder die Beobachtung und Aufrechthaltung 
feierlich angelobt haben 1A), Wie lange und in weldhem Umfang die Verfaffung in 
Wirkſamkeit geweſen ift, kann aber rechtlich nicht in Betracht fommen. Insbejondere 
wird alfo die Nachweiſung, daß alle ftändifchen Rechte nad dieſer Verfaſſung 
bereits in Ausführung gekommen feien, nicht gefordert werben fünnen. Die Ver— 
faffung ift imfofern ein Ganzes und etwas Untheilbares, in ähnlicher Weife wie 
die Ausübung des Eigenthumsrechtes. Auch der Eigenthumsbeſitz ift nicht dadurch 
bebingt, daß der Befiter von allen im Eigenthum liegenden Befugniſſen bereits 
Gebrauch gemacht habe. Und hierin unterfcheidet fih wieder die Wirffamteit 
von der Rehtsgültigkeit einer VBerfaffung, in Betreff welder in allen Fällen, 
wo der Grund der Ungültigfeit nur einzelne Beftimmungen der Verfaſſung trifft, 
bie natitrliche Rechtsregel „Utile per inutile non vitiatur* zur Anwendung kommen 
muß, mag man fi auch aus politifchen NRüdfichten, wie beim hannover'ſchen Staate- 
grundgefes von 1833 und in befonvers fchreiender Art bei der Bejeitigung der 
kurheſſiſchen Berfaffungsurfunde von 1851 durch die reaftivirte Bundesverfammlung, 
mit dem Vorwand, daß das Ungültige ſich nicht vom Gültigen ſcheiden lafje, darüber 
hinweggeſetzt haben. 

2. Es muß eine anerfannte Wirkfamfeit fein. Hiebei fragt fi wieder: 
Was heift „anerfannt"? und: von wen muß die Verfaſſung anerkannt fein? 15) 

a. Eine anerfannte Wirkfamteit liegt vor, wenn die Verfaſſung als vie 
geltende (micht auch als die rechtlich gültige) frei und ungezwungen in Ausübung 
getreten ift. Cine Ausübung, welche durch phyſiſchen oder moraliſchen Zwang ver- 
mittelt wurbe oder welche auf Betrug und Täuſchung berubte, ift feine anerkannte 
Wirkſamkeit. Letztere fehlt aber natürlich auch da, wo von den in Betracht fom- 
menden Betheiligten der Wirkſamkeit der Berfaffung ausdrücklich widerſprochen, 
refp. die Anfehtung derfelben an kompetenter Stelle eingeleitet wurde. Nur darf 
die Proteftation, wie ſich von felbft verfteht, nicht facto contıaria fein; auch muß 





14) Infofern war die Entfcheidung der Yundesverfammlung von 4. November 1830 in der 
braunſchweigiſchen Verfaſſungsſache ein Präjudiz gegen die im hannover'ſchen Verfaſſungs— 
ftreit (das Staatsgrundgeſetz von 1833 betreffend) geinachte Behauptung, daß ſich der Art. 56 nur 
auf die damals (1820) ſchon in anerkannter Wirkſamleit befindlichen Berfafjungen beziehe, indem 
die braunfchweigiihe Landſchaftsordnung — ſchon am 25. April 1820 publicirt, aber am 
8. Juni desſelben Jahres noch nicht in Wirkſamkeit getreten war. 

15) Vergl. in dieſer Beziehung beſonders die Abſtimmungen in der Bundesverſammlung über 
die Aufhebung des in anerfannter Wirkjamfeit beftandenen bannover’ihen Staategrunds 
er Sept. 1833, in den Protofollen der deutichen Bundesverſammlung 1839, $. 227, 
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fte rechtzeitig ftattgefunder haben, d. h. bevor die Verfaffung ſchon in anerkannter 
Wirkſamkeit beftand. 

b. Die Betheiligten müffen vie Wirkſamkeit der Verfaſſung anerkannt 
haben, oder jene muß durch ihr Handeln nah ober auf Grund der fraglichen 
Berfaffung bergeftellt fein. Die Betheiligten (cf. Wiener Schlußafte Art. 53) find 
aber, abgefehen von dem Rechte der übrigen in der Bundesverfammlung reprä- 
fentirten Bundesglieder und deren Recht, für die Aufrechthaltung des Principe 
‚des Art. 56 aufzutreten, die Regierung und bie Stände, und zwar was leßtere 
betrifft, die „bermaligen“, d. h. durch dieſe BVerfaffung beftimmten oder ins 
Leben gerufenen landftändifchen Organe. Es bedarf mithin keiner Anerkennung 
durch die früherhin gefelich beftandenen Stände, hinfichtlic deren nur in Frage 
fommen kann, ob und inwieweit durch ihr Auftreten die Annahme der anerkannten 
Wirkſamkeit gehindert werde 16), In Betreff ver Regierung aber muß, im Zu— 
fammenhalt mit andern ftaatsrechtlihen Principien, behauptet werben, daß theils 
nur die Anerkennung des Souveräns, bes regierenden Fürſten oder der ihn 
vertretenden Regierungsorgane, nicht die der Agnaten oder eventuellen Succeffions- 
berechtigten 17), welche gar fein Glied des gegenwärtigen Staatsorganisnus bilven, 
erforderlich fei, und daß anderntheils die vorhandene anerfannte Wirkſamkeit dadurch 
nicht geftört werden fann, daß bei einem Thronwechſel ver Nachfolger der be 
ſtehenden Verfaſſung feine Anerfennung verfagt, oder feinerjeits noch feine bie 
Wirkſamkeit anerfennende Handlungen vorgenommen bat, Dies folgt von felbft aus 
dem richtigen Grundfag über die rechtliche Bedeutung der Regentenhandlungen und 
über die Verbindlichkeit des Nachfolgers aus den Handlungen des Vorfahren, wie 
ihn fhon v. Kamptz in ver befannten, biefen Gegenftand betreffenden Schrift 
©. 58 formulirt hat 18). Die anerkannte Wirkſamkeit aud von ber Anerkennung 
der eventuellen Thronfolger oder des jest eintretenden Succefjord abhängig machen 
wollen, hieße vie Bedeutung des ftaatsrechtlihen Principe, welches durch ben 
Art. 56 der Wiener Schlußakte fanktionirt ift, und damit zugleich die Stetigkeit 
und Kontinuität der ftaatlihen Ordnung, die burd den Tod des zeitigen Fürften 
nicht gelöst wird und feiner neuen Begründung mit dem Nachfolger bedarf, völlig bei 
Seite jegen! Indeſſen muß dieſe Regel, daß zur anerfannten Wirkfamkeit ein 
Konfens der Agnaten zu der in Wirkjamfeit tretenden Verfaſſung nicht erforberlich 
ift, doch in Betreff derjenigen Beftimmungen eine Ausnahme leiden, welche nad) 
Principien des deutſchen Staatsrechts nicht ohne Zuftimmung der Agnaten zu ihrem 
Nachtheil verändert werden können, wie dies binfichtlid der Succeffionsorbnung 
und der Dispofitionen über die Subftanz des Domaniums der Fall ift, Denn 
diefe Rechte haben wirklid; die Natur eines ohne Einwilligung der vorhandenen 
Betheiligten nicht zu verlegenden jus quesitum *), und man wirb baber aud 


16) Hiernach war aljo „. B. das zweifellos in anerkannte Wirkfamfeit getretene bannovers 
ſche Yandesverfaffungsgeleg von 1840 unanfehtbar geworden, obwohl die ftaatsgrundgejeplichen 
Stände nicht konjentirt batien. Noch mehr mußte dies aber von dem Landesverfaſſungsgeſetz vom 
5. September 1848 gelten, welches überdies in verfaffungsmäßiger Form mit den Ständen ver« 
einbart worden war. 

17) Bol. Zahariä, Deutiches Staats: und Bundesrecht. 2te Aufl. Tb. 1, 8. 53, Note 5. — 
Bemerfenswertb ift in diefer Hinficht das audy vom Standpunkt des monarchifchen ‘Principe die 
ragt a fe. bayerifche Votum in den Protofollen der Bundesverfammlung 1839, 
17. Sig $. 227. 

18) Vergl. Zahariia. a. O. 8 65, $. 76 f. 

*) Anm. d. Ned. Unſers Erachtens ſteckt in diefer Partie des deutichen Staatsrechts noch 
ein Stü mittelalterlicher Mifhung von Private und Staatsrecht, die allmälig auch der modernen 
Scheidung beider Gebiete weichen muß. 
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nicht im Abrede ftellen dürfen, daß ein wiberrechtlich ausgefchloffener Succeffions- 
berechtigter troß der fonft vorhandenen anerkannten Wirkſamkeit einer Verfaſſung 
fein Succeffionsreht geltend machen könne, und daß der Nachfolger in ver Regie- 
rung nicht behindert fei, die ohne jeine Einwilligung gefchehene Veräußerung bes 
Domaniums anzufechten. 

Wenn nun die Frage aufgeworfen wird, inwiefern bei der Beurtheilung ver 
anerfannten Wirkfamkeit einer Berfaffung ein Eingehen auf den Rechtspunkt 
über die nadte Thatjache des Beſitzſtandes hinaus zuläffig oder erforderlich fei, fo 
wird man fagen müſſen: Ein foldhes Eingehen ift infoweit nothwendig, ald davon 
die Wirkſamkeit ver Berfafjung überhaupt und insbefondere die anerfannte 
Wirkſamkeit als abhängig erjcheint, und infofern ift es unzweifelhaft wahr, daß 
dad nudum factum possessorium nidyt als genügend zu betradhten iſt. Ausge- 
fhlofjen find dagegen alle nur die Rechtsgültigkeit der in anerkannter Wirk: 
famkeit beftehenden Verfafjung betreffenden Fragen. Daher wird 3. B. ba, wo einer 
fattifh in Wirkfamkeit beftehenden Berfafjung vie Anerkennung deßhalb verfagt 
wird, weil die Verfaſſung von einer angeblich hiezu nicht legitimirten Regierung 
errichtet und in Wirkjamkeit gejegt wurde, die fih daran knüpfende Rechtsfrage 
mit zur Frage von der anerfannten Wirkſamkeit gehören 19). Dies war z. B. der 
Fall in dem 1828 f. vor der Bundesverfammlung verhandelten Streit über bie 
ermeuerte braunſchweigiſche Landſchaftsordnung von 1820, indem der Herzog 
Karl der vormundſchaftlichen Regierung, von welcher die Verfaſſung ausgegangen 
und in Wirkſamkeit gefegt war, vie Befugniß zur Berfafjungsänderung (nad ge 
meinem Recht freilid ohne Grund, vergl. Zachariä, Deutſches Staats- und 
Bundesrecht. 2te Aufl. Th. I, $. 82) beftritt, und wenn dieſe Frage bier nicht 
zur Entiheivung kam, fo lag der Grund darin, weil ver Bundesbefhluß vom 
4, November 1830 (nad) Inhalt des Rommijjionsvortrags im Protokoll ver Bun- 
beöverfammlung von 1830. ©. 717 f.) auf die eigene Anerkennung des Herzogs 
gene werben konnte. In Betreff der Stände dagegen kann eine analoge, die 

egitimation betreffende Frage deßhalb gar nicht entftehen, meil die Stände nicht 

wie die Regierung auch unabhängig von der konkreten Verfaſſung beftehen, jondern 
ihre GEriftenz immer auf viefelbe zurüdzuführen haben. Es kann daher auch ſtets 
nur darauf anfommen, ob die Stände derjenigen Verfafjung, deren anerkannte 
Wirkſambkeit in Frage ift, lettere durch ihr, den Beſtimmungen diefer Verfaſſung 
entfprechendes Handeln begründet haben. 

Steht aber hiernach feft, was poſitiv in die Frage vom ftaatsrehtlichen 
Beſitz gezogen werben muß, oder zur anerkannten Wirkfamkeit einer Verfaſſung 
gehört, jo muß ambererjeits zu den negativen Komfequenzen des Princips ge- 
rechnet werben : 

1. Die anerkannte Wirkjamteit kann deßhalb einer Verfaſſung nicht abge— 
ſprochen werden, weil bei der Errichtung derſelben mit Rückſicht auf das bisherige 
Berfaffungsreht Formwidrigkeiten vorgefommen find, oder weil behauptet wird, 
daß die vorher geltende Berfaffung niht auf verfaffungsmäßige Weife 
abgeändert worden fei. Denn die formal redhtsgültige Entftehung der Verfaffung 
bedingt den Begriff des Beftehens in anerkannter Wirkſamkeit augenfheinlid in 
feiner Weiſe. Defhalb war 3. B. bei dem Streit über das in anerfannter Wirk- 
ſamkeit beftehende Staatsgrundgefeg Hannovers vom 26. September 1833 bie 





19) Aehnlich wäre der Bu einer auf den Handlungen eines illegitimen Zwiſchenherrſchers 
berubenden Wirfjamfeit einer affung. 
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Frage, ob eine vollſtändige Vereinbarung darüber mit den Ständen von 1819 
ſtattgefunden habe, was die Regierung des Königs Ernſt Auguſt beſtritt und auch 
das öſterreichiſche Votum (Protokoll der Bundesverſammlung von 1839, 8. 227) 
negirte, für die rechtliche Entſcheidung völlig irrelevant und ein Eingehen auf dieſe 
Frage, mit welcher in den meiſten Fällen die anerkannte Wirkſamkeit beſtritten 
und das Princip des Art. 56 der Wiener Schlußakte völlig illuſoriſch gemacht 
werden könnte, gar nicht am Platze. Noch unbegründeter war aber bei dem neuern 
hannover'ſchen Verfaſſungsſtreite in den Vorträgen der Reklamationskommiſſion 
und des ſogenannten politiſchen Ausſchuſſes in der 9. und 10. Sitzung der 
Bundesverſammlung vom Jahre 1855 das Hereinziehen der Frage über die Recht— 
mäßigkeit der Aufhebung des $. 180 des Landesverfaffungsgefeges vom Auguft 
1840 durch das Gefeg vom 10, April 1848, durch welches die Entftehung des 
Verfaffungsgefeges vom 5. September 1848 in verfaffungsmäßiger Form ermöglicht 
werden war. Denn abgefehen von der logifhen Grundlofigfeit der Argumentation 
in Nr. 1 des Gutachtens des politiichen Ausfchuffes, welche fih doch auch die 
hannover'ſche Regierung bei den betreffenden Publikationen anzueignen Anftand ge— 
nommen hat, obwohl die nur dadurch geftügten Konklufionen im vollften Umfange 
acceptirt und verwirklicht worden find 20), — war die frage über die angeblid) 
verfaffungsmwidrige Aufhebung des $. 180 des Landesverfafjungsgefeßes von 1840 
für das Recht des Bundes, eine Abänderung der, wirflic bundesrechtliche Grunb- 
füge verletzenden, Beftimmungen des DVerfaffungsgefeges von 5, September 1848 
von der hannover’ihen Regierung zu verlangen, ganz irrelevant, da der Bund 
durd Feine auf dem innern Staatsleben berubende anerfannte Wirkſamkeit einer 
Verfaſſung daran gehindert werben fann, fein Recht geltend zu machen, fo lange 
er nicht jelbft darauf verzichtet hat. Der Regierung Hannovers aber konnte bei 
der augenjcheinlid vorliegenden anerfannten Wirkſamkeit der landftändifhen Ver— 
fafjung, wie fie dur das DVerfafjungsgejeg vom 5. September 1848 in vollitän- 
digem Ginvernehmen zwijchen König und beiden Kammern und felbit mit Zuftim- 
mung des Thronfolgers feftgefegt worden war, dadurch fein Recht gefchaffen werben, 
was nicht ohnedies nach dem Bundesrecht oder der eigenen Yandesverfafjung zufolge 
begründet war; und völlig unbegründet ift deßhalb die ohne alle Rechtfertigung 
gebliebene Behauptung des Ausſchuß-Gutachtens, daß der Regierung die Rückkehr 
zu den außer Wirkfamfeit getretenen Beftimmungen des Landesverfaſſungsgeſetzes 
von 1840 duch das ganz unzuläffige Hereinziehen der materiellen Ungititigkeit 
des Geſetzes vom 10. April 1848 rechtlich erleichtert werde, weil das Landes— 
verfaffungsgefeg von 1840 nicht in verfaffungsmäßiger Weife abgeändert und 
deßhal bnoch als in anerkannter Wirkfamkeit beftehend zu betrachten fei. In Betreff 
aller dem abfoluten Bundesreht nicht widerſprechenden Beitimmungen, wozu 
namentlich auch die Kompofition der erften Kammer und die aufgehobene Vertretung 
der Nitterfhaften als folder gehörte, mußte bei einer wirklich rechtlichen Ent- 
iheidung der Sache die ganz zweifellofe anerfannte Wirkfamfeit der durch das 
Verfaffungsgefeg vom 5. September 1848 geregelten landſtändiſchen Verfafjung 
Hannovers unbedingten Schuß gewähren und die etwa wünſchenswerthe Abände- 
rung lediglih auf den verfaffungsmäßigen Weg gewiefen werben. 

2. Die anerfannte Wirkſamkeit wird auch dadurch nicht ausgejchloffen, daß 


20) Abgedruckt find diefe feiner weitern Kritit zu untergiebenden Gutachten der beiden Auss 


ſchüſſe nun auch im der Zeitichriit für Verfaffung und Verwaltung im Königreich Gannover, 
berausgeg. von v. Lenthe. Bd. 1, S. 675 f. ©. 718 f. . 
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durch die jetzt darin beſtehende Verfaſſung vormals beſtandene materielle Rechte 
der Regierung oder der vormaligen Stände aufgehoben oder beſchränkt (verletzt) 
worden find. Dies ergiebt ſich in Betreff ver Stände evident aus dem, Gegen— 
fag, in welchem Art. 55 und 56 der Wiener Schlufafte zu einander ftehen, in 
Betreff ver Regierung daraus, daß fie im Art. 56 unbebingt bei Abänderungen 
auf den verfafjungsmäßigen Weg verwiefen wird, und in Betreff beider 
daraus, daß der Begriff der anerfannten Wirkfamkeit einer Verfaffung von Map 
und Form der dadurch geregelten Rechtszuftändigfeiten unabhängig ift. Auch in 
biefer Beziehung hat vie Beurtheilung, welche ver hannoverichen VBerfaffung von 
Bundes wegen zu Theil geworben ift, gegen das Princip des deutſchen Staats- 
und Bundesrechtes in der auffälligiten Weife verftogen und für das Yand eine 
Reaktivirnng von Zuftänden im Gefolge gehabt, vie weit über die Forderungen 
der grapaminirenden Ritterſchaften und felbft ven die Vertretung der Ritterfchaften 
in erfter Kammer betreffenden Bundesbeſchluß vom 12. April 1855 hinausgehen 24, 
Doch gehört dies nur beifpielsweife hieher. Uebrigens verfteht ſich auch hierbei 
von felbft, daß Rechten, die auf einer über ver Verfaffung ſtehenden Sanktion 
beruhen oder dadurch geſchützt werden,’ bei Geltendmachung berjelben die anerkannte 
Wirkſamkeit der BVBerfafjung nicht entgegengehalten werben fann. In Betreff ver 
Rechte des Staatsoberhauptes braucht hier nur an Art. 57 der Wiener Schluß: 
afte erinnert zu werben; in Betreff ftändifcher Nechte aber liegt das Beiſpiel, 
welches ver Art. 14 der deutſchen Bunvesafte in Betreff der vormaligen Reichs— 
ftände und unmittelbaren Reichsritterfchaft gewährt, vor der Hand, 

3. Der Rechtsſchutz, welcher ver in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden Ver— 
faffung gebührt, fann, wie fi) von felbft verſteht, deßhalb nicht verjagt werben, 
weil die fraglihe Verfaſſung gegenwärtig faktiſch befeitigt ift, und bunbes- 
rechtlich kann es feinem Zweifel unterliegen, daß im Art. 56 der Wiener Schlußafte, 
jo zu jagen, nicht blos ein Interdietum retinend®, fonvern aud recuperand® 
possessionis enthalten ift. Der Umftand, daß die in anerfannter Wirffamfeit be- 
ftehende Berfaffung für aufgehoben erklärt, die danadı beftandene Ständeverfamm- 
lung aufgelöst und eine andere einberufen ift, ſchließt nur eine faktiſche, nicht 
aber eine rechtliche Aufhebung des ftaatsrechtlichen Befigftandes in fi. Die Frage 
wird dann nur die fein, wer zur Vertretung der aufgehobenen Berfaffung als legitimirt 
zu betrachten fei, und ob die deutiche Bundesverfammlung aud ex officio für 
Aufrehthaltung des Princips des Art. 56 einzutreten habe? was bier nicht weiter 
zu erörtern, wovon aber legteres, im Hinblid auf Art. 61 derſelben Schlußakte, 
nicht zu bezweifeln, auch 3. B. im Jahre 1839 bei Gelegenheit der Verhandlungen 
über die Aufhebung des hannover'ſchen Stantögrundgefeges von 1833 der Sade 
nah als Recht von der Bundesverfammlung in Anjprud genommen worden ift. 
As feſtſtehend ift hiernad zu betrachten, daß Alles, Juas ſich der in anerkannter 
Wirkſamkeit beftehenden Verfaffung gegenüber nur ald factum turbatorium ver- 


21) In gleicher Weife würde genen das Princip des Art. 56 verftoßen werden, wenn die 
Bundesverſammlung der bekannten Beichwerde einiger im Herzogthum Gotha landſäßiger, auswärts 
domicifürter Grafen und Ritter, wegen Aufhebung des ihnen früher zuftändigen Landſtandſchafts— 
rechtd gegen das in anerkannter Wirkſamkeit befindliche koburg-gothaiſche Grundgeſetz von 1852 
deferiren wollte, Siebe dagegen die ſehr gründliche, von Summer verfußte, „Darlequng dee 
Ungrundes der Beſchwerde — in Betreff der landftändifchen Verfaſſung des Herzogthums Gotha”, 
welche mit der vortrefflichen, wabre Regentenmweisbeit befundenden und energiichen Erklärung des 
regierenden Herzogs vom 19. Juli 1855 der Bundesverfammlung übergeben wurde. Aus der 
erwähnten „ Darlegung des Ungrundes ꝛc.“ find für die vorliegende Frage bejonderd die Aus— 
führungen $. 138 f. bemerfenswertb. —W 
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hält, oder nur als nicht beendigter Verſuch, eine andere Verfaffung an deren 
Stelle in Wirkſamkeit zu fegen, qualificirt, den Begriff ver anerfannten Wirkfamteit 
gnd deren rechtliche Folge zu befeitigen nicht im Stande ift. Auch fteht fo viel 
uanz zweifellos feſt, daß niemals zwei Berfafjungen neben einander in bemfelben 
Staate in anerkannter Wirffamfeit beftehen können, fo wenig wie eine possessio 
plurium in solidum an verfelben Sache möglih ift. Wenn alfo Streit zwifchen 
zwei Berfaffungen ift, von welchen jede das Beftehen in anerkannter Wirkſamkeit 
für fid) in Anfprudh nimmt, jo muß nothwendig durd das Anerfenntniß der aner- 
kannten Wirkfamkeit der einen Verfaffung der andern die rechtliche Bedingung des 
Schutzes abgefprohen werden. Die Entſcheidung muß aber nothwendig für die— 
jenige Berfaffung ausfallen, welche den legten ruhigen oder unangefod- 
tenen, ftaatsrehtlihen Beſitzſtand für ſich hat. Wenn alfo die Thatfachen 
welche für die anerfannte Wirffamkeit der jüngern Verfaffung angezogen werben, 
deßhalb feinen ruhigen Beſitzſtand für dieſelbe begründen können, weil fie mit ben 
Schritten legitimirter Organe für Aufrechthaltung der Altern in anerfannter Wirf- 
famkeit beftandenen Berfaffung zufammenfallen, oder weil der Schuß des Art. 56 
für legtere von kompetenter Seite bereits in Anſpruch genommen und nicht wieber 
aufgegeben war, fo muß der jüngern, jetzt faktiſch beſtehenden Verfaffung die aner- 
konnte Wirkſamkeit negirt und der Wahrfprud für die ältere Berfafjung gegeben 
werben. Hiernach hätte z. B. feitens des Bundes im Jahre 1839 dem Staats- 
grundgefege von 1833 umb nicht der unter allgemeinem Widerſpruch des Landes 
und jelbft der berufenen Ständeverfammlung faktiſch in Wirffamfeit gefegten Ber- 
faffung von 1819 die anerfannte Wirffamkfeit zugefprohen werben müſſen und 
e8 bemerkte das f, bayer iſche Votum (Situng der Bundesverfammlung vom 
22. Auguft 1839, Protofoll $. 227) in diefer Beziehung der Sache nad ehr 
richtig, „daß bei Beurtheilung des rehtlihen Befigftandes in einem gegebenen 
Falle ver Zuftand in jenem Zeitpunfte ins Ange zu faſſen fei, wo fih ber Fall 
ereignet hat, nicht aber der Zuſtand, deſſen Herbeiführung durch vie beſchwerende 
Verfügung gerade den Gegenftand der Beſchwerde ausmacht. Eine entgegengefegte 
Auslegung des Art. 56 der Schlufafte würde dieſen Artifel beveutungslos und 
unwirkſam machen, fie würde ihn des Charakters der Ständigkeit, an deſſen Be— 
hauptung alle Bundesregierungen gleidy betheiligt find, entkleiven. Hiernach werben 
fih aus Handlungen der, nad Aufhebung der landſtändiſchen Berfaflung vom 
26. September 1833 in einer von biefer abweichenden Form berufenen Berjamm- 
lung keine rechtlichen Folgen ableiten laffen, und ſolche können, ganz abgejehen von 
der Zufammenfegung und dem individuellen Charakter der Kammer 22), zum Be— 
weife wieder eingetretener Wirffamfeit der Berfafjung von 1819 nah dem Sinne 
des Art. 56 um fo weniger dienen, wenn fie, wie bier größtentheils der Fall, zu 
der Zeit wo die hannover'ſche Berfafjungsfrage zweifelhaft und zum 
Gegenftand von Bundesverhandlungen geworden ift, nod nidt ein- 
mal vorgegangen waren“. Anvererfeits muß aber die Entſcheidung nothwendig 


22) Die berufenen Stände von 1819 waren nur unvollftändig zufammengetreten, die wich 
tioften Korporationen des Landes waren unvertreten und batten fich beſchwerend an die Bundes— 
verfammlung gewendet, die zweite Kammer hatte fih für infompetent erklärt und mar wieder 
aufgelöst worden; der Streit jelbft, auch abgefeben von der Legitimation der Befchwerdeführer, bei 
der Bundesverfammlung eingeleitet, ald es der Regierung gelang, mit einer, troß aller Wahl⸗ 
quäfereien unvolftändigen, großentbeil® aus Minoritätswahlen bervorgegangenen Kammer zu 
materiellen Verhandlungen zu kommen. Sämmtliche bier in Betracht kommende Aktenftüde enthält 
das bannover’fhe Portfolio. 3 Bde. Stuttg. 1839, 1840. 
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zu Gunſten der neuen Berfaffung gegeben werben, wenn alle Thatfachen, welche 
eine Anfechtung verfelben von überhaupt in Betradht kommenden Subjeften be- 
kunden oder bezweden, einer Zeit angehören, wo bie neue Verfaſſung bereits in volle 
anerkannte Wirkfamkeit getreten und für diefe ein ruhiger Befigftand begründet worben 
war. So verhielt es ſich zweifellos bei dem jüngften hannover' ſchen Berfafjungs- 
fireit mit der durch das Verfaſſungsgeſetz vom 5. September 1848 begründeten 
landftändifchen Verfaſſung des Königreichs und ebenfo, und hoffentlich mit befferm 
Erfolg, darf das koburg-gotha'ſche Grundgejeg von 1852 den Schug in Anfprud 
nehmen, welcher das in Art. 56 der Schlußakte anerkannte ftnatsrechtliche Princip 
dem ruhigen Befisftand oder dem in anerkannter Wirffamfeit beftehenden Berfaf- 
ſungsrecht zu Theil werben läßt. H. A. Zachariu. 


- 


Befferungsanftalten, |. Gefängnißweſen. 


Bethbmann: Hollweg. 


Morit Anguft von Bethmann-Hollweg wurde am 18. April 1795 zu 
Frankfurt a. M. geboren. Nachdem er auf dem Gymnaſium feiner Baterftabt, an 
welhem damals unter Andern Grotefend, Mathiä und Scloffer wirkten, die wiſſen— 
ſchaftliche Borbildung erhalten hatte, bereiste er unter 8. Ritters Führung in den 
Jahren 1811— 1813 die Schweiz und Italien und begab ſich dann nad Göttingen, 
um bie Rechte zu ftudiren. Hier war e8 Hugo, fpäter in Berlin, wohin Bethntann- 
Hollweg zur Fortjegung der Studien im Jahre 1815 überfievelte, Savigny, welche 
für die wiſſenſchaftliche Entwidlung Bethmann-Hollwegs von befonders beftimmen- 
dem Einfluß wurden. Bethmann-Hollweg ſchloß fich ganz der fogenannten hiſtoriſchen 
Schule an, zu deren beveutenpften Vertretern er bald gezählt werben follte, Der 
Aufenthalt in Berlin wurde aber auch noch in anderer Weife für die Lebensrich— 
tung Bethmann⸗Hollwegs entfcheidend. Bol lebendigen vaterländifchen Gefühls und 
Strebens wurde der junge Mann von dem freien und kräftigen Geift, der nad) 
dem eben vollbrachten Weltfampfe noch das preußifche Wefen durchdrang, tief erfaßt. 
Er gewann die Ueberzeugung, daß allein in dieſem Staate dem nationalen Leben 
eine Stätte bereitet fei, wo in geiftigereligiöfer Hinficht, wie in Bezug auf politifche 
Entwidlung und Macht den Bedürfniſſen und Beftrebungen des Volls in größerm 
Maße Befriedigung geboten werde, und an welche fi darum für die ganze deutſche 
Ration die Hoffnung neuen großen Aufſchwungs knüpfen müſſe. Nach Vollendung feiner 
Studien war daher Bethmann-Hollmeg nur wenige Jahre abweiend von Berlin 
geweſen, als er im Jahre 1819 dahin zurüdkehrte, und indem er fid) als Docent 
der Rechte an der Univerfität habilitirte, für immer Preußen als jein Vaterland 
erfor, „weil er in ihm den Hort des deutfchen Vaterlandes erfannte”. — Geine 
wiffenfhaftlihen Leiftungen errangen Bethmann-Hollweg bald einen glänzenden 
Ruf und noch nicht dreißigjährig erhielt er die ordentliche Profefjur für Givilrecht 
und Proceß an der Berliner Univerfität. Ein nah allen Richtungen hin größerer 
und bebeutenderer Wirfungsfreis follte fi) aber Bethmann-Öollweg eröffnen, als 
er auf feinen Wunſch im Jahre 1829 an die Univerfität zu Bonn verjegt worden 
war. Hier blieb er ald Lehrer bis zum Jahre 1842 thätig, wo er zum Amte des 
Kurator der Bonner Univerfität berufen wurde, das er bis 1848 verwaltete, Im 
Jahre 1845 war er außerdem zum Mitglied des Staatsrathes aus bejonderem 
Vertrauen ernannt worden. Neben der ausgezeichneten wiſſenſchaftlichen Berufs- 
thätigfeit, neben ven einflußreihen Beziehungen zur Univerfität und zum Staat, 
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darf auch die kirchliche Stellung, welche fih Bethmann-Hollweg während des ge— 
nannten Zeitraums am Rheine gefchaffen hatte, nicht unberührt bleiben. Die evan- 
gelifhe Kirche daſelbſt ſah in dieſem Manne, der für vie religiöfen Intereflen in 
engeren und weiteren Kreifen mit wärmfter Hingebung wirfte, eine ihrer Haupt- 
ftügen, und im der ganzen evangelifchen Kirche Preußens, wie weit über die Grenzen 
des Landes hinaus, genoß Bethmann-Hollweg eines Vertrauens und Anfchens, wie 
es jelten einem weder durch befondern Beruf oder Dienft der Kirche verbundenen 
Mitglied zu Theil werden wird. 

Die Kataftrophe, welche Preußen im Jahre 1848 traf, eröffnete Bethmann- 
Hollweg ein neues und weites Gebiet der Thätigfeit. Sein Staatsamt zwar fah 
er fi) bewogen, alsbald nah dem Umſchwung niederzulegen, aber in ber gefahr- 
vollen Yage, in welder das Vaterland unter dem Sturm und überfteigenden Wir- 
warr revolutionärer Zuftände ſchwebte, und bei der dem Staate gewordenen Auf- 
gabe, nad) tiefen Erfehütterungen neue, feiner Natur und feinem Beruf entſprechende 
Bahnen der Entwidlung wieder zu gewinnen, bielt es Bethmann-Hollweg für feine 
Pflicht, mit allen Kräften und mit dem ganzen Maß feines Cinflußes in ben 
Kampf und in die Bewegung der Zeit einzutreten. Denn er war überzeugt, daß 
die nene Gabe des öffentlichen Lebens und der politifchen Freiheiten für ben Sieg 
ber fo vielfach bedrohten Güter des religiöfen, ſittlichen und ftaatlichen Lebens und 
für die fräftige Entwidlung des VBaterlandes eine ftarfe Waffe und einen geeigneten 
. Boden bieten würbe, wenn Alle, denen des Vaterlandes Wohl am Herzen läge, 
mit Entichloffenheit und Eifer diefelbe ergriffen und benutzten. 

Zu diefer Anſchauung wurde Bethmann-Hollweg um fo mehr geführt, als er 
das politifche Syftem und vie politifchen Verhältniſſe der letten Jahre vor 1848 
längft als unbaltbar erfannte. 

Er hatte mit Schmerz und Sorge nad den Befreiungsfriegen eine lange, 
fünfundzwanzigjährige Zeit des Friedens vorüber gehen fehen, in der für Löſung 
ver großen, Preußen geftellten Aufgaben zwar manches gefchehen, die größten und 
jchwierigften aber immer mehr zurüdgefheben worden waren. Für die neue Regie 
rung hatte fid) daher eine Summe der verfchiedenartigften Anforderungen und 
Erwartungen angehäuft, denen im Wolfe eben fo verfchiedenartige Tendenzen und 
Kräfte entiprachen. 

"Wie ein großer Theil der Nation fam Bethmann-Hollweg bei dem intritte 
des neuen Regiments (1840) dieſem in folder Beziehung mit vollen Hoffnungen 
entgegen; während ver erften Jahre vesfelben ſchien ihm die Regierung aud in 
der That den rechten Weg zu betreten. Aber er fand, daß nur zu bald vie Regie» 
rung Einheit und Sicherheit verlor und in eine halbe Widerftandspolitif ohne 
lebendige Kraft und ohne wahres Selbftvertrauen gerietb. So geftalteten ſich je 
länger je mehr jene Gegenfäge, die in der Regierung wie im Volke fi) abfpiegelten, 
zu inneren Widerſprüchen, tie unter dem abfoluten Regiment zufammengepreßt, 
eine dumpfe niederdrückende Gewitterfchwüle erzeugten, und wenn ber zündende 
Funken von aufen binzufam, die Gefahr einer Erplofion nur allzu nahe legten. Die 
Art und Weife, wie diefes Syſtem fiel, mußte Bethmann-Hollweg tief beflagen, aber 
ebenfo mußte er die Aufhebung diefer Spannung als einen entſchiedenen Gewinn 
betrachten und jede Rückkehr zu dem alten Syſtem ihm ververblih und thöricht 
erfcheinen. Vielmehr hielt er für Preußen die rüchaltlofe Annahme und Durdfüh- 
rung der fonftitutionellen Verfaffungsform für nothwendig und geboten, nicht wegen 
der Revolution, fondern weil und indem bierzu bereits vor 40 Jahren der Grund 
gelegt worden war und die ganze Entwidlung feitden, trog aller Hinderniſſe und 
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Abweihungen doch dieſem Ziele unverkennbar zugeftrebt hatte und feinen andern 
naturgemäßen Abſchluß zuließ. Freilich erachtete Bethmann-Hollweg als felbftver- 
ftänplih, daß man in Preußen hierbei nicht das fonftitutionelle Syſtem der 
romaniihen Staaten, insbeſondere Frankreichs oder das bisherige Zwitterſyſtem 
der Heinern deutſchen Staaten zum Mufter nehmen dürfe; aud das Uebertragen 
der engliihen Verfaſſung in ihren Details und Gigenthimlidffeiten glaubte er als 
ein mechaniſches Verfahren, das mit der freien Entwidlung eines von bejonderen 
und lebendigen Kräften getragenen Körpers wie der Staat im Widerſpruch ſtünde, 
verwerfen zu müfjen. Wohl aber fand er in der engliichen Verfaſſung das Princip 
des Fonftitutionellen Syftems, wie es mit dem geſchichtlichen Yeben und Beruf 
Preußens in Einklang ftand und wie es zugleih den wahren Ausorud eines 
Naturgeſetzes bildet. „Reine Regierung”, fand Bethmann-Hollweg, „aud die abſo— 
Iutejte, fann in völliger Ijolirung oder Entgegenfegung gegen die im Volke lebenden 
Ueberzeugungen, Wünſche, Neigungen bejtehen. Die Kunft, Völker zu regieren, hat 
man von jeher darin gefunden, dieſes unfichtbare in ihnen wirfende agens zu 
erfennen, darauf zu influiren und es zum Heil des Staats zu gebraudyen. Hierfür, 
was in dem abfoluten Staate einfeitig oder formlos gejchieht, hat der Fonftitutio- 
nelle eine Rechtsform. Der Fürſt will nicht bloß durd das Echo der von ihm 
mehr oder weniger abhängigen Organe, der Staatsbeamten, jid über jene Geſammt— 
ftimmung des Volkes belehren, fondern will jelbitjtändige Organe vejjelben ver- 
nehmen, mit diefen verhandeln und auf dieſem Wege die unentbehrlidhe Einheit 
anftreben. Ia er bat feinen Willen, nur in diefer Gemeinſchaft zu handeln, ein 
für allemal dadurd erklärt, daß er fein Handeln in gewiſſen Fällen von der Zu— 
ftimmung jener Organe abhängig macht. Aljo Gemeinſchaft ift das Ziel, die nicht 
bie Frucht einer die Sonverthümlichkeiten vertilgenden Bildung, die vielmehr das 
Grundgeſetz der Geifterwelt, die höchſte That freier und vernünftiger Weſen, eine 
Erhöhung ihrer Perfönlichkeit ift; — Haupt und Glieder follen in organijcher 
Einheit ftehen." Die englifhe Berfafjung im Gegenſatze des franzöfifhen Kon— 
ftitutionalismus beruht nun auf der Borausjegung jener immanenten Einheit 
des Hauptes und aller Glieder, und dieſe Vorausfegung iſt feine Fiktion, fie ift 
volle Wahrheit und das eigentliche Lebensprincip diefes großen Gemeinweſens. 
Dana hielt Bethmann-Hollweg die fonftitutionelle Berfaffung, als deren 
wefentlihe Merkmale eine Yandesvertretung mit entfcheidender Mitwirkung bei 
der Geſetzgebung und der Yeitjtellung des Staatshaushaltes, ſowie eine einheit- 
liche Regierung mit moralifher und rechtlicher Verantwortlickeit gegenüber dem 
Lande erjheinen, für die richtige Orundlage, auf welder fortan in Preußen weiter 
gebaut werben mußte. Dagegen erklärte er fid, beftimmt gegen das Syſtem ftän- 
difcher Berfaflung, wie es unter der Aegive des Bundestags von der öfterreichijchen 
Staatstunft und Staatslehre als das allein mit der Monarchie verträgliche für 
Deutfchland vekretirt worden war, indem er darin nur ein tendenziöjes und will: 
fürlihes, eben fo wenig dem hiſtoriſchen Recht als dem realen Bedürfniß ent- 
fprehendes Gebilde fand. Und eben fo wenig hielt Bethmann-Hollweg vie Juſti— 
tutionen des Polizei und Beamtenftaates fowie die des Patrimonialjtantes geeignet, 
als Bafen des neuen Berfafjungsbaues, fo weit fie beftanden, angewendet oder 
neu wieder ins Leben gerufen zu werben. Er betrachtete es vielmehr als eine folge 
rechte und eine erfprießliche Konjequenz der neuen Ordnung der Dinge, daß aud) 
die noch erhaltenen patrimonialen Gerechtſame des großen Orundesbefiges wegfielen, 
fo wie daß die Adminiftration eine burchgreifenve ———— erführe, wogegen er 
indeß als beſondere Aufgabe der ganzen konſervativen Partei betrachtete, dagegen 
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zu wirken, daß nicht bei einer nenen Gemeindeverfaffung, namentlich in den ländlichen 
Gemeindeverhältnifien, Alles anf eine numeriſche Repräfentation zurüdgeführt würde, 
und jodann, daß durch die Neuerung nicht nach franzöſiſchem Mufter eine willfürliche 
Einzelverwaltung mit der ftrengften Gentralifation gefhaffen und dem Beamten- 
ftande die geficherte Eriftenz geraubt werde, worauf in Wejentlichem feine Tüchtigfeit 
und Ehrenhaftigkeit beruhte. War Bethmann-Hollweg der Anfiht, daß man auf 
dem bezeichneten Wege kräftig und entjchieven vorwärts fchreiten müfje, ohne 
Belleitäten irgend welcher Art nachzuhängen, jo forderte er andererfeits den feftejten 
Widerftand gegen das Syftem breitefter vemofratifcher Grundlagen und nivellirenver 
Geſetzgebung, welches mit der Revolution über das Land hereingebrodhen war und 
wie am Thron jo an dem ganzen biftoriicherechtlichen und natürlihen Zufammen- 
bang ftaatliher und geſellſchaftlicher Verhältniſſe rüttelte !). Mit Freude begrüßte 
Bethmann-Hollweg daher die rettenden Thaten im November 1848 und fie waren 
für ihn um jo mehr ein Gegenſtand wahrfter Befriedigung, als Preußen ganz 
allein durch eigene Kraft und durchaus felbftftändig diefen Läuterungsprozeß voll» 
bracht hatte. In diefer inneren Erftartung Preußens fah Bethmann-Hollweg zugleich 
auch nad) einer anderen Richtung, nämlid für die deutfchen Berhältniffe, insbefondere 
die Stellung Preußens in und zu Deutjchland, die Bedingung einer gebeihlichen 
Entwidlung. Die Nothwendigfeit einer Kräftigung und Nengeftaltung Deutichlands, 
die innige Verbindung Preußens mit demfelben, die Führerfchaft diefer rein deutſchen 
Großmacht in der Gejammtheit waren politifche Säge, zu denen Bethmann-Hollweg 
ſchon ſeit Jahren ſich befannt hatte; aber er fand Stellung, Streben und Thätigfeit 
weder der deutihen Nationalverfammlung noch der Reichsgewalt der Art, um davon 
Erfolge für die Wohlfahrt und Größe des deutſchen Vaterlandes abzufehen. ‘Er 
hielt für nöthig, daß Preußen, Preußens Regierung, das Heft der deutſchen Dinge 
in Händen halte und daß man das Ziel eines abftraften Einheitftaates aufgäbe. 
Sollte aber Preußen feinen deutſchen Beruf erfüllen, fo mußte es, nad Bethmann- 
Hollwegs Anficht, nicht in Deutſchland eine Stärke ſuchen, deren es felbit ent- 
behrte, ſondern in fich ſelbſt und durch fich ſelbſt erftarten, was nur durch Bes 
bauptung feiner Sonvereriftenz gelingen konnte. 

Was endlich Bethmann-Hollwegs kirchliche Thätigkeit betrifft, fo war dieſe 
einmal darauf gerichtet, die Vereinigung und Sammlung der der Kirche Ergebenen 
im Kampfe gegen den mächtigen revolutionären Geiſt zu bewirken und andererſeits 
auf die möglichſte Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit der Verwaltung der Kirche 
von den politiſchen Gewalten hinzuſtreben, deren beſtehender naher Zuſammenhang 
ſich in dieſer Zeit politiſcher Umwälzung uur zu ſehr in feiner Gefährlichkeit offen- 
barte. Ihm gebührt ein großer Antheil an dem Zufammentritt des erften deutjchen 
Kirdentages im Jahre 1848, der den auflöfenden Tendenzen ver Zeit, die aud) 
in das firdliche Gebiet einprangen, zu fteuern unternahm. Die einflußreiche Stel- 
lung, welche er auf dieſem erjten und allen folgenden Kirchentagen einnahm, war 
ein bleibendes Zeihen des ihm in der gefammten evangelifhen Kirche Deutſchlands 
geſchenkten Vertrauens. 

As Mitglied der erften preußifhen Kammer von 1849 zu 1850 fand 
Bethmann=Hollweg Gelegenheit, Lei der Revifion der preußifchen Verfaſſung mitzu- 
wirken, Er hielt hierbei an allen wejentlihen Rechten und Merkmalen des kon— 
ftitutionellen Staatsfyftems feft, aber er erflärte ſich gegen alle Beftimmungen, 


%. Es wird hierbei verwiefen auf „Reaktion und Sonderthümlerei. Sermon an die Konfers 
vativen von U. dv. Bethmann⸗Hollweg. Berlin 1848.” 
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die, wie das fogenannte Steuerverweigerungsreht und andere Inftitutionen, dem 
Spftem der parlamentarifchen Regierung zur Grundlage dienen follten, oder ohne 
innere Begründung dem franzöſiſchen Konftitutionalismus entlehnt waren. Bezüglich 
ver Landesvertretung forderte er die Bildung einer Pairsfammer, d. h. einer auf 
perfönlihe hervorragende Stellung gegründeten Kammer. Was die allgemeinern, 
Landesrechte und Freiheiten garantirenden oder Normen für die Specialgejeßgebung 
enthaltenden Säge der Berfafjung anlangte, jo fuhte Bethmann-Hollweg dahin 
zu wirken, daß dieſelben nicht ihrem Zwed wiberjprechenn einer guten Ordnung 
der Details und einer freien Berüdfihtigung der thatjächtlichen Bedürfniſſe hinder— 
lich in den Weg treten möchten, insbefondere hielt er die größte Vorſicht in dieſer 
Beziehung bezüglich der Beftimmungen über pas Gemeindewefen für nöthig. Das 
Verhältniß endlich zwiſchen Staat und Kirche betreffend, jo ging feine Forderung 
vor allem dahin, daß die evangeliihe, wie auch die katholiſche Kirdye fpeciell als 
jolde in ihrer konkreten hiſtoriſchen Geftalt und redhtlihen Stellung in der Ver— 
faffung anerkannt würden, daß ferner die Berfajfung ven Örundjag der Selbftverwal- 
tung für die evangelifche Kirche unzweideutig ausjpräce und ficherte und endlich, daß 
der paritätijche Charakter des preußiſchen Staats in der Berfajjung zum Ausdruck füme, 
Denn nun aud das Werk der Berfafjung bei ihrer Berfündigung Bethmann- 
Hollwegs Anfichten durchaus nit durchgängig entjprah und ihm mande Mängel 
zu enthalten jdien, jo betrachtete er diejelbe dennoch als einen werthvollen Ab— 
ſchluß der Berfaffungsentwidlung, an welden ohne Noth und wahres Bedürfniß 
nicht zu rütteln wäre, und in dem Volk und Regierung durch Achtung und jorg- 
fame Pflege fih einen Boden der Cinigung wahren müßten. Mit viel weniger 
Ruhe und Zuverficht blickte aber Bethmann-Hollweg auf ein anderes großes Wert 
der Geſetzgebung, welches während dieſes Zeitraums zu Stande gebradyt wurde: 
nämlich die umfafjenden Ordnungen über das Gemeindewejen. Bethmann-Hollwegs 
entjchievene Gegnerſchaft gegen dies Gefeg richtete ſich nicht gegen die Befeitigung 
patrimonialer Öerechtfame, nicht gegen Aufhebung des Uebergewichts eines Standes 
und die Herftellung größerer Freiheit und Selbftftänvigkeit ver Gemeinden, nod) 
überhaupt gegen das Beftreben einer umfafjenden Yegislative auf diefem Gebiete, 
denn dieſe Reformen und ſolche Yegislation hatte er immer als nothwendig erkannt, 
Aber den fchweren Irrthum und Nachtheil ver neuen Gejeßgebung fand Bethmann— 
Hollweg darin, daß dieſelbe unter Nichtachtung aller realen Grundlagen ver Ge— 
meindeverhältnifje in den Dftprovinzen des preußiſchen Staates, wie fie befonvers 
u. 9. in den Verſchiedenheiten des Charakters von Stadt und Land fo wie auf 
dem platten Yande in der Abftufung des Grundbeſitzes lagen, ein abftraftes, auf 
Kopfzahl und Thaler gegründetes Repräjentativfpftem über die geſammte Monardie 
fpannte, als deſſen Wirkung nicht vermehrte Selbftverwaltung, ſondern Ausdehnung 
der Bureaufratic Bethmann-Hollweg unvermeidlich jchien. Gr jah eine Reaktion 
der realen Kräfte, welche in diefen Mechanismus eingezwänzt wurden, voraus, und 
hielt fie für um fo gefährlicher, als es wahrſcheinlich war, daß, bei dem Einfluß, 
welchen falſche Rückſichten ver äußeren Politif auf vie innere Politik bei viefer 
Geſetzgebung geübt hatten, ein Rückſchlag auf dem inneren Gebiet aud) wieder 
auf das der äußeren Politif übergreifen würde, — Was die deutfhen Angelegen- 
heiten betrifft, jo jah Bethmann-Hollweg eher ein Glück als ein Unglüd in dem 
Scheitern des Wertes des Frankfurter Verſammlung und billigte vie preußifche 
Politik, welche zur Abweifung der von Frankfurt gebotenen Gaben geführt hatte, 
Unvererfeits war Bethmann-⸗Hollweg ver Ueberzeugung, daß Preußen die deutſche 
Trage felbftftändig nun aufnehmen und löſen müffe. Und indem er als das natur- 


112 Bethmann · Hollweg. 


gemäße und gebotene Ziel der deutſchen Politik Preußens die Aufgabe betrachtete, 
Preußens Stellung als Haupt und Führer Deutſchlands feſt zu begründen, ſo 
wie die bisherige, an innerem Widerſpruche kranlende Verbindung Oeſterreichs und 
Deutſchlands aufzuheben *) und durch ein ven naürlichen Bedingungen entſprechen⸗ 
deres Verhältniß zu erſetzen, hoffte er von der preußiſchen Regierung, daß ſie ohne 
Uebereilung, mit Beſonnenheit und Mäßigung, aber auch erforderlichen Falls mit 
preußiſcher Entſchloſſenheit und Kraft dieſes Ziel zur Verwirklichung bringen werde. 

Inzwiſchen vollzog ſich ſeit dem November 1850 in der Politik Preußens 
nach Innen und Außen der bekannte Umſchwung. Bethmann-Hollwegs Stellung 
zu dieſer veränderten Sachlage war alsbald entſchieden, und es bedurfte nur eines 
Anlaſſes, der ihm den Widerſpruch gegen die Konſequenzen des zur Herrſchaft ge— 
langten Syſtems als Pflicht zuwies, um ihn, nachdem er ſich vom politiſchen 
Leben ſeit dem Frühjahr 1850 etwas mehr zurückgezogen hatte, wieder zum öffent- 
lihen Auftreten und zur lebhafteften Theilnahme an der politifhen Bewegung zu 
führen. Der Anlaß fand ſich bei Gelegenheit ver durch die preußiſche Regierung im 
Sommer 1851 erfolgten Wieverberufung der alten Provinzialftände. Bethmann— 
Hollweg ſah in diefer Mafregel eine Verletzung des Geſetzes und lehnte daher 
ven Gintritt in dieſe ſtändiſche KAörperichaft ab. Kaum war der Brud auf viejem 
einen Punkte zum Ausbruch gekommen, fo zeigte fih bei Bethmann-Hollweg 
bald die durchgehende und unverföhnlihe Differenz feiner Grundſätze und An- 
fhauungen von denen des herſchenden Syſtems, und im Verein mit einer Anzahl 
von Freunden beſchloß er gegen ven Winter 1851, jowohl in der Prefie als in 
den Kammern gegen das als verbderblih erkannte Syftem zum Kampf aufzutreten. 
Es galt, die Grundſätze wahrhaft fonjervativer Politit, zu denen er fid immer 
befannt hatte, wenn früher gegen die Revolution nad) vorwärts oder die unbiftorijche 
und mechaniſch-radikale Tenvenz, jo nun gegen die Revolution nad rüdwärts und 
die gleichfalls unhiſtoriſche, dem Bedürfniß und der natürliden Entwidlung wider— 
ſprechende reaftionäre Tendenz zur Anerkennung und Geltung zu bringen. Zuerft 
von 1851 und 1852 verfoht Bethmann-Hollweg dieſen Standpunkt in der erften 
preußifchen Kammer, in den folgenden Jahren aber bis 1855 als Führer einer 
geſchloſſenen Fraktion in dem Haufe der Abgeordneten. 

Der Gegenſatz zwifchen jenem Syſtem einerjeits und dem Standpunkt Beth— 
mann-Hollwegs und feiner Freunde läßt fih im Wejentlihen kurz zufammenfafien, 
nachdem bereits ausführlicher die pofitiven politifchen Forderungen, welde Beth— 
mann-Hollweg jeit 1848 aufgeftellt hatte, mitgetheilt worden find. Er verwarf 
eine Politit, vie ven Dualismus in Deutjchland als naturgemäß, das Streben 
Preufens nah der Hegemonie in Deutſchland als revolutionär und unnatürlich, 
und die Unterwerfung Preußens unter die Gebote und Interefjen Defterreihs als 
eine gerechte Buße dafür erkannte. Er fand darin eine jhwere Beeinträdtigung 
an der Würde, Mactftellung und dem Beruf Preußens, wenn die Freunde und 
Schützlinge Preußens nah dem Willen Defterreihs aufgegeben, und in Deutſch— 
land vie Aufrihtung eines Syſtems der Neaftion auf Koften ver nationalen, 


*) Anm. d Ned. Wir dürfen an diefer Stelle unjere abweichende Ueberzeugung nicht 
verjchweigen. So furchtbar die Schwierigkeiten find, welde der Einheit Deutſchlands durch die 
inneren bifiorifhen Gegenſätze in der deutichen Entwiclung bereitet werden — Gegenſätze, 
die in den beiden Großſtaaten Tefterreich und Preußen ihren fhärtften Ausdruf gefunden baben, 
jo gebören diefelben unieres Grachtend zu dem Wejen von Deutichland, und daber ift ung 
ein Deutjchland ohne Defterreich jo undenkbar, als ein Deutichland ohne Preußen. Vergl. den 
Art. „Deutſchland“. 
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pteußenfreundlichen Partei gefördert und durchgeführt wurde. Wie die deutſche 
Politik, ſo krankte ganz allgemein die auswärtige Politik des herrſchenden Syſtems 
an dem tiefen Schaden, daß ſie durchweg Tendenzpolitik war, indem ein unklarer 
Begriff, wie die Solidarität der konſervativen Intereſſen, den Inhalt dieſer Politik 
bildete und das Syſtem der heiligen Allianz als Ziel und Richtſchnur für dieſelbe 
verfündet wurde. Aber nicht nur den tendenziöſen Charakter dieſer auswärtigen 
Politit glaubte Bethmann=Hollweg verwerfen zu müſſen, fondern er fand, daß ver- 
felben nod zwei andere ſchwere Irrthümer zu Grunde lagen: einmal ihre Behand» 
lung nad dem Maß und der Art der inneren Politif und zweitens das Abhängig- 
machen vderfelben von den Forberungen und Intereffen ver inneren-Politif, Nach 
allen Richtungen hin hat Bethmann-Hollweg dieſes Syſtem ausmwärtiger Politik 
während ver legten großen europäiſchen Verwicklung befämpft, wo vie Tendenz— 
politif zuvörderſt zur ruſſiſchen Allianz und jpäter zur ruffifch gefärbten Neutra- 
lität drängte. Bethmann-Hollweg erachtete dagegen dem Rechte, dem Intereffe und 
ver Machtſtellung gemäß es als Preußens Aufgabe und Pflicht, in Gemeinfchaft 
mit den drei anderen Großmächten zur Wahrung des europäifchen Rechtszuſtandes 
eine Hare und offene Stellung gegen Rußland zu behaupten. — Auf dem Gebiete 
der inneren Politik hatte das herrfchende Syſtem in den Interefjen und Privi— 
legien eines Standes, des Standes nämlid) der größeren Grundbeſitzer, ſich eine 
jehr reale Grundlage gegeben. Bethmann-Hollweg hatte in den früheren Jahren 
ftets für die Anerkennung des natürlichen Gewichts und der hiftorifhen Bedeutung 
diefes Standes in Preußen geftritten und von dieſem Standpunkt wid er aud) 
jest in feiner Weije ab. Nunmehr aber fand Bethmann-Hollweg vie obrigfeitliche 
Stellung viefes Standes, fein Uebergewicht, fein Sonderintereſſe ald Norm und 
Ziel fonfervativen Strebens proflamirt und dies ſtändiſche Recht und Intereffe in 
die bedenklichſte, der geſchichtlichen Entwidlung und dem Charakter Preußens wider- 
ſprechendſte Beziehung zu dem Recht und Interefje ver Krone jelbft gebracht. 
Bon dem Geſichtspunkte dieſes ftändifhen Interefjes wurben eben die Ueberrefte 
patrimonialer Gerechtjame, weldhe Bethmann⸗Hollweg als unhaltbar immer bezeichnet 
hatte, als vie feften Säulen konfervativer Ordnung betrachtet und als Ausgangs- 
punkte für eine weitere Entwidlung nah rüdwärts in dieſer Richtung bezeichnet. 
Eben hieraus ergab fih das Beſtreben, vie alten Kreis» und Provinzialftände 
wieder ins Leben zu rufen und fo wie fie waren durch neue Yegislation zu fichern, 
während Bethmann-Hollweg dieſe Ordnungen für bringend ver Reform bevürftig 
erachtete, um das im ihnen ausgeſprochene Uebergewicht eines Standes zu be- 
feitigen. 

Daher ergab fih endlich auch der Kampf gegen eine allgemeine legislative 
Ordnung der Gemeindeangelegenheiten, während Bethmann-Hollweg, nachdem vie 
ganzen —— der alten Gemeindeverfaſſung ſich aufgelöst und ſeit mehr denn 
40 Jahren einer völligen Anardie Pla gemacht hatten, viefer ein Ende zu ſetzen 
und vie Gemeinde auf Grund der veränderten Befig- und Rectsverhältnifie zu 
refonftrniren für ein nur ſchon zu lange aufgefhobenes Bedürfniß der Geſetzgebung 
anfah. Zugleich wies er entſchieden ab, Verhältniffe, denen die reale Grundlage 
fehlte, oder folche, die ihrer Natur nah mechaniſch waren oder nur etwas hiſtoriſches 
Beiwerk hatten, als hiſtoriſch berechtigte umd gegen die Zwedmäßigfeit einer allge 
meinen Legislation ftreitende anzuerkennen. 

Diefe ftändijhen Ordnungen, fo wie fie waren, erachtete er noch von einer andern 
Seite ber für ſehr gefährlich. Diejelben follten das ausgeſprochene Mittel jein, um 
gegen das fonftitutionelle Syftem, gegen die Centralvertretung die befonderen Inter- 
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effen, die Stände, die Provinzen zu fihern und zum Widerftande anzutreiben, ein 
Spftem, das den Staat in feiner Pebensberingung, ver feften und gefchlofienen 
Einheit, bedrohte. Hiermit ging nah Bethmann-Hollmegs Ueberzeugung das Be- 
fireben Hand in Hand, das Ffonftitutionele Syftem überhaupt unter der Firma 
des franzöfifhen Konftitutionalismus möglichft herabzufegen und unter der Firma 
der parlamentarifchen Regierung die Bedeutung und den Einfluß fo wie vie Rechte 
der Landesvertretung nad Kräften zu ſchmälern und einzuſchränken, ſo wie eine 
Anſicht über die Verfaſſungsurkunde, wonach dieſelbe ein möglichſt beveutungs- 
loſes, die Legislation wenigſt bindendes, für Regierung und Unterthanen ſo gut 
wie gar keine «Verpflichtungen enthaltendes Geſetz zu betrachten wäre, welches, um 
ganz unſchädlich zu werben, einer fortgejegten, tiefgehenven Revifion unterzogen 
werben müfje. Gegen vieje Tendenzen fah fih Bethmann-Hollweg zu um fo ent- 
fchievenerem Widerftand veranlaft, ald er eben von diefem Syſtem bie Forderung 
mit größtem Eifer aufrecht erhalten und praktiſch durchgeführt ſah, daß vie Negie- 
rung nicht über ven Parteien ftehen, ſondern ganz mit der Partei fich iventificiren 
folle, während zugleih im Dienfte des Syſtems das ganze Rüftzeug des fchlechteften 
franzöftfchen Konftitutionalismus aufgeboien und verlangt wurbe: eine Entwidlung, 
die vor Allem in Bezug auf ven Beamtenftand eine fehr traurige Wirkung zu 
üben fchien. 

Die größte fittlihe Gefahr erblickte Bethmann-Hollweg aber faum fo fehr in dem 
rein politifhen Syftem als in der Art theofratifhen Syftems, im welches bie ertreme 
NReaktionspartei ihre Tendenzen, Forberungen und Intereffen brachte. Denn indem 
fie für die ewigen göttlihen Ordnungen im Staat und der bürgerlichen Gejell- 
fbaft gegen die Revolution zu fümpfen fi für befonvers berufen ſah und erklärte, 
war fie nad Bethmann-Hollwegs Ueberzeugung in den ſchweren Irrthum gerathen, 
jene Orbnungen mit ihrer zeitlichen, deßhalb ſchwankenden und ftets mangelhaften 
Erſcheinung zu verwecjeln und ven abfoluten Werth jener auf diefe, ja auf vie 
fleinften daran ſich knüpfenden Intereffen zu übertragen. Bei einer Gegenüberftellung 
von Revolution und Chriftenthum, wodurch nicht eine Gefinnung, fondern eine poli- 
tifhe Theorie, nicht die Aeußerungen eines ungöttlihen Wollens, fondern beftimmte 
Auffaffungen pofitiver materieller Verhältniſſe als unchriftlich erfcheinen follten, 
ſah Bethmann-Hollweg eine verberblide und fittlih verwerflihe Berfehrung der 
Religion in Politif, der Politit in Religion angebahnt, wobei das Chriftenthum 
jelbft zu einer politiihen Partei herabgewiürbigt zu werben drohte. 

Als Berhmann-Hollweg ſich entſchloß, gegen das bezeichnete Syftem den Kampf 
aufzunehmen, zu dem ihn eben fo jehr fein fittlich-religiöfes Gefühl als fein Harer 
hiſtoriſcher Sinn trieben, hoffte er, daR es gelingen mwerbe, ein gutes Theil der 
Konfervativen der Herrfhaft und dem Einfluß der Heinen ertremen Partei, welcher 
fie ſich ſtillſchweigend im kritifhen Moment unterworfen hatten, wieder zu ent— 
ziehen ; andererſeits aber glaubte er dadurch der Regierung einen ftarfen Antrieb 
zu ſchaffen, daß fie wieder einen freien und unabhängigen Standpunkt gewänne, 
und nad dem tiefen Falle im Jahre 1850 Preußen wieder zu einer einflußreichen 
Stellung und zu einer jelbftftändigen, wirkſamen Politif geführt würde. 

Jenes Ziel hat Bethmann-Hollweg zum Theil erreicht; legteres ſah er mit ber 
Zeit eher fi entfernen als nähern, jedoch ohne die Hoffnung auf die zufünftige 
Erneuerung dieſer preußiſchen Politif zu verlieren, 9. 
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Nah der Anfiht der römifhen Juriften ift ver Feind rehtlos. Man 
verläugnet jeine Perjönlichfeit und man betrachtet feine Sachen als res nullius. 
Es bilvet daher nicht nur fein Gut, fondern felbft feine Perſon einen Gegenſtand 
der occupatio bellica. Unbeweglihe Sachen wurden durch Eroberung Eigenthum 
des Staates; ebenfo bewegliche Sachen, die man im Dienfte des Staates erbeutet 
hatte. Außerdem fiel vie Beute Demjenigen zu, ber fie machte. Beute zu machen 
war aber nicht nur ein Recht des Soldaten, ſondern auch des friedlichen Bürgers; 
Beute zu machen war anbrerjeits nicht nur gegen ven feinvlichen Solvaten, fondern 
gegen jeden Angehörigen des feindlichen Staates erlaubt. (Bergl. befonvders Tit. 
Dig. de captiv. et de postlim. L.5 $. 1. L. 20 $.i L. 12 pr. L. 51 $. 1.) 

Unfer hbeutiges Völkerrecht bekundet auf biefem Gebiete ein völlig 
umgemwanbeltes Rechtsbewußtſein. Bon einer Rechtlofigfeit des Feindes ift nicht 
mehr die Rebe. Seine Perſönlichkeit wird anerkannt; er kann nicht beliebig 
getöbtet, ſondern muß, ſobald fein Widerſtand gebrochen ift, gefchont werben; er 
fann nit als Sklave behandelt, fondern es darf feine perfönliche Freiheit nur 
durch die erforderlihen Schub: nnd Borfihtsmaßregeln gehemmt werben. Sein 
Eigenthum bat freilih auf die hohe Stellung feiner Perfönlichkeit feinen An- 
ſpruch, erfährt jevoh mannigfahen Schuß. Unbeweglihe Sachen fird überhaupt 
nicht mehr ein Gegenſtand ver Beute. Bei beweglichen Sachen unterfcheidet man 
Saden des Staates nebft denjenigen, welche feinvlihe Krieger (aud) Marketender 
und Armeelieferanten) - mit fi führen, von den Sachen ver frievlihen Bürger. 
Die erfteren find regelmäßig Gegenftand ver Beute, vie legteren nicht. Doch fonımt 
ed vor, daß einem fiegreihen Heere die Plünderung der Einwohnerſchaft einer 
hartnädig vertheidigten Feſtung geftattet wird. Es kann fi nämlid eine Feſtung 
nicht leicht längere Zeit hindurch behaupten, wenn nicht Solvat und Bürger in 
derfelben feit zufammenhalten. Man betrachtet die Plünvderung ver Einwohnerfchaft 
als eine Ausgleihung für den auch durd das Verhalten der Bürger veranlaften 
Aufwand und überläßt die Entfhäpigung der eigenen Staatsgewalt der Geplün- 
derten, die allerbings wohl fordern können, daß man ihnen einen Verluft entgelte, 
den fie für das Stantsganze erlitten haben. Wiewohl hiernach die Plünderung in 
gewifien Fällen nicht ohne Rechtsgrundlage iſt, jo betrachtet man fie doch als 
unebel, und wir fehen fie aus ver Kriegführung der Neuzeit immer vollftändiger 
verſchwinden. Gine Beraubung mwehrlofer Perfonen hat immer etwaͤs Barbariſches 
und erinnert noch an einen Zuftand der Dinge, der mit den anerkannten Redhts- 
ideen des heutigen Völkerrechts im Widerſpruche fteht. 

Es liegt dem Völlerrechte der Neuzeit das ſchöne, durch das Chriſtenthum 
gewonnene Bewußtjein des unenplihen Werthes der Perjönlichkeit zu 
Grunde. Man kennt etwas Höheres als den Staat, dem das Alterthum alles 
Andere unterorbnete und aufopferte. Die unzertrennlihe Einheit des Staates und 
der Einzelnen macht eben fo fehr vie fittlihe Größe als den fittlihen Mangel 
des Alterthbums aus. Höher fteht vie chriftlihe Welt, welche dem Staate giebt 
was des Staates ift, ohne zu vergefien, was ihm nicht geopfert werben fünne, 
Man weiß den Staat von den Privaten relativ zu trennen. Der Krieg ift Kampf 
des Staates gegen ven Staat, aber nicht mehr ein Bernihtungstampf aller Ein- 
zelnen gegen alle Einzelnen. Der feindliche Solvat ift es, der im Kriege den feind- 
lichen Staat vertritt. In dem feinvlihen Solvaten wird ver feindliche Staat jelbft 
befämpft; bei ihm laſſen fi daher Staat und Individuum im Allgemeinen nicht 
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trennen. Dagegen ift diefe Trennung möglich bei den friedlichen Angehörigen des 
feindlichen Staates, die deßhalb in ihrer Perfon und in ihrem Eigenthum geſchont 
werben, Ja die Schonung tritt fogar gegen den feintlihen Soldaten ein, fobald 
mit feiner Ueberwindung die Trennung der Perſon vom Staate möglich wird; 
denn jegt wird feine Perjon ſofort wieder heilig gehalten, jeve Gewalt gegen ibm 
ausgeichloffen, jede menſchliche und bürgerlihe Achtung ihm gezollt. (Bergl. ven 
Art. „Krieg“.) 

Wie vie menſchliche Perſönlichkeit, kraft ihres unendlichen Werthes, nad) dem 
hriftlihen Bewußtſein ver neueren Zeit den Staat überragt und deßhalb nicht 
fchlehtweg mit dem Staate iventificirt werben darf, fo erfennt die neuere Zeit 
auch die Gebiete der Kunft, ver Wiffenjhaft und der Religion als 
jolhe an, welche zwar äufßerlib auf dem Boden des Staates ftehen und vom 
Staate vie Möglichkeit einer geſicherten Entwidlung erhalten, innerlich aber, nad) 
ihrer geiftigen Bedeutung und Aufgabe, über den Staat hinausgehen und dadurch 
auch eine fosmopolitifche Stellung gewinnen. Deßhalb find Gegenftänve ver Kunft, ver 
Wiſſenſchaft und ver Religion dem Beutereht nicht unterworfen. Mufeen, 
Bilvdergallerieen, Bibliothefen, Kirchen mit den dem Gottesvienfte geweihten Saden, 
dürfen nicht beraubt werden. — Im Alterthum machte der Krieg alle Heiligthümer 
des Feindes profan; „der Krieg” — ruft Cicero in feiner vierten verrinijchen 
Rede — „Hat alle geweihten Sachen ver Syrakuſaner profan gemacht“; und in 
ver L. 36 D. de religiosis heißt es: Sepulcra hostium nobis religiosa non 
sunt. Aus ven bloßen Nationalreligionen des Altertbums fonnten in der That 
auch Feine andern Rechtsſätze hervoriprofien. Seit wir im Befite einer Religion 
find, die dem Staate nicht blos als Mittel dient, fondern jelbft Zweck tft und als 
DWeltreligion über alle Nationen und Staaten hinausgeht: wie fönnten wir da 
wohl nod die Berechtigung der Heiligthümer des Feindes verfennen und uns ein 
Verfügungsreht über dieſelben zufprechen ? (Intereffante Verhandlungen, namentlich 
in Betreff der berühmten forinthifhen Pferde, vie man aus Venedig nah Paris 
gejhleppt hatte, und dte hernach zurücdgegeben werben mußten, im Life of Ro- 
milly, edited by his Sons, vol. II, p. 401, aud) bei Wheaton, El&ments 
1848, vol. II, p. 16, 17. Bergl. ebenvafelbft p. 5.) 

Wenn die mitgetheilten evleren Grunpfäge im Landkriege bereits Geltung 
gewonnen haben, jo werben fie do im Seekriege noch faft gänzlich verläugnet. Als 
gäbe es eine andere Vernunft und eine andere Gerechtigkeit zur See als zu Lande, 
folgt das Beuterecht im Seekriege einer andern Jurispruvdenz als im Landfriege, 
Der Seekrieg unterfcheidet nicht das Privateigenthum der Unterthanen des Gegners 
von dem feindlichen Staatseigenthum; räuberijh bemächtigt er ſich frieblicher 
Handelsjchiffe ganz eben fo, wie er vie feinvlichen Kriegsichiffe angreift und weg— 
nimmt; er erbeutet nicht nur die Privatichiffe, fondern auch das auf denjelben 
befindliche Privatgut der Unterthanen des feindlihen Staates; einzig und allein 
Fiſcherkähne verfhont er allenfalls aus Mitleiv fir die Armuth, jo wie fchiff 
brüdige Fahrzeuge und verfchlagene Güter aus Achtung vor dem Unglüd. Napo— 
leon I. wies nachdrücklich auf vie anffallenden Widerſprüche hin, die aus biefer 
Berjhievenheit des Beuterechts im Yanpfriege und im Seekriege hervorgehen. 
„Nehmen wir an, Franfreih und England führen mit einander Krieg. Dann wird 
das engliſche Kauffabrteifchiff, das fi in einem franzöfifhen Hafen befinvet, fon= 
fiscirtt und die an Bord dieſes Schiffes befinvlihen Perfonen werben Kriegs— 
gefangene, obwohl fie nicht kämpfende Perfonen, fondern einfahe Bürger find; 
während zu gleiher Zeit ein englifches Waarenmagazin, das in der franzöfifchen 
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Hafenftabt eriftirt, weder mit Beichlag belegt noch fonfischrt wird, und während 
die in Frankreich reifenven engliihen Kaufleute nicht zu Gefangenen gemacht werben, 
fondern ihren Pak erhalten, um das franzöfifhe Gebiet ruhig zu verlaffen. * 
(Me&moires pour servir & l’'histoire de France sous Napoleon, €erits à Sainte- 
Hélène, sous sa dietee, Tome II, 1823, page 75.) Dies unbefchränfte Seebeute- 
recht beginnt jofort mit dem Ausbruche der Feindſeligkeiten. Ja nicht einmal die— 
jenigen Schiffe bleiben verjhont, die von der Eröffnung des Krieges noch gar 
feine Kunde erhalten haben. Es ift Englands Seemadht und Englands rüdjidhts- 
loſe Selbftjucht, welchen dieſe unerlen Gruntfäge ihren Urfprung und ihre fort- 
gejegte Geltung verdanken. Während England mit überzeugenver Schärfe ver 
Demweisführung den Grundfag verfiht, daß Staatejhulven, vie man vor dem 
Kriege bei dem Feinde Tontrahirt hat, wegen des ausgebrochenen Krieges nicht 
berührt werden vürfen, fondern mit forgfältiger Gewiſſenhaftigkeit zurüdzuzahlen 
find, - nimmt es nicht den mindeſten Anſtand, auf der anderen Seite geltend zu 
madhen, daß das Privateigentbum zur See, jelbft ſchon vor der Ariegserflärung, 
weggenommen werden fünne. Beides reimt fih zwar nicht nad den Grundſätzen 
des Rechts, wohl aber nach denen des Eigennutzes: England, ale größte See- 
macht, will vas Seebeutereht fhon.vor der Kriegserflärung; England, als 
Gläubiger faft aller Nationen, ift gegen die Konfisfation der Staatsfhulden, 
felbft nah ausgebrohenem Kriege. (Wheaton, Elements, 1848, Br. I, Seite 
293. * 


Wenn nur der Staat es ift, der den Krieg führt, fo ift das Beuterecht auch 
nur ein Recht des Staates. Die Ginzelnen bedürfen, um es auszuüben, einer 
ihnen vom Staate ertheilten Genehmigung. Diefe ift regelmäßig nur für vie 
Soldaten vorauszufegen, welche jevoh zu einer Plünderung nod der aus: 
drücklichen Erlaubniß des Befehlshabers bevürfen. Im Seefriege üben nicht nur 
die vom Staate ausgerüfteten Kriegsfchiffe und Kreuzer das Beuterecht, ſondern 
auch vie von Privatleuten ausgerüfteten Kaper. (Bergl. ven Art. „Seefrieg “.) 
An wen fallen vie erbeuteten Gegenftände? Dieſe Frage läßt fih nicht durch 
einen bündigen völferrehtlihen Sat beantworten. Es ift die Aufgabe eines jeden 
einzelnen Staates, die Wirkungen des Beuterechts, das er feinen Kriegern über» 
trägt, jelbft zu regeln. Im Großen und Ganzen läßt fi aber wohl in ven pofi- 
tiven Satungen folgender Grundſatz erkennen: Der Staat behält für fi die dem 
feinnlihen Staate gehörigen, befonvers vie für ven Kriegsgebraud beſtimmten 
Gegenftände, die fogenannten Kriegsvoräthe und Mundvorräthe; dagegen überläßt 
er den Soldaten diejenigen Gegenftänve, welde feindliches Privateigenthum find 
und aud wohl nur vem Privatgebraude vienen. (Grotius, lib. III. cap. 6 
6. 8 fi. Vattel, liv. III. chap. 9 $. 164. Auch Heffter, $. 135.) 

Bon privatrehtliher Wichtigkeit ift die Frage, mit welhem Zeitpunfte 
die Deute al& erobert gelte. Nad ver einfahen Natur ver Sade kommt es 
offenbar bei ver Beute wejentlih auf vie Thatfache an, ob man vie Sache voll: 
fommen in feiner Gewalt habe. Das römifche Recht hält daher das Eigen: 
thum erft dann für verloren, wenn der Beuterer vie Sache in Sicyerheit (intra 
presidia sua) gebracht bat. (L. 5 $. 1. D. de captiv. et postlim.) Dies wurde 
nah dem Zeugnif des Grotius (III. 6 $. 3) zur Praris ver europäifchen Völker, 
(„In hac belli questione plaeuit gentibus*). Grotius jelbjt beridtet aber 


—— — — — 


*) Ueber die neueſten völferrechtlihen Vereinbarungen und Unterhandlungen, die auf dieſen 
I Bar Bezug baben, vergl. die Art. „Seekrieg, Seerecht“. 


118 Sevölkerung. 


fhon daneben, daß das europälfche Völkerrecht erbeutete Gegenftände als erworben 
betrachte, ſobald fie ver Beuterer 24 Stunden in feiner Gewalt habe. Diefer Satz 
hat jedenfalls für ven Landkrieg eine ziemlich weit verbreitete Anerkennung 
erlangt. (Strube, rechtliche Bedenken. Bd. II. Nr. 20. Bilmark, resp. Guil, 
Ackermann, diss. de dominio rerum in bello captarum, Abos 1795.) Yür 
den Seekrieg galt früher ebenfalls ver angeführte Grundſatz des römischen Rechts, 
auf den fi aud vie Artikel 287 ff. des Consolato del mare ftüten. Später ging 
man bier ebenfall® zur Forderung eines 24ftündigen Befiges über. (Martens, 
Berfuh über Kaper, $. 55 fi. Heffter, $. 138.) Doc hielten mandye Staaten 
an dem Satze feit, daß die erbeuteten Gegenftänve erft dann für den Beraubten 
verloren ſeien, wenn der Beuterer fie in Sicherheit gebradht, namentlich wenn er 
fie in einem feinvlichen oder neutralen Hafen aufgebraht habe. (Martens, a. a. 
D. Kap. 3. Allgem. Landrecht für die preuß. Staaten, I. 9 $. 208.) Zur Be- 
ftätigung der erworbenen Seebeute ift das Urtheil eines Prifengerihts nöthig. 
(Bergl. ven Art. „Prifen, Prifengericht“.) 

Die Annahme mander humaner Publiciften, daß bei der Beute ein Eigen- 
thbumsübergang gar nicht ftattfinde, daß vielmehr das Eigenthum nur fuspenbirt 
werde, läßt ſich weder juriſtiſch noch thatſächlich durchführen. Wohl aber entſpricht 
es den milderen Sitten unſers Zeitalters, wenn von den einzelnen Staaten, denen 
das Beuterecht als ein Recht wirklichen Eigenthumserwerbes zuſteht, Anordnungen 
zur Abſtumpfung der Härten des Beuterechts getroffen werben. Hieher rechnen wir 
namentlich die Beftimmung, daß erbeutete Gegenftände, die der Feind veräußert 
hat, gegen Erftattung desjeuigen, was bafür gezahlt worden ift, durch den frühern 
Eigenthümer zurüdgeforvdert werben können, und daß demnach, wenn ber {Feind die 
erbeutete Sache verſchenkt hat, ver Befiter diefelbe dem vorigen Eigenthümer un« 
entgeltlic zurüdgeben müſſe. Das preußische Landrecht ift hier mit einem ſchönen 
Beiſpiele vorangegangen. 

Literatur: bei Ompteda, $. 309, Kampk, $. 308. Für das See» 
beuteredt: A. de Pistoye et de C. Duverdy, Trait€ des prises mari- 
times, dans lequel on a refondu en partie le trait€ de Valin. 2 volumes, 
Paris 1855. A. 8. Berner. 
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I. Die Malthuſiſche Lehre, ihre Anhänger und Gegner. — Als 
der moderne Staat aus den mittelalterlihen Berhältniffen ſich herausentwidelte, 
bewährte ſich auch an ihm das Geſetz alles Jugendlichen, nicht aldbald das von 
der Natur gefegte Maß feiner felbft finden zu können. Es trat dies theils in dem 
unbegrenzten Streben, die ftaatlihe Wirkfamkeit auszudehnen, dem Staatsahfolu- 
tismus, theils in einer unterſcheidungslos auf Vergrößerung des Gebiets gerichteten 
Politif hervor, aber auch noch in einer dritten Richtung. So wie man nämlich 
die Aufgabe ver Regierungen nicht genug erweitern, den räumlichen Umfang ver 
Staaten nicht weit genug ausdehnen zu können vermeinte, fo war man aud) ber 
Anficht, daß die Volkszahl niemals zu fehr gefteigert werben künne. Man erblidte 
in einer möglidhft großen Bevölferungsziffer ven höchſten Segen und hielt es für 
eine zweifellofe Aufgabe der Regierungen, die Volksvermehrung thunlichft zu beför- 
dern. Dieje Auffaffung fußte in dem Gedanken, daß, je mehr ſich eine Bevölkerung 
vermehrt, deſto günftiger aud die Bebingungen für eine weitere Vermehrung ber 
Güterproduktion ſich geftalten, und fie warb durch die Wahrnehmung unterftügt, 
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daß ftarfbevöllerte Länder zugleich die reichften und gebilvetften zu fein pflegten. 
In Deutſchland vertrat diefe Anſchauungsweiſe mit Entſchiedenheit fhon Joh. Peter 
Süßmild (Die göttlihe Dronung in den Beränverungen des menſchlichen 
Geſchlechts, 1. Aufl. Berlin 1740, 4. Aufl. 1775). Namentlid aber war es 
v. Sonnenfels (Örundfäge der Polizei, Handlung und Finanzwiffenfchaft, 1. Aufl. 
Dien 1765, 7. Aufl. 1804), ver fie zum Mittelpunfte eines vollftändigen Syftems 
machte, indem er lehrte, eine hohe Bevölkerung fei allerdings an fich felbft nicht 
ber Staatszwed, aber fie biete alle zur Bereicherung des legtern dienlichen Mittel 
bar. — Aud in der Praris herrfchten dieſe Ideen ausſchließlich, und es wurden 
von ihnen die verſchiedenartigſten Maßregeln zur Beförderung der Bevölkerung 
eingegeben: Begünftigungen des frühen Heirathens und der Väter zahlreicher 
Familien dur Befreiungen von öffentlichen Laften, pofitive Unterftügungen und 
Gewährung von Ehrenrechten; umgetehrt Benachtheiligungen des ehelofen Standes; 
Beſchränkung des Trauerjahres der Verwittweten; Beläftigung und Verbot ver 
—Aus-, Beförderung der Einwanderungen; Grleidyterung der Scheivungen; Ber: 
pflihtung der Eltern, ihre mannbaren Töchter zu verheirathen; allgemeines Hei- 
rathögebot für beftimmte Klaffen ver Bevöllerung ꝛc. Selbft der Plan, im Intereffe 
einer vermehrten Kinvererzeugung die Ehen nur auf Zeit fließen zu laffen, 
tauchte auf I), — Uebrigens kann man vie hiftorifche Berechtigung viefer ganzen 
Richtung nicht verfennen, fondern muß fie vielmehr als eine nothwendige und 
erſprießliche Reaktion gegen eine Zeit anjehen, „wo, wie Horn (Bevölterungswifien- 
Ihaftlide Studien aus Belgien. Leipzig 1854, I. ©. 15) ſich kräftig ausprüdt, 
die Mafje des Bolfes geringer als eine Viehherde geachtet wurde, wo bie Götter 
der Erbe feinen Anftand nahmen, es durch unabläffige Kriege, Religionsver- 
folgungen, Bedrückungen und Erprefjungen in feiner Entwidlung zu hemmen, 
während jie andererfeits ſich nicht im ©eringften darum fümmerten, wenn Peſt, 
Hungersnoth, anftedende Krankheiten und andere Uebel es auch außerdem decimirten 
oder gar halbirten”. 

Uber während Leben und Wifjenfchaft die Staaten, was die Ausdehnung ihrer 
Gewalt und ihres Gebiets anbelangt, ſchon weit früher, wenn auch nicht immer 
mit glüdlihem Grfolge, zur Anerkennung der nothwendigen Grenzen brängten, 
brauchte die Einficht, daß nicht jede Bollsvermehrung eine Wohlthat fei, um durch⸗ 
zubringen viel längere Zeit, und von den Mafregeln, welde vie Süßmildy- 
Sonnenfelfifhe Auffaffung hervorgerufen, beftanden mande bis in die neuefte Zeit, 
ja beftehen noch bis heute fort 2). Zwar waren, abgefehen vom Alterthume, wo 
bie Furcht vor Uebervölterung vielfach lebendig war und Platon und Ariftoteles 
ſchon zu gewaltfamen Gegenmitteln, wie Kindermord, Abtreibung, Heirathäverbot 
für alle förperlid ober geiftig verfrüppelten Bürger, riethen, in England von 
W. Releigh, Child, Devinant, Huner, A. Young, Struart, Torvejend, in Italien 
von Botero, Filangieri und Ortes, in Frankreich von verſchiedenen Schriftftellern 
ber phyſikaliſchen Schule wiederholt einzelne richtige Bemerkungen und Anfichten 
über das Verhältniß ausgefprodhen worden, ‚in weldhem vie Bevölkerung zu ven 
Nahrungsquellen ver Völker ftehe, allein viefelben hatten fi) doch noch nirgends 
zu einer volftändig in ſich abgerundeten Theorie geftaltet, noch weniger zu allge 


ı) Intereffante Beifpiele diefer auf Beförderung der Volfsvermehrung gerichteten Gefepgebung 
bei Roſcher, Grundlagen der Nationalötonomie. ©. 484. 

2) In Gannover werden noch jegt, früher vom Staate, feit 1849 durch die fönigliche Kron- 
kaffe, jährlich etwa 900 Thlr. ala Geſchenke bei der Geburt eines fiebenten Sobnes verausgabt 
(Lehzen, Hannovers Staatshaushalt. 11. 346). 
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meiner Anerkennung durchzudringen vermodt. Ihren eigentlihen Umſchwung konnte 
die Bevölferungstheorie erft zu einer Zeit erhalten, wo der Neigung gegenüber, 
alle geſellſchaftlichen Uebelſtände ver Mangelhaftigkeit der politiſchen Einrichtungen 
in die Schuhe zu ſchieben, eine konfervative Gegenbewegung ſich geltend machte. 
Der Engländer T. R. Malthus 3) war es, der, durch diefe Richtung getragen, 
zuerft und mit nachhaltigem Erfolg den bisherigen populationiftiihen Auffafjungen 
ein anderes geſchloſſenes Syftem gegenüberftellte, und an feinen Namen knüpft 
fi die beffere Einficht in die Gefege ver Bevölkerung, ebenjo wie man die Be— 
wegung der Erde mit dem Namen Galilei’8, ven des Bluts mit dem Harvey’s in 
Berbindung bringt (Roſſi). 

Don der Annahme ausgehend, daß die Zeugungsfähigteit und Neigung ber 
Menfhen fi) unverändert gleich bleibe und daß fie das zur Erjegung des Abgangs 
an Menſchen erforverlihe Maß entſchieden überfteige, gelangte Malthus zu dem 
Sate, daß die Bevölkerung eines Landes die Tendenz habe, ſich in geometrifcher 
Progreffion zu vermehren, und zwar, wie die Erfahrung der nordamerikaniſchen 
Freiſtaaten zeige, in mindeftens 25jährigen Verboppelungsperioden. Dagegen ver: 
möge man die Produktion der Nahrungsmittel nit dauernd in dem gleihen Maße 
zu fteigern, vielmehr fei das günftigfte Verhältnif, das man in dieſer Beziehung 
nach vem gegenwärtigen Zuftande ver bewohnten Erde annehmen könne, das einer 
arithmetifhen Progreffion in gleichfalls 25jährigen Abjchnitten. Während mathe 
matifch die Bevölkerung im Berhältniß von 1, 2, 4, 8... zu fteigen ftrebe, liefen 
fi die Nahrungsmittel nur im Verhältniß von 1, 2, 3, 4... vermehren. Das 
hierdurch angedeutete Mifverhältnig, das nah 200 Jahren ſchon wie 256 : 9 
fein würde, verlange nothwenvig eine Ausgleihung. Dieſe nun könne in doppelter 
Weiſe erfolgen, nämlid entweder privativ, fo daß man eine überfhüffige Bevöl— 
ferung gar nicht entftehen laffe, oder pofitiv (repreffiv), jo daß die entftandene 
auf irgend eine Weiſe wieder weggeſchafft werde. Der allgemeine Ausdruck für 
die Macht, durch welche das Yegtere geſchehe, ſei das Elend; das Erftere aber 
fönne fowohl durch lafterhafte Lebensweife und ihre Folgen, als durch moraliſche 
Enthaltfamkeit erreicht werden. Elend, Laſter und moralifche Enthaltfamkeit, das 
feien die drei Hebel, welche das Gleichgewicht zwiſchen Menſchenzahl und Nahrungs: 
mitteln immer wieder aufrecht erhielten. Bisher aber feien bie beiden erftern in weit 
überwiegendem Maße wirkfam gewejen; es gäbe wenige Staaten, in denen bie 
Vollsmenge fih nicht allezeit über vie durch die verfügbaren Nahrungsmittel ange 
zeigte Grenze zu vermehren ftrebe. In dem Mangel an moraliſcher Enthaltfamfeit 
liege die wahre Urſache ver überall wiederkehrenden traurigen Lage der untern 
Klaffen der Geſellſchaft; jeder Fortfchritt fei durch die Verbreitung jener Enthalt- 
jamfeit bedingt; hierzu fei aber vor allen Dingen die Befeitigung derjenigen Ein— 
richtungen nothwendig, melde vie Berantwortlichkeit der Eltern für das Schichſal 
ihrer Kinder ſchwächten. Bei dieſer Veranlaffung kommt Malthus zu feiner ſcharfen 


3) An essay on Ihe principles of population , as it affects the future improvement 
of society, 1. Audg., 1 Band, anonym, London 1798. 6. Ausg., 2 Bände, London 1826. 
Deutiche Ueberſetzung von Hegewiſch, Altona 1807, 2 Bände. Die erjte Auflage des Maltbufifchen 
Werks ift nicht, viel mebr als eine Skizze. Das Auffehen, welches die Malthufiihe Brocdüre 
erregte, veranlapte den Verfaſſer, der 2, Hui. 1803, umfangreiche, auf ausgedehnten Reifen felbft 
Befammelte Belege aus den Staaten der Gegenwart binzugufügen, die in den jpätern Auflagen 
noch mehrjad vermehrt und berichtigt wurden. — Vergl, über Malthus auch die Kritit v. Reh⸗ 
berg, in deſſen fämmtlichen Schriften Bd. IV, S. 357—380, 
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Kritik der englifhen Armenpflege und ver Berwerfung des ihr zu Grunde liegenden 
Princips des Rechts der Armen auf Unterhalt aus öffentlihen Mitteln. 

Diefe Theorie mußte auf den lebhafteften Widerſtand ftoßen; fie widerſprach 
einer allgemein verbreiteten Auffaljungsweife, mit der zahlreiche und wichtige 
politiſche nnd perſönliche Interefjen vielfach aufs innigfte verwachfen waren; vor— 
züglid) aber ſchien fie auf einen Zwieſpalt in den Gefegen ver göttlihen Welt- 
ordnung hinzumeifen, die man mit der Weisheit und Güte des Schöpfers nicht 
vereinigen zu können meinte; fie ſchien auf vie evelften menſchlichen Gefühle, ver 
Nächftenliebe und Barmherzigkeit einen Bann zu legen, damit die Begriffe von 
Tugend und Lafter vollftändig umzukehren und jedem Glauben am eine fortſchrei— 
tende Berbefferung der Lage des menſchlichen Geſchlechts Hohn zu ſprechen. So 
traten denn wirflih alsbald und wiederholt die verjchiedenartigften und von den 
verfhiedenften Seiten ausgehenden Ginmenbungen gegen vie Malthufifche Lehre 
hervor. Es ift nit annehmbar, fagten vie Einen, namentlich Socialiften und 
Theologen, daß die Borjehung die Befriedigung eines ven Menſchen eingepflanzten 
Bedürfniſſes zu einer Duelle des Elends habe machen können 9); die Wiſſenſchaft 
wird daher gut thun, ſich ebenfo wie die Kirche eines tiefern Eindringens in vie 
Gefege der Bevölkerung zu enthalten 5). Andere befämpften die von Malthus 
aufgeftellten einzelnen Säge. Nicht nur fei zunächſt vie Berboppelungsperiode für 
die Bevölferung viel zu kurz angenommen 6), fondern es ſei eine falſche Voraus: 
jegung, daß die menſchliche Fruchtbarkeit ſich konſtant gleich bleibe. Mit ver 
zunehmenden Dichtigfeit der Bevölkerung, dem wachfenden Reichthum, ver bejjern 
Nahrung, der vielfeitigern Ausbildung und den mannigfaltigern Bedürfniſſen ver- 
mindere ſich viefelbe vielmehr von felbft mehr und mehr (Grey, Sedler, Doublevay, 
Proudhon u. A). Nicht minder habe Malthus anderfeits die VBermehrbarfeit der 
Subfiftenzmittel viel zu gering angefchlagen. Sei doch ein großer Theil des Erdballs 
nod ganz unfultivirt und felbft bei ven vorgefchrittenften Nationen der Aderbau 
nad Ausdehnung und Betrieb noch weit auch von der nur jett abfehbaren Boll- 
fommenheit entfernt. Erweiterte Hanvelsverbindungen oder Auswanderung ver- 
möchten wohl, etwa entftehende Mißverhältniffe zwiihen Bevölferung und Unter: 
haltsmitteln wieder auszugleichen ; gerade das Steigen der Bevölkerung vermehre 
die Produftivfraft der Arbeit, jo daß der Reichthum mindeftens in vdemfelben 
Berhältnifje anwachſe wie die Menfchenzahl. Auch wurde wohl nod hinzugefügt, 
daß das Uebel vielfach nicht jowohl in einer zu geringen Menge, als in einer 
ſchlechten Bertheilung der Subfiftenzmittel liege, wogegen bejjere politiihe Ein— 
richtungen Abhülfe gewähren künnten (Evereth, L. Reybaud, Blanqui, Carey). — 
Bon einer dritten Seite fuchte man nachzuweiſen, daß die Malthufifche Lehre an 
einem innern Widerſpruch leive und ſich mit andern von ihren Bertheidigern als 
rihtig anerfannten nationalötonomishen Sägen eben fo wenig vertrage, wie mit 
den Erfahrungen ver Geſchichte. So folge 3. B. aus ver von Say nachgewieſenen 


%, So unzählige Sorialiften, focialiftifhe Philofopben wie Lammenait, Theologen x. Eine 
glänzende Abfertigung Lammenais in Baſtiats Harmonies. Ch, XVI. 

5) L. Reybaud, Journ d. Econ. I und Revue d. d. Mondes 1855. 

6 Ravenstone, fur doulh concerning population 1821. Godwin Inquiry on 
population 1821. Das Peijpiel der jchnellern Vermebrung in Amerika wollte G. bauptjächlich 
durch die europäiſche Einwanderung entkräften, allein genauere Unterfuchungen über die amerika 
nifchen Bevölferungsverbäftnifje (von Senbert, Plaer, Wardin, Krunsdy u. A.), fo wie die jeitden 
gemachten Erfahrungen baben das Irrthümliche dieſer Anficht machgewiefen. Vergl. Soetbeer 
im Anhang zu feiner Ueberfegung von 3. St. Mill, Grundfäge der politiſchen Defonomie. 
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Unmöglicheit einer fogenannten Ueberprobuftion auch die Unmöglichkeit einer Ueber- 
probuftion an Producenten, d. h. einer Uebervölferung (Loerett); fo laſſe fi ein 
Mißverhältnig zwifhen irgend einer Gattung lebender Weſen, folglid auch ber 
Menſchen, und ver ihnen angewiefenen Nahrung gar nicht denken, ohne daß ſchließlich 
der Untergang alles organifchen Lebens daraus hervorginge (Riderb und E. Engel); 
fo jei envlid eben jo wenig ein Fortſchritt der Civilifation, der doch unzweifelhaft 
ftattgefunden, beim Yefthalten an ver Malthufifhen Auffaffung zu erklären, denn, 
da in den Anfängen der Gejhichte von Wirkung ver moralifhen Enthaltfamteit 
doch wohl nicht die Rede jein fünne, fo hätten ja, wenn es wahr wäre, daß überall, 
wo ji eine Summe von Unterhaltsmitteln bilvet, fogleich die Menſchen nachſchöſſen, 
bie fie in Anſpruch nehmen, die Bevölkerungen ſämmtlich auf die äußerfte Grenze 
der Unterhaltsmittel beſchränkt bleiben müfjen. — Wir übergehen andere Einwürfe, 
die ihre Wiverlegung an der Stirne tragen. 

Ale dieſe Einwürfe wurden von den Anhängern der Malthufifchen Lehre, 
zum großen Theile auch von Malthus felbft 7), mit Entfchiedenheit und Erfolg 
belämpft, doch führten fie zu einer ſchärfern Faſſung, tieferen Begründung und 
befjeren Entwidlung der Theorie. Bor Allem wahrte man die Freiheit der wilfen- 
ſchaftlichen Forſchung. Wie fei es möglich, fi der Unterfuhung einer fo wichtigen 
Frage, die gleihjfam den Kernpunkt der politifhen Defonomie bilde, zu enthalten ? 
Nur eine gründliche Erkenntniß vermöge hier zur richtigen Auffaffung des Noth- 
wendigen und Pflichtgemäßen zu führen. Ganz und gar voreilig aber fei es, bie 
aufgeftellten Gejege mit der Weisheit und Güte Gottes für unvereinbar zu erklären. 
Denn indem Gott dem Menfhen vie Kraft ver Erkenntniß und die Freiheit des 
Willens verliehen, habe er ihn ja eben in ven Stand gefett, vie Uebervölkerung 
und ihre traurigen Folgen zu vermeiden. Die aufgeftellten Progreffionen ließ man 
fallen 8); Malthus jelbft hatte fie mehr als eine Erläuterung, wie als einen 
weſentlichen Beftandtheil feines Syſtems angefehen, dagegen mwurbe der Grund» 
gedauke feftgehalten, daß die Pröpuftivfraft der Natur mit der ſich ungehemmt 
entfaltenden des Menjchengefchledhts auf die Dauer nicht gleichen Schritt zu halten 
vermöge. Unbegründet fei die Annahme, daß die NRegenerationsfähigfeit der Men- 
ſchen ji mit zunehmender Bevölferungspichtigfeit von felbft vermindere, die dafür 
beigebrachten Belege feien nicht ftichhaltig. Zeige doch vie Natur nirgends ein 
Beifpiel, daß die Zeugungsfraft mit eintretenden ungünftigen Umftänden für bie 
Bermehrung einer Gattung abnehme; vielmehr pflegten alle Thier- und Pflanzen- 
arten ſich in demſelben Verhältniß auszubreiten, als ihnen eine erweiterte Mög— 
lichkeit der Griftenz geboten werde. Die phyliologifche Vermehrungsfähigkeit ſcheine 
überall im umgekehrten Verhältniffe zur Begabung der betreffenden Gattungen mit 
Empfindung, Intelligenz und Widerſtandsfähigkeit gegen Zerftörung zu ftehen, 
und wenn num hiernach auch der Menſch als das am günftigften organifirte Geſchöpf 
die geringite Regenerationsfraft befigen müſſe, fo könne doch auch bei ihm, ba er 
Zeiten der Verheerung gleichfalls nicht ganz zu entgehen vermöge, die Erhaltung 


7) Siebe indbefondere feinen Briefwechfel mit W. N. Senior im Anbange zu des Letztern 
Two lecfures on population, wo namentlich der Zinn, den man mit dem Ausdruck: Tendenz 
zur Uebervölkerung, verbinden muß, eine genaue Erörterung findet. j 

8) Kür die Tendenz der Menfchen, ſich zu vermehren, ift häufig noch ein ftärferes Verhältniß 
angenommen worden, als die Malthufifche 25jährige Verdoppelung, doch bat Hoffmann: Ueber 
die Bejorgniffe, welche die Zunahme der Benörferung erregt (in der Sammlung feiner Beinen 
Schriften S. 31 ff.) — nachgewieſen, daß bei dem gegenwärtigen Kulturguftande der Zuwachs 
nicht wohl über 3 Procent betragen fann, was eine VBerdoppelungsperiode von 23%,, Jahre ergiebt, 
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ver Gattung nur durch ein verhältnigmäßig großes Zeugungsvermögen geſichert 
fein, welches, wie uns denn die Gefchichte auch zahlreiche Beifpiele hiefür zeige, 
entftandene Lücken durch vermehrte Geburten raſch wieder auszufüllen geftatte. — 
Eben jo wenig dürfe man hoffen, mit jeder Vermehrung ver Bevölkerung bie 
Produktivität der Arbeit in gleichem oder noch höherm Maße zu fteigern, venn 
wenn aud bis zu einem gewifien Punkte eine vichtere Bevölkerung ſich in ihrer 
Thätigkeit gegenfeitig fürbere, fo habe dies doch jedenfalls eine Grenze, und dieſelbe 
werbe um fo eher erreicht werden, ‚je weniger die Vermehrung des Kapitals mit - 
ber ver Bevölkerung gleihen Schritt zu halten vermodht habe. Dazu komme der 
gerade der Propuftion der Nahrungsmittel eine unüberjchreitbare Grenze ſetzende 
Umftand, daß die Probuktivfraft der Arbeit und des Kapitals bei vermehrter An: 
wendung auf einem gegebenen Terrain ſich nicht gleich bleibe, jondern mehr und 
mehr vermindere, bis endlich die Produftionstoften den ganzen Werth des Produkts 
verfälängen und eine weitere Ausvehnung der Produktion unmöglich ſei. Freilich 
vermöchten techniſche und Berkehrsfortichritte dieſe Grenze immer weiter hinauszu- 
fhieben, aber nur in den feltenften Fällen würden dieſe Fortſchritte raſch gemug 
fattfinden, um ber Tendenz ver Volksvermehrung zuvor zu kommen, jedenfalls 
ergäben fie ſich nicht von jelbft aus dem Steigen ver Bevölkerung. Auch die Einfuhr 
aus dem Auslande könne eben jo wenig als eine unerjchöpflihe Quelle gelten, 
denn nicht allein, daß aud dort die Menge der zu erzeugen möglichen Nahrungs- 
mittel eine beſchränkte fei, müſſe das Ausland auch bereit jein, vie Erzeugniffe 
unſerer Inbuftrie als Gegenwerthe anzuerkennen und anzunehmen, was gleichfalls 
nur innerhalb gewiſſer Grenzen ftatthaben werde, und ſelbſt dann müßte die Zufuhr 
aufhören, jobald die Produktions- und Transportkoften ver Nahrungsmittel ebenfo 
viel Arbeit verfhlängen, als durch die legtern erhalten werben können. — Was 
die Möglichkeit anlange, der Uebervölferung vurd Auswanderung zuvorzufommen, 
jo bleibe durch dieſes Mittel doch immer die Wurzel des Uebels unberührt. Selbft 
wenn die ungewöhnlichen Schwierigkeiten, welche einer mafjenhaften Auswanderung 
im Wege ftänden und melde viefelbe höchſt felten einen dem Bevölkerungszuwachs 
gegenüber nur einigermaßen in Betracht kommenden Umfang haben gewinnen laffen, 
in Folge günftiger Umſtände befeitigt würben, müßte doch ver gejchaffene freie 
Raum binnen kurzer Zeit wieder ausgefüllt fein, wenn die zurüdgebliebene Be— 
völferung fortführe, fi in der bisherigen Weife zu vernehren. — Am wenigften 
enblid dürfe man einen günftigen Erfolg von einer bloßen gleihmäßigern Ber: 
theilung des Gütervorraths erwarten. Gerade die Vermögensgleichheit — ange- 
nommen felbft, ihre Herftellung wäre gerecht und durchführbar — würte ein Yand 
jenes Rejervefonds von Nahrungsmitteln berauben, der in ven jegigen Verhältnifjen 
zum Unterhalt von Thieren und zu Luruszweden vorräthig gehalten wird, jo daß 
jeder Ernteausfall zu einer jchredlihen Kalamität werden und vie Bevölkerung 
eines ſolchen Landes, wo feine Klaſſe ver andern mit ihren Weberfluffe zu Hülfe 
kommen könnte, in diefelbe Lage verfegen müßte, wie die Mannſchaft eines nad) 
ausgegangenem Proviant durd eine umerbittlihe Winpftile in ver ungeheuern 
Einfamteit des Dceans feftgehaltenen Schiffes. (Roffi.) 

Die oben erwähnten Einwürfe Everetts und Ridards haben bis jett, fo viel 
uns befannt, nod feine ausprüdlihe Widerlegung gefunden, doch ift eine foldye 
nicht ſchwierig. Wenn nämlih Say die Möglichkeit einer Ueberproduktion läugnet, 
fo will er damit nur jagen, daß, wenn ein Mißverhältniß zwijchen zwei Gattungen 
von Produkten eintritt, ver Grund des Uebels nicht darin zu fuchen fei, daß von 
bem einen Produkt zu viel, fondern darin, daß von dem andern zu wenig erzeugt 
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worben fei. Auf vie Uebervölterung angewandt würde num daraus nur folgen, nicht 
daß eine folde überhaupt nicht eintreten könne, ſondern daß viefelbe ftatt auf vie 
allzugroße Menſchenzahl auf die zu geringe Menge von Subfiftenzmitteln zurüd- 
uführen fei. Everett aber wollte nicht dies beweifen — denn daß, fo lange vie 
—* * der Subſiſtenzmittel noch eine Vermehrung zuläßt, dieſe vor Allem zu 
erſtreben ſei, beftritt ja Niemand —, ſondern daß überhaupt ein Mißverhältniß 
zwiſchen Bevölkerung und Subſiſtenzmitteln gar nicht eintreten könne. Ebenſo kann 
gegen Ridards (Engel) geltend gemacht werben, daß die andern zur Nahrung ange- 
wiejenen Gattungen von Geſchöpfen keineswegs, wie er zu meinen ſcheint, durch 
bie beſchränkte VBermehrungsfähigkeit jener, ſondern lediglich durch die ihnen von 
ber Natur gewährten Hülfsmittel, um wenigftens zum Theil den auf fie gerichteten 
Angriffen zu entgehen, vor Vernichtung bewahrt werden, fowie andererfeits, daß 
bei allen nicht mit Vernunft begabten und nicht unter menfhliher Obhut ftehenben 
organischen Weſen der Mangel an Subfiftenzmitteln vie größten Berheerungen 
anrichtet. Mit andern Worten, Ridards hat wohl Redt, daß die Natur dafür 
gejorgt hat, feine Gattung organifher Weſen ſich übermäßig vermehren zu laſſen, 
aber er überfieht, daß wenn man eben nur die Natur walten läßt, jenes Maß 
immer wieder nur durd die traurigften Leiden für die betreffende Gattung berge- 
ftelt wird, und daß es ſich eben darum handelt, ob die Menſchen bei vernünftiger 
Enthaltjamfeit fich jene Leiden nicht erfparen können. 

Sehr angelegen hingegen ließen es ſich die Vertreter der Malthuſiſchen Ideen 
jein, deren Vereinbarkeit mit ver Fähigkeit des Menſchengeſchlechts zu fortſchreitender 
Entwidelung darzuthun. Mit Recht, denn es galt hier nicht allein, den Nachweis 
ber Uebereinftimmung mit den Thatſachen der Geſchichte, fondern aud den der 
Berträglichkeit mit einem tief in ven Bedürfniſſen ver menfhlihen Natur wurzelnden 
Glauben, Wäre vie moraliihe Enthaltſamkeit, fo hatten die Gegner gemeint, 
wirklih das einzige Rettungsmittel aus Noth und Verwilderung, was fünne man 
da von der Zukunft ver Menjchheit hoffen? Wie follte jene jemals unter Klaffen 
heimiſch werden, die eben durch ihre bisherigen Zuftände, eben durd ihre unbe- 
dachtſame Bermehrung von jever höhern fittlihen und geiftigen Ausbildung aus- 
geihlofjen wären? Armuth und Elend in Folge allzu zahlreicher Vermehrung und 
wiederum übermäßige Vermehrung als Folge der Armut und des Elends, das 
wäre dann der fchredlice, Kreislauf, in vem das Leben ver großen Mehrzahl ver 
Menjhen fid) noch zu bewegen beftimmt wäre. — In der VBertheidigung nun, 
welche die Malthufianer viefen Einwürfen entgegenfegten, gelang es ihnen, ihre 
Theorie der abftogenden Härten zu entkleiden und einen weſentlich vermittelnden 
Standpunkt zu gewinnen. Unfere Theorie, fo fagten fie, erflärt allerdings jeden 
Fortſchritt im ökonomischen Zuftande der Bölfer für bedingt durch eine wachjende 
Austehnung ver Wirffamkeit ver moralifhen Enthaltfamteit, over, beifer ausgedrückt, 
die fittliche Vorausficht, die fittlih-privativen Gegentendenzen gegen Uebervölferung, 
aber jie ſchließt die Möglichkeit eines Wahsthums diefer Tendenzen keineswegs aus. 
Außer dem Moralgebot, das freilich nur erft auf höhern Kulturftufen eine größere 
Wirkung zu äußern vermag, find es namentlich die Rüdjichten einer vernünftigen 
Selbftliebe, welche in biefer Richtung zu mirfen bejtimmt find. Daß eine ſolche 
vernünftige Selbftliebe fidh aber immer allgemeiner entwidie und die Neigung ber 
Bevölkerung fih zu vermehren in entjprehenden Schranken halte, dazu hat vie 
Vorjehung in ver Ungleichheit der äußern Lebenslage der Menſchen und in ver 
Ungleihmäßigteit in den Fortſchritten der öfonomifhen Produktivität einen doppelten 
Antrieb gegeben. Die erftere ift den Menſchen ein immerwährender Sporn, nad 
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einer Berbefferung ihrer Lage zu ftreben, eine Einwirkung, die um fo mächtiger 
werben muß, je mehr fi) die Herrſchaft des Rechts umd der bürgerlichen freiheit 
befeftigt. In Folge der legtern gefchieht es, daß immer von Zeit zu Zeit Perioden 
eines plöglihen ökonomiſchen Aufihwungs wiederfehren, in denen vie Lohnſätze 
fteigen und die Arbeiter dadurch Gelegenheit erhalten, ſich an höhere Bedürfniſſe 
zu gewöhnen. Hieraus erklärt es ſich, wie im Laufe ver Gefchichte die präventiven 
Öegentendenzen gegen Uebervölferung den repreffiven immer mehr Boden haben 
abgewinnen können, und hierauf ftügt ji die Ausficht, daß aud in der Zufunft 
jene über dieſe immer mehr das Uebergemwicht erhalten und dadurch die Bedingungen 
einer immer wachjenvden Kultur werden gewinnen werben 9). ‚ 

II. Die Bevölkerungslehre und die Bevöllerungsftatiftil, — 
Indem die Bertheidiger der Malthuſiſchen Lehrſätze auf diefe Weiſe dazu gelangten, 
die Eriftenz eines Princips anzuerkennen, nad) welchem vie Bedeutung der reprefjiven 
Gegentenvenzen gegen Uebervölferung im Laufe der hiſtoriſchen Entwidelung mehr 
und mehr zurüdzutreten beftimmt ift, war allerdings, wie angebeutet, eine Ber- 
ftändigung mit den Gegnern möglich gemacht; indefjen bedurfte es, um zu einer 
wirklichen Webereinftimmung zu gelangen, nod eines Mehreren. Denn nidyt nur, 
daß die Anhänger Malthus’ in ven praftifchen Folgerungen mehrfah von ihren 
Gegnern abwichen, liefen die Aufichten aud über das Verhältniß aus einander, 
in welchen verhindernde und zerftörende Urſachen auf den Stand ver Bevölkerung 
bisher eingemwirkt hatten und nod einwirken. Hierdurch wurde man darauf hinge— 
wiejen, der Bevölferungsiehre dur die Bevölkerungsſtatiſtik eine zuverläffige 
Grundlage zu gewinnen. Das Beftreben, vie leßtere auszubilden, tritt daher in 
den neueru populationiftifchen Unterjuhungen überwiegend in den Vordergrund. 
Die ganze Richtung des modernen Staats- und Geſellſchaftslebens mußte daſſelbe 
außerorbentlich begünſtigen. 

Vollſtändig unbelannt war freilid die Bevölkerungsſtatiſtik zu feiner Zeit 
gewefen, ſo lange es überhaupt geordnete Staatsverhältniffe gegeben hatte. Bon 
den Chinejen und Juden, von den Griehen und Römern befigen wir Nachrichten 
von Boltszählungen und Regiftern oder Angaben, die auf bevölferungsftatiftiiche 
Ermittelungen fließen lafjen. Im Mittelalter fanden die legtern wenigftens bei 
den Arabern eine gewiſſe Pflege. In der neuern Zeit verbreitete fid vom feche- 
zehnten Jahrhundert ab die regelmäßige Aufzeihnung der Tauf-, Trauungs- und 
Sterbefälle in den civilifirten Staaten immer allgemeiner, Auch font finden fich 
mannigfache mwenigftens partielle Ermittelungen über ven Stand und die Verhält- 
niffe ver Bevölkerung. Nicht weniger zeigen ſich feit ver zweiten Hälfte des ſieb— 
zehnten Jahrhunderts wiederholte und adtungswerthe Verſuche, die vorhandenen 
Data, insbefondere diejenigen über die Sterblidhfeitsverhältniffe, zu fammeln, zu 
vergleichen und auf beftimmte Gejege zurüdzuführen. Grount, Halley, Kerfeboom, 
Deraronug machten ſich in diefer Richtung verdient; das Bedeutendſte aber leiftete 
jevenfalls Süß milch mit feinem oben citirten Werke 1%, Geraume Zeit hindurch 
indefien blieben die auf die Bevölferungsverhältniffe bezüglichen amtlichen Feſt— 
ftellungen — und dieſe allein boten den Verhältniſſen nach eine einigermaßen aus— 


9 Bergl. hierüber insbefondere Roſſi, cours d’&con. polit. 1. Vorleſ. 18—21. Baftiat, 
a. a. D. Jehn Stuart Mill, Grundfäge der pofitifchen Defonomie, über], v. Soetbeer, Bd. I, 
©. 377 ff. Br. Eu S. 230 ff. Quetelet, Zur Naturgefchichte der Geſellſchaft, deutjch von 2, 
Adler, S. 160 fi. 

10), Vergl. über die Gefchichte der Bevölkerungeſtatiſtik Horn a. a. O. ©. 11 ff.; Engel, 
Zeitfchrift des ftatiftifchen Bureau des k. füchfifchen Miniſteriums des Innern 1855, S. 141 ff. 
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reihende Garantie der Zuverläffigkeit und Bollftändigkeit dar — auf das für die 
Regierungen, namentlich die Juftize und Finanzverwaltungen, unmittelbar Noth- 
wendige befhränft, und natürlich mußte diefe Mangelhaftigkeit auch auf die wifjen- 
ihaftlihe Verarbeitung nachtheilig zurückwirken. Erft mit diefem Jahrhunderte ver- 
änderte fi das. Je mehr ver Staat die Pflicht erkannte, feine Sorgfalt auf alle 
Klaffen der Bevölkerung gleihmäßig auszudehnen, je mehr bie fi immer weiter 
ausdehnende Entwidelung und Berwidelung der gefelihaftlihen und wirthſchaftlichen 
Beziehungen dieſe Sorgfalt in Anfpruh nahm, defto mehr vrängte fi) auch bie 
Nothwendigkeit auf, in und über die Geſammtheit der beftehenden Verhältniffe und 
ihren Zuſammenhang eine zuverläffige Ein- und beherrſchende Ueberficht zu gewinnen. 
So trafen denn die Anforderungen der Bevölkerungslehre auf ein durd) das praktiſche 
Bedürfniß bereits wohl vorbereitetes Feld. Andererſeits gaben gerade die Unter- 
ſuchungen, welche die Malthufiiche Theorie anregte, der Bevölferungsftatiftif einen 
feftern .Halt- und Mittelpunkt. Zwar ift ver Zmed der Bevölterungsftatiftif auch 
heute noch feineswegs auf die Ermittelung und Darftellung der Einflüffe befchräntt, 
welde die Bevölkerung fih quantitativ entmwideln laffen oder dieſe Entwidelung 
aufhalten, allein das ganze Berhältniß der Bewegung der Bevölferung zu ber 
größern oder geringern Reichhaltigfeit der Subfiftenzmittel bildet doch eben in Folge 
der durch die Entwidelung der Bevölferungslehre gegebenen Anregungen entſchieden 
den Angelpunkt der bevölferungsftatiftifchen Beobachtungen. Auf dieſe Weife erklärt ° 
fih der große Aufihwung, ven die Bevölferungsftatiftit in unſerer Zeit von ver 
erften regelmäßigen Bolfszählung in ven Vereinigten Staaten an, 1790, bis zu 
den neuejten vielfeitigen und tiefeindringenvden Grmittelungen in Belgien, England, 
Franfreih und einigen deutfhen Staaten genommen bat, fo wie die Art viefes 
Auffhwungs. Die Fortſchritte, welche dieſer Zweig der Statiftif gemacht, und bie 
Ergebniffe, die er gewonnen bat, überfichtlic zu harafterifiren, überlaffen wir dem 
Artikel „Statiſtik“. 

Auf die Bevölterungslehre übte die beſſere ftatiftifche Einſicht einen die ent— 
gegenftehenden Anfhauungen verföhnenden Einfluß. Wenn nämlid Malthus und 
feine Anhänger, namentlid in früherer Zeit, nur zu geneigt waren zu der Anficht, 
daß die Benölferung bis auf die Gegenwart herab faft nur auf dem Wege ber 
Repreffion durch Verkümmerung, Noth und Elend aller Art fortwährend in bie 
unabweisbaren Schranfen zurüdgebrängt worden, amd daß bei den großen Schwie- 
rigfeiten eine vermänftige Selbitbeherrfhung zu verallgemeinern, eine erhebliche 
Befferung diefer Zuftände nur in einer kaum abfehbaren Zukunft zu erwarten fei; 
mern hingegen die Gegner die Wirkſamkeit einer repreffiven Beſchränkung der Volks— 
menge möglichft ganz abzuläugnen ſich bemühten, fo zeigten die gefammelten Er— 
fahrungen, daß die Wahrheit in ver Mitte liege. Auf der einen Seite ergab fi 
aus der Betrachtung der Thatfachen, daß die Vermehrung der Bevölkerung nirgends 
allein durch Reprefjion in Schranfen gehalten werde. Das Alter der Eheſchließung 
und Kindererzeugung erwies fih durchgängig als mehr oder minder anfehnlid von 
dem Zeitpunfte des Eintritt® der Pubertät abweichend; überall zeigten fich Beifpiele 
freiwilliger Selbftbefchräntung des Fortpflanzungstriebs in größerer oder geringerer 
Auspehnung; auch die Fruchtbarkeit ver Ehen ftellte ſich als merklich hinter der 
phyſiologiſchen Möglichkeit zurückbleibend im Durchſchnitt heraus. Andererſeits 
beſtätigte die Beobachtung, daß die repreſſive Beſchränkung der Volksvermehrung 
fortdauernd in umfangreicher Weiſe wirkte. Darauf deutete die größere Sterblichkeit 
hin, die nach jeder wirthſchaftlichen Bedrängniß nicht auszubleiben pflegte; darauf 
der Unterſchied, der in den Sterblichkeitsverhältniſſen der wohlhabenden und der 
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eigentlichen Arbeiterfiafien ver nämlichen Bevölkerung, namentlih im kindlichen 
Alter beobachtet wurde. Aber eben fo wenig ließ fi) in lebensfräftigen Völkern 
bie Wirkfamfeit eines Princips des Fortſchritts verfennen, welches das repreffive 
Hindernig mehr und mehr durch das präventive erfegte. Hierfür lieferte ven Beweis 
die geringere Mortalität, die verhältnigmäßig feltenere Zahl von Heirathen und 
bie mindere Fruchtbarkeit der Ehen, welche vie Statiftit meiftens fowohl im Gegenfat 
höher kultivirter zu weniger fultivirten Völkern, als im Gegenſatz des jetigen 
Kulturzuftandes ‚eines Volkes zu einem frühern, minder entwidelten nachzuweiſen 
vermochte, fowie die reichlichere Berzehrung und überhaupt menfchenwürbigere Lage 
der arbeitenden Klaffen unter höher entwidelten Zuftänden und Völkern. Uebrigens 
ergab die genauere Kenntnig der Thatſachen auch auf dieſem Felde die Nothmwen- 
digkeit, fi vor falſchen Verallgemeinerungen zu hüten. Die verſchiedenen Erfah: 
rungen, vie man in verſchiedenen Ländern und unter verjdiedenen Umftänden 
tonftatirte, führten zur Berüdfichtigung einer Menge von Einflüffen nationaler, 
(ofaler und periobifcher Natur; fie lehrten, daß der jeweilige Stand und Fortſchritt 
einer beftimmten Bevölkerung nicht aus wenigen allgemeinen Urfadyen erklärt werden 
bürfe, fondern fih als das Produkt aller gegebenen Berhältniffe erweife, daß er 
danach beurtheilt fein wolle und daß danach insbefondere die Mittel zu bemeffen 
feien, durch welche auf denfelben ein gewiſſer, etwa nöthiger Einfluß ausgeübt 
werben jolle. 

III. Bevölterungspolitit. — Zwei Hauptfäge feheinen hiernach durch 
die an Malthus Namen fi knüpfende Entwidelung ver Bevölferungslehre unmwider- 
leglih gewonnen zu fein. Zupörberft ver, daß nicht in der größtmöglichen Menfchen- 
menge, fondern in der Erreihung des möglichſt günftigen Verhältniſſes zwiſchen 
Bevölkerung und Unterhaltsmitteln das Heil und die Kraft der Völker und Staaten 
zu fuchen fei, oder, wie Hoffmann dies ausdrückt, daß von den in einen gegebenen 
Kulturzuftande hinſichtlich der Bolfsvermehrung denkbaren zwei Grenzen diejenige, 
wobei das höchſte Maß von menfhlihen Kräften entmwidelt, nicht diejenige, wobei 
die höchſte Zahl von Menfchen unterhalten wird, zu erreichen geftrebt werben 
müfle. Sodann die andere, daß die Annäherung an dieſes Ziel nur durch vie 
fortfchreitende Verbreitung eines fittlih vernünftigen Verhaltens der Menfchen in 
gefchlechtliher Beziehung möglich werde. Dieſe Säge müſſen maßgebend fein für 
die Beantwortung der Frage, ob und in welder Art ver Staat die Aufgabe hat, 
zur Herftellung des richtigen Bevölferungsverhältniffes eingreifend mitzuwirken. Es 
wird nämlich biernad der Staat allerdings darauf verzichten müſſen, das richtige 
Maß der Bevölkerung unmittelbar durch obrigfeitlihe Zwangsmittel herzuftellen. 
Weder Strafanprohungen noch Belohnungen, werer Gebote noch Verbote vermögen 
das Fehlen fittliher Kraft bei den Einzelnen zu erfegen. Auch das fteht nicht in 
der Macht einer Regierung, eine fittlih vernünftige Auffaffung des Lebens, feiner 
Aufgaben und Berpflihtungen in der ihr untergebenen Bevölferung beliebig zu 
erzeugen. Wohl aber wird die Regierung vielfach ſich in der Lage befinden, mit 
dem geiftigen und materiellen Mitteln, über welde fie verfügt, äußere Umſtände 
und Berhältnifje, welde ver fittlihen Kräftigung der Bevölkerung hemmend im 
Wege ftehen, zu bejeitigen und bie objektiven Bedingungen herbeizuführen, welche 
diefe Kräftigung erleichtern, und inſoweit wird e8 denn auch ihre Pflicht fein, zur 
Herftellung des wünſchenswerthen Bevölkerungsverhältniſſes mitbeizutragen. Die 
wirflihe Bevölkerung eines Landes fann von der idealen Volkszahl, die zwar 
beftändig wechjelt und mit der fortfchreitenden Beherrfhung der Natur und feiner 
eigenen Anlagen durch den Menſchen immer mehr zunehmen muß, für jeden gegebenen 
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Zuftand aber doc eine beftimmte ift, überhaupt in doppelter Richtung abweichen; 
fie kann hinter derſelben zurüdbleiben, fo daß die natürlichen Hilfsmittel nicht in 
ver für die Kraft des Ganzen und das Wohlbefinden der Einzelnen günftigften 
Weiſe ausgenügt werben; oder fie fann über viefelbe hinausgehen, fo daß ber 
durchſchnittliche Erwerb unter fein mögliches Marimum herabfinft. Unter Umſtänden 
— md das ift ver fchlimmfte Fall, ver fi in dem fchroffen Gegenübertreten von 
Reichthum und Armuth kundgiebt — können auch beive Abweichungen gleichzeitig, 
nur in verjchiedenen Schichten der Bevölkerung, hervortreten. Demnad wird denn 
die Aufgabe der Politik auch bald dahin geben, die Bolfsvermehrung zu befördern, 
bald dahin, fie zu hemmen, 

Wenn in einem Yande der Reichthum ver natürlichen Hülfsmittel nicht voll- 
ftändig ausgebeutet wird, weil e8 an Kenntniffen oder Kapital fehlt, weil die freiheit 
der mwirtbihaftliden Bewegung durch die Unficherheit des öffentlichen Friedens, 
durch eine fehlerhafte Geſetzgebung over ſchädliche gefellfchaftlihe Einrichtungen u. f. f. 
gehemmt ift, und wenn deshalb die Bevölkerung nicht diejenige Höhe erreicht, die 
fie unter andern günftigern Umftänden ohne Benachtheiligung ihrer öfonomifchen 
Lage zu erreichen wohl fähig wäre, jo kann doch hier nicht von einer zu geringen 
Bevölferung die Rede fein, fo lange ihre Zahl nur ven Verhältniſſen entjpricht, 
wie fie einmal liegen. Hier liegt die Aufgabe nit in einer Regelung der Be- 
völferungs-, jondern in einer Entwidelung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe. Siche- 
rung der Herrſchaft des Rechts und der Toleranz, Befeitigung ber Hinverniffe, 
welche dem Uebergange der Protuftionsmittel in vie für ihre Verwerthung geeig- 
netften Hände entgegenftehen, Beichaffung von Gelegenheit zur Ausbildung der 
Ürbeitsfräfte und zur vortbeilhaften Anlegung von Erjparniffen, Beförderung einer 
dur Kenntnifje und Rührigkeit fid) auszeichnenden Einwanderung, Aufhebung der 
Beihränfungen in ver Freiheit der Berufswahl, rationelle Regelung des Abgaben- 
weſens u. vergl. m., das werben die Mafregeln fein, die hier geboten find und auf 
weldye die gewünſchte Volksvermehrung muthmaßlich von felbft folgen wird. Nur 
da kann man wirklich von einer zu geringen Bevölkerung ſprechen, wo vbiejelbe 
nicht einmal das ganze Maß erreicht, welches nach dem gegebenen Wirtbichafts- 
und Kulturzuftande in gleicher und felbft günftigerer ökonomiſcher Lage beftehen 
fünnte. Bei dem den Menjchen innewohnenven ftarfen natürlihen Triebe der Ber— 
mehrung läßt ſich aber ein ſolcher Zuſtand — abgefehen davon, wo er als vor- 
übergehende Folge großer Kalamitäten, wie verheerender Kriege, Krankheiten ꝛc. 
ericheint — faum anders erflären ald aus einer weitverbreiteten Berborbenheit der 
Sitten. Wenn frühzeitige Ausſchweifungen vie Regenerationsfähigfeit geſchwächt 
haben, der Sinn für das Familienleben erloſchen, die Heiligkeit der Ehe zum 
Geipött geworben ift, bie Gewohnheit üppigen Lebensgenufjes davon abſchreckt, 
fih Laſt und Verantwortlichkeit eines eigenen Hausſtandes aufzuladen, dann aller— 
dings mag es ſich ereignen, daß die wirkliche Volksmenge hinter derjenigen, für 
welche die Unterhaltsmittel gegeben ſind, zurückbleibt und daß ein ſolcher Zuſtand, 
ſich fortdauernd verſchlimmernd, eine immer weiter um ſich greifende Entvölkerung 
herbeiführt, welche zu bekämpfen zur dringenden Aufgabe wird. Aber der Aufſchwung 
zu beſſeren Zuſtänden kann nur durch die Bevölkerung ſelbſt herbeigeführt werden, 
indem ſich ihr ſittliches Gefühl ermannt und ſich mit Ekel von der rein materiellen 
Auffaſſung des Lebens abwendet. Das Beſtreben der Regierung darf nur darauf 
gerichtet ſein, dazu behülflich zu ſein. Zu dieſem Behufe wird ſie darauf bedacht 
fein müſſen, das heranwachſende Geſchlecht durch vie Erziehung auf eine idealere 
Rihtung Hinzuweifen, vie hauptjächlichften Gelegenheiten zur Verführung abzu- 
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ſchneiden, vie geſundheitspolizeilichen Anftalten zu verbeffern, die Beftrebungen des 
religtöfen und Gemeinfinns und einer edlern Geſchmacksrichtung in geeigneter Weife 
zu unterftägen, der Bevölkerung frijche, körperlih und moraliſch gefunde Elemente 
aus dem Auslande zuzuführen 2c. Je mehr es gelingt, auf dieſem Wege die mora- 
liſchen und phyſiſchen Zuſtände der Bevölkerung zu verbefiern, deſto mehr wird 
auch ihr quantitatives Berfommen aufhören und das erſehnte Gleichgewicht zwiſchen 
der Zahl der Menfhen und ven dargebotenen Unterhaltsmitteln ſich berftellen. 
Alle diejenigen Mittel aber, welche, anftatt vie Wurzel des Uebels zu befämpfen, 
die Zumahme der Bevölkerung unmittelbar gewaltfam erzwingen wollen, wie bie 
meiften der in früherer Zeit angewandten, ald man noch unter allen Umftänden 
eine möglihft große Benölferungsziffer erftreben zu müſſen glaubte, verfehlen 
jevenfalls ihren Zwed. Selbft wenn fie zu einer Vermehrung der Geburten bei- 
tragen, wird diefer Zuwachs da, wo es an genügendem Unterhalt oder an gehöriger 
Pflege für die Heranwachſenden fehlt, durch die in gleichem Berhältniffe fteigenve 
Zahl ver Tovesfälle wieder ausgeglichen. 

Weit häufiger als eine Entvölferung jcheint eine Uebervölkerung in dem 
eben angegebenen Sinne zu befürdten zu fein; denn während jene nur va hervor- 
tritt, wo der Menſch ſich feinen natürlihen Neigungen entfremvet, bevarf es, um 
diefe zu vermeiden, einer Beherrfchung der finnlihen Triebe durch die fittlichen 
Kräfte des Menſchen. Und aus dem nämlichen Grunde ift denn aud hier eine 
Belämpfung des Uebels weit jhwieriger wie dort, da den Mafregeln zur Stei— 
gerung der Bollszahl der ftärfjte Naturtrieb zu Hülfe kommt, bei den Maßregeln 
zu deren Beſchränkung hingegen es gilt, vie legteren durch Erwedung und Be- 
lebung fittlicher Gegenkräfte zu paralyfiren. Was der Regierung bier zunächſt 
obliegt, das ift die Förderung ver fittlihen und intellektuellen Bildung, namentlich 
durh eine Richtung ver Volkserziehung, welche darauf ausgeht, einerfeitd das 
Urtheil, befonvers über den Zuſammenhang der Erjheinungen des gejellfchaftlichen 
Lebens zu fchärfen, ambererjeits das fittlihe Gefühl, das Bedürfniß der Selbft- 
ſtändigkeit, der Anerkennung ver perjünlichen Verantwortlichkeit für die eigenen 
Handlungen zu beleben und zu Kräftigen; ferner, joweit dies in ihre Macht ge 
geben ift, die Eröffnung neuer Wohlftanpsquellen, die Beſeitigung der der aus— 
giebigften Benugung der natürlihen Hilfsmittel entgegenftehenden Hindernifie, 
endlich die Negelung des Armenweſens in einer Weife, welche der Neigung ver 
Bevrängten, fih auf Andere zu verlafjen, ihren Anfprücen, für die Folgen ihrer 
Handlungen die bürgerliche Geſellſchaft verantwortlich zu machen, der Anficht, daß 
beim Staate Abhülfe für jede, auch verſchuldete Noth zu finden fein müffe u. ſ. w., 
mit Entjchievenheit eritgegentritt und jede invirefte Ermunterung der Armen zu 
leichtfinniger Vermehrung auf's jorgfältigfte vermeidet. (Vergl. die Art. „Armen- 
pflege” und „Armenpolizei“.) Aber die Regierung fann nichts als die Hülfe 
bieten, das Ergreifen verfelben ift Sache des Volkes; auf dieſes kommt es an, 
daß aus den Bemühungen ver Regierung num auch wirklich eine Berbeiferung ver 
Zuftände hervorgehe. Und bier zeigt fich eine weitere Schwierigkeit. Die geprüdte 
Lage einer Bevölferung, welche eben eine Folge ihrer übermäßig geftiegenen Zabl 
ift, wird ihrerfeits wieder, indem fie die fittlihe Kraft beeinträchtigt, zur Urjache 
immer weiter fortjchreitenver Uebervölferung. So kann es denn allerdings noth- 
wendig werben, dem Uebermaß der Volksvermehrung unmittelbar entgegenzutreten, 
um die Bevölkerung vor dem Verſinken in einen Zuftand zu bewahren, wo ihr 
der Antrieb zur nöthigen Selbftbejhränfung vollftändig verloren gehen würbe. Nur 
darf dabei niemals außer Acht gelafjen werden, daß die Entwidelung dieſer Selbft- 

Bluntſchli, Deutſches Staats-Törterbud. II. 9 
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beſchränkung immer pas eigentliche Ziel bleiben muß, in dem allein bie vollkom⸗ 
mene Löfung des Problems zu finden ift, und daß die äußern, gleichſam mecha⸗— 
niſch wirkenden Mafregeln, um die Bevölkerung innerhalb gewiffer Schranfen zu 
halten, nur als Mittel biefür zu betrachten find, deren Zwed es nicht fein fann, 
die moralifche Haltlofigkeit der Menſchen unſchädlich zu machen, ſondern für deren 
allmälige Ueberwindung die nothwendigen Vorausjegungen zu fihern. — Dies ift 
der Gefichtspunft, den man bei Beurtheilung der zur Verhinderung, bezüglich 
Wieverbefeitigung einer übermäßigen Volksvermehrung theild vorgefchlagenen , theils 
wirklich ins eben getretenen ftaatlihen Mafregeln immer im Auge behalten muß. 

Was nun dieſe Mafregeln im Ginzelnen betrifft, fo begegnen wir zuerft einer 
Reihe von Vorſchlägen, vie den Charakter der Unſittlichkeit oder der Widernatür⸗ 
lichkeit zu fehr an der Stirne tragen, um auf eine nähere Prüfung Anſpruch 
machen zu können. Dahin gehören die von einem englifchen pſeudonymen Schrift 
fteller Mecors vorgeichlagene ſchmerzloſe Eritidung der Neugebornen MH), vie Ge— 
ftattung der Abtreibung der Leibesfrucht, die Anwendung verſchiedenartiger mecha⸗ 
nifher Vorrichtungen zur Verhinderung des Zeugungsgeſchäfts, unter denen die 
von Weinhold beantragte Infibulation das meifte Aufjehen erregt bat, vie von 
London anempfohlene, übrigens im ſüdlichen Amerika vielfad, wirkich übliche mehr: 
jährige Ausdehnung der Sängezeit und Anderes, — Mehr Beachtung dürfen 
diejenigen verlangen, welche durch Beförverung, bezüglih Erzwingung der Aus— 
wanderung belfen zu können vermeinen. Darüber, daß die Auswanderung vie 
Uebervölferung nicht auf die Dauer zu bejeitigen vermag, ift bereits geſprochen 
worven. Hier fommt nur in Frage, ob dadurch das Loos der Bevölkerung auf 
fo lange verbeffert werden kann, als erforberlih ift, um eine gehörige Selbſtbe— 
berrihung Wurzel jchlagen zu laſſen. Bon viefem Standpunkte aus hat namentlich 
3. St. Mil die Anwendung eines großartigen Auswanderungs- und Kolonifationg- 
foftems empfohlen. Allein obwohl vie Ausführbarfeit einer ſolchen Maßregel nicht 
abſolut geleugnet werben mag, fo leuchtet duch ein, daß dazu eine Menge günftiger 
Berhältniffe erforberlich find, wie fie mır ausnahmsweije bei Nationen von großem 
Kapitalreichthum, ftarter Seemacht und muthigem, hoch entwideltem Unternehbmungs- 
geifte fich vereinigt finden. In bei weitem ven meiften Fällen würde eine Abhülfe 
auf diefem Wege nicht möglich oder von Uebelftänden begleitet fein, vie ſchlimmer 
wären, als der Zuftand, dem man entrinnen will, 12) 

Dasjenige Mittel, auf weldes wohl das meifte Gewicht zu legen ift und 
dem fi auch die Praris am bäufigften zugewandt hat, befteht in ver Erſchwe— 
rung der VBerbeirathungen. Wenn man dem Staate hierzu das Redt hat 
abfpredhen wollen, fo wiverlegt ſich das durch die Betrachtung, daß die Folgen 
einer leichtfinnigen Vermehrung ja nicht auf diejenigen bejchränft bleiben, vie ſich 
diefelbe zu Schulden fommen lafjen, ſondern zu einer allgemeinen Ralamität wer- 
den, und daß unfer Gefittungszuftand nicht geftattet, die auf ſolche Weife ins 
Elend Gerathenen, noch weniger ihre ſchuldloſen Kinder fich felbft zu überlaffen, 
fondern der Gemeinde und dem Staate eine jubfiviäre Unterftütungspflict auflegt. 
Aber eine andere Frage ift die, ob fi für die Erjchwerung der Heirathen Be— 
ftimmungen auffinden laffen, die ihren Zweck auch wirklich erreichen, ohne doch 
anderweite größere Uebelſtände im Gefolge zu haben. Zwar auf den Einwand 


1) Die Schriſft iſt mir nicht pugänalid un; ih muß es deßhalb dahingeftellt fein 
faffen, ob dieſelbe nicht vielleicht eine bloße Satyre ift 
12) Vergl. en her, Kolonien, Kolonialpolitif umd Auswanderung 1866, ©. 342-—374, 
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kann fein befonderes Gewicht gelegt werben, daß eine ſolche Erſchwerung mur zur 
Bermehrung des auferorventlihen Gejchlehtsumgangs führe und während fie jo 
die Unfittlichfeit befördere, gleichwohl vie Zunahme ver Bevölkerung nicht be— 
fhränte. Denn abgefehen von den Mafregeln, melde eine gute Sittempolizei 
dem Umfichgreifen von Konkubinaten und ähnlihen Berbältnifien wohl wirkſam 
entgegenzufegen vermag, wird duch dieſe — jhon wegen der erwiefenen größern 
Sterblichkeit der unehelihen Kinder — die Bevölkerung feinesfalls in demfelben 
Maße vermehrt, wie bei unbeſchränkter Freiheit der Berheirathung , und was vie 
Steigerung der Unfittlichleit anlangt, jo werben die Keuſchheitsſünden, zu welcden 
eine folhe Beſchränkung Beranlaffung geben mag, voransgejegt, daß jie ihren 
Zweck wirklich erreicht, gewiß reichlich aufgewogen durch vie Unfittlichkeiten, welche 
andernfalls im Gefolge ver Uebervöllerung und des durch fie erzeugten Elends 
gemefen fein möchten. Allein das ift unmöglich zu verfennen, daß die auch nur 
annähernde Löſung der Aufgabe, leichtfinnige Ehen zu verhindern, ohne wohlbe- 
rechtigten Verbindungen entgegenzutveten, mit ven größten praltiihen Schwierig- 
feiten verbunden if. — Da die Rückſicht auf die bürgerliche Freiheit e8 nicht 
geftattet, ein jo wichtiges Recht wie das ver Berehelihung leviglih vom Ermeſſen 
der Behörden abhängig zu machen, fo handelt es ſich darum, durch allgemeine gejet- 
liche Beſtimmungen die Bedingungen feitzufegen, unter denen die Eingehung einer 
Ehe in der Regel allein erlaubt jein ſoll. Als ſolche Bedingungen hat man theils 
ein beftimmtes höheres Alters, tbeild ven Nachweis eines beftimmten Vermögens 
oder gefiherten Ginfommens aufgeſtellt 13). 

Die Forderung eines höhern Aiters, um das Recht zur Berheirathung 
zu begrünven, bat zwar vie Leichtigkeit der Ermittelung ver erfüllten oder nicht 
erfülften Bedingung, die Unmöglichkeit, eine faliche Anwendung davon zu machen, 
die Gleihmäßigfeit, mit der fie fih auf alle Klafjen ver Bevölkerung erftredt, 
und ven Umftand für fi, daß fie jevem baburd Betroffenen eine beftimmte Aus— 
fiht auf Zulaſſung zur Ehe gewährt; allein, wenn bie Altersgrenze verhältnig- 
mäßig niedrig gefegt wird, bleibt die Mafregel nothwendig unwirkſam, denn die 
Fruchtbarkeit der Ehen ift, wie die Statiftif vielfach nachgemwiejen hat, von dem 
Alter ver Eheſchließenden unabhängig 9). Wenn vie Grenze dagegen ſehr hod) 
beftimmt wird, fo führt eine ſolche Borjchrift, abgefehen davon, daß das Umfic)- 
greifen des auferehelichen Gejhlehtsungangs dann faum zu verhindern ift, ent- 
weber eine große Ungerechtigkeit gegen alle Diejenigen mit ji, die aud in jün— 
gern Jahren ſich bereits in der Möglichkeit befinden, eine Familie zu erhalten, 
oder es müſſen fo häufige Difpenfationen eintreten, daß es viel einfacher erjcheint, 
die Gruntfäge, nad denen dieſe ertheilt werben, unmittelbar den Bejtimmungen 
über die Zuläffigfeit ver Verheirathung zu Grunde zu legen, die Anforderung eines 
beftimmten Alters aber lieber ganz fallen zu laſſen 15), 


13) Die Altersbeihränfung ift wohl am weiteften getrieben im Kanton Thurgau, mo neuer 
dings vorgeichrieben worden ift, daß Feine Jungfrau vor 26 oder 28 Lebensjahren fich verbeis 
ratben darf. Weber den in Deutichland häufig Ehen Vermögens: und Erwerbönachmeis bei 
der Verheirathung oder der ald Borausießung diefer angejebenen Niederlaſſung |. 3. Wernber, 
über Gemeindebürgertbum, insbeiondere Stimmrecht und Nahrungeſtand. Darniſtadt 1838. 

14) Allerdings gilt Dies nur bis zu einer beftinmten Höhe des Alters, aber diejenige Alters⸗ 
böhe, deren Einfluß in der verminderten Fruchtbarkeit hervortritt, liegt weit über den Punkt 
hinaus, bis zu dem es irgend wie möglich ift, das gejepliche Minimum des Heirathsalters j fteigern, 

15) (ine andere Frage ift ed, inwieweit gejundheitäpoli eiliche Gründe eine ſolche Anfor⸗ 
derung rechtfertigen mögen. Von dieſem Geſichtspunkte aus ſcheint fie, wenn auch nur für bie 
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Nicht minder unterliegt die andere Forderung, die des Nachwe iſes der 
für die Eriftenz einer Familie erforderliden Unterhaltungsmittel, 
mögen biefe nun im einem beftimmten Vermögen oder in einem geſicherten Erwerbe 
beftehen, erheblichen Beventen. Wollte fih das Gejeg darauf beſchränken, im 
Allgemeinen genügende Unterhaltsmittel zu fordern, die Entſcheidung im einzelnen 
Falle aber, welches Vermögen ald ein ausreichendes, welcher Erwerb als ein ges 
ficherter angefehen werben fol, ver Regierung, bezüglich den Gemeinden überlaffen, 
fo wäre viefen Alles anheimgeftellt, was, wie nur erwähnt, den mohlbegründeten 
Anfprücen bürgerlicher Freiheit und eines geficherten Rechtszuſtandes widerftreiten 
würde. Nimmt man dagegen — und das ift der von ben pofitiven Geſetzgebungen 
wirklich eingefchlagene Weg — ein beftimmtes objeftives Maß in das Geſetz auf, 
fo zeigt fih alsbald die Unmöglichkeit, viejes jo hoch anzufegen, wie es noth- 
wendig wäre, um die Gründung einer Yamilie nur unter Umftänden zuzulafjen, 
welche nad menſchlicher VBorausfiht vor Verarmung vollfommen fihern. Denn 
wie könnte man den fFleifigen und Gefhidten, ven Vorfihtigen und Sparfamen 
zumuthen, ſich Bedingungen gefallen zu laffen, welde auf ven Trägen und Unge— 
ſchickten, den Leichtfinnigen und zur Verſchwendung Geneigten berechnet wären ? 
So muf man fid) mit fo niedrig geftellten Bedingungen begnügen, daß fie für 
die Erreihung des beabfichtigten Zwedes jo gut wie feine Garantie zu geben 
ſcheinen. 

Die beiden bezeichneten Arten der Ehebeſchränkung vermögen mithin nichts 
weniger, als der Abſicht zu entſprechen, in welcher ſie aufgeſtellt ſind. Indeſſen 
wird man hieraus nicht auf die Unmöglichkeit ſchließen dürfen, überhaupt irgend 
welche Sicherung gegen leichtſinnige Ehen zu verlangen. Nur hat man ſich klar 
zu machen, worauf dieſe Sicherung gehen ſoll. Sie kann nicht gehen auf den 
unmittelbaren Nachweis eines geſicherten ausreichenden Einkommens, wohl aber 
auf den Nachweis des thatkräftigen Willens, ſich ein ſolches, vie bürger— 
liche Selbſtſtändigkeit gewährleiſtendes Einkommen zu erwerben. An dieſem Nach— 
weiſe mag es dem Staate genügen; denn die durch ſittlichen Ernſt gefeſtigte Ge— 
ſinnung des Menſchen iſt es ja allein, von der die dauernde wünſchenswerthe 
Regelung der Bevölferungszunahme erwartet werden darf; dieſen Nachweis zu 
fordern ift er denn auch berechtigt, denn nur Derjenige kann die Befugniß an- 
fprechen, eine Familie zu gründen, von welchem fi mit Grund vie fefte Abficht 
annehmen läßt, fie jelbftftändig zu erhalten. Ein folder fefter, thatfräftiger Wille 
aber giebt ſich namentlich im länger fortgefegten Kleinen Erfparniffeu fund. 
„Es ift wohl billig, jagt Kries (Betrachtungen über Armenpflege und Heimaths- 
recht in Br. IX der Zeitjchrift für die gef. Staatswiffenfhaft), daß Derjenige, 
welcher die Pflicht übernehmen will, noch für andere Weſen zu forgen, zuvor 
Vorkehrungen zur Befrierigung der durch ihm ſelbſt veranlaften Bedürfniſſe ge- 
troffen babe: aljo mindeftens für die Mittel zu einem Begräbnif, eine Hülfs- 
quelle für vie Zeit feines Alters und eine Unterftügung für die vermehrte Wahr- 
fheinlichkeit ver Krankheitsfälle. Cs ift die matürliche Pflicht jedes verftändigen 
Mannes, nicht eher zur Gründung eines Hausftandes zu fohreiten, als bis er 


Frauen, meit eher zu billigen; Wirkungen auf die Menge der Geburten darf man aber von ihr 
nicht erwarten. (Die & etzung eines gewiſſen Alters für den Mann fann fich auch in anderer 
Hinſicht rechtfertigen. Die Seiratböluftigen werden dadurch vor jugendlicher Uebereilung abgehalten; 
fie werden verhindert, die Ausbildung für ihren bürgerlichen Beruf vorzeitig abzubrechen und die 
fittlichen Pflichten eines Ramilienhauptes in dem Augenblicke zu übernehmen, mo fie felbft der 
bäuslichen Zucht kaum entwachien find, — Anm, d. Red.) 
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einige baare Mittel erübrigt hat, um denſelben orbnungsgemäß einrichten und 
etwaige Unglüdsfälle übertragen zu können.” An ven Nachweis fortgefegter Er- 
fparniffe alfo, ver ſich 3. B. leicht aus Sparkaffabüchern führen Täßt, mag billig 
die Heirathsbewilligung für alle Diejenigen geknüpft werden, welche nicht einen 
folden Kapitalbefig over fo gefiherten Erwerbsſtand für ſich anzuführen vermögen, 
daß dadurch vernünftiger Vorausfiht nad der Unterhalt einer Familie verbirgt 
wäre. Noch größeres Gewicht ala auf die Sparkaffenguthaben, bei denen übri— 
gend, wie fid) aus dem Vorhergehenven ergiebt, nicht bloß auf den Betrag, fon- 
bern auch auf die Zeit und Dauer ihrer Entftehung zu jehen wäre, müßte auf 
die Betheiligung an Aitersverforgungs-, Invaliven-, Krankheits-, Sterbe- und 
aähnlichen Unterſtützungskaſſen gelegt werden, weil die Nothwendigkeit fort- 
gejester Beiträge bier auch für vie Zukunft die Sparfamleit der Betheiligten 
gewährfeiftet, und weil bier Sicherheit gegeben ift, daß das aufgefammelte Gut- 
haben nicht mwillfitrlich wieder verzehrt werden fann, vielmehr für den Sparer oder 
deffen Angehörige nur unter Umpftänden verwendbar wird, wo fie beffen wirklich 
bedürfen. So lange freilih die Unterftägungstaffen in einem Lande nod feine 
größere Ausbreitung erhalten haben, wird man fi) vorzugsweije an vie Spar- 
faffeneinlagen halten müſſen. Daß eine Beichränfung diefer Art an dem bauern- 
den Widerwillen ver davon betroffenen Bevölkerung ſcheitern follte, ift wohl faum 
zu befürdten, da legtere einjehen muß, daß, was von ihr verlangt wird, nur zu 
ihrem eigenen Bortheile gereicht. Eben fo wenig läßt fi gegen eine berartige 
Vorſchrift die Unmöglichkeit geltend machen, in welcher ſich der größere Theil ver 
untern Voksklaſſen befänvde, die erforverlihen Eriparniffe zu erübrigen. Iſt der 
Zuftand derſelben wirflidy bereits fo gedrückt, daß der Lohn, den fie in ven 
kräftigen Jugendjahren erhalten und den fie fpäter beträchtlich zu fteigern feine 
Ausfiht haben, zu Erfparnifien nicht hinreicht, fo liegt hierin eben das deutlichſte 
Zeihen, daß auf eine Verminderung ihrer Anzahl Bedacht genommen werben 
muß. — Wie hoh man die Anforberungen in Bezug auf die nachzuweiſenden 
Erjparnifje wird ftellen dürfen, das muß natürlich mit Rückſicht auf vie gegebenen 
Berhältniffe beurtheilt werten. Aus dieſem Grunde erfcheint es angemeffen, bei 
der feftftellung der betreffenden Beringungen den einzelnen Gemeinden und Armen- 
verbänven, auf denen zunächft die Verpflichtung ruht, fi der Berarmten anzu— 
nehmen, einen gewiffen Spielraum zu gewähren; jevoh muß das Gefeß für diefe 
Bedingungen eine äuferfte Grenze feftjegen, vie fie nicht überfchreiten vürfen, 
damit die perfönlidhe freiheit und, infoweit vie Eheerlaubnig mit der Niever- 
lafjung in Verbindung gefegt ift, die geſetzmäßige Freizügigkeit hierdurch nicht 
beeinträchtigt werde 16), 

Es bleibt uns noch ein Punkt zu erörtern übrig. Gefett, es gelingt einem 
Volke, fei e8 lediglich aus eigener moralifcher Kraft, fei es durch zmwedmäßige 
Mafregein ver Regierung unterftügt, feine Zahl durch weiſe Selbftbeherrfhung 
auf Das den gegebenen BVerhältnijfen nach günftigfte Maß zu beichränfen; vie 
Löhne fteigen, der Zuftand ver arbeitenden Klaſſe hebt fih, — ift da nicht zu be: 
fürdten, daß ein mafjenhaftes Einftrömen von Arbeitern aus Nachbarländern, 
wo man weniger enthaltfam gewejen ift, und die Erwerböverhältnifie der großen 
Maſſe daher weniger günftig find, dieſes mühſame und mit Aufopferung errungene 


16) S, über Bevölkerungspolitik Nau, Lehrbuch der volitifhen Dekonomie, Bd. I, erfte 
Abtbeilg., Ate Aufl. 1854. S. 18 ff. R. Mohl, Polizeiwiſſenſchaft. 2te Aufl. 1844. S. 72 ff. 
Roſcher, die Grundlage der Nationalötonomie. 1854. ©. 478, 
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Ergebniß ſchnell wieder vernichte? Bedarf es mithin nicht noch eines weiteren 
Schutzes durch Verbot, mindeftens weſentliche Beſchränkung der Einwan- 
derungen? Diefe Anſicht ift wirklich aufgeftellt worden 17). Aber wäre fie richtig, 
liege fih in ver That die Bevölkerungszahl eines Landes, fo lange alle Nachbar: 
länder nicht eine gleiche Stufe des allgemeinen Wohlbefindens erreidht hätten, nur 
durch Verhinderung der Einwanderungen in den gewünfchten Grenzen erhalten, fo 
möchte leicht dieſer Preis für das zu erzielende Nefultat zu hoch, das Schugmittel 
ſchlimmer erjcheinen, als das abzuhaltende Uebel. Denn was uns aud Deftütt 
de Trach fage, daß die Einmwanvderungen beinahe ohne Ausnahme jhärlich feien, 
es läßt fi unmöglich verfennen, daß eine ſolche Erſchwerung des internationalen 
Verkehrs, eine folhe Abjperrung von dem allgemeinen Kulturſtrom, wie fie bie 
Verhinderung der Einwanderungen zur unvermeivlicen Folge haben würde, feinem 
Bolfe auf die Dauer zum Heile gereichen könnte. Jene Befürchtung ift indeſſen 
grundlos, Selbſt nachdem die Erfindungen ver Neuzeit, der lebendigere Verkehr 
unter den Völkern und die größere gegenfeitige Annäherung ver nationalen Indi— 
vidualitäten die Schwierigkeiten menjchlicher Ueberfievelung bedeutend vermindert 
baben, brauchte doch ein Land, dem es gelungen wäre, durch gefunde Beihrän- 
fung feiner Bevdlferungszahl feinen Arbeitern höhere Löhne zu verſchaffen, nicht 
zu bejorgen, dieſes Vortheils durch das mafjenhafte Einſtrömen fremder Arbeiter, 
die fi) zu niedrigeren Preifen anböten, wieder verluftig zu gehen 18). Hiergegen 
würde ed nicht nur, der Umſtand ſchützen, daß, jo lange es noch große, fruchtbare 
und nicht allzufchwer erreichbare Länder giebt, die der menſchliche Fleiß auszubenten 
kaum erſt angefangen bat, der Strom der Auswanderer ſich naturgemäß dorthin 
richtet, fondern auch namentlich das in der Natur der Dinge begründete Ver— 
hältniß, daß Kapitalien und Unternehmungsfräfte immer weit leichter zu verjegen 
jein werben, als Arbeiter, Wenn in dem einen Lande hohe, in dem anderen 
niedrige Löhne beftehen, fo werden viel eher Kapitalien und Unternehmer von 
jenem in dieſes, als Arbeiter von diefem in jenes auswandern. Soll daher eine 
Befürchtung ausgefprohen werden, fo könnte es nur bie fein, die hohen Löhne 
möchten Kapitalien und Unternehmungsträfte vorzugswseife dem niedriger lohnenden 
Auslande zuführen, und dadurch die Konkurrenz mit diefem unmöglich machen. 
Allein dabei ift zweierlei nicht zum überfehen. Grftens daß der Unterſchied im 
Nominalpreife der Arbeit weit entfernt ift, den wirklichen Unterſchied der Koften 
derſelben auszudrüden. Denn nicht nur ift ja befanntli die Qualität der Arbeit 


17, Destutt de Tracy, Tratts d’öconomie politique. 1823. 

18) Das Beifpiel der irischen Einwanderung nad Gnaland läßt fich biergegen nicht anführen. 
Vorerſt handelt es fich bier nicht um die Bevölkerung zweier getrennter Staaten, fondern um 
Angebörige eines und defjelben Reiches. Sodann zeigt gerade die neuere Erfahrung, daß die 
natürliche Tendenz der irifchen Auswanderung weit überwiegend nach dem Weften gebt. (Endlich 
bat die Einwanderung nach England in der That nicht die Wirkung gehabt, die Lage der engliſchen 
Arbeiter der der irifchen aleich zu machen. S. Hildebrand, die Nationalöfonomie der Gegen: 
wart und Zukunft. S. 203. — Daß Einwanderungen periodiih den Preis der Arbeit drüden oder 
vielmehr von allzupföglichem Steigen abhalten fünnen, ſoll nicht geleuanet werden — man denfe 
an unfere wandernden feld», Eiſenbahn-, Bauarbeiter u. dal. — die ift aber fein Uebelftand, 
jondern ein Vortheil, durch den allein der regelmäßige Betrieb vieler Geſchäfte möglich wird. 
Nicht Darauf Fommit.es an, daß die Löhne vorübergehend ſehr boch fteigen, fondern. darauf, daft 
fic dauernd jo hoch ftehen, um eine gejunde und menichenwürdige Lebensweiſe des Arbeiters zu 
ermöglichen. Uebrigens muß anerfannt werden, daß es Verbältniffe giebt, in welchen eine Res 
völferung darauf angewiejen it, fortdauernd Einwanderungen im fi aufzunehmen. So namentlich 
die reihen Vorländer armer Gebirgägegenden. Aber dieſe Einwanderungen geben ihrem Umfange 
nach feine Veranlaffung, eine lebervölferung zu befürchten. 
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nad der beffern oder ſchlechtern Lage des Arbeiter, nad feiner größern oder gerin- 
gern fittlichen Entwidelung eine durchaus verjhiedene, fondern es müfjen and bei 
unzureichendem Arbeitsichn den hierfür aufgewenveten Summen nod vie fehr be- 
träßhtlihen Koften einer ausgedehnten Armenpflege und Sicherheitspolizei hinzuge- 
rechnet werben, fowie auch nicht außer Acht gelaffen werben darf, daß der auf bie 
Heranbildung der Arbeiter zu verwendende Kapitalbetrag durch die kürzere Pebens- 
dauer berjelben anfehnlih vergrößert wird. Zweitens aber ift wohl zu beachten, 
daß gerade vie höhern Löhne dem Lande, in welchem fie beftehen, binfichtlich der 
Kapitalanfammlung einen bedeutenden Vorſprung geben. Intem die Maffe des 
Boltes hierdurch zu Erfparniffen befähigt wird, entfteht daraus ein Fond, ber bie 
etwa dem Lande fi entziehenden Kapitalien der reihern Klafien an Bebeutung 
weit hinter fi zurüdläßt und der eben megen ter Stellung feiner Befiter feine 
Verwendung vorzugsweife nur im Inlande finden fann. Das Kapital wird daher 
in einem ſolchen Lande, jo lange tie Bevölterung ihre fittliche Kraft bewahrt, ftets 
reihliher vorhanden fein, als in einem Lande mit niebrigen Yöhnen, und was 
bie Arbeit in Wahrheit theurer ift, das wirb im Preife ver Produkte dur ven 
niedrigeren Zinsfuß nm fo mehr ausgeglichen werben, als die Produktion umter 
biefen Berhältnifjen ſich vorzugsweile Aufgaben zuwenden wird, bei bemen ver 
Faltor der Arbeit hinter dem des Kapitals zurüdtritt. Wenn die hohen Löhne auch 
einen Theil des Kapitals zu ärmeren Bölfern hin abfliefen machen, fo ift mithin 
biefe Erfcheinung weit weniger als ein Hinderniß aufzufaffen, welches den Fort⸗ 
fhritt des eigenen Landes aufhält, wie als eim Mittel, durch welches auch vie 
audern Länder in die Bahn des Fortſchrittes mithineingezogen werben, und es 
lann den Beftrebungen einer richtigen Bevölterungspolitit, den Preis der Arbeit 
möglichſt hoch zu erhalten, nur zur Empfehlung dienen, daß ihr Ziel in einem 
einzelnen Lande nicht erreicht werden kann, ohne auch den Nachbarländern zu einer 
Duelle des Segens zu werben und jo den Satz zu beftätigen, daß die Intereffen 
der Bölter fidy nicht feindlich entgegenftehen, ſondern ein harmoniſches Ganze bilden. 
v. ng0 
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Beweis im weiteren Sinne ift der Inbegriff der Gründe für die Wahrheit 
einer Thatſache. Sind alle Grünte für die Wahrheit einer Thatfahe vollſtändig 
gegeben, jo daß Gewißbeit dadurch begründet wird, dann entfteht der Begriff von 
Beweis im engeren Sinne, Nur in der weiteren Bedeutugg des Wortes Be— 
weis ift eine Unterſcheidung in vollftänvigen und unvollftänpigen Beweis 
(probativ plena — minus plena) möglich. Iener ift durch ven Begriff von Be— 
weis im engeren Sinne bejtimmt und fällt mit vemjelben zufammen; tiefer ſetzt 
einen Mangel an ven zur vollftändigen Weberzeugung erforverlihen Gründen 
voraus. Diefe Gründe nennt man Beweisgrünte (argumenta), von welchen 
firenge genommen wieder die Mittel, wodurch man zur Kenntniß dieſer Gründe 
gelangt, Beweismittel (media probandi), unterſchieden werden. 

Der Beweis kommt bier nur in Bezug auf Rechtsſachen in Betracht, wobei 
bürgerlibe und Strafrebtsjahen zu unterſcheiden find. Für öffentliche Rechts— 
ſachen kommen vie für bürgerlihe Rechtsſachen geltenten Normen analog zur 
Anwendung, nur daß bei erfteren das Princip des Verzichtes, welches in lettern 
bejonders rüdfihtlih des Geſtändniſſes feine Wirffamfeit äußert, ausgejchlofien 
und vie Herbeihaffung der Beweismittel nicht zunächſt und aueſchließlich Sache 
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ver Betheiligten iſt, ſondern mehr ver amtlichen Thätigkeit der betreffenden obrig · 
keitlichen Stelle anheimfällt. 

J. In den bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten liegt es den Parteien ob, 
dem Richter Gewißheit über die den Rechtsfall bildenden Thatſachen zu verſchaffen, 
dieſelben zu beweiſen. Dieſer Beweis muß in der von dem Proceßrecht vorge— 
ſchriebenen Form und Ordnung geführt werden. 

Gegenſtand deſſelben find nur Thatſachen, nicht die anzuwendenden Rechts⸗ 
ſätze, welche als dem Richter bekannt unterſtellt werden, wobei nur bezüglich ſolcher 
Rechtsſätze, deren amtliche Kenntniß dem Richter nicht zugemuthet werden kann, 
weil ſie einem fremden Rechte angehören oder auf Gewohnheit beruhen, inſofern 
eine Ausnahme eintritt, als der Richter das zu ſeiner Inſtruktion erforderliche 
Material von derjenigen Partei, welche ſich auf die Exiſtenz derſelben beruft, fordert. 
Gegenſtand des Bewelſes find nur Thatſachen, von denen die Entſcheidung ab- 
hängt (relevante), d. 5. jene, worauf eine Partei ihren Antrag gründet und 
dem Rechte nad gründen kann, gleihviel ob der Antrag auf Anerkennung ihrer 
Rechte und Berurtheilung des Gegners oder auf Losfprehung von einem von 
demſelben erhobenen Anſpruch gerichtet ift. 

Gegenftand des Beweifes find enblih nur ungewiffe Thatfahen; ungewiß 
wird aber im Eivilprocef eine Thatſache für dem Richter durch ihre Beftreitung 
von Seite des Gegners, daher entrüdt das gerichtliche Geſtändniß einer Thatfache 
biefe der Sphäre des Beweijes, und eben fo ift vie Beſtreitung ausgejchloffen bei 
notorifhen Thatfahen. Dahin gehören 

a. fortdauernde Thatfachen, welche ver Richter unmittelbar mit feinen Sinnen 
(Augenfhein) wahrzunehmen im Stande ift, namentlih auch Willensafte, 
bie ſich in fhriftliher Form verkörpert haben 1); 

b. gerihtliche und eben deßhalb dem Nichter aus eigener Wiſſenſchaft be- 
fannte Vorgänge; 

c. ſolche Thatſachen, von denen dem Richter officielle Kunde durch die Staats- 
behörven gegeben wird, wie die Verhältniſſe der Landesorganifation, der 
Landesverwaltung, des Staatsdienerperfonals; 

d. gewiffe Vorgänge des weltgefchichtlihen umd Naturlebens, deren Kenntnif 
ein Gemeingut aller gebildeten Menfhen ift, und deßhalb auch dem Richter 
nicht erft durch den Beweis gegeben zu werben braucht. 

Eben fo wird dann, wenn die Geſetze an irgend ein Verhältniß, einen Zu— 
ftand oder ein Faktum oder eine Unterlaffung die rehtlihe Bermutbung 
knüpfen, daß etwag vorangegangen oder anderweitig geſchehen oder darauf gefolgt 
fei (presumtio juris), der fonft zur Beweisführung verpflichtete Theil in Anfehung 
deffen, was die Gefege unterftellen, der Verbinvlichkeit zu beweifen überhoben und 
die Laft, das Gegentheil zu beweifen, fällt dem Gegner anheim. Der Beweis ift 
nämlidy infofern eine Laſt (onus probandi), eine Pflicht, als die zu beweifenve 
Thatſache, falls ihr Beweis mißlingt, als unmwahr angenommen wird, ohne daß 
der Gegner erft noch die Unwahrheit verfelben zu beweiſen braucht, obſchon er 
dazu, d.h. zum Beweiſe ihres geraden Gegentheils, oder was gleichviel ift, ihrer 


. 93.8. die fehriftlich abgefaßten Teftamente, Kodicille, Familienftatute, Erlaſſe und Ber: 
fügungen öffentlicher Behörden, ichriftlich vollgogene Verträge — von den Neueren dispofitive 
Urkunden genannt — im Gegenfage zu jenen, die nur ein aufergerichtliches Geftändnik oder 
Zeugniß enthalten. Die dispofitiven Urkunden find die äußere Grfcheinung, gleichlam der Körper 
Fi Willensaftes, nicht wie die Urfunden der zweiten Art nur Beweismittel für einen 
olchen. 
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Unmöglichkeit oder einer fie ausſchließenden Thatfache (Gegenbeweis, reprobatio) 
berechtigt ift, um ben Hauptbeweis zu elibiren, 

Was nun die Frage betrifft: wie wird und wann ift etwas bemwiefen? (Lehre 
von den Beweismitteln — Beweistheorie im engeren Sinne) fo fünnen 
Thatfachen überhaupt nur durch Sinnenwahrnehmung erkannt werden. Sofern ber 
Richter die Thatſachen nicht felbft wahrnehmen kann (Augenfhein), muß er feine, 
Ueberzeugung auf vie Wahrnehmung anderer Perfonen, die ihm mitgetheilt worden, 
gründen, wofür ver Glaube an die Wahrheitsliebe und Ehrlichkeit ver Deponenten 
vorausgefegt wird, und die Beweistheorieen unterfheiden fich im Allgemeinen und 
vorzugsweiſe, je nachdem fie für biefen Glauben eine allgemeine, bald mehr bald 
weniger bindende Regel aufftellen, oder venfelben einer in jedem einzelnen Yalle 
von dem Richter vorzunehmenden Prüfung anheimgeben. 

Das erfte Syftem liegt dem älteren germanifchen Rechte zu Grunde, in 
welchem vie feierliche Berfiherung einer Partei über die Wahrheit oder Unwahrheit 
faktiſcher Umſtände, welche vie Grundlage des Procefjes ausmachen, von befonderem 
Gewicht ift, und der Eid ver Partei das Hauptbeweismittel bilvet. Dabei genügte 
es nicht in allen Fällen, daß die Partei allein ſchwur; ihre eidliche Verſicherung 
mußte vielmehr mitunter nnterftügt werden durch den binzutretenden Eid einiger 
Genoſſen (Eiveshelfer), welche nicht die Sache felbft, fondern nur die Ueberzeugung, 
daß derjenige, dem fie beiftanven, eines faljchen Cides nicht fähig fei, beſchwuren. 
Die Ausfage Dritter (Heugen) griff nur ausnahmsweife als Beweismittel Platz; 
diefe konnten aber dann, ihre geſetzlichen Erforberniffe vorausgefegt, einerlei ob 
eidlih vor Gericht deponirt oder in Urkunden niedergelegt, nur durch den Zwei— 
lampf angefochten werben, 

Der Glaube an die Ehrenhaftigfeit freier Männer, welhe auch als Parteien 
der Gerichtsverfammlung als gleich berechtigte Genoſſen gegenüberftehen, ift vie 
Grundlage diefes Syſtems der förmlich en Beweismittel, ver formellen Wahrheit. 

Abweichend ift die Stellung der Partei zu dem Gerichte in dem römifhen 
Procefje. Die Ueberzeugung des Richters von ver Wahrheit einer Thatſache ift 
das Entſcheidende, wogegen die Behauptung und Verneinung der dem Richter 
untergeordneten Partei gänzlih in ven Hintergrund tritt. Folge hievon ift, daR 
als Beweisgrund alles in Betracht kommt, was auf die Ueberzeugung des Richters 
einzumwirfen im Stande ift, und daß fi) das Gewicht jedes einzelnen Beweisgrundes 
und das Berhältnig wiverfprechender oder zufammentreffender zu einander, mit jehr 
geringen Ausnahmen nad den Negeln richtet, die der Richter als verftändig den— 
fender Menſch bei Betrachtung menfchliher Dinge zu beobachten hat. Es kann 
dies nicht. beffer ausgefprochen werben, als es in zwei Reſtripten des Kaifers 
Habrian (L. 30, 1—2. D. de testibus [22, 5]) geſchehen ift, welde dahin gehen: 
„Der Nichter müſſe felbft zufehen, welchen Einbrud die Zeugen auf ihn machten, 
wie viel Glaubwürdigkeit die Perfonen verdienten, und wie viel innere Wahrſchein— 
lichkeit ihre Ausſagen hätten, die im Falle der Widerſpruchs nicht gezählt, jondern, 
gewogen werben follen, indem Verdacht der Feinpfchaft oder Gunft, guter Ruf, 
Würde, Stand, Vermögen, die Uebereinftimmung der Ausfagen mit fidh felbft und 
mit dem, was durch andere Argumente für die Wahrheit der Sache gewonnen 
wird, in die Waagſchale gelegt werben müffen. “ 

Die Jurisprudenz des Mittelalters, für viefe Freiheit nicht empfänglich, 
und nah dem Vorgange der Scholaftif, in deren Anfchauung fie befangen war, 
bemüht, alles auf abftrafte Regeln zurüdzuführen, verfuchte dies auch bei der Be- 
weistheorie, und fo gelangte man zu einer faft arithmetifhen Veranſchlagung ber 
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Deweisgrlnde, zu einer Unzahl von Präfumtionen und vergleichen mehr. Obſchon 
nun der Reihsabjhied von 1570 ($. 97) noch ausſprach: „was und mie viel den 
abgehörten Zeugen oder deren Ausfagen zu glauben, ftehet mehrentheild bei ver 
Richter Ermeffen", und der jüngfte Reihsabfhiev von 1654 ($. 56) diefe Beftim- 
mung wiederholte, jo nahmen dennoch die deutſchen Richter und Dikaſterien, als 
innige Anhänger der Rechtsbildungen des Mittelalters, vielleicht auch noch gewöhnt 
an den Formalismus der germaniſchen Beweistheorie und zu ungeſchickt, fi in 
die reine römiſche Theorie zu finden, jene Feſſeln bereitwillig an und fchmiedeten 
fie zum Theile noch enger, bis man im neuerer Zeit angefangen hat, ſich mehr und 
mehr davon loszumachen und namentlich dem Indicienbeweife größeres Recht wieder: 
fahren zu laſſen. 

Zwar bat es nicht an Vertheidigern ber formellen Beweistheorie gefehlt, 
welche geltend zu machen fuchten, daß die umbediugte Anheimgabe ver Beurtheilung 
des zureichenden rundes für die Wahrheit von Thatſachen an das fubjeltive 
Meinen des Richters leicht zur Willtür und Ungleichheit in der Nechtepflege führen 
würde. Aber einestheils giebt es hiegegen andere Mittel, welche unter ven Artikeln 
über Civilrechtspflege und Gerichtöverfaffung näher zu befprechen fein werben; 
ſodann geht unfere Meinung nur dahin, daß auch der von den Feſſeln ver Beweis- 
theorie befreite Richter gehalten ift, fein Urtheil durchaus objektiv zu machen, es 
mit einleuchtenden Gründen zu unterftügen, wodurch es fich eben von dem Wahr- 
ſpruche von Geihwornen unterfcheidet. Für die Befreiung des Richters von einer 
pofitiven Beweistheorie geben die beiden Erwägungen den Ausſchlag, daß fi halt- 
bare allgemeine Regeln für die richterliche Ueberzeugung überhaupt gar nicht 
aufftellen laffen und daß wenigftens ein mündliches unmmittelbares Beweisver- 
fahren mehrere Wahrheitserkenntnißmittel, 3. B. das Benehmen der Zeugen bei 
ihrer Bernehmung, bietet, die gar nicht in ein Syſtem bindender Beweisregeln aufs 
genommen werden fünnen und aud noch nie in ein ſolches aufgenommen worben 
„find, die vielmehr bei einer pofitiven Beweistheorie ganz verloren gehen. (Walther, 
die Rechtsmittel im Strafverfahren. Abth. I. ©. 85.) 

Was nun die einzelnen Mittel betrifft, durch welche dem Richter bie 
Gewißheit über die zu beweiſende Thatſache verfhafft wird, jo fan dieſes ge- 
ſchehen 

1) durch des Richters eigene Wahrnehmung derſelben, ſinnliche (Augen-— 
ſchein) und intellektuelle (auf Schlüffen aus anderen von ihm ſelbſt wahrgenom— 
menen Thatſachen beruhende Inpicien); ; 

2) durch die Wahrnehmung Anderer, fofern fie zuverläffig und beglaubigt 
ift; dahin gehören a) die Erklärungen der betheiligten Individuen felbft, jofern fie 
a) zu ihrem Nachtheile gereichten (Befenntniß) oder A),duch eidliche Be— 
tbeurung befräftiget find; b) vie Wahrnehmung Dritter und zwar «@) die ein- 
fache finnlihe (Zeugen) oder A) vie intellektuelle — das Urtheil über ſolche 
wahrgenommene Thatfahen (Sadhverftändige); c) der Inhalt von Urkunden, 
in welchen Ausfagen ver Parteien oder Anderer niedergelegt find. 

Das Nähere über dieſe einzelnen Beweismittel muß bier umgangen werben, 
da es fpeciell ver Theorie des Proceſſes anheimfällt. Eben dahin gehört auch Die 
nähere Darftellung des Bemweisverfahbrens. Im diefer Beziehung wollen wir 
nur anf Folgendes aufmerkjam machen. Durd den Einfluß der Abftraftion find 
in dem heutigen gemeinen Proceß das Vorbringen der Thatjahen durch die Par- 
teten und der Beweis der Thatſachen ſcharf in zwei verfdiedene Stadien — das 
erfte Berfahren und das Beweisfahren — geſchieden worden, eine Scheidung, welde 
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weder dem römifchen noch dem deutſchen Procefje in gleihem Maße befannt war, 
und durd welche dem Beftreben, Unwahrheiten vorzubringen oder doch die faktifchen 
Grundlagen des Procefjes fo lange als möglich im Dunkeln zu laffen, ein vor- 
zügliher Haltpunft gegeben und insbefondere bei Zulaffung von Berufungen gegen 
Zwiſchenbeſcheide im Beweisverfahren eine arge Verzögerung der endlichen Ent- 
fh eivung herbeigeführt wird. 

Dagegen empfiehlt fich das Syftem der Verbindung der Beweisantretung mit 
den Behauptungen der Parteien in einem Abfchnitt durch Erfparung von Zeit, 
Mühe und Koften; dadurch, daß diefe Verbindung erſt eine vollftändig genaue 
Einfiht in die Behauptungen ver Parteien möglich macht und die Vertheidigung 
des Gegners, der jet das vollftändige Material des Angriffs vor fih bat und 
nicht durch Dunkelheiten, Zweiventigfeiten nnd Hinterhalte hintergangen werben 
kann, erleichtert; endlich dadurch, daß fie die Parteien zwingt, ſich ſogleich, ehe fie in 
den Proceß hineintreten, eine genaue Rechenſchaft von der Güte und Stärke ihrer 
Sade zu geben, und fo viefelben- abhält, den Streit auf Gerathewohl und gut 
Glück Hin zu beginnen und ihm nicht wie einen ehrlichen Kampf um beftrittene 
Rechte, fondern mit den Waffen des Läugnens und der Lüge fortzuführen. 

H. Die oben kurz angedeuteten Beweismittel find auch für Straffahen 
die Erkenntnißquellen des Richters; die Beweisführung liegt bier dem ‚Staat oder 
jeinem Vertreter in der Strafverfolgung ob, wobei der Unterfchied zwiſchen Anklage: 
und Unterfuhungsproce von Bedeutung ift, in meld letterem ver Richter bie 
Thatfachen der Unfhuld und Entſchuldigung mit eben der Genauigkeit darzulegen 
und zu erörtern verbunden ift, als die Thatſachen ver Schulv. 

Die Beweisführung in Straffahen hat drei Gegenftände zu beachten: 1) Die 
Thatſache, aus welcher das dem Strafgefeg verfallene Ereigniß befteht, den (objet- 
tiven) Thatbeftand des Verbrechens, auf welches die Anſchuldigung gerichtet 
ift, mit allen Merkmalen und Umftänden, welche zum gejeglichen Begriffe deſſelben 
gehören oder auferdem auf die Beitrafung Einfluß haben; 2) die Art und den 
Umfang der phyſiſchen und intelleftuellen Thätigkeit des Angeſchuldigten zu, 
bei oder nach der Verübung der verbrecherifchen That, feine Urheberfchaft, Theilnahme 
oder Beginftigung mit allen Umftänden, welche für bie Strafbeftimmung von 
Erheblichkeit find, und 3) die Art und den Umfang ver Berfhuldung des Au— 
geflagten, aljo insbefonvere, ob derſelbe mit Willensfreiheit gehandelt habe ober 
nicht, ob ihm dabei böfe Abficht oder bloße Fahrläffigkeit zur Yaft falle, ob er fi 
in einem gewiſſen Drang von Umftänven, welche auf feine freie Willensbeftimmung 
mobificirend einzuwirken vermochten, befunden babe oder nid. 

Die meiften Verbrechen werden heimlich begangen und die etwa vorhandenen 
Demeismittel gefliffentlih zu vernichten gejucht, während man in feinen bürger- 
lihen Rechtsangelegenheiten für die erforverlihen Beweismittel ſchon im voraus 
zu forgen pflegt. Daraus läßt fi entnehmen, das in dem Strafprocek der indi- 
refte oder Indicienbemeis im Gegenfage zu dem bireften eine viel bedeutendere 
Role jpielen muß, als dies im bürgerlihen Proceß der Fall ift. 

Unter Indicien (Anzeigungen) verfteht man folhe Thatfahen, von 
welhen auf die Richtigkeit anderer Thatſachen, bier alfo insbefondere auf das 
Verbrechen felbft oder auf die Perfon, welche e8 begangen, vernünftiger Weife 
geichlofjen werben kann. Eine Anzeigung ift um fo ftärfer, je genauer fie mit dem 
Verbrechen im Zufammenhange fteht, je gewöhnlicher fie ver Erfahrung nad als 
Urſache, Wirkung oder gleichzeitiger Umftand mit demfelben verbunden ift und je 
weniger ſich diefelbe nad den befonderen Umftänden anders als unter Voraus— 
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fegung des Verbrechens genügend erflären läßt. Der Verdacht wird verftärft durch 
das Zufammentreffen mehrerer Anzeigungen, welde ſich unter einander gegenfeitig 
unterftügen und zu einer und berjelben Vorausſetzung führen; wogegen ber Ber: 
dacht geſchwächt wird, wenn mehrere Thatfachen, welche einzeln Verdachtsgründe 
find, fi unter einander jelbft widerſprechen. 

Dem römifhen Strafprocei waren geſetzliche Beweisregeln fremd; bei ben 
Ausſprüchen des Volkes in den comitiis centuriatis und tributis verfteht fich dieſes 
eben jo von jelbft als bei ven Urtheilen des Senats, als der höchſten politifchen 
Körperichaft. Auch in den beftändigen Rommiffionen (quæstiones perpetu®), bie 
wegen der Schwerfälligkeit der Komitien und wegen fonftiger Ueberladung bes 
Senats für einzelne Arten der Verbrechen nievergefegt wurden, waren die judices 
Bolksrichter, die lediglich nach ihrer Ueberzeugung ſprachen. Hiebei blieb es felbft 
in der Kaijerzeit nad dem Berfall der Boltsgerichte, wiewohl ſich in dieſer fpätern 
Zeit durch Gerichtsgebraud und Wiffenfhaft ſchon beftimmte, gleichförmige Anfichten 
über die Zuläffigkeit und Wirkfamfeit ver Beweismittel im Allgemeinen bilveten, 
die jedoch von einem Inbegriff abfoluter in das Detail gehender Beweisregeln 
weit entfernt waren, 

Das ältere germanifhe Recht ging im Strafproceß rüdfichtlih des 
Deweifes von berfelben Grundanſchauung aus, die oben in Bezug auf vie bürger- 
lien Rechtsftreitigkeiten dargelegt wurde. Dabei machte ſich ein Unterſchied geltend, 
je nachdem ver Berbreher in hanphafter That?) ergriffen oder wegen über- 
nädhtiger That verfolgt wurde. Im erften Falle war der Ankläger dem Rechte 
näher, ihm felbfiebent zu überzeugen d. h. den Beweis durch feinen und ven Eid 
von ſechs Eiveshelfern zu liefern. Im zweiten Falle hatte der Beklagte regelmäßig 
den Bortheil des Reinigungseides 3). Außerdem famen noch Gottesurtheile und ber 
gerichtliche Zmweitampf ald Beweismittel vor. 

As die eben erwähnten Beweismittel aus den Gerichten bei fortgefchrittener 
Bildung verfhwanden, wurden nad dem Borgange des kanoniſchen Rechtes be- 
ftimmtere und mehr in das Einzelne gehende Grundſätze über Beweisführung 
herrſchend, welche in ver peinlichen Halsgerichtsorpnung vom Jahr 1532 einen 
fefteren WAusorud gewannen, wobei der Berfaffer von dem Streben geleitet wurde, 
über den Gebraud ver verſchiedenen Beweismittel nähere Anweifung zu geben und 
insbejondere die Unſchuld gegen unvermeidliche Mifbräuche, namentlih bei Anwen— 
dung der Tortur, zu ſchützen. 

Aus den in dem römiſchen Rechte, jo wie in den fanonifchen Rechtsbüchern 
vorgefundenen Ansprüchen und den Anweifungen der Karolina bildete num bie 
Theorie unter dem Einfluffe der oben, wo von dem Beweife in bürgerlichen Rechts— 
jahen gehandelt wurde, angegebenen Urfadhen ein Spftem von Beweisregeln, 
welches der Gerichtsgebraud willig annahm. 

Die Schwierigkeit, den fo umfangreichen und fo häufig vorfommenden Indicien- 
beweis zum voraus und für alle Fälle durch allgemeine Regeln gefeglich zu 


2) „Die handhafte That ift da, wo man einen Mann in der That oder in der Flucht der 
That greifet oder wenn er Raub oder Diebftabl in jeinen Gewehren hat, da er felbft den S chlüffel 
dazu trägt, ed wäre denn fo Mein, daß man es durch ein Fenſter ftedten könnte.“ Sächſ. Land— 
recht Bd, 2. Art. 35. 

3) Bei den Vebmgerichten wurde der Beweis durch Eid des Klägere mit ſechs Eides- 
beifern obne die DVertbeidigung des Beklagten (der entweder fchon vor dem offenen Gerichte 
gehört oder ungehorfam war) und ohne eine handhafte That verausgufegen, forort ald genügend 
angenommen, 
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firiren, iſt es vorzugsweile, woran ein geſetzliches Beweisrecht in Straffadhen 
ſcheitern mußte. Es zeigte ſich dies ſchon frühe darin, daß ver gemeine Strafproch 
unter dem Namen von Wahrbeitserforihungsmitteln (media eruend® veritatis) 
eine Anzahl von Nachhülfen zufammen geftellt hatte, welde das Geſtändniß und 
die Ueberführung des bereits gravirten Angeſchuldigten befördern follten, wie vie 
Tortur und die Androhung derſelben (Zerrition). Nachdem Friedrich der Große 
am dritten Tage feiner Regierung (9. Juni 1740) das erfte gejegliche Verbot der 
Tortur erlaffen hatte, ift fie in den meiften beutfchen Ländern nicht durch Geſetz 
fondern ufuell bejeitigt worden, Den hiedurch fich ergebenden Ausfall fuchten 
manche Inquirenten durch die wicht protofollirten, oft jehr raffinirten Mißhand⸗ 
lungen zu erfegen, vie fie fi eigenmädtig erlaubten, um ein Geftänpniß zu 
erprejien. Ein volltommen legales Surrogat glaubte die Praris in ven außer— 
ordentlihen Strafen gefunden zu haben, welde man unter den Gefichtspunft 
von Rontumacialftrafen zu bringen juchte, indem man den ſchwer Berbächtigen, der 
die richterliche Zumuthung zu geftehen zurücdwies, als ungehorſam annahm, welcher 
fodann zwar nicht mit ber vollen Strafe, die den Ueberführten getroffen hätte, 
wohl aber mit einer ihr nahe fommenden belegt werben dürfe. Als neneres Sur- 
rogat dieſes mit der fortgefchrittenen Entwidlung des Strafrechtes unhaltbar ge- 
worvenen fam dann die Entlafjung von der Inſtanz (absolutio ab instantia *) 
auf, wenn die wider den Angeſchuldigten aufgefundenen Verdachtsgründe und Be— 
weije als zur Verurtheilung nicht hinreichend, aber immerhin noch fo viel Verdachts— 
gründe gegen den Angeſchuldigten, um ihn der Specialinguifition zu unterwerfen, als 
vorhanden angenommen werben mußten, und deßhalb erfannt wurde, daß die Unter 
ſuchung wegen mangelnden Beweiſes einzuftellen fei. An eine ſolche Freiſprechung 
von der Inftanz mwurben eine Reihe politiicher Unfähigfeiten, Bejcholtenheit, vie 
Leiftung von Sicherheit, eventuell die Berwahrung in einem öffentlichen Arbeits- 
bang, die Unterwerfung unter bejondere polizeilihe Aufficht geknüpft. 

Das Armuthszeugniß, weldes ſich die Strafrechtöpflege in ver Adoptirung 
dieſer Nahhülfen und Surrogate auögeftellt hatte, und vie oben vorgetragenen 
Erwägungen, nebft dem großen Gewicht, welches anf das Benehmen des Ange: 
ſchuldigten in ver mündlichen Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte gelegt 
werben muß, find gegen eine gejeglihe Beweistheorie in Straffadhen entfcheidend. 
Bel der Umgeftaltung des Strafverfahrens in Deutſchland ift eine ſolche auch 
allenthalben aufgegeben worden. Aud da, wo die Entjheidung über die Wahrheit ver 
Thatfahen nit Gefhwornen anheimgegeben ift (vgl. den Art. „Schwurgericht“), 
ſondern dieſelbe rechtsgelehrten Richtern zufteht, find dieſe an ihre Ueberzeugung 
verwiefen, haben jedoch Rechenſchaft über die Gründe ihrer Entfcheidung in den 
Motiven zu ihren Erfeuntnijjen zu geben 3), 


) Dergl. Elben, Die Entbindung von der Inſtanz vom dogmengefchichtlihen und allges 
mein rechtlichen Standpunft aus erörtert. Tübingen 1846. 

5) Die englifche Beweistbeorie (law of evidence) fann der des gemeinen deutichen Pro: 
ceffes nicht gleichgeftellt werden. Zie enthält feine aefeplihen Vorſchriften über die Abſchätzung 
der Glaubwürdigkeit von Zeugen oder der Wabriiheinlichkeit von Umſtänden, fondern zunächft nur 
Beſtimmungen über die Ausſchließung gewiſſer Beweismittel oder über die Bedingungen, unter 
welchen fie zugelaffen werden dürfen. Eine Hauptbeſtimmung ift, daß der befte nach Reichaffenheit 
des Berbältnifjes aufgufindende Beweis, daber immer der uriprüngliche vor dem abgeleiteten, vor: 
gelegt werden muß. Die Frage über die Zuläſſigkeit eined Beweismittels iſt eine von dem Richter 
zu enticheidende Rechtöfrage, während jene über den Werth des Beweismitteld den Geſchwornen 
anbeimfältt, Vgl. Blackstones commentaries by Samuel Warren, London 1855. cap. 58, 
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III. Us nahe verwandt mit dem Begriffe des Beweifes ift hier noch Kurz 
jener der Beſcheinigung 6) zu erörtern. Dan verfteht hierunter einen Wahr: 
icheinlichkeitsbeweis, bei dem es aud da, wo eine pofitive Beweistheorie befteht, 
blos darauf ankommt, ob der Richter unter den gegebenen Verhältniſſen die Behaup- 
tung einer Partei perjönlih glaubwürdig hält over nicht. 

In bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten foll ver Richter dabei nicht fo fehr, daß die in 
Frage ftehende Thatfache wahr, als daß fie nicht mit dem Bewußtfein der Unwahrbeit 
behauptet worven jei, für maßgebend erachten, und Beicheinigung wird vorzüglich in 
den Fällen für zuläffig und genügend erachtet, wo zumächft nicht eine definitive Ent- 
ſcheidung des zwiſchen ven Parteien ſchwebenden materiellen Streitwerhältnifies 
bezwedt und eben darum durch die Gewährung des “geftellten Antrages ſelbſt umter 
Borausjegung einer Täuſchung ein bleibender Nachtheil fir ven Gegner niemals 
begründet wird. 

Indeſſen giebt e8 auch Fälle, in welchen wegen Unerbringlichkeit eines förm— 
lichen Beweijes einer zur Baſis des Urtheils gehörigen Thatſache bloße Beſcheini— 
gung genügt, 3. B. über das Vermögen des Beklagten bei Klagen auf Alimentation, 
über die Dauer und den Grund der Schmerzbaftigteit eimer Verlegung bei der 
Schmerzengelvfiage. Auch bei leichteren Bolizetübertretungen und Freveln wird eine 
bloße Beiheinigung für binlänglich erachtet. — 

Literatur. Für den Civilproceß: Die Lehr und Handbücher des Pro— 
cefjes, insbejondere Wetzell, Syſtem des ordentlichen Civilproceſſes. Yeipzig 1854. 
$. 20 fi. Albrecht, doctrine de probationibus secundum jus germanieum 
medii »vii adumbratio. Regiom. 1825. Derfelbe, eommentatio juris germaniei 
antiqui doctr. de probationibus adumbrans. Ibid. 1827. Sadfe, das Beweis- 
verfahren nad deutſchem, mit Berückſichtigung verwander Rechte des Mittelalters. 
Erlangen 1855. Betbmann-Hollweg, Berfuhe über einzelne Theile der 
Theorie des Eivilprocefjes. Berlin 1827. Nr. IV. Weber, über die Berbinvlichkeit 
zur Beweisführung im Civilproceß. 2te Ausgabe mit Anmerkungen und Zufägen 
von Heffter. Halle 1832. Pland, vie Lehre von dem Beweisurtheil. Göttingen 
1848. — Für den Strafprocef: Die Lehr- und Handbücher des Strafprocefies, 
insbejondere: Mittermaier, das deutſche Strafverfahren. 4. Aufl. Heidelberg 
1845, und Bluhme, dritte Abth. 1. Pief. der Enchflopädie der in Deutfchland 
geltenden Rechte. Bonn 1854. Mittermaier, die Lehre vom Beweife im deutſchen 
Strafprocefle. Darmftabt 1834. Bauer, die Theorie des Anzeigenbeweifes nebſt 
vorausgeſchickter Theorie des Kriminalbeweijes überhaupt. Göttingen 1843, 


Laut, 
Billigfeit. 


I. Das Wort „Billigkeit" wird am richtigften von „bil“ abgeleitet, ein altes 
Wort, das längft außer Gebraudy gekommen. Grimm bemerkt hierüber in feinem 
deutſchen Wörterbuch Folgendes : 

„bil = jus, zquitas läßt fih nah dem häufigen billig, d. i. bil- lich 
zquus nicht bezweifeln und auch aus Unbill nefas, injuria folgt das pofitive bill 


W. M. Beſt's Grundzüge des engliichen Beweidrechtd, herausgegeben von Marquardfen. 
Heidelberg 1851. Mittermaier, das englifche, ichottiiche und nordamerikaniſche Strafverfahren. 
Erlangen 1851. S. 324 ff. 

6) Briegleb, summatim cognoscere quid et quale fuerit apad Romanos, Erlangen 
Er Kleiner, über die Bejcheinigung im deutjchen und bayerifchen Givilproceife. Regensburg 
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fas, jus, equum.* Auch Adelung und Wachter leiten unfer Wort von bill ab, 
Maaß dagegen von biliden, d. h. gleichmachen. 

In einem doppelten Sinne fommt jener Ausdruck vor: in einem morali- 
fhen und in einem juriftifhen. Der Begriff ver Billigkeit auf dem moralifchen 
Gebiete beruht auf dem Gedanken: „was bu nicht willft, daß dir gejchieht, das 
thue auch einem Andern nicht," mit andern Worten: es joll damit die Gleichheit 
der fittlihen Nechte und Pflichten unter ven einzelnen Menfchen bezeichnet werben. 
Mit dieſer moralifhen Billigkeit haben wir hier nichts zu thun, fondern einzig 
und allein mit derjenigen, welde auf dem Rechtsgebiete in Frage kömmt. 

Bon allen Philofophen und Juriften, die feit alten Zeiten bis auf heute viel- 
fach über dieſen Begriff nachgedacht und gejchrieben haben *), hat meines Dafür— 
haltens keiner demfelben jo ridhtig definirt als Ariftoteles in feiner nikomachiſchen 
Ethik lib. V, e. 16, wo er biefeibe bezeichnet als eine Verbeſſerung (Ergänzung) 
bes Gefeges, (navogdtwua Tod voor), da wo basfelbe wegen feiner Allge- 
meinheit nicht ausreicht. Billigkeit und Gerechtigkeit ftehen nad feiner Auffafjung 
durchaus nicht in eimem unlöslichen Wiverfprud, beide haben einen gemeinfamen 
Grundbegriff, das fittlih Gute, die Gerechtigkeit im höhern, im umfaffenpften 
Sinne des Wortes. Auch die Billigkeit ift gerecht, aber nicht alles, was gerecht 
ift, ift auch billig. Die Gerechtigkeit (im engern inne) nämlich beruht auf ver 
ftrengen und konſequenten Yefthaltung der Geſetze, die Billigfeit dagegen mehr auf 
dem ſubjektiven Ermefjen des Richters, auf der Verüdfichtigung der individuellen 
Verhältniſſe. Hugo Grotins bat eine eigene Meine Abhandlung de zquitate 
geichrieben, welche indeſſen ven Gegenſtand in feiner Weile erſchöpft. Er faßt bie 
Billigkeit ald die Interpretation ver Geſetze nicht in ihrem buchftäblichen einfeitigen, 
fondern in einem höhern Sinne, (I, $. 3, 13, 14.) ’ 

Kant (fänmtl. Werke, Leipzig 1838 Bd. 5, ©. 34 ff.) definirt viefelbe als 
ein Recht ohne Zwang. Dagegen bezeichnet er das Nothrecht als einen Zwang ohne 
Recht: und viefe beiden Begriffe faßt er zufammen unter dem allgemeinen Titel: 
zweideutiges Recht, jus eequivocum, welches er dem eigentlich ftriften und erziwing- 
baren Rechte gegenüberftellt. 

Bon juriftiihen Autoren ift Jordan zu nennen. Seine zwei Bände ftarfe 
Monographie, „vie Billigfeit bei Entſcheidung der Rechtsfälle“ (Göttingen 1804), 
bat wohl eher zu ver auf viefem Gebiete herrichenden Verwirrung, als zur Feſi— 
ftellung des Begriffes beigetragen. Dagegen verbienen zwei Auffäge im Klein's 
Annalen Bd. 1, und im Staats-Lexikon von Rottef und Weller, Bd. 2 ver 
zweiten Aufl. Erwähnung, obwohl aud fie keineswegs tiefer in das Wefen ver . 
Sache eindringen. 

U. Anftatt von allgemeinen philofopbifchen Raifonnements auszugehen, ift es 
gerathener, vorerft die Erſcheinung der Billigfeit im wirklichen Rechtsleben, in ihrer 
vielfachen Anwendung in der Juftiz zu betrachten und dann erft am Schluſſe viefer 
großentheils rechtshiſtoriſchen Betrachtung den Begriff feftzuftellen. 

Denn überhaupt das römiſche Necht zu allen Zeiten für den Nechtögelehrten 
eine Schule des juriftifchen Denkens und eine Fundgrube reihen Wifjens fein und 
bleiben wird, fo bietet e8 und gerade auch für die Beantwortung unferer Frage 
jehr interefjante Aufichlüffe. Nicht nur war der Begriff der Billigkeit den Römern 
befannt, ſondern es erſcheint bei ihnen bie wquitas in einem ganz beftimmten 


*) Anm. d. Red. Vergl. über die Begriffsbeftimnung die Bemerkung am Schluffe 
diejed Artikels, 
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Gewande und übt auf die Fortbildung des Rechtes felbft den größten Einfluß. 
Allein wir begegiren in Rom nicht blos dem Dualismus von Recht und Billigkeit, 
jondern es find nod andere Gegenfäge, nämlic derjenige des jus eivile und bes 
jus gentium, ſowie des jus nature und des jus civile, welche ebenfalls auf ven 
Entwidlungs-Proceß des römischen Rechtes ihren Einfluß ausüben, welche zwar 
theilweife fidy ergänzen und deden, aber keineswegs iventifh find. Mit Rückſicht 
auf unfern vorliegenden Zwed ift es blos nothwendig, daß wir das prätorifche 
Recht kurz charakterifiren, 

Das jus eivile im engern Sinne des Wortes und das fogenannte prätorifche 
Recht unterjcheiden ſich ebenfowohl äußerlich (formell) als innerlich (principiell). Das jus 
eivile hatte, ald das ftreng nationale, den römischen Bürgern eigenthümliche Recht, 
in dem Zwölftafel-Geſetz feinen Mittelpunkt, an welchen ſich die weitere Entwidlung 
durch leges und plebiscita anſchloß, und in dieſer ftrengften Form wird es mit 
Dezug auf das Privatreht aud als jus Quiritium bezeichnet. Das prätorifche 
Recht dagegen beruhte auf den Edikten der Prätoren, melde bei ihrem Amtsantritt 
die Grumdfäge ihrer Juftizpflege, fowie fie diefelben in befondern Fällen auszuüben 
gedächten, gleichſam in einem Programm verfündeten. Mit Rückſicht auf diefe Form 
der Kundgebung bildet das prätorifche Recht einen Theil des jus honorarium. Das 
jus Quiritium war nur für die römijchen cives beftimmt und bewegte ſich inner- 
halb feftgezogener Grenzen, das prätorifche Recht dagegen follte gerade das erftere 
ergänzen, fortbilden und namentlih den Verkehr der Römer mit den Peregrinen 
vermitteln, jowie auch den Letztern rechtlihen Schuß gewähren. Papinian bezeichnet 
dieſes Verhältniß mit folgenden Worten: „Jus pretorium est quod pretores 
introduxerunt adjuvandi vel supplendi vel corrigendi juris ceivilis gratia, propter 
utilitatem publicam.* (L. 7, 8. 1, D. de J. et J. 1. 1.) Diejes Bedürfniß 
der Aushülfe und der Verfehrserleichterung ift alfo der praftifhe Zwed des prä- 
toriſchen Rechtes. 

Als Rom insbefondere nach den puniſchen Kriegen an Macht und Ausvehnung 
immer mehr zunahm und in die mannigfachften Berührungen mit den benachbarten 
Völkern trat, da kreirte man einen eigenen Prätor, welcher zwiichen ven Peregrinen 
und den römischen Bürgern Recht ſprechen follte. In den aus dem Fremdenverkehr 
entjpringenden Procefien famen neue Rechtsfäge zur Anwendung, welche ben verän- 
derten Zeitverhältnijjen entfprechend, ſich allmälig zu einem Gegenjat gegen das alte 
_ ftarre jus eivile herausbilveten, Außer dem jogenannten jus gentium seu naturale 
und den partifulären Yandesrechten der Fremden, welche im konkreten Falle zur 
Anwendung fommen mochten, war das den PBrätor leitende Princip die equitas, 
welche einerjeits mehr auf das innere Wefen als die äußere Form fieht und ander- 
feit8 die individuellen Verhältniffe foweit berüdfichtigt, als ed ohne Beeinträchti- 
gung des ganzen Rechts-Organismus geſchehen kann. 

So jehen wir allmälig neben der ftrengen civilen Erbfolge ein prätorifches 
Erbredt fi ausbilden, das auf dem Principe der Blutsverwanbtichaft beruht ; 
neben dem quiritariichen Eigenthum ein blos bonitarifches fih Geltung erringen, 
und während ver Kreis der klagbaren Obligationen urfprünglid ein enger war, 
wußte der Prätor venfelben ebenfalls den Verhältniſſen gemäß auszubehnen, indem 
er diejenigen Verpflichtungen, die man im rechtlihen Verkehr durch Treu und 
Glauben geboten eradhtete, aufrehthielt. In allen viefen Verhältniſſen offen- 
barte ſich die Billigfeit, umd gerade darin haben die Römer ihre juriftifche Feinheit 
und ihren Taft bewiefen, daß fie das jus civile, deſſen Princip die ftarre Kon- 
jequenz ift, von jeder Beimifhung fremdartiger Elemente rein bewahrten, daneben 
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aber doch Mittel und Wege fanden, um das Recht im Ganzen fortzubilven, zu 
ergänzen und zu verbefiern. Zur Zeit Cicero’8 war der Gegenfag zwifchen dem 
civilen und dem prätoriihen Recht am ftärkjten, weßhalb ſich denn auch dieſer 
große Autor in feinen verſchiedenen philofophiichen umd juriftiihen Werten vielfach 
mit dem zequum et bonum beſchäftigte. Das edietum perpetuum unter Kaifer 
Hadrian kann als der Zeitpunkt bezeichnet werden, mo das prätorifche Recht als 
ſolches zu feinem Abſchluſſe gelangt ift. Die zquitas aber dauert fort und macht 
ih auch noch im juftintanifchen Rechte vielfach geltend, allein nicht ala Gegenfaß, 
jondern als wejentliher Bejtanptheil des entwidelten und vollendeten Rechts- 
Organismus. Prätorifhes Recht und Billigkeit find alfo nicht identiſch, aber im 
erftern kam bie legtere zur Erjcheinung. 

Eines der beften Werke über dieſe Materie ift: Albrecht, vie Stellung ver 
römiſchen sequitas in der Theorie des Civilrechtes, Yeipzig 1834, wo fid) aud die 
ganze Litteratur forgfältig angegeben findet. Im nenefter Zeit ift eine umfang- 
reihe Monographie von Voigt erſchienen (vie Yebre von jus naturale, equum 
et bonum und jus gentium ber Römer. Yeipzig 1856), die mit dem grünlichften 
Fleiße gearbeitet ift und aud von bedeutenden philoſophiſchen Kenntniſſen zeugt, 
aber indem jie ſich im allzuviele zeitliche und begrifflihe Diftinftionen verliert, 
durch Wieverholungen ven Lefer ermüdet und das Wejentliche oft nicht ſcharf genug 
hervorhebt. 

Außer in Rom hat ſich der Gegenſatz von Recht und Billigkeit nirgends ſo 
ſcharf ausgeprägt als in England, wohin wir jetzt unſere Blicke lenken wollen. 
Dort exiſtiren bekanntlich neben den drei großen Gerichtshöfen des gemeinen Rechts 
noch Billigkeitsgerichte (equity courts), die ein abweichendes Verfahren beobachten 
und von dem Lord Kanzler oder deſſen Stellvertreter abgehalten werden. Um die 
engliſche equity zu verſtehen, muß man vie Geſchichte des Kanzleigerichtshofes 
(high court of chancery) fennen. Der Urjprung dieſes Tribunals fällt in ein 
hohes Alterthum und es berrichen über deſſen Entjtehen verjchievene ſich wider- 
ftreitende Anſichten. (Bergl. Parks history of the court of Chancery. London 
1828. Woodesson’s lectures. 2. Ausg. London 1834. Vol. 1, pag. 95 ff. 
Erabb, engl. Rechtsgeſchichte, überjegt von Schäffner, ©. 93.) Das Amt des 
Kanzlers, cancellarius, kommt faft bei allen weltlichen und geiftlichen Fürften des 
Mittelalterd vor; gewöhnlid war es ein‘ gebildeter Geiſtlicher, ver als der erfte 
Schreiber des Königs oder Biſchofs fungirte. Nah Finführung der Siegel beftand 
fein hauptfächlichftes Geſchäft darin, das Siegel aufzubewahren und an alle Urfunden 
und föniglihen Freibriefe zu heften. Wir vürfen "ihn daher auch Siegler over 
Großfiegelbewahrer nennen. In England, wo gerade die Einführung der Siegel 
mit der normannifchen Eroberung zufammenfällt, maßte ſich der Kanzler allmälig 
beim Siegeln ein Revifionsreht an über das, was der König etwa gegen die 
Geſetze ausgefertigt hatte, und damit die Befugniß, vie Urfunde ungefiegelt zurüd- 
zubehalten, woraus fi gar bald das Streben entwidelte, Abhülfe gegen jolde 
Berlegungen zu gewähren. Ebenfo hatte ver Kanzler das Recht, die original writs, 
lateiniſch brevia geheißen, für Diejenigen auszufertigen, welde bei dem füniglichen 
Gerichtshof, aula regia, eine Klage erheben wollten. Diefe brevia waren urjprüng- 
lich dem individuellen Fall angepaft, wurden aber nachher zu ſtehenden Formu— 
laren. Endlich fungirte der Kanzler in der frühern Zeit auch jelbft als Richter 
in der aula regia, aus der er invejjen jpäter gänzlich ausſchied. Dagegen wurde 
durch folgende Umftände feine Thätigkeit allmälig zu eimer richterlichen umge 
wandelt. Wenn früher der königliche Öeriihtöhof in ftrenger Anwendung des Budh- 

Bluntfgli, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 10 
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ftabens des Geſetzes ein filr den konkreten Fall ungerechtes Urtheil erlaffen hatte, 
fo wandte fi die beeinträchtigte Partei an den König oder deſſen geheimen Rath 
um Abhülfe, die meift nad Billigkeitsgrundfägen gewährt wurbe. Gar bald aber 
gaben ſich die Mitglieder des geheimen Rathes nicht mehr die Mühe zu prüfen, 
fondern verwiefen den Petenten an den Kanzler und einen Ausſchuß aus ihrer 
Mitte, oder nur an den Kanzler allein, welder, je nad den Umftänven, bie 
Strenge des gemeinen Rechtes milverte oder das mangelhafte Urtheil ergänzte. So 
entwidelte fi) allmälig die Sitte, Abhilfe zu gewähren’ gegen das ftrenge Recht 
und je mehr das legtere ſich fomplicirte und dem gemeinen Manne unverftändlich 
wurde, um fo häufiger mußten auch foldhe Revifionen gefucdht werden. Jene Be— 
fugniß des geheimen Rathes, nach Billigfeit zu entſcheiden, wurbe übrigens durch 
Parlaments-Statuten unter Richard II. aufgehoben (Grabb, a. a. D. ©. 330 
und 331), und dadurch de jure die Abhülfe ausfchlieglid in die Hände des 
Kanzlers gelegt. Als ftets in der Nähe des Königs weilender hochgeftellter Geift- 
licher hatte er auch die Dberaufficht über milde föniglihe Stiftungen, und fo erflärte 
es fi, daß bis auf heute der Kanzleihof die Dberaufficht über folde Stiftungen 
und die Vormundſchaft über Wahnfinnige, ſowie über reiche Kinder ausübt, deren 
Eltern ftarben, ohne ihnen einen guardian beftellt zu haben, indem der König 
refp. fein Kanzler ald Vormund fingirt wird. Alle diefe Umftände zufammen, 
namentlich aber der priefterliche Charakter mußten den Ausſprüchen und der Amts- 
thätigfeit des Kanzlers ein eigenthümliches Gepräge und eine große Bereutung 
verleihen. 

Gegen das Ende ver Regierungszeit Eduards III. fam das wichtige Inftitut der 
fogenannten uses and trusts auf, welches noch zur Stunde einen der wichtigften 
Theile der Kanzleigerichtsbarkeit ausmacht 1). Es beruht dieſes Verhältniß zunächſt blos 
auf Treu und Glauben, keineswegs auf einer Rechtsjagung, und kann daher durch 
die Gerichtshöfe des gemeinen Rechts nicht gefhügt werben. Ihre wahre Geftalt 
und Bedeutung erhält die Jurispiftion des Kanzlers erft unter Heinrich VI. und 
Eduard IV., aljo in der Mitte des 15. Jahrhunderts. Erſt von diefem Zeit- 
punkte an darf man eigentlich von einem Gerichtähof des Lord-Kanzlers ſprechen. 
(Crabb, a. a. O. ©. 411 fi) Es ftand jet nämlich feſt, daß verfelbe Recht 
fpredhen jollte in cases of bardship, fraud or trust, d. h. in Fällen von mate- 
rieller Ungerechtigfeit, von Betrug und von Anvertrauen, wo die Rechtshöfe feine 
Hülfe gewährten, und während man früher erjt nachträglich den Kanzler um Abhülfe 
angeiprohen hatte, jo wandte man fich jegt direkte an ihn im den bezeichneten 
Fällen. Bon da an bildete fid auch ein eigenes Verfahren in feinem Gerichtshof 
aus: der Kanzler bringt neben den Grundjägen der Billigkeit, welche ihn im 
einzelnen Falle leiten, römiſches und kanoniſches Recht zur Anwendung, ſtützt fich 
wieder auf frühere von ihm in ähnlichen Fällen erlaffene Urtbeile und begründet 
dadurch eine eigenthümliche Gerichtspraris, gerade wie die Rechtshöfe in ihrer 
Weife. Unter dem Kardinal Wolfey wurde die Kompetenz jenes Gerichtshofes noch 
bedeutend erweitert. Indeß erregte bie fteigende Macht vefjelben die Eiferfucht der 
Gemeinen und ebenjo entjtanden oft Kompetenz » Streitigkeiten zwijchen den courts 
of common law und der Chancery. Dieje bejtändige Nivalität wurde erft unter 
Jatob I. im Jahr 1616 bei Anlap eines Konfliktes zwiſchen Kingsbend und Chan- 


1) Trust Pflegſchaft zu treuer Hand. Rladftone vergleiht es mit dem römifchen 
fideicommissum. Vergl. Blackstone II, p. 327 J. Grabb a. a. O. ©. 387—390 und 
S. 467. Solly, Grundfäge des englifchen Rechts. Berlin 1853, S. 56, 
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cery zu Gunſten der letztern entfchieven (Parks, 1. c. pag. 80. Woodesson, 
l. e. p. 111.) und von diefer Zeit an erjcheint dieſelbe unangefochten. 

So viel zur Geſchichte des Kanzleihofes. Die ungeheure Geſchäftsmaſſe hat 
im Laufe der Zeiten eine Vermehrung des richterlihen Perſonals nöthig gemacht, 
daher richten außer dem Lorb-Kanzler noch zwei Vicefanzler und ein master of 
the rolls und es giebt aljo jegt vier Billigfeitsgerichte in England. Aehnlich in 
Irland, dagegen in Schottland befteht das Inftitut nicht. 

Es ift hier nicht der Drt, das eigenthümliche, vorherrſchend fchriftliche Proceß— 
verfahren, das bei den Billigkeitsgeridhten beobachtet wird, zu fchildern 2). Wir 
wollen nur hervorheben, daß diefelben ohne Zuzug einer Jury richten, und zwar 
nicht um die Parteien eines verfaſſungsmäßig garantirten Rechtes zu berauben, 
fondern um fie vor Nachtheil zu jhügen. Vor den Gefchwornen muß bekanntlich 
jever Zeuge perſönlich erfcheinen und ausfagen; im Billigkeitsproceß dagegen wer- 
den die Depofitionen der Zeugen da, wo fie wohnen, fchriftlid erhoben. Wenn 
nun Zeugen im Ausland ſich aufhalten, oder wegen Alters oder Schwachheit ihre 
Boehnung nicht verlaffen fünnen, jo läßt ver Kanzler folde Zeugen, aud wenn 
der betreffende Streit an fid) nicht im feine Kompetenz einfchlagen würde, dennoch 
durch Delegirte einvernehmen und ihre Ausfage in Schrift verfafien. Es wird 
alfo Hülfe gewährt, wo die Rechtshöfe diejelbe nicht gewähren könnten. ferner 
wenn eine Partei gar keinen Beweis bat, jondern fich für ihr gutes Recht einzig 
und allein auf das Gewiffen ihres Gegners berufen fann, fo muß fie wiederum 
zu einem Billigkeitögericht ihre Zuflucht nehmen. Diefes kann Jedermann anhalten, 
erhebliche Thatſachen fchriftlih zu beantworten und eidlich zu erhärten (affıdavit) 
und jo entfteht wieder eine Urkunde, welche jelbjt bei einem Nechtshof als Beweis— 
mittel producirt werden darf. Daher kommt es, daß namentlich Streitigkeiten über 
Rehnungsverbältnifie, wo der wahre Sadwverhalt nur einer Partei befannt iſt, 
in die Kompetenz der equity courts fallen. In vielen Fällen gewähren aud) bie 
Billigkeitsgerichte die gewünjchte jpecifiihe Hülfe, während vie Rechtshöfe dies nicht 
vermödhten, mit andern Worten, fie verhelfen zum Streitgegenitand in natura oder 
erzwingen die Erfüllung eines gegebenen Verſprechens. Endlich gehören gewiſſe 
materielle Streitgegenftände ausſchließlich in die Kompetenz des Kanzlers, jo z.B. 
außer den oben erwähnten trusts der Schu des litterarifchen Eigenthbums und der 
Erfindungspatente. 

Aus diefen kurzen Notizen wird zur Genüge erhellen, daß die equity courts 
in England auf alle mögliche Weife zur Aushülfe und Ergänzung des gemeinen 
Rechtes und Proceffes dienen und daß ihrer Jurispiktion wirklich das Princip der 
Humanität und der Billigfeit zu Grunde liegt. Die Juftizpflege der Billigfeits- 
gerichte hat ſich indeſſen jest zu einem künſtlichen Syſtem herausgebildet und es 
wäre ein Irrthum, vor dem ſchon DBladjtone warnt, zu glauben, daß in den 
Rechtshöfen (courts of common law) nur nah Recht, in den Billigfeitshöfen nur 
nad Billigkeit gerichtet werbe. Beide find in ihrem Berfahren vurd Regeln und 
Präcevenzfälle gebunden. Die englifchen Billigkeitsgerichte erfüllen ihren urfprüng- 
fihen Zwed ſchon längft nicht mehr oder wenigftens nicht in einer paſſenden Weiſe. 
Seit langem werden die mannigfachften Klagen über deren Berfahren geführt. 
Die Uebelftände liegen in der zu großen Gefchäftsmafle, im dem weitläufigen, 
fhleppenden Proceßgang, ferner in dem Umftande, daß nur in London der Sig 


2) Beral. hierüber Blackstone Commentaries III chapt. 27, Rüttimann, englis 
fher Civilproceß S. 234 ff. 
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aller vier equity courts iſt und bie Richter Feine Rundreiſen (cireuits) halten wie 
diejenigen von Weftminfter, weßhalb natürlich die Procefje ſehr Eoftjpielig werben, 
enblih au in dem Mißbrauch, der zuweilen mit den affidavits getrieben wird, 
und in den juriftiichen Spitfinpigkeiten, an denen das engliiche Recht überhaupt 
fo rei ift. Eine gründliche Reform wird indeſſen nicht jo bald eintreten; dagegen 
bat der ordentliche Civilproceß in neuefter Zeit mehrere Aenderungen und Ber- 
befferungen (Grleihterungen für die Parteien) erfahren, wodurch es nun in vielen 
Fällen fir den Kläger unnöthig wird, fih um Hülfe an den Gerichtshof des 
Kanzlerd zu wenden. 

In Nordamerika ift der Gegenfag zwifchen common law und equity mei- 
ftens weggefallen, entweber in der Weife, daß die gleichen Gerichtshöfe Beides 
entfcheiden, wie 3. B. in New-York, oder fo, daß im einzelnen Staaten der Union 
gar Fein Kanzler und feine Jurispiftion eriftirt. In andern Staaten dagegen befteht 
das fogenannte Ranzleiverfahren in ähnlicher Weife wie in England 3). 

Der Bollftändigkeit halber wollen wir noch die von Katharina II. in Ruß— 
land organifirten Gewiffensgerichte erwähnen, obwohl biefelben nad) Mit- 
theilungen, vie wir hierüber empfangen haben, mehr auf dem Papier als in Wirf- 
lichkeit eine Rolle fpielen. Die hierauf bezüglichen Verorbnungen finden ſich im 
Swod tom II, Bd. 2, Kap. 2, Art. 2264— 2289. Die allgemeine Beitimmung 
ift folgende: „Das Gewiffensgericht richtet im Allgemeinen auf Grundlage der 
allgemeinen Geſetze, da aber dieſes Gericht als Schugmittel der perfönlihen Sicher: 
heit errichtet ift umd ihm die Unterfuchung nad dem Gewiſſen und eine milde 
Entſcheidung der Sachen anvertraut ift, fo jollen die Richtſchnur des Gewiſſens— 
gerichtes in allen Fällen fein: 1) allgemeine Menfchenliebe, 2) Achtung der Men- 
ſchenwürde im Nebenmenfchen, 3) Abwendung der Unterbrüdung und Unbilligfeit 
von der Menfchbeit." In Civilfachen vertritt diefes Gericht nur die Stelle einer 
Bergleihs-Rommiffion, wobei natürlich die Billigfeit vor Allem berüdfichtigt werden 
ſoll. Es bezwedt bier blos die Ausſöhnung von Streitenden und die Erledigung 
von Mifhelligkeiten zwiſchen Eltern und Kindern. In Kriminaljahen dagegen 
haben dieſe Tribunale eine wahre Gerichtsbarkeit, indem beftimmte Verbrechen (ver 
Unfinnigen, Minderjährigen, Zauberer) ihnen ausjchlieglich angehören, aud Klagen 
wegen ne länger als drei Tage ohne Verhör vor ihnen vorgebradht 
werben follen. Für unfern Begriff können wir hieraus nur das allgemeine Refultat 
entnehmen, daß das Bedürfniß der Ansgleihung der allgemeinen gejeglichen Vor— 
fchriften mit den individuellen Verhältniſſen des einzelnen Falles überall ſich fühl— 
bar macht. 

In Deutſchland hat die Nüdficht auf die Billigfeit im Gegenfage zu dem 
ftrengen Rechte, mit Ausnahme der Schiedsgerichte, von denen jpäter noch die 
Rede fein wird, keine befondern Inftitutionen hervorgerufen. Gin Bedürfniß dazu 
war baflir weniger als in dem römiſchen und in dem engliichen Rechte vorhanden. 
Weil das deutſche Recht weniger formell war, als jene beiden, fo konnte aud) ber 
Segenfat zur ftarren Form weniger bervortreten. Im deutichen Rechte ftehen fich 
daher Recht und Billigfeit näher als ſynonyme Begriffe. Die deutſchen Räthe und 
Schöffen, welche das Recht fanden, indem fie voraus auf die Stimme ihres Ge- 
wiffens hörten und die Weberlieferung des guten Gebrauches beobachteten, fuchten 


3) Das befte Werk, welches über diefe ganze Materie exiftirt, ift von dem berühmten 
Amerifaner Story, Commentaries on Equity jurisprudence. 2 vol, 6te Ausg. Boston 1853. 
Es ift indeffen wefentlich für Praftifer berechnet. 
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von Anfang an billiges Recht und ſprachen diefes aus, „Was bem einen recht ift, 
ift dem andern billig”, fagt das deutſche Sprichwort, und bezeichnet damit bie 
natürlihe Gleichmäßigkeit in den Rechtsverhältniffen und in der rechtlichen 
Beurtheilung, welche ein Grundzug aller Billigfeit ift. 

III. Nachdem wir fo die Erſcheinung der Billigfeit in verſchiedenen pofitiven 
Rechten betrachtet haben, wollen wir nun ven Begriff im Allgemeinen zu beftimmen 
ſuchen und bier müffen wir wieder zu der fhon anfangs erwähnten ariftotelifchen 
Definition zurückkehren. Das Geſetz fann nie und nimmer bie unenblihe Mannig- 
faltigfeit der menſchlichen Verhältniſſe umfaffen, fonvdern nur vie leitenden Grund» 
ſätze feftitellen. Es bleibt alſo das Gefe oder richtiger der Buchſtabe vefjelben 
ftets mangelhaft. Das Geſetz umfaßt vermöge der Allgemeinheit feines Wortlautes 
aud Fälle, auf die es feinem Geifte nach nicht paßt, und übergeht um ver Be- 
ſchränktheit feiner Faſſung willen andere Fälle, für welche feine Vorſorge ebenfalls 
nöthig geweſen wäre. Hier ift num vie Lücke, welche vie Billigkeit auszufüllen hat. 
Der Richter muß fich die Abficht des Geſetzgebers Far machen, fi) die Frage beant- 
worten, was wohl diefer im vorliegenden Falle gethan haben würde und demgemäß 
das Gejeg modificiren oder analog ausdehnen. So wird eben nad Ariftoteles 
die Billigkeit zu einer Verbeſſerung des Geſetzes, da wo biefes um feiner Allge- 
meinheit willen nicht ausreicht, und es entipricht dann alfo Recht und Billigfeit 
dem Gegenfag von Herrihaft ver Form, des Buchftabens und Herrſchaft des 
Geiftes. Das erftere hat zum Princip die ftarre Konſequenz, die andere vie Utilität. 
Allein dieſer Gegenſatz fordert im Nechte felbft feine Löfung und Verſöhnung. 
Nun enthält die wahre Billigkeit jelbft das fombinatorifche Element. Sie ift nämlich 
eine bewußte, eine gemeffene; ihr fteht entgegen die fogenannte equitas cerebrina, 
welche einem vagen Gefühl, der Subjektivität, ſich überläßt. Mit leterer foll ver 
Juriſt ſich nicht befaffen. Um alſo ven Begriff ver Billigfeit richtig zu fallen, 
miffen wir wohl im Auge behalten, daß fie mit dem Recht nicht in einen unlös- 
lihen Widerſpruch treten darf, daß fie im Gegentheil das verbindende Element 
jelbft im fih trägt. Wir möchten daher nicht, wie Viele thun, das Recht als das 
Objektive, die Billigkeit als etwas Subjeftives bezeichnen, fondern beide ald noth- 
wendige Elemente im Nechtsleben der Völker, welche ausfliegen aus einer gemein- 
jamen Duelle, aus der Gerechtigkeit im höchften umfaſſendſten Sinne des Wortes. 
Darin gerade zeigen fi uns die Römer fo groß, daft fie von jener falfchen zequitas 
cerebrina nichts wiffen und in harmonifcher Weife den Gegenfat im Recht felbft 
zu löfen verftehen, jo daß und das römifche Necht in feiner Vollendung die rechte 
Billigfeit und ein billiges Necht zeigt. So lange aber der Gegenfag nicht gelöst 
ift, fo lange bleibt der oft citirte ciceronianifhe Sag wahr: summum jus summa 
injuria. (Cicero de offie. I. 10.) Nicht jeves Recht macht aber jenen großartigen 
Bildungs-Proceß durch, wie das römifhe, und fo ift namentlich in England ver 
Gegenſatz von Recht und Billigkeit, weil mehr proceffualifcher Natur, bis zur Stunde 
ein unverföhnter geblieben. Während bei. den Römern der Schuß des civilen, wie 
die Ausbildung des prätorifchen Rechtes in der einen Hand des Prätors lag, auf 
viefe Weife eine äußere Einheit des Procekverfahrens fih erhielt und die Ent: 
widlung den richtigen Gang nehmen konnte, fo fehen wir umgefehrt in England 
durch die getrennte Gerichts-Organtfation und das verſchiedene Procekverfahren den 
Riß immer unheilbarer werden, fo daß, was anfangs ein Segen war, num zu einer 
Duelle vielfacher Uebelftänte geworden ift. Das englifche Recht hätte jevenfalld eine 
andere Ausbildung erhalten, wenn die gleichen Gerichtshöfe nah Recht und nad) 
Billigkeit urtheilen könnten, Je mehr bei einem Volle in Folge feines ftrengen, 
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ſcharf ausgeprägten Nationalcharakters der Formalismus im Recht ſich ausbildet, 
um ſo fühlbarer muß auch das Bedürfniß der Aushülfe werden, daher finden wir 
jene intereſſanten Erſcheinungen im römiſchen und im engliſchen Recht. Der Gegen- 
fa von Recht und Billigfeit ift aber immer, ob er ftärfer ober ſchwächer ſich 
geltend made, ein ganz natürlicher, feineswegs ein fünftlider, und wir bürfen 
daher wohl fagen, der Begriff der Billigkeit fei im Weſen des Rechtes ſelbſt be— 
ründet. 

IV. Nach dieſer Feſtſtellung des Begriffes mag es ſchließlich noch angemeſſen 
ſein, kurz anzudeuten, in welchen Rechtsgebieten die Billigkeit ſich vornämlich äußert. 
Den größten Spielraum hat dieſelbe im Civilrechte. Nicht blos der Richter, ſchon 
der weiſe Geſetzgeber ſoll dieſelbe ins Auge faſſen. Da ein Geſetzbuch jede Eafuiftit 
vermeiden und ſich darauf beſchränken ſoll, die leitenden Principien klar und feſt 
hinzuſtellen, ſo wird in vielen Materien daſſelbe ſchon von vorneherein auf die 
Billigkeit verweiſen, z. B. bei gewiſſen Verträgen anf die Beobachtung von Treu 
und Glauben im Verkehr, auf Erforſchung der wahren Abſicht der Kontrahenten u. ſ. f. 
Dort hingegen, wo bindende Vorſchriften aufgeſtellt werden, z. B. die Beobachtung 
beſtimmter Solennitätsformen bei Uebertragung von Grundeigenthum oder bei Er— 
richtung von Teſtamenten, iſt die Billigkeit von vorneherein ausgeſchloſſen. Wie 
der Richter bei der Interpretation der Geſetze die Billigkeit walten laſſen ſoll, 
wurde bereits bemerkt. Er wird ſie aber auch da zur Anwendung bringen, wo gar 
feine Geſetze exiſtiren. Indeſſen auch bier iſt die Billigkeit weit entfernt von jeg— 
licher Willkür: die richterliche Entſcheidung muß ſtets in Uebereinſtimmung bleiben 
mit den allgemeinen Rechtsnormen, ohne welche ein vernünftiges und geordnetes 
Zuſammenleben der Menſchen nicht gedenkbar iſt. Endlich verſteht es ſich, daß die 
Billigkeit ganz beſonders da eintreten muß, wo der Streit ohne Rückſicht auf per— 
ſönliche Verhältniſſe gar nicht entſchieden werden kann. So müſſen die Rechte der 
Eltern gegen die Kinder, der Ehegatten unter ſich und der Herrſchaft gegen das Ge— 
ſinde ſtets mit Rückſicht auf die beſondern Umſtände und perſönlichen Eigenſchaften 
beſtimmt werben. Im Strafrecht kann die Billigkeit ſich äußern, wo die wahre 
Abſicht des Geſetzgebers durch eine wörtliche Interpretation verfehlt würde, oder 
wo perſönliche Verhältniſſe oder außerordentliche Umſtände einen andern Maßſtab 
der Beurtheilung erheiſchen, als den ſtrengen des vorgeſchriebenen Geſetzes. Im 
Civil-Proceß kann ſie in der Weiſe berückſichtigt werden, daß unter Umſtänden 
von gewiſſen proceſſualiſchen Vorſchriften Umgang genommen wird, wo durch deren 
Beobachtung das materielle Recht offenbar leiden würde. Doch darf der Richter 
bier nicht von ſich aus jo handeln, wenn ihn nicht das Geſetz ausdrücklich dazu 
ermächtigt. 

Im Staatsreht und im Völkerrecht wird der Begriff ver Billigkeit 
weniger beachtet, und doch hat er auch da feine Bedeutung. Wenn in einem Staate 
die formellen Inftitutionen in einen Widerſpruch gerathen mit der Natur der Dinge, 
der tobte Buchftabe des Geſetzes mit dem Geift der Berhältniffe, oder in den Be— 
ziehungen ver Völker und Staaten zu einander die ftarre Gebundenheit der Ver: 
träge mit der lebendigen Macht, die fich im der. fortfchreitenden Zeit offenbart, fo 
zeigt ſich der Gegenſatz von formellem Recht und Billigkeit wieder. Aber da ift 
es nicht Die Aufgabe eines Billigfeitsgerichtes, der letzteren Schug zu gewähren und 
die Mängel der erfteren zu ergänzen, fonbern ver Bolitif, die geeignete Aus— 
gleihung zu verſuchen: fei es mit Hilfe der Gefeßgebung, welche dem werbenven 
Rechte zum Orgau dient, oder dur Regierungsanordnungen, welche den Bedürf— 
nifjen des Lebens entjpredhen, oder durch diplomatische Verhandlungen. Der Konflikt 
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zwiſchen jus und sequitas ift ftantsrechtlich deßhalb leichter zu Löfen, als privat- 
rehtlih, weil der Staat die Macht hat, in jedem Augenblide, wo er fich deſſen 
bewußt. wird, ohne einen berechtigten Widerſpruch zu erfahren, die erfannte Billig- 
keit zu formellem Recht zu erheben, während im Privatredht der Gegenfaß der 
Parteien, deren eine ſich auf ihr formelles Recht und die andere auf die Billigfeit 
beruft, die Dazwiſchenkunft einer dritten Macht nöthig macht. Im Völkerrecht zeigt 
fih wieder dieſelbe Schwierigkeit wie im Privatrecht, weil auch dort zwei berech— 
tigte Perſonen ſich entgegen ftehen. 

Das Inftitut der Schiedsgerichte (vergl. diefen Artikel) hat recht eigentlich 
im öffentlichen Rechte jeine Bedeutung, obwohl es auch im Privatrecht eine wichtige 
Anwendung findet. Zu den Sciedsgerichten nimmt man gerade da Zuflucht, wo 
eine bloße Anwendung des formellen Rechts unangenehm oder gar uncıöglid 
erfheint und eine von dem Buchftaben des Geſetzes nicht gebundene freie Erwägung 
aller natürlihen Berhältniffe Bedürfniß ift, mit andern Worten, wo nah Redt 
und Billigkeit zu entjcheiden ift. Drei, 


Indem wir die nähere Begründung unſerer in einigen wejentliden Bezie- 
bungen auch von der Ariftoteliihen abweichenden Anficht über den Rechtsbegriff 
und über die Natur ver Billigfeit auf den Hauptartifel „Recht“ verfparen (vergl. 
überdem den Artikel: Ariftoteles Bd. I, ©. 352), wollen wir dody hier ſchon in 
einigen Sägen unfere Beftimmung der Billigfeit ergänzend beifügen : 

Der Gegenfag von jus im engern Sinn und zquitas, oder von ftrengem Recht 
und Billigfeit hat nur eine relative, feine abfolute Bedeutung, d. h. er zeigt ſich 
nur in dem menſchlichen Recht und hat jeinen Grund in ver Befhränfung 
des menſchlichen Rechts durch feine fichtbar leibliche Oeftaltung, d. h. durch feine 
Form, und in den Mängeln diefer Beſchränkung. Würde fid) ver Leib des Rechts 
immerfort anfchmiegen und anpafjen an den Geift des Rechts, fo käme jener Gegen» 
fag nicht zum Vorſchein. Nicht das Geſetz als foldes in feiner Allgemeinheit 
bat ihn hervorgerufen, wie Ariftoteles gevadht hat, jondern die formelle Faſſung 
des Geſetzes. Der Gegenfag zeigt fi) ganz ebenfo, wo der Buchftabe eines Gefeges 
— umd wo, abgejehen von Gefegen, eine im Gewohnheitsrecht entfprungene Form, 
oder wo die Faſſung des individuellen Vertrages in Widerſpruch geräth mit dem 
Geift des Rechts, aljo immer, wo die Mängel der ftarren Yorm ihn 
weden, gleichviel, ob dieſe Form in der Faſſung des Geſetzes oder anderswo liege: 
und der Gegenjag zeigt ſich auch nur, wo diefe Mängel fühlbar werden. Juriſtiſch 
ift er zuerft von den Römern in ihrem Privatrecht erfaunt und ausgebildet worden, 
dann von den Engländern im Proceß; aber von beiden Völkern doch nur auf 
befchränften Gebieten, and daher in ungenügender Weife. 

Alles menfhlihe Recht hat ein geiftig-fittliches und ein leiblich-ſicht— 
bares, ein formelles Element in fih. Es giebt kein Recht, das der Menſch hand» 
haben fann, weldes nicht dieſe beiden Beſtandtheile Geift und Leib in fid 
verbände. Die Billigfeit, wenn fie als Recht in Betracht kommen und von dem 
Staate in feiner Rechtsordnung und von dem menfchlihen Richter gejhügt werben 
fol, muß daher ebenfalls Geift und Leiblichkeit in fich haben, d. h. fie darf nicht 
blos dem unfihtbaren Geiftesleben angehören, ſondern muß in den gemeinjamen 
Verhältniſſen, welche dem menſchlichen Auge fihtbar find und die der Menſch ordnen 
fann und foll, zur Erfcheinung gelangt, fichtbar, erfennbar geworben fein. Darauf 
beruht, wie der Gegenfag alles menſchlichen Rechts zur reinen Moral überhaupt, 
jo aud ver Unterjchied zwiſchen Billigfeit als Recht und Billigkeit als reiner 
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Moral. Ebenſo muß auf der Gegenſeite das ſtrenge Recht Geiſt und Leib in ſich 
haben, denn wenn es nur Form wäre, ohne allen Geiſt, ſo wäre es kein Theil 
der Rechtsordnung mehr, die ſich ohne ſittlichen Geiſt gar nicht denken läßt. 

Im normalen Zuſtand ſind Billigkeit und formelles Recht beiſammen und 
nicht zu unterſcheiden. Das Recht iſt dann billig, und was billig iſt, das iſt 
auch recht. Aber gedrückt und gedrängt von den Mängeln und insbeſondere von 
der Starrheit der Formen im menſchlichen Recht, wird der Unterſchied beider 
ſichtbar, indem zwei Erſcheinungen eines Verhältniſſes ſich von einander tren- 
nen: die eine, welche voraus auf die Form ſieht und die formelle Geſtalt in einer 
Weiſe feſthalten will, die ſich mit dem geiftig - fittlihen Gehalt des Verhältniſſes 
nicht mehr verträgt, und die andere, welhe von jener Form zunächſt abfieht und 
den in den Berhältnifjen erfannten Geift des Rechts auch im Gegenfag zu jemer 
als die wahre Natur ver Dinge zu retten fucht. Die erfte Erſcheinung heißen wir 
dann formelles Recht, ftrenges Recht, (jus strietum), die zweite Billig- 
feit (2quitas) im juriftiihen Sinne, und zwijchen beiden befteht ein Konflikt, ver 
allerdings eine Analogie bat mit dem Konflift zwiſchen Reht und Moral, aber 
nicht damit werwechjelt werden darf. Denn jener Konflikt bewegt fih innerhalb 
des Rechtsgebietes und verlangt deßhalb eine direkte rehtlihe Löſung, dieſer 
bewegt fih außerhalb ves Rechtägebietes umd es tit ihm daher nur mittelbar 
durch die Rechtsinftitutionen beizukommen. Bluntigfi. 


Bifchof. 


Biſchof (Episcopus, woher das deutſche Wort ftanımt) bezeichnet in der fatho- 
liſchen Kirche dasjenige Glied des Klerus, welches in der Hierardie einen noth- 
wentigen Plag einnimmt in Folge der ihm ertheilten bifchöflihen Weihe. Wer 
diefe (die Konfetration) erhalten, gehört dem Gpistopate als der Gefammtheit 
ver Nachfolger der Apoftel an, hat auf dem allgemeinen Koncile Sig und Stimme, 
wenn glei er keinen bejtimmten Amtstreis bat. Solcergeitalt find vie episcopi 
in partibus infidelium, vd. b. ſolche, vie bei der Konfekration ven Namen eines 
früheren, durch tie Einfälle ver Muhamedaner u. f. f. untergegangenen, aljo in 
Ländern der Ungläubigen befintlihen, Bisthums, erhalten haben. Diefe pflegen 
bejonders im den großen deutſchen und franzöfifchen Diöcefen zur Unterftügung ver 
Diöcefanbifhöfe bei Spendung der Firmung und Ordination (jog. Weihbiſchöfe) 
auf Vorſchlag der Ordinarien vom Papfte ernannt zu werden; außerdem werben 
aud vie apoftoliihen Bifare in den Miffionsländern zu ſolchen konfefrirt. Sie 
treten natürlid in den Hintergrund, weil fie ftaatsrechtlich feine Stellung haben. 
Wir befhränfen uns daher auf vie Biſchöfe, welchen ein beftimmtes, abgegrenztes 
Territorium, Diöcefe, zur jelbftitändigen Verwaltung (im Allgemeinen Juris» 
diktion) übertragen ift, wovon fie ven Namen Ordinarien, d. h. orbentliche 
Richter in allen Firhlichen Dingen over Diöceſanbiſchöfe führen. 

Um einen Bifhofsfig auf eine der zuläffigen Arten zu erlangen, muß Iemand 
befigen die Erforverniffe für ven Gintritt in ven Klerus nnd die Erlangung eines 
Kirhenamtes überhaupt, jovann die befonderen, nämlich: ein Alter von 30 Jahren, 
ten Subtialonat feit jehs Monaten (vie Brieftermeihe kann vor der Konſekration 
ertheilt werden), Erprobtheit in religiöfer, fittlicher und praftifher Beziehung, tadel- 
loſen Ruf, einen afademifchen Grad in ver Theologie oder dem kanoniſchen Rechte 
oder ein Zeugniß über vie Lehrbefähigung Seitens einer öffentlihen Akademie. 
Außerdem fordern päpftlihe Erlafje für den Fall ver Wahl in ganz Deutjchland, 
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daß die Perſon dem betreffenden Landesherrn genehm (persona grata) ſei. Für 
Preußen, die oberrheiniſche Kirchenprovinz und Hannover iſt ferner Angehörigkeit 
zu dem inländiſchen Klerus erforderlich; die Staatsgeſetze der beiden Letzteren for— 
dern endlich noch eine beſondere praktiſche Befähigung und Bekanntſchaft mit den 
Landesgeſetzen. 

Die Perſon der Biſchöfe (Erzbiſchöfe) wird in Deutſchland entweder, und dies 
ift feit dem Wormſer Konkordat von 1122 geueines Recht, beſtimmt durch Wahl 
der Kapitel (ſo in ganz Preußen, der oberrheiniſchen Kirchenprovinz, Hannover, 
ferner in den Erzdiöceſen Salzburg und Olmütz) oder durch Nomination der Lan— 
desherrn (in ganz Oeſterreich mit den ſpeciellen Ausnahmen, in ganz Bayern), 
oder endlich durch Einjegung Dritter. (In Deutfchland fett nur der Erzbiſchof von 
Salzburg die Bifhöfe von Sedau und avant ftets felbftftänvig, den von Gurk 
in je zwei Erlevigungsfällen auf Präfentation des aifers, im je dritten felbft- 
ftändig ein). Die Wahl darf fih nur auf ein tauglihes Subjekt richten; zu ihr 
muß, bevor der Gewählte die Regierung antritt, die päpftlicht Beftätigung, Kon- 
firmation, treten. Ein nicht taugliches Subjeft fann nur poftulirt werben, 
worauf die im Belieben des Bapftes ftehende Admiſſion folgt. In den anderen 
Fällen ertheilt ver Papft vie fanonifche Inftitution. Um ſich von der Tauglichkeit 
zu überzeugen, wird vom PBapfte ein inländiſcher (Erz=) Biihof oder Dignitär mit 
der Führung des fogenannten Informativprocefjes beauftragt, auf welden in 
Rom der fogenannte Definitivprocen folgt, welcher mwefentlih in einer Prü— 
fung der Alten befteht. Natürlich ift der Papft an diefe Mittel nicht gebunden. 
Die Einfegung gefhieht durch die Präfonijation im orventlihen Konfiftortum. 
. Darauf werben die nöthigen Bullen ertheilt‘ und ein Erzbifchof oder Bifchof wird 
zur Ertheilung der Konjelration ermächtigt. Dieje geſchieht unter Affiftenz von 
zwei Biſchöfen oder mit befonderer päpftlicher Ermächtigung von zwei Dignitarien 
nah Wblegung ver Professio fidei (Ölaubensbefenntnifjes) und des Obedienzeides 
an den Papſt. 

Beſondere Abzeichen der biſchöflichen Würbe find: der Ring als Zeichen der 
Bermählung mit der Diöcefe, der gekrümmte Stab als Zeichen des Hirtenantes, 
die Biſchofsmütze (Inful, Mitra), ein golvenes Kreuz auf der Bruft an einer 
Kette, ver Thron, befondere Handſchuhe, Sandalen u. ſ. f. 

Das bifhöflihe Amt ift mit der Kirche felbft gegeben und beruht auf 
einer Nachfolge in der Miffion ver Apoftel; der Biihof ift feiner Weihe nad 
Priefter, ſteht aber über ven Prieftern durch eine höhere geiftige Befähigung in 
Folge der Konfefration, welche ihn allein zur Aufnahme in den Klerus, zur Spen— 
dung der Ordination und Firmung berechtigt und befähigt. Biſchöfe und Priefter 
waren von Anfang an gejchieden, fo daß eine gefchichtliche Entwidlung im eigent- 
lihen Sinne nur in Betreff ver äußeren Rechte ftattgefunden hat. 

Die Ordinarien find nun die Regierer der Diöcefen im Zufammenhange mit 
dem Papfte und in Unterordnung unter denjelben. Im Laufe der Zeit bilvete ſich 
eine Mittelftufe zwiſchen vem Papſte und den Bifchöfen ans, die Erzbiſchöfe 
(Archiepiscopi, Metropolitani), welche mehrere Diöcefen unter ihrer Oberleitung 
mit dem Rechte ver Aufficht, Gerichtsbarkeit und Geſetzgebung vereinigten. In 
Deutihland ſank feit dem 12. Jahrhunderte die Bedeutung der Metropoliten theils 
in Folge der politifhen Selbftftändigfeit der meiften Biſchöfe als Landesherrn, 
theils der Uebergriffe jener und ber dadurch eintretenden Beſchränkung ihrer 
Rechte u. 5. f. allmälig ſehr, bis envlid das Koncil von Trient ihre Befugniffe 
in den meiften Fällen von der Zuftimmung der Provinzialfynoden abhängig machte. 
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Seitdem dieſe in Abgang kamen, verblieb den Erzbiſchöfen faſt nur die Gerichts- 
barfeit in zweiter Inftanz I). Steht ein Bifchof unter einem Metropoliten, jo beißt 
er mit Rüdfiht darauf Suffragan; ift er davon befreit, aljo direkt unter den 
Papſt geftellt, ein eremter Biſchof. Im Uebrigen fteht der Erzbifchof, abgejehen 
von dem höheren Range, dem Bifchofe gleih. Auf den Frankfurter Konferenzen 
im Jahr 1818 (Münch Konkordate II. ©. 325 f.) beabfichtigte man die Metro- 
politanverfaffung in ver alten Weife wieder herzuftellen. Diefer Verſuch wurde 
vom Papfte als der Jahrhunderte hindurch entwidelten Disciplin widerfprechend 
abgelehnt und hat im Leben keine Anwendung gefunden, wiewohl die Verordnung 
vom 30. Januar 1830 für vie obercheinifhe Kirchenprovinz ihn feſtzuhalten 
fuchte 2). 

Stellung und Bereutung des bifhöflihen Amtes beruhen ganz auf dogma— 
tifher Grundlage. Jeder Ordinarius gilt zufolge feines Amtes, ſobald der Papft 
die kirchliche Miffion ertheilt hat, obne daß es einer befondern Uebertragung bevarf, 
als ſelbſtſtändiger Letter der Diöcefe 3). Beſchränkt ift er einerſeits durch das ge— 
meine Recht ver Kirche, andererſeits durch den Papft. Gegen päpftliche Geſetze oder 
Beihlüffe allgemeiner oder approbirter Provincialfynoden fann der Bifhof nicht 
aus eigener Autorität handeln ; innerhalb viefer Grenzen fteht ihm das Recht ber 
ergänzenden, ausführenden und korrektoriſchen Gejeggebung zu. Die Entwidelung 
des partifulären Rechtes ift jomit größtentheils in feine Hand gelegt, um jo mehr, 
weil das Recht überall, wo man nicht generalifiren kann, ſondern die fonfreten 
Verhältniſſe entſcheiden müſſen, das bifhöfliche Ermeſſen eintreten läßt. In dem» 
jelben Umfange, als ihm das Recht Geſetze zu erlaffen zufteht, hat er die Befug- 
niß, von demfelben zu entbinden, das "Difpenfationsrecht; dies wird indeſſen durch 
befondere päpftliche Ermächtigungen (ſog. Difpensfakultäten), in Deutſchland meift 
von fünf zu fünf Jahren (vaher Duinquennalfatultäten), auf andere dem 
Papfte vorbehaltene Fälle des Bedürfniſſes wegen ausgedehnt. 

Im bifchöflichen Amte ift ſodann enthalten die ordentlihe Gerichtsbarkeit 
in allen vor das kirchliche Forum gehörigen Civil- und Kriminalfachen ver Kleriker 
und Laien der Diöcefe. Hierher gehören von Civilſachen nad) dem heutigen Rechte 
nur rein kirchliche ragen, z. B. über Abſchließung, Auflöfung, Nichtigkeit der 
Ehen, Trennung von Tiſch und Bett, Sponfalienfadhen (jo in Defterreid zufolge 
des Konfordats, desgleihen in Bahern, wo man nur die Sponfalien vor den Civil- 
richter gewiefen hat, ferner in Hannover, Heffen, Sachſen, Oldenburg, zum Theil 


1) Das Recht, die Suffraganbistbümer au vifitiren, ift davon abhängig, daß der Erzbifchof 
die eigene Diöcefe vollftändig vifitirt habe, fodann der Grund vom Provinzialsfoncile approbirt 
fei. Die Ausübung der Vefekung per devolutionem, d. b. wenn der Biſchof nicht in der geſetz— 
lichen Zeit beſetzt, ift faft ganz unpraftifch geworden, weil die Beſetzung innerbalb der geſetzlichen 
Zeit oft unmöglich ift. 

2) Die wichtigften den Erzbiſchof vor dem Bifchofe auszeichnenden Ebrenrechte find: a) das 

Pallium (eine freisförmige, drei Finger breite, mit fechs ſchwarzen eingewirkten Kreuzen ver: 
fehene weiße Binde mit Ausläufern derjelben Breite, nach vorn und hinten mit je zwei gleichen 
Kreuzen; fie wird um die Schulter getragen). Es wird als Zeichen der erzbifhöflichen Würde 
vom Papfte verlichen gegen die berfümmliche Pallientage, und tft nur bei beftimmten Amts— 
eg zu tragen; bi das Mecht, bei feierlichen Aufzügen fih ein gerades Areuz vortragen 
u laſſen. 
5 3) Daber auch der amtliche Titel: „Wir N. N. von Gotted Gnaden (Erbarmen) und des 
apoftoliihen Stubles Erbarınen (Gnade) Biſchof von ...“ Diefer ift in Bayern in den „durch 
Gotted Gnade” verwandelt, in Baden früber verboten worden. Seinen Namen nimmt der 
Biſchof ber von der Diöcefe, wobei ſtreng firchlih der Familienname in Erlaſſen nicht hinzu— 
gefügt wird, 
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in MWiürtemberg, und bis zum Jahre 1849 in Preußen); ferner einzeln die Patro- 
natsjahen, Streitigkeiten über Beneficien, Perfonalflagen gegen Kleriker, geiftliche 
Berlafienihaften u. f. f. In Kriminalſachen erftredt ſich die bifchöfliche Kompetenz 
unbedingt auf die Amtövergehen ver Geiftlihen; konfurrirt ein bürgerliches, fo tritt 
gleichfalls der Staat ein. Bei Vergehen ver Laien faun jest der Biſchof nur vom 
rein firhlihen Standpunkte aus mit rein kirchlichen Strafen einfchreiten, denen 
eine Rüdwirfung auf die bürgerliche Stellung ver Individuen, fomweit dieſe ſich 
nicht von felbft ergiebt, wie 3. B. bei der öffentlichen Ausſchließung aus der Kirche, 
ohne Anerkennung des Staates nicht beimohnt. Die (Zwangs-) Erefution wird auf 
Anſuchen vom Staate geleiftet, foweit er die Jurisdiktion anerfennt, unbedingt alfo 
in Amtsſachen in Defterreich und Preußen; in den meiften andern Staaten Deutſch— 
lands unter gewiffen Modifikationen, wenn die Strafe ein beftimmtes Maß über- 
ſchreitet. — Eine Berufung von biſchöflichen Urtheilen an die Stantsgewalt hat in 
den vor das kirchliche Forum gehörigen Civilfahen an ſich feinen Pla; in krimi— 
nellen beſchränkt fi in Defterreih und Preußen der Staat darauf, daß ihm ein 
formell gültiges Erkenntniß im alle der von ihm gewünfchten Erefution nachge— 
wiefen werbe; in der oberrheinifchen Kirchenprovinz und einigen anderen Staaten ift 
ein beſchränkter Rekurs zugelafien. (S. mein Syftem des Kirchenredhts, S. 399.) — 
Die Biſchöfe üben ihre Gerichtsbarkeit entweder in Perfon, oder, was allgemein ift, 
durch ftehende Gerichtöbehörden: die Officialate, Konfiftorien u. f. f. aus. 

Vom Biſchofe geht weiter die Berwaltung der ganzen Diöcefe in religiöfer 
(moralifcher) und rechtlicher Hinfiht aus. Ihm fteht zu die Erlafjung aller Anorb- 
nungen betreffs des kirchlichen Lehramtes und der Leitung des religiöſen Lebens in 
den Schranken des gemeinen Rechtes, bezüglich der Gintheilung der Diöcefe in 
Pfarreien u.f. f.; er beſtimmt und überwacht die Erziehung des Klerus, vergibt die 
verfchiedenen Aemter, forgt für Beftreitung der kirchlichen Bedürfniffe durch Auferle— 
gung und Einziehung der im Rechte gebilligten Abgaben vom Klerus u. ſ. f. An den 
Rath oder die Zuftimmung Dritter ift der Bifhof nur in den vom Rechte genau 
beftimmten Fällen gebunden, weshalb weder die Kapitel noch die fogenannten Ordi— 
nariate den Biſchof beichränfende Organe find. — Aus der Berwaltung fließt das Auf- 
fihtsrecht, das entweder vom Bifchofe perfünlich, oder feinem Generalvifare und den 
Landdekanen durch Vifitationen der Diöcefe, Einfordern von Berichten der Bene: 
ficiaten u. f. f. gelibt wird. In der Verwaltung hat er ferner das Recht, alle Aemter 
zu befegen, welche für vie Diöcefe beftimmt, fomit nicht wegen eines höheren Zwedes 
dem Papfte vorbehalten find. Ausnahmen von diefen Rechten, namentlih Berechti— 
gungen Dritter zur Inftitution, Nomination und Präfentation (Patronat) der Bene— 
ficiaten erfordern deshalb den Nachweis eines fpeciellen Rechtstitels. Cinige im 
Berwaltungsrechte liegende Befugniffe find nah heutigem Rechte von ftaatlicher 
Erlaubniß abhängig, 3. B. das Auferlegen von Abgaben, Sammeln von freiwilli- 
gen Gaben außerhalb ver gottesvienftlihen Gebäude u. ſ. f. — Die Verwaltung 
erfordert die Abwehr jeves der Religion und GSittlichkeit gefährlichen Einfluffes, 
welche befonvers in ver Genfur der Biſchöfe gehandhabt wird. Yettere ift ſowohl 
eine präventive, beftehend in einer Approbation zum Drude oder einem Verbote 
defjelben, als repreffive durch Verbieten des Vertriebes und Leſens der vermorfenen 
Schriften. Solche Verbote haben natürlich ohne Anerkennung des Staates feine 
äußere Geltung, verbinden aljo lediglich im Gewiffen ; aus dieſem Grunde ift aber 
aud die bifchöflihe Kompetenz nicht zu beftreiten. Keineswegs fordert aber das 
Recht ver Kirche eine bifchöflihe Approbation jeder Art von Büchern, nod kann 
derjenige irgend eines Verſtoßes gegen die Kirchengefete bezüchtigt werben, welder 
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ein auch über religiöfe Gegenftände handelndes Werk, falls vaffelbe nichts Unkirch- 
liches enthält, nidyt zur Approbation vorlegt. — Endlich gehört hierher die Ueber- 
wahung und Genehmigung religidfer Vereine und Genoſſenſchaften. Solche bedürfen 
außerdem der Staatsgenehmigung entweder unbedingt oder nur dann, wenn ihre 
Zwede nicht ausſchließlich auf Religiöſes gerichtet find (jo in Oeſterreich). 

Allgemeine Mittel für die Bekanntmachung der bifhöflichen Anordnungen find 
die biſchöflichen Erlaſſe, Mandate, Hirtenbriefe u. f. f., deren Publikation in der 
Stellung des Bifchofes eine nothwendige Grundlage hat. Gleichwohl ift diefelbe mit 
Ausschluß von Defterreih und Preußen in den meiften Staaten einer Kontrole 
unterworfen. In Bayern wird allgemein das Placet gefordert (nur für Ablaß- und 
Jubiläumsverfündigungen tft e8 „bis auf Weiteres“ im Voraus gegeben), in ver 
oberrheinifhen Kirchenprovinz für den Fall, daß die Hirtenbriefe nicht rein kirch— 
liche Dinge enthalten. 

Faffen wir nunmehr furz die Stellung des Bifchofs gegenüber ver Diöcefe, 
dem Klerus und den betreffenden Staaten ins Auge. Die lettere muß, wie fich 
von felbft ergiebt, nothwendig beruhen auf der kirchlichen Stellung. Denn mit der 
Anerkennung der Kirche in den deutſchen Staaten ift das bifchöflihe Amt, ohne 
welches vie nicht eriftiren fann, nothwendig für die Kirche fo anerfannt, wie 
es nach deren Geſetzen dafteht. Es ift aber ver Bifchof, wie gezeigt wurde, flir die 
Didcefe der nothwendige und felbftftändige Nepräfentant der Kirche. Er allein tritt 
alfo zunächſt durchaus in allen und jeden Dingen in legter Inftanz (— natürlich 
ftets innerhalb der vom Rechte ihm gezugenen Orenzen ; geht Etwas darüber hinaus, 
fo tritt nad der Natur der Sache der Bapft ein —) dem Staate gegenüber auf. 
Innerhalb des kirchlichen Wirkungskreiſes find alle Kirchenviener dem Bifchofe ver- 
möge des fanonifhen Obedienzeides zum unbedingten Gehorfam in den Schranfen 
des Rechtes verpflichtet. Diefe Amtspfliht muß allenthalben vom Staate nicht blos 
geihligt, fondern auch gefordert werben, bringt fomit von felbft mit ſich, daß der 
einzelne Kirchendiener, welher in Amtsfahen nad der Inftruftion des Biſchofes 
oder nad dem feine fubfidiäre Amtsinftruftion bildenden Kirchenrechte gehandelt hat, 
von aller perfünlichen Verantwortlichkeit feei ift, und durchaus von dem Biſchofe 
vertreten werben muß. ine Kollifion mit ftaatlihen Geſetzen läßt deshalb nicht 
denfen, weil leßtere nicht gegen das Gewiſſen gehen, und weil das Staatsgefet bie 
Amtsqualität ſchützt und die Frfüllung der Amtspflichten fordert. Aus gleichen 
Gründen folgt, daß der Biſchof in kirchlichen Dingen feines Amtes ftaatsrechtlic) 
nur an das Kirchengefeß und die Vorfchriften feiner Firchlichen Borgefegten gebunden 
ift, folglich gleichfalls bei wirklichen Amtshandlungen innerhalb diefer Grenze von 
jeder perfönlichen Berantwortlichfeit frei ift. Richter in folhen Dingen fann alfo 
niemals ein Anderer fein, als die höhere kirchliche Stelle. In ftaatlihen Dingen 
erſcheint der Biſchof als einfacher Unterthan mit den Rechten und Pflichten eines 
folhen, beziehentlich ven beſonders hergebradyten. Handelt es fi um Gegenftände, 
welde Staat und Kirche angehen, fo iſt der Biſchof Repräfentant einer felbftftänpi- 
gen, alſo dem Staate, obwohl an fi für ein ganz anderes Gebiet gefchaffenen, 
foordinirten Macht; hieraus ergiebt fi, daß es im ſolchen Fällen einer Bereinba- 
rung bedarf, welde die Natur eines Bertrages und zwar in vielen Fällen eines 
völferrechtlihen hat. Um jede Kollifion mit den Untertbanenpflichten zu vermeiden, 
ift in allen Staaten Deutſchlands vorgefchrieben, daß der neu kreirte Biſchof den 
Gid der Treue gegen den Landesherrn (beziehungsweife auch auf die Berfaffung ) 
ablegt. Diejen Eid legt verfelbe als Biſchof ab, folglich ohne Präjudiz für feine 
amtliche Stellung, weil Amtspflichten die principalen find, deren Befolgung garantirt 
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ift, indem er gerade als Biſchof den Eid leiftet. Zu verlangen, er folle als Bifchof 
Treue fhwören und feine Treue dadurch bewähren, daß er gegen die bijchöflichen 
Pflihten handle, wäre nicht nur eine Verlegung ver Gewifjensfreiheit, ſondern felbft 
ein Widerfprud. In Wahrheit forvert auch keiner der vorgefchriebenen Eide Un— 
firdliches *). 

Sehen wir zulegt auf die Äußere Stellung der Biſchöfe im Staate, deren 
ftaatlihe Rangverbältniffe, fo find diefe nad der Natur der Sade durdaus 
abhängig von ven Staatsgeſetzen; man follte dabei indeſſen ftets die hohe kirchliche 
Stellung im Auge behalten. In Defterreidh find die Erzbiihöfe von Wien, Prag, 
Salzburg, Olmütz, Görz und Gran, ferner die Biſchöfe von Sedau, Gurt, Lavant, 
Laibach und Briren, in Preußen der Biſchof von Breslau gefürftet. Bei den übri- 
gen Erzbiſchöfen und Biihöfen hängt in Defterreid ihr Rang von dem befonderen 
ihnen verliehenen Titel ab, der meiftens der eines Geheimen Raths (Ercellenz) ift; 
zudem waren faft alle Biſchöfe Stände der erften Klaffe. In Preußen haben Erzbiſchöfe 
und Biſchöfe den Rang der Oberpräfiventen. Die bayriſchen Erzbiſchöfe führen den 
Zitel „Ercellenz”, find erblihe Mitglieder ver Kammern der Reichsräthe, die Bifchöfe 
rangiren nad) den Regierungspräfidenten; einer aus ihnen wird ftet3 vom Könige 
zum erblihen Mitglieve des Reichsrathes ernannt. Der Erzbiſchof von Freiburg ift 
„Sreellenz”, Mitglied der erften Kammer und rangirt nady den Staatsminiftern. In 
Würtemberg (jein Rang ift die 3. Klafie neben Generalmajor, Präfiventen der 
Landesfollegien und Staatsräthen) und Naffau iſt der Biſchof Mitglied der zweiten, 
in beiden Heflen der erften Kammer. — 

Literatur. Maft, dogmat. frit. Abhandl. üder die rechtl. Stellung ver 
Erzbiſchöfe in der fathol. Kirche, Freiburg 1847. Barbosa, de officio et pote- 
state episcopi, Lugd. 1698. Helfert, v. d. Rechten u. Pflichten der Biſchöfe, 
Prag 1832. Das Befte in kirhenredhtliher Beziehung ift: Benedicti XIV. 
de synodo diecesana L. XIII. Prati 1844, Mechlin. 1842 in 4 Vol. Die 
Specialliteratur und das Nähere über vie Rechte u. f. f. giebt mein Syſtem des 
Kirchenrechts, Gießen 1856, ©. 204 ff. Sauite 
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Es giebt Schriftſteller, welche nicht halb ſo berühmt ſind, als ihre Schriften, 
bei denen die Perſönlichkeit des Werkmeiſters ganz untergegangen iſt in der Be— 
deutung des Werkes. Das Buch nimmt den Namen des Verfaſſers an und die 
Tauſende, welche es nennen und gebrauchen, fragen ſo wenig nach ſeinem Urheber 
als nach dem Setzer, der die Lettern geſetzt, oder dem Buchbinder, der es gebunden. 
In dieſe Klaſſe von Autoren gehört auch Blackſtoue. Auch er hat faſt ausſchließlich 
feinen Namen an fein Werk „Commentaries on the laws of England“ abgeben 
müſſen, und wir thum ſchwerlich etwas Ueberflüffiges, wenn wir vor der Würbigung 
feines Buches den Lebenslauf des Kommentators in aller Kürze ſchildern. 





*, Anm. d. Ned. Defienumgeachtet weiß die Geſchichte in alter und neuer Zeit von vielen 
Konflikten der Etaatöregierungen mit den Biichöfen zu erzählen, und die nıoderne Melt wird noch 
lange an einer richtigen Ausfcheidung der beiderlei Nechte und Pflichten zu arbeiten haben. Die 
Berufung auf die Amtspflicht ift wechfelfeitig, und das »cuique suum« an den Grenzen fogar 
dann fchwer zu bewahren, wenn auf beiden Zeiten der redliche Wille, auch die Nechte de& andern 
Theils zu achten, vorbanden ift, um wie viel ichwerer, wenn die Leidenichaft und die Verblen⸗ 
dung mitwirken. Wir werden unfere Anficht über das Verhältniß von Kirche und Etaat noch 
näher ausjprechen und begründen in den Artikeln: Kirche und Kirchenhoheit. 
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William Bladftone war Sohn eines Seidenhändlers in London — wie denn 
überhaupt die beveutenpften Männer des englifchen Apvofatenftandes aus den unteren 
und mittleren Gefellfchaftsklaffen zu ftammen pflegen. Sehr früh zur Waiſe ge 
worden, erhielt Bladftone durch Verwendung bei Sir Robert Walpole einen Freiplag 
in der berühmten lateinifjhen Schule des Charter House, wo er fo raſche Fortſchritte 
machte, daß er ſchon im fünfzehnten Jahre nach Oxford überfievelte. Bon ven bier 
vorwaltenden Studien zogen ihn befonders Logit und Mathematit an. In feinem 
achtzehnten Jahre ließ er fich in die Bücher der Advofatenforporation des Middle 
Temple einjhreiben und theilte von nun an feine Zeit zwiſchen ver Rechtswiſſen— 
Ihaft und ven allgemeinen Studien der englifchen Univerfitäten. 1744 ward er 
Fellow im All Souls College und 1745 Baccalaurens des Rechts. Zu biefen 
akademiſchen Graven fam dann 1746 feine Aufnahme in den Advokatenſtand (call 
to the bar). Er gehörte jedoch zu ven Naturen, welche mit den efjentiellen Eigen- 
haften für ein rafches Steigen an der Barre nicht begabt find. So fließend fein 
Styl ift, fo ſchwerfällig war feine Rede, Namentlich fehlte ihm aber nody die geiftige 
wie förperlihe Energie, ohne weldhe in einem Lande, wo die Hauptverhandlungen 
des Procefjes mündlich und öffentlich find, der junge Advolat fi feine Bahn 
bricht. Die erften Jahre Bladftone’s verliefen fo faft ohne alle Praris, wenn auch 
nicht ohne Beihäftigung, wie feine damals gefammelten, aber erft nad) feinem Tode 
gedrudten Entſcheidungen von Rechtsfällen (Reports) beweifen. Ein Heiner Erfolg, 
der aber wohl nicht blos feinem VBerbienft zuzufchreiben, war feine Wahl zum 
rechtögelehrten Präfiventen der Bierteljahrsfigungen (Recorder) der Stadt Walling- 
ford, ein Amt, in dem er 1749 Nachfolger feines Oheims ward. 

Im Jahre 1753 gab er vie Hoffnung, als Advokat vorwärts zu fommen, 
auf. Er kehrte nad Oxford zurüd, wo ibm feine Fellowship ein einfaches Aus- 
fommen gewährte und feine Beliebtheit noch einige andere Heine akademiſche 
Aeniter eintrug. Hier begann er feine Borlefungen über das englifche Necht, vie 
ihm jehr bald einen bedeutenden Namen machten, jo daß er 1758 zum erjten 
Binerian-Profeffor erwählt wurde. Diefe Stelle berubte auf einer lettwilligen Dis- 
pofition des vor zwei Jahren verftorbenen Rechtsgelehrten Viner, der außer einigen 
anderen Legaten ähnlichen Charakters einen zu errichtenden Lehrftuhl des engliichen 
Rechts an der Univerfität Oxford mit %. 200 jährlich dotirt hatte, wie denn in 
England und Amerika eine große Anzahl Profefjuren auf ſolchen -Privatbegabungen 
beruben. 

Der Erfolg des Kathevers machte Bladftone wieder Muth für einen erneuten 
Berfuh in Westminster Hall. 1759 kehrte er zur Advokatur zurüd, ohne jedoch 
feine Vorlefungen in Oxford aufzugeben. Die Mängel, welche feinem Erfolge an 
der Barre im Wege ftanden, wurden jett durch das Anfehen, das er fi als 
Lehrer erworben, aufgewogen, und er war bald ein vielbefhäftigter Advokat. Wie die 
meiften aufftrebenven barristers, wandte er ſich der Politif und dem Parlament 
zu und trat 1761 für Hindon (ein von der Reformakte befeitigter rotten borough), 
in das Unterhaus. Für feinen Erfolg an der Barre fpricht, daß er mit dem Rang 
eines King's Counsel befleivet wurde und das Minifterium ihm die Stelle des 
Chief Justice of Common Pleas in Irland anbot, die er jevoh ausſchlug. Durd) 
jeine Berheirathung verlor er feine Oxforder Fellowship, die nur für unverheirathete 
ausgezeichnete Univerfitätsmitglieder beftimmt find, wurde dafür aber vom Earl of 
Westmoreland, vem damaligen Kanzler von Oxford, zum Präfiventen von New 
Inn Hall ernannt, eine Stelle, die ſich mit feiner Thätigfeit in London vertrug, 
und ihn fo zugleich in London und Orford heimifch erhielt. 1763 warb er zum 
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Solicitor-General der Königin ernannt, ein Ehrenamt, das feine Gumft bei Hofe 
bewies, und zugleih von jeiner Advokatenkorporation in ihren Borjtand gewählt 
(zum Bencher ernannt). 1766 ſah er ſich gezwungen, die Viner'ſche Profeffur und 
die Präfidentihaft von New Inn Hall niederzulegen, fo fehr nahmen ihn jett 
Advokatur und Parlament in Anfprud. 

Bei den Neuwahlen von 1768 ward er Abgeorbneter für Weſtbury. Die 
Fehler Bladjtone’s als Redner thaten natürlich auch feiner parlamentarifhen Wirf- 
ſamkeit Eintrag, und neben den politifhen Größen der damaligen Zeit, neben 
Chatham und Burke, verſchwindet Blackſtone's parlamentarifche Bedeutung. Doch 
ließ er fi mit Junius in eine Fehde ein, und wie die Fliege im Bernftein ift 
in den Junius-Briefen auch der Blackſtone'ſche Brief mit auf die Nachwelt über- 
gegangen, Seine Anhänglichkeit an die „Freunde des Könige”, die er durch Wort 
nnd Schrift bewiefen, trug neben feiner Rechtstenntnig dazu bei, daß ibm 1770 
die Stelle des Solicitor-Oeneral (für die Krone; der zweite Generalfisfal und 
Mitglied des Minifteriums im weiteren Sinne) angeboten wurde. Allein er mochte 
fühlen, vaß er den Anftrengungen des Advokatenberufes und ver parlamentarifchen 
Kämpfe nicht mehr gewachſen war, und lehnte das Unerbieten ab. Dagegen war ihm 
die Ernennung zum Richter der Kingsbench willfommen, welden Bla er jedoch bald 
darauf mit einer Richterftelle im Court of Common Pleas vertaufchte. Hier wirfte 
er faft 10 Jahre lang in den mannigfaltigen Zweigen des englifhen Richterberufes, 
als Präfident bei den Aififen in Civil- und Kriminalfahen, als Richter ver That 
und der Rechtsfragen, als procekleitender und Appellations-Richter. Daß er in feinem 
Beruf die heiteren Seiten des Lebens nicht verachtete, lehren eine Reihe von „guten 
Dingen“, die er ſagte, und tollen Streichen, die er trieb, und welche durch Tradition 
der heutigen Barre von England überliefert find. Bladjtone ftarb am 14. Februar 
1780 im 57. Yebensjahre. 

Bon feiner jchriftftellerifhen Thätigkeit als Juriſt ift außer den gedachten Reports, 
die in zwei Bänden nad feinem Tode erfdienen, und einigen Heineren juriftifchen 
Aufjägen befonders feine Ausgabe der Magna Charta und Charta de Foresta zu 
nennen (1759). Seine allgemeine Bildung bezeugen außerdem Gedichte, Noten 
zu Shalespeare und ein Werk über Architektur. Aber von beiden Eigenſchaften, 
einer gründlichen juriftiichen Bildung und einer alljeitigen Geifteskultur, legte er 
ein bejleres Zeugniß ab in feinen Commentaries on the laws of England. Das 
Merk entftand aus den Borlefungen, welche der Berfaffer als Binerian-Profefjor zu 
halten hatte, und die erfte Ausgabe erſchien 1765. Will man das Berdienſt Blad- 
ſtone's richtig würdigen, jo darf dieſe Jahreszahl nicht vergeffen werben. Er ſelbſt 
hat in ven jpäteren Ausgaben wenig geändert, und bis in die nenefte Zeit hinein 
liegen vie nachfolgenden Herausgeber ven Text ftehen wie ihn Bladftone hinter- 
laſſen. 

Nach der Vorrede ſollte das Buch eine gedrängte Darſtellung des geltenden 
engliſchen Rechtes geben und das poſitive Recht durch das Woher der Geſchichte 
und das Warum der Philoſophie erklärt werden. Als Muſter des Stils ſcheint 
dem Verfaſſer Lord Mansfield vorgeſchwebt zu haben, deſſen Urtheile damals Epoche 
machend wirkten, indem fie ftatt der gebräuchlichen Handwerksjuriſterei das Wiſſen 
der heimiſchen Rechtsſchule ohne den Schulſtaub, volle Kenntniß des römiſchen 
Rechts und zugleich volle Kenntniß des realen Lebens in einer klaren edlen Sprache 
verbanden. Auf den Inhalt des Buches, namentlich in ſeinen ſtaatsrechtlichen 
Theilen, bat offenbar Montesquieu den größten Einfluß gehabt, nur daß das 
flüchtige, nah Effekten haſchende franzöfiihe Naturel hier mit der nationalen 
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Nüchternheit des Engländers verſetzt iſt. Aber man mag noch ſo viel für dieſe 
Vorbilder abrechnen, immer bleibt für Blackſtone der Ruhm, zum erſten Mal in einer 
modernen Sprache ein lehrreiches, allen Gebildeten zugängliches Handbuch des Rechts 
geliefert zu haben. Die hiſtoriſchen Kenntniſſe Blackſtone's müſſen natürlich einem 
Forſcher von heute, da inzwiſchen erſt wahre hiſtoriſche Forſchung auf dem Rechts— 
gebiet begonnen hat, ſehr oberflächlich und lückenhaft erſcheinen, allein Blackſtone 
wußte ſo viel wie damals irgend einer. Seine civiliſtiſchen Studien athmen den Geiſt 
der damals herrſchenden Richtung auf dem Kontinente. Mit ſeiner Begründung 
des Staats ſtehen wir noch ganz auf dem Boden der Vertragslehre, aber an dem 
Unions- und Subjeftionspafte zu zweifeln, wäre damals, außer einem Feuerkopf 
wie Rouſſeau etwa, Niemanden beigefallen. Was das Staatsreht von England 
anbelangt, fo war Bladftone allerdings nicht der Manu, der ftatt der Aufftellung 
der althergebradhten Theorie das wirklich geltende Staatsreht aus dem lebendigen 
Duell der täglihen Vorgänge zu ſchöpfen, die vorgeſchriebenen Fonftitutionellen und 
parlamentarifhen Grundregeln des Staatslebens anſchaulich zu entwideln wußte; 
aber eine foldye Ueberficht zu geben, war in der damaligen erregten Zeit für Nie- 
manden ein Yeichtes und, was ebenfalls nicht vergeffen werden darf, Niemand 
verlangte damals nad einer folden Behandlung des Stoffes. Der Engländer 
brauchte nicht über Das belehrt zu werden, was er alle Tage mit Augen ſah und 
mit Obren hörte. Wenn in dem Buche 3. B. vom Minifterium, vom Kabinet, von den 
Staatsſekretären ebenfomwenig die Rede ift, als von dem Berhältnig der Minifter zum 
Parlamente, wenn wir bei Bladftone nur mit dem englifhen Staatöwefen in ver 
Ruhe bekannt gemadt werben und in das Getriebe und ven Gang der Dinge feine 
Einfiht befommen, das wirkliche lebendige Recht nicht gemahren, jo erjett fich der 
Engländer alles Dieſes durd die perjönlihe unmittelbare Anſchauung uud die 
anerzogene und angewohnte Kenntniß diefer Realitäten. Nur für ven Nichtengländer, 
der das Staatöreht von England kennen lernen wollte, ift Bladjtone ftets ein 
gefährlicher Irrlehrer gewejen, weil er abgefehen von den Irrthümern der Grund» 
anfhauung, die er von Montesquieu hat, nur den Buchftaben der Berfaffung und 
nit das lebendige Walten des Nationalgeiftes darin jchilverte. 

Mit dem Vorftehenven halten wir die gegründeten Einwendungen gegen das 
Blackſtone'ſche Werk und ihre Erklärung fo ziemlich erihöpft. In feiner Anordnung, 
die offenbar verfehlt ift, folgte er nur dem berühmten Sir Matthew Hale und 
fann ſomit das Beifpiel des beften engliſchen Rechtsichriftftellers feiner Vorepoche 
als Entſchuldigung geltend machen. Meifterhaft dagegen ift der Stil dem Werte 
angepaßt und vie Klarheit und Durchfichtigkeit der Darftelung ift jo groß, daß 
fid) über den Sinn aud nicht einer Stelle jemals Zweifel erhoben haben. Diefer 
Borzug ift gegenwärtig noch immer ein Vorzug eines rechtswiſſenſchaftlichen Wertes. 
Als Bladftone fein Werk ſchrieb, hatte er dieſen Ruhm mit feinem Mitlebenven 
zu tbeilen. An Vorarbeiten für ein Wert, wie er es gab, fehlte e8 in England 
gänzlich. Cinzelne angeblich populäre, im Grunde aber nur oberflächliche Schriften 
über ftaatsrehtlihe Punkte eriftirten und daneben die ſchwerfällige, im Geifte Coke's, 
wenn Coke wirklich Geift hatte, gehaltene Literatur des Handwerks. Bladftone aber 
faßte zuerft den Plan und führte ihn aus, ver Gentry von England, den vielen Taufend 
von wohlhabenden und angefebenen Männern, die in der Juftiz und Verwaltung des 
Landes thätig find, eine für fie genügende Einleitung in Kas Landesrecht zu geben. 
Was er mit feinem Buche wollte, weldhe Anfprühe man daran machen darf, 
ergiebt fi veutlih aus der Einleitung. Daß es die Hinwendung zu anderen 
Werten der Rechtswiſſenſchaft und namentlich zu Specialwerken überflüffig machen 
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follte, war nicht feine Meinung. Aber die Bekanntſchaft mit dem in den Com- 
mentaries gegebenen Stoff jollte aud den nicht juriftifch gebilveten Beamten zur 
Anwendung des aus anderen Quellen fpeciell zu erfehenden Rechts befähigen. Mit 
dem jungen Juriftenftande, der in London in der Praris der Gerichte und unter 
der Anleitung der Advokaten in ihren Schreibftuben ſich ausbilvete, hatte es Blad- 
ftone nicht zu thun. Wie feine Borlefungen zu Oxford für die jungen Männer 
berechnet waren, die nur eine allgemeine Bildung für den Staatsvienft in Parla- 
ment und Gemeinde mitbringen follten und in dieſer allgemeinen Bildung auch 
Rechtskenntniß, fo find auch die Commentaries für den Juriften-, oder was in 
England dafjelbe fagt, für den Advokatenſtand nicht beftimmt gemefen. 

Das Material, welches Bladjtone giebt, konnte damals noch eher genügen 
ald gegenwärtig, wo feine allgemeinen Regeln durch die Ausnahmen erdrückt werben. 
War der Friedensrichter in feinem Bladitone wohl belefen, fo war es wahrfchein- 
lich, daß er in den meiften Fällen das Rechte traf, und wenn er das Unrechte 
getroffen, ließ fih vie Klaffe, worüber die Friedensrichter meift zu entjcheiden 
hatten, auch diefes ruhig gefallen, ver „vierte Stand“ kam weder ftaatlich noch 
rechtlich in Betracht, und keine tanfendzüngige Prefie gab es noch, die das Land 
mit dem verfehrten Urtheil der ländlichen Salomons erfüllt hätte. Bei der Ein- 
fachheit ver Berhältniffe, die damals zur Aburtheilung und Regelung an die Magi- 
ftratur (die Friedensrichter) famen, wo England noch vorwiegend Agrikulturftaat 
und die Zuftände auf dem platten Yande patriarhaliich, in den Städten zunftmäßig 
waren, mußte ein Wert wie Blackſtone's eben jo werthvoll erfcheinen, als es heutzutage 
abfurd fein würde, das Handels- und Inpuftrieleben Englands mit feiner nad) 
allen Seiten ausgreifenden vetaillirten Gefeßgebung, wo aud) der Heinfte Eingriff 
in perjönliche Freiheit oder andere Rechte gefühlt und üffentlih geahndet wird, wo 
überall an die Stelle der Bäterlichfeit und der Zunft die rechtliche Oronung ges 
treten iſt, nach ven allgemeinen Principien der Commentaries regieren zu wollen, 
Es kommen von Zeit zu Zeit nod ſolche Mißverſtändniſſe von Sonft und Jegt 
vor, wie wenn Jemand die allgemeinen Berbote der Blasphemie bei Bladftone 
auf das Auslegen der modernen naturwiffenihaftlihen Werke ausdehnen will, aber 
dafür ift Blackſtone nicht verantwortlih. Die Aufgabe, wie er fie fich für feine 
Zeit ftellte, war nüglid und erreihbar. Er bat fie im höchſten Maße erreicht und 
den Danf ver Nation, ver fi glei in einer überaus günftigen Aufnahme des 
Werkes zeigte, in vollem Maße vervient. Ja, was wir im Anfang über den Namen 
des Buches und des Berfaffers zu bemerken hatten, ift in Wahrheit nur eine 
höhere Art der Anerfennung und des Nahruhms für den Autor. 

Was das Werk angeht, fo braudt kaum hervorgehoben zu werben, daß es 
nicht ein eigentliher Kommentar zu ven Gefegen Englands ift, fondern eine felbft- 
ftändige ſyſtematiſche Darftellung des englijchen Rechts. Der Ausdruck Inftitutionen 
des englifchen Rechts würde vielleicht die befte Bezeihnung fein, aber das Wort 
„Institutes* war in England ſchon durch Sir Edward Cole für eine ganz andere 
Art juriftifher Schriftftellerei vormweggenommen morben. 

Der Gang des Werkes ift folgender: Die Einleitung behandelt das Rechts— 
ſtudium im Allgemeinen, das Wejen der Rechtsvorfchriften, das englifhe Recht und 
die dem englifhen Rechte unterworfenen Gebiete. Die Haupteintheilung des Buches 
ift die in 1. Rights of Persons (Perſonenrecht)y; 2. Rights of Things (Saden- 
recht); 3. Private Wrongs (Civilunredt); 4. Public Wrongs (ftrafbares Unrecht). 
Wir brauchen bier nicht weiter darauf hinzuweifen, daß Staatsrecht, Kirchenrecht, 
Gerichtsorganifation, Proceß in der wunderlichſten Weife nach dieſem Schema eiu- 
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quartiert worden ſind und am Ende nicht anders untergebracht werden konnten. 
So wird z. B. das ganze Armenweſen bei dem Overseer oder Armenvorſteher 
abgehandelt. 

Das erſte Buch (Perſonenrecht) behandelt zuerſt die abſoluten oder Grundrechte 
der Perſon (ec. 1), das Parlament (c. 2), den König und fein Thronrecht — title 
(e. 3), die königliche Familie (c. 4), die Räthe — couneils — des Königs (c. 5), 
die Pflichten des Königs (c. 6), die königliche Prärogative (ec. 7), die königlichen 
Revenüen (c. 8), nievere Beamte (c. 9), das Bolt nad feinen Unterſchieden von 
Fremden, Nationalifirten und gebornen Unterthanen (c. 10), den geiftlihen Stand 
(ec. 11), den Eivilftand (ec. 12), den Armee- und den Flottendienſt (c. 13), Herr 
und Diener — master and servant (c. 14), Mann und Frau (c. 15), Eltern 
und Kind (ec. 16), VBormund und Mündel (c. 17), Korporationen (c. 18). Wir 
übergehen die einzelnen Materien des Sachenrechts (II. Buch), weil die Titel ver 
Kapitel ohne weitläufige Erklärung nicht verftänpli fein würden und außerdem 
gerade in dieſem Gebiete fehr viel reformirt ift, fo z. B. in der Erbfolge. Uebrigens 
ift der Begriff Sachenrecht bier im Gegenſatze von Perfonenreht gebraucht, vie 
Obligationen gehören auch zu den Rights of things. Das dritte Bud) of private 
wrongs behandelt zunächſt die erlaubte Selbfthülfe gegen Unrecht, die de jure ein- 
tretende Wbhülfe dagegen, dann das Wefen der Gerichtshöfe und die bejonderen 
Arten von Gerichten in England. Die Zuſtändigkeit (e. 7) leitet dann über zu 
ben Private Wrongs felbt, vie in c. 8 bi8 c. 17 einzeln behandelt werben, und 
ver Schluß des Buches befhäftigt fid) mit dem Givilprocefje (c. 18 bis c. 27). 
Im vierten Buch of Public Wrongs wirb von Berbreden und Strafen und dem 
Strafproceh gehandelt. Das Weſen ver Berbreden und Strafen betrifft c. 1; vie 
Perfonen, welche Verbrechen begehen können, c. 2; Urheber und Gehilfen c. 3. 
c. 4 bis c. 17 behandeln die einzelnen BVerbrechensarten. Nachdem c. 18 über bie 
Prävention von Berbreden eingefhoben, wird von c. 19—22 der Strafproceß 
dargeftellt. Ein Panegyritus auf das Recht von Englaro „On the rise, progress 
and gradual improvements of the laws of England * fließt das ganze Wert 
(e. 23). 

Faft 80 Jahre lang hat dieſes Werk in unveränderter Geftalt, nur durch 
Noten bereichert und zum Theil belaftet, feinen Zweden gebient. Ueber dieſe hinaus 
wurde es auch als Einleitung für den Juriften von Fach benützt. Man fann 
fagen, daß kein wiffenfchaftliches Bud in England je einen folden Antlang gefunden. 
Der Berfaffer beforgte jelbft die acht erften Ausgaben. Die neunte wurde noch nad) 
feiner Revifion nad feinem Tode von Dr. Burn herausgegeben. Die zehnte und 
und eilfte Auflage, fo gut wie unverändert, ftammen von Williams. Sehr befannt 
find die von Chriftian beforgten Ausgaben (zwölfte bis fünfzehnte, die legte von 
1809) und hier werben zum erften Mal ausführlihe Noten, Ergänzungen und 
Berichtigungen enthaltend, gegeben. Von nun an mehren ſich die Ausgaben außer> 
ordentlich. Ehitty, Arhbold, Stewart, Colerivge u. f. w. haben mehr oder weniger 
glücklich ſich daran verfucht. Aber die gewaltigen Fortichritte der englifchen Legislation, 
wie fie feit dem Frieden von 1815 und beſonders in ven Zwanziger und Dreifiger 
Jahren auf allen Gebieten des Rechts und der Verwaltung einwirkten (vie Reformen 
im Strafredht, die Reformbill, vie Municipalveform, die Armengefeßgebung, das 
Teftamentsrecht, die Reformen im Proceß u. j. w.), konnten in Noten nicht länger 
untergebracht werden. Ganze Kapitel des urjprünglihen Werkes wurden zu Rechts- 
biftorte und, wie Amos etwas übertrieben fagte, das ganze Buch erfhien wie ein 
Beinhaus, a charnel-house of dead law. In ver neueften Zeit ift man deßhalb 
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entfchiedener zu Werke gegangen und hat die BVerbeflerungen in ven Tert auf 
genommen, fo wie das Veraltete ohne weiteres entfernt. Hier ift vor allen vie 
Bearbeitung von Stephen zu erwähnen, der es wagte, feinen eigenen Namen voran- 
zufegen und fein Wert Partly founded on Blackstone zu nennen. Die New 
Commentaries on tbe laws of England von Stephen (4 Bde. 1. Ausg. 1841, 
2. Ausg. 1848; bie 4. ift, wie wir aus England erfahren, im Drud) find jest 
bie Bertreter der Blackſtone'ſchen Kommentarien, wenn es fih um das geltende 
Reht von Enyland handelt. Aher werer bat Stephen alles entfernt was wirklich 
zu entfernen wäre, nod war es ihm möglich, bei ver jo ungeheuer gewachſenen 
Rechtsmaſſe eine ähnliche, wenn aud nur allgemeine Vollſtändigkeit wie Bladftone 
zu erzielen, noch endlich ift vie Stephen'ſche Schreibart, fo fließend fie ift, dem 
Blackſtone'ſchen Style zu vergleichen. Dazu kommt, daß die Rechtsreform gerade 
in ben allerlegten Jahren wieder mit aller Energie vorangefchritten ift (4. B. im 
Beweisrecht, im Aktienrecht, in dem Proceß des gemeinen und Equity-Rechts u. f. w.). 
Im 19. Jahrhundert veraltet überhaupt Alles viel fchneller wie früher. Das 
Stephen’ihe Werk ift das befte der vorhandenen Bearbeitungen von Bladftone, 
läßt aber noch viel zu wünjchen übrig. Nennen wollen wir noch die neuefte Aus- 
gabe von anderer Hand: Blackstones Commentaries on the laws of England. 
A New Edition adapted to the present state of the law by Robert Malcolm. 
4 vol. 1857. An Auszügen aus dem Blackſtone'ſchen Wert hat es ſchon frühe 
nicht gefehlt, die legte Arbeit der Art hat ©, Warren beforgt. Der Titel des 
Werfes ift: Blackstone adbriged and adapted to the existing law. By Samuel 
Warren. MLDCL. Second Edition. 1856. Als einen Auszug muß man bie von 
Kolvig herausgegebene Ueberfegung (1823 in 3 Bänden) ebenfalld betrachten, die 
jevoh weder als Ueberſetzung noch als Auszug gelungen ift. Wer Bladftone felbft 
und das Buch in feinem vollen Werthe kennen lernen will, muß fih an ben 
urfprünglihen Tert halten, und wie wenig er daraus aud für den gegenwärtigen 
Rechtszuſtand Englands lernen mag, das Leſen Bladftone’s iſt ſchon als bloße 
Lektitre belohnend genug. Schließen wir mit der Charakteriftit des Werkes von 
einem Manne, dem es, wie aud) das Nachfolgende zeigt, nicht auf ſchöne Worte 
und blanken Stil befonders anfam und der mit dem eher zum Erhalten als zum 
Reformiren geneigten Bladftone fonft wenig Sympathieen hatte. Jeremy Bentham 
fagt von dem Berfaffer ver Commentaries: „Er war e8 zuerft unter allen (eng— 
liſchen) Schrifttellern, welche Lehrbücher verfaßten, der der Rechtswiſſenſchaft die 
Sprache des Maffifch-gebilveten Gentleman lehrte, ver ihr Politur gab und fie vom 
Staub und Spinngeweb der Schreibftuben reinigte. Und wenn er fie aud nicht 
mit der Präcifion begabte, welde einzig aus der ächten Schatfammer der Wiffen- 
haften gewonnen wird, jo hat er fie doch mit den Zierden klaſſiſcher Belejenheit 
geihmüdt, mit Bildern und Anfpielungen belebt und in ven Stand gefegt, bie 
verfchiedenften und darunter die vermöhnteften Lefer zum guten Theil zu belehren 
und in noch größerem Maße zu unterhalten." Fragment on Government. Preface 
p. LXXXIX. Marquarbfen. 


Louis Blanc. 


Zu den Namen, welde vie Februar Revolution eine kurze Zeit in den Vor— 
dergrund geftellt hat, gehört auch der Louis Blanc's, nicht ſowohl wegen deſſen, 
was er gethan, als wegen deſſen, was er zu thun gewünſcht hätte und Mancher 
von ihm hoffte und erwartete, Viele auch fürchteten. Bor biefer Zeit gehörte er zu 
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denen, welche die Ideen des Socialismus und Kommunismus, wenn aud nicht 
erfinden, fo doch hatten verbreiten helfen, und fein Name war dadurch zuerft be- 
fannt geworben. Auch rühmte er fih während feiner öffentlichen Wirkfamfeit wie 
derholentlich jelbft, dem Proletariate zu entftammen. 

Sein Vater war mit Jofeph Buonaparte nad Spanien gegangen und beffet- 
dete bei vemfelben die Stelle eines General- Infpektors der Finanzen. Daher fam 
es, daß Louis Blanc in Spanien geboren ift (21. Oftober 1813). Seine Mutter 
war eine Korfin und führte ven Namen Pozzgq, di Borgo. Nad dem Falle ver 
Buonaparte lebte Louis Blane's Vater von einer Penfton, welche ihm die zurüd- 
gekehrten Bourbons bewilligt hatten, zu Paris. Louis Blanc felbft fol feine erfte 
Jugend bis zu feinem 7. Jahre auf ver Infel Korfifa zugebracdht haben. Sein Vater, 
welcher ihn mit feinem Bruder um dieſe Zeit (1820) hatte zu fi kommen laffen, 
ſchickte beide Knaben auf die lateiniſche Schule zu Rodez, wo er zwei Freiftellen für 
fie ausgewirft hatte. 

Durd) die Vertreibung der Bourbons hatte L. Blanc's Vater feine Penſion 
verloren und biefer war daher genöthigt, nun felbft für feinen Unterhalt zu forgen. 
Nachdem er ſich eine kurze Zeit als Schreiber bei einem Aovofaten zu Paris ver- 
fucht, war er "mehrere Jahre Hauslehrer zu Arras und arbeitete gleichzeitig an 
einem bafelbft erfcheinenven Journale (Propagateur du Pas de Calais) 1832—34. 
Bon da nad Paris zurücgelehrt, wurde er Mitarbeiter an verfchiedenen demofra- 
tiſchen Zeitjchriften, zunächſt und vorzüglich bei dem „Bon sens“, von dem er fpäter 
auch Hauptredaftenr wurde. Als dies Blatt (10. Aug. 1838) einging, ftiftete Louis 
Blanc die „Revue du progres* (15. Januar 1839). In diefer erſchien auch feine 
vielgenannte Flugichrift „Organisation du travail“, durch welche fein Name zuerft 
allgemein bekannt wurde, Er verfuchte in derfelben auf eine lebhafte, faßliche und 
populäre Weife den Sag der Socialiften und Kommuniften von der Ververblichkeit 
der freien Konfurrenz ſowohl für Arbeiter als Gewerbsunternehmer darzuthun und 
zugleich nachzuweiſen, nur daburd, daß der Staat allmälig den gefammten (techni= 
hen) Gewerbebetrieb in die Hand nehme, fünne dem immer wachjenden Uebel ge- 
fteuert werben. Aud die Revue de Progrds ging indefjen bald ein und 2, Blanc 
unternahm nun, ohne jedoch feine journaliſtiſche Thätigfeit ganz aufzugeben, vie 
Herausgabe feiner Gefhichte der zehn Jahre (Revolution frangaise: histoire de 
dix ans), welche, wenn aud) feine neuen Thatjachen enthaltend, durch die Art der 
Darftellung und deren vorwaltende focial-demofratifche Tendenz eine große Ber- 
breitung fand. Durch diefen Erfolg ermuthigt, begann er die Herausgabe einen 
Geſchichte der franzöſiſchen Revolution von 1789. Bon dieſem Werke waren zwei 
Bände erfchienen, als die Februarereigniſſe eintraten und Louis Blanc, als einer 
der Rebakteure des Journals „Reforme*, unerwartet zum Mitglieve der provifori= 
[hen Regierung machten. Sollte er bier feinen Plag ausfüllen, fo mußte er fuchen, 
fid vor allen Dingen ein Feld der Thätigkeit zu fchaffen. Auch ließ er es wenig- 
ftens an Bemühungen zu diefem Ende nicht fehlen. 

Bereits am 25. Februar, ald die geſammte öffentliche Ordnung fi in einem 
Zuftande volllommener Auflöfung befand, erfdhien, von einem Arbeiter Namens 
Marche geführt, ein Zug bewaffneter Arbeiter auf dem Rathhaufe vor der provifo- 
rifchen Regierung, die Anerfennung des Rechtes auf Arbeit fordernd. Die über- 
raſchten Mitglieder derjelben, nicht wiſſend, was au biefer Forderung zu fagen, 
ſchwiegen ftill. Da erhob ſich Louis Blanc, trat mit dem Anführer der Arbeiter 
in eine enfternifche und entwarf mit demjelben ein Dekret, wodurch bie provifo= 
riſche Negierung fi verpflichtete, vem „Arbeiter feinen Unterhalt durch die Arbeit 
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zu garantiren”, „allen Bürgern Arbeit zu gewähren" und „anerlennt, baß bie 
Arbeiter fi) untereinander afjociren müffen, um den rechtmäßigen Vortheil (ben- 
fice) ihrer Arbeit zu genießen.” Die Regierung nahm das Dekret an und ließ es be- 
fannt machen; allein wenn fie fi) bei viefer Gelegenheit von 2. Blanc überrum- 
peln ließ, jo wußte fie ihm doch die Ausführung des Dekrets zu entziehen. Bereits 
am Tage barauf erfchien ein zweites Defret, welches die Errichtung der National- 
Werkſtätte anorbnete und den Minifter der öffentlichen Arbeiten (Marie) mit deren 
Ausführung beauftragte. 

Louis Blanc und feine Freunde hatten inveffen einen weitern Schritt gethan, 
um ſich eine fefte Stellung in der Regierung zu verichaffen. 

Am 28. Febr. wurde nämlich ein großer Aufzug der Arbeiter veranftaltet, welche 
mit ihren Fahnen nad) dem Hötel de ville zogen, um ein Fortihrittsminifterium 
zu fordern. Die Infchriften ihrer Fahnen: „ministöre du progr&s* — „organi- 
sation du travail* — benadhrichteten die Regierung bereits vom Gröveplag aus von 
ihren Abfihten. Ehe fie daher anfamen und vorgelaffen wurden, konnte über den 
Gegenftand berathen werden. Die Mehrheit und namentlid) auch Yamartine erflärte 
fi gegen die Gewährung diefer Forderung. Da drohte Louis Blanc aus ver Re- 
gierung auszufcheiden. Dies würde der Regierung in dieſem Augenblide allerdings 
eine große Derlegenheit bereitet haben; denn der Aufzug war ihr unerwartet ge- 
fommen und fie hatte daher Feinerlei Vorbereitungen gegen etwa daraus hervor- 
gehende üble Konfequenzen getroffen. Was blieb ihr daher, wollte fie ſich retten, 
übrig, als die Wünſche Louis Blanc’s durch die Errichtung eines Arbeitermini- 
fteriums zu erfüllen ? 

In dem Augenblid der Kriſe wurde ein Vorfchlag zur Vermittlung gemacht, 
welher geeignet war, die Verlegenheit der Regierung zu befeitigen, ohne L. Blanc 
in der Erreihung feiner Zwede zu fördern. Es wurde nämlid) von einem ber 
Mitglieder — man weiß nicht von welden — der Antrag geftellt, ftatt eines 
Minifteriums des Fortfchrittes eine Kommiſſſon niederzufegen, welde die Lage der 
Arbeiter unterfuhen und über diefelbe Bericht erftatten und Vorfchläge machen follte, 
Louis Blanc follte den Vorfig führen und in ver Einrichtung vollfommen freie 
Hand haben. Das war nun allerdings nicht, was L. Blanc wollte. Er fpricht fi 
darüber jpäter felbft aus: „Anftatt eines Minifteriums“, jagt er, „das in feinen 
Händen Bureaus, Agenten, ein Büdget, die Hülfsquellen der Verwaltung, eine 
wirflihe Gewalt, Mittel zur Anwendung, Bedingungen des Handelns gehabt hätte, 
Ihlug man vor, was? die Eröffnung einer ftürmifchen Schule, wo ich berufen jein 
follte, vor einem verhungerten Volke Vorlefungen über den Hunger zu halten.” 
Allein diefe Verſchiedenheit ſah er im Augenblide ver Entſcheidung nicht, fonft 
würde er die Sache nicht übernommen haben. Auch ift in der That die Kommiffion 
zu einer bloßen Schule für den Unterricht im Socialismes und Kommunismus 
nur durch 2. Blanc’s und feiner Freunde gänzliche Unfähigkeit zum Regieren ge- 
worden; denn hätten fie eine klare Ginficht in die Verhältniffe befeffen und wären 
mit einigen umfaſſenden praftifhen Vorſchlägen hervorgetreten, fo konnte ihnen bie 
Regierung die Mittel zur Ausführung nicht verweigern und ihr dauernder Einfluf 
war geſichert. Statt deſſen ließ Blanc alle Häupter der foicaliftifhen und fommunifti- 
ihen Doftrin zufammenrufen und hielt in der That Reden, welche nichts als theo- 
retiſche Betrahtungen über Kommunismus enthielten. Alles, was er daher durch 
die Berfanmlungen im Lurembourg zu Stande brachte, war ein reines fommuni- 
ftiiches Projekt, in weldem er fein eigenes Syſtem mit dem der neuern Schule 
verſchmolzen hatte, Mit dem Beginn der Sigungen im Yurembourg war daher aud) 
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feine Rolle bereits ausgefpielt. Das Gefühl davon drängte fih ihm bald felbft auf; 
allein alle Berfuche, welche er noch in Verbindung mit andern unterliegenven Ele— 
menten machte, ſich zu rehabilitiren, ſchlugen fehl. 

Der erfte verfelben war, die Wahlen zur Nationalverfammlung aufzuhalten. 
Man hätte den Befig der Macht, fo ſchwach er noch war, benutzen fünnen, um 
denfelben durd einige coups de main zu verftärfen, aud nad und nach einige 
Pläne zur Ausführung vorzubereiten, fowie eine feftere Partei durch Agitationen 
auf dem Wege und mit den Mitteln ver Verwaltung zu gewinnen. Es wurde daher 
ein neuer Aufzug veranftaltet, zu dem die Elitenkompagnien in der Nationalgarde, 
welche, ihre bevorzugte Stellung beizubehalten, fi unbewaffnet am 15. März nad) 
dem Rathhaufe begeben hatten, die Veranlaffung boten. Diefer Aufzug fand am 
17. März ftatt und war von den Häuptern der Klubbs geleitet. Als diefe von der 
Regierung vorgelaffen und von dem Vorfigenten derfelben, Dupont (de l’Eure), 
um ihre forderungen befragt wurden, welde rund auf die Entfernung der Truppen 
von Paris nnd die Verfchiebung der Wahlen geftellt wurden, wagte es weder 
Ledru-Rollin noch Louis Blanc, diefe Forderung zu unterftügen, vielmehr ſprachen 
beide dagegen und zwar zuerft jener und dann aud) diefer. Obwohl man mit dem 
Plane umgegangen war, nöthigenfalls eine neue Regierung einzufegen, fo war man 
doch auf diefe Art des Benehmens derer, welche die Leitung des Ganzen in vie 
Hände hatten nehmen wollen, nicht gefaßt. Das- Beginnen war daher gejcheitert: 
Louis Blanc's Unfähigkeit, weldhe den Cinfichtigern längft fein Geheimniß war, 
wurde daburd auch der Maſſe Klar. 

Dennod glaubte er fi) wieder rehabilitiren zu fünnen. Die Wahlen waren, 
troß feiner und Ledru⸗Rollins Bemühungen im Schoße der Regierung, auf ben 
27. April und die Eröffnung der Nationalverfammlung auf den 4. Mai feftgefett 
worden. Louis Blanc hatte zwar durch die Kommiffion des Lurembourg von ber 
Regierung die Abjendung von zwei Abgeoroneten nah den Provinzen, um auf die 
Wahlen einwirken zu fünnen, erlangt; allein er ſah immer flarer ein, daß von der 
Nationalverfammlung nichts für die Durchführung feiner Organifation der Arbeit 
zu erwarten war. Es wurde daher ein neuer Verſuch gemacht, den Zufammentritt 
der Nationalverfammlung zu verhindern. Die proviforifhe Regierung hatte dießmal 
davon Kenntniß erhalten und Louis Blanc und Albert mußten bereit? am 14. April 
befennen, daß fie um die Sache wußten, auch verfpraden fie fcheinbar, fo viel an 
ihnen fei, die Demonftration zur verhindern. Da Ledru-Rollin, welcher mit Cauffi- 
diere die Sache unterftügen follte, fahb, daß Alles bekannt war und namentlich, 
daß fi bei der Nationalgarde Vorbereitungen zu erkennen gaben, aus weldhen man 
abnehmen konnte, daß fie nicht gewillt fei, dem Proletariat ven Plag ohne Kampf zu 
überlaffen, dieſer Kampf aber keineswegs den Anfchein hatte, als ob er zu Gunften 
des Proletariats ausfallen würde, fo entſchloß er fih noch in der eilften Stunde 
zur Umfehr. Gr ließ felbit am 16. April, wo die Demonftration ftattfinden follte, 
die Nationalgarde zufammentreten, wodurch dieſe dann vollftändig vereitelt war. 
Die Deputation der Arbeiter wurde nur umter VBerhöhnung zum Stabthaufe zuge: 
lafien. Louis Blanc und Albert wagten im Schoße der Regierung aud nicht ein 
Wort zu Gunften ihrer Forderung vorzubringen. 

Am 4. Mai trat endlid) die Assemblde constituante zufammen. Die Mit: 
glieder der Regierung legten ihr Rechenſchaft über ihre Verwaltung ab und ſchon 
hierbei und namentlich bei der Ginfegung der Exekutivkommiſſion gab ſich die Hal- 
tung der Majorität aufs Beftimmtefte zu erkennen. Dann kam aud Louis Blanc 
an die Reihe, um Rechenſchaft über feine Verwaltung im Lurembourg abzulegen. 
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Er begleitete fie mit einem Antrage auf Einfegung eines Ministöre du progrös. 
Er wurde verfpottet und fein Antrag faft einftimmig abgelehnt. 

Auch fo kam er noch nicht zur Befinnung über fih. Er betheiligte fih an 
einem neuen Verſuch, die Nationalverfammlung mit Gewalt zu befeitigen. Die 
Deinonftration vom 15. Mai zu Gunften der Polen follte zu dieſem Zwecke be— 
nutzt werden. Aber auch dieß Unternehmen ſchlug fehl. Die Unterfuhungen, melde 
über dieſes Attentat geführt wurben, ftellten die Beziehung Louis Blanc's zu 
bemfelben heraus. Der Generalprofurator erklärte, daß er die Unterfuchungen nicht 
fortfegen könne, weil ein Repräfentant, Louis Blanc, fo tief in viefelbe verflodhten 
fei, daß er ihn nicht mehr als Zeugen vernehmen könne, fondern als Mitſchuldigen 
vernehmen müſſe. Es wurde bei der Verfammlung ein Antrag geftellt, die Unter- 
fuhung gegen ihn einleiten zu dürfen. Da indefjen ſich zu erfennen gab, daß der- 
jelbe nicht von Parteihaß frei war, fo wurde er von der Verfammlung, freilich 
nur mit einer Majorität von 32 Stimmen abgelehnt. Der Bericht, weldhen die 
zur Unterfuhung über die Juni-Creigniffe nievergefegte Kommiffion .abftattete, be— 
merkte, daß auch gegen Louis Blanc die Verfegung in Anklagezuftand beſchloſſen 
wurde. Er juchte ſich aber der Anklage durd die Flucht, zu welcher Arago ihm 
behülflih war, zu entziehen und lebt feitvem in England, für feine Anfichten aud 
von bier aus noch durch Schriften wirkend. 3. ©. Glaſer. 


Blokade. 


I. Thatſächlich iſt Blokade die Abſperrung eines Küſtenſtriches, eines Ha— 
fens, eines feſten Platzes, einer Stadt u. ſ. w. Rechtlich hat ſie die Bedeutung 
eines Verbotes des Verkehrs mit dem abgeſperrten Orte. — Sie kann ſowohl zu 
Land als zur See ausgeübt werden; doch iſt ſie vorzugsweiſe wichtig für den See— 
krieg, weßhalb denn auch das Blokaderecht faſt gänzlich als ein Theil des inter— 
nationalen Seerechtes behandelt zu werden pflegt. 

Zweck der Blokade iſt die Schwächung des Feindes, ſei es durch Ab— 
ſchneidung des Zuzuges von Truppen und der Zufuhr von Kriegsvorräthen und 
Lebensmitteln, ſei es durch Verhinderung des Aus- und Einlaufens von wichtigen 
Nachrichten, ſei es durch den herbeigeführten Stillſtand des Handelsverkehrs. 

Das Recht der Blokade ſteht den kriegführenden Mächten gegen einander zu. 
Sobald es den völkerrechtlichen Anforderungen gemäß ausgeübt wird, muß es von 
den Neutralen geachtet werden. Die Neutralen können aber fordern, daß es gleich— 
mäßig gegen Alle zur Ausführung komme. Sie dürfen die Blokade für ungeſetzlich 
erklären, wenn bie blofivende Macht ihren eigenen Unterthanen Verkehrserleichterungen 
einränmt, die fie den Unterthanen neutraler Staaten verjagt. Nicht minder ift, 
namentlidy durch die neueſte völferrechtliche Praris, die Bewilligung von fogenannten 
Licenzen, welde zu Gunften Einzelner die Strenge der Blofade aufheben follen, 
für unftatthaft erklärt worden. In dem berühmten Recdhtsfalle ver Franciska erklärte 
das brittifche Aomiralitätsgeriht: „Eine kriegführende Macht darf diejenigen Rechte 
in Bezug auf Handel und Schifffahrt, welde fie neutralen Nationen verfagt, weder 
einer andern friegführenden Macht einräumen, nod für ihre eigenen Unterthanen 
in Anfpruch nehmen. Die rechtliche Begründung dieſes Satzes leuchtet von felbft 
ein; denn die Beihränfungen des neutralen Handels beruhen einzig und allein auf 
dem natürlichen Rechte des Krieges, ven Feind auf alle Weije zu bedrängen. Wenn 
z. B. bei Blofaden abfeiten des Staates, der dieſelben angeorbnet hat, Licenzen, 
welche die Befugniß zur Berlegung folder Blofaven in fid fliegen, ohne Unter- 
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ſchied und in fo reichlihem Maße an die eigenen Unterthanen ertheilt werben, daß 
fie ihnen den ganzen Handel zuwenden und bie Neutralen davon ausjchließen: fo 
tönnen ſolche Blokaden nah dem Völferreht nicht als rechtmäßig gelten. Finden 
partielle Erleichterungen rüdjichtlic der Eriegführenden Staaten ftatt, fo find bie 
Nentralen zu entiprechenden Vergünftigungen durchaus berechtigt.“ (Soetbeer, 
Sammlung officieller Attenftüde in Bezug auf Schifffahrt und Handel in Kriegs- 
zeiten. Hamburg, 1855.) 

Die Anordnuug einer Blofade ift ein Alt der Souveränetät, ver als 
folder regelmäßig nur von der Staatsgemwalt ausgehen fann. Ein bloßer Be- 
fehlshaber ift, kraft der in feinem Amte liegenden Vollmacht, im Allgemeinen zur 
Verhängung einer Blofade noch nicht berechtigt, jondern bedarf dazu einer bejon- 
deren Vollmacht von feiner Regierung. Für Befehlshaber in entfernten See— 
ftationen macht man aber eine Ausnahme von diefer Regel, indem man annimmt, 
daß denfelben fo viele Befugniffe aus der Souveränetät übertragen feien, als es 
die Wirkfamfeit ihrer Stellung fordert. Daher bleibt es immer bevenflih, eine 
Blokade deshalb zu mißachten, weil fie don einem bloßen Befehlshaber angeorpnet 
worden fei. 

TI. Wil eine Kriegspartei von dem Blokaderechte Gebrauh machen, jo hat 
fie folgende zwei Bedingungen zu erfüllen: 

1. Thatfählihe Abfperrung des Ortes. In dem großen Kampfe, 
den England im Anfange unferes Jahrhunderts gegen Frankreich führte, behauptete 
England, daß ganze Küftenftreden durch eine bloße Erklärung in Blokadeſtand 
verjegst werden könnten (blocus sur papier). Frankreich ftellte ven englifchen Pa - 
pierblofaden in ven Jahren 1806 und 1807 fein Kontinentalfpftem 
gegenüber, welches allen Verkehr mit England und mit englifchen Waaren und 
Produkten verbot. Beide Mafregeln waren Berlegungen des Völkerrechtes. Es 
wird gegenwärtig von feiner Seite mehr in Abrede geftellt, daß eine Blokade nur 
infofern rechtsgültig fei, als der zu blofirende Plaß unter die thatfächliche Herr: 
haft der blofirenden Macht gefommen ift. Und zwar muß ber blofirte Ort, iu 
der Regel ein Hafen, jo von ftationirenden oder freuzenden Schiffen gevdedt fein, 
daß fein Schiff ohne augenfheinlihe Gefahr einlaufen fann („dan- 
ger évident d’entrer“, nad dem von der bewaffneten Neutralität im Jahre 1800 
aufgeftellten Erforderniß). 

Auf die bloße Zahl der Schiffe kommt es dabei nicht an, man muß auch 
die Leiftungsfähigfeit ver Schiffe in Erwägung nehmen. In dem Handels— 
vertrage, der 1753 zwiſchen Holland und dem Könige beider Sicilien abgeſchloſſen 
wurde, beftimmt freilih nod der Artikel 22, daß zur Blofade eines einzelnen 
Hafens oder einer Stadt wenigitens ſechs Kriegsfchiffe gehören follen. Dies hat 
fi aber gewaltig geändert. Man muß jest namentlihd Dampfſchiffe und bloße 
Segelfchiffe unterfcheiven. Nach der Anficht des englifchen Prifengerichtes find drei 
bis vier Kriegsdampfer völlig ausreichend zur Blofade einer Küftenftrede von hun— 
dert englifchen Meilen. (Klüber, droit des gens, $. 297, Note a. Hautefeuille, 
droits des nations neutres en tems de guerre maritime, Paris 1848, 4 tomes; 
IH. 60 et suiv. Soetbeer, Sammlung von Aktenftüden, Franciska.) 

Ebenfo erachtet man vie größere oder geringere Entfernung der Station 
ber blofirenden Schiffe für gleichgültig, fobald nur von der Station aus die Blo— 
fade wirkſam ausgeführt wird. So bat es 1854 zur Blofade ſämmtlicher Pläge 
am Rigaifchen Meerbufen genügt, daß Kreuzer bei Lyſerort ftationirt waren, 
weil alle Seefchiffe, die in den Rigaifhen Meerbufen einlaufen wollen, dort durch 
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das ſchmale Fahrwaſſer geben müſſen, indem der Zugang auf der andern Seite der 
Inſel Defel zu feicht ift. (VBergl. Soetbeer, a. a. D.) In diefem Sinne muß 
man auch die Beftimmungen älterer Verträge und Geſetze gegenwärtig auffaffen, 
namentlich die Forderung von „vaisseaux suffisammant proches* in den Anorb- 
nungen der bewaffneten Neutralität von 1800 und in der ruſſiſch-engliſchen Kon— 
vention vom Juni 1801, vesgleihen ven $. 219, Th. I. Tit. 9 im allgemeinen 
Landrecht für die preußiſchen Staaten. 

Sobald einmal, durch Entfaltung einer angemefjenen Seemacht, die Abfperrung 
zur Thatſache geworden ift, gilt die zufällige und vorübergehende Ab- 
wefenbeit des Blokadegeſchwaders nicht als Aufhebung der Blokade. Die Blo— 
fade ift insbefondere auch dann nod vorhanden, wenn ein Sturm das Gefchwaber 
für den Augenblid in die See hinausgetrieben hat. Wer fih eine foldhe zufällige 
Abweſenheit ver Blokavefchiffe zu Nug macht, um die Blofadelinie zu überfchreiten, 
wird als betrüglicher Blofadebrecher behandelt. (Robinson, admiralty Reports, 
Vol. I. p. 154. The Columbia.) 

Fehlt es an einer zur Wirkfamfeit der Blofade hinreichenden Macht, fo braucht 
die Blofade nicht geachtet zu werden. Der Beweis, daß die Dlofade eine un- 
wirfjame geweſen fei, ift jedoch nicht immer leicht zu führen. Das Prifengericht 
betrachtet die Berfiherung des erften Befehlshaber der Seeftation, die auf bie 
Blokade verwendete Macht fei ausreichend gewefen, fchon als Beweis. Doch ift der 
Gegenbeweis nicht ausgefchlofjen. Dieſer aber kann fi) niemals blos darauf ftügen, 
daß in der That andere Schiffe in den blofirten Hafen eingelaufen jeien, weil bie 
Blokadeſchiffe gar nicht verpflichtet find, jedes Schiff mit Beichlag zu belegen, das 
eine Ueberjchreitung der Blofavelinie verjädht. 

2. Berfündigung der Blofade Man unterjcheidet notificirte Blo- 
faben (bloeus per notificationem) und thatſächliche Blofaden (blocus de facto). 
Das Erfordernif der thatfächlichen Abiperrung darf auch bei den notificirten Blo— 
faden niemals fehlen. 

Bei den notificirten Blokaden hat die blofirende Macht der neutralen Re— 
gierung von der Berhängung der Blokade eine amtliche Mittheilung gemacht. Diefe 
Mittheilung ergeht entweder an den bei der blofirenden Macht beglaubigten Ge— 
fandten des neutralen Staates, der dann feine Regierung in Kenntniß zu jeßen 
bat; oder fie ergeht durch ven in dem neutralen Staate beglaubigten Gefandten 
der blofirenden Macht unmittelbar am die neutrale Regierung. Unter der Boraus- 
jegung der als redytmäßig befundenen Blofade ift dann die neutrale Regierung ver- 
pflichtet, ihren Unterthanen von diefem die Handelsintereffen fo ſtark berührenden 
Greigniffe gehörig Kunde zu geben. Iſt feit der Notififation eine angemeffene Frift 
verftrihen, jo laſſen die Prifengerichte bei den Unterthbanen der benadhrichtigten 
Regierung die Berufung auf Unfenntnig der Blofade nicht mehr zu. Hat die be— 
nachrichtigte Regierung von der ihr gewordenen Notififation nicht den gehörigen 
Gebraud gemacht, fo geht Dies die fremden Prifengerichte nichts an; es mag als- 
dann derjenige, der aus unverfchulveter Unkenntniß die Blofade verlegt und dadurch 
fein Eigenthum einbüßt, an feine ſchuldige Regierung feinen Regreß nehmen, um 
von ihr Entſchädigung zu erlangen. Nur in einigen feltenen Fällen, wo die Un- 
kenntniß weder auf eine Schuld des Schiffers, nod auf eine Schuld feiner Regie- 
rung zurüdgeführt werden fann, giebt man bei notificirten Blokaden der Einrede 
der Unfenntnig Raum; fo namentli in demjenigen Falle, wo der Schiffer fi 
zur Zeit der Bekanntmachung in fehr weiter Entfernung befand. (Robinson’s 
Admiralty Reports, Vol. II, p. 112. The Neptunus. Hempel.) 
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Dei den niht notificirten Blokaden muß das Erforderniß der Verkün— 
bigung entweber durd die Notorietät ver Blofade oder durd eine befondere 
Warnung des Schiffers erfüllt fein. In dem Falle der Francisfa (bei Soet- 
beer) wird in ver Enticheivung ausgefprodhen: „Wofern nicht eine Blokade de 
facto in dem Grade notoriſch ift, daß die Kunde derjelben nah dem gewöhnlichen 
Berlaufe der menjhlihen Dinge alle bei dem fraglichen Verkehr Betheiligte erreicht 
haben muß, ift in den vorfommenden einzelnen Fällen eine fpecielle Warnung ber 
Schiffe unabweislih. Durch Verlauf längerer Zeit und durch andere Umſtände fann 
jedoch eine Blokade, auch ohne fürmliche Notififation, fo notorifd werden, daß die 
allgemeine Kenntnig davon zu präjumiren ift. Diefe Notorietät kann in einigen 
Fällen jo weit gehen, daß fie zu einer Presumtio juris et de jure wird; in 
anderen Fällen wird fie indeß nur die Wirkung haben, daß daraus für den Refla- 
manten die Verbindlichkeit erwächst, feine Unfenntniß zu beweifen. Wenn irgend 
ein vernünftiger Zweifel über vie allgemeine Notorietät obwalten kann, find vie 
Unterthanen neutraler Staaten berechtigt, zur Beweisführung ihrer Unfenntniß ber 
Blofade zugelaffen zu werden." Dieſe bereitwillige Zulaffung des Beweiſes ver 
Unfenninif unterjcheidet die blos thatfählihen Blokaden ganz wefentlih von ven 
notificirten. — Die Notorietät wird begründet dur glaubhafte mündliche oder 
ſchriftliche Mittheilungen, vie bei einer langen Dauer der Blofade gar nicht aus- 
bleiben können. Eine ſcharf abgegrenzte Begriffserflärung der Notorietät iſt von den 
Prifengerihten nicht aufgeftellt worben. Es werben alle Umftände des einzelnen 
Falles in Erwägung gezogen, aus denen fi ſchließen läßt, ob die Blokade im 
Heimatlande des Schifferd oder an benz Orte feines bisherigen Aufenthaltes ge 
hörig bekannt geweſen fei. 

III. Ein Blokadebruch ift nur ftrafbar bei dem gleichzeitigen Dafein ver 
beiden angeführten Erforderniſſe einer gültigen Blofade. Wenn die Notififation nicht 
der Zeit nach zufammentrifft mit der vorhandenen thatfächlichen Abfperrung, wenn 
vielmehr die Abfperrung im Augenblide ver Notififation ſchon irgendwie, 3. B. durch 
Bertreibung des Blokadegeſchwaders, ihr Ende erreicht hat: jo braucht der Neutrale 
die Notififation nicht zu achten. Kehrt das vertriebene Blokadegeſchwader wieder 
zurüd, um ven Hafen aufs Neue abzufperren, jo kann dies doch niemals eine 
Notifitaton gültig machen, welche im Augenblid ver nicht vorhandenen Abjperrung 
ftattfand. Es bevarf bier einer neuen Wotififation, jofern die Notifitation nicht 
etwa dur Notorietät oder durch befonvere Warnung erjegt wird. (Robinson's 
Admiralty Reports, vol. IV, p. 65; vol. VI, p. 112.) 

Welches find die Handlungen, die einen Blofadebrudy begründen? 

Als Blokadebruch gilt natürlid das Ueberfchreiten ver Blofadelinie jelbft, durch 
Einlaufen oder Auslaufen. Dies der vollendete Blokadebruch. Aber die Praris 
ftraft auch ſchon jehr entfernte Berfuche. Man behandelt felbit denjenigen Schiffer 
ſchon als Blokadebrecher, der fi in der Abficht des Blokadebruches auch nur auf 
den Weg macht, um mit beladenem Schiffe in ven blofirten Hafen einzulaufen. 
Die Entfernung des abgefegelten Schiffes von dem blofirten Plage wird dabei gar 
nicht beachtet, ſobald dem Schiffer nur vie Kenntniß der Blokade nachgewieſen 
werden kann. Iſt indeß der Ort des Abjegelns vom Drte der Blofade fo weit 
entlegen, daß dorthin keine regelmäßige Kunde über die Fortdauer der Blofade ge- 
langen kann : fo darf der Schiffer feine Reife in der Hoffnung antreten, die Blokade 
bei feiner Ankunft fhon aufgehoben zu finden. In dieſem Falle hat der Schiffer 
das Recht der Anfrage über die Fortvauer der Blokade (droit de s’enqufrir). 
(Robinson’s Admiralty Reports, vol. III, p. 334, p. 298.) 
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Neutrale Schiffe ohne Ladung, alſo mit bloßem Ballaft, Täßt man durch, 
wenn fie unverbäcdtig find (Robinson, vol. II, p. 128). Ein Gleiches findet in 
ber Regel ftatt, wenn fie ihre Ladung fhon vor dem Eintritte der Blofade 
in dem blofirten Hafen getauft haben und nad einem unverfänglihen Beftim- 
mungsorte abgehen. Doch tritt bier leicht ver Uebelftand ein, daß ver Befehlshaber 
des Blokadegeſchwaders, der den Zeitpunkt des Einfaufes der Ladung nicht gehörig 
ermitteln fann, das Schiff zur Prüfung ver Sade vor das Prijengeriht führen 
läßt. (Robinson, I, 93; II, 128.) 

Die Strafe des Blokadebruches ift die Ronfisfation des Schiffes Man 
fonfiscirt aud vie Ladung, ſobald der Kapitän ein Intereſſe an verjelben hat, 
oder auch dem Eigenthümer bei dem Abgange des Schiffes das Dafein ter Blokade 
nicht unbefannt geblieben fein kann. Andernfalls wird die Ladung reftitwirt. — 

Literatur: Wichtige Ausſprüche fhon bei Grotius, II, 1. 5. und bei 
Bynkershoek, qusstiones juris publiei, lib. I, cap. 9. Eine allgemeine Lit— 
eraturmotiz bei Heffter, 1855, ©. 268, Note 1; und bei vemfelben, ©. 273, 
eine Kritik ver engliihen Blofadepraris. Sehr frudtbar an neuen Schriften 
über das Blokaderecht find vie Jahre 1854 und 1855 geweſen. Wir nennen nur 
J. P. Deane, The law of blokade as contained in the report of eight cases 
argued and determined in the High Court of Admiralty on the blockade of the 
coast of Courland 1854. London 1855. Ein vollftäntiges VBerzeihnif 
der Schriften ver letzten Jahre findet man in der mehrfach citirten Schrift von 
Soetbeer. A. g. Berner. 
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Der General von Blücher ſtand, als er das ſchleſiſche Heer zu weitgreifenden 
Thaten führte, im einundſiebzigſten Lebensjahre. Er vereinigte die Vorzüge aller 
Lebensalter, ein junges Herz, eijerne Willenstraft ımd durch lange Lebenserfahrung 
gefhärften Blick. Die Triebfever, welche dieſe Kräfte mächtig fpannte, war ver 
Haß des Gegners, wie einft bei Hannibal. 

Die Stadt Roftod hat die Ehre, Blücher in ihren Geburtsregiftern (16. 
December 1742) zu haben; feine Familie ift pommern'ſchen Urfprungs; fein Bater 
war heſſiſcher Dfficier. Als ver fiebenjährige Krieg ausbrach, wurde der Knabe 
nah Rügen geihidt, um ihn den Kriegsunruben zu entziehen; aber die Borficht 
war umfonft, er trat in ein ſchwediſches Hufarenregiment. Preußens und Deutich- 
lands Genius wollte, daß er bald im Gefechte gefangen wurde, daß die VBerpflich- 
tung an Schweven aufgelöst werten konnte, und daß Blücher feine Schule in 
Friedrichs Heere machte. Im einunddreißigſten Yebensjahre trieben ihn Mißhellig— 
keiten aus dem Dienfte; er bewirtbichaftete Güter, heirathete, erhielt zahlreiche 
Familie. Nach Frievrihs Tode erfolgte die erfehnte Wiederanftellung. Im zweiten 
und dritten Revolutionsfelvzuge, ald Oberft und Generalmajor, erregte Blücher 
die Aufmerffamteit von Fremd und Feind; den neuen Ziethen nannten ihn vie 
Preußen, le roi rouge — von feinem rothen Hufarenrode — die Franzofen. Der 
kräftige Fünfziger heirathete im nachgefolgten Frieden zum zweiten Male. Die 
Schlacht von Auerſtädt fand ihn als Generallientenant; feine Reiterangriffe hatten 
keinen Segen; gegen feinen Rath wurde der Rüdzug angetreten. 

Die außerordentliche Kraft, welche Blücher num bewährte, legte ven Grund 
zu feiner jpäteren Stellung. Mit frifcher Geiftesgegenwart rettete er die Trümmer 
feines Korps bei Weißenfee, übernahm dann die Dedung des fliehenden Geſchützes 
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und brachte glüdlih ven Elbübergang zu Stande. Er folgte nun dem Fürften 
Hohenlohe, ver die Over, zu erreichen ftrebte, als Führer feiner Nachhut. Die 
raftlofen Märfche, fchlimmer als ver Feind, drohten das Heer aufzulöfen,; Blüchers 
Kriegerherz fträubte fi gegen die Vernichtung in dieſer wibrigen Geftalt; einige 
Stunden Ruhe, welde er ven Truppen gab, trennten ihn von Hohenlohe; mit 
aller Anftrengung ftrebte er nachzufommen, aber ver verzweifelnde Obergeneral 
ftredte bei Prenzlau die Waffen. Blücher war nur wenige Stunden entfernt, als 
die verhängnißvolle Nachricht eintraf; vorwärts war nicht mehr durchzukommen; 
er wandte ſich zur Elbe. Er gedachte, Magpeburg, Hameln zu entjegen, des Feindes 
Rüden zu beunruhigen, kurz irgend etwas zu thun, was das Gewicht des unge- 
heuern Schlages mindern fünnte. In Medlenburg verftärkte fih fein Korps auf 
20,000 Mann; aber das Uebergewicht des Gegners blieb zu groß. Die erfchöpften, 
verhungernden Truppen beburften dringend ver Erholung, abermals war eine kurze 
Ruhe nöthig, wenn noch von Kampf vie Neve fein follte. Dies veranlafte Blücher, 
nach Lübeck zu ziehen. Auch bier war feines Vleibens nicht, Lübeck wurde erftirmt, 
Scharnhorft und PYork gefangen, Vergebens verfuchte Blücher nun feinerfeits zu 
ftürmen, er mußte weiter nach Ratkau. Hier erfüllte ſich fein Geſchick; er hoffte 
nod Travemünde zu erreichen, fich dort einzufchiffen oder menigftens ein Gefecht 
für die Waffenehre zu beftehen. Aber Unfall häufte fih auf Unfall; eine falfche 
Nachricht ließ Travemünde vom Feinde befegt fein; Brod, Futter und Schieß— 
bedarf fehlte; das Ganze — etwa nod 6000 Mann — war nicht mehr gefechts- 
fähig; Blücher hatte das Menſchenmögliche gethan. Fieberkrank unterzeichnete er 
die Kapitulation; noch immer auf feine Ehre bedacht, fügte er feiner Unterſchrift 
die Gründe feines Schrittes bei. Es ift Niemandem eingefallen, Blüchers Kapi- 
tulation zu tadeln; doch ihm felbft blieb ein bitterer Stachel davon zurüd. 

Preußens Lage nach dem Frieden von Tilfit ſchien keine Hoffnung der Wie- 
berauferftehung zu gewähren; nur ungewöhnlich Fräftige Naturen dachten an neuen 
Kampf, Blücher gehörte zu diefen. Mit prophetifher Zuverfiht, welche die loyalen 
Anhänger des sauve qui peut für Irrſinn hielten, träumte er von der Nieber- 
werfung Napoleons. „Sie find unfer Anführer und Held”, fchrieb ihm Scharnhorft 
1808, „nur mit Ihnen ift Entjchloffenbeit und Glüd." Blücher hielt ſich felbft 
für das Werkzeug zum Sturze Napoleons; voll Ungeduld ſchrieb er an den König, 
ob denn nicht bald Iosgefchlagen werde, ſonſt wolle er lieber auswandern. Das 
Jahr 1809 brachte ihm nichts als die Beförverung zum General der Kavallerie. 
Tief erſchütterte ihn ber Tod ver patriotifchen Königin Luiſe. Beim Herannahen 
des ruſſiſchen Krieges mußte der König den zornigen Helden auf Klage Frank— 
reihs aus Berlin verweifen. Endlich ſchlug vie Stunde des Kampfes. 

Blücher ftand in ven Schlachten bei Fügen und Bauten unter Wittgenfteins 
Oberbefehl. Bei Fügen, wo Scharnhorft an feiner Seite vie tobbringende Wunde 
erhielt, machte er tiefen Eindruck auf Kaifer Aleranver. Bei Baugen ift fein 
Generalquartiermeifter ver Held von Kolberg, Gneifenau, welder fortan mit 
ihm nur einen einzigen Organismus ausmachte. Blücher benützt auf dem Rüdzuge 
des Oberfeldherrn Abwefenheit und ſchlägt bei Hainau die franzöfifhe Vorhut. 
Der Waffenſtillſtand machte ven Feindſeligkeiten ein Ende. 

Als Defterreihs Beitritt zur Koalition entfhieden war, Schwarzenberg den 
Dberbefehl über das Ganze und den itber das böhmifche Heer, Bernadotte — nun 
Kronprinz von Schweden — ven über das Norpheer erhielt, vereinigten ſich bie 
Stimmen für das fchlefifche Heer auf Blücher. In ver That war er ver Mann 
für die Situation; voll Kampfwuth gegen Napoleon, hatte er ein Herz für bie 
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Beftrebungen ver Zeit; der kühne Hufar fühlte ihren Pulsſchlag und wirkte be- 
lebeud auf ihn zurüd. Er wurde die Oriflamme des Heeres und Volkes; ihm 
folgend war jever Andere um die Hälfte mehr werth, berichten die Augenzeugen. 

Der Trachenberger Kriegsplan hatte dem jchlefijchen Heere eine untergeord— 
nete Rolle zugewiefen; es jollte nicht felbitftändig jchlagen, nur den beiden Haupt- 
beeren zur Unterftügung dienen. Blücher verweigerte diefe Rolle und wollte den 
Befehl nieverlegen; man befhwichtigte ihn mit der Verfiherung, es fei jo buch— 
ftäblih nicht gemeint, mit 100,000 Mann habe man immer eine gewifje Selbit- 
ftänbigfeit. Mehr als vie Vorfichtigen fich träumen ließen, machte er ven Inhalt 
viefer Beihwichtigung zur Wahrheit; indeſſen hatte er unenvlihe Schwierigkeiten 
zu beftehen. Das ſchleſiſche Heer beftand zu zwei Fünftheilen aus Preußen, zu 
prei Fünftheilen aus Ruſſen. Die Preußen befehligte York, ein trefjliher An- 
führer, aber ein jchwieriger Untergebener und nichts weniger als Gneiſenau's 
Freund; die Ruſſen befehligten Yangeron und Saden, legterer bald von 
Blüchers Perfönlickeit gewonnen; aber erfterer ohne Luft zu wagen und insgeheim 
beauftragt, den Ungeftüm des Feldherrn zu mäßigen. 

Ales fam darauf an, durch einen erften entjchievenen Erfolg die widerftreben- 
den Elemente zu einigen und zu gewinnen. Blücher eröffnete ven Kampf mit höchfter 
Rührigkeit und drüdte den Marſchall Ney hinter ven Bober zurüd. Nun erſchien 
Napoleon; widerſtrebend befolgte Blücher den Kriegsplan und wid. Kaum bemerfte 
er jedoch, daß Napoleon, Macdonald zurüdiaffend, fich entfernt hatte, jo wandte 
er um und gewann die folgenreichen Gefechte, welche den Namen ver Schladht an 
der Katzbach tragen. Hier war es, wo er die aufgeregten Gemüther, als das allar- 
mirende Gerücht fam, Napoleon ftehe Blücher im Rüden, mit ver derben Aeuße— 
rung berubigte: „Steht er mir im Rüden, nun fo ift mirs recht angenehm, da 
fann er mich ja geradewegs ...... " Die Trophäen des Sieges waren ungeheuer, 
ber eigene Berluft nur gering; aber jehr beveutend waren die Anftrengungen, 
welche die Alliirten des jchlefiihen Heeres: der ſtrömende Regen und die ange 
ſchwollenen Fluthen, von den Siegern geforbert hatten. Daf die Solvaten die Kraft 
und den Willen fanden, ſolche Mühſeligkeiten andauernd zu tragen, ift des Feld— 
herrn Verdienſt; mit Recht erhielt er jpäter ven Namen Fürft Blücher von ver 
Wahlftatt. An vem Tage, da Blücher Macdonald fchlug, verlor das böhmifche 
Heer die Dresvener Schlacht, und während viefes nad) Kulm und Teplig zurüd- 
wih, zog jener unaufbaltfam gegen Hochkirch und Bauten. Blüchers beprohliche 
Nähe und Bülows Sieg bei Grofbeeren bannten Napoleon bei Dresven, fo daß 
die Tage von Kulm Bandamme vernichteten, ftatt das böhmifche Heer zu zer- 
ftreuen. Wieder warf fih Napoleon auf Blücher, ver abermals auswich, aber 
fofort aud wieder ummanbte, als Napoleons Abgang bemerflih wurbe; und noch 
ein drittes Mal wiederholte ſich diefes Spiel, bis Napoleons Stoßkraft erſchöpft 
war, wozu Bülows neuer Sieg bei Dennewig weſentlich beitrug. Indeſſen hatte 
Blücher alle Zähigfeit und Klugheit nöthig, um ven Anmuthungen des großen 
Hauptquartiers zu wiberftehen, welches einen Theil des fchlefifhen Heeres, zulett 
ſogar das ganze, mit dem böhmiſchen Heere vereinigen wollten. Statt defien er- 
wirkte er die Erlaubniß zur Ueberfchreitung ver Elbe, um ven zögernven Kron- 
prinzen in die Bewegung mitzureißen. Der entjcheidende Marſch wurde angetreten, 
Bertrand durh Port bei Wartenburg gejchlagen und Bernabotte herübergezerrt. 
Napoleon verließ nun Dresden, um auf Blücher und Bernadotte zu fallen; fie 
zogen hinter die Saale, Schwarzenberg invefjen auf Yeipzig, wohin aud Napoleon 
fih wandte, Hier follte vie Entſcheidung fallen; mit heißem Eifer zog Blücher 
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herbei, äußerſt zögernd ber Kronprinz. Blücher griff ſchon am erften Schlachttage 
durch York bei Möckern kräftig ein; ver Kronprinz konnte erſt zwei Tage fpäter 
zur Theilnahme an der großen vlterſchlacht bewogen werden, nachdem Blücher 
in großartiger Selbftverläugnung einen Theil des Heeres und ſich ſelbſt ihm 
untergeorbnet hatte. Als am vierten Schlachttage Blüchers Ruſſen die Hallifche 
Borftabt ftürmten und fein „Vorwärts, vorwärts” fie ermunterte, gaben fie ihm 
den Namen Marſchall Vorwärts, wie fie denn auch behaupteten, er fei am Don 
geboren und eigentlich ein Koſak. Sadens Plänfler waren es, welche zuerft in die 
Nähe der zum Eprengen vorbereiteten Elfterbrüde famen und fomit wahrjcheinlid 
veranlaßten, daß fie gejprengt wurte, als noch ein großer Theil des fliehenven 
Heeres fie nicht benütt hatte. Blücher hatte Schon am dritten Schladhttage das 
Korps von York nah Halle gefandt, um Napoleons vorausfichtlichen Rückzug zu 
beunrahigen; aber die Anorbnungen des großen Hauptquartiers beengten dieſen 
Rückzug nicht; Napoleon erreichte Erfurt, dann über Wrede's tapferes Heer hin— 
weg den Rhein; Blücher, nun Feldmarſchall, erbielt vie Richtung über Gießen 
und Weglar, welde der Gegner nicht eingefchlagen hatte. 

Der Feldzug von 1813 ging zu Ende. Wefentlich durch Blüchers offenfiven 
Muth und Willen hatte Frankreich faft fein ganzes Heer verloren, war Napoleon 
nit in Sachſen überwintert, war kein Friede mit Aufgebung des linfen Rhein- 
ufers geſchloſſen worven. Aber der Rhein war nodı nicht überſchritten; mit heftiger 
Ungeduld drängte Blücher vorwärts, beftimmte Befehle hielten ihn zurüd. Endlich 
wurde die fombinirte Bewegung nach Frankreich angetreten; dem Geifte feines 
Führers angemejjen, durfte ſich das fchlefifche Heer auf dem geraden Wege von 
Mainz nah Paris durch natürliche und fünftlihe Hinverniffe vorarbeiten. Am 
1. Januar 1814 wurde der Strom bei Mannheim, Gaub und Koblenz forcirt; 
Langerons Korps blieb vor Mainz, ein anderer Heertbeil zwiſchen Mofel und 
Rhein; mit 50,000 Mann zog Blücher weiter. Von viefen detachirte er York 
gegen Suremburg, Thionville, Meg, und fam nur mit 28,000 nad Nanch. Der 
zurückweichende Feind war jett ftärfer als er, Napoleons Gintreffen mußte ftündlich 
erwartet werden; Blücher that noch einen Stoß vorwärts nad Toul und zog fid 
dann links, um dem böhmischen Heere die Hand zu reihen, weldes von Bafel 
nad Langres marſchirt war. Ehe dieſe Berbindung vollzogen war, überfiel ihn 
Napoleon in Brienne; voll Schlachtwuth rang Blücer mit dem übermädhtigen 
Gegner; nad erbittertem Kampfe, worin beide faft gefangen wurben, wid) le vieux 
renard, wie ihn Napoleon nannte, auf die Anhöhen von Trannes. Hier verftärkt 
durch Wrede, den Kronprinzen von Würtemberg und öfterreichifhe Truppen, ſchlug 
er den franzöfifchen Kaifer bei Ya Nothidre am 1. Februar. Die troftlofe Yage 
Napoleons wurde nicht benügt; unverfolgt blieb er in Trones. Dem ungedulbigen 
Blücher erlaubte man, fi) von der großen Armee zu trennen und feinen eigenen 
Weg nad Paris zu ziehen. Blücher rechnete auf das Feſthalten des franzöfifchen 
Haupttheils durch das böhmiſche Her; forglos ven Marſchall Machonald vor fid) 
hertreibend, drang er mit weitgetrennten Kolonnen vorwärts zur Marne. Die 
Vorausſetzungen erwieſen ſich irrig; Napoleon kam und ſchlug nach einander Olſu— 
wief, Sacken, ort, endlich ven Marſchall ſelbſt; wenig fehlte, jo hätten die Gefilde 
zwischen Vaud amps und Etoges ſeine Heldenlaufbahn beſchloſſen geſehen. Die 
Kriſis ging vorüber, der Sieger warf ſich auf Schwarzenberg; Blücher reichte dem 
Oberfeldherrn bei Troyes zur entſcheidenden Schlacht, wie er glaubte, die Hand. 
Sie wurde nicht geſucht, man dachte an Rückzug, Blücher tobte. „Ich fürchte weder 
Napoleon noch ſeine Marſchälle“, ſchrieb der kaum dem Verderben Entgangene an 
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Alerander, und erwirfte abermals die Erlaubnif, den Gang nad Paris allein zu 
thun; Bülow, der Eroberer von Holland, jollte ihn verftärken. Die franzöfifchen 
Marſchälle wihen nah Meaur, Napoleon eilte herbei, Blücher zog Bülow nad) 
Soiffons ‚entgegen. Bei Graonne gab er vie Anorbnungen zur entſcheidenden 
Schlacht, die aber durch Verfhulden des Ruffen Winzingerode in ein nachtheiliges 
Treffen verwandelt wurde; nun erwartete er den Kaiſer bei Laon. Hier feiterten 
die franzöfifhen Angriffe, und in ver darauf folgenden Nacht jchlug York ven 
Marſchall Marmont — zur Rechten Napoleons — bis zur Vernichtung. Der nächſte 
Tag konnte ein Waterloo werben, aber eine höhere Hand griff hemmend dazwiſchen. 
Der einunpfiebzigjährige Blücher war franf, war nicht im Stande, Bedenken nieder— 
zuſchlagen, welde die preußiſche Heeresmacht nicht weiter daran fegen wollten. 
Napoleon rannte gegen Schwarzenberg, wurde bei Arcis gejchlagen und erlag 
enplich feinem Geſchicke. 

Blücher gewann erft in Paris feine Geſundheit wieder. Nah England ein- 
gelaben, wurde er dort mit unbejchreiblicher Begeifterung gefeiert; man fühlte, wie 
beftimmend der deutſche Löwe in die Geſchicke ver Völfer eingegriffen hatte. Die 
Berhandlungen des Wiener Kongrefies erfüllten Blüher mit Unmuth; er fand in 
diefer Zeit befonveres Wohlgefallen an Görres’ rheiniſchem Merkur, Napoleons 
Rückkehr unterbrach dieſe peinlichen Gefühle; die Volksſtimme rief ven alten Mar: 
ſchall wieder an die Spige des Heeres; Oneifenau war auch jest ihm zur Seite, 
Bei Ligny kämpfte Blücher ohne Wellingtons Hilfe; veffenungeachtet wäre er nicht 
gefchlagen worden, wäre Bülow nod rechtzeitig eingetroffen, denn Napoleon führte 
bereits die legten Bataillone zum Angriff. Blücher that das Aeußerſte; der zwei- 
undfiebzigjährige Greis foht an ver Spige der Kavallerie; fie wurde geworfen, 
Blühers Pferd erfhoffen, die Feinde jagten zwei Mal an ihm vorüber. Noftig, 
fein Adjutant, benügte eine furze Schwanfung im Reitergefechte, ven Feldherrn zu 
retten. Betäubt und zerqueticht folgte er dem angetretenen Rüdzuge, dem Rück— 
zuge — nicht an den Rhein — jonvern zur Unterftügung Wellingtons. Unbekümmert 
um Grouchy, welcher bei Wavre ihn einholte, ftrebte er auf den fchlechteften Neben- 
wegen zum Schlachtfeld von Waterloo; die Armee wollte den Mühjeligfeiten er- 
liegen. „Kinder“, rief er, „ich babe verjproden zu fommen; wollt ihr, daß ich 
wortbrüdig werben ſoll?“ Blücher hatte in der That an Wellington gejchrieben, 
er wolle mit der ganzen Armee ihm zur Hülfe fommen uud made zur einzigen 
Bedingung, daß, falls Napoleon nicht angriffe, man ihn am 19. mit allen Kräften 
attaquiren müſſe. „Diefer Entfhluß nad einer verlorenen Schlacht verdient bemerkt 
zu werben”, fagt das Tagebuch eines bayeriſchen Dffiziers, welcher — damals in 
Blüchers Hauptquartier — dieſe Greignifie mitlebte. Alle Schwierigkeiten wurben 
befiegt; den Donner von Wavre im Rüden, arbeitete fid) die Armee durch den 
beillofen Sad und entſchied den vollfommenften Sieg. Raftlos war die Verfolgung, 
bald Paris von neuem genommen, Napoleon für immer entjegt. 

Blüchers Miffion war glorreihd vollendet. Nah Deutſchland zurüdgekehrt, 
empfing er no die begeifterten Huldigungen feines Geburtslanvdes Meklenburg ; 
dann wankte die irdiſche Hülle dem Grabe zu; am 12. September 1819 ift er 
verſchieden. Die Gefhichte wird ihn für immer unter die kühnften und ausdauernd— 
ften Feldherren einreihen; fie wird ihm den Antheil des Ruhmes, welchen er groß- 
finnig Öneifenau zuwies, mit verdoppelter Glorie zurüdgeben. Deutſchlands Genius 
vereinigte die beiden Helden zur innigften Gemeinjhaft auf ver Bahn ver Schlachten; 
als Doppelfterne mag die Nachwelt fie verehren. 

Blüher hat Geſchichte gemacht; er verfuchte es auch, Geſchichte zu fehreiben; 
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er verfaßte ein intereffantes Tagebuch aus ven Rheinfeldzügen 1793 und 1794. 
Auch in kriegswiſſenſchaftlicher Form ergriff er die ever zur Belehrung der Jüngeren. 
Dody in dieſer Richtung lag nicht fein Pathos, obwohl er fie zu ſchätzen wußte. 
Sein Styl ift rührend natürlich, Orthographie war ihm fremd. Aehnlich war feine 
Sprechweiſe, aber oft erhob fie fih zu großartiger Beredtſamkeit. „Mögen bie 
Federn der Diplomaten nicht wieber verderben, was durch die Schwerter der Heere 
mit jo vieler Anftrengung gewonnen worden!“ ift jein berühmter Toaft zu Paris 
1815. Das Studium der Landkarten moleftirte ihn wenig; das Kombiniren ber 
Heerbewegungen beforgte fein treffliher Generalftab. Er war der Arm und das 
Herz des Heeres; er hatte die Kraft, unbedingt dem zu vertrauen, welchen er oft 
feinen Kopf nannte. „Was ift’s, das ihr rühmt?“ rief er einft begeiftert, „es war 
meine Verwegenheit, Gneifenau’s Befonnenbeit und des großen Gottes Barmber- 
zigkeit.“ Wo vie Kühnheit bis ins hohe Alter reicht, ift fie von unendlichem Werth 
für die Heerführung; das Alter giebt ein legitimes Anfehen, welches Neid und 
Eiferfucht niederſchlägt. Blüchers ganze Bildung von früher Jugend an ging auf 
die Entwidlung diefer Kühnheit; er wagte gern im Spiel wie in der Schlacht. In 
anderer Beziehung fühlte er jelbft vie Lücken feiner Bildung — es erreicht das 
Bolltommene Keiner. So lange aber kriegeriſche Tugend die Säule ift, auf ber 
Freiheit und Alles ruht, jo lange bildet fie auch einen integrivenden Theil des 
Ideales der menſchlichen Bildung, und ein Krieger wie Blücher, ein Retter ber 
Bölter, ift nicht ob feiner Mängel unter die dunflen Naturgewalten, aus dem 
Reiche der Bildung hinaus zu weiſen. Mit viefem Mifgriffe eröffnet Barnhagen 
fein „Leben des Fürſten Blücher von der Wahlſtatt“; großartiger beurtheilt ihn 
Beitzke im feiner „Geſchichte der deutſchen Freiheitsfriege in den Jahren 1813 und 
1814“ ; beiven Werfen find wir hauptſächlich gefolgt. m. v. 
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Jean Bod in, geboren im Jahre 1530 zu Angers, geftorben im Jahre 1596 
zu Laon, ift einer von jenen Gelehrten, deren Namen die Wiſſenſchaft, in welder 
fie geglänzt haben, aud dann nicht vergeffen darf, wenn ihre Schriften längjt 
aufgehört haben, nutzbringend, lehrreih oder aud nur lesbar zu fein. Der zu 
jeiner Zeit berühmte Berfaffer der jehs Bücher vom Staate (de republica), bat 
ein volles Anrecht auf eine Stelle in ver Gallerie von Staatsgelehrten, die mit 
im Plane des Staatswörterbudhes liegt, wenn auch fein Werk jest veraltet ift 
und eigentlid nie epochemachend war. 

Die Lebensnachrichten, welhe wir von Bodin haben, find äußerſt dürftig 
und ver Inhalt ver 66 Jahre eines merkwürdigen Mannes und tiefen Denters 
reducirt fi in der Kunde unferer Zeit auf die Thatſache einiger Bücher, Neven 
und Neifen, zu deren Vehikel nah unfern jegigen Begriffen ein Paar Jahre aus- 
reihen würden. Wer Bodins Vater war, wiffen wir nicht mehr. Er ftammte 
aus einer zu Angers angejehenen Yamilie. Seine Mutter fol — und einige 
Umftände machen dies wahrjdeinlihd — eine Jüdin gewefen fein, einem Ge— 
ſchlechte angehörig, weldes, vor ven in Spanien angeorbneten Berfolgungen 
feiner Nation entfliehend, in Frankreih ein Aſyl gefuht und gefunden hatte. — 
Bodin ſtudirte in Touloufe die Rechte und beabfichtigte, fih an der Hochſchule 
daſelbſt als Nechtslehrer zu habilitiren. Mit feinen Erftlingsverfuchen auf dem 
literarifhen Gebiete war er im fpätern reifern Alter jehr unzufrieden, jo zwar, 
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daß er deren Vernichtung anordnete und — müſſen wir hinzuſetzen, weil die— 
ſelben ſpurlos verſchwunden ſind — wahrſcheinlich auch bewerkſtelligte. Einmal 
ſcheint er ſogar ſich von der Jurisprudenz abwenden gewollt zu haben. Wir ſehen 
ihn im 30. Jahre mit philologiſchen Arbeiten beſchäftigt. Doch ſchon im Jahre 
1561 tritt er zu Paris als Advokat auf, mo er berühmte Juriſten im Beſitze 
des Darreau antraf. Wohl deßhalb fehlte es ihm auch hier wieder an befriebigen- 
dem Erfolge. Er warf fid) neuerdings mit dem größten Eifer auf tie Studien 
umd jegt envlid traf er das Rechte. Geſchichte und Politik jollten ihm ven Lor- 
beer reichen. 

Trotz der großen Vorliebe für Geſchichte nahm aber Bodin in feinen 
Schriften eine entſchieden praftiihe Richtung. Seine Methodus ad facilem his- 
toriarum cognitionem (1566) verwidelte ihn mit dem großen Cujacius in Streit, 
weil er dem Erforſchen altrömifher Gefege allen Werth abſprach. Schon in 
Jahre 1568 folgte fein erftes ftaatswiffenfchaftliches Wert, die Reponse aux 
paradoxes de Malestroit touchant le fait des Monnaies et l’encherissement. 
Diefer Maleftroit, Rath bei der Münzrehnungstanımer, hatte im Jahre 1566 
unter dem Titel: Paradoxes über die Urſachen ver Theurung gefchrieben und 
biefelben überall auf die Entwerthbung der eveln Metalle zurüdführen mollen. 
Dies gab Bodin Anlaß zu einer genauen Unterfuhung des Gegenſtandes, wobei 
er bereits fein tiefes Denken und richtiges Urtheil über Staatsjachen glänzend 
an ven Tag legte. Sein Ruf ftieg und öffentliche Aemter und Würden blieben 
niht aus. Seit dem Jahre 1568 nahm er an den Stänveverfammlungen Theil. 
Im Jahre 1571 fehen wir ihn erft ald Rath in den Dienften des Herzogs von 
Alengon (nachher Herzog von Anjou) und ſofort auch in königlichen Dienften bei 
Gelegenheit von Domanialproceffen. Heinrich III. fand großen Gefallen an Bodin 
und zog ihn an feinen Hof und Tiſch. Das Jahr 1576 follte für Bodin das 
beveutungsvollfte feines Lebens werben. Er warb procureur du roi zu Laon, wo 
er ſich jetzt auch verheirathete; zum Deputirten des dritten Standes für Ver- 
mandois erwählt, trat er in die Stände zu Blois, in denen er fich bald ſehr 
hervorthat, und endlich gab er in demjelben Jahre fein berühmtes Buch vom 
Staate heraus. 

Die Stände zu Blois befchäftigte von Anfang an die Glaubensſpaltung in 
der Chriftenheit und ſchon die Adreßberathung legte die tiefe Parteiung nackt zu 
Tage. Die Strengkatholifhen verlangten die unbedingte und unverzügliche Unter: 
prüfung der reformatorijhen Beftrebungen. Bodin kämpfte vergebens für vie 
Olaubensfreiheit; kaum erhielt er von der Berfammlung, daß in ver Adreſſe ver 
Meg ver Milde empfohlen und die Worte: ohne Krieg aufgenommen wurden. 
Als aber ver erwählte Redner vor dem König dieſe beveutfjamen Worte willfübr- 
(ih mwegließ, begann ber Hader ftürmifh von Neuem. Bodin hatte ſich durch 
feinen Widerſtand gegen die religiöfe Reaktion viel Mißtrauen, Haß und An- 
fehtung zugezogen. Doc der König hielt und ſchützte ihn. Da zeigte Bodin bie 
ganze Feſtigkeit und Unabhängigkeit feiner politifchen Ueberzeugungen. Heinrich III., 
je mehr und mehr zu Krieg und gewaltjamer Unterbrüdung ver Diffentirenven 
gevrängt, begehrte von den Stänven die Erlaubniß, einen Theil der Domänen 
zu veräußern. Bodin widerfegte ſich und vertheidigte kühn vie Anficht, daß vie 
Domänen Gigenthum des Boltes feien und nur ihr Ertrag für den König und 
feine Beamten verwendet werben dürfe; ja daß nicht einmal vie Stände ohne 
ausprüdliche Ermächtigung durch ihre Wähler in eine Veräußerung willigen dürften. 
Da der dritte Stand dieſer Anſicht beitrat, war der Domänenverfauf abgelehnt 
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und der König betrachtete Borin als denjenigen, ver benjelben verhindert habe, 
Bopin-fiel in Ungnade. 

Darauf ging er mit dem Herzog von Anjou auf Reifen. In England warb 
ihm die Freude, zu jehen, daß in Pondon und Gambrivge über fein Werk vom 
Staate-Borlefungen gehalten wurden. Am Hofe hingegen gefiel jeine perfönliche 
Erſcheinung nicht. Elifabeth wigelte über ihn und nannte ihn badin (Schwäger). 
Im Jahre 1583 jehen wir Borin mit dem Herzog von Anjou in den Niever- 
landen. Allein ſchon im folgenden Jahre ftarb der Herzog und Bodin kehrte zu 
feiner Magiftratur nach Laon zurüd. Nacd feines Schwiegervater Tode rüdte er 
in deſſen Stelle als Generalprofurator vor und führte ein zurüdgezogenes, einer 
forgfältigen Erziehung feiner Kinder gewipmetes Yeben, Der Bürgerzwift und bie 
Kirhenfpaltung waren indeſſen noch fort und fort im Wachen. Zu Laon begegnete 
Bodin überall Mißtrauen und Parteihaß, vie Ligue gewann von Tag zu Tage 
an Macht und Umfang, das Anſehen Heinrichs III. ſchwand je mehr und mehr, 
und wohl mag fi Bodin auch perfünlic gegen ihn erbittert haben, als er des 
Königs Ungnade zu fühlen bekommen. Genug, was Niemand von ihm erwärtet 
hatte, geihah, — er ſchloß ſich der Ligue an. Allem Yanatismus ımzugänglic, 
widerjegte er ſich jedoch der DBerfolgungswuth feiner neuen Parteigenojjen und 
rettete durch jeine Dazmwilchenfunft vie des Royalismus Verdächtigten. Darüber 
fiel er, wie dies zu gehen pflegt, jelbft wieder in Argwohn und ein von ihm 
gegen die Hererei und Zauberei gejchriebenes Bich (Deemono-Mania 1579) mußte 
fogar dazu dienen, ihm felber als Zauberer zu verjchreien. Bei der Ligue war 
nach feinem ganzen Charakter jeines Bleibens nicht und wirklich jehen wir Bodin 
friſchen Muthes fih von ihr trennen und zu Heinrich IV. übergehen, obſchon 
Laon zu der Zeit dieſem nocd heftig wiberftrebte. Aber das Edikt von Nantes 
follte Bodin nicht mehr erleben. Er ftarb 1596 an ver Belt. 

Nebft ven oben genannten Werken find bier noch feine Heptaplomeres zu 
nennen, ein Buch, welches, in Bodins Nachlaſſe gefunden, fich feither in Hand— 
jhriften auf dem Büchermarkt erhalten hat, obgleih es von Rom verworfen 
worben iſt. Bodin nimmt darin die freiheit des Forſchens in religiöfen Dingen 
für fich felber in vollen Anſpruch, und daß er in dem Wettftveit über die Vorzüge 
der bauptjächlichften europäiſchen Religionen Salomon, den Reprüjentanten des 
Talmudiſtiſchen Judäismus am Ende faft die Oberhand gewinnen läßt, ift nicht 
weniger bezeichnend fir Bodin. Guhrauer hat davon im Jahre 1841 zu Berlin 
eine halb deutſche, halb Lateinifhe Ausgabe beforgt. In Franfreih aber wird vie 
Urbeit bis auf den heutigen Tag nur in bandjchriftlichen Kopien umgefegt. Es 
würde viefen biographifhen Artikel ungebührlid ausvehnen, wollten wir bier 
über Bodins ſtaatsphiloſophiſches Buch eingehenden Bericht erftatten. Eine nur 
zu ausführlihe Analyfe davon findet man in Baudrillarts fleifiger Monographie: 
J. Bodin et son temps, tableau des theories politiques et des idees Econo- 
miques au 16 sidcle. Paris 1853, womit Bayle (Diet. sub voce Bodin) wegen 
der dieſem wigigen und jpigigen Gelehrten eigenthümlichen polemifirenden Bemer- 
kungen zu verbinden ift. Es mag hier genügen, zu erwähnen, daß Bodins res 
publica nicht blos eine politiihe Vergleichung der Staatsformen, fondern aud) 
eine ausführlihe Darlegung und Kritik aller wichtigften Attribute des Staates 
überhaupt enthält und daß dieſer hochverſtändige Forſcher der abfoluten Monardie 
die Palme zuſpricht. *) ®. €. v. Gonzeubach. 








*) Anm. d. Red. Die theoretifhe Hinneigung zur abjoluten Staatsgemwalt ift ein 
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An Simon Bolivar’s Namen knüpft fi vie. Befreiung Südamerika's von 
der ſpaniſchen Herrſchaft, Bolivar wurde in der alten und neuen Welt berühmt 
als „der Befreier". Zu Zeiten hieß er auch wohl ver Napoleon der neuen Welt, 
und dieſer Titel war es, der ihm am meiften jhmeichelte, obwohl ihm, um feinem 
großen europäiſchen Vorbilde ähnlich zu fein, gar Vieles, insbefonvere die falt- 
blütige Mannhaftigkeit fehlte. Bon Bolivar jugt man Alles mit ven Worten: er 
war der Befte unter Schledhten. Was das heit, wird jeder verftchen, ver vie 
fpanifchen Kreolen kennt und das farbige Geſindel, das in Südamerika jetst unter 
dem ftolzen Bürgernamen zwiſchen Weißen und Negern und Indianern hin und 
ber fährt. Auch Bolivar war ein Kreole und feine Eigenjhaften verleugneten nicht 
feine Herkunft. Er war hochherzig, gaftfrei, freigebig bis zum Uebermaß und, 
wenn er wollte, der liebensmwiürbigfte Freund und Gejellichafter; wer aber feinem 
Ehrgeiz in den Weg trat oder feine Eiteifeit verlette, der hatte an ihm einen 
ränfefpinnenden, vachjüchtigen und graufamen Feind. War Bolivar einmal aufge- 
regt, fo arbeitete er feurig und unermüdlich, bald darauf verſank er regelmäßig 
in Trägheit und Nichtsthun oder begrub jih in Sinnenluft und Vergnügungen. 
In der Gefahr war er entweder ſehr kühn oder ſogleich ein feiger Ausreißer, im 
Glück konnte Keiner erhabenere und hochfliegendere Bläne hegen. Wer ihn ſchmei— 
helte, nahm ihn gefangen, die plößliche Leidenſchaft für eine fchöne rau Tonnte 
Wochen lang alle feine Arbeiten im Feld over Kabinet zerfprengen. Bolivar liebte 
fein Vaterland, das thun Alle, welche dem jungen Boden Amerifa’s entſproſſen 
und unter feinen wilden Reizen aufgewachſen find, — Bolivar hat niemals daran 
gedacht, fein Vaterland zu verrathen, er bat ihm fein Vermögen zum Opfer ge- 
bracht, — dergleichen läßt ſich nicht fofort von Kreolen vorausſetzen. 

Bolivar liebte auch die Freiheit, das heißt injofern er Herr und Keiner über 
ihm war, — ein rechter Charakterzug feiner Landsleute. Germanifher Korporations- 
geift, in welchem fich die Vielen einander gleichachtend und gleichberechtigt einem 
höheren Ziele unterorbnen, iſt den Kreolen fremd; noch minder als die Romanen 


gemeinfamer Gharafterzug der meiſten franzöſiſchen Legiften, auch der berühmten Zeitgenoſſen 
Bodins. Die wifjenichaftlihe Vegründung des abjoluten Königtbums fuchten und fanden fie in 
den Studium der römifchen Gefepgebung. Die Erinnerung an die römifchen Staatsideen aus 
2er Zeit des Kaifertbums war wieder aufgewacht, und mit ihrer Hülfe bofften die Juriften mit 
den nrittelafterlichen Xebendforwen, welche fie als ein Hinderniß der Ginbeit des franzöſiſchen 
Staates und der zeitgemäßen Fortſchritte der franzöfiichen Givilifation betrachteten, aufzuräumen. 
In diefem Sinne waren fie die geiftigen Alliirten der Könige, weldie auch ibrerjeits mit nach— 
baltiger Energie darnach ftrebten, die Macht der Heinen Herren zu brechen, die Verwirrung der 
mannigfaltigen Sonderrechte und Privilegien zu befeitigen, und eine gleiche centrale Verwaltung 
und Rechtspflege durchzuführen. Die möglichit ſchrankenloſe Gewalt des Staatshauptes jchien ihnen 
das ficherfte Mittel zu diefem großen nationalen Ziele. Um deßwillen überſahen fie denn auch die 
roßen Mängel und die entjeglichen Gefahren der abfoluten Monarchie, welche in den folgenden 
Jahrhunderten ibre Gntartung und ihren Untergang vorbereiteten und begleiteten. Es ift das 
Verdienft der franzöfifchen Quriften des 16. Jahrhunderts, daß fie für die Mechte des Staats, 
für die Einheit von Arankreih, für eine grundjägliche Ordnung und für eine geiftige Nechtsfultur 
mit Geift umd Ausdauer gefümpft baben, aber auch eime ſchwere Verſchuldun derſelben, die fie 
jelber jpäter abbüßen mußten, daß fie nicht zugleich darauf dachten, dem Mikbrauch der fon 
tentrirten Staatögewalt durch politifche Inftitutionen zu wehren und die politiſchen Rechte der 
Bürger wie die des Königs zu fichern. 
12* 


180 Bolivar. 


für ächten Bürgerſinn empfänglich, müſſen ſie entweder unterdrückt und beherrſcht 
werden, oder ſie ſpringen ſofort auf und ſuchen Andere zu unterdrücken und aus— 
zubeuten, ſo weit eben ihr Arm reicht. Bolivar war kein großer General, er lernte 
aber allmählig den Krieg, namentlich vie Kunſt der Ueberfälle durch Gewalts— 
märſche; ſein Organiſationstalent erſchien nicht genial, aber unerſchöpflich. Seine 
größte Tugend war, daß er ausdauernd die Befreinug feines Vaterlaudes ver- 
folgte, er verzweifelte oft genug, griff aber immer wieder an; leider fiel es ihm 
wie faft allen feinen Landsleuten jchwer, feine Aufmerkſamkeit lange Zeit auf 
einen Punkt gefpannt zu halten, an feinen Vorſätzen und Zweden jedoch hielt er 
mit Zähigkeit feft. Seine größte Klugheit beftand tarin, ſich die Thaten Anderer 
zu Nuten zu machen, — Gelver und Berfprehungen, Intriguen und Leiden— 
ſchaften fpielen zu laffen, varin war er ein Meifter. ‚Keiner that es ihm in ver 
Kunft gleih, die Menſchen ungenirt zu gebrauchen und nachdem fie ihm alle 
Dienfte gethan, vie fie gewähren fonnten, fie ungenirt wegzuwerfen. 

Ein großes Verdienſt aber gehörte ihm unter feinen Yandsleuten faft ganz 
allein; er hielt fein Yand und Bolf zufammen. In einem Lande altipanijcher 
Sitten war er der Grfte unter den Ariftofraten, von glänzender Geburt und 
guter Bildung, ausgejtattet mit großartigen ererbten Reichthümern, geiftreich, 
ſpottſüchtig, glanzliebend und vergnügungsluftig wie ein ächter Kreole. Er war 
das Mufter eines ſüdamerikaniſchen Adligen, und alle feine Standesgenofjen 
fhauten auf ihn. Den Bolfsmaffen imponirte Bolivar durch den Übel feiner 
Familie, durch feinen Reichthum, durch feine großartige Freigebigkeit und durch 
den Glanz und Bombaft feiner Reden. Das Volf glaubte einmal an ihn als fei- 
nen Helden und Befreier. So war Bolivar in der That der einzige Mann, der 
die revolutionäre Bewegung in feinem Baterlande leiten und einigen fonnte. Als 
er von der Bühne abtrat, brad) überall heillofer Zwielpalt, endloſe Zerrüttung aus. 

Die Familie Bolivar lebte reich begütert in der Nähe von Caracas und dem 
Meere; man jhägte ihr reines Einfommen auf jährlih fünfzigtaufend Piafter. 
Sie gehörte zum älteften und vornehmften Adel, dem vom blauen Blute (sangre 
azul), der mit Beratung auf den Mel gemijchten Blutes (sangre merelada) 
berabfah. Die Adligen (Mantuanos) der vornehmen Klaffe ftammten von ven 
Konquiftadoren ab, welche mit einer handvoll Soldaten den Indianern große Yand- 
ftreden entriffen; die Mantuanos der zweiten Klaſſe hatten zu Vorfahren fpätere 
Einwanderer, reichgeworbene Kaufleute und Franzoſen. Auch die übrigen Weißen 
bildeten und bilden noch eine Art von Geburtsadel, denn die große Maſſe des 
Volkes befteht aus Indianern und Negern umb jenen gehäuften Scaaren von 
Farbigen oder Mifchlingen aus weißem und Indianer- oder Negerblut, welde zu 
feiner der Stammrafien mehr gehören und, von beiden gehaßt und abgeftoßen, ftets 
zu wilden Gräuelthaten geneigt find. Bolivar wurde am 24. Juli 1783 zu Caracas 
geboren und erhielt die jehr dürftige Schulerziehung, welche dort bei jungen Adligen 
gebräuchlich war; bei dem übrigen Volke konnte von Bildung faum die Rebe fein. 
Mit dem fünften Jahre wurde er in eine KAlofterfchule gegeben, mit dem zehnten 
trat er in das Kollegium ein, wo er dürftig Yatein und Griechiſch lernte, mit dem 
vierzehnten Jahre hatte er fein Yieutenantspatent in dem Milizbataillon von Yragua, 
welches fein Vater als Oberft befehligte. Seine Eltern ftarben früh und der Bor- 
mund jchicdte ihn, um feine Erziehung zu vollenden, nah Spanien. In Maprid 
ergab er fi den Studien, noch mehr aber ven Vergnügungen, bis ihn die Lei— 
denſchaft zu feiner Koufine Terefa erfaßte. Sie ergab fid feinem heftigen Anprin- 
gen, und eben erft neunzehn Jahre alt, führte er fie als feine Gattin auf feine 
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Güter in Amerifa, Da er fie ſchon fünf Monate fpäter verlor, verließ er untröft- 
lich zum zweitenmal fein Vaterland, hielt fich längere Zeit in Paris, Mari, 
Rom und in Deutfchland auf, wo er and Humboldt die Verehrung bezeugte, mit 
welcher fein ganzes Vaterland für den großen deutſchen Naturforſcher erfüllt war. 
Napoleons Glück und Größe machte tiefen Eindrud auf ihn, er wohnte ven 
Krönungen des Kaifers in Paris und in Mailand bei. Während feines Aufent- 
halts in Europa wechjelte er zwiſchen Studien und wilden Ausfchweifungen; von 
den erften brachte er wenigftens ven Anftrich univerfeller Bildung, von den zwei- 
‚ten einen ſchon frühzeitig entneroten Körber zurüd, Auf feiner Rückreiſe befuchte 
er auch die vereinigten Staaten und lernte dort, mit welcher Raſchheit ſich vie 
reihen Hülfsquellen Amerika's entfalteten, jobald dem Volke Freiheit, der Union 
Feftigfeit gewährt mar. Gleihwohl fehrte er auf feine väterlihen Güter zurüd 
und lebte bier in Müßiggang und Schwelgerei, während ſchon die revolutionären 
Leidenſchaften fein Baterland durchzogen. 

Die Greigniffe im Mutterlande hatten dem fpanifchen Amerika die Erwerbung der 
Unabhängigfeit leicht gemacht. Napoleon hielt ganz Spanien befegt, die Regentſchaft 
im Namen Ferdinands VII. befaß nur noch Gadir und einen Heinen Theil des 
Lantes; gleihwohl verlangte fie die alte Botmäßigkeit ver Kolonieen. Diefe aber, 
von jeher von Spanien gleih Unmiündigen behandelt und vom Verkehr mit ver 
übrigen Welt abgefchlofien, fündigten jett den Gehorfam auf. Auch für die General- 
fapitanerie Venezuela, welche umter den PVicelünigreih Neugranada ftand, errich- 
teten die Einwohner am 19. April 1810 in Caracas eine eigene Regierung, melde 
ım Namen des Königs felbftftändig das Yand verwalten follte; von da war ber 
Schritt zur Unabhängigfeitserflärung nahe. Diefe erfolgte im Juli 1811, als die 
ſpaniſche Regentſchaft die Kolonieen mit Waffengewalt zu bezwingen fi anſchickte, 
die aber Truppen und in Miranda einen gejchidten Befehlshaber beſaßen. Bolivar 
wurde vergebens von den Infurgenten, unter welchen ſich fein Neffe Felix Ribas 
hervorthat, beftürmt, ihre Sache zu ergreifen, er erflärte ihr Beginnen für thöricht 
und lächerlich, und weigerte ſich auch fpäter, von ber fiegreichen revolutionären 
Regierung ein Amt anzunehmen. Endlich lief er ſich als Gefandter nah England 
ſchicken, bradte dort aber nichts zu Stande als einige Waffenanfäufe, mit denen 
er zurüdfehrte und fich fofort wieder auf fein Landgut begab. Miranda übertrug 
ihm einige Zeit nachher ven Befehl in ver höchſt wichtigen Feftung Puerto Gabello, 
wohin er alle feine Kriegsgefangenen geſchickt hatte; dieſe, nicht gehörig bewacht, 
revoltirten und bemeifterten fi des Forts, Bolivar floh heimlid von dannen und 
überließ die Feftung mit allen Kriegsvorrätben den Spaniern. Jetzt konnte fich 
Miranda nisht mehr halten und Tapitulirte; der fpanifche General Monteverve, ein 
junger Abenteurer, nahm unter Zufage allgemeiner Ammneftie Venezuela ein, und 
Bolivar verhaftete jet den Miranda, gerade als diefer ein engliſches Schiff be- 
fteigen wollte, um das Land zu verlaflen; es hieß, Miranda wolle die Provinz 
den Engländern in die Hände fpielen. 

Gleichwohl fühlte fih Bolivar nach einiger Zeit nicht mehr fiher. Mit 
Monteverde's Päſſen verfehen, begab er fih nah Guragao und von dort nad) 
Gartagena, der Hauptftadt des Vicefönigreichs Neugranada, welches von ben 
Spaniern nod nicht wieder befett war. Dort fammelte er die Flüchtigen, murbe 
von der dortigen revolutionären Regierung mit Geld, Waffen und Mannſchaften 
unterftügt, umd rüdte aus, nm fein Vaterland zu befreien. Obwohl ihn der Be- 
fehlshaber ter granatiihen Truppen, der unter Bolivars Kommando mit dienen 
wollte, im Stich ließ, rüdte er auf Anprängen der kühnen Ribas in Benezuela ein. 
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Das Glück war ihm günftig, die fpanifhen Grauſamkeiten hatten Alles erbittert, 
die Städte öffneten fih ihm, Mannfhaften ftrömten ihm von allen Seiten zu; 
in einer Neihe von glüdlichen Gefechten warf er die Spanier zurüd, welchen bald, 
nachdem in den öftlihen Theilen des Landes ein anderer Infurgentengeneral, 
Marino, ebenfalls fiegreihe Waffen erhob, nichts als die Feftung Puerto Cabello 
übrig blieb. Am 4. Auguft 1313 zog er glorreih in Caracas ein, in voller Uni— 
form, den Kommandoftab in der Hand, auf einem Triumphwagen figend, melden 
zwölf der adeligften Fräulein zogen. Jetzt bie er der Napoleon der neuen Welt 
und es umgab ihn eine ganze Wolfe von Schmeidhlern und Schmarogern. Er 
nahm den Titel an: Befreier, Obergeneral, Diktator der weftlihen Provinzen von 
Benezuela. Seine Proflamationen trugen einen pradtvollen Styl. Er umgab fid 
mit einer Leibwache, welche er. aus ven beften Soldaten ausmwählte, vertheilte die 
acht Provinzen Benezuela’s unter drei Militärgouverneurs, ernannte vier Minifter, 
des Innern, der Juftiz, der Finanzen und des Krieges, alles im Staate hing 
jevch von ihm allein ab, gegen feine Entjcheidungen gab es keine Beſchwerde 
mehr. Seine Geliebten, namentlich bie ſchlaue Pepita, vergabten an ihre Ginft- 

linge die Staats- und Officiersftellen und jprangen dermaßen mit den öffentlichen 
Geldern um, als gehörten fie zu Bolivars Privatvermögen und wären unerſchöpf— 

lid. Die Folge war Finanznoth an allen Eden und fteigenvdes Mißvergnügen. 

Dieſes äußerte fih um jo heftiger, als im Beginn der Thronbefteigung, denn jo 
durfte man Bolivars Diktatur bereits nennen, alle Stände und Kaffen in voller 
Begeifterung ihm Gelver, Waffen, Pferde und Maulefel freiwillig dargebracht und 
die Damen felbft ihre Juwelen geopfert hatten. Zu gleicher Zeit faßten die Spanier, 
welche vorher Alles verloren: gegeben hatten, wieder Muth. Puerto Cabello wiver- 
ftaud, von Spanien kam neuer Zuzug, Monteverde's Nachfolger, Salomon, rüdte 
wieder vor, gegen Marino ſammelten ſich royaliftiiche Haufen unter der Anführung 
des Gaftilianers Boves, eines rohen, aber geſchickten Menfhen, der farbiges Ge— 
findel, Neger und Sträflinge aus den Gefängnifjen zu ſich beranzog und mit dieſer 
„Höllenbande“ — feine Reiter trugen ſchwarze Fähnlein — entjeglih hauſete. 
Bolivar hatte weder das Genie, die Zerrüttungen zu befiegen und die Kräfte des 
Landes zu jammeln, nod die heranziehenden royaliftiihen Banden zu zeriprengen, 
Gr berief zwar am 1. Januar 1814 die einflußreichften Einwohner nad) Caracas zu 
einer Junta und erklärte in diefer Berfammlung, er lege ven DOberbefehl nieder; 
jehr vorjorglid hielt er aber die Straßen mit feinen Soldaten bejegt und feine 
Anhänger und Schmeichler donnerten jeden Widerſpruch nieder, aud feine Gegner 
mußten ihm die Diktatur bejtätigen. Noch öfter gebraudyte er das Mittel, feiner 
Herrſchaft feierlich zu entfagen, wenn er fein Anfehen ftärfen zu müſſen glaubte; feine 
Amtsentjagung geihah indeſſen nur zu Zeiten, wo es geradezu unmöglid war, 
einen tangliben Nachfolger für ihn zu finden. Weil in der Kriegsführung fein 
einheitlicher Plan befolgt wurde, aud überall ver gehörige Nachdruck fehlte, Bolivar 
verhaßt war und feine Truppen ohne Solt, jo gewannen die royaliſtiſchen Anführer 
einen Bortheil nad) dem aubern, haufenmeife gingen die republikaniſchen Soldaten 
zu ihnen über, Der Krieg wurde mit einer Wuth und Grauſamkeit geführt, wie 
in Deutjchland in den legten Zeiten des breißigjährigen Krieges. Die Royalijten 
mordeten „ganze Ortſchaften aus und brannten und jengten. Bolivar ließ zur Rache 
in drei Tagen im Februar mehr ald 1200 Spanier erjhießen, Kriegegefangene 

und Kaufleute, e8 waren acdhtzigjährige reife darunter, welche man auf einen 

Armſtuhl band, zum Richtplatz ſchleppte und rücklings niederſchoß. In der Schlacht 

bei la Puerta am 14. Juni 1814 ſchlug Boves Bolivar auf das Haupt, bei Are— 
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guita vernichtete er die legten Truppen Bolivars, und nun floh dieſer mit Marino 
nad Gumana und jchiffte fich eilends ein. Bergebens beſchwor ihn Ribas, er folle 
feiner Pflicht gemäß Kämpfen bis zum äußerften. Der brave Ribas hielt mit einer 
Schaar verzweifelter Flüchtlinge noch ein halbes Jahr aus, da erftürmte Boves 
ihren letzten Zufluchtsort Urica, ließ dort alles über bie Ringe fpringen, fand 
aber jelbft im Gemegel feinen Tor. 

So jammervoll endete die erfte Diktatur Bolivars. Gr haite ſich wieder nach 
Cartagena begeben, und da ſein früherer Gönner, der Präſident der Republik Neu— 
granada, ihm jetzt feine Hülfe mehr gewähren wollte, jo verband er ſich mit deſſen 
Gegnern, um ihn zu ftürzen. Der Anfchlag mißlang und Bolivar mußte weichen. 
Er ging in die nächte Provinz nah Tunja, auch hier gab es wieder eine felbft- 
flündige Republif und Regierung. Jede Provinz wollte fi, ſobald jie vom ſpani— 
ſchen Joche frei war, jelbft regieren, und gab es in verfelben zwei gleich ftarfe 
Städte oder auch nur zwei ungefähr gleich ſtarke Militärhäuptlinge, fo gab es auch 
fofort zwei befonvere Staatsgemwalten, deren eine die andere befämpfte. Diefer un- 
aufhörlihe innere Zwieſpalt war und ift noch jett das größte Unglüd ver früher 
fpanifchen Länder in Amerika. In dem weiten ſchwach befievelten Lande fühlt jever 
Gutebefiger fi) ald Sowverän auf feinem Befigthum, die altfpanifche Einzelfelbft- 
ftändigfeit der Landherren und ver Ortihaften ift dort in völlige Ungebunbenheit 
ausgeartet. Nur ein Diktator fann die Intriguen und Aufftände nieverhalten, dann 
aber ift ex im der gräßlichen Lage, felbft Erfchiefungen in Maſſe nicht fcheuen zu 
dürfen; braucht er nur milde Mittel, jo gebt er und feine Sache verloren. Bolivar 
hat ftets auf feite Einigung ver Provinzen bingearbeitet, und wenn man bie 
Schwierigleiten dieſes Unternehmens erwägt, jo ift zu bewundern, was er zu 
Stande bradte, ohne zu häufig zu blutigen Gewaltthaten feine Zuflucht zu nehmen; 
aud er entledigte ſich feiner Mlitgenerale, wenn fie ihm zu gefährlid wurden, auf 
die eine oder andere Weife, jevod niemals griff er zu ſchändlichen Mitteln, eine 
— Gegenpartei auszurotten. 

an ernannte man ihn zum Kommandanten ver Armee und fandte ihn 
gegen — welcher ſelbſtſtändig bleiben wollte. Er brachte ſiegreich eine Kapi— 
tulation zu Stande, nach welcher die beiden Provinzen Boyacca und Cundinamara 
ſich vereinigten und der Kongreß nach Bogota verlegt wurde. Dieſer gab nun 
Truppen zum Kriege gegen die Spanier; er marſchirte nach Mompor, nahm bie 
Stadt ein und lief 400 Kriegögefangene erſchießen; ftatt aber, wie ihm befohlen 
war, jest auf Santa Marta loszugehen, lagerte er ſich plöglid vor Cartagena, 
um dejjen Regierung nad) jeinem Willen zu zwingen. Dieſer Streich, eben jo unklug 
als unnöthig, mißlang ihm, er verlor Zeit und Truppen, mußte jchlieglic ven 
Reſt derſelben mit der Beſatzung von Gartagena vereinigen und felbft das Heer 
verlaffen, um, wie es hieß, von Jamaica wider die beranzichenvden Spanier Hülfe 
zu holen. Als Gartagena im September 1814 an dieſe überging, fegelte Bolivar 
nah Hayti, wo ihm der Präfivent Pethion Hülfe zufagte unter der Bedingung, 
vie Sklaverei auf dem Feſtlande aufzuheben. Die Häupter der Revolution in Vene— 
zuela waren ebenfalls nad) Hapti geflüchtet, Marino, Piar, Bermudez, Zea, Aury, 
Brion und Andere. In feierlicher Berfammlung, worin Bolivar eine Stufe höher 
jaß, wurbe er zum Obergeneral gewählt, ver alle Civil- und Militärgewalt in ſich 
vereinige., Denn nur mit dieſer Machtvollkommenheit, erklärten Bolivar und jeine 
Freunde, fünne etwas ausgerichtet werden. Der Widerjpruch verjtummte, weil wirk- 
lich fein Anverer da war, der jo viel Einfluß bei der Bevölkerung und in Givil- 
wie in Militärfachen jo viel Geſchick hatte wie Bolivar, — die übrigen Generale 
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waren rohe Bandenführer, veren größtes Vervienft in der Verwegenheit und im 
Ausführen von Handftreihen beftand. Nur ver Commodore Aury, ein abenteuernder 
Franzoſe, trennte fi mit 400 Matrojen und der Hälfte Schiffen von der Erpe- 
bition und errichtete an ven weftindifchen Küften einen Seeräuberftaat auf eigene 
Hand. Die ganze Macht Bolivars auf Hayti zählte noch nicht 1000 Mann, 
‘darunter befanden fi aber 6 Generale, 9 Oberften, 57 Oberftlieutenants, im 
Ganzen an 500 Officiere. 

Mit dem Geſchwader, beftehend aus 2 Kriegsſchiffen und 13 bewaffneten 
Trausportichiffen, verließ Bolivar Hayti am Ende März 1816, nahm unterwegs 
2 jpanifche Kriegsfchiffe, drängte auf der durch die Kriegstüchtigfeit ihrer Einwohner 
wichtigen Injel Marguerita vie Spanier zurüd und landete zu Eurapano in Bene 
zuela mit der Proflamation, daß er ald Befreier komme und aud die Neger frei 
jein müßten. Es liefen ihm aber nur einige Hundert Negerfflaven zu, die Weißen 
zogen ſich ſchlau vor ihm zurüd. Die widerfpenftigen Generale vermochte er nicht 
an ſich zu fefleln, er ließ alſo jeven mit einem Theile ver Mannfchaft fein Glüd 
einzeln verfuchen. Endlich wollte es das Schidfal, daß bei einem Scharmitgel in 
Deumare ein Gefangener irriger Weile ausjagte, die fpanifhe Hauptmacht rücke 
heran, — ſogleich galoppirte Bolivar fort, ließ alles im Stich, fprang in ein Boot 
und ließ ſich nach einer benachbarten Infel in Sicherheit bringen. Dies Benehmen 
gab ven ohnehin feindlichen Generalen Piar und Marino Urſache, ihn mit Schimpf 
und Beratung zu behandeln und fogar mit dem Kriegsgericht zu drohen. Bolivar 
jegelte mißmuthig nah Hayti zurüd. . 

Hier fand er ſchlechten Willtommen, jedoch Aomiral Brion fchaffte neue Hülfs- 
mittel, Pethion überließ an Bolivar das „Schwarze Regiment“, blos aus Negern 
beftehent, und die auf dem Feſtlande gebliebenen Generale fahen ein, daß die Dinge 
ohne Oberleitung * zu ſchlecht gingen. Sie vereinigten ſich, Bolivar zurückzu— 
rufen unter der Bedingung, daß er blos den militäriſchen Oberbefehl führe und 
bald möglichſt einen Kongreß berufe. Im December langte Bolivar wieder an, 
errichtete von feinem Hauptquartier Barcelona aus eine Art von Heerbann und eine 
proviſoriſche Regierung und kämpfte mit zweifelhaften Erfolge gegen die Spanier, 
bis Marino fi wieder von ihm trennte, gejchlagen wurde, und nun aud Barce- 
lona fih nicht mehr halten ließ. Unter dem Vorgeben, Refruten zu werben, ging 
Bolivar in das Innere der Provinz, während vie Spanier die Verſchanzungen 
erftürmten und feine bravften Officiere niederſchoſſen. Es waren biefe meift Aus— 
länder, denn in dem füdamerifanifhen Wirrwar fuchte mander muthige Mann 
fein Glüd und führte ven Krieg gegen die Spanier gleichſam als feine Privatfache, 
Die andern Generale, theilweije fiegreich, beriefen einen provifortihen Kongreß im 
Januar 1817, welder vie höchfte Gewalt unter drei Häupter vertheilte, Bolivar 
erhielt zwar die erfte Stelle, man glaubte ihn aber verfhollen. Jetzt fam er wieder 
hervor, erklärte die Regierungsakte des Kongreffes für nichtig und verfolgte deſſen 
Mitglieder, bis ihm durch einen Vergleich die höchſte Gewalt in Wirklichkeit wieder 
überlafjen wurde, während vie beiden andern Regenten es nur dem Namen nad) 
blieben, Als die Waffen der Bandenführer wieder einige Erfolge eroberten, machte 
aud Bolivar einen kühnen Marſch bis Calabozo, ſchlug am 12. Februar 1818 
den fpanifchen Obergeneral Morille, wurde wieder zuriidgeworfen, verlor aber ven 
Muth nicht. Dur neue Rekrutjrungen umd feurige Proflamationen fchaffte er ſich 
neue Hülfsmittel, nahm einige ii wieber ein und war im fiegreihen Bor: 
dringen, als er feine Mannjchaften wieder theilen mußte und nun in neun unglüd- 
lihen Gefechten, welche raſch nad einander folgten, fein ganzes Heer wieber auf: 
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gerieben ſah. Da traten fünf ver bedeutenbften Männer in Benezuela zufammen 
und warfen öffentlich die Frage auf: Soll nicht die Präfidentihaft Bolivar ge 
nommen und an General Paez gegeben werben? Diefe Frage wurde mit großem 
Eifer erörtert und wenig fehlte, jo wäre fie bejaht worden. Es maßen daran bie 
beiden großen Parteien, in welche das Land zerjpalten war, ihre Kräfte, — bie 
Vöderaliften umd Unitarier. 
In allen Kolonialländern, vie fih von der Herrfchaft des Mutterlandes los⸗ 
reißen, entftehen viefe beiden Parteien. Die Einen wollen den beften Theil ver 
hergebrachten Inftitutionen mit der neuen Orbnung der Dinge verfchmelzen, die 
Andern Alles nen aufbauen auf demokratiſchen Grundlagen. Das Beftehenve zu 
wahren, wollen vie erften nicht Über den Staatenbund hinausgehen; die Andern 
ſehen fi genöthigt, zur Durdführung völliger Gleichberehtigung aller Bürger 
ih einer Obergewalt zu bevienen, welche das Ganze unter einen Willen einigt. 
Daher führen vie Einen ven Namen Föveraliften, vie Anvern Unitarier. Bolivar 
gehörte entſchieden zu ven Unitariern. Nur mit großer Unftrengung gelang es 
ihm, den Widerftand der Gegner, ver zugleich gegen feine willkürliche Dbergewalt 
gerichtet war, zu beſchwichtigen. Es wurben zwei oberfte Behörden ernannt, eine 
politifche unter dem Präfidenten Zen, eine militärifche unter dem Präfidenten Brion; 
beide waren Bolivar ergeben, welder die ausführende Gewalt und damit im ber 
That die Vollgewalt behielt. Er hatte jett eingefehen, wie mächtig feine Gegner 
waren, und wie wenig er fich auf die Treue und Zapferfeit ver einheimifchen 
Dfficiere und Soldaten verlaffen konnte. Bolivar unterbrüdte in ſich den Widerwillen 
gegen die Fremden, der bei allen Kreolen eingewurzelt ift, weil fie den Europäern 
gegenüber ihre eigene Inferiorität zu ſehr fühlen. In England und Hamburg ließ er 
werben, und erhielt von dort her nach und nad) ein paar Tauſend Soldaten, Irlänber 
und Deutſche, unter ven letztern namentlich Hannoveraner. Dieſe europätfchen 
Truppen waren es hauptſächlich, welche fortan die Entſcheidung gaben und das 
Glück zum Vortheile der Süp-Amerifaner wandten. Sie felbft aber ernteten für 
das Blut, das fie für dieſe vergoffen, wenig mehr als leere Verſprechungen, Hunger 
und Elend; ftatt der gehofften Neichthitmer und Landfite, ftatt des ftolzen Bewußt⸗ 
ſeins, für die freiheit gefochten zu haben, fanden fie, als man ihrer Siege nicht 
mehr bedurfte, zum größten Theil nur Armuth und ein unrühmliches Ende. Bolivar 
aber hatte fortan tet? eine Region von 2000 europäifhen Solvaten um fid, und 
auf dieſe geftügt konnte er gegen feine wiberjpenftigen Generale nachdrücklicher 
auftreten. Des gefährlichften bverfelben, des Mulatten Piar, der während des allge 
meinen Unglüds ‚vie Provinz Cumana und damit für die Fortſetzung des Krieges 
reihe Hülfsquellen erobert hatte, wußte ſich Bolivar ſchon früher zu entlebigen; 
er ließ ihn des Verbrechens, fi zum Untergange der Weißen verſchworen zu haben, 
anflagen und ohne Beweis am 16. Oftober 1817 erfchießen. Bolivar richtete zu- 
leich ſein Augenmerk daranf, die Sache feines Pandes durch die Anerfennung im 
slande zu umterftügen. Er ſchickte Gefandte nad Washington und London. In 
ben vereinigten Staaten war es beſonders Clay, der mit feinem Weuerreifer den 
Satz vertheibigte, alle europäifche Herrfchaft müſſe in Amerifa aufhören. In Eng- 
land war man dem Unternehmen der Süd-Amerikaner geneigt, weil es * 
Handelsvortheile verſprach, denn erſt nad der Niederwerfung der ſpaniſchen Herr— 
ſchaft in Amerika konnte man hoffen, daß die dortigen reichen ſpaniſchen Beſitzungen 
dem engliſchen Handel eröffnet würden. Bolivar erlangte während des Jahres 1818 
von England und den vereinigten Staaten, wenn aud noch feine förmliche Aner- 
fennung der Unabhängigkeit, voch hinreichende Beweife, daß man bie endlihe Er- 
fümpfung derſelben zu fichern beitragen werde. 
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So murbe, und das war zum nicht geringen Theile ber Erfolg von Bolivars 
Thätigkeit, das Jahr 1819 endlich mit günftigeren Ausſichten eröffnet. Bolivar 
nahm jetzt von ehrenhaften Männern, welche nicht blos feine Schmeichler waren, 
Rath an. Am 15. Februar 1819 wurde eim vorläufiger Kongreß von 26 Abge- 
orbneten eröffnet; feierlich legte Bolivar feine Gewalt nieder, anf dringendes Er- 
ſuchen des Kongreſſes nahm er fie auf 48 Stunden nur wieder auf, und endlich 
ließ er fich bereit finden, fie bis zur Vollendung der Berfafjung fortzuführen. Sein 
Vorſchlag, neben dem Unterhaufe ein Haus der Lords von erblichen Herzogen, 
Grafen und Baronen einzufegen, wurbe abgeworfen, vagegen erließ der Kongreß 
nügliche Gefege zur Förderung von Handel, Gemwerben und Boftsbilbung, beftätigte 
den von Bolivar gejtifteten „Orden der Befreier“, und verhieß, daß die National- 
güter unter die Officiere, felbjt wenn fie Fremde feien, fpäter zur Belohnung ver- 
theilt werben follten. Für den Feldzug entwarf Bolivar einen trefflihen Plan. 
Durch Scheinmärſche wurde die Hauptftärfe der Spanier nach Venezuela abgelenkt, 
während die Generale Paez und Marino vie öftlih davon gelegenen Länder er- 
oberten und Bolivar mit den Kerntruppen in fühnen Märfchen die Andes überjtieg, 
in drei Gefechten die Spanier in Neugranada auf das Haupt: flug und ſiegreich 
in Bogota einzog. Diefes Unternehmen, ausgeführt unter den jchwierigften Hinber- 
niffen, in der ungünftigften Jahreszeit, ver Regenzeit, war eines großen Feldherrn 
würdig. Nachdem Bolivar in Bogota einen Kongreß als Präfivent organifirt, 
freilih aud wieder Monate lang Geld und Zeit in Yuftbarfeiten verſchleudert 
hatte, wandte er ſich nach Venezuela und trieb die Spanier vor ſich her. Da hörte 
er zu feinem Schreden, daß General Arismendy in Angoftura an Stelle Zea's 
zum Kongreßpräfidenten ernannt fei. Sofort eilte er mit der Elite feiner Truppen, 
mit welcher er die Spanier zu verderben im Begriff ftand, nad Angoftura, ftellte 
die von ihm beliebte Ordnung gemaltfam wieber her und verwies feinen gefährlichen 
Gegner nad der Inſel Marguerita. 

Im November des Jahres ließ er den wirfliben Kongreß feierlid eröffnen. 
Im ganzen Lande herrichte die Zuverficht des Sieges, man hatte 16,000 Maun 
Truppen und die Hauptfeftungen; die Spanier befaßen nur noch 4000 Mann, 
welche jchlecht genährt und fchlecht wertheilt waren. Jetzt trat Bolivar mit feinen 
großartigen Einheitsplanen hervor. Auf jeinen Vorſchlag wurde Neugranada und 
Benezuela unter dem Namen der Republif Kolumbien vereinigt und nad den brei 
Hauptftänten in drei Yandestbeile getheilt, von denen jeder feine Unterregierung 
hatte, während vie Gentralregierung in der fünftigen Bundesftabt „Bolivia“ ihren 
Sig haben und im Weſentlichen Bolivar und fieben ihm genehmen Ausjhußmit- 
gliedern des Kongrefjes verbleiben jollte. Für den Feldzug des folgenden Jahres 
machte Bolivar wieder gute Difpofitionen; fie wurden jedoch ſchlecht befolgt, weil 
die Generale wieder umeinig und die europäiihen Truppen, welde feinen Sold 
befamen und gleihwohl mit Beratung als Kanonenfutter behandelt wurden, an- 
fingen meuterijch zu werben und zu deſertiren. Der Feldzug ließ fi ſchlecht am, 
da kam plöglih die Nachricht von der Revolution in Kadir. Hier hatte der König 
25,000 Mann zur Ginfhiffung nad Amerita verfammelt; die jpanifchen Kaufleute, 
denen die Revolution in den Kolonien den Handel verdarb, hatten bereitwillig zur 
Ausrüftung beigefteuert. Unter Riego's und Uuiroga’s Anführung rebellirte aber 
am 1. Januar 1820 viefes jelbe Heer und zwang ben König zur Annahme der 
liberalen Konftitution von 1810. Der ſpaniſche Obergeneral in Amerifa, der tüdiiche 
und graufame Morillo beeilte ſich, dieje Konftitution zu publiciren und die Ameri- 
faner zur Wieververeinigung mit dem fonftitutionellen Spanien einzuladen. Wirklich 
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bildete fich eine königlich Touftitutionelle Mittelpartei und Bolivar feierte mit Morillo 
eine fröhliche Zuſammenkunft, bei welcher fie einen Waffenftillftand abjchloffen und 
zum Andenken eine Steinpyramide bauen wollten. Da aber die fpanifchen Cortes 
nur von einer Unterwerfung der Kolonien hören wollten, rüdte Bolivar im Stillen 
wieder vor, kündigte ven Waffenftillftand und zog die übrigen Generale mit ihren 
Truppen an fi. Diefe drängten ihn zur Entſcheidungsſchlacht, in welcher am 
24. Juni 1820 bei Calabozo die Spanier vernichtet wurben, und zwar lebiglich 
durch Hülfe der europäifchen Legion, die auf höchſt jchwierigen Päffen vie Stellung 
der Spanier umgangen hatte. Auf allen Punkten räumten viefe jegt das Feld, 
nur die fefte Hafenſtadt Puerto Cabello hielt fi noch vier Jahre lang. Mit ven 
flüchtenden Spaniern flüchteten die Royalijten, und diefes waren vorzugsweiſe bie 
Reihen und Gebilveten. Die Städte waren verödet, und wo bie fiegreichen Re— 
publifaner einzogen, wurben fie unter Trümmern und Leichen häufig nur von Negern 
und Buhldirnen begrüßt. 

Die nächſten jehs Jahre waren für Bolivar die Jahre der Größe und Herr- 
lichkeit, wo er in Amerifa, von einem königlichen Gefolge umgeben, an der Aus- 
führung großartiger Neichöpläne, würdig eines zweiten Napoleon, arbeitete und von 
den Liberalen in Europa ald der zweite Washington gefeiert wurbe. Insbejonders 
waren es bie Engländer, welche feinen Ruhm in alle Welt verbreiteten, denn fie 
machten gute Hanvels- und Anleihegejchäfte mit ihm. Die größte Zeit des Jah— 
res 1821 nahm die Organijation der Republit in Anfprud. Am 30. Auguſt wurde 
die Konftitution von Gucuta beſchworen, nad welder Bolivar als. vollserwählter 
Präfivent auf vier Jahre beftätigt wurde, Obwohl durch zwei Kammern in feiner 
Amtsführung beſchränkt und kontrolirt, übte er im Wefentlihen doch eine ziemlid) 
freie Militärherrſchaft, auch feine Vicepräfiventen in ven verfchiedenen Yanbestheilen 
waren Generale. Dur feine Agenten hatte er in den noch übrigen Theilen bes 
deltlandes von Siüpamerifa, in welden die ſpaniſche Herrſchaft noch nicht zerftört 
war, Aufftände und für fich felbft eine Anhängerfchaft zu Stande gebradht, welche 
ihn, als Befreier herrief. Mit General Sucre fette er fih nah Duito in Bewe— 
gung, überjtieg wiederum in Gewaltsmärjchen die hohen Andes, ſchlug in zwei 
Schlachten die Spanier und rüdte im Juli 1822 im Triumph in Quito ein. Der 
dortige Kongreß nahm ihn mit freudigem Zurufe zu jeinem Präfiventen an und 
erflärte die Bereinigung des Landes mit Kolumbien. So beftand dieſe Republit 
nun aus den vereinigten Yändern von Benezuela, Neugranada und Quito, aud) 
vom Iſthmus von Panama wurden die letzten Spanier verjagt. Bündniffe mit Peru 
und Chili bereiteten eine weitere Vergrößerung vor. Die Peruaner famen gegen die 
fpanijchen Truppen ins Gedränge und riefen Bolivar zur Hülfe. Sein tapferer und 
geihidter General Sucre rüdte ein und jchlug die Spanier, Bolivar folgte ihn und 
hielt im September 1823 feinen feierlihen Ginzug in Lima. Das Yand war in 
Berwirrung, der Kongreß ernannte ihm zum Diktator und jpäter zum Präfidenten: 
Bolivar ftellte wirklich einige Ordnung wieder ber. Sein treuer Suere eroberte für 
ihn auch Oberperu und gab diefem durch feinen Reichthum an edeln Metallen be- 
rühmten Lande den Namen ver Republit Bolivia. Hier, wo noch jest die Indianer 
in dem wenig bevölferten Yande die große Mehrzahl bilden, übte Bolivar die größte 
Macht. In Bolivia brachte er auch zuerft „das Geſetzbuch Bolivars“ zur Anwen- 
dung, mit welchem er, gleichwie fein großes Vorbild durd ven Code Napoleon, die 
Revolution ſchließen wollte. In Bolivia und Peru juchte er zunächſt für feine 
Macht einen Stützpunkt für den Fall, daß in Kolumbien, wo er zwar zum Präfi- 
denten wieder gewählt war, die aufrührerifch gefinnten Generale ſich feiner Dber- 
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berrichaft entzögen. Seine Pläne aber gingen noch meiter. Mit Chili und den La— 
Blata- Staaten, welche fi ebenfalls vom fpanifchen Joche befreit hatten, ging er 
wiederholt Bündniſſe ein, welche aud ven Süden des Kontinentes allmälig in eine 
dauernde Verbindung mit den mittlern und nörblihen Republifen bringen jollte. 
Gelang ihm diefes, jo umfpannte er ringsum Brafilien und die ſchwächlichen Be— 
wohner viejes weiten Landes hätten auf die Dauer den Ginfällen des Eroberers 
nicht widerſtehen können. Dann war ganz Südamerifa ein einziger Staatenbund 
unter Bolivars Oberherrſchaft. Ia noch weiter gingen feine Pläne. Auf feine Be- 
mühungen trat in Takubaya anf der Landenge von Panama 1827 ein Kongreß 
ver Bevollmächtigten von Kolumbia, Peru, Bolivia, La-Plata, Brafilien, Guate— 
mala und Mexiko zufammen; der Gefandte der vereinigten Staaten ftarb auf dem 
Wege dahin, auch aus England, mweldes die Unabhängigkeit der früher jpanifch- 
amerikaniſchen Staaten jetst ebenfalls anerfannt hatte, fand ſich zur Unterftägung 
des Kongrefjes ein Agent ein. Es follte hier eine große Verbrüberung ber freien 
Völker, eine gemeinfame Berathung ihrer internationalen Beziehungen, die Errid- 
tung eines Bundesſchiedsgerichts, die Feftitellung internationaler Geſetze ftattfinden. 
Der Plan war jhön und großartig ; jhen daß die Idee einer ſolchen Verbrüderung 
des ganzen freien Amerika diefen Austrud fand, war von Bedeutung; der Kongreß 
felbft aber blieb fürs erſte noch in Worten und Borfchlägen fteden. Bolivar felbft 
batte bereits hart zu fümpfen, nicht um feine Macht noch auszudehnen, ſondern 
die bereit erworbene ſich nicht vollftändig zertrümmern zu laſſen. 

Seine unitarifhen Pläne widerftrebten zu jehr dem fpanifchen Partifularie- 
mus, der in ven Kreolen zur milveften Gigenfucht ausgeartet ift. Bolivia, Peru, 
Kolumbia, jede diefer drei Yändermaffen widerftrebte der Unterordnung unter 
einen einzigen Mann, in Kolumbia ſelbſt drängten aud vie einzelnen Provinzen 
fih von einander loszureißen. Schen im Jahre 1826 wurden die Vorzeichen dro— 
hend. Die Peruaner wollten ſich von feinem Kolumbier beherrfchen laſſen, vie 
heftigften Beſchuldigungen wurden auf Bolivar gefchleudert, deſſen fultanifche 
Maitrefien- und Günftlingswirtbihaft nur zu fehr Anlaß dazu gab; bereits bra- 
hen bier und da offene Aufftände aus. Bolivar griff num zu ftrengen Mafregeln, 
wahre oder erbichtete Verſchwörungen gegen fein Leben mußten belfen, feine Feinde 
niederzufchmettern. Endlich erklärte er feine jofortige Abreife, während feine Agenten 
überall thätig waren, die Anarchie, welche fach Bolivars Entfernung folgen werde, 
in den fehwärzeften Farben zu malen. Am 13. Auguft, an welchem er Yima ver- 
laſſen wollte, famen Deputationen auf Deputationen, ihn anzuflehen, daß er bleiben 
möge. - Bergebens, ver Diktator wollte mit der Regierung von Undanfbaren nichts 
mehr zu ſchaffen haben. Endlich umringten ihn die Damen und ihre Bitten und 
Thränen erpreften ihm das Verſprechen, fie einftweilen noch nicht zu verlaflen; 
dann folgten Glodengeläute, Illumination und Ball, der Kongreß von Peru nahm 
bes Befreiers Gefegbuh an und ernannte ihn zum lebenslänglichen Präfiventen. 
Hatte alfo Bolivar in Peru noch einmal mit Hülfe von Intriguen und Komödien 
gefiegt, fo follte er die Frucht dieſes Sieges doch nicht lange genieken. Schlimme 
Nachrichten aus Kolumbien riefen ihn dorthin ab. Die Republif Kolumbien, Boli- 
vars Schöpfung, war in voller Auflöfung begriffen. Die Generale in Benezuela, 
wie Paez, Marino, Arismendy, erhoben das föderaliſtiſche Banner, eine Reihe von 
Städten jegte ſich eigenmächtig ihre Regierung; der ſehr gefchidte Generat San— 
tander in Neugranada erklärte ſich als Unitarier und zog wider die Föreraliften zu 
Felde, jedoeh nur in der offenbaren Abſicht, Bolivar felbft zu verträngen. Die 
Konftitution von Kukuta genügte Keinem, ven Generalen nicht, weil fie dadurch der 
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Gentralregierung zu jehr untergeordnet wurden, und Bolivar felbjt nicht, weil fie 
ihm zu ſehr vie Hände band, Als er aus Peru zurüdfehrte, befleiveten ihn mehrere 
Städte, damit er der allgemeinen Verwirrung jteure, wieder mit Direftorialgewalt. 
Mit einigen glüdlihen Streihen unterdrüdte er bier die Aufſtändiſchen und zog 
fie dort im jein Intereffe. Statt lediglich als ftrenger Wächter und Beſchützer ver 
Berfafjung und der Einheit der Republik aufzutreten, glaubte er klüger zu handeln, 
wenn er aller Orten freie Diskuſſion der Berfafjung geftatte und die Generale und 
Parteien fid) einander befämpfen lafje, dabei dachte er felbft allein oben zu bleiben, 
Im Jahre 1827 berief er eine Nationalfonvention nad Dcana, um die Berfaflung 
zu revidiren. Obgleich auch Santander auf die Wahlen einwirkte und das Aus— 
bleiben von 44 Deputirten, welde aus Furcht nicht zu fommen wagten, die Kon- 
vention von vornherein um ihr öffentliches Anjehen brachte, jo wäre doch aus ihren 
Berathungen Bolivars Obergewalt erneuert und verjtärkt hervorgegangen, wenn ſich 
nicht jchlieglih die Föderaliſten mit der Partei des Santander gegen ihn verbunden 
hätten: da ließ Bolivar die Schaar feiner Getreuen von ver Konvention zurüd- 
treten und machte dieſe dadurch beſchlußunfähig. Die Konvention hatte nichts be— 
wirkt, als daß die alte Verfaſſung aufgehoben war, ohne daß eine meue beftand. 
Bolivar ließ ſich jest einzeln von einer Stadt und Provinz nad der andern die 
Diktatur antragen, befahl Aushebung von Truppenmafjen, und arbeitete ernſtlich 
daran, die verwirrten Finanzen zu beſſern und ven öffentlichen Kredit zu heben. 

Dielleiht wäre ihm die Neuortnung und Erhaltung ver Republik Kolumbien 
gelungen, wenn nicht die Peruaner, bald nachdem er ihr Yand verlafjen hatte, feine 
Herrſchaft und jein Geſetzbuch abgeworfen hätten. Sie gingen weiter, ihre Truppen 
famen den Mifvergnügten in Bolivia zu Hilfe, aud dort wurde Bolivars Herr- 
ihaft aufgehoben und feine Solvaten trog der Energie, wit welcher fi Sucre zu 
behaupten juchte, 1828 gezwungen, das Yand zu räumen. Auch in Kolumbien traten 
die Pernaner Bolivar in den Weg. Sie ſandten Truppen über die Grenze, welde 
fih mit den dortigen Aufftändijchen vereinigten, und es entbrannte ein erbitterter 
Krieg, in weldem die Peruaner einen Bortheil nah dem andern erlangten. Ihr 
General und Präfivent, Yamar, hielt fih ebenfo wie Paez und Santander, für 
Mannes genug, Bolivars Napoleons -» Role in Südamerika zu fpielen. Unter dieſen 
Wiverwärtigfeiten ermannte ſich Bolivar zu größerer Energie: wenigftens in Ko— 
lumbien wollte er allein Herr bleiben. Er warf mehrere Aufftände nieder und ließ 
deren Führer, unter ihnen ausgezeichnete Öenerale, erſchießen; aud Santander wurbe 
zum Tode verurtheilt, Bolivar jedoch verwandelte die Strafe des alten Waffenge- 
fährten evelmüthig in Verbannung. Gine Revolution in Yima ftürzte unterdefjen 
feinen gefährlichiten Feind Yamar; am 22. November 1828 wurde der Frieden mit 
Peru unterzeichnet. Jedoch Peru wie Bolivia blieben ihres einftigen „Befreiers“ 
Herrihaft und Einfluß verfchlefjen, das ließ feinen Ruhm erbleihen und jchien aud) 
jeine innere Kraft zu breden. Seine Pläne und Unternehmungen erhielten jet 
etwas Schwanfendes und Unficheres, jeine Freunde und Anhänger minderten fich 
von Tag zu Tage, und ſchon fah er ſich genöthigt, feine Hauptftärfe in der Unter- 
ftügung der Gejandten von England, Brafilien und ven vereinigten Staaten zu 
ſuchen, deren Intereffen mit der Auflöfung der Polumbiſchen Republik in Klein- 
ftaaten nicht gedient war. 

Um eine are Antwort vom ganzen Bolfe zu feinen Gunften zu erhalten, 
wandte ſich Bolivar in einem öffentlihen Aufrufe an das Yand, feine politifchen 
Wünſche unumwunden auszufprehen. Mehrere Verfammlungen von Notabeln erwie- 
terten, taß eine Trennung von Neugranada und Benezuela nöthig fei. Dan gab 
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ihm auch zu verftehen, daß er felbft das erfte Hinderniß diefer heilfamen Mafregel 
fe. Bolivar griff wieder zu feinen gewöhnlichen Mitteln, feinen Landslenten nabe 
vor die Augen zu rüden, was denn geſchehen ſolle, wenn er nicht mehr da ſei? 
Plötzlich wurde überall die Erzählung von einem Mordanfall auf Bolivar verbreitet, 
nur durch ein Wunder fei er in der Nacht vom 25. September 1829 den Dold- 
ftihen entgangen, er felbft ließ eine Menge goldener und filberner Medaillen auf 
dies Ereigniß jchlagen. Dann reichte er dem Kongreß feine Entlafjung ein, indem 
er zugleich in beweglichen Worten feine Baterlandsliebe und Uneigennütigfeit be 
zeugte. Nod einmal beftätigte ihn der Kongreß im Januar 1830 zur Präfident- 
ſchaft. Mit 8000 Mann marſchirte er jetzt gegen feinen Hauptgegner Paez, der auf 
vollftändiger Trennung von DBenezuela und Neugranada beſtand. Paez erwartete 
ihn in eimm feften Stellung bei Maracagho an der Spite von 12,000 Mann. 
Bolivar konnte nichts ausrichten, er fab, daß alles feine Sache verloren gab und 
feinem mächtigen Gegner zuftrömte. Da ergriff ihn der Unmuth vollends, er dachte 
ernftlih an Abreifen nad Europa und bot dem Kongreß wiederum feine Entlaffung 
an. Diesmal wurde fie angenommen, am 4. Mai wurde Mosquera zum Präſidenten 
von Kolumbien ernannt und für den „Befreier“ ver öffentliche Danf und eine 
Nationalbelohbnung von jährlich 150,000 France votirt, welche er in oder aufer 
Kolumbien verzehren könne. Wahrſcheinlich hatte er in den geheimen Vorunterhand- 
lungen fich zur Abreife verpflichten müſſen. Bolivar zog ſich auf fein Landgut zurück 
bei Bogota, dort empfing er Beileipsbejuche von den Behörten, bei feinem Ab- 
fchiede vom Heere war alles in Thränen aufgelöst. Am 10. Mai reiste er langfam 
nad der Hafenftadt Cartagena; überall auf dem Wege bezengten ihm Behörden und 
Notabeln ihre Trauer über feine Abreife. Dies wäre noh in erböhterem Maße ge- 
heben, wenn man geglaubt hätte, daß es ihm wirklich ernft fei, das Land zu ver- 
Iaffen. Als man fid) davon überzengte, brachen unter den Truppen Aufftände aus, 
mehrere Generäle erflärten fich für ihn auf verfchiedenen Punkten, die Regierungs- 
truppen wurden gefhlagen und die Kongreßſtadt Bogota felbjt von den Aufftänbi- 
fen eingenommen. Bolivar unterbeffen wartete unter verfchiedenen Vorwänden 
Monate lang mit feiner Abreife. Es famen Deputationen, um ihn davon abzu= 
halten. Er wartete, unmutbig und unfchlüffig. Noch hatte fih nicht die öffentliche 
Stimme des ganzen Landes laut genug für ihn erflärt. Da fiel er in eine tödtliche 
Krankheit, viele glaubten, durch Vergiftung. Er empfing ruhig die Nachricht von 
feinem nahen Ende, vermachte feine diamantenen Kreuze und Ehrengeſchenke an vie 
Staaten und Behörden, welde fie ihm verehrt hatten, fchrieb am 11. December 
einen offenen Brief an die Rolumbier, worin er ihnen als ihr höchſtes Gut vie 
Erhaltung der Einheit an's Herz legte, und ftarb ſechs Tage fpäter, erft 45 Jahre 
alt. Bon feinem großen Vermögen war nur nod ein Zehntel übrig, das Andere 
batte er für fein Vaterland aufgeopfert, auch von feinen 1200 Negern hatte er 
feinem Worte getren 1000 freigegeben. 

Bolivar hatte in der letzten Hälfte feines äffentlihen Wirkens viele Beweiſe 
von Herricher= und Feloberrntichtigfeit gegeben. Er märe ein großer Mann ges 
weien, hätte er fih von den angebornen Gigenfchaften der fpanifchen Kreolen los— 
fagen können. Er würde ein feftes und machtvolles Staatsgebäude gegründet haben, 
wenn ein ſolches im fpaniichen Amerifa überhaupt möglich wäre. Mit ihn begrub 
man auch die Republik Kolumbien. Wenige Monate nah feinem Tode löfete fie fich 
in die Staaten Venezuela, Neugranada und Ecuador (Quito) auf, ohne auch nur 
die erften Grundlagen für politifche Feſtigkeit, Macht, Wohlftand und Volksbildung 
zu gewinnen. 
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Unter den vielen Schriften, welche über Bolivar in verjchiedenen Sprachen 
veröffentlicht find, ift, was bie Thatſachen und nicht die Beurtheilung der Per— 
ſönlichkeit betrifft, die Hauptquelle die Histoire de Bolivar par le general Ducou- 
dray-Holstein continude jusqu’& sa mort par Viollet. Paris 1831. 2 vol. 
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Louis Gabriel Ambroife ve Bonald wurde im Jahre 1760 zu Monna bei 
Milhaud geboren, betrat ſchon frühe vie Laufbahn eines politiihen Schriftjtellers, 
in welcher er fidy einen jo großen Namen machen follte. Wie jo viele Koryphäen 
des Konjerpatisnius begann aber aud er jeine politiichen Kunpgebungen in einem 
oppofitionellen Sinne, Die erften zahmen Schritte ver Revolution von 1789 hat- 
ten jeinen Beifall. Allein mit den bald alles Maaß überjchreitenden Fortſchritten 
tonnte er nicht mehr jympathifiren. Schon 1791 finden wir ihn ald Anhänger 
der Monardie unter ven Emigranten, Bonald nahm feinen Aufenthalt in Heibel- 
berg und benugte die ihm ummwilltührli gewordene Muße zu fchriftitelleriichen 
ÜUrbeiten, wodurch allein er für jegt feinem Vaterlande nützlich zu fein hoffen 
fonnte. Seine theorie du pouvoir politique et religieuse dans la societe civile, 
demontree par le raisonnement et l’histoire, das erfte feiner gefhägten Werte, 
ließ er 1796 zu Konjtanz anonym erjcheinen (3 Bodn.). Bom Direktorium unter- 
vrüdt, ift dieſe Schrift jehr felten geworben. 

Unter Napoleon I. fehrte Bonald nad Frankreich zurüd, um dem nun wie 
der eingerichteten Staate feine Dienfte au in direkter Weife zu widmen, Er warb 
im Jahre 1808 im Minijterio des öffentlichen Unterrichts verwendet, Sein Geift, 
feine umfaſſende Bildung und feine politiſchen Grundfäte fanden ihre Würdigung 
und Napoleon wünſchte ihn zum Erzieher der Söhne des damaligen Königs von 
Holland. Bonald glaubte aber nit an die Zukunft ver Dynaftie Bonaparte und 
lehnte den Antrag ab. Im Herzen unverwandt der vertriebenen Königsfamilie zu— 
gethan, ſchloß er ji 1815 raſch Yonis XVII. an, ſaß für Aveyron in jener 
denfwürbigen erjten Kammer, einer Kanımer, wie jpäter feine mehr zu finden war 
(Deßhalb chambre introuvable genannt), welche, 'abjolutiftiiher als der König und 
feine Räthe gejinnt, Frankreichs Heil nur in der unberingten Umfehr von ven 
Grundſätzen und Ginrictungen der neuen revolutionären Zeit erfaunte. Bonald, 
aud im kirchlichen Dingen ein entjchievener Vertheidiger der Autorität und des 
Dogmas, gehörte felbft in diefer Kammer zur äußerften Rechten, jchrieb und 
ſprach gegen die Eheſcheidung, die Güterzeriplitterung, die Erbgleihheit der Kin- 
der, die Preffreiheit u. dgl. und unverfennbar übte fein berebtes Wort großen 
Einfluß auf die Kammern aus. Der König, dankbar für Bonalds eifrigen Bei— 
ftand, erhob ihn zum Bilomte und Pair von Franfreid. Schon früher hatte 
Bonald einen Pla im Inftitut eingenowmen, deſſen ihn feine, bald mit großem 
Erfolg und Ruhm begleitete, fruchtbare Schriftjtellerei würdig machte. 

Wer konnte nad ſolchen Autecedentien von Bonald Anderes erwarten, als 
daß er nad der neuen Revolution (Juli 1830) den Staatsdienft und bald felbft 
alle öffentliche Berhätigung, welche ihm nad ſolchen Erfahrungen fruchtlos erjchei- 
nen mußte, aufgab, ſich in ein zürmenves Privatleben zurüdziehend. Von da bis 
zu jeinem Tode (1840 auf feinem Schloſſe zu Monna) hören wir nichts mehr 
von Donald, doh war er nit müßig und verjäumte nicht, feinen politifchen 
Grundſätzen in jeinen Söhnen eine, wie er wohl hoffen mochte, vielleiht günſti— 
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ger: Zufunft zu geben. Unter dieſen feinen Söhnen zeichnete ſich ver jlingfte, 
ouis Jacques Maurice, ald ein Erbe des väterlichen Geiftes beſonders aus, 
Dem geiftlihen Stande geweiht, warb verjelbe 1839 Erzbiſchof von Lyon, 1842 
Kardinal. 

Bonalds. namhafteſte Schriften find: 

1) Theorie du pouvoir politique et r@ligieux. A Constance. 3 Tomes. 1796. 
2) Legislation primitive considerde dans les derniers temps par les seules 
lumitres de la raison. & Paris. 3 Tomes. 1802. Angehängt find: Discours 
politiques sur l'éêtat actuel de l’Europe ete. 3) Recherches philosophiques 
sur les premiers objets des connaissances Morales. à Paris 1802. 2 Tomes. 
4) Reflexions sur l'intérêt general de l’Europe ete. 1815. 5) Essai analy- 
tique sur lcs lois naturelles de l’ordre social ou du pouvoir, du ministre et 
du sujet dans la societe. à Paris 1817. 6) Pensdes diverses et opinions 
politiques. 2 Tomes. 1817. 7) Pensdes sur divers sujets et discours poli- 
tiques. & Paris. 2 Tomes. 1817. 8) Considdrations sur la morale et sur la 
philosophie. 2 Tomes. 1817. 9) Me&langes et fragmens de morale, de lit- 
terature et de politique. 2 Tomes. 1817. 10) Sur la Hberté de la presse. 
a Paris 1826. 11) De la famille agricole, de la famille industrielle et du 
droit d’ainesse. à Paris 1926. 

Eine Sammlımg der frühern Schriften Bonalds erfhien in 12 Bänden zu 
Paris von 1817 bis 1819, Kenner fchägen unter feinen Werfen vie apboriftifchen 
und gelegentlichen über einzelne Punfte des Staatsrehts und der Staatsweisheit 
höher als feine fuftematifchen, im welden eine oft ans Myſtiſche und Phantafti- 
ſche grenzende unflare und unpraftiiche Metaphyſik vorherrſcht. Man hat vergebens 
verfucdht, Bonalds Ideen in ein regelrechtes, die ganze Lehre vom Staat umfaffen- 
des Syſtem zu bringen. Dergleihen muß man bei ihm nicht fuchen. Wie fo viele 
Glehrte und Hochgebildete unter feinen Landsleuten liebte e8 Bonald, über die 
erften Gegenftände der Moral und Politit im weiteften Sinne fid in geiftreichen, 
vergleichenden und kombinirenden Betrachtungen zu ergehen umd felbft feine Abhand- 
lungen über einzelne bejtinmte, genau umgrenzte Dinge erfchöpfen die Materie 
zwar nie, beleuchten aber die hauptſächlichen Licht- und Schattenpartieen auf eine 
äußerft Iehrreihe und, vermöge des aufßerorbentlihen Scharffinns, ver überall zu 
Tage tritt, feſſelnde Weife. In den Schriften diefer Art ift Bonalds Styl körnig, 
prägnant, oft fententiös und felbft die frappanteften Metaphern ftehen ihm zu 
Gebote. Ein geiftreicher Necenfent bemerft richtig von Bonald, daß fein politifches 
Glaubensbekenntniß ſich in die drei reimenden Worte foi, roi, loi (Glauben, König 
und Gefeg) zuſammenfaſſen laffe. Der Befeftigung des Fatholifchen Glaubens und 
des königlichen Anſehens unter allem Volke widmete Bonald ein in treuer Arbeit 
und retlihem Streben wohl angewandtes Veben, aber auf Geſetze fette er bei 
weitem nicht fo viel Werth, als auf gute, dur die Glaubenslehren geregelte 


Sitten, wie ums eine feiner Lieblingsfentenzen deutlich genug lehrt. 
Gonzeubach. 


Börne. 


Unter ven politiſchen Literaten Deutſchlands behauptet Börne durch fein jeur- 
naliftiiches Talent und feine ehrliche Gefinnung einen fo hervorragenden Plat und 
zugleich ift er ein fo entjchiedener Wortführer der radikalen Partetrichtung, daß er 
als Bertreter einer zahlreihen, aber großentheils tief umter ihm ftehenden Alafie 
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von Journaliſten betrachtet werben darf. Ludwig Börne, urſprünglich Löb Baruch 
Börne, wurde am 23. Mai 1786 in Frankfurt am Main von jüdiſchen Eltern 
geboren und dem Boden des traditionellen Judenthums früh durch Einflüffe Men- 
delſohn'ſcher Philofophie entrüdt. Mit dem vierzehnten Jahre begann er in Gießen 
Medicin zu ſtudiren und wandte ſich von dort nad Berlin, wo er feine Stubien 
unter Markus Her’ perfünlicher Leitung fortfegte und an dem geiftigen Yeben, 
das fih um Fichte, Schleiermacher, Schlegel und die Rahel bewegte, lebhaft Theil 
nahm. Wefthetifhe und politifche Interefien entfrembeten ihn hier der Medicin 
mehr und mehr, pbilofophifhe Studien traten in den Vordergrund und der Aufe 
enthalt in Halle reifte endlich feinen Entſchluß, die ärztliche Yaufbahn zu verlafien 
und fih den Staatswifjenfhaften zu widmen. Nachdem er in Gießen als Kandidat 
der Philofophie promovirt hatte, kehrte er nad Frankfurt zurüd, wo er (1811) 
als Polizeiaktuar eine Stelle erhielt. Er verlor viefelbe, als Frankfurt in feine 
alten Rechte und Freiheiten wieder eingefeßt wurde und lebte von mım an amtlos 
feinen literarifchen Neigungen. Auffäge für das Morgenblatt, das Franffurter 
Journal, die Zeitfchwingen, ein Briefwechjel mit einer Freundin, der fehr bald mit 
Rückſicht auf die Veröffentlihung fortgeführt wurde und nicht wenig dazu beitrug, 
feinem Styl die elaftifdhe Yeichtigfeit und Eigenheit zu wahren, füllten jeine Tage 
aus. Ins Jahr 1818 fällt feine Taufe und die Gründung der „Wage“, einer 
„Zeitihrift für Bürgerleben, Wiffenfhaft uud Kunſt“, vie er drei Jahre fort- 
führte. Beſonders waren es bie Theaterfritifen, die ihr die Aufmerkſamkeit des 
Publitums über Franffurt hinaus zumendeten, obwohl ihnen nicht nur jegliche 
Zurüdführung des Urtheils auf tiefere Principien, ſondern auch der ſichere künſt— 
leriſche Inftinft fehlt, der dem jüdiſchen Volke von jeher verfagt war. 

Ein zweijähriger Aufenthalt in Paris (1822 und 1823) fchärfte Börne’s 
politifche Beobachtung, erweiterte feinen Gefichtöfreis und löste feine Zunge vollends, 
Schon frühe waren feine politifhen Hoffnungen auf Franfreid gegründet. Er fah 
in Paris den Heerb der europäifchen Freiheit. Mit ver patrivtifchen Bewegung 
Deutſchlands in den Befreiungsfriegen hatte er nur infofern ſympathiſirt, als fie 
gegen Napoleon gerichtet war. Indem fie zugleich im den Franzoſen die Feinde 
Deutſchlands befämpfte, mwiderftrebte er ihr mit ganzer Seele. Der höchſte politische 
Gedanke feines Lebens war es, die alte Feindſchaft ver beiden Völker zu verfühnen, 
und im Kampfe wider den Abjolutismus Franfreih zum Bundesgenofjen Deutjch- 
lands zu gewinnen. Was er unfer der Reftauration jcheitern ſah, hoffte er von 
der Iulirevolution, die ihn wiederum nad Paris zog, und das Fehlſchlagen dieſer 
Hoffnung, die in den Parifer Briefen (1830—1834) der Grundton ift, verbüfterte 
fein Gemüth, wie das Verkennen jeines Strebens von Seite derer, deren Schidjal 
ihn Tag und Nacht befümmerte, feinen frühen Tod (am 13. Februar 1837) 
wefentlih mit verſchuldete. Wäre er der flache Kosmopolit gewefen, für ven ihn 
feine Gegner verjchrieen haben, der Nenegat, der Deutſchland an Frankreich ver- 
ratben, fo hätte er früher eine Aufgabe verlaffen, die ibm Dank von feiner Seite 
eintrug, und wäre von einem Kampfe abgeftanvden, in dem er feine Kraft fruchtlos 
vergeudete. Statt deffen gründete er nod in ben leßten Jahren die franzöfifche 
Zeitfehrift la balance, und fchrieb feine reiffte, wenn auch nicht feine glänzendſte 
Schrift „Menzel, der Franzoſenfreſſer“ (1837), fein politifches Teftament. „In ver 
Seele dieſes Mannes (jchreibt Heine über Birne, S. 293) jaudyzte und biutete 
eine rührende Baterlandsliebe, die ihrer Natur nach verfhämt, wie jede Liebe, ſich 
gern unter Mnurrenden Scheltworten und nergelndem Murfinn verftedte, aber in 
unbewachter Stunde deſto gewaltfamer hervorbrad).” 

Bluntſchli, Deutfches Staats-Vörterbud. I. 13 
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Die Schriften Börne’s tragen alle mehr oder weniger das Gepräge augenblid- 
liher Stimmung. Börne wußte, daß er „nur auf Briefpapier zu fchreiben vermochte, 
daß er vom Tage in ven Tag lebte, dachte, wirkte und litt. Eine tiefere Erkenntniß 
des hiſtoriſchen Zuſammenhangs in dem Schidjal der Völker befaß er nicht und 
für das geworvene Recht hatte er wenig Verſtändniß. Vergebens wird man ud 
in feinen Schriften nad beſtimmten politiſchen Principien ſich umſehen over fein 
Ideal einer Staatsform auffuchen, Nicht durch politiiche Ideen — jene Eine aus- 
genommen, ber Allianz der Deutſchen mit den Franzoſen — hat fih Börne aus- 
gezeichnet, noch jemals durch pofitive Vorſchläge zu Reformen bervorgethan. Die 
Negation war das Element, in dem er feine Befriedigung fand. Er war fein Staats- 
mann, aber er war ein großes jonrnaliftiiches Talent. Das Gefühl einer allgemeinen 
politifhen Yähmung lag jener Epoche in den Gliedern, und diefem Gefühl gab 
Börne einen leidenſchaftlichen Ausprud, der einen weiten Wiederhall fand und vie 
Schläfer aufſchreckte. Börne weudete alle Kraft feines raſchen Scharfblids, die 
blendende und überrafchende Kunſt feiner Sprache, den feinem Stamme eigenthüm- 
lichen ſtechenden Wig, defjen mit bitterm Hohne getränfte Widerhaten jeve Wunde 
ſchmerzlicher machen, und die Neizbarfeit feiner Natur zu dem Einen Zwecke auf, 
um in dem deutſchen Bolfe das Bewußtſein wadh zu rufen, daß es in einem 
unmwürbigen Zuftande der Bevormundung gebunden liege, um die unnatürliche 
Dumpfbeit des üffentlihen Lebens zu durchbrechen und das Verlangen nad) einer 
freien Bewegung anzuregen. „Das Grab ift nicht dunkler, die Wüfte ift nicht 
dürrer als Deutſchland. Was ein feelenlofer Wald, was ein todter Felſen vermag: 
uns das eigene Wort zurüdrufen — nicht einmal dazu kann das blöde Volk dienen, 
Kann man es beffer fchildern als mit den Worten: Der Engländer liebt die Frei— 
heit wie feine Frau, der Franzoſe wie feine Braut, und der Deutſche wie feine alte 
Großmutter !* (Parifer Briefe I. ©. 64.) „Wie kann man heute nur an etwas 
Anderes denken als für oder gegen die Freiheit zu kämpfen!" Börne führte jcharfe 
und glänzende Waffen und war dazu angethan, fie rüdfichtslos zu gebrauchen. Er 
wurde daher zum literarifhen Wortführer einer anwachſenden Bewegungspartei, und 
fand raſch wieder in ver Jugend eifrigen Beifall. Vorerft jhien das Nöthigfte die 
Befeitigung der Hemmniſſe aller Art, weldye die alte Ueberlieferung und die neue 
Diplomatie und Bitreaufratie dem politifhen Yeben bereitet hatten. Als man ihm 
vorwarf, er habe nichts Anderes im Sinne, als Alles niederreißen, erwiederte er: 
„Wie dumm ift diefe Anklage! Man kann ja nicht eber banen, als bis das alte 
Gebäude niedergerifjen ift, und der Nieverreißer verdient eben fo viel Yob als ver 
Aufbauende, ja noch mehr, da fein Gefchäft noch viel wichtiger... 3. B. in meiner 
Baterftadt ftand eine alte Kirche, vie jo morſch nnd baufällig, daß man fürchtete, 
durd ihren Einſturz würden einmal plögli viele Menſchen getödtet oder verftüm- 
melt werden. Man riß fie nieder, und die Niederreißer verhüteten ein großes 
Unglüd, ftatt daß die ehemaligen Erbauer nur ein großes Glüd beförderten. Und 
man kann eher ein großes Glüd entbehren, als ein großes Unglüd ertragen.” Die 
Bertheidigung war freilich eher fed und wigig als wahr. Das Niederreißen kann 
man gar wohl aud unreifen Buben überlaffen, das Aufbauen aber fordert feinen 
Mann. Diefer negativen Tendenz gemäß nahm er das Recht ‚ver Revolution im 
weiteften Maße in Anſpruch. In der Revolution ſah er die Vorbedingung und die 
Quelle der Freiheit. Es fehlte feinem Urtheil an dem nöthigen Maß, die Yeiden- 
{haft trieb ihm leicht ins Schranfenloje. Seine Schriften find daher voll von 
ſchiefen und verzerrten Anfichten über Perſonen und Ereigniffe. Obwohl er gerecht 
fein wollte, er fonnte e8 nicht, weil ihm die Ruhe ver Betrachtung und die Sicherheit 
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feſter Principien fehlten. Sein Gemüth wurde von der Leidenſchaft des Moments 
fortgeriſſen und entzündet und ſpiegelte die Welt in getrübten Bildern zurück. Dem 
Abſolutismus gegenüber hatte fein Radikalismus eine gewiſſe Berechtigung; aber 
wehe den Bölfern, wenn fie nur von Ertrem zum Grtrem ſchwanken und taumeln 
und bald in dumpfer und feiger Ergebung vor dem Abjolutismus ſich niederwerfen, 
bald im fieberhafter Erregtheit alle Schranken ver Ordnung niederreißen. „rei fein“, 
jchrieb Börne, „es ift nichts, aber e8 werben, die Genefung, da ift das Glüd." 
Hätte er das Wort recht bedacht, das an Leſſings berühmten Ausſpruch erinnert, 
das Streben nad Wahrheit ſei ver Wahrheit vorzuziehen, jo hätte er auch einge- 
fehen, was er immer überfehen hat, daß das „Werben“ bedingt ift durch die 
Borausjegung der vorhandenen Anlage, d. h. durch den hiſtoriſchen Boden, auf 
dem ed wird. 

Segen das Ende feines Lebens wurbe Börne immer heftiger und gereizter. 
Der Untergang aller Hoffnungen verbitterte ihn. Während er „bis in fein fünf- 
undvierzigftes Jahr der Eonititutionellen Monarchie zugethan war" (Menzel, S. 88), 
fo erflärte er num geradezu die freiheit als das Gegentheil ver Monarchie (Parijer 
Briefe IV. ©. 19) und erwartete nur von der Demokratie nod das Heil. Aber 
die bürgerliche Gleichheit follte doch „jevem einzelnen Menfchen in feiner Lebens— 
fphäre, fei num dieſer Kreis fo eng gezogen als er wolle, Defpot zu fein erlauben ”, 
und er verwahrte fih, „daß man alle dieſe Perfünlichkeiten zerftöre und einen 
allgemeinen Menfchenteig: daraus fnete, den man Staat, Kirche, Gemeinde, Bolt 
nennt“ (Barifer Briefe IV. 25). Man darf ihm bier nicht vorwerfen, daß er 
„den Menfchen vem Bürger unterorbne” ; er erfennt die individuelle Verſchiedenheit 
unt ihre Berechtigung an, aber indem er die inbividnelle Freiheit mit dem indivi— 
duellen Defpotismus für gleichbedeutend erflärt, verräth er jenen böfen Charafter- 
zug des terroriftiihen Radifalismus in der Revolutionsepoche, welder den Deſpo— 
tismus, der zuvor in dem Einen Monarchen koncentrirt war, auf eine Menge von 
Heinen Defpoten ausbreitet und den ausgebreiteten Dejpotismus für die Freiheit 
ausgiebt. | 

 Börne war, was von einem Jonrnaliften doppelt rühmlid war, ein ehrlicher 
Mann und, was mehr noch beveutet, er war ftets bereit, für feine Gefinnung fein 
Lebensglüd, nicht umgekehrt jene viefem zum Dpfer zu bringen. Aber er war 
unfähig, als Haupt eine Partei zu leiten. Mit Einem Wort: Er war ein trefflicher 
Weder eines fchlafenden Bolts, aber fein vertrauenswerther Führer eines erwach— 
ten Volks. 

Literatur. Außer ven „Sefammelten Schriften Börne's“ (Hamburg, 
kei Hoffmann und Campe) find vorzüglidy über ihn zu vergleihen: Heine über 
Börne. Hamburg, 1840 (trog der Nieverträchtigfeit, die Heine in dieſem Buche 
gegen eine Fran begangen und der boshaften Polemik gegen Börne, nicht ohne 
gerechte Würdigung Börne’s) und Börne’s Leben von K. Gutzkow. Hamburg 
1840. vinutſchn. 


Börſe. 


Börfe heißt in Handelsſtädten der Ort — ein großes Gebäude oder ein 
freier Platz — an welchem ſich die Kaufleute und andere mit dem Handel be- 
ſchäftigte Perfonen zu einer gewiſſen Tageszeit, der Börfenzeit, Geſchäfte hal- 
ber verfammeln. Metonymiſch nennt man dann auch die Verfammlung der Han- 
deltreibenden an dieſem Orte, und weiter die Gefammtheit derer, welde dort zu 
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erfcheinen pflegen, ober zu erfcheinen berechtigt find, die Börfe. Bei ver großen 
Auspehnung, weldhe der Handel mit Werthpapieren in der neuern Zeit erhalten 
bat, konnte es nicht ausbleiben, daß am der Börſe die Gefhäfte, welde darin 
gemacht werben, ſich in den Vordergrund ftellten. In der gewöhnlichen Auspruds- 
weife iſt daher die Börſe der Ort, wo der Handel mit Wertbpapieren ftatt findet 
und damit gejpielt wird. 

Dft dient ein und derſelbe Berfammlungsort zur Begegnung der Kaufleute 
und Handeltreibenden aller Art, oft aber giebt es auch zur Vermittlung der ver- 
ſchiedenen Arten von Geſchäften verſchiedene Börſen. In Paris ift nur eine Börfe 
für die Fonds- und Waarengefhäfte. In Londen ift die gemöhnlihe Kaufmanns- 
börfe (royal exchange) von der Fondsbörſe (stock-exchange) getrennt. Außer— 
dem giebt es noch befondere Börfen für ven Kornhandel, Kohlenhandel, das Ver- 
ſicherungsweſen (Lloyds). In Berlin ift neben der gewöhnlichen Faufmännifchen 
Börſe noch eine beſondere Kornbörfe. 

Der Vortheil ſolcher Verſammlungen iſt augenfällig. Der Kaufmann findet 
hier alle Perſonen, mit denen er in Verbindung treten will, in der Regel gegen— 
wärtig, und iſt im Stande in einer Stunde die Geſchäfte abzumachen, welche ohne 
dieſe Gelegenheit Tage und Wochen erfordern würden. Die Börſe iſt der Markt, 
den ein Handelsplatz darbietet, auf den Raum von einigen Quadratruthen zu— 
fammengebrängt. Beſonders für das Fondsgeſchäft iſt dieſer Markt wichtig, denn 
er bietet den Inhabern von Wertbpapieren jeden Augenblid Gelegenheit, ſich durch 
Verkauf ihrer Papiere in den Beſitz von baarem Gelde zu fegen, und umgefehrt 
denjenigen, welde über baare Kapitalien zu verfügen baben, die Gelegenheit, die— 
felben nad Gefallen anzulegen. In feinem Theile des Handels ift es aber fo 
wichtig, mit Schnelligkeit die Umfäge bewirken zu können, als gerade im Papier: 
bandel und den Krebitgejchäften. 

Diefe Leichtigkeit, mit der die Papiere gefauft und verkauft werben fünnen, 
ift für den Staat, die Aftiengefellfchaften und überhaupt alle Arten von Perfonen 
und Inftituten, welche von Kretitpapieren Gebrauch machen müſſen, nit ohne 
Bortheil; denn indem jeder, welcher fein Geld in ſolchen Papieren angelegt bat, 
es nad Gefallen, durch den Berfauf feiner Werthe, wieder herausziehen fann, fo 
werden dem Yeihgefchäfte große Summen zugewendet, welche font unbenugt liegen 
bleiben müfjen. Diefe Vermehrung der Angebots von Yeihfapitalien muß aber 
nothwendig zu einer Verminderung des Zinsfuffes binführen. 

Ein Drt, an weldem auf diefe Weife alle Perſonen verkehren, die mit 
dem Handel verflochten find, ift natürlich jehr geeignet, um Nachrichten, welche 
für diefelben von Intereffe find, leicht und jchnell zu verbreiten und wird daher 
zu diefem Zwede ſowohl von den Regierungen als aud von den Privaten benugt. 
Leider dient die Börfe aber eben fo oft zur Ausftreuung falſcher Gerüchte, weil 
fi bier immer Perfonen finden, die ein zeitweiliges Intereffe haben, daß folde 
Gerüchte für wahr gehalten werben. 

Die Geſchäfte an der Börje werden in der Regel durch Makler vermittelt, 
aus demfelben Grunde, aus weldhem man ſich überhaupt beim Handel viefer 
Mittelsperjonen bedient (j. den Art. „Makler“). Neben viefen vom Staate privi- 
legirten Perſonen find aber häufig noch Agenten thätig, welche unerlaubter oder 
geduldeter Weife zur Gefhäftsvermittlung benutzt werden, beſonders bei ven fo- 
genannten Kouliifengefhäften. Diefen Ausdruck — unſeres Wiſſens eine 
Parifer Erfindung, die übrigens bezeihnend genug ift — gebraudt man nämlich, 
um die mit der Börjenfpefulation verbundenen Spielgefhäfte zu bezeichnen, 
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Die Geſchäfte, melde an der Börſe gemacht werden, find theils Tagesge— 
ſchäfte (op6rations au comptant), theils find es Spekulationsgefhäfte, Zeitgefhäfte 
(op6rations de speculation A terme). Dieſe legtern gefchehen in der Regel auf 
Lieferung, nnd es find dafür oft beftimmte Termine (Mitte und Ende des Monats, 
Ende des PVierteljahrs ꝛc.) feftgefett, oft aber ſetzen ſich die Parteien willführliche 
Termine. (Weiteres über diefe Geſchäfte j. im Art. „Börfenfpiel“.) 

Nah Maßgabe ver an einem Tage abgeichloffenen Gejchäfte werben bie 
Preisliften oder Kourszettel feftgefett und veröffentlicht. Das gefchieht vurch den 
Börfenvorftand. Zum Anhaltspunkte dienen die Notizen der Makler. An der Parifer 
Börſe findet zur Vermittlung der Gefchäfte eine Art Auftion (la eriée genannt) 
zwifchen ven Maklern ftatt. In dem großen Börfenfaale ift ein durch ein Gitter, 
von der Höhe, daß man fi darauf lehnen kann, abgegrenzter Berfchlag, welchen 
man das Parguet nennt; innerhalb deſſelben befindet fich wieder ein rundes Gitter, 
der Korb (la corbeille) genannt, um dieſes berumftehend und auf biefes gelehnt 
bieten, nachdem die Börje eröffnet ift, die Mafler einander laut an, was ihnen 
aufgetragen ift. Die verſchiedenen Angebote, welche hier gemacht werden, dienen 
dann zur Aufftellung des Koursberichtes. 

Die an den Hauptbörfen auf dieſe Weiſe feftgeftellten Preife der Waaren 
und Werthe bieten zugleich den Anhaltspunkt fir den Handel im Kleinen. Dadurch 
erhalten die Notirungen der Börfen eine meit über den Kreis der Börfengefchäfte 
hinausgehende Bedeutung. Alle Berhältniffe des Verkehrs werben durch die Schwan- 
fungen berührt, welche fih in den Beränderungen des Kourszetteld zu erkennen 

eben. 

® Die Urfahen, melde dieſe Schwankungen bevingen, find mannigfaltig; fie 
laffen fi aber unter zwei Hauptklaffen bringen: fie gehen nämlich entwever aus 
der Natur der Verfehrsverhältniffe hervor und werben durch die jevesmalige Page 
verfelben beftimmt, oder aber fie find abjichtlid herbeigeführt oder doch die Folge 
bloßer Börfenmanöver. Jene fann man natürliche, dieſe -künftliche nennen. Die 
natürlihen Urfachen diejer Preisihwanfungen find wieder verfchieden, je nachdem 
fie ihren Einfluß auf die gefammten Berfehrsverhältniffe äußern oder aber ihre 
Wirkung zunächſt nur in befondern Zweigen und bei einzelnen Gegenftänden geltend 
machen. Die Rüdwirfung auf die fibrigen bleibt dann freilich nicht aus, fie ift aber 
in der Regel langfam und giebt ſich erſt fpäter zu erkennen. Dem gewöhnlichen 
Beobachter bleiben dieſe langſamen Wirkungen meift ganz verborgen. Unter ven 
allgemeinen Urſachen verdienen zwei, welche inveffen zufammenhängen, befonders 
hervorgehoben zu werben: die Lage der politifhen Berhältniffe umd vie 
Lage des Gelpmarftes. 

Durch die Lage der politifchen Berhältniffe wird der Unternehmungsgeiſt be 
ftimmt. Zeiten des Friedens und der innern und äußern Sicherheit find der Unter: 
nehmung günftig. Handel und Gewerbe dehnen fih aus, Kapitalien find leicht zu 
haben, die Gefhäfte erhalten Schwung. Das Gegentheil findet ftatt, wenn Un— 
fiherheit eintritt. Jedermann wird ängitlih und hält fein Kapital an ſich. Die 
Furcht zu verlieren hält vie Luft zu gewinnen in Gefangenfchaft. In ähnlicher 
Weife bekundet fih die Lage des Geldmarktes. Große und umfaffende Unter: 
nehmungen, Staatsanleihen, nene Eifenbahnanlagen ziehen das Kapital an und 
bringen eine Art von Stagnation in den übrigen Gefchäften hervor, während Das 
Flüſſigmachen größerer Kapitalmaſſen, etwa durch Errichtung von Krebitanftalten, den 
Unternehmungsgeift belebt und anregt. 

Neben diefen allgemeinen Urfachen und gleichzeitig mit benfelben wirken vie 


198 | Körfe. 


befonderen, welche in den eigenthlimlichen Bedingungen der einzelnen Gefchäftszweige 
liegen. Um biefe zu würdigen, muß man die verfchiedenen Arten von Gefchäften 
fondern. Eigentliche Krepitpapiere, wie Staatsfhulpfheine, Schulobriefe von 
Gemeinden und Korporationen, Eifenbahnprioritätsattien, Pfand- und Rentenbriefe 
* nur feſtes Einkommen. Sie unterliegen aber außer den durch die politiſche 
age und den Geldmarkt bedingten Schwankungen noch den Veränderungen, welche 
durch die Veränderungen in der Sicherheit des Schuldners bewirkt werden. So 
z. B. fallen Staatsſchuldſcheine, ſtädtiſche Pfandbriefe und ähnliche Papiere, wenn 
der Staat, die Stadt oder Korporation genöthigt wird, neue Schulden aufzuneh— 
men, wenn die Einkünfte fih vermindern; fie fteigen, wenn die Schuldenmafje ver- 
mindert wird, die Einnahmen fi) mehren. Eiſenbahn- und Banfaltien und 
überhaupt Antheilsfheine an Gewerbs- und Handelsunternehbmun- 
gen erfahren ihre Preisveränverungen durch die Ansficht auf den Gewinn, welden 
fie dauernd oder zeitweilig zu geben verfprehen. Alle Umftände, welche geeignet 
find, dieſen Gewinn zu erhöhen, wirken auf eine Steigerung des Kurfes dieſer 
Papiere, wie umgefehrt Alles, was viefen Gewinn zu vermindern droht, auf ben 
Hall veffelben hinwirft. Die Ausfiht z. B., welche eine Eifenbahn erhält, fih an 
ein erweitertes Netz anzufchließen, fann, indem ihr dadurch eine Vermehrung des 
Berfehrs in Ausficht geftellt wird, eine Verdoppelung des Preifes ihrer Aktien und 
eine noch höhere Steigerung bewirken, während der Bau einer zweiten Bahn in 
derfelben Richtung ihren Verkehr zu vermindern droht und alfo aud eine Bermin- 
derung des Kurſes ihrer Aktien bewirkt. Aber es find nicht blos fo große Verän- 
derungen, melde fih durch die Kursſchwankungen zu erfennen geben, ſondern es 
wirfen die Heinften Umftände ein. So 3. B. vie veröffentlichten Ergebniffe während 
eines Monats, eines Vierteljahrs, verglichen mit den Ergebniffen des gleichen Zeit- 
raums der vorhergehenden Jahre; indem aus denfelben auf eine Vermehrung oder 
Verminderung der zu erwartenden Dividende gefchloffen wird. Die Preiſe der 
Waaren richten fih nad) den Veränderungen, welde die Produktion und die Kon- 
fumtion derſelben erfährt. Ein Ausfall in der Baummollenernte, der Zuderernte, 
der Oetreideernte ift mit einer entiprechenden Steigerung der Preife verbunden: 
ein Zoll, welder ‘eine Verminderung des Verbrauchs nad ſich zieht, bewirkt ein 
Sinten verjelben. Die Frachten ver Fuhrleute und Schiffer werben theils 
durd Angebot und Nachfrage von Frachten, theil® aber, beſonders bei den See— 
fradhten, von der Jahreszeit und ver mit der Fahrt verbundenen Gefahr bedingt. 
Es iſt nicht Schwer einzufehen, daß diefe aus der befondern Natur der einzelnen 
Geſchäftszweige hervorgehenden Veränderungen wegen der großen Verſchiedenheit in 
den Bedingungen der Gefchäfte fehr verfchieren find. Einige Gefchäftszweige find 
empfindlich für die geringiten Einflüffe, während ſich andere nur langfam und 
ihwer bewegen. So 3. B. verändern ſich die Getreidepreife von der Zeit der Aus- 
ſaat bis zur Ernte faft mit jedem Sonnenblide, während die Entdeckung der kali— 
forniſchen und auftralifhen Golpminen nöthig war, um felbft nur eine unmerfliche 
Veränderung in dem Preife dieſes Metalles hervorzubringen. Unter den Papieren 
find Aktien, Wechfel und was der Art ift, viel rafhern Veränderungen unterworfen, 
als Staats- und Gemeindefhuldbriefe, Prioritätsaktien und was der Art mehr ift. 
Zu allen dieſen durd die Natur der Verhältniffe bewirkten Schwankungen 
fommen nuun noch diejenigen hinzu, welche mir die künftlichen genannt haben, und 
welche durd) die Beftrebungen der Menfchen hervorgebracht werben, aus den Verän- 
derungen felbft Vortheil zu ziehen. Dies ift der Zwed der Spekulation. Sie will 
aus dem Unterfchiede in den Preifen der Waaren fi einen Gewinn verfhaffen. 
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Deshalb ift fie vorzüglich venjenigen Waaren und Werthen zugemenbet, melde 
vielen und großen Schwankungen unterliegen, bei denen daher viele und große 
Gewinne gemacht werden Fünnen. Das eigentlihe Ziel der Spekulation ift zwar, 
jene natürlihen Schwankungen, welche wir beſchrieben haben, möglihft unfühlbar 
zu madhen und Waaren und Werthe dann zu kaufen, wenn fie wohlfeil find und 
wieder zu verkaufen, wenn fie thener find, und jo beim niedrigen Stande der Preiſe 
auf eine Steigerung, beim hohen Stande auf eine Verminderung derfelben hinzu- 
wirken. Allein der menfhlihe Scharfslid ift ein höchſt unzureihendes Mittel, um 
ven Schleier der Zukunft zu lüften und die Erfolge der Spekulation find daher oft 
gerade das Öegentheil von dem, was urſprünglich beabfichtigt wurde. Dft reichen 
auch die Mittel ver Spekulanten nicht bin, um aus den von ihnen unternommenen 
Geſchäften ven gefuchten Gewinn zu ziehen. Sie müfjen oft verfaufen zu einer 
Zeit, wo dieſe Verkäufe die ohnehin gevrüdten Preife noch mehr vrüden, und fie 
faufen oft, wo das allgemeine Intereffe der Konjumenten jeden Kauf verbietet. Die 
Lage ver Berhältnifje wird daher durch die Spekulation nicht felten jo verſchlim— 
mert, daß dadurch allgemeine Handelskriſen entjtehen. Dieſe höchſt verderblichen Er- 
jcheinungen find meift nur die Frucht der Ueberfpefulation. Zur Zeit, wo.die poli- 
tifche Lage allgemeine Sicherheit gewährt, und ver Geldmarkt ven Unternehmungen 
günftig ift, jucht die Spekulation die zu erwartenden Gewinne ſchon zu anticipiren, 
Sie bewirkt dadurch ein Steigen im Preife der Waaren und Werthe weit über das 
Maß hinaus, welches durch die Verhältniffe des thatfählihen Angebots und ver 
wirflihen Nachfrage beftimmt würde. Die einmal ins Steigen gerathenen Preife 
gehen dann kraft ihrer eigenen Trägheit noch weiter in die Höhe, bis durch irgend 
ein unvorhergefehenes Ereigniß das ganze luftige Gebäude zufammenftürgt und weit 
umber Screden und Verderben verbreitet. Der Zufammenfluß der Kaufleute und 
Handeltreibenden an der Börſe regt zu ſolchen Spekulationen an und giebt ihnen, 
find fie einmal in Gang gebracht, Leben und Bewegung. Mit viefer Spekulationen 
verbindet fich dann aber außerdem nocd ein auf die Preife tief einwirkendes Spiel, 
das ſogenannte Börfenfpiel (f. dieſen Artikel). J. €. Glafer. 
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Spekulation ift die Seele des Handels. Auf der Benutzung der Konjunktur 
beruht der Gewinn des Kaufmanns; er muß da und dann einfaufen, wo und 
wann die Waare wohlfeil, er muß da und dann verkaufen, wo und wann bie 
Waare theuer ift. Durd die zwedmäßige Benugung der Konjunktur jeitens des 
Kaufmannes erwachſen aud, für Producenten und Konjumenten wejentlihe Vor— 
theile. Jene erhalten bejjere Preife für die von ihnen erzeugten Produkte, viefe 
erhalten die Gegenftände ihres Verbrauchs wohlfeiler. Wie aber die Spekulation im 
Ganzen als vortheilhaft angefehen werben muß für das wirthichaftliche Leben, indem 
fie die aus den Konjunfturen erwachſenden Nachtheile zu befeitigen bemüht ift und 
dafür dem Kaufmann einen feinem Kapital und Wagniß entiprechenden Gewinn 
bringt, jo ift umgekehrt das auf diefe Konjunfturen gegründete Spiel glei nad): 
theilig für diejenigen, welde daran Theil nehmen, wie für die dürgerliche Geſell— 
ihaft. Es bejteht vafjelbe aber in einer Wette auf die Konjunktur, bei ver 
jedoch die Parteien zugleich bemüht find, ven für fie günftigen Ausfall durch alle 
ihnen zu Gebote ftehenden Mittel herbeizuführen. Da die Börſe der Ort ift, we 
diefes Spiel getrieben wird, jo heißt vafjelbe davon das Börfenjpiel, 
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Nicht alle Gegenftände des Handels und Verkehrs find zu foldem Spiele 
gleich gut geeignet. Man muß vielmehr diejenigen auszuwählen ſuchen, welche häu- 
figen und ſtarken Schwankungen unterliegen. Dies ift vorzüglid der Fall bei 
Staats- und andern Kreditpapieren, fowie bei den Aktien, bejonders dieſen legtern. 
Der Werth vdiefer Papiere ändert ſich nämlich mit allen Veränderungen in ber 
politifhen Lage, fowie mit allen Veränderungen in der Lage des Geldmarktes viel 
ſchneller, als dies mit andern Verkehrsobjekten der Fall ift. Dazu kommen dann noch 
die aus der eigenthümlicheu Natur eines jeden diefer Papiere hervorgehenden Ber- 
änderungen. Bon ven Waaren ift es befonders das Getreide, auf weldyes das Spiel 
ſich wirft; denn dieſes ift wegen feiner eigenthümlichen Natur ftarfen und raſchen 
Preisihwanungen unterworfen. 

Der Mechanismus viefes Spiels fließt fih an die Gefchäfte der Börfe genan 
an, Dieſe aber find theils Tagesgeſchäfte gegen baare Zahlung, theils find es Zeit- 
geihäfte (operations A terme, engl. time bargains). Diefe legtern werben abge: 
ſchloſſen, um an einem bejtimmten, entweber allgemein oder durch bie Parteien 
feftgefegten Tage (Schließtag, fin, engl. settling day) ausgeglichen zu werben. Die 
Ausgleihung heißt Yiquidation. Im der Regel find die Preife, um melde zur 
Liquidation verkauft wird, verfchieden von denjenigen, um welche feft verfauft wird, 
und es ift eben dieſe Verſchiedenheit, aus welcher diejenigen, welche auf Zeit faufen 
und verkaufen, ihren Gewinn zu ziehen fuchen. Am Tage der Liquidation hört nun 
dieſe Verſchiedenheit auf, indem ſich auch die Zeitfäufe in fefte Käufe verwandeln, 
Die Ausgleihung würde vollftändig fein, wenn diejenigen, welde dieſe Käufe 
machen, aud das dazu nöthige Geld, und umgefehrt, diejenigen, welche verkaufen, 
die Waaren und Werthe vorräthig hätten. Dies ift aber keineswegs immer der Fall. 
Die Spekulation in den Zeitfäufen geht vielmehr meift über die Mittel derjenigen 
hinaus, welde ſich daran betheiligen. Mancher verkauft Waaren und Werthe, welche 
er zur Zeit des Verkaufs gar nicht befigt, ſondern erft in der Zwifchenzeit zwiſchen 
dem Verkaufs- und dem Schlußtage zu einem billigern Preife, als zu dem er ver: 
fauft bat, zu erwerben hofft. Dies ift ein unbededter Verkauf (A decouvert). 
Gelingt es ihm nun in der Zwifchenzeit die Waaren oder Werthe anzufchaffen, jo 
ift. e8 der Käufer, weldyer verliert und welcher zuzufehen hat, wie er die Mittel zur 
Bezahlung aufbringt; gelingt es ihm aber nicht, die Waaren oder Werthe anzu= 
ſchaffen, jo fann er fi, bat er die Hoffnung, daß bis zum nächſten Schluß die 
Preife ſich zu feinen Gunften ftellen, nur vadurd helfen, daß er fidh die verfauften 
Objekte varleihen läßt (deport). Dies kann er bisweilen ohne einen größern Ver— 
luft, als den der Zwiſchenzinſen feines Geldes. Oft ijt er aber genöthigt, nod) 
Zinſen für die dargeliehenen Waaren oder Werthe zu feinem Gelde hinzu zu be 
zahlen. Dies wird der Fall fein, wenn die Befiger der Werthe ein noch weiteres 
Steigen im Preife erwarten und ſich daher die Möglichkeit, gut verkaufen zu fünnen, 
nicht entgehen lafien wollen. Wird dieſer Rüdzins fo hoch, daß ihn der 
Spefulant nicht tragen kann und befitt verfelbe aud nicht das nötbige Kapital, 
um die Waaren und Werthe zu den erhöhten Preifen anzufchaffen, jo fteht es bei 
dem Käufer, ob er ſich mit der Differenz begnügen over aber ihn „abthun‘ (exe— 
futiren) laſſen will. 

Entgegengefegt ift die Lage des Käufers. Kauft diefer, ohne das nöthige 
Kapital zu befigen, um am Liquidationstage die Wanren und Werthe übernehmen 
zu können, jo muß er ſich nach Jemanden umfehen, ver ihm das Kapital leiht, um 
die Lieferung bezahlen zu können. Dadurch wird die Liquidation auf den nächſten 
Liquidationstag Übertragen (report, engl. continuation). Kann er Niemanden finden, 
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der ihm Vorſchüſſe auf die Waaren und Werthe machen will, fo ift er feinerfeits 
in der Page, „abgethan“ zu werben. 

Man erfieht hieraus, daß die Zeitfäufe für diejenigen, welche nicht im Stande 
find, die nöthigen Waaren oder Werthe für die Lieferung zum Liquidationstag anzu- 
ſchaffen, oder, wenn fie ihnen geliefert werben, zu bezahlen, höchſt gefährlich werden 
fönnen. Es ift daher auf Mittel gedacht worden, diefen Gefahren auszuweichen. 
Solcher Mittel werden vorzüglich zwei angewendet. Entweder nämlich: es wirb bie 
Bebingung in den Kauf aufgenommen, dag am Liquidationstage die Lieferung nicht 
gewährt oder angenommen zu werben braucht. Dadurch werbeyg die Geſchäfte zu 
bloßen Differenzgefhäften. Over aber der Käufer bezahlt ein Reugeld (Prä- 
mie, prime), durch deſſen Aufgeben er fih ‘von den Beringungen des Kaufe los— 
machen kann, wenn die Kurſe ſich fir ihn ungünftig geftalten, er läßt fich Dagegen 
die Waare liefern, wenn fie ihm günftig find. (Prämiengefhäft.) Durd das 
Prämiengefhäft kann der Käufer, durch das Differenzgefchäft ver Oecihufer den 
höchſten Betrag feines Verluſtes ſich beftimmen. 

Diefes find ‚die wefentlihen Formen, innerhalb deren ſich das Börfenfpiel 
bewegt; aber es find nur die Differenz- und Prämiengefchäfte, welche als Spiel 
im engern Sinne betrachtet zu werben pflegen. Bermittelft diefer Hauptformen hat 
man noch mannigfaltige Kombinationen gemacht, welche zu betrachten aber hier zu 
weit führen würbe, 

Die Perfonen, welche fi an ven Gefchäften der Börfe betheiligen, laſſen 
fih in drei Klaſſen theilen : 

1. Diejenigen, welche entweber ihre Waaren und Werthe verkaufen und ſich 
dafür Geld verfhaffen wollen, das fie zu andern Zweden zu verwenden beabfich- 
tigen, ober welche ihr Geld in Waaren und Werthe umfegen und fi aus dem 
Befig von Krediteffeften eine Rente, aus Aktien ein Eintommen, aus Waaren einen 
Gewinn verfhaffen wollen. Diefe Perfonen faufen und verkaufen in der Regel 
gegen baare Zahlung. Die Vortheile, welche fie fuchen, liegen außerhalb des Börfen- 
verkehrs. Die Preije, welche fie bezahlen und erhalten, geben dem Börfenverkehr 
feine Hauptrihtung. Sie regeln fi durd die Natur der Berhältnifie. (Stehe den 
Artikel Börfe.) 

2. Neben diefe Perfonen ftellen fich diejenigen, welche fi zum Zwecke fegen, ben 
Börfenverfehr zu vermitteln. Wir fprechen hier nicht von den Maflern, fondern von 
denen, welche für eigene Rechnung faufen und verfaufen. Sie zerfallen in mehrere 
Unterabtheilungen. 

Dbenan ftehen die großen Kapitaliften und Bankherren. Sie machen Börfen- 
gefchäfte im Großen. Ihre Aufgabe ift, aus den Preisſchwankungen Vortheil zu 
ziehe, indem fie ihre Waaren- und Werthvorräthe losſchlagen, wenn die Preis- 
fonjunktionen für fie günftig find, und faufen, wenn biefelben fallen. Die 
großen Mafjen von Kapital, über welche fie verfügen, machen es ihnen möglich, 
eine merfliche Veränderung in den Preifen zu bewirken, welche zum VBortheile des 
Berfehrs ausfhlägt, weil dadurch ſowohl ein zu tiefes Fallen als ein zu hohes 
Steigen der Preife verhütet wird. 

An ihrer Seite und nad demfelben Ziele Hin arbeiten die Heinen Speku— 
lanten mit eigenem Kapital, welche befonders im Effeftenhandel zahlreich gemorben 
find. Sie bilden eine Art von Tirailleurs und ftehen beftändig auf der Lauer, 
um jede Heine Preisfhwanfung zu ihrem Nugen auszubeuten. Die Käufe und 
Verkäufe verfelben find einzeln betrachtet ohne Bedeutung, fie werben e8 aber durch 
ihre Zahl. Die. Möglichkeit, mit einem Heinen Kapital jih an den Spefulations- 
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gefhäften betheiligen zu können, verlodt Biele, ihr Gefchäft in Handel, Gewerbe 
und Aderbau aufzugeben und fih auf die Börfenfpefulation zu legen. Aus biejen 
Heinen Spekulanten gehen häufig die eigentlihen Spieler hervor. 

Zu diejen gefellen ſich noch die zufälligen Spekulanten. Wie an den Spiel- 
tiihen in den Bädern Durchreifende over des Sonntags die Bauern „auch ein 
mal ihr Glück verſuchen“, ihren mit ein oder zwei Zügen gemachten Gewinn „ein- 
ftreihen“ oder ihren Verluſt „einreiben“, fo erſcheinen an der Börje Perfonen, 
„aus der Piftole geſchoſſen“, wie man ſich ausprüdt, um irgend eine Nachricht, 
welche fie in Erfahrung gebracht, und von ber fie vermuthen, daß fie auf den Stand 
der Börfenfurfe überhaupt oder einer befondern Klaffe von Werthen Einfluß aus- 
üben werben, zu ihrem Nuten auszubeuten. Site faufen immer auf Zeit und da 
fie fehr oft nit das nöthige Kapital befigen, um, falls fie verlieren, bezahlen zu 
können, jo find es in der Regel Prämiengefchäfte, auf melde fie ſich einlafjen, 
Das Glüd, wenn e8 diefen Perſonen günftig gewefen ift, hat mande von ihnen 
zu eigentlihen Börjenfpielern gemacht. 

3. Hiezu fommt endlich die dritte Hauptklaffe, aus den eigentlihen Börſen— 
fpielern beftehend, welche die Regeln viefes Spieles zu einer Wiffenfhaft und 
Kunft ausgebildet haben. Sie faufen mehr als fie bezahlen fünnen und verfaufen 
mehr als fie befigen. Sie erwarten ihren Gewinn aus der Differenz der Preife, 
welche bei baarer Zahlung zur Zeit des Abjchluffes des Kaufs und am Liqui- 
dationstermin ftattfinden. Erwarten fie ein Steigen der Preife, jo kaufen fie; er- 
warten fie das Fallen verfelben, fo verkaufen fie. Die Wirkungen diefer Käufe und 
Berfäufe auf die Preife bleiben natürlih nicht aus und äußern fih um fo ftärfer, 
je näher der Piguidationstermin beranrüdt. Je nachdem die natürlichen Urfachen 
der Veränderungen der Preife in dieſe künftlihen Käufe und Verkäufe einwirken, 
bringen fie zur Zeit der Piquidation oft frampfhafte Zudungen hervor. Diefe werben 
aber nicht blos von den Spielern, fonvern fie werben von dem handeltreibenden 
und nichthandeltreibenden Publikum mitempfunden. 

Um diefe Wirkungen zu entfernen und zugleih Schäven zu verhüten, melde 
aus dem Börfenfpiel erwachſen, haben die Regierungen verfchievenartige Mafßregeln 
getroffen, um daſſelbe ganz aufzuheben oder doch wenigftens zu beſchränken. Sie 
haben aber dieſes Ziel nicht erreicht, theils weil das Spiel zu innig verflochten ift 
mit der Spekulation, welche durch ſolche Mafregeln gelähmt und ihre wohlthätigen 
Wirkungen hervorzubringen verhindert wird, theils aud weil noch andere Interejien 
als das der Spieler mit demfelben zufammenhängen. — 

Wir haben gefehen, daß das Spiel von denjenigen, welde ſich mit demfelben 
abgeben, ans ihren eigenen Mitteln nicht unterhalten werden kann. Sie bebürfen 
oft Vorſchüſſe von Kapitat gegen Zins und oft Darleihen von Werthen und Waa- 
ren gegen ein Pfand in Geld und „Rüdzinfen”. Diejenigen, welde ihnen dieſe 
Vorſchüſſe machen, jind vie Banker und großen KRapitaliften. Ein Banker fucht 
einen Theil feines Gewinnes in Darlehnen auf „Sicherheiten (©. den Artikel 
Banken). Es kann ihm daher nur erwünfcht fein, wenn ihm gute „Sicherheiten“ 
geboten werben, um fie auf kurze Zeit zu beleihen. Eben fo ift ein Banfer genö- 
thigt, einen Theil feines Kapitals zum Anfaufe won ſolchen „Sicherheiten“ zu ver: 
wenden, welde er als Referve benugt, um fie bei einer herannabenvden „Klemme 
zu verfaufen ober zu verpfänvden. Kann er einen Vortheil ziehen, indem er dieſe 
jeine Sicherheiten gegen Geld- und möglicherweiſe Gelveszinfen darleiht, jo gehört 
e3 zu feinem Geſchäfte, ihn nicht vorübergeben zu laſſen. 

In einer ähnlichen Yag. befinden fi) die großen Kapitaliften. Sie find im 
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Befig von Waaren, Werthen und baarem Kapital, womit fie zugleich Handel und 
Kreditgejchäfte treiben. Ein Banker, welder ſich mit Diskontiren von Wechſeln, 
Darlehnen und ähnlichen Gejchäften befaßt, thut nicht wohl, wenn er ſich zugleich 
in Börjenfpekulationen einläßt; ein Rapitalift aber hat die Aufgabe, fi in vie 
jelben einzulaſſen, venn er zieht feinen Gewinn aus ihnen. Ihm nun vienen bie 
Dörfenfpieler ebenfalls, aber weniger dadurch, daß fie ihm etwas zu verbienen geben, 
als vielmehr dadurch, daß fie ihm über die Lage der Verhältniſſe aufllären. Sind 
bie Börfenfpieler genöthigt, ſich Geld zu verfchaffen gegen Verpfändung von Waa- 
ren und Werthen, fo ift das ein Zeichen, dag die Waaren und Werthe im Preife 
niedrig ftehen; find dagegen die Spieler genöthigt, ſich Waaren und Werthe bor- 
gen zu lafjen, fo ift das Gegentheil ver Fall. Daraus entnimmt der Kapitalift den 
Anhaltspunkt für vie Berechnung feiner Spekulationen. Er wird auf diefe Weife in 
die Lage gefegt, mit VBortheil zu kaufen und zu verkaufen. Allerdings ift vie Unter- 
nehmung des Kapitaliften nicht auf dieſe einzige Betrachtung begründet; aber Nie 
mand wirb leugnen, dag fie ihm von Nugen ift. 

Den Käufen und Verkäufen, welche vie großen Kapitaliften machen, fallen vie 
Spieler, obgleich fie ihnen, gleich den Seevögeln, anzeigen, daß Land in ver Nähe 
ift, häufig zum Opfer. Dura lex, sed lex est. J. €. Glaſer. 


Bourbunen, ſ. Capetinger. 


Braganza. 


Ueber das Königreich Portugal haben ſeit ſeiner Entſtehung drei Dynaſtieen 
regiert: 1. das ächte burgundiſche Haus 10065—1383; 2. das unächte burgundiſche 
Haus 1383—1580 und 3. das Haus Braganza feit 1640 bis jett. Diefe drei 
Dynaftieen ftehen mit einander in engem Zufammenhange, indem vie zweite 
Dynaftie eine uneheliche Yortfegung der erften ift, die dritte Dynaftie Braganza 
aber von der zweiten fognatifch abjtammt und ihr Erbrecht von dieſer herleitet. 
Aus diefem Grunde betrachten manche Genealogen (wie 5. B. F. M. Oertel, ©. 
XXI ver genealogifhen Tafeln) diefe drei Dynaftieen als eine und diefelbe, welche 
fie die burgundiſche nennen; eine Auffaffungsweife, welche deßhalb nicht zuläffig. ift, 
weil der Stammbherr der unächten Burgunder, Joao I., nad feiner eigenen Anficht 
und nad der aller portugiefiihen Publiciften nicht durch Erbrecht, fondern lediglich 
durh die Wahl der Eortes zum Throne gelangte. Als Baftard hatte er 
durchaus fein Erbredt. (Der portugiefiihe Rechtshiftorifer Mello Freire jagt: 
„ Vacuum igitur regnum erat, nova incepit successio in nova linea.“ ) 

T. Die ähbten Burgunder 1095—1383. Das Königreih Portugal ift 
eine jelbftftändig geworbene Abzweigung einer früheren Provinz der Königreiche 
Leon und Gaftilien. Alfons VI., König von Gaftilien, gab im Jahre 1095 feine 
Tochter Therefia dem Grafen Heinrich von Burgund, Enfel Roberts I., Herzogs 
von Nieder-Burgund, zur Gemahlin. Zur Mirgabe erhielt Graf Heinrich vie 
Herrſchaft und den Befis des Yandes zwifchen dem Minho und Douro, das den 
Mauren entriffen war und bereitd den Namen Portugal führte. 

Die damaligen Herzöge von Burgund waren Prinzen von königlich-franzöſi— 
fhem Blute, Royaux de France und Gapetinger. König Robert von Frankreich 
war der Urgroßvater des Stifters der erften portugiefiihen Dynaftie. Somit find 
aud alle Herricher Portugals bis zum Jahre 1383 ächte Capetinger. 

Graf Heinrih von Burgund ſtand zu feinem Schwiegervater in einem ge= 
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wiffen Abhängigfeitsverhältniß, obgleih zur Bezeihnung feiner Herrfchaft bereits 
Ausprüde gebraucht werden, die eher auf vie Stellung eines Souveräns als eines 
Statthalters hinweifen (princeps und princeps patrie Portugalensium, princeps 
noster, regnante Henrico). Almälig trat das ehensverhältmiß immer mehr und 
mehr in den Hintergrund; die Tochter des Königs Affonſo erhielt nah caftiliani- 
fher Sitte den Titel „Königin“; nad dem Tode ihres Gemahls nannte fie ſich 
bereits „Königin von Portugal”. So war Portugal zwar damals nod fein König- 
reich, aber bereits das Reich einer Königin. Der Sohn des burgumdifchen Grafen 
und der caftilianifhen Königstochter, Affonfo, regierte feit 1128 unter dem Titel 
„Infant“, Er vertheidigte die Unabhängigkeit feines werdenden Staates gegen Caſtilien 
und ermeiterte benfelben durch einen glorreihen Sieg Über die Manren bei Durique 
(1139). Auf dem Schlachtfelde jelbft, oder wenigftens bald nad dem Siege, legte 
er fih den Königstitel bei. Affonjo I., der Eroberer, juchte feine neue Königswürde 
auf eine doppelte Weife zu befeftigen: einerfeits indem er fih um die Anerkennung 
dur den Papft bewarb, anderſeits indem er die Beiftimmung der Nation zu feiner 
Erhebung zu erhalten fuchte. 

Im Jahre 1143 verfammelte Affonfo I. zu Lamego den Kern der Nation 
und ließ fi die Königswürde noch einmal feierlic beftätigen. So gab er jeiner 
Macht eine fefte Grundlage und legte zugleich das Fundament zu einer geregelten 
Staatöverfafjung. Mit den Cortes von Lamego feste er die Thronfolgeordnung 
fo wie Beftimmungen über den Adel, das Lehensweſen und die Rechtspflege feft. 
Die Thronfolge wurde, wie in allen Königreihen der pyrenäiſchen Halbinfel, 
fognatifch georbnet; danach werben die Töchter nur von den Söhnen, nicht von 
den andern Gliedern des Mannesftammes ausgefchloffen. Diefe kognatiihe Thron- 
folge hängt mit der Rechtsanſchauung des auch in Portugal tief eingedrungenen 
weſtgothiſchen Volksrechts eng zufammen, welches den Töchtern vor allen günftig 
ift. Die Gefege von Lamego find unter allen drei Dynaftieen maßgebende Norm 
für die Stantsfuccefjion geblieben. 

Die Negierungszeit der Könige der erften Dynaftie ift mit fortwährenden 
Kämpfen gegen die Mauren erfüllt, denen die Portugiefen eine fefte Pofition nad 
der andern entrifjen. Am längften behaupteten fih die Mauren in Algarve. Auf 
die Eroberung diefes Landes waren die Anftrengungen der erften Könige gerichtet ; 
Sancho I. 1185— 1211; Affonſo II., der Dide, 1211—1223; Sancho UI. 1223 
bis 1245; Affonfo III. 1245—1279 lebten in ununterbrocdhenen Kämpfen, bis 
endlich unter Affonfo III. die mauriſche Herrichaft aud in Algarve völlig gebrochen 
wurde (1251). Im Jahre 1263 fand nad langen Streitigkeiten auch eine günftige 
Grenzregulirung mit Gaftilien ftatt; feitvem hat Portugal in feinem europätfchen 
Gebiete Feine mejentlihe Veränderung mehr erlitten. In dieſen Kämpfen mit ven 
Mauren leifteten die geiftlihen Nitterorven dem Königthum wefentliche Dienfte, fo 
die Ritter von St. Jago, vie Ritter des h. Benevift von Aviz und bejonvers bie 
jeit 1318 an vie Stelle des aufgehobenen Templerorvens getretenen Chriftusritter. 

Die beventenpfte Herrfcherperfönlichkeit der ächten burgundiſchen Dynaſtie ift 
Diniz (1279—1325), weldhen fein dankbares Bolf „ven Bebauer, den Geredhten, 
ven Vater des Vaterlandes“ nannte. Mit jcharfem politifhem Blide erfannte er, 
daß Portugals langhin geftredte Yage am atlantiijhen Meere vafjelbe zu Handel 
und Seemadt beftimme. Indem er Häfen anlegte, eine Flotte ſchuf, Hanvelsver- 
träge, beſonders mit England, ſchloß, gab er feinem Volke jene Richtung, deren - 
energiihe Berfolgung es zu Macht, Reichthum und Anfehen unter den Staaten 
Eyropa’s führte, Die Verbindung mit England wurde nod) enger unter Affonfo IV. 
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(1325—1357), welcher überall in die Fußftapfen feines Vaters trat, und auf 
diefer Bahn Portugals Macht immer fejter begründete. 

Unter ven beiven legten Königen aus dem Stamme der ächten Burgunder, 
Pedro dem Strengen (1357—1367) und Fernando (1367—1383) litt Portugal 
viel dur innere Unruhen, durch übermäßige Verſchwendung des Hofs, durch fort— 
währende Kriege mit Gaftilien. Mit Fernando erlofdy die ächte burgundiſche Yinie, 
Seine mit dem Könige Juan von Gaftilien verbeirathete, unächte Tochter wurde 
ausgejchlofjen; vie Gortes erflärten den Thron für erledigt und wählten den Ordens— 
meifter von Aviz, Icho, einen Baſtard Pedro's I., zum König, mit weldem bie 
unächten Burgunder als zweite Dynaftie auf ven Thron kamen. 

1I. Die nnädten Burgunder 1383— 1580. Unter diejer zweiten Dynaftie 
erlebte das portugiefiiche Volk die Periode feines höchften Glanzes; es wurde für 
eine Zeit die erſte jeefahreude Nation, die größte Handels: und Kolonialmadıt. 

Jo&o I. (1385—1435), der ruhmreidhe Gründer der zweiten Dymaftie, er- 
fämpfte ſich durch glänzende Siege die Anerkennung von Seiten Gaftiliens. Nachdem 
er fi von diefer Seite ven Frieden gefichert hatte, wendete fich jein Unternehmungs- 
geift auf ein weiteres Feld, auf das Meer und ferne überfeeijche Yänder. Unter 
feiner Regierung beginnen jene wunderbaren Seeunternehmungen und Entvedungen, 
welhe dem portugiefiihen Volke einen beteutjamen Pla in der Entwidlungs- 
geichichte der Menfchheit zumeifen. Die erfte überfeeijche Eroberung Portugals war 
Ceuta, welches 1415 erobert wurde. Der Infant Henrique, des zweite Sohn des 
Königs Joao, genannt der Seefahrer, entvedte Madeira und die azoriſchen Infeln, 
Das Glück bei diefen erften Serzügen in unbelannte Gewäſſer gab der Phantafie 
und der Thatkraft des portugiefishen Volks einen gewaltigen Schwung, welder 
ein Jahrhundert lang fortwirfte. Es erftanden großartige Helden und Entveder, 
die das Panier Portugals in allen Welttheilen aufpflanzten, Die Nachfolger 
Joä0’8 I. Duarte (1433— 1438), Affonſo V., ver Afrifaner, (1438—1481), 
Joäo U. (1481—1495), vor allen aber der aus einer Seitenlinie entſproſſene 
Manuel ver Große (1495—1521), fohritten auf ver Bahn ihres Vorfahren 
weiter. Unter Manuel dem Großen gelang die Umfchiffung Afrika's und jo lag ber 
Seeweg nad Indien offen. Yiffaben wurde für das 16. Jahrhundert der Hauptfig 
des indiſchen Handels; unter der glänzenden Regierung Manuels wurde das große 
oſtindiſche Kolonialreich gegründet und Brafilien für die Krone Portugal erworben. 
Mit den Moluffen (1529) gewannen die Portugiefen das Monopol des Gewürz— 
bandels, fie eröffneten Handelsverbindungen mit China und Japan, und. Yijjabon 
trat eine Zeitlang an die Stelle der ſinkenden italienischen Handelsrepubliken. Aber 
unter dieſer glänzenden Außenfeite barg fich bereits der Keim zu innerem Verderben. 
Der Geift der Fisfalität und des Monopols hemmte ven freien Aufſchwung bes 
* Handels; beengende Beitimmungen über vie Schifffahrt lähmten die Unterneh- 
mungen der Privaten. Während die hohen Kolonialbeamten und einzelne Privile- 
girte unermeßliche Reichthümer erwarben, verjanf die Mafje in Armuth und Träg- 
heit. Dazu fam der kirchliche Fanatismus, welder die Juden und Mauren aus 
dem Lande trieb, deren rühriger Thätigfeit dafjelbe viel verdanfte. Eine andere 
große Gefahr für Portugal lag in der Verbindung Spaniens mit dem Haufe 
Habsburg, deſſen riefig angewachſener Macht Portugal auf die Dauer nicht zu 
wiberftehen vermod)te. i 

Mit Joko I1., dem Sohne Manuels (1521—1557) beginnt bereits das 
Abfteigen des portugiefiichen Macht. Seine Negierung ift durd Unfälle gegen die 
Mauren, dur innere Händel mit dem Adel und einem Theile des Klerus, durch 
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die Einführung der Inquifition und der Jeſuiten verbängnigvoll "für Portugal 
geworten. Jaäo It. ſah eine zahlreihe Nachkommenſchaft vor fib dahinſterben; 
ihm folgte jein Enkel Sebaftian (1557—1578), ein ſchwärmeriſcher, von einer 
glühenden Imagination irre geleiteter Jüngling, ohne jede politische Befähigung, 
ein gefügiges Werkzeug in ver Hand ver Jeſuiten. Sebaftian fiel auf einem aben- 
teuerlihen Zuge gegen Maroffo. Bon dem Mannesitamme des portugiefifchen 
Königshaufes war allein der altersſchwache Karbinal-Infant Henrigue übrig, unter 
defien Fraftlofer Regierung fich bereits vie verſchiedenen Brätendenten meldeten, 
welche auf die vorausfichtlide Erletigung des Throns rechneten. 

Die beiden wichtigften Prätendenten waren Philipp II. von Spanien, welcher 
feinen Anſpruch tarauf gründete, daß er der älteften Tochter des Könige Manuel 
männlicher Erbe jei umd alſo die Prärogative des Alters und des Geſchlechts für fich 
babe; und die Herzogin von Braganza, für deren ausſchließliches Recht auf vie 
Krone fih alle Rechtslehrer der Univerfität Coimbra erklärt hatten. Die Herzogin 
von Braganza war die Tochter eines Sohnes des Königs Manuel, des Infanten 
Duarte, während Philipp I. nur der Sohn einer Tochter des Königs Manuel war. 
Die Herzogin von Braganza gründete ihr Recht darauf, daß fie als Tochter eines 
Sohnes einer bejjeren Yinie angeböre, indem fie ihren Vater, ven Infanten 
Duarte, vollftändig repräfentire. Wie ihr Bater Philippe Mutter ausgefchloffen 
haben würte, wenn beide noch am Leben wären, fo müßte fie auch ſelbſt den 
König Philipp ausſchließen. Aber das gute Recht der Herzogin von Braganza 
fonnte damals gegen die Waffengewalt Philipps nicht auffommen; nicht die Stärke 
feiner Rechtsgründe, ſondern die Heeresmacht des Herzogs Alba gab ven Ausichlag. 
Die Reihsftände beftätigten Philipp 1581 zu Tomar als König von Portugal 
und veflarirten zugleich feinen Sohn zum Nachfolger. Portugal ftand vom Jahr 
1580 bis zum Jahr 1640 unter fpanifhen Königen. 

Die ſpaniſche Zwiſchenherrſchaft war das Grab ver portugiefifchen National- 
größe; Portugal wurde thatſächlich wie eine Provinz ver Krone Gaftilien behandelt. 

I. Das Haus Braganza. Gegen das umerträgliche fpanifche Regiment 
erhob ſich in Portugal endlich eine ftarfe nationale Reaktion; an der Spige verfelben 
ftand das Haus Braganza. 

Der Gründer des Haufes Braganza war Affonfo, ein natürliher Sohn Joßo's I, 
welcher von feinem Bater zum Herzog ven Braganza erhoben wurde. Auf viefen 
erften Herzog von Braganza folgten: Ferdinand, Ferdinand I., Jakob, Theodoſius, 
Icho. Letzerer vermäblte fi mit der Infantin Katharina, welde im Jahre 1580 
von der ihr gebührenven Staatsſucceſſion durch die Macht Philipps IT. ausge 
ſchloſſen wurde. Ein Enfel viefer Donna Katharina war jener Joäo von Braganza, 
weldher am 1. December 1640 das Banner ver portugiefifchen Unabbängigteit 
erhob. Ohne Witerftand wurde der Herzog von Braganza als Iodo IV. in Ber- 
tugal und deſſen Kolonieen anerkannt. Unverzůglich nach ſeiner Thronbeſteigung 
ſchrieb der König den 28. Januar 1641 einen Reichstag nach Liſſabon aus. Auf 
dieſem Reichötage wurde von den drei Ständen einmüthig ein Manifeſt erlaſſen 
und im Namen des Neichs veröffentlicht, in welchem fie dem Könige von Spanien 
den Gehorfam auffagten und die Gründe darlegten, aus denen fie den Herzog 
von Bragamıa zum König erhoben hatten. Joäo IV. ftieg nicht blos durch Die 
Wahl der Stände, ſondern durch eigenes Erbrecht auf den Thron. 

Ioho IV. erlangte fchnell vie Anerkennung der andern europäiſchen Mächte, 
befonders ter Seemädte, welche man durch Handelskonceſſionen gewann. Endlich 
im Jahr 1668 mußte auch Spanien die Unabhängigkeit Portugals anerkennen, 
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nachdem die Portugiefen unter einem beutfchen Feldherrn, vem Herzog von Schom- 
burg, zwei glänzende Siege tavongetragen hatten. Es wurde durch den Frieden 
der status quo vor dem Jahre 1580 bergeftellt. 

Aber mit der wiedergewonnenen Unabhängigfeit kehrte die alte Macht und 
Handelsblüthe nicht wieder zurüd. Allmälig wurden die Bortugiefen- in Indien auf 
die Gebiete von Goa und Din befhränft, dagegen gewann Brafilien eine immer 
größere Bereutung, wo die Minen für edle Metalle und die Diamantgruben ent- 
dedt wurden. — Immer enger wurde die Verbindung Portugal® mit England 
unter dem Haufe Braganza, welches fih ganz von ver engliichen Bolitif abhängig 
machte, um in England einen Schu gegen die wachſende Macht ver aud in 
Spanien zur Herrihaft gelangten Bourbonen zu finden. 

Auf IoAo IV., den erften König aus dem Haufe Braganza, folgte im Jahre 
1556 jein ältefter Sohn Affonſo VI., ein völlig unfähiger Regent, der zu involent 
zu eigener Bermaltung, ſich ganz feinem Günftlinge, dem Grafen von Gaftel- 
Melhor überließ, bis er von feiner eigenen Gemahlin umd feinem Bruder Pedro 
der Regierung entjegt wurde (1667), Doch nahm letzterer erft nad dem Tode 
feines Bruders wirflid) den Königstitel an. Pedro II. war nicht ohne Klugheit 
und erntete hie und da manche Fleine Vortheile, aber auch er verftand es nicht, 
eine neue Blüthe des Reichs herbeizuführen. Ihm folgte fein Sohn Joäo V., ein 
Werkzeug in der Hand von Günftlingen und Beihtvätern. Obgleih Portugal im 
Utrechter Frieden einige Territorialvergrößernungen erhielt, jo janf unter viefer lang- 
jährigen Regierung das politiſche Anſehen diejes Staates immer mehr. Der König, 
geiftesihwah und epileptiichen Krämpfen unterworfen, wurde von feinem Premier- 
minifter, dem Kardinal Amotha, völlig geleitet. Umter ihm wurden die Kräfte des 
Reichs für Klofterbauten und übermäßige Dotation der kirchlichen Pfründen vergeudet. 
Maploje Opfer forderte befonders die Lieblingsivee dieſes ſchwachen Könige — die 
Errichtung eines Patriarchats zu Liſſabon. Diefe hohe geiftlihe Würde wurde der 
päpftlichen jelbft nachgebildet und mit einem Glanze umgeben, welder alle andern 
Kirchenwürden überftrablen ſollte. Auch das hohe Patriarchalkapitel wurde vom König 
Jodo V. auf das umverhältnigmäßigfte ausgeftattet. Durch derartige Beftrebungen 
verdiente ſich dieſer König im Jahre 1749 das Präpifat: el Rey fidelissimo, 
allergetreuefte Majeftät, ein von da an allen portugiefiihen Königen beigelegter 
Titel. Auf Joßo V. folgte fein Sohn Joſeph I. Emanuel, welder weder an 
Geiftesgaben noch an Thatkraft feinen Vater übertraf, aber in Pombal (f. 
d. Art.) einen Staatsmann von hervorragender Begabung fand, deſſen durch— 
greifende und rüdfichtslofe Reformen indeſſen keinen bleibenden Erfolg hatten. Der 
König Joſeph Emanuel hatte feine Söhne, wohl aber vier Töchter. Er erflärte 
die Ältefte, Donna Maria Franciska Jfabella, in Ermangelung eines Sohnes zur 
Prinzeffin von Brafilien und Kronerbin. Joſeph ftarb 1777; ihm folgte feine 
ältefte Tochter Donna Maria als regierende Königin. Diefes Ereignif ift deß⸗ 
halb jo merkwürdig, weil Donna Maria die erjte regierende Königin von Por— 
tugal feit dem Urjprunge des Reichs war, aljo in einem Zeitraum von 638 Jahren. 
Obgleich das Erbredt der Töchter feit ven Gefegen von Lamego in allen Teita- 
menten der Könige und ven verfchiedeniten Staatsaften unbedingt anerfannt war: 
jo hatte fih doch nie eine Gelegenheit zur Ausübung viefes Nechtes geboten. Um 
die Krone dem Mannesftanıme des Haufes Braganza zu erhalten, war Maria als 
Thronerbin mit ihres Vaters Bruder, Dom Perro, vermählt worden. Ungeachtet 
er des veritorbenen Königs Bruder war, erhielt er erſt ven königlichen Titel, 
nachdem die Königin in gewöhnlicher Weije ausgerufen worden war, Dom Pedro 
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ging und ſaß bei dieſer Feierlichkeit der Königin zur Linken und ſchwur ihr wie 
die andern Großen den Huldigungseid. 

Von den Kindern der Königin Maria blieb nur ver einzige Infant Joſlo 
(nachher König Ioho VI.) am Leben, welder bei der Geiftesfranheit feiner Mutter 
ſchon 1792 die Regentſchaft übernommen hatte, 1796 als Souverän ausgerufen 
worben war, aber erjt nach dem Tode feiner Mutter (1816) ven Titel eines Königs 
von Portugal annahm, 

In die Regierungszeit diefes Königs fallen jene riefenhaften Erſchütterungen 
der franzöfiihen Revolution und der Napoleonifchen Kriege, melde auch auf bie 
Gefchide des Haufes Braganza den größten Einfluß übten. Ungeadytet der brin= 
gend erjtrebten Neutralität gerieth Portugal in Kampf mit Frankreih und feinen 
Verbündeten. Napoleon bejegte im Jahr 1807 Bortugal; am 25. November 1807 
Ichiffte fich die ganze füniglibe Familie nad) Brafilien ein, wo fie 13 Jahre lang, 
bis zum 6. April 1821 verblieb. Hiervurd gab das Haus Braganza das erite 
Beifpiel eines längeren Aufenthaltes einer europäiſchen Dynaftie außerhalb viefes 
Erdtheils. — Nachdem Portugal durch den erften Frieden von Paris in feinen 
alten Grenzen wieder bergeftellt war, fühlte ſich die portugiefifche Nation durch bie 
Entfernung des Hofes tief gefränft und konnte den Gedanken nicht ertragen, von 
einer ehemaligen Kolonie aus regiert zu werden. Im Jahre 1820 brad ein Auf- 
ftand aus, welcher den König nöthigte, von Brafilien zurüczufehren und eine jehr 
demofratifche Konftitution anzuerkennen, deren Vorbild die fpanifche Eortesverfaffung 
war, Dieje Verfaffung hatte aber ein kurzes Leben; denn am 10. Oftober 1822 
feierlih angenommen und beſchworen, wurde fie bereits im neunten Monate ihres 
Beſtehens vom Könige Jodo VI. wieder aufgehoben. 

3oäc VI. ftarb am 10. März 1826; er hinterließ zwei Söhne: 

1. Dom Pedro, ven älteften Sohn. Diefer Prinz war im Jahre 1821, 
als die Königliche Familie nad Europa zurüdtehrte, als Regent in Brafilien zurüde 
geblieben, war aber bereits am 12. Oftober 1822 genöthigt worden, fich als Kaifer 
von Brafilien proflamiren zu lafjen, um dieſes Land feiner Dynaſtie zu erhalten. 
Im Jahre 1825 wurde er von feinem föniglihen Vater als Kaifer von Brafilien 
anerkannt. Diefer Fürft war nad dem Recht ver Erftgeburt und nach verſchiedenen 
ausdrücklichen Grllärungen feines Vaters Thronerbe der Krone Portugal. 

2. Dom Miguel, den zweiten Sohn. Diefer Prinz hatte im April 1824 
fi) gegen jeinen eigenen Vater empört und den König und feine Minifter ihrer 
Freiheit zu handeln beraubt. Die fremden Gefandten mußten den König gegen 
feinen eigenen Sohn befhügen. Dom Miguel wurde zu einer Reife nach Defter- 
reich genöthigt, wo er mehrere Jahre in einer Art von Verbannung lebte, 

Bei dem Tode JoAo’s VI. waren feine beiden Söhne abweſend; Dom Pedro 
wurde nicht nur im ganzen Lande, fondern aud von allen Kabinetten Europa’s 
als legitimer König von Portugal anerkannt. Die NRegentfchaft wurde im Namen 
Dom Perro’s inftallirt, die Prinzeffin-Regentin vollzog alle Negierungsafte im 
Namen ihres Faijerlihen Bruders. Als Dom Pedro tie Nachricht vom Tode feines 
Vaters und vom Anfall der Krone Portugal erhielt, löste er feines Vaters altes 
Verſprechen und gab der portugiefifhen Nation am 19. April 1826 eine Charte, 
die jogenannte Carta de Lei, bejtätigte fürs erfte die von feinen Bater angeord- 
nete Regentſchaft, verzichtete aber bereits am 2. Mat 1826 bedingungsweiſe 
auf die Krone von Portugal zu Gunften feiner älteften Tochter Maria da Gloria. 
Die Bedingung war, daß fih die minderjährige Prinzeffin Donna Maria mit 
ihrem Obeim, dem Infanten Dom Miguel, vermählen, daß aber die Prinzeffin 
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Braſilien nicht früher verlaſſen follte, bis die von Pedro gegebene Verfaſſung in 
Portugal befhworen und die Bermählung abgeſchloſſen worben wäre, Zugleich 
wırde Dom Miguel unter der Beringung, daß er die Charte anerkennen und 
beſchwören würde, von feinem Bruder zum Regenten beftinmt. Dom Miguel be- 
ſchwor am 4. Dftober 1826 die verfafjungsmäßige Charte unbedingt und obne 
Borbehalt zu Wien, verlobte fih am 29. Dftober per procurationem mit feiner 
Nichte Donna Maria, begab fi hierauf nah Portugal, wo er am 22. Februar 
1828 anlangte, die Charte nochmals am 26. Februar inmitten der Gortes feierlich 
beſchwor und die Regentichaft übernahm, welche ihm durch die Verfügung feines 
Bruders vom 3. Juli 1827 übertragen war „nad der Verfaſſung bis zur Boll 
jährigfeit der Prinzeffin Maria”. Kaum hatte er aber die Regentichaft übernommen, 
jo brach er feine Eive, feine heiligften Pflichten gegen feinen faiferlihen Bruder 
Dom Pedro, gegen feine Nichte Maria, deren Rechte auf den portugiefiichen 
Thron er vorher ſtillſchweigend und ausprüdlich zu wiederholten Malen anerkannt 
hatte, Er ftürzte eine Verfaſſung ohne jeven Rechtsgrund um, melde er einige Tage 
vorher feierlich befhworen hatte; er mißbrauchte die ihm vertrauensvoll übertragene 
Stellung eines Regenten, um eine Arone zu ufurpiren, die nicht ihm, jondern 
feinem erftgebornen Bruder und feiner Nichte Maria da Gloria gehörte. Um aber 
diefer Ufurpation wenigftens einen Schein des Rechts zu geben, rief er bereits 
am 3. Mai feine Partifanen unter dem Namen „ver alten Cortes von Lamego“ 
auf den 23. Juni zufammen. Diefe erklärten am 25. Juni 1828 ven Kaijer 
Dom Pedro feines Thronrechtes für verluftig und Dom Miguel für ven recht: 
mäßigen Nachfolger Jodo's VI., worauf Dom Miguel am 30. Juni dieſen Be- 
ſchluß der fogenannten Cortes janktionirte, die königlihe Würde annahın und die 
Charte aufbob. 

Selbft viefe offenbare Ufurpation, dieſe Verhöhnung aller Grundſätze ver 
Ehre und der Moral, ſuchte fih in den Mantel des Rechts zu hüllen. Der 
Ufurpator berief fid „auf die Grundgeſetze des Reichs, auf welde ver Thron 
geftügt“ fei, er berief fih auf ven unmittelbaren Uebergang ber Krone 
auf ihn von feinem föniglihen Vater Jo&o VI. Dod war Dom Miguel nur der 
zweite Sohn und Dom Pedro der Thronerbe nad) dem Rechte ver Erftgeburt, 
welches in jeder Erbmonarchie ein unverbrüchliches Grundgefeg ift. Wollte Dom 
Miguel daher nur einen Schein des Rechts für fi haben, jo mußte er vor allem . 
nachweiſen, daß fein erftgeborner Bruder auf die Krone verzichtet habe oder 
feines Thronfolgerechts verluftig gegangen fei. Bon diefer Geite ſuchte man mit 
fophiftifhen Gründen das gute Recht, die anerkannte Yegitimität Dom Pedro's 
anzugreifen, . 

Die Anhänger Dom Miguels ftellten nämlid den Satz auf, daß Dom 
Pedro durch Annahme der fouveränen brafilianiihen Kaiferfrone ein ausländi— 
jher Fürſt geworben fei und fomit fein Recht auf den portugiefiihen Thron 
ohne weiteres verwirft habe. Diefen Sat juchten fie durch eine falſche Auslegung 
des Iamegiihen Geſetzes zu rechtfertigen. Allein die Cortes von Yamego verbieten 
nur, daß das Königreich Portugal in fremde Hände gerathe; fie verbieten aber 
nit, daß ein König von Portugal neue Staaten zu feinem Königreide hinzu 
erwerbe. Vielmehr bietet die portugieſiſche Geſchichte ſchlagende Gegenbeweife, indem 
verfchiedene portugiefijhe Monarchen ungehindert zu gleicher Zeit über fremde 
Länder regiert haben. Uebrigens kann vie brafilianifhe Krone nicht einmal als eine 
fremde bezeichnet werben, denn Brafilien bildete bis zu feiner Unabhängigfeits- 
erflärung einen integrirenden Theil des portugiefifhen Stantenfompleres; es war 
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fein Ausland, jondern ein poriugiefiiches Kronland, wie ſchon der regelmäßige 
Titel des Kronprinzen „Prinz von Brafilien” andeutet. Selbjt als Joho VI. vie 
Unabhängigkeit Braſiliens anerfannte, erklärte er ausprüdlih, „daß dem Prinzen 
Dom Pedro fein Thronfolgerecht in Portugal unverlegt rejervirt werbe”, was ſich 
übrigens von ſelbſt veritand. 

Ja, Dom Miguel gerieth durd jeine Ufurpation mit feinen eigenen Grflä- 
rungen in ftärfften Widerſpruch, indem er wiederholt und feierlich das Erbrecht 
ſeines Bruders anerfannt hatte („em quem unicanıente contemplo o legitimo 
Soberano*). — So wenig Dom Miguel einen Rechtsgrund für fi hatte, wußte 
er fih doch mit Hilfe eines furchtbaren Terrorismus eine Zeitlang zu behaupten. 
Furchtbar Laftete feine blutige Schredensherrihaft auf ver unglüdlihen Nation. 
Da entſchloß fih endlich Dom Pedro, nad) Entjagung feiner brafilianiichen Krone, 
ven Kampf. für feine Tochter jelbft in Europa zu leiten, um (wie er in dem 
Manifefte vom 2. Februar 1832 erklärte) „vie legitime Regierung ver Königin 
Maria II. wieder herzuftellen". Nad langem Kampfe wurbe der gerechten Sache 
ver Sieg beſchieden. Am 23. September 1833 hielt Maria IL pa Gloria ihren 
feierlihen Einzug in Liſſabon. Dom Miguel fapitulirte zu Evora und ſchloß am 
26. Mai 1834 zu Evoramonte die Uebereinkunft, in 14 Tagen Portugal zu verlafjen, 
nicht mehr nach Portugal und Spanien zurüdzufehren und ſich mit einem Jahrgehalt 
von 375,000 res, zu begnügen. Er bekräftigte noch diefen Vertrag am 29. Mai 
durch eine eigenhänbige Erklärung, fih weder direft noch inbireft in vie portugie- 
fifhen Angelegenheiten einzumijchen. Aber gleich nach feiner Ankunft auf der ita- 
lieniſchen Küfte proteftirte Dom Miguel am 24. Juni 1834 gegen biefen Bertrag 
und legte ferneren Einſpruch gegen alle Anordnungen und Beränderungen ver 
gegenwärtigen Regierung ein; ein Ginjprud ohne alle rechtliche VBereutung, da 
er von einer Perjon ausging, welche nur eine wiverredtlid ufurpirte Gewalt 
verlor, nie aber ven geringften Rechtstitel auf die Krone Portugal gehabt hatte. 

Seit diefer Zeit lebt Dom Miguel im Auslande. Derſelbe ift feit 1851 
vermählt mit der Prinzefjin von Yöwenftein-Wertheim-Rochefort. Aus viefer Ehe 
find bereits zwei Töchter und ein Sohn hervorgegangen. Die von diefem Prinzen 
von Zeit zu Zeit aufgefriſchten Prätenjionen find eben jo rechtlos als ohnmächtig; 
denn die Dynaſtie Maria’s II. wurzelt feit im Boden des Rechts wie in der 
Anhänglichkeit des portugieſiſchen Volks. 

Nach der Befiegung des Ufurpators ließ jih Dom Pedro die Wiederherftel- 
lung ver Berfafjung von 1826 vor allem angelegen fein, vie Cortes wurden von 
ihm bereits 1834 eröffnet und er von vbenjelben als Regent während der Minver- 
jährigkeit feiner Tochter ®beftätigt. Die Charte von 1826 fett im 4. Kapitel die 
Thronfolge folgendermaßen feft: „Art. 86. Die Königin Donna Maria II. von 
Gottes Gnaden und durch die fürmlide Abdankung und Abtretung des Herrn 
Pedro I., Kaifers von Brafilien, wird immer in Portugal herrſchen.“ „Art. 87. 
Die legitimen Nachkommen berfelben werden auf dem Throne nad) Ordnung der 
Grftgeburt folgen, jo daß immer vie ältere Linie der jüngeren, in derſelben Linie 
per nähere Grad dem entfernteren, in bemjelben Grade das männliche Geſchlecht 
dem weiblihen und in demſelben Geſchlecht vie ältere Perfon ver jüngeren vorge- 
zogen: werde." 

Da die Defcendenz Donna Maria’s fowohl durd die alten Reichsgeſetze wie 
durch die neue Charte zunächft zur Thronfolge berufen war, fo gab es für vie 
Sicherung der Erbfolge feine wichtigere Angelegenheit, als die VBermählung ver 
jungen Königin. Am 12. September wurde dem Negenten von den Cortes das 
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Recht eingeräumt, nach freier Wahl einen Gemahl für feine königliche Tochter zu 
beftimmen. Die Wahl fiel auf Auguft Herzog von Leuchtenberg, weldyer ſich bereits 
am 1. December 1834 durch Profuration, am 26. Januar 1835 in Berfon mit 
der Königin vermählte. Diefer Prinz ftarb aber bereits am 28. März 1835, ohne 
Portugal und jeiner königlichen Gemahlin einen Thronfoiger gefhenkt zu haben, 

Mit der Zuftimmung der Gortes oder vielmehr auf deren ausprüdlich aus- 
geiprochenen Wunfd trat die junge Königin in eine zweite Ehe, und zwar mit 
dem Rrinzen Ferdinand von Sachſen-Koburg, älteftem Sohn des Herzogs Ferbi- 
nand von Sachſen-Koburg und der Fürſtin Antoinette von Cohary, durch Proku— 
ration am 1. Januar zu Wien und perjünlid am 9. April 1836 zu Liſſabon. 
Dieje Ehe war mit einer blühenven Nachkommenſchaft gejegnet, welche ver Thron- 
folge Sicherung und Stätigkeit für die Zukunft verfpridt. Am 16. September 
1837 wurde der Kronprinz Dom Pedro von Alcantara geboren, welder jest als 
Dom Pedro V. den Thron beftiegen bat. 

Mit dem am 15. November 1853 erfolgten Tode der Königin Donna Maria 
da Gloria und der Thronbefteigung des jugenplichen Königs Dom Pedro, welcher 
fein Bolt zu den ſchönſten Hoffnungen berechtigt, hat nah deutiher Auffaffung 
eine nene Dynaftie, das Haus Sachſen-Koburg-Gotha, ven Thron beftiegen, 
indem nach deutſcher Anficht die Kontinuität einer fürftlihen Familie nur durch 
den Mannsjtanım gewahrt wird. Dagegen wird in allen Ländern der fognati= 
ſchen Thronfolge als eine nothwendige Konjequenz die rechtliche Auſchauung feit- 
gehalten, daß auch durch Prinzefjinnen, alfo durch kognatiſche Succeifion, die 
Kontinuität der Familie erhalten werde. So kann ftaatsrechtlih genommen aud in 
Portugal nur die mit der fognatifchen Thronfolge nothrvendig verbundene Auffaj- 
fung entfheiden, welde in Dom Pedro V. ven ächten Sohn des Haufes 
Braganza erblidt. j 

Das Haus Braganza herrfcht außerdem noch über ein aufereuropäifches Reich, 
das Kaiferthbum Brafilien. 

Wichtige politifche Gründe beftimmten Dom Pedro, ven Vater Maria’s II. 
da Gloria, zur Löſung der Perjonal-Union der beiven Reihe, von denen feines 
auf die Gegenwart des Souveräns im eigenen Lande verzichten wollte. Während 
er zu Guuſten feiner älteften Tochter auf Portugal refignirte, bewahrte er feinen 
einzigen Sohn für die Thronfolge in Brafilien auf. Diefer gelangte nad) der 
Entjagung feines Baters vom 7. April 1831 als Dom Pedro II. zum Throne 
und übernahm am 30. Juli 1840 die Regierung in Perfon. Der Kaifer von 
Brafilien ift feit 1843 vermählt mit einer Prinzejfin von Neapel. Aus viefer Ehe 
find zwei Prinzeffinnen entjprungen, welde die nächſten Rechte auf vie Thronfolge 
haben, jo lange fein Prinz am Yeben ift, da man auch in Brafilien ‘dem natio- 
nalen Grundfate der fognatifhen Thronfolge tren geblieben: ift. 

Um die Trennung Brafiliens von Portugal noch ficherer zu ftellen, wurbe 
von der gefeßgebenden Gewalt Brafiliens 1835 feitgejetst, daß wenn Dom Pedro II. 
ohne Kinder verfterben follte, die Erbfolge nit auf die ältere Schwefter, die 
Königin Maria II. von Portugal, jondern auf vie zunächſt folgende Infantin 
Donna Januaria (geboren am 11. März 1822) übergehen jollte. 

Das Haus Braganza ift die einzige europäifhe Dynaſtie, von welder ein 
Zweig feinen bleibenpen Sig außer Europa genommen hat und ein außereuro— 
pãiſches Reich als Hauptland regiert. Hermann J. FJ. Schulze. 


14 * 


212 Srähmanismus. 


Brähmanismus. 


Der Brahmanismus iſt die ausgebildetfte Hierardie, d. i. Verſchmelzung 
von Staat und Kirde, von der die Weltgefchichte Kunde hat. Nirgenpwo jonft, 
in der alten oder neuen Welt, haben vie Priefter fi zu einer fo unbebingten 
Herrihaft über die andern Klaſſen ver Gejellihaft zu erheben gewußt, und ſich 
trog aller äußeren und inneren Kriſen darin jo lange behauptet, als in Indien, 
wo biejelbe befanntlid noch jet faft unerſchüttert daſteht. — „Zweierlei Götter 
giebt es, die Götter im Himmel und die Götter unter den Menfchen, nämlich 
die vedakundigen Brühmanen“ — jo lautet der ftolge Spruch bereit$ in der nod 
zum Beda felbft gehörigen Grklärungsliteratur, und diefem Sage gemäß find alle 
Einrichtungen des brähmaniihen Staatslebens geordnet. Die Perfon des Bräh- 
manen ift umverleglid, heilig: die gröbßften Vergehen und Sünden bürfen von 
Seite des Staates nur durch Geld over Yanbesverweifung an ihm geftraft werben; 
er ift der geborne Lehrer und Priefter, dem alle andern nur mit Ehrerbietung 
und Schen fi nahen dürfen. Den Angehörigen ver unterften Klaffen ift fogar 
dies nicht verftattet, jondern fie müſſen ſich fernhalten, um durch ihren Anblid 
ihm nicht zu verunreinigen; Berührung eines Brähmanen durch fie, oder jelbft nur 
des ihm gehörigen Sitzes ift ein ftrafbares Vergehen, das fogar bei gefteigertem 
Grade mit Lebensftrafe geahndet wird. Ä 

Diefer bevorrechteten Stellung des Brähmanen entſprechen nun freilich an- 
dererfeits aucd nicht weniger ftrenge Anforderungen und Pflichten, Sein Leben foll 
möglichft ein geiftiges, der Vedalunde und dem Willen von dem Wirken ver 
Götter wie ihrer Verehrung geweihtes fein: jeden unreinen, irdiſchen Gedanken 
foll er von ſich abwehren, ftets als ein Mufter der gefeglichen Heiligkeit daftehen, 
und etwaige Verſtöße dagegen mit der härteften Strenge an fich felbft beftrafen. 
Bon der Geburt an bis zum Grabe begleitet ihn eine Kette von Vorſchriften, 
deren Beobachtung eine tete Aufmerkſamkeit erfordert. Nirgendwo hat fi das 
religiöfe Bedürfniß des Menſchen jo ausſchließlich über alle andern zur Herrſchaft 
erhoben, als hier, Gebet und Opfer reiht fih an Gebet und Opfer faft den 
ganzen Tag hindurch. Kein Borfommnig des gewöhnlichen Yebens giebt es wohl, 
für welches nicht eine beftimmte Liturgie mit den allerfpeciellften, peinlichit genauen 
Vorſchriften feitgefegt wäre. Das Individunm gebt faft ganz auf in. biefen ihm 
unbedingt durch feine Geburt auferlegten Gebräuden und Niten. 

In gleicher Weife find auch die übrigen Klaſſen des Volkes an ganz beftinmte 
Ordnungen gebunden. Der Kriegerſtand zunächſt, aus welchem aud die Könige 
hervorgehen, genießt ungemein große Vorrechte über den dritten Stand, den ber 
fogenaunten Vaigya, d. i. angefiebelten Aderbürger, wie dieſer wieder über bie 
jogenannten Cüdra, die eigentlihen Handwerfer, denen ſich dann noch als unterjte 
Stufe eine große Zahl verjchievener Miſchkaſten, wie Hirten, Jäger, Fifcher und 
dgl. anfchliegen. Die verachtete und troftlofe Stellung, welche dieſe legtern in dem 
brahmaniſchen Staatsſyſtem einnehmen, bildet in ihrer Unmenjchlichkeit und Härte 
einen jo jchmeidenden Kontraft gegen die göttlide Würde der erften Kafte, wie 
derjelbe nur etwa in den Sklavenftaaten Nordamerifa’s eine Art Analogie finden 
mag. Und bier, wie dort, find es gleiche Gründe, welche daſſelbe Refultat hervor: 
gerufen haben, die Berfchievenheiten nämlich und die Antipatbieen der Rafje und 
des Blutes. 

Eine Hare Anſchauung hierüber, wie über die hiſtoriſche Entwidlung des 
brahmanifhen Staatsthums überhaupt, ift uns erſt feit Kurzem geworben, feit 
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wir nämlih mit Hülfe der vebifchen Lieder vaffelbe bis in feine Anfänge hinauf 
verfolgen gelernt haben. Diefe Lieder, einer der koſtbarſten Ueberrefte des Alter— 
thums, führen uns durch die in ihnen: enthaltenen geographifhen Angaben als 
Bedingung für ihre Abfaffung in eine Zeit zurüd, wo das Bolf der indifchen 
Arier noch gar nicht in Indien felbft, fondern noch an der nordweſtlichen Grenze 
Indiens, im Pendſchab, an ven Ufern des Indus und feiner Nebenflüffe feine 
Wohnſitze hatte. Von da aus vermögen mir die allmählige Einwanderung und 
Ausbreitung derfelben über Hindoftan und das ſüdliche Indien, wie ſchließlich auch 
den indifchen Archipel und zum Theil Hinterindien, in den literarifchen Dokumenten 
mit faft vollftändiger Sicherheit zu verfolgen, und Hand in Hand damit aud) die 
Entjtehung, das Wahsthum und die Bollendungr des brahmaniſchen Staatsthums. 
In den vediſchen Liedern findet noch durchaus feine weitere Scheidung zwifchen 
ben verſchiedenen Gliedern des arifchen Volkes ftatt, als folhe, die ſich überall 
naturgemäß durd größeren oder geringeren Beſitz und dgl. ergiebt. Die einzelnen 
Gefchlehter und Stämme ftehen unter ihren patriarchaliſchen Oberhäuptern, übri- 
gens als ſolche in häufigen Beutefehden mit einander. Jeder Hausvater ift Prie- 
fter in feinem eigenen Haufe, zündet felbft in Gemeinfhaft mit den Seinigen den 
ſymboliſch als Götter verehrten Naturfräften das heilige Opferfeuer an und fleht 
zu ihnen um Segen für fich felbft, feine Familie, feine Heerden und Saaten, um 
Unfterblicheit als Lohn für feine guten Thaten und um VBerfhonung mit den 
ſchädlichen Gewalten viefer Naturfräfte, die er bittet, von ihm weg auf feine 
Feinde zu richten. Nur für größere Feierlichkeiten, Stammesopfer und dgl., 
fcheinen die befonders damit Betrauten als Vertreter der Gefammtheit dazuftehen, 
und von der fFreigebigfeit der Meinen Fürften und Könige den Lohn für ihre 
Leiftungen zu erhalten, wofür fie dann im frifhem Dankesgefühl ein naives Lob- 
lied anftimmen, wie uns mehrere vergleichen noch erhalten find, 

Dei dem Weiterziehen aber in die Fremde ändert fich dies Bild vor unfern 
Augen. Man traf in Imdien auf Ureinwohner zum Theil fhmwarzer, zum Theil 
branner Farbe, die auf der niedrigften Kulturftufe ſtanden, wie fit ſich nod bie 
jetzt dafelbft bier und dort fo erhalten haben, und die dadurch in dem geiftig be 
wegten, befanntlid der weißen Raſſe angehörigen Arier einen ethiſchen Widerwillen 
erregten, der zugleich wohl aud geradezu ein phyſiſcher gemefen fein mag. Dieſe 
Stämme mußten unterjoht werben, und bei ihrer wilden Kraft, bei der großen 
numerifchen Weberlegenheit verfelben über ihre einwandernden Beſieger hatten die 
legtern alle Anftrengung und Araft aufzubieten, um diefe Unterjohung zu einer 
dauernden zu machen. Die größte Koncentration auf ſich jelbft, das möglichſte 
Fernhalten aller Vermiſchung, der bärtefte Drud nad) unten war Piefen damit 
dur den Trieb der Selbfterhaltung als ver einzige Weg angewiefen, auf welchen 
ihr neues Staatsthum fich entwideln konnte. Bei der tiefen, ächt Findlichen Reli— 
giofität der Arier trat ferner, gegenüber den ringsum von außen drohenden Ge- 
fahren, das Gefühl ver Abhängigkeit von dem Schutze der Götter, der Wunſch 
fi) denfelben möglichft ficher zu verfchaffen, viel lebendiger als in den früheren, 
im Verhältniß dazu fo viel ftilleren, frieblicheren Sigen hervor. Der überwälti- 
gende, erfchlaffende Ginfluß des neuen Klima's erfticdte zudem die alte, natur: 
wüchfige Kraft, die wohl gar eine Gegenfeitigfeit in den Verdienſten der Götter 
und Menſchen um einander beanfpruct hatte! Mit vem Berürfnig einer innigeren 
Gemeinfhaft An der göttlichen Hülfe ftieg dann natürlich auch der Werth und vie 
Wichtigkeit der Opfer, welche dieſelbe zu verfchaffen im Stande waren, jo wie 
Derer, welche vie alten heimathlihen Gebräuche dabei am treueften inne hatten, 
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fih auf die Kenntniß derfelben und der dazır gehörigen Lieder am Beften ver- 
ftanden oder zu verftehen vorgaben, der Träger alfo des altwäterlihen Herkom- 
mens, der Priefter, oder, wie fie fih nunmehr bereits zu nennen beginnen, ber 
Brahmana, d. i. Gebetkunvigen (von brahman, das Gebet, eigentlih „Wachs- 
thum, Stärkung“). Der Eigennutz lehrte die Betreffenden bald, auf weldem Wege 
fie weiter vorzufchreiten hätten. Die Kenntnif der alten Lieder und Gebräuche 
ward nunmehr ausfchließlih nur in ihren Familien weiter gepflanzt, ward erblich, 
und mit jever Generation erweiterte fi dann von jelbft der Umfang und ver 
Inhalt ihres Einfluffes und ihrer Stellung, bis fie zulegt eben zu der im Ein— 
gange bezeichneten abergläubifchen Höhe gelangten, wo fie nit mehr blos als 
Vermittler zwifchen Göttern und Menfhen, ſondern fogar als die leibhaftigen 
Repräfentanten des Göttlihen, als die irdiſchen Götter felbft daftehen. Nach dem 
Grundſatze: divide et impera, und von den äußeren Verhältniffen getragen, lern= 
ten fie bald auch ferner unter dem fibrigen arifchen Volke eine weitere Spaltung 
zu begünftigen, welche zumächft fi darin von felbft bilvete, indem nämlich ver 
kriegerifche Theil vefielben, auf weldem vorzüglich ver Schu des ganzen Staats- 
thums vor den Angriffen der Ureinwohner beruhte, die fönigifhen und abligen 
Geſchlechter alfo, über dem Nefte, den eigentlichen Anfiedlern und Landbauern, eine 
ebenfo bevorzugte Stellung ſich errang, wie fie biefen wieder im Verhältniß zu 
den unterjochten Ureinwohnern cher den durch geſchlechtliche Mifchung mit biefen 
entftehenden Mifchkaften zufam. Das gegenfeitige VBernehmen diefer vier Klaſſen 
ward dann im Verlauf im Intereffe und vurd die Fürforge ver Brähmanen wie 
der Königifchen im den genaneften Ginzelnheiten fyftematifch feitgeftellt, und bie 
ftrifte Beobachtung diefer geſetzlichen Vorſchriften blieb der einzige Weg, auf wel— 
chem ein Jeder feine eigene Tugend und Tüchtigkeit bewähren konnte, 

Irgendwelche hronologifhe Beftimmung über den Zeitraum anzugeben, welcher 
erforderlich gemefen tft, um fo gewaltige Beränberungen hervorzurufen, wird wohl 
fir immer unmöglid bleiben, Wir können indeß in gleiher Weiſe auch vom reli= 
gions- und vom ſprach-geſchichtlichen Standpunkt aus wenigftens eine innere Chrono» 
logie verfolgen, die uns hier wie dort zu der Annahme führt, daß ein Jahrtauſend 
ſchwerlich als eine zu hohe Zahl dafür erfcheinen fan. Da wir nun mit Beftimmt- 
heit willen, daß zur Zeit Buddha's, deſſen Yeben etwa das fehste Jahrhundert 
vor Chriftus ausfällt, das brahmaniſche Staatsthum in feinen Ertravaganzen bes 
reits vollitändig ausgebildet war, infofern er eben als ein Reformator dagegen 
auftritt, jo werden wir für die Zeit, in welcher die Arier noch erft am Indus 
anfäffig waren, etwa in das 16, Jahrhundert v. Chr. geführt, eine Annahme, 
mit welcher auch einige fonftige Punkte ftimmen, zum Theil aftronomifdhen, zum 
Theil hiſtoriſchen Inhaltes, wie 3. B. der Handel der Phönicier zu Salomo’s Zeit 
nach Ophir, dem Lande der Abhtra an der Inbusmündung, von wo, fomohl 
durch die Namen der betreffenden Handelsgegenſtände, als durch die Art derjelben, 
bezeugt wird, damals bereits ein arifcher Kiüftenhanvel mit Malabar im Gange 
gewefen fein muß. Die Berichte der Griechen aus Aleranders Zeit zeigen uns das 
brahmaniſche Staatsthum bereits über ganz Hindoftan und einen großen Theil des 
Defhan ausgebreitet. Die einheimifchen großen Epen ſchildern uns zum Theil dieſe 
Ausbreitung felbit in mythiſchem Gewande. 

Der gefährlichfte Feind, den das Bräbmanenthum je gehabt bat, ift ver 
Buddhismus, der in der That auch eine Zeit lang daffelbe zu unterbrüden im 
Stande gewefen wäre. Aber theild durch die eigene Reinigung und in Folge davon 
Konjolidirung, die es durd ihn, Ähnlich wie der Katholicismus dur die Refor- 
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mation, erfuhr, theils durch die Anbeguemung an verſchiedene volfsmäßige, wohl 
wefentlich den Kulten ver Ureinwohner entlehnte religiöfe Vorftellungen (aus wel— 
her Amalgamation die fogenannten Bifhnu- oder Kriſhna- und Civadienfte hervor- 
gingen, die weſentlich Eigenthum des Volkes find, während die Brähmanen ſelbſt 
an ihrem allmählig entwidelten fpefulativen Pantheismus, dem Glauben an die 
abfolute Weltfeele, das brahman, fefthielten), theils endlich durch einen hartnädi- 
gen, vom eigenften Interefje getragenen Fanatismus ift ed dem Brahmanenthum 
nicht nur gelungen, fi zu behaupten und den Buddhismus ſchließlich ganz aus 
Indien zu verdrängen, fondern es ift auch fogar darauf wieder zu einer ganz 
neuen, noch viel ſchlimmer bigotten und abergläubifchen Blüthe gelangt, die ihren 
Höhepunft in den fogenannten Puräna und Tantra und in den abjchenlichften 
Gebräuchen erreicht hat, wie fie ſelbſt jest nod immer im Schwange find. Der 
Islam mit feiner rohen Gewalt hat nur da zu wirken vermodt, wo er abfolut 
herrſchte, und aud da faft nur auszurotten verftanden, ftatt zu befehren, dagegen 
aber in den übrigen, weniger ftreng unterworfenen Theilen des ungeheuren Landes 
durch die Folie der Nationalität” und der Berfolgungsnotb dem Brahmanenthum 
die wirffamfte Unterftügung gewährt. 

Die fittliche und religiöje Berfumpfung, die jetst großentheil® in Indien herrſcht, 
beginnt nur allmählig unter der eleftrijchen Kraft der europäifchen Civilifation einem 
neuen Leben zu weichen, und nicht wenig werden zur Erwedung eines ſolchen auch 
die Urbeiten beitragen, welche neuerdings in Europa auf die Wiedergewinnung und 
Bekanntmachung der alten vediſchen Lieder und Terte gerichtet find, im welchen 
ung ein jo ganz anderes Bild des indijchen Lebens, als das jegige entgegentritt. 
Die kritifche Bearbeitung und Erklärung derjelben muß mit der Zeit von jelbft 
das Vorurtheil zerftreuen, als ob eben die jetigen DVerhältniffe ſich auf deren 
Auktorität ftügen könnten. Es muß und es wird, mit der Zeit, dadurd eine 
ähnliche Revolution in den Geiftern des denkenden Theiles der Inder, felbft ver 
Brahmanen, hervorgerufen werden, wie dieſe ihrer Zeit durch Dr. M. Luthers 
Bibelüberfegung bei uns in’s Leben trat. Damit wird dann die europäiſche Wiſſen— 
ſchaft in würdiger Weije die ungemeinen Dienfte vergelten, welde fie ihrerjeits 
von dem Brähmanenthum durch deſſen Yiteratur und Sprache erfahren hat. Denn 
während die erftere uns durch alle Bhajen hindurchführt, auf weldyen das religiöfe 
Streben der Inder je geftanden, und in denen es feine Befriedigung gejucht hat, 
und uns damit bei der merkwürdigen Univerfalität deſſelben ein bis dahin in 
diefer Weife ganz mangelnder objeftiver Maßſtab für die ähnlichen Bewegungen 
im Leben anderer Bölfer Ajiens wie Europa’s geboten, ja fogar vielfach für manche 
bisher in ihrem Urjprunge dunkle Inftitutionen und Gebräuche bei uns ſelbſt ein 
Schlüſſel an die Hand gereicht wird, jo hat und andererjeits Die Sprache der Inder 
befanntlic) mit dem ſchönen Gefchente eines indogermanifchen (arifchen) Urvolfes 
beſchenkt (vgl. ven Art. Ariſche Völker) und damit Yicht in eine unvordenkliche Vor: 
zeit gebracht, für welche an hiſtoriſche Dokumente nicht im Entfernteften zu denfen 
ift. Wir wifjen jest — oder wir können ed wenigſtens willen — durch eine Ver: 
gleihung nämlid der gemeinfamen und mittelft ihrer im Sansfrit noch lebenden 
Wurzeln nunmehr verftänplihen Wörter, wie jene uns, den Germanen, mit Pelas- 

eru, Slaven und (ven orientalifhen) Ariern (Perfern und Indern) gemeinfhaftlichen 

orväter gelebt und in welder naiven Friſche und Kinplichkeit fie gedacht haben, 
Welch' ein ungeheures Feld ift vamit für die Gefchichte erobert! weld’ eine Stufen- 
reihe damit gefchaffen, auf der wir von dort oben herab fteigen zu dem heutigen, in 
wüftem Aberglauben, in formlojen Phantaftereien verfuntenen Brähmanenthum! 
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Brofilien. 


Umfang und Grenzen. Das Kaiferthum Brafilien, in Amerifa das Erb- 
theil des portugiefiichen Volksſtammes und der einzige felbftftändige Staat, in dem 
noch der Sprößling eines europäifchen Fürftenhaufes auf dem Throne figt, umfaßt 
etwa das öftlihe Drittheil des gefammten füdamerifanifchen Kontinents. Es wird 
gegen Norden durch drei Kolonialftaaten, das franzöfifche, niederländiſche und englifche 
Guyana, gegen Norden und Norbweften durch die drei kolumbiſchen Staaten Bene- 
zuela, Neu-Granada und Gfuador, gegen Weften burd die beiven peruanifchen 
Staaten Peru und Bolivia und endlich gegen Südweſten und Süden durch das 
Staatenfyftem des Ya Plata, die argentinifche Konföberation, Paraguay und Uru— 
guay begrenzt; die Grenzen beruhen noch jo gut wie ganz auf den alten ungenauen 
Beitimmungen des portugiefifch-franzöfiichen Friedens zu Utrecht, 11. April 1713, 
und des ſpaniſch-portugieſiſchen Vertrags zu ©. Ilvefonfo, 1. Okt. 1777; und 
wenn auch in neuefter Zeit nad allen Seiten bin über eine genaue Orenz- 
regulirung unterhandelt worden ift, fo ift eine foldye bisher doch nur mit Peru 
definitiv zu Stande gekommen. Unter viefen Umftänden, um fo mehr, da eine 
wirkliche Vermeſſung des Reichs faum begonnen hat, läßt fi der Flächeninhalt 
nicht bejtimmen; die neueſte Angabe von dem kaiſerlich brafilianifch biftorifchegeogra= 
phiſchen Inftitut hätt denjelben auf 3,956,800 engliſche Meilen (über 180,000 
geogr. [IM.), und demnach würde Brafilien an territorialer Ausdehnung felbft die 

' vereinigten Staaten (nach dem Genfus von 1850 nur 3,306,805 englifhe ) M.) 
übertreffen, unter allen amerifanifchen Reichen ven erften Rang einnehmen. 

Naturbeihaffenheit. Brafilien zerfällt nach feiner natürlichen Eintheilung 
in drei große Gruppen. Den eigentlihen Kern und die Hauptmaffe bildet ein 
inneres Hodhland, in deſſen geologifcher Bildung ver Sandftein, Gneiß und 
Granit vorherrihen, und das, zum größten Theil mit Urwald bevedt, doch an vielen 
Stellen aud als nadte Ebene (Campos) hervortritt; es fällt gegen Oſten mit 
einer ſchmalen Abvahung zum atlantifhen Meer ab, während feine weft: 
lihen Ausläufer fid) den äußerſten Abhängen ver Cordilleras de los Andes nähern. 
An dies innere Hochland lehnt fi gegen Norbweften das Flußthal des Ama— 
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zonas, gegen Südweften das Flußthal des La Plata, zwiſchen denen bie 
eben erwähnten weftlihen Ausläufer die Waflerfcheive ausmachen; beide Strom- 
gebiete veichen weit über vie brafilianifhen Grenzen in die Nachbarſtaaten hinein 
und find bisher noch faum von der Kultur berührt, jo daß fie ihren natürlichen 
Charakter, das Amazonasthal den des tropiihen Urwaldes, das La Platathal den 
ver Prairie, in urfprünglicher Reinheit bewahrt haben. — Obwohl nun Brafilien 
beinahe ganz unter der heißen Zone liegt, jo ruft doch biefe dreifache Gliederung, 
dazu tie vielen Heinern Terrainverjchievenheiten felbjtverftänvlich eine große Man- 
nichfaltigkeit ver klimatiſchen Perhältniſſe hervor, auf welde wir hier nicht 
enauer eingehen künnen; nur eine Bemerkung (vom praftiichen Standpunkt der 
uswanderungsfrage, die ja heute in Allem, was Amerila angeht, vorantritt) mag 
bier ihren Pla finden. Für den europäifchen, zumal den norbenropäifchen Ader- 
bauer ift das La Platathal vorzugsweife gut geeignet; nebenher aud das innere 
Hochland; doch find die tiefeingefchnittenen Flußihäler und die Küſtenabdachung nad) 
dem atlantiſchen Meer, wo in ven legten Jahren Cholera und gelbes Fieber ihren 
furhtbaren Triumphzug bielten, möglichft zu vermeiden. Und was endlich das 
Ölußgebiet des Amazonas anbetrifft, fo ift daſſelbe entſchieden unpaffend; fein Delta- 
land, gerade unter dem Aequator belegen, ift ungefund; viele Meilen weit längs 
dem Strom ziehen ſich Nieverungen hin, die wiederholten Ueberſchwemmungen aus- 
gejegt find, in denen bösartige Öallenfieber und eine läftige efelhafte Inſektenwelt 
die Herrſchaft führen; und ehe ver undurchdringliche Urwald gerodet, die erften 
Schwierigkeiten ver Kolonifation überwunden wären, würden viele taufend euro- 
päifche Koloniften dort ihr Grab gefunden haben. ine regelmäßige Beftevelung 
dieſes Stromthals ift wohl erft nad Jahrhunderten möglich, wenn die innern Hoch— 
lande und das La Platathal gut bevölfert und im Stande fein werden, aus ihrem 
Ueberfluffe einen ununterbrochenen Nachſchub frifcher Kräfte in dieſe Piederungen 
überftrömen zu laffen; aber niemals durch eine direkte europäiſche Einwanderung. 

Politifhe Eintheilung. Ueber die drei großen natürlichen Gruppen ver- 
teilen ji die zwanzig Provinzen des Kaiſerthums folgendermaßen : 

I. Das Flufgebiet des Amazonas enthält 1. die Provinz des (obern) 
Alto Amazones; 2. Provinz Para (Indianiſch „Fluß“) mit der Haupt» und 
Hanbelsftapt Belem ; 

U. das innere Hochland mit der atlantifhen Abdachung vie Pro- 
vinzen 3. Goyaz; 4. Maranbao; 5. Piauhy (Ind. „das fiſchreiche Waſſer“); 
6. Geara; 7. Rio grande do Norte (Port. „ver große Norpfluß"); 8. Pa— 
rah yba (Iud. „ver böfe Fluß“); 9. BPernambuto (Ind, „der Meerarm‘) mit 
der wichtigen Haupt- und Handelsſtadt Recife, gewöhnlicher Pernambuko genannt ; 
10. Alagoas (Port. „Seen und Sümpfe"); 11. Sergtpe; 12. Bahia (Port. 
„Die Bai“) mit der wichtigen Haupt- und Hafenftadt Salvador oder Bahia; 13. 
Ejpirito Santo; 14.a. Rio de Janeiro und 14. b. das davon abgefonderte 
Municipio Neutro, d. h. die Reichshauptſtadt S. Sebaftiao do Rio de Janeiro 
nebft Weihbilv; 15. Minas Geraes (Bort. „die allgemeinen Minen“) mit dem 
vormals politifch abgefonderten Diamantendiſtrikt; 

II. das Flußgebiet des Ya Plata: 16. S. Baulo mit der gleichna- 
migen Hauptftabt und dem wichtigen Hafen Santos; 17. ©. Katharina; ‚18. 
&. Pedro oder gewöhnlicher Rio Grande do Sul (Port. „der große Südfluß“) 
mit der Haupt- und Hafenftabt Porto Allegre; 19. Parana (Ind. „großes 
Waſſer“) und 20. Mato Grofjo (Port. „der große Urwald“); in viefer legteren 
Provinz laufen die beiden Stromſyſteme des La Plata und Amazonas, fowie bie 
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weftlichen Ausläufer des innern Hochlandes in und neben einander. — Ein Blid 
auf die Karte zeigt zur Genüge, wie jehr die Provinzen in geographiſcher Aus- 
dehnung verfchieden find; glaubwürbige Angaben über ven Flächeninhalt ver ein- 
zelnen fehlen noch immer; doch ift Mato Groffo bei Weitem die umfangreichfte, 
etwa ein Sehstheil des ganzen Kaiſerthums und ungefähr fo groß wie Frankreich, 
Deutſchland, die Schweiz, Belgien und Holland zufammengenommen. 

Außer auf dem Kontinent und feinen unmittelbaren Depenventien weht bie 
brafilianifche Flagge noch auf ein paar unbeveutenden, felfigen Eilanden, welche 
weit von der Küfte im atlantifhen Dcean liegen, auf ber Öruppe Fernando de 
Noronha und auf der Gruppe Trinidad. 

Die Bevölkerung. Die Bevölterungsftatiftif Braſiliens tft bis jetst meift 
aus der Luft gegriffen over doch eine bloße Wahrſcheinlichkeitsberechnung; wir be= 
ſchränken uns daher auf einige wenige Notizen. Das gefammte Reich zählt nad der 
Angabe des biftor.=geogr. Inftituts 6,065,000 Seelen !), von denen bie Mehr- 
zahl längs ver Küfte des atlantifchen Meeres von Parahyba abwärts, theil® auf 
der Abdachung, theild am Rande des innern Hoclandes angefeffen ift, und zwar 
im zwei großen Gruppen. Die erfte Gruppe umfaßt die Provinzen Parahyba, 
Pernambuto, Alagoas, Sergipe, Bahia und mag etwa 2 Millionen enthalten, 
davon Bahia beinahe die Hälfte; die zweite Gruppe mit etwa 3 Millionen umfaßt 
die jüblihen Provinzen Rio de Janeiro (über 800,000, wovon auf das Muni.ipio 
Neutro im Jahr 1850 266,466 Seelen kamen), Minas Geraes (über 1 Million), 
©. Paulo, ©. Katharina und S. Pedro; zwifchen beiven liegt eine verhältnigmäßig 
menfchenleere Wüfte, die Provinz Efpirito Santo mit nur 30,000 Einwohnern, 
welche auf die Küfte bejchränft find, während ſonſt in der ganzen Landſchaft bie 
eingebornen Indianerftämme der Pıris und Aimores (Botofudos) die Herridaft 
behaupten. Was die übrigen Theile des Reichs anbetrifft, jo ift in den nördlichen 
Küftenprovinzen nur das Meeresufer und das Deltaland ver Flüſſe nothdürftig 
befievelt ; über das eigentliche Binnenland endlich find blos ſchwache Bevölkerungs— 
Cadres zerftreut, die durch ungeheure Entfermumgen getrennt, wie Infeln im Meer 
vereinzelt liegen. Zu viefer allgemeinen Charakteriftit der Volksvertheilung müſſen 
wir no die Bemerkung hinzufügen, daß aud die beiden Gruppen, melde wir 
eben als verhältnißmäßig dicht bevölfert bezeichneten, dieſe Bezeihnung keineswegs 
verdienen, wenn wir einen europäifchen oder audy nur den Maßſtab ver atlantifchen 
Staaten der norbamerifanifchen Union an fie legen; auch bier ſind die Ortjchaften 
faft allenthalben durch weite Entfernung und die allerfchledhteften Straßen von 
einander getrennt. Dieſe Thatſache erflärt fih aus der Koloniſationsgeſchichte; dic 
brafilianifche Kolenifation ift nicht wie die nordamerikaniſche vegelmäßig Schritt für 
Schritt vorgerüdt; fondern durch die Entvedung des Goldes und Gvelgefteins (in 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts) warb fie plöglih zu einem regellofen 
überftürzten Vorbringen angetrieben; die Schaaren von Goldſuchern ftreiften hun— 
derte von Meilen ins Binnenland, bis fie eine Mine entvedten, und wenn ſich 
diefe erſchöpft hatte, jo ging es entweder abermald gegen Weſten, ober man blieb 


1 Mach der neucften officiellen Angabe (Relatorio von 1856) wird die Gefammtbenöfferung, 
jedenfalls viel zu hoch, auf 7,677,800 Einwohner geichägt; davon fommen auf Alto Amazonas 
42,600 ; Para 207,400 ; Maranbao 360,000 ; Piauby 150,400 ; Geara 385,300; Rio Gr. d. N. 
190,000 ; Barabuba 209,300; Pernambufo 950,000; Alagoas 204,200; Gergipe 183,600; 
Bahia 1,100,000; Eipirito Santo 51,300 5 Nio de Janeiro 1,200,000; Minas Geraes 1,300,000; 
©. Paulo 500,000; S. Katharina 104,900 ; Parana 72,400 ; Rio Gr. do Zul 201,300; Govaz 
180,000 und Mato Grofjo 85,000, 
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in der Nahbarfchaft als Aderbauer firen. So entftanden bie ungehenern lofalen 
Zwifhenräume, melde das brafilianifche Volk aus eigenen Kräften auszufüllen un— 
vermögend war und ohne eine ftarfe europäifhe Einwanderung immer unvermögend 
bleiben wird. 

Das Bolt Brafiliens ift aus dem Zufammentreffen dreier verfhiedener 
Raſſen hervorgegangen: der invianifchen Urbevölferung, der weißen europätfchen 
und der jhmwarzen afrikaniſchen Einwanderung; fie haben fich hier wie faum wo 
anders verſchmolzen, jo daß die Hauptmafle entſchieden aus Mifchlingen jeder 
Schattirung befteht, während unter der Gefammtzahl von 6 Millionen vielleicht 
nur eine Million das reine weiße, eine halbe Million das reine inbianifche Blut 
bewahrt hat. — Werfen wir einen furzen Rüdblid auf die hiſtoriſche Stellung 
diefer drei Rafjen! Die rothe Urbevölferung ift hier nicht wie in ben ver— 
einigten Staaten principiell vom Staat ausgefchloffen, fondern fie ward vielmehr in dop⸗ 
pelter Weiſe herangezogen. Einerfeits fuchten die weißen Anſiedler fo viel Indianer 
als möglich zu Sklaven zu machen, und diefe haben fich allmälich ganz mit der ſchwarzen 
Sklavenbevölterung vermiſcht. Anderſeits war der katholiſche Klerus, zumal bie 
Geſellſchaft Jeſu bemüht, vie Indianer für das Chriſtenthum, für ein aderbauendes 
Leben zu gewinnen und fievelte die Profelyten dann in Miffionspörfern an, neben 
den weißen Nieverlafjungen, aber ftreng won venfelben gefchieden ; doch dies Syitem, 
längft vielfach angefeinvet, nahm mit der Aufhebung des Jefuitenorvens ein völliges 
Ende, und ſeitdem find die Miffionspörfer faft alle verövet, ihre Einwohnerſchaft 
verwildert. Bei alledem hat jedoch die Mehrzahl ver Indianer von jeher ihre ur- 
Iprüngliche Wildheit bewahrt; weit und breit find fie durch das ganze Reich zer- 
ftreut, die meiften im fernen Weiten und Norben ; aber außerdem wohnt eine nicht 
geringe Anzahl Heiner Horden nod in den bevölfertften Provinzen des Hochlandes 
und der Küfte, in unmittelbarer gefährlicher Nachbarſchaft der weißen Siedelungen; 
denn ber Brafilianer hat nicht gleich den Angelſachſen des Nordens die Indianer 
rein vor fi weggefegt; er mußte zufrieden fein, wenn fie vor dem Schall feiner 
Art und feiner Büchfe in die unwegſamern Yandestheile, in das undurdbringlichfte 
Didicht des Walpgebirgs zurückwichen. — Die Neger find befanntlic durch den 
afrifanifhen Sklavenhandel, der bis vor wenigen Jahren ununterbrochen fortdauerte, 
nad Brafilien binübergeführt, und demnach war urfprünglic die Race ausſchließ— 
lih zur SHaverei beftimmt; doch ift allmälich ein nicht geringer Theil durch Eman- 
cipation und fonft zur Freiheit gelangt; auch bietet der Urwald immerfort flüchtigen 
Negerbanden eine fichere Zuflucht. — Endlih die Weißen kamen theils auf dem 
Wege der freiwilligen, theils anf dem Wege der Zmwangs- Einwanderung (Depor- 
tirte; Drafilien diente nämlich bis zur Unabhängigkeitserflärung für- Portugal neben- 
ber auch als Straffolonie); fie find beinahe ausſchließlich von portugiefifcher Ab- 
funft; venn die fremde Einwanderung, welche in älterer Zeit lange principiell 
ausgejchloffen war, ift aud in ven legten drei Jahrzehnten, wo man fie wieberholt 
berbeirief, nur jehr gering geweſen. — Wie fi von felbft verfteht, find die Weißen 
die eigentlichen Herren des Landes, die herrſchende Kafte; doch ift hier feines- 
wegs ein fhroffer Gegenfaß der Raffe, wie 3. B. in den vereinigten 
Staaten; der Unterſchied des Befites und des Standes entfheidet in Brafilien 
mehr als der der Hautfarbe. Schon während des 16. und 17. Jahrhunderts finden 
wir einzelne Indianer und Neger um ihrer Bervienfte willen mit portugiefiichen 
Ehrentiteln und hoben Orden gefhmücdt, und die Berfaffung des Kaiſerthums ſtellt 
ſtillſchweigend alle Raffen gleich, räumt allen freien Bürgern ohne Unterfchied ver 
Hautfarbe gleiche politifche Rechte ein, Es liegt auf ver Hand, daß dies Zuge- 
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ſtändniß das thatfächliche, materielle uud geiftige Uebergewicht der weißen Raffe 
nicht aufheben, daß e8 dem Indianer und Neger, die, felbft wenn fie frei fin, 
doch meift nur in den unterften Volksſchichten einen Plat einnehmen, nicht befon- 
ders zu Gute kommen kann; aber menigftens die Mifchlinge, die freien Farbigen 
genießen vdejjelben in vollem Maße; und wir finden deren nicht nur viele reich 
begütert; aud unter den höchſten Beamten, den Volksvertretern ſitzen Mulatten 
und Meftizen von allen Schattirungen. 

Was die Gliederung der Nation anbetrifft, fo kann (wenn wir allenfall® von 
der Geiftlichkeit abjehen) von eigentlich ftänbifchen Unterſchieden feine Rede fein. 
Die Pairie des Reichs ſchmückt ſich freilich nad europäifcher Weife mit hochklin⸗ 
genden Adelstiteln; aber fie ift durchaus neuer Kreation, erft feit der Unabhängig- 
feit, ohne politifche Borrehte und nicht erblih. Dagegen giebt e8 zwei andere, tief 
einſchneidende Gegenfäte zwifhen Freien und Sklaven, Befigenpen uns 
Befiglofen! Unter der Gefammtzahl von 6,065,000 Seelen find 2,900,000 
SHaven; alio fteht bier eine beinahe gleidye Anzahl von Sklaven ven Freien 
gegenüber , während in den vereinigten Staaten anf 6 Freie nur ein Sklave 
fommt. Das Verhältniß ift demnach in Braſilien weit gefährlicher; doch wird es 
bier nicht jo fehr durch den fchroffen Gegenfat der Raſſe gefchärft, und andererfeits 
fol and die Behandlung der Sklaven hier im Allgemeinen milver fein; fo wenig— 
ftens erzählt eine traditionelle Sage, deren Werth oder Unwerth mir dahin geftellt 
fein laffen. Wichtiger und beruhigenver als dieſe beiden Momente ift ein brittes: 
die SHavenbevölferung wird in Zukunft nicht mit der freien Bevölkerung gleichen 
Schritt halten fünnen; während die legtere aus ter freien Einwanderung einen 
außerorbentlihen Zuwachs hoffen darf, ift fie feit der Aufhebung, des Skla— 
venhandels blos auf die natürliche Vermehrung angemwiefen, und diefe wird in den 
nächſten Jahrzehnten kaum im Stande ſein, den natürlichen Ausfall zu decken. 
Denn wie überall, wo man ſich zur Herbeiſchaffung der Arbeitskräfte auf den 
Sklavenhandel verlief, fo befteht auch hier unter ver Sflavenbevölferung ein großes 
Mißverhältniß der Geichlechter die Pflanzer kauften lieber und bei Weiten mehr 
rüftige Männer als Weiber, und viefe unfluge Spekulation muß fich jett rächen; 
die Sflavenbeerven werben bebentend zufammenjhmelzen, zumal wenn fidh die 
furdtbaren Epidemien der lebten Jahre wiederholen ſollten, — ein empfindlicher 
Verluſt für den einzelnen Sklavenhalter, aber unbedingt ein Vortheil für das ge— 
ſammte braſilianiſche Vollsthum. — Unter viefen Umſtänden halten wir den ſocialen 
Gegenſatz zwiſchen Beſitzenden und Beſitzloſen für noch bedrohlicher. Die 
beiden Hauptreichthümer Braſiliens, Land und Arbeitskräfte, d. h. Sklaven, ſind 
in den Händen von unverhältnißmäßig wenig Familien; nach einer annähernden 
Schätzung giebt es höchſtens 200,000 Sklavenhalter, und von dieſen beſitzen die 
meiften nicht mehr als 1—3 Sklaven, fo daß ſich die Hauptmaſſe der Sklaven— 
bevölferung, 2 Millionen, wahrfheinlih nur unter 20—40,000 Eigenthümer ver: 
theilt. Aehnlich die Vertheilung des Grundbeſitzes, der faft immer in ungehenern 
Latifundien zuſammengeballt ift; es ſoll mm 160,000, nad Andern gar nur 
40,000 Grundbefiger geben. Somit fteht einer Heinen Ariftofratie des Beſitzes 
eine große befiglofe Maffe gegenüber, und da es der letstern bei der Indolenz des 
Boltscharafters doppelt ſchwer wird, zu einem Eigenthum zu gelangen, fo hat man 
volle Urſache zu fürdten, daß fie dereinft geneigt fein wird, ſich auf dem kürzern 
leihtern Wege des gewaltfamen Umfturzes zu belfen. 

Landwirthſchaft und Handel. Mit ver Verteilung des Grundbeſitzes 
fteht die Art und Weife, in der Brafiliens Haupterwerbszweig, die Landwirth— 
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ſchaft, betrieben wird, in einem unauflöslihen Zufammenhang. Sie ift durdaus 
ein Syſtem des Raubbaues; der Pflanzer bat alle Zeit nur einen Heinen Winkel 
feines ausgedehnten Yandgutes in Kultur, und erft wenn deſſen jungfränlihe Trag- 
kraft erichöpft ift, unternimmt er einen neuen Angriff auf feinen Urwald, macht 
eine neue Rodung; das ausgefogene Landſtück aber bleibt wüfte liegen, bis die veiche 
Begetation der Tropen es mit einem friichen Pflanzenwuchs bevedt und dadurch 
für eine zweite jpätere Ausbeutung wieder befruchtet. Dies irrationelle Syſtem, 
welches bier (wie in den norbamerifanifchen Sflavenftaaten) zum Nachtheil des 
Nationalreihthung den Bodenertrag jo jehr beſchränkt, wird niemals aufhören, fo 
lange nicht eine größere Zerftüdelung des Grundbefiges angebahnt wird; und dazu 
muß die brafilianifche Regierung den Anſtoß geben. Das Hilfsmittel liegt auf der 
Hand und ift ſchon mehrfach empfohlen: eine Örunpfteuer, die ohne Unterjchied 
alles Land im Privatbefig, fowohl das angebaute wie das wüſte beträfe; dann 
würden die Pflanzer, welde jetzt mit einer eitlen Souveränetäts-Eiferfucht jede 
Spanne Yand feithalten und wo möglid ihr Urwald: Eigentbum noch auf Koften 
der Staatsländereien vergrößern, bald abgeben, was jie ſelbſt nicht mit Bortheil 
bewirthſchaften können; der Staat, weicher jegt an der Küfte und am Rande des 
innern Hochlandes kaum einen Fuß breit öffentlicher Yändereien zu freier Difpo- 
fition bat (und das meifte davon ift ihm durch ungefegliche Uebergriffe entzogen), 
würbe eine große Domaine zurüderhalten, wo, wie in Norbamerifa, die bisher be- 
figlofe Klaffe und die Einwanderung ein Heines freies Eigenthum gewinnen fünnten, 
und die Landwirthſchaft würde einen neuen ungeahnten Auffhwung nehmen. — 
Fragen wir jest, welde Propufte Brafiliens Landwirthſchaft für ven 
Handel liefert, jo war in älterer Zeit neben Baumwolle und Tabad ver Juder 
der eigentliche Stapelartifel; aber in neuerer Zeit hat der Kaffee, deſſen Anbau 
erft um 1762 eingeführt warb und namentlidy jeit dreißig Jahren ſich mit unge- 
heurer Schnelligfeit hob (vie Produktion von 1820 war 7 Millionen, die Ausfuhr 
im Finanzjahr 1844—45 200 Mill, Pfo.), ein immer entjchiedeneres Uebergemicht 
gewonnen. Dann folgen die Produkte der Viehzucht, Häute, Hörner u. f. w., 
die Produkte des Mineralreihs, namentlich Goloftaub, und enplih die 
Produkte des Urwaldes, Gummi und Holz, vor allem das rothe Färbeholz, 
im Mittelalter ſchon „bresillum* genannt, von dem Brafilien feinen Namen er- 
bielt. Um vieje Reihenfolge zu belegen, lafjen wir die ftatiftifhen Angaben für das 
Jahr 1844 — 45 folgen (neuere jind uns in gleiher Ausführlicyfeit nicht be— 
kannt), 2) Die gefammte Ausfuhr betrug 138 Mill. Franes, davon Kaffee 51, 
Zuder 42, Häute 15, Baumwolle 91/,, Tabad 3, Goloftaub 2, Holz und Gummi 
je 1 Million. Die Einfuhr belief fi in demfelben Jahr auf 168 Mill. Francs; 
darunter Baummollenftoffe 54, Leinen- und Wollenftoffe 17, Mehl 91/,, Wein 7, 
Eifenarbeiten 5 Mill. u. |. w. — Was die fommerciellen Beziehungen anbe- 
trifft, jo war bei der Einfuhr betheiligt Großbrittannien mit 89, Frankreich mit 21, 
die vereinigten Staaten mit 16, Portugal mit 13, die Hanfeftäbte mit 8, vie 
La Plata- Staaten mit 5 und Belgien mit 21/, Millionen; bei der Ausfuhr Groß— 
brittannien mit 33, die vereinigten Staaten mit 27, die Hanjeftädte mit 14, 


2) Die Angaben im Text nach der Berechnung von StratenPontboz; nah brafilianifchen 
Gelde betrug im Jahr 18444 45 die. Einfuhr 57,228 Kontos (A 1000 Milreis); die Aus— 
fubr 47,054 Kontos. Beide find feittewm bedeutend geftiegen; im Jabr 1853-54 Einfuhr 
84,863 K., Ausfuhr 76,842 8.; im Jahr 1854-55 Einfuhr 84,780 &., Ausfuhr 
90,570 Kontos. Im legten Jabr überftieg alfo die Ausfuhr die Ginfubr, was cine verhältniß— 
mäßig jeltene Ausnahme ift. 
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Portugal mit 12, Oeſterreich mit 9, Frankreich und die La Plata-Staaten je 
mit 7, Belgien mit 4 Mill. Franes. — Die Zölle find unverhältnißmäßig hoch; 
die meiften und wichtigften Ausfuhrartifel erlegen jet eine Ausgangsfteuer von 5, 
andere zwifchen 1/, und 17%/,, die meiften und wichtigften Einfubrartifel eine 
Eingangsftener von 30, andere zwifchen 2 und 609/, von Werth. Der leitende 
Gedanke bei diefem Syſtem ift ver financielle Bedarf; die Zolleinnahme nuß in 
Ermanglung anderer Hülfsquellen beinahe die ganze Ausgabe deden; (fie betrug 
im Finanzjahr 1846—47 an 60 Millionen, bei einer Geſammteinnahme von 73, 
im Finanzjahr 1853—54 an 70 Millionen bei einer Gefammteinnahme von 103 
Millionen Francs;) außerdem gilt es einige indnftrielle Anfänge, vie bisher nur 
von geringer Bedeutung find, künftlih aufzuziehen. 

Kirchen-, Rechts- und Schulwefen. Von der geiftigen Kultur Brafi- 
liens ift leider nur wenig zu jagen. — Die Fatholifhe Kirche ift die herr— 
ſchende; daneben wird den andern Belenritniffen unter gewifjen Beihränfmgen 
öffentlicher Gottespienft und am einzelnen Orten fogar eine Meine Staatsunter- 
ftügung zugeftanden; doch die Zahl der Afatholifen ift bisher faum ver Rebe 
werth. An der Spite der katholiſchen Geiftlichkeit fteht der Erzbiihof von Sal- 
vador (Bahia) mit 11 Suffragan-Bifchöfen; unter ihnen fungiren in 1086 Pa— 
rochieen über 900 Pfarrer- und an 600 Koadjutoren, welde alle direkt vom Staate 
befoldet werden. Klöfter mag es etwa 80 mit vielleicht 700 Religiofen beider Ge— 
jhledhter geben. Die Kirche bat fein eigenes Vermögen und feinen politifchen 
Einfluß, denn fie warb ſchon in der älteften Zeit (durch päpftliche Bulle von 1551) 
befinitiv der Staatögewalt untergeorpnet ; ihre Priefter gelten nur als Staats- 
beamte und werben als folde behandelt und ernannt. Leider ift ihr moralifcher 
Einfluß eben fo gering; die ungeheure Auspehnung der Diöceſen erſchwert vie 
Bifitationsreifen der Bifhöfe, der Umfang der Pfarrdiftrifte die Wirkfamfeit der 
Pfarrer; und dazu ift der niedere Klerus meift eben jo unwiſſend wie bemoralifirt, 
ebenso untanonifh in feinen Amtspflichten wie in feinem Lebenswandel. Diefelbe 
Demoralifation findet fich bei dem Volf; von Natur gut geartet, fehlt‘ demſelben 
doch jever fittlihe Halt; namentlich da8 Berbredhen des Mordes und der Körper- 
verlegung ift ſehr häufig, und auch die Grundlage des Familienlebens, die Heiligkeit 
der Ehe, ift aufs tieffte erichüttert; leben doch Priefter und Laien ohne Schen im 
öffentlichen Konkubinat. — Unter diefen Umftänden ift es doppelf ſchlimm, daß bie 
Rechtspflege in ihrer Organiſation mangelhaft, in ihrer Ausübung wenigſtens 
nad) unten vollfommen vemoralifirt ift. An der Spige fteht ein Obertribumal in 
Rio de Janeiro; unter diefem die Tribunale zweiter Inftanz, deren verfaffungsmäßig 
jede Provinz eins haben fol; doch find bisher nur vier vorhanden, in Rio, Bahia, - 
Pernambuko, Maranhao, und die Apvellation dahin ift alfo in den meiften Fällen 
faktiſch unmöglich. Dann folgen die Diftriftsgerichte, in denen bei Kriminalfällen 
Geſchworne mitwirken; endlich die vom Volk erwählten Friedensrichter; und leider 
pflegt vie Mehrzahl dieſer Unterbehörven das Recht nicht nur zu beugen, ſondern 
grade aus zu verfaufen; nur in dem feltenften Fällen wird bier der Arme gegen 
den Reichen, der Ausländer gegen den Gingebornen Gerechtigkeit erlangen. (Wir 
brauchen wohl kaum hinzuzufügen, daß in den übrigen Zweigen des Staatsdienftes 
fein beſſerer Geift herrſcht), — Das Schulwefen ift nicht viel beſſer befchaffen. 
Nah dem offiziellen Bericht vom Mai 1855 giebt es in Brafilien an öffentlichen 
Unterrihtsanftalten: zwei Fafultäten des Rechts zu Recife und St. Paulo mit 584, 
zwei Fakultäten der Medicin zu Bahia und Rio de Janeiro mit 572 Studenten; 
(durh Geſetz vom 10. Septeniber 1854 ift aud) die Errihtung von zwei Yakul- 
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täten ver fatholifchen Theologie vorgefehen); elf Priefterfeminarien, von denen 
aber nur das fog. große in Bahia vem Begriff eines europäifchen entjpricht; ein 
biftorifch »geographifches Inftitut zu Rio Janeiro mit 54 wirfliden, 101 Ehren— 
mitgliedern und 438 Korrefponventen ; ebendafelbft eine Akademie der Mediein, 
eine Handelsſchule mit 27, eine Akademie der ſchönen Künfte mit 60, und ein 
Kollegium Pebros II. mit 137 Schülern; weiter im ganzen Reihe 20 Lyceen und 
148 Sekundarſchulen mit 3713, endlich 1506 Primarjchulen mit 61,700 Schü— 
lern ; außerdem beſuchen 23,641 Schüler Privatidulen aller Art. Wenn man 
diefe Zahlen in Betracht zieht, fo verbient die Angabe, daß etwa zwei Drittbeile 
der gefammmten (freien) Bevölkerung weder lefen noch jchreiben fünnen, gewiß vollen 
- Ölauben. Dabei hat jedoch das Iournalwefen einen raſchen Aufſchwung ges 
nommen ; in Brafilien, wo vor fünfzig Jahren nod feine Buchdruckerpreſſe eriftirte 
(die erfte 1808 in Rio de Janeiro, die zweite 1811 in Bahia, und viefe blieben 
bis 1821 die einzigen), mögen jest jhon an 90 wiſſenſchaftliche, belletriftijche 
und politiiche Zeitjchriften aller Art erſcheinen. Auch die Literatur, namentlich 
die wiſſenſchaftliche, hebt fi und beginnt auf eigenen Füßen zu ftehen, während 
die belletriftifche ih noh auf Nahahmung, reſp. Ueberjegung portugiefifcher und 
franzöſiſcher Muſter beſchränkt. 

Wir können für dieſen Abſchnitt keinen beſſern Schluß, keine paſſendere Re— 
tapitulation finden als die Worte des braſil. Miniſters des Innern, Luiz Pedreira 
do Goutto Feraz (im dem eben erwähnten Beriht an vie Reichsftände, Mai 
1855): „In einem Laude von der ungebeuerften Ausvehnung wie das unfere es 
ift, wo die Bevölkerung fidy zerftreut findet in Gruppen, die noch dazu an vielen 
Stellen durch weite Entfernungen und die allerjchlechteften Straßen von einander 
getrennt find, — wo es demnach ſehr ſchwer ift, den nöthigen Unterricht herftellig 
zu machen, um die Einwohner von ihren wahren Interefjen zu überzeugen, — wo 
aud der Arm der Obrigkeit nur mit Mühe allenthalben hinreihen kann, mag e# 
gelten den Unterthanen ſchnelle Hülfe zu bringen, wenn fie deren bebürfen, mag 
es gelten Zwangsmaßregeln anzuwenden gegen diejenigen, melde ſich ven Regie- 
rungsmaßregeln zum allgemeinen Beſten nicht unterwerfen wollen; da fann allein 
die Zeit und die Bermehrung der Volkszahl einen Fortſchritt der Civi— 
lifation bewirken, alte eingeniftete Borurtheile zerftören und die Segnungen gewifler 
Inftitutionen zum Gemeingut machen.“ 

Die Berfafjung und ihre hiſtoriſche Entwidlung. Wenden wir 
uns jegt zu der politiſchen Geftaltung des brafilianifchen Kaiferthums, und zwar müſſen 
wir dabei, da bier wie jelten die Kontinuität bewahrt ift, bis auf die folonialen 
Anfänge zurüdbliden. — Brafilien warb im Jahr 1500 u. ff. durch Vincent 
Yanez Pinzon, Pedro Alvarez Cabral und Amerigo Bespucci in feiner ganzen 
Küftenauspehuung entvedt, für die Krone Portugal in Befig genommen und in 
einem 160jährigen Kampf gegen vie feindlichen Angriffe zumal der Franzoſen und 
Niederländer behauptet, envlih dur den Frieden im Haag, 6. Auguft 1661, 
der portugieliihen Nationalität definitiv gefihert. Seine Kolonifation begann um 
das Jahr 1532, und zwar zuerft auf dem Wege einer feudalen Staatsbil- 
dung; die Krone vertheilte den ganzen Kontinent in 15 Lehensfürſtenthümer, 
und während fie fih nur die Oberhoheit, die Schutzherrſchaft vorbebielt, übertrug 
fie den Befig und die volle Regierungsgewalt zwölf Erbftatthaltern (einer erhielt 
2, ein anderer 3 Landſtriche), welche fich einer dem andern völlig fremd gegen: 
überftanden. Doch von den 15 projeftirten Lehensfürſtenthümern find nur 7 wirf- 
lic zu Stande gefommen ; dieſe, unvermögend ſich gegen die indianischen und europäi- 
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fhen Feinde zu halten, riefen bald das Königthum zur Hülfe, und fo warb 
an der Bahia vie erjte königliche Kolonie gegründet 1549, wo zwei Fönigliche - 

Großbeamte ihren Sig nahmen, der Generalgouverneur, der die feudalen Kolonieen 

zu beauflihtigen und zu beſchützen, ver Großrichter, welcher das Hoheitsrecht der 

Juſtiz zu handhaben hatte; in allem Mebrigen blieben ven Erbftatthaltern ihre 

alten Rechte. Man jhuf demnach feine einheitlidye Regierung, ſondern nur eine 

provincielle Gentralgewalt mit beſchränkter Kompetenz, der vie ältern feubalen 

Kolonieen bis zu einem gewißen Punkt völlig felbftftändig gegenüber ftanden ; die 

jpätern königlichen Kolonieen traten zu ihr in daſſelbe Verhältniß, und die ur— 

ſprünglichen Erbitatthalterfchaften bewahrten ihre Stellung aud, als fie eine nad 
der andern von der Krone eingelöst worden waren, Alſo: von Anfang an trug 
Brafilien den Charakter einer föderativen Monardie, und diefer Charakter 

war unzerftörbar, weil er den natürlichen Verhältniſſen entſprach. Die ftrichweife 

Zerſtreuung einer ſchwachen Einwanderung über ungeheure Yanpftreden, vie weite 
Entfernung zwiſchen ven einzelnen Siedlungen rief nothwendiger Weife einen Geift 
der provinziellen Abjonderung hervor, die nur zu oft in eine eiferfüdhtige Ab- 
ſchließung gegen einander ausartete. Freilich fand dieſe Richtung umter dem alten 
Kolonial-Syftem ihren Ausdruck nur in den Provinzialftatthaltern, welde in ihrer 
Provinz unumſchränkte Deipoten, allein von dem Hof zu Yifjabon abhängig, ſich 

einer gegen den andern wie jouveräne Fürften gebehrveten; aber fie hatte auch 

in der Bevölferung fefte Wurzel und mußte deshalb bei der unabhängigen Ge— 

ftaltung des Reiches Berückſichtigung finden, ihre regelmäßigen Organe erhalten. 

Es ijt bekannt, wie die Dynaſtie Braganza am 30. November 1807 

vor den franzöfiihen Waffen aus Portugal nah Brafilien entfliehen mußte, und 

wie fie, durch die europäifchen Verhältniffe zurüdgerufen, am 26. April 1821 wie- 

der ven Rückweg antrat; Brafilien, das fih 14 Jahr lang ver Anweſenheit feines 
Königshaufes, einer thatſächlichen nationalen Selbſtſtändigkeit erfreut hatte und 
am 2. December 1815 fogar zu einem felbftftändigen Königreich erhoben war, 

follte nun in vie Stellung einer Kolonie zurüdtehren. Da zerriß es die Bande 
der Abhängigkeit, 7. Sept. 1822, und felbft die monarchiſche Form ward nur gerettet, 

indem Dom Peoro, Kronprinz von Portugal, fid an vie Spige der Erhebung ftellte, 
fih zum Kaifer von Brajilien proflamiren ließ, 12. Dftober 1822, als fol- 
her von Portugal anerfannt am 29. Auguft 1825. — Jedoch Pedro I]. war 

den Brafilianern zu ſehr Portugiefe; er blidte zu oft umd zu gern nad) feinem 
europäifhen Vaterland ; außerdem in den Traditionen des Abjolutismus erzogen, 

wußte er mit dem neuen fonftitutionellen, vielfah auch republikaniſchem Geift fich 
nicht zu ſtellen; ein unglücklicher Feldzug gegen Uruguay zerjtörte feine anfäng- 
lihe Popularität, und jo warb er am Ende durch einen Aufruhr genöthigt zu 
Gunften feines unmündigen Sohnes, Pedro II., abzudanten, 7. April 1831. 

Er kehrte nad Europa zurüd, und die Zügel der Regierung ergriff nun eine 

Regentſchaft, die anfangs nad den Vorſchriften der Berfajlung aus einem 

Kollegium von drei Mitgliedern beftand, dann durch ein neues organiſches Geſetz 
einem einzigen Negenten übertragen wurde, und zwar zuerft dem Pricfter Diego 

Antonio Yeijo, Sept. 1835 bis Sept. 1837, dann dem Pedro Araujo Lima, jetzt 
Marquis von Olinda. Diefe ganze Periode war eine ftürmifche Zeit, voll wilder 
parlamentarifher Kämpfe und provinzieller Aufftände (in Pernambufo 1832, in 
Mato Grojio 1834, in Para 1835—36, in Rio Grande do Sul 1835—44, in 
der Bahia 1837—38, in Maranhao 1839 u. ſ. w.) und fie warb endlich durch 

eine parlamentarifche Revolution abgeſchloſſen, indem vie Gegner Limas vor ber 
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verfaffungsmäßigen Zeit das Ende der Regentſchaft vefretirten. — Pedro IL, 
geboren zu Rio de Janeiro 2. December 1825, als Kaifer proflamirt 7. April 
1831, warb am 23. Juli 1840 durch Beſchluß des Reichstages für mündig er- 
Märt und am 18. Juli 1841 gekrönt; vermählt am 30. Mai (refp. 4. Sept.) 
1843 mit Thereſa Prinzeffin beiver Sicilien, aus welcher Ehe nur zwei Töchter 
leben, und von dieſen ift vie ältefte Ifabella, geb. 29. Juli 1846, präfumtive 
Thronerbin. — Die erften Jahre der Selbftregierung Pedros I. find noch viel- 
fah dur innere Unruhen geftört worden; in St. Paulo, Minas Geraes, Per: 
nambufo und Geara braden 1842 Aufftände aus; doch fie wurden bald umter- 
drückt; auch Rio Grande do Sul ward durd eine Amneſtie beruhigt 1844; und 
ver lette Aufruhr in Pernambufo 1848, bei Gelegenheit eines Miniftermecjels, 
war ohne alle Bebeutung. Die beiven Parteien, weldye ſich noch gegenüberftehen, 
die fog. fonjervative ver Saquaremas, die fog. liberale ver Santa Yuzias, 
beive 1843 nad zwei Meinen Ortfchaften benannt (wir unjerstheils vermögen 
zwifchen ihnen ebenfowenig einen principiellen Unterſchied zu erkennen wie zwifchen 
ven vermaligen Tories und Whigs in England) beſchränken ihre Kämpfe auf das 
parlamentarifhe Schlachtfeld, und der Kaijer führt glüdlih die Rolle des Ver— 
mittlers. An Geift und Charafter einer ver ausgezeichnetiten Männer feines Reichs, , 
wäre er gewiß fühig im vielen Stüden zum allgemeinen Wohl eine kräftigere 
Initiative zu ergreifen ; aber gewarnt durd das Schickſal feines Vaters hält er 
fih aufs Engfte in feiner fonftitutionellen Kompetenz, jhaut namentlich der innern 
Entwidiung mehr vom Thron aus zu als daß er jelbjtthätig vorgeht, und eben 
durch dieſe gemäßigte Haltung hat er ſich in einem jeltenen Grave die Piebe aller 
feiner Unterthanen erworben. 

Brafiliens Staatsgrundgefee find vie Berfaffungs-Urfunde, vorgefchlagen 
von Pedro I. am 11. December 1823, von der Mehrzahl der Gemeinden ange- 
nommen und vom Kaifer beihworen 25. März 1824, und vie Appitional- 
Alte vom 12. Auguft 1834. — Die Berfaffung geht aus von dem Princip ver 
Nationalfonveränetät („alle Staatsgewalten“, heißt es, „beitehen in VBollmadıt 
des Bolfs, ver Kaifer und ver Reichstag find feine Repräfentanten”); fre trägt, 
in ihren Beftimmungen eine ſehr demokratiſche Färbung uud enthält namentlich 
eine lange Reihe von fog. Grundrechten; doch thatſächlich weicht fie von jenem 
Princip wieder ab. Das Wahlrecht, weldes in invirefter Weife mit Ball. 
männern geübt wird, ift nicht allgemein; ſchon bei ven Urwahlen wird außer 
einem Alter von 21—25 Jahren, perjönlicher Freiheit und Inbigenat, reſp. Na— 
turalifation, auch ein jährlihes beftimmtes Einkommen (aus Grundbeſitz, Kapital 
Inpuftrie, Handel over Gehalt) gefordert, das jo gering es fcheint, 100 Milreis 
oder 300 Francs, doch gewiß in Brafilien Viele vom Wahlrecht ausſchließt; und 
diefer Cenſus fteigt dann bei ver Wählbarfeit zum Wahlmann, reſp. Provinzial 
oder Reichötagsveputirten und Senator immer höher; Naturalifirte, Freigelaſ— 
fene und Afatholiten find von ver Wühlbarfeit ganz ausgeſchloſſen. Cs fann 
demnach hier keineswegs eine jo allgemeine virefte Theilnahme am Staatsleben 
Statt finden, wie 5. B. in ven vereinigten Staaten; dazu fommt no, daß vie 
Freiheit ver Wahlen gewaltfam verfümmert wird, und zwar find die wirffamften 
Mittel um Wahlen zu erobern die Refrutirung und der Dienft in der 
Miliz.) Da vie aktive Miliz nicht das Wahlreht üben fann, jo kommt es vor, 


3, Gin neues ——— am 19. September 1855 erlaſſen worden, und wie es ſcheint 
find die neueſten Wahlen wirklich vom Regierungseinfluſſe frei geblieben. 
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daß wenn wo eine Wahl zweifelhaft ift, plöglic in den oppofitionellen Diftrikten 
ohne jonftigen Grund die Miliz einberufen und in Marſch gefegt wird ; andrer- 
jeitS diejenigen Provinzen und Gemeinden, welche am meiften oppofitionelle Ab- 
georpnete gewählt haben, können gewiß fein, daß fie bei der nächſten NRefrutirung 
beſonders berüdfichtigt werden. Die NRefrutirung aber, da fi) der Brafilianer 
überhaupt gern dem Militärvienft entzieht, ift immer eine wahre Menjchenjagp, 
und befonvers wird fie e8 in dem obigen Falle; die vorzugsmeile Mifliebigen, 
mögen fie gefeglid frei, mögen fie zum Dienft unfähig fein, werden gewaltfam 
enrollirt,, zum Depot binweggefchleppt, wenn es ihmen nicht gelingt durch Geld 
das Mitleid der Werbeoffiziere zu erkaufen. Freilich pflegen die höhern Behörven 
öfter folde Gewalttaten zu desavouiren, die Opfer zu befreien, aber nur hödhft 
jelten wird die allzu eifrige Unterbehörde deshalb beftraft. Der einzig fichere 
Schuß ift die Prieftermeihe oder eine Staatsanftellung, und darum ſchon hat vie 
Aemterjägerei bier einen großen Auffhwung genommen. 

Was die Formen der Berfaffung anbetrifft, fo beruht fie auf der Theilung 
der Gewalten (richterliche, gefeßgebente, vollziehende und vermittelnde Gewalt) und 
operirt in einem doppelten Kreife, in ver Provinzial= und in der Reichs— 
‚regierung; die Kompetenz der legteren umfaßt urſprünglich Alles, die der er- 
fteren nur diejenigen Punkte, welche ihr ausdrücklich übertragen find, und dahin 
gehört die innere Organifation, Verwaltung und (für Provinzialzwede) Beftenerung 
der Provinz; die Sorge für gemeinnügige Anftalten, Wegebau, Kolonifation, Pri- 
märunterriht u. |. w. Jede Provinz bat ihre Yegislatur, in einer Kammer und 
auf 2 Jahre gewählt; diefer gegenüber ſteht der vom Kaijer ernannte Präſident, 
welcher binnen 10 Tagen ein fuspenfives Veto einlegen kann, das mit 2/, Majo- 
rität befeitigt wird; außerdem hat die Neidhsregierung das Recht, Provinzialgefege, 
welche den Rechten einer andern Provinz oder auswärtigen Verträgen zu nahe treten, 
zu Faffiren. — Die Reihsregierung beiteht aus den Kaifer und der allge-- 
meinen Berfammlung (Reichstag). Der Kaifer übt die vollziehende und die ver- 
mittelnde Gewalt, d. 5. die gewöhnlichen Fonftitutionellen Vollmachten; ſechs 
verantwortlide Minifter ftehen ihm zur Seite und außerdem muß er in den 
wichtigften Dingen, zumal bei der auswärtigen Politif, erſt einen befondern 
Staatgrath von 12 Mitgliedern anhören, die auf Lebenszeit ernannt find, 
aber dispenfirt werden fünnen. Die allgemeine VBerfammlung, welde alle 
Jahr im Mai zufanmentritt, zerfällt im zwei Kanımern, ven Senat und die Depu- 
tirtenfammer; fie üben gemeinfam vie geſetzgebende Gewalt, und jede für fidh bat 
die Initiative; das Veto des Kaifers ift nur fuspenfiv und wird hinfällig, wenn 
drei Verfammlungen hinter einander denfelben Gefegentwinf annehmen. Die Depu- 
tirten werden dur indirefte Wahl auf 4 Jahre gewählt; die Senatoren, deren 
jede Provinz halb ſoviel hat ald Deputirte, behalten ihr Mandat auf Yebenszeit 
und werden vom Kaifer ernannt aus einer Zahl von 3 Kandidaten, welche ihm 
die Volkswahl für jeden erledigten Sig in Vorſchlag bringt. Beide Kammern er- 
halten für jeve Sigung ein Gehalt. — Die rihterlide Gewalt ift unabhängig; 
die Richter werden auf Lebenszeit ernannt, find nad den gejeglichen Beftimmungen 
zu verfeßen; aber nur durch gerichtliches Erkenntniß können fie entlaffen werben. 

Innere Berwaltung. — Einige Bemerkungen über die innere Verwaltung 
Braſiliens Müpfen wir an das neuefte Budget, weldes für das Yinanzjahr 
vom 1. Juli 1856 bis dahin 1857 eine ungefähre Einnahme von 34000 Kontos 
(der Konto = 1000 Milreis, etwa 3000 Franks oder 800 Thlr.), eine Ausgabe 
von 33,785 Kontos veranlagt. Davon verwendet; 
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1. das Minifterium des Innern 5312 Konios, und zwar 800 K. für 
die Givillifte des Kaiſers, an 300 für die faiferlihe Familie, 238 und 366 für 
die Kammern der Senatoren und Deputirten und 231 für die Provinzialpräfident- 
ſchaften; höhere wiſſenſchaftliche Anftalten im Reich und in der Hauptftabt Foften 
etwa 400, die neuerdings begonnene Vermeffung, reſp. Ausfonverung der öffent- 
lichen Länvereien 564 8. Weiter werben auf vie Reichspoft und zur Subvention 
einiger Dampffchiffahrtslinien 1379 8. verwendet. (Außer einigen trans- 
atfantifchen Linien, welche die braftlianifche Küfte anftreifen, beftehen feit dem 
Jahr 1838 zwei Küftenlinien von Rio nah Para und von Rio nad Rio Grande 
do Sul; daneben einige Fleinere von Rio nad Santos, in der Rio Bay, ver Bahia 
u. f. w. Seit Auguft 1852 fam dazu eine Handels- und Schifffahrtsfompagnie auf 
dem Amazonas, welche diefen Strom mit zwei, feine Nebenflüffe Tolantins und Rio 
Negro je mit einer Linie zu befahren hat; fie wird mit über 300 Kontos fubventionirt 
und hat dafür die Verpflihtung übernommen, binnen 15 Jahren zwölf Kolonieen, je 
mit 600 Einwohnern, alle von europäifcher Abkunft, am obern Amazonas und feinen 
Nebenflüffen zu begründen; die Erfüllung viefes Verſprechens fcheint uns nach dem, 
was wir oben über dies Flußgebiet gefagt haben, unmöglich, und die Subvention 
möchte danach nicht zum Beſten angelegt jein. Endlich ift in ven legten Monaten 
noch von einer neuen Pinie die Rede, die von Rio aus über Montevideo, Buenos 
Ares, dann den Parana und Paraguay hinauf vorbei bei Aſſumcion nah Cuyaba 
Matto Groffo] geben fol. Für das innere Kommunilationswefen, Straßen, 
Kanäle, Brüden, das den Provinzen obliegt, giebt das Reich eine Subvention von 
400 Kontos — etwas zu wenig, denn bier liegt Alles noch im Argen; namentlic) 
eine burchgreifende Negulirung der ins atlantiihe Meer mündenden Flüſſe müßte 
angebahnt werben, da bisher kaum ein einziger und dann mur mit flachen Schiffen 
weiter als 8— 10 Meilen fahrbar ift. Anftatt deſſen zeigt fich jegt eine große, 
wohl etwas überftürzte Leivenichaft für Eiſenbahnen; eine Heine Bergnügungs- 
bahn von Rio de Janeiro nady Petropolis ift eröffnet, Mai 1854; drei größere 
werben projeftirt, und zwar die erfte, „Eiſenbahn Perro’s II.“, von Rio nad) 
dem Paraibathal mit Zmweigbahnen nah S. Paulo und Minas Geraes; die zweite 
von Pernambufo nah Lem S. Franciefofluß und die dritte von Bahia nad dem 
Innern, zunächſt nach Joazeiro. Die Reichsregierung gewährt den Unternehmern 
eine Zinsgarantie von 5, die refp. Provinzialregierung eine Anditionalgarantie von 
2 Procent, und unter diefer Bedingung find die beiden erften Bahnen durch eng- 
fifches Kapital gefihert; nur fieht man noch nicht recht ein, wer bei dem allge 
meinen Mangel an Arbeitsfräften die Bahnen bauen foll. Eine zweite Frage ift, 
ob fie fich rentiren werben; fonft möchten namentlich die Provinzialregierungen unter 
den ſchweren Opfern, die fie fi aufgeladen haben, erliegen, und aus dieſer ge- 
rechten Beſorgniß ift denn auch menigftens in der Bahia eine lebhafte Oppofition 
gegen die provinziale Zinsgarantie laut geworben. Enblid verwendet das Mini- 
fterium des Innern an 250, das der Juftiz an 700 Kontos auf vie Reichs— 
bauptftapt (und wir müſſen bier hinzufügen, daß vie drei großen Hafenſtädte 
Brafiliens, Pernambuko, Bahia und zumal Rio, fi fchnell heben, an Pracht 
mit den erften Plägen Europas wetteifern; aber fie bilden jetzt weniger als jemals 
einen Maßſtab, fie bilden vielmehr einen Kontraft gegen die Zuftände des übri- 
gen Landes). 
2. Das Minifterium der Juftiz verwendet 3002 Kontos, davon 700 
für das Kirchenweſen. 
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, 3. Das Minifterium des Auswärtigen 588 Kontos, davon 392 für 
Geſandtſchaften und Konfulate. 

4. Das Minifterium der Marine 4537 Kontos; und zwar befteht vie 
Kriegsflotte aus 2 Segelfregatten und 32 kleinern Segelſchiffen nebft 15 Dampf- 
ſchiffen; 3 Dampffregatten und 6 Heinere Dampfer, fo wie 7 Heinere Segelfchiffe 
fehlen noch an der vorjhriftsmäßigen Stärke. 

5. Das Kriegsminifterium 8693 Kontos. Das regelmäßige Heer hatte 
unter der Regierung Pedro's I. und unter der Leitung fremder Officiere eine gute 
Haltung gewonnen; aber die Regeutſchaft ftieß die Fremden aus und ließ Alles 
verfallen; es zählt jet nur 20000 Mann mit 4 Generallieutenants, Ihm zur 
Seite fteht die Miliz, der ein jeder Bürger bis zu feinem vierzigften Jahre an- 
gehört. Beide find noch heutzutage einem altportugiefiihen Militärfoder, demnach 
aud der Prügelftrafe unterworfen und durchaus In einem ungenügenden Zuſtande. 

6. Das Finanzminifterium verwendet 11651 Kontos und zwar 3823 
zur Verzinfung und Amortifirung der auswärtigen Schuld, 3461 zur ‚Berzinfung 
der innern fundirten Schuld. Die erftere betrug am 31. December 1854 5,824000 
Pfund Sterling, und da Brafilien in feinen Zinszahlungen immer fehr genau 
geweſen ift, jo erfreut es fih auswärts eines guten Kredits. Die innere Schuld 
dagegen mag liber 60000 Kontos betragen; enblid läuft noch ein unverzinsliches 
Papiergeld um zum Betrag von 45000 Kontos, 

Auswärtige Politil. Was vie auswärtige Politif Brafiliens anbetrifft, 
fo muß fie naturgemäß noch auf lange Zeit eine durchaus und ausſchließlich füd- 
amerifanifche fein; und ber leitende Gedanke feiner Staatsmänner ift dabei offen- 
bar, dem Kaiferthbum die Hegemonie über Südamerika zu verfchaffen. Die 
Möglichkeit einer folhen Stellung berubt freilich nicht ſowohl auf der eignen 
Stärke als auf der Schwähe der Nachbarn, und namentlich das Staatenfyftem 
des La Plata würde im Stande fein, Brafilien darin eine gefährliche Konkurrenz 
zu machen. Diefe ganze Gruppe (argentinifche Konföderation mit Buenos Ayres, 
Uruguay und Paraguay) tft allerdings heutzutage noch weit dünner bevölfert, eben 
über 1 Million, aber ihre Bevölkerung ift bei Weiten rüftiger und Friegerifcher, 
und dazu find fie für bie europäiſche Einwanderung beſſer geeignet, einmal durch 
ihr gemäßigteres Klima, dann weil bier feine Sklaverei eriftirt; alfo aus denſel— 
ben Gründen, warum die Norbftaaten den Süpftaaten Nordamerikas vorgezogen 
werben. Wenn demnach die Krifis, die ſchon ſeit 40 Jahren fortvauert, jet end— 
lich zur Herftellung einer dauerhaften Staatsorbnung führen follte, jo würde un- 
zweifelhaft ein wichtiger Einwandererftrom fi dahin ergießen; die Ya Platagruppe 
mit freier Arbeit würde das fflavenhaltende Brafilien bald überflügeln und binnen 
Kurzem die äußerſten Südprovinzen, zumal Rio Grande do Sul, das ſchon öfter 
eine beforgliche Hinneigung nad) Süden zeigte, dereinſt auch wohl das große Hinter- 
land Mato Groffo an fidy ziehen. — Doch das ift eine Frage der Zukunft; da— 
gegen für's Erfte fühlte gerade tiefes Staatenſyſtem vorzugsweife den Drud ver 
brafilianifhen Politit, und zwar in einer doppelten Richtung. 

Einmal hat Brafilien von jeher nad dem Befis der Ya Platamündung oder 
doch wenigftens nach dem Befig des linfen Ya Plataufers, d. h. Uruguays, 
getradhtet. Schon um 1680 ‘warb hier eine portugiefiihe Kolonie, das heutige 
Saframento angelegt, welde nah manden Schidfalen und Wechſelfällen endlich 
im Vertrag zu ©. Ildefonſo, 1. Oft. 1777, definitiv an Spanien zurüdgegeben 
werben mußte. Dann benugte Brafilien die Stürme, welde ven Sturz der ſpani— 
ſchen Kolonialherrihaft begleiteten, um feinen Plan wieder aufzunehmen; ein erfter 
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Angriff auf Montevideo 1812 warb durch Englands Cinfchreiten verhindert; ein 
zweiter 1816 gelang, und durch Befchluß des dortigen Stabtrathes, 19. Juli 1821, 
ward ganz Uruguay als „Provinz Cisplatina“ dem Kaiferthum einverleibt. Die 
Folge war ein Krieg mit der argentinifchen Konföveration, und abermals mußte 
DBrafilien auf den ſchon errungenen Erfolg verzichten, im Frieden vom 27. Auguft 
1828 die Selbftftändigfeit der Republik Uruguay anerkennen; — Wir können troß 
aller Berfiherungen kaum glauben, daß das Kabinet von Rio feitdenı den alten 
traditionellen Plan ganz aufgegeben hat; der Befig Uruguays ift ihm Doppelt 
wünjchenswerth, weil dies Land unter feiner vermaligen Berfaffung einen Zufluchts- 
ort bilvet für die entlaufenen brafilianifhen Sklaven. An eine gewaltfame oder 
friedliche Annerion ift nun freilich vorläufig nicht zu denfen, da die Seemächte 
fih dem wiberfegen würden; man muß fich mit einem inbireften geheimen Einfluß, 
mit einer Art von Suzeränität, wie fie fid) in ver neulichen militäriſchen Pacifi— 
fation 1854—55 offenbarte, begnügen; und Brafilien befist volllommen die Mittel, 
um eine derartige Rolle fortzufpielen, um fo mehr, da einige taufend Duadrat- 
meilen des Grund und Bodens der Republik faktifch in den Händen feiner Unter: 
thanen find. 

Das zweite Moment in der brafilianifhen Politit war die Frage der freien 
Shiffahrt auf dem La Plata, und darin hat fie allem Anfchein nach mehr 
durchgefegt als fie felbft wünfchte. Der Hauptftaat der argentinifhen Konfödera— 
tion, Buenos Ayres, und deſſen vormaliger Diktator Roſas nahmen befanntlich, 
weil fie die Mündung beherrihten, vie Hoheit über den ganzen La Plata und 
feine drei großen Quellflüffe Parana, Paraguay und Uruguay in Anfprud; fie 
verlangten, daß Buenos Ayres der Stapelplat fei, der zwiſchen der transatlanti- 
ihen und ver Binnenfhiffahrt zu vermitteln habe. Das widerſprach aber ven 
Intereffen des geſammten Hinterlandes; alle fibrigen Staaten der argentinifchen 
Konföveration, dazu Uruguay, Paraguay, Bolivia wünſchten eine direkte Verbin- 
dung mit der See, eine Aufhebung. des Stapelzwangs; daffelbe Intereſſe theilte 
DBrafilien, da ja für feine Sübprovinzen Mato Grofjo, S. Paulo, Parana, Rio 
Grande, gerade jene Quellflüffe ves La Plata die natürlichen und bequemften Aus- 
fuhrftraßen find. So bilvete fi Ausgang 1851 eine große Koalition unter Bra- 
ſiliens Vortritt; das vereinigte Heer der Verbündeten ſchlug die Truppen von 
Buenos Ayres bei Monte GCaferos, 3. Februar 1852, und damit nahın bie 
Diktatur des Roſas, der bisherige Stapelzwang ein Ende. Durd ‚Dekret vom 31. 
Auguft 1852 eröffnete das Präfivium der argentinifhen Konföveration die Binnen- 
ihifffahrt auf vem Ya Plata und feinen Zufliffen für die Kauffahrteiflagge aller 
befreundeten Nationen; die Staaten Buenos Ayres, Uruguay, Paraguay und 
Bolivia erflärten ihre Zuftimmung, und durch Hanvelsverträge mit England, 
Frankreich umd der norbamerifanifchen Union erhielt das neue Princip die völfer- 
rechtlihe Weihe. Welche Stellung Brafilien zu diefem Princip eingenommen hat, 
ob es auch jeinerjeits gewillt ift, feine Flußftreden dem allgemeinen Berfehr zu 
eröffnen, können wir nicht jagen, da der neuefte Vertrag vom 6. April 1856, 
der (nad) einigen Zänfereien über die Orenzregulirung, einer bewaffneten Demon- 
ftration vor Affumpeion Ende 1854 und der Verwerfung eines erften Entwurfs) 
mit Paraguay abgeſchloſſen, am 13. Juli 1856 ratificirt wurbe, in feinen ges 
nauern Beftimmumngen uns unbelannt ift. Doch fcheint, daß Brafilien urſprünglich 
feine vellftändige internationale Freiheit der Binnenfhiffahrt, jondern nur eine 
gegenfeitige Freiheit der betreffenden Uferftaaten herzuftellen wünſchte; ein groß- 
artiger Aufihwung des Verkehrs zwiſchen Europa und den La Plataftanten, ver 
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nothwendiger Weife auch die Einwanderung nad) ſich ziehen und dieſen fünlichen 
Nebenbubler ftärfen muß, kann naturgemäß nicht in Brafiliens Intereffe liegen. 
Ein Heines Intermezzo ohne nahhaltige Bedeutung bildete während ver legten 
Jahre die Frage der Amazonasichiffahrt. Hier hatten befanntlid Brafilien 
und Bern einen Gegenfeitigfeitsvertrag abgeſchloſſen, und bie vereinigten Stanten 
von Norbamerifa, melde erft 1853 durch die Lieutenants Herndon und Gibbon 
eine neue Entvedungsreife auf dem Amazonas veranftalteten, verlangten nun auf 
ſchwache Vorwände hin zu gleichem Recht in den Vertrag aufgenommen zu wer: 
den. Doch ift es dem Kabinet von Rio de Janeiro gelungen, fich dieſes Anfinnens 
zu erwehren, und in feiner letten Note vom 13. September 1854 hat es den 
Grundſatz, daß vie Uferftaaten ausfchlieflih zur Binnenjchiffahrt berechtigt feien, 
wenigftens vorläufig aufrecht erhalten. 
Brafilien und die Einwanderung. — Es bleibt uns zum Schluß noch 
‘ übrig die wichtigfte Frage, von deren glüdlicher Löſung Brafiliens künftige Stellung, 
-ja feine Eriftenz abhängt, in Betracht zu ziehen. Die Beobachtung der innern 
wie der äußern Berhältnijje, beive haben uns gezeigt, daß die Einwanderung, 
ein ununterbrohener Zufluß von Arbeitsträften für Brafilien nothwendig ift, wenn 
es feine natürlichen Reihthümer nutzbar machen, wenn es die Hegemonie in Süd— 
amerifa behaupten will. Bisher hat nun aber die Ginwanverung beinahe aus- 
ihließlih auf dem Wege des Sklavenhandels ftattgefunden; wohl hatte Bra- 
filien ſchon längft vertragsmäßig viefem Mißbrauch entfagt, aber er dauerte ungeftört 
fort, und feit vem Jahr 1831 wurden noch über eine Million Negerjllaven ein- 
geſchleppt. Die Folge war eine Reihe von Berwidlungen mit England, das wie 
befannt mit ebenfoviel menjchenfreundlihem Eifer wie internationaler Brutalität 
die Seepolizei gegen den Sklavenhandel übt; endlich erfolgte fogar die fog. Aberbeen- 
Bill vom 8. Auguft 1845, welche die brafilianifhen Sklavenſchiffe vor ausſchließ— 
lich englifche Gerichte wies, die, englifhen Kreuzer bevollmädhtigte, Sklavenhändler 
nicht nur auf offener See, fondern auch auf den Küften, in ven Buchten und 
Flüſſen Brafiliens zu verfolgen. Seitvem bat fi vie brafilianifhe Regierung 
enblich entichloffen, ihren völferrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen; ein ftrens 
ges Gefeß vom 4. September 1850 ward erlaffen und mit Energie durchgeführt, 
fo daß der Sklavenhandel jett bis auf vereinzelte Fälle verſchwunden, der Be— 
völferungszufluß, den das Kaifertbum aus vdemfelben bezog, abgeſchnitten ift. 
Man muß fih. fortan mit der einhbeimifhen Sklavenzucht begnügen, vie 
aber bei dem Mifverhältnig der Geſchlechter ven Bedarf nicht befriedigen kann, 
und dazu kommt noh, daß die Gpivemieen ver letten Jahre gerade unter ber 
Sklavenbevölkerung furchtbar wütheten; ver Mangel an Arbeitskräften ift demnach 
größer als jemals. Die reihern Mittelprovinzen, zwifhen Bahia und ©. Paulo, 
wiffen fi dabei noch einigermaßen zu helfen; fie faufen den ärmern Norbpro= 
vinzen ihre Sklaven ab, wodurch dieſe der Arbeitsträfte Seraubt, in immer tiefern 
Berfall hinabgedrückt werden; und fo fehen wir bier bie naturwibrige Erſcheinung, 
daß der Binnenfflavenhandel, weldher naturgemäß wie in Norbamerifa vie 
Neger aus den gemäßigten im vie heißen Diftrifte zu fchaffen hat, hier umgefehrt 
vie Sflaven aus der heißen in bie gemäßigte Zone transportirt, Der Neger wird 
derjenigen tropiſchen Region, weldhe ohne feine Arbeit wahrjcheinlih nicht nutzbar 
zu machen ift, entzogen und bahin geführt, wo vie Arbeit ver Weißen ihn ſchon 
eher erſetzen könnte. 
Der Binnenſtlavenhandel allein kann nun aber nicht genügen; ſelbſt wenn 
die geſammte Sklavenbevölkerung in den mittlern Provinzen zuſammengeballt würde, 
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würde fie auf die Dauer nicht ausreichen, und die Grunbbefigerariftofratie war 
demnach darauf bevadht, ven Ausfall an Arbeitsträften durch die europäiſche 
„geregelte Auswanderung, durch Auslöslinge (Redemptioners, weiße 
Sklaven) zu erfegen. Gin Mitglied verfelben, der Senator Pereira de Campos 
Bergueiro in der Provinz ©. Paulo, ftellte das Syftem der Parceria (Halb- 
pacht) auf; er ließ 1847 auf feine Koften Arbeiter aus Deutſchland kommen, 
theilte ihnen auf feinen Kaffeeplantagen gewiffe Diftrifte zu und zwar unter ber 
fontraftlihen Bedingung, die Hälfte des Ertrags folle ihm als dem Grundherrn, 
bie andere Hälfte den Koloniften für die Arbeit zufallen, und von ber legtern 
Hälfte habe dann ver Kolonift, die Auslage für den Transport, für die anfäng- 
lihe Berpflegung an den Herrn zurüdzubezahlen; bis die Schuld gevedt, blieb ver 
Kolonift wie ein Höriger an die Scholle gefefjelt. — So lebte ein Syftem wieder 
auf, das früher in ähnlicher Weife in Nordamerika beftanden, aber dort längft 
als verwerflic anerkannt und befeitigt war; map es in einzelnen Fällen, wo ber 
Unternehmer ein Ehrenmann ift, gut wirken, jo ift es doch im Princip zu ver- 
dammen, denn der Kolonift wird dadurch ganz im die Hände feines Grundherrn 
gegeben, und im natürlichen Intereſſe des legtern liegt es, durch beträgerifche 
Abrehnung oder ſonſt feinen zeitweiligen Hörigen möglihft lange feftzuhalten; 
wo aber follte in Brafilien ver arme Kolonift gegen feinen reihen Grundherrn 
Gerechtigkeit finden? Dies Syftem erhielt bei "der Pflanzerariftofratie den all- 
gemeinften Beifall und warb von der Reichs- und einzelnen Provinzialregierungen 
mit Gelpmitteln gefördert; zahlreihe Agenten, bie für jeven angeworbenen Aus- 
lösling ein beftimmtes Kopfgelv erhielten, begannen ihre Thätigfeit, umd ihre 
Lodungen fanden namentlih in Deutſchland Gehör, wo man dod nad früheren 
Erfahrungen wenig Urſache hatte, brafilianifchen Verfprehungen zu trauen. Glüd- 
liherweije jtellte der Berliner Gentralverein fir deutſche Auswanderung, von ber 
Preſſe unterftügt, die Mißbräuche und vie hinterliftigen Beftimmungen ber ein- 
zelnen Parceriakontrakte ins hellſte Licht; noch lauter fprachen die Thatjachen — 
wurde doch in Rio, Anfang 1853, eine ganze Schiffsladung deutſcher Einwanderer 
ohne Scheu in den Zeitungen zum Verkauf ausgeboten — und fo warb dies Syſtem 
bald von ver öffentlichen Meinung gerichtet. Die brafilianifhe Reihsregierung z0g 
fih von jeder Theilnahme zurüd, und vie Pflanzerariftofratie, nachdem ihr ein 
paar tauſend deutſche und ſchweizer Proletarier zugeführt find, hat jetzt die Hoff: 
nung auf weitern Zuzug von enropäifchen Parceriften jo ziemlich aufgegeben. Da- 
für will fie es mit ver Einführung von hinefifhen Yohnarbeitern oder 
oftindifhen Kulis verfuhen, nad dem Borgang der britiſch-weſtindiſchen Kolo— 
nieen, und am 9. Februar 1855 ift die erfte chineſiſche Menſchenfracht, 300 
Köpfe ſtark, auf einem norbameritanifhen Yahrzeug in den Hafen von Rio de 
Janeiro eingelaufen. 

Wenden wir und jeßt zu der freien Einwanderung! Nachdem Brafilien 
anderthalb Jahrhunderte ven Fremden fo gut wie ganz verichloffen gewejen, ward 
e8 am 28. Januar 1808 zunächſt dem fremden Handel geöffnet; dann folgte am 16. 
März 1820 ein Gejeg, welches die fremde, zumal die deutihe Einwanderung 
einlud und jedem (fatholifchen) Koloniften eine Landſchenkung zufagte; weiter ein 
Geſetz vom 23. Oftober 1832, das die Naturalifationsfrift auf 4 Jahre feft- 
ftellte, und dieſe Frift warb am 30. Auguſt 1843 auf zwei Jahre herabgefegt. — 
Seitdem ift kaum irgendwo mehr von Einwanderung und Kolonifation geſprochen 
als gerade hier, und nirgends waren die Refultate geringer. Die Schuld lag an- 
fangs daran, daß die Reihsregierung offen die Initiative ergriff, durch 
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ihre gewiffenlofen Agenten ven Einwanderern übertriebene Verfprehungen machen 
ließ, welche fie weder halten wollte noch konnte; und was in den obern Regionen 
verſehen war, das warb burd die demoralifirten Unterbehörven noch Ärger gemacht. 
Wir erinnern nur an die Werbungen des Major Schäffer 1824, an bie erfte 
deutſch-braſilianiſche Legion, deren furdtbaren Aufftand, 9. bis 11. Juni 
1828, und deren Auflöfung 24. November 1830, wo Soldaten und Offiziere 
ohne jede Entfhärigung aus dem Dienft geftoßen wurden; wir erinnern an bie 
500 Deutſchen, welde im Auftrag ver brafilianifhen Regentihaft angeworben 
wurden, um den Aufruhr in Para, zu unterbrüden, und die man dort auf bie 
ſcheußlichſte Weife verfommen ließ, 1838 u. ff.; dennoch datirt aus biefer Periode 
der Initiative Pedro's I. wenigftens eine deutſche Kolonie, die jegt zu einer kräf⸗ 
tigen Eriftenz gelangt und im Stande ift, ihr nationales Weſen, ihre Rechte zu 
behaupten, ©. Leopoldo mit über 11000 Einwohnern in Rio Grande do Sul. — 
Geit dem Jahr 1837 entfagte die Reichsregierung der bisherigen Initiative; an 
ihre Stelle traten jegt die Previnzialregierungen, welde es nicht beſſer 
machten. Wir erinnern an die Werbungen des Haufes Delrue u. Comp. im Auf- 
trag der Provinzialregierung von Rio de Janeiro; abermald wurben an 600 
deutſche Yamilien über den Ocean gelodt, und aud fie wären elend verkommen, 
hätte nicht Kaifer Pedro II. fih der Unglüdlihen erbarmt, ihnen durch Anlage 
einer Sommerrefidenz, der deutſchen Kolonie Petropolis,. Arbeit und eine neue 
eimath verfchafft, 1845; wir erinnern weiter an die Werbungen des Agenten 
leudgen für vie Provinz Rio Grande do Sul 1852, die offenbar darauf ab- 
zwedten, aus beutfhen Koloniften eine Militärgrenze gegen die wilden Indianer 
berftellig zu maden. Nebenher gingen jene Werbungen von Privaten für bas 
Parceriafyftem, deren wir oben gedacht haben, 1847 u. ff., fo wie die Werbun- 
gen der Reichsregierung für die zweite deutſch-braſilianiſche Legion 1851 
u. ff., die bekanntlich gleichfalls einen Häglichen Ausgang nahm. — Endlich kamen 
noch hinzu die Kolonifationsunternehmungen, die von ein paar deutſchen Ge— 
fellfhaften und Privatmännern geleitet wurben und bemnad vor den Miß— 
bräuchen einer brafilianifchen Verwaltung bewahrt blieben; fo die Kolonie Donna 
Franciska und Blumenau (Provinz S. Katharina) 1850, die neben ©. Leopolvo 
vorzugsweife Berüdfihtigung verbienen. 
ach einer breißigjährigen fo mannigfahen Thätigkeit beftehen jest in Bra- 
filien (nach dem officiellen Bericht vom Mai 1855) 44 Aderbautolonieen, theils 
auf das Halbpachtſyſtem, tbeild auf Landſchenkungen ver Regierung, theils auf 
Landkauf gegründet, mit einer Gefammtbevälferung von etwa 30000 fremden 
Koloniften, — alfo weniger als in einem Vierteljahr in vie vereinigten Staaten 
von Nordamerika einzumwandern pflegt. Diefer ungeheure Abſtand erflärt fich nicht 
allein aus den traurigen Nachrichten, vie faft von jeder Einwanderung zurüd- 
famen, nicht allein aus ver falfchen Stellung der brafilianifhen Behörde, welde 
anftatt der Einwanderung blos die Wege zu bahnen und fie dem naturgemäßen 
Gang zu überlaffen, viefelbe durch Verſprechungen herbeirief, dann im Stich lieh 
oder durch eine läftige Bevormundung hinderte; fondern vorzugsweife daraus, daß 
in Brafilien jenes Reizmittel fehlt, welches in Norvamerita die Einwanderung fo 
gewaltig anzieht, ein wohlgeregeltes Landſyſtem. Man ift allmählig zu ver 
rechten Einſicht gekommen: „die Vermeſſung und Abftedung Heiner Grunpftüde, 
die im Bereich eines mittelmäßigen Vermögens find, die an bequemen Punkten 
liegen, und die in einer folhen Weife zum Verkauf ausgeboten werben, daß ber 
Einwanderer fie glei nad feiner Ankunft oder fo bald es ihm feine Mittel er- 
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lauben, erwerben kann, das ift wenn nicht ap und fir fidh die ausſchließliche Be— 
bingung einer freiwilligen Ginwanderung, body jedenfall® der mächtigfte Hebel zu 
einer ſolchen.“ So ſprach die Reichsregierung fih wiever einmal, Mai 1855, 
Öffentlih aus, und im diefem Sinn hatte fie ſchon feit mehreren Jahren vorge- 
arbeitet; nach langen Kämpfen fam am 18. September 1850 ein Gefet zu Stande 
über die Ausfonderung, Vermeſſung und den Berfauf der Staatsländereien. Dies 
Geſetz ftieß nun aber auf vie lebhaftefte Oppofition der Grunpbefigerariftofratie; 
dieſe, welche fih, wie ſchon erwähnt, auf unrechtmäßige Weife und gerade in den 
beftgelegenen Diftrikten großer Staatspomänen bemächtigt hat, will natürlich ihren 
Raub nicht herausgeben; fie ift einem Berfauf von Staatsländereien in Meinen 
Parcellen, ver Bildung eines Standes von kleinen Grundbefigern abgeneigt, denn 
der Feine Grunpbefiger würde bei der Kaffeeproduftion ein gefährlicher Konkurrent 
jein; was fie. wänfcht ift eine Einwanderung von europäifhen Tohnarbeitern und 
Parceriften, die, ganz in ihre Hände gegeben, blos zu ihrem Vortheil dienen 
müßten; und wenn fie eine foldhe nicht erlangen fann, will fie lieber gar feine 
Einwanderung. Der Einfluß diefer Kafte hat nach längerer Verzögerung ein Aus- 
führungsregiement vom 30. Janırar 1854 burchgefegt, welches die Beftimmungen 
des Geſetzes von 1850 weſentlich abſchwächt, und dies Reglement wird wahrfchein- 
[ih jo ausgeführt werden, daß die Grumdbefiger all ihre unrehtmäßigen Anſprüche 
beftätigt erhalten, öffentliche Ländereien aber, bie für die norbeuropäifche Einwan- 
derung paffen, höchſtens in Parana, S. Katharina und Rio Grande do Sul noch 
bleiben. Wir werden die Refultate der eben erft begonnenen Bermeffung abzumar- 
ten haben, und darüber können noch Jahre vergehen; dann erft wird man im 
Stande fein zu entſcheiden, ob Brafilien ein Feld für eine’ größere freie Ein- 
wanderung barbietet. 

Aber die bloße Herftellung eines guten Landſyſtems würde noch immer nicht 
genügen; Brafiliens Bolt und Regierung müſſen fi) auch zu einer größern reli- 
giöſen, politifhen und nationalen Toleranz berbeilaffen. Die gefeglichen 
Beihränkungen des atatholifchen Gottespienftes, der Ausſchluß der Aatholiten und 
der Naturalifirten von der Wählbarkeit muß aufhören; man muß ven Einwan- 
berern, wo fie in Gruppen zufammenmwohnen, Selbftregierung geftatten und fie 
nicht durch Beamte bevormunden wollen; man muß ihnen bie ungeftörte Beibe- 
haltung ihrer Sprache und Sitte gewährleiften, nicht wie heutzutage auf eine zwangs— 
weiſe fchnelle Verſchmelzung hinarbeiten (fo in Betropolis; S. Leopoldo iſt glüd- 
liherweife ftarf genug, um berartigen Mafregeln mit Erfolg zu widerftehen, und 
eben darum unter allen deutjchebrafilianifchen Kolonieen am meiften zu empfehlen). 
Die jchreienden Mißbräuche, zumal bei der Refrutirung und dem Dienft in ver 
Miliz, müſſen befeitigt werden; Verfprehungen, daß man ben nicht naturalifirten 
Einwanderer davon erimire, genügen nicht; eine burchgreifende Reform der Juftiz 
in ihrer Organifation und ihrer Ausübung muß gefcheben. Dann erft wird Bra— 
filien im Stande fein, den vereinigten Staaten bei der europätfhen Auswanderung 
Konkurrenz zw machen; dann wird es die Vermehrung der Bolfszahl erhalten, 
deren es fo fehr bedarf; aber nicht eher. — 

Literatur. Zur Geographie: „Corografia Brazilica por Manoel Ayres 
de Cazal.“ Rio de Janeiro, 1817. 2 Bde. und „Diccionario geographico 
ete. do Brazil por J. C. R. Milliet de St. Adolphe. Paris 1845. 2 Bde.; 
daneben Ferdinand Denys: „Brafilien.“ (Im der Weltgemälvegallerie. Amerika 
Dr. I.) Stuttgart 1838. Bon Reifen nenne id, außer den befannten deutſchen 
(von Eſchwege, Spir und Martins, Prinz Neu-Wied, Burmeifter) Auguste'de 
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St. Hilaire: „Voyages dans l’int6rieur du Bresil.* Partie I-IV in 8 Bon., 
Paris 1830—51; Kidder: „Sketches of residence and travels in Brazil.* 
London 1845. 2 Bde. und Herndon: „Exploration of the Valley of the 
Amazonas.* Waſhington 1854. — Zur Gefhihte: Robert Southey: 
„History of Brazil.* London 1810—19; 3 Bde. und deſſen Fortfegung John 
Armitage: „History of Brazil from the period of the arrival of the Bra- 
ganza family in 1808 to the abdication of D. Pedro in 1831.* London 1836; 
dann (Franz Adolph von Varnhagen): „Historia geral do Brazil.“ 
Dr. I (biß 1640), Rio d. Jan. 1854. — Zur Schilderung der heutigen Zu— 
fände: Auguste van der Straten-Ponthoz: „Le Budget du Bresil.“ 
Bruxelles 1854, 3 Bde. und die halbofficielle Gegenfhrift von Charles Rey- 
baud: „Le Bresil.* Paris 1856; der Statiftifer wird den „Almanak da Corte 
e Provineia do Rio de Janeiro* von Lämmert, der alle Jahr in Rio erfcheint, 
nicht entbehren fünnen. — In Schen ver Auswanderung vorzugsweife die Schriften 
von Gottfr. Kerft, zumal „Ueber brafilianifhe Zuſtände.“ Berlin 1853 und 
Wiedemann: „Die veutihe Kolonie Petropolis.” Freifing 1856. 
Hanbelmann, 
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$. 1. Die Staats- und Staatsrehts-Gefhichte des Landes Braunfchweig bis 
1806 fällt mit ver Haus-Gefchichte ver welfiſchen Dynaftie zufammen, weßhalb bier 
zunächſt auf ven Artikel „Welfen” verwiejen werben muß. Mit vem Jahre 1807 tritt 
in dem braunſchweigiſchen Staatsrechte eine ftarfe Wendung ein. Bis dahin aus zahl- 
reihen Familien- und Erbverträgen, aus reverfirten Gerechtfamen der Landſchaft und 
Landtagsabfhieden und aus fogenannten Orbnungen über einzelne Hoheitsrechte 
herfließend, war es wefentlic im ven Grenzen des Batrimonial- und Patriarchal⸗ 
ſyſtems mit ſtändiſcher Beſchränkung oder Theilnahme verblieben. Nunmehr beginnt 
die Periode der ftaatlihden Revolution, welche wieder in mehrere Abfchnitte 
zerfällt: von 1807 bis 1813 Abjchnitt der Ufnurpation, von 1814 bis 1823 
Abſchnitt der Reftauration, von 1823 bis 1830 Abfchnitt der Kontre-Revolution 
und Haller'ſchen Politik, 1831 bis 1848 Abjchnitt des Konftitutionalismus, von 
1848 an Abjchnitt der nationalen Beftrebungen, Bon 1807 bis 1813 war nämlid 
das Herzogthum integrivender Theil des Königreichs Weftphalen, in welchem be- 
kanntlich faft ſämmtliche organifhe und adminiftrative Einrichtungen der Juſtiz-, 
Finanz, Kommunale und Militär-Verfaffung des franzöfiihen Kaiſerthums einge: 
führt wurden. Mit der Auflöfung jenes Königreihs trat zwar 1813 der helven- 
müthige Friedrich Wilhelm die Regierung des Herzogthbums an, fiel aber ſchon am 
16. Juni 1815 in ver Schlacht bei Ouatrebras und am 7. Juli 1815 übernahm 
der PrinzeRegent und nachherige König Georg IV. von Großbritannien die vor- 
mundfhaftliche Regierung für Friedrich Wilhelms älteften Sohn Karl, bis 1823. 
In diefem Abfchnitte folgte auf die Ujurpation die Neftauration, jevoh unter Au— 
eignung und Fortſetzung der begonnenen Revolution. In jener Ridytung wurde, da 
das regierende Haus an dem tilfiter Friedensvertrage nicht Theil genommen hatte, 
die weſtphäliſche Regierung als unrechtmäßige erflärt und behantelt, die franzöfifche 
Geſetzgebung abrogirt und vie früher bejtandene wieder bergeftellt, die Anerkennung 
der weſtphäliſchen Staatsſchuld verweigert, die braunſchweigiſche Landesſchuld da 
gegen liquidirt und verbrieft, die Auflöfung der Zünfte und Gilden wieder aufge- 
bobap; es wurden die nad weftphälifchen Gejegen ausgeführten Allodifikationen 
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und Beräußerungen von Leben und Fideikommiſſen, auch Ablöfungen von Zehnten, 
Dienften und Zinfen, jo weit fie vor 1808 ungültig gewefen wären, für wiber- 
ruflih erklärt und envlic die alten Grundſteuern an Stelle ver entfprechenden 
weitphälifchen wieder hergeftellt; in die ſer Richtung wurbe eine neue Juſtizver⸗ 
faffung mit Wegfall aller Eremtionen und Patrimonialgerichte, ſpäter auch mit 
Abjonderung von der Verwaltung nnd mit Kollegialgerichten eingeführt, mit ven 
erft 1819 berufenen alten Ständen eine erneute Landſchaftsordnung (1820) behufs 
Landes-, nicht Standesvertretung im zwei ftändifchen Sektionen, mit Theilnahme 
ber Stände an ber Finanzverwaltung, Beftenerung und Gefeßgebung vereinbart, 
die Aufnahme in die ohne Privilegien wieverhergeftellten Gilden von polizeilicher 
Koncejjion abhängig gemacht, eine Gewerbe-, Stempel- und Berfonalftener ausge- 
ſchrieben und mit lebterer faktiih ein Staatsbürgerthum aufgeftellt, die Grund— 
fteuerfreiheit gegen Entſchädigung abgejhafft, die Militärpflicht, Polizei- und Ge- 
meindeverwaltung neu georbnet und die Theilbarfeit ver Gemeinheiten ausgeſprochen. 

Am 30. Ditober 1823 trat der Herzog Karl die Regierung an. Die Tendenz 
jeines faum fiebenjährigen Regiments war fontrerevolutionär in Haller'ſcher Rich— 
tung, veranlaßt oder doch verjchärft durch nicht hieher gehörige, perjönliche 
Streitigkeiten mit dem geweſenen königlichen Vormunde und deſſen Räthen: ver 
„ſouveräne“ Herzog unterhielt neben dem Minifterium ein herzogliches Kabinet, 
unterließ die Berufung der Stände, verneinte die Nechtöbeftändigkeit der vormund- 
ihaftlihen Regierungshanplungen des legten Jahres und — fo weit dadurch über 
woblerworbene Regenten- und Eigenthumsrechte bisponirt worden — aud ber 
früheren Jahre (Patent vom 10. Mai 1827, welches jedoch auf Betreiben bes 
Bundes und bei drohender Bundeserekution unterm 22. April 1830 widerrufen . 
wurde), errichtete ein Oberhofgeriht und Generalkriegsgericht ald eremte Civilfora, 
griff in die Entſcheidung einzelner Nechtsfälle ein und behandelte die Domänen 
und die Einkünfte des Staats als Privateigenthbum. Der Juli-Aufſtand zu Paris 
und der Auguft-Aufftand zu Brüffel hatten einen September-Aufftand (6., 7., 8. 
September 1830) in Braunfchweig zur Folge, wobei das Refidenzihluß verbrannt 
und ber Herzog vertrieben wurde, Sein einziger Bruder, der jegt regierende Herzog 
Wilhelm übernahm die Regierung zuerft proviforifch (Patent vom 28. September 
1830), fpäter, nachdem die Agnaten des Haufes Braunfchweig den Herzog Karl 
für regierungsunfähig erklärt hatten, definitiv (Patent vom 20. April 1831). 

Es folgt nun ein Abfchnitt neuer und umfafjender Staatsbildungen bis zu 
den Grjchütterungen des Jahres 1848. Das haushälterifche Geheimerathstollegium” 
unter der Vormundſchaft, das charakterlofe Staatsminiftertum des Herzog Karl 
machten Männern Plat, welche mit ausgezeichneten Eigenfhaften den beften Willen 
verbanden, und denen es unter ber Autorität eines eben jo gerechten als mohl- 
meinenden Yürften gelungen ift, ven alten Staat vollftändig in ben neuen umzu— 
wandeln. Bor Allem muß bier erwähnt werben das mit den bald zufammenbern- 
fenen Ständen vereinbarte neue, vollftänbige, konſtitutionell-monarchiſche Yandes- 
grundgefeg, die neue Landſchaftsordnung vom 12. Dftober 1832 mit den 
dazu gehörigen organifhen Gefegen über die Wahl der Abgeorbneten, den Ge— 
ihäftsgang der Verſammlung, den Givil-Staatsvienft, vie Minifteriallommifjion 
(ein Dinitterrati), die Kreispirektionen (Landesverwaltung), die Kammer (Berwal- 
tung der Staatsgüter und nutzbaren Regalien), das Finanztollegium (für den 
Staatshaushalt und allgemeine Rechnungs- und Finanzkontrole), die Steuerbireftion 
und die Baudirektion. Nachdem fo der Staat felbft neu aufgebaut war, kamen bie 
focialen und agrarifhen Zuftände an die Reihe (Feuerordnung für die Lamd- 
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gemeinden, Geſindeordnung, Geſetz über Arbeits: und Beſſerungsanſtalten, Städte⸗ 
ordnung, Münzverfaſſung, Maß- und Gewichtsordnung, die öffentlichen Leihhäuſer 
als Sparkaſſen und als Landes-Kreditinſtitut, Mühlenordnung, Ablöſungsordnung 
mit Kredit bei den Leihhäuſern, Gemeinheitstheilungsordnung, Brandverfiherungs- 
orbnung, Poſt⸗, Wege: und Bahnordnungen, Schulgefege und Eraminationsgejete). 
Ferner wurde 1840 ein dem Standpunkte ber Biffenfehaft entjprechendes, ein 
wirfliches Bedürfniß befriedigendes Kriminalgeſetzbuch promulgirt. Seit 1834 hatte 
das Herzogthum dem Steuervereine (mit Hannover, Oldenburg und Lippe-Schaum- 
burg) angehört; mit dem 1. Januar 1842 trat es dem Bollvereine bei. Auf dieſe 
Weiſe blieb kaum eine Seite des Staats- und Volkslebens unberührt. 

So nahte denn das Prüfungsjahr 1848 und damit der lette Geſchichts— 
abjchnitt, der der nationalen Revolution. Ein Herzogthum kann zwar eine Heimath, 
aber Fein Baterland, — ein Baterland muß größer fein. Während in Preußen 
Gleihgültigkeit, in Oeſterreich Widerſtreben gegen die deutſch-nationalen Beftre- 
bungen ver Jahre 1848 und 1849 vorberrfchte, fanden fie in den Fleinen Staaten 
und auch im braunfchweigifchen die wärmfte Aufnahme und Unterftägung, ſowohl 
bei der Regierung als bei den Abgeorpneten und Regierten, fowohl für die Reichs— 
parlamente als gegen Dänemark. Damit verbanden fi demokratiſche und foctali- 
ftiihe, aber auch reaftionäre I) Tendenzen und fo erbliden wir in der jüngften 
ſtaatlichen Oeftaltung und Verwaltung des Herzogthums in nationaler und 
autinationaler Richtung: Anftalten zu einer Nationalvertretung und Aner- 
fennung der Reichsgefegebung, bald darauf aber Aufhebung der deutſchen Grund» 
rechte, Erweiterung des Zollvereins durch Aufnahme Hannovers und Oldenburgs 
in denjelben, wodurch das Herzogthum von der Zollgrenzlinie befreit wird; in 
focialiftifder und agrarifher Richtung: Unterftügung des Hanbels- und 
Gewerbsbetriebs durch Darlehen des Staates (nachher ver Gemeinden), Gleichftel- 
lung aller Konfeffionen ſowohl im öffentlichen als Privatrechte, Aufhebung bes 
Berbotes der Ehen zwifhen Juden und Chriften, gänzliche Aufhebung des Lehens— 
verbanves und der Familienfideikommiſſe, Beibehaltung des grundredtlihen Weg- 
falls der Standesvorrechte, Abihaffung und Wiedereinführung der militäriichen 
Stellvertretung, Altersrenten auf Staatsfrebit, Aufhebung des Inftituts der poli— 
zeilihen Konfirmation von Verträgen über ländliche Grunpftüde, Aufhebung des 
Jagdrechts gegen Entihädigung, Beftimmungen über das Wafjerreht und die Ent- 
wäſſerung der Grunpftüde, Vorbereitung einer allgemeinen Grumdfteuer und Ein- 
fommenfteuer und Wieverberftellung ver Grundſteuerfreiheit der Kirchen und 
frommen Stiftungen; in demokratiſcher und antidemokratiſcher Richtung: 
Anerkennung des Vereinigungsrechts und der Preffreiheit und Wieverbefhräntung 
beider nah Bundesvorſchrift, Volkswehren, beſchränkt auf Gemeindezwede, ein 
proviſoriſches Wahlgefeg (theild allgemeine, theild Genfus-Wahlen) und ein defi— 
nitives, geftügt auf ftaatsbürgerlihe Klaſſen, Deffentlichkeit der ftändifchen und 
Gemeindeverhandlungen und der Rechtspflege (mit Schwurgerichten in Straffadhen), 
eine auf erweiterte Selbftftändigfeit der Gemeinden abzielende Städte und Land— 
gemeindenordnung nebjt Amtsräthen, Kirchen- und Schulvorftänven *); endlich Kodi— 


% Wir bedienen uns diefer und anderer Ausdrüdfe nicht als Parteibezeichnungen, ſondern im 
wiffenichaftlihen Sinne und bemerken, daß es Parteien folder Art im Herzogthume kaum gab 
und jept feine giebt. 

* Anm. d. Ned. Die minder gewöhnliche Bedeutung, in welcher der Herr Rerfaffer 
*8* die Worte „ſocialiſtiſch“ und „demokratiſch“ gebraucht, wird durch den Zuſammenhang 

utert. 
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fitationen und Organifationen: eine ©erichtöverfaffung (vollftänpige 
Trennung der Juftiz von ver Verwaltung, Normalgehalte, Gerichtshof für Kom- 
petenzftreitigkeiten, aber auch Specialgerichte nicht nur für militäriſche, fondern 
zugleich für nicht militärifche Vergehen und Verbrechen der Militärperfonen), eine 
Straf: und Civilproceforpnung, eine Advokaten- und Notariatsorbnung, ein Polizei- 
ftrafgefegbuh nnd die Organifation der Yandesverwaltungsbehörden mit Normal- 
etats für faft alle Dienftzweige. 

So führte das Herzogtbum während eines halben Jahrhunderts ein frifches, 
rühriges Staatsleben und vollzog durch eine fünfzigjährige Revolution feine Wan- 
delung ohne merkliche Beläftigung feiner Angehörigen und Nachbaren: Danf ven 
Greignifjen ver Jahre 1807, 1813, 1823, 1830 und 1848, welche eben jo- viele 
Anregungen herbeiführten und daburd eine ZTotalerfchütterung abwenveten, Dant 
aber auch der Aufklärung und Umfiht, Mäßigung und Gerechtigkeit feiner vor- 
mundfhaftlihen und befonvers feiner gegenwärtigen Regierung. Am 25. April 
1856 warb im Lande das fünfunpzwanzigjährige Regenten- und fünfzigjährige 
Atersjubiläum des Herzogs Wilhelm gefeiert, einige Monate jpäter das fünfund- 
zwanzigjährige Minifterjubiläum des Freiherrn v. Schleiuig, welder gleichzeitig 
mit jeinem Fürften an bie Spige der Verwaltung getreten war und — unange- 
fodhten von den Bewegungen der Jahre 1848 und 1849 — als ältefter, nicht 
nur deutſcher, ſondern europäiiher Minifter in Ehren daſtand, bald darauf aber 
(3. November 1856) durch den Tod abberufen wurde. 

$. 2. Der nadfolgenden Darjtellung find einige ſtatiſtiſche Angaben voran- 
zuftellen, aus denen — beiläufig — hervorgehen wird, daß von ſämmtlichen deutfchen 
Staaten das Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach dem Herzogthum Braun- 
ſchweig am meiften entſpricht. Leider find die ftatiftiihen Quellen, auch vie offi- 
ciellen, nicht immer zuverläffig und häufig von einander abweichend. Das braun- 
ſchweigiſche Gebiet wird ſehr verjchieden berechnet zu 67,02, 67,16, 67,20, 675/15 
und 67,73 geographiſchen Quadratmeilen mit (nad) einer Zählung vom 2. Dezember 
1852) 271,208 Einwohnern; von den im Jahre 1843 gezählten 268,035 Ein- 
wohnern Braunfchweigs waren 264,490 — 98,69 Yutheraner, NReformirte zc., 
2565 — 0,% Römiſchkatholiſche und 980 — 0,35 Juden. Das Herzogthum hat 
13 Städte, 2 Fleden und 452 Yanbörter, aljo 467 Wohnpläge mit 30,016 
Wohngebäuden in 474 politiihen Gemeinden. Auf 1 Quadratmeile kommen 
4038 Bewohner in 447 Wohngebäuden und auf 1 Wohngebäude 9,0% Bewohner. 
Der verficherte Werth ſämmtlicher Gebäude betrug 1854 49,780,225 Rthlr., 
wovon 7610 zu 20,941,950 Rthlr. den Städten und 22,406 zu 28,838,275 
Reichsthaler den Sandgemeinden angehörten. Das Land enthält — nee — 


25,000 Morgen Gärten, 


610,000 Aderland, 
125.000 5 Wieſen, 
156,000 ⸗ Weiden und Triften, 
477,000 = Waldung, 
26,000 ⸗ Teiche, Gewäſſer, Ortsſtellen, Wege, Eiſenbahnen 


und ſonſtige unprobuftive Flächen. 


Summa 1 ‚a79, ‚v00 Morgen = = = 671), Duadratmeilen. 


(1 Feldmorgen braunfhweigiih — 0,9899 Morgen preußiſch; 1 Duapratmeile 
= 22,005 Feldmorgen 25 Ruthen braunſchweigiſch.) 
Auf diefem Areal (von genau 67,16 Duapratmeilen) bei einer Bevölkerung 
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von 271,208 Einwohnern (1852) wurden 1854 gehalten: 26,908 Pferde, 77,619 
Rinder, 359,359 Schafe, 53,500 Schweine, 26,873 Ziegen, und wurden gebaut: 
54,2761/, Morgen Weizen, 145,6083/, Morgen Roggen, 55,541%/, Morgen 
Gerfte, 94,216%/, Morgen Hafer, 81,094 Morgen fonftiger Hülfenfrüchte, 
48,0487/, Morgen Kartoffeln, 33,9791/, Morgen Klee, 45,5993/, Morgen Had- 
früchte und Futterfräuter, 14,3407/, Morgen Flache und 17,467 Morgen Handels- 
und Fabritpflanzen. Die Mobiliarstjeuerverfiherung betrug 1854 25,000,000 Rthlr., 
alfo auf ven Kopf 92,18 Rthlr. In demfelben Jahre wurden Gewerbe betrieben : 
ftändige 12,070, auf Gewerbeſcheine 1390 und von Ausländern 890, überhaupt 
14,350. Darunter befanden ſich insbefondere 95 Brauereien, welde 24,213 Rthlr. 
12 Gr. 5 Pf. Braumalsftener entrichteten, wonad, auf 20 Ser. Steuer 100 Quart 
Bier gerechnet, auf den Kopf fommen: Steuer 2 Gr. 6 Pf. und Bier 15,13 Quart; 
ferner 8 (jest 10) Zuderfabrifen, welde aus 539,518 Gentner Rüben 38,0487/,, 
Sentner Zuder und 12,0421/, Gentner Syrup und Melaffe gegen 107,903 Rthlr. 
16 Gr. 1 Pf. Steuer produeirten; 69 Brennereien, welche aus 90,123 Sceffeln 
Getreide, 220,544 Sceffeln Kartoffeln und 60,727 Gentnern fonftigem Material 
gegen 101,988 Rthlr. 11 Gr. 2 Pf. Steuer 4,387,724 Quart Branntwein zu 
50 Procent Alkohol fabricirten; 276 Wafler-, 106 Wind-Mahlmühlen mit 577 
Gängen, 251 Graupen-, Del-, Walter, Säge, Schleif- ꝛc. Mühlen, durch ver 
ſchiedene Kräfte getrieben, mit 365 Gängen. In 6 Sparfaffen und 9 Nebenfpar- 
kaflen waren Ende 1853 eingelegt: 394,220 Rthlr.; auf Fauſtpfänder waren bei 
ven Leihhäuſern von 1834 bis 1855 jährlidd von 43,000 bis 80,732 Rthir. 
angeliehen. 

8.3. Das Gebiet des Herzogthums Braunfchweig 2), fo zerftüdelt und unförm- 

lich daſſelbe aus den welfifhen Yänvertheilungen und Bererbungen zufammengetragen 
und von dem Herzoge Karl Wilhelm Ferdinand befeffen war, ging unveränvert 
"aus ber Bertheilung der deutſchen Territorien auf dem Wiener Kongreffe hervor, 
wie vortheilhaft und leicht auch ein Austaufh mit Preußen und befonvers mit 
dem ftammverwandten Hannover gewefen wäre. Diejes Gebiet zerfällt in 3 von 
einander getrennte Pandgruppen und 5 Enklaven (ohne die Goslar'ſchen). Die 
Hauptgruppe (Kreife Braunfchweig, Wolfenbüttel und Helmftedt mit der preußijchen 
Enklave Kalvörde und der hannöverfhen Enklave Thedinghauſen) wird öftlih von 
Preußen, weftlid von Hannover begrenzt; eine zweite fhmale, faft ganz von Han— 
nover umfchloffene Gruppe (Kreife Gandersheim und Holzwinden) reicht vom Harze 
bis zur Wefer, und die dritte und Heinfte (Kreis Blankenburg) wird von einem 
Theile des Harzes gebildet und von Preußen und Hannover umgeben. Diefe Zer- 
fahrenheit des Gebietes hatte manche Nachtheile und hat deren noch jet: fie ver- 
hinderte zmmädft eine für vie Gefchäfte und für die Unterthanen bequeme Ein- 
theilung des Landes; die 6 Kreife, in welde das Herzogthum zerfällt, find für 
die bireaufratifhen Berwaltungsftellen zu groß, für Juftizfollegien zu Mein und 
laſſen fih do nicht wohl verändern; Boden und Produkte find fehr ungleich, 
daher in dem Fleinen Gebiete dennoch Verfchievenheit des Wahlcenfus, der Grund- 
beftenerung, der Normalpreife behuf ver Ablöfungen; am nachtheiligſten aber wirfte 
die geographiſche VBeihaffenheit des Landes bei ver Wahl eines Syſtems der Ein- 
gangs-, Ausgangs, Durdgangs- und Konfumtions-Steuern. 


2) Das Herzogthum befigt noch gemeinschaftlich mit dem Königreihe Hannover ein Meines 
Gebiet am Harze, den —— Kommunion⸗Unterharz, welches aber bei gegenwärtiger Dar⸗ 
ſtellung unberückſichtigt bleiben mußte, eben fo wie die Privatbefigungen des Herzogs. 
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8.4. Für die Verfaſſung diefes Konglomerats Heiner Gebiete befteht nun 
als oberfter ftaatsrechtliher Sag: Untheilbarfeit und Unveräußerlichkeit des Landes; 
ein Princip, welches zwar das Yand erft zum Staate macht, dem Billig aber eine 
mäßige Abrundung jenes hätte vorausgehen follen. Die Regierungsform ift die 
erblich⸗ momarchiſche. Die Regierungsgewalt vererbt in dem fürftlihen Gefammt- 
baufe Braunfchweig-tüneburg nad der Yineal-Erbfolge und dem Rechte der Erft- 
geburt, und zwar zunäcft in dem Mannsftanıme aus vechtmäßiger, ebenbürtiger 
und bausgefegliher Ehe, eventuell in weiblicher Linie nad) gleihen Grunpfägen ; 
die Volljährigkeit des Yandesfürften beginnt mit vollendetem 18. Lebensjahre, bis 
dahin befteht agnatiſche, eventuell mütterliche oder großmütterlihe Vormundſchaft. 

Die Machtvolltommenheit des Yanvesfürften ift durch Landesabgeordnete be— 
ſchränkt, welche vie verfaffungsmäßigen Nechte des Yandes in einer Landesver— 
ſammlung vertreten 3). Diefe befteht aus 46 Abgeordneten, von denen die Stabt- 


3) Die Gejcichte der braunfchweigifhen Stände bietet ein Bild allmäliger ftaatdrechtlicher 
Wandelung. Schon jeit dem 13. und 14. bis zum 19. Jahrhundert bildeten Prälaten, Ritter und 
Städte eine Genofjenfhait, die „Landſchaft““, gegenüber der entftehenden und fortfchreitenden 
Landeshoheit; fie bewilligten Beden und ſtimmten — gewöhnlich mittelft Bedingungen, welche 
der Yandesfürft bei der Beichagung zugeftand — zu gefeplichen Einrichtungen für das ganze 
Land, ſuchten vor Allem aber ibre — ——— durch ſolche Bedingungen zu erhalten und 
u erweitern. Sie verbandelten entweder in (3) Kurien oder in pleno und enfichieden die Vor— 

age über dieje oder jene Form gleichfalls in pleno, fo daß die weitaus zablreichere Nitterfchaft 
offenbar vorberrjähte. Jene Steuern dienten unter ftändifcher Verwaltung für die Landesbewaff- 
nung und zu einzelnen anderen Zweden; die übrigen Koften der Staatöverwaltung hafteten auf 
den Domänen und Regalien. Bei diefem Dualismus war ein geordneter Staatshaushalt unmög- 
fi. Andererjeits fehlte es an der Grundlage des fonftitutionellen Staates, an einer Gemeindes 
verfaffung, welche den Privilegien der Prälaten und Ritter gegenüber unmöglih war. Es gingen 
die Stürme über Deutfchland binweg, brachen das ebrwürdige deutiche Neich und verwandelten 
die deutjchen Lande in-unabhängige deutiche Staaten. Dieje Berwandlung mußte auch die Stellung 
und Aufgabe der Stände berühren. Gleichwohl erklärte die braunichweigiiche vormundfchaftliche 
Negierung bei Einberufung derjelben (1819), daß es nur auf Modifikationen der alten Landtags 
ordnung, nicht auf eine neue Verfaſſung abgeieben fei; die 1820 vereinbarte Landſchaftsordnun 
verfchmilgt die Landſchaft des Fürftentbums Blanfenburg mit der braunfchweigiichen, verwandelt 
die 3 Kurien in 2 Seltionen, welche auch in pleno beratben fünnen, vermehrt die Deputirten 
der Städte auf 19, läßt 19 Deputirte der Freiſaſſen zu, vertheilt die 13 Prälaten — nur noch 
Titulare — fo daß die Hälfte derfelben mit den 78 Nittergutäbefigern die eine — die andere 
Hälfte mit 19 ftädtifchen und 19 Freifaffen-Deputirten die andere Seftion bilden und verpflichtet 
fänmtliche Deputirte, nicht den einzelnen Stand fondern die Geſammtheit der Einwohner zu 
tepräfentiren. Nach der Landfchaftsordnung von 1832 beftand die Ständeverfammlung aus 48 Abs 
geordneten, welche ein Kollegium bildeten und von denen 10 von der Ritterichaft aus ihrer Mitte 
durch einfache, 12 von den Städten gleihfalld aus ihrer Mitte durch doppelte, 10 von den 
Fleckenbewohnern, Freifaifen und Bauern ebenfall® aus ihrem Stande durch doppelte, endlich 16 
von jenen drei Standesklaſſen gemeinfchaftlih durch doppelte und dreifache Wabl ernannt wurden, 
welche alle aber nicht ihre Standeoklaffen, ſondern das ganze Yand vertreten jollten. Im Jahre 
1848 beabfichtigte man eine Reorganijation des Staates, behufs welcher proviforijche Gelege über 
die Zufammenjegung der Verſammlung der Abgeordneten und deren Wabl erlaffen wurden: von 
54 Abgeordneten follten 20 durch die Städte und 34 durch die Landgemeinden in einfacher Wahl 
und zwar halb von fänmtlihen Stimmberechtigten, balb von den Höchſtbeſteuerten frei ernannt 
werden. Das hr 1851 endlich brachte eine definitive Zufanımenfegung, wie fie im Tegte ange 
— iſt. Dabei kann von einer ſtändiſchen Vertretung, der bundesgeſetzlichen Vorſchrift ungeachtet, 
eine Rede ſein, weil es an einer ſtändiſchen Gliederung des Volkes fehlt. Die frühere Verfaſſung 
befand ſich auf dem halb privatrechtlichen, halb völkerrechtlichen Standpunkte des Paktirens zwiſchen 
etrennten Mächten über Sonderintereſſen, bis der Gipfel dominirte und den ftaatsrechtlich-politi- 
—— Standpunkt einnahm, wohin ihm dann die früheren Stände als ſtaatörechtliche Gruppen 
folgten, und wo fie über Staates ſtatt über Sonder-Interejien durch Repräſentanten fich berathen, 
auf ein Veto heſchränkt, dem ſouverönen Staatsoberhaupte die zur Regierung erforderliche Gewalt 
laſſend. Dies tft das deutfche Syſtem der konftitutionellen Berfafjung, wie es neuerdings genannt 
worden, gleichweit entfernt von parlamentarijcher und bios fenatorifeer Form. 
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gemeinden 10, die Landgemeinden 12 (beide durch Wahlmänner), die Höchſtbeſteuerten 
(in 3 Abtheilungen nach der Grundſteuer, Gewerbeſteuer und nach den dieſen Steuern 
nicht unterworfenen Berufsſtänden) 21, die evangeliſchen Geiſtlichen aber 3 (beide 
direkt) wählen. Die Wählbarkeit iſt unbeſchränkt; gewählten Beamten darf ber 
Urlaub nicht verſagt werden; der Auftrag dauert 6 Jahre, indem vor dem Beginne 
jedes ordentlichen Landtags — alle 3 Jahre — die Hälfte der Abgeordneten neu 
gewählt wird. Zwiſchen den Landtagen beſteht ein Ausſchuß der Landesverſammlung 
von 7 gewählten Mitgliedern derſelben. Die Landesverſammlung tagt in einer 
Kammer, hat das Recht der Steuerverwilligung, der Zuſtimmung und reſp. des 
Rathes zu Geſetzen, der Präſentation zweier Raͤthe des Obergerichts, der legis— 
latoriſchen Vorſchläge (nicht auch der Initiative), der Anklage wegen verletzter Ver— 
faſſung, der Konvokation, der Annahme von Bittſchriften und des Vortrages von 
Beſchwerden bei der Landesregierung. 

Landeseinwohnern wie Fremden iſt Freiheit der Religion, des Ausdrucks der 
Meinungen, der Preſſe, der Perſon und des Eigenthums zugeſagt und jenen die 
freie Wahl des Berufes und die Auswanderung geſtattet. Es find alle Rechts— 
ungleihheiten fowohl im öffentlichen als Privatrechte, welche Folgen des Ölaubens- 
befenntnifjes waren, — vorbehaltlich der noch beftehenven Parodialgerehtiame und 
der übrigen kirchlichen Verhältniſſe — aufgehoben. Das Land zerfällt in Gemeinve- 
bezirfe, die Gemeinden verwalten ihre Angelegenheiten felbftftändig durch felbft- 

ewählte Gemeindevorfteher und Magiftrate unter Kontrole von Gemeinderäthen, 
mtsräthen und Stabtverorbneten 9) und unter Aufficht der Regierung. 

Die bisherige BVerfaffungspolitit des Herzogthums kann hiernach als eine 
gefunde bezeichnet werben. Es fehlt nicht an Garantieen gegen Willfür des Madıt- 
habers neben hinlänglicher Kraft und Freiheit der Regierung; es fehlt aber aud) 
nicht — und darin liegt hauptfähli der Schwerpunkt des konftitutionellen Prin- 
cips — an Garantieen gegen Willtür des abfoluten Staates, welher auf die— 
jenigen Angelegenheiten bejchränft ift und ſich noch mehr zu befchränfen auf dem 
Wege ift, die eine Verwaltung durch Regierungsorgane wirflid fordern, während 
die fonftigen Angelegenheiten den Volksorganen üderlaffen find, und von ihnen 
fünftig mit fteigender Theilnahme, Kraft und Gewandtheit werben verwaltet 
werben. ; 

$.5. Gleich günftig fann im Ganzen über die Berwaltungspolitif geurtbeilt - 
werben. Die Civilftaatspiener werden auf Beobahtung der Berfaffung 9) verpflichtet ; 
unmittelbar unter dem Herzoge ift das Staatsminifterium mit der oberften fol- 
legialifhen Leitung der Yandesverwaltung beauftragt; die Erlaffe des Landes— 
fürften in Landesangelegenheiten find ohne Kontrafignatur 5) eines dafür verant- 
wortlihen Minifters nicht vollziehbar. Zur Berathung der Gefegentwürfe und 
anderer wichtiger Yanvesangelegenheiten beftehen Minifteriallommiffionen,, deren 
Mitglieder jährlich ernannt werben. Kompetenzftreitigfeiten zwifchen den Gerichten 
und Bermwaltungsbehörden entſcheidet eine aus höheren Juftiz- und Apminiftrations- 
beamten zufammengejegte Kommijfion. Die Nechtsverhältniffe der Staatsbeamten 


4) Diefe, jo wie andere Gemeindeorgane (Kirchenvorftand, Schulvorftand) find erft wenige 
Jahre alt und haben fich noch nicht entwidelt. Mit Unrecht würde man fie aber für lebensunfähig 
balten, da das Gemeindeleben felbft noch neu ift und zu feiner und feiner Organe lebendiger 
Entfaltung eines längeren Zeitraumes nothwendig bedarf. 

5) Dieſe Formen erfcheinen Vielen als unfruchtbare, enthalten aber doch, wie das deutiche 
ſtändiſche Syſtem der Regierung gegenüber, eine moralifhe Garantie nad unten und eine moras 
liſche Stüge nach oben. € 
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find durch ein beſonderes Geſetz regulirt. Der Landesfürft verleiht 6) vie Staats- 
ämter nad freierı Ermeſſen — mit Ausſchluß von Anwartſchaften, nad vor« 
gängiger Prüfung — auf Yebenszeit, mit einem Normalgehalte und Normal- 
geihäftökreife; die Beamten werben durch Eid, Kautionen, Orbnungs= und 
Difeiplinarftrafen in Pflicht erhalten, auf Verlangen ohne Penfion over aber zum 
Beften des Dienftes oder wegen Alters und Schwäche, nad angehörtem Gutachten 
der Minifteriallommiffion gegen Normalpenfion (wenn ſchon drei Dienftjahre zurüd- 
gelegt waren) verabjchiedet, oder endlich durch gerichtliches Erkenntniß entlaffen und 
abgefett. Untere Officianten fönnen auf Kündigung angeftellt und nad erjtattetem 
Gutachten der Minifteriallommiffion entlaffen werben. 

$. 6. Die Finanzen anlangend, fo ift der fürftliche von dem Staats-Haushalte 
ftreng gefondert. Die ſämmtlichen Domänen und Negalien bilden das Staatsgut 
(Kammergut und Kloftergut), deſſen Veräußerung oder Belaftung ohne ſtändiſche 
Zuſtimmung nichtig ift und welches von der herzoglihen Kammer in drei abge- 
fonderten Direktionen (für die Domänen 7), Forſten 9) und Bergmerte 9) nad 
ftändifcherfeits begutachteten Voranſchlägen 10) verwaltet wird, von deſſen Rein 





6) Die Staatverwaltung bat fih feit Jahren von allem Nepotismus zu ihrem Nubme frei 
gehalten. Dagegen bat die bisherige Praxis einer Zulaſſung aller geprüften Kandidaten in die 
Vorbereitungsftelen zu einer jolchen lleberfüllung der legten geführt, daß die beften Jabre der 
jungen Männer obne fefte Stellung und Ginnabme und — was noch fehlimmer — oft ohne 
Berufstbätigfeit verſtreichen. 

?) Das Areal der Stantstomänen betrug Ende 1854: 


Gärten. Aecker. Wieſen. Aenger. Teiche. Total. 
e M. R M. R. Mm. R. M. R. MN. M. 
ammer E4050 — PP“ * 
® * N 1050 41 52,227 75 9,767 83 6,992 105 568 99 70,607 43 
lofters x. .346 - = 
Domänen ) 546 91 33,258 27 3961 23 2,634 35 370 19 40,770 75 


Summa 1597 12 85,485 102 13,728 106 9,627 20 938 118 111,377 118 
Das jährlihe Pachtgeld — ohne Abzug der Neallaften und Verwaltungsfoften — betrug 
1854 : 





Kammer-Domänen 199,376 Rtblr. 4 Gr. 5 Pr. 
Kloſter⸗ 20..Domänen 125,619 = 16 = 1 = 
Summa 324,995 Rtblr. 20 Gr. 6 Pf. incl. 131,891 Ntbir. Gold. 

8, Der Flächeninhalt der Staatsforften beträgt 264,382 Waldmorgen 8 Ruthen (1 Walde 
morgen = 160 Ruthen Feldmaſi). Davon gebören der Kammer 241,529 Waldmorgen 10 Rutben, 
dem Kloſter⸗ und Studien-Fonds 22,850 Waldmorgen 158 Nutben. Lebterer trägt zu den Ge 
ſammtkoſten der Verwaltung und Kultur der Korften 34, bei. 1 Waldinorgen giebt durchichnittlich 
1,1 Matter Holz zu 80 braunjchweigiihen und 60,13 preußiichen Kubikfuß. 

5) Die Eiſen-Gewinnung und Verarbeitung ergab in den Jahren 1850-53 im Durchichnitt 
jährlich : Sochorenerzeuguna 52,408 Etr., Hochofengußwaaren 24,670 Gtr., Gußwaaren aus 
Roheiſen 9873 Gtr., Stabeifen x. 21,913 Gtr., Nobftabl 550-—600 Etr.; die Salz⸗Gewinnung 
30,000 Zollcentner. Beide Produktionen fünnten noch ausgedehnt werden, wenn es nicht dem 
Harze an Brennftoffen, und dem Salze an Abfag fehlte. Der Braunkohlengewinn von jährlich 
1%, Millionen Centnern wird nach Vollendung der Jerxheim-Helmſtedter Bahn auf 4 Millionen 
Gentner fteigen. j 
10) Nach dem vereinbarten Staatshaushalts-Etat für die Finanzperiode 1855—57 fallen auf 
jedes diejer Jahre folgende 
Ginnabmen: 
1. Ueberſchuß vom Kammergute (nach Beftreitung der Givilfifte, der Zinfen 
und Amortijation der Kammerihuld) » » 2 2 2 0 nn ee 
2. Direlte Steuern: 
a. Örundabgaben - © 2 2 2 2 0 ee 331,500 ⸗ 
b. Berfönfice Abgaben. 109,500 ⸗ 


Uebertrag 568,333/, Rihlr. 
Bluntſchli, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 16 


127,333 Rihlr. 
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einfommen ver Landesfürft vie mit ven Ständen vereinbarte Eivillifte 11) von 
237,000 Rthlr. Courant neben Benutzung verjhiedener Immcbilien und Natu— 
ralien vorbehalten hat, deſſen jonftige Ueberſchüſſe aber in die Staatskaſſe (Haupt- 
finanzkaſſe) fließen. So weit aus dieſen Ueberſchüſſen und dem übrigen Staatsver- 


lebertrag 568,333, Rthir. 
3. Indirefte Steuern: 
a. Antbeil an den gemeinſchaftlichen indireften Abgaben, inneren 
= 0 6 0 
b. Ueberihuß vom Salzmonovel . 2 2 2 2 2 en. 14,500 
ec. Stempelfteuer . . 2% 


4. Chauſſee⸗ Weges, Damm: und Käbr-Welter . » 2 2 2 2 0. 47,000 ⸗ 
5. Eiſenbahn⸗ und Poſt⸗Intrade ee 270,000 B 
6. Leibhaus⸗Intradennn. le ee 80,000 ⸗ 
erieadeennnn 4 12,000 . 
DD VEIRRNETREE 205 50 ee re er 4,500 ⸗ 
14160,3331/ Ntbir. 
Ausgaben: 
1. Allgemeine Landesverpflihtungen. - » 2 2 2 2 0 nen 7,486%, Rtblr. 
2. Verwaltungsfoften bei dem Staatsminifterium und Landesarchive 24,000 ⸗ 
3. Legationskoſten ee 6,000 s 
4. Landtagstoften . 6,666%, 
5. Juftizverwaltung . ee 139,650 . 
6. Finanzverwaltung. nee 141,000 J 
7. Militärverwaltung (incl. Bolizeimilitär). . 2 2 0 20 en 325,300 ⸗ 
8. Polizeiverwaltung . ee ie ea ae je R 90,200 , 
9. Baukoſten 192,6662%,, = 
10. Penfionen : 
a. beim Givil a a er Ze Zee ale ar Br Ze 76,000 J 
In DEI iiceececeeeeeeee er ae ar il 47,000 : 
11. Bebuf der Zandesichulden : 
a. Roplteldinfen . .» -» 2 00 250,000 ⸗ 
b. Amortiſation (grundſätzlich mit 1 ProcenJ)..— 94,000 ⸗ 
s EEE ee ee 6,000 ⸗ 
— ——— 34 3632, = 


1,410,3331/, Rtbir. 

Dazu kommt der zu geiftlichen, Bildungs: und Wohltbätigfeitssjwedten zu verwendende Rein- 

ertrag des vereinigten Kiofter- und Ztudientonds von 145,500 Rthir, alfo Total_der Einnahme 

und Ausgabe 1,555,83314, Rtblr. Das Vermögen des Staates (aufer an Korften, Domänen, 

Berg: und Hüttenwerken, Gebäuden und Eiſenbahnen, worüber die oben und unten entbaltenen 
Notizen) betrug am 1. Januar 1855: 


Kammersfapitalekonde . . 3,874,705 Rtbir. Kammeribud . . . .  2,905,560 Rtbir. 
KloftersKapital- fonds . . 1,589,930 = Landeiihud . .» - . 7407,83 = 
LeihausAftiva. . . » . 15,260,156 = LeibbausRaffiva . . . 14,885,717 = 


Betriebs-Rapitale der Haupt: 
— und der Kanımer: 


alle . 325,000 = 
Summa 21,049,791 Rtbir. 25,199,111 Rtbir. 


wonach im Ganzen ein Minus von 4,149,320 Rtbir. bleibt. In den vorftebenden nnd nachfol⸗ 
genden Summen find verjchiedene Goldbeträge entbalten, welche mit 10 Procent zu Gourant be 
rechnet wurden. Die Kammer: und Klofter-Hapitalfonds rühren aus Ablöfungen und Grundver: 
äußerungen ber und follen in Grundftüden wieder angelegt werden oder jonft nußbar verwendet 
werden ; am 3. Nanuar 1855 waren diefelben mit 3,785,930 Rihlr. und reip. 1,520,810 Rihlr. 
— witbin zum allergrößten Theile — bei dem Leihhauſe beleat, alfo unter den Leihhaus-Paſſivis 
enthalten; dieſes dagegen beſaß unter feinen Aftivis 454,525 Rtbir. Kammerjhuld- und 878,340 
Athlr. Landesſchuld-Verſchreibungen, 1,059,000 Rthlr. Korderungen an die Yandesfafje, und follte 
diefer die für die Züdbabn veranichlagten 2,980,000 Rtbir vorftredfen. Unter dieien Umſtänden 
find zur Vereinfachung des Staatsbaushaltes Aompenfationen und Aonvertirung der Kammerſchuld⸗ 
in Zandesfhuld-Chligationen befhloffen. Die Kammer: und Landesfhuld betrug am 1. Januar 
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mögen vie Staatöfoften nicht beftritten werben fünnen, bevarf es ver Steuern, 
welche ohne ſtändiſche Bewilligung nicht ausgefchrieben, erhoben over verändert 
werben können. Dieſe Bewilligung erftredt ſich auf eine jedesmalige Finanzperiode 
von 3 Jahren und auf Art, Betrag, Veranlagung, Erhebungsweiſe und Verwendung 
der Steuern, kann aber, jo weit verfaflungsmäßige Verbindlichkeiten zu erfüllen find, 
nicht verfagt werden. Die Steuerdireftion verwaltet die Steuern in zwei Abtheilungen : 
das Steusrfollegium vie vireften 12), vie Zoll- und Steuerdirektion die indirekten 
Abgaben. Hieher gehören die verſchiedenen Handelsverträge und Syſteme von Ein- 
gangs⸗, Durbgangs-, Ausgangs: und Verbrauchs-Steuern 13), welche feit etwa 


_— 





1855 10,313,394 Rtbir.; davon waren requlirt 8,044,740 Ntbir., nämlich durch 2,087,660 
Rtblr. Kammer: und 5,957,080 Rtblr. Yandes-Schuldverichreibungen au porteur. Durch Kompen— 
fation der Leihhausforderung von 2,391,865 Rıbir. und Anleihe der Südbahnkoſten zu 2,980,000 
Rthlr. vom Leibbaufe wird fich die Kammer: und Landesſchuld im Nabre 1857 auf 10,901,529 
Rtblr und im Jahre 1858 — nach Erbauung der auf 1,063,000 Rthlr. veranichlagten Jerxheim⸗ 
Selmftedter Babn — auf 11,964,529 Rthlr. (abgerundet 12 Millionen) belaufen. 

11) Nach älterem Mechte flojien zwar fämnitlihe Ginnabmen von Domänen, Forſten und 
Regafien in die fürftliche Kaffe; allein es mußten Davon die Negierungstoften beftritten werden 
und nur der Neft verblich dem Landesherrn. Nach verichiedentlich aufgeftellten Berechnungen würde 
diejer Reſt jept nicht jo viel betragen als die vereinbarte Givillifte. 

2) Die direften Steuern betrugen 1854: 

A GrundAbgaben. 
. Kontribution . Er a ee 


1 286,344 Rtblr. 6 Gr. 4 Pr. 
BERNER Ge a ee er et a ee "RE ⸗ 3 =: 6: 
3. Mũhlenſchz.8 617 = 1 = — =: 
ME: 2 aaa 
BRAIN: "5 0 a ce nr ee ee ea RR: EEE ⸗ 
BER > a: 84 = 1 = 5 >= 
7. Hirtenviehſteureee.  eaee 155 = 15 ⸗ 10 = 
8. Service aus den Städten - » - 2 2 0 2. 7,%60 = 4 = — ⸗ 
9. Brenange | Braune un) 34 = Me: — ⸗ 
10. Aouragegeld Wolfenbüttel . 539 = 2 — 

Summa 331,764 Rtblr. 22 Gr. 9 Pr. 

B. Perjona-Abgaben. 

4. Gewerbefteurr . > 2: 2 2 2 ernennen. 27,969 Rtblr. 19 Gr. — Pi. 
2. Perfonalfteuer von 77,601 Steuerpflichtigen in 10 Klaffen 87,102 = 16 = — : 


Summa 115,072 Rtbir. 11 Gr. — Pf. 
Dazu A. 331,764 = 2 = 9 = 


Total 446,837 Rthlr. 9 Er. 9 Br. 
2) Borzuasweiie Ackerbau treibend und wegen der Braunichweiger Mefien war das Herzog— 
tbum dem preußiichen Syſieme abgeneigt, ſchloß vielmehr am 24. September 1828 den mittels 
deutſchen Handelsverein, zur Beförderung eines möglichft freien Verfebre ; am 27. März 
1830 mit Kurbeffen, Hannover und Oldenburg den Eimbecker Separatvertrag, einen 
wirflihen Zollverein; am 11. Oftober 1831 (nach dem Austritte Kurbeſſens aus diejem) einen 
Freiverfebrövertrag mit Gannover ; am 1. Ma’ 1834 mit Hannover und Schaumburg-Lippe und 
anı 7. Mai 1836 mit Oldenburg einen Steuerverein, analog dem Zollvereine, jedoch mit 
geringeren Abgabefägen. Es fommt nun eine Zeit der Unentſchiedenheit und Streitigkeiten. Zwiſchen 
dem Jollvereine und Steuervereine eingeflemmt und wege fich jenem zuneigend, glaubte das 
Herzogtbum, Hannover mit zum Zolfvereine binüberziehen zu fönnen, trat demjelben am 1. Januar 
1842 mit feinem Haupttheile bei, und ließ feinen Harz und Wefer-Diftrift im Zteuervereine bis 
1843. Hannover war aber nicht zu bewegen, und fo entftanden viele, befonders für das zerfabrene 
braunfchweigiiche Gebiet läftige Zollplackereien, welche erft nach einigen Jabren durch neue Ver— 
träge zwiſchen Preußen, Hannover und Braunſchweig vollſtändig befeitigt wurden. Zeit 1844 
gebören num auch jene beiden Diftrifte und feit dem 1. Januar 1854 der gefammte Steuerverein 
dem Zollvereine an. Erft mit dieſem Zeityunfte ift Braunſchweig, bis dabin faſt durchgängig 
Zoll⸗Grenzgebiet bildend, Binnenland geworden; feine landwirtbſchaftliche Induftrie bat fich ſeit 
dem Anſchluſſe an den Zollverein rafch gehoben, und auch der Meß- und Handelsverkehr jcheint 
fich feit den legten Jahren wieder zu beleben. — 


244 | Braunſchweig. 


30 Jahren im Herzogthum Geltung gehabt haben. Die obere Leitung des Landes— 
Kredit: und Finanzweſens, die Aufficht über das Rechnungs und Kaffawefen und 
die Führung der allgemeinen Finanzkontrole hat das Finanzfollegium; unter ihm 
fteht die Staatsfaffe (Hauptfinanzfafje); daſſelbe ftellt aus den Special-Einnahmen- 
und Ausgaben-Etats aller einzeinen Verwaltungszweige für je vreijährige Finanz- 
perioden den Staatshaushaltsetat auf, welcher zwijchen der Regierung und Yandes- 
verjammlung nad feinen einzelnen Abtheilungen vereinbart wird, innerhalb deren 
jene bei der Verwendung freie Hand bat. Eine bejondere Abtheilung des Finanz- 
follegiums leitet die Yeihhausanftalt 1%), als Hitlfs-Kreditinftitut für den Staat, 
mit ihren Zweigen in den fünf Kreisftänten. Stanatsanleihen können nur mit 
Zuftimmung der Abgeordneten aufgenommen werben, welchen überhaupt das Recht 
der Auffiht über das Finanzweſen (refp. durch ihren Ausfhuß und den Land- 
ſyndikus) zufteht. 

Zu den Yandes-Finanzbehörven gehören noch die Baudirektion (zur technifchen 
Leitung der Staatsbauten und Beaufſichtigung des Bauweſens der Gemeinden 
und Korporationen) und die Eiſenbahn- und Poftvireftion. Sämmtliche Finanz- 
behörven ftehen dur ihre drei Direftoren, welche gemeinfhaftlic zugleich die Difci- 
plinarbehörve für fie bilden, durch ihre Referenten und nöthigenfalld gemeinfchaft- 
lihe Sigungen mit einander in bequemer Geſchäftsverbindung. 

$. 7. Behuf der Rechtspflege ift das Yand in 6 Kreife eingetheilt; in 
jedem Kreife haben ein follegialifhes Gericht (Kreisgericht) und mehrere Einzel 
richter (Amts: oder Stadtgerichte) ihren Sig. Für das ganze Herzogthum befteht 
zu Wolfenbüttel, der vormaligen Nefidenz der Herzöge, ein Obergericht als böd- 
fter Gerichtshof. Die Cinzelgerichte (23 Amts- und 2 Stabtgerichte) erkennen in 
Givilfahen bis 50 Rthlr. (in Braunfhweig und Thedinghauſen bis 100 Rthlr.) 
über Befisftörungen, Arreftanträge, auf Klagen ex stupro und haben die Ere- 
fution aud in freisgerihtlihen Sachen; fie erkennen in Straffahen bis zu 14- 
tägigem Gefängniß oder 10 Rthlr. Gelvftrafe (in Braunfhweig aud über gerin- 
gere Perfonenbefhärigungen und über ſchwere Ehrenktränfungen), und über alle 
Forſt- und Jagpwrogen, haben fonfurrivend einen erjten Angriff und vie Boll- 
ziehung von Aufträgen in Unterfuhungsfadhen; fie beforgen endlich die freiwillige 
Gerichtsbarkeit (in Konkurrenz mit den Notaren), die Hypotheken- und Bormund- 
ſchaftsſachen. Die Kreisgerichte erfennen in allen übrigen Civilfahen in erjter In— 
ftanz, jo wie auf Appellationen von amts- und ftabtgerichtlichen Erfenntniffen, in 
Straffahen, mo nicht dreijähriges Gefängniß oder einjährige Zwangsarbeit, over 
Verluſt des Dienftes angedroht ift, ermädtigen die Amts- und Stabtgerichte zu 
den wichtigeren obervormundfchaftlihen Autorifationen, erledigen die Beſchwerden 


14) Die Leibhaus:Anftalt war früber ausſchließlich Wohfthätigkeitsanftalt (Pfänder und Hopo—⸗ 
tbefen), wurde 1832 aber mit Activis und Passivis vom Staate übernommen und ift unter deſſen 
Gewähr feit 1833 auch Bank⸗-Inſtitut zur Belebung des Geldumlaufs, der Gewerbe und des 
Landbaus, ferner feit 1835 Sparkaffen-Inftitut und feit 1854 AlterörentensBerfiherungsanftalt. 
Am 1. Juli 1854 betrugen 
die Aktiva 1,349,4941/, Rthlr. Gold und 13,775,713 Ntblr. 11 Gr. 9 Pf. our. 
die Paſſiva 666,075 ⸗22 Gr, 4Pf. ⸗ » 14,153,034 = ?%2 = 5 = < 


Der reine Bermögensbeftand alfo, das Gold zu 10 %, 

2: VE Sr 374,438 Rthlr. 10 Gr. 11 Pf. Cour. 
Diefes Grundvermögen darf nicht unter 268,000 Athir. verringert werden. Sie bat für 800,000 
Rthlr. Bankicheine ausgegeben, davon aber fpäter wieder für 260,000 Rthlr. Scheine eingezogen 
und 1854 einen Ueberſchuß von 70,000 Atbir. an die Staatskaſſe abgeliefert. (Das umlaufende 
Staatöpapiergeld beträgt alfo 2,20 Rthlr. pr. Kopf — in Weimar-Eiſenach 2,29 Rthlr. pr. Kopf). 
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in Sachen ver freiwilligen Gerichtsbarkeit, des Hypotheken- und Bormundicafts- 

weſens und führen die Aufficht über vie Einzelgerichte; ein Mitglied — ver Unter: 
ſuchungsrichter — führt die Borunterfuhung, aud in den obergerichtlihen Straf- 
fahen. Das Obergeriht mit einem Präfidenten, zwei PVicepräfiventen und 9 
Räthen zerfällt in 3 Senate, welche in Giviliahen gleihmäßig über Appellationen 
von den Kreisgerichten entjcheiden, während in Straffahen ver zweite oder An- 
Hagejenat über jchwurgerichtliche Anklagen erfennt, ver dritte oder Ariminalfenat 
aber vie Schwurgerichte abhält. Ueber Nichtigfeitsbefhwerven in Straf- und Civil- 
ſachen eutſcheidet ein Kaffationshof, zu welchem für jeden einzelnen Fall vie 7 
älteften nicht verhinderten Mitgliever des Oberzerichts zufammentreten. Sämmt- 
lie Gerichte bis auf wenige Amtsgerichte find mit juriſtiſch gebilveten Sefretären 
verfehen. Neben den Gerichten ift das Inftitut der Staatsanwaltſchaft eingeführt, 
mit der Aufgabe, das äffentlihe und Staatswohl und tie Aufrehthaltung der 
Gefege bei den Gerichten zu verfolgen. Bei ven Kreisgerichten fungiren je ein 
Staatsanwalt (in Braunfchmweig deren 2), bei dem Obergerichte der Oberftaats- 
anmalt mit einem Gebülfen. 

In Civilfahen gilt das gemeine Recht und die Verhandlungsmaxime; das 
Hauptverfahren ift mündlich und öffentlih; nur die Thatfahen, Anträge und 
Beweismittel werden aftenmäßig; in allen Sachen findet nur ein regelmäßiges 
und bevolutives Rechtsmittel ftatt, die Appellation; gegen Appellationserfenntniffe 
giebt e8 nur noch das außerordentliche Rechtsmittel ver Nichtigfeitsbefchwerbe; ber 
Oberftaatsanwalt und die Staatsanwälte können fih in allen Civilſachen verneh- 
men lafjen, in gewiſſen Sachen von direktem oder invireftem öffentlichen Interefie 
find fie dazu zu veranlaffen oder gar ald Partei zu betrachten. 

Die Strafjuftiz beruht auf einem ausgezeichneten, freilich für Gefhworne 
jhwierigen, von der Erhaltung des Rechtöfriedens als Beringung der Möglichkeit 
einer ſittlichen Eriftenz ausgehenden, Kriminalgefegbuche, einem fehr weit greifen- 
den Polizeiftrafgefegbuhe und fpeciellen Polizeigefegen. Dem Strafverfahren 
liegt die Anklageform zum runde; die gerichtliche Polizei wird von der Staats- 
anwaltſchaft heauffichtigt und geleitet, gerichtliche Verfügungen und Erfenntniffe 
werben von ihr vollzogen; das Hauptverfahren, nachdem in ven freisgerichtlichen 
Fällen fakultativ, in ven obergerichtlichen jedenfalls eine Vorunterſuchung ftatt 
gefunden hat, ift mündlich und öffentlih, und findet in den bie freisgerichtliche 
Kompetenz überfchreitenden Sahen vor Geſchwornen und einem Schwurgerichts- 
bofe ftatt, welcher aus zwei Mitglievern des Obergerihts und einem Mitglieve 
des betreffenden Kreisgerichts beftebt. Die als Geſchworne zuläffigen Landesein- 
wohner find Eraminirte, Graduirte, penfionirte Offiziere, Gemeinbevorfteher, Stadt— 
verordnete, Mitglieder der Magiftrate und Amtsräthe, Pächter größerer Landgüter 
und außerdem ein Procent der Bevölkerung nad dem Genfus 15). Bon diefen zu- 
läffigen Perfonen werben in jedem Kreife 40 und von ben letten für jede einzelne 
Sade 12 Haupt- und 2 Erſatzgeſchworne ausgeloofet, wobei Ankläger und 
Angeflagter jever 13 Ablehnungen hat. Die Gefhwornen urtheilen über die juri- 
ftiihe Thatfrage durh ein Schuldig oder Nihtfhuldig mit Stimmenein- 
helligfeit, eine Form, melde auf dem Kontinente zwar einzig bafteht, bisher 
aber völlig zufrieden geftellt hat. 

Außer obigen allgemeinen Gerichten giebt es noch zwei fpecielle: a) das 


15) Erfahrungsmäßig kommen bei diefer Beftimmung zu viel ungebildete Beftandtbeile in 
die Jury; eine Modifikation ift dephalb zu wünfchen und zu erwarten. 
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Handels gericht 16) zu Braunſchweig, beſtehend aus zwei Mitgliedern des dor— 
tigen Kreisgerichts und drei vom Kaufmannsſtande des Landes gewählten kauf— 
männifchen Sachverſtändigen, mit Appellation an das Obergericht; b) die Mili- 
tärgerichte für Straffahen. Wohl in jedem Kulturftaate hat pas Militär feine 
bejonderen Geſetze, Strafen und Gerichte. Dergleihen beftehen aud im Herzog— 
thum Braunfhweig, und zwar Standgerichte für geringere, Kriegsgerichte für 
ſchwerere Uebertretungen der Kriegsartifel, während die in einzelnen Fällen nach— 
gelaffene Revifion bei dem Kaffationshofe erfolgen follte. Seit 1855 ift nun aber, 
nicht ohne den Anjchein fehlenden Bedürfniſſes, die fpecielle militärifche Gerichts— 
Sarfeit auf nicht militärifche Vergehen und Verbrechen aktiver Militärperjonen aus- 
gedehnt und ein ftändiges militärifches Obergericht (das Generalkriegsgericht zu 
Braunſchweig) gefhaffen, zufammengefett aus drei höheren Offizieren, von denen 
der eine präfipirt, und zwei zum Gintritte in das Obergericht qualificirten Rechts— 
gelehrten. Diefer Gerichtshof, deſſen Mitglieder immer auf 3 Jahre ernannt wer- 
den, beforgt die Revifion der militärgerichtlichen Erfenntniffe unter landesherrlicher 
Genehmigung und die Oberauffiht über die militärifche Strafrechtspflege. 

Die Disciplinarbehörde für fämmtliche Gerichte bilden die drei Präſi— 
denten des Obergerichts und der Oberftagtsanwalt. 

Die Eivilprocef- und die Advokatenordnung unterfceiden Advokaten und 
Anwälte; jene halten die mündlichen Borträge vor Gericht, dieſe vertreten bie 
Parteien, beforgen das Technifche des Proceſſes und präpariren die Hauptverband: 
lung durch Schriftfäge. Die Zahl ver Advofaten iſt unbefchränft, die der Anwälte 
wird für die einzelnen Kreife durch Verordnungen normirt und fol jegt fir das 
ganze Land 49 betragen, jo daß der vorhandene Ueberſchuß durch alleinige Wie- 
verbejegung je der dritten Vakanz abforbirt wird. Ob dieſe Unterfcheidung in einem 
Kleinen deutſchen Staate praftifhen Werth hat, ift zweifelhaft. Dagegen ift vie 
Vertretung, Beauffihtigung und Disciplinirung der Advofaten und Anwälte aus— 
ſchließlich durch Berufsgenofjen in Generalverfammlungen und durch das Organ 
der Aovofatenfammer gewiß jehr heilſam. Die Notare, deren Zahl für vie ein- 
zelnen Kreiſe gleihfals durch Verordnungen feftgefegt wird und jegt im ganzen 
Yande 23 betragen joll, find öffentlihe Beamte, welche neben den Amts= und 
Stadtgerichten Nechtsgejchäfte beurfunden und unter Aufficht der richterlichen Dis— 
ciplinarbehörve ftehen. 

Neben obigen organiihen Einrihtungen zu Gunften einer tüchtigen Rechts— 
pflege beftehen noch verfchievene grundſätzliche und thatſächliche Garantieen für eine 
ſolche: Die Patrimonialgerichtsbarfeit bleibt für immer aufgehoben. Die Verwal: 
tung ift von der Juftiz auch in unterfter Inftanz und alfo vollftändig getrennt. 
Die Unabhängigkeit der Gerichte bei Beurtheilung der Nechtsfälle ift nicht nur 
als Marime ausgefprodhen, fondern auch praftifch ſicher geftellt, indem a) Richter 
gegen ihren Willen nur im Interefie ver Rechtspflege auf zuftimmenden Beſchluß 
des Obergerichts verfegt und nur wegen Alters oder Schwäche, nicht auch zum 
Beften des Dienftes penfionirt werben fünnen; indem b) die Normalgehalte ver 
Richter und Gerichtsſekretäre Haffificirt find und das Vorrüden in die höhere Ge— 
haltsklafje bei eintretender Bakanz beanfprudht werben kann; indem endlich c) Kon- 
flifte zwifchen Gerichten und andern Staatsbehörden von einem Gerihtshofe 


46) Bei demſelben joll auch ein Sandelsregifter über Sandelsgefellfchaftstontrafte, Handlungs: 
firmen, Prokuren und über Unterjchriften der Bejelljchafter und Inhaber der Handlungen und 
der Profuriften geführt werden. 
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zur Entſcheidung von Kompetenzſtreitigkeiten erledigt werden, welcher 
beſteht aus einem Präſidenten und einem Rathe des Obergerichts, dein Oberftaats- 
anmwalte und zwei oberen Finanz- oder Berwaltungsbeamten: Mitgliedern, vie auf 
die Dauer ihres Hauptamts ernannt werben. 

8. 8. In gleihen Sprengeln mit ver Juftiz wird die Yandesverwaltung 
durch 6 Kreispireftionen 17) unmittelbar unter dem Staatöminifterium büreaufratijch 
und mit Hülfe ver Gemeinvebehörven bejorgt. Zum Verſtändniß der Yandesverwal- 
tung ift eine Ueberficht über die Nehtsverhältniffe ver Gemeinden erfor 
verlich, deren Berfafjung ſchon oben kurz angeveutet wurde. Jedes Grunpftüd im 
Lande muß einem beftimmten Gemeindebezirte angehören 18); alle in bemfelben 
wohnenven Perjonen find dem Gemeindeverbante unterworfen; nur diejenigen Per— 
fonen, weldye auf gejegliche Weife das Wohnortsreht in der Gemeinde erworben 
haben, find Gemeindegenofjen; andere, welde ſich darin nur aufhalten, over nur 
im Gemeindebezirke Grundſtücke befigen, find Fremde, beziehungsweife Markge— 
noſſen. Die Gemeinden 19) zerfallen in Landgemeinden und Städte, zu denen auch 
die Fleden mit ftäntiicher Verwaltung gehören. Die Landgemeinden werben 
vertreten durch den Gemeinderath und den Gemeindevorfteher. Jener befteht bei 
Gemeinden von weniger ald 250 Seelen aus 6, fonft aus 9 Mitgliedern und 
dem Gemeindevorfteher. Die 25jährigen, felbftjtändigen, fteuerbaren, nicht der 
politifhen Rechte beraubten und nicht unter Kuratel jtehenden Gemeindegenofjen, 
Befiger von Gütern, Geböften und Häufern, Pächter und Apminiftratoren von 
gewerblihen over landwirthſchaftlichen Etabliffjements in ven Gemeinden wählen in 
3 Klaffen nach der Kommunalfteuer je 1/, der Mitglieder des Gemeinderathes aus 
der Mitte ver männlichen Wahlberechtigten auf 6 Jahre. Der Gemeinverath, dejjen 
Sigungen öffentlich find, hat über ftatutarifche Beftimmungen zu beſchließen, ven 
Gemeinvehaushalt in allen feinen Theilen zu überwachen, insbefondere Voranſchläge 
feftzuftellen, die Gemeinderechuungen zu revidiren und abzunehmen, die Aufnahme, 
Nüdzahlung, Ausleihung und Ginziehung von Kapitalien, die Grwerbung und 
Beränferung von Grundſtücken und Gerechtſamen, Pacht- oder Verbingsverträge 
zu genehmigen, über vie Benukung der Gemeindegüter, über Neubauten und Re- 
paraturen, über Anftelung von Proceffen zu beichließen, bei Kirchen-, Pfarr-, 
Schulhaus- und Wegbauten mitzuwirken, die Klaffen der Kommunalſteuer feftzu- 
ftellen und die Pflichtigen nah ihrem Einkommen einzufchägen, der Gemeinde zu 
dem Dienfte eines Gemeindevorftehers drei Kandidaten vorzufchlagen u. ſ. w. Diefer 
wird von fümmtlihen Wahlberechtigten auf 6 Jahre gewählt, von der Staatsbe- 
hörde beftätigt und beeivigt, aus ver Gemeindekaſſe befolvet, vertritt die Gemeinde 
gegen Behörden und Privatperjonen, führt die Gemeinbeverwaltung mit Einfluß 


2* Landesverwaltung find alle dem Wirkungskreiſe der Staatsgewalt angehörenden 
Geſch u rechnen, welche nicht andern Behörden übertragen worden, insbejondere die Aufficht 
über die Semeindeverwaltung und die Kandespolizei. 

18, Ausgenommen biervon find nur größere Korftbezirke, jo wie an den Landesgrenzen be 
legene, bisher einem inländifchen Gemeindeverbande nicht unterworfene Grundflächen, welche abge 
fonderte Gemarfungen bilden fünnen. 

19) Auch im Braunſchweigiſchen hat das frühere organifche Leben der Gemeinden aufgebört; 
die Städte haben ihr Stadtrecht, die Yandgemeinden ihr Hofrecht verloren; in jenen befindet fich 
die Zumft zwifchen Abbruch und Neubau im Interim der Konceffion, Vereine nehmen die Stelle 
der Korporationen ein; dieſe haben als Feudal- und Realgemeinden aufgebört und find politifche 
geworden; beiden jcheint nur noch der Begriff der Einwohnerfhaft übrig zu fein. Doch ift zu 
boffen, daß aus Diejen jept nur mechaniſchen Aagregaten bei Wahrung der ihnen gegebenen 
Verfaſſung bald wieder organiiche Verbindungen bervorgehen werben. 


248 Sraunfchweig. 2 


ber Ortspolizei, verwaltet, wo nicht ein Einnehmer angeftellt ift, vie Gemeinde: 
kaſſe 20), beforgt Aufträge in allgemeinen Landesangelegenheiten und Requifitionen 
ver Behörben, bereitet vie Gefchäfte des Gemeinderaths vor und führt feine Be— 
ſchlüſſe aus, beauffihtigt den Gemeinveeinnehmer und vie Gemeindediener, kann 
gefegwibrige oder das Gemeindewohl gefährdende Beſchlüſſe des Gemeinderaths 
hemmen, zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Ausführung gefegmäßiger 
Anorpnungen Strafen bis zu 1 Rthlr. oder 24. Stunden Gefängnig androhen 
und vollziehen u. f. m. 

Der Voranſchlag der Einnahmen und Ausgaben ift von der Staatsbehörbe 
zu betätigen und die abgenommene Rechnung zu juperrevibiren ; gegen die Ent- 
ſcheidungen der Staatsbehörde hat ver Rechnungsführer einen gerichtlichen Rekurs. 
Zur Aushülfe der Gemeinde-Kaffe müſſen Gemeinde- und Mart-Genoffen und 
jonftige Wahlberechtigte kontribuiren und können nad) einem 6monatigen Aufent- 
halte auch Fremde herangezogen werden, und zwar zur Hälfte nah dem Grund» 
befige, zur Hälfte nad dem Einkommen, wobei vie Jahreseintommen unter 50 
Thaler befreit bleiben. Dazu kommt vie Verpflichtung zum Waffendienfte behufs 
des Gemeindefhuges bis zum vollendeten 50. Lebensjahre und die Naturalein- 
quartirungslaft. Bon viefen Gemeinvelaften find nur befreit, vinglih: vie 
Schlöffer und Gärten des Herzogs und der Mitgliever des herzoglichen Haufes, 
die Grundbefigungen der Kirchen, Pfarrwittwenthümer, Schulen, Armen- und 
Wohithätigkeits-Anftalten, jo weit fie bisher eremt gewefen, vie Begräbnifpläge 
und Grunpftüde ver Gemeinde felbft; perfünlic : die Mitglieder des herzoglichen 
Haufe und die aftiven Militärperfonen von geringerem als Dffiziersrang. 21) 
Jede Gemeinde muß (vorjchußweife) ihre Armen unterftügen, obdachloſe unter 
bringen, fremden Hülfe angeveihen lafien. Der Armenpflege liegt ver vom Ges 
meinderathe gewählten Armenvdeputation ob. Die Armenkaſſe wird nöthigenfalls 
aus der Gemeindefafje unterftägt und mit verfelben, wie mit dieſer verfahren ; 
legtere ift auch verpflichtet den bei Aufläufen entftandenen Schaden an öffentlichem 
ober Privateigenthum zu erfegen. Wenn eine in der Gemeinde befinpliche Ge- 
meinheit 22) ein bisher für die Gemeindekaſſe benutztes Grundſtück oder Recht in 
Anjprud nimmt und die Gemeinde beſchließt, fih auf die Klage der Gemeinbeit 
nicht einzulaffen, fo ift der Amtsrath befugt, einen Bertreter zur Führung bes 
Procefjes für die Gemeindekaſſe zu beftellen. 

Es beſteht nämlich für jeden Amtsgerichtsbezirt 3) ein von den Mitglievern 
der Gemeinderäthe gewählter Amtsrath von 5 bis 15 immer 4 Jahre fungirenden 
Mitgliedern, der in öffentlihen Sigungen und in Gegenwart der Staatsbehörbe 
die Gejammtinterefjen 4) der Gemeinden des Amts wahrnimmt und förbert, ins— 
befondere aber bei Ausübung des Oberauffihtsredhts des Staates über vie Ge- 
meinbeverwaltung in beftimmten Beziehungen mitwirft, refp. ven Staat vertritt. 

Die zuftändige Staatsbehörde endlich ift die Kreispirektion ; fie führt vie 


20) Mit diefer Kaffenverwaltung ift auch die Glementarerbebung der Steuern verbunden, 
für deren richtige Ablieferung die Gemeinde baftet. 

21) Geiftliche und Lehrer find aljo wie zu Staats: jo auch zu GemeindesLaften berange: 
zogen, die Dienftgüter derfelben aber freigelaffen. 

22) 3. ®. Die Neibebofbefiper, die Feldmarksgenofjen, die Holzinterefjenten — gewöhnlich 
die frühere Realgemeinde. 

2’) Dergleichen bilden 3—5 einen Kreis, 

.. ”) Zu diefem Ende kann der Amtsrath den Amtsbezirk durch Verträge verpflichten, Grund: 

ftüde und Rechte erwerben und veräußern, Umlagen ——— u. ſ. w. 
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Auffiht über die Verwaltung. ver Gemeinveangelegenheiten,, damit fie ven Ge— 
fegen gemäß gefchehe, hebt eventuell die Beichlüffe ver Kommunalbehörden auf, 
widerſpricht den Beſchlüſſen ver Amtsräthe, worauf das Staatsminiſterium ent- 
ſcheidet, und fürbert überhaupt ein kräftiges Gemeindeleben. 

Nach gleihen Borfchriften, jedoch mit folgenden Abweichungen, werben bie 
Städte verwaltet: Die wahlberechtigten Gemeinvegenoffen werben Bürger durch 
den Bürgerfchein gegen eine Erlegung einer Gebühr von 2 Rthlr.; an die Stelle 
des Gemeinderaths tritt mit erweiterter Befugnig die Verfammlung der Stabt- 
verorbneten, in Städten bis zu 4000 Einwohnern aus 9, in Stäbten bis zu 
10,000 Einwohnern aus 18, in Braunſchweig aus 27 Mitgliedern beftehenv, 
an die Stelle des Gemeinvevorftehers die Tollegialiihe Behörde des Staptmagi- 
firate8 von 3, in Braunfhweig von 5 Mitglievern, frei gewählt aus allen Lan— 
beseinwohnern, welche fähig find, Bürger zu werden; vie Wahl des Magiftrats- 
vorftehers, welcher eine ftatutarifch feitgeftellte Befoldung und wie der Staats- 
beamte einen ARuhegehalt aus der Stabtlaffe erhält, muß vom Landesfürften be- 
ftätigt werben, fein Amt dauert in Städten über 5000 Einwohner lebenslänglich, 
in allen anderen, wie das der übrigen Magiftratsmitgliever, 6 Jahre; der Ma- 
giftrat ift die Obrigkeit der Stadt, verwaltet die ſtädtiſchen und die ihm über- 
tragenen Landes» Angelegenheiten und vollzieht Aufträge ver Staatsbehörve und 
Requifitionen fonftiger Behörden ; die Ortspolizei wird im der Regel vom Bor- 
fteher des Magiftrates oder aber mit Genehmigung ver Staatsbehörvde von einem 
anderen Mitglieve, oder envli von einem mit landesfürftliher Beftätigung auf 
Lebenszeit gewählten bejonveren Polizeibeamten gehandhabt und fann dem Ber- 
walter derſelben auch die Berwaltung ver Yandespolizei im Umfange des Staptgebietes 
ganz oder theilweije von der Staatsregierung übertragen werben?) ; der Magiftrat und 
ver Borftand der Polizei find befugt, Strafen bis zu 3 Rthlr. oder 24 Stunden Ge- 
fängniß ald Zwangsmittel anzuwenden; über geſetzlich ausgezeichnete Angelegen- 
beiten und auf erhobene Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Stabtverorbneten in 
erfter Inſtanz entſcheidet vie vereinigte VBerfammlung des Stabtmagiftrates und 
der Stabtverorbneten ; 26) unter den Hillfsbeamten ift ein Kämmerer, weldem vie 
Rechnungsführung ver Stadtkaſſe obliegt, deren Bedarf durch eine Kommunalftener nad 
dem Einfommen, ausnahmömweije bis zu einem Drittel nad dem Fuße der Grund— 
ftener, herbeigefhafft wird. Auch vie ftäptiihen Gemeinveverwaltungen werben von 
der Kreisdirektion beauffichtigt, die der Refivenz fteht jevodh unmittelbar unter dem 
Staatsminifterium. 

$. 9. Die Ortspolizei wird aljo in der Regel von einem Gemeinbebeamten, 
die Yanvespolizei in ber Regel von ver Kreispireftion gehandhabt, an melde 
auch der Rekurs auf polizeiliche Verfügungen ver Gemeindebeamten zu richten ift. 
So viel nun den Wirkungstreis der Polizeigewalt im eigentlichen, engeren Sinne, 
bie es mit der Abwendung regelwidriger Handlungen und Zuftände zu thun hat, 
anlangt, jo find bier noch folgende Einrichtungen und Anftalten zu erwähnen, 
nachdem der gerichtlichen Polizei ſchon oben gedacht iſt. Die obere Verwaltung 
fämmtliher Straf-Öefangenen- nnd Befjerungs-Anftalten ifi dem Kreispireftor in 
Braunſchweig und zwei anderen Beamten, von denen Einer Staatsanwalt fein 


25) In der Refidenz wird die Orts- und Landespolizei von einer mit dem Stadtmagiftrate 
in Berbindung ftebenden Staatsbehörde — der Polizeidirektion — verwaltet, 
26) Welche in einigen Beziehungen dem bei den Städten nicht vorfommenden Anıtsrathe 


entſpricht. 
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muß, die unmittelbare Verwaltung der Straf- und Gefangenen-Anftalt in Braun- 
ſchweig der dortigen Polizeidirektion, in Wolfenbüttel einem beſonders zu beftim- 
menden Beamten, die der Kreis: und Amts- Gefängnifje ven Amtsgerichten und die der 
Beſſerungs- und Urbeitd-Anftalt in Bevern einem eigenen Direktor übertragen; 
die Staatsanwälte und Kreispireftoren fontroliren und beauffihtigen. Bon den 
Straf-Anftalten find die neueren Gefängniß- Spfteme fern gebalten; mehr 
Sonderung und Individualifirung der Gefangenen, etwa fo, wie fie in ber Beſ— 
ferungs- und Urbeits-Anftalt bemerkt wird, wäre zu wünſchen. Die Frage, ob 
gegen Kinder wegen verbrecherijcher Handlungen polizeiliche Maßregeln zu ergreifen 
und welde ; ob Perfonen, welche fi der Bettelei, dem Bagabondiren oder auf 
eine die öffentliche DOrpnung ftörende Weife dem Trunfe, dem Müßiggange ober 
anderen Unfittlichfeiten ergeben, in vie Beſſerungs-Anſtalt abgeliefert werben follen, 
wird von den Gerichten in gerichtliher Form beantwortet. Die Armen-Anftalten, 
denen zahlreihe Stiftungen und Vereine zur Seite ftehen, gewähren reichliche 
Unterftügung, aber kärgliche Bejhäftigung 27). Die gefammte Mevicinal-PBolizei leitet 
das DOber-Sanitäts-Rollegium mit Hülfe von 25 Stadt: und Land⸗Phyſicis (je 
in einem Stabt- oder Amtsgerichts-Bezirke). 

Wenn es innerhalb des Wirkungsfreifes der Kreispireftionen einer nähern 
Feftftellung von Maß und Umfang, Ort und Zeit rüdfichtlih ſolcher Geld— 
und Natural = Yeiftungen, melde Gemeinden, Interefjentfchaften oder Ein- 
zelnen nad beſtehenden Gejegen oder Normen des öffentlichen Rechts im All— 
gemeinen obliegen, bedarf, jo haben fie die nöthigen Entſcheidungen abzu- 
geben und zu vollziehen, jedoeh, wenn feine Gefahr beim Verzuge und die 
Differenz 100 Rthlr. beträgt, nur mit Zuftimmung der Kreis-KRommij- 
fionen, welde durch die Biürgermeifter der Städte und die Vorſitzenden der 
Amtsräthe in den einzelnen Kreifen gebildet werden. Wenn fir Kirchen- und 
Schulzwede Geld- over Natural=Leiftungen aus äffentlihen Kaffen, over von 
Domanial- und andern Gütern, von Gemeinden, Interefientfhaften, Korporationeu 
oder Einzelnen, nöthig werben, fo haben fie das Maß ver Beitragsverbinvlichkeit 
proviforifch fejtzuftellen und vie Entſcheidung zu vollziehen. In beiden Fällen ift 
der Rechtsweg gegen andere Verpflichtete vorbehalten, wenn überhaupt eine Juftiz- 
ſache vorliegt. Ferner find die Kreispireftionen ermächtigt, zur Aufrechterhaltung 
der öffentliden Sicherheit und Ordnung allgemeine Anordnungen für einzelne 
Gemeinden over Amtöbezirke zu treffen. 

Zulest ift noh die Yandes-Defonomie-Kommiffion zu erwähnen, 
welche kollegialiſch vie Ablöfung ver Reallaften, vie Theilung der Gemeinheiten 
und die Allovififation der Yehen vorbereitet, beauffichtigt, prüft und beftätigt, 
alfo gleihfam zwiſchen Juftiz und Polizei in der Mitte fteht. 

$. 10. In Betreff ver Staats-Kulturpflege im Herzog:hum Braun- 
ſchweig, und zwar zunächſt in Beziehung auf Bevölferung, ift man von ber 
früheren Methode, lettere durdh Begünftigung Eingewanverter künftlich zu fördern, 
zurüdgelommen, hat vielmehr die Auswanderung, fo weit fie nicht zur Umgehung 
gejegliher Pflichten gefchieht, frei gegeben, 28) follte daneben aber vie Verhei— 


27, Die Armenpflege ift leider noch eine mechanifche: ibr fehlt die fittliche Zucht des genof- 
ſenſchaftlichen Einfluſſes. 

28) In den letzten 3 Jahren find bei einer Seelenzahl von 271,208 (nach der Zählung vom 
2. December 1852) ausgewandert: 1853 894 PBerfonen (aljo 3,3: 1000), 1854 1678 (alio 
6,2: 1000) mit einem Vermögen von 279,924 Rthlr., 1855 668 (aljo 2,5: 1000) mit 283,826 Rthlr. 





Braunſchweig. 261 


rathungen, welche bei ver Engherzigkeit der Heimat-Gemeinden manche Schwierig- 
feiten haben, kräftiger erleichtern. Die Lebens- und Gefunvheits-Pflege hat in einer 
mehr als genügenven Zahl tüchtiger, auch auf dem Lande wohnender Werzte, 
Wundärzte, Apotheker, 29) Hebammen und Thierärzte, über welche alle das Ober- 
Sanitäts-Rollegium die Aufficht führt, in der ftreng geregelten Kubpoden-Impfung, 
in dem DBerbote, in Fabriken, Berg: und Hüttenwerken Kinder nnter 10 Jahren 
überhaupt und ſolche über 10 Jahren mehr als 6 Stunden bei Tage ꝛc. zu be— 
fhäftigen, in den Waiſenhäuſern zu Braunfchweig und Wolfenbüttel, vem Alexii— 
Pflegehaufe für Geiftesfranfe, vem berzoglichen Kranken- und Entbindungs-Hauſe 
zu Braunfhmeig, in den fafultativ zu benugenden Turnübungen der gelehrten 
Schulen ihre praftifhen Anftalten. Die Unterrichts-Pflege ift, ſoweit die Religion 
die Bafis des Unterrichts bildet, dem herzoglichen Konfiftorium in Wolfenbüttel 
anvertraut; deshalb darüber unten im Zufammenhange. 

$. 11. In Betreff ver Volkswirthſchaftspflege ift der braunſchweigiſche 
Staat für das Vermögen und die Rente des Bolfs fortwährend thätig geweſen. 
Nicht nur die Staatd-, fonvern auch die Privat-Waldungen befinden fi vor- 
herrſchend in Hochwalds-Kultur; die Forfthoheit über die Privatforften wird vom 
Staatsminifterium ausgeübt, weldes die Beamten der Kammer und bie übrigen 
Forftbeamten mit einzelnen Geſchäften zu beauftragen fi vorbehalten hat; ber 
Betrieb und die Benugung der Gemeinde und Intereffenten-Forften fteht unter 
Aufficht der Kammer, Direktion der Forften. Weit früher und mehr noch fürberte 
bie Regierung den Landbau. Der ländliche Grundbeſitz beruhte vorherrichend 
auf dem Meierverbande ; nachdem vie Leibeigenihaft der Bauern ſchon mit dem 
15ten Jahrhunderte aufgehört hatte, führte das Intereffe der Yanvesherren an den 
dadurch erft gewonnenen fteuerbaren Unterthanen jo wie die fortjchreitende Bil- 
dung zu einer fchrittweifen Verwandlung des perfönlihen und prefären Befiges in 
einen erblihen und dinglichen, ja in volles Eigenthum. Es giebt wohl feinen 
rößeren Gegenſatz als den zwiſchen dem Bauer des 14. und 19. Jahrhunderts. 
Ser wurde die Steigerung der Meierzinfe verboten, dann der Anſpruch auf 
Remiffion anerkannt; weiter wurbe feftgefetst, daß der Meier und feine Erben bei 
der Meierfteit zu laffen feien, und beftimmt, aus welhen Gründen Abmeierung 
erfolgen und Remiffion verlangt werden könne ; ferner wurde die Höhe der Aus- 
ftenern und Abfindungen und die Beftätigung der bäuerlihen Kontrafte vorge 
fhrieben, wodurd die ftaatliche Polizeigewalt an die Stelle des gutsherrlichen 
Privatrehts trat; gleichzeitig wandte ſich die Doftrin von der Idee eines römiſch— 
rechtlichen Pachtverhältuiffes zu dem deutſchrechtlichen Meierverhältnifie als "einem 
dinglihen Nutzungsrechte; Flur-Vermefjungen und Beichreibungen, Hypothefen- 
bücher und zuletzt Ablöſungs- und Gemeinheitstheilungs- Oronungen erfannten 
endlih den Meier als vinglihen Bertreter des Hofes an und fo wurde aus dem 
gutsherrlihen Eigenthume ein bloßes Nealreht, aus dem Kolonat= Rechte aber 
wirkliches Eigenthum, welches zulett durch Ablöſung in freies Eigenthum über- 
gieng. Auf die privatrechtliche Emancipation des ländlichen Grundbeſitzes folgte in 


— vorzugsweiie aus ſocialen Gründen; eingewandert: 1853 135 mit 123,230 Rthlr. Ber: 
mögen, 1854 148 mit 152,655 Rtblr., 1855 158 mit 175,735 Rthlr. Die Zunabme der Bevöl- 
ferung bat von 1834 bis 1852 im Jabresdurchfchnitte betragen 10490, (in ſämmtlichen 
deutfchen Staaten 613515—=0,%). In Hinficht auf Kriegstüchtigfeit wurden für Dienftuntauglich 
erffärt: 1851 von 2097 Militärpflichtigen 749, 1852 von 2165 954, 1853 von 2010 505, 
1854 von 2243 877, 1855 von 2307 788, durchichnittfich alfo 35,6% %. 

29) Auf 271208 Einwohner kommen 105 Aerzte — 1:2583, 79 Wundärzte = 1:3433 
und 38 Mpothefer = 1:7137, ; 
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neueſter Zeit, ebenfalls durch Juriſtenrecht vorbereitet, die ſtaatsrechtliche, deren 
Anfang damit gemacht iſt, daß die Beſtätigung der bäuerlichen Kontrakte abge— 
ſchafft und die Schriftlichkeit aller Verträge über Grundſtücke vorgeſchrieben wurde. 
Vorausſichtlich wird demnächſt die Abſchaffung des eigenthümlichen Familien- und 
Erb-Rechts der Bauern an die Reihe kommen, welches nur noch wegen der aus 
focialen Gründen beibehaltenen Gejchlofjenheit der Höfe 9) und des verbotenen 
Erwerbes mehrerer Höfe gerechtfertigt erjcheint. 

Einer bejonderen Erwähnung bedürfen bier die Ablöſung der privatrechtlichen 
Reallaften, vie Allovifilation der Geben und die Gemeinheitstheilungen. Das Recht 
auf Ablöjung ift mit geringen Ausnahmen gegenfeitig; die Entſchädigung befteht 
in der Regel in dem 2öfachen baaren Betrage des dem Berechtigten zufliegenden 
NReinertrages, berechnet aus einer gefeglih beftimmten Normalperiove. Nach 
ähnlihen Grunpfägen erfolgt die Aufhebung des Lehnsverbandes. Die Gemein- 
heits-Theilungen zerfallen in General» und Special-Theilungen. Jene können von 
einem einzelnen Intereffenten, dieſe nur durch Majoritätd- oder doch Paritäts- 
befoplüffe und unter Genehmigung des Staatsminifteriums provocirt werben, 31) 


30, Es giebt im Lande ungefähr 11,000 Höfe, in den Händen von etwa 9000 Bauern; 
3000 Höfe haben mehr als je 40 Morgen, im Ganzen mindeftens 250,000 M. Areal, die übrigen 
8000 unter 40 M. Daneben find in den Yandgemeinden 18,495 jog. Häuslingsfamilien (ohne Boden: 
eigentbum) vorhanden, von denen 17,897 Pachtland von wenigen Ruthen bis zu einzelnen More 

en, 598 aber gar fein Land bebauen. Bor 100 Jahren — laut der damals errichteten Dorf: 

jhreibungen — gab e# in den Yandgemeinden nur böchft wenige, zum Theil gar feine Häus— 
linge. Jept find und werden die Höfe durch Ablöfungen und Gemeinbeitötheilungen intenfiv und 
extenfiv noch vergrößert, die Häuslinge dagegen von den Gemeindenugungen allmälig ganz aus— 
gejhloffen, von Landpachtungen zurüdgedrängt, von Natural- auf Geld-Lohn gefeßt und in ein 
ländlihes Proletariat verwandelt, während der Hofbefiger, vormals auch im Braunſchweig'ſchen 
der von Riehl gefchilderte zähe, biftorifche Charakter, jet durch jene agrarifchen Umgeftaltungen, durch 
Ablegung der Ländlichen Tracht und Lebensweife und durch ftädtifchen Luxus feine Sitte und 
Geſchichte immer mehr verliert, zwar noch durch Materialismus fonjervativ bleibt, aber jeinen 
Einfluß auf Gefinde und Taglöhner einbüßt. Die hieraus hervorgehende fociale und politifche 
Gefahr kann nur dur vornchtige Ausbreitung des landwirthſchaftlichen Eigenthums und Ges 
fchäftsbetriebes auf diejenigen Landbewohner befeitigt werden, welche nicht ald Eigenthümer, zum 
Theil nicht einmal ald Pächter durch Landbefig gefeffelt find. Dies kann nur durch bedürfnip: 
mäßige Deffnung der geichloffenen Höfe und der von ibnen gebildeten gefchlofienen Gilden 
geichchen. Wir empfeblen bier nicht eine —— landwirthſchaftliche Gewerbe⸗ alſo Grund⸗ 
erwerbs⸗Freiheit, ſondern nur die Anwendung des Konceifionsfoftems, wie auf Gewerbe, jo auf 
die Formen des Grundbefiges, in der Art, daß die Bildung von Erbparzellen zugelaffen wird, 
welche, wenn einmal von den Höfen abgefondert, nicht wieder damit zu vereinigen wären, aud) 
nicht dur Erbgang. Weimar-Eiſenach z. ®. bat 1,205,978 Aderparzellen. 

3) Der Erfolg diefer agrariichen Geſetze ift großartig zu nennen: in den 21 Jahren von 1835 
bis 1855 wurden bis auf wenige Nefte alle Frucht und Fleiſch-gehnten, Hand⸗ und Spann: 
Dienfte, Meierzinje, Geld» und Natural-Gefälle der verfchiedenften Art abgelöst, nämlich durch 
654 Necefje der Zehnten von 301,787 Morgen 77 Ruthen Aderflähe für ein Kapital (ind. für - 
den Fleiſch-gehnten/ von 4,104,854 Rtbir. 22 Gr. 3 Pf., durch 1045 Receſſe die Dienfte von 
145,069 Spann= und 667,294 Handdienft:Tagen für ein Kapital von 2,362,549 Rthlr. 8 Gr. 
3 Pf., durch 16,609 Receſſe Gefälle jeder Art für ein Kapital von 3,507,150 Rthlr. 18 Gr. 
8 Pf. überhaupt dur 18,308 beftätigte Recefje für ein Kapital von 9,974,555 Rthlr. 1 Gr. 
2 Pr. Im derfelben Zeit find 750 Alodififationen ausgeführt zu einem Gejammtwerthe der 
allodificirten Grundftüde und Berechtigungen von 3,087,426 Rthlr. 8 Gr. 9 Pf. und zu einem 
Gefammtbetrage der Allodififationsfapitale von 123,415 Ntblr. 18 Gr. 3 Pf. Die Koften der 
unter fontmiffarifcher Leitung ausgeführten Ablöfungen und Allodifitationen . 0,9% Pro: 
cent des Ablöjungstapitals, refp. 0,29 Procent des Werthes der allodificirten Lchne. In den: 
felben 21 Jahren find 433 Gemeinbeitstheilungen über 439,618 Morgen Ader und Wiefen, 
115,044 Morgen Anger und 166,902 Morgen Korften zur Ausführung gebracht; darunter be 
fanden fih 177 Specialtheilungen über 435,886 Morgen Gefammtfläche, welche tbeilweife bereits 
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Die ſchwierigen Rechtsverhältniffe bezüglich ver Erhaltung und Benugung 
öffentliher Flüffe und fonftiger Wafferzüge find durd ein Gefeg regulirt. 
Auch für die Entwäflerung der Grunpftüde ift durch ein Geſetz geforgt, welches 
freilich zugleidy die Bewäſſerung hätte berüdjichtigen jollen ; denn wenn auch bei 
den Klima- und Boden-Berhältniffen des Herzogthums jene vor dieſer prävaliren 
muß, fo bleibt doch auch für legtere noh Raum genug, wie denn fchon bei ein- 
zelnen Separationen darauf Bedacht genommen: ift. 

Das Jagdrecht anf fremden Grunpftüden wurde im Jahre 1848 gegen 
eine jehr mäßige Entſchädigung (von 6 Pf. bis 4 Gr. pro Morgen) für alle 
Zeiten aufgehoben, die Ausübung der Jagd auf eigenem Boden polizeilich be= 
Ihränft und die bisher bedingte Berpflichtung der Forftbefiger, den durch Schwarz-, 
Roth» und Damm-Wild angerichteten Schaven zu vergüten, zu einer unbevingten 
erhoben. 

Die auf Gegenjeitigkeit beruhende Hageljhaven-Verfiherungs-Anftalt fteht 
unter Staatsauffiht und ift bis auf Weiteres mit ver gleihen Anftalt für Han— 
nover vereinigt. 

Die DVerfiherung der Gebäude gegen Feuersgefahr fann nur in der vom 
Staate verwalteten und unterftügten Landesbrandverſicherungsgeſellſchaft geſchehen 
und beruht auf Gegenfeitigfeit. Dieſer, wenn auch nur indirefte Zwang fchlieft 
eine Abwägung der Beiträge nad ver größeren oder geringeren Fenergefährlich- 
feit der Gebäude aus und fo ift man nad) vielfachen Berathungen bei gleiden 
Beiträgen, im Grunde alfo bei einer Branpverfiherungs- Steuer ftehen geblieben. 

Für den Verkehr ift feit etwa 20 Jahren ungemein viel gejhehen. 1) Die 
Gijenbahnen find und werben ſämmtlich auf Rechnung des Staates erbaut und 
verwaltet; die Bahn von Braunſchweig nad) Wolfenbüttel wurde bereits 1838, 
bald nach der Nürnberg-Fürther, als zweite Dampf-Eifenbahn Deutſchlands er- 
öffnet. Die Übrigen Streden: von Wolfenbüttel nah Harzburg (Harzbahn), von 
Wolfenbüttel nah Oſchersleben (in der Yinie nad Magveburg), von Braunſchweig 
nach ver hannoverſchen Grenze (in der Linie nad Hannover) find 1840, 1841, 
1843 und 1844 eröffnet und vie erfte, dritte und vierte jpäter mit einem zweiten 
Geleife verfehen. Alle 4 Streden haben eine Fänge von 15,9 Meilen und foften 
4,677,794 Rthlr. Von viefen 4 Bahnen betrug im Jahre 1854 vie Cinnahme: 
963,850 Rthlr.; die Ausgabe: 494,172 Rthlr.; der NReinertrag 469,078 Nthlr. 
oder 11,52 Procent des verzinslicdhen Anlagefapitals von 4,078,000 Rthlr. 
Mit dem 2. Auguft 1856 ift eine fünfte Strede, die 8 Meilen lange braun- 
ſchweigiſche Südbahn, von der Station Börfjum der Harzbahn abgehend und an 
die hannoverſche Süpbahn in der Station Kreienfen ſich anſchließend, eröffnet, 
fo daß die fertigen braunfchweig’ihen Bahnen jest 23 Meilen betragen. Eine 
jehste Strede von 3,10 Meilen von Jerxheim über Schöningen nad Helmftebt 
führend und zu 1,063,000 Rthlr. veranſchlagt, ift bereits im Angriffe und eine 
fiebente und achte, von Kreienfen nad) der Weſer und von Jerrheim nad Börffum, 
beide in der birefteften Linie von Berlin nad Köln, fteben in Ausficht. 2) Straßen 
find bis Ende 1853 gebauet a) Heer- und Lanpftraßen von Seiten des Staates 
86,95 Meilen (worunter wenigftens 8O Meilen Steinbahn), b) Kommunitations- 





— — 


Gegenſtand von Generaltheilungen geweſen war. Am Verhältniß den politiſchen Gemeinden 
wurden Specialtheilungen ausgeführt in 182, beantragt und zum Theil eingeleitet in 114, noch 
nicht beantragt und genehmigt in 148. Die Koften derſelben haben ſich durchſchnittlich auf 1 Rtbir. 
21 Gr, pro Feldmorgen belaufen. 
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wege und Dorfftraßen 185,51 Meilen (worunter 122 Meilen Steinbahn), über- 
haupt alfo 272,35 Meilen, mithin 4,00 Yängenmeilen auf eine U) Meile. 

Zur Belebung des Handels dienen die Sommer: und Winter-Mefje, ver 
Wollmarkt und die Aktien und Noten-Bant zu Braunfchweig, legtere mit einem 
auf 5,000,000 Rthlr. beftimmten Fond, worauf 3,000,000 Rthlr. eingezahlt und 
eben jo viel Banknoten emittirt find. Ueber vie Leihhaus-Anftalt und die damit 
verbundenen Sparkaffen und Altersrenten-Anftalt find die obigen Notizen zu ver- 
gleichen. 

Auch die volfswirthichaftlihen Vereine, Verein für Land- und Forſtwirth— 
ihaft und Gewerbeverein, werden von der Regierung geförvert und unterftüst. 
- (Ausftellungen, Prämien, Unterricht). 

Die Bodenrente und damit der Werth und Preis des Bodens haben feit 
einem Menjchenalter im Herzogthume einen bedeutenden Aufſchwung genommen, 
nicht nur in folge der höheren Preife der Gerealien, ſondern hauptfählich in 
Folge der Ablöfungen und Separationen, ver Weg- und Eifenbahn-Bauten und 
neuerdings der aufblühenven techniſch-landwirthſchaftlichen Gewerbe. Diefer Stei- 
gerung folgte in ven legten Jahren die Arbeitsrente und folgt jett 
(freilich aud vermöge des gegenwärtigen allgemeinen Geldſchwindels) vie Kapital- 
rente, 

$. 12. Der moderne Staat beruht wejentlich mit auf der bewaffneten Macht, 
dem ſtehenden Heere. Das des Herzogthums hat bei feiner geringen Zahl 
zwar nad außen feine große Bedeutung, genügt aber zur Erfüllung der Bundes— 
Militärpfliht, zur Aufrechthaltung ver Ruhe und Orbnung im Inmern und hat 
daneben bei dem regelmäßigen Durdgange ber Jugend durch vafjelbe einen dop— 
pelten Nugen, theils als wirkliche Bolksbildungsanftalt, theild als wünjchenswertbe 
Gelegenheit, Yiebe zum Fürften und zum Lande zu weden, mithin als Band zwi: 
ſchen Regenten und Regierten und zwijchen dieſen unter einander. Der Herzog 
als Kriegsherr ift von feinem Stabe umgeben. Die Mititärverwaltungsbehörbe 
ift das herzogliche Kriegstollegium. Die Berpflihtung zum Kriegsdienfte beginnt 
mit dem vollendeter 2Often Lebensjahre und dauert 3 Jahre im aktiven Dienfte, 
2 Jahre in der Kriegsrejerve, 3 Jahre in ver Landwehr erſten und 3 Jahre in 
der Yandwehr zweiten Aufgebotes, welche legtere aber nur in ven Liſten geführt 
wird. Die Ergänzung der Truppen gejchieht durch jährliche Aushebungen mit- 
telft des Loojes und durd Annahme Freiwilliger; wenn legtere fich ſelbſt Heiden 
und verpflegen, fo werben fie mit einem Jahre aus dem aktiven Dienfte zur 
Referve oder aud zur Landwehr verfett; ſolche Militärpflichtige, welche auf Uni— 
verjitäten oder höheren Bildungsanftalten ftudiren, können ihre Dienftzeit im ſtehenden 
Korps vor oder nad) vollendeten Studien zurüdiegen. Die Dauer der Dienftpflicht 
im Kriege richtet fih nad den Umſtänden. Uebrigens ift jet Stellvertretung und 
Loosnummerntauſch geftattet. 

Die Zahl und Formation der herzogliben Truppen entſpricht ver neuen 
Kriegsverfafjung des deutfchen Bundes und ift bier alfo auf den dieſe enthaltenden 
Artikel zu verweiſen. 

8.13. So viel das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche betrifft, 
fo ift allen im Herzogthume anerfannten oder dur ein Geſetz zugelafjenen chrift- 
lichen Kirchen freie öffentliche Religionsübung, gleiher Schug des Staates umd 
ihren Angehörigen gleiches bürgerlihes Recht zugefihert; aber alle ftehen unter 
der auf der hödhften Stantsgewalt beruhenden Oberauffiht der Yandesregierung ; 
die Anordnung der rein geiftlihen Angelegenheiten bleibt, unter jener Oberauf- 


Sraunfdyweig. 255 


fiht, zwar der in der Verfaſſung einer jeden Kirche begründeten Kirchen- 
gewalt überlaffen, es entſcheidet jevod im Zweifel varliber, ob eine Ange— 
legenheit rein geiftlich jei, — die Laudesregierung. Man fieht ſchon aus biefer 
legten grundgefeglihen Beftimmung, daß aud im Herzogthume Braunfchweig bie 
Kirche faktifch unter den Staat gekommen ift, um jo mehr, als aud) fein abge- 
fonvertes Kultus-Minifterium befteht. Bon den einzelnen chriftlihen Kirchen ift 
die evangelijcheIutherifche weit aus bie verbreitetfte im Bande und, Da das regierende 
Haus ihr angehört und fie allein in der Yandesverfammlung vertreten wird und 
im Befige des Parochialrechts 32) ſich befindet, als Staatskirche anzufehen; in ihr 
fteht die Kicchengewalt dem Lanvesfürften zu, welcher fie durch ein mit evange- 
liſchen Geiftlihen und Laien befegtes Konfiftorium ausübt; 3%) in den übrigen 
hriftlichen Kirchen 2) dürfen allgemeine Anordnungen, welche vermöge der Kirchen— 
gewalt getroffen und Berfügungen, weldhe von auswärtigen geiftlihen Oberen . 
erlaffen find, ohne vorgängiges Placet der Yandesregierung weder befannt gemacht 
noch vollzogen werben ; das Vermögen ver Kirchen, Schulen und Stiftungen fteht 
unter Obhut des Staats, darf nicht zum Staatsvermögen gezogen und nicht dem 
Zwede feiner Stiftung entfremdet werben ; follte diefer Zwed nicht mehr beftehen, 
fo fann ihm nur ein ähnlicher und nur mit Zuftimmung ver betheiligten Privat- 
perfonen und Gemeinden, und fofern die Anftalt das ganze Land angeht, ver 
Lanbesverfammlung, fubftituirt werden. Das Bermögen ver jäkularifirten Klöfter 
und der vormals blühenden, durch bie weftphälifche Regierung aufgehobenen 35) 
Univerfität Helmftäpt wird unter dem Namen des „Klofter- und Studienfonds“ 
von der Kammer zugleich mit den Staats-Domänen (dem Kammergute) verwaltet 
und der Reinertrag vom Finanz-Kollegium für Kirchen, Bildungsanftalten und 
wohlthätige Zwede, für das Konfiftorium zu Wolfenbüttel, die Bibliothek vafelbft 
und das Muſeum zu Braunfhmweig verwendet ; diefer Fond kann wie das Kam— 
mergut weder ganz noch theilmeife ohne ſtändiſche Zuftimmung veräußert und bie 
Berwaltung- und Berwendung-Etats müſſen gemeinfchaftlih mit der Landesver- 
fammlung feftgeftellt werden. 

Die Kirhen- und Schulvdiener aller hriftlihen Konfeffionen bevürfen, wenn 
fie nicht ummittelbar - von der Landesregierung beftellt werben, ver Beftätigung 
derfelben und der Beeivigung auf die Gejege und Berfaffung des Landes vor 
Antritt der Amtsgefhäfte und Aneignung der Amtseinfünfte; die Aufficht und die 
Disciplin handhabt die kirchliche Behörde; alle bürgerlichen VBerhältniffe und Hand- 
lungen, alle Straffälle, welche nicht visciplinarifcher Art find, gehören vor bie 
erbentlichen Gerichte; Entlaffung und Abjegung kann nur durch richterliches Er- 
fenntniß, in Fällen eines öffentlichen Aergerniſſes aber auch ſchon dann erfolgen, 


32) Der Anfpruch der evangelifchen Kirche auf Stolgebübren haftet auf den Gemeinden 
ala Korporationen, fo daß jedes Mitalted, auch das nicht ewangelifche, welches einen firchlichen 
Aft vornehmen läht, diefelben dem evangelifchen Ortsgeiftlichen zu entrichten verbunden ift. 

3) Aur Bollziebung der KonfiftorialBerfügungen ift das Land in-6 Generale und 33 
Special⸗Inſpeltionen eingetbeilt, denen General: und Eperial-Superintendenten vorfteben; neben 
legteren Tungiren die Kreisdireftionen als weitliche Konfiftorial-Beamte (geiftliche und weltliche 
Vifitatoren oder Konmiffarien). 

+) Es giebt im Herzogthum nur 4 chriftliche nichtlutberiiche Gemeinden: eine reformirte 
und drei katholiſche, welche leßtere unter dem Biſchofe zu Hildesheim fteben. 

35) Die afademiichen Stipendien und Freitiiche des Staates werden in Göttingen ertbeilt 
und verſammeln dort die meilten Etudirenden aus dem Herzogthume. 


256 Sraunfchweig. 


wenn ber Prediger oder Lehrer auf eine mit der Würde feines Amtes nicht ver- 
einbarlihe Weife fi betragen hat. Die Geiftlihen führen für den Staat bie 
Civilftandsregifter (Kirchenbücher). Die kirdlihen Akte der Katholiten und Re— 
formirten in den Yandftädten uud auf dem platten Lande, wo es feine Kirchen 
diefer Konfeffionen giebt, werben von den lutheriſchen Ortsgeiſtlichen, oder mit 
Borwiffen verfelben von katholiſchen und reformirten Geiftlihen vollzogen, bie 
Leihen auf den lutherifhen Begräbnißplägen beerdigt. Bei evangeliſch-katholiſchen 
Miſchehen jollen die Brautleute, bevor fie proflamirt werden, mit einander aus: 
machen, in welder Religion die zu erwarteuden Kinder bis zu den Diskretiond- 
jahren zu erziehen find. Wenn Ehepaare verfchiedener Religion einwandern und 
feinen Bertrag wegen der Religion der Kinder gefchloffen haben, fo werden, wenn 
der Bater evangeliſch ift, die Kinder beiveriei Geſchlechts in der evangelifchen, 
wenn der Vater katholiſch ift, die Söhne in ver katholiſchen, die Töchter in ver 
evangelifhen Religion getauft, erzogen und eventuell bevormundet. 

Die evangeliſch-lutheriſchen Kirdengemeinden werben durch das Organ 
der Kirhenvorjtände vertreten. Diefe bejtehen aus den ordentlihen Geiſtlichen 
als Borfigenden und 4 bis 16 aus der Gemeinde frei gewählten 96) Kirchenver: 
orbneten. Aufgabe des Kirchenvorftandes ift, 1) ven Seiftlichen in Förderung 
des hriftiichereligiöfen und ſittlichen Lebens der Gemeinde zu unterftügen, 2) ven 
Östtesvienft äußerlich zu fördern, 3) das kirchliche Wahlrecht ver Gemeinde aus— 
zuüben, 4) das Kirdienvermögen zu beanfjihtigen und zu verwalten, 97) 5) vie 
Erträge ver kirchlichen Wohlthätigfeit zu verwalten und zu verwenven. In 
Städten und Fleden, in welchen jidy mehrere Kirchengemeinden befinden , treten 
zur Verhandlung gemeinjamer Angelegenheiten vie DVorfigenden der Kirchenvor- 
ftände und ein von jedem Kirdenvorftande zu erwählender Kirchenverorbneter zu 
einem Kirhenfonvente zufammen. Die Oberauffiht über vie Kirchenvor- 
ftände und Kirchenkonvente führt das Konfiftorium , welches nicht nur einzelne 
ungejeglihe Beichläffe aufheben, ſondern aud vie genannten Kollegien ſelbſt auf- 
löjen und Neuwahlen anorpnen kann. Es giebt im Herzogthume 229 evangelijch- 
Iutherifche Pfarrbezirte, welche 474 inländiſche und 25 ausländiſche politiſche Ge- 
meinden umfaffen, 229 Mutter und 154 Tochter-Kirchen enthalten und in denen 
231 wirklihe und 29 Hülfe-Previger fungiren. Das anſchlagsmäßige jährliche 
Gefammteinfommen ver Geiftlihen inkl. freier Wohnung beträgt im Ganzen 
203,542 Rthlr. 21 Gr. 10 Pf. 3) Daneben beftehen gehörig fundirte Pfarr- 
wittwenthümer, denen im alle ver Bejegung von ven Pfarren durchſchnittlich ver 
zehnte Theil der Aecker und Wiefen zur Benugung mit ihren fonftigen Einkünften 
überlafjen werden muß und welde, ſämmtlich bejegt gedacht, ein jährliches Ge— 
jammteinfommen von 29,214 Rthlr. inkl. freier Wohnung oder Miethentſchädigung 
gewähren. Zur Berforgung der nicht zum Genuſſe kommenden zweiten und fol- 
genden Wittwen nehmen die Prediger an der Beamten » Wittwen- Berforgungs- 
Anftalt Theil. 

Seit 1851 find die evangelifchelutheriihen Boltsfhulen nicht mehr Paro- 


3%), Jedoch bat der Privatsflirchenpatron das Recht, in den Kirchenvorftand einzutreten, 
reſp. fih darin vertreten zu lafien. 

37) Die Nefidenz bat in dieſer Beziehung eine befondere DVerfaffung und Behörde, das 
Kirchenkafjen-Kollegium (neben dem Kirchenktonvente). 

3) Das Ginfommen der Sandpfarren ift bei fteigender Grundrente im Steigen, das der 
Stadtpfarren im Abnehmen. Die wenigen Stellen unter 400 Rthlr. werden bis zu diefer Sunme 
aus dem Kiofterfonds unterftüpt. 
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chial⸗ ſondern Gemeinde⸗Schulen, wenigftens infofern, als jeve (politifche) Gemeinde 
eine Gemeindeſchule haben -und unterhalten muß. Der Schulvorftand, beftehend 
in den Landgemeinden aus dem Vorfigenden des Kirchenvorftandes, dem Gemeinde— 
vorfteher, und je einem Mitglieve des Kirchenvorftandes und Gemeinverathes, ein- 
tretenden Falls dem Privat» Schulpatron oder deſſen Vertreter, aud dem 
Schullehrer mit berathender Stimme, — in den Städten und ven mit einer 
Bürgerſchule verjehenen Flecken aus dem Vorſitzenden des Magiftrates, dem erften 
Geiftlihen, je einem Mitglieve der Stabtverorbnetenn und des Kirchenkonventes 
oder Kichenvorftandes, dem Schuldirigenten und, bei inneren Angelegenheiten einer 
einzelnen Schule, dem erften Lehrer verfelben, ſämmtlich von lutheriſch-evangeliſcher 
Konfefjion, jorgt im Allgemeinen für das Befte ver Schule und vorzugsmeife für 
die äußeren Angelegenheiten verjelben, jchlichtet die Differenzen ver Lehrer unter 
einander und mit den Eltern der Sculfinder, verwaltet das Schulvermögen zc. 
Ju jeder Gemeinde befteht eine Schulfafje unter der Nehnungsführung des Ge- 
meindeeinnehmers. Die Stadt: und Bürgerfchulen haben beſondere Dirigenten, 
Die Vorgefegten der Landſchulen find die Ortögeiftlihen und ver für jeve Spe- 
cial-Infpeftion beftellte Schul-Infpeftor (in der Regel der Superintendent). Die 
obere Leitung der evangeliihen Schulangelegenheiten und die Aufficht über bie 
dahin gehörenden Unftalten, Behörden und Beamten beforgt das Konfiftorium, 
Das Dienfteinftommen ver Yehrer muß jährlich mindeſtens 120 Rthlr., in Ge 
meinden von 250 Seelen mindeftens 150 Rthlr. betragen ; die Penfion wird nad) 
den Dienftjahren beredinet und kann bis 9, der Dienfteinnahme fteigen; auch 
nehmen die Bürger: und Lanpfhullehrer an der Beamten-Wittiwen- und Waifen- 
Nasa en sr Theil. Die Schulpflidtigkeit ver Kinder dauert vom 5. bis 
zum 14. Lebensjahre. Die Bedürfniſſe fowohl ver Kirchen- als der Schulfafjen 
müflen, wenn bie ihnen zugewiefenen Einnahmen nicht ausreichen, in Gemäßheit 
ver jährlich aufzuftelenden Voranſchläge von den Gemeinden gededt werben. 

In 452 Yandgemeinden beftehen 396 Schulen mit 406 Lehrerftellen und 
33,022 Schülern; unter jenen Schulen find 62 für mehrere Gemeinden gemein- 
ſchaftliche; das jührlihe Einfommen der Landſchullehrer zu Gelde veranfchlagt, 
beträgt exfl. freier Wohnung, 78,118 Rthlr. 4 Gr. 2 Pf., im Einzelnen belaufen 
fih die Einnahmen der Landfhullehrer außer freier Wohnung jährlih auf 120 
bis 450 Rthlr. 

In den 13 Städten und 2 Fleden des Landes mit 84,236 Einwohnern 
(nad der Zählung von 1852) beftehen 36 Schulen mit 11,288 Schülern, welche 
jährlich im Beträgen von 1—12 Rthlr. 18,839 Rthlr. 18 Gr. Schulgeld auf: 
bringen ; daran unterrichten 181 orventlihe und 49 Hülfs-Lehrer und Lehrerinnen 
mit einem Einkommen von 42,758 Rthlr. inkl. der Ginnahme vom Kantorate 
und Organiftendienfte und erfl. ver Freimohnung für 67 Lehrer. 

Außer dieſen eriftiren noch 28 katholische, jüdische, Taubftummen-, Blinden-, 
Gewerbe: und Privat-Schulanftalten mit 96 Haupt: und 25 Hülfslehrern und 
Lehrerinnen und 1484 Schülern, unter denen: die Baugewerkſchule zu Holz— 
minden an ber Wefer, welche über 300 junge Baubhanpwerfer aus ven ver 
ihiedenften Ländern zu Meiftern vorbilvet, die größefte Bedeutung und ben weite 
ften Ruf hat. 

Unter ven gelehrten Schulen nehmen vie 5 Gymnaſien in Braunſchweig, 
Wolfenbüttel, Helmftent, Holzminden und Blankenburg den Hauptplag ein, in 
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welchen 69 Haupt und Hülfs-Lehrer 861 Schüler 39) unterrichten; die Geſammt— 
Einnahme vdiefer Gymnaſien beträgt 36,796 Rthlr. 15 Gr. 5 Pf. (darunter 
Schul» und Einführungs-Geld 10,823 Rthlr. 5 Gr. in Beträgen von 4—20 Rthlr.), 
die Gejammt- Ausgabe 36,638 Rthlr. 14 Gr. 4 Pf. (darunter 34,095 Rthlr. 
12 Gr. für Gehalte, welde für 7 Direktoren 8100 Rthlr. und für dag übrige 
Lehrerperſonal 300—900 Rthlr. betragen). Das Kollegium Karolinnm zu Braun- 
ſchweig bildet 107 Stutirende in 3 Abtheilungen zu gelehrten, technifchen un 
merfantilen Fächern vor; feine Koften belaufen fid auf 19,000 Rthlr. (worunter 
15,000 Rthlr. fir Gehalte). Das anatomiſch-chirurgiſche Inftitut zu Braunfchweig 
(mit einer ausgezeihneten pathologiich-anatomiichen Präparaten Sammlung) bilvet 
Chirurgen umd bereitet zum Studium der Mevicin vor. Das Prepiger-Seminar 
zu Wolfenbüttel bezwedt vie volljtändige Vorbereitung von 6—12 evangelijchen 
Kandidaten der Theologie auf die Verwaltung des Prediger- und GSeelforger-Amtes. 
Endlich giebt es noch Schullehrer-Seminarien und Präparanden-Anftalten zu Braun- 
ſchweig, Wolfenbüttel und Blankenburg, auf denen 33 Seminariften und 49 
Präparanden unterhalten umd durch Unterricht und Uebung im Unterrichten auf 
den and» und Bürger-Schulvienft vorbereitet werten. 

Die Juden waren politifh ſchon vor 1848 den Chriften gleichgeftellt, 
insbefondere bei Gemeinde: und ſtändiſchen Wahlen wählbar ; feit 1848 find fie 
es aud bürgerlih (vgl. $. 4. Ehen zwiſchen Chriſten und Juden find zuläßig 
und werden von ber weltlichen Behörde (ven Amts» und Stadt-Gerichten) pro— 
famirt, vor ihr gejchlofien und Regifter über ſolche Ehen, die varaus entfpringenven 
Kinder und die Todesfälle in dieſen Yamilien vom ihnen geführt. Darüber, in 
weldhem Glaubensbefenntniffe die Kinder zu erziehen feien, entjcheivet der Vater, 
wenn dieſer ohne ſolche Beſtimmung gejtosben ift, die Mutter; wenn Keines von 
beiden Eltern Beftimmung getroffen bat, werben die Kinder im Olaubens- 
befenntniffe des Vaters erzogen. Die Judengemeinden haben Borfteher, Reprä- 
jentanten und Rabbiner; mit dem Nabbinat der jüpifchen Gemeinde zu Braun- 
ihweig ift das Yandes-Nabbinat (behufs der Oberauffiht des Staates über 
den jüdiſchen Aultus) verbunden, deſſen Koften auf ſämmtliche Gemeinden und vie 
zu auswärtigen Gemeinden fi haltenven Israeliten vertheilt und nad) dem reinen 
Einkommen aufgebracht werden. Bei Hodyzeiten, Geburts: und GSterbe-Fällen 
müfjen die Juden dem Iutheriichen Prediger und Kirchendiener des Ortes — ver: 
möge des Parochialrechtes — dieſelben Gebühren entrichten, als die eingepfarrten 
chriſtlichen Einwohner. 

8. 14. Ueberblicken wir zum Schluſſe den gegenwärtigen politiſchen und 
ſocialen Zuſtand des Herzogthums, ſo finden wir eine monarchiſche Regierung, ver— 
ſaſſungsmäßig beſchränkt durch eine nach Intereſſen gewählte, nach deutſchem Sy— 
ſteme wirkende Landesvertretung und durch eine hinlänglich unabhängige Staats-— 
dienerſchaft; die Staatsidee gemildert durch theoretiſch kräftiges, praktiſch noch 
ſchwaches Gemeindeleben; einen belaſteten aber geordneten und auf reihe Hülfs— 
quellen angewieſenen Staatshaushalt mit Civilliſte für den Regenten; eine Rechts— 
pflege nach dem modernen Schnitte, aber bei der Beſchränktheit ihres Gebietes 


39, Die bequeme Gelegenheit dieſe durch Geiſt und Sitte ausgezeichneten Anſtalten zu be— 
nußen und die Richtung, welche fih auf denielben von Zögling zu Zögling vererbt, verurfacht 
leiver eine lieberfüllung der fog. ftudirten Rächer, fo daß junge Theologen, Juriſten, Pbilologen 
und Wediciner während ibrer beften Jahre fich noch nicht in demjenigen Berufe befinden, wel: 
dem fie fi, gewidmet haben. 
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ohne ſelbſtſtändige Rechtsbildung; die Kirche faltiſch dem Staate untergeordnet; 
bie evangeliſche Kirche als Staatskirche, mit einer vom Nationalismus zur bibli— 
hen Auffaffung fih hinneigenden Lehre, gleichwohl weil nicht angefochten auch nicht 
ftreitbar und am zunehmender Gleichgültigkeit leidend, übrigens mit gemifchter 
Konfiftgriale und Presbyterial-Berfaffung ; die Volksſchule von Gemeinde und Kirche 
abhängig ; den wiſſenſchaftlichen Unterriht noch zu jehr in ven Händen des Hu— 
manismus, den Kirchen und Staats-Dienft und die gelehrten Fächer überladend; 
Produktion und Konjumtion im rafhen Auffhwunge und zum Materialismus drän- 
gend, jevody auf dem Wege der Berbildung zur Biltung führend; die Familie auf 
Verwandtſchaft beſchränkt, die bürgerliche Gefellichaft in Orts- und Staats-Ein- 
wohnerjchaft aufgelöst. 

Duellen: Gejeg-Repertorien von Fredersdorf, Peifte, Bege, Schneider, Görtz; 
Geſetz⸗ und Berordnungs-Sammlung von 1814—1856 ; Mittheilungen des Vereins 
für Yand- und Forftwirthichaft, der Baupireftion, ver Poſt- und Eifenbahnpiref- 
tion und des ftatiftiihen Büreaus; Verhandlungen ver Lantesverfammlung. 
titeratur: v. Praun bibliotheca brunsvicensis, du Noi Quellen und Piteratur 
des braunfchweigifhen Rechts, Welder Stantsleriton ; ſtaatswiſſenſchaftliche Abhand- 
lungen von Bode, v. Strombed und v. Bülow; Haffel und Bege geographijch- 
ftatiftifche Befchreibung der Fürftenthümer Wolfenbüttel und Blankenburg, Ventu— 
rini Herzogthum Braunſchweig, Lachmann Phyfiographie des Herzogthums Braun- 
ſchweig. Braunſchweigiſches Adreßbuch für 1855 und 1856, 

Vorwerk. 

Bremen, ſ. Hanſeſtädte. 


Briefgeheimniß. 


Die Freiheit der Gedankenäußerung in Wort und Schrift iſt ein angebor— 
nes Recht der Perſönlichkeit, das unter dem Schutze des Staates ſteht, unter 
Umftänden von ihm befhränft, nicht aber von ihm erft verliehen wird. Nicht 
zur Begründung diefes Rechtes, fondern nur zur Beſtimmung der Mafßregeln, vie 
es ſchützen und anderſeits der Schranfen, vie ihm gezogen werben follen, find ge— 
jegliche Vorſchriften erforverlihd. Während die politiifhen Rechte ihrer Natur 
gemäß auf ven Umfang angewiefen find, ven die Staatsverfaffung ihnen aus- 
drüdlich einräumt, reiht vie Freiheit ver Gedankenäußerung jo weit, als fie nicht 
ausdrücklich durch die Staatsorpnung beichräntt ift. Sole Beſchränkungen erkheinen 
um fo nothwendiger, je weiter die Gedankenäußerung über die Grenzen des per- 
fönlichen Verkehrs in die Deffentlichkeit binausgreift. Deßhalb gehen Recht und 
Pflicht des Staates in Bezug auf die Freiheit der Prefje und ver öffentlichen 
Nede meiter, als in Bezug auf die Freiheit ver einfachen Gedankenaufzeichnung, 
ver handſchriftlichen Mittheilung und insbefonvere des brieflihen Verkehrs. 

In der Freiheit des brieflihen Verkehrs ift begriffen, daß vie Staats- 
gewalt regelmäßig nicht das Recht Hat, 1. einem Einzelnen dieſen Verkehr 
zu unterfagen, 2. Briefe ſich amzueignen over zu unterbrüden, 3. von 
dem Inhalte derfelben ohne Zuftimmung der Betheiligten Kenntniß zu nehmen. 
Die Uebertretung der letztern Negel ftellt fih, auf verichloffene Briefe angewendet, 
nod überdies als Verlegung des Briefgeheimnijfes dar. Gewöhnlid wird die 
ganze Frage unter diefem Gefichtspunft betrachtet, theils weil Cingriffe der dritten 
Art die häufigften und zugleih empfinplichften find, theils weil die Rechtswidrig— 
feit des Eingriffes bier vor allem augenfällig ift. Es hat fih daraus ein Sprad- 
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gebrauch entwidelt, der mit dem Austruf Briefgeheimniß das gefammte Recht des 
freien brieflihen Verkehrs bezeichnet. Wenn daher in einer Berfaffungsurtunde das 
„Briefgeheimniß“ urkundlich gewährleijtet ift I), jo wird hiemit nicht allein das 
willtührlihe Erbrehen und Leſen, ſondern zugleich die Unterbrüdung ungelefener 
Briefe (vgl. unten Ziff. 2) verpönt. = 

Die freiheit des Briefverfehrs ift ebenjomohl ein völferredtliher wie ein 
ftaatsrechtliher Grundſatz. Der Staat kann gegenüber den Angehörigen und den 
Regierungen fremder Staaten ein Net nicht in Anſpruch nehmen, das er gegen- 
über jeinen eigenen Unterthanen deßhalb nicht befigt, weil er die von aller Staate- 
ordnung unabhängige Sphäre der menſchlichen Perjönlichfeit zu achten hat. 

Diefe Achtung ift jedoch, feitvem ein geregelter und ausgebehnter Briefverfehr 
in den europäiſchen Staaten überhaupt befteht, im Yaufe des 17. und 18, Jahr: 
hunderts, vielfah aus den Augen gejegt und oft mit Füßen getreten worven. 
Unter der Regierung Ludwigs XIV. wurde ein Syftem der Brieferöffnung aus- 
gebildet, das, durch die Revolution auf kurze Zeit unterbroden, aud Napoleon dem L 
wieder als willfommener Regierungsbehelf diente und in deutſchen Staaten unbe- 
hülflihere Nahahmung fand. Aber nur in Frankreich fam man zeitweilig dahin, 
die amtliche Eröffnung der Briefe jogar zur allgemeinen Regel zu machen, damit, 
wenn ed auch unmöglich war, vie geöffneten alle zu lejen, doch jeder Brief gleich— 
jam unter ven Augen ver Polizei gejchrieben und auf ſolche Art ftaatsgefährlichen 
Korrefpondenzen vollftändig vorgebeugt werde. Diefe Mafregel hatte den Vorzug 
der Unzweideutigfeit vor dem gewöhnlicheren Verfahren, die Brieferöffnung als 
ein beimliches Gejhäft, mit Nahahmung ver Siegel und Handſchriften, auf ein- 
zelne Fälle beihränft, vorzunehmen. Eben fo oft wie zur Ueberwahung politiſch 
verbädhtiger Privatperfonen ward viejelbe dazu benugt, diplomatiſche Geheimnifje 
zu erforfchen und lange war fie im völkerrechtlichen Verkehr ein eben fo geläufiges 
Hülfsmittel wie die Beftehung. Hier wurde es zwar als Verlegung der Schidlidh- 
feit und als ein Mangel an geziemender Kunftfertigteit betrachtet, den Unterjchleif 
offenkundig werden zu lafien, aber feineswegs als politiſche Schmach, ihm zu 
begeben 2). 

Solche Mafregeln, an und für fi umberechtigt und unwürdig, verfeblten 
überbies ihren nächſten Zwed. Schon Mirabeau befämpfte in ver franzöfifchen 
Nationalverjanmlung einen Antrag auf Ueberwahung des Briefverfehrs mit ven 
Worten: „Was werben wir durch die ſchimpfliche Unterfuhung der Briefe erfahren? 
Glaubt man, daß Komplotte durch die gewöhnlichen Poften cirkuliren? Welche 
große Geſandtſchaft, welcher mit einer bebenflihen Sendung beauftragte Mann 
forreipondirt nicht unmittelbar und weiß nicht den Kundſchaftern der Briefpoft zu 
entgehen ? Ganz umjonft würde man aljo das Geheimnif ver Familien, den Um- 
gang der Abweſenden, vie Mittbeilumgen ver Freundſchaft, das Vertrauen zwifchen 
den Menfchen verlegen...“ Später bezeichnete ebenfjo Fouché das Syſtem der 


1) Die Beftimmung der „deutichen Grundrechte”: „Das Briefgeheimniß ift gewährfeiftet. 
Die bei ftrafgerichtlichen Unterfuchungen und in Kriegsfällen notbwendigen Beſchränkungen find 
durch die Geſetzgebung feftzuftellen“ bat in mehreren neuen Verfafiungsurfunden Aufnahme ge: 
funden. Bal. Preuß. Bell. von 1850 Art. 33, Oldenburgiſche Art. 42, Anbalt:Bernburgiiche 
$. 12, Schwarzburg-Zondereb. $. 15 u. ſ. w. Die älteren Berf.lirkunden jepen das Briefge— 
beimniß ftilfchweigend voraus. Vgl. Zabariä, Staatsreht 11. Aufl. IH. Br. ©. 195. Auch 
bier ift daher jeder volizeiliche oder richterliche Eingriff, der fich nicht auf ausdrüdliche Sanktion 
des Geſetzes fügt, eine unrechtmärige Handlung. 

2) Belege diejer Auffaſſung findet man in 3. 3. Mofers europ. Bölferreht IV, S. 145. 
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Brieferbrechung als eine gehäſſige und doch unnütze Erfindung beſchränkter Köpfe; 
allerdings ein Urtheil, das auf viele andere Mittel der geheimen Polizei und der 
diplomatiſchen Intrigue gleich anwendbar iſt. 

Der Geiſt der jetzigen Zeit würde ähnliche Einrichtungen, wie ſie früher als 
Attribute jeder gut geordneten Polizeianſtalt betrachtet wurden, nicht mehr ertra— 
gen. Wenn das polizeiliche Auffangen der Korreſpondenzen von politiſch bearg- 
wohnten Perfonen aud nicht völlig aus der Praris verſchwunden ift, fo wirb es 
doch mit gegründeter Schen vor dem VBerdammungsurtheil der öffentlihen Meinung 
nur nod in feltenen Fällen geübt. In den meiften deutſchen Staaten ift, wo nicht 
durch verfaffungsmäßige Beftimmungen, doch durch die befonveren Dienftorbnungen 
den Poftbeamten unterfagt, Briefe an einen Anderen als ven Adreſſaten auszu- 
liefern, e8 fei denn auf Verlangen der Unterfuhungsgerichte oder etwa auf un— 
mittelbare Anordnung der höchſten Staatsbehörde. Die lettere Ausnahme ift ent- 
behrlih und auch die erfte forvert noch Sicyerftellung gegen Mißbrauch. Ueberdies 
muß dem Poftbeamten, ver feine Pflicht Übertritt, eine ernfte Verantwortlichkeit 
vor Augen geftellt fein. Das englifhe Recht, ver befte Yehrmeifter in ven An— 
ftalten zum Schute perfönliher Freiheit, glaubt der Beamtenwilltühr noch wirk— 
famer dadurch, daß es den Berlegten überall Entfhädigungsanfprücde ge 
währt, als durch Disciplinar- und Kriminalftrafen zu ftenern. Diefes Beifpiel ift 
in den deutſchen Gefeßgebungen noch nicht genügend beachtet. Sie verfagen oder 
erihmeren die Civilklage und find dagegen in allen Fällen des Amtsmißbrauches 
freigebig mit Strafprohungen, die der Beamte nicht fcheut, wenn er glauben darf, 
im Sinn feiner Oberen gehandelt zu haben. 

Daß aber das Recht des freien brieflihen Verkehrs fein unbefhränftes 
jein fönne, ift zu allen Zeiten anerfannt worben. Die Freiheit ver Gedanken— 
mittheilung 3) läßt ſich 

1) nicht mehr geltend maden, wenn ver Gedanke anfängt zur That zu wer- 
den und wenn bie ſich worbereitende oder vollbradhte That der Staatsorbnung 
zuwiderläuft. Kommt ven Behörden glaubwürdige Nachricht zu, daß z. B. in be- 
ftimmten Briefen ver Plan eines verbredheriihen Komplotts niedergelegt oder ver 
Thatbeftand einer vollendeten verbrederifhen Handlung 9) enthalten ſei, fo ift 
ihre Berechtigung, folhe Briefe aufzufangen und zu öffnen, nicht zweifelhaft. 
Sie thun dies kraft deſſelben Rechtes, mit dem fie, um ein vorbereitetes Ver- 
breden zu hindern, dem Mißbrauche der perſönlichen Freiheit durch Berhaftung 
zuvorfommen. &8 ift aber Sorge zu tragen, daß ſolche Mafregeln nicht leichthin 
auf Grund oberflählicher Vermuthungen eintreten und ebenfo, daß ter ftrafrecht- 
liche Zweck nicht zum bloßen Vorwand verwerflicher Gerantenfpäherei wird. Deß— 
balb erjcheint es rathiam, ven Polizeibehörden nur das vorläufige Aufhalten 
verdächtiger Briefe zu geftatten, dagegen vie wirkliche Gröffnung dem Gericht 
vorzubehalten, in deſſen Zuſtändigkeit die Unterfuhung fällt. Das Gericht felbft 
darf nur dann zur Beihlagnahme und Gröffnung jchreiten, wenn dr Verdacht, 
daß eine verbrecherifche That vollbracht over bis zur ftrafbaren Verſuchshandlung 
vorgefhritten fei, binlänglich begründet ift, um die Unterſuchung einzuleiten, und 
wenn zugleich dringende Dermuthungen für die Beziehung des aufgehaltenen Briefes 
zum Verbrechen beftehen. 


9) Die Anwendung der folgenden Bemerkungen auf den telegraphiſchen Verkehr er: 
giebt ſich um fo einfacher, da telegrapbiiche Depeichen ichriftlich aufgegeben und an ibrem Be— 
ftimmungsort jehriftlih dem Adreffaten zugeftellt werden. 

9 3. B. Verrath von Staatögcheimnifien an eine auswärtige Macht. 
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2) Das Recht der Stantsgewalt erftredt ſich bei Korrefpondenzen von ver: 
brecheriihen Inhalt (Ziff. 1) nothwendig auf die Kenntnißnahme viefes Inhalte, 
alfo auf die Brieferöffnung, die dem Zweck der Prävention oder der Strafe 
oder beiden zugleih dient. In einer zweiten Kategorie von Fällen kommt ber 
legtere Zwed allein in Betracht und wird durch Verhinderung oder Unter- 
drückung der Korrefpondenz erreicht. Die Staatsgewalt darf den eines Verbrechens 
Angefhuldigten in feiner perfönlichen Freiheit beſchränken und fo außer Stand fegen, 
den Erfolg der Unterfuhung zu vereiteln. Sie nöthigt ihn nicht mehr durch Tortur 
und andere Zwangsmittel, diefen Erfolg aktiv zu befördern, aber fie binbert wenig» 
ftens feine Thätigkeit in der entgegengefegten Richtung. Die Unterfuhungsbaft ſoll 
ihm unmöglid machen, die Spuren der That zu verwifchen, ſich mit feinen Mit- 
ſchuldigen zu verabreven, oder fi der Strafe durch die Flucht zu entziehen. Der 
Zweck diefer Mafregel wäre aber mehr oder weniger verfehlt, wenn dem Ver— 
hafteten geftattet witrbe, ſich durch einen unbeſchränkten Briefmechfel mit ver Außen- 
welt in Berbindung zu erhalten. Er muß deßhalb auf jede Korrefpondenz verzichten 
oder ſich die amtliche Durchſicht feiner Briefe, und wenn er heimlich zu korreſpon— 
diren fucht, deren Unterprüdung gefallen laffen. — Daß der Angeſchuldigte ver- 
haftet, oder wenigftens feine Verhaftung bereits gerichtlich angeordnet fei, ift in 
dem erörterten Fall eine wefentlihe Borausfegung ver Beſchlagnahme. Vgl. die 
zu Ziff. 3 angeführten Strafproceforpnungen. 

3) Aus der Berechtigung der Staatsgewalt, ſich einer Korrefpondenz von 
verbrecherifhen Inhalt zu bemächtigen (Ziff. 1), oder eine ven Unterfuhungszwed 
ftörende Korrefpondenz zu hindern (Ziff. 2), folgt nicht die Befugniß, zur pofi- 
tiven Förderung des legteren Zwedes in das Briefgeheimniß einzubringen. 68 
ift der Strafjuftiz unmwürdig, Schuldbeweiſe zu gewinnen durch die Belauſchung 
eines Gefangenen, der in vertrautem Gefpräd fein Gewiſſen erleichtert; nicht 
weniger unwürdig ift das Oeffnen von Briefen zum ausfchliefliden Zwed ver 
Beweisführung. Beſſer entgeht bisweilen ein Schulviger ver Strafe, ald daß 
die Rechtspflege fih mit ſolchen Mitteln ver Wahrheitserforihung befaßt. Allein 
in diefem Punkt bat die deutfche Praxis das Interefje ver Strafjuftiz von jeher 
höher gehalten, als das Recht ver perfünlicen Freiheit; fie ließ Brieferbrechung 
(nud ebenfo Beihlagnahme jchriftlider Aufzeihnungen im Befit des Angeſchuldig— 
ten) auch zum Zwecke ver Beweisführung zu, ſobald a) der Thatbeftand eines 
Verbrechens oder Bergehens wahrfcheinlid; gemacht, b) der Empfänger, Abfenver 
oder Befiter diefer That verbädhtig und c) aktenmäßiger Grund zu der Bermuthung 
vorhanden war, daß die fraglichen Briefe over Papiere fir jenen Zwed von Be— 
lang feien. (Jagemann im Rechtslexikon II, ©. 488.) Hiedurch wurde der Brief- 
erbrehung, auch wenn fie dem Unterfuchungsgericht mit Ausfhluß der Polizeibe: 
hörden aufbehalten war, eine verfänglice Ausvehnung gegeben, uud während es 
unnöthig ift, in unfern Tagen gegen den verſchwindenden polizeilihen Unfug der 
„ſchwarzen Kabinette” zu eifern, erfcheint jest die legale, aber mißbräuchliche Ver— 
legung des Briefgeheimniffes im Ariminalverfahren als die eigentlich praftifche 
Seite des Gegenftandes. Namentlih um zu erforfhen, ob ver Angeſchuldigte eine 
Perfon fei, „zu der man ſich der That wohl verfehen könne”, ift vie Beſchlag— 
nahme von Briefen und andern Aufzeihnungen in politifhen Proceſſen fehr weit 
getricben worden. Jedes Papier, das irgend eine Gefinnungsäuferung des Ver— 
dächtigen oder feiner Freunde enthielt, konnte von dieſem Standpunkt aus mit 
der Unterfuhung in Zufammenhang gebracht und in Beſchlag genommen werben. 
Da die gerichtlichen Akten der Stantspolizei nicht unzugänglic waren, jo bienten 


Sriefgeheimmif. 263 


fie zugleich diefer als bequemes Mittel, für ihre Tenvenzverfolgungen indirekt bie 
Anhaltspunkte zu erlangen, die fie ſich direft nur auf geſetzwidrigem Weg hätte 
verichaffen können. 

Die neueren Strafproceforbnungen haben jenen Grundſatz der älteren Praris 
beibehalten, aber jeinen Mißbrauch dadurch wenigftens beſchränkt, daß fie vie 
Brieferöffnung überhaupt, folglih auch zum Zweck ver Deweisführung nur zus 
laffen, wenn ver Angefchuldigte verhaftet oder doch auf Berfegung in den Anklage- 
ftand erkannt ift. (Württemb. Proc.-Dron. v. 1843 Art. 246. Badiſche v. 1845 
8. 125. Hannover'ſche v. 1850 $. 105. Bayr. Entw. v. 1851 Art. 249. Deft- 
reichijche v. 1853 $. 110. 8. ſächſiſche v. 1855 Art. 209.) 

4) In Kriegszeiten kann ein dringendes Stantsintereffe fordern, daß aller 
brieflihe Verkehr nad gewiffen Richtungen hin verhindert werde. Dies berechtigt 
zur Vernichtung der aufgefangenen Briefe, .— zur Eröffnung verfelben nur 
dann, wenn im einzelnen Fall zugleih ver befondere Verdacht landesverrätheri- 
ſcher Mitteilungen befteht. (Ziff. 1 oben.) Ferner bringt das Ariegsrecht (vgl. ven 
Art.) die Befugniß mit ſich, Briefe zu eröffnen, deren Inhalt Aufſchlüſſe über vie 
feinvlihe Kriegsführung geben kann. 

Mit diefen vier Punkten, wovon die drei erften den Fall einer ftrafgericht- 
lihen Unterfuhung umfafjen, find die der freiheit des brieflihen Verkehrs ge- 
festen Beſchränkungen erfchöpft, die in den oben Note 1 angeführten Berfaffungs- 
urfunden zugelafien werden. Wir heben noch einige, aus den aufgeftellten Grund- 
fügen fic) ergebende Folgerungen hervor, die jedoch auf ven zulegt erwähnten 
vierten Fall nicht angewendet werden fünnen. Sie find in den meiften der neueren 
Strafproceßordnungen zur Geltung gelangt, während in ven älteren 5) und in ber 
gemeinrechtlichen Praris dem richterlihen Ermeffen ein fehr weiter Spielraum ge- 
laffen war. 

a) Die Ausnahmsbefugnig erftredt fih nur auf die von der verbächtigen Per: 
fon felbft ausgehenden over an fie gerichteten Briefe, nicht auch auf den Brief- 
wechſel anderer mit dem Verdächtigen oder feinen Korreipondenten befreundeter 
Perfonen. (Württemb. P.-D. Art. 246. — 8. 130. Hannover'ſche $. 106. 
Thüringiſche $. 152. Oeſtreichiſche 8. 110. K. ſächſiſche Art. 209. Bayr. Entw. 
Art. 249.) 

b) Kann auch vie proviforifhe Beihlagnahme fchon auf Verlangen des 
Unterfuchungsrichters, des Staatsanwaltes, oder der Polizeibehörde erfolgen, fo 
jeßt do die wirflihe Eröffnung einen Kollegialbeihluß des Strafgerichtes vor- 
aus. (Württemb. P.O. Art. 249. Badiſche $. 126. Thüringiſche Art. 153. 
R. jächfifsche Art. 209. Bayr. Entw. Art. 251.) Die Gröffnung darf nicht ohne 
Vorwiſſen des Angeſchuldigten ftattfinden, vielmehr muß vemfelben die Möglich: 
feit gewährt fein, gegen den Beſchluß des Untergerichtes ein Rechtsmittel zu er- 
greifen, dem jedoch, wenn Gefahr auf dem Verzug ift, feine fuspenfive Wirkung 
zufommt. (Deftr. P.O. 8. 64, 110. K. ſächſ. Art. 97, 100, 209, Bayr. Entw. 
Art. 182, 251.) 

e) Da die Beihränfung des Verkehrs nicht weiter gehen darf, als ihr legi- 
timer Zweck es erforvert, fo muß der unverfänglidhe Inhalt eines geöffneten 


2* 


$) Hieher gehört auch die preuß. Kriminalordnung von 1805, die in diefem Punkte noch 
jest ala anwendbar betrachtet wird (Goldtammerd Archiv 11, 5. 247), obwohl der in 
Art. 33 der preuß. Verf.Ark. ausgefprochene Borbebalt neuer gefeplicher Beftimmungen in 
feiner oben (Note 1) mitgetbeilten Faſſung dem älteren Rechte zu derogiren jcheint, 
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Briefes ohne Verzug zur Kenntniß des Adreſſaten gebracht und ebenſo demſelben 
ein in Beſchlag genommener Brief, deſſen Eröffnung für unzuläſſig erkannt wor- 
ben ift, fofort zugeftellt werben. (Thür. P.O. $. 154, 155. Deftr. $. 111. 
KR. fächl. Art. 210. Bayr. Art. 252, 253. Badiſche $. 127, 129. Württemb. 
Art. 250.) 

In den feltenen Fällen, wo ein Nothrecht des Staates eintritt, das bie 
Staatsgewalt von der Beobachtung der Gejege vorübergehend entbindet, können 
auch Uebergriffe in vie gefegliche Freiheit des Briefverfehrs gerechtfertigt fein.’ 
Je nachdem eine Lanvesverfafjung gegen den naheliegenden Mißbrand des Noth- 
rechtes (vgl. d. Art.) überhaupt Vorkehrungen getroffen hat, ſchützen diefelben mehr 
oder weniger wirkſam auch das Briefgeheimniß. Insbefonvdere erftredt fi die Ver— 
antwortlichkeit ver Minifter, wo dieſes Inftitut befteht, auf jede unter dem Vor— 
geben eines Nothrechtes nach minifterteller Anordnung gejchehene Verlegung des 
Driefgeheimnijfes. — 

Es war hier nur von der freiheit des brieflichen Verkehrs gegenüber der 
Staatsgewalt die Rede. Selbſtverſtändlich ift es zugleih eine Aufgabe des 
Staates, die rechtswidrige Verlegung des Briefgeheimnifjes zu ahnden, die durch 
Privatperfonen oder zu Privatzweden durd feine Beamten verübt wird, 

Literatur. Mittermaier, das deutſche Strafverfahren I, 8. 66. Der— 
felbe im N. Archiv des Krim.:R. II, ©. 452 ff. Abegg ebenvaf. 1842, ©. 
553 fi. Iagemann, Hanbb. der geridhtl. Unterſuchungskunde $. 100 fi. Der- 
felbe im NRedtslerifon II, ©. 488 ff. Mohl, Polizeiwiffenfhaft II, $. 173. 
Zimmermann, die deutſche Polizei, ©. 453 ff. Brater. 
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Unter den Nationen, die trotz der Tendenz des wachſenden internationalen 
Verkehrs, die Völker nicht gleich aber ähnlich zu machen, ihre Individualität ſehr 
ſchwer auch nur theilweiſe modificiren, ſtehen die Engländer unftreitig voran, Um 
jo intereffanter ift deßhalb die Erſcheinung einer Perfönlichkeit, die fih jo weit vom 
ſpecifiſchen Brittenthume entfernt, als es einem Engländer nur möglid ift; und 
dies läßt fih von Brougham jagen. Er fommt aus der ganzen Zahl brittifcher 
Staatsmänner und Gelehrten dem fkontinentalen Weſen am Nächſten. Aber der 
nichtöpeftoweniger bleibende Unterbau eines englifchen Charakters bewirkt, daß wir 
die kontinentalen Elemente in B., die Beweglichkeit und das Wormtalent der 
Franzoſen und die Bielfeitigfeit und das reiche Wiſſen des Deutfhen, bei ihm 
faft nur als Vorzüge ohne die Uebertreibungen und Mängel, die fie zu begleiten 
pflegen, fennen lernen. Schon dieſe Eigenthümlichfeit müßte uns auf den Mann 
aufmerffam machen, aud wenn er nicht zugleich ſeit 50 Jahren in der politifchen 
und focialen Entwidlung Englands einer ver hervorragenpften Leiter und Lenker 
gewefen wäre. Doch wir wagen faum von ihm in der Vergangenheit zu 
ſprechen, jo lebensfriſch, jo thatträftig ift noch im diefem Augenblide das Wirken 
des jegt nahezu 80jährigen Mannes, der, mit all feinen Fehlern, deren aud wir 
zu gebenfen haben werben, zu den bejten Söhnen feines Vaterlanded und den 
Geiftesheroen unferes Jahrhunderts gehört. 

Henry Brougham warb am 19. September 1779 in ver Graffchaft Weit- 
moreland auf dem Heinen Gute feines Vaters geboren. Es ift faljh wenn man 
Edinburg feinen Geburtsort nennt, und ihn felbft zu einem Schotten macht. Geine 
erfte Erziehung dagegen erhielt B. in Edinburg, wo er mehrere Jahre unter den 
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Augen des Hiſtorikers Robertſon, feines mütterlichen Oheims, verweilte. Broug- 
hams Jugend fiel in die Tage der höchſten Blüthe ſchottiſcher Wiſſenſchaft. Um 
diefe Zeit trifft eine ganze Generation beveutender Männer mit einem hoffnungs- 
reihen jungen Anwuchs zufammen, ed war die Bakoniſche Traditio lampadis 
bier förmlidy verkörpert. Die Adam Smith, David Hume, und Douglas Stewart 
lebten noch, als vie Jeffreys, Sidney Smith, geboren wurden. Daß B. aud) 
zu diefen Neuerern und Kegern in Kirche und Staat gehören werde, ließen feine 
erften Schriften, die dem naturwiſſenſchaftlichen Gebiete angehören, kaum ver: 
muthen, aber jhon ehe er als Anerkennung für feine Werke über Optik und 
höhere Geometrie zum Mitglied ver Royal Society in London ernannt wurde, 
hatte er mit den Obengenannten, dem Advokaten ohne Praris und dem Pfarrer 
ohne Pfarrei, das jeitvem jo berühmt geworbene Edinburgh Review begründet. 
Die Anfihten, welche darin vertreten wurden, galten damals, wie wir ſchon her— 
vorhoben , als ftaatlihe und kirchliche Kegereien. Die politifche Partei, deren 
Glaubensbetenntnig man nod am nächſten fam, und deren Organ die Zeitichrift 
fpäter wurde, vie Whigs, waren damals durch ihre eigene Spaltung, und vie 
perfönliche Abneigung des Königs gegen fie macht- und einflußlos. Nichtsdeſtoweniger 
ward die in einer Edinburger Dachſtube ausgehedte Zeitichrift ſehr bald eine Macht 
im Sande, und mit ihrem Motto: „Judex damnatur eum nocens absolvitur" 
der Schreden Aller, die von Mißbräuchen und von Unrecht zehrten. Um vie 
Bedeutung des Edinburgh Review recht zu würdigen, darf man nicht vergeſſen, 
daß die tägliche Prefle damals noch in den Anfängen war, und die Angit der 
großen Majorität in ven herrſchenden Klafjen vor der franzöfifhen Revolution 
zu allerlei Beſchränkungen der Prefle und ver Nebefreiheit geführt hatte. Es 
zeugt fowohl für ven Fortſchritt des Landes, als den Scharfblid der Männer, 
die das Unternehmen begannen, daß mit wenig Ausnahmen alle Mißbräuche, wo- 
gegen jenes Triumvirat, unterftügt von andern Geiftesgenoffen, anfämpfte, gegen- 
wärtig einer neuen Orbnung der Dinge haben Plag machen müſſen. Schon 
1803, ein Jahr nad der Gründung des Review war B. mit einer befondern 
Abhandlung über Kolonial-Politik: An Inquiry into the colonial policy u. |. w. 
vor's Publikum getreten. Das Werk zeichnete ſich eben fo fehr durch vie glän- 
zende Darftellung des gefchichtlihen Ganges, als durch den ftaatsmännifchen Blid 
für die Fragen der Gegenwart aus, und als B. 1808 nad London überfiebelte, um 
dort die Advokatur zu betreiben, war er troß aller Jugend ſchon ein anerkannter 
und angefehener Mann. Gegen vie berüchtigten Orders in couneil, welde zur 
Beantwortung des Napoleonifhen Kontinentalfpftens die Rechte der Neutralen 
vollends vernichteten, freilich nicht ohne auch dem brittifhen Handel die ſchwerſten 
Wunden zu ſchlagen, plaidirte B. an der Barre des Unterhaufes als Sachmalter 
der großen Handelsſtädte London und Liverpool, Die Furzfichtige Politit des 
Minifteriums fand noch eine Majorität, aber B. fam nicht blos als Nebner, 
fondern auch ald Staatsmann durch diefe Sache jo in den Vordergrund, daß ihm 
1810 ein PBarlamentsfig eingeräumt wurde, 

Die parlamentarische Wirkſamkeit B.'s begann in einer fo glänzenden Weife, 
daß man fagen fann, er fei nie ein Neuling im Unterhaufe gewefen. Seine erfte 
bedeutende Rede als Unterhausmitgliev, in der er eine ftrengere Beftrafung bes 
Sklavenhandels beantragte, ift der Ausorud eines ſchon völlig gereiften Politikers 
und Rebners, und fie betrifft einen Gegenftand, für ven B. zu allen Zeiten mit 
der ganzen Energie feines Weſens gekämpft bat, fo daß es nicht zu begreifen ift, 
wie einzelne Biographen ihn der Bertheidigung ver Sklaverei bezüchtigen können. Nahm 
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er bier einen Gegenſtand auf, ven er in feiner Kolonial-Politik ſchon fchriftftel- 
leriih behandelt, fo hatte er 1812 in feinem Kampfe gegen bie Orders in couneil 
den nämlichen Gegner vor fi, ven er ſchon als Sadwalter vor der Schranfe 
derjelben Verſammlung, der er jet felbit angehörte, fo glänzend angegriffen hatte. 
So fielen venn unter den gewaltigen Streihen B.'s und Baring’s die berüch— 
tigten Orders, ohne daß das Minifterium eine nochmalige Vertheivigung wagte, 
Es würde hier ganz unthunlich fein, ver glänzenden, wenn aud einige Jahre 
unterbrochenen parlamentariihen Yaufbahn Henry B.'s in dem zweiten Jahrzehnt 
unferes Jahrhunderts in's Ginzelne zu folgen. Es fei genug zu bemerfen, daß 
DB. bei feiner beventenden Debatte unbetheiligt blieb, und neben ven alten Füh— 
vern der liberalen Partei, als ebenbürtiger, durch Kenntniffe und Eifer die Mei- 
ften überragender Mitfämpfer ftand. Es war B., ver glei 1816 gegen bie 
heilige Allianz und ihre Politit proteftirte, obgleih er damals unter feinen Partei- 
genoſſen faft feine Unterftügung fand. Die ganze Reaftionspolitit in den innern 
Angelegenheiten Englands hatte ebenfalls in ihm ihren entfchiedenften parlamenta- 
riſchen Widerſacher. 

Der Anfang der B.'ſchen Bemühungen um eine beſſere Geſtaltung des 
Schul- und Unterrichtsweſens in England fällt in das Jahr 1816, wo er bie 
Committee on Education durdjegte und zum erften Male die vielen mit veichen 
aber verſchwendeten Mitteln ausgerüfteten Stiftungsfhulen des Landes (zumächft 
blos der Hauptftabt) einer parlamentarifchen Kontrole unterzogen wurden. Für 
die Erziehung des Volks im Ganzen, obgleich B. gleih Anfangs der Schulerzie- 
bung von Staatswegen das Wort geredet, knüpften ſich an dieſe Schritte feine 
unmittelbaren Erfolge, aber es ift bezeichnend für den Mann, daß er kühn an die 
Aufdekung von Mißbräuchen gieng, die mit dem ganzen focialen Syſteme Eng» 
lands auf's Engfte verwachjen waren und jelbft die muthigften NReformer ver frü- 
beren Zeit zurüdgefchredt hatten. 

Wir kommen jetst mit dem Jahre 1820 zu einer Epoche, die, wenn B. auch nichts 
vorher und nachher geleiftet hätte, fhon allein genügen würde, ihn unter die erften 
Redner und Juriften aller Zeiten zu ftellen. Der Procek der Königin Karoline gab B. 
Gelegenheit zur Entfaltung all feiner Talente, Er und fein Freund Denman erhielten 
die Ehrenämter eines Attorney und Solicitor General der Königin und führten bie 
Sache der Beſchuldigten. Am 5. Iuli wurde im Oberhanfe zum erjten Mal der An- 
trag auf Degradation der Königin und Scheidung der königlichen Ehe verlefen. Bon 
der zweiten Yefung, vom 17. Anguft an bis zum 8. September wurden die Beweile 
zur Begründung des Antrags dem Oberhaufe vorgeführt. So wiverlid es ift, ſich 
durch den Schmutz der Zeugenausfagen durchzuwinden, fo anziehend ift dabei die Art 
und Weife wie B. das Kreuzverhör gegen die Belaftungszeugen führte. Am 3, 
Dktober, nach einer Unterbrehung der Verhandlung, begann B. feine große Berthei- 
Digungsrede, die erft am Tage darauf geendet war. Man muß fie gelefen haben, 
um den gewaltigen Einprud einigermaßen jhägen zu können, den fie auf alle An- 
wefenden machte. Alle Gefühle in der Menfhenbruft wurden von jeiner Beredt— 
jamfeit wach gerufen, und als er an feine Peroration gelangt war, die mit den 
berühmten Worten anfängt: „Dies, Mylords, ift die Auflage vor Ihnen, Dies 
find die Beweife für die Mafregel, Beweife unzulänglid um eine Schuldforderung 
zu ftügen, kraftlos zur Aberfennung eines gewöhnlichen Privatrechts, lächerlich, 
wenn fie eines einfachen Polizeivergebens überführen jollen, jfandalös, wenn es 
ein ſchweres Verbrechen gilt, monftrös, wenn fie einer Königin von England 
Ehre und guten Namen nehmen ſollen“ — ftand es feft, daß die Akte, wodurch 


Srongham. 267 


ein ehebrecheriſcher wortbrüchiger König fein Weib, das, wenn fie fchuldig war, 
dur fein Betragen gegen fie auf den Weg des Uebels geſtoßen worden, ehrlos 
machen wollte, num und nimmermehr die Zuftimmung des Parlaments von Eng— 
land erlangen werde. Am 6. November fam es zur Abſtimmung tiber die 
zweite Lefung der Bil. Nur mit der geringen Majorität von 28 Stimmen 
(123 für 95 gegen) fiegte das Minifterium, obgleih es ſich zur Erlangung 
diefer Mehrheit verbindlih gemacht hatte, fpäter die Sceidungsflaufel fallen 
zu laffen. Die dritte Yefung gieng mit nur 9 Stimmen Majorität (108 für, 
99 gegen) durch. Nacd einer Fleinen Paufe beantragte Lord Liverpool, daß 
bie frage, ob diefe Bill paffiren fol, in 6 Monaten geftellt werde — die Bill, 
welde England und die halbe Welt 6 Monate lang außer Athem gehalten, war 
zurüdgezogen. 

Es ift nicht unſers Amts über Schuld oder Unſchuld der Königin zu Ge— 
richt zu figen, aber je bevenfliher man ihre Sache anfehen mag, deſto höher wird 
man die Männer zu ftellen haben, welhe wie B. im Kampfe ſiegreich beftanden, 
Und man fann fi) bei Verfolgung feiner Thätigkeit der Ueberzeugung nicht ent= 
Ihlagen, daß B. von der gerechten Sache feiner Klientin in demfelben Sinne über- 
zeugt war, in dem das Volk von England ſich feiner. wenn nicht unfchuldigen, 
doch unglüdlihen und von einem Sculvigeren mit allen verrufenen Mitteln ver- 
folgten Königin annahm. Die freude über den Sieg der Beſchuldigten führte zu 
vielen Beweifen ver öffentlichen Dankbarkeit gegen ihre Vertheidiger, wenn auch 
ver Groll des Königs den kühnen Advokaten feiner Gemahlin von jever Ehren: 
ftelung fern hielt, bis endlich Wellington als Minifter feinem Fürſten eine Aner- 
feunung des erjten Nepnertalents an der Barre von England abzwang. 

Neben feiner vielfeitigen Thätigfeit in der Politit war B. der leitende Ad— 
vofat des Northern Circuit, und wir finden feinen irgend bedeutenden Procek 
vor den Allifen des nörblihen Englands verhandelt, in dem nicht B. auf der einen 
oder der andern Seite die Führung hatte. 

Mit der Rückkehr Cannings ins Miniftertum (11. September 1822) geftal- 
tete ſich auch B.'s Stellung im Parlamente etwas anders. Allerdings gab es ein- 
mal zwiſchen Canning und B. ein parlamentarifches Rencontre, fo beftig und un= 
gewohnt, daß man an der Möglichkeit einer Beilegung zweifelte, aber in dem 
Slanzpuntte des Canning'ſchen Lebens, leider fo nah dem Erlöſchen, als der Sohn 
der Schaufpielerin Premierminifter von England war, gehörte B. zu den regel 
mäßigen Unterftügern des Minifteriums (1827). In der Zwiſchenzeit — um von 
den vielen Gegenftänden nur die zwei wichtigften zu nennen — batte er für bie 
Katholitenemancipation, für die BVerbefferung ver Yage der Sklaven in ben 
Kolonien in dem Parlamente gefämpft, und ein Meeifterwerf Elarer Darftellung ift 
jeine große Rede über Rechtsreform (7. Februar 1828), die in feinen Speeches 165 
Drudjeiten füllt. Außerhalb des Unterhaufes aber war feine Thätigkeit noch 
jegensreiher, denn in dieſe Jahre fällt jeine Mitbetheiligung an der Errichtung 
der Mechanics Institutions (Öandwerferbildungsvereine) die neben Dr. Birfbed, 
dem eigentlichen Gründer, B. das Meifte zu verdanken haben, vie Stiftung ver 
Society for the Diffusion of useful Knowledge und die Anfänge zur Errichtung 
der Univerfität London, drei gewaltige Handhaben, um ven unteren und Mittel: 
Haffen Englands den Segen der Bildung umd Wiſſenſchaft je nadı Pebenslage und 
Wiſſensdurſt zu gewähren. Die Wichtigkeit diefer Bemühungen ergiebt fich erft 
vollftändig bei der Erwägung, daß damals England ohne irgend entipredyende 
Mittel für den Bolfsunterriht war, und daß die beftehenden Univerfitäten Dr- 
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ford und Cambridge für die große Zahl ver proteftantifhen Diffenter fo gut wie 
gar nicht vorhanden waren. Immerhin mochte man damals B. und feine Freunde 
„Schulmeiſter“ nennen, auf ihre „Pfennigwiſſenſchaft“ ſpöttiſch herabfehen, ſchon 
jetzt nach faum einer Generation find die Erfolge dieſer von Privatleuten und 
Privatmitteln getragenen Bemühungen eine nationale Errungenfchaft. 

Die politiihen Ereigniffe in England bis zur Juli» Revolution können wir 
raſch durcheilen. B., ein Gegner des Minifteriums Wellington-Peel, ftand 
natitrlid auf ihrer Seite bei der Durchführung der Emanicipationsakten für Dif- 
jenter und Katholiten, während er in der jet mit anfchwellender Mächtigfeit fich 
in den Vordergrund drängenden Parlamentsreformfrage ver unermüdliche Mitkämpfer 
Lord John Rufjels und Georg Lambtons (des fpätern Lord Durham) war, 

Als Georg IV. ftarb, war das Minifterium "Wellington fhon fo unter 
graben, daß es des Anftoßes, welchen die franzöfifche Revolution nod gab, kaum 
bedurfte, um es zum Ballen zu bringen. Die ftörrifche Energie, mit der ſich der 
Premierminifter von England gegen jede Reform der Volksvertretung ausſprach, 
als er nady dem Regierungsantritt Wilhelm IV. und den großen Greigniffen auf 
dem Kontinente fein Progranım zu geben hatte, bejchleunigte jedoch den unver- 
meidlihen Sturz. Gleihfam als anticipirte Antwort auf die minifterielle Erklä— 
rung erjhien B.'s Wahl für die Grafihaft Nor. Wenn Lord Georg Bentind 
einmal den Derbupreis das „blaue Band“ der Rennbahn genannt bat, Tann 
man füglid die Repräfentation der größten englifchen Grafihaft das blaue Band, 
die höchſte Ehre nennen, welde einem Mitglieve des Unterhaufes zu Theil werben 
kaun. B. hat jelbft in jpäteren Jahren dieſen Moment ven glüdlichften 
und erhebendften feines Lebens genannt. Kaum hatte Wellington im Oberhaufe 
fein Beto gegen jede Veränderung in der Repräfentation ausgejprodhen, als im 
Unterhaufe B. von jeiner Motion, die Verbeſſerung der Volksvertretung betreffen, 
Notiz gab (2. November 1830). Schon nad 14 Tagen, gerade ala bie B.'ſche 
Motion auf der Tagesordnung ftand, erklärte Wellington den Rüdtritt des 
Minifteriums. DB. verfhob darauf feinen Antrag auf weitere 14 Tage, aber 
in biefer Zeit war ſchon Henry Brougham Lordkanzler von England und Baron 
Brougham und Baur geworben. 

Das Minifterium Grey ward gebildet. Die Whigpartei, welche jetzt feit 25 
Jahren nicht mehr im Amte gewefen, verbunden mit den Anhängern Cannings, 
Lord Melbourne, Palmerfton u. j. w., nahm vie Geſchicke Englands zur Hand 
und zum erften vechtsgelehrten Mitglieve des Kabinets umd erſtem Richter des 
Königreihs ward Mandem zum Bertruß, Vielen zur freude, den Meiften aber 
zur Verwunderung B. ernannt. Man traute ihm weder die für eine fo hohe Nichter- 
ftelle nöthige Rechtskenntniß, noch fir den Präfiventenjtuhl des Oberhauſes, ven 
berühmten Wolfad, die ruhige unparteifhe Haltung zu. 

Auf B. als eines ver einflußreichften Mitglieder des Minifteriums Grey 
fommt ein entſprechender Antheil an den gewaltigen Reformen, welche dieſes Mi- 
nifterium ins Werk feste. Der eigentliche Kampf um die Reformakte felbft wurde 
im Unterhaufe gefochten und der Sieg nicht durch Beredtſamkeit, ſondern den 
Willen des Volks entfchieven. Aber in der ganzen ftürmifchen Zeit von bem 
Einbringen der erſten Reformbill des Lord John Ruffel bis zur endlichen Ent— 
ſcheidung durch den Brief des Königs war B. einer der muthigften und ent- 
ſchiedenſten Rathgeber der Krone. Der englifhen Reformakte folgten die Reform: 
akten für die Repräfentation von Schottland und Irland. An dieſe Mafßregeln 
ſchloß fi ihrer Beveutung nad zunächſt die Municipalreform, Wurde dieje aud) 
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erſt ſpäter durchgeſetzt, ſo fallen doch die Vorarbeiten dazu unter die Lordkanzler— 
ſchaft B.'s und ſein großes Verdienſt um dieſe ſo wichtige Umgeſtaltung der 
ſtädtiſchen Gemeinden iſt unbeſtreitbar. Durch ſeine Mitwirkung für die Sklaven— 
Emanecipationsakte (1833) vollendete er, was er 1803 als erſten Gegenſtand feiner 
politifcheliterarifchen Thätigfeit in die Hand genommen. Die Reform des eng- 
lifchen Armenwejens (the poor laws) ift die nächfte große Mafregel, welde vom 
Minifterium Grey vorbereitet oder ausgeführt wurbe. Abgewichen von den ein- 
fahen und wejentlid richtigen, wenn aud den neuen focialen Verhältniſſen nicht 
ganz entſprechenden Grundſätzen ver Eliſabethiſchen Geſetzgebung hatte fi die 
englijche Armenverwaltung in eine Pflanzichule aller Lafter, vor Allem von Lie 
verlicyeit und Yaulheit verkehrt. Die Tendenz ver herrſchenden Praris war, alle 
Unbemitteiten zu Bettlern, die ehrenvolle Armuth zur ehrlofen zu machen. So 
jchreiend vie Uebelftände waren, jo hartnädig war doch der Widerftand gegen die 
Reform, der man Grauſamkeit und — nicht der geringfte Einwurf — Begün— 
ftigung von Eentralifation und Staatsauffiht vorwarf. Was den Miniftern und 
ihren Gehülfen, welde dieſe Reform vorbereiteten (Senior und Chadwid gehörten 
zu den Gommifjioners), bejonders hoch anzurechnen ift, und worauf B. felbft in 
jeiner Rede vom 21. Juni 1834 binwies: fie hatten hier eine Mafregel durch— 
zufegen, bei der ihnen feine Popularität zur Hülfe fam. Die Bevölferung war 
bei dieſer wichtigen Frage entweder inbifferent oder feindfelig geftimmt, das mäch— 
tigfte Organ der täglichen Prejje, die Times, befämpfte die neue Bill mit allen 
ihr zu Gebote ftehenden gewaltigen Mitteln. Aber das Minifterium Melbourne 
— dieſem fiel die ſchließliche Durchſetzung ver Poor- Law- Reform zu — hatte 
ſtaatsmänniſch und volkswirthſchaftlich Recht und allmälig bat fi auch das neue 
Armenreht der Ueberzeugung der großen Mehrzahl der Nation als ſegensreich 
erwiefen. Für B. perſönlich knüpft fih am dieſe Mafregel eine fehr unangenehme 
Sade. Ein Brief, in dem er fid in feiner ungeſtümen Weife über den Heraus- 
geber der Times ausgelafjen, fiel in deſſen Hänte, und von da an hat B. Jahre- 
lang unter den Angriffen diefes Blattes zu leiden gehabt. Den Anlaß für B.'s 
Aeußerung gab die plöglihe Oppofition der Times gegen die Poor-Law-Vorſchläge 
und — dieß mag die Bedeutung dieſes öffentlichen Organes ſchon vor 23 Jahren 
beweifen — ein deßhalb zufammenberufener Kabinetsrath, in dem man berathen 
wollte, was nad diejem „Ereigniß“ zu thun fei. Auch auf einem andern Gebiete 
ver Politik, Irland und D’Connell gegenüber, das wir hier nur ganz flüchtig be= 
rühren können, fam der Lordkanzler durd feine Lebhaftigfeit und Rückſichtsloſig— 
feit in Kollifion — diefes Mal mit dem Premier Lord Grey. Die mittelbare 
Folge davon war, daß Örey refignirte und das Minifterium Melbourne gebilvet 
wurde. Was die beiten Freunde B.'s ihm noch heute nicht verziehen haben, 
ift die Art und Weife, wie er den abtretenden Premierminifter, feinen eigenen 
Chef, im Oberhauſe angriff. Die Böswilligen fagten: die Furcht, fein eigenes 
Ant zu verlieren, fei das Hauptmotiv des Redners geweſen (Juli 1834). Diefe 
Befürchtung zeigte fih als unbegründet; unter Lord Melbourne warb das Mini- 
fterium mit B. als Lorbfanzler refonftruirt, aber freilich nicht auf lange. 

In ven Parlamentrecek und Herbft viefes Jahres fällt die große Broug— 
ham- und DurhamsKontroverfe. Legterer, der Schwiegerfohn Lord Greys, aber der 
Radikalfte unter ven Whig-Lords, war fchon bei der Nelonftruftion des Minifte- 
riums durch B. von dem Kabinette fern gehalten worden (wenigſtens hieß es da= 
mals fo). Bei einem großen Ehrenmahle, das Evinburgh dem gerabe dort ver— 
weilenden Grafen Grey gab (11. September 1834), war aud der Lordkanzler 
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D. gegenwärtig und in feiner Rede wollte man eine Abmahnung von zu raſchem 
oder gar raſchem Neformiren, eine Befürwortung eines langſameren Ganges ver: 
ftanden haben. Lord Durham antwortete darauf und feine mit großem Enthu- 
ſiasmus vernommene Proteftation gegen B.'s Doftrin ſcheint bei diefem auf keinen 
guten Boden gefallen zu fein, denn im der nächſten Nummer des Edinburgh Re- 
view wurde — ımverfennbar von B. — Yord Durham auf das Maflofefte an— 
gegriffen. Auch in öffentlichen Reden forderte B. feinen Gegner förmlich zum 
Kampf im Parlamente heraus. Mitten in diefen innern Krieg ver liberalen Bartei hinein 
traf der Tod Lord Spencers, wodurd der bisherige Führer (leader) des Unterhaufes, 
Lord Althorpe, der Sohn des verftorbenen Pairs, ins Oberhaus berufen ward. 
Der König benuste diefe Gelegenheit, um fich eines Mintfteriums, das ihm zu— 
wider war, zu entledigen, und Lord B. hatte im November 1834 vom Wollfade, 
wie die Folge zeigte für immer, Abfchied zu nehmen. 

Während jhon der Streit zwiſchen ibm und Durham ein ferneres Zufam- 
mengehen im Amte mit den übrigen Häuptern der Whigpartei ſehr Schwierig machte, 
hatten allerlei Animofitäten mit Anderen, feine unläugbare Unpopularität, und was 
den König betraf, eine perfönliche Abneigung gegen ven unruhigen Geift auf dem 
Kanzlerfige vie Folge, daß bei den fpäteren Whigminifterien B. nicht weiter be- 
rückſichtigt wurde. Jetzt, nachdem die Entfernung die einzelnen Farben weniger 
grell erſcheinen läßt, muß das Urtheil über B.'s Verhalten günftiger ausfallen, 
als dieß damals ziemlich allgemein betrachtet wurde. Jede einzelne Transaktion 
ift nit von der Bedeutung, die ihr im Augenblide beigelegt wurde, aber es läßt 
fi audy heute nicht verfennen, daß das Zufammentreffen fo vieler Umftände zu 
feinem Nachtheil wirkte, daß er zum Minifter nicht alles Erforverliche beſaß und 
daß feine ſpätere Ausfchliefung von Seiten der liberalen Partei gerechtfertigt war. 

Seine Yeiftungen auf dem Gebiete der Nechtereform als Kanzler find nicht 
jo zahlreich, ald man nad feinem frühen und fpätern Eifer hätte erwarten follen, 
jedoch darf nicht überfeben werten, daß feine Zeit von den politifhen Reformen 
vorwiegend in Anſpruch genommen wurde und daß in einem Yante wie England 
die Durdführung von meitgreifenden Reformen eine Menge von Hinderniffen zu 
überwältigen bat, die bei andern Nationen nicht eriftiren. Es genügt nidt, daß 
das im Amte befindliche Miniſterium im Ginverftändnig mit der Arone und eine 
nod jo große Majorität des Parlaments einer Mafregel zugeneigt ift, die Mit- 
tel des Wiverftandes für eine Minorität in und außer dem Parlamente find fo 
zahlreich, die Aengftlichfeit der Stantslenfer, Etwas Nenes zu unternehmen, wo— 
rauf nicht die ganze Nation ſchon gehörig vorbereitet ift, ift jo groß, daß mir 
und auch nicht darüber wundern dürfen, wenn die B.’fchen Rechtsreformen nicht 
noch rajcher unter feiner Kanzlerſchaft vurchgejegt wurden. Berglichen mit dem, 
was in den letten Jahren geſchehen ift, jett wo ber Nefpeft vor dem Alten bloß 
weil es alt ift, fo bedeutend abgenommen bat, nehmen vie Refultate der Jahre 
1830—34 feine jo große Beachtung in Anspruch. Aber dem öffentlichen Urtheil 
der Zeit erſchienen ſchon dieſe Mafregeln als radifal und, was bierbei nicht ver- 
geflen werben darf, feiivem ift feine erhebliche Reform namentlid im Berfahren 
Geſetz geworden, die nicht Yord B. ihre Entftehung oder die entfchievenfte Unter: 
ftügung verbanft. Darüber kann Fein Aweifel fein, zum Rechtöreformer ift B. 
durch jein ganzes Weſen berufen. Als Richter, fahen wir ſchon, erwartete man 
wenig von ihm. Noch heutzutage wird ber die B'ſchen Urtheile geftritten, 
aber den Ruhm hat er fih erworben, daß die NRüdftände im Court of 
Chancery, die unter dem bevächtigen Lord Eldon („deſſen Urtheile Niemand be— 
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zweifelte als er ſelbſt“) zu einer wahren Landplage angewachſen waren, und die mar 
fi gewöhnt hatte als dharakteriftiich für den Court of Chancery zu betradıten, 
völlig aufgearbeitet wurden, 

Lord Lyndhurſt übernahm in dem kurzen Minifterium Wellington-Peel das 
große Siegel des Reichs, und mit haftiger Dienftfertigfeit gegen vie Partei, der er fo 
lange politifch gegemübergeftanden, erbot fih B. zur unentgeltlihen Bekleidung einer 
dadurd vafant gewordenen Richterftelle. Dieſer Akt wurde ebenfalls als feinpfelig gegen 
vie Fiberalen betrachtet und mochte noch dazu beitragen, daß bei der Rückkehr der— 
jelben ans Staatsruder ftatt B. Lord Cottenham zum Kanzler gemacht murbe. 

Bon da an wandte ſich B. erft ganz langjam, jpäter rafher und rafcher von 
den Interefien des Minifteriums ab. 1835 und 36 unterftügte er noch hie und 
da die Politif und Mafregeln jeiner Parteigenofjen, deren Amtsgenojje er nicht 
mehr war, und bei manden Fragen, bejonders jolhen, wo es fih um die end» 
lihe Durdführung von Maßregeln handelte, die er mit vorbereitet hatte, warf er 
fi ſogar noch mit der ganzen Macht feines Talents für fie in den Kampf, aber 
es fehlte doch das eigentliche Bindeglied zwifchen vem Manne und feiner Partei. 
Wir thun ihm ſchwerlich Unrecht wenn wir annehmen, daß er fih nad der Be— 
Ihäftigung des Amts fehnte, und in dieſem an fich lobenswerthen Gefühl die wirk— 
jamjte Urfache ver Entfrembung von ver liberalen Partei fehen. 

Zum offenen Ausbruch fam ver Zwieipalt zwiſchen B. und dem Miniftertum 
Melbourne bei Gelegenheit der Rebellion in Kanada. Um vice Kolonie wieder 
zur Anhänglidfeit ans Mutterland und zu georbneten Zuftänden zurüdzuführen, 
jandte das Minifterium Lord Durham mit den ausgevehnteften Vollmachten 
hinüber. Schon gieih die Vollmachten, die er mitgenommen, wurden von B. 
einer hämiſchen Kritif im Oberhauſe unterzogen und als Durham gar in feinem 
Eifer Alles zum Beften zu wenten, und aud mit dem glüdlihften Erfolg, einen 
Schritt gethau, der vielleicht illegal war, (es betraf vie Auflage für vie Führer 
ver Rebellion, fi von den Bermubas-Infeln, wohin fie gebracht worden, nicht zu 
entfernen und die Androhung ver Totesftrafe für vie Rückkehr nad Kanada) führte 
B. im Verein mit der fonfervativen Partei einen fo heftigen Kampf gegen bie 
Thätigkeit des abweſenden Feindes, daß das ſchwache Minifterium nachgab und 
bie Verordnungen Lord Durhams anullirte. (10. Auguft 1838). Wir wollten, 
es wäre möglich, diefe Periode in B.'s Leben auf blofe Rechtsliebe und Antheil 
an den Geſchicken Kanada's (dem freilich, wenn wir von einer einen Minorität 
eingerofteter Anhänger des Alten abjehen, durch die B.'ſche Taktik übel gevient 
wurde) zurüdzuführen, aber die Art, wie B. kämpfte bewies, daß es einem 
perfünlichen Feinde, nicht dem irrenden Stantsmanne galt. In Folge viefer Schritte 
giengen dem Lande zwar die weiteren Dienfte Lord Durhams verloren; die ihm 
nachfolgenden Gouverneure haben jedoch nur die Politik verfolgt, die er fich, unter: 
terftügt von feinem Freunde Charles Buller, vorgezeichnet, deren Früchte er freilich 
nicht mehr erlebte, Wenn jet die Anhänglichfeit an das Mutterland in Kanada fo groß 
ift wie in feiner andern Kolonie, wenn auf der anderen Seite die norbamerifanifchen 
Provinzen eine Freiheit genießen, wie fie in dem Nachbarlande der vereinigten 
Staaten nit unbeſchränkter und oft nicht jo fegensreih waltet, jo gebührt * 
Durham die Anerkennung, dieſen Weg zuerſt eingeſchlagen zu haben. 

Von da an zählte B. zu den entſchiedenen Gegnern des Miniſteriums Mel- 
bourne, das freilich in feiner haltlofen Stellung im Parlamente, durch die Un- 
fähigteit einiger jeiner einflugreichften Mitglieder, und mit feinen Beziehungen zum 
Hofe Angriffspunkte genug, namentlich für das ſcharfe Auge eines DB, gab, Wo 
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auf dem Gebiete der Reform das Minifterium nachließ, wo in der auswärtigen 
Politik Palmerfton wirkliche oder fcheinbare Blößen gab, theilte ſich B. mit Lynd— 
hurſt in die Arbeit der unerbittlichen Kritik. 

Als endlih 1841 das Whig-Minifterium, das feinen Gegnern und Anhän- 
gern faft gleihmäßig verädhtlicd geworben war, ftürzte und die fräftige Hand Sir 
Robert Peels das Staatsruder ergriff, envigte auch für B. eine Periode, die ihm 
in den Augen feiner Zeitgenoffen wenig Ehre machte. Seine Freunde, die ihn 
ausgeftogen hatten, waren jett wie er felbjt, amt- und machtlos, die Zeit ver 
Inveltiven war vorbei. Während die Whigs pur sang dem Minifterium wie 
fie nur fonnten, den großen und feinen Krieg machten, hatte B. feine Beranlaf- 
fung fih an viejen Parteiangriffen zu betheiligen. Dagegen unterftügte er Sir 
Robert Peel in jeiner Anbahnung des Freihandels von Schritt zu Schritt aufs 
Kräftigfte. B. und Graf Figwilliam find vielleicht die älteften und entichiedenften 
Freihändler im Oberhaufe gewejen. Die Reformen, welde vom Minifterium auf 
dem Rechtögebiete vorgefchlagen wurden, billigte B. um fo mehr, da der größere 
Theil jeine eigenen Mafregeln waren. Diefer Art fegensreiher Thätigteit blieb 
er auch treu, als 1846 tie Whigs wieder and Ruder famen. Die alten Strei- 
tigfeiten waren verwunden und B. blieb, was er ſchon in der Blüthe feines 
Lebens gewefen und unter dem Fonfervativen Regiment wieder geworben, der un— 
ermübliche NRechtöreformer und ver freijinnige Freund eines jeden vernünftigen 
Fortſchritts. Beſonderes Verdienſt erwarb er ſich durd feine fleigige Anwohnung 
der Situngen des Oberhauſes als höchſten Gerichtshofs. Früher hatte hier ber 
Lordkanzler allein zu entſcheiden gepflegt, aber ſeitdem Lyndhurſt und B. Er-Kanzler 
geworben, haben es diefe als Ehrenſache angefehen, vie höchſte Appellationsinftanz 
des Staats freiwillig dur ihre Kenntniſſe zu verftärfen. 

In dieſe legte und wie man gewiß fagen darf ehrenvollfte Periove der öffent: 
lihen Thätigfeit B.'s füllt au die Stiftung der Law Amendment Society, 
einer aus Juriften und Staatsmännern beftehenden Gejellfhaft zur Berbefferung 
des englifchen Rechts, ver B. als Präfivent vorfteht. Wer ihn in den Berfamme 
lungen ver Gejellihaft oder ven Berathungen ihrer Kommitteen gejehen, wie viel— 
feitig feine Kenntniffe, wie raſch feine Auffaffungs-Gabe und wie lebhaft fein In- 
terejje an den verſchiedenen Gegenftänden, erkennt ſogleich, daR er die Seele viefer 
ganzen Bewegung ift, der er ebenfalls noch räftig die Hülfe feiner Feder (in dem 
Law-Review) leibt. An ven politiichen Debatten der neueften Zeit hat fich der 
Neftor der englifhen Rechtsreform nod immer dann und wann betheiligt. Die 
franzöfifche Revolution und die Dinge, welche ihnen gefolgt find, hat er ale 
Schriftfteller und Redner öfter behandelt, Am Verdienſtvollſten aus dieſer Zeit 
find nad unferem Urtbeil feine Kritiken über das franzöſiſche Strafverfahren in 
den verſchiedenen politiſchen Proceffen, die feitven geipielt haben, Es ift nicht vie 
Harangue eines Parteimannes, ſondern das vernichtende Urtheil eines Richters, 
der mit allem Abſcheu oder jelbjt Verachtung gegen die Beſchuldigten, die ewigen 
Grundfäge ver Gerechtigkeit nicht von Richtern und Anklägern mit Füßen treten 
läßt, ohne im Namen einer unparteiiihen und auf jwriftiiche Logik gebauten 
Nechtäpflege dagegen zu proteftiren. Nicht minder intereflant find die Schilderungen 
einzelner hervorragender Perfönlichfeiten aus der franzöſiſchen politiichen und 
literariſchen Geſellſchaft. (Montalembert, Dupin, Broglie u. f. mw.) Diefe 
Thätigfeit wurde dur feine nahen Beziehungen zu den bebeutenften Männern 
Frankreichs, welches man faft feine zweite Heimat nennen fann, veranlaft, und 
Manchem verjelben hat er ſich als treuer Freund in der Noth erwiefen. Auch 
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in der gegenwärtigen Parlamentsſeſſion (1857) hat ver jetzt faſt 80jährige Staats- 
mann mit jugenvlicher Lebendigkeit fih an den Debatten über die verſchiedenen 
Geſetzvorſchläge betheiligt und fo mächtig ift auch jegt noch der Eindruck, ven 
Henry Brougham unter den Peers macht, daß man fid) eine Debatte ohne ihn 
gar nicht vorftellen fann, und daß der Wunſch, er möge nod lange mit unge- 
ſchwächten Geiftesgaben und im phyſiſcher Tüchtigkeit der guten alten Sache bes 
Fortſchritts dienen, einem jeven feiner Landsleute von Herzen kommt. 

B.'s politifhe Laufbahn ift zwar noch nicht zu Ende, aber fie 
läßt ſich nichtspeftoweniger ſchon beurtheilen, weil feine gegenwärtige Stellung fich 
nicht verändern wird. Bis zu feiner Erhebung auf den Präfiventenftuhl des 
Oberhauſes ift fie eine fortgejegte Kette von fteigenven Erfolgen; aus der Zeit 
nad Pitt und For, an die er faft unmittelbar anfchließt, wird Henry Brougham 
ftet8 unter den erjten Staatsmännern genannt werben. Daß er an umfaſſendem 
Wiſſen alle feine Zeitgenojjen, die auch politifh wirkten, übertroffen, wird von 
Keinem geleugnet werden. Aber durch feine langjährige Thätigfeit als Advokat 
und zwar in Fällen, wo es natürlid war, daß ſich der Anwalt mit ver Partei 
iventificirte, dur Den Beifall an ven er gewöhnt ward, befam er auch im poli- 
tiihen Handeln eine gewilje Maflofigfeit und einen Ehrgeiz, ver an kleinliche 
Gitelfeit ſtreifte. So erklärt fi fein Zerfall mit der eignen Partei und vie 
Langfamteit, mit der er fih an feine Stellung aufferhalb verfelben gewöhnte. 
DB. erinnert in dieſer Beziehung etwas an Burke. Beide waren geborne 
Parteimänner und Beide famen, als fie fih von ihrer Partei getrennt hatten, 
in ein ihrem Wejen frembes Glement. Aber währen Burke in diefer Stellung 
zulegt mit alten und neuen Freunden zerfallen, in unnatürliher Aufregung ſich 
verzehrte und untergieng, bat die verjatile Natur B's die Herrſchaft über die 
Umftände davongetragen und die ruhige würdige Haltung des Alters jene furze 
Periode der Verirrung vergeffen machen. Sonft ift übrigens der Gegenſatz 
zwifchen B. und Burfe ein jehr entjchiedener. B. hat einen Zug der Encyklopädie 
in feinem Wejen und von der gigantifchen Geifteskraft Burkes ift nichts bei ihm 
zu finden, obgleih auch B. wie Burke mit einer vollen Titeraturfenntniß des 
Alterthums und der Neuzeit über feinen parlamentarifhen und forenfiichen Zeit- 
genoſſen fteht. 

Die B.'ſche Beredtſamkeit nah den eigenen Eindrücken aus den 
legten Jahren zu beurtheilen würde ungerecht fein. Nicht als ob er nicht noch 
jet zu den beften Rednern des Oberhaufes gehörte, fondern weil das Oejammt- 
urtheil über den Mann aud für viefe Seite feines Weſens auf die Blütezeit 
feiner Mannskraft zurüdgehen muß. Die Kunft zu reden verfteht B. wie fein 
Anderer. Er ift mehr Rhetor als irgend Einer, ven wir aus der Neuzeit zu nennen 
wüßten, und zwar ift feine Kunft keine Erfünftelung, wie mandmal bei Burke, 
Dagegen läßt ſich nicht verfennen, daß ihn das eingehende Stubium der großen 
klaſſiſchen Redner um den Vorzug gebracht hat, den Kern der engliihen Sprade, 
ihren angelfähfiihen Wortſchatz gehörig zu benugen und daß nicht felten in ver 
Sapbildung das römische Yorum und die Toga Ciceros fi) zu deutlih verrathen. 
Sp weit freilih Cicero fih nachahmen läßt, ift Alles vortrefflih, aber es giebt 
Klippen, an denen aud der bedeutendſte Nachbilder fcheitert und dies Loos ift aud) 
dann und wann B. begegnet. Geſchmackloſigkeit, Trivialität find Dagegen in feiner Rebe 
2.8 zu finden; er ift wie gefagt nur manchmal zu klaſſiſch. Seine Ueberjegungen 
griechifcher oder lateinifcher Reden find fo volllommen wie eine Ueberjegung fein 
tann, aber feine eigenen Reden erinnern dagegen auch öfter an Ueberjegungen, 
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Man hat wohl B. und Macaulay zufammengeftellt. Beide find Rhetoren, nur 
daß Macaulay’s Rhetorik eine dem Geſchmack unjerer Zeit und dem Geift ver 
englifhen Sprache vollfommen angepafte ift, während B. ſich oft zu fehr ans 
Alterthum lehnt. Dagegen ift aber auch die Kühnheit des Redners, die Demoft- 
benes verlangt, auf jeder Seite einer Be'ſchen Rede nicht zu verfennen. Die 
Kunft der Ueberredung ift in ihm gewaltig, und felbft bei der Lektüre fann man fid) 
des Gefühls nicht erwehren, daß eine zum Redner geborne Perfönlichkeit aus den 
Zeilen uns anſpricht. B. bat 1838 feine bedeutenpften Reden in 4 Bänden 
herausgegeben. (Speeches of Henry Lord Brougham upon questions relating to 
publie rights, duties and interests with historical introductions and a eritical dis- 
sertation upon the eloquence of the ancients. Edinburgh 1838.) 

As Scriftfteller bat ſich B. auf einer Reihe von Gebieten des Willens 
bewegt. Manche liegen außerhalb unjerer Beurtheilung, jo namentlich feine Ver— 
ſuche auf dem Felde der Naturwiſſenſchaften. Eine bunte Fülle von Gegenftänden 
bat er in feinen Beiträgen zum Edinburgh Review behandelt; fie legen von ber 
umfaffenden Bildung B.'s das fprechenpfte Zeugniß ab. Der Geſellſchaft für die ° 
Berbreitung nützlicher Kenntniffe und den Urbeiterbildungsvereinen lieh er nicht 
blos das Anjehen feines Namens, fondern aud feine Fever. So ftammen von 
ihm eine Anzahl populärer Aufjäge, die von fogenannten Lecturers (Vorlefern) in 
den Arbeiterverfammlungen — vorgetragen wurben, ohne daß man ahnte, ver 
Lordfanzler von England fei der eigentliche Yebrer. 

Seine befannteften Werke find obne Zweifel feine Historical sketches of the 
Statesmen who flourished in the time of George IlI. 3 vol. 1840—1843, 
und bie Lives of men of letters and science who flourished in the time of 
George III. 3 vol. 1845. Bon dem erften Werke eriftirt aud eine, freilid) 
ſehr ungeniegbare und unvollſtändige deutſche Ueberſetzung (von Kottenfamp, 
1840, 2 Bde.). Das zweite Werk ift theilmeife auch franzöſiſch erfchienen. Was 
nun zumächft die „Leben der Gelehrten u. f. w.” anbelangt, muß man wirklich 
darüber erftaunen, daß ein Staatsmann und Jurift wie B. zu biefen anzie- 
henden Schilderungen von Männern, wie Voltaire, Roufjeau, Davy, Cavendiſh, 
Watt, außer feinem Darftellungstalent aud die eingehendſte Kenntnig ihrer 
Schriften und, 3 B. bei den leßtgenannten, ihrer eigenften Gebiete mitbringt. In 
ven Lebensbefchreibungen der nichtenglifhen Gelehrten überrafcht bie Freiheit des 
Urtheils und vie ſchon anfänglich hervorgehobene Abweſenheit ſpecifiſch englifcher 
Notionen. — Für die politiiche Wiſſenſchaft von weitaus größerer Bedeutung ift 
natürlich das erfigenannte Werf, die Statesmen. Die bier vorgeführten Bilder 
leiven jevod alle an dem Mifgefhid, daß fie zu einer Zeit überarbeitet wurden 
(zum großen Theil find fie nämlich urfprünglid im Edinburgh Review erjdienen), 
in der Lord B. jene ifolirte, ihm felbft mißfällige und daher auf feine ganze 
Thätigfeit übel einwirkende Stellung in der politifhen Welt einnahm. Seine Hand 
ift niemals feft genug gewefen, um die großen Züge der ächten Hiftorif zu führen, 
und daß feine Skizzen von ihm gerade in jener Periode neu herausgegeben wurden, 
machte fie eben nur noch ffizzenhafter. — Bon der Berebtjamfeit und den Reven B.'s 
ift Shen gefprocdhen worven ; nichts deſto weniger muß bier auch feiner „Speeches* 
nod) deßhalb Erwähnung gefcheben, weil die zum Theil größeren Einleitungen 
dazu jelbftftändige Beveutung haben. Der Ton diefer Einleitungen, vie auf jeber 
Seite verftedte oder offene, meift aber im Tone der bitterften Ironie gehaltene 
Angriffe auf die Whigpartei enthalten, ift ein höchſt unerquidlicher und verdirbt 
halb die Freude an dem fonftigen Inhalt der Sammlung. Wahrſcheinlich bedauert 
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jest auch B. felbft, daß ein Werk, mit dem er auf die Nachwelt kommen wirh, 
durch diefe Anflüge von Biffigkeit und Selbftlob entftellt ift. 

Wir gelangen jegt an ein Wert B.’s, das leider auf dem Kontinente nicht 
fo allgemein befannt ift, als es befannt zu fein verbient, vie Political Philosophy 
(jeit 1840 heftweiſe erjchienen, zufammen gebrudt Yonden 1844). In 3 Bänden 
giebt B. die Geſchichte und Darftellung der hervorragenden Staatsverfaffungen alter 
und neuer Zeit, eingeleitet und umfponnen fo zu fagen von einer Theorie, der 
man allerlei entgegen fegen kann, die jedoch in jedem ihrer Züge ven Urfprung 
in einem freien Lande befonnenen Fortfchritts verräth. Die Darftellung tft einfach 
und Mar — und es lohnt fi ver Mühe, fie mit den B.’fchen Reven zu ver- 
gleihen und zu fehen, wie in verfchlevener Art vortrefflih ein und derſelbe 
Mann die Sprache zu beherrſchen verfteht — aber der Hauptvorzug des Wertes 
liegt in der Kritik der vargeftellten Einrichtungen umd in den ftaatsmännifchen 
und foliden Grundfägen, wovon dieſelbe ausgeht. Die Darftellung der englifchen 
Verfaſſung, die auch befonvers unter vem Namen the british Constitution abge- 
drucdt iſt, giebt den ventlichften Ginblid in B.'s politiſche Grundanſchauung, 
wonad alle politiichen Inftitutionen nur infoweit berechtigt find, als fie dem Volks— 
wohle dienen. Wie Anvere glaubt auch B. an eine mit der politifchen Bildung 
(die er fehr gut von der bloßen Schulbildung zu ſcheiden weiß) und den befjeren 
ötonomifchen Berhältniffen der großen Maſſe nothwendig fortjchreitende Demofra- 
tifirung der Staatseinrihtungen, aber nichts liegt ihm ferner als ein Drängen 
nach blos theoretifher Vervolllommnung ohne den feften Unterbau der realen 
Verhältniſſe des gefellfchaftlihen Lebens, Man braucht auch nur die Einleitung 
des ganzen Werkes „Objects pleasures and advantages of Political Science* 
zu lefen, um ſich zu überzeugen, daß mit einem richtigen, Haren Begriffe von dem 
Gegenftande und der Erforihungsart in politiichen Dingen notiones temere a 
rebus abstracte, wie fie der fontinentale Liberalismus fo häufig zur Schau ge— 
tragen, nicht zu befürchten find. Mohl hat in feiner Literatur und Gefchichte der 
Staatswiffenfhaften dies Wert B.'s ausführlich beurtheilt (I, ©. 144 ff.) und mit 
Recht nennt er in feiner Würbigung des die englifche Konftitution behandelnden 
Theils (II, ©. 52) die Behandlung des Stoffes eine foldhe, „mie fie einem Manne 
und freien Bürger geziemt". 

Nur um ein weiteres Gebiet, auf dem B. zu Haufe ift, anzubeuten, erwähnen 
wir feinen Kommentar zu Paley's Natural Theology, und zum Beweiſe, daß vie 
geiftige Kraft des Mannes noch in voller Thätigkeit ift, haben wir ſchließlich anzu- 
führen, daß er eine neue Ausgabe feiner Werke begonnen hat, wovon fhon ein Band 
unter dem Titel Historical and political Dissertations of Henry Lord Brougham, 
London and Glasgow 1857, erſchienen ift. Wir finden darin eine große Anzahl 
von Arbeiten, die urfprünglih in dem Edinburgh Review erfhienen, gefolgt von 
anderen aus der fpäteren Zeit, ja einzelne noch aus ber jüngften Epodye des 
Berfaffers. Sie geben uns ein Bild von der Thätigfeit dieſes merfwürbigen Mannes 
in einem Zeitraume von mehr als 50 Jahren. Fehlt viefen Essays auch das 
Brillantfeuer ver Macaulay’ihen Sprache oder der Humor eines Sidney Smith, 
fie werben in dieſer Sammlung immer ein Schat ver englifchen Literatur bleiben. 
Bei Gelegenheit ihres Erſcheinens faßte ein englifches Blatt (eben daſſelbe, mit 
dem Lord B. Jahre lang in Hader gelebt) die Bebeutung und das Weſen bes 
Mannes in folgendem treffenden Bilve zufammen: „Lord Brougham ift unzweifel- 
baft Einer ver hommes marquans feiner Zeit gemwefen. Begabt mit einem weit- 
greifenden und raftlofen Berftande hat er feinen berühmten Vorgänger auf dem 
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Wollſack, „ver alle Wiffenfchaft zu feinem Gebiet machte", nachzuahmen gefucht, 
während die gewaltige Energie feines Weſens, angeregt und geleitet von einer 
erleuchteten Philantropie, feine Neigung für fpekulative Unterfuhung an der Hem— 
mung feiner Thätigkeit für mehr praftifche Gegenftänve gehindert und ihn in ben 
Stand gefetst hat, feinen Namen auf unauslöfchliche Weiſe mit einigen der bedeu— 
tendften Maßregeln feiner Zeit zu verbinden und ihnen ven Stempel feines eigenen 
feften Willens und feines mächtigen männlichen und wohlwollenden Geiftes auf- 
zubrüden. Bon feinem Eintritt ing öffentliche Leben an ein flarimender Gegner der 
Unterdrückung, welde den Körper zertritt, wie des Borurtheil® und der Unwiſſen— 
beit, die den Geift feffeln möchten, lieh er feinen bereiten Beiftand, um bie 
Ketten des Sklaven zu löfen und das Recht zu vereinfachen und zu humanifiren. 
Für die heilige Sache der Volkserziehung ift er ſtets der leitende Vorkämpfer ge- 
weſen, und ohne all feinen Theorien darüber beizuftimmen, müſſen wir eingeftehen, 
daß die gegenwärtige Ausbreitung des Schulunterrichts und der Grab, in weldem 
das Verlangen zu belehren und belehrt zu werben, jest alle Klaſſen ver Geſellſchaft 
durchdringt, zum größten Theile den unabläffigen und meift richtig geleiteten An— 
ftrengungen Lord Broughams zu verdanfen tft." Gin Mann, von dem ſchon bie 
Zeitgenoffen jo reden können, braucht das Urtheil ver Nachwelt, vor dem die 
Heinen Flecken verbleihen und das die Erfolge B.'s noch in viel größeren Ver— 
hältniffen vor fi ſehen wird, nicht zu fürchten. Marquardſen. 


Brüderlichkeit. 


Diefer Begriff, der in feiner Verbindung mit den politifchen Begriffen der 
Freiheit und Gleichheit auf den Bahnen der franzöfifhen Republik zur blutigen 
Ironie wurde und dur die Berfaffung vom 4. November 1848 eine ſtaats— 
rechtliche Bedeutung erhalten follte, — kann auf dem Gebiete des Staates und 
ver Geſellſchaft nur als die verfuchte Formulirung eines für den innigeren Lebens— 
verband der Menfchen und die daraus abzuleitenven Verhältniſſe nothwendigen 
fittliden Princips angefehen werden. Wie im der neuern Zeit den Franzofen, 
bei der Lebhaftigfeit ihres Temperaments und Gefühle, die Aufgabe geworden zu 
fein fcheint, für die Weiterbildung des Staatslebens mehr anzuregen, den erften 
Impuls zu geben, die allgemeine Richtung zu bezeichnen, als fcharfe, über die 
abftrafte Allgemeinheit ſich erhebende Principien feftzuftellen und durchzubilden, fo 
bat fih aud in Franfreih in der Forderung der Brüderlichfeit nur das unflare 
Bedürfniß einer höheren fittlihen Grundlage für die rechtlich- politifche Lebensge— 
ftaltung ausgefproden, wobei aber die faft durchgängige Vermifhung von Recht 
und Moral, von Staat und Gefellfhaft, von Staatszweck und Geſellſchaftszweck 
zu gefährlichen und verberblidhen Irrthümern geführt hat. 

Es ift nit ohne Intereffe, in den verſchiedenen franzöfifhen Verfaffungen 
die Stadien kennen zu lernen, welche die franzöftiche Theorie vom Staatszmede 
bis zur jchließlihen Aufnahme des Princips der Brüverlichfeit durchlaufen bat. 
Die erfte Berfaffung vom 3. September 1791 hatte noch unter dem Einfluffe der 
engliihen Staatstheorie und der phyſiokratiſchen Schule den „Zwed aller politis 
ſchen Gefellihaft in die Erhaltung der natürlichen und unverjährbaren Rechte“ 
geſetzt und als folde „die Freiheit, das Eigenthum, die Sicherheit und den Wider— 
ftand gegen Unterbrüdung“ bezeichnet; die zweite Verfafjung vom 24. Juni 1793 
beftimmt dagegen: „ver Zweck der Gefellfchaft (ver Beiſatz „politifchen” ift weg— 
gelafjen) ift die allgemeine Wohlfahrt” ; als unverjährbare Rechte werden Gleich— 
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heit, Freiheit, Sicherheit, Eigenthum genannt. Der Freiheit wird aber (Art. 6) 
eine moraliſche Grenze in der Marime geſetzt: „Thue dem Anderen nicht, was 
du nicht willft, daß bir gefchehe." Die dritte Berfaffung vom 23. September 
1795 unternimmt es, neben den Rechten aud die Pflichten des Menfchen und 
Bürgers zu formuliven und dieſe aus zwei Orundfägen, dem eben angeführten 
negativen und dem pofitiven: „Thue Andern das Gute, welches du felbft von 
ihnen zu erhalten wünſcheſt“, abzuleiten. Im Urt. 4 der Pflichten wirb erflärt: 
„Keiner ift guter Bürger, wenn er nicht guter Sohn, guter DBater, guter Freund, 
guter Gatte iſt.“ Mit viefer Berfaffung war die principielle innere Entwidlung 
der Revolution vollendet oder vielmehr an der Unausführbarkeit der Grundſätze 
gefcheitert.. Die darin liegende Tendenz kam aber in der Revolution von 1848, 
welche in bewußter Abficht an die erfte anfnüpfte, unter dem Einfluſſe focialifti- 
ſcher Richtungen (Fourieriften, Buchez, P. Lerour, L. Blanc) wieder zum Bor- 
fein, erhielt in der Feitftellung des Princips der Brüderlichkeit neben ber Frei— 
heit und Gleichheit in der Verfaffung vom 4. November 1848 einen foncentrirten 
Ausdrud, führte aber aud nur zu verberblichen,- faft alle geiellichaftlichen Ver— 
hältniſſe bedrohenden, praftiihen Irrthümern und Borgängen. 

Fragen wir num nad der eigentlichen Duelle dieſes Principe der Brüderlich— 
keit, jo hatten ſchon die St. Simoniften, als fie dem zur Zeit ver Reftauration 
herrſchend gewordenen oberflächlichen, ſei es religiös inbifferenten ober irreligiöfen 
Liberalismus das „Woher" zu Gemüthe zu führen und vas „Wohin“, das eigent- 
lihe Ziel der Freiheit, begreiflich zu machen fuchten, bis zum MUeberbruffe vie 
unbeftreitbare Thatſache dargelegt, daß die Principien des Liberalismus nur der 
politifhe Nieverichlag der höchſten religiös fittlihen Grundſätze des Chriſtenthums 
feien, daß die Gleichheit aller Menfchen vor dem lebendigen Gott in die Gleich— 
heit vor dem abftraften Geſetze, — die pofitive Freiheit, als fittlihe Selbftbeftimmung 
zum Guten, in die negative rechtliche und politifche Freiheit, — und bie höhere, in 
Gott als gemeinfamem Vater gegründete Bruderſchaft aller Menſchen in eine ber 
höheren Beziehung entbehrende Brüterlichleit umgewandelt fei. Die St. Simoni- 
ften hatten nicht minder Recht, wenn fie behaupteten, daß dieſe politifchen Prin- 
cipien aus ihrer Erfiarrung nur durch die Wiederanknüpfung an ihre religiös- 
fittlihe Grundlage erlöft werden könnten, obwohl die Art und Form, wie fie felbft 
in ihrem Syſteme diefe Verbindung berftellten und aufrecht erhalten wollten, durch— 
aus verwerflich ift. Gerade das Chriftenthbum hat aber, indem es, wie feine andere 
Religion, das religiös-fittliche Gebiet von dem bürgerlichen nicht trennte, aber wohl 
unterſchied, durch eine freie Einwirfung ben mädhtigften Einfluß auf das ftaatliche 
und gejellichaftliche Leben ausgeübt, und abgefehen von den religiöfen Orben, in 
weidyen das Princip der Bruderſchaft vie Grundlage des gefellichaftlichen Verhält- 
niſſes wurde, auch im menfchlich = gefellfchaftlihen Leben, durch den Geift ber all- 
gemeinen Menſchen- und Bruverliebe, die mannigfaltigften Anftalten der Wohl: 
thätigkeit, der Unterftügung für alle Arten der Gebrechlichen und Hülfsbevürftigen 
hervorgerufen. 

Es entfteht aber nun die Frage, ob nicht auf Grundlage ver durch das 
Chriſtenthum gewonnenen fittlichen Ueberzeugung und Bildung und nad) dem Vor— 
bilde fo vieler aus dem Wohlthätigkeitsfinne entfprofjenen Inftitute, zwar nicht das 
Princip der Brüderlichkeit als allgemeines fittlihes Motiv, aber wohl genau be- 
ftimmte Pflichten des Beiftandes, der Unterftägung in beftimmten Verhältniſſen feft- 
zuftellen jeien, jo daß eine ſolche Feſtſtellung nur als die Außere Sanftion eines 
beftimmten fittlihen Bewußtſeins erfchiene, Die Art und Weife, wie man biefe 
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Trage beantwortet, wird zwar durch die Anficht bevingt fein, welche man ſich über- 
haupt über pas Berhältnig von Recht und Moral gebildet bat. Aber ohne bier 
dieſe fchwierige Materie näher zu berühren (vgl. den Artitel „Moral“), müflen wir 
doch alle Theorieen, welche auf eine vollftändige Scheidung des fittlichen und redht- 
lichen Gebietes abzielen, als durch das Leben und die Geſetzgebung aller gebilveten 
Bölfer widerlegt bezeichnen. So wie ed Rechte um der GSittlichleit willen giebt, 
wodurd die Sittlichfeit gefehügt wird, jo haben neuere Gefeggebungen, befonvers 
in dem ehelichen und elterlihen Berbältniffe, auch Pflichten anerkannt, welche zwar 
zumächft fittliher Art find, aber, injofern fie fih in äußeren erkennbaren Hanb- 
lungen (Alimentation, Erziehung) fund geben, aud rechtlich normirt werben. 
Ueber ven Kreis des Familienlebens hinaus, in dem allgemein - bürgerlichen Leben, 
findet das fittlihe Element nur eine ſehr befhränfte Anwendung. Wo die Menſchen 
nur als Einzelne gegen Einzelne in der Weite und Allgemeinheit des Staatöver- 
bandes erjcheinen und, in vem Wirbel des allgemeinen Verkehrs herumgetrieben, 
nur auf Selbfterhaltung bedacht fein müſſen, wo fie nicht in engeren Verbänden 
näher zufammentreten und an einander Halt gewinnen, da werben vie fittlidhen 
Pflichten des Beiftandes, der aushülflichen Unterftügung, nur eine färglihe Aus- 
übung erhalten. Dann findet ſich aber ver Staat genöthigt, an die Stelle der Ein- 
zelnen und einzelnen Verbände zu treten und als allgemeine Bürgerpflict aufzu- 
erlegen, was jevenfalls zunächſt Gegenftand privater Fürſorge fein ſollte. Es ift 
daher nicht ohne Beveutung, daß man in Frankreich gerade zur Zeit als man alle 
innigeren forporativen Berbände zerichlug, in einer politifchen Verfaſſung die Pflichten 
des Beiftandes auf die abftrafte Gefammtheit übertrug 1). 

Wie aber das deutſche Staatsleben feine inneren Glieverungen felbftftändiger 
und kräftiger bewahrt hat, fo bat es auch auf dem nichtpolitifhen Gebiete Ber- 
bände aufredht erhalten, die zwar einer Reorganifation bedürfen, aber die nächſten 
und beften Pflegftätten des Geiftes der Brüverlichkeit, und der Tugenven ver Für— 
forge und Wohlthätigkeit find. Es find dies die Genofjenfhaften des deutſchen 
Lebens und Rechtes, die Innungen, Gilden oder Zünfte, Bruderſchaften, welche 
fih von den römiſch-rechtlichen Gejellihaftstollegien und Körperfchaften weniger 
nad den rechtlichen Formen der Entftehung u. ſ. w. als durch die innige Berbin- 
dung mit fittlihen Elementen und Zwecken unterſcheiden. Wie das germanifche 
Princip der Ehre im den deutſchen Korporationen eine jo wichtige rechtliche Be— 
deutung erhielt, fo hat fih in ihnen auch das humane und chriftlihe Princip der 
Fürſorge, des Beiftandes, der Aushülfe rechtlich organifirt. Die Innungen gewähr- 
ten in Fällen ver Noth Beihülfe, führten Kaflen für Wittwen, Waifen, Gebredh: 
lihe, wie fie das fittlih -rechtlihe Verhalten ihrer Mitglieder überwachten. Diefe 
Zünfte müffen, aud da wo fie nod ein kümmerliches Leben friften, wegen ihrer 
großen nationalöfonomifhen Gebrechen verihwinden ; aber biftorifhe und fittliche 
Treue gegen deutſches Leben und Recht verlangt, daß dieſelben nicht durch ein 
abjtraftes Freiheitsprincip, fondern dur freie Genofjenfhaften mit ähnlichen fitt- 
lihen Zweden erfegt werden. (Bgl. die Artikel „Affociation“, „Zunft“.) Die neuere 
Zeit hat in der großartigen Anwendung der Natur- und Kapitaltraft mächtige 
Gefellihaften hervorgerufen, in denen aber die vermögensrechtliche Seite des Er- 


1) In der Verf. v. 1793 Art. 21 beißt es: „Die öffentliche Unterftügung der Bedürftigen 
ift eine beilige Schuld. Die Geſellſchaft übernimmt den Unterhalt der in Verfall geratbenen 
Pürger, fei es nun, daß fie ibmen Arbeit giebt, oder denjenigen, welche arbeitsunfähig find, 
die Mittel ihres Unterhalts verſichert. Vgl. Bd. I. ©. 386, 
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werbs das fittliche Moment faft ganz zurüdgebrängt hat. Diefe Richtung ift aud) 
durch die vorwaltend romaniſtiſche Rechtswiſſenſchaft, welche die fittlihen Elemente 
möglichſt aus der rein rechtlichen Konſtruktion der Begriffe und Inſtitute auszu— 
ſcheiden ſuchte, unterſtützt worden und die Germaniſten haben ſich in den Streit- 
fragen faſt auch nur auf den Standpunkt des Gegners geſtellt, nur formelle 
Momente zu retten geſucht und vie ganze ſittliche Seite in der Genoſſenſchaft als 
ein nicht wejentliches Anhängjel betrachtet, während gerade die rechtliche Normi- 
rung auch dieſes in äußeren Handlungen zu erfennenven fittlihen Elements ein 
harakteriftiicher Zug des deutſchen Genojjenjhaftslebens ift. Dem modernen, blos 
auf Erwerb gerichteten privaten und gejellihaftlihen Egoismus ift dieſe abftrakt- 
rechtliche Purificirung ſehr willtemmen gemwejen. Aber Chriſtenthum, Öumanität, 
deutſcher Rechtöfinn verlangen, daß im dieſen großen Erwerbsgeſellſchaften vie 
arbeitenden Glieder, wenn auch nicht dur einen an ſich ſchwer zu regelnden ali- 
quoten Antheil an dem Gewinne, doch in Mitwirfung der Gefellihaft, durch 
BWittwen-, Waiſen-, Krankheits-, Sterbe-, Arbeitslofigkeits-Kaffen eine verbeflerte, 
auch rechtlich mehr gefidherte Stellung erhalten, Was große Fabrikherren (Elſaß, 
Lothringen), mande Gejellihaften (in Belgien, Frankreich) freiwillig, oder in 
Aufforderung und jogar unter Mitbetheiligung des Staates (Belgien) gethan haben, 
fann ohne Bedenken durch ein Geſetz ven Geſellſchaften als eine fittlich = rechtliche 
Berpflichtung auferlegt werden, wie auch neuere Öejegentwürfe über die Reorgani- 
fation des. Handels und der Gewerbe die genoſſenſchaftliche Fürſorge als einen 
Gegenftand rechtlicher Normirung aufgenommen haben. Aber die menſchliche Ge— 
jelihaft überhaupt foll ein Organismus von ftufenweis geglieverten Berbänden fein, 
von den natürlich = fittlihen Verbänden ver Ehe und Familie, durd das weite Ge- 
biet der Genoffenfchaften hindurch bis zu den großen Verbänden des Staates und 
der Kirche. Nach der Gliederung diefer Verbände muß aud das menjhlich-brüder- 
liche Prineip der. Yürforge und Unterftügung nad genau beftimmten Richtungen 
organifirt werden, jo daß jever Verband zunädit für vie ihm Angehörigen zu 
forgen bat und ver weitere und fernere Verband nur zur Aushülfe in Anſpruch 
genommen werden kann. Aber welche fürjorglihe Beitimmungen man aud redht- 
lich treffen möge, jo muß man doch ſtets auf vie höhere religiöfe Quelle hin— 
weifen, in welcher die wahrhaft menfchliche Liebe und Brüderlichkeit, der Geift 
der Wohlthätigkeit und Aufopferung entipringt und lebendig erhalten wird, und 
welche aud das ganze Nedhtsleben mit jeinen ſtets erfrifchenden Elementen durch— 
dringen muß. Daher ift es auch jo wichtig, Das Recht in feiner Beziehung zu 
dem höchſten Grunde alles Dafeins, zu der geſammten göttlihen Weltorbnung 
und zu allen ſittlichen Gebieten, zu erkennen und darzulegen. Ahrens, 
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Der Buddhismus ift in jeinem Urjprunge eine der großartigften, radifalften 
Reaktionen zu Gunften der allgemeinen Menidyenrechte des Individuums gegenüber 
der erbrüdenden Tyrannei fogenannter göttliher Geburts- und Standesvorrechte. 
Gr ift das Werk eines einzigen Mannes, ver fih Anfang des jehsten Jahrhun— 
derts vor Chriftus im öftlihen Indien gegen die brahmaniſche Hierarchie erhob, 
und durd die Einfachheit und ethiſche Kraft feiner Lehre einen vollftändigen Bruch 
des indiſchen Volkes mit feiner Bergangenheit berbeiführte, Mitten unter die troft: 
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lofen Verrenkungen aller menfchlichen Gefühle, wie fie das brahmanifche Kaften- 
weien und Staatsthum mit fich führte, unter die lebendige Sehnſucht nad einer 
Erlöfung aus dem irdifchen, individuellen Dajein, welches ſich für die große Maſſe 
des Volkes nur in jo qualvollen, eingefhnürten Formen zeigte, und aus dem ewig 
wechjelnden Kreislauf der Wiedergeburten, wie ihn die an der Stelle des früheren 
einfachen Glaubens an Unfterblichkeit allmählig entwidelte Lehre von der GSeelen- 
wanderung in nie endender Mühe und Dual voransjegte, trat jener Mann mit 
feinem Evangelium von der gleihen Berechtigung aller Menſchen ohne Unterſchied 
der Geburt, des Standes oder Ranges, ja des Geſchlechtes jogar, und von ber 
dur die richtige Erkenntniß und den richtigen Wandel allein, aber aud von 
Jedem, früher oder fpäter zu erreihenden Auflöfung des inbividuellen Daſeins. 

„Der Schmerz — lehrte er — ift nothwendiger Zuftand jeder Eriftenz, — 
die Entftehung der Eriftenz ift verurfacht durch Leidenfhaft in einer früheren Eri- 
ftenz, — die Unterbrüdung ver Leivenfchaft ift jomit das einzige Mittel, neuer 
Eriftenz und mit ihr dem Schmerze zu entgehen, — die Hinderniffe, die jich diefer 
Unterbrüdung in den Weg ftellen, müſſen befeitigt werden.“ War in dem brei 
erften diefer Lehren nichts beſonders Neues, viefelben vielmehr ſchon vor ihm in 
den Schulen der Brähmanen vorgetragen worven, benen im Öegenfage zu ver 
Unendlichkeit der Weltfeele das Aufhören jeder bejchränkten perfünlichen Eriftenz, 
das zurüdtehrende Eingehen in jene Weltfeele ebenfalls als höchſtes Ziel der Spe- 
fulation galt, fo war dafür die vierte Lehre, vejp. die Anwendung, welde 
„Buddha“, der Erwachte, davon machte, fein ausſchließliches Verdienſt und 
Eigenthum, Unter dieſen „Hinderniſſen zur Unterprüdung der Leidenſchaft“ verftand 
er eben nicht blos den finnlihen Hang der menſchlichen Natur, fondern aud alle 
die Hemmniffe der individuellen geiftigen Ihätigfeit, welche das Brähmanenthum 
geihaffen hatte, Nur durch die angeftrengtefte eigene Thatkraft fei es überhaupt 
möglih, den rechten Weg zur Erlöfung aus dem Jammer der individuellen Eri- 
ftenz zu finden und inne zu halten: es müſſe aljo ein Jeder nicht nur felbft für 
fih möglichft gerade zum Ziele zu kommen ftreben, fondern es dürfe auch Nie- 
mand dem Andern dabei irgenpwie hinverlidy in den Weg treten: Jeder müfje viel- 
mehr im Gegentheil dem Andern möglichft jedes ſolche Hinderniß aus dem Wege 
zu räumen und ihn durch Güte und Mitleid, Liebe und Sanftmuth auf ven 
rechten Weg zu bringen fuchen, und zwar fei eben Jever in gleichem Grade, 
Keiner mehr als der Andere, nicht nur berechtigt, fondern auch im Innerften 
verpflichtet, nach jener Grlöfung zu ringen. 

Und mit dieſer Lehre, die den umgeheuerften Kontraft gegen das exkluſive 
Brahmanenthum bildete, trat Buddha ferner nicht etwa blos, wie dies bisher bei 
jeder Lehre im Gebrauch war, in die Schulen der Brahmanen, fondern direkt vor 
das ganze Volk, zog in den Sprachen des Volkes previgend überall umber, und 
lud Alle ohne Unterſchied ein, Theil zu nehmen an diefem neuen Evangelium „ver 
eigenen Kraft zum Ziele ver eigenen Vernichtung“. In der That, in dieſem 
furdtlofen Auftreten, in der Verachtung aller ihn bedrohenden Gefahren zeigt ſich 
und bei aller Demuth viejes feines Zieles ein kühner Held, würdig des Krieger: 
geſchlechtes, dem er entftammte, eine Berfünlichkeit, wahrhafter Bewunderung werth, 
zumal wenn wir bevenfen, unter welchen Berhältniffen er auferzogen war, — als ein 
Königsjohn nämlich, in allem Pompe und üppigen Glanze eines indiſchen Fürften- 
bhofes! Aber inmitten alles veflen, was das Yeben verfchönert, im Befige eines 
zärtlihen Vaters, dreier geliebten ſchönen Frauen, eines Heinen Sohnes, dennod 
zum Bewußtſein der Bergänglichkeit alles Irdiſchen erwacht, verließ er, 29 Jahre 
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alt, die Seinen, um zunächſt herumziehend ala Bettler und fahrender Schiller bei 
ven weifeften der Brähmanen fich zu unterrichten, und nad fiebenjährigen Medi— 
tationen dann felbft als Lehrer ver armen, im Dunkel pfadlos verirrten Menſchheit 
aufzutreten, von Ort zu Ort wandernd und predigend. Der ungeheuerfte Erfolg 
ward denn auch bald feinen Bemühungen zu Theil: von allen Seiten ftrömten 
ihm Anhänger zu, denen er ihren Pla in ver neuen Gemeinde nur nad) dem 
Alter oder ihrer fonftigen Würdigkeit zumwies, und gegen die Anfeindungen und 
Nachſtellungen der Brähmanen fand er bald Schuß bei mehreren der Heinen Für— 
ften, die freudig diefe Gelegenheit ergriffen, fi der drückenden Vormundſchaft 
Jener zu entlevigen. 

Das unmittelbare Ziel freilich, welches er vor Augen hatte, die völlige Ent- 
ledigung von allen irvifhen Bedürfniſſen, die abfolute Entfagung des Ih, um zur 
ſchließlichen Abforption und Freiheit zu gelangen, war zu eſoteriſch, die große Maffe 
des Bolkes zu wenig anſprechend, und überdem zu ſehr mit den augenblidlichen 
Mitteln, die zur Befreiung von dem bisherigen Drude nöthig waren — dazu 
braudte man ja gerade Kraft und Energie! — im Widerſpruche, als daß es hätte 
alsbald den VBorvergrund einnehmen dürfen. Buddha erkannte dies auch feibit jehr 
wohl, und theilte deßhalb feine Anhänger in zwei Theile, in die Geiftlihen, d. i. 
diejenigen, welche fchon jett auf jenes Ziel loszuftenern ſich kräftig fühlten, und 
in die Laien, welche fich erft noch zu viefem Streben felbft, refp. für eine neue 
Geburt vorzubereiten und gefchieft zu machen hatten, Als Grumpprincip feiner Lehre 
bat jenes Ziel erft im fpäterer Zeit feinen Einfluß, und zwar natürlid einen ſehr 
ertödtenden, entnervenden ausgelibt, obſchon bie und da durch modificirte Auffaf- 
fung in geringerem Grave, ald man es erwarten ſollte. Zunächſt aber trat es vor 
den Mitteln zurück, die zu feiner Durchführung dienen follten, und melde bie 
individuelle Kraft jedes Einzelnen ja gerade recht wach und lebendig riefen, fo daß 
bie erften Jahrhunderte des Buddhismus uns ein ungemein mwohlthuendes, rein 
menſchliches Bild gewähren und ver Einfluß vefjelben als ein überaus ſegensreicher 
erfcheint. Befreit von der wuchtigen Yaft wüfter Satungen, athmete der Inder wie- 
der einmal frei auf, und gewann das Leben lieb, in welchem er fortab nicht mehr 
Druck und Berfolgung, nur liebevolles Mitleid und brüderliche Theilnahme von 
feinen Mitbrüdern in der Gemeinde zu erwarten hatte. Das Bewußtſein, einer 
folhen Gemeinde anzugehören, freies Glied einer freien Genofjenfchaft zu fein, 
gab feinem Gemüthe eine bis dahin ganz unerhörte Schwungfraft. Mit welcher 
Begeifterung die nene Lehre die Herzen ihrer Bekenner erfüllte, davon legen bie 
Berichte über die Miffionare gültiges Zeugnik ab, welche Buddha ausfandte, die— 
jelbe überall jeglihem Bolfe und Lande zu verkünden, und die in ihrem frifchen, 
frommen Glaubenseifer, ihrer todesmuthigen Selbftanfopferung in nichts hinter 
den hriftlihen Märtyrern und Miffionaren zurückſtehen. Hieher gehören auch bie 
Felſeninſchriften jenes buddhiſtiſchen Königs Bijadafi (Agofa), der um die Mitte 
des dritten Jahrhunderts vor Chr. ganz Hindoftan beberrfcht zu haben fcheint 
(wenigftens finden fich diefe Inschriften gleichlautend im Norvoften, der Mitte und 
dem Weiten Hinvoftand wieder), und darin das ganze Volk zu gegenfeitiger Dul- 
dung und Schonung, zu liebevollem Benehmen, zur Vermeidung alles Uebelmollens 
und zu fteter öffentlicher Beichte auffordert, wie viefe letere von Buddha als die 
einzige, wahrhafte Sühne für begangene Vergehen angeorpnet war. In der That 
ein jeltener Inhalt auf vergleihen Dokumenten, die uns ja fonft faft nur von 
Groberungszügen und blutigen Thaten mächtiger Krieger berichten ! 

Als Buddha nad faft fünfzigjährigem Wirken im 8öften Jahre feines Yebens 
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ftarb, war das Gefühl der Verehrung für ihn unter feinen Anhängern ein fo 
mächtiges, daß die Gebeine des theuern Lehrers zerſtückt und als Reliquien durch 
ganz Indien vertheilt wurden. Man errichtete, befonders in der Nähe ver Klöfter, 
welche den Geiftlihen als Sammelpunft dienten, gewaltige thurmartige Gebäude 
über ihnen — und bier haben wir ven Urfprung der fpäter jo allgemein gewor- 
denen Reliqguienverehrung zu fuchen. Die Sammlung feiner Ausfprühe und Be— 
ftinmungen geſchah bald darauf, mußte aber, weil fie blos mündlich abgefaßt 
worden zu fein fcheint, fpäter noch mehrfach wiederholt werden, und bat fi im 
ſüdlichen Indien, in Ceylon, wohin der Buddhismus fehr früh vordrang, erft im 
erften Jahrhundert vor Ehr., im nörblihen Indien fogar erft nod ein Jahrhun— 
dert ſpäter jchriftlich firtrt — und zwar je in ‚einer verfchiedenen Sprade, dort 
in Pali, bier in Sansfrit, was für die gegenfeitige Kritif und Authentität von 
großer Bedeutung ift. Es hat ſich daraus im Verlauf ein faft unabfehbares Schriften- 
thum entmwidelt, ebenfo wie ſich die buddhiſtiſche Kirche fammt ihrem Ritus und 
Geremoniel ans den unjcheinbarften Anfängen zu einem ganz impojanten, form- 
reihen, aber großentheils inhaltsleeren Gebäude umgewandelt bat. Auch die Dog- 
matit des Buddhismus hat ganz ungehenerliche Dimenfionen angenommen, inſo— 
fern das mythiſch-religiöſe Bedürfniß fetner Anhänger auf Buddha's Perfönlichkeit 
befhränft, und bei dem völligen Mangel wirklichen Stoffes auf die willkührlichen 
Schöpfungen der Phantafie angemwiefen, in dieſen, befonders wohl aud in dem 
Wunfhe, die brahmaniſchen Götterfagen zu überbieten, jedes Maaß poetifcher 
Licenz überfchritt. „Vom Erhabenen zum Yäcerlihen ift nur ein Schritt”, und 
die groteöfen Geftalten der bupphiftifchen Finbildungsfraft mit ihren kruden Ab— 
furbitäten mögen zwar den Buhphiften felbft fehr erhaben dünken — venn fie 
glauben wirflich daran! — können aber in uns nur Widerwillen und Efel, höch— 
ftens bedauerndes Mitleid erregen. 

Defto lieber richten wir unfern Blid auf das viele Gute, das der Buddhis— 
mus dur feine reine, entfagende Moral und die Anforderungen, die er an jeden 
Einzelnen als Solchen richtet, gewirkt bat. Für Indien ſelbſt, und die Erweckung 
eines neuen geiftigen Lebens hat er auch fonft noch ganz Unfhägbares geleiftet. Die 
Wiſſenſchaft verdankt ihm 3. B. auch faft die einzigen brauchbaren hiſtoriſchen Doku— 
mente, die Indien bietet. Der Sitte der Infchriften, welche durch die großartigen 
Klofter- und Tempelbauten auffam, zu denen Jever fein Scherflein, das mit feinem 
Namen daran verzeichnet ward, beitragen konnte, verdanfen wir die älteften Proben 
indifher Schrift und Volksſprache. Bon befonderer Bedeutung aber mar es, daf bie 
Blüthe des Buddhismus in Indien in diefelbe Zeit fiel mit den griechifchen An— 
fledlungen in den norbweftlichen Theilen des Pendſchab. Bei der völligen Nicht— 
achtung der Nationalitäten, bei dem ganz univerfaliftiichen Charakter des Buddhis⸗ 
mus ift hierdurch dem Cinfluffe griedifher Bildung und Wiſſenſchaft auf Indien 
eine breite Straße geöffnet worden, auf welcher verfelbe nad vielen Richtungen 
bin ganz bebentend eingedrungen ift und eingewirft hat. Diefe Verbindung mit 
den fremden Eroberern, den Griechen zunächſt und dann aud deren Nachfolgern, 
ven Indoſkythen, fcheint freilich im fpäterer Zeit auch theilweife die Berbrängung 
des Buddhismus aus Indien beförvert zu haben, indem die Brahmanen ihre Sache, 
mit den Farben der Nationalität umfleivet, dem Patriotismus indischer Fürften und 
Krieger vorgeführt haben mögen, bat aber amdererjeits höchſt weſentlich die Ber- 
breitung erleichtert, welche verjelbe Schon früh außerhalb der nordweſtlichen Grenzen 
Indiens gefunden hat. Der Einfluß, der dadurch auf die Entftehung gnoſtiſcher 
Selten, insbejondere auch der Manichäer, aber aud in meiterer Folge auf die 
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ganze Ausbildung des katholiſchen Ritus und Ceremoniells, wie es ſich gerade jetzt 
erſt zu bilden begann, geübt worden iſt, kann in ſeiner ganzen Ausdehnung noch 
nicht genügend überſehen werden. Wir wiſſen z. B. von einem buddhiſtiſchen Mönche 
mit Beſtimmtheit, daß er, Chriſt geworden, neben Ueberſetzungen aus dem Indi— 
ſchen auch chriſtliche Traktate verfaßt hat. Sollte dies das einzige Beiſpiel geweſen 
ſein? oder ſollten nicht vielleicht auch umgekehrt chriſtliche Miſſionare, nach Indien 
—— und dort mit dem ſo ähnlichen buddhiſtiſchen Kirchenweſen und Ritus in 
erührung gekommen, geradezu ſich denſelben angeſchloſſen haben? vielleicht in dem 
ſichern Glauben, daß derſelbe eben ein chriſtlicher ſei. Haben ja doch vie katholi— 
ſchen Miſſionare in Tibet noch in neuerer Zeit, über die frappanten Berührungen 
der beiden Kulte erſtaunt, den bydhiſtiſchen alles Ernſtes für eine Aeffung des 
Teufels erklärt: und die Sagen des Mittelalters von dem aſiatiſchen Prieſterkönig 
Johannes erledigen ſich jevenfalls einfach im Hinblid auf das tibetiſche Papftthum 
und vielleicht ähnliche hierarchiſche Erfcheinungen in Gentral-Afien. Ueber viefe 
wechfelfeitigen Einwirkungen wird jevenfalls mit der Zeit, wenn und die buddhi— 
ſtiſchen Quellen erft zugänglicher werben, noch fehr viel neues Licht aufgehen. 
Die virefte Ausbreitung des Buddhismus durch feine Miffionare über ganz 
Indien, Ceplon, den indiſchen Archipel, Hinterindien, Japan, China und Gentral- 
Alien ift natürlich das Werk vieler Jahrhunderte gewejen, und fcheint ſich nad 
außenhin beſonders lebhaft in der Zeit erftredt zu haben, wo fein Terrain in 
Indien felbft immer mehr befchnitten ward. Den ſchließlichen Sieg über ihn in 
Indien jcheint das Brähmanenthum etwa im neunten oder zehnten Jahrhundert 
nah Chr. davon getragen zu haben, Die eigentlihen Gründe feines Unterliegens 
dafelbft liegen noch nicht ganz klar zu Tage, da es in der That wunderbar er- 
ſcheint, wie das indiſche Bolf, nachdem es einmal die Freiheit von allem Kaften- 
weſen fennen gelernt hatte, fi doch wieder hat in viefelben harten Bande ſchlagen 
lafjen. Aus ven Berichten chinefiiher Pilger in Indien jehen wir, daß ver Berfall 
dafelbft im fechsten Jahrhundert nad) Chr. bereits begonnen haben muß, da er im 
fiebenten Jahrhundert ſchon ſehr bemerklich hervortrat. Die Hauptauswanderung 
der buddhiſtiſchen Geiftlichkeit jcheint fich nach Tibet gerichtet zu haben, wo fie 
bekanntlich noch jest ihren glänzendſten Sig und aud die weltlihe Herrſchaft ganz 
in Händen hat. An Zahl ver Belenner überhaupt überragt der Buddhismus noch 
jegt alle andern beftehenven Religionsformen, va man gewöhnlid ein Biertheil ver 
ganzen Bevölkerung der Erde als ihm zugethan redynet. 
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Zwiſchen dem einfachen oder Einheitsftaate, in deſſen Umfange eine und bie 
felbe Regierung nach wefentlich gleichen Normen herrſcht, und der Geſammtheit der 
eivilifirten Staaten, vie in voller gegenjeitiger Unabhängigkeit neben einander 
beftehen — auch wohl das Staatenſyſtem genannt — und für deren Verhalten 
zu einander blos das Völkerrecht maßgebend ift, giebt e8 mehrere Uebergangsftufen, 
deren wichtigfte bier einer gedrängten Betrachtung unterzogen werben jollen. Geht 
man dabei von dem Staatenfyfteme ald dem oberften ‚Punkte aus, fo ftellen ſich 
als die Hauptformen der Berbündung von Staaten dar: das Staaten= 
bündniß oder die Allianz, ver Staatenbund und ber Bunpdesftaat. 

I. Gehen mehrere Staaten eine Verbindung zur Erreihung gewiffer gemein- 
famer, an fi vorübergehenver Zwede ein, ohne hiefür gemeinſchaftliche ftändige 
Drgane und Einrichtungen zu jchaffen, fo liegt ein bloßes Bündniß ober eine 
Allianz vor (vgl. d. Art). Dabei erfcheint es als völlig unerheblich, in welchen 
Berhältnifien die verbündeten Staaten jonft zu einander ftehen; fie fünnen ganz 
verſchiedenen Sitten- und Kulturzuftänden angehören und insbefondere auch geo- 
graphijc weit von einander getrennt fein. — Iſt die Verbindung mehrerer Staaten 
eine dauernde, mit eigenen ftändigen Einrichtungen zum Behufe ver Berwirklihung 
der gemeinfamen oder Bundeszwecke, jo befindet man fich auf dem Boden des 
Staatenbundes oder des Bundesſtaates. Beide haben der Allianz gegenüber fol- 
gende Unterjheidungsmertmale mit einander gemein : 

1. Nur ſolche Staaten, welche fih geograpbifch berühren und ſohin Nachbaren 
ſind oder doch ungehinderte ſtändige Verbindung haben (Hanſe), können einen 
Staatenbund oder Bundesſtaat bilden, während dieſes Moment bei der Allianz 
nicht in Betracht kommt. 

2. Die beiden Formen des ſtändigen Staatenvereins treten nach Außen als 
eine politiſche Einheit auf, die im Völkerrecht als eigenes Rechtsſubjekt anerkannt 
ift, während bei der Allianz immer nur die einzelnen verbündeten Staaten als 
Subjefte des Völkerrechts betrachtet werben können. 

3. Das durch die Allianz gegründete Verhältniß ift nach dem freien Ermeſſen 
der Theilmehmer löslich; ver einzelne Staat fann nicht gehindert werden, davon 
zurüczutreten. Der Staatenbund dagegen (und in noch viel höherem Maße ver 
Bundesftaat) ift feiner Natur nach unauflöslich; denn er ift die Form, welde für 
die verbündeten Staaten fowohl in ihrem Intereffe als im Intereffe des Ganzen 
als (politiſche oder rechtliche) Nothwenpigkeit erfcheint. 

4. Zur Verwirflibung der Bundeszwede im Innern des Bundes, dann zur 
Bertretung deſſelben nad) Außen bevarf jeve ver beiven Bundesformen beftinmter 
Drgane oder Bundesbehörden, deren Wirkungstreis fid) über den Umfang 
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des Bundes erftredt, wogegen das Bündniß, wie überhaupt an fi formlos, folder 
Behörven entbehrt. 

II. Vergleicht man num aber die eben angeführten beiden Formen des Stauten- 
vereind, den Bundesſtaat — auch Staatenftaat oder Neid, genannt — und den 
Staatenbund mit einander, fo ergeben ſich folgenve wejentliche Unterfchiebe : 

1. Der Staatenbund fett unabhängige (jouveräne) Staaten ala Mitglieder 
voraus; er fann daher nur durch Bertrag der zum Bunde zufammentretenden 
Staaten begründet und georbnet werben !). Im Bunbesftaate behaupten zwar bie 
einzelnen Theile wenigftens in ihren inneren Angelegenheiten eine befonvere, ftant- 
liche Eriftenz (fie heißen daher auch Partikularftaaten oder Territorien) ; allein fie 
find einer über ver Geſammtheit ftehenden Aultorität — der Bundes oder Gentral- 
regierung untergeorpnet. Wie ſich diefe Unterordnung bilde und feftftelle, darüber 
laſſen fich allgemeine Regeln nicht aufftellen, die in allen Fällen gleihmäßig an- 
wendbar find, fondern die Beantwortung diefer Frage hängt von den Umftänden 
ab. Soll ein Bundesftaat aus bisher unabhängigen Staaten entftehen, fo ift diefes 
ebenfalls nur in der Form des Vertrags möglich; löst ſich ein bisher einheitlicher 
Staat in mehrere, relativ felbftftändige Gemeinweſen auf, jo kann viefes formell 
nur durch die geſetzgebenden Faktoren des Geſammtſtaates erfolgen. 

2. Die Leitung des Staatenbundes im Innern und nad) Außen ift entweder 
Einem der verbündeten Staaten, einem Hegemon over Bororte überlaffen, 
oder fie geht von einer Berfammlung von Bevollmädtigten und Gtellvertretern 
der vereinigten Staaten aus; im Bundesftante dagegen wird die Bundesgewalt 
von eigenen, ver Gefammtheit angehörenden Organen ausgeübt. — Damit hängt 
die rechtliche Stellung der Bundesbehörden im einen und anderen Falle zufammen. 
Das Drgan des Staatenbundes hat nur vertragsmäßige Rechte, injoweit 
ihm foldhe zur gemeinfamen Ausübung von den Einzelftanten übertragen find; 
ed hat daher im Zweifel die Bermuthung ver Kompetenz gegen fih: im Bundes» 
ftaate aber bat die Bundesregierung jelbitftändige und zwar wahre Souve— 
ränetätsrechte, denen gegenüber vie Hoheitsrechte der Einzelftaaten jedenfalls 
als verfaffungsmäßig befchränft, möglicher Weife als abgeleitet von ver Eentral- 
gewalt zu betrachten find. 

In dieſer Verſchiedenheit der rechtlichen Grundlage und des rechtlichen Cha— 
rafters der Bundesgewalt im Staatenbunde und im Bundbesftaate, vie dort blos 
eine fogenannte Socialgemalt, hier eine wahre Staatsgemwalt ift, befteht 
hauptſächlich ver Unterfehied der beiden Bundesformen; — nicht nothwendig 
in einer Berfchievenheit des Umfanges der Kompetenz der Bunbesgewalt oder ver 
Gegenftände, die zu ihrem Wirkungsfreife gehören. In diefer Beziehung können 
fi beide Bundesformen möglicher Weiſe gleich ftehen, ohne daß darum eine völlige 
GHeichftellung des Staatenbundes und des Bundesſtaates gerechtfertigt wäre. 

3. Der Staatenbund tritt zwar im feinen äußeren Beziehungen als eine 
politifhe Einheit auf, und er bat demgemäß das Geſandtſchaftsrecht, das Recht 
der Verträge und Bündniſſe und das Recht des Kriegs und Friedens, — immer 
natürlich befchränft auf Angelegenheiten des Bundes; den einzelnen verbündeten 


— — — — 


1) Heffter, Völkerrecht der Gegenwart (3. Aufl.) S. 40 trennt wieder zwei Hauptarten 
des Staatenbundes: den dyn aſtiſchen Staatenbund, wo nur die Regierungen mit einander 
verkündet find und in der Bundesmacht zugleich ibre Anlehnung und Verftärfung fuchen, und 
dann den Bölker-Staatenbund, welcher auch die beberrichten Stämme organifch mitvereiniat. 
Nur der feptere, fügt Heffter bei, kann auf längeren Beftand rechnen, während der erftere ein 
erbemeres (in Deutfchland ſchon 40 Jahre altes) Gebilde der Politik jel. 
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Staaten find aber die gleichen Rechte fremden Staaten gegenüber nicht entzogen, 
fonvdern es ift nur etwa ihre Ansübung durch den Bund näher geregelt oder ber 
fchräntt, wie 3. B. bei dem Rechte ver Bünpniffe, dann des Kriegs und Friedens. 
Im Bundesſtaate dagegen vertritt das Gentralorgan das Ganze und die Theile 
dem Ausland gegenüber und fchlieft daher die Einzelftaaten von dem Antheile an 
dem völferrechtlihen Verkehre regelmäßig ganz aus; nur dem Ganzen kommt das 
Gefandtihaftsrecht, fo wie das Recht der Verträge und Bünbniffe, dann des Kriegs 
und Friedens zu. Damit fteht in Verbindung, daß es im Staatenbund fein ftän- 
diged Bundesheer, ſondern blos Heere der Ginzelftaaten giebt, aus deren Kontin- 
genten im Bedürfnißfalle das Bundesheer fich bilvet, während der Bundesſtaat in 
Folge der ihm zuftehenden Militärgewalt aud eine eigene Bunbesarmee errichten 
und unterhalten fann, reip. unterhalten muß. 

4. Stellt man die beiden Arten des Staatenvereind in ihren inneren Be— 
ziehungen einander gegenüber, jo bat das Gefammtorgan des Staatenbundes — 
die Bundesverfammlung — als ſolches Feine Hoheitsrechte und ift daher aud nicht 
befugt, folche über die Unterthanen der Bundesgenofjen zu üben; das Bundes- 
organ verpflichtet durch feine Beſchlüſſe, wenn fie jonft verfaffungsmäßig gültig 
find, zunächft nur die Bundesglieder zur Erfüllung und Vollziehung 2). Im Staaten- 
hund aber fteht ver Gentralgewalt eine wahre Staatsgewalt zu; fie erläft daher 
Gefege, welche direkt die Unterthanen verbinden, fie übt die Gerichtsbarfeit in 
Angelegenheiten, wobei entweder der Geſammtſtaat felbft Partei ift, oder zwei 
oder mehrere Bundesſtaaten mit einander in Streit fid) befinden. — Diefe Ber- 
fchievenheit ver Wirkſamkeit nad Innen offenbart fih namentlih in folgenden 
Buntten : 

a) Im Staatenbunde hat der Bund als folder feine Finanzgewalt, daher 
auch fein Beftenerungsreht, ſondern dieſelbe ift ausſchließlich bei ven einzelnen 
Staaten; als Mittel, aus welchen ver Bund feine Bepürfniffe zu decken vermag, 
bleiben ihm demnach nur die Beiträge der Bundesitaaten. Der Bundesſtaat 
vindicirt fich felbft eine Finanzgewalt und ein Beftenerungsrecht, das mit dem ber 
Einzelftaaten konkurrirt, refp. daſſelbe beſchränkt; in Folge deſſen kann ihm auch 
das Recht nicht beſtritten werden, Schul den zu kontrahiren, die dem Gefammt- 
ſtaate zur Laſt fallen. 

b) Der Staatenbund hat keine Unterthanen, er hat nur Bundesglieder, 
und dieſen blos find die in ihrem Herrſchaftskreiſe befindlichen Perſonen als Unter- 
thanen fubjicirt; — es giebt darum bier aud Fein mehrfaches Unterthanen- 
verhältnif. Im Bundesſtaate find die Unterthanen ver Einzelftaaten zugleich ſolche 
des Geſammtſtaates, vem fie zum Gehorſame und zur Treue verpflichtet find; es 
befteht daher bier regelmäßig 3) ein doppeltes Unterthanenverhältniß, zunächſt 
zum PBartifularjtante, mittelbar zum Gefammtftaate. Faßt man die bisherigen Er- 
Örterungen zur Charakterifirung der beiden Geftalten der Staatenvereinigung kurz 
zufammen, fo wird fi das Wefentlihe in folgenden Sägen ausprüden laſſen: 


— (1. 


2) Wenn man die Befchlüffe des Gentraloraans des Etaatenbundes mit dem Ausdrucke „Ges 
ſetze“ bezeichnet und bier von Bundesgefegen ſpricht, fo ift das Wort „Geſetz“ Dabei nicht in dem 
engeren ftaatsrechtlichen, fondern in dem weiteren Sinne zu verfteben, in welchem es noch irgend 
bindende Aufftellung bezeichnet und in welchem man 3. ®. fagt: „Der Vertrag ift Gefep für Die 
Kontrahenten‘. 

3) Auch dem Bundesftaate allein fann man als Untertban angehören; man hat dann uns 
mittelbare Unterthanen defjelben im Gegenfage zu dem regelmäßigen Falle oder zu den mit» 
telbaren lintertbanen, 
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Der Staatenbund ift eine Gemeinſchaft von Staaten, die fi nad gleichem 
Rechte verbinden; er ift daher wefentlih von völferredtliher Natur, wenn er aud) 
indirekte Wirkungen für das Staatsreht äußert; der Schwerpunft liegt dabei immer 
in den Einzelftaaten. Der Bundesftaat will dagegen als folder Staat fein; er ift 
daher von Anfang an ftaatsrechtlihen Charakters und der entſcheidende Punkt liegt 
im Ganzen; ex giebt die Richtung für vie Einzelnen. 

Bergl. Bluntſchli, allgemeines Staatsrecht, gefhichtlih begründet. 2, Aufl. 
Br. J. ©. 208. 9.4. Zahariä, Deutihes Staats und Bundesrecht. 2. Aufl. 
Bd. J. ©. 91 ff.; dann die Verhandlungen des Verfaſſ en der deutjchen 
Nationalverfammlung, berausg. von Joh. Guft. Droyſen. Th. I. S. 59 ff. und 
©. 422 fi. 

III. Sehen wir und, um die vorhergehende Ausführung anfhaulicher zu 
machen, um Belege für dieſelbe in ver Geſchichte um, fo liefert uns dieſe eine große 
Auswahl von Erfahrungen. Es würde uns zu weit von unjerm zunächſt praftiichen 
Ziele abführen, wollten wir auf die hieher gehörigen Grideinungen ver Geſchichte 
des Altertbums und des Mittelalters — auf die Verbindungen der griechiſchen und 
lateinifchen Städte, die vereinigten Niederlande u. |. w., näher eingehen; wir be— 
ſchränken uns darauf, die wichtigften Verhältniſſe der neueften Gejchichte, welche 
den Gegenftand unferer Erörterung Bilden, dem Leſer vorzuführen. 

1. Die vreizehn nordamerikaniſchen Kolonicen, welde ihre Unab— 
bhängigfeit von England erklärten und diefelbe mit Waffengewalt behaupteten, traten 
(1776) in einen Bund mit einander, hauptſächlich um ſich gemeinſchaftlich zu ver- 
theidigen und ihre Freiheiten zu fichern, jo jedoch daß jeder Staat feine Souverä- 
netät ungejdhmälert beibebielt, und der Bund nur jene Funktionen zu üben berechtigt 
war, die ihm ausprüdlid durd die Bundesartifel übertragen wurden. — Organ 
bes Bundes war der Kongreß, zu welchem jeder Staat 2 bis 7 Abgeoronete in 
der Weife ernennt, wie es die Yegislatur feines Staates beftimmt. Die Abgeorpneten 
zum Kongrefie find ganz von dem Staate abhängig, der fie fendet; fie empfangen 
von diefem Iuftruftionen, erhalten von ihm Taggelder und können jederzeit einzeln 
oder zufammen abgerufen werben. Die Beichlüffe des Kongrefjes binden nur die 
Staaten, nicht die Bürger derſelben, und da es ihm an eigenen Mitteln zum 
Zwange fehlte, jo war die Vollziehung feiner Beſchlüſſe vom guten Willen der 
Einzelftaaten abhängig. 

Die Ueberzeugung, daß die urſprüngliche Bunbesverfaffung ungenügend fei, 
und daß fie weder die Sicherheit und Ehre des Ganzen, noch die Wohlfahrt der 
einzelnen Staaten zu begründen vermöge, brach ſich denn in Kurzem ſo allgemein 
Dahn, daß die von den eifrigſten Patrioten unterſtützten Reformvorſchläge bald 
Eingang und Gehör fanden, Es wurden befondere Abgeorpnete zu einem General 
fonvente ernannt, deſſen Aufgabe blos darin beftand, die Verfaſſung zu revibiren und 
beziehungsweife Abänderungsvorfchläge zu machen. Es gelang dieſem Komvente, der 
in Philadelphia tagte (1787), einen revidirten Berfafjungsentwurf zu Stande zu 
bringen, der jpäter aud) von den Ginzeljtaaten angenommen ward und der in ber 
Hauptfahe noch jest in voller Wirkfamfeit ift d). Die neue Verfafjung hat Norb- 
amerifa in einen Bundesſtaat umgeftaltet, deſſen Organe einerjeits in einem 
Kongrefje zur Ausübung ver gejeßgebenden Gewalt, dann in einem Präfi- 


9) ©, dieſe Berfafiung in Dr, Rauds parlamentariſchen Taſchenbuch. Bd. 
älteren Bundesartifel vor 1778 bei Buß, Bundesſtaatsrecht. S. 3—7, wo S.7 
geltende Berfafjung mitgetheilt iſt. 





- 


— 
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denten für die vollziehende Gewalt und endlich in einem oberſten Bundes— 
gerichte beftehen. — Der Kongreß bildet fih aus dem Haufe der Repräfentanten, 
welche alle 2 Jahre von ven Bürgern der Staaten nah VBerhältni der Größe 
der Bevölferung gewählt werben, und aus dem Daufe der Senatoren, von denen 
jever Staat zwei und zwar jedesmal auf 6 Jahre ernennt, Der Kongreß bat das 
Recht, Taren und Abgaben aufzulegen und zu erheben, Geld zu borgen und 
Schulden zu zahlen und für die gemeinfame Vertheidigung und Wohlfahrt ver 
vereinigten Staaten zu forgen; er kann Vorſchriften zur Ordnung des Handels, 
fowohl mit auswärtigen Nationen als unter ven Unionsftaaten jelbit, erlaflen zc. 
Die richterlihe Gewalt ver vereinigten Staaten, ausgeübt durd einen oberften 
Gerichtshof und wo es nöthig ift durch Umtergerichte, erftredt ſich insbefondere 
auf Streitfahen, wo die Union ſelbſt Partei ift, dann auf Streitigkeiten zwiſchen 
zwei oder mehreren Staaten, zwiichen einem Stante und Bürgern eines andern 
Staates, zwifchen Bürgern verſchiedener Staaten u. ſ. w. (Vgl. das Bundesſtaats— 
recht der vereinigten Staaten Norvamerifa’s. Nah J. Story’s commentaries on 
the constitution of the united states. Bon J. J. Buß, Karlsruhe 1844. gr. 8.; 
dann befonders: Die vereinigten Staaten von Nord-Amerifa im Uebergange vom 
Staatenbunde zum Bunvesjtaate. Von Dr. Ed. Reimann, orventl. Lehrer am der 
NRealihule in Breslau. Weiman 1855. 8.) 

2. Die Schweiz bietet ähnliche Erfcheinungen wie die nordamerifanijche Union, 
aud wenn wir nur die Entwidlung der jchweizeriichen Verfaſſung feit 1815 ins 
Auge faffen und die Darftellung der älteren Bundesformen dem befondern Artikel 
überlaffen. Der Bundesvertrag, welchen die 22 fouverinen Schweizer Kantone am 
5. Auguft 1815 feierlih beichworen 5), bezeichnete als Zwed des Bundes: Be— 
hauptung ihrer Freiheit, Unabhängigkeit und Sicherheit gegen alle Angriffe fremder 
Mächte und Hanphabung der Ruhe und Ordnung im Innern. Die Bundesange- 
legenheiten wurden von der Tagſatzung bejorgt, die fid regelmäßig alle Jahre 
am erften Sonntag im Henmonat in der Hauptitadt des Vororts verfammelt. Sie 
ift zufammengefegt aus den Gefandten der 22 Kantone, weldhe nah ihren In— 
ftiruftionen ihre Stimme abzugeben haben. Für die Zeit, wo die Tagſatzung 
nicht verfammelt ift, fonımt die Leitung der Bundesangelegenheiten dem Vororte 
zu, d. i. abwechslungsweife Zürich, Bern und Luzern. Die Tagfagung erflärt 
Krieg und fchließt Frieden; fie allein errichtet Dündniffe und ſchließt Handelsver- 
träge mit auswärtigen Staaten, Militärfapitulationen und Berträge über ökono— 
mifche und Polizeigegenftände mit dem Auslande mögen aud von den einzelnen 
Kantonen eingegangen werben, fofern fie weder dem Bundesverein nod den Rechten 
anderer Kantone zuwider find. Rechte, weldye ven Bundesorganen nicht ausdrücklich 
übertragen find, verbleiben den ſonveränen Cinzelfantonen. 

Den Hauptmängeln viefer Berfaffung bat die Reviſion vom 12. September 
1848 ©), welche ven Staatenbund in einen Bundesſtaat verwandelt hat, abzubelfen 
geſucht. So ift vor Allem der Bunbeszwed dahin erweitert, daß auch „ver Schuß 
der Freiheit und ver Rechte der Eidgenoſſen und Beförderung ihrer gemeinfamen 
Wohlfahrt" unter den Aufgaben des Bundes genannt wird. Die oberfte Gewalt 
des Bundes wird durd die aus dem National» und Ständerathe gebildete Bundes— 
verfammlung ausgelibt; die erſte Abtheilung verfelben begreift die Abgeordneten 


5) S. den Bundeävertrag in Pölitz, europäifchen Verfaſſungen. Bd. 111. S. 206 ff. 
6), ©, diefelbe in Dr. A. Rauch, parlamentarifcbes Taichenbud, Br. 11. S. 98 ff. Sie 
ward entworfen durch eine von der Tagſatzung im Auguft 1847 ernannte Reviſionskommiſſion. 
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des jchweizerifchen Volkes (anf je 20,000 Seelen einen), vie zweite die Repräfen- 
tanten der Kantone (für jeden zwei). Die Mitgliever beider Räthe ftimmen ohne 
Inftruktionen. Die vollziehende Gewalt und die Leitung der Eidgenoſſenſchaft ift 
einem permanenten, auf je 3 Jahre von der Bundesverfammlung gewählten, 
aus 7 Mitgliedern beftehenden Bundesrathe übertragen 7). Zur Ausübung der 
Nechtöpflege, jo weit fie in den Wirfungskreis des Bundes fällt, ift ein Bundes- 
gericht beftellt. Der Bund ift, um feine Ausgaben beftreiten zu können, nicht 
mehr ausjchlieglih auf die Beiträge der Kantone hingewiefen, ſondern mit eigenen 
Einnahmequellen verſehen. Es fließen nämlich in feine Kaſſen: der Ertrag der 
ſchweizeriſchen Grenzzölle, ver Poft- und Pulververwaltung; fubfipiär fann die 
Bundesverfammlung beſchließen, daß die Kantone Beiträge zu leiften haben. (Vgl. 
Bluntſchli, Geſchichte des ſchweizeriſchen Bundesrechts, Zürid 1849—52. 
J. Stettler, das Bundesſtaatsrecht der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft gemäß den 
Entwicklungen von 1798 bis zur Gegenwart. Bern 1847.) 

3. Die politiſche Geſtalt, welche Deutſchland durch die Bundesakte vom 
8. Juni 18155) erhielt, iſt die des Staatenbundes. Die ſouveränen Fürſten und 
freien Städte Deutſchlands vereinigten ſich zu einem beſondern ſtändigen Bunde, 
deſſen Zweck iſt: Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſchlands, dann 
der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen deutſchen Staaten. Die An— 
gelegenheiten des Bundes werden durch die aus den Geſandten der Bundesglieder 9) 
gebildete Bundesverſammlung beſorgt, die permanent iſt und ihren dauernden Sitz 
in Frankfurt a. M. hat. Die Kompetenz der Bundesverſammlung beſchränkt ſich 
auf die Realiſirung des im Bundesvertrage ausgeſprochenen Bundeszweckes; andere 
Gegenſtände gehören nur dann zu ihrem Wirkungskreiſe, wenn ſie und ſo weit 
fie ſpeciell und ausdrücklich als Bundesſachen erklärt find. Dem Bunde fehlt es an 
eigenen Finanzmitteln; er beftreitet feine Ausgaben aus den (Meatrikular-) Beiträgen 
jeiner Mitgliever. Nur vie Ginzelftaaten unterhalten ftehende Heere, aus deren 
Kontingenten fich erft, wenn und jo lange der Bund der Militärmadt zur Durd- 
führung feiner Zwecke bebarf, das Bundesheer bildet. Es giebt für den deutſchen 
Bund fein ftändiges Bundesgericht; für Streitigfeiten der Bundesglieder unter 
einander bat vie Sumdesitte das für den einzelnen Fall zu beftellenve „Austrägal- 
gericht” angeorpnet; f. ven Art. „Austräge“. — Hätte die Bundesafte darüber noch 
einen Zweifel übrig gelaffen, ob Deutfchland ein Staatenbund oder ein Bundesftaat 
fei, fo würde dieſer durd vie Wiener Schlußafte vom 15. Mai 1820 vollftändig 
gelöst fein; dieſe bezeichnet ven deutſchen Bund als „einen völferrechtlihen Verein 
der fouveränen Fürften und freien Städte Deutſchlands“, „als eine Gemeinſchaft 
jelbftftändiger, unter fih unabhängiger Staaten“ ꝛc. 10) (Bgl. H. U. Zachariä, 
Deutſches Staats- und Bundesredt. 2. Aufl. 1854. Br. II. ©. 610 fi.) — Die 


7) Daß die Kompetenz der Bundesorgane nun eine viel ausgedebntere fei, ala nach der 
Perfaffung von 1815, folgt ſchon aus der Erweiterung des Bundeszweckes. So ftebt der Bundes 
verſammlung insbefondere zu das Necht der Gejepgebung über Zölle, Boftweien, Münzen, 
Map und Gewicht (Art. 74, Ziff. 11). 

8, Der Rheinbund, „Dieje trügerifche Feſſel, mit welcher der Allentzweiende das erft zertrüns 
merte Deutichland, ſelbſt mit Beleitigung des alten Namens, umfchlang“, gehört der Geſchichte an; 
es wird daber bier von ibm abftrabirt. 

9) Eine Folge diejer ibrer Eigenſchaft ift es, daß fie nach den ihnen ertheilten Inftruftionen 
zu ftimmen baben und zu jeder Zeit abgerufen werden fünnen. 

10, Es wurde zwar öfter behauptet, Deutichland fei ein Bundesftaat (vergl. z. B. Bollgraf 
in der Halle'ſchen allgemeinen Literaturzeitung von 1845, Nr. 38). Allein wenn man der Beweis— 
führung genauer —— ſo wird man als Grund einer ſolchen Behauptung entweder Selbſt⸗ 


Bluntſchli, Deutſches Staaté ⸗-Wörterbuch. II. 19 
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öffentlihe Meinung ift num zwar feit Decennien darüber einig, daß biefe Ver— 
faffung ven Berürfniffen der deutſchen Nation nicht entiprehe, daß fie nur dazu 
geeignet fei, unter dem Titel „ver Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit” jede 
freiere Regung der Geifter nieverzubalten, nicht aber dazu, das deutſche Volk nad) 
Augen kräftig zu vertreten und im Innern zu heben und zu fördern. Allein vefjen- 
ungeachtet ift e& bisher nicht gelungen, eine Reform oder fonftige Aenderung ber- 
felben durchzufegen ; insbefondere ift der Verſuch, ven die Nation felbft im Jahre 
1848 in viefer Beziehung machte, ohne Erfolg geblieben: ver deutſche Bund 
befteht zur Stunde nod in der Form des Staatenbunves. ©. den Art. „Deuticher 
Bund. Reform." 

IV. Stellen wir nun die bisher aufgeführten Bunvesformen, melde vie 
Gegenwart aufzumeifen bat, vergleichend neben und gegen einander, jo werben ung 
mehrere nicht uninterefiante Wahrnehmungen entgegentreten, von denen wir einige 
der erheblichften hervorzuheben ſuchen wollen. 

1. Die Anläffe und die Motive zur Begründung eines Bundes find andere 
in der Schweiz und in Nordamerika einerfeits und in Deutfchland anverfeits, Die 
beiden erfteren Verbindungen wurden von Yändern und Völkern abgefchloffen, welche 
fi eben von einem größeren Gemeinweſen, dem fie bisher angehörten, frei und 
unabhängig gemacht haben, — und zwar zu dem Ende, um zumädft bie Unab- 
bängigfeit und Selbftftändigfeit gegeniiber dem bisherigen Heimathftante zu er- 
fümpfen und zu behaupten, dann aber viefelbe gegen männiglich zu fihern und zu 
verteidigen. Der gemeinjame Zwed mehrerer für fi minder mächtiger Gemein- 
weien führt fie wie von jelbft zu einem Bunde zufammen, der zunächſt nad Außen 
gerichtet, bald aud im Innern fördernd und das Ganze hebend wirkt. — Deutid- 
land, urſprünglich ein einheitlicher Staat, löst ſich nad der allmäligen Ausbildung 
ver Landeshoheit zulegt im Jahre 1806 in eine Anzahl von völlig unabhängigen 
Staaten auf. Nachdem vie Gefahr, einem fremden Staate unterworfen zu werben, 
abgewendet war, wird, um ber früheren Einheit, der Gemeinſchaftlichkeit der Natio- 
nalität und dem während der freiheitsfriege gegebenen Verſprechen Genüge zu 
thun, der deutſche Bund abgeſchloſſen; bei den kleineren Staaten hat ohne Zweifel 
die Rüdficht auf ihre eigene Sicherung und Erhaltung, reip. das Bewußtſein ihrer 
Ohnmacht beftimmend eingewirkt und für den Beitritt zum Bunde den Ausjchlag 

egeben. 

* 2. Die Zahl der verbündeten Staaten iſt anfänglich in der Schweiz und in 
Nordamerika nur eine geringe (dort 3, hier 13), die ſich erſt allmälig durch den 
Hinzutritt neuer Staaten vermehrt, indem die Gründe, welche zur Eingehung des 
Bundes geführt hatten, auch die Erweiterung veranlaßten, jo daß die Schweiz 
nun 22, die norbamerifanifhe Union 30 Bundesſtaaten 1) im fich begreift. Im 
deutfhen Bund, der bei feiner Gründung aus 38 (refp. 40) Bundesgenoffen be- 
ftand, bat ſich vie Anzahl der Bundesglieder feit feinem Beftehen (um 4) ver: 
mindert. — Aber nicht blos durch dieſes Zahlenverhältnig der Ginzelftaaten unter: 
fheiden fich die beftehenven Staatenvereine, jondern auch in anderen, jehr weſent— 
lihen Beziehungen : 


täufchung oder die Abficht, Andere zu täuichen, erfennen. So wird als ein Argument für den 
Bundesftaat genannt: der Staatenbund babe feine organifchen Einrichtungen; Deutichland babe 
olche, alfo jet es fein Staatenbund, fondern ein Bundesftaat. Offenbar ift bier das gewöhnliche 
ündniß oder die Allianz mit dem Staatenbund verwechielt. 
11) Zu den 30 Staaten fommen jedoch zur Zeit noch 4 jogenannte „Territorien“ und der 
Diftrift Columbia, 
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a. Die Schweiz und Norbamerifa begreifen Staaten von mwefentlich gleicher 
innerer Berfafjung; die ſämmtlichen Schweizer Kantone und bie Unionsftaaten 
find nämlih Republifen, vie bei der Anordnung ihrer Regierung dem Reprä- 
ſentantivſyſtem huldigen; ver deutiche Bund dagegen ift aus (30) monarchiſchen 
und (4) republifanifhen Staaten gemifht, fo jedoch, daß vie erfteren bei weitem 
vorberrfchend , find. 

b. Die Größe und die Macht der verbündeten Staaten bietet in ver Schweiz 
und in der norbamerifanifchen Union feine fo große Verjchievenheit var als in 
Deutichland 12); daher läßt fih der aus dem Begriffe des Bundesverhältniſſes an 
fih folgende Grundſatz der Gleichheit der Rechte (insbefondere der Stimmbered)- 
tigung) und Pflichten dort viel leichter und fonfequenter durchführen als bier; 
zwifchen Neht und Thatfache befteht in ven beiden erften Bunvesformen eine 
größere Harmonie. 

ec. Während die Bevölkerung Deutſchlands faft ausſchließend einer und der— 
felben Nationalität angehört, weifen vie Schweiz fowohl ald Norbamerifa in 
diefer Nitdficht große Differenzen auf; in der Schweiz find Deutjche, Italiener 
und Franzoſen mit einander zu demſelben Bunde vereint; die norvamerifanifchen 
Staaten bieten, auch wenn man von den Sflaven und Indianern abfieht, in ihrer 
Bevölkerung ein Gemifch aller möglichen Nationalitäten, aus dem als Mittelpunkt 
der angelfächfifche Kern hervorragt, dem ſich mehr oder weniger, bier früher, vort 
fpäter, die übrigen Nationalitäten zu affimiliren ſuchen. 

d. Deutſchland und die Schweiz haben mur Freie zu Unterthanen; dagegen 
giebt es in ver Mehrzahl der norbamerifaniichen Wreiftaaten neben den freien 
bald mehr bald minder zahlreihe Sklaven (Neger) 13), und die Union bat das 
Perhältnig der Sklaverei in gewiſſem Betrachte anerfannt und unter ihren Schuß 
geftellt, indem ein Geſetz vie nicht ſtlavenhaltenden Staaten verbinvlic erklärt, 
flüchtige Sflaven auszuliefern. 

e. Deutſchland und die Schweiz find fo dicht bevölkert, daß eine fehr erheb- 
liche Vermehrung der Finwohnerzahl nicht fo fehr zur Stärfung als zur Schwä- 
hung ter Ginzelftanten und des Ganzen führen würde; Norbamerifa gewährt 
dagegen ver Vermehrung und Ausbreitung der Bevölkerung noch ein weites, faft 
unermefliches Feld, auch wenn man dabei blos den gegenwärtigen Befitftand ver 
Union zu Grunde legt 1). 

3. Die äußeren Berhältniffe der Staatenvereine der Gegenwart zeigen dem 
Beobachter nicht minder erhebliche Verſchiedenheiten, als die inneren. Die Schweiz 


12) Der aröfte Kanton der Schweiz (Bern) zäblt 457,000, der Hleinfte (llri) 14,000 Seelen; 
in Nordamerika fteben fich New-York mit etwas mehr als 3 Millionen Einwohnern und Rhode: 
Island mit 63 Quadratmeilen und 147,000 Einwohner gegenüber (geringer noch ift die Ein 
wobnerzabl von Florida [71,000] mit einem Alächeninbalte von 2533 Duadratmeilen): Deutich 
fand bat neben Defterreih (mit einer Matrikularbevölterung von 9,, Millionen) und Preuiien 
(mit circa 8 Millionen) Staaten mit 5600 Einwohnern (Lidtenftein), dann mit 20,000 (Heſſen⸗ 
Sombura), mit 24,000 (Schaumburg-Lippe) u. |. w. 

13) Die Zabl der Sklaven betrug 1850 circa 3,200,000; unter den Ginzelftaaten find die 
iHavenreichften: Birginien, Nord: und Süd-Carolina, Georgien, Alabama, Miffiffivpi u. f. w. 
* a werden zu M bei der Repartition der Mitglieder des Nepräfentantenbaufes in Ans 
lab gebracht. 

⸗ 19 Die Schweiz zäblt auf einem Areale von 724 Quadratmeilen circa 2,400,000 Seelen, 
Deutihland auf 11,430 Quadratmeilen etwas mehr ala 43 Millionen Einwohner, Nordamerifa 
auf einem Gebiete von mehr als 100,000 Duadratmeilen 23 Millionen Einwohner, einichlichlich 
der Stlaven. Es treffen daher in der Schweiz circa 3300, in Deutfchland 3700, in Nordamerita 
etwas über 200 Menjchen auf die Quadratmeile, 
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ift ein vollfommenes Binnenland, ringe von den Stantsgebieten fremder und zwar 
vorberrfheıd an Macht ihr überlegener Staaten umſchloſſen. Daraus wird es 
erflärlih, wie die durch Völkerverträge feit 1815 der Schweiz auferlegte Neutra- 
lität für diefelbe keinen Nachtheil, ſondern wefentlih nur Bortheile enthält, indem 
fie dadurd in einem Zuftanvde gefihert wird, der ihr ohnehin durd die beftehenven 
thatſächlichen Verhältniffe zur Nothwendigkeit gemacht wird. Deutfchland hat mäch— 
tige und eroberungsfüchtige Staaten an feinen weftlihen und öftlichen Grenzen zu 
Nahbaren, die feine Selbftftänvigkeit gefährven können; im Süden und Norven 
wird ed nur von ſchwächeren Staaten und vom Meere begrenzt. Bon dieſer feiner 
Lage an ver hohen See hat Deutſchland leider bisher nicht ven Gebrauch gemacht, 
den ed machen könnte und follte; ja felbft die Anfänge einer deutſchen Flotte, 
welde aus freimilligen Opfern des deutſchen Volkes gegründet worden waren, hat 
das Organ des deutſchen Bundes unter den Hammer des Auftionatord (als weldyer 
Hannibal Fiſcher funktionirte) gebracht! Norbamerifa, im Often und Weften an 
das Weltmeer grenzend, hat aud zu Lande nur im Norden an England einen 
ebenbürtigen Nachbar; im Süden ftößt es an die im jevem Betrachte ſchwachen 
Staaten Centralamerifa’s, deren Exiſtenzdauer lebiglid eine Frage ver politifchen 
Opportunität für Nordamerika ift 1). ’ 

Diefe Bemerkungen mögen binreihen, um vie eigenthümlihen Verhältniſſe 
einer jeden der zur Zeit beftehenden Bundesformen anſchaulich zu machen und 
deren Beurtheilung auf richtige Grundlagen zu bauen. Bon der Kenntniß und 
Würdigung der befonveren thatſächlichen Verhältniſſe hängt zubem die Art ver 
Vortbildung und Entwidlung ver Staatenvereine ab. ft eine Veränderung ihrer 
Verfaffung und Verwaltung durch diefe nothiwendig gemacht und ift das Bewuft- 
fein hievon ein Gemeingut der Nation geworbeu, jo fann fie auch auf die Dauer 
nicht verhindert, höchſtens verzögert werden. Wie oben bereits erwähnt, haben 
Nordamerika und die Schweiz die Form des Staatenbundes verlaffen und fi eine 
bundesſtaatliche Verfaſſung gegeben. E8 wird nicht ungeeignet erjcheinen, wenn wir 
über die Art und Weife, wie tiefe Aenverung bewerfftelligt wurde, nod einige 
Worte beifügen. Der zur Nevifion der nordamerifanifhen Bundesartikel beftellte 
Generalkonvent erflärte, daß die Ratififation ver fpeciell zu dieſem Zwede ernannten 
Konvente von neun Staaten hinreihend fein fol, um die Konftitution in den 
Staaten einzuführen, welde fie ratificirt haben. In der That wurde bie revipirte 
Bundesverfaffung fogleih (1788) von 11 Staaten angenommen; blos Norb-Caro- 
lina und Rhove-Island lehnten anfänglih den Beitritt ab. Allein das erftere 
ordnete ſich ſchon im Jahre 1789, das zweite im Jahre 1790 gleihfalls ver 
neuen Regierung unter 16), — Die von der Tagfatung im Auguſt 1847 zur 
Revifion der fchweizeriihen Bundesverfaffung niedergeſetzte Kommiffion legte im 
April 1848 einen Entwurf ihrer Arbeit vor, über deffen Annahme folgende Be- 
ftimmungen getroffen wurden: Die Kantone follen fi darüber, ob die Revifion 
gutzubeißen jei, auf die durd vie Kantonalverfafjungen vorgejchriebene oder — 
wo die Berfafjung feine Norm hierüber enthält — auf die durch vie oberfte 
Behörde des betreffenden Kantons feftzufegende Weife ausfprehen. Die Ergeb- 
niffe der Abftimmung find dem Vororte zu Handen der Tagſatzung mitzutbeilen, 
welche entjcheivet, ob die neue Bundesverfaffung angenommen fei. Hat fih die 


— — — — 


15) Val. noch Ehrift. Karl Joſ. Bunſen, die deutſche Bundesverfaſſung und ihr Verhältniß 
zu den Berfaffungen Englands und der Vereinigten Staaten. Frankfurt a. M. 1849, 
16) Vergl. das oben angeführte Werk von Dr. Reimann, S. 271. 
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Tagſatzung bejahend erflärt, fo trifft fie unmittelbar die zur Einführung der— 
jelben erforverlihen Berfügungen. — In beiden Fällen waren es alfo nicht bie 
gewöhnlichen Bundesorgane, durd welche die Revifion zu Stande fam, fondern 
man beftellte und bevollmächtigte zu diefem Zwecke befondere Organe; man ver- 
(angte weder bier noch dort die Uebereinftimmung aller Betheiligten, wie viefes 
der Artikel 6 der deutſchen Bunvesafte von 1815 bei Abfaffung oder Abänderung 
der Grundgefege des Bundes fordert, obſchon vie Schwierigkeiten, welde ſich der 
Verwirklichung eines ſolchen Verlangens entgegenftellen, in beiden Ländern viel 
geringer gewejen wären, als in Deutjchland. Von der Anſicht ausgehend, daß auf 
dem Wege, den die Bundesakte vorzeichnet, irgend eine wefentliche Aenderung ver 
deutfhen Bundesverfaffung nicht zu erzielen fei, hatte die im Jahre 1848 gewählte 
Nationalverfammlung das Recht der Konftitwirung für fi in Anfprud genommen 
und die von ihr 1849 befchloffene und verfündigte Reihsverfaffung beftimmte dann 
in Abſchnitt VII. Art. 3 ($. 196): Abänderungen in ver Reihsverfaffung können 
nur durch einen Beſchluß beider Häufer und mit Zuftimmung des Reichsober- 
hauptes erfolgen. Bei viefem Beſchluſſe müſſen in jedem Haufe zwei Dritttheile 
der Mitglieder anweſend fein, und muß eine Mehrheit von zwei Dritttheilen bei- 
ftimmen. Es ift hier nicht der Ort, um weiter auszuführen, daß und warum dieſe 
Berfaffung nicht zur Wirkfamteit gelangte; aber erwähnen müffen wir noch, daß 
auf dem durch Artikel 6 der Bundesakte bezeichneten Wege auch feit 1849 eine 
Revifion nit zu Stande gefommen: ift. 

Bergl. über die vießfallfigen Verſuche die Artifel „Deutfher Bund, Ge- 
ſchichte, Reform" und die freilich nicht unbefangene Skizze bei Zöpfl, Grundſätze 
des allgem. und deutſchen Staatsrechts. 4. Auflage. Br. I. 8. 181 ff. (S. 418 ff.) 

Boy. 


Büreaufratie. 


I. Der Uebergang von der mittelalterlihen zur modernen Staatsidee (vgl. d. 
Art), der fih im Laufe des 18. Jahrhunderts vollzog, mußte den Charakter der 
öffentlichen Verwaltung ändern. E8 war ein Fehler des mittelalterlihen Staates, 
daß zu wenig — und ein Symptom feines allmähligen Verfalls, daß immer 
Ihledhter regiert wurde, daß die geringe Thätigkeit der Behörden fehr oft als 
Gewaltthätigfeit und fiskaliſche Berrüdung auftrat. Im modernen Staat wird 
nicht mehr zu wenig, aber leicht zu viel regiert und die Mißbräuche der alten 
Verwaltung find abgeftellt oder ermäßigt, aber auch durch neue Fehler erfett 
worden. So empfindlid machen viefe Fehler fi fühlbar, daß unter ihrem Ein» 
druck Biele verleitet werden, den politifchen Fortfchritt der neuen Zeit überhaupt 
zu leugnen. Wir find immer geneigt, diejenigen Uebel als vie drückendſten anzu= 
fehen, vie wir felbjt ertragen müſſen; ein Augenblid ver Rückkehr zu früheren 
Zuftänden würde den Muthlofeften überzeugen, daß ein großer Fortſchritt ftattge- 
funden bat und daß wir auf der gewonnenen höheren Entwidlungsftufe trotz aller 
neuen Uebel, vie ihr eigen find, doc höher ftehen, als auf der zurüdgelegten 
niederern Stufe. Diefer ermuthigenden Ginfiht bedarf e8 aber auch, um zur 
Ueberwindung der gegenwärtigen Uebel und zu weiterem Fortfchritte die Kraft zu 
gewinnen. 

Mit dem Ausorude Büreaufratie wird ein tiefmurzelndes Gebrechen be— 
zeichnet, das die Staatsverwaltung der neueren Zeit fehr allgemein charakterifirt. 
Je mehr die Erkenntniß praftifh durchdrang, daß der Staat fi aller öffentlichen 
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Interefien anzunehmen babe, die nur durch feine foncentrirte Macht befrievigt 
werben können, um fo größer und fehwieriger wurde die Aufgabe ver Verwal: 
tung und um fo gefährlicher wurde zugleich die irrige Auffaffung jenes Grumd- 
fages. War früher ven Individuen und Korporationen die Sorge fir ihre Inter- 
eſſen zu ausſchließlich zugeſchoben worden, fo fing man jegt an, diefe Einzelkräfte 
zu unterfhäten und die Einmiſchung des Staates zu übertreiben. Zum Irrthum 
gejellte ſich bewußte Abfiht, da ven Gewalthabern die Beherrihung des Ganzen 
amt beften gefichert fhien, wenn jede einzelne Bemwezung von oben ber geregelt 
werde. Daraus ging ein Syſtem des Vielregierens hervor, von dem fi unter 
allen civilifirten Staaten der alten Welt nur die Schweiz und England ganz frei 
gehalten haben I). — Ueberdies aber war aud die richtig verftandene Aufgabe 
wie gejagt größer und ſchwerer geworben :, Sollte die Verwaltung den verzehn- 
fachten Anfprücden Genüge thun, die an den modernen Staat gemacht werben, 
jo forderte ihre Leitung einen gefteigerten Aufwand von Geift, Einficht und patrio- 
tiſcher Hingebung. Wurde diefer Aufwand nicht gemacht, fo mußte die Verwaltung 
um fo gehaltlofer werden, je mehr fie ins Breite ging; fle mußte darauf verzichten, 
den unermeßlichen Stoff, den fie beherrſchen joll, zu durchdringen und mußte einem 
geiftlofen und ſelbſtſüchtigen Formalismus verfallen. Envlid nimmt im moder- 
nen Staat aud das Beamtenthum ſchon durd feine Gentralifation, feine ver- 
vielfahhte Zahl und durch das Bewußtſein gefteigerter Wichtigfeit eine andere 
Stellung ein. Es fühlt ji unter dem Syſtem der Bielregierung vollends als 
herrſchender Mittelpunkt des ganzen öffentlichen Yebens und bilvet einen gejchlof- 
fenen Stand außer und über dem Bolf. Je weniger ein im Formalismus ver- 
funfenes Beamtenthum durch fittlihe und geiftige Bildung bervorragt, um fo ge 
wilfer äußert fich dieſer Raftengeift in einem berben, verlegenden Auftreten gegen- 
über dem Volt. 

Unter dem Drud eines vielregierenden und formaliftifch regierenden Beamten- 
thums, das von diefem Geift ergriffen ift, haben vie Regierten dreifach zu leiden: 
Zunächſt werden ihre Angelegenheiten, in welchen fie eines Einfchreitens der öffent: 
lichen Autorität bevürfen, häufiger übel ald gut erledigt. Sodann müſſen fie die— 
ſes Einfhreiten mit feinen übeln Wirkungen in taufend Fällen über ſich ergehen 
laſſen, wo fie deſſen nicht bevurft hätten. Endlich aber fommen fie mit den Or- 
ganen der Autorität felten in Berührung, ohne das Gefühl einer perſönlichen 
Demüthigung davon zu tragen. 

Dieje drei eng zufammenbängenvden Uebel find es, die in ihrer Bereinigung 
mit dem Ausprude Büreaufratie — Screibjtuben-Regiment — bezeichnet wer— 
ven 2). Eine unwiſſende, involente oder beftechliche Verwaltung mit humanen For: 


1) Die Berwaltungseinrichtungen der genannten Länder follen biemit nicht unbedingt ala 
Mufter gerübimt werden. Die engliſche Verwaltung insbefondere bat es fich leicht gemacht, den 
Fehler des modernen Staats zu vermeiden, indem fie den entgegengeleßten Fehler des mittel 
alterlihen Staates feſthielt. Erſt in den legten Jahrzehnten bat fie den Weg des unvermeidlichen 
Ueberganges betreten. 

2) Diejer Auffaffung der Püreaufratie als einer Kranfbeit der modernen Staatsvermwals 
tung liegt ein jebr allgemeiner und feftftebender Sprachgebrauch zu Grund. Es ift deßhalb nicht 
au billigen, wenn Manche fich deifelben Ausdrufs zur Bezeichnung der modernen Verwaltung 
n ihrem normalen Juftande bedienen. Die durchdringendere Erfafjung des öffentlichen Lebens 
im Gegenfag zur früheren VBerwabrlofung und die dadurch bervorgerufene Ausbildung des heuti— 

en Beamtentbums fteben zur Büreaufratie in dem Berbältniffe des geiunden Zuftandes zum 
vanfen. Demgemäß iſt auch die Oppofition gegen bürcaufratifhe Entartung wohl zu untericheis 
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men, ober eine Verwaltung, die unter groben Formen, aber mit Geift und leben- 
digem Eifer ihre Pflicht thut, oder eine Verwaltung, die ven Dingen ihren freien 
Lauf läßt und nur zuweilen mit Gewaltſtreichen dazwiſchengreift — das alles ift 
niht Büreaukratie in der Bedeutung, die ein entfchievdener und berechtigter Sprach— 
gebraudy mit dem Worte verknüpft. — 

Die Bireaufratie hat, wo fie eingedrungen ift, ihren Sig in den Organen 
der Regierung, vor allem der Polizeigewalt; aber von da aus verbreitet ſich 
ihr Weſen leicht über das gefammte Beamtenthum und noc weiterhin über ver- 
wandte Regionen 3). Es findet fih dann ebenſowohl an den Schaltern der Boftbe- 
börden als in ven Amtsftuben der Öemeindeverwaltungen und im den Gerichts- 
fanzleien. Wenn man von gerihtlider Büreaukratie ſpricht, fo fehlt freilich 
jenes charakteriſtiſche Kennzeichen einer” allgegenwärtigen Staatsgeſchäftigkeit, das 
der regierenden Büreaufratie eigen ift, aber die Herridhaft des tödtenden Buch— 
ftabens anftatt des Geiftes, der lebendig macht, die „Nummernerledigung”, ber 
jest verfhwindende Inquirenten-Terrorismus — find dod nur Früdte von dem— 
jelben Stamm. Cine zweifache Rolle fpielt in büreaukratiſch verwalteten Ländern 
die Advokatur: ihre Mitgliever führen zum Theil den rechtmäßigen Vertheidi— 
gungstampf ver Bevölkerung gegen bürenufratifhen Drud, zum Theil aber einen 
Kampf, ven die perfünliche Eiferfucht zwijchen nicht beamteter und beamteter Büreau- 
fratie hervorruft. — Der Wirkungskreis der Büreaufratie ift hiemit nody nicht 
erihöpft: In konftitutionellen Staaten, wo Staatsbeamte, Gemeindebeante, Advo- 
faten, an der Gefeßgebung einen überwiegenden Antheil haben, ebenfo im abfoluten 
Staat, wo diefe Arbeiten ganz von Staatöbeamten ausgehen, trägt aud bie 
Gefeßgebung den Stempel des bürenufratifchen Geiftes nad dem Verhältniß, 
in dem berjelbe vie Berwaltung beherrſcht. — 

Der Irrthum, daß Bilreaufratie und Abfolutismus unzertrennlicd feien, 
ift nad) einer Seite bin durch die Erfahrungen des Jahres 1848 berichtigt wor- 
den. Damals zeigte fih, daß auch der Napdifalismus, wo er an's Ruder gelangt, 
Weſen und Yormen der Büreaufratie feiner Natur gemäß findet; es zeigte ſich 
au, daß er zuvor ſchon unter ven eifrigjten Dienern abjolutiftiiher Regierungen 
ftille Anhänger in großer Zahl gehabt hatte, vie jet feiner fiegreihen Fahne 
folgten. Da aber die Unfähigkeit, Brod und Amtswürde einer Idee zu opfern, 
den Büreaufraten ftet? zum beveitwilligen Diener verjenigen Gewalt madt, vie 
ihm beides gewährleiftet, jo erneuert ſich in reaftionären Zeiten immer wieder bie 
Täufhung, daß die herrſchende Gewalt an ihm das verläfligfte Werkzeug habe. 

Das Bortommen der Büreaufratie ift auch nicht an beftimmte Verfaſſungs— 


den von der Oppoſition radikaler und abfolutiftiiher Parteien gegen eine fräftige Verwaltung. 
Die eritere kehrt fich gegen den Franken, die leßtere gegen den gefunden Zuftand. In Preußen 
lehnt fich die ritterſchafiliche Reaktion, unter dem Vorwande die Büreaufratie zu befänpfen, 
wider die ganze, im Beamtentbum ausgeprägte Entwicklung des modernen Staates auf; fie be 
kãmpft den —— Organismus und trifft dabei nur gelegentlich auch kranke Theile. — Die 
„büreaufratiihe” Berwaltungsform im Gegenſatze zur kollegialen (f. die Art. „Amt“ und 
„Staatöverwaltung‘‘) bat wit dem Weſen der in diefem Artikel beiprochenen Bürcaufratie nichts 
gemein. Die follegiale Form kann in bürenufratijchem Geift, die büreaufratifche in ſtaatsmänni— 
Ihem Geifte gehandhabt werden. 

3) Namentlich entwickelt fich auch in den Behörden des yproteftantifchen Kirchenregiments 
gern eine Art geiftlicher Büreaufratie, die jedoch der Natur der Sache nach mehr auf die unter: 
geordneten Orgäne, die Pfarrer, ald auf die Gemeinde felbft drückt. Das katholiſche Kirchenregi: 
ment hat feine eigene Art, unabhängig von dem Gharafter des weltlichen Beamtenthums. 
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formen ausſchließlich geknüpft; ſie tritt in republikaniſchen wie in monarchiſchen 
Staaten, in der konſtitutionellen wie in der unbeſchränkten Monarchie auf. Nur 
kann ſich in abfoluten Monarhieen und in demokratiſchen Republiten, wo ber 
Beamte vom Winf des Herrfchers oder von oft erneuerten Wahlen abhängt, jener 
Kaftengeift nicht entwideln, von dem die Büreaufratie ihre nieverbrüdende Kraft 
empfängt. 

II. Um vie Wirkungen der Büreaufratie richtig zu ermeffen, muß man 
die charakteriftiichen Eigenjchaften verfelben — ihren Formalismus und ihren 
Kaſtengeiſt — näher in’s Auge fallen. 

Wie für jede verwidelte Gefhäftsführung im Privatleben, fo ift auch für vie 
öffentliche Bermaltung das Einhalten beftimmter Formen unerläßlich. Diefe For- 
men müſſen fi) mit dem Umfang der Aufgabe vervielfältigen und die „Vieljchrei= 
berei“ der modernen Verwaltung ift infoferne ein unvermeidlicher Begleiter bes 
höher entwidelten Staatslebeng. Aber darin unterfcheidet fi die Büreanfratie vom 
gefunden. Zuftand, daß im legteren die Form um der Sade willen beobachtet 
und nöthigenfalls der Sade geopfert wird Y, während jene die Form um ihrer 
felbft willen pflegt und ihr das Wefen der Sache zum Opfer bringt. Die Büreau- 
fratie der unterften Abjtufung vollbringt ihre amtlihe Aufgabe nicht, um in dem 
angewiefenen Kreife nüglich zu wirken, fonvdern um den Weifungen zu genügen, 
die ihr von oben ertheilt find, d. h. um eine Reihe vorgefchriebener Formalitäten 
zur Zufriedenheit der Vorgefegten zu erfüllen. Höher ftehen diejenigen, die nicht 
ohne Hingebung für die treue Erfüllung ihres Berufs, aber ohne geiftiges Ver— 
ftändniß der Aufgabe und der Mittel, in demſelben Formendienſt die Befriedigung 
ihres Gewiſſens fuchen. Bei einer büreaukratiſchen Verwaltung befteht die Schuld 
des läffigen Beamten darin, daß er e8 an prompter Handhabung der Formen 
fehlen läßt und umgefehrt das Verdienſt des eifrigen Beamten darin, daß er alle 
Geſchäfte rafh und in tadellofer Form abzuthun weiß. Sobald die Aominiftra= 
tion diefe Richtung eingefhlagen hat, müſſen and die innerlih Widerftrebenven 
ihr mehr oder weniger folgen, weil die Bollfommenbeit des auf die Spite ge 
triebenen Formendienftes, die vom Beamten vor allem geforbert wird, mit einer 
freien, auf ven Grund der Sachen eingehenden Thätigfeit nicht vereinbar ift. Bei 
diefer Richtung hat der Beamte Feine Zeit, die wahren Pflichten feines Amtes 
zu erfüllen, und felbft wenn vie Zeit fich fände, wird er bald wahrnehmen, daß 
feine Handlungsweiſe — als ein Verſtoß und ftiller Vorwurf gegen das bejtehende 
Syftem — nit Aufmunterung, fondern Mifbilligung erfährt. 

Wenn eine büreaukratiſche Verwaltung den Widerftand empfindet, ver fich 
gegen den Drud ihrer ‚vielregierenden Thätigkeit erhebt, fo fucht fie diefen Wider: 


MW, H. Puchta erzählt in feiner Lebensbeſchreibung einen Vorgang, der fich unter der 
marfgräflih brandenburgiichen Regierung in Ansbach begab und zur Sharakterifirung des geſun— 
den Yuftandes jehr geeignet ift: Der mit der Prüfung der juriftifhen Kandidaten beauftragte 
Regierungsrath fjollte einen jungen Mann von anerkannter Tüchtigfeit, aber von eben jo notori- 
fher außerordentliher Schüchternheit examiniren. Als nun der Kandidat Tags zuvor feinen Be: 
fuch bei dem Prüfungstommiffär abftattete, ging letzterer auf ein vertraufiches Geſpräch über die 
perfönlichen Berhältniffe deijelben und über den Gang feiner Privatftudien, dann unvermerft und 
mit Erzählungen aus der eigenen Lniverfitätszeit wechielnd, auf eine Diskuffion über einzelne 
Nechtömaterien ein. Der Kandidat gab zutraulich und eifrig Beſcheid und die Unterhaltung wurde 
fo fange fortgefegt, bis der Kommiffär ihn mit der Eröffnung überraichen fonnte, daß die Prü- 
fung vorüber und wohl beftanden fei. — In den büreaufratiichen Einrichtungen unferer heutigen 
Verwaltung ift für ſolche Abweichungen von der regelmäßigen Form — auch als jeltene Aus: 
nahmen behandelt — fein Raum; die Form ſteht unabänderlich über dem Wefen der Sad, 
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ftand zu brechen, indem fie noch mehr regiert. Wenn fie fih bemüht, ihre Ein- 
richtungen zu vervollfommnen, jo befteht ihr Fortſchritt in einer Steigerung bes 
Bormendienftes. Wenn ihre Beamten unter diefen gefteigerten Anforderungen er- 
lahmen, fo treibt fie durch vervielfältigte Kontrolen, die den Vollzug ihres Willen 
fihern follen, die Anforderungen noch höher. Dies hat zur Folge, nachdem zuvor 
Ihon der Form das Wefen geopfert war, daß nun auch die Form gefälſcht 
wird und ihren relativen Werth einbüßt. Bon vem Uebermaß unerfüllbarer Zu- 
muthungen bevrängt, greifen die gewiffenhafteften Beamten zur Fälſchnng der 
Formen ald dem einzigen Auskunftsmittel. Wenn 3. B. auf formgerechte Tabellen 
und Berichte über den Zuftand eines Bezirkes an und für fih ſchon mehr Werth 
gelegt wird, als auf ven Zuftand felbft, jo muß eine bürenufratiiche Verwaltung 
überbied auf vie innere Wahrhaftigkeit folder Darftellungen verzichten; fie muß 
fih mit Berichten und Tabellen begnügen, deren Inhalt dur die Erfinbungs- 
und Kombinationsgabe des Verfaſſers beftimmt wird. und den thatfädhlihen Zu- 
ftänden nur da entjpricht, wo die Wahrheit eben fo bequem zur Hand war wie 
die Unwahrheit. Der Beamte entfchließt ſich zu ſolchen Fälfhungen um fo leichter, 
je weniger er an die Verwendung feiner Arbeit fir reale praftiiche Zwede glaubt; 
feine Vorgeſetzten begnügen ſich mit der trügeriichen Vorlage um jo eher, je mehr 
deren Inhalt darauf berechnet ift, ihren Wünfchen zu fehmeicheln. 

In der beften Bermaltung fehlt e8 nit an unfähigen und involenten 
Miethlingen; aber viefe werden unſchädlich durch das Uebergewicht der tüchtigen 
Beamten, die fih mit freudigem Willen und mit voller Kraft dem öffentlichen 
Dienft widmen. Anderſeits fehlt es aud in ver büreaufratifhen Verwaltung 
nie ganz an ausgezeichneten Beamten, tüchtigen Gefegen und mwohlthätigen Maf- 
regeln. Aber viefe kommen in Widerſpruch mit dem herrſchenden Geift, nicht 
als natürliche Frucht deſſelben zum Vorſchein; fie find Ausnahmen, die den Cha— 
rafter des zen nicht ändern können. — 

Das zweite Merkmal der Büreanfratie ift ihre faftenmäßige Abſonde— 
rung von der bürgerlichen Gefellihaft. Der Staat nimmt jeine Beamten aus allen 
Ständen; er vereinigt die Söhne von adeligen Geſchlechtern, von Bürgern und 
Dauern in denſelben Kollegien. Unter gefunden Zuftänden erleichtert dies den 
Beamten die Auffaffung ihres Berufs, ver fie ans allen Klaffen verfammelt hat, 
um mit gleicher Hingebung dem Intereſſe aller Klaffen zu dienen. Im büreau- 
kratiſch vegierten Staat fühlt fih der Beamte vielmehr außerhalb aller Klaffen 
geftellt und viefe Stellung ift feine willführlich gewählte. Derin da er einerfeits 
mit feiner von jemen Klaffen den Lebensberuf theilt, anderſeits nicht von dem 
Bewußtſein und dem Streben erfüllt ift, ihrer gemeinfamen Wohlfahrt zu dienen, 
jo befteht zwifchen ihnen und ihm fein natürliches Band. Als Theilhaber der realen 
Macht, die vom Staat über Alle ausgeübt wird, nimmt er dann folgerichtig 
feinen ifolirten Plaß oberhalb aller übrigen Klaffen in Anfprud. 

Da aber diefer Anſpruch gerade im büreaufratiihen Staat am wenigften 
dur vorzüglice Bildung, politifhe Ginfiht und Berdienft um die Geſammtheit 
unterftügt wird, fo tritt er auch nicht in den wilrbigen Formen auf, in welden 
fih wahrhafte fittlihe und geiftige Ueberlegenheit geltend madt. Im amtliden 
Verkehre werden die Mittelllaffen barſch, die unteren Klafjen grob behandelt; Adel 
und Geiftlichkeit 3) müſſen empfinden, daß ihre einftige Macht auf die Büreau- 
fratie übergegangen ift. Im gejellihaftlihen Verkehr findet entweder völlige 


5) Dol. „Büreaukratie und Geiſtlichteit“ in der deutſchen Vierteljahrsfchrift Nr, 74, 
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Abſchließung ftatt, oder demiüthigende Herablaffung zu den Kreifen einer ſchüchternen 
Bürgerſchaft. Bezeichnend ift das Verhalten der Büreaufratie zur Oemeinde: Im 
gefunden Zuftand ift fi der Beamte, gleich jedem andern Bürger, feiner Beziehun- 
gen zu der Gemeinde und feiner Pflichten gegen dieſelbe bewußt. Mit dem öffent- 
lichen Leben berufsmäßig vertraut, wird er an Verſtändniß des Gemeindewejens, 
an thätiger Mitwirkung für das Gedeihen vejfelben und an williger Erfüllung 
jener Pflichten Hinter feinen Mitbürgern nicht zurückſtehen. Im büreaufratifchen 
Zuftand fträubt ſich der Staatsbeamte gegen ven Gedanken, einem Gemeindever- 
band einverfeibt, einer Gemeinveobrigfeit untergeorbnet zu fein; er mißachtet dieſe 
Anftalt als einen Auswuchs der allgemeinen Staatsorbnung, der fein Dafein nur 
durch die Duldung der Staatögewalt und unter der Zucht derſelben frifte. Er hat 
überhaupt feinen Mitbürger, denn er fühlt fi weder als Bürger der Gemeinde 
noch als Staatsbürger, fondern ausſchließlich als Staatsdiener, d. h. als Diener 
und zugleich als mitherrſchendes Glied der Staatsgewalt, von ber er fein Brod 
und feine Würde empfängt. | 

Diefe Aeußerungen des büreaufratifhen Kaftengeiftes, dem fi nur die tüch— 
tigften Naturen ganz zu entziehen vermögen, wirken tief und verberblih auf das 
Verhältniß der Maffen zum Staat. Werm die Maffen als fichtbaren Vertreter 
des Staates ein Beamtenthum erbliden, das ſich in foldher Iſolirung über ihnen 
erhebt, und wenn jedes Zufammentreffen mit demſelben wie ein bevorjtehendes 
Uebel gejcheut werben muß, fo wird der Staat jelbft in den Augen ver Maſſe 
zu einem fremden und feindfeligen Wefen. Man unterwirft ſich feiner Ueber— 
macht, wenn er nimmt, und überfieht jeine Wohlthaten, wenn er giebt. Das 
Bewußtjein, ihm anzugehören, jelber einen lebendigen Theil des großen Or— 
ganismus zu bilden, — der politiiche Sim, die Kraft und Luft der Aufopferung 
geht verloren. Diefer politiihe Sinn ift es aber, ver das Staatswefen in fried- 
lihen Zeiten ftart macht und in Gefahren aufrecht erhält. " 

Das büreaukratiſche Beamtenthum veizt einen Fürften, ver fich im feine Hände 
giebt, zum Mißbrauch der fürftlihen Gewalt; es lähmt dagegen die Gewalt 
eines Fürſten, der nicht geneigt ift im feinem Sinne zu bereichen und doch feine 
Macht nicht zu brechen wagt. Thatfählich ift ein ſolcher Fürft in der Ausübung 
der Sonveränetätsrechte durch den hemmenden Einfluß der Büreaufratie ftärfer be- 
ſchränkt, als er verfaffungsmäßig durch fonftitutionelle Einrichtungen beſchränkt fein 
fan. Denn jede wohlthätige Regierungsmaßregel, deren Gebanfe von ihm aus- 
geht, wird durch ven büreaukratiſchen Bollzug verunftattet und entwerthet, 
oder fie wird im ftillen Einverftänpniß des widerjtrebenden Beamtenthbums unvoll- 
zogen befeitigt. Seine Herrſchaft ift eine Scheinherrfchaft, weil fein Wille nicht 
ins Leben "tritt; der befte Nachruhm, ver ihm zu Theil werben kann, ift cs, 
wenn im Volk die oft gehörte Rede geht: er hat es gut gemeint, aber feine Be- 
amten haben es übel gemadt. 

III. Die Büreaukratie fann zur vollen Herrfchaft nur gelangen, wenn an 
der Spige der Berwaltung Berfönlichkeiten ftehen, die ihr angehören, oder doch 
Beamte ohne ftaatsmännische Begabung, die fie dulden. Ebenfo gelingt ed nur 
dann ihre Herrichaft zu brechen, wenn Staatsmänner an der Spite der Ber- 
waltung fteben 6), Es wäre vergeblich, zu erwarten, daß irgend ein Anftoß von 
unten ftarf genug fein werde, die innere Umgeftaltung ber Büreaukratie zu er: 


6) Dal. Ar. Robmer’s Schrift „„Deutichlands alte und neue Büreaukratie“ (München 1848), 
der dad Folgende zum Theil wörtlich entnommen ift. 
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zwingen. Diefer Anftoß müßte bis zur höchſten Spige reichen, d. b. zur Revo- 
Iution werben, und wenn es der Revolution gelungen wäre, alle Staatseinridy- 
tungen umzuwälzen, aber nit, Staatsmänner an die Spige der Verwaltung zu 
bringen, jo würde nur eine neue Büreaufratie die alte erfegen. Ueberhaupt feine 
Umgeftaltung der Inftitutionen, der Impuls gehe von unten oder von oben 
aus, führt an und für fid) zum Ziel. Denn alle neuen Ginrichtungen, treten fie 
unter büreaufratifher Leitung ins Leben, werden fofort büreaufratifch verwandelt 
oder abgetöbtet. Auch die umfaſſendſten fonftitutionellen Garantieen wür— 
ven daſſelbe Schidjal erfahren, va feine Eonftitutionelle VBerfammlung ſelbſt ver- 
walten und den Geijt der Verwaltung beherrihen kann. Nur eine von allen 
legislativen Reformen wäre vermögend, das Uebel wenigjtens fühlbar zu ermäßi- 
gen: die Einjchränfung ver Staatögewalt auf die in ihrem natürlichen Wirkungs- 
kreis liegenden Geſchäfte, die Herftellung einer vem Bildungsgravde des beftimmten 
Bolfes entſprechenden Selbftuerwaltung, d. h. alfo die Befeitigung jenes Syftemes 
ver Bielregierung, das oben als ver ftärffte Hebel der Biüreaufratie bezeichnet 
wurbe. Daburd wäre der Umfang ihrer ververblihen Einwirkungen beſchränkt und 
zugleih ihr Kaftengeift gejchwäcdt. Immerhin aber würde fie fortfahren, die ihr 
vorbehaltenen Gejchäfte büreaufratifch zu verwalten, 

Das Staatsleben völlig von ihr zu befreien, ift nur möglid — dann aber 
auch unter jeder Berfaffungsform in gleicher Weife möglid — durch das Ein- 
greifen leitender Perjönlichkeiten, die von ftaatsmänniichem Geifte, dem Gegenfag 
des büreaukratiſchen Geiftes, erfüllt find. „Mit der ſtaatsmänniſchen Oberleitung 
ift die Büreaukratie vernichtet, der Beamtenftand aber gehoben. Mit ihr erhält 
der Beamte, was die Bireaufratie ihm nie zu geben vermag: die Bürgſchaft, 
daß jede Fähigkeit an den ihr eigenen Pla geftellt und zu dem ihr eigenen Ge— 
ihäftstheile berufen wird und die Gewißheit, daß er die Wahrheit nad oben zu 
ohne Scheu darlegen und auf ihr Verſtändniß rechnen darf. Der Beamte weiß 
dann, daß er wirflid nügt; er weiß, daß feine Arbeit nicht mehr gleich jener ber 
Danaiden verurtheilt ift, durch das löcherige Sieb verzweifelte Zuftände endloſe 
Fluthen von Tinte zu gießen, fondern daß fie, ald Mittel in höherer Hand, den 
heiligen Lebenszweck, ven fie erftreben foll, wirklich erfüllt. So wie der rich— 
tige Impuls gegeben ift, faſſen aud die Behörden ihre Gefhäfte anders auf; 
die Art der Geſchäftsbehandlung verändert ſich, vie talentvollen und tüchtigen Ar- 
beiter treten hervor und auch die bloßen Schreibernaturen werden nützlich an ihrem 
Ort.“ Es bedarf feiner durchgreifenden Perjonalveränderungen, fondern die Ent- 
fernung der unverbejferlichften Eremplare genügt, während vie Uebrigen ſich zum 
Theil freudig, zum Theil gefügig dem neuen Geift unterwerfen. „Und ift erſt bie 
Polizei von ftaatsmännifchen Händen umgeftaltet und ihrer eigentlichen Beftim- 
mung als Hüterin ver leiblihen Wohlfahrt und ver wahren Freiheit des Volkes 
wiedergegeben, jo wird der PVerwaltungsbeamte aus dem Feind oder wenigftens 
dem Beargwohnten des DVerwalteten fein natürlicher Freund.” 

Wie unter günftigen Umftänden vie ausgebilvetfte Büreaufratie durch bie 
ftaatsmännifche Kraft eines einzelnen Mannes mit Einem Schlag umgewandelt 
werben kann, bat das Beifpiel Stein’s an der Spige der preußifchen Verwaltung 
geaeigt. Arr dem Gang der Dinge unter feinen Nachfolgern kann die weitere 

ehre entnommen werben, daß das Uebel von unten friihe Keime treibt, ſobald 
oben das ſtaatsmänniſche Element verfhwunden: ift. 

Im monarhifhen Staat ift e8 die höchſte Aufgabe und das höchſte Verdienſt 
des Fürſten, vie feltenen ſtaatsmänniſchen Naturen aus der Menge hervorzu— 
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heben und an ihren Pla zu ftellen. Einerfeits erleichtert, anderſeits erſchwert wird 
ihm dieſe Aufgabe bei dem Beftehen konftitutioneller Einrihtungen: erleichtert, 
infofern die parlamentarifhe Thätigfeit eine Schule des ftaatsmännifhen ZTalentes 
und zugleih der Schauplag ift, wo baffelbe die Proben feiner Tüchtigteit öffent- 
lid) ablegt, — erfchwert, infofern von parlamentarifher Auszeihnung oft trüg- 


ih auf ftaatsmännifche Befähigung gejchloffen wird 7). Brater. 
Bureaufratifches un Kollegial:Syftem, j. Amt, Staatsver- 
waltung. 


Bürgerrecht, ſ. Deutfhes Bürgerreht, Gemeindebürgerredt, 
Staatsangehörige und Staatsbürger. 


Bürgerftand. . 


Der Bürgerftand war dem urfprünglihen Leben ver deutſchen Völler fremd. 
Die Germanen kannten feine Städte und waren, als fie die römischen Städte 
fennen lernten, dem engen Zufammenleben in denfelben entfchieden abgeneigt. Sie 
betrachteten es als gefährlich für ihre Freiheit. Während des Mittelalter aber 
entftanden auch im Deutfchland eine große Zahl neuer Städte, einige derſelben 
angelehnt an frühere römische Nieverlaffungen, die meiften aber aus neuen Bedürf— 
nifjen erwachſen oder durch mächtige Herren nen begründet. Die Entwidlung der 
Städte feit dem zehnten Jahrhundert legte den Grund zu der allmähligen Aus- 
bildung eines eigenthümlichen nenen Standes, des Bürgerſtandes. 

In den Anfängen der ſtädtiſchen Entwidlung war der Gedanke des Bürger: 
thums noch wenig erfichtlich. Die Älteften Städte waren noch ein lofe verbundenes 
Konglomerat der verfchiedenartigften ftändifchen Berhältniffe Es lebten in ven 
Städten beifammen geiftlihe Fürſten, Bifchöfe mit ihren Vaſallen und Dienft- 
leuten, weltliche Fürften und Herren mit ihren Höfen, Klöſter mit ihren Gotteshans- 
leuten, ritterbirtige Familien, theils mit, theils ohne Lehensgüter, freie Grundeigen- 


. 


7) Mobil jagt in feiner Abh. „über Büreaukratie“ (Zeitichr. für die ge). Staatsw. Jahre 
gang 1846): „So lange die Minifterien nicht der Ausdruf der politiſchen Mehrheit im Bolke, 
fomit in den Kammern find, fondern die Spitze der die Bolfövertreter und die von ihnen adop⸗ 
tirten Interefien befämpfenden Büreaufratie, jo lange wird auch nicht der ſtaatsmänniſche Gedante 
in denjelben vorberrfchen. Dagegen müßte die Ernennung der leitenden Männer in den Stände 
verfammlungen zu Miniftern notbmwendig bedeutende, namentlich ftaatsmännifch begabte und geübte 
Talente zum Einfluſſe berufen.” Dagegen Nobmer a. a. O.: „Es ift allerdings wahr, daß das 
parlamentarische Leben Staatsmänner beranbildet. Zwar wird der Staatsmann wie der Dichter 
geboren, aber feine Entwicklung wird am jehnelliten in den Parlamenten gefördert, während 
fie in den Bürcaus unterdrüdt oder erſtickt wird. Allein gänzlich irrig it es, daß die bloße 
Führung der Oppofition den Staatsmann macht. Staatsmann ift der Mann, der die 
Fähigkeit bat, jei es nun im Großen oder innerhalb eines gewiſſen Kreiſes, zu regieren. 
Opponiren aber und Reyieren find im Staate genau fu verfchieden wie Tadeln und Beſſermachen 
im gemeinen Leben, So wenig der Tadler als ſolcher für fih dad Vorurtheil bat, es beſſer 
machen zu können, fo wenig darf es der Opvonent als folder haben. Es handelt ſich einzig um 
die Art der Oppofition. Iſt fie fo beichaffen, daft fie die Fäbigkeit, beffer zu machen, d. b. eine 
jchöpferiihe Begabung zeigt, jo ift der Schluß aufs Regleren gegeben... Wir Deutiche haben 
in unreifer Nachahmung fremder Formen die Oppoſition als ſolche auf die Stühle gefept 
(1848) und daber die Taͤuſchung. Diefe Oppofition ift nicht nur unfäbig, unferem Bedürfnig, — 
fie ift auch, ſowie fie zur Negierung gelangt, unfäbig, ibren eigenen Grundjägen zu genügen. 
Sie giebt und nicht nur feine Staatsmänner anftatt der Büreaufratie, fondern fie ift um ibrer 
Selbfterbaltung willen genöthigt, fich der Bürcaufratie in die Arme zu werfen, d. h. im 
Erfolg: auf die alte büreaufratifche Weife fortzuregieren.“ - 
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thämer und Hausbefiger, königliche Dienftleute, freie Zinsleute, Grundholden ver- 
ſchiedener Herren, gewerbtreibende Familien der mannigfaltigften Art ohne Grund- 
befig, die einen perjönlid frei, die andern hörig, Dienftboten u. f. f. Jede Klaſſe 
hatte noch ihre befondere Genoffenfchaft und ihr befonveres Recht. Sie waren nur 
durch die Gemeinschaft des Ortes, nicht perſönlich verbunden. Aber eben 
jene Ortsgemeinfhaft wedte allmählig das Bedürfniß einer korporativen Geftaltung, 
welche zuerft einzelne Theile, dann immer weitere Schichten der Bevölkerung zu 
Einer Bürgerfhaft verband. Stadt und Land waren zuerft noch nahe verwandt, 
die älteften Städtebürger häufig Meine Landwirthe; dann trennte fi die wachſende 
und durd ihre eigenthümliche Kultur umgewandelte Stadt jchroffer von dem Dorf 
und dem offenen Marktfleden. Dort entftand nad und nad der mittelalterliche 
Bürgerftand, bier der mittelalterlihe Bauernſtand. 

Der Ausprud „Bürger“ oder, wie er urfprünglic lautete, „Burger (Bur- 
genses) befam von Zeit zu Zeit eine erweiterte Bedeutung und begleitete fo bie 
Vortfchritte des Bürgerthums. Zunächſt bezeichnete er die freien Genoffen ver 
ftäßtifhen Verfaffung, nicht blos im Gegenfage zu derjenigen Bevölkerung der Stadt, 
die feinen Antheil hatte an ftäptifcher Gerichtsbarkeit und Verwaltung, fondern 
auch im Oegenfag zu den Rittern und Dienftleuten, welde mit jenen bie 
ſtädtiſchen Rechte theilten. Ritter und Dienftleute hatten zuvor ſchon, auch abge: 
ſehen von der Stadt, ihre anerkannte ftändifche Stellung. Die Bürger im obigen 
Sinne erwarben eine ſolche erft in Verbindung mit der Stadt. In dieſer Bezeich- 
nung wurde es von Anfang an offenbar, daß das wahre Bürgerthum feinen 
Keim erft im ftäptifchen Leben und in ſtädtiſcher Kultur finde. 

In einem weiteren Sinne fam der Ausdruck auf, um alle vie berechtigten 
Glieder der ſtädtiſchen Genoſſenſchaft, Ritter, Dienftleute und Burger, zufammen- 
zufaffen. Intereſſen und Rechte verbanden fie zu neuer Einheit. Es find das die 
eigentlihen Altbürger, Geſchlechter, Patricier, Bollbürger. In ven 
ftäptifchen Räthen und Gerichten erhielten jie gemeinfame Organe der bürgerlichen 
Selbftftändigfeit und früh ſchon erwachte in ihmen die Neigung, die Herrſchaft 
der geiftlihen und weltlihen Stabtherren zu bejchränfen oder zu verdrängen und 
durd ihre Autonomie und Selbftverwaltung die Angelegenheiten der Stadt nad) 
eigenem Grmefjen zu orbnen und zu leiten. Diefe Fortbildung gehört vorzüglid 
dem 12. und dem Anfang des 13. Jahrhunderts an. 

In den Kämpfen der veutichen Könige und römischen Kaifer mit den Päpften 
und den Fürften erftarften die Städte, die meiftens für den König Partei nahmen. 
Als Anotenpunkte und Bermittler des Handels gewannen fie einen erweiterten 
geiftigen Geſichtskreis, erhöhtes Anfehen und Reichthum. Der Zerfall ver Reichs: 
ordnung im 13. Jahrhundert nöthigte fie, mit den Waffen in ver Hand ihren 
Verkehr zu Thügen, und in ven zahlreihen Fehden mit dem umliegenden Adel 
bewährte fih das Wahsthum ihrer moralifhen und phyſiſchen Kräfte Sie boten 
einander die Hand zum Schuß und gründeten mächtige Städtebündniſſe. Die große 
Bedeutung des Handels für die Städte wurde fo allgemeiner empfunden und die 
Kaufleute erlangten, aud wenn fie nicht zu den Gefchlechtern gehörten, und wo 
fie deßhalb früher hinter biefelben zurüdgefett waren, in dieſer neuen Entwid- 
lungsphafe” ver ſtädtiſchen Verfaſſung ebenfalls Antheil am der bürgerlihen Ge— 
nofjenfhaft und an dem Stabtregiment. Sie wurden nun unter dem Ausprud 
„Bürger” mitumfaßt. Diefe Veränderung fällt großentheils in die zweite Hälfte 
des 13. Jahrhunderts. Bon den Rechtsbüchern des Mittelalters beachtet ver Sachſen— 
fpiegel die Bürger noch faft gar nicht, und felbft in dem Schwabenfpiegel ift ihnen 
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nur eine geringe Stellung vergönnt. Der Verfaffer des Schmabenfpiegels (e. 1255) 
erwähnt aber die Kaufleute ausdrücklich und fichert ihnen fo ziemlich daſſelbe Wer— 
geld zu, wie einem freien Bauern. In dem mirflichen Leben des 13. Jahrhunderts 
fommt ihnen immerhin eine große Stellung zu. Die Städte find bereits eine 
politiihe Macht geworden und ihre Bürgerfchaften fühlten ſich als ſolche. Die 
juriftifhe Auffaffung und Darftellung in den Rechtsbüchern ift daher weit zurüd 
geblieben hinter der Bewegung der Wirklichkeit. 

Noch immer waren die Handwerker und damit ein weientlicher Beftanptheil 
der ftäptifchen Bevölkerung von der bürgerlihen Genoſſenſchaft ausgefchloffen. Die 
meiften Handwerker waren urfprünglich hörige Leute, die fich zumeilen mit Erlaubniß 
ihrer Herren, oft auch ohne viefe, in den Städten niedergelafien hatten. Sie 
ftanden unter dem Schuß anfangs der Stabtherren, fpäter des ftäntifchen Raths 
ale Schugverwandte und abhängige Leute. Aber allmählig veränderte fi) auch ihre 
Lage. In vielen Stadtrehten war der Grundſatz ausgefproden: „Die Luft ver 
Stadt macht frei”. Und mo er nicht durch eine Satzung ausdrücklich beftätigt war, 
war dennoch der Grundcharakter des ftäptifchen Wefens der Befreiung ber Hörigen 
günftig. Durch die Berjährung von Jahr und Tag wurde das Band, das den 
Hörigen an feinen Herrn feflelte, zerfdhnitten. Häufig wurden die Städte deßhalb 
in Fehden mit dem Adel verwidelt, ver Die entlaufenen Gigenen zurüdforverte, und 
abgemwiefen wurde, weil diefelben in der Stadt Freie geworben feien. Die Städte 

aben nicht nach und bürgerliche Freiheit verbreitete ſich fo über die ganze anfähige 
evölferung der Stadt. An ven Fehden nahmen auch die Handwerker nad ihren 
Innungen geordnet mit den Altbürgern Theil, und die Waffenfähigfeit fteigerte 
wieder ihre Ehre und hob ihre Ansprüche. Durch ihr Gewerbe erlangten fie Ver- 
mögen und Wohlftand. An dem Schickſal der Stadt waren fie mitbetheiligt; ihre 
ganze Vebensftellung war mit der Wohlfahrt der Stadt aufs engfte verwachlen ; 
das ftäntifche Gemeingefühl erwachte auch in ihnen und fie begehrten immer ent: 
ſchiedener einen Antheil an der Bürgerlichen Genoſſenſchaft, an ver Befetung ver 
Näthe und am ver Gemeinde der Bürger. Es entftanden fo Neibungen und Strei- 
tigfeiten zwifchen den altberedhtigten Gefchlechtern und den aufftrebenden Hand— 
werfern. Das lette Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts und vie erfte Hälfte des 14. 
wird durch derartige Parteifänpfe im Innern der deutſchen Städte bewegt. Die- 
felben nahmen bier und dort einen verſchiedenen Verlauf, aber die Verfaffungs- 
reformen jener Zeit haben doch überwiegend den Charakter ver Aufnahme aud 
der Handwerker in die bürgerlide Genoſſenſchaft. Der Ausprud 
„Bürger“ erweiterte feine Bedeutung fo zum letzten Male innerhalb der Stadt, 
bis er fpäter die Grenzen des ftäptifchen Weichbildes überjchreitend einen ftaat- 
lihen Sinn erbielt. J 

Nur im untergeordneter Weife fommt noch die Ältere Bedeutung des Wortes 
mit in Betracht, melde aud die nicht genoſſenſchaftlich berechtigten, aber unter 
dem beſonderen Schuge der Stadt und des Stadtrechts ftehenven Pfahlbürger 
umfaßte. 

Aus diefer hiſtoriſchen Betrachtung ergiebt fi) der Begriff des mittelalter- 
lihen Bürgerftandes leicht und dieſer Begriff wirft aud) in dem modernen Staate 
noch fort. Unter allen ſtändiſchen Bildungen des Mittelalters entfpricht die des 
Dürgerftandes den modernen Rechtsanſchauungen am meiften. Er bildet daber den 
Uebergang aus dem Mittelalter zur neuen Zeit. Das heutige Staatsbürgerthum 
twurzelt vorzüglih in dem Begriffe ver mittelalterlihen Staptbürgerfchaft. 

Die älteren Unterjchieve der Stände innerhalb der Stadt find zwar durch 
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den neuen Bürgerftand nicht völlig aufgelöst worden; fie werden auch nachher 
noch lange Zeit in ver Berfaffung und in manden Einrichtungen fihtbar. Aber fie 
find zurüdgedrängt und in den Schatten geftellt worden durd die neue ftäptifche 
Gemeinſchaft, vie fih in dem Worte „Bürger“ ausſpricht. Die Gleichheit ver 
Dürger, die alle ale Söhne Einer Stadt fi fühlen, und vie Rechtsgenoſſen— 
haft, die fie alle zu einer Einheit verbindet, find die wefentlihen Beſtandtheile 
des Begriffs. Die Gegenfäge, vie ſich dieſer Gemeinſchaft nicht fügen, werben mit’ 
der Zeit ausgeftoßen oder aufgelöft. 

Der Bürgerftand unterjcheivet fih von dem Adel darin, daß er nicht wie 
biefer ein Stand der Auszeihnung, fondern ein Stand der Regel und ber 
gemeinen Freiheit ift umd fein will. Er ift daher von Natur mißtrauifch 
gegen jede ftäntifche Auszeihnung und verfelben abgeneigt, denn er fürdtet, daß 
fie die Negel ver bürgerlichen Gleichheit und Freiheit untergrabe oder verberbe. 
Auch der Adelige kann wohl Stäptebürger fein oder werben, aber inwiefern er es 
ift, muß er fi der gemeinſchaftlichen bürgerlihen Ordnung glei jebem andern 
Dürger unterziehen. Bon dem Bauernftande unterfcheivet ſich der Bürgerftand 
durch feine Beziehung auf die Stabt und ſtädtiſches Kulturleben, im Mittelalter 
insbeſondere noch turd die energiſche Wahrung und Bethätigung der perjünlichen 
Freiheit. Steht der Bauer noch in näherem Zufammenhange mit ber Erboberfläche 
und mit den Ginwirkungen der äußern Natur, fo ift der Bürger in höherem 
Grade der Bewegung des menſchlichen Kulturlebens bingegeben. Die Macht des 
Hertommens, der Sitte, der Familienüberlieferung, des feften Beſitzſtandes hält 
den Bauer in den gewohnten Bahnen eher fejt als den Bürger, welcher ven 
wechjelnden Bedürfniſſen der Zeit aufmerfjamer folgt und auf mannigfaltigften 
Wegen feine individuellen Kräfte verſucht und Verbeſſerungen anftrebt. Für vie 
raffenmäßige Vererbung beftimmter Rechtöverhältniffe hat ver Bürger wenig Sinn: 
er liebt vor Allem die individuelle Arbeit und den individuellen Erwerb. Daher 
legt er aud einen jo großen Werth auf die individuelle Freiheit. 

Der Bürgerftand ift im Mittelalter zu einem wahren Bolfsftand geworben, 
in höherem Grave als der Bauernftand; denn er hatte ein lebhafteres Selbjtbe- 
wußtjein, eine feftere Organifation und ausgebildetere Rechte gewonnen, als ber 
vielfach gedrückte und vernachläſſigte Bauernjtand. Im deutſchen Reiche fanden bie 
Reichsſtädte — zu ſelbſtſtändigen Republifen geworden — auf dem Reichstag eine 
organiſche Vertretung und nahmen fo in einem bejonderen Kollegium der Stäbtes 
bänfe, getrennt von ven Fürften und Herren, eine bejondere ftaatsrechtliche Stel- 
lung ein. Nur mit ihrer Zuftimmung konnte ein allgemein verbindliches Reichs— 
gejeg zu Stande kommen. In ven Territorien erhielten die Landſtädte ebenſo eine 
bejondere Vertretung in den Yanpftänden. Die Yandesgefege famen unter ihrer 
Mitwirkung zu Stande; ohne ihren Willen konnte feine neue Steuer auferlegt 
werden. Ueberall trat die Bürgerfchaft als gejchloffener Stand der Ritterſchaft 
an die Seite. Seit dem 14. Jahrhundert bis ins 17. dauerte der anerfannte 
Einfluß der Städte anf die geſammte Yandes- und Neichsverfaffung. Im Reich 
ftügten fie vornehmlich das Anjehen des Königs, in den Territorien das der Lan— 
besherren. Wenn gleih in ihrem Innern häufig ariſtokratiſch geordnet und regiert, 
waren fie doch der Ariftofratie des hohen Adels im Reich und des niedern Adels 
in den Territorien gegenüber eine demofratiihe Schranke. Die Bedürfniſſe des 
Handelsverkehrs, der Inbuftrie, der Kunſt und der Wiljenfchaft, welche in dem 
ſtädtiſchen Leben foncentrirt waren, famen mit dem Lehensſyſtem des Mittelalters 
und mit der Sonberftellung des Adels häufig genug in Konflikte, und die Bürger: 
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ſchaft fand in der Allianz mit den Landesherren, die ihrerſeits die geſammte 
Staatsmacht in ihrer Hand zu einigen ſtrebten und ebenfalls das Hemmniß der 
Adelsariſtokratie ungern ertrugen, eine Gewähr ihrer Befriedigung. Der Adel 
wollte den mittelalterlichen Staat ſo lange als möglich feſthalten, der Bürgerſtand 
mit den Fürſten ſtrebte dem modernen Staate zu. 

Der dreißigjährige Krieg zerſtörte ven Wohlſtand der deutſchen Städte und 
brach ihre Macht. Nur langſam erholten ſie ſich wieder im Frieden von dem ent— 
ſetzlichen Verfall. Die politiſche Organiſation des ganzen Standes blieb zerriſſen. 
Die Reichsverſammlung hatte ihre Bedeutung eingebüßt. Die Laudſtände wurden 
nicht mehr oder nur zum Schein berufen. In den allgemeinen Ruin beſtand nur 
die abſolute Staatsgewalt der Landesherren. Aber indem die Städte durch den 
Fleiß ihrer Bürger allmählig wieder neues Vermögen ſammelten und neuerdings 
die niedergebrüdten Elemente der Bildung aufleimten, nahmen fie aud Nie frühern 
Beftrebungen wieder auf. Die ftäptifhe Kultur erhob ſich von neuem und ent- 
ſchiedener nod als früher folgte der Bürgerſtand der ihm günftigen Richtung des 
Zeitgeifted. Er voraus trug dazu bei, den mittelalterlihen Staat aufzulöfen und 
zu befeitigen und die moderne Staatsentwidlung vorzubereiten und ins Leben zu 
führen. Der neue Aufihwung der deutſchen Literatur feit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts ging von ihm aus und wurde von ihm getragen, und die neuen 
Schöpfungen der Kunft und ver Wiſſenſchaft, obwohl des fürftlichen Schuges viel- 
fach bepürftig, waren doch weſentlich wieder fein Werk. Die neuen Ideen fanden 
in ihm die bereitwilligite Aufnahme. Die ganze Bildung der Nation erhielt num 
bürgerlihes Gepräge, wie fie im Mittelalter einen ariftofratifchen Austrud gehabt 
hatte; das geſellſchaftliche Leben nahm feine Formen an. 

Er dachte ernftlid daran, den ganzen Staat nad feinen Borftellungen 
umzubilven. In den fonftituirenden Berfanmlungen führte er die entſcheidende 
Stimme. Die Büreaufratie wınde großentheild von feinem Geiſte befeelt. Wie er 
urſpünglich alle ſtändiſchen Gegenfäge in der Stadt unterworfen und geeinigt hatte, 
jo wollte er nun aud in dem ganzen Lande die Standesunterjchiede in dem Einen, 
freien und gleichen Staatsbürgerthbum untergehen laflen. Man hatte ſich fo ſehr 
daran gewöhnt, in dem Bürgerftand den regelmäßigen Vollsſtand zu erfennen, 
dem gegenüber alle andern Stände blos als Ausnahmen beftänden, daß ſchon das 
preußijche Landrecht (II, 8, $. 1) mit allgemeiner Zuftimmung folgende Definition 
des Bürgerftandes aufnehmen fonnte: „Der Bürgerftand begreift alle Ein- 
wohner des Staates umter fi, welde ihrer Geburt nach weder zum Adel 
noch zum Bauernftande gerechnet werben fünnen und auch nachher feinem dieſer 
beiden Stände einverleibt find." Die franzöfifhe Revolution proflamirte geradezu 
die Fufion aller Stände in dem Einen Bürgerftand und in Deutſchland fand viefe 
Berfündigung laute Zuftimmung und wirkte auch auf bie deutſche Verfaſſung und 
Geſetzgebung ein. 

In diefer Tendenz des Bürgerthums lag allervings eine Wahrheit, die Be— 
achtung forderte, aber zugleih auch eine irrthümliche Uebertreibung, weldye mit der 
natürlichen Gliederung des Volks in Streit gerathen mußte. Wie es ein Fortſchritt 
geweien war, als das Gefühl der gemeinſamen Vaterſtadt die verjchiedenen 
Beſtandtheile der Stäbtebevölterung durchdrang und in Giner bürgerliden 
Genofjenfhaft zufammenfaßte, fo war es aud ein Fortfchritt der neuern Rechts- 
bildung, als das Bewußtfein des Einen gemeinfamen Baterlandes die ver- 
ſchiedenen Stände erfahte und in dem gleihen Staatsbürgerredht einen Ausdruck 
fand. Die innere Verbindung aller Theile zu einem Ganzen und bie rechtlidhe 
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Genoſſenſchaft Aller war damit ausgefprohen. Im Mittelalter waren die ftändt- 
ſchen Gegenfäge fo übermächtig, daß dieſe Gemeinſchaft überfehen und die Einheit 
des Staates zerftüdelt wurbe. Die neue Zeit hebt diefen gemeinfamen nationalen 
und menſchlichen Charakter vorzüglich hervor und hat darin Recht. Nur muß fie 
fih hüten, in ven entgegengefegten Fehler zu verfallen und die natürlichen und 
berechtigten Unterſcheidungen, die binterbrein in Betradht kommen, zu überjehen. 

In diefen Fehler geriety man anfänglid. Man bemerkte nicht, daß fogar inner- 
halb ver Stadt Gegenfäge von größter Bedeutung für den Staat vorhanden feien 
und wurde dann durch die inneren Parteifämpfe heftig daran erinnert. Man beadhtete 
nicht, daß die Menge der Heinen Handwerker und Krämer mit ihren Gefellen und 
Gehülfen und die in der neueren Zeit entftandene Fabrikbevölferung, von dem 
Standpunkt des Staates aus betrachtet, der Mafje ver Bauern und der Dorf- 
bewohner überhaupt weit näher ftehen, als dem höhern Bürgerftande, der wiſſen— 
ſchaftlich oder künſtleriſch gebildeten und einem liberalen Beruf zugewendeten Bürger 
oder der großen Kaufleute und Fabrifanten, und daß diefe hinwieder in gefell- 
Ihaftliher Beziehung und ihrer ganzen Lebens- und Denfungsweife nad ben 
ritterfhaftlihen Kreifen näher verwandt feien als den untern bürgerlichen Klaſſen. 
(Bgl. die Artikel Dritter und Vierter Stand.) 

Ebenſo überfah man, daß das Eine ftaatsbürgerlihe Volt doch nicht Eine 
gleihmäßige ununterfchievene Maſſe fei, ſondern von Natur und der gejchichtlichen 
Bedeutung nad in große Gruppen zerfalle, von denen jede wieder ihre eigenthüm— 
liche Stellung und Aufgabe habe für das Ganze. Man konnte die ftändijchen 
Gegenfäge eine Zeit lang ignoriven, aber nicht ihre lebendige Wirkſamkeit ans- 
ftreihen. Die Unterfchiede waren dennoch da und übten ihren Einfluß aus auf 
bie öffentlichen Zuftände, obgleih man fi) bemühte, fie nicht wahrzunehmen. 

Für den modernen Staat hat daher der mittelalterliche Begriff des Bürger— 
ftantes den Charakter eines eigentlihen Bolfsftandes!) eingebüßt. Wir 
haben feine Gefammtorganifation mehr des Vürgerftandes durd das ganze Neid: 
und e3 wäre ein Fehler, wollte man fie reftauriren. Die modernen Volksſtände 
ſcheiden fidy nicht mehr nach dem Gegenfate von Stadt und Land, fondern durch— 
fhneiden Stadt und Yand. Aber jener Begriff hat noch eine praftiiche Bedeutung 
im Auſchluß an die Städte und die Stadtverfafjung. Er ift ein Begriff 
ber Stadtgemeinde geworben. Er ijt für die Stabt dafjelbe, was der Begriff 
der Staatsbürgerfchaft für den Staat. 

Die politifhe Gefinnung des ftäntifhen Bürgerſtandes ſchließt fi daher 
zunächſt an die Natur der Stadt an. Im Hinblid auf den ganzen Staat fann die 
Bürgerſchaft einer Stadt entſchieden monarchiſch gefinnt fein, mit Bezug auf vie 
Stadt ift fie immer der repräjentativen Demokratie zugethan. Sie will ihre 
Angelegenheiten felbft verwalten und orpnen, nit von Außen her beftimmen laſſen. 
Die ſtädtiſchen Magiftrate find felbft Bürger, und in den Stabtveroroneten, Aus— 
ſchüſſen u. f. f., find die verfchiedenen Abtheilungen ver Bürgerſchaft wieder durch 
Bürger vertreten. Die alte monarchiſche Form der Stadtverfaffung, an deren 
Spitze mächtige Stadtherren (Bifchöfe, Aebte, Dynaften) oder ihre Vögte ftanden, 
ging ſchon frühzeitig im Mittelalter unter; die Städte machten fi von ihren 
Stadtherren unabhängig, fobald fie fi einigermaßen ihrer inneren Kräfte bewußt 
wurben. Auch die fpätere ariftofratijhe Form der Stabtverfaffung mit ihren 
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erblichen Gefchlechtern, ven Patriziaten, ging mit dem Mittelalter unter und wurde 
überall verdrängt durch das Spitem der freien Wahl von Bürgern durch die 
Bürgerfhaft. Der demokratifhe Zug der neuen Zeit fand daher aud vornehmlich 
in den Städten den eifrigiten Anhang. Aber das Bedürfniß einer höheren Kultur 
hinderte zugleich die Städte, fih der-abjoluten Demokratie zu vertrauen. So 
fehr fie auf die Gleichheit ver Bürger und die ftäbtiiche Autonomie und Selbft- 
verwaltung Werth legten, fo fonnten fie doch die Gegenfäge der Bildung und des 
Derufs nicht überfehen uud waren ihrer Ausbehnung wegen ımb um der Mannig- 
faltigfeit ihrer Kulturbedürfniſſe willen genöthigt, die angefehenern und befähigtern 
Mitbürger auszuwählen und biefen zunächſt die eigentliche Leitung und Kontrole 
des Gemeinweiens anzuvertranen. Statt der abfoluten folgten die Stäbte daher 
der ermäßigten vepräfentativen Demokratie. 

Diefer Charakterzug der Bürgerſchaft macht fie venn jeder Bepormundung 
von Seite der Staatsgewalt abgeneigt. Sie fügt ſich willig der Oberauf- 
fiht des Staates, fo weit ver Zufammenhang mit den Intereffen des Ganzen 
diefe erforvert, aber fie fühlt ji mimbig genug, um nad ihrer eignen Einficht 
ihr ftädtifches Bermögen ſelbſt zu verwalten, ihre Kulturanftalten frei zu grünven 
und zu pflegen, mit Ginem Wort für die Stadt felber zu forgen. Der frifche, 
aufopferungsfähige, nah Berbefferung ver Zuftände ftrebende Bürgerfinn kann 
nur bei folder Freiheit geveihen. Ohne fie wird der Bürger ſchlaff, gleichgültig 
für die öffentliche Wohlfahrt, unthätig, und in Folge der daherigen Abnahme 
feiner Kräfte geht ein bedeutender Theil der gefammten Vollskraft in Lähmung 
über. Durd die Hebung in den ſtädtiſchen Geſchäften und durch tie Theilnahme 
an ben ftädtifchen Angelegenheiten dagegen wird der Bürger auch für die größern 
Berhältniffe des Staates erzogen und er lernt in allen Fällen Ordnung umd 
Freiheit verbinden. Dieje bürgerlihe Freiheit ift, wo fie fich gegen die Be— 
vermundungsgelüfte der Staatsgewalt behauptet hat, ein großer Borzug der deutjchen 
Dürgerfhaften vor den franzöfifhen und ermäßigt die Gefahren jowohl der Anar- 
hie als des Defpotiemus, denen Frankreich in wechſelnden Stößen fo oft unter- 
legen ift. 

i Die Bürgerfchaften haben allmählig auch gelernt, ihre ſtädtiſchen Ideen nicht 
rüdfichtslos auf den Staat zu übertragen umd nicht deßhalb für den Staat vie 
repräfentative Demofratie zu fordern, weil fie berfelben in der Stabt bebürfen 
uud gewohnt find. Sie willen, daß der Staat etwas Anderes ift als eine große 
Stadt und daf die Natur und Gejchichte des ganzen Bolfes mit feinen Häuptern 
den politifchen Charakter des Staates beftimmt. Schon im Mittelalter waren daher 
die Städte im Berhältniß zum Neid und zu den Territorien monarchiſch gefinnt, 
obwohl fie in ihrem Innern einen republifanifhen Charafter hatten. Diefelbe Er- 
ſcheinung tritt in unferer Zeit wieder hervor, nur bemwußter als früher. Wie in 
den Städten die moderne Staatsidee zuerft erfaßt und geförbert worden ift, je 
find aud die Städte vorzugsweife der Gentralifation der Staatsgewalt 
zugethan, deren energifcher Ausdruck eben die Monardie ift. Wo daher vie Einheit, 
die Macht, die Würde des ganzen Staates in Frage ift, da hält es nicht ſchwer, 
auch die Städte für diefe großen Interejjen zu gewinnen und ihre bereitwillige 
Hülfe zu erwerben. Aber allerdings lieben die Städte den Abjolutismus ber 
Staatsgewalt nit; fie fürdten von ihr die Unterbrüdung auch ihrer ſtädtiſchen 
Freiheit und empfinden ſchwer den Widerſpruch zwiſchen ihrer Bildung, ihrem 
Selbſtgefühl und ihrer Privatfreiheit auf der einen, und der Ausſchließung von 
allen höhern politiihen Rechten auf der andern Seite. Sie find daher allenthalben 
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ber repräfentativen Staatsverfaſſung, in dem monarchiſchen Staate folglich 
der fonftitutionellen Monarchie zugethan. Es genügt ihnen nicht, daß bie 
öffentlichen Intereſſen geſchickt und forgfältig verwaltet und die allgemeine Staats: 
wohlfahrt zwedmäßig gefördert werde. Der Bauer kann in manden beutfchen 
Ländern, wie in Frankreich, zur Zeit noch auf ſolche Weife befrienigt werben, der 
Bürger nicht. Diefer wünſcht Einficht zu nehmen von dem Gang der Staats- 
verwaltung und der Staatsregierung. Er will fi eine eigene Meinung über vie 
öffentlichen Zuftände und Intereffen bilden und viefelbe ausfpreden, und es Liegt 
ihm daran, daß fie vernommen werde. Er begehrt eine Mitwirkung bei ver Gejek- 
gebung und will durch feine Vertreter eine Garantie gewinnen für ven Schuß 
feiner Rechte und eine Kontrole üben über vie Staatswirthſchaft. 

Kein wirfliher Staatsmann wird diefe von Alters her in den Stäbten ge- 
wedte umd durch die ftäbtifche Kurltur immer neu genährte Geſinnung für nner= 
bebli halten. Mißachtet und gereizt kann fie für vie Ruhe des Staates jogar 
gefährlich werben. Die radikalen Theorieen finden dann leichter Cingang in ben 
verftimmten Maſſen und in kritiſchen Momenten macht fich der verhaltene Mif- 
muth in revolutionären Erſchütterungen Luft. Es ift aud) ein ganz vergebliches 
Bemühen, jenem politifhen Berlangen ver Bürgerſchaften dadurch zu entgehen, 
daß man ihren materiellen Egoismus reizt, und während man ihnen bie politifchen 
Rechte verjagt, zum Erſatz dafür ihre inpuftrielle Wohlfahrt fteigert oder gar durch 
die Berwidlung in Aktienſchwindel und in das Spiel der Differenzgefchäfte fie 
vemoralifirt. Wird die Bürgerfchaft wohlhabend und reich, fo wiederholt fie fpäter 
nur um fo entjchiedener und ummiverftehlicher ihre frübern Begehren, und wirb 
fie fittlih vervorben, fo wird ihre Stimmung nur um jo unzuverläffiger und 
bevenfliher. Eine geſunde Politik geht daher auch hier mit der Natur Hand in 
Hand. Die Beweglichkeit des Bürgerſtandes und feine Vorliebe für bürger- 
lie und politifhe Freiheit ift ein Theil feines Wefens und muß um deß— 
willen wie diefe geachtet und befriedigt werben. Jene Beweglichkeit ift im normalen 
Zuftanve geftügt auf die georbnete Ruhe der bürgerlichen Berhältniffe, und dieſe 
Freiheit bedarf der Rechtsfiherheit als der Grundberingung ihrer mannigfaltigften 
Entfaltung. Die Bürgerfhaften willen es aus Erfahrung, daß die innere Unorbnung 
ven Kredit zum Einfturz und alle Gewerbe ins Stoden bringt und daß die Blüthen 
der gejelligen Kultur, der Künfte und Wiſſenſchaften nur im Frieden aufgehen. Die 
Anerkennung und Gewährung jener Anfprüche befriedigt daher die Bürgerfchaft und 
erhöht zugleih die Geſundheit des ganzen Staates, ohne deſſen Sicherheit zu 
gefährven. Werben dieſelben in ihrer natürlichen Berechtigung anerkannt, fo ift es 
auch um jo leichter möglich, einfeitiger Uebertreibung jenes Zuges in Ertreme mit 
Grfolg zu begegnen und die ungehörigen Ausfchweifungen der erhitten Parteien 
zurüdzumeifen. Die neuere Geſchichte feit einem Jahrhundert in Franfreih und in 
Deutihland giebt jedem Denkenden eine Reihe von Belegen an die Hand für vie 
Bedeutung diefes Satzes. Bluutſqhui. 


Burke. 


Edmund Burke, einer ver größten politiſchen Denker der Neuzeit, ward 1730 
zu Dublin geboren. Er zeigte in feiner Jugend weniger glänzendes Zalent als 
ftetigen Fleiß, in feinen erften Briefen finden wir durchweg das ernfte Streben 
eines Jünglings, der an fich felbft arbeitet; die rhetoriſche Ader blidt dabei ſchon 
durch, er zieht die Aeneide der Iliade vor, Euripides ſpricht ihn mehr an als So— 
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phofles, Plutarh und Salluft find feine Lieblinge. 1750 begann er nad feines 
Baters Wunſch das Studium des Rechtes in London, aber es zog ihn wenig an; 
er ſetzte feine literarifchen Arbeiten fort und machte die Bekanntſchaft bedeutender 
Männer, befonders Johnſon's, der feine außerorbentlichen Fähigkeiten zu würdigen 
wußte und feine künftige Bedeutung vorausfagte. Er jchrieb für mande Zeit- 
fchriften Artikel, die nicht erhalten find, fein erftes Werk, das ihm fofort einen 
Namen erwarb, war vie Vindication of natural society, eine höchſt feine Satire 
gegen Bolingbrofes Angriffe auf die pofitive Religion, weldye zeigte, daß die Ar- 
gumente die Bolingbrofe nur gegen vie Offenbarung wandte, fi ebenſowohl gegen 
alle fociale und politifche Inftitutionen fehren- ließen; dabei war der fir unnadh- 
ahmlich erflärte Stil meijterhaft fopirt. Seine folgende Schrift über das Erhabne 
und. Schöne begründete feinen jchriftftelleriichen Ruf dauernd, die Ueberficht ver 
englifhen Geſchichte blieb unvollendet. 1758 begann er die Herausgabe von Dodds 
Aunual Register , eines ber beten politiihen Jahrbüder, für deſſen erfte Bände 
er fehr thätig war. 1761 ward B. mit Gerard Hamilton (Singlespeech) bekannt, 
ver zum Sekretär des Lord-Leutnant von Irland Lord Halifar ernannt war, B. 
begleitete ihn als Privatfetretär, aber dies Verhältniß war fein glückliches, er lief 
wie viele junge Leute von Talent Gefahr, durch ſchlaue Mittelmäßigkeit ausgebeutet 
zu werben, feiner unverbroffenen Arbeit fiel der größte Theil der Gefchäfte zu und 
feine Dienfte wurden nur färglid belohnt. Er löste die Verbindung, gieng nad 
London zurüd und jegt (1764) begann feine politifche Laufbahn. 

Das Minifterium Grenville, unpopulär dur die amerifanifche Stempelatte 
und dem König verhaft geworden durd) die Regentihaftsbill, war entlajjen, ver— 
gebens fuchte der Herzog von Cumberland Pitt zu bewegen, an die Spige ber 
neuen Berwaltung zu treten, eine Kombination von Whigs aus ziemlic heterogenen 
Elementen warb verfucht unter den Aufpicien des Marquis von Rodingham, B. 
ward fein Privatjefretär und einflußreiher Berather, gleichzeitig wählte ihn ber 
Flecken Wendower, für den einft Hampden ſaß, ins Haus der Gemeinen. Roding: 
ham war fein großer Staatsmann, aber er verband mit Rang und Reichthum 
ſolide Begabung, maßvolle Feftigfeit und unbejchoitene Ehrenhaftigfeit. Unter 
ſchwierigen Umftänden ergriff er vie Zügel, die Unzufriedenheit in Amerifa über 
die Stempelafte ward immer brobender, vie englifhen Kaufleute begannen für ihren 
Kolonialhandel zu fürdten. Im Parlament waren zwei entgegengefegte Parteien, 
Pitt erklärte es heftig für Verrath gegen Verfaſſung und Kolonien, legtere ohne 
ihre Zuftimmung zu befteuern. Grenvilles Partei hielt e8 für Verrath an Krone 
und Parlament, das Recht der Befteurung aufzugeben; B. neigte gewiß mehr zu 
Pitts Anfiht, aber er glaubte, daß dieſer große Mann ſich zu ſehr von allge: 
meinen Grundſätzen leiten laffe, er hielt es für gefährlich die Entſcheidung auf 
unbiegfame Theorien zu ftellen, ev wollte für die praftiihe Schwierigkeit nur eine 
praftifche Löfung und rieth zu einem Wege, ber den Beſchwerden ver Kolonien 
abhalf, ohne die Würde der Arone und der Nation anzutaften. So jhlug Roding: 
ham vor (1766 Januar), um Amerika zufrieden zu ftellen, die Stempelafte zurüd- 
zunehmen, andrerſeits aber die verfafjungsmäßige Oberhoheit des Mutterlandes 
durd ein Geſetz, die Declaratory Act zu wahren. Bei der Debatte über dieſe 
Bil ſprach B. zum erftenmal; die Rede ift nicht erhalten, aber wir willen, daß 
fie allgemeine Bewunderung hervorrief; Pitt, der ihm folgte, fagte, das junge Mit- 
glied von Wendower habe ihm wenig zu jagen übrig gelaffen. „Sie haben uns eine 
neue Beredtjamteit hören laſſen“, jchrieb ihm ein Freund. Beide Bills giengen durch 
und Amerika fihien beruhigt, aber weder die Hofpartei noch Pitts Anhänger waren dem 
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Kabinet gilnftig, es verlor mehrere Mitglieder und warb nach einjähriger Dauer 
entlaffen. B. 309 die Summe ver Thätigkeit deſſelben in einer Schrift von wenigen 
Seiten: „Kurzer Bericht über eine jüngfte, kurze Verwaltung“, die in einfachen, 
ſachlichen Stil gehalten ift. Ein jcharfer, anonymer Artikel gegen Pitt im Public 
Advertiser wird ihm gleichfalls zugefchrieben, er fcheint in der That feinen Un- 
willen über die Weigerung Pitts mit Rodingham zufammenzumirken nie ganz über- 
wunden zu haben und trog der glänzenden Anerkennung feiner Berbienfte, die er 
ihm in einer fpäteren Rede brachte, ſieht man, daß dieſer ftolze Geiſt ihm ftets 
unſympathiſch blieb. 

Pitt trat, jett zum Grafen von Chatham erhoben, als Diktator an die Spite 
der Verwaltung, die B. kauſtiſch eine „minifterielle Mofait ohne Cement“ nannte, 
B. ſchlug die Anerbietungen des neuen Kabinetes aus, er ward Führer feiner Partei 
im Unterhaufe, und griff, als durch Chathams Krankheit die unheilvollfte Verwir— 
rung im Minifterium einriß, deſſen zahlreihe Blöhen wiederholt und heftig an. 
Anfang 1769 begann Junius die Reihe feiner Briefe, fie redeten wie B. in einer 
jo neuen politifhen Sprache und feffelten zur felben Zeit fo fehr Englands Auf- 
merfjamfeit, daß es nicht an Stimmen fehlte, vie Iunius und B. für eine Per- 
fon erflärten. Abgefehen davon, daß jest durch die Orenville-Papiere der Beweis 
geführt ift, daß digg nicht der Fall, genügt es die Schriften beider zu vergleichen, 
um zu demfelben Ergebniß zu kommen; Junius’ Sprade ift bittre perfönliche In- 
vektive, fein Haß giebt ihm feine Gedanken ein und macht ihn blind, er wieber- 
bolt fih bei aller Abwechslung des Stiles, deſſen renolutionärer Schwung doc die 
Feile nicht verfchmäht, feine Sachkenntniß ift oft mangelhaft, er huldigt Londoner 
Vorurtheilen und ift Grenville günftig. B. ift erflärter Gegner beider, feine An- 
griffe find bei aller Schärfe offen und ftets mehr gegen die Grundſätze als gegen 
deren Vertreter gerichtet, feine Schriften und Reden erfcheinen wie die Improvi— 
fation eines geiftvollen und fenntnißreihen Mannes, deſſen blühender Stil nur 
den Reichthum feiner Einbildungskraft wiederſpiegelt. Diefe Eigenfhaften finden 
wir in den nun folgenden Schriften und Neben, welche vie Reife feines Talentes 
bezeichnen. Die Rodinghams waren von den Grenvilles durch eine Reihe von Flug- 
ſchriften angegriffen, und vor allem befchulvigte fie ein Phamphlet: „der gegen- 
wärtige Zuftand der Nation”, Urfache der gefährveten Tage Englands zu fein, 
B. unternahm die Widerlegung in den „Bemerfungen” über bie erwähnte 
Schrift und zwar auf eine durchaus fieghafte Weife. Örenville, der trodne Ge⸗ 
ihäftsmann, der überall mit der gefchloifenen Reihe ftatiftifcher Notizen kämpft, 
wird bier durd feine eignen Waffen gefchlagen, indem ihm B. überall nachweist, 
daß feine Angaben falſch oder trügerifh gruppirt find, er entzieht damit den De- 
flamationen über den ſinkenden Nationalwohlftand ven Boden nnd zeigt, wie fehr 
vie Hülfsquellen des Landes ſich entwidelt haben. Seine vergleihenden Bemer— 
fungen fiber den Zuftand Englands und Frankreichs find höchſt Ichrreih und 
ſchließen mit den prophetifhen Worten, daß bei der Zerrüttung der franzöfifchen 
Finanzen man täglich eine gewaltige Verzuckung des ganzen Syſtems erwarten 
miffe, deren Wirkung auf Frankreich und felbft auf Europa ſchwer zu ermeffen fei! 

Noch höher erhebt fih B. in den „Gedanken über die Urſache der gegen- 
wärtigen Unzufriedenheit”, vie er felbft das Glaubensbekenntniß feiner Partei 
nennt, und die Schrift giebt auch in der That den Geift ver brittifchen Berfaf- 
fung, wie fie fih auf ER der Revolution von 1688 bis zur Mitte des 
18. Jahrhunderts entwidelte. B. fucht nach den Gründen der herrſchenden poli= 
tifhen Unzufriedenheit und findet fie in der Verkehrung wichtiger Grundſätze, bie 
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bisher das englifche Berfaffungsleben regelten, vor Allem in dem Wirken einer 
Hofpartei, die man Königsfreunde nannte, und vie alle Unabhängigkeit zu ruiniren 
fuchte. Bis Georgs IM. Thronbefteigung, jagt B., ftanden fih nur Whigs und 
Torys gegenüber, die Ungefeglichfeiten des jevesmaligen Minifteriums fanden ihre 
Kontrole in der Oppofition, vie Königsfreunde aber ſcheuen die Berantwortlid- 
feit, an die Spige der Verwaltung zu treten, fie figen in fetten aber untergeord- 
neten Stellen, von wo aus fie Minifterien ins Leben rufen, die durch einen Schein 
von Macht nur mehr an die eigne Unbeveutenpheit erinnert werben, währenn fie 
wie Janitiharen eine Art von Freiheit aus dem Stande ihrer Knehtichaft jelbft 
ableiten. Der Hof fol von der Verwaltung getrennt und ein doppeltes Kabinet 
gebildet werben, die geichloffenen Parteien follen im Barlament zerrüttet werben, 
ihre Führer verdächtigt, der Zwift zwijchen Vertretern und Wählern gefäet werden. 
D. zeigt num, wie crfolgreid gerade durch die Parteien umd ihre ariftofratifchen 
Führer die Freiheit befchügt fei und geht auf eine meifterhafte Schilderung des 
politiſchen Parteiwejens überhaupt ein, das auf Rechnung feiner einzelnen Aus- 
wüchſe von den Abfolutiften ftets als Faktion bezeichnet werde, in der That aber 
jevem freien Gemeinmwefen nothiwenvig fei, der bedeutendſte Mann ſei alleinftehenv 
machtlos und der Ruf measures not men fei ftets ver Dedmantel der Gefin- 
mungslofigkeit gewefen. Die Heilung des Uebels fieht er in einer Erneuerung ber 
Parteien, der äufferiten Bekämpfung jener Hoffreaturen, wofür das Parlament 
als legtes Mittel die Verhaftung als großen Wächter der Reinheit der Berfaffung 
habe — die Minifteranflage habe England groß gemacht — in ver Einführung neuer 
Elemente in die Volksvertretung — das Parlament fol fi nicht in die Erefutive 
miſchen, ſondern feine Kontrole feft ausüben, die Wähler endlich ihre Vertreter 
fontroliren. — Die Schrift, mit hinreißender Beredtſamkeit gefchrieben, ift eine 
der glänzendften Standreden für die repräfentative Regierung. 

D. fuhr fort im Parlamente eifrige Thätigkeit zu entwideln, Dowbeswells 
Bil über die Vollmacht der Jury für Schmähfchriften, dahin gehend, daß ſowohl 
Thatfahe als NRechtsfrage zu ihrer Kompetenz gehören, war fein Werk; in ber 
Debatte über die Wahl von Wilfes Geftritt er das Recht des Parlamentes, einen 
Erjagmann zu wählen, es habe nur das Recht Wilkes auszuschließen, den Wählern 
komme freie Wahl zu; er befämpfte die dreijährigen Parlamente, die mur die be 
ftehende Macht des Hofes vermehren over zur Pöbelwirthſchaft führen könne. Bald 
traten alle diefe innern Fragen gegen das große Drama zurüd, welches fi in 
Amerika zu entwideln begann. 1771 batte B. vie Stelle eines Agenten von 
New-York angenommen, mit Franklin war er genau befreundet worden und hatte 
tiefen Einblid in die amerifanifhen Dinge genommen. Bon den 6 Zöllen, welde 
Townshend's Revenue Act den Kolonien auflegte, waren 5 zurüdgenommen, 
ver auf Thee war allein geblieben, Ende 1773 fand der weltgeſchichtliche Wiber- 
ftand gegen deſſen Erhebung ftatt, Roſe-Fuller fhlug die Abſchaffung vor, DB. 
unterftägte fie in einer feiner berühmteften Reven: „Ueber vie Beiteurung Ame- 
rifas“. Er legte das Berhältuiß der Kolonien zum Mutterlande ausführlich dar. 
England, fagte er, Hat fein Recht Amerika zu befteuern, noch hat es daſſelbe bis zu 
Grenvilles Stempelafte in Anfpruch genommen; es konnte einen Ausgangszoll auf 
dorthin ausgeführte Waaren legen und dies mit fo größerer Sicherheit als bie 
Schifffahrtsafte und die Handelsgefege ihm das Monopol des Folonialen Handels 
gaben; dazu noch Beftenrung hinzufügen ift zu viel; wenn wir unfer Souveränetäts- 
recht über die Kolonien in gehäffiger Weife üben, fo werben fie lehren es felbit 
in Frage zu ftellen; 5 Steuern ver Revenue Act find bereits aufgehoben, fol 
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die letste des leivigen Princips wegen aufrecht erhalten werben und ein Reid) da— 
durch verloren gehen? B.'s weifer Rath drang nicht durch, das Parlament ward 
aufgelöst, er trat für Briftol wieder ein. Die englifche Oberhoheit mit den ameri= 
laniſchen Freiheiten zu vereinigen, gab er feinen Wählern als feine Loſung umd 
brachte hiefür 13 Nefolutionen ein, die er in der großen Rede „über die Verſöh— 
nung mit Amerika“ vertheidigte. Diefelbe ift die praftifche Ergänzung der vorigen, 
da Amerika nicht im Parlament vertreten fein könne, es auch nicht durch daſſelbe 
befteuert werben; nad aller geſchichtlichen Erfahrung fei gerade das Steuerver- 
weigerungsrecht die mächtigfte Einfommenquelle; „wollt ihr, rief er den Gemeinen 
zu, biefem Grundſatz mißtrauen, den ihr für England fo hart verfochten und ber 
es allein möglich gemadjt ein Einkommen wie das Großbritanniens aufzubringen ? 
Er führte dann aus, daß gegen ein Volk, wie die Amerikaner, vom felben Stamme, 
derſelben religiöfen und politijchen Freiheit, fein Unterdrückungskrieg geführt werden 
fönne, zumal bei ver großen Entfernung „zwifchen Befehl und Ausführung Meere 
wogen und Monate verfließen". Die Reve ward bewundert, aber hatte feinen 
Erfolg, drei Jahre fpäter jhlug fein Gegner Lord North einen ähnlihen Plan 
vor, als es zu fpät war. 

Entmuthigt durch den erfolglofen Widerftand dachten die Rodinghams einen 
Augenblid daran aus dem Parlament zu fcheiden. B. entwarf zwei motivirende 
Adreſſen dafür an den König und die Kolonien; doch warb der bevenflihe Plan 
aufgegeben, aber fie verhielten ſich mehr paffiv in ver frage, was B. in feinem 
Driefe an die Sheriffs von Briftol rechtfertigte. Die Vermehrung der Steuern 
durch die großen Kriegskoſten ließ ihn feine Bill für eine Economical Reform 
einbringen, welche eine Reihe von Sinekuren und Penfionen abſchafft und andere 
richtiger vertheilt ; fie warb verworfen, aber jpäter faft ganz ausgeführt. Die Rede, 
durch welde er die Bill einführt, ift noch von beſonderm Intereffe dadurch, 
daß er in der Einleitung das Wefen der Reform überhaupt beipriht und fie als 
rechtzeitige ftufenmweife Verbeſſerung bezeichnet, welche ferneren Vervolllommnungen 
Raum läßt, im Gegenfag zu dem unbefonnenen making clear work, das nur 
Fehler durch Fehler aufzumachen ftrebt. 

1782 mußte Lorb North dem Drange der Greigniffe weihen, Rodingham 
warb wieder Premier. B., ver die Hauptarbeit der Partei im Unterhaufe gethan, 
ward nicht Minifter; feine großen Talente vermochten nicht die ariſtokratiſchen 
Bedingungen zu erjegen, welche vie Whigs für ihre Verwaltungen forderten. Bor, 
8.8 Zögling, veflen Stammbaum nichts zu wünſchen übrig ließ, warb Staats- 
fetretär, er nur Generalzahlmeifter der Armee. B. fügte fih ohne Murren; viel- 
leicht hatte er auch das Gefühl, daß er weniger zum praftijchen Minifter tauge 
als zum Wortführer feiner Partei. Eine Reihe nützlicher Bills, u. a. auc bie 
Eeonomical Reform war paffirt, als Rodingham plöglid ftarb; B. und For miß— 
trauten feinem Nachfolger Lord Shelburne und traten zurüd, aber wieder ein, als 
ber Ford durch ihre mit North vereinigte Oppofition geftürzt warb. 

Die vorher Amerila, jo nahm jest Oftindien B's. Thätigfeit in Anfprud); 
1773 hatte North die Regulating Act durdhgefest, um den Mißbräuchen ver inbi- 
ihen Berwaltung abzubelfen, Haftings warb ver erfte Generalgouverneur. Aber 
jegt erft wurben die Klagen laut und das Unterhaus fegte ein Unterfuhungs- 
fomite ein, B. lieferte als Berichterftatter veffelben zwei Dokumente, weldye die tiefſte 
Kenntniß der indiſchen Zuftände zeigen. Der erfte Bericht ſchildert die allgemeine 
Lage und zeigt weshalb vie Regulating Act unzureichend geblieben fei; die Aufficht 
der Verwaltung ſei unwirtfam, das Parlament werde durch einen Schwall von 
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indifchtehnifhen Ausprüden abgefhredt fih mit dem mühfamen Stubium zu be 
fafien, die Gefellichaft lebe von Erpreffungen, dur die ihre Beamten ſich gleich- 
falls ungebührlich bereicherten. Der zweite Bericht richtet fi ganz gegen Haftings 
Mifverwaltung und ift die Einleitung zu deffen Verfolgung, wie vie erfte feiner 
Unterftügung der For’ihen Indiabill präludirt. Es ift unbeftritten, daß B. viel- 
fach an derſelben mitgearbeitet hat; aber ver Plan war nit, wie man gejagt, 
von ihm, er war viel zu radikal, und B. ſchloß fih ihm nur an, weil er ihn 
für das einzige Mittel hielt den Mißbräuchen zu begegnen; bei dieſen verweilte er 
vorzüglich in feiner Rede für vie Bill und bewies, daß die Gerechtſame der Gefell- 
ſchaft nur eine Pflegihaft feien, weldye bei Mißbrauch zurüdgenommen werben könne. 
Seine Rede über die Schulden des Nabob von Arkot, welde Lord Brougham bejon- 
ders hochftellt, war das Vorſpiel des großen Kampfes, den er jegt gegen Haftings 
begann und mit unbeugfamer Konſequenz 8 Jahre hindurch fortjegte, nachdem ſchon 
die Stellung ver Parteien fi gänzlich geändert hatte und die franzöfifche Revolution 
feine Kräfte in Anfpruh nahm. Ohne Zweifel ward B. bier wie überall von den 
reinften Beweggrünten geleitet, er fühlte über Haftings Verbrechen die Entrüftung, 
mit der Cicero ten Berres verfolgte; aber ein großer Unterjdied war doch zwiſchen 
dem englifhen und dem römiſchen Profonful, die Gewaltthätigfeiten des erſten 
waren rein politifcher Natur, perfönlidye Erpreflungen konnte man ihm nicht vor- 
werfen. Unter ven jchwierigften Umftänven hatte er fein Amt angetreten, die Ge— 
jellihaft forderte das Unbilligfte von ihm, ein Theil feiner Kollegen war ihm 
feindlid ; zur Zeit da Amerika fid) emancipirte und die Franzoſen im Begriff waren, 
die engliſch-indiſchen Befigungen anzugreifen, ftand er mit einer Hand voll Men- 
ihen ver ungeheuren Ueberzahl ver Invier entgegen; ohne jeine jkrupellojfe Energie 
wäre diefe Epoche für England am Ganges ebenjo verhängnißvoll geworben wie in 
Amerika. Dies verfannten B. und feine Freunde in ihrem Angriff; 1786 begann 
die Anklage im Unterhaufe auf Verhaftung, Pitt war zuerft dagegen, wid aber und 
1788 ward die Verhaftung beſchloſſen; im Februar fieng der Procek vor den Lords 
in Weftminfter an, den B. durch eine Rede eröfinete, die wie Eröfine fagte, „durch 
ihre übermenfhliche Beredtſamkeit die glänzende Zubörerihaft unwiderſtehlich fort- 
riß“; ihm folgten For, Sherivan, Windham, Grey. Haftings ward. jchließlich frei 
geiproden, aber wenn man auch zugiebt, van feine Gegner zu weit giengen, fo 
erwarben fie fid, und befonvers B., doch großes Verdienſt durch die Anklage; vie 
Debatten dedten die Schäden der Verwaltung und Indiens Leiden auf, beide wurben 
verbammt und Beflerung trat ein. 

Die lette Epoche von B.'s Leben wird durch den Kampf gegen die franzöfifche 
Revolution ausgefüllt, der jeinen Namen hauptſächlich zu europäifcher Berühmtheit 
erhoben und in ‚den Streit der feftländifhen Parteien gezogen hat. Die Liberalen 
behaupten, durch fein Bud über die Revolution ſei B. von der Sache der Freiheit 
abgefallen, die Konfervativen meinen, jet erft habe er feinen wahren Stanbpunft 
gewonnen. Beide Anfichten find ficherlich gleich falich. Die Hitze des Kampfes hat 
B. zu einigen Ausfchreitungen hingeriſſen, wie er jelbft ausprüdlich beiennt, aber 
jeine leitenden Grundfäge hat er keineswegs geändert; die Verſchiedenheit liegt nur 
in den Objefien, auf die er jie anwandte, fein Irrthum in der Auffaffung ver vor- 
revolutionären Zuftände, die er in viel zu günftigem Lichte fieht. Er mißt bie 
franzöfifche Revolution an der englifchen von 1688 ; der Vergleich muß ficherlich 
zum ungeheuren Nachtheil der erfteren ausfallen, aber er inventificirt zu fehr vie 
Zuſtände Englands vor 1688 mit denen Frankreichs vor 1789, er verwechſelt ven 
verberbten franzöſiſchen Hofadel mit der englifchen Yandariftofratie, welche vie Wäd- 
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terin der Vollsrechte war, er überfhätt bei weitem die Wirkfamfeit der General- 
ftaaten und Parlamente felbft in der Zeit ihrer Blüthe; wenn er den verberblichen 
Einfluß der Philofophie Rouſſeaus, „ves großen Profeffors und Helden der Eitel- 
keit“, treffend jchilvert, fo mußte er einfehen, daß ein Volk, deſſen höhere Stände 
durch Materialismus und Freigeifterei untermühlt waren und befien untere Schichten 
in großem Elend lebten, veflen politifche Imftitutionen ſchon fehr durch centrali- 
firende Bureanfratie zerftört waren, nicht ähnlicher Dinge fähig fein fonnte, mie 
vie Yeute, welde die Declaration of rights zu ihrem Ausgangspunkte machten. 
Daher ift B.’8 Urtheil über das franzöfifhe Volk, dem eben die Materialien zum 
Bau eines freien Staates fehlten, hart und ungerecht, die Thorheiten und Schreden 
der Revolution waren die Kinder der Sünden des ancien regime; aber wie jehr 
hat die Geſchichte jeine Verdammung deſſen, was die Revolution an bie Stelle 
ſetzte, gerechtfertigt! Als die Enthufiaften über ven Sturz des franzöfiihen Defpo- 
tismus jubelten, vrüdt B. in einem Briefe an Lord Charlemont fein Miftrauen in 
die Bewegung aus, eine ftätige umd gemäßigte Freiheit zu ſchaffen; als For die 
Revolution aud in ihrem Fortgange bewunderte, brach er mit ihm, feinem nächſten 
Freunde, und trat zu Pitt, ver ihm perjünlich zuwider war, um die Grundfäge zu 
befämpfen, von deren VBerverblichkeit er fo tief durchdrungen war; Fox nannte bie 
Konftitution von 1791 das ftaunenswerthefte und glorreichfte Gebäude der Freiheit 
das je aufgerichtet, B. fagte vorher : viefer konftitutionelle König werde durch ben 
Pöbel vom Thron gerifien werben, die wilvefte Anarchie werbe Frankreich zerrütten 
und nad ihrer Ermattung ein unbefchränfter Militärveipotismus fi) erheben. Wen 
gab die Geſchichte Recht ? 

B.'s Betrachtungen über die Revolution in Frankreich erfhienen Ende 1790 und 
erregten ein europäiſches Auffehen, das Buch warn faft in allen Sprachen überjegt, 
ins Deutfche trefflih von Gens. Sein Fehler ift die Form eines Briefes ohne Ab- 
ſchnitt, die Sprache ift warm, oft hinreißend, der Inhalt durchweg tief, Gent 
nennt es mit Recht eine Rhapſodie, aus ver ſich ein ganzes Syftem entwideln laffe. 
Sein rechtes Licht erhielt er erft durch die 1791 erfchienenen Appeal from the 
new: to the old Whigs, vie Whigs hatten fich nämlich im einer Zuſammenkunft 
gegen B. für For erklärt, B. vertheidigt fi num gegen den Borwurf als ſei er 
den Örundfägen von 1688 untreu geworden, und führt die Eharakteriftit der eng- 
lichen Revolution als einer Defenfive im Gegenfat zu der franzöſiſchen, weiter 
aus mit zahlreichen Belegen aus den englifchen Stantsrechtögelehrten. Die Schrift ift 
ſehr gemäßigt gehalten und für das englifche Staatsrecht höchſt wichtig. Sie ſowohl 
wie die „Betrachtungen“ und der „Brief an ein Mitglied der Nationalverfammlung‘ 
beſchäftigen fich wejentlih nur mit dem Wefen der Revolution felbft, in feinen 
folgenden Schriften wendet B. fih zu ihrem Berhältnig zum Auslande und 
ihren Einwirkungen auf die europäiſchen Nationen. Beide bemtheilt B. gewiß 
falſch, jo richtig feine Anficht der Revolution ſelbſt bleibt. „Ich betrachte Frant- 
veih nicht mehr ald einen Staat, fondern als eine Faktion, das neue Raubſyſtem 
in Sranfreih muß zerftört werden oder es wird Europa zerftören”. Das iſt bie 
Summe der Schriften, die er mit den Thoughts on French Affairs begann, Er 
will einen Principientampf, aber hätte nicht gerade feine treffende VBergleihung des 
Prineipiellen in der franzöfifchen Revolution mit den Glaubensartikeln der Refor- 
mation ihn gegen einen folhen Kampf ftimmen follen? Abgefehen von der Frage, 
ob man ein Recht hatte ſich in Frankreichs Angelegenheiten zu mifchen, fo lange 
die Rechte des Auslandes nicht verlegt wurden, fo war, wenn man den Auin ber 
Revolution wollte, der Angriff Europas das ungeeignetite Mittel vafilv. Er ver- 
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hinderte den Fortſchritt der innern Auflöſung im der Frankreich ſich befand, von ben 
innern Kämpfen wurben vie Parteien abgezogen durch bie Gefahr, die dem Ganzen 
von Auffen drohte; das ficherfte Mittel die Jakobiner zu vernichten, war, fie ſich 
felbft zu überlaffen und nur jeden Angriff von ihrer Seite energiſch zurüdzuftoßen ; 
fo märe der revolutionäre Krater in fi ausgebrannt. B.'s Meimmg, daß das 
franzöfiiche Beifpiel anftedend fein werde, war übertrieben, erft indem man durch 
ben Angriff die Franzoſen ins Land zog, gab man ihnen Gelegenheit zur Propaganda. 
In den meiften Staaten Europas war derzeit gar fein politifcher Geift, in Eng- 
land fanden die Lehren Paines geringen Anklang; das ficherfte Mittel gegen vie 
Revolution war, im eignen Lande die Berhältniffe einer Reform zu unterziehen, 
die deren bebürftig waren; wenn die Lehre Robespierres peftilenzialifh war, fo jollte 
man fein eigne® Haus räuchern und peftfeft machen. Pitt wollte anfänglich feinen 
Krieg, und als er dazu gebrängt ward, feinen Principienfampf, jondern fein käl⸗ 
terer Blick nahm einen politiichen Krieg in Ausficht, der Englands Macht und 
Kolonieen vergrößern könne. Man wird ihn deßhalb nicht tadeln, aber wohl hatte 
B. Recht, ihn wegen ver lahmen Kriegführung anzugreifen; war einmal Krieg 
erflärt, jo mußte er energiich geführt — Dies betonen beſonders die „Briefe 
über einen königsmörderiſchen Frieden“, B.'s letztes Werk; der Titel iſt pathetiſcher 
als der Inhalt, der für die damaligen Zuſtände höchſt lehrreich iſt. 

Ob gleich B. die Genugthuung hatte, ſeine Anſichten über die franzöſiſche Re- 
volntion im Parlament fiegen zu fehen, waren doc die legten Jahre feines Lebens 
traurig, das Verſtändniß zwiſchen ihm und dem Haufe hatte aufgehört, die Er- 
eigniffe hatten ihn erfhüttert und eine nervöſe Gereiztheit bei ihm hervorgebradt ; 
ber Tod feines einzigen Sohnes beugte ihn tief; 1794 zog B. fi aus dem Par, 
lamente zuräd, 1795 erhielt er eine Penfion; der Herzog von Bedford tabelte 
dies, B. antwortete in dem Letter to a noble Lord, eine würbevolle Rede pro 
domo und zugleich wahrhaft vernichtend für den Angreifer. Seine Thätigteit blieb 
unverminbert, neben dem großen Kampf gegen die Revolution führte er den gegen 
Haftings fort und wirkte für Crleichterung des Yoofes der irländifhen Katholiken. 
Die beveutenpfte Schrift feiner letsten Jahre ift „Thoughts and Details on Scar- 
city. &8 ift nicht das Heinfte Verdienſt B.'s, in einer Zeit, wo die politifche Dekono- 
nomie noch in der Kindheit war, die geläutertften Anfichten in verfelben vertreten zu 
haben. Schon 1780, als feine Wähler von Briftol ihn tadelten, weil er für bie 
Aufhebung einer Reihe dem irländifchen Handel läftiger Beftimmungen geiprocden, 
fetst er ihnen trefflich auseinander, wie die Blüthe eines Landes dem Handel bes 
andern nur vortheilhaft fein könne, und daß der Ueberfluf eines reichen Boltes 
ein beſſerer Gegenftand des Handels fei als die Nothdurft eines armen; in ihrem 
eigenen Intereffe habe er gehandelt und wolle ihnen lieber miffallen als ſchaden. 
Die Bapierwirtbihaft im Frankreich zeichnet er mit großer Schärfe in ven „Bes 
tradhtungen“; die erwähnte Schrift behandelt. die Thenrungspolitit, fie ift ein Pro- 
teft gegen die Cinmifhung der Regierung auf einem Gebiete, das der privaten 
Thätigfeit gehört, die Yehren vom Lohn, vom Preife und der Rente werben in 
treffender Kürze bingeftellt, vor allem ‚wirt gewarnt, dem Volk von Regierungs- 
wegen wohlfeiles Brod zu geben: „hat es dies nur cin halbes Jahr befommen, 
fo wird es Das immer fordern und die Hand bald beißen, die es vorher fütterte.“ 

Edm. Burke ftarb im Juli 1797, im 6Bften Jahre. Er war ein reiner und 
großer Charakter, die Berleumdung wußte feine Unbefledtheit nicht anzutaften, als 
Zahlmeifter der Armee verkürzte er das Gehalt der Stelle zum Beſten des Schates 
bedeutend. Der Tadel der Intonfequenz trifft, wie ſchon gejagt, feinen politifchen 
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Charakter nicht; die Orundfäge ver Revolution von 1688 bielt er feft, weil durch 
fie England groß geworben, unb vertheidigte fie gegen den Hof wie gegen vie 
Demagogen. Sein jhönes Wort: „Die Neigung zu erhalten und die Fä— 
higkeit zu verbejfern machen den Charakter des Staatömannes aus“ 
blieb ftets feine Richtihnur; er haßte die Theoretifer, aber er liebte die Baconiſchen 
Mediaxiomate, die relativen Wahrheiten, vie allein in der Bolitif Geltung haben 
fünnten. B. wäre ſchwerlich ein guter Minifter gewefen, er vedte das Uebel auf und 
zeigte das Heilmittel, aber er verftand nicht es anzuwenden; ebendeßhalb war er 
auch fein parlamentarifcher Tattiter, aber für feine Partei von unfhägbarem Werthe. 
Wenige Staatsmänner haben in ihren Reden und Schriften der Nachwelt einen 
folhen Schag von politifcher Weisheit binterlaffen wie B., feine Kenntniffe um- 
faßten die verfchiedenften Gebiete, und die Mannigfaltigkeit feiner Talente ward 
nicht durch deren Schwäche erfauft. Er war fein Debatter wie For, feine Reven 
waren nicht wie die Chatams, Staatsaltionen, jondern set speeches, darum aber 
verlieren fie, auch fpäter gelefen, jo wenig. Unter ven Alten fteht er Cicero am 
nächſten. Er ift im höchſten Grave originell, ein Meifter in der Metapher, vie 
er wie die Epifode oft zu ſehr gebraudt; ift dies ein fehler, fo ift es bei ihm 
jedenfalls ein glänzender. 

3.8 Schriften find herausgegeben in 2 Bol. Fol. London 1834 und in 
Bohns British Classies in 16 Bänden. Dazu Correspondenee of the R. H. 
Edm. Burke. London 1844. Priors Life of B. ift zu ſehr apologetifh, aber ent- 
hält jehr reichhaltiges Material, in der Einleitung eine vollftändige Angabe aller 
Schriften B.’s, die 5. Aufl. erfchien London 1856. Geffden, 
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John Caldwell Calhoun, iriſcher Herkunft von väterlicher und mütterlicher 
Seite, wurde den 18. März 1782 in Abbeville, einem Diſtrikt Süd-Carolina's, 
geboren. Eine regelmäßige Schulbildung von Anfang am zu ze. war ihm 
verfagt; er erwarb ſich mehr gelegentlih Kenntniffe durch das Leſen von Büchern, 
befonders geichichtlihen. Er wollte Bflanzer werben, einer jeiner Brüder beftimmte 
ihm jedoch, fich einer gelebrten Laufbahn zu widmen. Nun erft begann er, adıt- 
zehn Jahre alt, ermitlich feine Studien, legte fi) dann auf das Recht und ließ 
fih nach beftanvener Prüfung in feinem Geburtsviftrift als Advokat nieder. 

Ein für die ameritanifche Geichichte nicht unmichtiger Vorfall führte Calhoun 
auf ven Schauplag des öffentlichen Lebens. Unter dem fommercielen Bann, mit 
welchem ſich Frantreih und England im Jahre 1806 gegenjeitig belegt hatten, 
und welcher ven Handel der Neutralen geradezu unmöglich machte, litten ganz be— 
fonders die Amerifaner. Da verlangte ver Kapitän der britifhen Fregatte Yeopard 
die amerilaniſche Fregatte Chefapeafe nach britiſchen Ueberläufern zu durchſuchen, 
feuerte, als ihm vie Forderung abgefchlagen wurde, ganz unerwartet auf das 


316 Calhoun. 


amerifanifhe Schiff, zwang es die Flagge zu flreihen und nahm ihm einige 
Mann weg, die er für britifche Untertbanen erflärte. Diefes gewaltfame Verfah— 
ren erregte den größten Umwillen in den vereinigten Staaten und rief durch bie 
ganze Union Boltsverfammlungen hervor, welche der Regierung alle Unterftügung 
verſprachen, um für die angethane Schmah Genugthuung zu erhalten. Aud in 
Abbeville geſchah dies. Ein Ausfhuß ward ernannt, der die nothwendigen Vor- 
bereitungen treffen, d. h. einen Bericht und Beſchlüſſe aufjegen follte. Der Aus- 
ſchuß, zu welchem aud Calhoun gehörte, überwies letzterem dieſes Geſchäft und 
gab ihm nachher auch den Auftrag, die verſammelte Menge vor der Abſtimmung 
anzureden. Dies war Calhouns erſtes öffentliches Auftreten; es hatte zur Folge, 
daß er in die Legislatur von Süd-Carolina gewählt wurde, wo er zwei Sigungs- 
perioden hindurch blieb, j 

Im Jahre 1811 fam er in den Kongreß und warb ein Mitglied des Aus- 
ſchuſſes für die auswärtigen Angelegenheiten, der damals von großer Wichtigkeit 
war, da fi alles zu einem Kriege mit England anließ. Calhoun, welcher ver 
republifanifhen Partei angehörte, fpielte hier bald eine bedeutende Role und that 
alles, um den Krieg, den er für unvermeidlich hielt, zum Ausbruch zu bringen. 
In den ſechs Jahren, die er im Kongreß ſaß, nahm er an allen Maßregeln 
während des Krieges und nach hergeftelltem Frieden hervorragenden Antheil. Im 
December 1817 trat er in die Verwaltung, von dem neuen Präfidenten Monroe 
zum Kriegsſekretär ernannt. Diefes Departement befand fih damals buchſtäblich 
ohne Organtfation, und alles war in einem Zuftande der Verwirrung; 14—15 
Stunden mußte Calhoun täglich angeftrengt arbeiten, um feine Pflichten zu er- 
füllen; aber er geftaltete das Departement jo um, daß er zulegt wenig mehr zu 
thun hatte ala feinen Namen zu unterfchreiben und in Fällen zu entſcheiden, wo 
die Unterbeamfen in dem von ihm gegebenen umfangreichen Reglement feine Vor— 
Ihrift fanden. 1825 warb er BVBicepräfident umd leitete als foldher die Verhand— 
lungen des Senates. Noch vor Ablauf der vier Jahre gerietb er aber zu ber 
Bundesregierung in eine ſchiefe Stellung, oder vielmehr er brachte ſich felber 
barein. 

Das Schutzzollſyſtem, welches die Amerifaner nad dem Kriege zum Beften 
der während veifelben entftandenen einheimifhen Manufakturen angenommen und 
mit den Jahren weiter ausgebildet hatten, verlegte bie ſüdlichen Staaten der Union; 
befonders der Tarif von 1828 vief unter ihnen Aeußerungen der Unzufriedenheit 
und Beichwerven hervor. Den höchſten Grad erreichte diefe Mifftimmung in Süd: 
Carolina. Als Calhoun nah dem Schluß der Sigungen des Kongreffes im Som- 
mer des nämlichen Jahres hierher zurüdgefehrt war, hörte er oft an fi bie 
Frage richten, was zu thun fei. Er antwortete, vom Kongreß fei nichts zu hoffen, 
denn in beiden Häufern feien feite Majoritäten für den Tarif, und dieſe hätten 
außerdem durch den Titel des Geſetzes Sorge getragen, daß das Bundesoberge- 
richt in diefer Sache nichts thun könne; daher fehe er nur zwei verfoffungsmäßige 
Mittel. Das erfte fei vie Wahl Jackſons zum Präfiventen, die er zwar für ge- 
fihert halte, aber ohne von ihr viel Abhülfe zu hoffen. So werde denn dem 
Staate nichts übrig bleiben ald zu dem andern Mittel zu greifen, weldes fchon 
Virginien und Kentudy im Jahre 1788 ald das äußerſte gegen unterbrüdende 
und gefährliche Gefete des Bundes bezeichnet hätten, nämlich zu dem Rechte, das 
den Einzelftanten zuftehe, gegen folde Berfaffungsverlegungen einzufchreiten und 
ein Veto einzulegen. Während man fich aber bei Zeiten auf das Schlimmfte vor- 
bereite, folle man zunächſt die Wahl Jadjons nicht gefährven und dann nod bis 
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zur nahen Abtragung der durch den legten Krieg berbeigeführten Bundesſchuld 
warten. Auf Anſuchen eines in die gefeßgebende Berfammlung von Süd-Carolina 
gewählten Mitbürgers feste Calhoun feine Anficht hriftlih auf, und dieſer Be— 
richt wurde mit einigen umwefentlihen Aenderungen von der Legislatur angenom- 
men und in 5000 Gremplaren gebrudt. 

Im Jahre 1829 trat Jackſon fein Amt als Präfivdent an; Galhoun war 
wieder zum Bicepräfidenten gemacht worden. Beide Männer lebten anfangs in 
Freundſchaft mit einander; aber 1830 entjtand ein Bruch, der ſich allmählig zu 
offener Feindſchaft erweiterte aus Urſachen, die mit dem. Schußzolliyften nicht 
zufammenhängen, aber auf die folgenden Ereigniſſe nicht ohne Einfluß geblieben 
find. Indeſſen waren die Anfichten Calhouns ſchon im Senate der vereinigten 
Staaten durch den General Hayne gelegentlich vorgebracht und von Daniel Webfter 
bekämpft worben. Im Sommer 1831 entwidelte ver Urheber in einem Schreiben 
die Beziehungen, in denen feiner Meinung nad die allgemeine Regierung und 
die Einzelftanten zu einander ftänden. Im folgenden Jahre gab er auf Anfuchen 
des damaligen Gouverneurs von Süd-Carolina, Jakob Hamilton, eine noch aus- 
führlihere Darftellung. Er nimmt fir jeven Staat der Union das Recht in An- 
ſpruch, ein Bundesgeſetz, weiches verfelbe für verfaffungswibrig hält, für null und 
nichtig zu erflären und innerhalb feiner Grenzen die Ausführung zu verbieten; 
dann müſſe der Kongreß das beftrittene Reht von den Staaten neu verlangen 
und es aufgeben, wenn es ihm nicht drei Viertel derjelben bewilligen. Belanntlich 
ift eine joldhe Mehrheit bei Verfaſſungsänderungen nothwendig. Sollte nun ber 
unzufrievene Theil den Antrag ftellen, durch eine Erflärung der Staaten über 
das vermeintlih angemafte Recht eine Entjcheivung herbeizuführen, dann müßte 
er drei Viertel der Staaten auf feiner Seite haben, um mit feiner Anſicht durch— 
zubringen. Daher kehrt Calhoun das Verhältniß in kühner Deutling um, damit 
nur die Beiftimmung von einem Viertel erforderlich fei. Uebrigens hielt Calhoun 
dieſes Recht für ein frievliches und verfafjungsmäßiges Heilmittel. Wenn er aber 
der Bundesregierung fo oft vorwarf, daß fie durch Konftruktion fi nicht über- 
tragene Rechte erjhlihen hätte: fo Ffann man von feiner Beweisführung fagen, 
daß diefe fid) veffelben Fehlers in unerhörter Weife ſchuldig mache. Süd-Carolina hatte 
jedoch nicht diefe Meinung von dem Schreiben Calhouns, fondern befolgte feine 
Weiſungen. Demgemäß warb im Herbft 1832 eine befondere VBerfammlung von 
Abgeorpneten des Volks, ein fogenannter Konvent gewählt, und dieſer erließ am 
24. November 1832 Beſchlüſſe, die als Ausſpruch des jouveränen Boltswillens 
auch für diejenigen Einwohner Verbindlichkeit haben follten, welche nicht die näm— 
lihe Meinung über das Verhältniß des Bundes und der Einzelftaaten zu einander 
hätten. Der Konvent erklärte die Schußzollgejeßgebung von 1828 und 1832 für 
verfaffungswinrig und daher ungültig, verbot die Erhebung der Zölle vom 1. 
Februar. des nächſten Jahres ab innerhalb des Staates Süd-Carolina, befahl ven 
Richtern und Gefhwornen, diefer Anficht gemäß bei Proceſſen zu verfahren, und 
unterfagte jede Berufung an das Bundesobergeriht. Mit Trennung und Unab— 
bängigkeitserflärung wurde gedroht, wenn der Bund gegen Süd-Carolina Gewalt 
gebraucden wolle. So ftand ein einziger Staat in offener Oppofition mit ber 
allgemeiner Regierung; alle Beamten veffelben mußten ſchwören, vie Anordnun— 
gen des Konvents auszuführen, und die Aushebung von 12,000 Mann wurde 
für den äuferften Fall befchlofien. 

Indeß war der Kongreß zu feinen regelmäßigen Sigungen zufammengetreten, 
und ber Präfinent Jadjon hatte vemjelben eine Herabjegung der Zölle anempfohlen. 
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As er die Beſchlüſſe des Konvents erhielt, erließ er am 10. December eine Pro- 
Hamation, in welder er von verfaffungswidrigem Beginnen abmahnte und feinen 
fejten Willen erflärte, die Gejege des Bundes aufrecht zu halten, In einer be- 
fondern Botſchaft jegte er den Kongreß von allem, was in Süd-Carolina vorge- 
gangen war, in Kenntniß und forberte denjelben auf, die nothwendigen Maß— 
regeln zu ergreifen. Ein Ausſchuß des Senats erhielt die auf diefe Angelegenheit 
bezüglihen Papiere und legte ein Geſetz vor, welches ven Präfidenten mit ver 
Macht bekleidete, jeden Widerſtand nöthigenfalls mit Gewalt zu brechen. 

Mittlerweile war General Hayne Gouverneur von Süd-Carolina geworben, 
und der Urheber der fogenannten Nullififationslehre, ver fein Amt als Bicepräfi- 
dent niedergelegt, in den Senat nad Wafhington gefandt worden, wo der Kampf 
zunächſt palamentarijch ausgefochten werden follte. Calhoun reichte ſogleich in ber 
Form von drei Beichlüffen feine Anfichten ein und begründete fie in den Verhand— 
lungen über die fogenannte Zwangsbill und in einer Gegenrede gegen Daniel 
Webfter, den großen Bertheidiger der Bundesautorität, ohne viel Anhänger für 
feine Lehre zu finden. Die Bill ging in beiden Häufern dur, und dem parla- 
mentarifhen Kampfe jchien nun der Bürgerkrieg folgen zu müſſen, wenn nicht 
Heinrih Clay, der eifrigfte Vertreter des Schußzolligftems, das damals durch ven 
Ausgang der Wahlen für den neuen Kongreß und die Gefinnung des Präfiventen 
in großer Gefahr ſchwebte, mit einem VBermittlungsvorfhlag aufgetreten wäre, um 
jenes Syſtem vom völligen Untergange zu retten und dem aufftändiichen Staat 
zugleich mit dem Schwerte der Zwangsbill den Delzweig frievliher Ausgleihung 
zu reichen. Galhoun muß dod das Unbaltbare feiner Stellung gefühlt und für 
fi beforgt geworden jein, da er, wiewohl mit äußerftem Wiverftreben, in eine 
Beftimmung willigte, die feinen Anſichten gäuzlich widerfprad. Der Antrag einer 
allmähligen Herabjegung ver Zölle innerhalb des Zeitraums von neun Jahren 
ward von beiven Häufern angenommen. Süd-Garolina nahın die Ausgleihung an, 
und das Ungewitter, welches feit langer Zeit drohend über dem Bundesſtaate ge- 
ftanden, zerjtreute fih; das Schußzolliyftem aber wurde nicht vernichtet, ſondern 
nad; Ablauf der Frift im Jahre 1842 neu befeftigt. 

Noch eine lange Zeit faß fortan Calhoun im Senat alö einer der beiden 
Vertreter Süd-Carolina's in diefer Körperſchaft. Freihandel, niedrige Zölle, feine 
Schuld, Trennung der Regierung vom Bankwefen, Sparſamkeit und Einjchränfung 
im Bunvdeshaushalt, engfte Auslegung der Verfafjungsurfunde: das waren die 
Schlagworte, die jeine parlamentarifche Thätigkeit beftimmten, feinen Anſchluß an 
die eine oder die andere Partei bedingten. „Ih gehöre weder zur Oppofition, 
fprad) er im März 1834, nody zur Verwaltung.” Er wieverholte diejelbe Er- 
klärung vier Jahre ſpäter. „Mein Ziel ift fet, fjagte er im Februar 1839; es 
ift nichts weniger, als das Schiff der Regierung dahin umzulenfen, wo es ſich 
befand, als es im Jahre 1789 fih in Bewegung feste." Alle Mafßregeln, vie 
beſonders Alerander Hamilton ergriffen, um das centrale politifde Leben zu kräf- 
tigen, wollte Galhoun wegwifhen und das Bundesſyſtem zu der Einfachheit umd 
Reinheit zurüdführen, weldhe die Urheber der Berfajlung feiner Meinung nad 
im Sinne gehabt hätten. 

Im Jahre 1843 erfhien eine Auswahl aus feinen Reden mit einem voran- 
gehenden Abriß feines öffentlichen Lebens, veranftaltet von feinen politifhen Freun— 
den, um ihn für die nächfte Präfidentenwahl dem amerikanischen Volke zu empfehlen. 
Allein er gelangte nicht einmal dahin, der Mann der unterliegenven Partei zu 
fein, denn es handelte fi bei ver Wahl nur um Polk und Clay, von benen 
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jener ven Sieg errang. Ob Calhoun noch unter Tyler als Miniſter des Innern 
wieder in die Geſchäfte getreten, wie die Nouvelle Biographie universelle an— 
giebt, vermag ich nicht zu jagen; jedenfalls fünnte dies nicht vor 1843 gejchehen 
fein. Gewiß aber ift es, daß er fpäter feinen Sig im Senat wieder einnahm, 
Seine legten Anftrengungen galten der Sklavenfrage. Daß diefer hartnädige Ver: 
theidiger der Intereffen des Südens ver Aufrehthaltung jener beflagenswerthen 
Berhältnifje das Wort revete, läßt fich denken. Als vie Freunde der Aufhebung . 
ver Sklaverei, die Abolitieniften, im Jahre 1835 fi als Partei aufftellten, 
Bittſchriften an ven Kongreß ſandten und durch die Poft im Süden zu verbreiten 
ſuchten, war fein Streben von Anfang an, die Bundesgewalt von jeder Mit- 
wirkung auszufchliegen, und wieder drohte er mit feinem verfaffungsmäßigen und 
frievlichen Heilmittel. „Vernichtung ver Sklaverei und Union können nicht zufam- 
men beſtehen.“ Die Beziehungen zwijchen beiven Raſſen müßten bleiben, ob das 
gut oder ſchlecht ſei. Er halte es für gut. „Niemals zuvor, vom Beginn ver 
Geſchichte bis auf den heutigen Tag, bat vie ſchwarze Raſſe Mittelafrita’s eine 
fo hohe Stufe nicht allein phyfiiher, ſondern auch fittliher und geiftiger Ver— 
bejferung erreiht. Sie fam in einem nievrigen, herabgewürbdigten und wilden 
Zuftande zu uns, und im Lauf einiger Menfchenaiter hat fie ſich unter der pfle- 
genden Sorgfalt unferer, wie jehr immer gejhmähten, öffentlichen Einrichtungen zu 
ihrem gegenwärtigen vergleichsweife civilifirten Zuftand erhoben.” So fprad er 
im Jahre 1837. Als nun die Aufnahme Ealiforniens in die Union aufs neue 
die Sklavenfrage vor den Kongreß brachte, ließ er fi wiederum hierüber im 
Senate vernehmen. Da befiel ihn eine tödtliche Krankheit. Noch einmal jprach er 
am 4, März 1850 durch ven Mund des Birginiers Maſon zu der Körperfchaft, 
weicher er jo lange angehört hatte; der fcheidende Monat fah ihn als Leiche. 

Sein Tod hinderte ihn, die legte Hand an zwei umfangreihe Abhandlungen 
über Bolitif zu legen, die den erften Band feiner Werke bilden und 1853 erfchienen; 
die andern drei Bände enthalten feine Reden. In jenem Buche beſpricht er nad) 
allgemeinen Betradhtungen vie römiſche und engliihe Berfaflungsentwidlung 
(a disquisition on government), dann geht er auf die amerifanishe Bundesver— 
fafjung über (a discourse on the constitution and government of the United 
- States) und entwidelt bier noch einmal ausführlich feine Anficht von der Noth— 
wenbigfeit der jogenannten Interpofition der Staaten. Er beleuchtet die nach feiner 
Meinung im Laufe der Zeit eingetretene Ueberſchreitung der Befugniſſe der Bundes- 
gemalt; er will feine Auflöjung der Union, aber noch weniger eine Kräftigung des 
centralen politiichen Lebens, ſondern eine Herftellung des föderalen Charafters ver 
Berfafjung. Eine Aenderung derjelben müfle vorgenommen, ven einzelnen Staaten 
mehr Selbftjtänvigfeit gegeben, die allgemeine Regierung bejhränft werden. Er 
ſchlägt ver, die vollziehende Gewalt unter zwei Präfidenten zu theilen. Das ift 
das politiſche Bermächtniß des berühmten Mannes! Ed. Reimann. 
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Unter den Reformatoren des 16. Jahrhunderts hat nächſt Luther feiner eine 
größere und nachhaltigere Wirkſamkeit erlangt, ald Calvin. Für die Entwidlung 
des Staates iſt dieſer noch wichtiger geworden, als jener. Wie er in feiner Jugend 
Theologie und Jurisprudenz ftudirt hatte, jo verband er aud in feinem ſpätern 
Leben mit dem Berufe des Geiftlihen den des Stantsmannes. Er wurde zum 
politiſchen Diktator der Nepublif Genf und zur größten, in der That faft Papft- 
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ähnlichen Autorität in der reformirten Kirche. Man hat ihn oft mit Gregor VII. 
verglichen und allerdings haben die beiden Männer troß des Gegenfages ihrer 
kirchlichen Syfteme eine große innere Aehnlichkeit des Charakters und felbft der 
äußern Schidfale. Durch Calvin wurde Genf für einige Zeit zu einem proteftan= 
tiichen Rom. 

Die Stadt Genf hatte in dem legten Jahrzehnte (1526—1536), bevor 
Calvin als ein fremder Flüchtling (er war 1509 zu Noyon in der Picardie ge— 
boren) fie betrat, verjchievene heftige Erfchütterungen und Kämpfe erfahren. Mit 
wechſelndem Erfolg befümpften ſich erft die herzogliche Partei der „Mameluten“ 
und bie bürgerliche der „Eidgenoſſen“. Jene unterftügt von dem Herzog von 
Savoyen, der als der Erbe der alten Grafen von Genf die Stadtherrſchaft zu 
befeftigen und auszubilden ftrebte; dieſe im Anſchluß an die Stäpte Freiburg und 
Bern, und entjchlojjen, die hergebrachte freiheit ver Stadt unverkürzt zu bewah- 
ren und zu erweitern, Endlich war bie herzogliche Partei unterlegen und ihre 
zerfprengten Glieder, meift den vornehmeren Familien angehörig, lebten als Flücht⸗ 
linge unter dem Schuß des berzoglich gefinnten Adels ver Umgegend. Zu biefen 
Parteiungen famen die Streitigkeiten des ftäntifchen Raths mit den Bifhöfen 
von Genf, deren Einfluß die aufftrebende Bürgerfhaft um fomehr ſich zu ent- 
ziehen juchte, als fpäter die bifchöfliche Partei fi mit der herzoglichen verbündete. 
Der Biſchof hatte die Stadt verlaffen müfjen, bevor noch ver Gegenfag der kirch— 
lihen Konfeffion in Genf befannt wurde. 

Nachdem die Unabhängigkeit der Stadt erftritten war, wurde zuerft der Keim 
der reformatorifchen Bewegung durch fremde Lehrer gepflanzt und es entftanden 
nunmehr neue Spaltungen unter der Bürgerfchaft. Anfangs widerſtrebte der Rath, 
der Kierus und die große Mehrheit ver Einwohner der neuen Lehre, die als 
fegerifih und ftaatsgefährlih verworfen ward, und es war einmal nahe daran, daß 
vie Heine, aber muthige Partei der Reformfrennde gewaltfam aufgerieben worben 
wäre. Unter dem Schutze Bernd erftarfte fie aber allmählig und der reforma- 
torifhe Geift nahm nun einen rafchen Aufſchwung. Im Frühjahr 1533 noch war 
die Heine reformirte Partei in größter Gefahr, erbrüdt zu werben von der auf- 
geregten Menge. Im Jahre 1534 wurde zuerft einem reformirten Prediger, Farel, 
verftattet, in einer Kirche zu prebigen, und ſchon 1535 wurbe in ber ganzen Stadt 
der Fatholifche Kultus abgeichafft und der reformirte eingeführt. Diefe neue Kirchliche 
Umwälzung erhöhte die politiichen Gefahren der Stadt, aber ftärkte auch zugleich die 
moralifche Kraft der Bürgerfchaft. Bon allen Seiten umlagert und bebrängt, hielt 
fie in der höchſten Noth aus, zuerft verlaffen felbft von den verbündeten Schweizer: 
ſtädten; enblich aber ermannte ſich Bern und rettete die Stadt vor ihren erbitter- 
ten Feinden. 

In diefe Stadt und nad folden Ereigniſſen kam Calvin im Sommer 1536. 
Gr hatte damals ſchon einen großen wiſſenſchaftlichen Ruf erlangt, aber auch bie 
Leiden der Verfolgung erfahren. Schon als 21jähriger Jüngling hatte er die be- 
deutendſte Schrift feines Lebens: „Die Inftitutionen der driftliden Reli— 
gion“ geichrieben und damit eine der erften Stellen unter den Theologen jener 
Zeit errungen. In Genf wollte er nicht bleiben. Er fuchte die Ruhe, um feinen 
Studien zu leben. Da wurde er von einem gewaltigen Worte Farels ergriffen, 
der ihm mit dem Fluche Gottes drohte, wenn er ihnen nicht helfe ihr großes 
Werk vollbringen. Galvin blieb und fing an als Prebiger und Lehrer der Theo: 
logie zu wirken. Farel und Calvin, deren Freundſchaft bis zu ihrem Tode frifch 
und ftarf blieb, waren beide Franzojen und galten daher in Genf als Fremde. 
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Farel war kühn im Angriff bis zur Berwegenheit, Calvin erft ſcheu, aber mit 
der Gefahr ftieg fein Muth; feine geiftige Ueberlegenheit wurde von jenem willig 
anerfannt; der jüngere Mann wurde fofort das Haupt der Partei. 

Die reformirte Partei war überall, wo fie von Geiftlichen geleitet wurde, 
ausſchließlich wie die katholiſche; fie wollte allein in dem Staate Geltung haben. 
Nur die Noth und die Ohnmacht gewährten anfangs den verfhiedenen Konfeffionen 
bürgerlichen Frieden und politiihe Rechte, Die Belenntniffreibeit als Princip ift 
im Widerſpruch mit den Kirhenmännern durch die Männer des Staats in der 
Welt eingeführt worden. In jenem ausſchließlichen Geifte handelten audy noch vie 
Genfer Reformatoren, Das religiöfe Bekenntniß, wie es von ihnen formulirt, 
von der Bürgerfchaft gut geheißen war, wurde als Grundlage der Republif 
erklärt und von den Bürgern befhworen; wer es nicht annahm, verlor das Bür— 
gerredht (1537). Der ganze Staat erhielt jo einen fonfeffionellen Charafter. 

Größere Schwierigkeiten als die Veränderung des Belenntniffes ftanden einem 
zweiten Verlangen der Reformatoren entgegen, der Einführung einer ftrengen 
Sittenzudt. Gerade darin war aber Calvin von jeher eifrig und unerbittlich. 
Man redete ihm nad, daß er ſchon als Anabe eine ſcharfe Genfur gegen feine 
Mitfhüler geübt habe. Schon früh loderte in ihm Haß und Zorn auf bei dem 
Anblick des altkirchlichen Lurus und der Ausſchweifungen der Geiftlihen und Laien 
feiner Zeit. Bon Natur ernft, ftreng gegen fih und Andere, ein kritiſcher Denfer 
und ein ſcharfer Beobachter der Menjhen, wollte er in der Sittenreform die 
Slaubensreform praktiſch bewährt fehen und ging mit rüdfichtslofer Energie auf 
viefes Ziel los. Daneben hatte er etwas Bürgerliches und Doktrinäres in feinem 
Weſen, und fein Glaubenseifer ließ ihn überfehen, daß er in ver Feftftellung und 
Uebung jener Zucht mit der menfhlichen Natur in Konflikte gerieth und vielfältig 
ftatt die wahre Sittlichkeit zu fördern, Heuchelei und Beſchränktheit begünftigte. 

Der Widerftand gegen die Strenge dieſer Kirchenzucht war auch in dem neuer: 
wedten Genf beveutend und gefährvete mehr als einmal die ganze Stellung Calvins. 
Es bedurfte der ganzen ungewöhnlichen Charakter und Geiftestraft dieſes Mannes, 
um nach vieljährigen Kämpfen endlich zu fiegen. Die Stadt Genf, eine Grenzſtadt, 
welche den Verkehr zwiſchen Franfreih und Italien, Savoyen und Deutſchland 
‚ vermittelte, war zuvor durch nichts weniger ald durch Sittenftrenge ausgezeichnet, 
und die Parteifehden und das Kriegsleben der letzten Jahre hatten den Sinn für 
wilde Luftbarkeit eher gefteigert. Der Rath ließ ſich zwar durch die gelehrten und 
heiligen Männer zu mancherlei ftrengen Berorbnungen beftimmen und verbot und 
bedrohte das Spiel, ven Put, die Maskeraden, die Säuferei, jede Unzucht u. f. f., 
aber die alten Genfer waren nicht geneigt, ſich allen viefen Beſchränkungen zu 
fügen und die entehrende Form der Strafe reizte die Betroffenen und ihre Fami— 
lien zur Wuth, „Nicht in dem Sinne haben wir die freiheit der Stadt erfämpft, 
um nun in die Knechtſchaft ver Geiftlihen zu fallen”, fo ſprachen viele unter den 
Bürgern. Die Previger drohten mit ver Verweigerung des Abendmahls und dieje 
Drohung erbitterte nody mehr. Troß der Abmahnung des Rathes, der mäßigen 
wollte, beharrten zu Oſtern 1538 Calvin und Farel auf ihrer Weigerung und 
wurben nun aus der Stabt verwiefen. 

Calvin ging nad) Straßburg, wo er 1539 das Bürgerrecht ver Stadt er- 
warb. Von da aus trat er mit den deutſchen Reformatoren in nähere Verbindung, 
und nahm Theil an ven Berfuhen, ven Gegenfag der Iutherifhen und ber refor- 
mirten Lehre zu verföhnen. Insbefondere näherte er fich perfänlich dem gelehrten 
Melandthon, mit dem er in Frankfurt zuerft fich beſprach. Auch an den deutjchen 
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Neihstagen zu Worms und Regensburg nahm er Antheil, Inzwifchen blieb er mit 
feinen Freunden zu Genf im Verkehr und die Stimmung der Stadt änderte ſich 
allmählig wieder zu feinen Gunften. Seinen Gegnern fehlte e8 an einem fittlichen 
Princip. Ihre Oppofition beruhte mehr auf ver Neigung zur Zügellofigkeit, als 
auf der Erkenntniß der Grenzen kirchlicher Gewalt; ihre Führer machten ſich durch 
ihr Benehmen verädhtlih, die Sehnſucht nad dem bedeutenden Geift, der in das 
Schidjal ver Stadt jo mädtig eingegriffen hatte, erwadhte von Neuem; der Rath 
der Stadt bat Calvin, zurüdzufcehren. Nur widerftrebend ließ fi Calvin dazu 
beftimmen (1541), und diesmal forderte und erhielt er Bebingungen, die ihm 
einen verfaffungsmäßigen Einfluß für die Zukunft ficherten. Farel, der einen ähn- 
lihen Ruf erhalten hatte, blieb in Neuchatel zurück und kam mur in fritijchen 
Momenten gelegentlih Calvin zu Hülfe. 

Bon da an beginnt die eigentliche Umgeftaltung der Republif durd Calvin 
und die Gründung eines eigenthümlichen religiös=politifhden Gemeinwefens, 
in dem fi die Ideen Calvins verwirklichten. In feinen Inftitutionen der chrift- 
lihen Religion hat Calvin feine Principien ausgejproden. Er unterſcheidet den 
Staat von der Kirche und vertheidigt die Nothwendigfeit des Staates wider bie 
Angriffe der Kommuniften des 16. Jahrhunderts, gegen die damaligen Wieber- 
täufer, Aber indem er die Kirche auf das innere Seelenleben und den Staat auf 
das Äußere Körperleben gründet, und geradezu jene mit dem Geift, diefe mit dem 
Körper des Menfchen vergleicht, bleibt er noch in der theologifhen Anfchauung 
des Mittelalters befangen. Er bemüht fih zwar aud die Würde und Hoheit des 
Staates zu ehren, und überläßt ihm das ganze äußere Regiment, jelbit in kirch— 
lihen Dingen. Die obrigfeitlihe Gewalt gilt ihn als eine göttlihe Einrichtung, 
vie Obrigkeit felbft als eine Stellvertreterin Gottes. Aber die geijtige Ueberord— 
nung der Kirche über den Staat erfcheint dennody als eine nothwendige Konjequenz 
feiner Grundanſchauung, und fein ganzes Leben beweift, daß er nicht minder als 
die Päpfte des Mittelalter von der Kirhe aus den Staat zu beherrihen juchte. 
Er verzichtete auf den Reichthum und den Glanz der alten kirchlichen Inftitutionen; 
er war arm und blieb arm jein Pebenlang; bürgerliche Einfachheit und nücdhterne 
Enthaltfamkeit war ein Charakterzug feiner Natur, den er aud feiner Kirche auf- 
prägte. Er verfhmähte allen weltlihen Pomp und Schein, aber in dem bejcei- 
denen Gewand lebte ein Fühner und herrſchender Geift, der das gefammte Leben 
des Volkes umzubilden und zu leiten unternahm. Er wollte ein neues gereinigtes 
Gottesreich ftiften. Seine geiftige Nahrung holte er vornehmlich in den biblifchen 
Quellen. Die weltlihe Weisheit fchägte er gering; fein Geift war voraus theo- 
logifh erfüllt und beftimmt, den theologiſchen Tendenzen ordnete er alles Uebrige 
unter. Seine jwiftiihe Bildung diente ihm nur als ein Mittel, die firdyliche 
Gefinnung logiſch ſchärfer zu formuliven und leichter durchzuſetzen. 

Als eine Hauptaufgabe des Staates betrachtete er die Pflicht deſſelben, für 
eine reine Gottesverehrung zu forgen und die firhlide Zucht durchzu— 
führen. Aud feine Staatslehre ftügte fi voraus auf das alte Teftament; fie hat 
daher einen theofratiihen-Charafter. Nicht mit Unreht machte ihm Servet ven 
Borwurf, daß er noch in den Banden des alten Gefeges gefangen und nicht zu 
der geiftigen Erfüllung des Chriſtenthums durchgedrungen ſei. ir finden dieſen 
Zug wieder in dem Charakter der franzöſiſchen reformirten Gemeinden und der 
engliſchen und ſchottiſchen Puritaner. Er zeigt ſich ebenſo noch in den erſten 
Gründungen der nordamerikaniſchen Kolonieen. Erſt die möderne Staatsbildung 
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Die Kirche wollte Ealoin nur in Einer Form gelten laffen, wie er fie aus 
dem Studium der heiligen Schriften erfannte. Gegen andere Geftaltungen bes 
firchlichen Lebens war er unduldſam. Aber für den Staat gab er das Bedürfniß 
verſchiedener Berfafiungsformen zu. „Wenn wir unfern Bid”, fchrieb er in den 
Inftitutionen Kapitel 20, „nicht auf Einen Staat beichränfen, jondern den ganzen 
Erdkreis überbliden und betrachten und weitere Räume überfchauen, jo werden wir 
gewahr, daß es ein Werk göttlicher Weisheit fei, daß die verfchievenen Länder 
durch verſchiedene Berfafjungen beherrfcht werden." Wie Ariftoteles, unterjcheivet 
er drei Grundformen — Monarchie, Ariftotratie und Demokratie —, die alle 
unter Umftänden natürlih und gut feien, aber auch alle drei in Despotie, 
Dligarchie und Pöbelherrfhaft ausarten können. Perſönlich neigt er indeſſen ver 
republifanifhen Staatsform und zwar in der Verbindung ariftofratifder 
und demofratifher Elemente zu. In dieſem Sinne bilvete er aud die Genfer 
Berfaffung aus, 

Das Firhlihe Regiment wurde in dem fogenannten Konfiftorium koncen— 
trirt, welches aus geiftlihen und weltlihen Mitgliedern, den Predigern ver Stadt, 
Einem Syndikus mit zwei Räthen und eilf andern Bürgern als „Welteften‘ be- 
ftand. In diefer Behörde herrſchte ver Geift Calvins und von da aus hielt er 
den ganzen Staat und die Bürger in feiner Zucht. Bor das Konfiftorium werben 
die geladen, welche durch Worte oder Werke vie kirchliche Zucht herausfordern. 
Die Fälle find fehr häufig; denn die bürgerlichen Gefege find von dem Geift des 
Eifer8 gegen alle Sünden und für Heritellung eines gereinigten heiligen Reiches 
diftirt. Das Konfiftorium übt zwar feine unmittelbare Strafgewalt aus, mit Aus- 
nahme des Kirhenbanns (Erfommunikation), ven Calvin als das unentbehrliche 
Fundament ber Kirchenzudht betrachtete und ungeachtet alles Wiperftrebens mit 
äußerfter Energie hanphabte. Aber anvere bürgerliche und peinliche Strafen wur- 
den, auch wegen kirchlicher Bergehen, auf die Rüge des Konfiftoriums von dem Rath 
ertannt. Die mofaifche Geſetzgebung ift ein Vorbild für die calvinifche. Einige 
Beifpiele bezeugen am beften dieſe Strenge. Wer die Previgt nicht bejuchte, oder 
gar das Abendmahl vernadhläffigte, wurde zur Buße verurtheilt; Frauen, melde 
üppige Kleider trugen oder gar beim Tanze ſich ſehen liefen, ins Gefängniß ge- 
ſetzt; ebenfo Leute, die Fluchwörter ausgeſprochen; die Unzucht wurde gewöhnlich 
mit Gefängniß, zumeilen mit Verbannung beftraft, der Ehebruch mit vem Pran- 
ger, in einigen Fällen aud mit vem Tode. Spieler wurden an den Pranger ge: 
ftellt mit den Karten am Hals. Spötter mußten als Büßer im Hemd mit einer Kerze 
in der Hand durd die Stabt ziehen, Banferottirer wurden rüdlings auf dem Eſel 
dur die Gaffen geführt. Ein Kind, welches verfuchte, feine Mutter zu fchlagen, 
wurde öffentlich ausgepeitjcht, ein anderes, das feine Eltern wirklich geichlagen, 
bingeridhtet. Die Blasphemie und vie Abgötterei war mit dem Tode bevrobt. 

Es verfteht fih, daß die Meinungen über dieſes Verfahren auch damals jehr 
getheilt waren. Es erhob ſich doch von Neuem wieder eine zahlreiche Partei gegen 
dafjelbe. Selbft Männer von Anfehen, wie Amiet Perrini, das militäriiche Haupt 
der Republik, der früher die Zurüdberufung Galvins betrieben hatte, fanden dieſe 
Strenge unerträglih. Perrini wurde das Haupt ber wieder erftarfenden liber- 
tinifhen Bartei. Sie klagte über das neue Papftthum, das drückender ſei, als 
das alte verbrängte; bie libertinifche Jugend verhöhnte gelegentlih das heilige 
Konfiftorium. Die Bürgerſchaft fpaltete fih von Neuem und e8 gelang neuerdings 
den Libertinern, bie Wahlen in die Räthe in ihrem Sinne zu lenfen und die 
ganze Eriftenz Calvins zu bedrohen. Denn auf die Räthe vornehmlich hatte ſich 
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Calvin geftügt; auf die engeren zumeift. Dem weiteren Rath der Zweihundert und 
der Bürgerverfammlung jelbft vertraute er weniger und fuchte ihre Befugniſſe zu 
beſchränken. 

In dieſen Parteikämpfen fand Calvin außer dem Rath, deſſen Anſehen er 
erhöht hatte und auf den er trotz aller Schwankungen ſeinen Einfluß zu ſichern 
wußte, ſeine Hauptſtütze in den zahlreichen fremden Flüchtlingen, die aus 
Frankreich, Italien und Spanien der Ketzerverfolgung ſich entzogen und in dem 
reformirten Genf ein Aſyl gefunden hatten. Sie bildeten den Kern einer eifrigen, 
für die calviniſche Reform glühenden Partei. An ſie ſchloſſen ſich manche andere 
Fremde an, welche der Ruf des großen Reformators nach Genf gezogen hatte. 
Unter dieſen machte ſich auch ver ſchottiſche Reformator Knox bemerklich. War 
etwa einer dieſer Flüchtlinge freieren Anſichten zugethan, ſo wurde er wieder ver— 
trieben. Die Bevölkerung der Stadt hatte ſich in kurzer Zeit von 13,000 auf 
20,000 Einwohner vermehrt und ein großer Theil dieſes Zuwachſes kam auf 
Rechnung der Fremden. Sie ſtanden unter dem Schnee Calvins, der eine Ver— 
ordnung ausgewirft hatte, daß die Beihimpfung der Fremden wie eine Läfterung 
der heiligen Sache zu betrachten fei, für welche jene gelitten. Er fuchte ihnen in 
großer Zahl das Bürgerreht zu verfhaften, und auch damit drang er durch. 
Genf wurde durch ihn zu einer neuen Statt. 

Diefe fihtbar fortichreitende Umwandlung des alten Genf erbitterte die Liber— 
tiner auf's Aeußerfte. Sie fühlten fi in ihrer Heimath bedroht, für die fie in 
ven früheren Parteifämpfen ihr Gut und Blut eingefegt hatten, und von Zeit zu 
Zeit fchlug der Haß gegen die Fremden in hellen Flammen aus. Aber es bewährte 
fih am Ende wieder die geiftige Weberlegenheit des Reformators, der über die 
principlofen Gegner ven Sieg davontrug. So heftig fie den „melandolifchen Pre— 
diger” haften, es fehlte ihnen doch der geiftige Muth, ihm in der rechten Weife 
entgegenzutreten; durch das Ungeftüm und vie fittenlofe Form ihrer Oppofition 
verdarben fie ihre Stellung immer wieber, Als fie in ver großen Angelegenheit 
des Servet auf die Probe geftellt wurden, zeigten fie fi unverläffig und ſchwach. 
Sie fürchteten und verehrten wider Willen den mächtigen Geift, deſſen Zügel fie 
abzumwerfen wünſchten. Von da an ging es mit ihmen zur Neige und das Werf 
Galvins, die Gründung einer neuen bürgerlich ftrengen, nüchternen, Firdhlich eifri- 
gen reformirten Stadt, warb vollzogen. 

Die theologiſchen Streitigkeiten Calvins für feine Prädeſtinationslehre gegen 
Caftellio, Bolſek und Andere find nur umbedeutend im Vergleich mit dem 
tragifhen Kampf zwifchen ihm und Servet. Aber in allen zeigt fid der unduld— 
fame Eifer des Neformators. Wie alle redlichen Giferer glaubt auch er ein gott- 
gefälliges Werk zu thun, indem er die DBertreter abweichender Meinungen ver- 
folgt. Auch er benimmt fi wie ein Verfechter und Rächer der göttlichen Majeftät 
wider ihre Feinde und Verächter. 

Unter den reformatorijhen Geiftern des 16. Jahrhunderts nimmt Michael 
Serveto, ein Spanier von Geburt aus Aragonien, eine hervorragende Stellung 
ein. Er war mit Calvin von gleihem Alter (geboren 1509) und verband, wie 
diefer, die theolegifchen mit den juriftiichen Studien. Auch Servet wurde von den 
Schriften der deutſchen Reformatoren frühzeitig ergriffen und gelangte ebenfalls 
ſchon in feiner Jugend zu einer neuen Pebensanfhauung, welcher er bis zum Tode 
treu blieb, Das Hauptwerf Servets: „De trinitatis erroribus“ ift wie die In— 
ftitutionen Calvins von einem 21jährigen Jüngling gefchrieben. Bon Natur ein 
durchaus felbftftändiger Geift, hatte Servet auch das Dogma der Trinität, über 


Calvin. 325 


welches Katholifen und Proteftanten damals einig waren, einer tiefgehenden Unter- 
ſuchung unterworfen. Die Refultate feiner Forſchung und feines Nachdenkens er- 
ſchreckten nicht ihm felbt, aber die ganze theologiſche Welt. Seine jharfe eregeti- 
fhe und logifche Kritit wurde als Frechheit verdammt und ver pantheiftifche 
Grundgedanke Servets, von dem aus allein er das Dogma mit Sinn zu er- 
füllen glaubte, wie ein Gräuel verabjheut. Er behauptete, als das Dogma ver 
Trinität, von dem die erften Chriften nichts gewußt, zuerft erfunden worben fei, 
babe die Welt Chriftus verloren. Chriftus fünne unmöglich ewig fein, weil der 
Sohn einen Anfang haben müſſe und vie frühere Eriftenz des Vaters vorausfege, 

Selbft der milde Melanchthon und der geiftesfreie Zwinglt geriethen in tie 
tebhaftefte Aufregung, als fie von diefen Lehren hörten. Sie glaubten, das Chriften- 
thum felbft fei nun in Gefahr, Nur wenige Theologen, und nur heimlich, blieben 
mit Servet in Verkehr. Calvin, zu deſſen Geift Servet das größte Vertrauen 
zeigte, wendete fih mit Entjegen von ihm. Servet konnte fih nur dadurd hal- 
ten, daß er eine Zeit lang unter anderm Namen lebte und ſich den Aufern Ge— 
bräuchen der katholiſchen Kirche in Frankreich unterzog. In Paris und Orleans 
betrieb er nun die Naturwilfenfchaften und die Medicin und gewann zu Bienne 
als Arzt Anſehen und Vermögen. Inzwiſchen vertiefte fih Servet immer mehr in 
feine Anfhauung ver göttlihen Natur und ward immer mehr durchdrungen von 
der Ueberzeugung, daß von ihr aus allein das Chriftenthum gereinigt und ber: 
geftellt werde. Er wendete fih num neuerdings an Calvin, theilte ihm das Ma- 
nufeript jeiner neuen Schrift mit und bat ihn dringend um Prüfung und gründ: 
liche Erörterung. Er erklärte ſich bereit, nad Genf zu kommen, wenn er freies 
Geleit erhalte, um perſönlich die wichtigen und ſchwierigen Dinge zu befprechen. 
Aber Calvin ift fo fehr von der Gefährlichkeit und der Keterei Servets überzeugt, 
daß er nur furz und ausweichen antwortet, und jo wenig geiftesfrei, daß er ein 
näheres Eingehen jcheut und bald ven Verkehr ganz abbriht. An Farel ſchrieb 
Calvin damals (13. Februar 1546): „Ich bin gar nicht Willens, für ihn gut zu 
fagen. Wenn er wirklid herkommt, jo joll er mein Anſehen erfahren; ich werde 
nicht dulden, daß er lebentig wieder fortgeht." Servet im Gegentheil fann es 
gar nicht falfen, daß ein Denker wie Calvin die freie Prüfung verfhmähe Er 
greift zwar aud die veformirte Kirche hart an, aber nicht mit Schmähungen, 
fondern mit Gründen, und iſt in feinem Streben nad Wahrheit fo aufrichtig und 
von fo entſchieden religiöfer Gefinnung erfüllt, daß ihm der leidenfchaftlihe Haß 
der Theologen als unvereinbar mit dem Chriftenthun und unverftändlic vor: 
fonımt 1), 





t) Wir tbeilen zu beiferem Berftändnit des Gharafters und der Denfweife Servets einen 
Brief dejjelben an den Prediger Pepin in Genf mit, von dem er jein Manuffrivt zurüdrordert: 
„Obgleich mein zwölfter Brier an Calvin deutlich zeigt, daß die Kraft des altteftamentlichen Ge: 
feßes aufgehoben jei, jo will ich doch noch eine Stelle anführen, damit ihr die Grneuerung des 
Lebens durh Ghrifti Ankunft befier begreift. Daß die Kraft des Geſetzes aufgeboben worden, 
wirft du offenbar erfennen, wenn du die eine Stelle liejeft Neremias 31. Der Prophet lehrt, daft 
das Bündniß mit den Vätern, ald fie aus Aeghpten zogen, ſpäter aufgehoben worden jei. Dal. 
Ezechiel Kay. 16 und Paulus Hebr. 8. Würde nach diefem Geſetz uns Gott noch zu feinem 
Volke machen, jo würden wir wie die Juden unter diefem Joch untergeben und wir ftänden 
unter dem Fluch. Aber jenes Geſetz beftebt nicht mehr; nicht nach dem alten Bunde nimmt uns 
Sort auf, ſondern lediglih im Glauben an Jeſus Ghriftus, feinen geliebten Sohn. Bedenft es 
daber, wie fehr euer Evangelium durch das Geſetz verwirrt jei. Euer Gvangelium ift ohne den 
Einen Gott, ohne wahren Glauben, ohne gute Werke. Statt des Einen Gottes habt ihr ein 
dreiföpfiges Ungeheuer (tricipitem Cerberum); ftatt des wahren Glaubens habt ihr den Traum 
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Es verfteht fih, daß ein Mann von ber Art den Kekerrichtern verfallen 
mußte, Er wurde zu Vienne in Unterfuhung gezogen. Die fatholifhen und bie 
proteftantifhen Theologen verfluchten fich mechfelfeitig, aber gegen einen ſolchen 
Mann waren fie doc verbindet. Die Genfer Reformirten lieferten dem fatholi- 
ihen Kegergericht in Vienne die nöthigen Beweiſe gegen ihn. Servet wurbe zum 
Feuertode verurtheilt, konnte ſich aber dieſer Gefahr durch vie Flucht entziehen 
(1553). Als Flüchtling kam er nah Genf ohne die Abfiht, da zu bleiben. Eben 
als er nad Zürich wegreifen wollte, wurde er auf Antrieb Calvins gefangen ge- 
jegt. Nun kam e8 zu einem gewaltigen perjönlihen Ringen ver beiven Männer, 
die beide merkwürdig begabt mit der Macht des Gedankens und des Worts, und 
ausgeftattet mit ven Waffen der Wilfenfhaft, in Gegenwart des Rathes und im 
Angefiht der geipannten Mitwelt einander da befämpften. Calvin hoffte, Servet 
auch geiftig zu überwinden, wie er ihn leiblih gefangen hielt. Es war aber un- 
möglid; denn er verftand ihn nicht. Calvin war der ausgeſprochenſte Theift fei- 
ner Zeit, Servet der entſchiedenſte Pantheift. Jeder von beiden erfannte die ſchwache 
Seite, keiner die ftarke in dem andern. Dod war Servet noch eher als Galvin 
im Stande, aud den gegnerifhen Standpunkt zu begreifen und freier als Calvin 
erflärte er es, nod bevor er felbft in der Noth war, für umchriftlih und unge- 
recht, einen Andern wegen einer abweichenden Ueberzeugung mit dem Tode zu 
bejtrafen. Da wurde Servet auch von dem Genfer Gericht nad) dem Rathe ein- 
heimifcher und auswärtiger Theologen zum Feuertode verurtheilt. Er zeigte fidy in 
viefem ſchweren Leiden groß und ftarb wie ein Märtyrer des Geiftes, Er bat 
fogar Calvin um Berzeihung, um als ein Berföhnter zu fterben. Ihm wurde es 
übel gedeutet, daß er auch da nod feine Unſchuld bezeugte, und Gott bat, er 
möge den Anklägern gnädig fein. Mitten in ven Flammen, deren Schmerz ihm 
feine Ekſtaſe verminderte, befannte er nod feinen Glauben. Sein letztes Wort 
war: „Jeſus, du Sohn des ewigen Gottes, erbarme dic) meiner.” Die Theolo- 
gen jener Zeit ſahen in dieſem Wort eine Yäfterung des hartnädigen Ketzers und 
ven wahnfinnigen Trog gegen ihr Dogma; vergeblid redeten fie ihm beftändig 


der Vorberbeftinunung und von den guten Werken jagt ihr ſelbſt, fie feien leere Gemälde. Der 
Glaube an Chriſtus ift für euch ein leerer Putz ohne Wirkſamkeit. Der Menſch ift für euch ein 
träger Klotz und Gott ift euch der Wahn des gefeflelten Willens. Ihr erkennt nicht die geiftige 
Wiedergeburt durch die Taufe, ſondern betrachtet fie wie eine Kabel. Ihr verfchlient das himm— 
liiche Neich vor den Menjchen, indem ihr es wie eine bloße Einbildung uns entzieht. Wehe euch! 
Durch diejen dritten Brief will ich dich warnen, damit du auf befjere Gedanken kommeſt. Ich 
werde dich in Zukunft mit ſolchen Warnungen nicht weiter beläftigen. Vielleicht ärgert es euch, 
daß ich mich in jenen Kampf des Engels Michael einmenge und daß ich es wünfche, daß auch ihr 
euch dabei berbeiligt. Erwäge fleißig jene Stelle in der Dffenbarung) und du wirft jeben, daß 
jener Kampf von Menfchen gerührt wird, die ihr Leben auf's Spiel ſetzen, in dem Blut und 
Zeugniß Jeſu Chriſti. Daß fie Engel genannt werden, ift ein Sprachgebrauch der Schrift, der 
öfter vorfümmt. Sichft du nicht, daß von der Kirche Ehrifti die Rede ift, die ſchon fo viele 
Jahre verfolgt war? Fit es nicht ein Geficht der Zukunft, wie Johannes ſelber verfichert ? 
Wer ift jener Ankläger, der uns früber wegen Uebertretung der Geſetze und Verordnungen an: 
Hagt? Bor dem Kampf, fagt er, wird die Anklage fein und die Verführung der Welt; dann 
folgt der Kampf und ift die Zeit nabe, wie er jagt. Wer find, die den Sieg über dad Thier 
davon tragen werden, die nicht fein Yeichen haben werden? ch weiß gewiß, daß ich um dieſer 
Sache willen fterben werde, aber ich bin deßhalb nicht verzagt in meinem Geifte, damit ich als 
Jünger äbnlich werde dem Meifter. Das betrübt mich, daß ich durch euch verhindert werde, 
einige Stellen in meiner Schrift zu verbeffern, welche bei Calvin liegt. Lebe wohl und erwarte 
von mir feine ferneren Briere. Ich werde auf meiner Warte ftehen, und um mich fchauen und 
eben, was der Geift offenbaren wird; denn er wird kommen ſicherlich und fich bewähren.“ 
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zu, er folle ven „ewigen Sohn" anrufen. Damals ſchon faßte ein Theil des 
Volks das Wort als ein Zeugniß auf eines aufrichtigen Geiftes, der die einmal 
erfaßte Wahrheit im Tode fefthielt. Die Theologen fahen darin nur den hart- 
nädigen Troß des Teufels. 

Wird Calvin nah dem Mafftab der damals geltenden Gefege und ver 
Denkweiſe faft aller Theologen und Juriften feiner Zeit beurtheilt, jo erfcheint 
fein Verfahren gegen Servet vollftändig gerechtfertigt. Man thut ihm auch Un- 
recht, wenn man ihm niedrige Beweggründe feines Handelns zufchreibt und ihn 
beſchuldigt, er habe aus Eiferfucht und Neid den ebenbürtigen Gegner verfolgt. 
Der Eifer für feinen Gottesglauben, der fein ganzes Wefen erfüllte, trieb ihn 
dazu. Wenn dagegen fein Berfahren von dem höheren Standpunkte ſowohl ver 
menfhliden Denkweiſe als ter reinen hriftliden Moral beurtheilt wird, 
fo erfcheint feine That als eine ſchwere Schuld und als ein ſchwarzer Flecken 
feiner Seele. Diefer Fleden wird aud nicht weggewaſchen noch gemilvert durch 
die Erinnerung an die viel zahlreicheren Hinrichtungen von Kegern durch die katho— 
lifche Kirche. Im Gegentheil, er erfheint nur um fo dunkler in dieſem Vergleich, 
denn bie reformirte Kirche hatte im Vertrauen auf die aufrichtige Prüfung 
der Schrift und auf die Offenbarung des Geiftes an die, welche ihn in Wahrheit 
ſuchen, fi von der alten Autorität der Kirche losgefagt und durfte nicht einen 
Mann deßhalb tödten, weil er in feinem revlihen Streben zu einem andern Glau- 
ben gefommen war, als den ihrer Autoritäten. Die Nachwelt muß die Handlung 
Galvins aus diefem Geſichtspunkte betrachten und Calvin jelbft darf dieſes Gericht 
nicht mit der Berufung auf die befehränften Zeitanfichten ablehnen; denn er war 
ein Menſch und ein Chrift, und fo hochbegabt, daß ihm bei aufrichtiger und 
ernfter Prüfung die Einficht in diefe höhere Gerechtigkeit nicht verborgen geblieben 
wäre. Seine That wirft nad als eine große Mahnung der Gefchichte gegen vie 
theologiſche Unduldſamkeit und als eine Warnung für den Staat, fi) von ihr 
leiten zu laſſen. 

Die Libertiner hatten nicht gewagt, fich offen für Servet zu verwenden und 
die halbe und heimliche Hülfe nützte nichts. Sie fetten noch einige Zeit den 
Kampf gegen Calvin in der alten Weife fort. Endlich verfuchten fie einen Auf: 
ftand wider die Fremdherrſchaft und unterlagen (Juni 1555). Ihre Rolle war 
ausgeſpielt. Bis zu feinem Tode (27. Mai 1564) beherrfhte Calvin nun unan- 
gefochten die Stadt. 

In Genf gründete er nunmehr wiſſenſchaftliche Anftalten, ein Gymna— 
fium (1558) und eine höhere Schule, Alademie genannt (1559). Beide Anftalten 
hatten ein konfefjionelles Gepräge. Die Genfer Schule ver reformirten Theologen 
wurde weit berühmt und erwarb einen nachhaltigen Einfluß aud im Ausland. 
In diefer Beſchränkung erwuchs aber zugleich in Genf eine gründliche Wiſſenſchaft. 
Die kleine Stadt befam dadurch eine große Bedeutung, eine größere ald irgend 
eine andere, wenn gleich weit bevölfertere franzöfifche Stadt, Paris allein aus- 
genommen. Dieje intellettuelle Erhebung Genfs gereicht Calvin zu bleibender Ehre. 
Die theologijhen Beihräntungen fielen in fpätern Tagen weg, aber der inzwiſchen 
erftarfte wiſſenſchaftliche Geift behielt in Genf eine ſichere Heimath. 

Der große Plan Calvins, eine Einheit innerhalb ver evangelifchen 
Kirche zu ftiften, mißlang ihm dagegen. Sein Einfluß in ver Schweiz, in Franf- 
reih, England, Schottland, zum Theil aud in Deutſchland war jehr groß, aber 
es gelang ihm doch nicht, Die verſchiedenen dogmatifchen und Berfafjungsgegenfüge 
zu einigen, und vergebens hoffte er auf eine wunderbare Einwirkung, welde bie 
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getrennten Glieder des kirchlichen Leibes zu einem harmoniſchen Ganzen verbinde. 
Es entftanden eine Menge von reformirten Gemeinden, mehr oder weniger im 
Sinne Caloins, aber jelbft diefe waren unter einander nicht organiſch verbunden 
und noch weniger konnten fie fih mit den lutheriſchen Gemeinden einigen. Die 
fataliftiiche Grundanfiht Calvins, der Prädeftination, welche er feiner Kirche ein- 
zuprägen fuchte, fteigerte eine Zeit lang die Energie der Reformirten und ftärfte 
fie in den zahlreihen und wüthenden Verfolgungen, denen fie befonders in Frank— 
reih ausgefeßt waren. Aber fie verlor mit der Zeit ihre Anziehungskraft auf die 
Gemüther und wurde zulegt nur zum Symbol einer Meinen kirchlichen Partei, 
Calvin hatte Großes gewirkt in ver Zeit des abwärts neigenden Mittelalters 
aber eine durchgreifende Erneuerung der Kirche hatte auch er nicht zu begrundel 
vermocht. 

Literatur. Außer den Werken Calvins, die in verſchiedenen Ausgaben 
gedruckt ſind, franzöſiſch und lateiniſch, und Servets (von deſſen Schrift de 
trinitatis erroribus v. J. 1531 mir ein ſeltenes Exemplar aus der Münchner 
Bibliothef vorlag) vgl. befonvers P. Henry: Das Leben Joh. Calvins, des großen 
Neformators. 3 Bode. 1835—1844 (darin viele Urkunden und vollftändige Nach— 
weifungen. Das Werf ftrebt aud Wahrheit an, aber kann fi ven ver theologi- 
ihen Befangenheit nicht völlig losmadhen). Weber, Galvinismus im Verhältniß 
zum Staat in Genf und Frankreich. Heidelberg 1836. Blnntfäni. 
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Unter den franzöfifhen Staatsmännern der Epoche des Konvents und des 
erften Kaiferreichs ift wohl Keiner, welcher enger mit den jo wechjelnden Geſchicken 
der Nation verfmüpft war und fich glüdlicher in der Mitte der ftürmifchen Bewe— 
gungen und der zahlreihen Ummälzungen auf dem Gipfel der Macht behauptet 
bat, ale Cambaceräs, 

Jean Jacques Regie de Cambacerdös, geboren zu Montpellier am 18. Ok— 
tober 1757, ftammte von einer jener erlauchten Familien des hohen franzöfifchen 
Adels ab, melde während mehrerer Jahrhunderte an ver Spige der Magiftratur 
und des Alerus in dem füplichen Frankreich ftanden. Sein Ontel, befleivet mit der 
Würde eines archidiacre, war einer ver berühmteften Redner feiner Zeit, und fein 
Vater ftieg von dem Amte des Bürgermeifters der Stadt Montpellier zu einer der 
höchſten Stufen der Magiftratur. Indefjen war die Yaufbahn des jungen Cambaceräs 
die glänzendfte; verfelbe gelangte, Dank feiner gefhmeidigen Natur, feiner praf- 
tifhen Gewandtheit und feinen feltenen Anlagen und Kenntniffen, zu allen Würden 
und Titeln, welche die verſchiedenen, jo raſch fi) einander folgenden Regierungen 
geſchaffen haben. Er gehörte zu jener Kategorie von Staatsmännern, welde vor 
Allem den Grundſatz haben, fih dem fait accompli blind zu unterwerfen, 
und ihre Anfichten und Afte der beftehenden Macht anzupaffen. Diefer Standpunkt 
wird am beften erklären, daß, mie wir im Berlaufe diefer furzen biographifchen 
Skizze zeigen werben, Gambacerds ſich während der blutigen Tage der Republik 
auf derfelben Höhe zu behaupten wußte, als während der energifchen Regierung 
eines beinahe abſoluten Kaiſerthums. 

Gambacerds begann feine bürgerliche und politiiche Laufbahn als Advokat in 
feiner Vaterſtadt Montpellier. In diefer Stellung wußte er fi raſch das Zu— 
trauen und die Sympathie feiner Mitbürger zu erwerben, fo daß er bereits nad) 
wenigen Jahren, als in folge der Greigniffe des Jahres 1789 der Abel ber 
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Stadt Montpellier einen zweiten Repräfentanten feiner Interefien zu ven Etats 
Generaux zu wählen hatte, viefes Bertrauenspoftens würdig erflärt wurbe. In 
Folge der Entſchließung der Generalſtände, welhe nur Einen Deputirten für die 
Stadt Montpellier zuließen, wurde feine Wahl kafjirt, und Cambaceres durch bie 
Ernennung zum Präfidenten des Straftribunals feiner Provinz entſchädigt. 

Im Jahre 1792 wurde er zum Deputirten des Konvents gewählt, in dem 
Momente, wo die Vorbereitungen zu dem Proceffe gegen den König Ludwig XVI. 
berathen wurden. Der junge Staatsmann zeigte bei diefer Gelegenheit die Ruhe 
und falte Berechnung eines in dem öffentlichen Leben ergrauten Diplomaten. Im 
Anfange proteftirte Cambacerös gegen ben von den Deputirten des Berges mit 
fo großer Heftigkeit beantragten Proceß. „Das Bolt — fo rief er mit Wärme 
bem Konvente zu — bat Eud zu Geſetzgebern und nicht zu Richtern er— 
nannt. Dasfelbe hat End die Miffion ertheilt, feine Wohlfahrt auf einer feften 
Grundlage aufzubauen und Euch nicht das Recht verliehen, ven Urheber fei- 
nes Unglüdes zu verbammen“. Er wurde, nachdem der Proceß beichloffen 
war, beauftragt, „dem Urheber des Unglüdes des Volkes" ven Beihluß 
bes Konventes mitzutbeilen, und demfelben zu erflären, daß es ihm frei ftehe, 
einen Bertheidiger zu wählen. Bei ver Berhandlung über den Proceß votirte 
Cambacerds für die Verurtheilung, inveffen nicht zum Tode, fondern zu lebens- 
längliher Haft. „Der Tod Ludwigs XVI. — dies find feine Worte — würde 
und feinen Bortheil darbieten; im Gegentheil, bie Verlängerung feiner Eriftenz 
fann und nur nützen. 63 wäre geradezu unflug, fi eines Bürgen, (Ötage) wel- 
cher die inneren und äufferen Feinde zurüdhalten muß, zm entäußern. Defhalb 
glaube ih, daß der Konvent befretiren muß, daß Ludwig die Strafe des Hoch— 
verratbs nach dem Strafgeſetze verdient hat, daß indeſſen die Hinrichtung bis 
zur. Beendigung des Krieges auszufegen ift“. Nachdem dieſer für den unglüd- 
lihen König wenig fompathifche Proteft erfolglos geblieben und das Todesurtheil 
mit einer enormen Majorität verhängt worden war, erbat Cambacerdös für ven 
Verdammten vie Erlaubniß, von einem Seelſorger umgeben zu fein, indem er 
indeſſen ausbrüdlich hinzufügte: „sans toutefois que lex&cution puisse être 
retardde au-delä de 24 heures*. Sein Wille wurde fowohl in Betreff des 
Geelforgers, als auch ver Beichleunigung ter Hinrichtung erfüllt, und Cambaceres 
war ed, welder von dem Konvente die Mifjion erhielt, einen Bericht über vie 
Erefution, in allen ihren graufigen Details, zu machen. Diejer Bericht wurde von ihm 
in der Sigung vom 21. Januar 1793 mit aller Kälte und Ruhe „als ob es 
fid um eine Materie des Code civil handle” (wie ein Geſchichtsſchreiber von 
Herz und Berftand ſich ausprüdt) vorgelefen und drei Tage nad) diefer der ftürmifchen 
Verſammlung jo gefälligen Berichterftattung wurde er von dem Konvente zum 
Sefretär erforen. In diefer Stellung betheiligte fih Cambacérès an allen ener- 
giſchen Vorſchlägen der radifalften Partei der Verſammlung. In der Sigung des 
10. März (1793) ſprach er für die Vereinigung ver legislativen und erefutiven 
Gewalt, eine Kombination, welde den Keim des jpäteren öffentlichen Wohlfahrts- 
Ausſchuſſes enthält; an demſelben Tage begehrte er die Befreiung von Ducruy, 
dem berlchtigten elöve de Marast; in der Situng vom 26. März denuncirte er 
dem Wohlfahrtsausfchuffe ven Hochverrath des „Royaliften” Dumouriez, welden 
er noch 16 Tage früher gegen dieſe Anklage vertheirigt hatte; endlich am 11. April 
provocirte er, in Verbindung mit Danton, das Dekret, wodurch das Schreckens— 
tribunal eingefegt und die Juſtiz der Guillotine derjenigen der Gefege fubftituirt 
wurde, 
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Am Ende des Jahres 1379, wurde er, in Gemeinfchaft mit dem berühmten 
Rechtsgelehrten Merlin, von dem Konvente beauftragt, alle Givilgefege der revo— 
Iutionären Periode zu fammeln und zu Fobificiren. Cambacerds widmete ſich mit 
befonderem Eifer diefer Arbeit, welde jeinen Neigungen mehr zufagte, als bie 
Rolle des Agitators, zu welcher er durch die Äußeren Ereigniffe und durch feinen 
Ehrgeiz getrieben wurde. Er hatte große Mühe, feinen in kurzer Zeit beendigten 
Entwurf eines Code civil vor dem Konvente zur Diskuffion zu bringen, da die 
Debatten dieſer Berfammlungen ſtets auf bewegtere und brennende ud der 
inneren und äußeren Politik gerichtet waren. Am Ende des Jahres 1794 fand 
indeffen die Verhandlung über dieſen Code civil ftatt, und das Refultat beffelben 
! war die völlige Verwerfung des Entwurfes, welher vohaliſtiſche Tendenzen 

“enthalte (sentant ’homme du palais). Der Konvent jegte einen Ausſchuß von 
Philofophen ein, „um einen Entwurf auf einer liberaleren und vernünf- 
tigeren Örundlage zu erzielen.” — Cambacerds war der Bewegung vom 9. Ther- 
midor, wodurch der Herrfchaft von NRobespierre ein Ende gemacht wurde, völlig 
fremd; er war felbft für Robespierre günftig geftimmt, wie aus einer feiner Unter- 
redungen mit Napoleon hervorgeht, worin er erflärte „cela a dtE un procds juge 
mais non plaide*, indem er hinzufügte, daß nad feiner Anficht Robespierre 
die Abficht gehabt habe, „die Ordnung und die Mäßigung wiederherzuftellen“. 

Am 16. Vendémiaire des Jahres III der Republif (7. Oktober 1794) wurde 
Eambacdrds zum Präfidenten des Konventes ernannt. Er trat biefe Würde 
durch ein Manifeft an vie Nation an, worin er in den heftigften Ausprüden bie 
beiden ertremen Parteien, — die Jakobiner und die Royaliften — verdammte 
und ein ftrenges Fefthalten an der Nevolution und an dem Gefege empfahl. Er 
befiegelte diefes Manifeft durch einzelne im Geifte ver Humanität und der Mode— 
ration beantragte Mafregeln, namentlih durch den Vorſchlag einer Amneftie und 
der Zurüdberufung der am 31. Mai als Girondins verbannten 73 Mitglieder 
des Konvents. Als er furz hierauf zum Präfidenten des öffentlihen Wohlfahrts- 
ausichuffes ernannt worden war, ließ er den Klubb ver Jakobiner jchliegen und 
eine Reihe von Mafregeln im Intereffe der Emigrirten einführen. Dieſe verän- 
derte Haltung erregte begreiflicher Weife den Verdacht des Konventes und die da— 
durch bewirkte Mifftimmung gegen ihn wurde noch vermehrt, als man einen Brief 
des Grafen d’Antaignes, eines der thätigften Agenten Ludwigs XVIIL, auffand, 
worin Gambacerds geradezu als NRoyalift vargeftellt if. „Je ne suis nulle- 
ment é(tonné — ſo jhrieb Graf v’Antaignes an einen feiner freunde — 
que Cambacérès soit du nombre de ceux qui veulent le rdtablis 
sement de la royaut6; je le connais*. Cambacéres proteftirte in der 
energifchften Weife gegen dieſen Verdacht, in einer längeren Rebe, welde durch 
Beſchluß des Konventes in das Protofoll diefer Berfammlung aufgenommen wurde, 
und es gelang ihm, fi von der Anklage zu befreien, denn furz darauf wurde er 
von dem Konvente zum Mitglied des ſ. g. „Rathes ver Fünfhundert“ ernannt. 
Nichtsdeſtoweniger verſtärkte fih vie Zahl feiner Gegner und Rivalen, die aud 
feine Ernennung zu einem der fünf Direktoren, welche an bie Spige der Ere- 
futivgewalt geftellt wurven, zu verhindern mußten. 

Den Augenblid ver Ruhe von politiihen Angelegenheiten, welde vie Ein- 
jegung des Direltoriums für GCambacerös zur Folge hatte, benußte derſelbe, 
um feine Arbeiten über ven Code civil wieder aufzunehmen und fi mit juridi— 
ihen und ökonomiſchen Fragen zu beſchäftigen. Zur Behanvlung diefer legteren 
Fragen erhielt er eine befonders dringende Anregung, als er nad Begründung 
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bes Institut national, mit Daunon, Merlin, Paftoret, Garan Coulon und 
Baudin (des Ardennes) zum Mitglieve der section des sciences morales et po- 
litiques erwählt wurde. Um fich ganz dieſen Arbeiten hinzugeben und einen Akt 
der Oppofition gegen eine Regierung, in welcher er feinen Sit hatte, zu machen, 
trat er am 20. Mai 1797 aus dem Rathe ver Fünfhundert freiwillig aus, und 
bevedte fih von Neuen mit der Robe des Apvofaten, womit er feine Carriere 
begonnen hatte. Indeſſen pas wiſſenſchaftliche Stillleben und die befcheidenen Agita- 
tionen des Barreau genügten nicht lange dem politifhen Tribunen, welcher gewohnt 
war, die Zügel ver Regierung in feinen Händen zu führen. Durch einige größere 
Arbeiten, namentlich durch feinen Gefeges-Entwurf über den Kaffationshof, bereitete 
er feine Ernennung zum Juftizminifter vor, welche im Jahre 1798 wirklich erfolgte, 
als Sieyes, der diefen Poſten befleivete, in das Direktorium gerufen wurbe. 

Bonaparte, der in Folge des 18. Brumaire fi als Chef ver Exekutiv— 
gemalt anerfennen ließ, erhielt Cambacérds als Juftizminifter und ſchlug denjelben, 
als zwei andere Konſule zu ernennen waren, zum Konful vor. Gambacerds, in feiner 
Eigenſchaft als zweiter Konſul, beſchäftigte fich —— mit Angelegenheiten der 
Juſtiz, wenn auch der erſte Konſul, im beſondern Vertrauen auf die Fähigkeit 
und Erfahrung feines Kollegen, ſich mit demſelben in Betreff anderer Regierungs— 
arbeiten gleichfalls berieth. An der Napoleonifchen Geſetzgebung hat er einen wefent- 
lihen Antheil; in viefer Richtung war feine Thätigfeit am fruchtbarften. Man 
bezeichnet Cambacerds als denjenigen, den der erfte Konful zu erſt in das Geheim- 
niß feiner imperialiftifhen Tendenzen gezogen habe. Er unterftitte viefen Plan 
und jubelte am lauteften dem neuen Kaifer zu. Cambacérds, welcher die weltlichen 
Dinge keineswegs veradhtete, ſondern für alle Genitffe des Lurus und äuſſeren 
Prunt befonders empfänglid war, wuhte, daß das Kaiferreidy ihn mit befon- 
derem Glanze umgeben werde, und daß für ihn die erfte Stelle des Neiches, die 
des Erzlanzlers, vorbehalten fei. So fam es in der That; er wurde mit den 
höchſten Würden und Titeln beffeivet ; er präfipirte ven Stantsrath in ver Ab- 
wefenheit des Kaifers und genoß das ganze Vertrauen des Monarchen. Bei ver- 
ſchiedenen Gelegenheiten bewies er, indeffen, daß er dem Herrſcher nicht blind 
Ihmeichle, fonvern daß er eine gewiſſe felbftftändige Anficht als intimer Rathgeber 
vertrete. So ſprach er gegen die Allianz mit Deftreich, gegen die Bermählung des 
Kaifers mit Marie Louife, und im Jahre 1812, nad der Niederlage Preußens, 
drang er auf Frieden. Nah dem Sturze Napoleon’s hielt er die Rückkehr des 
entjegten Kaiferd von der Infel Elba für bevenklich ; nichtsdeſtoweniger nahm er 
feine frühere Stellung während der hundert Tage wieder an, ohne jedoch dem 
wiederholt entthronten Kaifer in das Exil zu folgen. Er wurde genöthigt, Frank— 
veih zu verlaffen und fchlug feinen Wohnfig theils in Amfterdam, theils in Brüffel 
auf, bis ihm im Jahre 1818 ver König Ludwig XVII. die Erlaubniß ertheilte, 
nad Frankreich zurüczufehren und feine früheren Titel wiederherftellte. Ex lebte 
hierauf ruhig und zurüdgezogen in Paris, bis er am 8. März 1824 in Folge 
eines Schlagfluffes verſchied. Er hinterließ feinen beiven Neffen ein ſehr beträcht— 
lihes Vermögen ; der Nachwelt hinterließ er, auffer dem Andenken an fein bewegtes 
Leben und den zahlreihen von ihm veranlaßten legislativen Akten, folgende Werke, 
weldhe befonvers veröffentlicht wurden : 1) Rapport sur le Code civil, fait au nom 
du comit& de legislation le 23 fructidor II; 2) Resultat des opinions sur l’institu- 
tion des jures en matidre civile (1794); 3) Rapport et projet de decret sur les 
enfants naturels (1794); 4) Projet du Code civil, present au conseil des cinq 
cents et discours pr&liminaire (1798). J. Levita. 


332 Eancrin. 


Campo Formiv, ſ. Friedenefhlüffe. 
Ganada, ſ. Großbritannien, Kolenieen. 
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Georg, Graf Cancrin, ſtand 22 Jahre an ver Spitze ver ruſſiſchen Finanz- 
verwaltung und wird von feinen VBerehrern für den größten Staatsmann gehalten, 
den Rußland je bejeilen, während feine bei Weitem zahlreihern Gegner, vie ihn 
im Leben unabläffig befimpften und verfolgten, nod heute feine lange Berwal- 
tungsperiode als einen Fluch für Rußland betrachten. 

Jedenfalls war er ale Menſch wie ald Staatsmann eine hervorragende Er— 
jheinung, von gründlichem Willen, großer Energie und von jo nachhaltigem 
Wirken, daß ihm ein bedeutender Plag in ver Geſchichte Ruflands gebührt. 

Eine gerehte Würtigung der ſtaatsmänniſchen Thätigkeit Cancrin’s wird uns 
um fo leichter, als die Rejultate jest aller Welt offen vorliegen und er ung felbft 
in feinen Schriften einen Kommentar zu feinen Handlungen binterlajfen. Denn 
Gancrin war erft Theoretifer und dann Praktiter, erſt Schriftjteller und daun 
Staatsmann, ein Doktrinär am Staatsruder, dem die gefährlide Macht verlichen 
war, feine Doftrinen nicht durch die innere Kraft ver Ueberzeugung, fondern durch 
äußere Zwangsmittel zur Herrihaft zu bringen, 

Bom heutigen Standpunkte ver Wijjenfhaft aus beurtheilt, haben feine natio- 
nalöfonomishen Schriften nur geringen Werth; fie erhielten jedoch hohe Bedeu— 
tung durdy die weit und tiefgreifende Anwendung, die davon gemacht wurde: fie 
wurden — und find heute noh — vie Grundlage des ruſſiſchen Finanzſyſtems. 

Georg Gancrin, geboren zu Hanau in Kurbefien, am 8. December 1774, 
war der Sohn des ehevem vielgenannten und als Schriftfteller überaus frucht— 
baren Mineralogen Franz Ludwig Gancrin, oder Caucrinus!), (urjprünglid Krebs 
genannt) der erft in feiner Heimat verſchiedene Stellen befleivete, dann in ruſſiſche 
Staatsdienfte trat und in vem Jahr 1816 als ruſſiſcher Staatsrath ſtarb. Durd 
die Beziehungen des Vaters zu Rußland wurde auch des Sohnes Blick ſchon früh 
auf diefen großen Schauplag feiner künftigen Thätigfeit gelenkt. Seinen erſten 
Unterricht erhielt er auf dem Gymnaſium feiner VBaterftadt und bezog dann (1790) 
die Univerfität Siegen, wo er fih dem Studium ter Rechte und ter Staatswij- 
ſenſchaften widmete. Gr vollendete fein Stutium in Marburg, weldes er nad 
jeiner Promotion (1794) als Dolter ver Rechte verlief, um bald darauf mit vem 
Titel eines Regierungsrathes in Anhalt-Bernburg’she Dienfte zu treten. Doc 
genügte ibm viefer bejchränfte Wirkungstreis nicht und er folgte im Jahre 1796 
feinem Vater nah Rußland, als deſſen Gehülfe er bei ver Verwaltung der Salz- 
werfe zu Staraja Ruſſa angeftellt wurde. Hier wußte er jein Arminiftrationstalent 
in jolber Weife geltend zu machen, daß er jhen nach drei Jahren ald Rath in 
das Minifterium des Innern nad Petersburg berufen wurde und bald darauf die 
Dberauffiht über die veutihen Kolonieen im Gouvernement Petersburg erhielt. In 
dieſe Zeit füllt die Ausarbeitung feines uns unbelannten, aber von Kundigen als 
vortrefflih gepriefenen Werkes „Ueber die Verpflegung ver Truppen”, welches Ber: 
anlaffung wurde, daß Kaiſer Alerander ihn 1811 zum wirfliden Staatsrath und 


') S. über ibn: Meufel, Lex. der jebtlebenden Deutſchen Schrittiteller, und Striedele, 
Heſſiſche Gelehrtengeſchichte. Br. 2. 


Cancrin. 333 


Gehülfen des Generalproviantmeiſters ernannte. Ein Jahr ſpäter erfolgte ſeine 
Beförderung zum Generalintendanten der Weſtarmee, welcher er auf ihrem Marſche 
durch Deutſchland ſich anſchloß und bei dieſer Gelegenheit Hanau und feine Iugend- 
freunde wiederfah. Um biefelbe Zeit erſchien ver erſte Band feines vielgerühmten 
Werks: „Ueber die Militäröfonomie im Frieden und im Kriege und über ihr 
Wechſelverhältniß zu den Operationen“. (3 Bde. Petersburg 1822—23). Im 
Jahr 1813 zum Oeneralintendanten aller aftiven Armeekorps ernannt, hatte er 
Gelegenheit feine in obenerwähntem Werfe aufgeftellten Grunpfäge im weiteften 
Umfang praftiih durchzuführen. 

Sein wachſender Einfluß und das unbejchränfte Vertrauen des Kaifers zu 
ihm, verfehlte nicht, Neid und Mifgunft unter den Altruffen zu ermeden. Es 
bildete fi eine Partei gegen ihn, welche fein Mittel fcheute, um ben verhaften 
Ausländer zu ftürzen, Großer Unterfchleife angeklagt, wurde er in eine langwierige 
Unterfuhung gezogen, die zwar feine mafellofe Gejhäftsführung auf das Ueber- 
zeugendfte offenbarte, ihn aber doch veranlaßte (1820), feine Entlaffjung vom Poften 
eines Generalintentanten der Armee zu nehmen. Dafür ernannte ihn der Kaifer 
bald nachher zum wirflihen Mitglied des Reichsraths. Im Jahre 1821 erſchien 
jeine Schrift: „Weltreihthum, Nationalreihthum und Staatswirthſchaft, oder 
Verſuch neuer Anſichten der politiihen Oekonomie“, eine Schrift, deren leitende 
Gedanken wir näher beleuchten müffen, da fie die Grundzüge feiner 1823 be- 
ginnenden Wirkjamfeit als Yinanzminifter enthalten. 

Er ift der feten Ueberzeugung, durch fein Werf alle Probleme der politifchen 
Dekonomie gelöst zu haben, indem er ven „Weltreihthum" zum Ausgangs— 
punft jeiner Betrachtungen macht. „Und nun — fagt er in der Vorrede — wird 
man ganz andere Refultate fehen! Ganz verfchievenartige Syfteme fallen in eines 
zufammen, Widerſprüche löfen ſich auf, neue Anfichten gehen hervor". Das vor 
ihm Dagewefene wird von ihm mit vornehmer Ueberlegenheit verworfen; er hält 
alle feine Anfichten für jo vollftändig neu und aufräumend, daß er es für nöthig 
erachtet, auch neue Begriffe an die Wörter zu knüpfen, melde ben Titel feines 
Buches bilden. „Die fogenannten Dekonomiften, (jagt er ©. 33) find in Allem 
einfeitig geblieben, weil fie ven Weltreihthum und Nationalreihthum 
nicht gejchieden und bie Produktion des Genies, ver Privation und bes 
Raubes noch nicht entvedt hatten". Der Verfaſſer hat diefe Entvefung gemacht 
und daraus — nad) feiner Anfiht — eine Menge nener Refultate gewonnen, 
deren letter Stun immer auf den alten Irrthum hbinausläuft: daß durch Hem— 
mung des internationalen Verkehrs einem Volke Erwerb und Wohlftand erwachſe. 
Indem er von Weltreihthum ſpricht, betrachtet er ganz richtig das menfchliche 
Geſchlecht als eine einzige Yamilie. Indem er vom Nationalreihthum fpricht, 
findet er es dagegen für nöthig, die Mitgliever der großen Familie von einander 
abzufperren : da der Nationalreihthum, als Grad des Antheils, den eine Nation 
am Weltreichthum bat, bald größer, bald Heiner ift als ver Nation natürlich zu— 
fonımt; und dieſe Ungleichheit ſoll durch Fünftliche Mittel ausgeglichen werben ! 
„Wenn nämlich (S. 28) ein Bolt Mittel findet, durch Genie, Spekulationen, Kolo- 
nialfofteme, wie Landgüter behandelte Nebenvölter (Oftindien) zum Nachtheil des 
billig verdienten Antheils der betroffenen VBölfer an der Summe des Weltreich— 
thums fich einen größeren Antheil zuzueignen, als ihn nach feinem Grunbfapital, 
der Mafje der gebrauchten Kräfte nnd des angewandten beweglichen Kapitals billig 
zufommt, jo erjegt es dadurch eigene Probuftion ganz oder zum Theil, oder er: 
wirbt ein außerorbentlihes Plus, indem er fi den Genuß Anderer privativer- 
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weiſe anmaßt.“ Das iſt es nun, was der Verfaſſer „Poduktion des Raubes 
oder der Privation“ nennt, eine Produktion die vornehmlich von England 
und Holland, mehr oder minder aber auch von allen andern Ländern Europa's 
geübt wird, woraus ſich denn die unabweisbare Nothwendigkeit ergiebt, das heilige 
Rußland gegen alle dieſe Raubſtaaten abzuſperren. 

Das iſt die Summe der ſtaatswirthſchaftlichen Weisheit eines Miniſters, 
den Rußland ſeinen größten Staatsmann nennt! Trotzdem iſt überall in ſeinem 
Buche der belle Kopf, der kenntnißreiche Mann nicht zu verkennen; fo giebt er 
3. B. eine ganz vortrefflihe Darftellung des BVerhältniffes der Kirche zum Staat 
und des Einfluffes ver Staatögewalt auf die verfchiedenen Religionen. Wo er vor- 
urtheilsfrei zu Werke geht, find feine Ausführungen fchlagend und überzeugend, 
aber bei feinen faljhen Vorausfegungen in ftaatswirtbihaftliden Dingen muf er 
natürlich immer zu falfhen Schlußfelgerungen kommen. Sein ganzes Raifonnement 
läuft darauf hinaus, das ftaatswirthichaftlihe Naturgeſetz umzuftoßen, welches 
will, daß unter den Nationen viefelbe Arbeitstheilung herrſche, deren Ausbildung 
im Innern des Staats die Duelle aller materiellen Wohlfahrt ift. Und das an— 
geblih Neue was er uns bietet, ift nur eine neue Variation über das alte Thema 
der Schutzzöllner: Daß jeder Staat eine abgejchloffene Ermwerbsgemeinde bilden 
und der politiſchen Grenze überall auch eine Hanbelsgrenze entfprechen müſſe. 

Doch, wie irrig feine Anfichten immer jein mochten, er hatte die Macht fie 
durchzuführen und er that es in energifcher und großartiger Weile. Die Wege 
dazu waren ihm feit Peter I. ſchon vorgezeidhnet, aber feine unmittelbaren Vor— 
gänger Guriew und Gamphaufen hinterliegen ihm das Finanzwefen in ver hülf— 
lofeften Verwirrung, fo daß es leviglih fein Verdienſt war, den gefunfenen 
Staatsfrevit gegenüber dem Auslande wieder zu heben und ficher zu ftellen. Bor 
Allem ließ er ſichs angelegen fein, große Baarfonds herbeizufchaffen und immer 
vorräthig zu haben. Dies fuchte er zu erreichen, indem er Alles aufbot, um er- 
ftens ven Privatfrerit zu Gunſten des Staatskredits zu ſchwächen; zweitens 
Handel, Induftrie und öffentlichen Verkehr in unmittelbarfter Abhängigkeit von 
der Regierung zu erhalten und brittens durch Prohibitinzölle eine fünftliche 
einheimifche Inpuftrie zu beförbern. Während im Privatverfehr, bei der gänzlichen 
Schutlofigfeit ver Privatgläubiger, der Zinsfuß auf 12 9%, ftieg nnd bier doch oft 
Mangel an Kapital herrfchte, floffen den Staatsbanfen, wo der Zinsfuß nie 4 9%, 
überfchritt, die ungehenerften Summen zu. Und befannt ift, daß Gancrin ſich nie 
ein Gewiſſen daraus machte, die Baarfonds der Kreditanftalt zu Staatszweden zu 
gebrauden. Durd folhe Mittel war es denn möglich, große Kronfabrifen anzu— 
legen, um, den Wünfchen des Kaiſers Mleranver I. entſprechend, verfuchsweife 
Rußland in einen Manufakturftaat umzuwandeln und es „unabhängig vom Aus— 
land“ zu machen. 

Die ſcheinbaren Bortheile, welche aus dieſem Erperiment erwuchfen, konnten 
nur Leute täufchen, die feinen Begriff von Staatswirtbichaft hatten. An Arbeits- 
fräften, über melde die Regierung unbedingt verfügen konnte, welche aber hätten 
beffer verwendet werben fünnen, war fein Mangel; die Peitung der Fabriten wurde 
Ausländern anvertraut, die ſich im demſelben Mafe dabei bereicherten, wie vie 
zur Aufficht angeftellten Beamten, und an Abnehmern fehlte es auch nicht, da 
diefe Yabrifen die ganze Armee verforgten, jo daß der Staat zugleih Producent 
und Konſument war und in biefer Doppelrolle feine Konkurrenz zu fürchten hatte, 

Nun denfe man fih in einem fo vorzugsweiſe auf Aderbau angewiefenen 
Lande wie Rußland, von deſſen ertragsfühiger Bodenfläche noch heute faum ver 
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zwanzigite Theil landwirthſchaftlich benugt wird, plögßlid 15 9/, ver Bevöllerung 
durch Zwangsmittel einer fünftlihen Inbuftrie zugewendet, um durch inländifche 
Vabrifation von Sachen, die es vortheilhafter vom Auslande eintaufchen fann, 
die Beihäftigung für inländifche Probuftion zu vermehren. Als ob Propuftion ſich 
vermehren ließe chne Vermehrung der Betriebsmittel, und als ob viefe vermehrt 
würden dur ein Prohibitivjgftem, welches nichts vermag ald den Betriebsmitteln 
eine willtürlihe Richtung zu geben, d. h. vie Bolksarbeit in unnatürlicher Weiſe 
zu verändern! 

Allerdings läßt fi der Schaden, welcher der Gefammtheit des Volks aus 
ſolchen unnatürlihen Zuftänden erwächst, ftatiftiich nicht fo genau nachweiſen wie 
der Vortheil der bevorzugten Einzelnen, aber er madıt fih darum auf die Dauer 
nicht minder fühlbar. In Rußland jelbit, wo Gancrin’s Syſtem bei weitem mehr 
Gegner als Anhänger zählte, fuchte man jein zähes Yelthalten daran aus dem 
Umftande zu erklären, daß er mit einem großen Theile feines Vermögens bei in- 
buftriellen Unternehmungen betheiligt war. Gewiß ift, daß er ungeheure Reich— 
thümer auf diefem Wege erwarb. Ueber jein Syftem hat die Zeit inzwifchen uner- 
bittlich gerichtet. Der erwartete Erfolg ift ausgeblieben, obgleih Rußland in feiner 
Größe und Abgefchlofjenheit eine Welt für ſich bildet und Hülfsquellen aller Art 
in einer Fülle bietet, wie faum ein anderes Yand. Die Prohibitivgölle haben bie 
ruffifche Induftrie nicht gehoben, wohl aber vie Korruption der Beamten gefteigert, 
da der Schmuggelhanvel in großartigfter Weife organifirt wurde und zwar unter 
Mitbetheiligung der Beamten, welche angeftellt waren, ihn zu verhindern. Die 
Fortdauer folder Zuftände wäre unbegreiflib, wenn fie nicht auf's Engſte zu— 
fammenbiengen mit dem alle Sphären des Staatslebens umfaſſenden Eentralifations- 
princip, deſſen ftarrer Aufrechterhaltung alle übrigen Rüdfichten geopfert werben 
müjlen. 

Mehr als einmal war Gancrin auf dem Punkte, den öffentlichen und heim— 
lichen Angriffen feiner Gegner zu erliegen, vie feinen wacfenden Einfluß und 
Reihthum auf die unlanterften Quellen zurüdführten und beſonders bie franzöfifche 
und englifche Preſſe als Organe ihrer Verdächtigungen benugten. Uber er ftand zu 
feft im Vertrauen des Kaifers, dem feine überlegene Perjönlichfeit und unerſchüt— 
terlihe Ruhe imponirte und dem er außerdem in allen DVerlegenheiten zu helfen 
wußte. Seine Hülfe wurbe übrigens fo häufig und unbedenklich in Anfpruch ge— 
nommen, daß Gancrin felbft im Jahre 1841 feine Entlafjung verlangte und auf 
die Öefahr der faiferlihen Ungnade hin erft dann blieb, als ihm eine temporäre 
Unterlafjung ver kaiferlihen Reifen, Verminderung des ftehenden Heeres um 30,000 
Mann und Umwandlung der faufafifhen Offenfive in einen Defenfivfrieg zugefagt 
worden war. Allein viefe Palliativmittel konnten auf die Dauer nicht helfen und 
die Faiferlihen Zugeftänpniffe wurben bald wieder zuridgenommen, jo daß 
Gancrin wiederholt auf das Dringendfte feine Entlafjung forberte, die er dann 
enblid im April 1844 erhielt. Er fuchte zunächſt Erholung in einem beutjchen 
Bade und hielt fi dann längere Zeit in Paris auf, wo er fein letztes und ſchwächſtes 
Wert: „Die Delonomie der Geſellſchaft“ ſchrieb. Er ftarb zu Petersburg am 
22. September 1845. 

Gancrin war ein Mann von eminenter Thätigfeit, Umfiht und Energie. 
Ueber feine Principien läßt ſich ftreiten, allein in der Durchführung derſelben be- 
wies er eine Konfequenz und Feſtigkeit, womit man in jeder Beziehung Großes 
erreicht. Wir halten nach befter Ueberzeugung alle Verdächtigungen, vie feinen 
Charakter und feine Amtsehre betrafen, für grundlos, Das Einzige was man ihm 
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mit Grund vorwerfen konnte, wäre, daß er feine Stellung zu glücklichen Speku— 
lationen benutzte. Rußland hat ihm vie Anlage vieler großartiger und nützlicher 
Inftitute, Handels-, Schiffahrts:, Bau: und Gewerbsſchulen zu verbanfen, bie 
Formirung der Balutenverhältniffe im Innern und Herftellung des Staatskredits 
nad Außen. 

Dem Geifte der Neuzeit und den daburd bedingten Neuerungen war er ab- 
hold. So konnte er ſich z. B. lange nicht entjchließen, feine Zuftimmung zur Ans 
lage der Mosfaus Petersburger Eifenbahn zu geben, da er ſolche Erleichterung ber 
Berfehrsmittel für das größte Unglüd hielt. Er verglich die Eifenbahnen mit der 
Peſt, welche aud zum Verderben der Menſchen ihre Reife durch die Welt mache, 
und prophezeite ganz ernfthaft: In 20 Jahren werde es in der Welt keine Eifen- 
bahnen mehr geben. So machte er aud) einmal die Bemerkung, „pie reichften 
ruffifhen Kaufleute feien diejenigen, welche weder lejen noch ſchreiben könnten“, im 
einem Sinne, als ob ſolche Unwiſſenheit ein Haupterforderniß wäre, um ein reicher 
Kaufmann zu werden. Aehnlihe Züge liefen ſich nod viele anführen und dürfen 
jedenfalls nicht ganz Übergangen werden, um das Bild des berühmten Staats- 
mannes zu vervollftändigen. 

Mit ver Literatur über Cancrin ift es noch ſehr dürftig beftellt. Für deutſche 
Leſer bietet die befte Ueberficht jeines Wirkens der fehr fleißig und umfichtig ge 
jchriebene Abſchnitt „die ruffiichen Finanzen“ im erften Bande des anonym erſchie— 
nenen Werkes, Rußland und die Gegenwart“ (Leipzig, bei Weidmann, 1851). 

Bodenfledt. 
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Von den Staatsmännern, welche aus der Schule des jüngern Pitt hervor— 
gesangen find, bat feiner größeren Ruhm erlangt und feiner eine glänzendere 
aufbahn durchmeſſen, als George Canning. — Bon der Familie der Gan- 
nings, jhen vor Jahrhunderten zur Gentry von Warwidfhire gehörend, war feit 
dem Anfang des 17. Jahrhunderts ein Zweig nad Irland verpflanzt worben. 
Hier lebten des Staatsmanns Großeltern in Anfehen und Wohlbabenheit. Der 
Bater aber, mit feiner Yamilie wegen jugenvlicher Liebeshändel zerfallen und mit 
einem geringen Jahrgeld als Erbtheil abgefunden, hatte fih nad London begeben, 
um bier als Advokat und durch literarifche Arbeiten ſich fein Unterfommen zu 
Ihaffen. Er heirathete im Frühjahr 1768 ein jchönes und geiftwolles, aber unbe- 
mittelted Mädchen aus einer iriſchen Familie, Namens Goftello, und aus diefer Ehe 
entiprang George Canning, geboren am 11. April 1770. Die finanzielle Lage des 
Vaters, vor feiner Berheirathung nicht günftig, war durch die Ehe von Tag zu 
Tag drückender geworben, als verjelbe, unter neuen Anftrengungen ſich emporzu= 
helfen, faum ein Jahr nad des Sohnes Geburt ftarb, die Familie völlig hülflos 
zurüdiaffend. Unter dieſen Umftänven bejhloß die Mutter, die Bühne zu betreten 
und, ohne große Erfolge zu erzielen, wußte fie wenigftens durch den neugewählten 
Beruf fi) eine unabhängige Erijtenz zu fihern. — Oft in den jpäteren Lebensjahren 
C.'s, bis zu jener Zeit, wo er die höchſte Stelle im Rathe der Krone gewonnen, 
griffen ariftofratiihe Engherzigkeit und Parteihaß, felbft mit ſchweren Verleum— 
dungen, zu dem Urfprung und ter traurigen Kinpheit C.'s zurüd und verfolgten 
den Staatsmann, der aus der Niedrigkeit zu höchſter Macht fi aufgeſchwungen, 
mit dem kränkenden Namen eines politiihen Abenteurers. C. jelbit, im Bewußtfein 
bejjen was er durch ſich geworden, blidte jenen Erinnerungen ftets frei und offen 
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ins Auge. Unterftügungen feitens ver väterlichen Verwandten ermöglichten, daß €, 
die Erziehung ver Jugend ver höheren Stände erhielt. Im Anfange der neunziger 
Jahre ging er nach London und trat in eine Rechtsſchule (Lincolns-Inn) ein, 
weniger in ber Abficht, aus ver juriftifhen Praris feine Lebensthätigfeit zu machen, 
als um bei dem Studium des Rechts eine Flare und genaue Kenntniß des eng- 
liſchen Staatsorganismus zu gewinnen und fi dadurch zum politifchen Beruf 
vorzubereiten. Diejer eröffnete fih ihm leiht. Man kennt den engen Zufammen- 
bang, ber in England zwifhen Schule und öffentlihem Leben befteht und früher 
noch mehr beitand. So war C., dem von Schule und Univerfität ber der Ruf 
eines klaſſiſch bochgebilveten Jünglings, fo wie eines dichterifchen und vorzüglid) 
rebnerifhen Talentes vorausging, in London alsbald mit den ausgezeichnetften 
Männern, mit For, Burke, Windham, Sherivan, in Verbindung gekommen; aud) 
Pitt war auf ben jungen €. aufmerffam geworben und bot ihm bei erftem per- 
ſönlichem Begegnen eine Stelle im Parlamente an, wenn er der Regierung feine 
Unterftügung leihen wollte, — eine Bedingung, die C.'s Anfichten durchaus ent- 
ſprach, indem er bereit vorher jener pelitifhen Richtung ſich zugewandt hatte, 
weldhe aus Anlaß der franzöfiichen Revolution von einem Theil der Whigs unter 
Führung Burke's, des Herzogs von Portland, Lord Granville's und Winphams 
eingefchlagen worden war. 

C. trat demnach 1793 ins Parlament ald BVertreter für Newport auf ver 
Infel Wight. Bereits im Anfang des Jahres 1796 zum Unterftaatsfelretär im 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten unter Lord Orenville ernannt, wid— 
mete er ſich während der Jahre 1796 und 1797 faft ausfchlieglid feinen Amts- 
geihäften, und erft vom Jahre 1798 an nahm E. einen größeren Antheil an den 
parlamentarifhen Verhandlungen und ficherte fih nun bald feinen Plag unter den 
beveutendften Rebnern und Politikern im Unterhaufe. In feinen politifhen Anfichten 
ſchloß er fih ganz Pitt an. Wir finden ihn daher als einen ver entjchievenften 
Bertreter der Kriegspolitif und des von Pitt gegen Frankreich unabläffig betrie- 
benen Syſtems der europäifchen Koalition; aber wie Pitt faßte auch E. den Kampf 
gegen Brankreic weniger in dem Sinne eines großen Principienfampfes nad Art 
Burke’s, Windhams und Anderer auf, fondern fah vielmehr darin die Wiederauf— 
nahme und Fortſetzung des alten Streites fir die Lebensinterefien und die Macht 
Englands, fo wie für das politifche Gleichgewicht Europa's gegeu die Uebergriffe 
Frankreichs. Mit ver Ueberzeugung von der Nothwendigkeit des Kampfes gegen 
die wachſende Omnipotenz Frankreihs, welchen C. für Englands Aufgabe hielt, 
mußte ſich aber naturgemäß auch ein entjchiedener Gegenfag gegen das revolutio- 
näre Princip verbinden, in welchem C. das Hauptmittel ſah, der Weltherrfchaft 
Frankreichs den Weg zu bereiten. Für die Sicherheit Englands hielt er daher bie 
ftrengen Mafregeln für nothwendig, welde von der Regierung zur Unterbrüdung 
aller an die franzöfifhen Revolutionsgrundfäge irgend erinnernden Bewegungen 
in England ergriffen wurden, während ev felbft ſich noch die befondere Aufgabe 
ftellte durch die Preffe, als Hauptmitarbeiter der 1797 gegründeten Zeitjchrift: 
Anti-Jacobin Review over Weekly-Examiner, die franzöfifhen Principien in 
ihrer ganzen Wiperfinnigkeit, Verberbtheit und Gefährlichkeit für Europa darzu— 
legen und zu befänpfen. Die größte Mafregel der inneren Politik aus biefer 
Periode der Pitt'ſchen Adminiftration ftand mit den auswärtigen Fragen in einem 
engen Zuſammenhang. Die völlige Union Irlands mit England ging aus ber 
Ueberzeugung hervor, welche Pitt und mit ihm faft ganz England theilte, daß es 
unmöglich fei, unter den vorhandenen Verhältniffen einen gedeihlichen und georb- 

Bluntſchli, Deutjches Staats-Wörterbuß. II. 22 


338 Eanning. 


neten Zuftand in Irland herbeizuführen, anvererfeits aber durch bie Fortdauer ber 
dortigen Zerrüttung Englands Sicherheit Frankreich gegenüber in äußerſter Weife 
beproht werde. Mit der Union ſah Pitt vie Möglichkeit gegeben, ohne Gefahr fir 
die proteftantifchen Interefien und die Sicherheit des Reichs, die Mafregel durch— 
zuführen, welche er längft als das einzig wahre Mittel erkannt hatte, um Irland 
den Frieden zu geben, nämlich die Fmancipation der Katholiken. C. theilte dieſe 
Anſicht vollftäudig und hat, wie wir weiter noch fehen werben, fein ganzes poli- 
tiſches Leben hindurch für die Emancipation der Katholiken gefämpft, ebenfo wie 
er ein anderes großes Ziel, man fann fagen der Menfchheit, nämlich die Befei- 
tigung des Sklavenhandels und möglichfte Beſchränkung und Milderung ver 
Sflaverei überhaupt, für welche wir ihn in diefem erften Stadinm feiner politifchen 
Laufbahn auftreten fehen, unabläffig weiter verfolgt hat. 

Wir übergehen bie nächſtfolgenden Jahre, in welchen ein zweimaliger Minifter- 
wechſel die Stellung C.'s wiederholt veränderte. Nah Pitts Tod (23. Iannar 
1806) nahm er feinen Plat in ver Oppofition gegen das Minifterium For-Grenville. 
Während er bisher jenem großem Manne als feinem Führer gefolgt war, trat er 
nun felbft unter ven Führern der von Pitt gebildeten Partei auf. „Einem Manne”, 
fagte €. fpäter zu feinen Wählern, „war ich während feines ganzen Lebens mit 
ganzem Herzen und mit ganzer Seele ergeben. Seit dem Tode Mr. Pitts erfenne 
ih feinen Führer an; meine politiiche Abhängigkeit liegt in feinem Grabe." — 
Im Jahre 1807, nad) der Auflöfung des Minifteriums Grenville, das durch For’ 
Tod (Auguft 1806) unhaltbar geworden war, übernahm C. das auswärtige Mini- 
fterium in der von dem. Herzog von Portland aus Anhängern Pitts gebildeten 
Aominiftration. Die Weltlage war für England die ungünftigfte und gefährlichfte, 
Napoleon fand auf der Höhe feiner Macht; Defterreih und Preufen waren 
nievergeworfen ; Rußland mufte Frieden fchließen und Kaifer Alerander war bereit, 
als Freund fi den Plänen Napoleons anzufchließen. Es konnte kein Zweifel fein, 
gegen wen fich dieſe richteten; man fühlte inftinftiv in England, als der Tilfiter 
Friedens- und Freundſchaftsbund gefchleffen war, daß ein furdhtbarer Schlag von 
Napoleon vorbereitet werde, um England nieverzufchmettern, feine Macht bis anf 
den Grund zu vernichten. C. aber kannte genau den Plan, ver in den geheimen 
Stipulationen von Tilfit niedergelegt war, und ohne fi durch die Friedensmaske 
Rußlands täuſchen zu laffen, eilte er, durch einen großen Schlag das ganze Syſtem 
Napoleons zu durchbrechen und feine Nealifirung von vornherein unmöglich zu 
machen. Die Wegführung der dänifchen Flotte und das Bombardement Kopen- 
bagens im Auguft 1807 haben diefen Zweck erfüllt: in einer der furdhtbarften 
Krifen haben fie England fichere Errettung gebradt. Rußland und Frankreich 
hatten geglaubt, in Ruhe ihre Vorbereitungen treffen zu können; fie hatten Däne- 
marks Allianz, die Mitwirkung feiner Flotte, den Befit des Sundes und Schwe- 
dens Unterwerfung, fomit die Herrfchaft über die norbifhen Meere, als gefichert 
betrachtet; auf die unvergleichliche Energie, wie fie unter C.'s Antrieb England ent- 
faltete, waren die Feinde im keiner Weife vorbereitet und mitten in der Gieges- 
gewißheit betroffen, fah Napoleon das Gebäuve feiner Pläne durch dieſen Einen 
Schlag zufammenbrehen. Die Kritik diefes großen politifchen Akts faßt fich in dem 
Worte eines franzöfifhen Hiftorikers zuſammen: „England blieb feine Wahl 
der Mittel, für dieſes Land wie für alle Völker, die in Gefahr, ift das höchſte 
Geſetz, fih zu retten" (Lefebvre). C.'s Politit war in weiterer Folge darauf ge- 
richtet, auf dem europäifchen Kontinent ven Kampf gegen Napoleon zu unterhalten 
und durch enge Allianzen die Elemente zu einer europäifchen Koalition zu ſam— 
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meln. Bald entfalteten fih Napoleons Pläne gegen Spanien. C. erfannte mit 
fiherem Blick die entſcheidende Bebeutung des fi) hier gegen Napoleon erhebenven 
nationalen Kampfes; er ſchloß mit dem ſpaniſchen Volke Frieden und Freundſchaft 
und bot Alles auf, um fofort durch Subfidien und Truppen die num in Portugal 
und Spanien gleihmäßig ausgebrohene Bewegung zu unterftigen. Unbeirrt durch 
das Unglüd ver engliihen Waffen in Spanien im Jahre 1808, dur die Angriffe 
der Oppofition und die Zweifel feiner Kollegen und feiner Partei, ſchloß er eine 
Definfiv- und Offenfivallianz mit Spanien (14. Januar 1809), fette die Bern- 
fung Sir Arthur Wellesiey’s (Wellington) zum Oberbefehlshaber der englifchen 
Armee in Spanien durd und richtete feine unabläffige Sorge darauf, daß viefem 
großen Unternehmen der vollfte moralifche wie materielle Rüdhalt von England ans 
gewährt wurde, An ven fpanifhen Krieg knüpften fi) aber noch umfaffendere Aus- 
fihten einer Erhebung europäifher Mächte gegen Napoleon, Defterreich hielt den 
Augenblid für gekommen, das ihm auferlegte Joch abzufhütteln. C.'s Plan ging 
auf dafjelbe Ziel, weldes in Preußen, in Deutihland überhaupt, die National- 
partei verfolgte: daß die Eröffnung des Krieges gegen Frankreich feitens der öſter— 
reihifhen Monardie das Signal einer allgemeinen Erhebung Deutihlands werben 
follte, während England verfelben durch eine große Erpedition die Hand bieten 
und die Macht Franfreihs zur Zerfplitterung nöthigen follte. Der entſcheidende 
Charakter des Kampfes, welcher fih im Frühjahr 1809 zwifchen Defterreih und 
Frankreich entzündete, Tiefen C. dringend wünſchen, daß die friegerifhen Maß— 
nahmen Englands demgemäß, ohne Heinlihe und befondere Intereffen Englands 
allein im Auge zu haben, im großen Style unternommen würden; aber er ver- 
mochte dieſer Auffaffung bei feinen Kollegen feinen Gingang zu verfchaffen und 
mußte fi envlih mit der Schelve-Erpevition zufrieden geben. &. wollte jevenfalls 
erreihen, daß bie Yeitung des Krieges fortan in die Hände eines fähigeren Staats— 
manns als Lord Caſtlereagh gelegt würde. Aber vie Tories waren nicht geneigt 
mit letzterem zu breden, es kam zur Auflöfung der Adminiſtration des Herzogs 
von Portland und zu einem Duell zwifhen C. und Gaftlerengh (21. September 
1809). 

Das unter Perceval relonftruirte Tory-Minifterium war eine Sammlung 
von Mittelmäßigfeiten, bis auf den Staatsmann, welcher C.'s Stelle einnahm, 
Lord Wellesley, eben die Perfönlichkeit, auf welche E. fein Auge als den Nach— 
folger Caſtlereaghs gerichtet hatte. Im Beginn des Jahres 1812 legte aber aud) 
Wellesley das auswärtige Minifterium nieder, da die Mittelmäßigkeit, die Be— 
Ihränftheit und die Energielofigkeit feiner Kollegen ihm endlich unerträglich wurden, 
und mit der Grmorbung Percevals, 11. Mai 1812, fiel bald darauf das ganze 
Minifterium zufanmen. Nach dem Tode Percevals wandten vie Tories ſich wieder 
an C. und boten ihm das auswärtige Amt an, Aber C. war entfchloffen, die 
Frage der Katholitenemancipation, die jegt wieder in erfter Linie ftand, Fräftigft 
und mit dem ganzen Gewicht feines perfönlichen Anfehens und Ginfluffes zu för- 
dern. Die Beringung feines Eintritts, daß das Kabinet als ſolches ſich zur Frage 
der Gmancipation neutral verhalten und jedem Mitglieve veffelben frei gelaffen 
fein follte, für oder gegen viefelbe Partei zu nehmen, viefe Bedingung wurde von 
Lord Liverpool und deffen Freunden für nicht annehmbar gefunden, und fo zerfchlug 
fih die Unterhandlung. Nunmehr übertrug der Regent dem Lord Wellesiey und 
E. gemeinfam die Bildung einer Adminiſtration. Mußte es nicht in der Weltfrife 
des Jahres 1812 als eine wunderfam glüdlihe Fügung für England erfcheinen, 
die zwei Männer zur Regierung berufen zu fehen, welde nad dem Tode der 
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Burke, Pitt, For, Sherivan, Windham, die größten Staatsmänner des Tages 
waren? Beide, die treueften und eigentlichften Jünger Pitts, ftellten fih in Aus- 
führung ihrer Vollmacht das Ziel, aus den verfchiedenen Parteien ein Minifterium 
zu bilden, das von der einmüthigen Unterftütung des Yandes und feiner Vertreter 
getragen, und die beften Kapacitäten im ſich vereinigend, Englands Geſchicke mit 
ganzer Kraft ruhmvoll in dem Weltfturm, der beraufzog, zu lenken vermödte. Als 
Einigungspunfte ftellten C. und Wellesley nur zwei Bedingungen auf: einmal jene 
Forderung C.'s, daß das Kabinet als foldyes nicht ſich der Erörterung der Eman- 
eipationsfrage entgegenfegen follte, umd zweitens den Entihluß, den Krieg in 
Spanien mit größter Energie fortzufegen; und mit diefen Bedingungen wandten 
fie fih gleihmäßig an die Führer der Toried und Whigs. Aber das große Pro- 
jeft fcheiterte an den Parteien, nicht wegen fachlicher Hinderniffe, ſondern um 
perfönlicher Forderungen und Intereffer willen. So mußten €, und Wellesiey 
ihren Auftrag in die Hände des Prinzregenten zurüdgeben, und es fam endlich 
ein Toryminifterium zu Stande mit Ford Liverpool an der Spige und mit Gaft- 
lereagb als Führer der Gemeinen und Staatsfefretär für die auswärtigen Ange- 
legenheiten. Wenige Wochen aber, nachdem viefe Männer C.'s Forderung auf 
Neutralität des Kabinets in der Katholifenemancipationsfrage abgefhlagen hatten, 
befannte fih das Kabinet zu eben diefer Neutralität in der VBorausficht des Sieges, 
den C., nun ein einfaches Mitglied des Haufes, mit feiner Motion auf Emanci- 
pation der Katholifen davon zu tragen im Begriffe ftand. C. hat auf dieſe Zeit 
Immer mit fchmerzlihen Gefühlen zurüdgeblidt und fpäter, als man ihm Gleich 
gültigkeit gegen die Gmancipationsfrage vorwarf, hat er auf das damalige Auf- 
geben des ihm gebotenen Amtes, als auf das größte Opfer hingewiefen, das er 
jeiner Ueberzeugung babe bringen fünnen. „Ic verzichtete auf das Amt”, fagte 
€. noch im Jahre 1825, „zu einer Zeit, wo es mir von höherem Werthe gewejen 
wäre, als zu irgend einer andern Periode meines politifchen Lebens, wo id gern 
zehn Jahre meines Lebens für zwei Jahre im Amte bingegeben hätte." Gin 
Anderer kam zu ernten, wo er gefäet, ein Anderer die Grfolge all der Anftren- 
gungen C's zu genießen, und während Gaftlereagh in Siegesftolg und Glanz ale 
Englands Bertreter auf dem Kontinent erfchien und für Europa eine neue große 
Ordnung des Staatenſyſtems herftellen half, verbrachte C. jene epochemachenden 
Jahre in tiefem Mißmuth, unbeachtet, ohne Einfluß, ohne Wirkſamkeit, auf dem 
unbedeutenden Botſchafterpoſten in Liſſabon. 

Es iſt oft C. der Vorwurf gemacht worden, daß er eine zu große Liebe für 
Amt und Theilnahme an der Regierung gezeigt habe. Dieſer Vorwurf war nicht 
ganz unbegründet und fein Verhalten in ver Epoche von 1814—1820 unterliegt 
demſelben wohl am meiften. Diefe Schwäche ging bei C. nicht aus nieberen 
Motiven hervor, denn Niemand konnte gleihgültiger wie er auf materiellen Gewinn 
herabſehen; aber fein aufßerordentlidy lebendiger Geift hatte das Bedürfniß einer 
möglichft großen Thätigkeit, wie fie nur das Amt bot, und zugleich war C. eine 
Natur, die nur in wirklihem Schaffen Befriedigung fand, ein Mann ver That 
eben fo ſehr und noch mehr faft, als ein Mann der Rede und der parlamentarifchen 
Debatte. Mit jungen Jahren ſchon im Amt, war die amtliche Thätigkeit ihm faft 
zur Lebensgewöhnung geworben und es hatte ſich bei ihm allmählig die Neberzeugung 
gebildet, daß es unmöglich fei, außerhalb des Amtes wirffam dem Vaterlande zu 
dienen. Diefe bevenfliher Grundſätze und Neigungen brachten C. während ver 
bezeichneten Jahre in eine durchaus fchiefe, feiner ftantsmännifchen Bedeutung und 
jeiner Anteceventien in feiner Weife würdige Stellung. Der erfte Schritt auf der 
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falſchen Bahn, auf die ihn das Mißbehagen außeramtlicher Unthätigkeit führte, 
war die Annahme des Gejandtfhaftspoftens aus den Hänben Gaftlereaghs; von 
Liffabon im Jahre 1816 zurüdgelehrt, nahm C. nun auch keinen Anftand, eine 
verhältuigmäßig unbedeutende Stelle, die Präfiventfhaft des indiſchen Kontrolamts, 
in dem Minifterium anzunehmen, in welchem aller Einfluß, alle leitenden Stellen 
ven Männern gehörten, deren Mittelmäßigfeit und veren befchränkte Anfichten er 
ſchon in den Tagen des Minifteriums Addington und fpäter fo oft blosgeftellt 
hatte. Und Jahre lang ſah man ihn, ohne allen leitenden Einfluß auf ven allge: 
meinen Gang der Politit nah Innen und Außen, in einer Aominiftration ver: 
bleiben, deren fterile Regreffiopolitift nad Innen und völlige Hingebung an bie 
Politit der heiligen Allianz nach Außen C.'s befjere Meberzeugung nicht anders als 
verwerfen konnte. 

Im Jahre 1820 fah ſich jedoch C. bewogen, fein Amt nieverzulegen und bie 
Gründe, welde ihn hiezu beftimmten, gewannen ihm in weiteften Kreifen das 
Anfehen und die Sympathieen wieder, weldhe er durch fein Verhalten während ver 
verfloffenen Jahre ziemlich verfcherzt hatte. C. hielt es mit feiner Ehre nicht verträg- 
li, irgend melden Antheil an ven Mafregeln zu nehmen, weldhe von vem Mini: 
fterium dem Willen König George IV. gemäß gegen die Königin Karolina ergriffen 
wurden. Als im Jahre 1807 ver König noch als Kronprinz verfucht hatte, vie 
Stellung feiner Gemahlin durch ſchwerſte Beſchuldigungen zu untergraben und bei 
feinen damaligen Freunden, ven Whigs, fir viefe Pläne Unterftügung fand, waren 
es die hervorragendſten Mitgliever der Torppartei und mit ihnen C., welche ver 
verfolgten Frau zur Seite ftanden und die gegen fie erhobene Beſchuldigung in 
vernihtender Weife auf den Urheber zurüdwarfen. Wie nun auch E, über das 
fpätere Verhalten ver Königin urtheilen mochte, jene Vorgänge und das ganze 
Leben ihres füniglihen Gemahls waren ver Art, fowie die Mittel, welde auf: 

eboten wurben, um vie Beſchuldigungen gegen die Königin zu erhärten, in einem 

aße unmwürbig und fhmugig, daß C., und mit ihm ein großer Theil des eng- 
liſchen Volkes, in dem wider die Königin eingeleiteten Verfahren weit eher eine 
ſchreiende Verlegung ver öffentlihen Moral als eine ihr dargebrachte Genugthuung 
fand. Als daher alle Hoffnung gefhwunden war, dieſe unglüdlihe Angelegenheit 
durch irgend ein Auskunftsmittel ohne Proceßverhandlungen erledigt zu fehen, trat 
er aus dem Minifterium, während die anderen früheren Beſchützer und Freunde 
der Königin um der Aemter willen der widrigen Aufgabe ſich unterzogen, die ihnen 
ber König auferlegte (f. d. Art. Brougham). E. reiste nun in Frankreich und Italien 
und kehrte erft im Anfang des Jahres 1822 nad England zurüd. Um dieſe Zeit 
wurde ihm von der oftindifhen Kompagnie die Stelle eines General-Öouverneurs 
von Indien angeboten, und C. ftand im Begriffe, fi auf lange Jahre aus dem 
Baterlande zu bannen, als die Kunde kam, daß Lord Gaftlereagh am 12. Auguft 
in einem Anfall ſchwerer Melandyolie fich felbft das Yeben genommen habe. 

Der allgemeine Ruf des Landes bezeichnete jofort E. als deſſen Nachfolger, 
und einen Monat nad Caſtlereaghs Tod übernahm er das auswärtige Amt und 
die Führung des Haufes ver Gemeinen. — In diefem Moment lagen bie 
Beweggründe feines Cintrittes in die Aominiftration der Tories und bie Ziele 
feines Strebens tiefer als nur in dem Bedürfniſſe amtlicher Thätigfeit und ber 
Liebe zur Regierungsgewalt. E. war ſich des Widerfpruches, ver zwijchen feinen 
Anfihten, fowohl was die innere als die äußere Politik betraf, und denen ber 
Tories beftand, wohl bewußt und insbefondere feit ven Vorgängen des Jahres 
1809 konnte ihm kein Zweifel fein, daß die Ariftofratie der Partei ihn mit wenig 
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Sympathie betrachtete; wenn er trogdem die Gemeinschaft fortjegte, jo geihah es, 
weil er die Unhaltbarkeit und Unwirkfamfeit einer ganz ifolirten Stellung zwiſchen 
ven Parteien, den Werth eines beftimmten Parteirüdhalts, in feiner parlamentari- 
hen Laufbahn erkannt hatte und weil er hoffen konnte, durch die Tories feiner 
Bolitit einen entfprechenveren Ausdruck mit dem Lauf der Zeit zu verfchaffen, als 
ohne und wider diefe Partei. Wenige Mitglieder derſelben mochten allerdings mit 
der Klarheit und' in dem Umfang wie C. vie Nothwendigfeit einer veränderten 
Politit erfennen. Aber auf ven verfchiedenen einzelnen Gebieten des Staatsweſens 
fand er in der Torppartei mande Staatsmänner, die eine dem Bedürfniß und 
Recht ver Gegenwart entſprechende Entwidlung zu fördern, einfichtig genug waren. 
Indem die Geſammtheit ver Partei wie vie Führer der Tories ſich der Ueber- 
zeugung nicht verfchließen konnten, daß ihre Herrichaft fih dem Lande gegenüber 
faum behaupten ließe, wenn nit C. an der Regierung Theil nähme, gewann 
diefer eine Stellung, welde es ihm möglic machte, ver ganzen Politit der Regie- 
rung einen neuen und fräftigen Impuls zu geben. Mit ver Partei ver Whigs im 
Ganzen und Großen fi zu verbinden, blieb für ihn immer unmöglid; felbft in 
Bezug auf die Frage der Katholifenemancipation wichen feine Anſichten über bie 
Mittel zu diefem Ziel jehr wejentlih von venen der Whigs ab; in einer andern 
Kardinalfrage — der Reform des Parlaments — war er der entjchiedenfte Gegner 
und in der ganzen Richtung der Beſtrebungen, jowohl was die innere ald was 
die Äußere Politif betraf, machte fih ein durchgängiger Unterſchied geltend. 

Unter diefen Verhältnijfen trat G. in das auswärtige Amt ein, Seiner Thä- 
tigkeit ftellten fich jofort die wichtigſten Aufgaben dar. Caſtlereagh hatte fi in 
der Woche entleibt, wo er zum Kongreß von Verona abreifen follte, und 48 Stunden 
nad) C.'s Uebernahme des Minifteriums verließ der Herzog von Wellington London, 
um als Gefandter zum Kongre zu geben. Es genügte nicht, daß E. vie Löſung 
einer einzelnen Frage ins Auge fahte, ſondern indem der Zufammentritt des Kon- 
grejjes von Verona den erneuerten Ausprud des politifchen Syftems bildete, welches 
die Großmächte Europa's jeit den Wiener Verträgen in der Behandlung ber 
europäiſchen Angelegenheiten verfolgt hatten, mußte er alsbald über die allgemeine 
Richtung, welche dieſem Syſtem gegenüber fortan die englifche Politit innehalten 
jollte, eine fefte Entſcheidung füllen. C. konnte hierbei auf Grundſätze zurüdgreifen, 
die ſich ſchon in Aktenſtücken aus der legten Zeit ver Verwaltung Lord Caſtlereaghs 
niedergelegt fanden; jo mächtig aber erwies ſich der Einfluß ver Perfönlichkeit, 
daß, während jene Erklärungen unter Gaftlereagh unbeadhtet und ohne Wirkung 
auf die Verhältniſſe geblieben waren, fie nunmehr aus dem Munde C.'s einen 
epochemachenden Umſchwung anfündigten. C. verwarf, wie es in dem Memorandum 
vom Jahre 1820 heißt, ven areopagitifchen Geift, welchen vie Allianz der Groß: 
mäcte mehr und mehr zeigte, „als außerhalb ver Sphäre der urfprünglichen Ivee 
und der befanuten Principien der Allianz liegend, einer Allianz die niemals beab- 
fihtigt worden ift als eine Verbindung zur Regierung der Welt oder zur Ueber: 
wahung der inneren Angelegenheiten anderer Staaten”. Er hielt ven Berfud ver 
Allianz, ein abftraftes Princip als leitendes Gefeg für die innere Entwidlung 
aller Staaten aufzuftellen, für eben jo geführlic als ververblih und ven Anfprud) 
auf das Recht, dieſes Princip der Legitimität und des monarchiſchen Abfolutismus 
jelbft durch bewaffnete Intervention in ven einzelnen Staaten zur Herrſchaft zu 
bringen, für verwerflid. C.'s Streben ging daher von Anfang an darauf, England 
von den Banden der Allianz völlig frei zu machen. Er wollte, daß bie einzelnen 
Staaten die Gefege ihrer inneren Entwidlung nad ihrem beſonderen Bedürfniß 
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und ihren natürlichen Grundlagen felbft ſich fuchen und geben follten, indem er 
glaubte, „daß die Harmonie der politiihen Welt nicht mehr durch die Mannig- 
faltigteit der bürgerlihen Einrichtungen in verſchiedenen Staaten geftört werde, 
als die Harmonie der phyfifhen Welt dur die verfchievene Größe der Körper, 
welche das Spftem bilden”. Ws Richtſchnur für das Verhältniß von Staat zu 
Staat verwarf er daher überhaupt jede politifche Doktrin, jeve Tendenzpolitit. Wie er 
ver Tendenzpolitik der heiligen Allianz ſich entzogen, fo verwarf er nicht minder eine 
Zenvenzpolitif von entgegengefegter Richtung, wonach England nur mit Staaten, 
welche freie Berfaffungen hatten, Verbindung und Freundſchaft unterhalten follte, 
C. ftellte Mar und beftimmt die Fragen der Macht und des Intereſſes als bie 
leitenden Faltoren für bie auswärtige Politif des einzelnen Staates hin, ver wie- 
derum für bie eigene Bewegung und Entwidelung innerhalb des Staatenjyftems 
in dem Geſetz des Gleichgewichts der Mächte und dem Recht der Unabhängigkeit 
und Gelbftftändigkeit ver Staaten ebenfowohl feine Schugwehr als feine Schranfe 
finden müſſe. Indem C. die Gemeinſchaft Englands mit ver heiligen Allianz auf 
bob, war er der Anficht, daß ein ſchnelles Uebergehen von dein Syftem der Unter- 
ftüßung zu dem ber aktiven Oppojition gegen jene Allianz nicht, wie fein Streben 
war, den Ausbruch des drohenden allgemeinen Principienfampfes verhindert, ſondern 
befchleunigt haben würde. Nur für äußerte Fälle daher, wo es die Ehre und das 
Interefje England gebieterifch erheiſchen würden, faßte er die Politik des aktiven 
Widerftandes gegen die Pläne ver Allianz ins Auge; im Allgemeinen wollte er, 
daß England zwifchen den feindlichen Principien „einen beftimmten mittleren Grund 
fefthalten follte”, fo daß England die Waage hielte nicht allein zwifchen ftreitenden 
Völlern, jondern auch zwiſchen ftreitenden Principien. 

Unter den großen Welthänveln, welche in die Zeit des Minifteriums C.'s 
fallen, tritt zuvörberft die fpanifhe VBerwidlung hervor. Als der Kongreß von 
Verona auf Unregung Frankreichs den revolutionären Zuftand Spaniens in Be- 
tracht zog und die Ausficht einer Iutervention ſich eröffnete, gab E. dem Herzog 
von Wellington jene berühmte Inftruftion, worin er eine ſolche Intervention „im 
Prineip für eben fo verwerflich als in der Ausführung unthunlich“ erklärte. Als 
der Krieg dennoch ausbrady, erklärte E. die Invafion der franzöfifhen Heer ein 
Spanien für einen unberechtigten Aft und vindicirte England das Recht, dieſer 
Aggreffion gegen Spanien jeinerjeits mit den Waffen entgegenzutreten. Aber er 
hielt es für weijere Politif, von dieſem Recht nicht Gebrauch zu machen, fondern 
der Invafion gegenüber in ver Neutralität zu bleiben. Denn während unter biefen 
Umftänden der Krieg einen begrenzten Charakter behielt, jah er aus ber bireften 
Parteinahme Englands einen allgemeinen und priucipiellen Krieg entftehen, ven er 
ald das fehwerfte Uebel für Europa betrachtete und den er, wie gejagt, zu ver- 
hindern vor Allem als fein Ziel geſetzt hatte. Ex legte fi die Frage wor, ob 
durch diefe Verwidlung die Macht und Interefien Englands, Frankreich gegenüber, 
in dem Maße beeinträchtigt würden, daß es unumgänglic wäre, bie äußerften 
Mittel dagegen zu ergreifen; ferner ob, wenn Frankreich Bortheile aus feiner 
kriegeriſchen Politit vavontrage, England ſich nicht Gegenvortheile verfchaffen könne, 
ohne jeine friedliche Politit aufzugeben. E. ſah nun voraus, daß Franfreih durch 
den im Lande unpopulären Krieg nicht im fich erftarfen, und daß das ſchwache 
und zerriffene Spanien, wenn es unter die Abhängigkeit Frankreichs gebradt 
würde, dieſem eher eine Yaft umd eine Quelle ver Berlegenheiten werden als einen 
Zuwachs von Macht bieten würde. Anvererfeits bot fi in ver Anerkennung der 
Unabhängigkeit des ſpaniſchen Amerila ein Gegengewicht, das in empfinklichiter 
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Weiſe Frankreichs Intereffen treffen mußte. Weitausgreifenven Plänen Frankreichs 
feßte zugleih C. eine ftarfe Schraufe, indem er dem Parifer Kabinet die Even- 
tualitäten beftimmt bezeichnete, deren Eintritt England veranlaffen würde, zu den 
Waffen zu greifen; es waren 1. ein Angriff auf Portugal; 2. die Abſicht einer 
dauernden militäriihen Belegung Spaniens, und 3. der Berfuh, irgend eine 
ſpaniſche Kolonie durd Eroberung oder Geffion in Frankreichs Beſitz zu bringen. 

Im Laufe des Jahres 1824 zeigte ſich bereits deutlih, daß Frankreich mit 
ver fpanifchen Invafion nur Schwierigfeiten fich bereitet hatte und daß, während 
der Einfluß der drei öftlihen Großmächte bei König Ferdinand ſich mehr und 
mehr befeftigt hatte, der Frankreichs, deſſen Waffen der König die Wiederherſtel— 
lung feiner Macht verbankte, ganz geſunken war. Während daher E. ohne Beforgniß 
anfehen konnte, daß franzöfifhe Truppen in Spanien noch ftehen blieben, welche 
nunmehr in der That zum Schub des Landes gegen die Tyrannei des wieberher- 
geftellten abjoluten Regiments dienten, fah fih allmählig das Parifer Kabinet im 
eigenen Intereffe dahin geführt, gegen die von Defterreih und Rußland genährten 
Tendenzen der abfolutiftiichen Propaganda in Spanien England die Hand zu 
bieten. Inzwifchen hatte C. mit feiner Politit des Gegengewichts, das er im ber 
Trage über die Zukunft des fpanifchen Amerika gefunden, einen großen Triumph 
über Frankreich gefeiert. Die franzöfifche Regierung hatte alle Mittel aufgeboten, 
um die Entſcheidung über dieſe Frage in die Hände eines Kongreffes zu legen, 
aber England wies alle Vorſchläge dieſer Art ab und erflärte, daß es die Befchlüffe 
eines folhen Kongreffes nicht als maßgebend anerkennen würde. Als die Ofkupation 
Spaniens durd die franzöfifhen Truppen im Jahr 1824 über den urjprünglich 
feftgejegten Termin hinaus verlängert wurde, hielt E. den Moment gelommen, 
ber frage ein Ende zu machen. Am 24. December 1824 wurde der Beſchluß im 
britifchen Kabinet gefaßt, die Unabhängigkeit von Golumbien und Mexiko anzu- 
erkennen. England ſchloß mit den Kolonieen Hanbelsverträge und affrebitirte bei 
ihnen politifche Agenten. Und fo entſchieden war hiermit das Geſchick der Kolonieen, 
daß auch nicht eine der enropäifchen Mächte, felbft Spanien nicht, das Geringfte 
gegen die Unabhängigkeit verjelben zu unternehmen verſuchte. Man fühlte in 
Frankreich tief dieſen Schlag, ven die Politit des eigenen Gouvernements dem 
Lande bereitet; die Stimme des Landes fagte: „England hat fich mit jenen Repu- 
blifen durch mechjelfeitig nützliche und ehrenvolle Bande verbunden; England hat 
in ihnen feine Induftrie, feine Künfte, feine Givilifation eingebürgert; England, 
mit einem Wort, hat dafelbft unfere Stelle eingenommen ; und in biefer focialen 
Bewegung, welche alle Völker nähert, ihre Beziehungen vermehrt, ihre Macht er- 
hebt und ihr Glück erhöht, Läuft Frankreich, außer Stande, zugleich gegen bie 
Irrthümer feiner eigenen Regierung und eine an ſich jo gefährliche Konkurrenz 
von Außen zu kämpfen, Gefahr, vom Markte ver Nationen ausgeſchloſſen zu 
werben" (Foy). 

Mit den Angelegenheiten Spaniens und feiner Rolonieen ftand die portugiefifch- 
brafilianifhe und die portugiefifch-fpanifche Verwicklung in nahen Beziehungen. 
Die Unabhängigkeitserflärung Brafiliens fegte England in beſondere Berlegenheit ; 
benn das Intereffe Englands jprad für eine enge und freunpfchaftliche Verbindung 
mit den beiden Theilen des Reiches Portugal, die nunmehr in feindlichem Gegen- 
fag zu einander ftanden. C. feste fih die Aufgabe, vie Verwicklung auf gütlichem 
Wege zwifchen Portugal und Brafilien felbft zum Austrag zu bringen. Er be- 
gegnete auch bier der Politit der h. Allianz. Man fuchte die portugiefifche Regie 
rung zu beftimmen, die Frage an einen Kongreß zu bringen, und gegen die Auf- 
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ftändifchen die Hülfe ver Großmächte nachzufuchen, und wieder mußte C. erklären, 
daß er die Einmifhung und Entſcheidung dieſes Kongreftribunals, oder gar Ge— 
waltafte, nicht zulaffen würde. Nach Ueberwinpnng vielfaher Schwierigkeiten jah 
er mit dem Schluß des Jahres 1825 feinen Plan realifirt: Die Monardie war 
in Brafilien erhalten und das portugiefifhe Reih, wenn aud in zwei Staaten 
getheilt, vem Haus Braganza verblieben; England aber ging aus dieſer Ber- 
widiung als ver Freund und Berather beider Theile hervor, und zugleid, als 
der Sieger über die Tendenzen der h. Allianz und insbefondere über Rußlands 
Beftrebungen. 

Die portugiefifch-fpanifhe Verwicklung war die Folge der Wiederherftellung 
des abfoluten Regiments in Madrid. Die abfolutiftiiche Partei in Portugal fuchte 
bei demſelben Unterftügung für ihre Pläne zum Umfturz der von Don Pedro 
verliehenen Berfaffung und der Regentſchaft der Infantin Ifabella und dieſe Unter- 
ftügung wurde in jeder Weife gewährt. Unter ven Augen ver fpanifhen Regie- 
rung fanımelten ſich ganze Regimenter von Infurgenten auf fpanifhem Boden und 
machten von bier ihre Einfälle in Portugal. Als vie lebhafteften Gegenvorftellungen 
fruchtlos blieben, trat C. mit einer Entjchloffenheit umd Energie auf, die ven 
Gegnern zeigen follte, daß, jo fehr er den Frieden zu erhalten wünfchte, er vor 
dem Kampfe nicht zurüdichene, wenn die Ehre und das Yebensinterefje Englands 
angegriffen würde. Am 3. December 1826 richtete die portugiefifhe Regierung 
ihr officielles Gefuh um vertragsmäßige Waffenhülfe an England; am 9. December 
ſchon bereitete C. vie Königliche Botjhaft an das Parlament vor, und am 12. 
December — während die Truppen zur Einfhiffung marſchirten — hielt er jene 
gewaltige Rede, wohl die größte, die er je gehalten, in ver er an die Frage bes 
Moments anknüpfend, die Grundzüge feiner ganzen Politik darlegte. Wie E. hoffte, 
war indeß die befte Sorge für den Krieg auch die befte Sorge für den Frieden. 
Diefem Borgehen Englands gegenüber und unter dem entſchiedenen Andringen 
Frankreichs, erklärte fih die fpanifche Regierung zu jeder Genugthuung und zu 
allen Mitteln gegen die portugiefifchen Aufrührer bereit — und fo ſchnell wie bie 
Gefahr gelommen, fo fehnell war fie zerronnen. 

Während fo die Angelegenheiten des Dccivents C.'s Thätigkeit in Anſpruch 
nahmen, ftellte fich ihm in der Erledigung der Verwicklungen des Orients eine 
nicht minder ſchwierige und gewichtige Aufgabe. Es handelte ſich bier einmal um 
die zwifchen ber Pforte und Rußland ausgebrocdhenen Zwiftigkeiten und zweitens 
um bie Berhältniffe Griechenlands. Wir übergehen vie erften Stadien der diplo— 
matifhen Berhanplungen. Im Sommer 1825 ftand Rußland fo ifolirt unter den 
Großmächten, daß der Moment nicht günftiger fein konnte, um die ausgebrocdenen 
Unruhen zu einer den enropäifchen Intereffen entfprechenven Löfung, unter Sicher: 
ftellung gegen vie gefährlichen orientalifhen Plane Ruflands, zu bringen. Der 
Schlüſſel ver Situation lag in der frage, ob Defterreih und England zu einer 
gemeinfamen Politit gelangen fonnten; eine foldhe Bereinigung zeigte fi) aber 
bald unmöglid, indem Defterreic die Unterwerfung Griechenlands unter die tür- 
kiſchen Waffen als Ziel im Auge hatte, E. dagegen wie im Intereffe Englands 
fo Europa’8 dem BVBernichtungsfampf der Türken gegen die Griechen ein Ende zu 
machen für bie bringendfte Aufgabe hielt, und als einen haltbaren Zuſtand, ven 
fih zu erfämpfen Griechenland ein entfchievenes Recht hätte und den Europa jenem 
hriftlichen Volksſtamm zu fichern verpflichtet fei, allein die Herftellung eines Ge— 
meinwefens betrachtete, wie e8 u, A. in Serbien ſchon fich gebildet hatte. Wenn 
Defterreih und England einerfeits. ihren entfchievenen Willen gegen die Pforte 
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aufgeboten hätten, biefelbe zu einem Arangement mit Griechenland zu Bewegen, 
andererfeit8 aber zum Schu der Türkei gegen jeden Angriff Rußlands ſich ver- 
bunden und der Pforte nad diefer Seite hin volle Sicherheit gegeben hätten, fo 
war dies eine Löſung, die dem europätfchen Intereffe in jeder Weiſe entſprach und 
Rußlands Plänen einen ftarfen Damm entgegenfette. Aber währenn ver günftige 
Moment zu folder Löfung verging, entſchloß fih Rußland, bald nad ver Thron- 
befteigung des Kaifers Nikolaus, zu einem Schritt, der unter dem Scheine ber 
Niederlage die fihere Ausficht des Sieges eröffnete. Keinen Gegner fürchtete Ruß— 
land fo, wie C.; es befchloß jett, der Politit dieſes Gegners entgegenzutommen 
und fich mit ihm zu verbinden, um ihn und feine Pläne unſchädlich zu machen. 
Rußland acceptirte die englifhe Vermittlung und verftand ſich zu ber Forderung 
C.'s, daß England nnd Rußland gemeinfam, ohne die andern Mächte, die Regelung 
ver Berwidlung bewirken follten. Diefer Sieg gab E. eine verderbliche Sicherheit : 
nad den erften bindenden Bereinbarungen, befonders dem Protokoll vom 4. April 
1826, ſah er ſich durch die ruffifche Politik von Schritt zu Schritt weiter gedrängt 
und mußte, um nur Rußland nicht ganz freie Hand zu laffen, mehr und mehr 
einem Syſtem gemeinfamer Drohungen und Gewaltmaßregeln zuftimmen, deſſen 
Frucht allein nur Rußland zu gute kommen konnte und beffen Wirfungen ihn felbft 
mit wachfender Sorge erfüllten. Um Ruflands Plänen und Andringen ein Gegen- 
gewicht zu fchaffen, fuchte E, nun einen dritten Genoffen für das Pacififationswert 
zu erlangen, und als er ſich nicht länger dem Abſchluß des Vertrages vom 6. Juli 
1827 zu entziehen wußte, glaubte er wenigftens an der Mitunterzeihnung Franf- 
reichs noch einen gewiſſen Rüdhalt gewonnen zu haben. Die große Frage blieb bei 
6.8 Tod ungelöst zurüd. 

Aus C.'s Verwaltung des auswärtigen Amts verdienen nun wenigftens noch 
Erwähnung : feine Bemithungen um gänzlihe Befeitigung des SHavenhandels, 
feine Berhandlungen mit Amerika über das Oregongebiet und feine Maßnahmen 
gegen die ruſſiſche Ufurpation der Herrichaft über die nordweſtliche Hüfte Amerita’s 
und das nächſte Meeresgebiet. Indem C. eine fo große und einflußreidhe Thätigkeit 
entfaltete nnd dem ganzen Minifterium durch die Kraft und Entfchievenheit feiner 
Haltung den Stempel feiner Politit aufprüdte, war er zugleih auf anderen Ge— 
bieten als denen der auswärtigen Fragen bemüht, für die großen Reformen zu 
wirken, die er von den Bedürfniſſen des Landes geboten hielt. Die Katholiten- 
emancipation fand in ihm nad wie vor ihren wärmften Fürſprecher und unter 
feiner Mitwirkung wurde im Jahre 1826 ein günftiges Botum im Unterhaufe 
erzielt, auf Grund deſſen C. fich berechtigt hielt, die frage der Emancipation im 
Kabinet felbft zur Sprade zu bringen. C. gewährte Peel für die Reformen auf 
dem Gebiete des Kriminalrehts und in der immeren Adminiſtration feine ftete 
Unterftägung und mit befonverer Hingebung förderte er das große Werk feines 
Freundes Hustiffon, den veränderten Weltverbältnifien gemäß die Handelsgeſetz— 
gebung Englands umzugeftalten, während er mit Lord Liverpool gemeinjam bie 
Trage der Herabjegung der Kornzölle in die Hand nahm. 

Am 13. Februar 1827 wurde Lord Liverpool vom Schlag gerührt, und ba 
fih bald vie Hoffnungslofigteit feines Zuftandes ergab, erhob ſich die Frage, wer 
an feiner Stelle die Führung der Apminiftration übernehmen follte, und ob über- 
haupt das feitherige Minifterium fi aufrecht erhalten könne. „Jahre lang hatte 
das Land ein Kabinet ohne Einheit gefehen, deſſen Mitglieder in ihren Anfichten 
von einander abwichen, weit wie die Pole" (Brougham); es hatte das bejondere 
Geſchick und die perjünlihe Stellung Lord Liverpool dazu gehört, um biefe ver: 
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ſchiedenen Elemente immer zufammenzubalten, und jedem Nachfolger fiel hiermit 
von vorn herein eine außergewöhnlich ſchwierige Aufgabe zu. C., bisher Führer 
des Haufes der Gemeinen, hatte unter allen Kollegen ven natürlichften Anfprud) 
auf vie Nachfolgerſchaft Liverpools. Da ver König die Unmöglichkeit erfannte, eine 
Verwaltung zu bilden, die, feinen perſönlichen Anfichten gemäß, der Katholifen- 
emancipation einig entgegengetreten wäre, fo wurde enblid C., zum erften Lord 
des Schages an Lord Yiverpools Stelle ernannt, mit der Neubildung des Mini- 
fteriums beauftragt. Er beſchloß fofort, mit den biöherigen Kollegen und auf dem 
bisherigen Grundlagen, insbeſondere auch was die Neutralität des Kabinets in 
der Frage der Katholitenemancipation betraf, die Gefchäfte fortzuführen. Aber als 
num nad) zweimomatlicher Ungewißheit am 12. April unter dem lauten und allge 
meinen Beifall des Haufes, für C. auf Grund feiner Ernennung zum erften Lord 
des Schages, das Ausfchreiben einer neuen Wahl beantragt wurde, ftand er faft 
allein da, ohne Kollegen, ohne Minifterium. Denn alsbald nach feiner Ernennung, 
innerhalb weniger Tage, hatten ficben feiner Kollegen — unter ihnen Lord Wel- 
lington, Lord Elvon, Peel — refignirt, theils weil fie nicht unter einem katholi— 
ihen Premier ftehen wollten, theild aus rein perjönlihen Motiven. Bon einem 
Theil feiner eigenen Partei auf dieſe Weife verlafien, war C.'s Abficht zuerft, 
auch feinerfeits zu refigniven; von dem König aber aufgefordert, nad) feinem beften 
Bedünken eine Apmintftration zu bilden aus ven Berfonen, welche er für die ge- 
eignetften halten würde, verband fi E., unter Fefthaltung des von ihm urſprünglich 
für fein Minifterium entworfenen Programms, mit ven beveutendften der gemä- 
Bigten Whigs, um das Minifterium zu rekonſtruiren. Im Sommer, alsbalv nad) 
Vertagung des Parlaments, war feine Adminiftration definitiv gebilbet. 

Der Unterftügung einer bedeutenden Majorität im Parlament gewiß, an ber 
Spige einer Regierung, in ber erprobte und ausgezeichnete Stantsmänner Platz 
genommen hatten, konnte C. fi) der Hoffnung auf eine weitere große und ruhm— 
volle Wirkfamkeit bingeben. Aber vie Tage C.'s waren gezählt. Im Frühjahr 
ſchwer erkrankt, war er feit viefer Zeit micht wieder zu voller Kraft gekommen 
und das Uebermaß heftiger perfünlicher Angriffe, oft der erbärmlichften und Hein- 
lichften Art, denen er feit feinem Amtsantritt ausgefegt war, trug dazu bei, feine 
Geſundheit von Tag zu Tag mehr zu untergraben. Am 2. Juni war das Parla- 
ment vertagt worden — am 8. Auguft ftarb €. in ver Billa des Herzogs von 
Devonfhire zu Chiswid. In der Weftminifter-Abtei neben William Pitt hat er 
feine Rubeftatt gefunden. 

Literatur. Cannings Parlamentsreden find in einer befonveren Ausgabe 
gejammelt von Therry, London 1830, 6 Bol. C. hat viele der Reden vor dem 
Drude jelbft durchgeſehen. Von Werth ift: Stapleton, politieal life of George 
Canning ; beginnt 1822. Stapleton war C.'s Privatfelretär. Lord Brougham giebt 
in jeinem Statesmen of the time of George III. aud eine Charafterftizze von €. 
In den allgemeinen Geſchichtswerlen der Zeit E.’8, jowie in den vielen Memoiren- 
jammlungen und Biographieen der Zeitgenoffen C.'s findet fich zerftreut ein reiches 
Material; auch veutihe Sammlungen bieten einzelnes Interejlante, fo die Lebens- 
bilder aus dem Befreiungstriege, Geng’s Schriften u. a. m. Für einzelne Epochen 
und Fragen fol u. U. auf folgende Schriften hingewiefen werden: Chateau- 
briand, Congres de Verone; Marcellus, Politique de la Rästauration, 
1822 — 23; das Portfolio und Recueil des documents utiles A consulter dans la 
crise actuelle. Paris 1853 —54, v. Jaemund. 
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Die franzöfifchen Hiftorifer nehmen fünf franzöfifhe Dymaftien an: 1. bie 
Merovinger, 2. die Karolinger, 3. die Gapetinger, 4. die valefiihen Könige, 5. bie 
bourbonifhen Könige. Dieſe Eintheilung ift aber infofern unpafjend, als die fog. 
brei legten Dynaſtieen ftreng genommen nur verfchievene Zweige derſelben Dy- 
naftie bilden. Die valeſiſchen und bourbonifchen Könige find eben fo gut Eapetinger 
ald die älteren Capetinger der fog. dritten Dynaſtie. Die Familiengeſchichte dieſes 
Haufes kann daher nur im Zufammenhange behandelt werden. 

Das franzöfifche Reich ift hervorgegangen aus dem großen Frankenreich, welches 
Chlodwig gründete und Karl der Große erweiterte. Eine felbftftändige franzöfifche 
Gefhichte beginnt mit der Trennung des großen karolingiſchen Kaiſerreichs, welche 
zuerft dur den Vertrag von Verbin, dann durch die Abfegung Karls des Diden 
für immer erfolgte. — Die farolingifhen Könige in Frankreih ftammen von Karl 
dem Kahlen, dem jüngften Sohne Ludwigs des Frommen ab; ihre Reihe fchlieft 
mit Ludwig V. dem Faulen. (f 987). In wunderbarer Weiſe follte fi das 
Schidjal der Merovinger wiederholen in dieſen entarteten Enteln Karls des Großen, 
bie das Reich nicht mehr fchirmen konnten gegen äußere Feinde und innere Anardie. 
Wie der legte Merovinger, fo embigten die legten Karolinger in Trübfal und 
Elend. Schon unter Karl dem Einfältigen hatten die weitfräntifhen Großen einen 
Verſuch gemadt, an die Stelle der Karolinger ein anderes Geſchlecht zu erheben, 
indem fie Odo, einen mächtigen Großen aus der Isle de France, zum König er 
wählten. Allein nicht fo leicht werben in Europa, auch in gewaltfamer Zeit, 
alte Dynaftien geftürzt und neue erhoben. Odo's Dynaftie vermochte ſich nicht zu 
behaupten; nad ihm wurden die Karolinger nochmals anerfannt. Aber Odo's 
Geſchlecht blieb das mächtigfte in Weftfranfen. Der Neffe Odo's, Hugo ber 
Große, „von Gottes Gnaden Herzog der Franken“, wie er fi nennt, warb 
nur durch eine gewiſſe religiöfe Schen abgehalten, die Krone auf fein Hanpt zu 
fegen. Von feinem Sohne Hugo Capet fagte man bereits: „er jei König in 
Wahrheit, der Karolinger Lothar fei e8 nur dem Namen nah“. Als Lothar's 
Sohn Ludwig der Faule ohne Kinder ftarb, trugen die Großen fein Bedenken, 
von der Dyuaftie der Karolinger abzufehen. Nah dem legitimen Erbredt hätte 
Karl Herzog von Nieder-Fothringen, der Oheim des legtverftorbenen Königs, fuc- 
cebiren müſſen. Aber die Großen erwählten Hugo Gapet 987 zum Könige. 
Diefe Abweihung von dem wichtigften Fundamentalfage der Monarchie verthei- 
digte beſonders Adalbero, Erzbifhof von Rheims; er führte vor den verfanmelten 
Großen aus, daß die Geſetze des Erbrechts nicht unbedingt verpflichtend wären und 
berief fi dabei auf ven Wechſel der Imperatoren im alten römifchen Reiche. So 
wurde das Weftfranfenreih an ein neues Geſchlecht übertragen, der legitime 
Erbe aus dem Haufe der Karolinger endete fein Leben im Kerter zu Orleans ; 
feine Nachkommenſchaft verfhwand in Deutſchland. 

Das Geſchlecht Hugo's war, wie es ſcheint, noch nicht lange aus Deutſch— 
land eingewanvert und wahrſcheinlich ſäch ſiſchen Urjprungs. Der Stammmvater 
bejjelben in Frankreich war Robert der Tapfere von Anjon, der in der zweiten 
Hälfte des neunten Jahrhunderts die Normannen befiegte und im Jahr 861 von Karl 
dem Kahlen mit der Grafihaft Paris und dem Herzogthum Franken beliehen 
wurde. Hugo Capet fuchte vor Allem ven Belipftand zu gewinnen; er ließ fi) 
zu Noyon nad) alter Sitte auf das Schild heben, zum Könige ausrufen und 987 
zu Rheims jalben. Darauf fuchte er feinem Sohne Robert die Krone durch Sal- 
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bung und Krönung zu fihern. Im Norden gelang e8 ihm feine Gegner zu unter 
werfen, aber im Süden fand er lange Zeit Widerftand ; die Bewohner hiengen 
dem legitimen Gejchlechte mit Treue an. Die Urkunden lauten bier lange Zeit: 
Deo regnante, Rege expectante. Allenthalben außerhalb des Hausgebietd war 
jedoch die königliche Gewalt der erften Gapetinger eine bloße, oft nur fcheinbare 
Suzeränität ; das Hausgebiet, welches man ſehr bezeichnend das „pays de l’obe- 
dience du roy“ nannte, beſchränkte fih auf das Herzogthum Francien ober bie 
Isle de France; es mwurbe von Hugo Gapet dur das den letten Karolingern 
abgenommene Gebiet von Laon vergrößert. 

Aber jo wenig das Königthum in die einzelnen Herzogthümer und Graf— 
ſchaften eingreifen konnte, fo hielt e8 doch die verſchiedenen Landſchaften durch das 
Band ver Oberlebensherrlichkeit zufammen. Bei der Erhebung Hugo Eapet’3 wurde 
feineswegs die Erblichkeit der Krone grundgeſetzlich feſtgeſetzt; wie die Könige 
im deutfchen Neiche, jo mußten fich die erften Gapetinger von den Seigneurs bie 
Thronfolge ihrer Erſtgebornen verfihern laſſen. Erft durch Gemwohnheitsrecht bil- 
dete ſich allmälig das volle unbeftrittene Succefjionsredht aus. 

Während die deutſchen Königspynaftieen alle nur eine furze Lebensdauer hatten 
und die Fürften fomit eine immer wiederkehrende Beranlaffung erhielten, ihr 
Wahlrecht auszuüben, war die Dynaftie der Capetinger von einer wunderbaren 
Zähigkeit und Fortpflanzungskraft. Das Wahlrecht trat daher immer mehr in ven 
Hintergrund und nad wenigen Öenerationen war dafjelbe ganz in Vergeſſenheit 
gerathen. Bon Hugo Capet bis auf Ludwig X. gieng die königliche Würbe immer 
von Bater auf Sohn über, zwölf Könige fuccedirten im abfteigenver Linie auf 
einander. 

Philipp IV. der Schöne hinterließ eine zahlreihe Nachkommenſchaft, aber 
feiner feiner Söhne hatte männlide Nachkommen ; jo fand zum erftenmale 
eine Succeffion in der Seitenlinie ftatt, auf Yubwig X. folgte fein Bruder 
Philipp V., auf diefen abermals fein Bruder Karl IV., welcher im Jahr 1328 
die ältere capetingifche Linie beſchloß. 

Unter den vierzehn Königen dieſes älteren capetingifchen Zweigs ragen meh» 
rere durch ausgezeichnete kriegeriihe und ftaatsmännifche Eigenſchaften hervor. Die 
Aufgabe dieſer Dynaftie war von Anfang eine andere, als die der Karolinger. Die 
Karolinger, wie beſchränkt fie aud) immer durd die Macht der Thatſachen waren, 
befahen doch, ihrer ganzen Geſchichte nach, einen Anſpruch auf das ganze abend» 
ländiſche Kaiferreich, fie ftanden in einer gewiſſen Beziehung zu Deutſchland und 
Italien ; fie fonnten nie die Prätenfion auf die Univerfalherrfhaft über das weft- 
lihe Europa aufgeben. Die Capetinger dagegen konnten nie einen andern als einen 
weitfränfifchen Anfprud erheben. In den Karolingern lag daher nothwendig ein 
univerfaler, in ven Gapetingern ein nationaler Zug. Nod nie hatte Gal- 
lien ein befonveres felbftftändiges Dafein gehabt. Unter den Gapetingern entftand 
zuerft nicht nur ein felbftftändiges mweftfränfifches Rei, fondern auch eine eigen- 
thümliche franzöfifhe Nationalität. Erft unter ihrer Herrfhaft wurden vie 
über und neben einander gefhichteten Völkerelemente zu einer neuen Cinheit ver- 
arbeitet. Gerade in den Hausbefigungen ver Capetinger, an der mittlern Seine, 
in dem Herzogthum Francien, durchdrangen fih fränfifche und romanifche Elemente 
am frühften und am innigiten. 

Den Gapetingern war dur ihre Stellung von Anfang an eine beftimmte 
Hauspolitit vorgezeihnet: es galt, die blos nominelle Oberlehns- 
berrlidhfeit über die Lande der großen Kronvafallen in eine wirt 
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(ihe Königsgewalt zu verwandeln. Die Isle de France, ihr Hausgebiet, 
diente bei ihren Unternehmumgen gegen das übermächtige Vaſallenthum als ſichere 
Dperationsbafie. Der Kampf war um fo fchwieriger, als dieſe Vaſallen nicht 
nur inländifche Große, ſondern feit ver Thronbefteigung des Haufes Plantagenet 
die mächtigen Könige von England waren. Die Plantagenets vereinigten mit der 
Krone von England : Anjeu, Maine, die Normantie, die Bretagne, erheiratheten 
dazu Aquitanien und anfehnlibe Landſchaften in Süd-Frankreich; mehr als vie 
Hälfte des fpäteren Frankreichs war in ihren Händen, während dem Könige von 
Tranfreih kaum der vierte Theil anbieng, und tie Gefahr lag nahe, daß das 
franzöfifhe Königthum unterbrüdt wurde von biefen gefrönten Vaſallen, welche 
für ven größten Theil von Franfreih einen neuen Mittelpunkt fchufen. Aber das 
franzöſiſche Königthum mit feiner hoben nationalen Aufgabe für vie Einheit Frant- 
reichs wurde gerettet durch die kraftvollen Träger ver Krone, deren konſequenter 
Politik die Unterwerfung und Zerftörung des mächtigften Vaſallenthums gelang. 
Die beveutentften Herrfcherperfänlichkeiten dieſes älteren capetingiichen Zmeiges find : 

Philipp Auguft von 1180— 1223. Er verfolgte mit energievoller Thätig- 
feit die große Aufgabe feines Hauſes, durch Unterjohung des mädtigen 
Bafallentbums eine Reichseinheit berzuftellen. Unter feiner Regierung 
trat ein entſchiedener Wentepunft ein; die bisherige lofe Fental-Konföre- 
ration follte in eine feudale Monardie verwandelt werden. Mit 
bewußter Thätigfeit verfolgte Philipp Auguft tiefe ſchwierige Aufgabe. Er demü— 
thigte die mächtigften Aronvafallen und vermehrte vie unmittelbaren Kronbefigungen 
in ausgevehnter Weile. Bei dieſer beftimmt ansgefprohenen Tenvenz feiner Re- 
gierung mußte er vorzugsweife das engliſche Uebergewicht in Franfreih zu brechen 
fuchen. Durch Benutung der Yamilienftreitigfeiten im englifhen Königshaufe und 
durch die Schwäche Johanns ohne Land gelang es Philipp, die meiften englifchen 
Lehen in Franfreib an fi zu bringen. Nachdem er Johann durd ein Pairs- 
geridht hatte verurtheilen lafjen, befiegte er ihn und feine Verbündeten auf dem 
Schladhtfelde von Boupines (1214). Bei dieſen Kämpfen wurde Philipp Anguft 
von ver lebendigen Theilnahme des ganzen franzöfifchen Volks unterftügt. „Im 
allen Landſchaften des großen Frankenreichs (jagt ein Zeitgenoffe) wurde die Freude 
des Sieges empfunden ; in jeder Stadt und jedem Dorfe, jevem Schlofje und 
jevem Yantbezirte mit vemfelben Fener, ein einziger Sieg veranlafte tanfend 
Triumphe!“ — Durd Philipp Auguſt erhielt die Krone ein Uebergewicht im 
Lante, wie fie e8 feit dem Tode Karls des Großen nicht befefien hatte. Die Dich— 
ter ſchildern Philipp „Ichredlih wie ten Löwen und raſch wie den Raubvogel, 
aber mild und nachſichtig, nachdem er den Frieden hergeftellt“. Befonnenbeit, 
Energie und feftes Streben nach Einem Ziele find die großen Eigenfhaften viejes 
gewaltigen Charakters, ver freilich and im ver falten Wahl und entſchloſſenen 
Durdführung der treulofeften Mittel nie verlegen war. 

Dem Sohne Philipp Auguft’s, Ludwig VIIT. gelang es durch feinen fieg- 
reihen Kreuzzug gegen die Albigenfer, vie Föniglihe Macht im Süden zu befe- 
ftigen, wo die Könige bis dahin nur fehr ſchwache Suzeränitätsrechte ausgeübt 
hatten. 

Auf Ludwig VIIT. folgte Ludwig IX. der Heilige, das verwirffichte 
Ideal des mittelalterlihen Königthums in feiner ſchönſten Reinheit. Seine Mutter 
Dlanca von Gaftilien hatte ihm eine ausgezeichnete Erziehung gegeben. Seine 
ftrenge Gerechtigteitsliebe, welche felbft vor den Forderungen der Politif nicht zurüd- 
ſtand, die Ventjeligfeit, womit er alle Klagen feiner Unterthanen anbörte, feine 
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Tapferkeit, feine Frömmigkeit bildeten einen nie gefehenen Strahlenfrang von Tu = 
genden auf jeinem Haupte. Bor Allem war er beftrebt, einen gefeglichen Zu— 
ftand in Frankreich herzuftellen. Mit den Königen von England ſchloß er einen 
feften Bertrag, wonad die Normandie, Maine und Anjou für immer an Frank— 
rei abgetreten wurden. u 

Auf der unmittelbaren Regierung der Isle de France und der Normandie 
ruhte von nun an die Hauptftärfe des Königthume Immer mehr kamen die 
großen Kronbefigungen an füniglihe Familiengliever ; in dem gemealogiichen Zu- 
fanmenhange ver Royaux de France fah man ein bindendes Moment für ven 
Staat. Ein großer Theil von ganz Franfreih war in dem Beſitze des cape- 
tingiſchen Hauſes. Ludwig IX. brachte zuerit in diefe verfchievenen Beſtandtheile 
eine innere Einheit. Bor allem lag ihm die Gerechtigkeitspflege am Herzen. 
Durd zahlreiche Verordnungen regelte er Juftiz und Verwaltung und begann eine 
wohlgeoronete Beamtenorganijation einzuführen. Unter ihm bildete fich be- 
reits im Parlament eine gewifle Gentralifation der Rechtspflege. Die Rechtswif- 
jenihaft nahm einen höheren Aufihwung und Rechtsbücher entftanden in großer 
Anzahl. Auch Finanz und Polizei machten unter ihm große Fortichritte. Bei aller 
Frömmigkeit war er feineswegs ein blinder Anhänger Elerifaler Anſprüche; feine 
pragmatifhe Sanktion von 1268 vertrat die Nechte des Staats und der National- 
fire mit aller Kraft. Währent in andern Ländern überall Parteifämpfe wütheten, 
waltete unter ihm in Frankreich Frieden und Eintracht. Franfreih nahm zu an 
Menjhenzahl und Kultur jegliher Art. Zu früh wurde er feinem Volle entriffen, 
indem er auf einem Kreuzzuge vor Tunis blieb (1270). 

Eine andere impofante Herrſchergeſtalt ift der Enkel Yubwigs IX., Philipp 
IV. ver Schöne (1285—1314), welcher das Wert feines Haufes, wie e8 von 
Philipp Auguft begonnen war, abermals um einen Rieſenſchritt vorwärts brachte, 
Aber jeinem Bilde fehlt die Reinheit, vie ethiſche Grundlage, weldhe wir an Lud— 
wig IX. lieben und bewundern. Philipp der Schöne ift die Infarnation eines un- 
erbittlichen, eijernen Regierungsprincips ; mit einer dämoniſchen Herrſchſucht zer- 
tritt er Alles, was fich ihm entgegenftellt. Er ſchlägt das franzöſiſche Volk in das 
gewaltjame Syftem jeines tiefeingreifenden Dejpotismus. Seine brauchbarften 
Werkzeuge find vie Legiften, welche unter ihm ihre Herrfhaft begründen ; mit 
Stellen des Koder und der Novellen unterftügen fie jeden Anjprud tes König- 
thums und zerftören die Souveränetät der großen Lehnsbarone, an deren Stelle 
fie die königliche Allmacht fegen. Ein füniglihes Beamtenheer mit feiner fompli- 
cirten Bewegung tritt an die Stelle des wohlfeilen Feudalregimes und forberte 
damals unerhörte Gelpmittel zu feiner Unterhaltung. Kein Mittel ift dem König 
zu jchleht, um ver Geldnoth abzuhelfen; zahlreihe Herabjegungen des Münz- 
gehalts, Konfislationen, Plünderung der Juden, Steuerdruck (ſog. male tolta) 
müſſen den leeren Schat füllen. Schonungslos behandelt Philipp den Papft und 
die Kirche, der Templerorden wird von ihm vernichtet; das Papftthum machte fich 
durch jeine Ueberfievelung nad Avignon von den franzöfiihen Königen völlig ab- 


ig. 

Wahrend Ludwig der Heilige fein Auge ſtets auf die Geſammtheit der Chri- 
ftenheit richtete und den Schuß des gelobten Yandes als feine beiligfte Pflicht 
anſah, waren dieſem Könige alle Unternehmungen nah dem Morgenlande ver- 
haßt. Der Gefichtspunft ver Religion tritt bei ihm völlig zurüd. Die Allmadt 
der Krone ift die Religion, die ihn beherrſcht. „Durd fein ganzes 
Dafein weht ſchon der ſchneidende Luftzug der neueren Zeit”. Philipps IV. Söhne 
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beftiegen nad) einander den Thron, aber feiner viefer Söhne war mit männlicher 
Nachkommenſchaft gejegnet. Mit. Karl IV. oder dem Schönen erloſch ver ältere 
Zweig der Gapetinger. 

Hier fam zum erftenmal die Frage nad dem Thronfolgeredt der Töch— 
ter zur Sprade. Als Philipp V. den Thron beftieg, ließ er 1317 zu Paris durch 
eine Verſammlung von Baronen, Rechtögelehrten und Bürgern erklären, daß ein 
Weib nie die franzöfifhe Krone erhalten könne. Diefe Erklärung fand 
in dem Herkommen des Haufes eine fefte Stüge. Erft feit vem 16. Jahrhundert 
berief man fih auf die Lex Salica. Die Ausſchließung des weibliden 
Gejhlehts und der Descenvdenten durch Frauen wurde von nım am 
ein Fundamentalfag des franzöfifhen Staatsrechts, den man fo ausbrüdte: la 
couronne de France ne tombe pas en quenouille oder les lis ne filent pas — 
lilia non laborant. 

Nah dem Tode Karls IV. erhob Eduard III., König von England, Erbs- 
anfprücde als der nächſte natürliche Verwandte des legten Könige. Allerdings ftand 
er diefem um eine Parentel näher als Philipp VI. Allein diefer war mit dem 
Berftorbenen agnatifh, d. h. durch lauter Männer verwaubt, während 
Eduard III. fein Recht von feiner Mutter Iſabella, einer Tochter Philipps des 
Schönen ableitete. Die Engländer behaupteten, ein Weib fünne zwar nicht fuc- 
cebiren, aber ein dazwiſchen ſtehendes Weib könne die Transmiffion auf männliche 
Verwandte nicht ausfchliegen. Hierauf entgegnete die franzöfifhe Partei ſehr rich— 
tig: „ein Weib könne nicht mehr Rechte transmittiren, als fie jelbjt babe“. 

Philipp VI., mit welhem das Haus Valois, oder vielmehr ver valefische 
Zweig des capetingifhen Haufes auf den Thron fam, war der Sohn Karls von 
Balois. Diefer Karl von Balois felbft war ver zweite Sohn Philipps UI., der 
Bruder Philipps IV., der Enkel Ludwigs des Heiligen. Die franzöfiihen Stände 
erflärten ſich entjchieven für das Recht Philipps VI., aber feine Regierung und 
die feiner erften Nachkommen waren mit fortwährenden Kämpfen gegen England 
erfüllt, welde mit abwechſelndem Kriegsglüde geführt wurden. Philipp VI, Jo— 
bann der Gute, Karl V., Karl VI. find der ſchweren Aufgabe ihrer Zeit nicht 
gewachſen. Frankreich kommt unter ihnen in die furdtbarfte Zerrüttung ; das Elend 
des Bolfes fteigt durch die fortwährenvden Kriege und den Steuerbrud zu einer 
furdtbaren Höhe. Erft Karl VII. dem Siegreidhen gelang es, die englifche Herr- 
haft in Frankreich zu brechen. Seit 1451 blieb den Engländern von ihren aus- 
gedehnten Befigungen nichts übrig als Calais. 

Diefe langen engliihen Kriege hatten Frankreich tief zerrüttet und vafjelbe 
in allen auswärtigen Angelegenheiten zu einer ohnmächtigen Stellung verdammt. 
Aber fie hatten aud das Bewußtjein der nationalen Einheit geftärkt, fie hatten 
den Großen gelehrt, in dem Königthum ihren einzigen fihern Anhalt zu finden, 
So wurden dieſe Kriege „die Yeuertaufe von Frankreichs Einheit“. 

Karl VII. begann zuerft in feinen Orbonnanzfompagnien (1444) ein ftehendes 
Heer zu errichten und zu deſſen Erhaltung eine ftändige Taille einzuführen. Aber 
alle feine Vorgänger übertraf an kalter Berehnung und eiferner Konſequenz, jedoch 
auch an Hinterlift und Graufamfeit Yupwig XI, ein Vertreter machiavelliftiicher 
Politit, wie ihn die Welt noch nicht gejeben hatte, Das Intriguenfpiel galt ihm 
mehr als die Waffengewalt in ver Verfolgung feiner autofratiihen Tendenzen. 
Der Ligue der großen Aronvafallen, an deren Spige fogar die Royaur de France 
ftanden, ſetzte er die Macht der Städte entgegen, weldhen er mande Vorrechte 
ertheilte ; bejonders bob er Paris. Kein König bat fo viel für dieſe Stadt gethan. 
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Er verftand ſehr wohl, wieviel ein folder Gentralpunft einer alles beherrſchenden 
Hauptftabt zu beveuten habe für die Allmacht der Königsgewalt. Die größte Ge- 
fahr, die jeinen Plänen drohte, lag in dem kühnen Aufftreben ver burgundifchen 
Herzoge; leicht hätte fi) dort ein unabhängiges lothringiſch-burgundiſches Reid) 
entwideln fönnen und Frankreich wäre eine Kleine Macht in ver Welt geblieben. 
Aber alle diefe Gefahren jhwanden mit dem plößlihen Tode Karls des Kühnen 
(1477). Nun war Ludwig XI. von feinem gefährlichften Gegner befreit und rif 
das Herzogthum Burgund an fi. Er knüpfte zuerft jene wunderbare Verbindung 
zwiſchen Abfolutismus und Demokratie, indem er einen bleibenden Bund mit den 
mächtigen Städten und tapfern Bauernfhaften der Schweiz gründete. Von nun 
an bilveten die Schweizer, damals das einzige brauchbare Fußvolk, den Kern ver 
franzöftjchen Heere. Unter Ludwig dem XI. kämpfte das abjolnte Königthum den 
legten Kampf mit der unabhängigen Yeudalariftofratie; am Ende feiner Re 
gierung fteht das Gebäude des modernen Abjolutismus fertig da, 
Unter vem Sohne Ludwigs XI., Karl VIII, wurde durch die Erbtochter Anna 
das Herzogthum Bretagne an die Krone gebracht; mit der Einverleibung dieſes 
großen Bafallenftantes war das Werk der Territorialverfhmelzung vol 
(endet. Karl VII. gab Burd feinen Eroberungszug nad Italien die erfte Ver— 
anlafjung zu einem neuen politiichen Syſtem, mweldies in auswärtigen Ariegen, 
befonders in fortwährenvde Einmiſchung in die Streitigkeiten Italiens, ein Staats- 
bedürfniß ſah. Auch unter feinem Nachfolger Ludwig XII. blieb das die vorwie— 
gende Tendenz der franzöfifhen Politit. Aber in ven europäiſchen Staatsverhält- 
niffen ruft jedes Streben nad Uebergewicht Gegenfäte hervor, fo aud hier. Durch 
die Verbindung des Haufes Habsburg mit Burgund und Spanien trat eine 
Weltmacht in’s Leben, welche für Frankreich eine drohende Geftalt annahm. Der 
Einfluß in Italien war der zunächftliegenve Streitpunft. Der politifche Antagonis- 
mus gegen das Haus Habsburg ift von nun an bie Triebfever der auswärtigen 
Politif der franzöfiichen Könige. Diefe Tendenz findet ihren Gipfelpunft in ber 
Helbdengeftalt Franz I, (1515—1547), welhem in Karl V. ein mächtiger und 
ftantsfiuger Gegner gegenüberfteht. j 
Franz I. ift der glänzende Repräfentant der Uebergangsepode 
vom Mittelalter zur Neuzeit. Seine ganze Herrjcherperfönlichkeit hat tief 
auf die Umzgeftaltung des franzöfifchen Lebens eingewirft ; alle Yebensformen er: 
halten unter ihm eine neue Geftalt. Die gothiſchen Thürme der alten Königsburg 
weichen den, von antikem Geift durchhauchten Formen ver Nenaiffance, vie 
Scholaftit den freien Studien des klaſſiſchen Alterthums, der ritterliche Krieg der 
fteigenden Bedeutung des Fußvolks und der Artillerie. Nur der Staatsvortheil 
entfcheidet über die Kombinationen der auswärtigen Politik. Während fonft vie 
Türken als die gemeinfamen Erbfeinde ver Chriftenheit befämpft wurden, jchließt 
diefer allerchriftlichfte König einen Bund mit ihnen und braucht fie gegen ven 
Kaifer. Wie die Schweizer ihm das eigene Fußvolk, jo erjegen die Osmanen ihm 
die eigene Flotte im Mittelmeer. Während er ven Proteftantisinus im eigenen Yande 
mit furdtbarer Strenge verfolgt, reicht er ven evangelifhen Ständen in Deutſch— 
fand die Hand zum Bünbnif. Durch das Konfordat von 1515 macht er die Geift- 
fichkeit vollftändig abhängig vom Willen des Königs. Wie der Adel, jo fonnte 
auch der Klerus von nun an nur durch den Hof nod Einfluß gewinnen ; Kar- 
dinäle und Bifchöfe fpielen von nun an ale Minifter und Staatsmänner eine 
Hauptrolle am Hofe. Der Hof wird immer mehr der Mittelpunft des 
ganzen Staatslebens. Die ftrenge Zucht des alten Schloßlebens wid vor 
Pluntfhli, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 23 
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den ungebunbenen VBergnügungen und ven eleganten Formen der modernen Ge— 
jelligfeit. Franz zieht beſonders Damen an Hof, welche feitvem eine jo bedeutende 
Rolle in der franzöfifhen Gefchichte fpielen. Die Hof-Faktionen werben zum 
Angelpunft, um welden ſich die Geſchichte des autofratifhen Frankreichs dreht. 

Die Gefhichte ver vier folgenden Könige aus dem Haufe Balois ift eine 
Zeit, wo jene Hoffaktionen durch die Schwäche ver Könige in blutige Partei» 
fümpfe ausarten. Die Faktionen hatten zugleih einen kirchlichen Charafter, 
indem das mächtige Haus Guiſe fih mit ver Königin Katharina von Medicis 
verband, um den Proteftantismus in Frankreich mit euer und Schwert auszu- 
rotten, In ganz Frankreich begannen blutige Kegerverfolgungen und doch ver- 
mochte nichts der Bildung proteftantifcher Gemeinden Einhalt zu thun. Den Guifes 
gegenüber ftanden die beiden Prinzen von Geburt: Anton von Bourbon und 
fein Bruder Ludwig von Condé, an der Spige der feftgefchloffenen hugenottiſchen 
Bartei, 

ALS der kinderlofe Heinrich IIT., der Entel Franz J. 1574 den Thron be= 
ftiegen hatte, dachten die Guiſen daran, den Thron felbft einzunehmen, indem 
fie die Thronbefteigung der Bourbons um jeden Preis verhindern wollten. Mit 
Heinrich III. erlofh 1589 der valefifhe Zweig des capetingifchen Haufes. 

Es gab nur noch eine Linie des capetingifhen Haufes, welde vom jüngften 
Sohne Ludwigs des Heiligen, Robert Grafen von Elermont abftammte. Diejer 
Sohn Ludwigs des Heiligen hatte ſich mit Beatrix, der Erbtohter von Bour- 
bon vermählt. 

Die Landſchaft Bourbon war nah der Stadt Borbo auf dem linken Ufer 
des Allier benannt. Die Seigneurs von Bourbon nannten fi meiftens Archim-— 
bald und follen von Ademar abftammen, welder 921 die Priorie Souvigni in 
Bourdonnais ftiftete. Nach der Vermählung ver Erbtochter diefes Hauſes mit einem 
Prinzen von Geblüt erhob Karl IV. 1327 vie Baronie Bourbon zu einem Her- 
zogthume und zur Pairie zu Gunften des Sohnes aus biefer Ehe, Ludwigs I., 
welcher der erjte Herzog von Bourbon war. Die zwei Söhne Yubwigs von Bourbon, 
Peter und Jakob, legten zwei Speciallinien an; vie Ältere erlojh mit vem Con- 
netable von Bourbon, der von Franz I. zu deſſen Feinde Karl V. über- 
gieng, an der Spige feindlicher Heere einen zweidentigen Ruf gewann und bei 
der Belagerung von Rom blieb. Der jüngere Zweig, welden Jakob, genannt de 
la Mare, gründete, jpaltete fi) ebenfalls in mehrere Speciallinten. Die ältere 
Linie wurde von Franz Grafen von Vendéome begründet, vie jüngere, das Haus 
Montpenjier, von Ludwig von Roche-ſür-Yon. 

Die ältere Linie ver Grafen, dann Herzoge von Vendôme zerfiel von neuem 
in zwei Unterlinien, welde von den zwei Enteln Franz’s angelegt wurben, bie 
eine von Anton Herzog von Bendöme, die andere von Ludwig Prinzen von 
Condé. Anton von VBendöme vermählte ſich mit Iohanna d’Albret, der Erbin des 
diefjeit8 der Pyrenäen gelegenen Theils des Königreihs Navarra. Aus diefer 
Ehe gieng Heinrich IV. oder ver Große 1553 hervor, der 1562 die mütterliche 
Krone von Navarra erbte und 1589, nad Abgang des valefifhen Haufes, den 
ae Thron beftieg. Heinrih IV. ftanımte in der zehnten Oeneration von 

ubiwig dem Heiligen ab und war durch daſſelbe Geburtsrecht, welchem die Va— 
lois ihre Thronbefteigung verdankten, unbezweifelter Erbe der Krone von Frank— 
reich. Aber Heinrich hatte als König von Navarra an der Spige der hugenottiſchen 
Partei geftanden ; feine Gegner, vie Guifes, thaten daher alles mögliche, um fein 
wohlbegründetes Erbrecht nicht zur Anerkennung kommen zu laffen. Sie riefen den 
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Onkel Heinrihs IV., den Kartinal von Bourbon, als Karl X. zum Könige aus; 
nad dem Tode des legtern wurden fogar mehrere Glieder des Haufes Guiſe als 
Thronkandidaten aufgeftellt. Der michtigfte Prätendent war aber Philipp II. von 
Spanien, welder die Krone für feine Tochter Ijabella, durch ihre Mutter eine 
Enkelin Heinrichs II., in Anſpruch nahm. Es war der Plan der ultrafatholifchen 
Partei, unter der Aegide des Hanfes Habsburg eine große zuſammenhängende 
Weltmonarchie zu gründen, deren Lebensprincip das ftrengfte katholiſche Kirchthum 
fein follte. Wären dieſe Pläne ver fpanifcheliguiftifchen Partei durchgeführt worden, 
jo würde Frankreich in feiner nationalen Selbftftänpigfeit aufgehört haben zu 
eriftiren ; es würde ein Theil der großen katholiſchen Weltmonarchie geworben 
- fein, wie fie Philipp IT. und feine Staatsmänner beabfichtigten. Noch einmal wagte 
man das falifhe Geſetz anzugreifen ; Philipps Kronjuriften hielten einen Vortrag 
über feine Ungültigkeit und nahmen für Franfreih den Grundſatz der weiblichen 
Erbfolge, welche fie ald die natürliche bezeichneten, in Anſpruch. Aber hier zeigte 
fi die erhabene Autorität eines uralten nationalen Rechtsgrundſatzes in feiner 
ganzen Bebentung. Die große gefegbewahrenne Körperfhaft, pas Parlament zu 
Paris, erhob ſich mit feinem ganzen Gewicht für das legitime Erbredt. Es er- 
flärte feierlih : „alles was zur Erhebung eines fremden Prinzen oder einer fremden 
Prinzeffin geſchehen fei, fir null und nichtig, weil es mit vem falifchen Gejet und 
andern Grundgefegen von Frankreid in Wiederſpruch ſtehe.“ Parlament und 
Stände erflärten fi 1593 einmüthig gegen jede Fremdherrſchaft. Als Heinrich IV. 
nun gar zur fatholiihen Kirche übertrat, öffnete ihm auch Paris die Thore und 
alle Häupter ver liguiftifhen Partei unterwarfen fi ihm. Das Evift von Nantes 
von 4598, welches den Reformirten freie Religionsübung gewährte, vollendete das 
Verföhnungswerf, Eben fo glüdlih wurden vie auswärtigen Händel befeitigt. So 
gelang Heinrich IV. die innere Ruhe Frankreichs und die Wiederherftellung des 
politifhen Gleichgewichts in Europa (S. Heinrich IV.) 

Unter feinem ſchwachen Sohne, Ludwig XIII., kehrten Verwirrung und Bürger- 
friege zurüd, welchen erft Richelieu ein Ende machte. Diefer großartige Staate- 
mann verſchaffte Frankreich vie Stellung als erfte Kontinentalmadt. Er kehrte 
der Politik Heinrihs IV. zurüd, deren Aufgabe vor Allem die Schwächung zu 
Defterreih® und Spaniens war. Dabei mahte er fih vie Vollendung des 
Abfolutismus im Innern zur Aufgabe, indem er jede felbitftändige Kraft im Volke 
niederdrüdte. Sein Regierungsſyſtem wurde von dem Kardinal Mazarin fort 
gefetst, welcher währenn der Unmündigkeit Ludwigs XIV. unumſchränkt regierte. 
Seit Mazarin’8 Tode 1661 übernahm Ludwig XIV. perfönlid die Regierung. 
Diefem glänzenpften und mädtigften franzöfiihen Könige gelang die Eroberung 
Spaniens für feine Dynaftie und die Gründung ver ſpaniſch-bourboniſchen 
Linie, welche wir noch beſonders betrachten werben. (Bergl. die Art. Ludwig XIV. 
und Richelieu.) 

Ludwig XIV. überlebte feine ganze eheliche Nachkommenſchaft bis auf die 
fpanifche Linie, die nicht in Frankreich fucceviren konnte und bis auf feinen Ur- 
enfel Ludwig XV., welcher nah ihm (1715) den Thron beftieg. Die von Lud— 
wig XIV. in feinem Teftament eingefegte Vormundſchaft fam nicht zur Aus- 
führung, fondern der nächſte Thronerbe Philipp von Orleans wurde ald Regent 
anerfannt. Die Zeiten der Regentfchaft und der Regierung Ludwigs XV. laſſen 
die Demoralifation der Regierung, die tiefe Fäulniß aller Zuftände furdtbar an 
den Tag treten, während Yubwig XIV. wenigftens noch die edle Form und ben 
glänzenden Schein gewahrt hatte. Ludwig XVI., ver Enkel und Thronfolger Lud⸗ 
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wigs XV., war beftimmt zu büßen, was feine Vorfahren gefündigt hatten ; er 
ftarb 1793 auf vem Schaffote und fein Sohn, welhen die Emigration „Lud— 
wig XVII.” nannte, verfümmerte in ärmliden Berhältniffen. Frankreich wurde 
Republik, dann Kaiferreich, bis durch die Waffen der Alliirten die Reftauration er- 
[pigte und der föniglihe Thron wieder aufgerichtet wurde, welden ber Bruber 
udwigs XVI., Stanislaus Xaver Ludwig, als Ludwig XVII. beftieg. Die fog. 
charte constitutionelle vom 4. Juni 1814 wirbe der Nation hinlänglichen Spiel- 
raum zu einer gefunden politiihen Entwidlung gegeben haben, wenn nidyt die 
Ultras von beiden Seiten zu Ertremen gebrängt hätten. Auf Ludwig XVIII. folgte 
1824 der Graf von Artois ald Karl X. Obgleich früher das Haupt der Ultraroy- 
liften, begann er doch feine Regierung mit Handlungen der Verſöhnung. Das ge- 
mäßigte Minifterium Martignac (1827) berechtigte zu den fhönften Hoffnungen, 
allein daſſelbe mufte bald wieder dem Minifterium Polignac Plag machen, weldes 
durch Die ewaltmaßregeln der Juliortonnanzen die Revolution von 1830 hervorrief. 
Karl X. refignirte zu Rambouillet auf die Krone, ebenfo fein Sohn, der Dauphin 
Ludwig Anton, zu Gunſten Heinrihs Herzogs von Borbeaur, des Sohnes des 
ermordeten Herzogs von Berry, bes zweiten Sohnes Karl X. Geit 1830 lebt 
die ältere Linie der Bourbonen, die Nachkommenſchaft Ludwigs XV., abermals in 
der Verbannung. Karl X. ftarb 1836, fein Sohn ver Dauphin, Herzog von An- 
goul&me, 1844. Der einzige nody lebende männliche Eprößling der ältere franzd- 
ſiſchen Bourbonen ift Heinrich Herzog von Bordeaux, der ſich „Graf von Cham— 
bord“ nennt. 

Ehe wir zu dem ſpaniſchen Zweige der Bourbonen übergehen, fügen wir 
noch einiges über die dynaſtiſchen Hauseinrichtungen der franzöſiſchen Könige 
hinzu. 

Die erften Gapetinger nannten ſich Reges Francorum wie du Karolinger; 
bier und da brauchten fie auch noch den Kaifertitel, Erft feit Philipp Auguft kam 
der Titel Rex Francie auf, feit ver Nebaftion der Urkunden in franzöfifcher 
Sprade: „Roi de France*. 

Wie die Erblichkeit des Thrones, fo ift auch die Erbfolgeorpnung durch Ge- 
wohnheitsrecht begründet. Die Primogenitur wurde nie als beſonderes Geſetz 
eingeführt, ſtets aber ſtillſchweigend beobachtet. Ebenſo beruht, wie oben bereits 
nachgewiejen, die Ausſchließung des weiblichen Geſchlechts Teineswegs auf einem 
Geſetze, fondern auf altem Herfommen. 

Der Uebergang der Krone auf den Nachfolger fand ipso jure im Moment des 
Todes ftatt (le roi est mort, vive le roi). Der Thron fann feinen Augenblid 
erledigt bleiben, le roi ne meurt pas. Seit dem 14. Jahrhundert erhoben vie 
Könige bei ihrer Thronbefteigung eine Abgabe unter dem Namen von joyeux 
avönement. 

Ueber die Volljährigkeit eines Königs entſchied im frühefter Zeit das per- 
fünlihe Stammrecht der Regentenfamilie, 3. B. unter ven Karolingern die Lex 
Ripuaria. In fpäterer Zeit wurde die Volljährigkeit bereits auf das begonnene 
vierzehnte Jahr geftellt. Ueber die Regentjchaft während der Minverjährigfeit 
des Königs fanden viele Streitigkeiten ftatt. Teftamentarifhe Ernennung eines 
Regenten fam mehrfad vor, doc beburfte fie der Beftätigung durch das Parla- 
ment. Sonft traten regelmäßig die Wittwe oder die nächſten Agnaten ein, zwi— 
[hen denen es über die Negentfchaft oft zu Streitigkeiten fam. Dem Negenten 
wurde öfters ein Regentihaftsrath zur Seite geftellt, ohne veffen Zuftimmung er 
feine wichtigen Negierungshandlungen vornehmen konnte. Die Krönung und Sal- 
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bung fand zu Rheims duch den dortigen Erzbifchof ftatt, wo Chlodwig zuerft 
gejalbt worden war; doch wurde das von dem Erzbifhof von Rheims behauptete 
Vorrecht auf die Salbung und Krönung von den übrigen Biſchöfen ſtets beftrit- 
ten. In den Feierlichkeiten hatten fi, wenigftens der Form nad, in dem lauda- 
mus, volumus, fiat des Volls noch Spuren des ehemaligen Wahlrechts erhalten. 
Jeder ver 12 Pairs befleidete bei der Krönung ein großes Hofamt. 

Der König war das Haupt der gefammten königlichen Familie, der fouveräne 
Chef des Haujes; er übte eine volle Familiengewalt über alle Prinzen und Prin- 
zejfinnen von Geblüt, die ſog. Royaux de France. Er hatte das Recht, uneheliche 
Kinder zu legitimiren, konnte ihnen aber kein Thronfolgeredht einräumen. Er allein 
fonnte den Ölievern der königlichen Familie die venia wtatis ertheilen und fie 
emancipiren; fein Mitglied verjelben durfte fih ohne feinen Willen vermählen, ja 
fih nicht einmal ohne feine Erlaubniß aus dem Reiche entfernen. Dafür genofjen 
alle Mitgliever des föniglihen Haufes aud die höchſten Vorrechte. Sie hatten den 
Rang unmittelbar nad dem Könige und gingen allen Paird vor, waren geborne 
Näthe des Königs im Konfeil und im Parlament, nahmen an den VBorrechten des 
Pairsgerichts Theil und fonnten nie am Leben beftraft werben. 

Das Recht der Erftgeburt bedingt überall, daß die von der Succeffion aus- 
geihloffenen Nachgebornen (puisnes) einen ftandesgemäßen Unterhalt erhalten. 
Anfangs wurde den nacgebornen Söhnen irgend ein Lanvesgebiet mit allen 
Souveränetätsrechten zugewieſen, welches fie frei auf ihre Nachkommen vererbten. 
Durch diefen Gebrauch wurde die Einheit des Neichs feineswegs geförbert und 
oft ftanden die Royaux de France an ver Spite des wiberftrebenden Bafallen- 
thums gegen die Krone. Deßhalb beftimmte bereits Ludwig VIII. 1223 und 
Ludwig ber Heilige 1269, dar die Apanagelande in Ermangelung von Leibes- 
erben an die Krone zurädfallen follten. Karl V. ftellte in feinem Teftament von 
1374 als Regel auf, daß zu Apanagen nicht mehr Gebiete mit landesherrlicher 
Gewalt, fondern nur Liegenjchaften und Gefälle angewieſen werben follten; doch 
fommen noch einige Abweichungen von dieſer Regel unter Ludwig XI..und Franz I. 
vor, Berfügungen, gegen welche vie Stände im Intereſſe der Reichseinheit prote— 
ftirten. Karl XI. erließ im Jahre 1566 ein Edikt in Gefegesform, welches als 
unverbrühlihe Norm feftjette, daß alle Apanagen nur in Revenüen beftehen und 
nur im Mannsftamm vererblich fein follten. Die den Prinzen des Haufes ſeitdem 
beigelegten herzoglichen und gräflihen Prädikate find bloße Titel ohne alle Sou- 
veränetätsrechte. So war ven nachgebornen Prinzen die Ausficht abgejhnitten, in 
Frankreich zu Souveränetätsrechten zu gelangen, fo lange der Zweig des Erftge- 
bornen blühte. Dagegen gelang Ludwig XIV. die Erwerbung Spaniens zur Aus— 
ftattung feines nachgebornen Entels, welcher als Philipp V. den fpanifhen Thron 
beftieg umd die fpanifche Dynaftie Bourbon gründete. Diefe ſpaniſch-bour— 
bonifche Dynaſtie figt gegenwärtig auf drei fouveränen europäifhen Thronen, 
in Spanien, Neapel und Barma, während im eigentlihen Stammlande bie 
Nachkommen Hugo Capets ihren Thron verloren haben. Wir werfen fchließlich 
noch einen Blick auf die Gefchichte der fpanifch- bourbonifchen Linie. 

I. Spanien. Karl II., ver legte König aus dem öfterreihifhen Stamme, 
kinderlos, ohne Brüder, ohne Agnaten aus der fpanifhen Linie des Haufes Habs: 
burg, hielt die Zügel feines weiten Reichs nur in ſchwachen Händen. Schon wäh— 
rend feines Lebens wurben alle möglichen Intriguen über die Thronfolge ange 
fponnen. 

In allen Königreihen der pyrenäiſchen Halbinfel galt von frühefter Zeit die 
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kognatifhe Thronfolgeorpnung als unbeftrittener Fundamentalſatz, wonad) vie 
Söhne zwar die Töchter, aber die Töchter die Vaters-Brüder und alle entferntern 
Agnaten ausſchloſſen. Die kognatiſche Succeſſionsordnung allein hatte eine größere 
nationale Staatsbildung in Spanien möglid gemadt, indem alle jene kleinen 
Königreiche durch Verheirathung von Erbtöhtern nad und nad vereinigt wurden 
und jo endlich alle in Gaftilien aufgingen. Diejelbe Thronfolge wurde auch hier 
unverbrüdjlid beobachtet und das Haus Habsburg verbanft ihr feine Thronerhebung 
in Spanien. Bei ven bevorftehenden Ausfterben der habsburgiſchen Linie grün 
deten die Prätendenten ebenfalls ihr Recht auf kognatiſche Succeffion. Kaifer 
Leopold machte ald Sohn ver jüngern Tochter des jpanifchen Königs Philipps IH. 
und als Gemahl der jüngern Tochter Philipps IV. Anſpruch auf das ſpaniſche 
Geſammtreich; dabei ftügte er ſich noch auf verſchiedene Familien- und Erbfolge 
verträge. Ludwig XIV. gründete feine Anſprüche auf feine Ehe mit der Schwefter 
Karls IL, der älteften Tochter Philipps IV., welche jedoch bei ihrer Bermählung 
eidlich auf alles Recht ver Nachfolge in den ſpaniſchen Ländern verzichtet hatte. 
Kurz vor feinem Tode fegte Karl II. den Entel Ludwigs XIV., Philipp Herzog 
von Anjou, zum Nachfolger (Teftament vom 2. Oft. 1700) in der gefammten 
Ipanifhen Monardie ein. Nach langen blutigen Kämpfen — dem fog. fpanifchen 
Erbfolgefrieg — erlangte endlich Philipp V. die Anerkennung aller europäijchen 
Großmächte in dem Frieden zu Utreht 1713 unter der Bedingung, daß bie 
Kronen von Franfreih und Spanien nie auf Einem Haupte follten vereinigt wer: 
den fünnen. Dabei wurden Defterreihs Anſprüche durch Abtretung zahlreicher 
Nebenländer befriedigt. 

Seitdem befindet fih die ſpaniſche Monardie im unbeftrittenen Befige des 
Haufes Bourbon. Philipp V. wurde der Gründer einer zahlreihen Dynaſtie, 
welche außer Spanien noh Neapel und Parma befitt. Philipp V., als bourboni- 
her Prinz an den Borzug des Mannsftamımes gewöhnt, hob durch fein Auto- 
accordado vom 10. Mai 1713 die alte ſpaniſche Thronfolgeordnung auf und 
rebucirte die Rechte des Weibsftanmes auf ein ſubſidiäres Erbredt nad Er- 
löfhen des ganzen Mannsftanunes. 

Die bourbonifhen Könige regierten im Geifte des Abfolutismus und ver 
nicdhteten die uralten ſtändiſchen Inftitutionen von Gatalonien, Aragonien und 
Balencia auf jhonungslofe Weife. Unter Karls III. Regierung 1759—1788 er- 
bob fih Spanien einigermaßen, indem man wieder anfing, feine reichen Hilfs: 
quellen beſſer zu benugen und vor allem einen regern Handelsverkehr, einen bejjern 
Staatöfredit und ein richtigeres Steuerſyſtem berftellte. Dem Könige ftanden da— 
bei bedeutende Staatsmänner zur Seite: die Grafen Aranda und Campomanos 
und der Herzog von Florida Blanca. Aber unter dem folgenden Könige Karl IV. 
(1788— 1808) und der ſchmachvollen Günftlingsherrihaft des Friedensfürften ging 
das kaum errungene Gute fchnell wieder verloren und Spanien wurde durd die 
härteften Unglüdsfälle getroffen, welche zum großen Theil in dem ſchwankenden 
Charakter und der Arbeitsichen des Königs ihren Grund hatten. Spanien ging 
1808 ver bourbonifchen Dynaftie auf einige Jahre verloren, bis im Jahre 1814 
derbinand VII. in feine Staaten zurüdtehrte. Die Regierung viefes Königs ift 
mit den Kämpfen über die Verfafjung von 1812 angefüllt (ſ. Spanien); hier in= 
tereffirt und nur, daß er in feinem Haufe das altipanifche Recht ver weiblichen 
Erbfolge wieder herftellte und feine Tochter Iſabella zu feiner Nachfolgerin erklärte, 

Schon König Karl IV., der Vater Ferdinands VII., hatte im Jahre 1787 
auf den Vorſchlag der Kortes das Auto-accordado Philipps V. aufgehoben und 
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auf diefes Vorgehen ftüßte fih Ferdinand VII. Am 20. Juni 1833 erlannten 
die Kortes die pragmatifche Sanftion und die Infantin Ifabela als Thronfolgerin 
an. König Ferdinand VII. ftarb am 29. September 1833 und ihm folgte feine 
unmünbige Tochter Iſabella II. unter Vormundſchaft ihrer Mutter Chriſtina. 
Allein Don Carlos (f. den Art. „Don Carlos“), der Bruder Ferbinands VII., 
erkannte ſeine Nichte nicht als Königin an, erklärte ſich für den geſetzmäßigen 
Thronerben und ließ ſich von ſeiner Partei als Karl V. proklamiren, wodurch 
ein blutiger Bürgerkrieg veranlaßt wurde. Im Jahre 1839 wurde Don Carlos 
jedoch genöthigt, mit ſeiner Familie über die ſpaniſche Grenze zu gehen. Am 18. 
Mai 1845 trat er ſeine Anſprüche auf die ſpaniſche Krone ſeinem Sohne Carlos 
Luis Maria ab, welcher die Abtretung auch annahm. Don Carlos nahm den 
Namen eines Grafen von Molino an, ging nad Genua und von da nad) Trieſt, 
wo er am 10. März 1855 ftarb. Sein ältefter Sohn Carlos Luis Maria, ge 
boren 1818, nannte fih Graf von Montemolin und vermählte fih am 10. Juli 
1850 mit der Prinzeifin Karoline Ferbinande von Neapel (geb. 1820), Schwefter 
des Königs Ferdinand II. von Neapel. 

Die regierende Königin Ifabella II. wurde in der Korteöfigung vom 8. Nov. 
1843 für volljährig erklärt und vermählte fid am 10. Dft. 1846 mit Franz 
v’Alfis Maria Ferdinand, geb. 13. Mai 1822, welcher bei der Bermählung ben 
Königstitel erhielt. Diefer König Franz ift ein Sohn des Infanten Franz de Paula, 
eines Bruders des Königs Ferdinand VII. und des Prätendenten Don Carlos. 
Aus diefer Ehe lebt eine einzige Tochter Maria Ifabella, Prinzeffin von Afturien, 
geb. 20. Dec. 1851, welde jo lange als Thronerbin angefehen wird, bis von 
der regierenden Königin ein Prinz geboren wir. 

I. Neapel. Das Königreich beider Sicilien fam durch den Wiener Präli- 
minarfrieven, welcher am 3. Dftober 1735 zwiſchen Frankreid und dem Kaifer 
Karl VI. gejhloffen wurde und bald darauf von Spanien, am 15. April 1736, 
die Genehmigung erhielt, an die ſpaniſch-bourboniſche Linie. König Karl, ver 
zweite Sohn des Königs Philipp V. von Spanien, ver Stifter der noch heute 
regierenden Dynaftie Bourbon-Neapel, beftieg den Thron von Neapel und 
regierte hier 24 Jahre bis zum Tode feines ältern Bruders, des finverlofen Fer— 
pinand VI. von Spanien (1759), woburd er felbft zur Uebernahme ver fpani- 
ſchen Krone berufen war. Bei der Blöpfinnigfeit des älteften Sohnes Philipp 
Anton beftimmte König Karl feinen zweiten Sohn zum Nachfolger in Spanien; 
für Neapel und Sieilien wurde der dritte Sohn Ferdinand, erft 8 Jahre alt, 
zum Könige beftimmt, welcher am 6. Dit. 1759 als Ferdinand IV. zum König 
proflamirt wurde, Die Abtretungsurfunde König Karls vom 6. Dt. 1759 wurbe 
zugleih als ein neues Reihsgrundgefeg oder pragmatifhe Sanktion 
publicirt, Darnadı können Spanien und das Reidy beider Sicilien niemals durch 
denfelben Fürften vereint regiert werben; aber vie Fürſten beider Linien bewahren 
gegenfeitig ihre Anſprüche auf diefe Staaten für fi und ihre Nacdlommen. Das 
Berfahren König Karls im Jahre 1759 joll immer zur Richtſchnur dienen bei 
einem etwaigen Heimfalle der ſpaniſchen Krone an die Dynaftie Bourbon-Neapel 
und umgekehrt der neapolitanifchen an die Dynaftie Bourbon-Spanien. Darnad) 

eht in einem foldhen alle der regierende König von Neapel mit dem erftgebornen 
Bringen nad Madrid über und der zu nächſt in gerader Linie folgende Agnat und 
deſſen virefte Nachtommenſchaft befteigt ven neapolitanifchen Thron. 

König Ferdinand verlor eine Zeitlang feine Befigungen auf dem Feſtlande, 
erjebte aber im Jahre 1815 die vollſtändige Reftauration feiner Dynaſtie. König 
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Ferdinand nannte ſich nad) feiner Reftauration nicht mehr ven IV., ſondern ven I., 
indem er das Königreich beiver Sicilien als ein neues Gefammtlönigreich betrachtete 
und ein eigenes Örunpgefeg vom 9. und 11. December 1816 über die völlige 
Vereinigung dieſer beiden getrennten Reiche erließ. Der gegenwärtig regierende 
König ift ein Enkel Ferdinands II., ein Sohn Franz I. (1825— 1830). Yegterer 
erließ ein neues Familiengeſetz, welches fehr genaue Beftimmungen über die Rechte 
des Familienoberhaupts und die Stellung der Yamiliengliever, befonders die Ver— 
mählung der Föniglihen Prinzen und Brinzeffinnen enthält. (Evikt des Königs 
Franz J. vom 7. April 1829.) 

Die Thronfolge findet nah dem Recht ver Erftgeburt in gerader Linie unter 
den männlihen Nachkommen ftatt; die Kognaten haben nur ein fubfiviäres Erb- 
reht nad Erlöfchen des Mannsftammes, Das Recht der Thronfolge findet ipso 
jure ftatt; es bedarf rechtlich weder einer Krönung noch einer Hulbigung des Volks, 
wenn auch fpäterhin beide Geremonien vom König angeordnet werben follten. ‘Der 
Titel des Königs ift durch ein Gefeg vom 12. Dec. 1816 wieder ganz berfelbe, 
wie vor der franzöfifchen Revolution: von Gottes Gnaden König des Reichs bei- 
der Sicilien, von Jerufalem, Infant von Spanien, Herzog von Parma, Piacenza 
und Gaftro, Erbgroßfürft von Toscana. Der Kronprinz führt den Titel: Herzog 
von Galabrien. Ebenfo führen die übrigen Prinzen Titel nad Herzogthüimern 
und Grafſchaften, welche ihnen aber durchaus Feine Rechte und Einkünfte in die— 
jen Provinzen gewähren. 

III. Parma. Als nad) faft 200jähriger Regierung der Abgang bes Haufes 
Farnefe zu erwarten war, entftand Streit wegen der Erbfolge; der Kaiſer be- 
tradhtete die Herzogthüner Parma und Pincenza als faiferlihe, der Papft als 
päpftlihe Lehen, Philipp V. von Spanien machte Anfprüde für feine Söhne, 
weil er mit Eliſabeth Farneſe vermählt war. Endlich kam 1725 ein Vergleich 
zu Stande, kraft deſſen Don Carlos, jüngerer Infant von Spanien, mit den 
Herzogthümern belehnt werben follte, und viefer Fall trat nad) dem 1731 erfolg: 
ten Tode des legten Herzogs aus dem Haufe Farnefe ein. Als jevoh Don Carlos 
dur den Wiener Frieden 1735 Neapel erhielt, fo mußte er dafür vie Herzog- 
thümer an Defterreich abtreten. Doc Defterreich behielt fie nur bis zum Aachener 
Frieden 1748, nah welchem es Parma nebft Piacenza und Guaftalla an. den 
ſpaniſchen Infanten Philipp überlaflen mußte. Diefer Philipp, ein Sohn König 
Philipps V. und feiner Gemahlin Eliſabeth Farneſe, ift der Stifter ver noch jet 
regierenden bourbonifchen Linie zu Parma. Der Sohn viefes Herzogs Philipp 
derbinand I. trat durch ven Lüneviller Frieden und den Mapriver Vertrag die 
Herzogthümer an Frankreich ab, wogegen Ferbinands Sohn, der Erbprinz Ludwig, 
das Großherzogthum Toscana unter dem Titel eines Königreichs Etrurien erhielt 
(1801). Dem Erbprinzen Ludwig folgte bereit 1803 fein Sohn Karl Ludwig als 
König von Etrurien unter Vormundſchaft feiner Mutter (geb. 23. Dec. 1799), 
trat auf Napoleons Befehl das Königreih an Frankreich ab (1807), erhielt unter 
Regentichaft feiner Mutter durch den Wiener Kongreß Yucca, übernahm bie Re- 
gierung am 13. März; 1824, während die bisherige Kaiferin von Frankreich 
Parma auf Lebenszeit behielt. Nach dem am 17. Dec. 1847 erfolgten Tode ber 
verwittweten Kaiferin Marie Luife fiel Parma wieder an die bourbonifche Linie, 
welde dafür Lucca an Toscana abzutreten hatte. — 

Alle gegenwärtig noch blühenden Zweige des Hauſes Bourbon ftammen von 
Ludwig XIU. ab; fie zerfallen in zwei Hauptzweige: 
1) Nachkommen Ludwigs XIV.: a) die entthronte Königliche Familie von 


Carey. 361 


Frankreich, deren einziger männlicher Repräſentant der Graf von Chambord iſt; 
b) die ſpaniſch-bourboniſche Dynaſtie, Nachkommen Philipps V., eines Enkels 
Ludwigs XIV. Die gegenwärtig regierenden Dynaftien in Spanien und Neapel 
ftammen beide von Karl Il. ab, ver erft König von Neapel 1735, dann 1759 
König von Spanien wurde. Die bourbonifche Linie zu Parma ftammt dagegen 
von einem jüngern Sohne Philipps V., dem Bruder Karls III., Herzog Philipp 
von Parma ab. 

2) Das Haus Orleans ftammt von einem jüngern Sohne Ludwigs XII, 
Philipp I. Herzog von Orleans ab (f. Orleans), 
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H. €. Carey, ver bekannteſte und wohl auch bedeutendſte Volkswirthſchafts— 
gelehrte Nordamerilas, wurde zu Philadelphia 1793 geboren und betrieb daſelbſt 
längere Jahre hindurch das Gewerbe eines Buchhändler. Die von ihm veröffent- 
lichten größeren Schriften find: Essay on the rate of Wages with an 
examination of the causes of the difference in the condition 
of the labouring population throughout the world (Berfudh über 
bie Höhe des Lohnes nebſt einer Prüfung der Urſachen der Verfchievenheiten in 
der Lage der arbeitenden Klaffen auf ver Erbe). Philavelphia 1835. Principles 
of political economy (Örundfäge ver Volkswirthſchaft). 4 Theile in 3 Bon. 
Philavelphia 1837—40, eine erweiterte Umarbeitung des vorgenannten Buchs. 
The credit system of France, Great-Britain and the United 
States (Das Kreditſyſtem Frankreichs, Großbritanniens und der vereinigten 
Staaten). Philadelphia 1838. Answer to the questions: What consti- 
tutes currency? What are the causes of its unsteadiness? And 
what is the remedy? (Antwort auf vie Fragen: Was heißt Geld? Weldyes 
find die Urſachen der Unregelmäßigkeit feines Umlaufs? und wie ift biefer abzu— 
helfen?) Philadelphia 1840. The past, the present and the future 
(Bergangenheit, Gegenwart und Zukunft). Philadelphia 1848. The harmony 
of interests agricultural, manufacturing and commercial (Die 
Eintracht der Interefien der Landwirthſchaft, der Gewerbe und des Hanbels). 
Philadelphia 1851. The prospeet agricultural, manufacturing, com- 
mercial and financial of the opening of the year 1851 (Ausfichten 
der Lanbwirthichaft, ver Gewerbe, des Handels und ver Finanzen für das Jahr 
1851). Philadelphia 1851. The slave-trade domestic and foreign, 
how it exists and how it may be extinguished (Der Sklavenhandel des 
In- und YAuslandes, worin er befteht und wie er zur befeitigen ift). Philad. 1853. 
Letters on international copyright (Briefe über völferrechtlihe Beftim- 
mungen gegen den Nachdruck). Philadelphia 1853. — Außerdem follen zahlreiche 
vollswirthſchaftliche Aufſätze der periodiſchen Preſſe der vereinigten Staaten von 
Garen herrühren. — In Europa ift E. namentlich durch feine geiftreihen und 
originellen, von frappanten Belegen aus den in Amerika gemachten eigenthüm— 
lihen Erfahrungen unterftügten Angriffe auf einige Hanptpunfte der volfswirth- 
ſchaftlichen Doktrin, insbefonvdere die Malthuſiſche Bevölkerungslehre und bie 
Ricarbo’ihe Theorie der Grundrente bekannt geworben. 

In der Bevölkerungsfrage ſtützt fih E. darauf, daß neben der Tendenz des 
Menſchengeſchlechts, ſeine Zahl zu vergrößern, Dank ber beſſern Ordnung ber 
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Arbeit, die eben durch die größere Dichtigkeit der Bevöllerung ermöglicht werde, 
und der immer mehr ſich ausdehnenden Beherrſchung der Natur, die andere Ten— 
denz bergehe, das Kapital in nod ftärferem Verhältniß zu vermehren. Jede 
folgende Generation werde daher in den Stand gefjegt, mit ihrer Arbeit einen 
größern Erfolg zu erzielen als vie vorhergehende. Gewaltſame Eingriffe in vie 
natürliche Entwidelung der Dinge hätten dieſes Ergebniß zwar vielfach beein- 
trächtigt, aber doch im Allgemeinen nicht ganz zu Nichte zu machen vermocht. 
Das immer günftiger ſich geftaltenve Verhältniß zwilchen Kapital und Bevölkerung 
habe zur nothwendigen Folge, daß ver proportionelle Antheil des Arbeiters an ven 
erzeugten Produkten gegenüber dem des Kapitaliften zunehme. Gleichwohl werbe 
aud die Yage des Kapitaliften günftiger, denn bei der größeren Menge der Erzeug- 
niffe falle ihm für das gleihe Kapital wenn auch relativ ein geringeres, dennoch 
abfolut ein größeres Maß an Gütern zu. Eine ftetig zunehmende Verbeſſerung 
des phyſiſchen, intelleftuellen und moraliſchen Zuftandes der Bevölkerung fei das 
Ergebniß von alledem und wirke ihrerfeit8 wieder auf eine fchnellere Kapitalbil 
dung und Erhöhung der Probuftivität der Arbeit zurüd. Die immer mehr her- 
vortretende Ausgleihung in der Stellung der Arbeiter und der Kapitaliften führe 
zu einer Verminderung bes unprobuftiven Theil ver Bevölkerung, während fie 
andererfeits im Zufammenhang mit dem allgemeinen Auffhwung der Bildung und 
Moralität auch im politifchen Leben die Principien der Gleichheit und der Selbft- 
regierung zur Anerkennung bringe, u. f. w. 

In engfter Verbindung mit dieſer Auffaffungsweife fteht C.'s Anficht über 
die Grundrente. In den Principles behielt er noch die Annahme bei, daß bie 
Kultur bei den probuftivften Grunpftüden anfange und allmählig mit fteigenber 
Bevölferung zu den weniger probuftiven übergehe. Gleihwohl verwirft er bie 
Nicardo’sche Lehre von einem Steigen der Rente und des Bodenwerths mit zuneh- 
mender Bevölkerung. Der Werth ver Güter, fagt er, und mit ihm das Einkommen 
aus den Rapitalien beftimmt fich nicht nad dem Aufwande, welchen ihre Herftellung 
wirklich gefoftet hat, fondern nad) demjenigen, weldhen fie im gegebenen Augenblide 
foften wirde, oder, wie er das austrüdt, nicht nad ihren Produktions-, fondern 
nad ihren Reproduktionskoſten. Bei der immer mehr fi) entwidelnden Produkti— 
pität der Arbeit hat dies eine Entwerthung der aus früherer Zeit herrührenden 
Kapitalien zur unvermeivlihen Folge, und die Grunpftüde entgehen viefem Geſetze 
ebenfowenig wie bie übrigen Güter. Auch fie vermögen nur nad dem Mafftabe 
desjenigen Aufwandes zu ventiren, den man in der Gegenwart zur Gewinnung 
des gleihen Ertrags, wie fie ihn abwerfen, auf neu in Kultur genommenem Lande 
machen müßte, und dies ift trog des Unterſchieds in der natürlichen Fruchtbarkeit 
oder dieſer gleich zu achtenden Vorzügen wegen ber fortgejchrittenen Leiftungsfähig- 
feit der Arbeit und dem größern Borrath an Kapital ungleich weniger, als was an 
Arbeit und Kapital wirklih auf fie verwendet worben ift. In feinem fpätern Buche 
the Past, the Present and the Future geht dann aber C. in feinen Angriffen 
auf die Ricardo'ſche Lehre noch weiter, indem er die Annahme, daß bie ergiebig- 
ften Yändereien zuerft in Kultur genommen werben, als unrichtig und mit bem 
wirffihen Berlauf der Dinge in Widerſpruch ftehend zu erweifen fucht. Nach ihm 
haben Niederlaffungen und Kulturen überall ihren Anfang auf dem leichten Sanb- 
boden der Bergrüden genommen, der mit den roheften und unvolltommenften Werk— 
zeugen angegriffen werben kann. Erſt fpäter, in dem Maße als vie Bermehrung 
der Bevölkerung mehr Arbeits: und Kapitalkräfte zur Verfügung ftellt und bie 
Werkzeuge ſich vervolltommmen, fteigt die Kultur zu ven ſchwerere und größere 
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Auslagen erforbernden, daher aber auch ungleich fruchtbarern Ländereien ver Fluß— 
thäler herab. Noch jegt feien in wenig civilifirten Ländern gerade vie fruchtbarſten 
Streden unbebaut und der Grad der wirthichaftlichen Entwidlung laffe ſich mit 
Sicherheit nad ven Fortjchritten im Anbau der beſſern Ländereien beurtheilen. 

Diefe Anfichten, die in Europa namentlih von Baftiat (f. dort) und deffen 
Schülern aufgegriffen wurden, haben bier eine vielfeitige und gründliche Erörterung 
erfahren !), die jedoch im Ganzen nicht zu Gunften der Aufftellungen C.'s aus- 
gefallen ift. Man bat mit Recht entgegnet, daß es nicht vie abfolute, jondern die 
velative, d. h. im Verhältniß zu den Produftionstoften aufgefaßte Fruchtbarkeit 
der Grundſtücke fei, auf welde es bei der Grundrente anfomme. Daß aber bie 
jpäter kultivirten Grunpftüde die früher kultivirten eben an viefer relativen Frudt- 
barkeit überträfen, lafle fich weder mit Rückſicht auf die Motive, durch welche der 
Menſch bei feinen wirthichaftlihen Handlungen geleitet werde, annehmen, nod 
werde es durch die Erfahrung beftätigt. Ja felbft an abfoluter Fruchtbarkeit ftän- 
ben oft die fpäter kultivirten Länvereien hinter ven früher Eultivirten zurüd. 
Uebrigens laſſe die Careyſche Darftellung ven eigentlihen Kern ver Ricardo'ſchen 
Theorie unberührt. Denn jo lange überhaupt landwirthſchaftliche Produkte derſel— 
ben Art mit verfchiedenen Koften erzeugt und zu Markte gebracht würben, trete 
jevenfalls der auf dem Unterfchieve der Propduftionstoften beruhende -Ertrag ber- 
vor, der eben von Ricardo ald Rente bezeichnet worben fei, und es fei an fich 
vollfommen gleichgültig, ob es die früher over vie fpäter kultivirten Grundftüde 
feien, denen er zu Theil werde. Mit dem Kapitalgewinn dürfe die Rente nicht 
verwechjelt werden, aud dann nicht, wenn ihr Betrag eine mäßige Berzinfung 
der auf ein Grundſtück verwendeten Koften nur eben oder nicht einmal erreiche, 
denn ohne den Umftand, daß ver Markt die Produkte minder begünftigter Län: 
dereien nicht entbehren könne, würde ja auch diefer Betrag nicht erreicht werben. 
Allerdings fei die Rente nicht immer blos die Folge natürlicher Vorzüge oder ver 
Einwirtung ohne das Zuthun der Bodenbefiger eutſtandener günftiger VBerhältniffe, 
jondern häufig auch die Frucht unlöslich mit dem Boden verbundener Kapitalien; 
allein viefe feien in der Regel als amortifirt zu betrachten und in jedem Falle fei 
das Einfommen, welches fie abwerfen, eben wegen der Unmöglichkeit, fie aus dem 
Boden zurüdzuziehen, eben jo gut wie das aus den natürlichen Vorzügen des 
legtern entjpringende, nicht mehr durch die Fluftuationen des Rapitalgewinns, ſon— 
dern dur die Schwierigkeiten bedingt, mit melden vie vollftiändige Befriedigung 
des Bedarfs des Marktes an ven betreffenden Produkten zu kämpfen habe. End» 
lich laſſe ſich die Rente auch nicht auf Unternehmergewinn, d. h. auf Entſchädi— 
gung für vie gelaufene Gefahr zurüdführen, wie dies namentli von Baftiat und 
feinen Anhängern verſucht worden ift, indem ja ihr Betrag von der Größe ves 
Nifitos, das Jemand dabei läuft, daß er ein Grundſtück der Kultur zugänglich) macht, 
vollkommen unabhängig fei, ja indem fie vorzugsweife dort und dann hervortrete, 
wo und wann von einer Gefahr eigentlich keine Reve mehr fein könne. 

Nicht beſſer, wie C.'s Bekämpfung der Ricardo'ſchen Rententheorie, halten 


1) Bergl. 3. St. Mill, Grundfäge der polit. Oekon., überſ. v. Soetbeer. 1. 443 ff. I. 
714 ff. Journal des economistes V. XXX—XXXVI, Referate der Befprechungen dieſes Ge— 
genftandes in der Parijer nativnalöfon. Geſellſchaft und mehrfach dadurch bervorgerufene Artikel 
und Gegenartifel enthaltend. Wolkoff, opuscules sur la rente fonciere. Paris 1854 — 
ſehr fharffinnig und gründlich. Rodbertüs, fociale Briefe an Kirchmann. Berlin 1851. 
a * in der Zeitſcht. f. d. gef. Staatswiſſenſch. Bd, x1 Broſch, in Haimerls Archiv, 


364 Don Carlos. 


feine Auffafjungen hinfichtlic der Bevölkerungslehre Stid. Es ift darüber bereits 
in dem Artitel Bevölkerung das Nöthige bemerkt worden. Die Hauptſache ift, 
daß keineswegs jede Vollsvermehrung, wie C. das annimmt, die Vermehrung ver 
Produktion und die Bildung von Kapital in entfpredhendem und jelbft ftärferem 
Maße erleichtert, jondern daß es vielfach Verhältniſſe giebt, unter denen vie 
Produktions und Kapitalzunahme mit dem Anwachſen ver Bevölkerung nicht gleichen 
Schritt zu halten vermag, ja fih wohl gar in Folge dieſes Anwachſens in eine 
pofitive Abnahme verwandelt. Aber es muß bier noch ein Wort hinzugefügt wer- 
den über die den C.'ſchen Schriften überhaupt zu Grunde liegende Auffaffung. 
Diefelbe geht vahin, daß pas den Menſchen angeborne Streben nad VBerbefferung 
ihrer äußern Lage dieſelben von felbjt nicht nur zur Vermehrung ihres Reichthums, 
fondern auch zur Anertennung und Beobachtung der Vorſchriften des Sittengeſetzes 
führe, ohne welde ver Reichthum weder fich weiter entwideln noch genofien werben 
fann, mit andern Worten dahin, daß ein wohlverftandener Egoismus die natürliche 
Grundlage für ven moralifhen Kortichritt des Menſchengeſchlechtes abgebe. Dagegen 
ift entſchieden Verwahrung einzulegen. Wohl ift es richtig, daß der Wohlftand ver 
Bölfer nur dann auf einer fichern Bafis beruht, wenn in ben legtern der Geift 
ver Sittlichkeit lebendig ift; aber nimmer läßt fih annehmen, daß vermehrter 
Wohlſtand dieſen Geift ohne Weiteres hervorrufe und kräftige. Der fittliche Geift 
muß ſchon vorhanden und in fich befeftigt fein, wenn ver Reichthum einem Volke 
zum Segen gereihen ſoll. Ohne ihn bleibt der eine Sag, in welchen E. die ganze 
politiſche Dekonomie zuſammen brängen will: thue deinem Nächiten, wie vu willft, 
daß er dir thue, eine leere Formel, ein todtes Wort. 
Merkwürdiger Weife ift E. troß feiner Anſicht, daß eine unbeſchränkte 
Wirkjamkeit des Selbftinterefjes geeignet ſei, Alles auf's Befte hinauszuführen, 
dennoch ein entfchiedener Bertreter des Schutzolliyftens, während Baftiat jeden- 
falls konfequenter dur die nämlihe Auffafjung zur Forderung des Freihandels 
etrieben wurde. C. vertheidigt die Notbwendigkeit des Schutzzolls damit, daß ein 
and, weldes immerfort Rohprodukte aus- und Fabrikate einführe, dadurch Die 
Kräfte feines Bodens erfhöpfen müſſe, denn die Erde borge dem Menfchen gleich- 
fan nur feine Nahrung und verlange, daß man ihr wiedergebe, was man ihr ent- 
zogen babe 2). Allein dieſer Grund könnte für ein Getreide ausführendes Land 
doch höchſtens die Annahme eines Wirthſchaftsſyſtems mit ftärkerer Biehhaltung, 
nicht aber die Einführung von Schupzöllen rechtfertigen, wie denn au die Er- 
fahrung uns genug Yänver zeigt, deren Bodenkräfte ſich durch die fortgejegte Aus- 
fuhr landwirthſchaftlicher Rohprodukte nicht verſchlechtert haben. Die Schutzölle 
bedürfen einer andern Begründung, die aber, man mag fie für genügenp halten 
oder nicht, jedenfalls mit den Grundſätzen, welde E. in feinen Hauptfchriften 
entwidelt, in entſchiedenem Widerſpruche fteht. v. Mangoldi. 


Don Earlos, 


Don Garlos Maria Iſidor de Borbon war der zweite Sohn Karls IV., 
Königs von Spanien, der jüngere Bruder Ferdinands VII, und ven 29. März 
1788 geboren. Bon feiner Erziehung ift wenig Anberes bekannt, als daß fie eben 
feine ausgezeichnete geweſen. Er verbrachte feine Jugend an einem Hofe, der äußer— 
li durch fteife Etikette gebunden, innerlid durch widerwärtige Kabalen unterwühlt 


2) Journal des ‘con, Mars 1853. Widerlegung bei Woltoff ©. 159 ff. 
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war. Hier lebte er abgeſchieden, theild mit religiöfen over vielmehr mönchiſchen 
Uebungen, theils mit literarifchen Arbeiten beihäftigt. Die letteren waren, wie vie 
Folge erwies, weder von bedeutendem Umfang, noch dur freie und belebenve Ge: 
fihtspunfte geleitet. 

Das Jahr 1808, welches fo ſchneidend in die Gefchide Spaniens eingegriffen 
bat, riß auch den zwanzigjährigen Don Carlos aus der einförmigen Duntelbeit 
feines bisherigen Lebens in die Deffentlichkeit hinaus. Napoleon begann damals 
jenes aus Gewalt und Lift gemifchte Schaufpiel aufzuführen, in welchem ſich vie 
große Ueberlegenheit feines Geiftes wie die Furchtbarteit feines Charakters in 
gleih hohem Grave offenbart. Man Hatte allmählig die ganze Fünigliche Familie 
auf franzöfiichen Boden herübergelodt und in dem Schloſſe Marac bei Bayonne 
vereinigt. Wie eine Ruine des zufammenftürzenden Mittelalters ragte dieſe halb- 
verfallene Befte aus dem lachenden Gelände ihrer Umgebungen: ein wahres Sinn- 
bild der Auftritte, die in ihrem Inneren ftattfinden follten. Karl IV. war nad) 
allen vorausgegangenen Greigniffen leicht zur Entjagung zu bewegen, ſchwerer fchon 
Ferdinand VII., und ven härteften Widerftand fette Don Carlos entgegen. In 
den Worten : er wolle lieber fterben, als ohne Ehre leben, ſprach fid) bereits jene 
Unbeugjamteit des Willens aus, vie damals nicht ohne einen Anftrih von Größe 
war, jpäter aber, als fie fi ven unwiderleglichſten Thatſachen und allen Inter 
effen der Nation eigenwillig entgegenftemmte, am meiften zum völligen Untergange 
der von ihm vwerfochtenen Sache beigetragen hat. Don Carlos theilte hierauf vie 
Gefangenschaft feines Bruders zu VBalencay, einer Befigung des Fürften Talley- 
and, welde weftlih von Bourges, in dem alten Land von Berry gelegen ift, 
und fehrte im Jahre 1814 nah Spanien zurüd. 

Hier hatten fich mittlerweile die Dinge mächtig verändert und eine Geftalt 
gewonnen, welche mit ven unfruchtbaren Borftellungen des alten jpanifchen Hofes, 
ſowie mit den jelbftgefchaffenen Iveen von unbedingter Herrſchergewalt ſchwer zu be— 
wältigen war. Karl IV. und Ferdinand VII. hatten der Regierung förmlich entjagt, 
und wenn auch die Nation dieſer Berzichtleiftung keine rechtliche Wirkung beilegte, 
jo waren fie doch von der Regierung thatfächlih ausgeſchloſſen geweſen. Auf ver 
anderen Seite war Jofeph Napoleon nur mit Hülfe franzöfiiher Bajonnete König 
geworden; er hatte fi zwar durch eine aufgebrungene VBerfaffung eine Art legaler 
Geltung verfchafft; aber die Mehrheit ver Nation ftieß ihn zurüd. Nebenbei 
berrfchte je nad den Umftänden und in dem Mafe, als fie fich zu behaupten 
vermochte, die Kriegergewalt der beiden einander feinplih befämpfenden Heere. 
Spanien war ohne gejeßlihe Negierung. Die Nation, um nicht rettungslos zu 
verkommen, griff zu dem einzigen noch übrigen Mittel: fie berief aus ihrer Mitte 
eine neue Gewalt. Die Cortes verfammelten fih zu Cadix, und fo entftand vie 
Verfaſſung des Jahres 1812. 

Diefe Verfaſſung hatte alle vie Gebrechen an ſich, welche der Zeit überhaupt 
anflebten. Sie enthielt einen Reihe unpraktifcher Theorieen, welche in feinem Lande 
weniger als in Spanien ein richtiges Berftänpnig haben konnten; fie untergrub 
vie königliche Autorität durch eingeichobene demokratiſche Träumereien. Aber abge- 
fehen von dieſen ganz augenfälligen Gebrechen, war fie in aubern fehr wejentlichen 
Punkten ein freies Erzeugniß des fpanifchen Geiftes. Sie griff, wie dies die da— 
malige Erhebung mit ſich brachte, in vie Vorzeit zurüd; jie hauchte ven verblichenen 
Formen des Staates neues Leben ein, fie gab der Monarchie, obwohl fie dieſelbe 
vielfach bejchräufte, und vielleicht gerade dadurch, eine um fo feftere und nationale 
Grundlage. Jedenfalls hatten die Cortes von Cadiz fi das unbeftreitbare Ver- 
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bienft erworben, die Unabhängigkeit der Nation und die Einheit ver Monarchie 
gerettet zum haben. Diefe Lage der Dinge erheifchte die größefte Behutfamfeit. Man 
durfte Theorie und Praris, Wefentlihes von Unweſentlichem, das altgefchichtliche 
Recht von moderner Zuthat unterfcheiden; der König mußte aber auch die gefchicht- 
lihen Erinnerungen der Nation ehren, vie Begeifterung theilen, welche fie hervor— 
gerufen, er mußte ein dankbares Herz mitzurüdbringen für die großen Opfer, 
weldhe man jo willig dargebracht. Ferdinand, den ohnehin der Glanz des Dulver- 
thums umftrahlte, hätte von den damaligen Gortes fiherlih alle wünſchbaren Er- 
mäßigungen erlangen können, wenn er die wichtigften Grundlagen ver Berfaffung 
anerkannt hätte. Aber er handelte feige und eigenmächtig zugleich. Unter dem Drude 
der Äußeren Umftände hatte er die Berfaffung von 1812 ohne allen Rüdhalt 
anerkannt, unter der Gunft des Augenblids ftürzte er fie vollftändig um. Er ent- 
würdigte die königliche Stellung wie feinen Charakter in gleich hohem Grave, 
indem er den Glauben an feine Revlichkeit und an die Wahrheit des füniglichen 
Wortes erfchütterte. 

Don Carlos hatte von Anfang am jedes konftitutionelle Zugeftändniß und 
insbefondere die Berfafjung von 1812 verworfen. Er betrachtete die Fönigliche 
Würde als unmittelbar von Gott gegeben, den königlichen Willen als unfehlbar, 
das Volk als angeftammtes Eigenthum des Negenten. Dan hat die Bebarrlichkeit 
in dieſem Auftreten, mit König Ferdinand VII. verglihen, als das Mertzeichen 
einer überlegenen Folgerichtigkeit gepriefen; man darf indeffen nicht überfeben, daß 
diefes Benehmen des Infanten Don Carlos durch feine bequemere öffentliche Stel- 
lung ſehr erleichtert wurde. Diefe machte ihn ſchon damals, ohne daß er felber es 
abnte, zum Haltpunfte für alle diejenigen, welche in kirchlichen und politiichen 
Dingen nad den Zuftänden von 1808 zurüditrebten. Einen geglieverten Zufam- 
menhang erhielt indeſſen viefe Partei erft durch die nachfolgenden Ereigniſſe. 

Der erfte Zeitabfchnitt der Reftauration wurde nicht dazu benutzt, dem fönig- 
lihen Throne mindeftens dur eine aufgeflärte Verwaltung die nöthige Feſtigkeit 
zu leihen. Man vergeudete die erfhöpften Finanzkräfte in der Fortführung des 
hoffnungslofen Krieges wider die amerifanifchen Kolonieen, ftatt auf biplomati- 
ſchem Wege aus einer frievlihen Lbſung der Streitfrage die möglichſten national- 
ökonomiſchen Bortheile zu ziehen; man ließ die unfinnige Zollgefeggebung fortbe- 
ftehen, welche die reihen Hülfsquellen des Landes zu ewigem Siechthum verur- 
theilte; man verfäumte eine planmäfige Heranbildung des verwahrlosten Volkes, 
überließ vie Leitung der Schulen der größtentheils unmiffenden Geiftlichfeit und 
ſuchte in den Tribunalen ungebundener Inquifition fein Heil. Die Willfürlichkeiten, 
denen man fich überließ, waren die natürliche Folge nicht ſowohl der muthwilligen 
Befeitigung der Berfaffung von Cadiz, als der unbedingten Verläugnung jedes 
verfaflungsmäßigen Zuftandes überhaupt. Nachdem man mit einer unpolitifchen 
Gewaltthat den Reigen eröffnet hatte, mußte man zu neuen Akten dieſer Art fort- 
ſchreiten; man zerftörte mit eigener Hand in der Nation den Sinn für ruhige 
Gntwidelung, und gewöhnte vie Kaftionen, in wiederholten Schlägen und Gewalt— 
ftreihen ihr Heil zu verfuhen. Die unheilvollen Wirkungen dieſes Zuftandes 
reihen bis in die Gegenwart herab. 

Die Erhebung auf der Infel Leon vom 1. Ianuar 1810 erfolgte; die Ver- 
fafjung von 1812 wurde gewaltiam eingeführt. Ferdinand VII. benahm ſich in 
gewohnter Weife. Er beſchwor öffentlich die neue Berfaffung, heimlich aber unter- 
ftügte er die fontrerevolutionären Schilverhebungen. Zugleich fette er fi mit dem 
Auslande in Verbindung und befchleunigte den franzöfifhen Ginbrud vom Jahre 
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1823, welcher ven fonftitutionellen Träumen ein fchnelles Ende bereitete. Während 
der König durdy die Zweideutigfeit feines Benehmens das Bertrauen aller PBar- 
teien verlor, fpielten die neuen Verwidlungen dem Infanten Don Carlos neue 
Bortheile in die Hände. Unbeugſam und ftarr wie immer hatte er der Verfaſſung 
von 1820 feine Zuftimmung verfagt. Die reaftionäre Partei betrachtete ihn von 
jegt an als ihre zuverläffigjte Stüge, und fein Benehmen erjchien auch den poli= 
tifhen Gegnern als ein ehvenwerthes, da er im Uebrigen ſich nicht weiter in bie 
Staatsangelegenheiten einmifhte. Indeſſen wurde er, deſſen Scharffinn nicht jehr 
weit reichte, das unbewußte Werkzeug der ſpaniſchen Ultras. Denn da der König, 
trog der Zernichtung der Berfaflung, im Bewußtfein feiner Partei Genüge ge- 
leiftet zu haben, und im natürlichen Streben, fi von beiden unabhängig zu er 
halten, die Ultras eben fo von fich entfernt hielt als die Konftitutionellen, fo 
fahen vie erjteren ihre Pläne mächtig durchkreuzt; das Verfahren des Königs 
dünfte ihnen ein neuer Uebergang zu dem konftitutionellen Syftem, das ficherlich 
nicht in ber Abſicht Ferdinands lag. Die Kinverlofigkeit des letztern fam hinzu; 
man betrachtete dem bomrbonishen Hausgefege gemäß Don Garlos bereits als 
fünftigen König. Einzelne überjpannte Köpfe ſchienen fogar nicht ungeneigt, felbft die 
Entthronung Ferdinands einzuleiten. Die Erhebungen von 1825 und 1827, ohne 
Willen des Don Carlos, aber doch auf feinen Namen bin unternommen, verfolgten 
ohne Zweifel dieſe Abficht. Diefelben waren zwar fchnell unterprüdt; fie ver- 
mehrten indeſſen die gegenfeitige Spannung, und bald trat ein Ereigniß ein, welches 
die innerlihe Scheidung der reaftionären und gouvernementalen Partei auch äufer- 
ih zu Tage brachte. 

Die dritte Gemahlin des Königs, Prinzeffin Joſepha von Sadjen, ftarb am 
17. Mai 1829, und Werbinand bezeigte bald Luft, zur vierten Ehe zu fchreiten. 
Wie die Sachen einmal ftanden, wurde diefe Frage, die an ſich ſchon eine öffentliche 
war, zum Gegenftande eines lebhaften Kampfes. Die Beforgnifje der Anhänger des 
Don Carlos ergingen fi in allen Möglichkeiten, auch den unwahrfcheinlichften; aber 
jelbft wenn die Ehe, was ihren geheimen Wünſchen am meiften entſprach, völlig fin- 
verios blieb, jo war mindeftens die Einwirkung auf den launifchen König durch den 
überwiegenden Einfluß einer muthmaßlih jungen Gattin erfchwert. In Don Carlos 
jelbft fing der Ehrgeiz am ſich zu regen, umd ber natürliche Wunjc des Vaters, 
den jpanifhen Thron an einen feiner Söhne zu vererben, gab den Ausjchlag. 
Man machte daher ven ernftlihen Verfuh, vie Wieververmählung des Königs zu 
bintertreiben. Umgefehrt wünjchten die perfönlihen Anhänger Ferdinands und alle 
Freunde des politiſchen Fortſchritts die Erhebung des Don Carlos zum Könige 
um jeden Preis zu verhindern. Die Frage der Wiedervermählung berührte zwar 
zunächſt nur die Spigen der Geſellſchaft; fie theilte aber bald vie königliche Familie, 
dann die Umgebungen des Hofes, endlich den Staatsrath in zwei geſchiedene 
Parteien und brachte von bier aus Spannung und Aufregung in die gefammte 
Nation. In dem nun folgenden Intriguenftüde erjchienen als Haupttheilnehmer : 
der Minifter Calomarve, ver Pater Civilo, der Günftling Iuan Grijalba, zugleid) 
Geheimfiegelbewahrer, und vie Gemahlin des Infanten Don Francisco, Luifa Carlota 
von GSicilien. 

Calomarde war jeit 1824 Minifter. Er hatte ſich von den unterften Stufen 
zu diefer Würde emporgefhwungen; aber er wußte feine nievere Herkunft weder 
durch edlen Charakter, noch durch hervorragende geiftige Eigenſchaften in Vergeſ— 
jenheit zu bringen. Ohne tiefe Kenntniffe, ohne Baterlandsliebe, ohne ftaatsmänni- 
ſchen Geift, war er nur auf Behauptung feiner Stellung bedacht, die er zu feinem 
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Bortheile ausbeütete. Um fo unerfchöpfliher war er in Anwendung ver Intrigue 
und Gelegenheitsmacerei. Der Pater Civilo theilte mit Calomarde die niebere 
Herkunft und die Umwiffenheit. Er hatte auch vie Doppelheirath Ferdinands und 
des Don Carlos mit den portugiefiihen Prinzeffinnen zu Stande gebradt und 
verbaufte viefem Umſtande feine Erhebung zum fpanifchen Granden. Galomarbe 
gegenüber erſchien er ald ein Charakter, der wenigftens eine Anfiht und, ein 
Ziel verfolgte. Er war die Seele der apoftolifchen Partei, und übte auf Don 
Carlos den unbevingteften Einfluß. Die dritte Figur, der Günſtling Grijalba, 
erhielt feine Bedeutung nur durch die eigenthümliche Vorliebe des Königs für das 
Derbe und Vollſaftige. Er war es vorzüglih, der mit wigigen Späfen manden 
ernfthaften Gedanken einzuſchmuggeln und dem König nahe zu legen verftanv. 
Ganz im Hintergrunde ftand die Prinzeſſin Luifa Carlota. Ihr war es in ächt 
weiblicher Weife zunächſt nur um Erhöhung ihrer Familie zu thun; aber fie hatte 
Entſchloſſenheit genug, für dieſen Zweck aud einen kräftigen Handſtreich auszu- 
führen. Der unentfchlojjene Infant Don Francisco ftand völlig in ihrer Gewalt. 

Als vie Vermählung des Königs in dem Staatsrathe zur Sprade kam, 
boten Pater Givilo und feine Anhänger ihren ganzen Einfluß auf, um ven König 
von feinem Vorhaben abwendig zu machen. Der Gegenftand war ſehr beikler 
Natur; gleihwohl äußerte man fid mit ziemlicher Offenheit, jo weit es nur 
immer die Würde des Königs geftattete. Aber vie Prinzeffin Yuifa Carlota hatte 
durch die Ueberreihung des Bilpniffes ihrer ſchönen und jugendlichen Schwefter 
Maria Ehriftina pas Herz des heirathsluftigen Königs dermaßen gefirrt, und ver 
Groffiegelbewahrer Orijalba fo trefflih nachgeholfen, daß die ohnehin ziemlich 
eigenfüchtigen Gegenbeftrebungen vie Luft des Königs nur um fo lebhafter anfachten. 
Ferdinand VII. bat fonah um die Hand der Neapolitanerin; ihr Bater, ver König 
Franz, war bald zur Einwilligung bewogen. Am 11. December 1829 wurde fie 
dem Könige als Gattin angetraut. 

Die Erſcheinung der jungen Königin bewirkte eine förmliche Revolution. 
Schon ihr Zug von Barcelona nah Madrid gli einem ununterbrochenen Feſte; 
fie wurde von dem Volke mit Jubel begrüßt, von dem Könige mit der zuvorfom- 
mendften Dingebung empfangen. Der Hof felbft erhielt bald ein ganz verändertes 
Ausjehen. Ein glänzendes Hoffeft flug das andere aus dem Felde; Tänze, 
Bälle, Mastenfpiele folgten fih unaufhörlih, und der anmuthige Leichtfinn, mit 
dem bie Königin voranging, warf bald die altkaftilifche Steifheit über den Haufen. 
Das Beifpiel wirkte eleftriih auf alle Schichten der Gefellichaft, und zulegt war 
ganz Madrid in einen Strudel von Vergnügungen hineingezogen. Die büftere 
Einförmigfeit der fpanifhen Hofetikette wich) dem holden Yäceln einer neuen 
Sonne und mit ihr die bigotte Schen der Madriver Bevölkerung. Diefe Wendung 
der Dinge hatte eine viel ernftere Seite, als man auf den erften Blid vermuthen 
follte. Durch die Yuden, welche die Vergnügungsſucht der zwar höchſt leichtfinnigen, 
aber für ihre eigenen Zwede immer eifrig beforgten Königin geöffnet hatte, ftahlen 
fi bereit wieder politiſche Ideen ein, jo weit ab biefe aud dem Sinne der 
muntern Italienerin liegen mochten. Aengſtliche Priefter hatten bald herausgefunden, 
daß Maria Chriftina auch noch andere Dinge als Bälle, Soireen und Koncerte 
mit leichtfertigem Uebermutbhe zu behandeln vermöge. Konnte doch jchon der erfte 
Anhaud einer neuen Zerftrenung alle Inbrunft ihres Gebet, ihre Andacht, ihre 
Buße ſpurlos zerftäuben und verwehen. Sollte dieſe Yrivolität, fo fragten vie 
Gegner, fih nicht auch einmal an den Stützen unferer Monardie verfuchen ? 
Könnte diefer ewig ſprudelnde Duell nedifhen Muthwillens mit der kirchlichen 
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Strenge niht auch das bürgerliche Gewiffen hinwegſchwemmen? Furcht und Angft 
—— bereits an Geſpenſtern, von denen Maria Chriſtina ſelbſt kaum eine 
hnung haben mochte. Don Carlos und ſeine Anhänger witterten die Dünſte, 
die am fernen Horizonte heraufſtiegen; bedenklich und mißtrauiſch thaten ſie ſich 
enger zuſammen. Damals bildete ſich jene Partei, die fortan den Namen der 
Carliſten erhielt. 

Es war der Königin vorbehalten, den Stoff der ſeltſamſten Verwichlung noch 
in das Unendliche zu vermehren. Was vie Einen fürchteten, die Andern erhofften, 
Wenige im Ernfte erwarteten, gefhah: die Königin wurden guter Hoffnung. Nun 
entftand die Frage, wird fie einen Prinzen, wirb fie eine Prinzeffin gebären ? 
Die legtere war nad dem ſaliſchen Gefege, welches durch vie Thronbefteigung 
Philipps V. auch das Hausgejeg der fpanifchen Bourbonen geworben war, von 
der Thronfolge ausgeſchloſſen. Aber mochte das eine oder das andere geſchehen, 
Maria Chriftina und ihr mütterliher Ehrgeiz wünſchte einer Prinzeffin fo gut als 
einem Prinzen die Thronfolge zu fihern. Die väterlichen Gefühle neigten ſich 
bald auf viefelbe Seite. Man durfte aber vie Entſcheidung hierüber nicht dem 
Zufalle überlaſſen, und mußte die Frage noch vor der Niederkunft ver Königin 
zu löſen ſuchen. So hatten ſich denn die blumigen Frendenfefte, in denen man 
geihwärmt, im eine fehr troden ftaatsrechtlihe Aufgabe umgewandelt, die um fo 
gefahrdrohender ausſah, als ihre Erlerigung durch nichts vorbereitet war. 

Jetzt auf einmal zeigten ſich die mißliebigen Folgen des reaftionären Feuer- 
eiferd, womit die Verfaſſung von 1812 in Baufh und Bogen, ohne jedweden 
Vorbehalt, über Bord geworfen worden war. Diefjelbe hatte namentlich in Betreff 
der Erbfolge die alten Uebungen der Monarchie wieder bergeftellt, wonach in Er- 
manglung von Söhnen aud die Töchter ven Thron befteigen follten. Aber viefe 
Berfafiung, welche eine den Wünſchen des Königs fo vollftändig entjprechende 
Beftimmung enthielt, war durch den Willen vefjelben Königs zernichtet. Eines 
würdigen Entſchluſſes nad wie vor unfähig, fann man auf einen neuen Alt ver 
Willkür. Die Handlanger des Königs zeigten ſich bierzu bereit. 

Unter den vergilbten Aktenftüden des föniglihen Ardivs fand fi ein Pro- 
tofoll (expediente) aus dem Jahre 1789. Der vamalige König Karl IV. hatte 
die Cortes por Ejtamentos zufammenberufen, und durch diejelben einige Vorlagen 
genehmigen laſſen. Bei viefer Gelegenheit forderte er, von Nebenabfichten geleitet, 
deren Erörterung nicht bieher gehört, am 23. September 1789 vie Aufhebung des 
faliihen Geſetzes, und erlangte fie. Jedoch behielten fi einige Abgeordnete aus 
den Provinzen die Verſtändigung mit ihren Vollmachtgebern vor, und bis dahin 
follte die Verkündigung des Gefeges verfhoben bleiben. Jene Verftändigung hatte 
niemals ftatt; die königliche Promulgation erfolgte eben jo wenig und die ganze 
Sache gerieth in Bergefienheit. Auf dieſes längft verjchollene Aktenftüf fam man 
zu Anfang des Jahres 1830 zurüd. So dürftig diefer Nothbehelf war, jo hatte 
man doch mindeftens das Nachbild einer gejeglihen Form, welche ausreihte, um 
aus der Klemme des Augenblids zu helfen. Grijalba war ver erfte, der die deß— 
fallfigen Unterhandlungen mit dem Könige pflog und deſſen anfängliche Zweifel zu 
bannen verftand. Galomarbe zögerte; er erhob Schwierigkeiten, die feineswegs aus 
der Stärke feiner Ueberzeugung, ſondern aus der Furdt vor Don Carlos und 
feinem mächtigen Anhange bervorgingen. Denn er durfte des ganzen Haſſes dieſes 
legtern gewiß fein, wenn er in das Anfinnen des Königs willigte, und fonnte 
nicht minder auf königliche Ungnade fammt Verbannung und vielleiht nod Stär- 
feres rechnen, wenn er wiberftrebte. Zulegt überwog der Anblid der nächſten 
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Gefahr. Der König befahl mit voller Entjchienenheit, und Calomarde gehordte. 
So fam es zur pragmatifchen Sanftion (pragmatica sancion) vom 29. März 
1830. Das Protofoll von 1789 wurde feierlich als Staatsgejeß verfündigt. Das 
königliche Dekret, durch welches dieſes geſchah, war nicht ohne Feinheit abgefaßt. 
Ferdinand VII. ftellte das Erpeviente voran und übernahm nur die Promulgation, 
als ob es fih um die Ausführung eines kaum erft erlaffenen Gejeges handle. 

Die Verkündigung der pragmatifhen Sanktion jegte die ganze reaftionäre 
und ultramontane Partei in fieberhafte Bewegung. Democh unterließ fie jede 
öffentliche Kundgebung; Don Carlos felber wagte nicht einmal eine Verwahrung 
gegen ein Aftenftüf, das dem Angriffe fo viele Blößen darbot. Dies war ein 
falihes Benehmen, aber ganz dem engen Gefichtsfreife angemefjen, von dem aus 
der Infant von jeher feine Tage zu beurtheilen pflegte. Mit vollem Rechte konnte 
gegen die pragmatifche Sanftion vom 29. März 1830 eingewenbet werben, daß 
fie aller geſetzlichen Grundlage ermangle. Die ſaliſche Erbfolge war von Philipp V. 
duch das fegenannte Auto-acordado von 1713 eingeführt worden, und bie 
Eortes por Eftamentos hatten diefelbe fanktionirt. Mochten dieſe legtern auch nur 
das Schattenbild von dem fein, was man unter einer nationalen Berfammlung 
versteht — immerhin waren fie in legaler Form zufammengetreten und bie Nation 
hatte ihren Beſchluß ftillfhmweigend genehmigt. Das Erpebiente von 1789 war 
von denſelben Cortes por Eftamentos ausgegangen, die feine Keringere und feine 
größere Gültigkeit hatten als diejenigen von 1718, aber ihrer Schlußnahme fehlte 
die gefeglihe Promulgation. Die Verfaſſung von 1812 war mit Füßen getreten. 
Wollte man fohin der pragmatiichen Sanktion unantaftbare Gültigkeit verſchaffen, 
jo beburfte es der Einberufung neuer Cortes. Glaubte aber Ferdinand VII. dieſe 
umgeben zu müſſen, fo bewegten fich feine Befugniffe nur auf vem Boden bes 
bourbonifhen Hausgefeges, und er war fomit an die Zuftimmung ſämmtlicher 
Agnaten gebunden. Hier begann zugleich das unbeftreitbare Recht des Don Carlos, 
gegen die pragmatiiche Sanktion Einfprache zu erheben. Er konnte dies nur mit 
Nachhaltigkeit thun, wenn er feine Sache zur Sache der Nation machte, er ſprach 
aber nur von dem mit ihm gebornen Rechte. So bewegten ſich denn beide, König 
Ferdinand und fein Bruder, auf gleich faljcher Bahn. Iener wagte nicht, die 
Gortes einzuberufen, weil dieſer Schritt die Einführung einer Berfaffung in fich 
gejhloffen hätte, von der man nichts wiffen wollte, und auch Don Carlos berief 
fi) nicht auf Ddiefelben, weil er den Haß feines königlichen Bruders gegen jede 
Verfaffung vollkommen theilte und weil er, nad) dem ganzen Gange der Dinge, 
eines unginftigen Entfcheides gewiß fein durfte. Beide Parteien hofften mit einigen 
Fechterſtößen ihre Sache zu Ende zu bringen. 

So ftanden die Dinge, ald die Inlitage über Frankreich hereinbraden. Ihre 
Wirkung auf Spanien war feine befonvders auffallende, doc fingen fie an, ber 
öffentlihen Stimmung des Yandes eine veränderte Richtung zu geben, als bie 
Königin Maria Chriſtina am 1. Oftober 1830 einer Tochter genaf. 

Die franzöfifhe Umwälzung wedte in Spanien die Beforgniffe der Einen, 
die Hoffnungen der Andern. Die konftitutionelle Partei, von dem raſchen Erfolge 
derſelben irregeleitet, hoffte durch ein frifches Wagnif den Boden wieder zu ge- 
winnen, den fie feit 1823 fo gänzlich verloren hatte; allein fie überſah, daß in 
Frankreich feit 15 Jahren eine Verfaffung eingeführt war, melde ver öffentlichen 
Meinung zum Haltpunkte gedient hatte, und daß die vermöge berfelben verfam- 
melten und berechtigten Vertreter der Nation einen organifchen Mittelpunkt bildeten, 
von dem aus die ganze Bewegung mit ficherer Hand hatte geleitet werben fünnen. 
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Alles diefes fehlte in Spanien vollftändig. Weil vie öffentlichen Zuſtände einmal 
auf Willkür und Gewaltftreiche gegründet waren, jo glaubten die Faftionen ftets 
zu biefen Mitteln greifen zu müſſen, bie einen zum Angriffe, die andern zur 
Abwehr. Schon gegen Enve des Jahres 1830 machte Mina von den Pyrenäen 
her einen Einbruch; kräftiger trat Torrijo im Jahre 1831 in Malaga auf; 
andere Bewegungen erfolgten in anderen Gegenden. Aber die Mafje der Nation, 
dur frühere Erfahrungen gewigigt, verhielt fich gleichgültig; jene Verſuche wurden 
von den königlichen Heerführern Moreno, Duefada u. a. ſchnell und kräftig, 
nicht ohne empörende Grauſamkeit, unterbrüdt. In dem argmöhnifhen Gemüt 
Ferdinands VII. riefen die aufrühreriſchen Berfuhe alte Neigungen hervor; vie 
gemeinfame Furcht vor dem gemeinfchaftlihen Feinde bewirkte jogar eine vorüber: 
gehende Annäherung zwifchen der gouvernementalen und karliſtiſchen Partei. Der 
ohnehin durch feine Gichtanfälle körperlich geſchwächte König öffnete den Ein— 
gebungen der Apoftolifchen wieder fein Ohr, obſchon vie Geburt einer zweiten Brin- 
zefftn (am 30. Januar 1832) ihn noch enger an die pragmatifche Sanftion hätte 
binden follen. War dieſe das natürliche Kind einer Palaftintrigue gewejen, fo 
bofften die Apoftolifchen eben deßwegen fie auf gleiche Weife wieder aus dem Ge- 
häge hinauszumerfen. 

Im September 1832 unternahm der Hof eine Reife nah San Ildefonſo. 
Kaum dafelbft angelommen, erlitt der König einen Gichtanfall von ungewöhnlicher 
Heftigkeit. Er ſank in einen Zuftand von Erftarrung; feine Umgebung glaubte, 
daß er geftorben fei. Die Nachricht von feinem Tode verbreitete fi in Madrid 
und gelangte durch ven Telegraphen felbft nah Paris. Die Diplomatie, bie 
Faktionen, das gefammte Publikum geriethen. in Bewegung. Aber währenn man 
fhon vie Leichenfeier vorbereitete, erwachte der König wieder. Doch blieb eine 
förperlihe Schwäche zurüd, welde feine Willen lähmte, das Gemüth verbüfterte. 
Diefen Umſtand benugten vie Farliftiihen Umgebungen auf das trefflichite, Sie 
ließen den Fürften nicht mehr aus den Augen und erfüllten feine Einbildungskraft 
mit den Schreden der Zukunft. Da er die Königin Maria Chriftina während ver 
Dauer feiner Krankheit zur Regentin ernannt hatte, jo wurden ihm vor Allem 
die bevenklichen Folgen vor Augen geftellt, wenn die Königin, als Ausländerin, 
während der Minderjährigkeit eines ſchwachen Kindes vie Regentfchaft zu führen 
babe. Man unterließ nicht, die Stärke diefer Gründe mit dem Hinblide auf vie 
unansbleiblihen Umtriebe der revolutionären Partei zu unterſtützen. Galomarve, 
ftets von den Umftänden beberrfcht, wurde ſchwankend; ſelbſt Grijalba neigte ſich 
auf die andere Seite. Es gelang, das Gemüth des franfen Königs zu betäuben, 
felbft die Feftigkeit der Königin zu erfehättern. Als aud der Berfuh, ven Don 
Carlos durch das Anerbieten der Mitregentfhaft zu gewinnen, fehlgeichlagen war, 
zeigte fih der König zu fürmlihem Wiverrufe bereit. In einem von Galomarde 
entworfenen Defrete vom 21. September 1832 erklärte er, daß er die pragmatiſche 
Sanktion förmlich widerrufe. 

Aber ver Sieg der karliftifhen Partei war von furzer Dauer. Die Prinzeffin 
Luifa Carlota befand ſich mit ihrer Familie gerade in Sevilla, als fie durch einen 
Kurier die Nahriht von den Vorgängen in San Ildefonſo erhielt. Raſch eilte 
fie an den Hof und legte in 40 Stunden einen Weg von 120 jpanifchen Meilen 
zuräd. Alsbald veränderte fi die Scene. Die Prinzeffin wirkte mit ſolcher Ge- 
wandtheit auf das Gemüth des Königs, fie wußte in ihm das bittere Gefühl, 
durch falſche BVorfpiegelungen zu einer fchiefen Mafregel hingedrängt worden zu 
fein, mit folcher Lebendigkeit hervorzurufen, daß jein voller Zorn ſich gegen bie 
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bisherigen Rathgeber wendete. Kaum 10 Tage nad gefchehenem Wivderrufe war 
derſelbe bereit8 wieder abgethan. Galomarde wanderte in die Verbannung. Schon 
am 1. Dftober wurde Zéa Bermudez, damals Gejandter in London, in das Mini- 
fterium berufen, und am 6. Oktober ihm vie Leitung der öffentlichen Angelegen- 
heiten übertragen. Die Partei des Don Carlos war von neuem aus dem Felde 
gefhlagen, ver Sieg der Königin vollftändig. Bon dem richtigen Gefühle geleitet, 
daß die Sade ihrer Tochter Iſabella ohne ven Beifall ver öffentlihen Meinung 
nicht durchzuführen fei, ermirkte die Königin am 15. Oftober 1832 eine ausge: 
dehnte Amneftie, deren Grundſätze noch weitere verfühnlihe Schritte vorausfehen 
ließen. Bedeutende Reformen im Staatswefen ſchloſſen ſich dieſer Mafregel an, 

In diefe Bewegung bradte Zéa Bermudez, der am 1. November 1832 fein 
Ant antrat, bedeutende Abkühlung. Er gehörte zu den Männern, welde mit recht— 
lihem Gradſinne der Unbedingtheit der königlichen Gewalt, wenn ſchon in frei- 
finniger Richtung, huldigten, ohne zu bevenfen, daß eine ſolche Regierung nur in 
gewiſſen Zeiten und unter gewifjen Umſtänden burdzuführen ift. Sollte fie in 
Spanien zur Möglichleit werden, jo durfte vor allem die königliche Familie nicht 
in fi jelbft gejpalten, nicht von Yaltionen beherrſcht fein, die ganz außerhalb 
des Thrones ihre Wurzeln hatten. Ueberdem widerſprach das Syſtem des neuen 
Minifterd der ganzen Richtung der Zeit. Zen Bermudez überjah, daß auch ver 
beftgemeinte Abfolutismus Formen enthält, welche unfere gejellihaftlihen Zuftände 
nicht mehr vertragen. Für die damaligen ſpaniſchen Berhältniffe taugte fein Ber- 
fahren am allerwenigften. Zéa Bermudez wollte zugleich die Partei des Don 
Carlos zernihten und den Ffonftitutionellen Geift beſchwören. Damit genügte er 
nad) feiner Seite, und das Gebäude, das er aufzurichten gedachte, ſchwebte hal- 
tungslos in freier Luft. 

Erft am 31. December 1832, alſo mehr als 3 Monate nady den Scenen 
von La Oranja, fand die officiele Zurüdnahme des dem Könige abgepreßten 
Widerrufes ftatt. Die Furdt vor den Umtrieben der Garliften, die fi durch 
mehrfache Aufläufe bemerflih machten, hatte diefe Zögerung veranlaft. Da die 
Gährung fortvauerte, jo mußte mit Vorſicht vorgefchritten werden. Don Carlos 
jelbft nahm zwar an den Unruhen feinen unmittelbaren Antheil, aber er ließ fie 
doch rubig gejchehen, und fo lange Zéea Bermudez die Autorität der pragmatiſchen 
Sanktion mit blos gouvernementalen Mitteln aufrecht zu erhalten fuchte, war bie 
Anwefenheit des Infanten eine fortvauernd drohende Gefahr. Der Minifter juchte 
fi feiner daher zu entledigen, umd that dies mit großer Gewandtheit. Indem er 
zunäcft die Umgebungen des Don Carlos, wie die Prinzeffin von Beira und 
Andere, mit der Aufforderung überrafchte, die Nechte der Königin Iſabella und 
die fünftige Regentfchaft der Königin-Mutter anzuerkennen, rief er eine Oppofition 
hervor, welche dem Minifter eine willtommene Gelegenheit varbot, mit dem Befehle 
der Ausweifung einzufchreiten. So blieb dem Don Carlos nichts übrig, als dem 
gegebenen Beifpiele zu folgen. Am 13. März 1833 reiste er mit Erlaubniß des 
Königs nah Portugal ab. Hatte er ſchon die pragmatifche Sanktion völlig ge- 
danfenlos hingenommen, jo konnte die Halb polizeiliche Weiſe, in der er fi 
zum Lande hinausbefördern ließ, feine Stellung ver Nation gegenüber nur ver- 
ſchlimmern. 

Schon am 7. April 1833 ordnete ein königliches Dekret die Zufammen- 
berufung der Cortes por Estamentos an, zu dem ganz befonderen Zwede, durch 
fie die Rechte Ifabellens als Prinzeffin von Afturien und Fünftige Thronfolgerin 
janktioniven zu laffen. Ferdinand Ind durch künigliches Handfchreiben feinen er- 
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lauten Bruder zur Theilnahme an der bevorftehenven Feier ein, und nun erft 
antwortete Don Carlos unterm 29. April 1833, von dem Palafte von Ramalhao 
bei Fiffabon ans, mit einem Proteft gegen vie pragmatifche Sanftion und alle 
daraus hergeleiteten Handlungen. Ohne ſich hierdurch irren zu laſſen, vollzog 
man am 22. Juni 1833 die feierlichleit ver Jura oder Landeshuldigung mit 
großem Pompe. Eine Disfuffion hatte nicht ftatt. Nachdem vie Eidesformel ver- 
lefen war, erhob ſich die Berfammlung, rief: „Alfo gefhehe es!" und gieng aus- 
einander. Die Gutheifung viefer Cortes por Estamentos, welde die ganz ver- 
änderten gejellfchaftlihen Gliederungen der Neuzeit nit von Ferne repräfentirten, 
hatte für die Aufrehthaltung der Rechte Iſabellens keinen wahrhaft innern Werth; 
aber ihre Zufammenberufung beweist, daß der fpanifche Abfolutismus menigftens 
des Sceines der Beftätigung durch das Volk nicht entbehren konnte. 

Am 29. September 1833 ſchloß Ferdinand die Augen; noh an bemfelben 
Tage kündigte ſich Chriftine als Königin-Regentin im Namen Ifabellens II. an, 
und am 4. Oktober wurde das Teftament Ferdinands vom 10. Juni 1830, weldyes 
fie hierzu ernannte, durch Fönigliches Dekret verfündigt. Diefe Ereigniffe und Staats- 
bandlungen waren für die Garliften eben fo viele Felvzeichen zu gewaltfamem 
Ausbruche. Durch ganz Spanien bin, am meiften jedoch in den nördlichen Gegenden, 
erfolgte ihre Scilverhebungen. Sie wurden, da fie vereinzelt waren, an ben 
meiften Orten fchnell unterdrückt. Die größte Gefahr drohte von den portugie- 
ſiſchen Grenzen ber, woſelbſt fi unter dem Schute des damals noch herrſchenden 
Don Miguel carliftiihe Banden in bedeutender Maffe zu ordnen anfiengen. Aber 
das fräftige Auftreten Rodils, der in der Mitte Aprils 1834 in der ganzen Linie 
von Ciudad Rodrigo bis Badajoz die portugieflfhe Grenze Üüberfchritt, fowie ver 
bald nachfolgende Duadrupelvertrag von London vom 22. April 1834 bereiteten 
den carliftifhen Unternehmungen ein balviges Ente. Das Fehlſchlagen derſelben 
wurde noch durch die Kapitulation von Evora vom 26. Mai 1834 beſchleunigt, 
welche den Sturz Don Migueld entfhien und auch Don Carlos nöthigte, Por: 
tugal zu verlaffen. Er fchiffte fih am 1. Brahmonat 1834 in Alden Gallega 
ein und betrat, nachdem er am 13. vor Spithead angelangt war, am 18. ben 
englifhen Boden. Bon Portsmouth eilte er bald nad ran raftete aber auch 
bier nur kurze Zeit, weil ihn fein Entfchluß, fi nad dem bastifhen Lande zu 
begeben, unruhig weiter trieb. Nur mit einem einzigen Begleiter, dem Baron be 
108 Balles, verließ er am 1. Heumonat London. Beide waren verkleidet, mit 
Päffen verfehen, die auf zwei Koloniften aus Trinidad für die Bäder von Bagndres 
lauteten. Die beiden Reifenden gelangten glüdlich über Dieppe nah Paris und 
von da über Tours und Borbeaur nad) Bayonne, von wo aus fie am 9. Juli 
bei dem Dorfe Moja die fpanifhe Grenze betraten. Am 10. Juli erreichte 
Don Carlos das in dem abgefchievenen Thale von Baftun gelegene Elicondo, 
und fünbigte ſich fofort von hier aus dem fpanifchen Volke ala rechtmäßigen 
Regenten an. 

Aber noch bevor Don Carlos an der Spitze feines Heeres erſchien, hatten 
die Angelegenheiten im Innern des Königreiches eine folgenſchwere Wendung ge 
nommen. Es war in ver rafchen Folge der Begebenheiten far geworben, daß das 
Berfahren von Zéa Bermudez ein unhaltbares fei, und fhon am 16. Januar 1834 
hatte Martinez de la Rofa ein neues Kabinet gebildet. Nach einer Reihe abmini- 
ftrativer Reformen erfolgte, faft gleichzeitig mit der Unternehmung Rodils gegen 
Portugal, am 15. April 1834, die Verkündigung des Estatuto real. Diefe Ver— 
faffung wäre 20 Jahre früher eine wahre Wohlthat gewefen und hätte aud) jet 
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nod den politifchen Bebürfniffen genügen können, wenn fie nicht ſchon ven Anfang 
an gleichfam zwifchen zwei euer geftellt gewefen wäre. Wie das Estatuto real 
durch pas feindliche Auftreten des Don Carlos hervorgerufen worden war, fo be- 
förderte das fpätere Verhalten feiner Partei, ſelbſt ihr theilmeife fiegreiches Vor— 
fhreiten, alle vie gemaltfamen Ueberftürzungen, welche die politiihe Entwidlung 
Spaniens in den folgenden Jahren bezeichnen. Don Carlos brachte durch das ein- 
fürmige, unfruchtbare, buchſtäbliche Feſthalten an feinem vermeintlichen Rechte bie 
Elemente zur Scheidung. Dies allein fheint fein gefhihtliher Beruf; 
denn feine perfönliche Angelegenheit war innerlich verloren, ehe fie auch äußerlich 
auf blutigen Schladhtfelvdern zu Grabe getragen wurde. 

Wir übergehen die Einzelheiten des fünfjährigen Bürgerkrieges auf der pyre- 
näifchen Halbinfel, ebenfomohl weil Don Carlos dabei nur eine untergeorbnete 
Rolle fpielte, als weil fie für die ftaatsrechtliche Frage keine neuen Gefichtspunfte 
bieten. Die Siege der Earliften, die fteigende Finanznoth, das Uebergreifen des 
revolutionären Geiſtes führten nad) einander den Sturz der Minifterien Martinez 
de la Rofa, Graf Toreno und Menvizabal herbei, welche die verſchiedenen Stufen 
vom gemäßigten Konftitutionalismus bis zur abenteuerlichften Demagogie darftellten. 
Durdy die Einfegung des Minifteriums Iſturiz, am 15, Mai 1836, hoffte man 
zwar die zügellofe Bewegung zu dämmen, aber die aufgeregte Maffe, von dem 
Sergeanten Garcia geleitet, antwortete mit den Gränelfcenen von La Granja, am 
14. und 15. Yuguft 1834, welde die Verkündigung der Berfaffung von 1812 
zur Folge hatten und ven willfährigen Ealatrava an die Spige der Angelegen- 
heiten ftellten. Die einberufenen Cortes ergingen ſich inmitten der ringsum tobenden 
Bürgerfriege in theoretiichen Verhandlungen und proflamirten am 18. Juni 1837 
die revibirte Verfafjung von 1812. Während veffen machten die Carliften immer 
größere Kortfchritte; ihr Anführer Zariategui gelangte nach der Befegung von San 
Ildefonfo mit feinen Vorpoſten bis vor Madrid und warb erft durch Efpartero’s 
meifterhaften Zug zur Umkehr genöthigt. Mit viefen Greigniffen war dem Glücke 
der Garliften, aber zugleich der Revolution die Spige gebrodhen. Schon am 18. 
Auguft mußte das Minifterium Calatrava der wiedergefehrten Befonnenheit weichen, 
und Bardaji fam an die Spige des Kabinets, in welchem Efpartero vorherrſchenden 
Einfluß behielt. Der carliftiiche Aufruhr wurde in zufehends engere Grenzen zurüd- 
gewiejen; Uneinigkeit, Kabale und gegenfeitiger Haß ver Führer zerrütteten ben 
Heinen Hof des Don Carlos, und jede Ausfiht auf eine günftigere Wenbung war 
längft geſchwunden, als Maroto durd den Vertrag von Vergara, 4. September 
1839, den Untergang vollends bejchleunigte. Die Ueberrefte der Garliften waren 
bald aus allen Stellungen herausgeworfen, und Don Carlos betrat am 14. Sep— 
tember als Flüchtling den franzöfifhen Boden. 

Ludwig Philipp wies dem fpanifchen Kronprätendenten die Stadt Bourges als 
Wohnſitz an. Des Don Carlos erfte Gemahlin war ſchon im Jahre 1834 in 
England geftorben; er hatte fich hierauf im Jahre 1838 mit feiner Schwägerin, 
der Prinzeffin von Beira, vermählt. Beide beftärften ſich gegenfeitig in ber Un- 
veränberlichleit ihrer legitimen Anfprühe, und bewahrten auf der engen Schau: 
bühne von Bourges die fteife Etikette des alten fpanifchen Hofes. Selbft die Hoff- 
nungen auf den endlichen Sieg ver legitimen Sache entzündeten fi) um fo lebhafter, 
je weniger die Wirklichkeit der Dinge ihnen entfprah, und nur mit Mühe konnte 
Don Carlos bewogen werben, am 4. Juni 1845 feine Rechte auf feinen älteften 
Sohn, Luis Maria Fernando, Grafen von Montmolin, zu übertragen. Er jelbft 
führte feit diefer Zeit den Titel eines Grafen von Molina, erhielt im Jahre 1847 
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die Erlaubniß, nad) Oeſterreich überzufieveln, und ftarb, von der Mitwelt wenig 
mehr beachtet, am 10. März 1855 in Trieft. 

In feinen Sitten rein, vortreffliher Bater und Gatte, gab Don Carlos das 
Mufter eines edlen häuslichen Lebens. Bei font mittelmäßigen Anlagen des Geiftes 
zeichnete er ſich durch rechtlichen Sinn, durch treue Anhänglichteit an bewährte 
Freunde aus. Aber alle viefe ehrenwerthen Cigenfchaften waren für die Löſung 
der Aufgabe, zu der er fidh berufen glaubte, völlig unzureichend. Bon feinem 
Thronanfpreder der Gegenwart ift das Princip ver Pegitimität (vergl. den Art. 
Yegitimität) hohler und inhaltlofer aufgefaßt und vertheivigt worden als von ihm. 
Don Carlos ſprach von feinem göttlihen Rechte und dieſes reichte nur zu dem 
zweideutigen Auto-acordato von 1713 hinauf. Die Gegner des Don Carlos 
find in ihren Mitteln weit unredlicher gewefen als er; aber über die Köpfe beiver 
ging die Gewalt der Dinge hinaus. Wer in das Parteigetriebe des fpanifchen Hofes 
jeit 1789 einen Blick geworfen hat, der kann über die frampfhaften Zudungen, 
welche feit jener Zeit die Halbinfel durchziehen, nicht mehr erftaunen; er wird 
begreifen, warum das Land bis jest zu feiner wahrhaften Beruhigung, zu keinem 
inneren Öleihgewichte gelangen konnte. — 

Die fpanifche Literatur bietet Fein größeres, gebiegenes Werk über Don 
Garlos. Wir haben die nachfolgenden Arbeiten benugt: Baron de los Balles, 
Gejhichte des Don Carlos und des Krieges im nörbliden Spanien. Aus dem 
Engliſchen von Ungemwitter. Berlin 1835. Charles Didier, l’Espagne depuis 
1830. Premidre partie. (Revue des deux Mondes. dme série. IV. Paris 1835. 
p. 699— 734.) und vie Fortfegung (Revue des deux Mondes. 4me serie. V. 
Paris 1836, p. 294— 326.) 9. Zöpfl, die fpanifhe Succeffionsfrage. Heidel— 
berg, 1839. Blegler. 
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Graf Johann Heinrih Gafimir von Carmer ward geboren zu Kreuznach 
am 29. December 1721 und trat 1749 in den preußiſchen Staatsdienft. Er gieng 
alle Stufen vejjelben bis zu den höchſten Würden durch und erfcheint als einer 
ver bedeutendſten Staatsmänner der preußiihen Monarchie des vorigen Jahrhun- 
derts, deſſen fih König Friedrich II. von Preußen und fein Nachfolger König 
Friedrich Wilhelm II. vorzugsweife bevienten, um vie großartigen Reformen auf 
tem Gebiete des procefjualifhen und materiellen Rechts, namentlih durch Redak— 
tion der neuen, der Grundlage nad) jetzt nody geltenden Geſetzbücher, zur Aus: 
führung zu bringen, Friedrich der Große feste hier übrigens nur die desfallfigen 
Bemühungen feines Vaters Friedrich Wilhelm I. fort und machte bereits zu Anfang 
feiner Regierung durd das Organ des Minifters Freiheren Samuel v. Eocceji, 
ven jchon fein Bater für feine NReformpläne gebraucht hatte, ven Verſuch zu einer 
umfaffenden Neugejeßgebung. Gocceji wurde dur eine Konftitution vom 31. De— 
cember 1746 beauftragt: „ein deutſches allgemeines Yanprecht, welches fid; blos 
auf die Vernunft und Landesverfaſſung gründet, zu verfertigen.“ Doc blieben 
die Cocceji'ſchen Arbeiten unvollenvet und gelangten nur zum Theil in die Praris 
(Siehe ven Artifel Cocceji). Der fiebenjährige Krieg und feine Folgen unterbrachen 
dann lange Zeit die Ausführung der füniglihen Pläne. Carmerd hervorragende 
Stellung in diefer Beziehung begann mit dem Jahre 1768, in welchem er zum 
Juftizminifter für die Provinz Schlefien ernannt wurde, nachdem er ſchon früher 
bei Vereinfahung des Gejhäftsganges und Abſchaffung vieler alter Mißbräuche 
fi) als trefflih und lenntnißreich bewährt hatte, 
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Borherrfchend fuchte man num damals in Preußen vie Unvolllommenheit des 
Rechtszuſtandes in der Unzwedmäßigfeit des gerichtlichen Verfahrens mit feinem 
ſchleppenden fchriftlihen Gange und in dem Mißbrauche des Zutranens der Par: 
teien durch den befonders mißliebig geworvenen Advokatenſtand. Die Unzufrieven- 
heit des Königs mit dem Rechtsgange unter Cocceji's Nachfolgern, befonders dem 
Großkanzler v. Fürſt, verichaffte vem Entwurfe einer neuen Ordnung des Ber- 
fahrens Beifall, melden v. Garmer den 18. Auguft 1774 dem Könige einreichte, 
Der Entwurf gieng von einem Standpunkte aus, welcher nur theilmeife mit ver 
eigenen Anficht des Königs übereinftimmte. Er wie Carmer rechneten auf den Vor— 
theil, welchen es gewähre, wenn die Parteien felbft gehört würden; allein der 
König dachte an ein unmittelbares Gehör wor dem Spruchrichter ; v. Carmer wollte 
nur die Erreihung der Zwede des Verfahrens von den ſchädlichen Einwirkungen 
der Sachführung durch Advokaten unabhängig machen. Seine Vorſchläge entſprachen 
im Weſentlichen dem Verfahren, welches unter der Benennung eines judieium 
prineipis juxta solam facti veritatem ſchon vorher nicht unbefannt war, und be— 
rubte vafjelbe auf ver Protofollverhandlung vor Gerichtsfommiffionen, unter Be- 
feitigung ter an Gerichtstage gebundenen Friften und Förmlichkeiten des orbent- 
lihen Berfahrens, mit Ausſchluß der Vertretung durch Sachwalter. Allein ver 
Großtanzler v. Fürſt widerſetzte fih diefem Carmer'ſchen Plane mit Recht und 
überzeugte den König von der großen Schwierigkeit der Durchführung in einem 
Gutachten vom 10. December 1774; er wies namentlid nad, daß dadurch die 
Richter eine allzugroße Gewalt erlangen und die Proceffe viel koftfpieliger werben 
würden, Garmer ließ ſich durd das erfte Miflingen nicht abfchreden. Er erwei— 
terte fein Projeft zu einem Folianten. Ueber viefen neuen Entwurf wurde dann 
am 4. Januar 1766 im föniglihen Schloffe zu Potsdam fonferirt. Carmer wollte 
in biefem Entwurfe, um die Bejeitigung der Advokaten zu vollenden und ben 
Einwand Fürft’s, dag armer dem Nichterftande eine zu ausgedehnte Gewalt bei- 
lege, zu bejeitigen, ein neues Inftitut Schaffen, nämlid das ver fog. Alfiftenzrätbe. 
Aber die Konferenz hatte fein unmittelbares Refultat. Auch einen Entwurf Fürft’s ſetzte 
König Friedrih zur Seite und beſchied den Rammergerichtspräfidenten v. Rabeur 
zu fih, ohne aber aud mit dieſem zum Ziele zu gelangen. Erft ver bekannte 
Müller Arnolv’fhe Proceß gegen den Grafen v. Schmettau und einen Herrn 
v. Gersporf, in welchem jcheinbar das Recht ein Opfer der Form wurde, entſchied 
den Sturz des Großfanzlers v. Fürft als des hauptſächlichſten Widerſachers der 
Carmer'ſchen Vorſchläge und brachte die Reformbeftrebungen zum Durchbruch. 

Garmer wurde zum Großkanzler ernannt und durch Kabinets-Ordre vom 
14. April 1780 mit Ausführung der Juftizreform betraut, welche zuerft ſich vor- 
nämlich auf das Verfahren richtete und dabei von der Anficht ausgieng, daß bie 
richterliche Kraft hauptfählih, und unbeirrt durch Zwifchenperfonen, ver Ergrün- 
dung des Sadwverhältniffes, in ähnlicher Weife wie bei ftrafrechtlichen Unter— 
fuhungen zugewendet werden müſſe. Die Procekreform tonnte dann von Garmer 
bei feinen eigenen zahlreihen Vorarbeiten leicht und bald zum Abſchluß gebracht 
werden. Auf den Grumd ver Kabinets-Orbre vom 14. April 1780 theilte ver 
Großkanzler Earmer dem Landes-Juftiztollegium unterm 15. Auguft 1780 einen 
von Suarez entworfenen Auffag mit, welder vie Hauptgrundſätze des neu einzu— 
führenden Verfahrens varftellte und den Plan zur neuen Proceßordnung vorläufig 
entwidelte. Unterbeß wurde der dem Könige ſchon vorher eingereichte umgenrbeitete 
Entwurf den geheimen Tribunalsräthen Scherer, Könen, v. Goldbed, Heidenreich, 
Schölz, Lombreht, dem Kammergerichtspräfiventen v. Rabenr, dem geheimen Rath 
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v. Hymmen und theilweife dem geheimen Finanzrath Wlömer zur Prüfung vor- 
gelegt. Nach den Erinnerungen derfelben ließ dann Garmer eine neue Umarbeitung 
beforgen, beren erfter Theil (die Darftellung des orbentlihen Berfahrens) ver 
Großtanzler den Lanvesjuftiztollegien ſchon ven 18. December 1780 mit ver Wei- 
fung zufertigte, alle nad vem 1. Januar 1781 neu eingehenden Sachen gemäß 
deſſen Grundſätzen zu behandeln. Durch Publikationspatent vom 26. April 1781 
wurde dann die ganze Carmer'ſche Arbeit als Procefgefegbuh unter dem Titel 
publicirt : Corpus juris Friderieianum. Erſtes Bud von der Procef- 
ordnung (Berlin 1781.2 Bde. und Regifter). Leider erprobte ſich diefe Carmer'ſche 
Procepgefeßgebung nicht in der Praris; armer felbft fuchte fie noch zu verbef- 
fern, aber e8 gelang ihm wenig. Schen den 7. März 1783 eröffnete ver Groß- 
fanzler den Gerichten, daß binnen Kurzem eine neue Auflage erforberlid fein 
werde und forderte zur Einfendung von Bemerkungen und Zufägen nad) den ges 
machten Erfahrungen auf. Doch zog ſich dies noch längere Zeit, bis zum Jahre 
1793 hin, Inzwiſchen erfolgten einige Erläuterungen, namentlih um den Parteien 
eine größere Freiheit in der Annahme von Sahmwaltern und bei Auswahl der— 
felben einzuräumen. In einem Berichte an den König Friedrich Wilhelm II. vom 
6. Juni 1793 fuchte Carmer die Genehmigung zu einer neuen revidirten Auflage 
der Proceßordnung nad und bie Kabinets-Ordre vom 6. Juli 1793 genehmigte 
dies, ja verfügte ven Worten nad) bereits vie Publikation ver revidirten Auflage. 
Diefe war aber zu jener Zeit in der That noch gar nicht vorhanden. Anftatt 
einer folden veranftaltete ver Großfanzler vielmehr eine vollftändige, in 3 Theilen 
beftebende Umarbeitung mit mwejentliden Inhaltsverfchiedenheiten, welde unter 
dem Namen: allgemeine Gerihtsorpnung für die preußifchen Staaten, 
abtheilungsweife im Verlaufe zweier Jahre erfchien und der die angeführte könig— 
lihe Ordre als Publifationspatent unverändert vorgefegt wurde. 

Gleichzeitig mit dem Corpus juris Friderieianum und zur Ergänzung wurbe 
durh armer vie allgemeine Depofital-Orpnung für die Ober- und Unter- 
Gerichte der ſämmtlichen königlihen Yande vom 15. September 1783, jowie eine 
allgemeine Hypothefen- Ordnung vom 20. September 1783 ausgearbeitet 
und publicirt, welde beide in der Praris als binlänglih brauchbar ſich erwieſen 
und wefentlic jet noch gelten. 

Umfaffendere Vorarbeiten unternahm Garmer fir die Reform des materiellen 
Rechts. Die Kabinets-Orpre vom 14. April 1780 hatte ihm die Grundzüge bes 
neuen Geſetzbuches ſcharf vorgezeichnet. „Ihr müßt, fagte darin der König Fried— 
rich II., unvorzüglid dahin fehen, daß alle Gefege für unfere Staaten und 
Unterthanen in ihrer eigenen Sprache abgefaht, genau beftimmt und vollftändig 
gefammelt werben u. f. w. Weilen aber das Corpus juris vom Kaifer Juftinian 
als das ſubſidiariſche Geſetzbuch faft aller europäifchen Staaten von vielen Jahr: 
hunderten ber auch bei uns angenommen ift, fo kann dieſes aud künftig micht 
ganz auffer Acht gelaffen werben. Inzwifhen muß nur das Wefentliche mit dem 
Naturgefeg und der heutigen Berfaffung Uebereinftimmende aus demſelben ab- 
ftrahirt, das Unnütze mwegaelaflen, Meine eigenen Landesgeſetze am gehörigen Orte 
eingefhaltet und jolchergeitalt ein fubfidiarifhes Geſetzbuch, zu welchem ber 
Richter beim Mangel von Provinzial-Gejegen refurriren fann, angefertigt werben.” 
Die fernere praktiſche Gültigkeit des römifchen und überhaupt des gemeinen beut- 
ſchen Rechts für vie preußifchen Lande follte aber durch das neue Geſetzbuch gänz- 
li aufgehoben werben. 

Zu Gehülfen für die erfte Ausarbeitung erhielt Carmer auf feinen Vorſchlag 
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den Dberamtsrath der Regierung zu Breslau, Suarez, den ſchleſiſchen General- 
fisfal Pachaly, ven Kammergerichtsrath Baumgarten und, doch nur auf kurze Zeit, 
einen jungen Dr. jur. Volkmar. Nachher wurde auch Kircheifen, Klein, Goßler 
und Grolmann hinzugezogen. Unter viefen ift Suarez derjenige, welcher in dem 
engften Bertrauen des Großkanzlers das Ganze leitete, die Hauptarbeiten felbft 
ausführte und durch feine unermüdliche Thätigfeit nebjt Carmer ver eigentliche 
Schöpfer ver neuen Gefeßgebung wurde. Carmer bewies wirklich einen ausgezeich- 
neten Taft und große Weisheit in der Auswahl diefer Männer als Gebülfen und 
Mitarbeiter bei dem großen Werte. — Eine Gejetfo mmiffion, welde durch 
das Patent vom 29. Mai 1781 errichtet wurde, erbielt nur einen. ſehr unter: 
geordneten Antheil an ver Vollendung des Gefeggebungswerkes ; Carmer fürdhtete, 
daß die Einheit und Harmonie der Arbeit gefährdet und das Ganze unnöthig in 
die Länge gezogen würde. Dagegen übergab Carmer den Entwurf des Geſetzbuches 
(6 Bände 1784 ff.) ver Deffentlichkeit und forderte unter Ausjegung von Prämien zu 
kritiſchen Beurtheilungen auf. Auch wurde der Entwurf noch befonders an berühmte 
Rechtögelehrte ver Zeit, wie Darjes, v. Salchow, Pütter, Nettelblapt, Höpfner, Schott, 
an den großen Kemmer des Handelsrechts den Hamburger Büſch, an ven Philojophen 
Garve ꝛc. zur Beurteilung gefandt. Zugleich warb verjelbe an die Landesjuſtiz— 
follegien zur Begutachtung und zur Berathung mit Deputationen der Stände 
und mit andern Staatsbehörden übergeben. 

Nah den eingefandten ungemein zahlreichen „Monitis* ließ Garmer burd) 
Suarez den Entwurf umarbeiten (vom Mai 1789 — Frühjahr 1791). Erft dann 
eutſchloß man ſich zur Publikation der Arbeit unter vem Titel: allgemeines 
Gefegbud für die preußifchen Staaten de publ. 20. März 1791 (2 Theile 
in 4 Bänden nebft Regifter) unter König Friedrich Wilhelm 11., denn Friedrich 
der Große hatte den Abſchluß des Werkes nicht mehr erlebt. Der Gültigfeite- 
termin des neuen Gefegbuches wurde auf den 1. Juni 1792 feftgefett, aber dann 
plöglih auf unbeftimmte Zeit fufpendirt. Die korporative Theilnahme der Stände, 
nämlich der in ven einzelnen Yandestheilen aus älteren Zeiten noch zum Theil er- 
baltenen Provinziallanpftände, an dem Zuftandefommen der Steuergefeßgebung hatte 
Carmer gefliffentlich möglichft zu umgehen verjucht, hauptjählich wohl wegen ber 
damit verbundenen großen Weitläufigkeiten. Die Stände hatten ſchon früher mehr- 
fach ihre Unzufriedenheit hierüber ausgefprodhen, und erhoben jest aufs Neue Be- 
denken gegen viele Stellen des neuen Geſetzbuches, mamentlih aus dem reife 
des Familien- und Erbrechts. Sodann wurden von manden Seiten Beventen, 
wie überhaupt gegen bie vielerlei Neuerungen in dem Geſetzbuche, jo befonbere 
im Ungefichte der franzöfifhen Revolution gegen verjchievene, in ber Einleitung 
und in den Titeln von Hoheitsrechten ausgeſprochene liberaliftiih ftaatsredht- 
lihe Säge erhoben. Kurz, der ſchleſiſche Juftigminifter v. Dantelmann nahm 
aus dieſen und andern Schwierigkeiten Anlaß zu einem Berichte an ven König 
vom 9. April 1792 mit dem Gefuhe um Aufſchub ver Gefegeskraft, und ber 
König gab dem nad in ber Kabinets-Ordre vom 18. April 1792. Das ganze 
Geſetzgebungswerk drohte in Stoden zu gerathen. Carmer und feine Freunde boten 
Alles auf, um die Bevenklichkeiten zu befeitigen und die Feinde des neuen Wertes 
aus dem Felde zu fchlagen. Erſt nad 18 Monaten gelang es Garmer, die Schwie- 
rigfeiten, welche ver Publikation entgegenftanden, mehr und mehr zu überwinden. 
Durch Kabinets-Orpre vom 17. November 1793 erfolgte die Wieveraufnahme ber 
Rechtsreform und eine neue Umarbeitung des Geſetzbuches unter Mitwirkung des 
Staatsminifterd v. Golpbed, Doch wurden aud jetzt die Stände nicht zuge- 


ECarmer. 379 


zogen. Sodann beſchränkte ſich die Reviften auf einzelne Specialien und auf 
eine Titelveränderung. Indeſſen wurde doch in der Kabinets-Ordre vom 17. No- 
vember 1793 ansgejprohen, daß das neue Gefegbud nur das enthalten folle, 
was der richterlihen Kognition unterliege (Privatreht, Strafrecht, Kirchenrecht), 
„indem alle Sätze, weldhe das Staatsredht und die Regierungsform betreffen, in- 
gleihen alle neuen aus den bisher beftandenen Gefegen nicht fliegenden und zu 
deren Beftimmung und Ergänzung nicht dienenden Borfchriften und Verordnungen“ 
zu befeitigen feien. Garmer follte in dieſem Sinne eine Schlußrevifion und Um- 
arbeitung veranftalten, mit der Weifung über alle neuen Beftimmungen mit ven 
Miniftern der Departements, und wo es nöthig fei, mit dem gejammten Staats- 
minifterium in Berbindung zu treten. Zur Ausführung dieſer königlichen Anorb- 
nungen ließ Garmer dur Suarez in fchriftlihen Vorträgen die betreffenden ab- 
zuändernden Beftimmungen erörtern. Der Juftizminifter von Goldbeck fügte feine 
jchriftlihen Erinnerungen hinzu. Nach den, auf dieſe amtlichen Vorträge bei ver 
Schlufrevifion im Staatsrathe gefaßten, von Suarez niedergefchriebenen Beſchlüſſen 
erfolgte die Berichtigung, in welder das Geſetzeswerk dem Könige im Januar und 
Februar 1794 zur Genehmigung überreicht wurde. Mit dem legten Bande über- 
reichte Garmer zugleich ein neues Publifationspatent, welches den 5. Januar 1794 
die königliche VBollziehung erhielt. Es gab dafjelbe, gemäß ver ſchon in der Rabinets- 
Ordre vom 17. November 1793 getroffenen Wahl, dem Geſetzbuche ven Titel: 
allgemeines Landrecht für die preußifhen Staaten, und beftimmte den An- 
fang der Gefegestraft auf ven 1. Juni 1794. 

So war denn envlih nah vierzehnjähriger Thätigfeit die Reform des 
materiellen Rechts dem Großkanzler Carmer gelungen, und fürwahr das Allge— 
meine Landrecht, diefe Carmer'ſche Schöpfung, ift von epochemachender Bedeutung 
für die europätfche Nechtsgefchichte zu nennen. Seit Juftinian war es ber erfte 
Verſuch zu einer umfaſſenden Rechtsgeſetzgebung und eben als erfter Verſuch will 
es mit Billigfeit beurtheilt werben, aber felbft gegenüber ven beiden fpäteren 
Arbeiten der Art, vem franzöfiihen Code und dem öÖfterreihifchen Ge- 
ſetzbuche, hat es trotzdem, daß dieſe die preußifche Arbeit benugen konnten, noch 
manche Vorzüge. Die Mängel des Landrechts fallen am wenigften Garmer und 
feinen Mitarbeitern zur Laſt; dieſe ftanden vielmehr in jeder Beziehung auf der 
Höhe der Wiſſenſchaft umd des Lebens ihrer Zeit, fo daß fie ein Werk zu Stande 
brachten, welches entjchieven als ver vollendete und vollfommenfte Ausprud der 
damaligen Zeit und insbefondere des damaligen Preußens betrachtet werben darf. 
Aber freilich, vie deutſche Rechtswiſſenſchaft jener Zeit war gerade in einer gewiſſen 
Stagnation begriffen und konnte den Reformatoren des preußiichen Rechts feine 
jehr bedeutende Stüte gewähren. Das römiſche Recht wurbe in einer feichten, 
unfritifhen, unhiſtoriſchen Weife von der damaligen Wiſſenſchaft bearbeitet ; man 
erwäge, daß bie großartigen Forſchungen der hiſtoriſchen Schule erft in die Zeit 
nad dem Landrechte fallen. Namentlih lag aber die Wiffenfhaft des veutfchen 
Privatrehts noch in den erften ſchwächlichen Verſuchen der Kindheit barnieber ; 
felbft Runde war damals noch nicht zur Geltung gekommen. Das Naturrecht vol- 
lends, welches man, und zwar bei ver Unvollkommenheit der pofitiven Rechts— 
wiſſenſchaft mit einem um fo größeren Rechte, befonvers als Hülfsmittel zur Erni- 
rung ber oberften leitenden Grundſätze anzuwenden ſuchte, war vor den fritifchen 
Unterfuhungen Kants in einem ſehr miflichen Stadium begriffen; es war das 
die Zeit des Abfterbens des feichten Wolff'ſchen Dogmatismus und Schematismus. 
Endlich die Gefeßgebungstunft jener Zeit war noch ziemlich roh und ungeübt. 
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So kann man es denn nicht Garmer, fondern nur feiner Zeit zum Borwurfe 
machen, daß bie leitenden Grundſätze des allgemeinen Landrechts ziemlich un— 
fiher und unbeftimmt find, obgleich e8 von einer fehr oberflächlichen Kenntnif des 
preußifchen Koder zeugt, wenn man häufig behauptet hat, verfelbe ftelle überhaupt 
feine leitende Grundſaͤtze auf, ſondern gefalle fih nur in Detailsauffpeicherungen. 
Auch die doftrinäre, fchulmeifterliche, zum Theil moralifivende Art ver Abfaffung 
lag im ganzen pebantifchen Charakter ver Zeit. Die Sucht, alle möglichen Details 
im Geſetzbuche jelbft zu beftimmen und alle einzelnen Fälle im Voraus zu ent- 
ſcheiden, wie fie im Öefetbuche fi findet, mußte nothwendig entjtehen, je mehr 
man von Seite der einfichtsvollen Redaktoren fühlte, daß die aufgeftellten Grund— 
füge doch nicht allgemein und tief genug ſeien; fie entſtand aber vorzugsweife 
aus einem gewiffen Mißtrauen vor der, damals allerbings jehr unvolllommenen 
richterlichen Kunft, jo wie aus der Tendenz, populär zu fein und das Geſetzbuch 
jo einzurichten, daß jeder Bürger auf die leichtefte Weife fih aus vemfelben über 
alle Rechtsverhältniſſe felbft belehren könne. Man fah überhaupt in ver Zeit 
Richter und Advokaten mit einer gewiffen Gehäßigkeit an und fuchte möglichft 
durch die Geſetzgebung fie zur Seite zu fchieben oder dod den Spielraum ihrer 
Thätigkeit auf das geringfte Maß zu befhränfen. Das Geſetzbuch follte die Haupt- 
aufgabe haben, vie Duelle der NRechtöftreitigfeiten möglichft zu verfchließen : eine 
Aufgabe, welche keine Gefeßgebung als ſolche erfüllen kann. 

Das Gute an dem preußifchen Geſetzbuche ift aber vorzugsweife der Thätig- 
keit des Orafen Carmer zu verdanken. Mit ausgezeichneten Kenntniffen, wie fein 
Zeitgenofje Th. W. v. Dohm in ven Denfwürdigkeiten fagt, verband Carmer die 
Ausbildung, welde nur eine in mannigfachen Öefchäften erworbene Erfahrung 
geben fann. Zugleich befah er eine unerfchütterliche Nechtfchaffenheit und ven Muth, 
ber dazu erfordert wird, um wichtige Berbefferungen auch gegen Mächtige — und 
Garmer fand mächtige Gegner feiner Pläne bei Hofe — durchzuſetzen, deren Vortheile 
durch dieſelben beeinträchtigt werden. Des kräftigen Schuges feines großen Könige 
verfihert, ſchonte Carmer keines Vorurtheils, keines Anſehens, das ihm in den 
Weg treten wollte. Doch verfuhr er zugleich immer mit einer Mugen Mäßigung 
und mit einer weifen VBorficht, welche nothwendig wird, ſobald von Veränderungen 
des geſellſchaftlichen Zuſtandes die Rede ift, welde auf die ungebilveten Klaſſen 
Bezug haben, damit nicht dieſe, aus Mifverftand oder von jchledhtventenden Men— 
ihen irregeleitet, Anfprüche und Forderungen machen, die ohne üble Folgen nicht 
abgejhlagen, ohne noch üblere nicht bewilligt werben fönnen. Und bei aller Auf- 
merkſamkeit für die öffentlihe Meinung, zu deren Wenferung er ja felbft vielfach 
aufforderte, machte fih Carmer doch nicht von ihr abhängig. So wenig Äußeres 
Anfehen und Vorrechte einzelner Perfonen und Stände ihm galten, fo heilig war 
ihm das Recht des Eigenthums und re Beſitz. Er unterſchied jorgfältig bie 
Lage deſſen, ver einen Staat ganz von Neuem einrichten fol, und deſſen, dem 
obliegt , in einem fchon beftehenvden alten Staate Verbefferungen zu machen. Er 
war immer der Meinung, es werde weit mehr Gutes durch Beſchränkung nad) 
theiliger Folgen lang beftandener und gewohnter Einrichtungen als durch deren 
gänzliche Abichaffung bewirkt. Der dem Landrecht vielfach gemachte Vorwurf eines 
rodifalen Charakters ift überhaupt nicht begründet. Allerdings ift durch ein ge— 
wiſſes abftraftes naturrechtliches Fundament in der ganzen Auffaffung von Recht 
und Staat vielerlei Abftraftes und Unpraftifhes in das Wert hineingefommen ; 
aber Carmer hat mit gefundem praktifchem Sinne noch glüdlich genug die Klippen 
umſchifft welche, die Zeitrichtung in Theorie und Prarit damals dem Gefetugeber 
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in den Weg legte. Das eigenthümliche Naturalifiren, das Berlaffen ver ftreng jurifti- 
chen, ſei e8 römifchrechtlichen, fei es beutfchrechtlichen Bafis und Technik in ven 
einzelnen NRechtöverhältniffen, wie wir dies im Landrecht finden, fol damit nicht 
geläugnet werben. Nur trifft die Schuld eben nicht Carmer, fondern fein Zeitalter. 
Er ftand nicht über feiner Zeit, aber auf ver Höhe derſelben. Was etwa Schäb- 
liches zu Tage trat, das wurde durch weiſe und bedächtige Schonung der Pro- 
vinzialredhte, wenigftens zum Theil, aufgewogen ; denn alle bisher beftandenen 
Rechtsverhältniſſe, welche als „unnachtheilig“ befunden wurden, follten in ven 
Landſtrichen, wo fie bis dahin gegolten hatten, nad Garmer’s Plane auch nod) 
ferner gelten und fuchte Carmer, freilich zumeift vergeblich, überall officielle Samm- 
lungen ver Provinzialredhte zu Stande zu bringen. 

Gigenthümlih waren die Ideen, welche er in Betreff des fünftigen Rechts— 
unterrichts auf preußifchen Univerfitäten, nah Gmanation des Landrechts, hatte, 
Garmer wollte, wie er in einer der Borreden zum erften gebrudten Entwurfe fagt, 
daß hinfüro vor allem Redtsphilofophie und univerfele Rechtsgefhichte von den 
NRechtöbefliffenen zum Vorſtudium des preußifchen Rechts in den erften Semeftern 
ftudirt werde ; ſodann ſollte in den fpätern Semeftern vorzugsweife das Landrecht 
und zwar in allen feinen Details Gegenftand von dogmatifchen, kurſoriſchen und 
praftiihen Borträgen und Uebungen jein. Das römische Recht follte dann zwar 
nicht ganz von den preußifchen Univerfitäten verbrängt werben, doch weſentlich 
nur für „Liebhaber und Ausländer” noch vorgetragen werden. Indeſſen ift Carmer 
mit diefen feinen Plänen in Betreff des Rechtsunterrichts auf preußifhen Hoch— 
ſchulen nicht durchgedrungen; es blieb vielmehr in dieſer Beziehung beim Alten, 
ja mehrere Decennien wurde gar nicht preußifches Recht auf preußifchen Univer: 
fitäten gelehrt. 

Die großen Bervienfte Carmer's fanden bei feinem Souverän die größte 
Anerkennung. König Friedrich Wilhelm II. ertheilte ihm den ſchwarzen Adlerorden 
im Jahre 1788, fowie die Freiherrnwürde im Jahre 1791 und König Friedrih Wil- 
beim III. erhob ihn 1798 in den Grafenftand. Carmer's Nachkommenſchaft blüht 
noch jest, reich begütert im zwei Linien (Hans Panzlar und Haus Rüten) in 
Schleſien. In ven legten Jahren feines Lebens zog er fi auf fein Gut Rützen 
bei Glogau zurüd und ftarb vafelbft ven 23. Mai 1801. — 

Bergl. bei. U. v. Daniels, Jahrbuch des preufifchen Privatrehts (Berlin 
1851) Thl. I. und Chriſt. W. v. Dohm, Denkwürdigkeiten Thl. I, fowie Car— 
mer, preußifcher Großkanzler. Ein biographifcher Verſuch (von deſſen Sohne). 
Breslau 1802. C. v. Kaltenborn. 
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Die franzöſiſche Revolution hat unter ihren hervorragenden Söhnen keinen 
reineren ald Garnot, ven berühmten Leiter des Kriegswefens. Er verwandte feine 
großen Gaben uneigennügig im Dienfte feines Baterlandes, und feine Fehler 
waren die eines Brutus, 

Lazare Nicolas Marg. Carnot's Jugendzeit — er ift 1753 geboren — 
fiel in das Blüthenalter der Ideen, welden ald Frucht die Staatsummälzung 
folgte. Die Freiheitsliebe zeigte fih bei dem jungen Officer als unerſchrockene 
Wahrheitsliebe in feinem Fade, dem Geniewejen; er war Hauptmann, als vie 
Wogen der Revolution ihn auf den politiihen Schauplag trugen. Man wählte 
ihn in die Legislative (1791), darauf in den Konvent (1792); er organifirte in 
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biefem Jahre Frankreichs Bertheivigungsmittel an ver fpanifhen Grenze. Das 
folgende Jahr wurde mit der Verurtheilung des Königs eröffnet; auch Carnot hat 
für Tod geftimmt. — Man benüste hierauf fein Talent bei ver mafjenhaften 
Aushebung für die Revolutionsarmeen und bei der neuen Einrichtung der letteren; 
am 14. Auguft trat er in den Wohlfahrtsausfhuf. Ausgerüftet mit der Gewalt 
diefer furdtbaren Behörde, hat er den Feldherren ihre Bahnen vorgezeichnet; ein- 
mal — bei Wattigny — hat er auch auf dem Schlachtfelde das Steuerruder felbft 
zur Hand genommen und die Armee zum Sieg geführt. So envete das Jahr 1793 
glüdlich für die Waffen der Franzoſen; denn auch am Mittelrheine fiegte ihr ver- 
eintes Wirken über die uneinigen, unbeweglichen Gegner. Im Frühjahr 1794 fehrieb 
Garnot der Nordarmee einen Weldzugsplan vor, der aus genauer Kenntniß der 
Berhältnifje hervorging und der auch fiegreih ausgeführt wurde; das Kriegsjahr 
endete jo glüdlih wie das vorige. 

Indefjen wüthete im Innern der Terrorismus; Carnot war ohne Zweifel von 
deſſen jchredlicher Nothwendigkeit zur Rettung des Baterlandes überzeugt, wenn er 
auch den Blutvurft und die Unmoralität feiner Kollegen veracdhtete, ihnen manches 
Opfer aus den Händen riß und ihrem tödtlichen Hafle muthig troßte. Ehe fie ihn 
entbehren zu fünnen glaubten, nahmen fie felbft ein gewaltfames Ende (27. Juli 
1794); mit Ausnahme Carnot's, den man verſchonte, pour avoir organise la 
victoire, wurden die übriggebliebenen Mitgliever des Wohlfahrtsausfchufles vor 
Gericht geftellt; er ſcheute ſich nicht, als ihr Vertheiviger aufzutreten. Man ftellte 
ihn bald an den alten Plag, um die Yeitung der Kriegsmacht weiter zu führen, 
die denn aud im folgenden Jahre fiegreiche Fortichritte machte; allmählig reiften 
die Heere zu einem brauchbaren Werkzeuge für Bonaparte's Hand. Am 5. No- 
vember 1795 trat die Direftorial-Regierung ins Leben; Garnot erhielt die Stelle 
des ablehnenden Sieyes und beforgte mit fraftvoller Thätigfeit die Angelegenheiten 
des Krieges, während Franfreih im Innern troftlos verwilderte. Immer dringen- 
ber erſchien Garnot die Beendigung des Krieges, um der Zerrättung von Sitte 
und Wohlftand wehren zu können; der Ariegsplan von 1796 geht auf raſch zu 
erringenden Frieden und daher auf große Entſcheidungen. Zwar jcheiterte Jourban 
in’ Deutſchland, aber Bonaparte's glänzendes Auftreten führte zum Ziele, zum 
Frieden, der im folgenden Jahre gefchloffen wurde. 

Die Segnungen veflelben für Frankreichs Heilung auszubeuten, wäre das 
Direktorium wohl bei dem beften Willen außer Stand gewejen; aber die Mehr- 
beit jeiner Mitglieder hatte auch nicht den Willen dazu. Glich der Terrorismus 
einem glühenden Eifen, fo litt jett Frankreich an der eiternden Brandwunde; und 
das Triumvirat Barras, Neubel und Yarevellidre war gemeiner und unfittlicher 
als Robespierre, Couthon und St. Jüft es gewejen. Garnot wollte eine konſti— 
tutionelle gemäßigte Republit, jene Drei unumfchränften Genuß der Herricaft. 
Die Mehrheit ver Rathsverfammlungen und der Nation neigte zu Carnot, ebenfo 
bie der Feldherren und Heere; aber Jene hatten für ſich die Rücdfichtslofigkeit des 
Lafters und Bonaparte, Unter dem Vorwande royaliftiiche Beſtrebungen zu ftrafen, 
geſchah der Stantsftreih, welcher Carnot ftürzte; war's Hoffnungslofigteit, war's 
ſtoiſche Paſſivität, was ihn verhinderte, für fih und Frankreichs befiern Theil zu 
fümpfen? Oper mangelte diefer ivealen Natnr der coup d’eil für elende Partei- 
fümpfe? Gewiß ift, daß er noh am 17. Auguft in einem Briefe an Bonaparte 
die Gefahr feiner Lage unterfhägte und in dem aufftrebenden Cäfar Bürgertugend 
zu finden glaubte, 

Am 18, Fructivor (3. September 1797) follte Garnot verhaftet werben; er 
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entwich im legten Augenblide, entrann ven Dolchen ver aufgeftellten Mörder und 
gelangte glüdlih vurd vie Schweiz nad Augsburg, wo er verborgen lebte, wäh— 
rend feine Freunde das Schidjal erlitten, das aud ihm zugedacht war — Ber: 
bannung nah Cayenne. In Augsburg veröffentlichte Carnot feine Bertheidigungs- 
ſchrift oder vielmehr die gewichtige Anklage feiner Gegner im Direktorium; dieſes 
jant durch ſchlechte Wirthſchaft und die Unfälle der Franzoſen in Italien mehr 
und mehr in der öffentlichen Achtung, fo daß der Staatsftreidh des von Aegypten 
heimgekehrten Bonaparte am 18. Brümaire (9. November 1799), von innen vor- 
bereitet, leicht gelang. Der erfte Konful rief Carnot zurüd und übergab ihm pas 
Kriegsminifterium ; aber nicht lange konnten die heterogenen Naturen ſich vertragen ; 
Napoleons Aeuferungen in St. Helena bemänteln feine Abneigung gegen ben 
tugendhaften Republifaner mit dem apodiktiſchen Abſprechen praftiicher Brauchbar— 
keit. Daß er freilich in Carnot feinen politifchen Intriganten fürchtete, zeigt deſſen 
Zulaffung ins Tribunat (9. März 1802) bald nad feinen! Rücktritt vom Mini- 
fterium. 

Vergebens ftimmte dieſer gegen das lebenslängliche Konfulat (Mai 1802); 
vergebens ſprach er (Mai 1803) gegen die Einführung des erblihen Kaiferthums: 
„Ich bin weit entfernt, dem erften Konful feine Anſprüche auf Nationaldanfbar- 
feit ftreitig machen zu wollen. Hätte er uns auch nur das bürgerliche Geſetzbuch 
gegeben, er würde fie im reichften Mafe verbienen. Folgt aber daraus, daß wir 
ihm unfer Thenerftes, unfere Freiheit zum Opfer bringen ?” Vergebens ftellte er 
weiter in feiner Neve den Auswüchſen der Monardie die Segnungen ver Republit, 
wenn in ihr Gerechtigkeit walte, gegenüber; Napoleon wollte fein Wafhington 
fein, und die Pofje der freien Wahl brachte ihır auf den Thron. Der kühne 
Nepner blieb zwar Tribun; aber ver Kaifer lief das Inftitut verfümmern und 
bob es envlih auf (19. Auguft 1807). Garnot trat ins Privatleben zurüd; er 
war zur Zeit feiner höchſten Macht nicht mehr als Bataillonschef gewefen; erft 
im Herbft 1802 wurde er zum Divifionsgeneral ernannt; 1809 erinnerte fein 
gutes Werk „über Angriff und Bertheidigung der Feftungen” ven Kaifer an ven 
jelbft won der Polizei Bergefjenen, und er erhielt einen mäßigen Jahrgehalt. Er 
dankte mündlich, blieb aber ven Gefchäften fern, bis die hereinbrechende Invafion 
des Jahres 1814 ihn bewog, dem Kaifer, d. h. dem Vaterlande, von Neuem feine 
Dienfte anzubieten. Antwerpen ward ihm anvertraut; er wußte die Mafregeln 
der Bertheivigung mit dem Intereffe der Bürger in Einklang zu bringen, mußte 
die Solvaten durch Ausfälle zu befchäftigen, wies Ueberrevdung und Beſtechung 
zurüd, bejhwichtigte die Gährung in den Truppen, als ver legitime König ven 
Thron beftiegen hatte, mit den berühmten „la force armde ne delibere pas“, 
und verließ endlich Antwerpen, gefolgt von Liebe und Achtung bei Freund und 
Feind. 

Er ging nad Paris; Madame du Cayla erzählt, daß fie da auf geheim- 
nißvolle Weife ven ftolgen Römer zu einer Unterredung mit Ludwig dem XVII. 
veranlaßt habe; ver König, welchem fogar ver fchnell verſcheuchte Gedanke ge- 
fommen ſei, Carnot zum Kriegsminifter zu machen, habe viefe Unterredung ge- 
wünjcht; fie jeien aber in langer Unterhaltung faft in feinem Stüde einig gewor— 
ven. Allgemeiner befannt ift, daß Garnot in eine mißlihe Gefchichte mit einer 
Denkſchrift gerieth, welche der König las und ihm darüber das Verſprechen ab- 
nahm, fie nicht drucken zu laffen; die Schrift erfchien aber doch gegen Carnot's 
Wunſch und unter dem von ihm nicht gewählten Titel „Mdmoire, adresse au 
Roi“. Die Denkſchrift follte ven König über fein Verhältniß zur Nation, über 
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die Mißgriffe feiner Minifter und Frantreihs Stimmung erleuchten, warb aber 
nun natürlich mit Unwillen bei Seite gelegt, und ber Berfaffer wurde mit jo 
ſchlimmen Augen betrachtet, daß er fich verbarg, als vie Nachricht von Napoleons 
Landung den Argwohn ver Regierung aufregte. Doch rieth er nod aus feinem 
Berftede dem König, ſich aufrichtig zu den Principien der durch die Revolution 
mobificirten Monarchie zu befennen, dann habe er nicht den Kaiſer zu fürchten. 

Indeſſen erfhien Napoleon in Paris, ließ Garnot rufen und übertrug ihm 
das Minifterium des Innern zugleid mit der Ernennung zum Grafen. Was beim 
Könige mißlungen, wollte ver vielgetäufhte Republifaner beim geftürzten und 
wiebererhobenen Kaifer verfuhen, die Erreihung einer gemäßigten Monardyie mit 
anftändigem Spielraum für freiheit. Der Kaifer gab fih aud den Schein, Dies 
zu wollen; der Staatsrath berieth die mehrentheild von Garnot vorgefchlagenen 
oder begutachteten Beſchränkungen ver abjoluten Gewalt, ver Kaifer genehmigte 
fie, aber — veröffentlichte etwas wefentlid Anderes zur Annahme oder Berwer- 
fung durch Abftimmung aller franzöfiihen Bürger (Mopitionalafte vom 22. April 
1815); auf viefe abermalige Traveftie des allgemeinen Stimmrechts folgte am 1. 
Juni die Komödie des Maifeldes. Noch immer hoffte Carnot auf eine nothwen- 
dige Sinnesänderung Napoleons oder wenigftens darauf, einige humane Ideen 
unter deſſen Scepter verwirflihen zu können; er ſchützte das Briefgeheimnif, 
pflegte die wiſſenſchaftlichen Inftitute, prüfte vie Lancanſter'ſche Lehrmethode zur 
wohlfeilen Verbreitung allgemeinen Unterrichts. Er fam Napoleon mit Vorſchlägen 
zur Abſchaffung der Apelsmajorate, zur Wieverherftellung der Preffreiheit; ver 
Kaifer Fam ihm mit der Pairswürde und mit dem Großkreuz der Ehrenlegion ent- 
gegen. Kurz, Carnot gerietb in vie Gefahr fchiefer Stellung, aus der ihn vie 
Schlacht von Belle Alliance befreite. Aber nod einmal umwand ränkevolles Partei- 
jpiel den redlichen Mann, ehe ihm endlich auf fremder Erbe die Freiftatt des 
Weiſen zu Theil wurbe. 

Carnot verzweifelte auch nach ver ſchweren Niederlage ver franzöfiihen Waffen 
nit an der Möglichfeit eines hinreichenden Wiperftandes, um wenigftens nicht 
mit gebundenen Händen dem Auslande und ver Emigration zu verfallen. Der 
Reſt der franzöfiihen Streitmittel, in Napoleons Hand zufammengefaßt, ſchien 
ihm adtunggebietend genug, einen anftändigen Frieden auf dem Wege ver be- 
waffneten Unterhandlung herbeizuführen. Das Verhältniß ver Macht entſchied hier 
nicht allein; ein geringer Gegenvrud konnte bei dem ſchwachen politifchen Gefüge 
der Koalition deren Forderungen beveutend herabſtimmen; ein glüdlider Schlag 
gegen Blücher fonnte bei ver Eiferfuht Englands und Defterreihs auf Preußen 
die Chancen genügend verbeffern; und wer bat wohl je die Grenzen beftimmt, 
über welde hinaus der Wiverftand eines Volkes feinen, wenigftens fittlihen, Vor— 
theil mehr einbrädte? Solche Gedanken erfüllten Carnots patriotifche Seele, und 
nähberten ihn in biefen Tagen mehr als je Napoleon, welchem er bie Diktatur 
übertragen wiffen wollte, jedoch unter Autorität der Nepräfentantenfammer. Der 
Kaifer hingegen fürchtete lettere mehr als den Fein; er wollte fie auflöfen, fie 
fam ihm zuvor, erklärte fich permanent, jedes Attentat auf fie für Staatsverrath. 
Cie befam das Uebergewicht, forderte die Abvanfung und drohte mit der Ent- 
jegung des Kaiſers; er dankte ab, und fomit verloren die militäriichen Ausfichten 
jehr beveutend an Boden. Um jo mehr gewann die diplomatiſche Intrigue, weldhe . 
von Fouché geleitet wurde, der nun am die Spite ber proviforifhen Regierung 
trat, zu deren Mitglievern auch Garnot gehörte. Fouché fol ſchon vor Belle 
Alliance mit den Verbündeten Ginverftändnijje gehabt haben; er tradhtete jetzt da— 
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hin, jeden weiteren Widerftand unmöglich zu machen. Gamot erhob ohnmächtigen 
Widerſpruch; das Gewicht feiner Perjönlichkeit wurde nur dazu benügt, die grollen- 
den Solvaten zur Unterwerfung zu bringen. Der König z0g ein, Fouché wurde 
belohnt, Carnot ‚verbannt. Er ging nah Warſchau, von da zum bleibenden Auf- 
enthalt nah Magdeburg, wo er 1823 jtarb. 

Carnot hat verſchiedene Rechtfertigungsichriften und hiſtoriſch-politiſche Abhand⸗ 
lungen, ferner mathematiſche und militäriſche Werke, endlich auch Poeſieen ge— 
ſchaffen. Sein erſtes Produkt, eine Yob- und Denkſchrift auf Vauban, brachte ihm 
nicht nur den Preis der Akademie zu Dijon, ſondern aud von Seite des Prinzen 
Heinrich von Preußen ven Antrag zum Eintritt in ven preußifchen Dienft. Der vrei- 
Bigjährige Hauptmann lehnte ab, obwohl er jeine Karridre in Frankreich als geichlof- 
jen betradyten mußte, da damals principiell nur dem Aveligen weitere Beförderung 
offen ſtand; jet fand er auf preußiſchem Boden ein freundlich Ajyl. Er joll hier ge- 
ſchichtliche Denkwürdigkeiten bearbeitet haben, zu deren Herausgabe feine Söhne Hoff- 
nung machten; bis zur Stunde tft nichts davon erſchienen. — Ein Deutſcher, Wil- 
heim Körte, fchrieb zuerſt mit etwas überſchwänglicher Begeifterung „das Yeben 
Carnot's“; ihm folgte Tiſſot „M&moires historiques et militaires sur Carnot“, 
wenig mehr als eine Lleberjegung des vorigen; endlich haben die „Zeitgenoſſen“, neue 
Reibe, IV. Band, und dritte Reihe, Il. Band, interejfante Urtheile und Beiträge ge- 
liefert. 

In ven erwähnten Werken finden ſich manche nähere Angaben über das Wirken 
und die Perfönlichkeit eines Mannes, deſſen Leben für ven Staatsmann und Krieger 
bedeutend genug ift, aud wenn man es des magiſchen Schimmers entkieivet, welchen 
die patriotifche Eitelkeit feiner Yandsleute, die umpatriotiihe Bewunderungsfucht der 
unfrigen, und Mangel an Kenntnig der Heerführungsverhälmiife um daſſelbe gelegt 
haben. m. v. 


Gäfar. 


Alerander und Gäfar, die beiden größten Staatsmänner der europäifch- 
klaſſiſchen Weltperiode, find beide erft erjchienen, als vie Nationen, denen fie ange- 
hörten, ſchon vie Höhe ihrer innern Entwwicklung überjchritten hatten. Der griechiſche 
Geift hatte ſchon alle feine glänzenden Werke geſchaffen, durch die er zum Yehrer ver 
jpätern Menſchheit in Kumjt und Wiſſenſchaft geworden ift, als ver makedoniſche 
Fürft e8 unternahm, den frommen Orient mit der Bildung der Hellenen neu zu be 
fruchten, und aus der Verbindung der perfiihen Gottanfhauung mit den menfchlich- 
ihönen und freien Gedanken und Künften der Griechen und mit den harten Sitten 
der Makedonier eine neue Eivilifation in einem neuen Weltreiche zu begründen. Ebenjo 
hatte der emergifche männliche Charakter ver Römer, ver Rom befühigte, die Herr- 
ihaft der Welt von Alerander zu erben und in größerem Umfang und dauernder zu 
geftalten, ſchon fpürbar in dem römiſchen Volke und in feiner Ariftofratie an inten- 
fiver Stärfe abgenommen, als Gäfar die darin wirkfamen Kräfte im feiner Berfon in 
höchſter Botenz vereinigt fand umd die welthiſtoriſche Mifjion feiner Nation vollzog. 

Alerander hatte noch feine Ahnung von der fünftigen Größe Roms. Er wuRte 
noch nicht, daß der Gang ver Weltgeihichte von Oſten nach Weiten fortichreite. Seine 
Blide waren vorzugsweife auf ven Oſten gerichtet. Er liebte Alien und eroberte Afien 
wie ein Brautwerber, mit dem Selbftgefühl und der Zuneigung eines Mannes, ver 
im ſich die Macht ſpürt, die halb widerſtrebende, halb ſich hingebende Geliebte an fich 
zu ziehen und zu beglüden. Cäſar war darin glücklicher als Alerander, daß jeine er- 
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obernden Kriegszüge vorzüglich dem noch barbarifhen Weiten Europas galten. Er 
ging fo mit der Bewegung der Weltgefchichte, und jein Aundenken wurbe von ihrer 
Strömung getragen. Ob er fich deffen mehr over minder Klar bewußt war, ober ob er 
nur inftinktiv viefen Weg einſchlug, ift den Spätern verborgen geblieben, Er liebte 
die Bölfer nicht, die er bezwang und denen er die römijche Civilifation brachte. Er 
achtete die feltifchen und germanischen Stämme nur gering. In dem langjährigen Frei- 
heitsfampfe ver Gallier gegen die Fremdherrſchaft übte Cäfar, der den Römern gegen- 
über immer ſehr fhonungsvoll fich erwies, alle die granfamen Härten des römiſchen 
Kriegsgebrauche. Er eroberte ven Weften ausichliehlid aus Gründen der römijchen 
Politif, mit der feine perfönliche Politit unauflöslidh verbunden war, Cäfar liebte 
Rom wie fich jelbft. Nom war von vem Schidjal berufen, in Einem menſchlich-geord— 
neten Reiche alle vie Völker zu einigen, welche die europäiſche Eivilifation vorbereitet, 
oder hervorgebracht hatten, und den Uebergang dieſer Civilifation auf die noch zurüd- 
gebliebenen europäifhen Völker zu vermitteln. Kein Römer aber erfaßte dieſen Beruf 
fo tief und feiner that mehr, ihn zu erfüllen, als Cãſar. War Rom aus dem göttlichen 
Rechte ver VBorherbeftimmung die Herrin ver Welt geworden, fo verdiente Cäfar nad) 
feiner indiviouellen Begabung und durd feine Thaten, alfo zugleih aus göttlichen 
und aus menfchlihem Nechte, das Haupt Roms zu werben. Indem er das erfannte 
und diefer Herrichaft nachſtrebte, handelte er nicht aus jenem kleinlichen Ehrgeize ver 
Stellen- und Aemterjäger, aud nicht aus franfhafter Herrſchſucht, wie feine Feinde 
und Neider meinten, Er wollte ver Erfte jein, weil er es war. In ihm war der 
Charakter und der Geift Roms perjonificirt. Daß feine Zeitgenoffen das nicht ein- 
fahen, ift nit Gäfars Schuld, fondern ein Beweis ihrer Beſchränktheit. 

Cajus Julius Cäſar war durd feine Geburt und feine Familienbeziehungen 
zugleich mit den beiden Hauptparteien verbunden, welche zu feiner Zeit um den poli- 
tifhen Einfluß in der Hauptftadt ftritten. Seinem Geſchlechte nad, als ein Julier, 

ehörte er einer der vornehmften altadelichen Familien an. Er legte Werth auf viefe 
ftammung und rühmte fich feines königlichen Gefchlehts, deſſen Ahnen ihren Ur: 
fprung von der Geburt einer Göttin, der Venus, abgeleitet haben. Auch feine Yebens- 
weife — befonders in jüngern Jahren — bewegte fid) in den Formen der hohen Ari- 
ftofratie feiner Zeit. Aber von mütterliher Seite und durch feine Heirath mit der 
Cornelia, Tochter des Cinna, war er auch mit dem gewaltigen Plebejer Marius ver- 
wandt und mit der demokratiſchen Partei verbunden. Bolitiich hatte er ſchon früh ſich 
biefer Partei angeſchloſſen. Um fo mehr ſcheuten und haften ihn die Ariftofraten, die 
in ihm einen Abtrünnigen aus ihrer Mitte erblidten. Eigentlih war Cäfar weder 
Demokrat nod Ariftotrat. Sein individuelles Weſen erhob ſich über beide Parteien. 
Er fühlte in feinem Innern die Natur eines Monarden, dem fi alle Parteien 
unterorbnnen follten. 

Aber Cäſar war aud der Gedanke durchaus fremd, ven Volksfreund, blos zu 
fpielen, um mit Hülfe der untern Maſſen eine Tyrannei aufzurichten. Das ift einer 
der berrlichiten Charakterzüge diefes wahrhaft großen Mannes, daß er in der That 
ein Freund des Volkes war. Er hatte ein Herz für fein Wohl und für feine Leiden. 
Die Schwächen und Mängel der Menge konnten natürlich feinem Scharfblid ſich 
nicht verbergen. Er wußte, daß fie der Leitung und unter Umſtänden einer ftrengen 
Herrſchaft bebürfe. Aber er liebte fein Bolt und erfüllte die erfte Pflicht des Monar- 
hen, dem Bolfe wohl zu thun, mit Freudigfeit. Sicherlih hat er eingefehen, daß 
die ariftofratifche Partei nur gezwungen fi der monarchiſchen Gewalt unterwerfe, 
nie freiwillig — aud nicht wenn die Noth des Staates es gebieterifch fordere — fie 
herbeiführen werde, und wohl hat er gewußt, daß weit eher die demokratiſche Partei 
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ihrem erften Führer die Macht verfchaffe und überlaffe. Aber trotzdem hat er nicht 
um viefer Berechnung willen zu diefer Partei gehalten. Er war freilich auch darin 
glücklich, daß feine Neigung mit feinem VBortheil im Großen zufammentraf. Er 
blieb aber der Neigung treu, als fie fih von dem Vortheil trennte. Er hielt zu 
feiner Partei, auch als es für ihm äußerſt gefährlich war, als ein Freumd ver 
Plebs gehaft und verfolgt zu werben, und ihm vie Parteifarbe nur Zurüdjegung 
eintrug: und er forgte für die Intereffen ver großen Vollksklaſſen auch da, als er 
zur vollen Macht gelangt ihres Beifalls nicht mehr bedurfte, wachſamer noch und 
angelegener als zur Zeit feines Emporfteigens. 

Cäfar hatte von Jugend an ein Gefühl feiner innern und feiner zukünftigen 
äußern Größe, obwohl er doch erft in reiferen Lebensjahren dazu gelangte, diefelbe 
in Thaten zu offenbaren, und auch fpäter noch in feinem Selbftbewuftfein große 
Hortfchritte zu machen hatte. Er entwidelte fich immerhin langfamer als Alerander, 
zu dem er ſich als zu einem nacheiferungswürdigen Vorbilde mit dem Verſtändniß 
und der Neigung bingezogen fühlte, welche in dem Genie durd das Genie gemwedt 
wird. Es ift bezeichnend für die ftantsmännifche Intuition Sullas im Gegenfage 
zu dem Mangel derſelben in Pompejus, daß jener ſchon in dem Jüngling Cäfar 
den künftigen Herrfher Roms erkannte, während viefer den reifen Mann noch tief 
unter fi wähnte, als derſelbe die Zügel ver Herrichaft ſchon in ven Händen hielt. 

Mit vem reifenden Selbftbewußtfein ift Cäfar reiner, humaner, größer ge 
worben. Die Macht, vie fo viele ſchwächere Menfchen vervirbt, war für ihn eine 
Bedingung feiner eigenen Veredlung. Ohne fie war fein unbefriedigter Geift maßlos, 
leivenfchaftlich, gereizt. Im ihr erfannte er feine hohe Beftimmung und feine Seele 
fam zu barmonifcher Entfaltung. Es giebt fein unzweideutigeres Zeichen feiner 
innern Größe, als dieſes. 

In feiner Jugend war er in die Intriguen der Parteien tief verwidelt und 
hielt ſich Feineswegs rein von dem Schmute ſchändlicher Mittel, die hin und ber 
in biefen Kämpfen gelibt wurden. Auch er benußte unter Umftänden die Banden- 
führer, die bereit waren, jeden Frevel anszuführen. Der Verdacht, daß er fogar 
die ruchlofe Verſchwörung Catilinas gekannt und heimlich unterftügt habe, war zu 
feiner Zeit allgemein und feine ganze politifche Haltung war jo, daß man denfelben 
nicht völlig befeitigen fann. Nur das darf bei Gäfars Charakter als gewiß gelten, 
daß er mit ven Mord- und Brandpfänen Gatilinas keinenfalls einverftanden war, 
fondern die Verſchwörung nur in fo weit gewähren ließ, als er ſich jelber noch 
die Macht zutraute, fie beherrfchen und zum Beffern leiten zu können, Man bat 
fein Botum im Senat, als er die ergriffenen Verſchwörer vor dem Tode zu retten 
fuchte und auf eine genauere Unterfuhung antrug, als Anklage gegen ihn ausge- 
beutet. Hätte er ſich wirklich fo ſchuldig gefühlt, wie die erhigten Gegner glaubten, 
fo hätte er ein Intereffe gehabt, ihren Tod zu befchleunigen, nicht aber vie gefähr- 
lihen Zeugen fir fpätere Nachforfhungen aufzubewahren. 

Aber auch in der Jugend zeigte er fich, fo oft er perſönlich auftrat, eben fo 
edel als kühn. Dem mächtigen Sulla entgegen vertrat er mit Energie das Recht 
feiner Ehe, die jener trennen wollte; und der gefammten herrſchenden Ariftofratie 
entgegen das Recht der Gefchichte, indem er vie Statue des geädhteten Marius 
wieder glänzend aufrichtete, und in öffentlichen Grabreven die Verdienſte der ge- 
ftürzten demokratiſchen Parteihäupter pries. Daffelde Recht der Gefhichte ſchützte 
er auch in fpätern Jahren wider die befchränfte Parteimuth feiner eigenen An- 
bänger, indem er auch feinen politifchen Gegnern Sulla und Pompejus volle Ehre 
erwies. Schien es ihm irgend möglich, dur Verftändigung mit den bervorragen- 
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den und mächtigſten Männern ein politiches Ziel zu erreihen, jo gab er fi alle 
Mühe, diefen friedlichen Weg zu eröffnen. Er hat durch die verfchiedenen Allianzen, 
die er zu Stande bradte, mehr als einmal die größten unblutigen Siege erfochten. 
Ueberhaupt war er fein Freund der rohen Gewalt. Er zog die frievlihen Mittel 
politifcher Operation und Demonftration den friegerifhen vor. Nur wenn die Noth 
e8 erforderte, griff er zu dieſen, und war dann eben fo raſch in feinen Thaten als 
zandernd und überlegend vor dem Entſchluß. Auch als der bethörte Pompejus und 
die hochmüthige Senatspartei ſich zu feinem Sturze verbündet hatten, verfuchte er 
noch alles Mögliche, um fie von dieſem unfinnigen Beginnen zuräd zu bringen 
und machte die billigften, beſcheidenſten Anfprüce. Er liebte ven Krieg nit, ob- 
wohl er wußte, daß er ver größte Feldherr jeiner Zeit fei und der größten Er- 
folge zum voraus fiher war. Mit Recht macht Mommſen, deſſen vortrefflide 
Charafteriftif Cäfars dem großen Manne ein prächtiges Denkmal in der deutjchen 
Nation geftiftet hat, darauf aufmerfjam, daß Cäfar in erfter Linie Staatsmann, 
in zweiter erft Feldherr gewefen fei. Die große Wahrheit, daß der Krieg nur bie 
gewaltfame Form der Politik fei, und daher von dem politifhen Geifte beftimmt, 
geleitet und befchränft werden müſſe, ift vielleicht niemals in der Geſchichte jo ar 
gemacht worden, ald durch das Yeben Cäfars. Pompejus dagegen war ein General 
von feltener Auszeihnung; er verftand, was Napoleon als das Merfmal ver erften 
Generäle erklärt hat, für eine Armee von 100,000 Mann gut zu forgen und mit 
ihr ficher zu operiven; aber Pompejus war nur ein mittelmäßiger Staatsmann. 
Das richtige Verhältniß beider Männer wäre gewefen: Cäſar das Haupt des römi- 
ihen Reihs, Pompejus fein Feldmarfhall. Eine Größe wie die von Pompejus 
fand in Cäfars Reiche den freieiten Spielraum; aber Cäjar fonnte mit Pompejus 
nur den Schein, nicht die Wirklichkeit der Staatsleitung theilen und nimmermehr 
fi Pompejus unterorpnen. Er verſuchte Alles, um Pompejus die Augen zu öffnen 
über die wahren Verhältniffe. Er wollte ihn wie einen freund und Genofjen ehren. 
Die Thränen, die er über die Ermordung des bejiegten Rivalen vergofen, waren 
nicht das trügerifche Spiel eines politifhen Schaufpielers, nod der Erguß jenti- 
mentaler Schwäche; fie waren ein Zeugnif feines tiefen Schmerzes bei der Erin- 
nerung an die frühere Befreumdung, und in dem Gedanken, daß es nun unmöglid) 
geworben, das zerriffene Band wieder zu fnüpfen. 

Die Großmuth, mit welcher Gäfar feine Feinde geihont hat, ift zum Sprüch— 
wort geworden. Auch während des Bürgerkriegs ehrte er den Römer und den 
Menſchen in feinen Feinden. Er bekriegte fie, weil fie ihn dazu gezwungen hatten, 
aber nur, um fie jo ſchnell als möglich zur Vernunft zu bringen und ihnen Frieden 
zu gewähren. Sein humanes Verhalten wird um fo ruhmwürdiger, wenn es mit 
den blutigen Verfolgungen verglichen wird, welche vor und nad ihm von allen 
fiegenden PBarteihäuptern über ihre politiihen Gegner verhängt worben find. Cäſar 
wollte alle Kräfte der Nation zufammenfaffen und dem gemeinfamen Dienfte des 
Vaterlandes zuleiten. Er gab den verſchiedenen Talenten und Richtungen offene 
Gelegenheit, fih um den Staat verdient zu maden. Er war über die Engherzig- 
feit und Kurzficht des Parteihaffes hoch erhaben, und aud darin der ächte Kaijer, 
daß feine Leitung des Staats nit die Untervrüdung der einen Partei durch die 
andere, fondern den freien Wettftreit aller Parteien für das gemeine Wohl be- 
günftigte. Er hat eher noch darin gefehlt, daß er feinen Feinden zu willig ver- 
zieh, als daß er fie zu beftig züchtigte. Setmes eigenen Edelmuthes bewußt, war 
er allzugeneigt, auch in Andern eine befiere Gefinnung zu vermuthen als fie 
hatten; und weil er felbft far einfah, wie jehr ver Staat feiner bedürſe, ſchloß 
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er zu raſch, daR aud die Ariftokratie das begreifen müßte Wenn man ihm vie 
perfönlihen Gefahren vorftellte, denen fein Leben ausgejegt fei, fo erwieberte er 
mit gerechtem Selbftgefühl: es liege weit mehr in dem Interefle des Staates, als 
in feinem eigenen, daß er lebe; aber eben darum war die übertriebene Sorglofig: 
feit um fein Leben ein politifcher Fehler. 

Cäſar war nicht religiös in dem bergebradhten Style der Römer. Er hatte 
fi früh in die priefterlihen Künfte einweihen laſſen und wußte, wie jehr vie alte 
Religion zu politiſchen Zmeden mißbraudt wurde. Er fpottete der Zeichen und 
Wunder, welde die Priefter in Bereitfchaft hielten, um mißliebige Mafregeln zu 
hemmen, und ließ fich in feinen eigenen Handlungen weder durch die Mahnungen 
nod dur die Drohungen der Vögel- und Opferfhau beſtimmen. Er gab fogar 
öffentlich feine Verachtung diefer Dinge fund, zum Entfegen vieler Gläubigen und 
zum Aerger mander Heuchler. Aber fein zuverfichtliher Glaube an ein göttliches 
Geſchick, dem er vertraute, fpricht für den inftinktiven religiöfen Zug feines Ge— 
müths weit mehr als die Tempel, die er zu Ehren der Götter gebaut hat. 

Die heitere Liebenswürdigkeit feiner Natur offenbart fih vorzüglid in feiner 
Freigebigkeit, in feinen gefelligen Beziehungen und in feinem Verhältniß zu den 
Frauen. Er war in fo hohem Maße freigebig, daß man ihn für einen Verſchwen— 
der hätte halten fünnen, wäre er nicht der Cäſar geweſen. In feiner Jugend ver: 
widelte er ſich deßhalb in eine Schulvenlaft, die er erjt in fpätern Jahren zu 
tilgen vermochte. Er anticipirte gleihjam vie fpätern Früchte feiner Siege und 
machte einen Aufwand, der die Kräfte feines Privatvermögens weit überftieg. Aber 
als er die Macht des Staates und damit aud) den entſprechenden Reichthum er: 
rungen hatte, waren feine Kaflen doch nie leer, fo reihlih aud da noch er au: 
zugeben wußte. Der Jüngling konnte als Verſchwender angejehen werben, weil er 
feine Ausgaben nicht nad ven Einnahmen beſchränkte; der reife Mann war offen: 
bar ein vortreffliher Wirthichafter, denn er leiftete das Größte ohne das Gleich: 
gewicht zwifchen Einnahmen und Ausgaben zu ftören. Für feine Natur waren aber 
die Einfünfte der Jugend zu gering geweſen; als vie Fülle des Reichthums auf 
ihn einftrömte, welde zu beherrfhen nur jo Wenige verftehen, zeigte fich feine 
wahre Größe. Er war aber nidıt blos freigebig gegen feine Freunde. Er ergof das 
Füllhorn feiner realen Gunft auch auf feine Soltaten, an die er eben darum um 
fo größere moralifde Zumuthungen ftellen durfte, und über das ganze Volk. 

Plutard) hat uns zwei Anefvoten bewahrt, woraus wir aud die überaus 
liebenswürdige Form erfehen, welde er in menſchlichem Verkehr beobachtete. Als 
er einft genöthigt war, im der Hütte eines armen Mannes ein Nachtquartier zu 
fuchen, in ver es nur Eine erträgliche Yagerftätte gab, weigerte er fi, diefe dem 
Eigenthümer zu entziehen, und äußerte zu feinen Begleitern das cäſariſche Wort: 
„Die vornehmften Pläte gebühren wohl den vornehmften Männern, die nothwen- 
digften aber den bevürftigften.“ Daher fchlief er mit feinen Peuten im Borhof und 
überließ das beffere Lager vem Wirth. Und als er ein ander Mal bei einem Bauern 
zu Gafte war, deſſen Spargeln ftatt mit Del mit Schmalz gekocht waren, af er 
als bemerke er ven Berftoß gegen die römiſche Küche nicht und verwies es feinen 
Freunden, welche ihr Miffallen äußerten: „pas fei bäuriſch, foldye Dinge vor 
dem Wirth zu tadeln.“ Den Freunden war er durchaus zuverläffig, in ſchweren 
Zeiten wie im Glüd, und felbft denen bewahrte er noch freundliche Schonung, 
die von ihm abfielen, wie ver General Labienus. 

Verſchiedene Züge find von ihm überliefert, aus denen fein zartes Verhältniß 
zu den’ Frauen offenbar wird. Die Verehrung, die er feiner Mutter, die eheliche 
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Liebe, die er feiner erſten und der legten Gemahlin, vie väterliche Liebe, vie er 
feiner Tochter Julia winmete, und felbft die zarte Rüdficht, die er feiner entlaf- 
jenen zweiten Frau noch erwies, find von der Gefchichte verzeichnet worden. Be- 
ſonders charakteriſtiſch ift vie legtere Handlungsweiſe. Er wollte fid) nicht zum 
Ankläger oder Zeugen gegen die Frau bereden Laffen, welche die Würde feines 
Haufes durd einen argen Skandal fompromittirt hatte. Er entließ fie, aber er 
verfolgte fie nicht. Daß ein folder Mann viel Gunft bei den Frauen hatte und 
dieſe Gunft auch reichlich genoß, kann niemanden befremven, der die Natur ber 
Menſchen und die Sitte der Fürften faft aller Zeiten kennt. Aber jo mande Lie— 
besabenteuer er aud in fpätern Jahren nod haben mochte, jo war er doch zu fehr 
Staatsmann, um feine Geliebten mit den öffentlichen Interefjen fpielen zu laffen. 
Er benugte wohl aud Ehebündniſſe, um politiiche Allianzen zu ftärken, aber er 
unterfchied fehr beftimmt zwijchen Privatliebe und Politit. Er duldete auch in keiner 
Weife, daß die Inftitution der Ehe von dem Volke mißachtet oder angetaftet werde. 

Er war, wie alle monardifchen Raturen, aud ein Mann der Ordnung und 
ein zu großer Organifator, um die Bedeutung der feften Rechtsformen zu unter- 
ſchätzen. Deſſen ungeachtet war er zugleich fo genial, und eine fo kaiſerliche Natur, 
daß er oft in feinem Yeben über hohe und nievere Schranken ver anerkannten 
Rechtsordnung hinwegfcritt, und wo es ihm irgend aus höhern politifhen Grün- 
den nöthig ſchien, unbevenflih Ausnahmen von den Regeln forberte. Er trug das 
Geſetz feiner Handlungsweiſe in fich felbft, und im Konflift mit ven Landesgeſetzen 
durchbrach er tiefe, um feinen Beruf auszuüben Der Staat war freilic ſchon vor 
ihm fo zerrüttet, die unbändigen Mächte der Parteimuth hatten ſchon fo heftig 
gewithet, die Rechtsordnung war ſchon fo häufig mißbraudt und mißachtet wor- 
den, daß man von feinem Staatsmann jener Zeit mehr die ehrfurchtsſcheue Gejeg- 
lichfeit der frühern Zeiten erwarten durfte. Cato ftand in biefer Hinficht wie eine 
antiquariſche Sonverbarfeit allein. Aber fein anderer hat wie Gäfar mit folder 
innerer Zuverfiht und mit jo ruhigem Gewiffen die alte Ordnung befeitigt und 
anfgelöft. Er war ſich eben bewußt, daß er berufen fei, eine neue Ordnung zu 
ſchaffen. Als er den Rubico überfchritten und die Hauptftadt mit feinen fiegreichen 
Schaaren überrafcht Hatte, ließ er aud die öffentlihe Schatzlammer unbedenklich 
aufbreden und verfügte Über die Stantsgelder. Dem Tribun Metellus, der ihn 
unter Bezugnahme auf vie Gefege daran hindern wollte, erwiederte er: „Vor dem 
Bedürfniß des Kriegs müſſen die Gefegescitate des Friedens verftummen. Konmt 
es wieder zum Friedensſchluß, dann magft du deine Klagen zur Sprache bringen.“ 
Und als der eifrige Gefegeswächter ſich noch nicht zur Ruhe begeben wollte, drohte 
ihm Gäfar, ihn als „Feind“ behandeln und tödten zu laffen und fügte das fchöne 
Wort hinzu: „Wiffe, junger Mann, daß es mir ſchwerer fällt, dies zu jagen, 
als es zu thun.“ 

Charakter und Geiſt waren in Gäfar in feltener Höhe und Harmonie ver: 
einigt. So groß und reich aber fein Gemüth war, die Geifteseigenfhaften find 
body überwiegend in ihm, und fein Wefen folgt vorzugsweiſe der Strömung des 
Geiftes, Er ift nicht ein Held der Religion, ſondern der Wiſſenſchaft, nicht ein 
Mann der Kirche, fondern ein Mann des Staats, 

Seine wiſſenſchaftliche VBorbildung hatte er, wie alle vornehmen Römer, vor: 
züglich griechiſchen Lehrern zu verbanfen. Er war mit der griechifchen wie mit der 
römischen Literatur wohl vertraut, und wurde felbft ein Meifter der Sprade. In 
feinen Studien war er ein nüchterner, aber in das Weſen ver Dinge einpringen- 
der Forſcher, ein ſcharfer Beobachter der äußern Naturerfheinung, aber zugleich 
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ein logiſcher Denter, ver daraus auf den Geift zu ſchließen weiß. Man mag ihn 
einen Realiften nennen, im Oegenfage zu den Ideologen, aber dann war er ein 
Nealift wie Ariftoteles oder wie Göthe, der in der Realität die darin geoffenbarte 
Idee erkennt. Er beſchäftigte fih gern mit Naturmwiffenfchaften und mit Gram- 
matif. Seine Verbeſſerung des Kalenders ift eines der nahahmungswürbigften 
Vorbilder einer Anwendung der Wiffenfhaft auf vie äffentlihen Einrichtungen. 
Als Repner hatte er felbft in jenen Tagen der glänzendften formalen Beredtſam— 
keit einen großen Ruf, obwohl er e8 verfhmähte, kunſtreiche Phrafen zu ſchmieden, 
und nur durch die Klarheit feiner Gedanken und die Macht jeiner Perfönlichkeit 
zu wirken fuchte. Aus feinen Denkwäürbigfeiten über ven gallifhen Krieg lernen 
wir aud den Scriftfteller Cäfar fennen und feinen ſchlichten, natürlichen Styl 
ſchätzen, der die Zuftände und Greigniffe ohne alle Prätenfion und ohne eitle Putz— 
fucht vortrefflih zu zeichnen weiß. Auch politifhe Streitfhriften hat er gefchrieben, 
des Gefechtes mit der Feder nicht minder fundig ald des Kampfes mit dem Schwert. 
Er war überhaupt ein Freund der Deffentlichfeit. Er zuerft forgte dafür, daß auch 
die Verhandlungen des Senates und des Volks durch die Schrift veröffentlicht 
werben. Die politifhe Zeitungspreffe kann in ihm ihren geiftigen Vater verehren. 
Nah allen Seiten hin unterſtützte und förderte er höhere Bildung. 

Sein Hauptftunium aber bezog fi natürlich auf den Staat: In allen andern 
Richtungen ver geiftigen Thätigkeit laffen fich einzelne Männer des Alterthums 
benennen, die ihn übertreffen. Als Staatsmann bat er in ver alten Welt ohne 
Zweifel den oberften Rang, wie der römifhe Staat, deſſen höchſter Ausdruck er 
war, unter allen Staaten des Alterthums den vornehmften Platz einnimmt. Bor: 
trefflih ſchildert Mommfen feine ftaatsmännifhe Natur in” folgenden Worten 
(Röm. Gef. III. ©. 433): „Ein geborener Herrfcher regierte er die Gemüther 
der Menfchen wie der Wind die Wolken zwingt und nöthigte die verfchiedenften 
Naturen, ihm fi zu eigen zu geben, den ſchlichten Bürger und den derben Unter- 
officier, die vornehmen Damen Roms und die fhönen Fürftinnen Aegyptens und 
Mauretaniens, den glänzenden Kavalleriegeneral und den kalkulirenden Banquier. 
Sein DOrganifationstalent ift wunderbar; nie hat ein Staatsmann feine Bündniffe, 
nie ein Feldherr feine Armee aus ungefügen und widerftrebenden Elementen fo 
entſchieden zufammengezwungen und fo feft zufammengehalten wie Cäſar feine 
Roalitionen und feine Legionen; nie ein Regent mit fo ſcharfem Blid feine Wert: 
zeuge beurtheilt und ein jedes an ben ihm angemefjenen Platz geftellt. Er war 
Monarch; aber nie hat er den König gefpielt. Auch als unumfchränfter Herr von 
Rom blieb er in feinem Auftreten der Parteichef: volltommen biegfam und ge- 
ſchmeidig, bequem und anmuthig in der Unterhaltung, zuvorkommend gegen Jeden, 
fhien er nichts fein zu wollen als der Erfte unter feines Gleichen. Den Fehler fo 
vieler ihm font ebenbürtiger Männer, ven militärifhen Kommanboton auf bie 
Politit zu übertragen, bat Cäfar durchaus vermieden; wie vielen Anlak das ver- 
drießliche Verhältniß zum Senat ihm aud dazu gab, er hat nie zu Brutalitäten 
gegriffen, wie die des 18. Brümaire eine war. Cäfar war Monarch; aber nie hat 
ihn der Tyrannen-Schwindel erfaßt. Er ift vielleicht ver einzige unter den Ge— 
waltigen des Herrn, welcher im Großen wie im Kleinen nie nad) Neigung ober 
Laune, fondern ohne Ausnahme nad) feiner Regentenpflicht gehandelt hat und ber, 
wenn er auf fein Leben zurüdfah, wohl falſche Berechnungen zu bedauern, aber 
feinen Wehltritt der Leivenfhaft zu bereuen fand. Es ift nichts in Cäſars Lebens- 
gefhichte, das auch nur im Kleinen ſich vergleichen liefe mit jenen poetiſch- finn- 
lihen Aufwallungen, mit der Ermorbung bes Kleitos oder dem Brand von Per: 
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fepolis, welche vie Geſchichte von feinem großen Vorgänger in Often berichtet. Er 
ift endlich vielleicht ver einzige unter jenen Gewaltigen, ver ven ftaatsmännifchen 
Takt für das Mögliche und Unmöglihe bis an das Ende feiner Yaufbahn ſich 
bewahrt bat und nicht geicheitert ift an derjenigen Aufgabe, die für großartig au- 
gelegte Naturen von allen die ſchwerſte ift, an der Aufgabe die eigenen Schranten 
zu kennen. Was möglich war, hat er geleiftet und nie um des unmöglichen Beflern 
willen das möglide Gute unterlajien, nie es verfhmäht, unbeilbare Uebel durch 
Balliative wenigftens zu lindern. Aber wo er erfaunte, daß das Schidjal geſpro— 
hen, hat er immer gehorcht. Alerander am Hyphaſis, Napoleon in Moskau kehrten 
um, weil fie mußten und zürnten dem Geſchick, daß es auch feinen Lieblingen nur 
begrenzte Erfolge gönnt; Cäſar ift an der Themje und am Rhein freiwillig zurüd- 
gegangen ımd gedachte auh an der Donau und am Euphrat nicht ungemefjene 
Pläne der Weltüberwindung, fondern blos wohlerwogene Örenzregulirungen ins 
Werk zu ſetzen.“ — „Wie jeder ächte Staatsmann diente er dem Volke nicht um 
Lohn, aud nit um ven Yohn feiner Liebe, fondern gab die Gunft der Zeitge- 
noffen bin für den Segen der Zufunft und vor allem für vie Erlaubniß, feine 
Nation retten und verjüngen zu dürfen.“ 

Es ift nicht die Aufgabe des deutſchen Staatswörterbuchs, die Wirkſamkeit 
Cäſars im Einzelnen zu fchildern. Sie gehört größten Theils der römischen Ge— 
ſchichte an. Wir erinnern nur zur Bezeichnung feines Regiments kurz an Giniges. 
Er gab dem Neihe ven lang entbehrten Frieden und befeftigte von Neuem die 
tief zerrüttete Ordnung und Nechtsficherheit. Er bejchränfte die Macht des Senats 
und den Einfluß der Komitien; aber zugleich” forgte er durch feine perfünliche 
Leitung und Kontrole für die Wahlen tüchtiger Männer zu den öffentlichen Aemtern, 
und für die bemeffene Ausübung ihrer Amtsgewalt. Er dulvete nicht, daß vie 
Provinzen von ihren Statthaltern ausgefogen werden. Die Ordnung der Finanzen 
des Neiches ftellte er her; die Armee hielt er in den Schranken ihrer Pflicht. Die 
Rechtspflege veinigte er von mancherlei Mißbräuchen. Die Eivilifation förderte er 
in jeder Weife auf der Grundlage der helleniſch-römiſchen Bildung und Wilfen- 
Ihaft. Die altrömifche Ariftofratie fuchte er dur die Aufnahme neuer Notabili- 
täten zur erfriichen und zu verjüngen, den getrüdten Volksklaſſen durch großartige 
KRolenijation, durch Milverung des Schuldrechts und durch Eröffnung neuer in- 
duftrieller Wege aufzubelfen, den Armen durch geregeltere Getreideſpenden wohl 
zuthun. Er breitete das Bürgerrecht weiter über die nächſten Provinzen aus und 
erweiterte jo vie eigentlihe Bafis des römiſchen Gemeinweſens. Durd zahlreiche 
Kolonieen in den entlegenen Provinzen pflanzte er die Anlage zu neuen orte 
Ichritten der römischen Kultur und zur Hebung auch diefer Provinzen. Seine großen 
Bauten befhäftigten vie Arbeitsfräfte der Nation und erhöhten die gemeine Wohl- 
fahrt, indem fie immer zugleid mit der Nüglichkeit vie Schönheit verbanden. An 
der Ausführung mander großer Pläne wurde er durch die eben jo thörichte ala 
ruchlofe Leidenfchaft der fogenannten Patrioten verhindert, welde durd den Mord 
des größten römischen Staatemannes ihrem Baterlande die ſchwerſte Wunde ver- 
jegten, das fie in folder Weife zu retten wähnten. 

Hatten diefe Pläne meiftens nur für das römische Reich eine Bedeutung, fo 
ift doch bei einem derjelben die Nachwelt betheiligt. Cäſar hatte ven Vorſatz, ein 
umfaffendes Gefegeswert der Welt zu geben. Wäre er nicht daran verhindert 
worden, fo hätte er auch in der Richtung, in welder die Römer vorzugsweife 
ihren welthiftoriichen Beruf hatten, in der Ausprägung und Ausbildung der Rechts— 
begriffe, das Größte geleiftet, Zwar hatte zu feiner Zeit die Rechtswiſſenſchaft ver 
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Römer noch nicht ihren Höhepunkt erreicht. Aber die Grundgedanken des römifchen 
Rechts waren Schon alle ausgeſprochen und die verftändige, die realen Verhältniffe 
mit ficherem Blick erkennende Genialität Cäfars hätte manche Püde vortrefflich er: 
feßt, welche die noch unvollendete Wiſſenſchaft ſpäter erſt auszufüllen verſucht hat. 
Wenn irgend ein Römer, ſo war er befähigt, der Welt römiſch-menſchliche 
Geſetze zu hinterlaſſen. Aber das Schickſal hat hier gegen ihn entſchieden und 
ein halbes Jahrtauſend ſpäter einem viel kleineren Fürſten den Ruhm vergönnt, 
aus der Erinnerung an eine größere Vorzeit ein Geſetzbuch herzuſtellen, welches 
der liberalſte Römer mit ſchöpferiſchem Geiſte zu erzeugen vergeblich gewünſcht hat. 

Aber Eine politiſche Idee hat Cäſar noch ſterbend der Welt hinterlaſſen, die 
nach ſeiner einzigen Perſönlichkeit benannte Idee des Kaiſerthums. (Siehe den 
Artikel „Kaiſerthum“.) Die Weltgeſchichte war gerechter als die römiſche Geſchichte. 
Sie hat die vornehmſte und großartigſte Inſtitution, die das Alterthum eingeleitet 
hat, deren volle Verwirklichung aber erſt die ſpäte Zukunft erleben wird, mit dem 
Namen des Mannes benannt, der ſie zuerſt erkannt hatte und ihr erſtes perfön- 
liches Borbild geworben war. Die Römer felbft zogen halb aus Neid gegen Cäfar 
und aus Schmeichelei gegen Auguftus, halb aus Unverftand den Namen Auguftus 
dem Cäfartitel vor. Sp fteigt der Ruhm des fpät erkannten Genies mit ven fünf: 
tigen Zeiten und das von der Gegenwart vorgezogene Talent wird von der Nach— 
welt vem höheren Geifte billig untergeordnet. vluniſchli. 


Cäſaropapismus, ſ. Kirchenhoheit. 
Casus belll, ſ. Krieg. 


Genfur (Sittencenfur). 


Seit dem XVI. Jahrhundert hat man mit dem edeln Namen ver Genfur 
jenes unglüdlihe Inftitut der Vormundſchaft über die Preffe bezeichnet, welches 
eine Zeit lang die politifche Bildung gehemmt, aber die gefürchtete Revolution nicht 
zurüdgehalten hat und endlich unter allgemeiner Zuftimmung im Staate befeitigt 
worden ift, und nur in der Kirche noch ein verkiimmertes Invalivenleben friftet. 
(f. d. Art. Preffe). Der Name wurde von den Römern entlehnt, welde eine ver 
großartigften und ehrwürdigften Inftitutionen ihres Staates jo beſcheiden benannt 
hatten. 

Aud bei andern alten Bölfern finden wir verwandte Cinrichtungen. Den 
Griechen noch, weldye die Begriffe Staat und Recht nicht genügend unterſchieden, 
lag es nahe, die Rechtspflege und die Sittenzudht zu verbinden, oter die Gewalt 
ver Regierung auch gelegentlid im dieſer zu offenbaren oder viefelbe an vie poli- 
tische Kontrole anzufnüpfen. In diefer Weife übten bei ven Athenern ver Areopag 
und die Arhonten, und bei den Spartiaten die Ephoren nebenher fitten 
richterlihe Funktionen aus I), Die Nömer aber unterfchieven ſchärfer zwifchen 
Moral und Recht, und indem fie diefes in feften Eryftallartigen Yormen ausprägten, 
konnten fie weder dem Magiftrat, der die Rechtshändel leitete, noch den Richtern, 


1) Die merkwürdige chinefifche Anftitution des Tu-tſchea-NYuen ift ebenfalls ein weſent— 
lich moralifches Genfurgericht. Die Glieder deſſelben gelten ald Beauftragte des Himmels und 
als „Das öffentliche Gewiſſen des Staats“ und fprechen Yob und Zabel auch über die oberften 
Behörden aus. Selbft den Kaiſer verfchonen fie nicht, wenn er von den heiligen Gebräuchen 
ungeziemend abweicht. Vergl. Eifenhart, die gegenw, Staatenwelt. Leipz. 1856 I, S. 9%. 
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bie über Recht und Unrecht urtheilten, vie Befugnif einräumen, auch über bie 
Sitten zu wachen, und die Unfitte zu ahnden, ohne die gewonnene NRechtsficherheit 
wieder Preis zu geben. So weit daher der römifhe Staat bei ver Bewahrung ver 
guten Sitten feine Autorität zu üben und gegen die Unfitte einzufchreiten Ver— 
anlaffung hatte, fchien dazu eine befonvere Magiftratur von Nöthen, und wurde 
die Cenſur dazu beftimmt. Nidyt mit vollem principiellem Bewußtfein, aber mit 
dem inftinftiven Organifationsfinn, der die Römer auszeichnete, bildeten fie dieſe 
Inftitution ans, die freilich für fich nicht ſtark genug war, die Sittenververbnif 
ber fpätern Zeit abzumwenven, aber in der Zeit der römifchen Größe Vieles dazu 
beitrug, die Würde des Staates rein zu erhalten und die allgemeine Achtung vor 
dem Wohlanftändigen und Geziemenden in dem Volke zu ſtärken. 

Es iſt nicht die Aufgabe des deutſchen Staatswörterbuchs, vie Gefhichte der 
römifhen Genfur zu fchildern 2). Die römische Cenſur befhäftigt uns hier nur 
infofern, als fie nod als ein beachtungswürdiges Vorbild auch dem modernen 
Staate vorleuchtet, welcher in dieſer Hinficht noch weit hinter der antifen Orga— 
nifation zurüdfteht. Oder follte wirklich in dem modernen Staate fein Raum mehr 
fein für eine ftaatlihe Sittencenfur ? Viele glauben das und die Abwefenheit jeder 
analogen Einrichtung in unferm heutigen Staate fcheint diefe Annahme zu redht- 
fertigen. Was davon noch heute geübt wird, ift der gewöhnlichen Polizei überlaffen. 
Man braudt aber nur einen römifchen Genfor neben einen heutigen Polizeifom- 
miffär zu ftellen, um den ungeheuren Abftand zwifchen ver römiſchen Inftitution 
und den heutigen Reft der ftaatlihen Sittenaufficht ſich deutlich vorzuftellen. 

Während des Mittelalters hatte die chriftlihe Kirche die entfchievene Ten- 
denz, die ganze moralifche Leitung und Erziehung der Völker an fi zu bringen. 
Das Chriftenthum war als eine moralifhe Macht in die zerrüttete Welt gefommen, 
die Kirche hatte daher den natürlichen Beruf, die Sittenverberbniß zu heilen. An 
die Stelle der ftaatlihen Genfur trat num die kirchliche Genfur. Der Staat 
jelbft bevurfte der moralifhen Pflege von Seite der Kirhe, das antife römiſch— 
byzantiniſche Weltreih war eben in moralifher Beziehung ſchwach, hinfällig, des 
Arztes bevürftig geworden und die noch uncivilifirten germanifchen Völker — 
obwohl moraliſch gefunver und Fräftiger — unterwarfen ſich doch willig der gött- 
lihen Autorität und ber idealen Erhabenheit ver hriftlichen Religion, welche in der 
römiſchen Priefterfchaft vorerft ihre geweihten Fürſprecher und Vertreter befaf. Auch 
nad) der Reformation dauerte diefe Richtung, wenn ſchon unter veränderten Ber: 
hältnifjen, fort, und eben durch ihre ftrenge Kirchenzucht thaten ſich die Reformirten 
des XVI. und XVII. Iahrhunderts hervor. Wenn die weltliche Gewalt mit ihren 
äußerlihen Zwangsmitteln nachhalf, jo that fie das unter ver moralifhen Autorität 
der kirchlichen Genfur, nicht als eine jelbftändige weltlichmoralifhe Macht. Kirche 
und Staat theilten fid) fo in vie Regierung der Völker, daß jene das ganze Mo- 
valgebiet, diefer das ganze Rechtsgebiet ausſchließlich in Beſchlag nahm. Bei folder 
Weltanfhauung war es begreiflih, daß der Gedanke einer ftaatlichen Sittencenfur 
nicht leicht auffommen konnte. War ſchon bei ven Römern die Genfur an religiöfe 
Anſchauungen angefnüpft worden — die feierliche Reinigung und Sühnung (lu- 
stratio) des Volkes vor den Göttern war der vormalige Ausgangspunkt der cen- 
forifhen Zucht —, um fo entſchiedener meinte man nun bie moralifche Reinigung 
und Sühnung als Kirchenſache betrachten zu müſſen. 


2) Dal. darüber außer Niebuhr Röm. Geh. 11. S. 438 %. Jarcke Verſuch einer 
Darftellung des cenforifchen Strafrechts der Römer. Bonn 1824. 
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Und vennod regt fi in dem modernen Staate das Bebürfniß nad einer 
Ausfüllung jener Lücke, und zwar nicht blos, weil nunmehr die Kirchliche Cenſur 
ihre Macht größtentheils eingebüßt hat und eine Herftellung verfelben in dem 
Sinne des Mittelalters unmöglich geworben ift. Wenn wir auch anerkennen, daß 
die Lebensaufgabe der Kirche wefentlih auf dem moralifhen Gebiete liege, und 
hinwieder der Staat zunächſt die Rechtsverhältniffe zu ordnen habe, fo folgt daraus 
durchaus nicht, daß der Staat feinerlei moralifche Autorität zu üben babe, und 
fo oft er dieſelbe übt, in das firchliche Gebiet übergreife. Es folgt daraus nur, 
daß der Staat in der Regel die blos moralifhen Dinge ſei es ver Kirche 
fei e8 den Privatperfonen zu überlaffen habe, und fih vor ungeſchicktem und zu= 
dringlichem Gingreifen in dieſe Sphäre hüten müſſe. Da aber der Staat jelbft 
als eine Perfon ein moralifhes Weſen ift, und zu feiner Gefundheit der mora= 
liſchen Rüdfichten bedarf, jo muß er, fo weit fein Leben dabei betheiligt 
erfheint, ſowohl allgemeine moralifhe Ordnungen erlaffen, als auch ausnahms— 
weife in einzelnen Fällen gegen beſondere moralifche Bedrohungen einfhreiten 
dürfen. Jene erftere Thätigkeit der Gefeßgebung und der Aulturpflege wird von 
Jedermann leicht zugeftanden, dieſe legtere Folgerung aber angezweifelt, obwohl fie 
auf demfelben moralifhen Grunde ruht, und zur Ergänzung jener unentbehrlich ift. 

Eine Aufftellung folder Ausnahmsfälle ift nicht möglich, und ed wäre ein 
Fehler, wollte man fie durch ein Gejeg näher beftimmen und formal abfdließen. 
Die Mannigfaltigfeit des Lebens ift immer neu, und wedt aud neue moralifcdhe 
Bedürfniſſe. Aber wir können einige Fälle beifpielsweife erwähnen und zugleich 
gewiſſe Schranfen der moralijhen Autorität des Staates bezeichnen: 

1) In die Privatmoral einzugreifen, darf in der Regel dem Staate durd)- 
aus nicht verftattet werben. Sie ift Sache der Individuen, nidyt des Staates. Würde 
der Staat auch bier Autorität üben, fo würde er den Gegenfa von Recht und 
Moral (f. d. Art. Recht) verwirren und bie moralifchen Kräfte ver Bürger, die vor- 
züglid in freier Selbftbeftimmung fi offenbaren und wachen, tödtlich verlegen, 
nicht ftärten. Aber ausnahmsweiſe kann auch bier die Macht des Staates provocirt 
werben, wenn eine offenbare Immoralität eines Privaten die moralifhen Grund: 
lagen aud des gemeinfamen Lebens ver Menfhen und bie öffentliche Wohlfahrt 
bedroht, d. h. wenn ihre nachtheilige Wirkung auf die allgemeine Gittlichkeit 
offenbar ift. So 3. B. wird fi der Staat um die Geſchlechtsverhältniſſe 
regelmäßig nur infofern zu kümmern haben, als er das beftehende Recht zu ſchützen 
berufen ift. Mit Recht aber haben vie römischen Genforen — und unter ihnen 
nicht blos der geftrenge Cato, fondern auch der liberale Cäſar — einzelne juriftifch 
nicht ftrafbare noch als Privatunrecht verfolgbare Handlungen — wie die erlaubte oder 
leichtfertige Scheidung oder die allzu raſche Wiederheirath der gejchievenen Frau — 
gerügt, duch welche die öffentliche Witrde der Ehe angetaftet und befledt worden 
war. Am nothwendigften wird das, wenn hochftehende Männer, deren Beifpiel weit 
umber wirkt, ſolche Immoralität verſchulden. Es geht den Staat nichts an wenn 
etwa ein fürftliher Prinz gelegentlich ausfchweift, aber wenn er in dem monoga- 
mifhen Europa ein offenes Harem einrichtet, oder wenn er feine Maitreffe wie 
eine Ehefrau in die Gefellihaft einführt und dafür Anerkennung fordert, fo ift 
bie cenforifhe Macht des Staates an ihrem Plage. 

Ebenfo find die Geldverhältniffe zumäcft ven Privaten umd ihrem freien 
Berfehr anheimgeftell. Wenn aber ein reicher Geizhals offenbar fein Vermögen 
dazu mißbraucht, um die Armen und Schwachen, wenn auch in juriftifch unantaft- 
barer Form, vollends auszufaugen und nieverzubrüden, ober wenn ein üppiger 
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Schwelger durch feinen zur Schau geftellten widerfinnigen Purus den Simı für 
Anftand nnd die guten Sitten im Volfe bebroht, fo ift wieder für ven Staat ein 
Grund vorhanden, nad dem Vorbilde der Römer die Cenſur zu üben. Ihre rich— 
tige und energifhe Handhabung würde, zumal in den Fällen ver erftern Art, mit 
dazu beitragen, das furchtbare Mißverhältniß in der BVertheilung der Güter, an 
dem vie civilifirte Welt leidet, zu mildern. 

2) Ift das Einfchreiten des Staates wegen Privatimmoralität nur in feltenen 
Fällen und unter auffallenden Umftänden zu billigen, jo darf der Staat wohl 
leichter eingreifen, wo bie öffentlihe (politifche) Moral unmittelbar be 
theiligt erfcheint, aber aud) da nur zur Ergänzung der regelmäßigen Rechtspflege, 
und nicht an deren Statt, und wieder nur, wenn die politiiche Immoralität un- 
zweifelhaft ift und die moralifche Geſundheit des Staatslebens ernftlih davon be- 
troffen erfcheint. Die römiſchen Genforen haben fo den Brud eines politischen 
Eides, unfittlihe Geſetzesanträge, Verlegung des politiihen Anftandes u. dgl. ge: 
rügt. Ein feiges Benehmen in gefährlichen Zeiten, das je höher das Bertrauen 
ift, das ein Öffentlicher Charakter feiner Stellung nad in Auſpruch nimmt, um 
fo ahndungswerther ift, ein Uebermaß von hochmüthiger Härte gegen die Unter: 
gebenen oder von forglofer Gleichgültigfeit für das Wohl der anvertrauten Unter- 
thanen, oder die Niederträchtigkeit der fehmeichlerifchen Lüge, durch welche pas 
Staatshaupt zu ſchädlichen Mafregeln mißleitet wird, die unanjtändige Bör- 
fenfpefulation von Seite hoher und einflufreiher Staatsbeamten und vergleichen, 
bürfen wohl als weitere Gründe betrachtet werben, melde im Haren Fällen bie 
ftaatliche Cenſur zur Thätigkeit veranlaffen. 

In allen diefen Beziehungen ift die heutige Polizei durdhaus ungenügend. Die 
Römer hatten den guten Takt, die Ausübung der hohen Staatscenfur nicht den 
untergeorpneten Dienern der Gewalt zu überlaffen. Nur die ehrenwürdigften und 
angejehenften Staatsmänner wurden zu Genforen gewählt. Es gab in der römi- 
ſchen Republif Feine höher geachtete Würde als die des Cenſors; dem Genjoramt 
wurde „Majeftät” zugefchrieben. Darin liegt die wichtigfte Garantie des ganzen 
Inftitutes. Nichts wäre verberblidher, ald wenn es der gewohnten Beamtung über: 
geben oder nad) Hofgunft verliehen und in bureaufratifcher Geſchäftsweiſe gehanp- 
habt würde. Alle, welche ſich gegen jede ftaatlihe Sittencenjur fträuben,, haben 
volltommen Recht, fo lange die Gefahr befteht, daß fie in folder Weife einge- 
richtet würde. Beſſer keine als eine büreaufratifhe Cenſur. Nur wenn in ver In— 
ftitution felbft, wie urjprünglid bei ven Römern, dafür geforgt ift, daß je Die 
weifeften, auf ver Höhe des Volfslebens ſtehenden, durch Unabhängigkeit ver Stel- 
lung und des Charakters hervorragenden, des allgemeinen Vertraues würdigen und 
daſſelbe genießenden Männer das Genforamt erhalten, wird viefelbe ihre Aufgabe 
erfüllen können. Nur wer in Berfon eine moralifche Autorität ift, darf auch ſolche 
Autorität im Staate üben. Ein in diefem Geifte wohl organifirter pelitifcher 
Orden fünnte dem modernen Staate diefelbe Garantie gewähren und Ähnliche, 
und noch befjere Dienfte leiften, als vormals die römische Magiftratur der rö- 
mifchen Republik. 

Das Bedürfniß einer politifch«moralifhen Genfur wird von manden Publi- 
ciſten auch für den modernen Staat anerfannt, aber eben um der Schwierigkeit 
willen, die einer guten Organifation im Wege fteht, daran verzweifelt. Welder 
hat deßhalb (im Staatslerifon) die freie Preſſe als die einzig mögliche Sitten- 
cenfur der neuen Zeit erklärt. Auch wir find der Anficht, daß eine wirkliche freie 
Preſſe einigen Erjag für den Mangel der Inftitution biete. Aber wo dieſe Frei- 
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heit entweder nicht oder nur zum Scheine geübt wird, fällt auch diefer Erfag weg; 
und felbft wo fie geübt wird, reicht fie nicht aus, um jene Lüde zu decken. Theils 
ift die Preffe meiftens ein ſehr parteiiſcher Sittenrichter, — die beften Zeitungen find 
Parteiorgane und find eben jo freigebig im Lob ihrer Freunde, wie tadelfüchtig gegen 
ihre Feinde —; theils ift das Wefen ver Cenfur ftaatlihe Autorität, welde 
der Preffe völlig abgeht. Dem Bedürfniß kann daher doch nur durd die Ueber: 
windung jener Schwierigkeiten abgeholfen werben. Die Wiſſenſchaft kann viefelben 
bezeichnen und auf den Weg binweijen, der einzufchlagen ift, aber nur die ſtaats— 
männifhe That jelbit fann die reale Aufgabe zeitgemäß erfüllen. 

Auch bezüglich des Verfahrens und der Zuchtmittel ift pas Borbilv ver 
römischen Genfur wohl zu beachten. Die Eenforen griffen von Amtswegen ein, 
aber fie gaben dem Angeichuldigten, den fie vorluden, volle Gelegenheit ſich zu 
vertheidigen, und fie thaten ihren Spruch öffentlich und belegten ihn mit Gründen. 
Der Befangenheit oder Leidenfchaftlichkeit eines einzelnen Genfors war überbem 
in der Interceffion anderer Genforen ein Zügel angelegt und waren etwa die Gen- 
foren eines Yuftrums allzu ftrenge verfahren, fo fonnten ihre Nachfolger in dem 
folgenden Yuftrum das Uebel heilen. 

Die Zuchtmittel entiprachen dem Grundcharafter der Cenſur, als einer mora- 
liſchen Imftitution. Sie trafen nicht wie die eigentlihen Strafmittel, welche nur 
der Rechtöpflege zuftehen, den Leib oder das Gut oder die Freiheit des Schul- 
digen, überhaupt nicht die Privatrechte, jondern ausfchlieglic die öffentliche 
Ehre veflelben und die politifhen Rechte. Ihre Wirkung war alfo auf das 
Gebiet der moralifhen Würdigung und der politifchen Lebensgemeinfchaft begrenzt. 
Der unwürdige Senator fonnte aus der Liſte der Senatoren geftrichen, dem un— 
fittlihen Ritter das Ritterpferd entzogen, andere weniger hochgeſtellte Bürger doch 
aus der Zunft audgeftoßen und in eine untere Stimmklaſſe verſetzt oder völlig 
des Stimmrechtes beraubt werden. Die Unfähigkeit zu Ehren und Aemtern war 
eine vegelmäßige Wirkung der cenjoriihen Ahndung und die Unehre, welde von 
derfelben unzertrennlih war, wurde aud im focialen Berfehr empfindlich verſpürt. 

In allen viefen Beziehungen hätte eine moderne Genfur nichts Neues zu er- 
finden, fondern nur den römifchen Gedanken in die moderne Yebensweije zu über- 
ſetzen. Die Ausfchliegung von genofienfchaftlihen und politiihen Ehren-, Stimm- 
und Wählbarfeitsrechten wäre auch heute noch ein jehr wirfjames und zugleidy ein 
durchaus berechtigtes Mittel, um die Öffentliche Immoralität ernſtlich zu züchtigen, 
und die Energie auch der öffentlihden Moral zu bethätigen, Bluntfati. 


Ceuſus, ſ. Wahlreht und Wählbarfeit. 
Gentralamerita, ſ. Mittelamerifa. 


Eentralifation, Decentralifation. 


I. Der Gegenfat von Gentralifation und Decentralifation I) erfcheint in allen 
Berhältniffen menſchlicher Gemeinschaft: im gefelligen und im politifchen Yeben, im 
Staat und der Kirche, in der Gemeinde und felbft in der Familie, in den öffent- 
lihen Gefchäften wie in den Privatgefhäften großer und Heiner Wohlthätigfeits-, 
Bildungs- und Erwerbsanftalten. Ueberall wiederholt fih das Verhältniß von 

i) „Decentralifation‘ ift fein glücklicher, aber der einzig gebräuchliche Ausdrud für die Be: 
tonung der Peripherie gegenüber dem Gentrum. 
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Haupt und Glievern, Centrum und Peripherie, entweder ſchon im natitrlichen 
Drganismus ausgeprägt oder durch menſchliche Beranftaltung gebilvet; überall 
wiederholt fi die Aufgabe, dieſes Verhältniß richtig aufzufaſſen und zu orbnen, 
die Kraft des Meittelpunktes und die Selbſtſtändigkeit der Peripherie im rechten 
Maß zu vertheilen, — die Frage der Gentralifation und Decentralifation. 

Wenn von politifher Gentralifation die Rebe ift 2), darf nicht über- 
fehen werden, daß diefer Ausdruck feinen Gegenftand nur annähernd mit einem 
ungenügenden Bergleiche bezeichnet, der zu irrigen Folgerungen verleiten Tann. 
Er erinnert zu fehr an ven Bau einer Mafchinerie, deren einzelne Theile ohne 
eigenes Leben und ohne Fähigkeit der Selbftbeftimmung mechanifch der bewegen— 
ven Kraft des Gentrums folgen. Den Glievern des Staatsorganismus kommt aber, 
wenn gleich in innigem Zufammenhange mit dem Leben des Mittelpunftes, urfprüng- 
ih und kraft natürlicher Nothwendigkeit ein Wirkungskreis freier felbftftändiger 
Thätigkeit zu. (Vgl. den Art. „Staat“.) Während dort die VBeftimmung der Ma— 
Ichinerie um jo volllommener erfüllt wird, je unfehlbarer jeder einzelne Theil dem 
Gentrum zu folgen gezwungen ift, müßte der politifche Körper, deſſen Glieder ihres 
Gigenlebens völlig beraubt wären, zu Grunde gehen. Dort gilt das mechanifche 
Geſetz: unbedingte Alleinherrfchaft des Gentrums, unbedingte Gentralifation, — 
hier das organifche Geſetz: Harmonie zwifchen ver Herrichaft des Hauptes und 
der Freiheit der Glieder, Gentralifation und Decentralifation in richtiger Ber: 
bindung. 

Der Begriff der politifhen Gentralifation läßt eine engere und weitere Auf- 
faffung zu: Bergleiht man den mittelalterlihen mit dem modernen Staat, fo 
drängt ſich vor allem vie charakteriſtiſche Verſchiedenheit auf, daß legterer feinen 
Zweden einen weiteren Umfang als jener gegeben und demgemäß einen weiteren 
Kreis des Öffentlichen Yebens unter feine Botmäßigfeit gebracht hat. War ehedem 
die Sorge für Unterricht und Armenverpflegung größtentheils der Kirche, für 
Sicherheit und Verkehrsmittel den Gemeinden, die Rechtspflege vielfach den Pa- 
trimonialherren anbeimgegeben, fo bat dagegen der moderne Staat dieſe und an— 
dere Angelegenheiten ausſchließlich oder konkurrirend in das Bereich feiner Thätig- 
feit gezogen. Auch heute noch ift dieſer Proceß feineswegs abgeichloffen und das 
Problem nod nicht erledigt, wie weit die Gentralifation des öffentlichen 
Lebens im Staat auszudehnen fe. Es umfaßt zugleich die Sonderung der: 
jenigen Gebiete, die mır einer ftaatlihen Oberaufſicht zu unterwerfen find, von 
dem unmittelbaren Wirkungskreife der Staatögewalt. Innerhalb der weiteren oder 
engeren Grenzen, welde der Staat feinem Wirkungskreiſe geftedt bat, erhebt fich 
nun die Frage der Gentralifation zum zweitenmal: Soll die Gefeßgebung den 
Mittelpunfte der Staatsgewalt allein vorbehalten, oder zum Theil auf Provinzial- 
und Bezirfsorgane übertragen, — joll fie ganz in die Hände des Staatsober- 
bauptes gelegt, over an die Mitwirkung einer Bolkörepräfentation gebunden fein; 
ſoll im Geſetze felbft neben ver Einheit des Staatsverbandes aud die Mannig- 
faltigfeit ver Zuftände und Interefjen ihren Ausdruck finden? Sollen die Ver— 
waltungsämter in ihren mittleren und unteren Stufen nur als Werkzeuge des 


2) Es ift bier die Gentralifationsfrage in Bezug auf Staatsverbäftniffe gegenüber allen 
anderen oben angedeuteten Beziebungen gemeint, Die Unterjcheidung, die ein neuerer Sprachge— 
brauch zwifchen „politifcher" und „adminiftrativer” Gentralifation aufftelt, läßt ſich 
auf Die in dieſem Artikel angenommene Unterſcheidung von Geſetzgebungs- und Bermultungecen: 
tralifation zurũckführen. 
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Gentrums beftellt oder mit relativer Selbftftänbigfeit ausgeftattet fein, und foll 
das Volk zur Mitwirkung bei den Geſchäften berufen, over alle Thätigkeit der 
Staatsverwaltung in den Staatsämtern koncentrirt werden? — Nächſt der Gen- 
tralifation des öffentlichen Lebens im Staate ift mithin die Centralifation des 
Staatslebens im Staatsoberhaupt und im Amte ein Gegenftand ver 
Betrachtung. 

Deide Richtungen ftehen principiell und gefchichtlih in zu engem Zufammen- 
bang, ald daß fie in ver Darftellung getrennt werden könnten. 

Der Gegenſatz zwijchen politifher Gentralifation und Decentralifation ift 
nicht auf die Berfafjung des Einzelſtaates beſchränkt; er tritt ebenjo in den Ge— 
fegen der Verbindung hervor, die zwifchen einer Mehrzahl föderirter Staaten be- 
fteht. Anderſeits wiederholt er fi innerhalb des Einzelftantes wieder in den wei- 
teren und engeren Kreifen der Provinziale, Bezirks- und Gemeindeverfafjung, 
ſowie in der Einrihtung der nad dem Nealfyftem geordneten Aemter. Die Ber- 
faffung des Geſammtſtaates und einzelner Verwaltungszweige fann ftart centralis 
firt und zu gleicher Zeit die Organifation der Gemeinden und anderer Verwal: 
tungszweige mehr vecentralifirt jein. Ebenſo läßt der centralifirte Zuftand ber 
Geſetzgebung, wie dies zumal an dem Beifpiel Englands zu erfennen ift, wicht 
auf eine gleich centralifirte Verwaltung ſchließen. Diefe Ungleichheit hat ihren 
Grund zum Theil in der gefchichtlihen Entwicklung, zum Theil in ver inneren 
Verſchiedenheit der Zwede und Organe, der eine unterſchiedslos gleiche Behand— 
lung nicht entſpricht. 

II. Die Geſchichte der europäifchen Staaten und insbefondere Deutſchlands 
zeigt eine fortjchreitende Bewegung vom becentralifirten zum centralifirten Zuftand, 
„Der mittelalterliche Staat war die Zerfplitterung des Ganzen in feine und Heinfte 
Sonderwejen; der moderne Staat ift die Verbindung aller Theile zum Ganzen 
und die Einheit des Ganzen.” (Bluntſchli, über den Unterfch. der mittelalterl. u. 
der mod. Staatsidee.) Es ift dies der Fortjchritt von einem unvollfommenen zum 
volltonnnneren Zuftand, aber in Deutfchland auf Koften der nationalen Einheit 
nur territorial durchgeführt und bier von einjeitigen UWebertreibungen des neuen 
Princips begleitet. 

Die Anfänge einer Verwirklichung der Centralifationsivee gingen von der 
Reich sgewalt aus; fie bezogen fi vor allem auf die Stellung der Nation nad) 
außen und im Immern auf die Inftitutionen der Friedensſtiftung und Rechts— 
pflege, — die Thätigfeiten, worin überhaupt das damalige Staatsleben zum 
größten Theile begriffen war. Während dieſe Gentralgewalt verfiel, entwidelte ſich, 
aus ihrer Zerftörung Kraft ſchöpfend, die Gentralifatton der Territorien, die bald 
auf einer niederern Stufe weit volljtändiger ausgebildet war, als die Gentralifa- 
tion des Reiches zur Zeit feiner Blüthe. 

In der lanpftändifhen Periode — bis zur Mitte des 17. Jahrhun- 
dert? — wurde die Gerichtsbarkeit und die ihren Wirkungsfreis allmählig erwei- 
ternde Polizei vielfach, wenigftens in ven unteren Abftufungen, von den adeligen 
Gerichtöherren, der Geiftlichleit und den Städten zu eigenem Recht verwaltet. 
Autonomie und lofales Herfommen (vgl. Br. I ©. 609) verwiefen vie Landes— 
gejeggebung auf einen beſchränkten Spielraum, und wo fie in Wirkfamfeit trat, 
lag ihr Umfreis bei der Zerjplitterung des Reiches in Hunderte von kleinen Stants- 
bildungen dem Gentrum oft fo nahe, daß fie faft einen lofalen Charakter annahm. 
Im gefeßgebenden Körper felbft war weniger die Ginheit des Staates als bie 
Bielheit der ftändifchen Sonverinterefjen ausgeprägt; die Geſetzgebung entjprang 
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mehr aus einem Kompromiß der Theile, als aus dem Mittelpunfte bes 
Ganzen. 

Der folgenden abfolutiftifhen Periode ging die Aufnahme des römischen 
Rechtes voran, die ihrerfeits kein Werk der centralifirenden Gefeßgebung war, 
aber vdiefer, indem fie die Kraft der autonomifchen Rechtsbildung zerftörte, erfolg— 
reich die Bahn brach. Im 18. Jahrhundert hatte tie landesherrliche Gewalt, unter 
Mitwirkung der Yandftände entwidelt und erftarkt, ſich dieſes Gehülfen faft überall 
vollends entlevigt; die Natur ſelbſt jchien ihr durd das Ausfterben zahlreicher 
Fürftenhäufer, das die Macht ver übrigbleibenden mehrte, hülfreiche Hand zu 
bieten. Die landesherrliche Gewalt durchbrach, unterwarf und beherrſchte num mit 
einer unumſchränkten gefeßgeberiichen und abminiftrativen Thätigkeit alle die for- 
porativ abgeſchloſſenen Yebensfreife, die bis dahin ihren Mittelpunkt und die Re— 
geln ihrer Eriftenz in ſich felbft gefunden hatten. 

Neben dem neuen Brincip der territorialen Staatseinheit erhob fidy ein an- 
deres: das Princip ver Rechtsgleichheit, das der Eentralifation ebenfalls günftig 
fein mußte. Beide machten fidy mit einer Schärfe und Einfeitigfeit geltend, bie 
vielleicht unerläßlihd war, um ihren Sieg zu fichern und in diefem muß aller- 
dings, fo arg er mißbraucht wurde, der Sieg bes neuen Staates über den alten, 
ein epochemachender Fortſchritt der Entwidlung erfannt werben. Die Gefegebung 
und Verwaltung des 18. Jahrhunderts, die Alles in ihr Bereich 309, war zus 
gleich entſchloſſen, Alles und Jedes ohne Achtung propinzieller Eigenthümlichkeiten, 
hergebrachter Rechte und eingewurzelter Sitten nad) dem Zufchnitt Einer Normal: 
ivee zu behandeln. Der deutſche Abjolutismus folgte hierin demfelben Impuls, wie 
die franzöfifche Revolution, der er jo mande von feinen Einrichtungen entlehnte; 
das Genie Friedrichs des Großen war von berjelben Staatsanſchauung geleitet 
wie der humane Eifer Joſephs 11. oder der felbftfüchtige Despotismus anderer 
Fürften diefer Zeit. Nicht weniger als in dem inneren Gehalte ver Gefeggebung 
erhielt aud in der Organifation verfelben vdiefer Gentralifationsgevanfe feinen 
ſchroffen Ausprud: jede entjcheidende oder nur berathende Vertretung der Landes— 
interefjen hatte mit dem Eingehen ver Lanpftände ohne Erſatz aufgehört. In der 
Staatsverwaltung, die nun faft ausjchlieglih auf ein beſoldetes Beamtenthum 
geftügt war, wurde der Uebergang vom Provinzialjyften zu dem mehr centralifti- 
ihen Realſyſteme (Bd. I S. 213) gemadt. Im Gebiet der Rechtspflege wurde 
die Abſchaffung der Patrimonialgerichtsbarfeit und vie Vereinigung aller Jurie- 
viftionsbefugniffe in der Staatsgewalt zum Theil durchgeführt, zum Theil wenig— 
ftend vorbereitet. Dagegen ging am Schluß dieſer Periode die Reich sverfaſſung 
mit den Gentralanftalten für Geſetzgebung, Verwaltung und Juſtiz, vie fie der 
nationalen Geſamnitheit noch dargeboten hatte, vollends in Trümmer. 

Die Ausgleihung des Gegenjages zwifchen den Grtremen der zwei vorher- 
gehenden Zeiträume beginnt im 19. Jahrhundert mit dem Anfang der fonfti- 
tutionellen Periode. Nachdem der gewaltthätige Gentralifationseifer des 18. 
Jahrhunderts feine Dienfte gethan und das Princip der Staatseinheit unzerftör- 
bar befeftigt hat, kann nun auch die Erfenntniß der Gefahr, die in ihm liegt und 
die Nothwendigkeit einer ausgleichenden Gegenwirkung fich geltend machen. Dieſer 
Uebergang ift perjonifichtt in Stein, dem bedeutenditen unter den deutſchen Staats- 
männern, die an der Grenze der abjolutiftiichen und konftitutionellen Periode ftehen. 
Stein’s Thätigfeit zeigt fich einerfeitS in der Organifation der Verwaltung umd 
theilweife der Geſetzgebung ſtark centraliftifih, während anverfeits fein Beftreben 
darauf gerichtet ift, ven Gemeinden und Provinzen eine mit dem Grundgedanken 
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bed neuen Staates harmonirende Selbftftändigkeit zurädzugeben. Die Idee ber 
(preußifhen) Reichsſtände, die er bi8 zum Ende feines Lebens vor Augen hatte, 
vereinigte beide Richtungen in fi, da dieſe Inftitution ebenfowohl dienen konnte, 
die Achte Gentralijation zu fördern als der faljchen zu widerftehen. — Das 19. 
Jahrhundert hat feine Aufgabe der Vermittlung zwiſchen Centralifation und Auto- 
nomie noch nicht gelöft, aber nach allen Seiten Hand angelegt. In den meiften 
Staaten ift die Auffaffung der Gemeinde als eines bloßen Verwaltungsbezirkes 
verlaffen und ihr Recht auf eigenes Leben anerfannt; der Bildung freier Genoffen- 
haften ift mehr oder weniger Naum gegeben, theilweije felbjt Ermunterung und 
Unterftügung vom Staate gewährt; Provinziallandtage und Bezirksverfammlungen 
find theils wiederhergeftellt oder neu geſchaffen, theils wenigjtens in die politifchen 
Programme aufgenommen. Die gefeggebende Gentralgewalt tritt nach den Einridy- 
tungen des fonftitutionellen Syftems, das über alle monardijchen Staaten außer 
Oeſterreich verbreitet ift, nicht in Thätigkeit, ohme fih mit einer Volksvertretung 
verftändigt zu haben. Diefem Syfteme liegt in der That — gegenüber dem oben 
angebeuteten Fehler der landſtändiſchen Berfaffung und der entgegengefeßten Ein— 
feitigleit des abfoluten Regiments — der Gedanke einer wahrhaften, die Einheit 
von Haupt und Gliedern darftellenden Gentralifation zu Grunde, 

Allerdings erfcheinen in der Praris diefe neuen oder erneuerten Inftitutionen 
oft nod als ein Gegenbild des Zuftandes, den Tocqueville (L’aneien regime et 
la revolution) bei der Darftellung ver franzöfifhen Gentralifationsgefchichte ſchil— 
dert: Wie in Frankreich die Würdenträger der alten Provinzialverfaflung lange 
Zeit noch den äußeren Glanz ihrer ehemaligen Autorität bewahrten, nachdem bie 
Autorität jelbjt ſchon vollftändig den Beamten der neuen Gentralgewalt zugefallen 
war, jo find in Deutſchland jene neuen Organe zuweilen nur als kraftlofe Figu- 
ranten aufgeftellt, während die Leitung der Gejchäfte in Wahrheit von ven Be- 
hörden der Gentralgewalt fortgeführt wird. Die konftitutionelle Berfafjung erjcheint 
in der Gefchichte diefes Jahrhunderts oft bis zur völligen Nichtigkeit abgefhwächt; 
den Gemeindekorporationen ift es ſchwer gemacht, ihre Freiheit gegen die Eifer- 
ſucht ver falſchen Gentralifationstendenz zu behaupten, Dennod bewährt jeder ver- 
gleihende Blid auf das vorige Jahrhundert den veränderten Charakter ver Zeit, 
der in feinem Gang durch widerftrebende Elemente aufgehalten, aber nicht über— 
wältigt wird, 

Dem Bedürfniſſe der Gentralifation durd Ausbildung eines deutſchen Ein- 
heitsſtaates Genüge zu thun, war der Nation nicht beſchieden. Die Entwicklung 
ver Einzelftaaten ging auf Koften der Neichseinheit ver fih und nahm den poli= 
tiſchen Bildungstrieb jo ausjchlieglih in Anſpruch, daß aud ein kräftiges Bun- 
desverhältnif nicht neben ihr erwachſen konnte. Keineswegs dem Reich, ſondern 
ven Gegnern des Reichs wurde die Selbftftändigkeit von 200 landesherrlichen Ge— 
bieten im Verlauf weniger Jahre geopfert; die übriggebliebenen Einzelftaaten waren 
um fo mächtiger und im Genuß der erworbenen Souveränetät um fo geneigter, 
den Forderungen zu widerftehen, die der nationale Ginheitsprang am fie ftellte. 
Die Befriedigung des Gentralifationstriebes in diefer höchſten Sphäre, die Schaf- 
fung einer wahrhaften Gentralgewalt für Deutſchland, ift die größte und jchwerfte 
unter ben politifchen Aufgaben ver Zukunft. 

III. Es giebt für das richtige Maß ver Eentralifation feine allgemein gültige 
Norm, vie auf alle Staaten und alle Zeitverhältnifie gleih anwendbar wäre. 

Nicht bei allen Völkern und zu jeder Zeit wohnt in den Ölievern des Dr- 
ganismus dieſelbe Fähigkeit und derſelbe Drang zu felbftftändiger Yebensäußerung. 

Bluntſchli, Deutfches Staats-Ikörterbud. II. 26 
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Der Franzoſe giebt fih mehr als ver Deutfche dem Ganzen bin; feine Natur 
ſcheint eine ftraffere Eentralifation zu vertragen und zu fordern, als die deutſche. — 
In Staaten, deren Bevölkerung Einem Stamm angehört oder durch langes Zu— 
fammenfeben verfhmolzen ift, ergiebt fih weniger Anlaß die Gefeßgebung und 
Berwaltung zu inbivipualifiren, als in anderen Staaten, bie erft feit Furzem, 
oder aus Beftanptheilen von wejentlid) verfchiedener Art gebilvet find. In Spanien 
bat die Selbftftänpigkeit der Provinzialverfaffung größere Bereutung als in Franf- 
reih; Joſeph N. ging am dem Verſuche zu Grund, auf Deutfhe und Italiener, 
Belgier, Böhmen und Ungarn viefelbe politifche Mufterivee anzuwenden. Aller: 
dings muß in einem Reich wie es das feinige war, um fo forgfamer jedes wirf- 
lih vorhandene Element der Ginheit von einem ftarfen Mittelpunft aus gepflegt 
werben; das Zufammenhalten auseinanderftrebender Nationalitäten beruht auf der 
Kunft, einerfeits die Befonverheit ihrer Natur zu achten, anderfeits fie den wirth- 
Ihaftlihen und politifhen Vortheil, welden die Einigung zu einem größeren und 
ftärferen Staatöförper gewährt, in vollem Maße empfinden zu laſſen. — Im 
Augenblick einer ſchweren Krifis, namentlich eines Kampfes um die äußere Unab- 
bängigfeit, ift das Gentralifationsbepürfnißg ftärfer als in Zeiten der Ruhe. Es 
wird bier nöthig, die Koncentrirung der verfügbaren Kräfte zu fteigern und da— 
durd die Staatsgewalt gegen jedes Hemmniß zu fihern, das fie von dem Eigen- 
willen der äußeren Organe erfahren könnte. Sie felbft centralifirt fi) im Momente 
ver höchſten Gefahr bis zur Diktatur. 

Daß endlich ein allgemein gültiger Mafftab der Gentralifation infoferne eben- 
fall8 undenkbar ift, als für die verfchiedenen Zweige ver Gefeggebung und Verwaltung 
auch verfchiedene Grundfäge gelten, wird fid) noch beftimmter aus dem Folgenden 
ergeben. 

IV. Eine Reihe von Artifeln des Staatswörterbuchs hat die Frage der Cen— 
tralifation in ihren einzelnen Anwendungen und mit Rücdjicht anf befondere Zeit- 
und Staatsverhältniffe zu verfolgen; der Artikel „Deutiher Bund (Reform) wird 
den Anliegen der nationalen Eentralifation gewidmet fein. Hier bleibt noch übrig, 
die allgemeinen Grunpfäge, die man für das deutſche Staatsleben der Gegenwart 
aufftellen fann, in einem kurzen Umriß zufammenzufaffen. Das praftiiche Interefie 
knüpft fih aber in unferen Tagen mehr an die Betrahtung und Abwehr der 
falfhen Centralifation als an die des entgegengefetten Ertremes. Denn wäh— 
rend die erjtere, eine Ueberlieferung des 18. Jahrhunderts, noch vielfach in den 
Inftitutionen vorherrſcht, hat die falfche Decentralifation weit weniger Geltung 
im Leben und in ver Theorie wenig gefährliche Anhänger. Ungefährlich find vie 
radifalen Programme des vorigen Jahrzehnts, die auf Vernichtung jeder Staats- 
gewalt zielten; ihre Ausführung ift um jo weniger zu fürchten, je gewiffer Anar- 
hie das unmittelbare Ergebniß wäre. Diejenigen demokratiſchen Parteien, die eine 
politifh mögliche Berfaffungsform im Auge haben, bedrohen die Monarchie, nicht 
bie Gentralifation. Die focialiftifhe Lehre ift vollends auf den Gedanken einer 
abenteuerlich gefteigerten Gentralifation gegründet. Auf die Dauer gefahrlos, wenn 
auch augenblicklich Berwirrung ftiftend, find endlich die Beftrebungen, ven cen- 
tralifirten Staat in Patrimonialgebiete aufzulöfen. 

Die Aufgabe der Gegenwart ift alfo vorwiegend, wiewohl keineswegs aus— 
nahmelos, Ermäßigung, nicht Verſtärkung der Gentralifation. 

1) Eentralifation der Gefeggebung. Auf diefem Gebiete fommt zu- 
nächft die Organifation des gefeggebenden Körpers, fodanı die Ausdehnung und 
Art feiner Thätigkeit in Betracht. 
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Um den wahrhaften Ausprud der im Volle lebendigen Staats- und Rechts: 
ideen darzuftellen, muß das Gejeß entweder unter Mitwirkung des Volles ent- 
ftehen, oder von einer geiftig hervorragenden Perfönlichfeit ausgehen, im der jenes 
Rechtsbewußtſein foncentrirt ift. Da auf die feltene Erſcheinung folder Individuen 
nicht gezählt werden fann, fo hat pas konftitutionelle Syftem Fürſorge getroffen, 
im monardifhen Staat die erftere Forderung zu erfüllen. Die Theilnahme einer 
Boltsvertretung an der gefeggebenden Thätigkeit der Gentralgewalt kann nicht hin- 
dern, daß die Fehler des Volfscharafters und die allgemeinen Gebrechen der Zeit, — 
wohl aber daß die Irrthümer oder Launen Ginzelner fi im Geſetz ausprägen. 
Gut geregelt bürgt fie nicht allein für die Uebereinftimmung des Gefeges, wenig- 
ftens der Grundzüge veflelben, mit dem Volfsgeift, fondern auch dafür, daß die 
Kräfte des Landes nicht im Uebermaß für den Staatszweck in Anſpruch genom- 
men und daß die Bedürfniſſe der verfchievenen Landestheile und Bevölterungs- 
klaſſen mit mehr Sicherheit erfannt, gewürdigt und vermittelt werben. Es ift fein 
Erfag diefer Bürgſchaft, wenn die Gentralgewalt den Rath der Behörden ein- 
bolt, der zu oft nur das Spiegelbild ihres eigenen Geiftes, ihrer Fehler wie ihrer 
Borzüge zeigt 9. — Die größte, doch nicht umüberwindlihe Schwierigkeit konſti— 
tutioneller Geſetzgebung liegt in ver Gefahr, daß über der PVielheit der einwirken— 
den Elemente die Einheit des Gedankens verloren gehe. Diefe Gefahr tritt aller- 
dings in geringerem Grade ein, wenn die Gefetgebung in ver Hand des Staats- 
oberhauptes foncentrirt ift, fann aber aud da durch die Zulaffung rivalifirender 
Einflüffe hervorgerufen werben 4). 

Iſt die Eentralifation der geſetzgebenden Gewalt richtig ermäßigt, jo darf 
ferner auch deren Wirkungsfreis nicht meiter ausgedehnt werden, als das Bedürf— 
niß einer centralifirten Gefeggebung reicht. Für die Legislation wie für bie 
Anminiftration gilt der Grundſatz, jeder Thätigkeit ihren Mittelpunft in dem 
Kreife Derjenigen anzuweifen, vie am Erfolge zunächſt betheiligt find, aber auch 
jevem mitbetheiligten weiteren Kreis die Möglichkeit einer Einwirkung zu fichern, 
die der Stärke feiner Interejfen entfpridt. In Gemäßheit dieſes Grunpfages ent: 
hält fi der Staat aller Oefetgebung über Verbältniffe, die nicht ftaatliher Natur 
find, und er befchränft fih auf die allgemeinfte Yeitung und Ueberwahung ver- 
jenigen Berhältniffe, die ihn nur in zweiter Linie berühren. Der Fehler der mit- 
telalterlihen Decentralifation ift nicht darin zu ſuchen, daß der Staat jebem 
Kreis die Sorge für das Seinige überließ, fondern darin, daß er den Umfang 
der eigenen Aufgabe zu eng gezogen, Bieles von demſelben ausgeſchloſſen hatte, 
was in der That feine eigenfte Angelegenheit war, oder doch mittelbar mit feinen 
Intereffen zufammenhing. Indeß ift diefer Zuſammenhang zum Theil durch die 
wirtbichaftlihe und Kulturentwidlung der neueren Zeit erft gejchaffen worden. 
Die Bildungsanftalten konnten der kirchlichen und ftäptifchen Pflege, die Regeln 
des bürgerlihen Rechts konnten ihrer Lokalen, taufendfady variirenden Geftaltung 


3) Deßhalb können Kammern, die zum großen Theil oder fogar in der Mebrzabl ihrer 
Mitglieder aus Beamten gebildet find, nur dem Namen nach für Volfsvertretungen gelten, 
während fie in MWirflichfeit einen falich organifirten Staatsrath darftellen. 

9 Ein merfwürdiges Beifpiel bietet das bayriſche Etrafgefeßbuch vom %. 1813 und der 
gleichzeitig erichienene officielle Kommentar, der mit dem Geſetzbuch vielfah in offenen 
Widerſpruch gerätb. Im Geſetzbuch war Feuerbach, im Kommentar Gönner zum Wort gelom- 
men. Unter der fonftitutionellen Verfaffung, die damals in Bayern noch nicht beftand, wäre 
das Erſcheinen eines auf Quafi=Gefegesfrait Anſpruch machenden Kommentars, fomit der ganze 
Konflift, unmöglich geweien. 
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eher überlafjen werden, fo lange die Schulbildung, die jet ein Bedürfniß aller 
Volksklaſſen ift, nur von Wenigen begehrt war, und jo lange die Dürftigkeit des 
Verkehrs noch nicht auf die Unentbehrlichkeit gemeinfamer Rechtsnormen hinwies. 
Die Eentralifation der Civilgefeggebung ift fogar in unferen Tagen hinter dieſem 
wachſenden Bepürfniffe der Gemeinfamfeit noch zurüdgeblieben; in Staaten von 
mäßigem Umfang durchkreuzen fich fortwährend die mannigfaltigften Partifular- 
rechte — Ueberrefte der aufgehobenen privatredtlichen Autonomie und der Gefeg- 
gebung mediatifirter Territorien. Die Bortheile der Meviatifirung find den Böl- 
fern noch nicht fo vollftändig wie den Dynaftieen zu gut gekommen, und erft im 
neuefter Zeit wirb auf die Arbeit, die bier nachzuholen ijt, eifriger Bedacht ge: 
nommen. 

Anderfeits ift im Princip wenigjtens anerkannt, daß die Givilgejeßgebung 
ber freien Dispofition der Betheiligten nicht vorzugreifen babe; ebenfo daß die 
Strafgefeßgebung — obwohl in ganz anderem Sinne centraliftiihd — doch dem 
richterlichen Ermeflen für die Beurtheilung des individuellen Falles Raum geben 
müſſe und daß die fog. Mominiftrativgefeßgebung feinen größeren Fehler begehen 
fünne, als wenn fie, die Mannigfaltigfeit der wirthfchaftlihen und Kulturzuftände 
mißachtend, von ver Fiktion eines Durchſchnittszuſtandes ausgeht, der nirgends 
beftebt, oder die Verhältniſſe eines Yanvestheiles allen übrigen als Maßſtab auf- 
drängt. Gleihwohl wird dieſe legtere Art fehlerhafter Gentralifation in neueren 
Gewerbs-, Nieverlaffungs:, Ablöfungsgefegen u. j. mw. noch häufig gefunden, bald 
als Folge eines falfhen Principe, bald als Frucht der Webereilung oder Ober- 
flächlichkeit. Ausreihenden Schuß dagegen gewährt aud nicht vie Repräfentativ- 
verfaffung, wohl aber die Vorberathung des Geſetzes durd Provinzial» und Be- 
zirföverfammlungen, Handels» und Gewerbefammern, überhaupt durd) die Organe 
ver zunächſt betheiligten und mit dem Gegenſtand vertrauteften Klaſſen; in au— 
deren Fällen, oder in Verbindung mit diefen Mafregeln, die Vernehmung von 
Sachkundigen durch Ausſchüſſe ver gefeßgebenden VBerfammlung. Häufig, und zu— 
mal in Berhältmijien von ſekundär ftantlicher Natur, darf die Yandesgefeggebung 
fi begnügen, allgemeine Umriſſe zu ziehen, deren Ausfüllung nad dem bejonderen 
provinziellen oder örtlihen Bedürfniſſe fie den Provinziale, Bezirks, Gemeinde: 
behörven im Einverſtändniß mit den Vertretungen der Gemeinden und Diftrikte 
überläßt. 

Es ift hier die Decentralifation der Geſetzgebung unter zwei weſentlich ver- 
ſchiedenen Geſichtspunkten betrachtet worben : für's erjte als Anerkennung einer 
Autonomie, die der Staat nicht verfagen darf, ohne die Grenzen feiner Auf- 
gabe und feines Rechts zu überjchreiten; ſodann als ein Gebot der Zwedmäßig- 
feit, das ohne Rechtsverkürzung, aber nicht ohne Nachtheil für ven Staat um- 
gangen werben kann. Im ver erjten Beziehung ift die Staatsgewalt aufgefordert, 
ihren Wirkungskreis nicht über fremdartige Gegenftände zu erftreden, in ver zweis 
ten Beziehung: Gegenftände ihres Wirfungstreijes nicht ohne Mitwirkung Der: 
jenigen zu orbnen, die im Beſitz der vollftändigften Sadfunde und zunächſt bei 
dem Erfolg interefjirt find. 

Angelegenheiten ver Kivhe, der Gemeinden, Stiftungen, Affociationen fallen 
vorzugsweife unter den erften Gefichtspunft, obwohl nicht in der Art ausſchließ— 
ih, daß die Stantögefetgebung fie ganz ignoriren fünnte. Selbft der Kirche 
gegenüber, vie innerhalb ihres Gebietes mit voller Unabhängigkeit falten fol, 
liegt der Stantögewalt ob, theild das eigene Gebiet vor Uebergriffen zu fichern, 
theild den Umfang und die Bedingungen des Schutzes, der von ihr erwartet 
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werden darf, zu regeln. Tiefer greift fie in die Organifation der übrigen Ge- 
noffenfhaften und Korporationen, insbefondere der Gemeinden ein; aber aud da 
legt die richtig begrenzte Staatsgefeggebung das Princip der Autonomie zu Grund 
und. jeder legislativen Beftimmung geht die frage vorher, nicht wie dieſer Ge— 
genftand, fondern ob er überhaupt von Staatswegen zu orbnen fei. — Borzugs- 
weife umter dem zweiten Gefichtspunft ift die Juziehung der Provinzial- oder 
Diftriftverfammlungen zu betrachten, fei es daß diefen nur eine berathende ober 
in gewiffen Fällen eine entjcheivende Stimme und vielleicht das Detail der Gefeg- 
gebung in dem oben bezeichneten Sinn übertragen wird. Provinzen und Bezirke 
find Glieder des Stantsförpers und ihr öffentliches Leben geht — verfchieden von 
dem der Gemeinden — im Staatszwed auf. Sie können durd Nationalität und 
Geſchichte zu einem hoben Grade politifcher Selbftftändigkeit berufen fein, ver 
dann auch im der Geſetzgebung feinen entſprechenden Ausdruck finden muß. Aber 
ftets bleibt ihre Bedeutung eine rein und ausſchließend ftaatlihe; wenn daher 
auch bier, wie bei Gemeinden und Affociationen, von Autonomie gefprochen 
wird, fo ift doch Diefe in der That nicht aus eigenem Recht, fondern aus ber 
gefeßgebenven Gewalt des Staates abgeleitet und ihre übermäßige Beſchränkung 
zu Gunften des Centrums erfcheint nicht ala ein Hinausgreifen über die ftaats- 
rehtlihe Sphäre, fondern als ein Organifationsfehler innerhalb verfelben 3). 

2) Gentralifation der Verwaltung. Bon der Gefeßgebung zur Ber- 
waltung übergehend, behalten wir die Juftizverwaltung, die mit den übrigen 
Anminiftrationszweigen nicht gemeinſchaftlich befprochen werben fann, dem folgenden 
Abſchnitte vor. 

a. Dem Gegenfage von Stantsgefeggebung und Autonomie entfpricdht der 
Segenfaß von Beamtenverwaltung und Selbftverwaltung. Hier wie bort 
ift zwifchen dem Rechte ver Selbftbeftimmung in Verhältniffen, vie außer dem 
Dereihe des Staates liegen, und den Inftitutionen der Mitwirkung in Staats- 
angelegenbeiten zu unterjcheiven. a) Ienes Recht gebührt ven Kirchen, Gemeinden, 
Stiftungen — allen Genoſſenſchaften, die nicht um des Staates willen, noch durch 
ihn geichaffen find — im Bereihe der Berwaltung ebenfo wie in der Geſetz— 
gebung. Diefe unabhängigen Körper haben den Anſpruch, fi durch felbftgewählte, 
ihnen felbft verantwortliche Behörden nach dem eigenen Verſtändniß ihrer Aufgabe 
zu regieren. Nur ift ihre Unabhängigkeit keine abfolute und foweit e8 dem Staate 
zufommt, in ihre Autonomie mit feiner Geſetzgebung einzugreifen, bat derjelbe 
durd feine Behörden auch ihre Berwaltung zu überwahen und zu beftimmen. 
b) In einem weiteren Sinne wird die Theilnahme der Bürger an den Staats— 
gefhäften Selbftverwaltung genannt, und dieſe tritt vorzüglid in zwei Formen 
auf: erftens, wenn Staatsämter ale Ehrenämter von Bürgern verwaltet wer— 
den, vie an diefe Amtsführung weder ihren Lebensberuf noch ihre öfonomifche 
Griftenz gefnüpft haben; zweitens, wenn der verwaltenden Staatsbehörde ein 
Ausſchuß von Bürgern mit dem Rechte der Antragftellung und Begutachtung, 
wohl auch mit einem Beto, an die Seite gejegt ift. 

Die neuere Zeit hat dem einfeitigen Centralifationsgeifte des vorigen Jahr: 








8) Eine forporative Konftituirung der Verwaltungsbezirke („Kreis- und Diftriftsgemeinden“ 
in Bapern, „„Rreiötorporationen“ in Preußen) ift mit dieſer Auffaffung wobl verträglich, infofern 
fie den Zweck bat, der Selbftverwaltung gewiſſer Wirtbiehaftd:, Wohltbätigfeite: oder Unterrichts: 
anftalten des Bezirks als juriftifche Grundlage zu dienen. Die Provinz und der Kreis oder Diftrift 
a — in erſter Linie ein Sta ats verwaltungs-Bezirk, was die Gemeinde nur 
efundär i si: 
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hunderts aud auf dem Gebiete der Verwaltung jo manches Zugeftänpniß abge- 
drungen, das, wenigftens die Richtung der politiihen Aufgabe bezeichnet, ohne 
noch die Erfüllung zu enthalten. Bor allen der Fatholifchen Kirche ift es gelungen, 
nicht nur ihre Anerkennung als jelbftftändiger Verwaltungskörper zur Wahrheit zu 
machen, fondern varüber hinaus noch mande Pofition im Bereiche der Staats: 
‚verwaltung zu erwerben. Die proteftantifche Kirche iſt durch den Uebergang bes 
Episkopats auf die Landesherren in ein ſchwer zu löſendes Zwitterverhältnig ge 
rathen. Die Selbftverwaltung ver Gemeinden, principiell anerkannt, ift in Preußen 
und anderen Staaten durch die neuefte Geſetzgebung, faft allenthalben durch bie 
Praris, empfindlich eingefchränft worden 6). Selbftverwaltung und „Kuratel“ 
— zu diefer bat fi die Oberaufſicht des Staates geftaltet — find im öffentlichen 
Leben jo unverträgliche Begriffe wie im Privatredt. Die Freiheit der Gemeinde 
wie des Individuums bewährt fi nicht in den Heinen Beziehungen des Alltags- 
lebens, fondern in den wichtigen Momenten und Entſcheidungen. Das Bevor- 
mundungsipftem binvet aber in folhen Momenten die Gemeinde; es befchlieft und 
handelt an ihrer Statt in den meiften Fällen, wo die freie Selbftbeftimmung 
überhaupt Werth hätte. Aehnlich ift die Stellung von Stiftungen und Genoffen- 
[haften anderer Art. — Noch unentwidelter erſcheint die Selbftverwaltung in dem 
oben angeveuteten zweiten Sinne des Worts. Provinzial- und Bezirksausſchüſſe, 
Steuerausſchüſſe, Polizeifhöffen nehmen in einigen Staaten an der Verwaltung 
Theil; aber viefe Inftitutionen find vereinzelt, lüdenhaft und bisweilen dadurch, 
daß fie von einer einfeitigen Vertretung privilegirter Klaffen ausgehen, im Fun— 
damente verfehlt. Hinfihtlih der Gentralverwaltung ift es zu einem Dogma 
geworben, daß ihr Wirkungsfreis vor dem Einfluß der fonftitntionellen Volksver— 
tretung ftreng zu bewahren jei. Allein in dem Ausnahmsverhältniß, das ſich für die 
Geſchäfte ver Staatsfhulventilgung ſehr allgemein geltend gemacht hat, liegt ein zu 
weiterer Anwendung aufforderndes Princip. So wenig es Ständen den zukommt, 
an der Adminiftration in derſelben Weife wie an der Gefeßgebung theilzunehmen, 
fo wohlthätig würde ein fontrolirendes und berathendes ‚Organ an der Seite ber 
Gentralverwaltung ſich erweijen. 

Der Staat, der Autonomie und Selbftverwaltug ausſchließt oder auf ein 
Sceinleben anweist, beraubt fi ver beften Kräfte. Er erweitert feine Aufgabe. 
über ihre natürlihen Grenzen hinaus und mindert doch zu gleicher Zeit feine 
Fähigkeit, diefer Aufgabe auch nur innerhalb ihrer natürlihen Grenzen zu genügen 
Gleich jeder anderen Gemeeinſchaft erreicht der Staat fein Zmwede um fo voll 
fommener, je mehr feine Angehörigen von dem Verſtändniſſe derfelben und von 
der Kraft und Luft fie zu erfüllen, durchdrungen find. Diefe politifhe Volks— 
bildung, die Rom im Altertum, England in der Neuzeit groß gemacht, deren 
Mangel Deutſchland Hein gemacht hat, wird nur durch die Theilnahme Vieler 
am öffentlichen Leben gewonnen. Sie allein überwindet den Geift der Selbſtſucht, 
der Fein anderes Interefje kennt als perſönlichen Vortheil, der Gefammtheit fein 
Opfer bringt das nicht erzwungen wird, dem Staat gegenüber ſich ungefcheut 
erlaubt was im Privatleben als umfittlid verpönt ift, bei Störungen ver Staats- 
ordnung gleichgültiger Zuſchauer bleibt, bis die Gefahr in den engen Geſichtskreis 
der Privatinterefien eindringt. Wie der Sinn fürs Ganze, ift auch vie Fähig— 
feit ihm zu bienen, durch jene politifhe Bildung bevingt, die in den Geſchäften 


6) Der Staat hat die Freigebung der Gemeinde dadurch noch erichwert, daß er Die Be— 
amten derjelben fo vielfach für fubalterne Staats dienfte in Anſpruch nimmt. Bol. unten S. 410. 
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ber Gemeinde, der Innung, der Affociation, in den Ehrenämtern der Staatsver- 
waltung erlangt und geübt wird. Am wenigften faun ihrer der Fonftitutionelle 
Staat entrathen; eine Inftitution, die das Volk in feinen Vertretern zur Theil 
nahme an den höchſten Aufgaben der Geſetzgebung beruft, wirkt eher ververblid) ' 
als heilfam, wenn dieſe Vertreter nicht aus politifch-gebildeten Wahlkörpern hervor: 
geben. Autonomie und Selbitverwaltung in den äußeren Gliedern ift eine uner- 
läßlihe Beringung für die Theilnahme des Volkes an den Funktionen der Central: 
gewalt — für das Gedeihen des konftitutionellen Spftems. Anverfeits bietet aber 
die konſtitutionelle Berfafjung gleihfalls ein politiſches Bildungsmittel dar, das 
auf das öffentliche Leben der engeren Kreife wieder fördernd zurückwirkt und fo 
bedingen beide ſich wedjeljeitig. 

Man erhebt gegen das Princip der Selbftverwaltung den Einwurf, einem 
Volke, das von Gemeingeift entblößt und in den Kultus der individuellen Intereffen 
verfunfen fei, könne viefe Freiheit ohne Gefährdung der anvertrauten Güter nicht 
gewährt werben. Daß biemit, bewußt oder unbewußt, zugleih das Fonftitutionelle 
Spftem verworfen wird, folgt aus dem zuvor aufgeftellten Sag. Der Einwurf 
würde treffend fein, wenn die Elemente des ausjchlieglihen Beamtenregiments, das 
man der Selbftverwaltung entgegenftellt, nit aus demfelben Volk, fonvern 
aus einem andern, politifch höher begabten Geſchlechte hervorgingen, Aber ver 
Staat nimmt feine Diener aus der Mitte des nämlichen Volkes und mit den 
nämlihen Fehlern behaftet. Was fie in der Vorbereitung für feinen Dienft und 
in der Verwaltung des Amtes fi aneignen, ift wiſſenſchaftliche Kenntniß und 
Gemwandtheit der Formen — nicht Gemeingeift. Dieſe höchſte Eigenſchaft fehlt dem 
Beamtenftande, wenn fie nicht ald angeborne Ausftattun 8 auf ihn übergegangen 
iſt und im Wetteifer mit dem ringsumher ſich regenden Gemeingeiſt des Volkes 
lebendig erhalten wird. Deun für den Bürger iſt das Amt, das er als Ehrenpflicht 
ohne Entgelt übernimmt, eine Schule politiſcher Tugend, beſtändiger Selbſtver— 
leugnung; für den beſoldeten Staatsdiener wird daſſelbe Amt zur Nahrungsquelle, 
zum Mittel der Selbſtbefriedigung. Die würdigere, ſeinen Beruf veredelnde Auf— 
faſſung empfängt er nicht durch den Beſitz des Amtes, ſondern von dem Geiſte 
der Gefanmtheit und von einer oberften Staatsleitung, die mit dieſem harmonirt. 
Dies bewährt auch vie Geſchichte: je tiefer ein Volk politifh gefunken, um fo 
mehr war fein Beamtenftand zur Büreaufratie entartet. 

Wo daher die öffentlichen Angelegenheiten in ven Händen des Volkes ſchlecht 
verforgt find, da find fie es aud im den Händen des Beamtenthums; der Ge- 
meingeift, um in dieſem zu erwachen, muß zuvor in jenem belebt fein, So ergiebt 
ih, daß Autonomie und Selbftverwaltung, indem fie das Volk politiſch bilden, 
zugleih die Beringung eines tüchtigen Beamtenſtandes find. Allerdings forbert 
jene Bildung ihre Lehrjahre und wird nur mit ſchweren Opfern erfauft; aber 
gegen den Werth ver endlich reifenden Frucht find dieſe gering zu achten. 

b. Der Betrachtung des Gegenfages zwiſchen Beamtenverwaltung und Selbft- 
verwaltung reiht fi) eine zweite an, die dem größeren oder geringeren Maße von 
Gentralifation innerhalb der Beamtenverwaltung gilt. 

Den Mittelpunkt der Verwaltung bildet als Organ des Staatsoberhauptes 
ein Minifterrath, deſſen Zufammentritt erfolgt, fo oft e8 zu dem Zwede nöthig 
ift, „daß die Gefchäfte gemeinfam und nicht eimfeitig, nad übereinftimmenden 
Grundfägen und nicht nad) momentanen Anfichten und Einfällen bearbeitet wer: 
den” (Stein). Ein zwifchen das Staatsoberhaupt und die Minifter geftelltes 
„Kabinet” macht entweder die legteren zu bloßen Büreauchefs oder es zerftört vie 
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Einheit der Bewegung im Mittelpuntt. — Daf die Minifterien beffer nach dem 
Neal: ale nach dem Provinzialfyftem ſich gliedern (Br. I, ©. 213), ift im Laufe 
diefes Jahrhunderts allgemein praftiih anerfannt worden. In großen Staaten 
jedoch, deren Beftanttheile jehr ungleichartig und felbftftändig entwidelt find, muß 
das eine mit dem anderen Syſtem berart verbunden fein, daß die Provinzialftatt- 
halter, obwohl den Minifterien untergeorbnet, doch eine umfaflende Vollmacht für 
die meiften Verwaltungszweige in ihrer Perfon vereinigen. 

Das Berhältniß der Mittel- und Unterbehörben 7), vie fidy vom Gentrum 
nad Außen verbreiten, kann in dreifacher Weife georbnet fein: 1) Unfelbftitän- 
digkeit der unteren Behörde gegenüber der höheren, jo daß alle erheblicheren An- 
gelegenheiten von jener nur inftruirt und begutachtet, Dagegen von dieſer erlevigt 
werden; 2) Selbitftändigfeit der Entſcheidung, aber Gebunvenheit an die über das 
Ginzelnfte ſich verbreitenden Diveftiven der Oberbehörve; 3) Selbftftänbigfeit der 
Entjheidung nad eigenem Ermeflen. Jeder von dieſen drei Grundſätzen ift richtig 
innerhalb gewiſſer Grenzen und wird ſchädlich durch einfeitige Ausdehnung. 

Der befchränttefte Spielraum fommt dem erften zu. Mafregeln und Ent- 
iheidungen, die für den gejammten Staat wichtig find, Finnen nicht den Mittel: 
behörven, folde, vie für den ganzen Provinzial- oder Kreisverband wichtig find, 
nicht den Unterbehörven überlaffen werden. Aber eine weiter getriebene, die Unfelbft- 
ftändigfeit zur Regel erhebende Gentralifation ift verderblich. Sie macht die Ber: 
waltung koſtſpieliger und den Gefhäftsgang langfamer; fie entfremvet die Gentral- 
verwaltung, indem fie derjelben untergeorpnetes Detail überbürbet, ihrer höheren 
Aufgabe; fie gefährbet die ſachgemäße Behandlung ver Angelegenheiten, vie nur 
an Ort und Stelle richtig gewürbigt werden können; fie ſchneidet, fo oft fie eine 
Angelegenheit zur erften Entſcheidung an die höchſte Stelle verweist, die Wohl- 
that des Inftanzenzuges ab. Je weiter dieſe falſche Gentralifation fi erftredt, um 
jo mehr erniedrigt fie den Unterbeamten zu einem Maſchinentheil; fie beftärft 
Diejenigen, vie ohnehin zur handwerksmäßigen Auffaffung des Staatsvienftes hin- 
neigen, und verbirbt oder entmutbigt die Beſſeren; fie ſchafft Beamte ohne Auto: 
rität und ohne Thatkraft, die in dem Augenblid, wo Gefahr auf Verzug ift, 
ftatt energiſch zu handeln gutachtliche Berichte erftatten. Sie beraubt endlich ven 
Staat feiner einzigen Vorſchule für die höheren ftantsmännifhen Aemter. 

Der zweite Grundſatz ift zu billigen und feine Feſthaltung unerläklich, 
joweit die bindenvden Vorſchriften, die von den Gentral- oder Mittelftellen aus— 
gehen, ſich auf das Allgemeine, Hauptſächliche beſchränken und für die Behandlung 
des einzelnen Falles nad feiner befonderen Natur Raum laffen. Ueber viefe 
Schranke hinaus machen fie abermals den Beamten zu einem willenlofen Werkzeug 
und bringen vie oben charakterifirten Wirkungen hervor. Unbedingt verwerflich find 
überdies ſolche bindende Vorſchriften für einen Verwaltungszweig : für das Ge- 
biet der adminiftrativen Rechtspflege. Wo über öffentliche Pflichten und Rechte 
der Staatsangehörigen zu erkennen ift, da darf auch der Anminiftrativrichter 
gleid dem Civil: und Strafrichter nur an die ihm vorliegende Rechtsnorm, wie 
er fie nad) gewifjenhafter Erwägung auffaft, gebunden fein. Der Zwang, feinen 
Ausfprud) auf eine Anficht höherer Behörven zu gründen, vie der eigenen Ueber: 
zeugung widerfpricht, empört entweder oder erftict das Rechtsgefühl; von allen 
Anforderungen, die eine mißverftandene Gentralifation an ihre Werkzeuge ftellen 
fann, enthält er die jchimpflichfte. 


7) Ueber die Vorausfegungen, unter welchen die Errichtung von Mittelbebörden angemeffen 
erfheint, vergleiche den Ar tifel „Provingialregierung”, kan ' — 
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Der dritte Grundſatz, deſſen unbedingte Anwendung den Staat bis zur 
Auflöfung decentralifiven würde, drüdt dagegen, durd die obigen Vorbehalte ein- 
geſchränkt, das richtige Maß aus. Ein Blid auf die einzelnen Vermaltungszweige 
wird dies erläutern und zugleich den Umfang ver Gelbftverwaltung auf ven 
verfchiedenen Gebieten (Lit. a) noch näher bezeichnen, foweit der Zwed einer über- 
fihtlihen Darftellung es geftattet. 

Die Berwaltung der äußeren Angelegenheiten, in welden ver Staat 
als Individuum einem anderen Staatsindividunm gegenübertritt, muß ganz in 
den Händen der oberften Gewalt koncentrirt fein, doch unbeſchadet der Ertheilung 
anßerorbentliher Vollmachten einerfeits für kritifhe Momente, anderſeits für bie 
Gefchäfte res regelmäßigen Verkehres mit Nachbarftaaten. 

Die Militärangelegenheiten fordern eine weit- und oft bis ins Einzelnfte 
berabreihende Ginheit der Berwaltungsnormen. Im ftehenden Heere ſammelt ſich 
bie phufifche Kraft der Bevölkerung aus.allen Landestheilen zu einem abgefonverten 
Körper, der fo einheitlih organifirt fein muß, daß jede Kombination feiner Bruch— 
ftüde ein ineinandergreifendes Ganzes darftellt 8). Da diefe Bruchftüde in Friedens: 
zeiten getrennt find, jo muß ihre Orgamifation mit doppelter Sorgfalt auf Erhal- 
tung der nöthigen Einheit berechnet fein. Zugleich aber ift die Uebertragung einer 
umfajlenden Difeiplinargewalt an die Befehlshaber ver einzelnen Abtheilungen 
unerläßlih. Ebenfo bevarf im Krieg, wenn bie militärifchen Operationen entfernt 
vom Mittelpunfte der Staatsgewalt vor fi gehen, der Feldherr ausgevehnter 
Bollmadten, um nad dem Bedürfniß des Augenblids augenblidlic handeln zu 
fönnen. Wie empfinplic vie Bernadhläffigung diefes Grundſatzes ſich ftraft, hat 
die deutſche, vor allem die öfterreichifche Kriegsgeſchichte fattfam gelehrt. 

Bon den Angelegenheiten der inneren Berwaltung find diejenigen, die 
den Staatshaushalt angehen, zumeift fiir eine centralifirte Behandlung in dem 
zweifadhen Sinne geeignet, daß hier die Gefchäfte von befolveten Staatsdienern 
und nach beftimmten, durch die oberiten Stellen theilmeife bis ins Einzelne vorge: 
zeichneten Normen geführt werden. Dies gilt insbefondere von Steuer: und Zoll: 
fahen, vie ein gleichmäßiges, in forgfältig geregelten Formen ſich bewegendes 
Berfahren fordern. Doc ift bei Feſtſetzung des Stenerbetrages für die einzelnen 
Pflihtigen eine Zuziehung von Gefhwornen aus der Mitte der Bürgerfchaft in 
den Fällen empfehlenswerth), wo es auf die Schätung von Bermögensverhält- 
niffen ankommt, mit welchen der Steuerbeamte des Staates nicht vertraut fein 
fann 9). 

Eine centralifirte Verwaltung erheifht aud die Polizei, vor allem die 
Staatö- und Sicherheitspolizei 19). Der Zwed ihrer Anftalten ift oft nur dadurch 
erreihbar, daß die von den Gentral- over Provinzialbehörden getroffenen Anorb- 
nungen rach und gleihförmig in allen Theilen des Yandes oder der Provinz 
vollzogen werben. Anverfeits kann auch der untergeorpnete Polizeibeamte in die 
Lage kommen, unter brängenven Umftänven, wie der Befehlshaber im Krieg, un- 
gefäumt nad eigener Erwägung der Umftänve handeln zu müſſen, und es darf 
ihm eine ausreihende Kompetenz für folde Fälle — von ver entjpredhenden Ber: 


8) Dies tft nicht ebenfo bei der Landwehr der Fall, injofern diefelbe nur zur Bertbeidigung 
des eigenen Herdes berufen wird. 

9, Die Uebertragung der Steuerperception auf die Gemeinden ift mindeftens von fehr 
äweifelbaftem Werth. Vgl. Malchus, Politif der Staatsverwaltung. 11. $. 111 

10) Bol. Zimmermann, die deutfche Polizei. III, S. 870 ff. 
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antwortlichkeit begleitet — nicht verfagt fein. — Staats- und Sicherheitspolizei 
greifen eng in einander; vie Einheit und der Erfolg ihrer Operationen wird daher 
gefährdet, wenn die erftere ganz oder theilweife abgefonderten Behörden übertragen 
ift. Diefe unrichtige Decentralifation hängt, wo fie nod vorfommt, meift mit einer 
anderen fehlerhaften Einrichtung, der Uebertragung der Polizei an die Gemeinde» 
behörden zufammen. Soweit die Polizei Staatdangelegenheit ift I), gereicht es 
weder vem Staat noch der Gemeinde zum Bortheil (vgl. Note 6), wen fie in ben 
Wirkungskreis ver Gemeindebehörden eingefhoben und nur etwa die ftaatspolizeiliche 
Funktion eigenen landesherrlihen Behörden vorbehalten wird. Wefentlih davon 
verſchieden ift das friedensrichterliche Inftitut, das die gefammte Polizei (ausge: 
nommen in ftarfbevölferten Städten) angefehenen und unabhängigen Bürgern als 
ein Ehrenamt des Staates, den Gentralbehörden untergeorbnet, überträgt 12). Ein 
eigener Artikel wird viefes Inftitut — eines der beveutenpften Elemente der Selbft- 
verwaltung im Gegenfag zur Benmtenverwaltung — näher beiprechen. 

Ein weiter Raum, tbeils für die freie Selbftthätigfeit des Volkes, theils für 
die Mitwirkung veflelben zu den Mafregeln ver Staatsbehörven öffnet ſich auf 
ven Gebieten ver Kultur» und der Wirthſchaftspflege P) Was bier dem 
eigenthümlihen Bereihe ver Kirchen, Gemeinden, Stiftungen, Genoſſenſchaften 
angehört, ift der Verwaltung des Staates entrüdt, unter Vorbehalt einer Ober: 
aufficht, die nicht zur Vormundſchaft werden follte. Die Centralgewalt genügt ihrer 
Aufgabe, indem fie fi) neben dieſer Ueberwachung der beftehenvden Anftalten auf 
Anregung, Förderung und Ergänzung beſchräukt. Ihre ergänzende Thätigfeit wird 
zunähft für die Verwaltung allgemeiner Yandesanftalten in Anſpruch genommen, 
die von ihr organifirt find, um den Bedürfniſſen ver Geſammtheit zu dienen. Die 
jelbftftändig oder. in Verbindung mit landesherrlihen Behörven geführte Apmini- 
ftration von Provinzial und Bezirksanſtalten für wirtbichaftlihe, Bildungs: und 
Wohlthätigkeitszwecke, ift der wichtigfte Beruf der Provinzial- oder Bezirkäver - 
fammlungen und ihrer Ausſchüſſe. So weit die Ihätigkeit der Staatsbehörven 
ſich erftredt, darf fie auf viefem Gebiet weniger als auf jedem andern durch 
centralifirende Vorſchriften verhindert fein, aus dem lofalen Zuftand ver gei- 
ftigen und fittlihen Bildung, der inpuftriellen und lanpwirtbichaftlihen Verhält- 
niffe, die Regeln ihrer Gefchäftsführung zu ſchöpfen. — 

Bon großem Einfluß auf ven Charakter der Staatsverwaltung ift die Natur 
des Verhältniſſes, das zwifchen dem äußeren Beamten und feiner nächſten Umge— 
bung befteht. Die richtige Gentralifation trifft, nachdem fie die nothwendige Ab- 
hängigkeit des Beamten vom Centrum gefihert hat, ihre Anftalten fo, daß verfelbe 
auch in dem Bezirk und an dem Orte feiner Wirkfamteit Wurzel faßt und in 
die befonderen provinzialen und örtlichen Interejjen, von welden er umgeben ift, 


1) Es giebt auch eine unveräußerlihe Bemeindepolizei, wenn man jo die Befugniß der 
Gemeinde nennen will, in den Angelegenbeiten ihres eigenen Wirfungsfreifes das Erforderliche 
mit Zwang durchzuſetzen und Widerfvenftigfeit zu rügen. Vgl. Bd. I, S. 399, Note 2 und den 
Art. „Bemeinde‘. 

12) Diejer Unterordnung darf ſich, foweit fie durch die Natur des Verwaltungszweiges be: 
dinge ift, der Friedendrichter jo wenig wie der befoldete Polizeibeamte entzieben, und es muß 
daber die Ernennung und Entlaffung des einen wie ded andern der Staatsgewalt anbeimgegeben 
fein. Wenn ibr demungeachtet der unbejoldete Beamte noch in größerer Unabbängigfeit gegenüber 
fteht ala der beioldete, fo ift dies ein Gewinn, kein Nachtbeil für den Staat. 

13) Unterſchieden von der Kultur: und Wirtbihaftspolizei, die auf dieſen Gebieten ein: 
fhreitet, wo flaatliher Zwang unentbehrlich erjcheint. 
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perſönlich verflochten wird. Die falfche Gentralifation vagegen legt alles Gewicht 
auf die Befeftigung jener Abhängigkeit und hält es für ftaatsflug, den Beamten 
dem Boden, auf ven er geftellt ift, fremd zu erhalten. Sie unterfagt ihm den 
Erwerb von Grunpbefig im Amtsbezirk, erimirt ihn vom Gemeindeverband, hindert 
ihn durch häufige Berfegungen irgendwo Wurzel zu fajfen. Dieſes widernatürliche 
Verhältniß hat die Wirkung, daß der Beamte die Angelegenheiten, welden er 
perſönlich entfremdet ift, um fo eher mit ver Gleichgültigkeit eines Fremden be= 
handelt. 

3) Die Rechtspflege ſteht unter dem Princip der Centraliſation, inſofern 
ſie nach der Auffaſſung des neueren Staatsrechts — entgegen dem urſprünglichen 
Begriffe der Patrimonialgerichtsbarkeit — ſtets als ein Ausfluß der Staatsgewalt 
erſcheint, inſofern das Staatsgeſetz die Norm ihres Verfahrens liefert und endlich, 
inſofern Einheit der Rechtsnormen ein Ziel der Geſetzgebungspolitik iſt (Ziff. 1). 
Als ein gleich wünſchenswerthes Gut wird die Einheit der Rechtſprechung er— 
kannt; aber darin unterſcheidet ſich die Rechtspflege von allen anderen Verwal— 
tungszweigen, daß dieſe Einheit keineswegs durch Weiſungen der Centralgewalt 
an die äußeren Organe erſtrebt werden darf. Vielmehr iſt das Fundament der 
deutſchen Juſtizverfaſſung: Unabhängigkeit des richterlichen Urtheils von aller Ein— 
wirkung vorgeſetzter Behörden und des Staatsoberhauptes jelbft 1%). Das Gericht 
empfängt feine Organifation und die Regeln feines Verfahrens vom gefeßgebenven 
Körper und in dieſer Bedingtheit durch das Geſetz, das jede feiner Handlungen 
beftimmen fol, ift e8 enger als alle anderen Organe mit dem Ganzen verknüpft. 
Gegenüber der Regierungsgemalt bildet e8 dagegen einen abgeſchloſſenen Körper 
für fih und wird mit derjelben auch durd die Staatsanwaltfchaft, wo dieſe befteht, 
nur in Verbindung gefegt, ohne Einbuße feiner Selbftftänvigfeit. Nach einer Seite 
der ftrengften Gentralifation unterworfen, ift jomit die Gerichtsverfafjung nad) ber 
andern vollftändig becentralifirt. Die Organe ver Polizei, der Staatswirthſchaft 
u. f. w. find umgekehrt in ihren Funktionen weniger vom Geſetz und um fo viel 
mehr vom Willen der Regierungsgewalt beherrfcht; jo wird auf jevem ver beiden 
Gebiete, nur in verfchievener Art, die nöthige Einheit gefichert. 

Die ummittelbare Betheiligung des Bolfes an der Rechtspflege äußert ſich 
im Gefhwornengeriht, in ver Zuziehung bürgerlicher Beifiger zu den Special- 
gerichten für Handels- und Gewerbstreitigkeiten und im frievdensrichterlihen Imftitut, 
deſſen Wirkungskreis neben der Polizeiverwaltung aud die Schlihtung geringerer 
Rechtshändel und die Aburtheilung leichter Uebertretungen umfaßt. Unabhängig 
von den Juftizanftalten des Staates ift das ſchiedsrichterliche Inftitut einer 
wohlthätigen Entwidlung fähig. — 

Die richtige Gentralifation bat nichts gemein mit den Begriffen des 
Abfolutismus, der Staatsomnipotenz, der Büreaufratie. „Auf der Einheit, auf ver 


4) Daß diefer Grundjag überall, wo Necht geivrochen wird, gleichviel ob durch 
Juftiz oder durch PVerwaltungsbehörden, feine Geltung babe, ift oben (Ziff. 2, Fit. b) ber: 
vorgeboben worden. Aber die beftebenden Inftitutionen baben ibn meift nur zu Gunften der 
Civil⸗ und Strafrechtöpflege ſanktionirt. — Durch das Princip der richterlihen Unabhängigkeit 
find übrigend nicht alle Mafregeln ausgefchloffen, welche die Einheit der Nechtiprechung fördern 
fönnen. Die Präjudicien eines gut biftellten oberften Gerichtshofes üben, wenn für ibre Veröf— 
fentfihung geforgt ift, auch ohne gefeglichen Zwang bedeutende Autoritit aus. Ihnen diefe Auto: 
rität durch das Geſetz zu fichern, ift wenigftens in Betreff derjenigen Rechtsfragen unbedenflich, 
die zu eingewurzelten Kontroverjen geworden find. Das nftitut des Kaffationsbofes fördert 
gleihfals die Einheit der Nechtiprehung ohne Gefahr für die richterliche Unabhängigkeit. 
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durchſchlagenden Macht des Ganzen beruht alles Große ver fittlichen Welt. Die 
Gentralifation ift auch nicht etwa der Freiheit entgegengefegt; nur ver Menſch ift 
frei, ver im Ganzen und im dem das Ganze lebt. Nichts macht ven Menfchen 
ohnmädhtiger, unfreier, ſchwächer, als Ifolirung, Zerfplitterung, Anarchie“ 15). Aber 
eben fo wenig hat die rihtige Decentralifation mit den Begriffen des Radi— 
falismus, der Staatsohnmadht und Anarchie gemein. Sie hält die Macht des 
Staates zufammen, indem fie ihn hindert, in fremde Lebenskreiſe einzubringen ; 
fie befreundet ihm die tüchtigeren Naturen, die fih dem Staat hinzugeben, aber 
nicht in ihm aufzugeben willig find. Sie gewährt aud im ftaatlihen Bereiche 
jedem Theil feine individuelle Öeltung, jedem Amt einen wirbigen Wirfungsfreis, 
jever vorhandenen Kraft ihren Spielraum. Erft fie verleiht den Theilen vie Frei— 
heit, im Ganzen wahrhaft zu leben, und dem Ganzen die Macht, die durch eine 
gefunde Entwidlung aller Theile bevingt ift. 

Zur Literatur. Ginige der bieher gehörigen Fragen find in der Schrift 
von Bülau „die Behörven in Staat und Gemeinde” (Leipzig 1836) erörtert. 
Eine ſehr dürftige Ausbeute gewährt Malchus, Politif der innern Staatsverm. 
Heivelb. 1823. Ueber vie Gefchichte der Gentralifation in Frankreich belehrt 
Tocqueville, L’ancien regime et la revolution (Paris 1856); über Ge— 
fhichte und heutigen Zuftand in England: Gneift in dem noch unvollenveten 
Werke „das heutige englifhe Verfaffungs- und Verwaltungsrecht” (Bo. I, Berlin 
1857). Brater. 


Gentrum, j. Barteien. 


Ceremoniell (völferrechtliches). 


Das Spectalftudium bloßer Formen und Titel gewährt allervings feinen 
geiftigen Hochgenuß, felbft wenn man es mit dem Bewußtſein feiner praftifchen 
Wichtigkeit betreibt. Gewiß aber wird fich weder mit philofophificher Tiefe, noch 
mit wahrhaft geichichtlihenm Sinne vie Anficht vereinigen laffen, daß in ben 
Formen, die durd Jahrhunderte einen wichtigen Theil des Staatsverfehrs be- 
herrſcht haben, gar Fein wejentlicher Inhalt zn finden fei. 

Im Allgemeinen ift das völferredhtliche Geremoniell die Symbolif der fonve- 
ränen Haltung der Staaten und ihrer gegenfeitigen Anerkennung. Jedes Gere- 
moniell im menſchlichen Berkehre, hat den Sinn, daß man benjengen, gegen 
den man es beobachtet, als eine im fich gefchloffene, achtunggebietende Perfönlichkeit 
anerfenne. Die Staaten, in ihrer weltgefhichtlihen Bewegung, find aber vie 
mächtigfter und imponirenpften Berfönlichkeiten und wollen als foldhe behandelt 
werden. Sie fordern daher, daß man im Verkehre mit ihnen und mit ihren Bertretern 
gewiſſe Formen einhalte, die das Bewußtſein der ſchuldigen Achtung ausprüden 
und lebendig erhalten. Die Beobachtung dieſer Formen verhütet Reibungen und 
hält unangemeffene Bertraulichkeiten fern. Sie fol ein beftändiger, in die Sinne 
fallender Ausprud der beftehenden Machtverhältniffe und ver geltenden Staaten- 
ordnung fein und eben damit zur Aufrechthaltung dieſer Ordnung felbft beitragen. 
Im Intereffe ihrer Würde umd ihres mit derfelben eng zufammenhangenden Ein- 
fluffes, dürfen die Staaten eine gegen fie gerichtete abfichtlihe Verlegung dieſer 
Formen nicht leihtfinnig hingehen laſſen. 


15) C. Rößler, allgemeine Staatslehre. I, S. 347, 
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Wenn wir hiermit den inneren Keru und Gedankengehalt des Geremoniells 
hervorgejhält haben, jo wird es nunmehr Pflicht, auch diejenigen Betrachtungen 
nicht zurädzubalten, die einer Ueberſchätzung deſſelben entgegentreten und den ge— 
ſchichtlichen Grund der zahlreichen Uebertreibungen des völferrehtlichen Geremonien- 
weſens an’s Licht ftellen follen. 

Schon das Gefühl feiner eigenen Stärke und jeiner unbeftreitbaren, nicht 
erft von Geremoniell abhängigen Beveutung muß den Staat beſtimmen, nicht 
Ängftli die Beobachtung der ihm gebührenden Formen zu überwachen, und be— 
jonders umabjichtlicye Verſtöße dagegen gern zu überfehen. Je größer und beveu- 
tender ein Staat oder fein Vertreter ift, deſto unabhängiger iſt feine Geltung 
von Geremoniell ; deſto mehr löſcht das fichere Gefühl der Kraft das Bedürfniß 
in ibm aus, ſich felbjt in Geremonien zu bewegen und fi durch Geremonien an- 
erfennen zu lajjen; deſto mehr wird er fi der Prunflofigkeit, Einfachheit und 
Schlichtheit, diefen Attributen wahrer Größe, zuwenden, Für die Heinen Eriftenzen 
ift das Geremoniell weit wichtiger, und zwar in demſelben Maße wichtiger, je 
leichter ihre Bedeutung und ihre Selbftftändigkeit ohne beftändige ceremonielle Au— 
erfennung zweifelhaft werden fünnten, 

Gin keinlihes und überladenes Geremoniell lähmt aber aud die gründliche 
Grörterung der Gegenſtände, vie der Verhandlung der Diplomaten anheimfallen. 
Es hemmt den tiefer eingehenden geiftigen Verkehr, der nur bei einer freien, un— 
gezwungenen Wechſelwirkung der Perſönlichkeiten möglih ift. E8 lenkt die Auf- 
merffamfeit von dem Gegenſtande jelbft ab, um fie für bloße Aeufferlihfeiten zu 
verbrauden. Es nährt eine kindiſche Eitelkeit und giebt, oft in den wichtigften 
weltgefhichtlihen Augenbliden, zu den bevauerlichften Formitreitigfeiten Anlaß. In 
wie vielen Zufammenkünften, vie es mit den beveutfamften Fragen der Völker— 
gejhichte zu thun hatten, find nicht Rang- uud Geremonialzänfereien zu einem 
ſchweren Hinverniffe geworden und haben ven beträdhtlichften Schaden gethan ! 
Verdarb man dod in dem verhängnifvollen Jahre 1681, wo Straßburg, die Ein- 
gangspforte des deutſchen Reiches, von den Franzoſen weggenommen wurde, in 
Deutſchland die Zeit mit den elenden Streitigkeiten, ob die furfürftlichen Geſandten 
Greellenzen heißen jollten, „ob fie auf roth ausgefchlagenen Stühlen und einem 
Fußteppich jigen, von Edelknaben bevient fein, und mit goldenen Meſſern und 
Gabeln effen, dagegen die fürftlihen Gefandten nur auf grünen Stühlen ohne 
Fußteppich figen, nur von Yafaien bevient werden, und nur filberne Gabeln be— 
kommen jollten” ; und als man im Sommer des Jahres 1681 den Frankfurter 
Kongreß eröffnete, konnte man lange wegen bes Streites über ven „einen runden 
Tiſch“ nicht zum Sigen kommen ! 

Ein gewiſſes Geremoniell wird im viplomatijchen Verkehre nie entbehrt wer- 
den können. Die gefhichtlihe Grundlage des Geremonialbombaftes der neueren Zeit 
ift jevod eine völlig veraltete. Sie gehört der Zeit der rein perfönliden Po- 
litif an, jener Zeit, wo die Völker neben ihren Fürften verihwanden, die Staats- 
intereffen ven dynaſtiſchen Interefien geopfert wurden und der Staatenverfehr zu 
einem bloßen Perſonenverkehr ausartete. Treffend bezeichnet Ferdinand von Weg- 
mann diefen vein perſönlichen Charakter ver ganzen Politif als den Grund, wes- 
halb auch die Thätigkeit der internationalen Agenten einen durchaus perſönlichen 
Charakter annahm, „Sie hatten jet nicht jowohl Thatfahen und Gründe für ihre 
Angelegenheiten geltend zu machen, als vielmehr gewiſſe hochgeftellte Berjonen 
für viefeiben zu gewinnen, auf welhe Naug und Stellung des Unterhändlerg 
und feines Herrn den größten Einfluß übten.“ (Ferdinand de Wegwann, Pr£- 
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face de la quatridme &dition du Guide diplomatique de Ch. de Martens, 1851, 
Tome I. page XVI, XVII.) Daraus erflärt fidh die übermäßig wichtige Rolle, 
die das Geremoniell in diefer Zeit der rein perſönlichen Politif fpielte. 

Diefe Zeit ift vorüber feit der Einführung des fonftitutionellen Repräfentantiv- 
fuftemes und feit der Eriftenz der fechsten Großmacht, ver öffentlihen Mei- 
nung. Das völkerrechtliche Geremoniell hat dadurch an Wichtigfeit verloren. Es 
muß fi) vereinfachen und von jenen Auswüchſen reinigen, vie bereits der Pücher- 
lichkeit verfallen find. Zum großen Theil hat es ſich vollftändig überlebt, fo daß 
ihm ſchon jett jene innere Nothwendigkeit fehlt, die ihm einen Anſpruch auf Fort- 
dauer geben könnte. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen gehen wir jet dazu fort, einen kurzen 
Ueberblid über den pofitiven Inhalt des völkerrechtlichen Ceremoniells zu geben. 

Man unterfcheidet vier Arten des völferrechtlichen Geremoniells: 1) das Hof- 
ceremoniell, im feinen Beziehungen auf fremde Souveräne und deren Familien *); 
2) das diplomatifche Geremoniell ; 3) das Kanzleiceremoniell; 4) das Geecere- 
moniell, 

1. Hofceremoniell. Kaifer und Könige, nicht minder die Großherzoge und 
der Kurfürft von Heffen, genießen fönigliher Ehren. Diefelben Ehren werten 
au den großen Republifen, namentlich der norbamerifanifchen Einigung und der 
Schweiz, ermiefen, ſoweit fie mit der republifanifhen Regierungsform vereinbar 
find. Sie beftehen hauptfählih in dem Borrange vor anderen Souveränen, ber 
ſich befonders im feierlihen Berfammlungen und bei der Unterfhrift von Staaten: 
verträgen geltend macht; in dem Necht zur Entfendung von Gefandten erfter 
Klaffe, und in dem Recht zum Gebraude des Brudertitels bei der Korre- 
ſpondenz mit anderen Souveränen gleihen Ranges. Die Großberzoge und der Kur- 
fürft von Heſſen lafjen den Kaifern und Königen den Bortritt. Dur die Um- 
wandlung der Berfaffung eines Staates ändert fich deſſen Rang nidt. 

Da die fürftlihen Familien Europas vielfad durch Verwandtſchaftsverhält— 
niffe verbunden find, fe hat das Hofceremoniell zahlreiche Gebräuche aufgenonmen, 
die den Charakter des Familienlebens tragen, 3. B. die Anzeige von Hei- 
rathen, Entbindungen und Todesfällen, die Beglückwünſchungen und Beileids— 
bezeugungen, die Anlegung von Hoftrauer wegen des Todes eines fremden Son: 
veräns oder eines Mitgliedes feiner Familie Man pflegt diefen nicht rechtsver— 
bindlichen, auf zwanglofer Artigkeit ruhenden Theil des Hofceremoniell® als Staat ®- 
galanterie zu bezeichnen. 

2. Diplomatifhes Geremoniell. Von den Rangflaffen ver Gefandten 
wird in dem Artifel „Geſandte“ gehandelt werden. Am gegenwärtigen Drte find 
nur einige mehr äufferlihe Gegenftänve anzubeuten. 

Bei den Zuſammenkünften viplomatifcher Perfonen fpiegelt fi im Allgemeinen 
in dem gegenfeitigen Verhalten der Berjonen das gegenfeitige Machtverhältniß ver 
von ihnen vertretenen Staaten ab. Gewiſſe Plätze gelten als Ehrenplätze. Der 
Pla im Mittelpunfte der Berfammlung, der Plat gegenüber der Hauptthür oder 
gegenüber der Fenſterfront, pflegt als der Hauptpla betrachtet zu werben. Zur 
Nechten des Hauptplates ift gemöhnlich der zweite, zur Linfen der dritte Plag, 
und fofort überfpringend von rechts nach links. Unzählige Regelchen gelten für das 
Auftreten, Gehen und Stehen hinter einander oder neben einander. Manches da— 
rüber theilt Klüber mit, in feinem Droit des gens $. 101—103; noch mehr 


*) Bom Hofceremoniell in feinen übrigen Beziebungen f. den Artikel „Hof“. 
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Karl von Martens im Guide diplomatique $. 40; und felbft ver Unerfättliche 
dürfte volle Genüge finden bei Leti, Ceremoniale historico-politicum, Amsterd. 
1685; bei J. C. Lunig, Theatrum ceremoniale historieo-polit. Lips. 1719, 
1720; und bei Rousset, Cer@monial diplomatique des vours de l’Europe, 
Amsterd. et la Haye, 1739. Bon dieſem fteifen, jchwerfälligen Rangceremoniell 
befreien fi die Diplomaten mitunter durch das fogenannte P&le-möle. „La p£le- 
mêôle coupe court & toutes discussions de rang et d’6tiquette, source desplus 
serieuses tracasseries,“ jagt Rayneval in feinen Institutions liv. II. chap. XV. 

Dei Gleichheit des Ranges und zur Beilegung von Rangftreitigfeiten bedient 
man ſich bisweilen des Alternates, d. h. ver Abwechslung des höheren Platzes; 
bisweilen auch des Looſes. Im feinem eigenen Haufe gibt der Geſandte andren 
Diplomaten feines Ranges den Borrang. 

3. Ranzleiceremoniell. Das Kanzleiceremoniell umfaßt die Titel, Ehren- 
und Höflihteitsformen, die man in Staatsfhriften beobachtet. Wird in einer Staats: 
jhrift gegen einen Sonverän das ganze Kanzleiceremoniell beobachtet, fo legt man 
ihm den ſ. g. großen Titel bei, in welchem nicht nur alle feine wirklichen, 
ſondern aud feine angeblihen Befigungen angeführt werden. Außer dem großen 
Titel gibt e8 einen mittleren, ver einen Auszug des großen bilvet, und einen 
fleinen, der fih auf die Angabe der Hauptwürde des Souveränes bejchränft 
und der gebräuchlichite ift. Neben ven politifhen Titeln findet man aud reli- 
giöje: für Frankreich Majeste Trös-Chretienne, für Spanien Majeste Catho- 
lique, für England Defenseur de Ja Foi, für Portugal Majesté Trös-Fid2le, 
für Defterreich MajestE Apostolique. 

4. Seeceremoniell. Auf dem weiten Ocean, wo die jhwache menfchliche 
Stimme verhallt, ift es im der Natur der Sache begründet, daß man fi durch 
eine ftarf marfirte Zeichenſprache verftändige, die über die natürliche Hör- umd 
Stimmmweite hinauswirkt. Aus dieſem Bepürfniffe ift wohl der größte Theil des 
Seeceremoniels entjtanden. Anfangs wurde daſſelbe nur durch die Flagge aus- 
geführt, war aljo nur auf das Auge berechnet. Die ſymboliſche Sprade des 
Blaggenfpieles überflügelte nun zwar den natürlichen Kreis der Hör- und Stimm- 
weite; fie bot aber dennoch nur eine bejchränfte Hülfe, weil fie nur auf dem Ge— 
biete des Gefichtsfreifes wirffem war. Nebel und nächtliche Dunkelheit mußten 
ihre Wirkjamfeit hemmen. Seit der Erfindung des Pulvers ijt daher die Beredt— 
famkeit der Kanonen hinzugelommen und es hat ſich damit die Schiffsſymbolik 
auch das Gebiet eines weiten Hörkreifes erobert. Anerkennung, Gruß, Hütferuf: 
das Alles wird jegt auf der See ausgeiproden durh den Mund der Kanonen. 
Diefe ſchnell verftändliche Symbolif des Seerehts wird vornehmlich gelibt, wenn 
Schiffe in den Hafen eines fremden Staates einlaufen oder unterhalb feiner Ka- 
nonen vorbeifteuern ; ebenjo wenn fie auf fremdem Seegebiete gehen, bei gewifjen 
Unläffen ; endlicy bei Begegnungen auf offenem Meere. 

Unter den Ehrenerweifungen hat befonvers der Schiffsgruß feine eigenthüm- 
lichen Spielarten : Einziehen, Neigen oder gänzliches Abnehmen der Flagge, Yep- 
teres als Zeichen äufferfter Unterwürfigfeit, indem man dadurch dem Anderen zur 
fagen jcheint, daß man fi, ihm gegenüber, als ein vollftändiges Nichts betrachte, 
— Aufziehen ver Flagge, um fie, dem Anvern zu Ehren, eine Zeit lang in ven 
Züften jpielen zu laffen, — Senken des Marsfegeld oder auch Segelftreichen, ein 
außerordentlich demüthiger Gruß, — Kanonengruß, und, fol diefe Begrüßung 
auszeichnend feierlich und ehrenvoll fein: mit ſcharfer Yadung, in der Regel mit 
einer ungeraden Anzahl von Schüffen, — Sciffsgruß von Kleingewehrfalven, ver- 
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bunden mit Kanonengruß, — Beilegen und Abjendung von Offizieren an Bord 
des andren Schiffes, — Vivatruf oder mündlicher Gruß, der ebenfalls in ungerader 
Zahl zu ertönen pflegt. 

Jever Staat kann auf feinem Seegebiete die Art des Schiffägrußes 
beftimmen ; nur darf der vorgefchriebene Gruß feine finnbildliche Beleidigung oder 
Demüthigung andrer Staaten austrüden. Ebenſo darf jeder Staat auf feinem 
Seegebiete den erften Gruß verlangen. Befonders müſſen die Feſtungen des Staates 
im Borbeifegeln zuerft begrüßt werben. Dagegen kann auf offenem Meere, 
weil dafjelbe feiner Souveränetät unterworfen ift, fein Volk von dem andern eine 
Berüdjihtigung durch ſymboliſche Ehrenbezeugungen und Schiffsgrüße forbern. 
Was bier beobachtet wird, ruhet auf freier Höflichkeit, ebenjo wie die Sitte, daß 
Veftungen und Häfen ven erften Gruß entfenden, wenn ein fremder Potentat ſich 
ihnen nähert oder vorüberfegelt (Beffter, Völkerr. Seite 342 — 345), Der 
Flaggengruß ift bei ven Kriegsſchiffen außer Gebraud gelommen, aus Ach— 
tung vor den nationalen Yarben. Die Kriegsihifie beſchränken ſich gegenwärtig 
auf den Kanonengruß und den Vivatruf. Dur die ftarfe Vermehrung der Han- 
dels⸗ und Kriegsſchiffe ift in der neueren Zeit, weil die Begegnungen der Scifie 
ſehr häufig geworden find, die Nothwendigfeit einer Abkürzung und Verein— 
fahung des Seeceremoniells entſtanden. 

- Die Yiteratur über das völferrechtlice Geremoniell findet man bei 
Ompteda, Literatur des gefammten Völkerrechts II. $. 490—498, Vgl. auch 
Kamp, Neue Literatur des Völkerrechts, $. 124—137. Rousset, Cérémo- 
nial diplomatique (T. IV. et V. du suppläment au Corps diplomatique de 
Dumont.) Berner. 
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Der Name Channing wird erſt ſeit einem Jahrzehend auf dem europäiſchen 
Kontinent häufiger genannt. So lange Channing in Boſton als einfacher Prediger 
lebte und wirkte, wurde er zwar in den näheren Kreiſen, die ihn ſahen und hörten, 
hoch geachtet und verehrt; aber ſein Name war damals noch auch in ſeinem weiten 
Vaterlande nur wenig bekannt; über das Meer hinüber zu uns drang fein Eccho 
feines Rufes. Aber nad feinem Tode ftieg fein Anfehen in raſchem Fortſchritt 
und feine Schriften wurden zunädit in Amerifa, dann aud in deutſchen und 
franzöfifchen Ueberfegungen in Europa, weit verbreitet und viel gelefen. Die Ame- 
rifaner wurben gewahr, daß Channing einer der ebelften und glängenpften Geifter 
fei, welde an dem ivealen Horizont der neuen Welt leuchten; und das alte Europa 
erfannte in ihm ven beredteften Vertreter der ſpecifiſch amerikaniſchen Denkweiſe 
in religiöfen, philofophifchen und focialen Dingen. 

Das äußere Leben Channings floß in ſchlichter bürgerlicher Weije frievlih und 
heiter dahin, ohne heftige Erjchütterungen und ohne ungewöhnlide Scidjale. 
Billiam Ellery Channing wurde am 7, April 1780, alfo nur wenige Jahre 
nach der Unabhängigfeitserflärung der vereinigten Staaten, nod während ihres 
Freiheitöfrieges, zu Newport in dem Staate Rhode-Islaud geboren, in dem Staate, 
deſſen Gründer Roger Williams zum erften Mal in der chriſtlichen Welt (1631) 
das Princip der vollen Gewiffensfreiheit für die verſchiedenartigſten religiöfen Be— 
fenntniffe ald Staatsprincip proflamirt und die politiſchen Rechte der Bürger für 
gänzlih unabhängig von ihrem religiöfen Glauben erklärt hat. Er wurde auf der 
bohen Schule von Cambridge im Staate Maſſachuſets in die theologifhen Studien 
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eingeführt. Anfänglich in dem Glauben an die Trinität erzogen, aber von Natur 
der freien Pehfung auch der kirchlichen Dogmen zugetban, gerieth er bald mit ver 
berfömmlichen Lehre in Widerſpruch. Sie ſchien ihm unvereinbar mit den Wahr: 
beiten, welche fich jeinem Dentvermögen als unbeftreitbar varftellten. Nach einem 
ernften inneren Kampfe wendete er fih nun entichieven ver Lehre ver Unitarier 
zu, als deren ausgezeichnetefter Belenner und Berfechter er bald betrachtet warb. 
Eine unitariſch gefinnte Kirchengefelfhaft zu Boſton erwählte ihn zu ihrem Pre- 
diger. In diefer befcheivenen Stellung verblieb er beinahe 40 Jahre, d. h. wäh- 
rend feines ganzen gereiften Lebens bis zu feinem Tode (1803— 1842). 

Wir haben nicht im Sinn, auf die tbeologifhen Gegenfäte einzugehen, melde 
die chriftliche Welt trennen, noch die eigenthümlidhe Stellung, welche dem Unita- 
rismus im Berhältnig zu den übrigen kirchlichen Syftemen zukommt, näher zu 
würdigen. Es genügt uns anzudeuten, baß unter ven alten europätfchen Kirchen 
die griechiſche Konfeſſion wohl am fernften von ihm abfteht, und die veformirte 
ihm am nächften verwandt ift. Ed. Laboulaye, welder zuerft die Schriften Ch.'s 
nad Frankreich verpflanzt hat, fpricht die Anficht aus, die Zukunft des Pro- 
teftantismus fei der Unitarismus. Ohne die Wahrfcheinlichfeit dieſer Vorher: 
fage über die zukünftige Entwiclung des Proteftantismus zu unterfuhen, wollen 
wir doch nicht die wichtige Thatfache verbergen, daß gegenwärtig die unitarifche 
Auffaffung des Chriftenthums von manden Theologen entſchiedener und bewußter 
vertreten wird und unter den gebilpeten Klaſſen der: Bevölferung bald offener, 
bald im Stillen weiter verbreitet ift, als feit dem Untergang ver arianifhen 
Kirche in irgend einer andern Periode der chriftlichen Geſchichte. 

Der Unitarismns bat zwar nur in England und in Nordamerika eine be- 
fondere kirchlich-genoſſenſchaftliche Geftaltung erreicht. Auf dem europätfchen Kon- 
tinent giebt e8 keine eigenen Kirchen ver Unitarier. Aber wir dürfen daraus nicht 
fließen, daß die unitarifhe Denkweiſe viefleits des Wafjers ohne Anhänger jet. 
Im -Gegentheil, eine ımbefangene und aufrichtige Prüfung ver wirflihen Ver— 
hältniffe, wie fie find, führt mit ziemlicher Sicherheit auf das Refultat, daß die— 
ſelbe beſonders in Deutſchland tiefe Wurzeln gefchlagen und fich fehr weit verbreitet 
babe, Die Unter- und Ausſcheidung, welche bei den energifhen Angelfachfen offener 
zu. Tage tritt, ift bei uns nur mehr verborgen unter den gemeinfamen äußern 
Formen des‘ kirchlichen Herfommens und mehr gebunden durch die Macht ver 
überlieferten Berfaffung. 

Eh. ift nicht auf dem Wege der deutſchen Philofophie zu feiner Ueberzeugung 
gelangt; er kennt jeme faft gar nicht. Das Wenige, was er davon erfahren, jcheint 
ihm durch die Vermittlung Couſins zugefommen zu fein. Er ift ein Denker, aber 
tein ſcholaſtiſcher Denker. Obwohl er vorzugsweife das ideale Geiftesleben zu ver- 
ftehen und feinerjeits fortzubilden ftrebt, fo ift er doch zu ſehr Amerifaner und 
zu lebhaft auf die praktifchen Bebürfnifje feines Volkes bedacht, um für die Ab- 
ftraftionen unferer fontinentalen Philofophie ein geneigtes Ohr und ein Berftänd- 
niß zu haben. Seine Oppofition gegen die alte Kirche entfpringt aud wicht aus 
einem für die -veligiöfe Richtung indifferenten oder gar ihr feinpfeligen Sinne. Er 
ift im Gegentheil eine von Grund aus religiöfe Natur. Nicht mit Unrecht haben 
ihu feine Freunde mit dem Biſchof Yenelon verglichen, den er troß der Verſchie— 
denheit ihrer firchlichen Betenntniffe wie ein Vorbild liebte und verehrte. Das 
Evangelium ift ihm eine reihe Quelle göttlicher Wahrheit; für die Offenbarung 
iſt er «voll ungeheuchelter Berehrung, von der Durchführung des Chriſtenthums 
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erwartet er die höchſten Segnungen ver Welt auch in ver Zukunft; ber Ber- 
breitung befielben ift fein Leben gewidmet. 

Aber voraus, und das ift das charalteriſtiſche Moment feiner Richtung, fteht 
er für das Recht ver menfhliden Denkkraft ein, aud die religiöfen Wahr- 
heiten frei zu prüfen, und entjchieven verwirft er als des. Menfchen unwürdig 
jeven Glauben, wenn derfelbe nur mit Berzicht anf die Vernunft angenommen 
wird. „Ih rühme mich“, fchreibt er, „ein Ehrift zu fein, weil das Ehriftenthum 
meine Vernunft nährt, ftärkt und erhebt. Könnte ih nur unter ver Bedingung 
ein Ehrift fein, daß ih auf das Urtheil meiner Vernunft verzichten müßte, fo 
würde ich feinen Augenblid in meinem Entfchluffe ſchwanken. Ich bin bereit, mein 
Bermögen, meine Ehre und mein Leben für die Religion zu opfern; aber nimmer- 
mehr wide ich einem Glauben, von welcher Art er fei, das opfern, was mid 
über das Thier erbebt und zum Menſchen macht. Berzicht leiften auf die höchſte 
Geiftesgabe, die Gott uns verliehen bat, das heißt, fein Heiligthum emtweihen 
und dem Göttlichften in uns Gewalt anthım.“ 

Er wendet alle Schärfe feiner Logik und alle Macht feiner Sprache auf, 
um dem Individuum das Recht zu fihern, daß es nur den Glauben befenne, 
mit dem es individual auch im feiner Dentart fich zurecht zu fegen weiß, und 
unabläfftg mahnt er am die Pflicht des Menſchen, feine Denkkraft zu üben, und 
als ein denkendes Weſen die religiöfen Wahrheiten wie alle andern Wahrheiten 
zu prüfen und anzunehmen. Die Wahrheit hat für Jeden nur infofern Macht 
und Leben, als er fie wirklich erfaht, und jeder kann ſich ihr nur nad dem Maße 
feines Berftänpniffes annähern. Da es keine Gleihförmigkeit der Auffaffung unter 
den Menfchen giebt, fo giebt es in Wahrheit auch Feine Gleichheit des Glaubens. 
Die Einheit der chriftlichen Kirche darf daher, wie Ch. ausführt, micht auf ein 
Symbol, nit auf die Einheit des Dogmas begründet werben. Er fucht ihre 
Einheit in der Erfüllung mit chriftlicher Liebe und in der Bewährung ver chrift- 
lihen Moral. Wie verſchieden aud die Belenntniffe jeien, die wahren Ghriften 
reihen fih aus den verſchiedenen Kirchen die brüderliche Han. 

Das Wefen des Unitarismus liegt ihm daher auch nicht in der Verwerfung 
des kirchlichen Dogmas der Trinität, und eben jo wenig im der Formulirung neuer 
Slaubensjäge, fondern in der Behauptung des Rechts der Bernunft, auch bie 
religiöfen Streitfragen ihrem entſcheidenden Richterftuhle zu umterwerfen. Er ver: 
ehrt in Ehriftus den religiöfen Weltheiland, weil feine Vernunft mit viefem Glau- 
ben in Harmonie ift, und verwirft den Glauben, daß Gott in Ehriftus Menſch 
geworben ſei, weil verfelbe ſich mit feinen Borftellungen von Gott und von Menſch 
nicht vereinigen läßt. Ch. hätte fein Bedenken, ben alten Kirchenglauben zu be— 
fennen, wenn nur berfelbe mit jeiner Bernunft in Einflang gebracht werden fünnte; 
aber nicht anders als unter dieſer Borausfegung. 

Als die Gegner den Unitariern vorwarfen, fie vermeflen ſich in ber freien 
Auslegung der heiligen Schriften, ihre eigene Weisheit über vie göttliche Weis— 
heit zu fegen, fo erwiederte er: „Wäre die Vernunft durch den Fall des Men- 
ſchen wirfli fo verdunkelt werben, daß wir im religiöfer Dingen ihrem entjchei- 
denden Urtheile nicht mehr vertrauen bärften, dann müßten wir auf das Ehriften- 
thum felbft und fogar auf den natürlichen Gottesglauben verzichten, denn bie 
Griftenz und die Wahrhaftigkeit Gottes wie der göttlihe Urfprung des Chriften- 
thums find Wahrnehmungen unferer Bernunft und ftehen oder fallen mit ihr. 
Wenn die Offenbarung im Widerforud mit der Vernunft ift, fo zerftärt fie ſich 
jelber, denn dem Tribunal der Vernunft hat Gott den Entjcheid über. die Wirt- 
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lichleit der Offenbarung vorbehalten, — Allerdings ift der Gebraud ver Vernunft 
auf dem Gebiete ver —2 von Gefahren begleitet. Aber wir bitten jeden ver⸗ 
ftändigen Menſchen bei —— te nachzufragen, ob es nicht noch gefährlicher 
ein auf fein dernunftiges Urtheil zu verzichten. Es fann Niemandem entgehen, 
a mnngeranien- ven mean ner ee 1—— 
dern reben. fennt nicht die thörichten und überfpannten Lehren, die 
auf dem Gebiete der Phyfit oder ver Politik aufgelommen find? Aber wer hat 
ger diefer Wahrnehmung die Folgerung gezogen, daß wir aufhören müfjen, 
die Natur und über die Geſellſchaft zu urtheilen, weil man Jahrhunderte 

ae nen Summen geiret hat. Es iſt leider unleugbar, daß die 
menſchlichen beſtändig den forſchenden Geiſt in ſeinen Unterſuchungen 
über die Offenbarung ſtören 2 verwirren, aber das iſt ach. Be a 


Gntwiclung, des in did iduelien Are ift ihm das große Ziel aller menſch- 
lichen Inftitutionen, auch des —* „Das höchſte Ziel — Autorität“, ſchreibt 
er, „iſt, Freiheit zu verleihen. Dies gilt zunächſt von der häuslichen Regierung. 
Der große, wir können ſagen, en Zweck der ae Gewalt, einer weiſen 
und-fittlihen Erziehung ift, dem Kinde den vollften Gebraud feiner eigenen Kräfte 
zu. geben, ihm innerliche Stärke zu verfchaffen, es dazu amzuleiten, fich felbft zu 
regieren. So ift auch der große Zwed der ftaatlihen Regierung der, die Freiheit 
*2 Ihr eigentliches und höchſtes Geſchäft iſt, über die Freiheiten Aller 

und jedes Einzelnen zu wachen und der ſtaatlichen Gemeinde das weiteſte Feld 
der Tpätigkeit für alle ihre Vermögen zu fihern. Die Menſchen zur Selbftregie- 
rung zu erheben, ift der Enpzwed an Regierung.“ Ferner: „Es ift von der 
höchſten Wichtigkeit, daß die herrſchenden Begriffe über die Beziehung eines Men— 
hen zum Staate berichtigt werden. Man venft mehr an das Vaterland eines 
Menfhen als an feine Natur. Seine Verbindung mit einem befondern Gemein- 
weſen ift mehr geachtet, als feine Verbindung mit Gott. Die Geſchichte der Völler 
ift zum großen Theile die Geſchichte davon, daß das Individuum dem Lande zum 
Opfer gebracht worden ift. Die Nation, in einem oder wenigen Individuen rveprä- 
fentivt, „hat ſich die Würde angemaßt, die Quelle aller Rechte des Einzelnen zu 
fein. Sie. bat feine Religion für ihn gemacht. Ihr Wille, Gefe genannt, hat die 
Stelle ‚aller andern Gefege eingenommen. Sie hat fi des Einzelnen als ihres 
Wertzeuges bemächtigt und ihn verurtheilt, für ihre felbftfüchtigften Abfichten zu 
(eben und zu ſterben.“ — „Der Menfch ift nicht das bloße Geſchöpf des Staats. 
Der Men ift älter als die Nationen und wird bie Nationen überleben. Er bat 
Rechte, welde vor allen Berfafjungsurtunden datiren. Die Vernichtung des In— 
bividuums, indem man es in den Staat verfenkt, ift- ver Grundgedanke des 
espotismus. Die Nation ift zu oft das Grab des Menſchen. Es ift dies um 
fo unnatürlicher, als gerade der Zwed des Staates der ift, das Jubividuum 
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in allen feinen Rechten zu fihern und befonders die Rechte des Schwächen zu 
ſchützen.“ — 

Die Ivee der „menfhlihen Rechte“ oder anders ausgebrüdt der indivi⸗ 
puellen Freiheit gilt ihm als die leitende Idee der nordamerilaniſchen Erhebung. 
„In unferer Revolution”, fehreibt er, „war die Freiheit unfer Loſungswort, aber 
nicht eine gefetlofe Freiheit, nicht Freiheit von allen Befhräufungen, ſondern eine 
fittliche Freiheit. Freiheit und Geſetz waren ftets in unfern Seelen vereinigt. Unter 
Regierung verftanden wir die Koncentration der Macht des ganzen Gemeinweſens, 
um bie Rechte jedes und aller feiner Glieder zu ſchützen. Dies war die große Idee, 
auf welche alle unfere Imftitutionen gegründet wurden, Wir erwarteten allervings 
aud von der Regierung die Förberung der öffentlichen Wohlfahrt ebenfowohl als 
die Bertheidigung der Rechte. Aber wir fühlten, daß die erftere-in den leßteren 
eingefhloffen fei. Diefe Auffaffung ver menfchlichen Rechte, welche unfere Geſchichte 
durchdringt und erleuchtet, kann in einem Wort ausgedrückt werden. Sie iſt ent- 
halten in ver Achtung für den Einzelnen, das Individunm Im allen 
andern - Ländern ift der Menſch in den Schatten geftellt. Hier ift er aner- 
fannt." . 

Man flieht, das ftolge Bewußtſein der gemeinfamen menſchlichen Würde und 

das muthige Vertrauen auf die individuelle Kraft und auf bie entfchloffene Selbft- 
hilfe des freien Mannes find dieſem republifanifchen Geifte eingeboren: umd indem 
er ſich deſſen bewußt wird, ift er ſtolz darauf, barin ben Gruntzug ber norb- 
amerifanifhen Gefchichte zu erfennen, und freut fid zum voraus über die nenen 
Erfolge, welde der freigeworbene Individualgeift in der Zukunft erringen werbe. 
Die Einficht in ein ausgebilvetes Gefammtleben und in deſſen einheitliden 
Organismus, wie die alten Staaten Europas es kennen, ift ihm großen Theile 
verjchloffen, und zum Theil wiverwärtig. Sein Urtheil über Napoleon I. ift daher 
aud) eben fo übertrieben feindfelig wie das über den alt-römifchen Staat. Er fieht 
in beiden faft nur bie despotifche Unterbrüdung der individuellen Freiheit, wicht 
die Koncentrirung und Steigerung der Boltsträfte in dem eimbeitlichen Staat. 
Ganz den Rechten und Interefjen der Invividuen zugewenvet, überfieht er oft das 
Recht und die Intereffen ver Gefammtheit, und fpricht von dieſer wie wenn fie 
nur eine Verbindung von Individuen wäre und nicht zugleich ein großes über das 
individuelle Leben erhabenes Gejammtleben hätte. 
Die eigentliche Politik ift übrigens nicht feine Sache. Er überläßt viefelbe 
willig den Staatsmännern. Dagegen intereffirt er fi in hohem Grade für. vie 
Wohlfahrt ver arbeitenden Klafjen. In ihrer moraliſchen Hebung fieht er 
die wichtigfte Aufgabe auch des Geiftlihen in unferer Zeit. Seine Vorträge über 
„die Selbftbildung”, über „die Vereine“, über „die Hebung der arbeitenden Klaſſen“ 
bezeugen den Eifer, mit dem er fich viefer Aufgabe unterzog. 

Er glaubt nicht, daß man den Uebeln und Gefahren, welde die Gegenwart 
von diefer Seite her bedrohen, anders mit Erfolg begegnen könne, als indem man 
voraus die getftige Kraft der Arbeiter ſelbſt ftärfe. Auch hier wieder erwartet 
er viel von der Belebung des Gefühls für menſchliche Würde und von dem Er- 
wachen des menſchlichen Selbſtbewußtſeins und der daherigen Steigerung aller 
geiftigen und gemüthlichen Kräfte. 

Wiederum bringt er voraus auf Uebung der Denkkraft: „Denten .ift- die 
Grundunterfheidung der Seele umd das große Werk des Lebens. . 
Alles, was ein Menſch Aufferlich thut, ift nur der Ausbrud und die Verwirk— 
lihung feines innern Gedankens. Um wirffam zu handeln, muß er klar venfen, 
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| einander ermordet aus einem Gefühl ver Pflicht. 

Der elenvefte Betrug hat den Namen des frommen angenommen. Gedanke, Ein- 
ficht iſt die Würde eines Menfchen.“ ' 

ann foll ein Denker fein. Damit ift nicht gemeint, 

vier Pfähle verfchließen und mit Leib und Seele über den 

figen folle. Die Menfchen haben gedacht, ehe Bücher gejchrieben wurden. 

Natur, Heilige Schrift, Gefellicaft und Leben bieten beftänbige Gegenftände für 

das Denken dar und der Menſch, der feine Geiftesträfte auf irgend einen. dieſer 

Gegenftände richtet, fanmelt, anwendet, mit dem Zwed, die Wahrheit zu 

abren, iſt infofern ein Forſcher, ein Denker, ein Philofoph und erhebt ſich 

‚eines Menfchen. | 

em er von der Uebung der Denkkraft pas Befte hofft, feßt er voraus, 

daß diefe Uebung zu dem Zwed vorgenommen werde, um bie Wahrheit zu er- 

faſſen. „Es giebt keinen größern Mangel in ver Erziehung, als den, daß fie fo 

‚eine unbefangene, ernfte, ehrfurchtsvolle Liebe zur Wahrheit wedt und. ein- 

Wahrheit ift das Licht des unendlichen Verſtandes und das Bild Gottes 
| Geſchöpfen. Wa fie nicht der Leitftern ift, ift alles Mühen vergeblich und 
alle Hoffnung grundlos.“ 

Er weist auf die Natur und dem Geift bin, als die beiden Gegenftände 
des menfhlihen Denkens. „Der Handarbeiter ift befonders berufen, den äußern 
Stoff zu feinem Studium zu machen, denn es ift fein Gefchäft, ihn zu bearbeiten 
umd er arbeitet gefcheidter, erfolgreicher, angenehmer und ehrenvoller in dem Maße, 
als er verfteht, woran er arbeitet. Arbeit wird ein ganz anderes Ding, wenn ber 
Gedanke im fie kommt. Jeder Landbauer follte Chemie ſtudiren, um die Beftand- 
theile zu verftehen, die in Erdreich, Vegetation und Dünger vorhanden find umd 
die Gefege, nach denen fie einander binden und löſen. Jeder Handwerker follte 
die mechanischen Kräfte fennen, die Gefege ver Bewegung und die Geſchichte und 
Zufammenfegung der verfchiedenen Stoffe, in denen er arbeitet. Aber die Natur 
ſoll unſre Denkkraft nicht blos um ver Hülfe willen bef&äftigen, die ihre Rennt- 
niß beim Arbeiten verleiht, fie ſoll auch um ihrer felbft willen ftudirt werden, weil 
fie ein Ausprud ift der göttlichen Volltommenheit, ftrablend von Schönheit, Größe, 
Weisheit und Güte.“ 

Als zweiten Gegenftand des Dentens bezeichnet er außer ven Naturwiſſen— 
ihaften die fogenannten Geifteswifienfchaften. „Es ift ein anziehender Gedanke, 
daß der Schlüfjel zu allen viefen Wiſſenſchaften jedem menfhliden Wefen 
in feiner eigenen Natur gegeben ift. Ich begreife fie alle aus dem Bewuft- 
fein deſſen, was im meiner eigenen Seele vorgeht." An zwei großen Ideen macht 
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er feine Mahnung anſchaulich, zuerft an der Ipee Gottes: „Jedes Menfchen 
innere Höhe ift zuerft und hauptfächlich darnach zu meflen, wie er dieſes große 
Weſen faßt und eine richtige, helle und lebensvolle Erkenntniß von ihm zu ges 
winnen, ift der höchſte Zweck des Denkens. Der große Zwed des Univerfums, der 
Offenbarung und des Lebens ift, die Idee der Gottheit in uns zu ent- 
wideln." Sobann au ber Idee des Menſchen. „Wenige Menſchen tennen bie 
jet, was ein Menſch ift. Sie kennen feine Kleider, fein Temperament, feine 
Gluͤcksgüter, feinen Rang, feine Thorheiten und fein answendiges Leben; aber der 
Gedanke feines inneren Weſens, feine eigentlihe Menſchlichkeit hat in ganzen 
Mafien erft aufzubämmern begommen ; und dennoch, wer kann ein menfchliches Leben 
(eben, der nicht weiß, was der eigenthümliche Werth eines menfchlichen Wefens ift.” 

Den Einwand, daß jo große Gedanken nicht won der Maffe ver Menfchen 
erfaßt werden können, weil ihre Bildungsmittel zu beſchränkt feten, beleuchtet ver 
grundlich, die Schwierigkeiten, welcher einer ſolchen liberalen Erziehung und Selbft- 
bildung aud der arbeitenden Klaffen entgegenftehen, verheimlicht er nicht, ſondern 
unterwirft biefelben einer fcharfen Prüfung. Er liebt das Ideal und verherrlicht 
das Ideal, aber nicht wie ein blinder Enthufiaft, fondern wie ein Mann, ver an 
die Natur und an die realen Voransjesungen anknüpft und verftändig vie Mit- 
tel erwägt, wie ed zu verwirklichen jei, oder wenigftens wie das Leben am ehe- 
ften feiner Verwirklichung angenähert werden könne. Seine Borträge über die He- 
bung der arbeitenden Klaſſen, denen wir bie obigen Säge entnehmen, find ein tief- 
durchdachtes Meiſterwerk eines hellen, gevantenreihen Kopfes, ber von einem -für 
die fittliche Vervolllommnung der menſchlichen Verhältniffe warm fühlenden Herzen 
in feiner Arbeit unterftüst worden ift. 

Wir wollen zum Schluß viefer kurzen Charakteriftit noch einige Stellen aus- 
ziehen, in denen er mit Ueberlegenheit die Vorurtheile befämpft, vie folhen Be— 
ftrebungen entgegen treten, „Ein fehr werbreitetes ift dies, daß die Maffe nicht 
berufen fei, zu denten, zu ftubiren, ihren Geift auszubilden, weil nach Gottes 
Einrichtung bevorzugte Einzelne für viefelbe denken follen. Allerdings find Ein- 
zelme mehr begabt als Andere, und find ausgeſondert für eine mehr ſtudirende 
Lebensweife. Aber das Werk folder Menfchen ift micht, Durch ihr Denten das der 
Andern zu erlegen, fondern denen behülflich zu fein, daß fie räftiger und erfolgreicher 
denken lernen. Große Getiter find dazu da, um andere groß zu machen. Ihre Ueber- 
legenheit foll nicht dazu angewendet werben, bie Maſſe zu geiftiger Knechtſchaft 


herunterzubrüden,, nicht um über fie eine geiftige Zwingherrſchaft aufzurichten, . 


jonden um fie aus dem Schlummer zu weden und ihr zu eigner Urtbeilsfähig- 
teit zu helfen. Das Licht und Leben, welches in einer Seele entfpringt, foll weit 
und breit ausftrömen. Unter allem Berrath an der Menſchlichkeit giebt es feinen 
» nichtswürbigeren, als ven eines Menfchen, der feine große geiftige Kraft dazu be- 
nußt, den Berftand feines weniger begünftigten Bruders nieder zu halten.“ 

Und auf die Bemerkung, daß die Mafle im beften Falle doch nur Weniges 
lernen könne, und daß die Bildung eines Geſchlechtes von Halbvenfern und Halb- 
wiffern eher ſchädlich als nützlich ſei, erwiedert er: „Wäre viefes Argument richtig, 
fo würde es beweifen, daß Niemand aus irgend einer Klaſſe ver Gefellfchaft venten 
müßte. Denn wer fann irgend einer Sache auf ven Grund fommen? Weffen 
Lernen ift nicht nur ein Weniges ? Wellen Züge aus dem Becher ver Erkenntniß find 
nicht ſchwach? Wie eingeengt ift das Gebiet auch der weiteften Einficht ? Aber 
ift nähere Erkenntniß darum, weil fie fo beſchränkt ift, nichts werth? Wir follten 
bevenfen, daß das Bekannte, wie e8 auch fei, im Einklang ehe mit dem fhranten- 
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loſen Unbelaunten und eine Annäherung zu ihm ift. Wir follten aud bedenlen, 
daß vie gewichtigften Wahrheiten aus einem fehr engen Umfang ver Belehrung 
gewonnen werben fünnen. Gott offenbart fih jo wahrhaftig in feinem Heinften 
Wert. wie im feinem größeften. Die Principien ver Menſchennatur mögen beffer 
in einer Familie als in ver Gefchichte der Welt ftubirt werben. Ich will nur nod) 
hinzufügen, daß die arbeitende Klaſſe jet feineswegs mehr nur zu fo ſchwachen 
Zügen, aus dem Becher der Erfenntniß verdammt ift, um Hohn zu verbienen. 
Biele von ihnen verftehen mehr von der äufferen Welt, als alle Philofophen des Alter- 
thums und das Ehriftentbum hat ihnen Tiefen der geiftigen Welt geöffnet, welche 
vormals Könige und Propheten nicht gewürbigt waren zu verftehen ; wie follten 
fie denn als unfähig des nüglichen Gedankens, zu geiftiger Unthätigkeit verurtheilt 
fein 2" 

Die Schriften Ch.'s find gefammelt in der Originalausgabe: Works, Glas- 
gow, Edinburg, London 1840 VL Bde. (3. Aufl.). In Deutſchlaud find dieſelben 
in einer Auswahl von F. A. Schulze um A. Sydow durch vortreffliche Ueber- 
zen befannt gemadyt worden. 15 Bdchn. Berlin 1850. Für Frankreich hat 
Ed. Laboulaye vorzüglid die focialen Schriften Ch.'s belannt gemacht, Paris 
1854. So eben erhalte ih no Ch. de Remusat: Channing sa vie et des 
oeuvres. Paris 1857. Blantiält, 
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Chateaubriand. 


Frangois Auguſte Vicomte de Chateaubriand, der berühmte Legitime, wurde 
geboren in ſeinem väterlichen Schloſſe Combourg (Bretagne) am 4. September 
1769. Er empfing feine Schulbildung im Colldge zu Rennes und trat im Jahre 
1786 in die königliche Armee ein, nachdem er lange in der Wahl des Berufes 
geſchwankt hatte. 1790. reiste er nad Norvamerifa, kehrte aber aus freien Stüden 
1792 zurüd, um in ven Reihen ver Emigranten für pie Wieberherftellung ver 
Ordnung zu kämpfen. Bei ver Belagerung von Thionville im September 1792 
verwundet, verließ er die Armee und fchiffte nach England hinüber, wo er unter 
ven härteften Entbehrungen feine jchriftftellerifche Laufbahn begann. Seine erfte 
(1797 zu London gebrudte) Schrift Essais sur les r&volutions anciennes et 
modernes, considdr6es dans leurs rapports avec la r@volution frangaise, worin 
er, vom Gram und Zorn übermannt, an feinem Baterland zu verzweifeln ſchien, 
ging faft unbeachtet worüber. Um jo größern Erfolg hatte fein jeit 1801 heraus- 
gegebened Genie du Christianisme, das ihn mit Einem Male unter die erjten 
Namen ver franzöfiihen Literatur einreihte. Unter dem Konfulate nad Frankreich 
zurückkehrend, betrat er 1802 vie diplomatiſche Laufbahn als Sekretär der fran- 
zöfifhen Geſandtſchaft zu Rom. Mit dem Botfchafter (Karbinal Feſch) zerfallen, 
wünſchte er Berfegung, und Napoleon ſchuf ihm zuliebe eine neue diplomatiſche 
Stelle, die eines Geſandten bei der Republit Wallis. Noch ehe aber Ch. dahin 
abgehen konnte, veranlafte ihn die Ermordung des Herzogs von Enghien (Mär; 
1804) Napoleons. Dienfte für immer zu verlafien, da Ch. in ihm fortan nicht 
mehr blos ven Befieger der Anarchie zu erlennen vermochte. Ch. ſchrieb nun wieder 
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um fo mehr in feinen Mercure de France, und: reiste in den Jahren 1806 und 
1807 über Aegypten nad Jerufalem, eine Reife, deren hochpoetiſche Beſchreibung 
fpäter feinen literariijhen Ruhm erhöhte und. verbreitete. 1809 und 1810 erſchien 
fein drittes beveutfames Werf Les Martyrs, und feine Aufnahme in bie Moremic 
mußte jo trog feiner Ungnade erfolgen. 

Napoleons Sturz z0g Ch. enplich wieder ins politifche Getriebe und von da 
an datirt eigentlich erſt feine Yaufbahn als praktifcher Staatsmann. Wenige Tage 
nad) der eriten Ginnahme von Paris durch die Alliierten ſchrieb er mit feltenem 
Muthe die kleine, aber unendlich erfolgreihe Schrift: De Buonaparte et des 
Bourbons ou de la n6cessit€ de nous rallier à nos Princes l&gitimes, welche 
Louis XVIU. ſelbſt einer Armee gleih ſchätzte. Mit Louis XVIIL floh er denn 
aud nad Gent, feine Schidjale fortan von denen feiner angeftammten Könige 
nicht mehr trennend. Als Ludwigs XVIII. Minifter kehrte er. nach den hundert 
Tagen nad Paris zurüd. Auf dem Punkte, in die Deputirtenfammer gewählt zu 
werden, wurde Ch. zum Pair von Franfreih ernannt. Eine neue, äußerſt bebeut- 
fame politifhe Broſchüre: De la monarchie selon la charte, und feine Oppofi- 
tion gegen die Auflöfung der Chambre introuvable entzweite ihn mit Decage, 
und Ch., der aufrichtigfte Anhänger der Tonftitutionellen Monarchie, ſchied aus 
dem Minifterium. Im Jahre 1820 nahm er ven Gefandtichaftspoften in Berlin 
an, im Jahre 1822 nad einer neuen minifteriellen Epiſode, denjenigen in London, 
worauf er als franzöfifher Botfchafter an den Kongreß von Verona ging, deſſen 
Geſchichte er fpäter herausgab.. Das Jahr 1823 ſah Ch. auf der höchſten Stufe 
der Gewalt. Als Minifter der auswärtigen Angelegenheiten führte er den ſpaniſchen 
Reftaurationskrieg durch. Villdle, deſſen Eintritt ins Miniſterium Ch.'s Wunſch 
und Werk war, bewirkte aber ſchon im Jahre 1824 feinen Sturz, worauf Eh. in 
der Pairsfammer an die Spite ber Chartiſten trat und im parlamentariſchen Leben 
ein Anſehen errang, welches ſogar in Frankreich vielleicht ohne Beiſpiel iſt. Für die 
Befreiung Griechenlands und die Abſchaffung der Cenſur entwickelte Niemand größern 
und erfolgreichern Eifer als er. Eine nach Louis XVIII. Tode veröffentlichte 
Schrift: Le roi est mort, vive le roi, leiſtete für Karl X. was bie Schrift De 
Buonaparte et des Bourbons für Louis XVIII. geleiftet hatte, und obgleich 
Karl X. trog dem umd trog allen übrigen Dienften Ch.’8 ihm, vermuthlih wegen 
feines liberalen Anftrihs, abgeneigt blieb, fo übertrug er ihm doch 1828 nach 
Villdle's Sturz den damals überaus wichtigen Geſandtſchaftspoſten in Rom. 

Bon dieſer fhönen und feinen Wünfhen am beften entſprechenden Stelle 
trat Ch. aber ſchon im Jahre 1829 freiwillig ſchnell entſchloſſen zurüd, als Poli- 
gnaes Eintritt ins Minifterium die Herrſchaft der Charte ernfthaft bevrohte und 
ein Streben nad abjoluter Königsgewalt befürdten ließ. Der treue Anhänger ber 
Eharte fand nur zu bald Gelegenheit zu bemeifen, daß er ber Dynaftie nicht 
weniger treu war, als dem Örundgefege, das ihre Gewalt, nach feinem Dafür: . 
halten fo wohlthätig als nothwendig, begrenzte. Nach den Julitagen 1830 ſchlug 
Ch. nicht blos vom neuen Bürgerkönige jede Anftellung aus, jondern nahm aud) 
nach einer wahren Philippifa aus der Pairstammer. feinen Abſchied. Seine offene 
Erklärung, nad Karls X, und des Dauphins Thronentfagung fortan nur den 
Herzog von Borbeaur als König von Frankreich anerkennen zu wollen, zog ihm 
Verhaftung und Anklage zu, aber ein unerfchrodenes Gefdwornengericht, von ber 
Gewalt und Wahrheit feiner Vertheidigung hingerifien, fprady ihn frei. Gleihwohl 
beſchloß Ch. nochmals ins Eril zu gehen, und er wählte vie Schweiz zu feinem 
künftigen Aufenthalt, als vie Gefangennehmung und Anklage der Herzogin von 
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Berry von neuem feine Iojalen Dienſte nöthig zu machen fchien. Ch. kehrte ohne 
Berzug nad Frankreich zurüd und verwandte feinen ganzen Einfluß für die Ge- 
fangene. In den Jahren 1833 und 1834 ging er in ihrem Auftrag und Intereffe 
nad. Prag zu Karl X. und galt fortan mit vollem Recht ald das Haupt ber 
Anhänger des alten Königegefchlehts. Die neugewonnene Mufe benugte Ch. im 
Uebrigen wieder zu neuen literarifchen Arbeiten, unter denen bie Heberarbeitung 
und Bollenvdung feiner Pbrtrefflihen Memoiren die erfte Stelle einnimmt. Die 
zuerft: 1826 veranftaltete Gefammtansgabe feiner Werte ftellte Ch. ölonomiſch 
unabhängig und die neue Auflage 1832, ſowie der Verkauf der Dentwürbigfeiten 
gewährten ihm pie Mittel, jein Leben in ven angenehmften Berhältniffen zu Ende 
zu führen: Den von ihm. lange vorausgefagten Sturz Philipps von Orleans follte 
er noch erleben, nicht aber vie Wieverherftellung der Dynaſtie Buonaparte. Ch. ftarb 
am 4. Juli 1848. Gleich nachher begann die Publitation der Mémoires d’outre 
tombe im Feuilleton der „Prefie". Nach ver Bollendung diefes Drudes erfcjienen fie 
in 11 Oftavbänden gejammelt und mit einem Nachtrage von fremden Händen 
vermehrt zu Paris 184950. Ch. ftarb kinderlos und feine Wittwe folgte ihm 
bald ins Grab. 

Sein politifhes Syftem läßt fi in wenige Worte zufammenfaflen. Er wollte 
eine ſowohl durch Geſetze als durch zwei Kammern beſchränkte Monarchie und in ihrem 
Schutze eine mähtige und freie Kirche, An ver Preffreiheit hielt er unabwendbar 
feft und fein ganzes parlamentarifches Streben galt überhaupt nur dem, daß bie 
Gharte von 1814 eine Wahrheit werbe und daß fein, durch Napoleons letzte 
Niederlagen jo fehr gevemüthigtes und moraliſch gejhwächtes Frankreich unter den 
Böltern der Erde den ihm gebührenven Rang wieder einnehme. Nie bat in. Frant- 
reih ein Staatsmann beharrliher und lojaler auf diefe Ziele hingearbeitet und 
nie hat überhanpt ein Staatsmann feinen wohldurchdachten politifchen Weberzeu- 
gungen bereitwilliger die größten Opfer gebracht. Dies Zeugniß ift ihm die Nach— 
welt ſchuldig, wie fie auch über feine politifhen Anfichten venfen mag. Bol. nody 
Marin, Histoire de la vie et des ouvrages de M. de Chateaubriand. & Paris 
1832. v. Gonzenbach. 


Chatoullgut, ſ. Civilliſte, Domänen. 
Chiffrirkunſt. 


Die Chiffrirkunſt, alſo genannt, weil man ſich früher dazu meiſt der Ziffern 
bediente, lehrt ſo zu ſchreiben, daß entweder die ganze Schrift überhaupt oder ein 
gewünſchter Theil ihres Inhalts dem Uneingeweihten Geheimniß bleibe. Im aus— 
gedehnteſten Sinne würden hieher auch die Schriften mit ſogenannten ſhmpatheti— 
ſchen Tinten gehören, von welchen hier aber nicht gehandelt werden ſoll. 

Die einfachſte Chiffreſchrift iſt: für jeden Buchſtaben eine beliebige Ziffer oder 
irgend ein anderes Zeichen zu wählen, z. B. ſtatt A 1 oder +, ftatt B >< ober 
2 u. ſ. w. Eine ſolche Schrift wird zwar für denjenigen, dem die Bedeutung ber 
gewählten Ziffern oder Zeichen nicht mitgetheilt worden, nicht fofort lesbar fein; 
hat er aber großes Interefje, ven Inhalt zu erfahren, fo gehört wenig Scharffinn 
und Gebuld dazu, eine folde Chiffre zu entziffern. Da die Methode diefer Ent- 
zifferung auch bei den beffer erdachten Chiffren Anwendung findet, jo ſoll hier das 
Nothwendigfte darüber gejagt werben, wobei wir uns auf die Annahme beſchränken 
müflen, daß die vorliegende Chiffrefhrift in deutſcher Sprache geſchrieben ſei. 
Für andere Sprachen gelten andere, jedoch analoge Regeln. 
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Es kommt zumächft darauf an, die Bokale zu entveden. 

In der deutſchen Sprache giebt es kein nur aus einem Buchſtaben beſtehendes 
Wort, außer der Interjeftiv o! Bon Wörtern aus nur zwei Buchftaben beftehend 
bat fie: ab, am, an, ba, bu, er, ed, ei, in, im, je, ja, ob, fo, um, zu, wo. 
Kommen alfo in ver Geheimfchrift zwei Zahlen over Zeichen als für fich beftehennes 
Wort vor, fo muß es eins ber vorangeführten und das eine dieſer Zeichen muß 
ein Botal fein. 

Der Vokal e ift zunächſt vaburd zu finden, daß er in ver ganzen Schrift 
am öfteften vorkommt und jehr häufig mit i davor oder m vahinter, beſonders am 
Schluſſe ver Wörter. Iſt das e gefunden, fo muß, in Bigrammen, das zweite Zeichen 
r ober. s fein, worüber man bei weiterm Dedhiffriren bald zur Gewißheit kommt. 
Nächſt e tommt i am häufigften als zweites Zeichen vor, meift mit e dahinter, nament- 
(ih in allen Trigrammen, welche mit e enden (vie, nie, fie, wie), fowie in bir, mir, 
wir. A fann in Trigrammen entweber ver erfte oder zweite, aber nie ber britte Buch- 
ftabe fein (anf, aus, als, Bad, das, was); in Vigrammen bald ver erfte, bald ver 
weite (an, am, da, ja). O fommt nur in den Bigrammen jo und wo hinten, in ob 
vorne vor; in Trigrammen oft in der Mitte (vor, von, vom), feltener vorne (oft, 
Ohr). U ift in Bigrammen öfter der zweite ald ver erfte Buchftabe (vu, zu, um), 
in Zrigrammen meiſt der erfte ober zweite (und, aus, nur, zum, zur). 

Sind auf viefe, feineswegs ſchwierige Weife nur erft die Zeichen für bie 
5 Botale. feftgeftellt, jo find damit zugleich aud die Konfonanten d, n, m, r, 8, 
v, w, als häufigfte Nachbaren ver erftern beftimmt, over doch fehr wahrſcheinlich 
ermittelt, worüber die Gewißheit nicht lange ausbleibt, befonders wenn viel Tert 
in ſolchen Chiffern vorliegt; je weniger, deſto ſchwieriger iſt e8 natürlich, wegen 
Mangels an Bergleihungsmaterial. Zur Förderung der Arbeit fchreibt man weit- 
läufig das Alphabet hin und unter jeven Buchftaben, für welchen man den Ehiffre 
ermittelt hat, wird ſolcher verzeichnet. 

Znnähft fucht man nun die vorfommenden Doppelzeichen für Konfonanten 
auf, von denen die meiften (außer ven ſchon bekannten Vokalen) fi, U, mm, nn, 
pp, rr, 88 und tt fein müſſen (jelten bb, dd, gg) und von welden mehrere ſchon 
beim Ermitteln der Vokale feftgeftellt worden oder jett feftgeftellt werben können. 
Ch ift leicht dadurch zu entveden, daß das erfte Zeichen (ce) felten oder gar nicht 
allein vorkommt und hinter diefen beiven Buchftaben meift en folgt. Das Zeichen, 
welches häufig vor dieſen beiden fteht, muß s fein, und hinter biefen 3 zufammen- 
ftehenven Zeichen kann fein anderer Konfonant als 1, m, n, r ober w folgen. 
Wörter von 4 Buchftaben, die mit enn fließen, giebt es im Deutſchen nur 
denn und wenn, und die übrigen Teflaragrammen fangen meift mit einem Kon- 
fonanten an, auf welhen unmittelbar ein Vokal folgt (bald, Bild, mein, dein, 
fein, doch, Hand). 

Für einen denkenden Kopf wird es weiterer fpecieller Anweifung (wozu bier 
auch fein Raum ift) wicht bebürfen, um nach Vorſtehendem eine Chiffrejcheift, 
welche für jeden Buchftaben nur ein und immer vaffelbe Zeichen hat und jebes 
Wort gefonvert binftellt, ohne befondere Beſchwerlichkeit in nicht zu langer Zeit 
zu entziffern, wobei ſelbſtredend vorausgeſetzt wird, daß der Entzifferer die Sprache, 
in welder die Chiffre gejchrieben ift, und namentlich deren Rechtichreibung und 
Wortbildung genau kenne. 

Erſchwert kann die Entzifferung der bisher gedachten einfachen Chiffren da— 
durch werben, daß für die am häufigften vorfommenden Bucdftaben mehr als 
ein Zeichen (abwechjelnd) gewählt wird und die Wörter nicht. getrennt, ſondern 
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ohne Unterbrechung fortgefchrieben werben; daß man von rechts nach links ober 
Beile für Zeile abwechſelnd von rechts nad) links und von links nach rechts fchreibt; 
daß man auch Zeichen untermengt, welche nichts bebeuten follen, alfo nicht mit- 
elefen werben (non valeurs); daß man ſatzweiſe die Sprache wechjelt u. dgl. 

Zuhülfenehmen aller diefer Mittel kann die Entzifferung des einfachen 
Chiffre allerbings ſehr erfehwert werden, ein gelibter ſcharfſinniger Dechiffreur wird 
aber nad obigen Andeutungen immer dahin gelangen, aud viefe Schwierigleiten 
zu überwinden. 

Nachdem die Erfahrung die Unzulänglichteit des bisher befprochenen Chiffre 
zur Berbedung des Geheimniffes vargethan hatte, ſah man fih nah kombinirteren 
Methoden zur Erreichung des Zwedes um, und es haben fih Männer wie Baco, 
Hugo Grotius, Mirabeau u. Andere mit viefem Gegenftande ftart bejchäftigt, 
welcher für Diplomaten und Militärs allerdings von Wichtigkeit ift. 

Die Forderungen, weldhe man an eine gute Chiffrefchrift zu machen berechtigt 
ift, beftehen darin, vaf fie 

a. möglichft einfach, ihr Gebrauch mithin für den Chiffreur und (eingemweihten) 
Dechiffreur nicht mit unverhältnigmäßiger Mühe und Zeitaufwand verbunden jei; 

b. daß fle zuverläffig fei, d. b. feine Dunkelheit oder Zweideutigkeit zulaffe; 

e. daß fie ihren Schlüffel jedem Uneingemweihten möglichft ficher verberge. 

Bon den zahlreihen Methoden, welche in ver Hoffmurfg vorgedachte Zwecke 
zu erreichen, erdacht find, foll hier Näheres nur über zwei Arten Geheimſchrift 
bemerkt werben, welde am häufigften im Gebrauche find und unſers Erachtens 
auch wirklich die praftifchften fein dürften, nämlich die jogenannte table carrde 
(auch Multiplifationschiffee genannt) und die Verſetzungschiffre. 

Zum Zwech der erfteren entwarf man eine Reihe von 26 horizontalen und 
26 Bertifal-Reihen, welche mithin 676 Quadrate bilden. Das erfte Onabrat ber 
oberften Reihe bleibt leer, in jedes der folgenden Quadrate verfelben Reihe wird 
ein Buchftabe des Aiphabets in gewöhnlicher Ordnung gefchrieben, fo daß im 
zweiten A, im legten Z fteht. In ver zweiten Reihe wird gleich in das erfte 
Duabrat A gefchrieben und das ganze Alphabet wieder in gewöhnlicher Drbnung 
fortgefegt, fo vaß hier B unter A ver oberften Reihe, C unter Bu. ſ. w. mb Z 
unter Y zu stehen kommt. Das alsvanı noch leer bleibende Quadrat wird mit 
einem beliebigen Zeichen, z. B. + ausgefüllt. In der britten Reihe beginnt man 
mit B (unter A) und fett das Alphabet fort, fo daß nun wieder Z unter Y, 
+ ımter Z zu ftehen fommt und das legte Ouadrat wieder A erhält. Die vierte 
Reihe beginnt mit C, das + trifft wieder unter Z und es folgen A und B in 
den zwei legten Duabraten. In derfelben fortfchreitenden Ordnung werben alle 
Quadrate der Tafel ausgefüllt, indem man im erften Onabrate immer mit dem— 
jenigen Buchftaben beginnt, welcher auf den darüber ftehenven folgt, hinter Z 
immer + und dann wieder fo viele Buchftaben (von A am) folgen läßt als in 
ver Horigontalreihe Quadrate zu füllen find. Die fertige Tafel muß biernady fo 
ausfehen: Das oberfte Quadrat links leer, vom zweiten bis ſechsundzwanzigſten 
das Alphabet von A bis Z. Diefe Reihe wird die Sprachlinie genamnt. Die 
erfte Vertikalreihe (links), welche die Wahllinte genannt wird, muß A bis Z, die 
legte Bertifalreihe von oben Z, + und das Alphabet A bis Y, und bie unterfte 
Horizontalreihe gleichfalls Z, + und A bis Y enthalten. 

As Schlüffel zu diefer Art Geheimfchrift wird ein Wort oder kurzer 
Sat verabredet (mot chriffrant, Wahlwort), 3. B. Germanicus. Der Gebraud) 
der Tabelle wird am am beften vurd ein Meines Beiſpiel erflärt werben, Ange— 


* 
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nommen die Depefche (larfchrift) laute: „Blücher ift über den Rhein gegangen“, 
fo fegt man unter jeden Buchftaben der Klarfchrift (welche zum bequemern und 
fihern Ghiffriren etwas ‚von einander abſtehend gefchrieben werben müſſen) einen 
Buchſtaben des Wahlworts, alfo : 
BIluecherisgtueber « 
germanicusgerman etc. 
(Das Wahlwort wird immer wiederholt.) 

Beim Chiffriren verführt man wie beim Gebraude einer Tabelle des Ein- 
maleins, indem ‚man fagt: G (erfter Buchftabe des Wahlmorts) mal B (erfter 
darüber ftehender Buchſtabe der Klarjchrift) giebt J, nämlih G (der Weahllinie) 
multiplicirt mit. B (der Spradhlinie, oben) giebt J (in der Horigontalreihe von 6) 
und jo ferner 


E mal L giebt Q I mal E giebt N 
R-U-M C-R -:- U 
M=-E =: R U-1I =- D 
A=-C = D S=-8 - L 
N=- H = V G=- T - Auf.w 


Die Geheimfchrift würde alfo lauten: Iqmrdvnudla u. ſ. w. 

Der Dedyiffreur bevient ſich zum Entziffern derfelben Tafel auf diefelbe Weife, 
nur in umgelehrter Ordnung (Divifion ftatt Multiplikation). Er ſetzt nämlich 
gleichfalls unter jeden Buchftaben ver Geheimfchrift einen Buchftaben des Wahl- 
wortes, alſo: 

Iqmrdvnudla etc 

ermanicusg etc. 
und rechnet num folgendermaßen: G in I giebt B, nämlih G (der Wahllinie) in 
I (verfelben Horizontalreihe) giebt B (der Spracdlinie, oben); E in Q giebt L, 
R in M giebt U, M in R giebt E u. f.w. So ſchwierig und komplicirt dieſe 
Operation beim erften Anblide oder Berfuche ericheint, iſt fie allerdings nicht, 
wovon man fi nach einiger Mebung überzeugen wird, uamentlih wenn man zur 
Erleichterung der Arbeit ſowohl beim Ehiffriren ald Dediffriven in eine Ede jedes 
Duadrats der Tafel mit rother Tinte den im der oberften (Sprach) Linie ftehen- 
ven Buchftaben gleich mit einſchreibt, alfo in alle Quadrate ber zweiten BVertifal- 
reihe ein A, in die dritte ein Bu. ſ. m., wodurch das Verfolgen ver Vertilalreihen 
von oben nach unten und umgelehrt erfpart und Irrthum leichter vermieden wirb, 

Diefe Erleichterung führt darauf, ftatt der bisher beſchriebenen Tafel ſich 
einer verkürzten zu bebienen, welche ftatt jener 676 Quadrate nur aus 208 be 
fteht. Bei dieſer fällt die Spradlinie der großen Tafel weg. Man fchreibt in bie 
erfte Bertilalreihe das Alphabet von oben nad unten und in bie legte Bertifal- 
reihe von unten nad oben in gewöhnlicher Ordnung ein, mit Weglaffung von 
W und Y, und U und V zufammen in ein Quadrat. Es gilt dann in ber Wahl- 
linie I auch für Y, und für U und W bebient man fid des V. Die. zwiſchen ven 
beiden äußerften Bertitalreihen leer gebliebenen 12 Quadrate jeder Horizontallinie 
werben nun, ein jedes mit zwei Buchſtaben, ausgefüllt, z. B. nah A — bd, og, 
fh, il, km, np, vg, rt, es, yx, uz, und a+ und in ähnlicher Weife alle folgenden 
Horizontalreihen, fo daß jede alle Buchftaben (außer v und w) in beliebig zu- 
fammengeftellten Paaren und das Zeihen + enthält. Dieje überfichtlicere und 
darum bequemere Tafel beruht übrigens auf venfelben Grundſätzen wie die große; 
beim Ghiffriren wird der Buchſtabe des Wahlmorts als Multiplifator, der be- 
treffende Buchſtabe der Klarfchrift im derſelben Horizontallinie als Multiplikand 
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und ber gleich in vemfelben Quadrat vanebenftehende als Produkt betrachtet, und 
fie gewährt noch außerdem den Vortheil, daß, je nachdem man fich der vorberften 
oder ‚hinterften Bertifalveihe als Wahlwort bevient, fie für zwei verfchievene Chiffern 
gelten kann. 

Die allerbequemfte Tafel endlich, welche die Arbeit noch mehr erleichtert, 
fann man dadurch herftellen, daß man ſich aus ber ſchon verkürzten Tafel einen 
Auszug. blos für das verabredete Wahlmwort entwirft, welcher alfo 3.3. bei 
dem Wahlworte Germanieus nur aus 10 Horizontalreihen befteht, aber auch mur bei 
diefem Wahlworte oder einem andern, aus venfelben Buchftaben zufammengefeg- 
ten, zu gebrauchen iſt. 

Die zweite unſers Erachtens empfehlenswerthe Methode einer Geheimſchrift 
iſt die der Verſetzungs-Chiffre, welcher darin beſteht, daß die einzelnen Buchſtaben 
(zuweilen auch Sylben und ganze Wörter) der Klarſchrift nach einer verabredeten 
Ordnung verſetzt werden. Ein Beiſpiel wird dieſe Methode genügend erläutern. 
Die verabredete Ordnung des Chiffre ſei: 

2. 9. 4. 7. 5. 3. 6. 1. 8. 10. 

und die Klarſchrift laute wie oben: „Blücher iſt über den Rhein gegangen“. Die 
Klarſchrift wird weitläufig hingeſchrieben und unter jeden Buchſtaben oder eine 
nichts verrathende Sylbe eine Zahl in der Reihenfolge des Schlüſſels, alſo unter 
B 2, unter L 6, unter Ü 4 u. ſ. w., wie früher bei dem Wahlworte mit deſſen 
Buchftaben operirt worden, jo daß wenn die Chiffrezahl zu Ende ift, fie von 
neuem in derſelben Ordnung beginnt. Läßt die Klarjchrift am Ende nod) einige 
Zahlen für ven Schlüffel übrig, fo muß über legtere ein beliebiges gleichgültiges 
Wort von eben fo viel Buchftaben gefchrieben werben, als Schlüſſelzahlen vafant 
find. Die Buchſtaben (Sylben) der Klarfchrift werden nun nad der aus dem 
Schlüſſel zu entnehmenden arithbmetijhen Ordnung verfegt, fo daß alſo für 
1 J, für 2 B, für 3 H uw f. mw. zu ftehen fommt und obige Depeſche wie folgt 
ausſehen würde: Ibhue er esltruebdn er heen in ge an egj eipn. Am Schluſſe 
dieſer Depefche tft zur Ausgleichung mit ber Sclüffelzapt das Wort ja hinzuge- 
fügt und die ungetrennten Sylben er, in und an find geſondert bingeftellt, dagegen 
ge unterftrihen, weil viefe zwei Buchftaben keine Syibe fein follen. Wenn viel 
Zert zu chiffriren ift, fo enthält verfelbe gewiß auch Worte, melde, ohne das 
Geheimmig der Schrift zu verrathen, ungetrennt hingefchrieben werben können, 
woburd die Arbeit ſehr abgekürzt werden kann. Beſtände z. B. obige Depefche 
nicht aus jo wenig Wörtern, fo hätten die Wörter ift, über und den unzerfegt 
gebraucht werben können. 

Es ift rathfam, zum Schlüffel nicht weniger als 10 Zahlen zu nehmen; 
mehr als bis 15 wäre aber überflüffige Vorſicht, denn ſchon bei 10 Ziffern können 
3,628,000 ganz verjchiedene Verſetzungen ftattfinden, wonach das Geheimniß bei 
15 Ziffern gewiß als binlänglih gewahrt anzunehmen ift, befonders wenn man 
mit- feinem Korrefponvdenten etwa übereinfommt, bei jedem neuen Abfate ven 
Schlüſſel in einer verabreveten Orbnung zu wechfeln. — 

Wer ſich über vie zahlreichen übrigen Arten der Geheimſchrift unterrichten 
will, dem ift als das vollſtändigſte Werk darüber zu empfehlen: Kryptographik, 
Lejebud) der Geheimfchreibehmft, von Klüber. Tübingen bei Cotta 1809. Der 
Berfafler fpricht in der Vorrede von einer von ihm ſchon im Jahre 1806 erfun— 
denen (aber nicht bekannt gemachten) Ehiffrivmethode, deren Vorzüge darin beftehen 
follen, daß fie ungemein leicht zu erlernen fei, die Operation beim Chiffriren fehr ge- 
ſchwind ‚gehe (eine Foliofeite von 40 Zeilen in einer Minute), das Dechiffriren in bei- 
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nahe bloßem Abſchreiben beftehe, vie volltommene Sicherheit des Geheimnifies ge- 
wahrt jei und daß man eine folche Chiffeirfchrift wie ein Avertiffement jelbft in eine 
gedruckte politiihe Zeitung einrüden laſſen könne, ohne für den Uneingeweihten 
verftändlich zu fein. Jede von Millionen Depeſchen und jedes Wort verjelben habe 
dabei feinen eigenen Chiffre, und wer den Schlüffel nicht habe, fei, wenn ihm 
aud die Methode befannt wäre, zum Dediffriven - unfähig. 

Wenn bei diefer Bejchreibung feine Selbfttäufhung obwaltet, fo wäre dies 
allerdings das Ideal aller Geheimſchriften, und da foldes, unfers Wiſſens, bis 
jegt nicht zur Deffentlichteit gefommen, fo ift anzunehmen, daß bie Erfindung 
einen Käufer gefunden habe, der jie für fi allein ausbentet. 

Guberlein. 


Chile, j. Süpameritanifhe Republiten. 


China und die Ehinefen. 


Das eigentlihe China im engern Sinne begreift den ſüdlichen Theil 
des öftlichen Afiens. Im Often und einem großen Theil des Weſtens ift es durch 
den Ozean begrenzt. Im Norden bilvete die große Mauer, welche fih etwa von 
37 bis 419 nördlicher Breite hinzieht, lange die politifche Grenze gegen die Mon— 
golei. Die Politit der Chinefen hat aber, um die unruhigen Völker ver Mon- 
golei von Tübet und der Kleinen Bucharei zu trennen, einen Keil bis 440 nördl. 
Breite und 1049 öſtlicher Läuge von F. over 860 20° 22° dftlicher Länge von 
Er. hineingetrieben, indem vie früher abgefonderten Herrichaften Hami, Turfan, 
Barlkul und Urumtfi der chineſiſchen Provinz Kann-fu einverleibt, ferner das Gebiet 
der Tſchacharen in ver Mongolei und ſeit Khian-lung die ganze Mandſchurei 
bis (?) 5609 nördl. Breite zu China gejchlagen worden find. Im Weften bilden 
die wenig befannten Meriviongebirge die Grenze gegen Tübet. Die Angaben über 
den Umfang des Landes ſchwanken zwiſchen 61,000 und 95,000 deutſchen Qua— 
dratmeilen. Das chineſiſche Neich begreift aufjer dem eigentlichen China vie 
Mandſchurei, die Mongolei, das jegige Gowvernement Jli oder die ehemalige Diun- 
garei mit der Heinen Bucarei. Diefe äußeren Provinzen zuſammen umfaflen nad 
Williams 3,951,130 englifhe Quadratmeilen, etwas mehr als ganz Europa. Die 
chineſiſchen Karten rechnen, aber mit Unrecht, auch Mittel-Tübet (Lapafh) und 
Klein-Tübet (Baltiftan) zum chineſiſchen Reiche. Blos nominell abhängig find noch 
Annam und Korea, Die Abhängigkeit der Lieu-Kien Infeln von China und Japan 
ift jehr unbeftimmt. Die Grenzen und folglid auch vie Größe des dhinefiichen 
Neihes find nod viel ſchwerer im der Kürze bejtimmt anzugeben, als bie bes 
eigentlihen China. Da der Dean das legtere im Süden und Dften begrenzt, 
ift ſchon erwähnt. Weiter nördlich ſcheidet das lange weiße Gebirge (Tfchang-pes 
ſchan) die Mandſchurei und die Meerenge von Tarafai von ver Halbinfel Korea. 
Im Weiten bejtimmte der im Jahre 1689 zwijchen Rußland und China abge- 
ſchloſſene Vertrag die Heine Gorbiga, die ſich unweit der Tſchernaja in bie 
Schilka ergießt und das Orenzgebirge, dem fie entftrömt, nad Dften hin den äußern 
Hingengan (Chingan) oder das Stanowoi-Chrebet-Gebirge ald Grenze ver Mand- 
ſchurei gegen Sibirien, Ale life, die von diefem Gebirge dem Amur zufließen, 
follten zum chinefiichen Reiche gehören, Ueber das Gebiet der Heinen öftlichen 
Flüſſe des Up, Tugur u. f. w. wurde nichts beftimmt. In dem Rußland günftigften 
alle ſchloß ver Vertrag den in den Bufen der Schantar-Infeln mündenden Up 
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vom chineſiſchen Reiche aus. Keine von beiden Mächten kannte das Grenzgebiet 
genauer. Middendorf fand 1845 wenige chinefiihe Grenzmarken, angeblich alle 
tief am Südabhange des Gebirges und wollte ſchon über 50,000 Quadratwerſte 
dafelbft Rußland vwindieiren!), freilich mit recht fophiftifchen Gründen. In neueſter 
Zeit haben nun die Rufen, die Unruhen in China benügend, fi foger am 
untern Amur feſtgeſetzt; es fehlen aber noch fichere und genauere Nadyrichten. 
Petermanns Stizze des Amurftromes in den Mittheilungen aus Perthes’ geogra- 
pbifcher Anftalt 1856 Bd. 11 und 12 zeichnet die alte Grenze, Middendorff's Dar- 
ftellung derſelben und die neuern ruffifchen Ufnrpationen. Sein Material tft aber zu 
unfiher und unzuverläffig. Die Ruffen haben an der Mündung des Amur das 
Fort Nifolajew, weiter hinauf die Kolonie Maria, und felbft am Süd-Ufer das 
Fort Yafareff und Alexandrowsky an der Gaftrisbat angelegt. Die Grenzen Ruß— 
lands gegen die Mongolei wurden 1727 und 1767 vertragsmäßig feſtgeſetzt. 
Das Schabinagebirge, 52—530 nörblihe Breite, und einige Zweige des Altai 
bilden die hervorragenpften Grenzpuntte. Weiter weſtlich ſcheinen die Grenzen nicht 
feſtbeſtimmt und e8 wohnen dftlicd von der Katunja und Tſchuja die doppelt (an 
Rußland und China) tributpflichtigen Ralmuden und andere Stämme. Im Norb- 
weiten begrenzen die Kirgifen-Steppen die Dfongarte. Die Verhältniffe zu ihnen find 
aber bier eben ſo unficher, indem fie theils al8 unabhängig, theils ale China, Rußland, 
Khokand unterworfen betrachtet werden. Auch bier, an der nörblichen Grenze ver 
Dfungarei, follen die Rufen in den legten 10—15 Jahren große Uebergriffe ge- 
macht und namentlich 15 deutſche Meilen fitp-öftlih vom Balchaſch-See die Stadt 
Kopal gegründet haben. Weiter ſüdlich trennt das Meridiangebirge des Bolor 
die feine Bucharei von der großen im Weften, im Süden aber der Himmalaja 
die tübetanifchen Landſchaften von Indien, Nepal, Bhntan und Aſſam. Wie weit 
die chineſiſche Herrſchaft ſich über die Meinen tübetamifchen Grenzſtaaten erftredt, 
ift vielfach ungewiß. Unter diefen Umftänden begreift man, wie die Angaben über 
die Ausdehnung des chinefifhen Reichs zwiſchen 7,000,000 und 5,300,00 engl. 
Omadratmeilen (243,600 deutſche Quadratmeilen) ſchwanken können. Man rechnet 
die üuſſerſte Erſtreckung, mit Inbegriff ver Inſeln Hai-nan und Tarakai von 
900-1620 24° öftlidhe Länge von F. und von 180 9 39 bis 540 24 ober 
gar 56* nördliche Breite, was aber nad den Okkupationen der Ruffen jet nicht 
mehr zuläſſig ift. 

Die folgende Darftellung beſchränkt fih auf das eigentlihe China und 
berührt die äufjeren Provinzen nur in furzen Andentungen. 

I. Man nimmt an, daß die Merivian-Gebirge an der Weftgrenze Chinas und 
in Weft-China felbft mit dem Himalaja zufammenhängen. Von diefen Weftalpen 
gehen nun 2 Seitentetten nad Oſten aus. Die Süpfette (Nanzling) unter 26 
nördlicher Breite, umgiebt China wie mit einem Walle in einem Bogenabfchnitte, 
etwa bis 310 nörblicher Breite und trennt die ſüdlichen Provinzen von den cen- 
trafen. Kein Fluß durchbricht dieſe Kette. In der Mitte von Auei-tfhen follen nad) 
den Ehinefen Gipfel von Schnee und Gletfcher fein. Die Paffage von Mei-ling, 
die ven Kanton nad Peking führt, ſchätzte Staunton auf 8000 Fuß engl. Die 
Kunfiftraße über das Gebirge ift unter den Thang in Felſen ausgehauen. Die 
Fänge diefer Gebirgsfette bis zum öftlichen Meere wird auf 200 deutſche Meilen, 
ihre mittlere Breite auf 60 bis 70 Meilen geſchätzt. Die zweite Geiten- 
fette, die Nordkette (Pe-ling), 349 nörblicher Breite, geht erft nach Dften und dann 
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nad Süboften und bildet die Waſſerſcheide zwifchen Kiang und Hoang-ho. Weber das 
Scheide-Gebirge zwifchen Kiang und Hoang=ho ift bei Hanstihungsfu im 3. Jahrhun⸗ 
dert nad) Chriftns eine Kunftftrage (von 20 veut. Meilen Yänge) durch Felfen gehauen 
und über Abgründe geführt (daher ihr Name Pfeilerftraße), um eine Verbindung mit 
Schan⸗ſi herzuftellen. In dem Berglande Schan-fi bilden die Norvalpen Chinas 
eine Merivianfette und find nur Ausläufe des Yn-fhan, des Raupgebirges ver 
Gobi. Der Gebirgsinoten in Schanstung in Often bildet mehr eine ifolirte, in- 
felartige Gruppe. Nah ven Verhältniffen ver Höhe fünnen wir 3 bis 4 Re— 
gionen unterſcheiden. 

1. Das hinefifche Alpenland im Weften und Norpweften ift 100 Meilen. breit, 
und hält 34,000 Duabratmeilen Fläche nad Berghaus, Es begreift die Provinzen 
Schen⸗ſi, deſſen weftliche Verlängerung, Kansfu, jpäter davon getrennt wurbe; dann 
Schan-fi; öftlih davon und ſüdlich vom erfteren Sfe-tfchuen ; füdlih davon Yun- 
nan und norböftlih Kuei-tſcheu. 

2. Die Stufenländer der Südkette am Süd und Süd-Oſt Rande. Sie fallen 
nah Süden dem Meere zu terafienförmig ab und ebenfo nördlich. Die Provinzen, 
welche dazu gehören, find: von Weften nah Often Ruangsfi, mur in DOften und 
Süden bebaut, im Norden voll hoher bewalveter Berge; Kuangstung, theils bergig, 
theild eben; dann im Oſten Yu-tian, fehr bergig, nur theilweife bebaut ; endlich 
Tſche-kiaug, vom gleichnamigen, vielgefrümmten Fluſſe benannt, mit fruchtbaren, 
wohl angebauten Bergen. Die Binnenprovinzen Süp-Hu-nan, Kiang-fl und Ngan- 
boei, welche zum Theil den zweiten innern Terrafjen- Abfall bilden, nehmen an 
dem Bergcharakter Theil, gehören aber der größeren Fläche nad) zur folgenden Ab- 
theilung, 

3. dem Tieflande, das im Allgemeinen am untern Laufe des Kiang, Hoang-ho 
und Pe-bo ſich ausbreitet, 120 Meilen ftromaufwärts den Kiang, 90 bis 100 
ven Hoang-ho, erheben ſich die erften Stufen des DOftabfalles von Hochaſien. 
Es öffnet fid) alfo das Tiefland nah Dften dem Ozean zu, auf allen übrigen 
Seiten vom Abhange des Alpenlandes begrenzt, ein weites oft fumpfiges Blach- 
feld, voll Seeen und Lagunen, von taufend Flußarmen und Kanälen, (darunter 
der Kaiſerkanal) durchſchnitten, wo die Kultur des Bodens einen Grad der Ent- 
widlung erlangt bat, wie vielleicht nirgenps anf Erden. Berghaus ſchätzt das dhine- 
fifche Tiefland auf 10,000, Ritter auf 20,000 veutiche Quapratmeilen. Es tommt 
darauf an, was man Tiefland nennt. Zu dieſem gehören mehr oder minder von 
Süd-Weſten nah Süd-Oſten die Provinzen Husfuang, jest in die Provinzen 
Hupe und Hu⸗nan getheilt ; dann Kiangsfi, Kiangenan, jett getbeilt in die beiden 
Provinzen Ngan-hoei und Kiangsfu, (Per) Tſchi-li, mit der Nefidenz Pe⸗king und 
endlich Schanstung, deffen Name aber: der bergige Dften, ſchon die infulare Berg- 
gruppe andeutet, die das Borgebirge bildet. Wohl zwei Drittheil des Areals (nad 
Humboldt etwa 40,800 deutſche Duadratmeilen) find Bergland. Die Gebirge lagern 
in Mafjen an der Weftfeite, umgrenzen das Yand im Süden bis gegen Often 
bin, bilden im Norden einen ftarten Wall, und jenden von allen Seiten, gegen 
Außen Schug gewährend, ohne im Innern den Verkehr zu hemmen, Quellen ver 
Fruchtbarkeit dem Mittelpunfte zu. Indem fie aber das Land nur gegen Often 

öffneten, wo fein Verkehr ift, außer mit Japan und Korea, gaben fie dem Bolfe 
lange den Charakter der Abgefchloffenheit, ver es fo fehr bezeichnet. Es mußte fid) 
in ſich felbft zu befriedigen ſuchen. Erft als die Südkette überftiegen und bie Süd— 
terrafie dem Reiche einverleibt war, eröffnete fich ihm der imdiiche Ardipel. Da 
die weſtliche Meridiankette fi im Süden jehr verflaht, wenn fie nicht ganz anf- 
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hört, kounten die Ehinefen früh in An-nam eindringen und ihre Herrſchaft üher 
dafielbe ausdehnen. Da -aber tie Meriviangebirgslänver im -Weften, namentlich 
Yunsnan, damals noch nicht zum Reiche gehörten, ſo war bie Herrſchaft ‚nicht 
— obwohl chineſiſche Kultur und chineſiſches Weſen ſich ſeitdem dort erhal⸗ 
ten haben. 

China hat zwei Haupt-Fluß-Syſteme, das des Hoang-ho und Kiang. 
Der Lauf des Hoang-ho (gelber Fluß), der fi unter 349 nördlicher Breite in 
das gelbe Meer ergießt, wird auf 280, mit ten Krümmungen auf 540 bis. 570 
geographifche Meilen, fein Stromgebiet auf 34,000 Quadratmeilen von Nitter 
eſchätzt. Indeſſen ift fein ganzer oberer Lauf außer China wenig bekannt und feine 
Duelle noch von feinem wijlenfhaftlic gebilveten Europäer gefehen. Bei Ning- 
bia wird der Strom bereit® mit großen Barken befahren, jedoch jelbft in jeinem 
unteren Laufe verhältnigmäßig wenig zur Schifffahrt benügt, die durch feichtes 
Fahrwaſſer erfhwert ift. Zur Bewälferung der Welver dient er fhon in Kan-ſu, 
wirkt aber weiterhin verheerend durch feine Ueberſchwemmungen, gegen die das 
Land durd große Dämme gefchügt werden muß. Die Mündung des Stromes 
ſoll täglih mehr verfanden; die tiefergehenden europäifhen Schiffe haben ſich 
daher. derſelben noch nicht zu nähern gewagt. In jeber Stunde wälzt er nah 
Barrom 2 Millionen Kubiffuß Erde oder Schlamm dem Meere zu. Weiter nörb- 
lich mündet der weiße Fluß (Pe-ho), der im Frühlinge und Sommer, wenn das 
Eis auf den Gebirgen ſchmilzt, waſſerreich, im Winter gefroren ift, wie ber 
Hoang-ho felbft. Steigt die Fluth nur 9 bis 10 Fuß, fo wird alles Land über- 
ſchwemmt. An ihm liegt die wichtige Haudelsſtadt Thian-tfoin, gewiſſermaſſen der 
Hafen von Peking. Aber alle Hafenpläge an dieſer Küfte find ſchlecht. 

Der zweite große Strom Chinas ijt ber Kiang; nad Ritter 392, mit feinen 
Krümmungen 630 bis 650 geographiſche Meilen lang und 720 Schritt breit; 
fein Stromgebiet erftredt fi auf 34,000, nad Berghaus auf 54,000 Quadrat» 
meilen. Er entfteht in China, 26 bis 279 nörvlicher Breite, aus der Vereinigung 
zweier großer Flüſſe, des Goldſandfluſſes (Kin-fhasfiang) und des weißen Fluſſes 
Ja (Gar) lung-kiang, die aus Tübet kommen und von Norden nad Silden 
Sſe⸗tſchuen durchſtrömen. Er mündet, nahe dem Hoangsho, in’s gelbe Meer und 
foll 200 geographifhe Meilen von feiner Mündung ſchon 1/, Stunde, fpäter 
einige englifhe Meilen breit fein. Magellans fuhr 1642 400 franzöfiihe Meilen 
weit auf den Krümmungen des Kiang zur Hauptitadt Sfestihuens; täglid be— 
gegneten ihm Holzflöße von 1/, Stunde Länge, 10° Breite, mit Buben reihenweife 
bevedt. Bei Wu⸗tſchang-fu fahen die Mifjionäre 8- bis 10,000 Barken auf dem 
Strome liegen. Sie fprehen von 50 bis 60 nnd gar 200 bis 300 Klafter Tiefe, 
wohl übertrieben. Doch fand Aomiral Parker ven Strom 200 engliihe Meilen 
von feiner Mündung aufwärts für die größten Schiffe fahrbar, Davis meint, 
daß er 350 bis 400 englijhe Meilen aufwärts für Dampficiffe fahrbar jei; 
überall finden fih an feinen Ufern Steintohlen. 

Die Flüffe, welhe von der Südkette herabfommen und fih in’s Süpmeer 
ergießen, find natürlich weit kürzer und für die Echifffahrt minder bedeutend, Der 
längfte ift der Weſtfluß (Sisfiang) der in un-nan entfpringt, Kuang-fi von 
Norden nad Oſten durchfließt, dann bei Kanton fünlich mündet, wie aud der Norb- 
oder Tigerfluß, (Per over Tſchu-liaug. Wam⸗poa, der Hafen von Kanton liegt aber 
8 bis 9 englifhe Meilen von ter Stadt und jelbft die Heinen Paſſagierboote 
fönnen nur bis 2 englifhe Meilen unterhalb ver Stadt binaufgehen. Auch ber 
Min-kiang läßt Schiffe von einiger Größe der Stabt Fu⸗tſcheu-fu nicht näher als 

Bluntfhli, Deutſches Staats-Wörterbud. 11. 28 
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8 engliſche Meilen kommen. Bedeutender müſſen die Flüſſe des Weften fein, aber 
fie fließen meift zwifchen hohen Meridianfetten, einige, wie ber Luefiang, ver 
gegen Birma 27 bis 340 nördlicher Breite, nur an der Grenze Chinas 
und münden in Hinterindien aus; da fie zudem wenig befannt find, bürfen fie 
bier übergangen werben. 

Wollen wir die ganze Bedeutung des reichgenderten chineſiſchen Stromfuftems 
überfehen, fo hat China, die Fleineren Flüſſe unter 30 Meilen ungerechnet, wenn man 
vorzugsweife die Stromentwidlung in Betracht zieht, und die fremden Namen im 
befanntere überfeßt: einen Miffifippi, einen Marannon, einen Euphrat, einen 
Don, zwei Rheine, einen Tajo, vier Elben, vier Rhonen, zehn Wefer, vier Minhe. 
Kein Land der Welt, außer Nordamerika, hat ſolche Inlands-Waffertommunilation. 
Es ift nicht zu verwundern, daß hier Millionen auf dem Waſſer geboren werben, leben 
und fterben, und daß Flußſchlachten geichlagen worden find, in welchen 80,000 bis 
100,000 Mann kämpften! 

Diefe großen Flüffe und zahlreiche Seen‘, die mit ihnen zufammenhängen, 
hat der Kunftfleiß der Bewohner durch ausgedehnte Kanalbauten vermehrt und 
verbunden. Die Medhurſt fah, waren meift 50° breit, 10° tief, oft nur über einen 
Streifen Land, oft aber auch 50 bis 100 englifche Meilen weit fi erſtreckend, 
mit wenigftens 20° hohen Brüden, um die Getreivefchiffe hindurch zu laſſen. Im 
Schen⸗ſi, der an Waflerverbindungen ärmften Provinz Chinas, nimmt die Be- 
ſchreibung ihrer 350 großen Kanäle 65 Blätter der Reichsgeograpbie ein (begonnen 
605 n. Ehr.). Unter diefen ragt der große Raijerfanal Yu-ho, welder von Hang- 
tfcheusfu, 300 nördlicher Breite, bis Pe-king geht und mittelft der Flüffe and von 
bier nad Kanton, mit Ausnahme eines Trageplages über ven Mei-ling, eine 
Berbindung von Norden nah Süden herftellt, den erften Plaß ein. Der Name, 
welchen er gewöhnlich noch führt, ver Zributftrom, (Tſchao-ho) deutet ſchon an, 
daß er nicht für Privatzwede angelegt wurde, fondern um die Hauptftabt mit dem 
Tribute an Korn zu verfehen. Er würde die Oftfee mit dem adriatifchen, nad} 
Ritter felbft mit dem ſchwarzen Meere, verbinden. Mehr noch als ter Schifffahrt 
und dem Handel dienen die vielen Flüffe und Kanäle vem Ackerbau. Daß aber 
die Thätigkeit der Ghinefen im Innern einen fo großen Spielraum fand, trug 
dazu bei, fie von Außen abzuziehen. Die Fluß: und Küften-Scifffahrt wurde 
viel mehr entwidelt, als die Schifffahrt zur See. 

Die Ofttüfte, wo die fünf Häfen liegen, ift nad Smith ein fortiaufendes Ge- 
birge, 1 bis 3000° body, nur an der Mündung bes Kiang unterbrochen, mit 
vielen Baien und Buchten, mit zahlreichen Infeln und Felfen, die den Küften- 
fchiffen guten Schuß gewähren. Der ganzen Küfte von Kiangenan liegen nad 
Nieuhoff Sandbänke vor; die Lothungen wechſeln nah Staunten plöglid von 40 
auf 16 und 12, oft nur 2 Faden Tiefe. Mit ihren flachen Fahrzeugen durch— 
freuzen die Chinefen diefe feichten Gründe. Sie blieben aber auch immer Küften- 
fchiffer, wie Griechen und Römer im Mittelmeere, und machten feine Entvedungen 
im großen Ozeane. Korean und Japan, etwa die Kurilen und Kamtſchatka, vie 
Philippinen und die Sunda-Inſeln, Hinter- und Borver- Indien mit Ceylon, 
waren ziemlich die Grenzen ihrer Schifffahrt, welche fie mit Hülfe des früh be— 
fannten Kompaffes, von Hafen zu Hafen fahrend, erreichten, obwohl fchen zu 
Barrow's Zeit 10 bis 12,000 Schiffe jährlich von Kanton aus fuhren. Wenn 
einige die Chinefen im 5. Jahrhundert n. Ch. nach Merito haben gelangen laffen, 
fo ift dies eine irrige Deutung des Namens Fu⸗ſang. 

Unter den Flüffen der äußeren Provinzen ift feiner für Schifffahrt oder 
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Bodenkultur von erhebliher Bedeutung. Dies gilt insbeſondere auch vom Amur, 
dem Haupiftrome der Mandſchurei (nad Ritter 535 geographiiche Meilen Länge), 
der bet dem eifigen Klima des Landes, bei, ver Dürftigfeit feiner Erzeugniſſe und 
der dünnen Bevölterung, überdieß umter dem Einfluß ungänftiger polttifcher Ber- 
bäftniffe, für den Verkehr bisher wenigftens werthlos geblieben ift. 

Ueber das Klima Oſt-Aſiens ift ſchon im Artikel Aſien (I. ©. 437) ge 
fprohen. Man fieht leicht, daR es in dem großen China im Einzelnen fehr ver- 
fchieden fein muß. Genauere Angaben befigen wir nur über wenige Punkte: Pe— 
fing, Kanten, Makao und neuerdings: auch aus den übrigen, dem europältfchen 
Handel eröffneten Häfen. Pe⸗king hat ftrenge Winter und heiße Sommer. Die Hite 
fteigt im Juni bis Auguſt wohl auf + 34/20 R., die Kälte im December bis Februar 
anf — 121/,OR. In Makao erreicht die Hige im Juli 280, der Februar als fäl- 
tefter Monat hat im Mittel 140,6. In Kanton, wo die mittlere Winter-Temperatur 
120,7 bis 15,7 ift, die des Sommers auf 279,8 bis 28,2 fteigt, fieht man den Ther- 
mometer im Winter mitunter bis — 19,2 fallen, in Makao dagegen nie unter + 4 
und 41/,0, Auch Schang-hai zeigt folhe große Temperatur-Wechfel. Bon Juni bis 
Auguſt heiß, (bis 324/,0 R.) fror der Wu⸗ſung nad Ball 1845/46 fo feft, daß 
die Engländer Schlittihuhe Ianfen konnten ; an 10 Tagen fiel Schnee und lag im 
ver Ebene über 1° hoc. Dieje Kälte, vie begreiflich in den Gebirgsgegenven und 
fern von der Seefüfte beveutend zunimmt, ſtählt und Mäftigt den Körper; vaher 
die Chinefen unter allen Afinten die thätigften und rührigften, überhaupt in man- 
her Beziehung den Europäern am ähnlichften find. Der Wechſel von Hite und 
Kälte und die Gewöhnung an ein feuchtes Klima bat fie zugleich zum Ertragen ver 
tropifchen Temperatur und zu den angeftrengteften Arbeiten in ſolchen Gegenven be- 
fühigt, worin fie mit dem Neger wetteifern, ohne deſſen natürliche Trägheit zu 
theilen. Die dichten Nebel, welche das feichte gelbe Meer, wie vie Neufoundlands⸗ 
Bank in Norvamerifa beveden, werben bejonvers weiter nördlich der Schifffahrt 
fehr hinderlich; ebenfo die heftigen Stürme, die in den chinefifchen Meeren unter 
dem Namen Typhons (Taisfung) befannt find und vom Juli bis September, 
2* 18—20 Stunden lang, von der Küſte Kochinchina's bis 1300 öſtliche 

änge wüthen. 

Sehr rauh iſt großentheils das Alina der äußern Provinzen. In der Mand- 
fhurei find vom Oftober bis März alle Flüffe beeist. Yeao-tung hat nah P. Ber- 
roles im Winter fhon — 26 bis 300 R., am Uſuri will de la Brunidre — 45, meh⸗ 
rere Tage bis — 540 C. (449 9.) gehabt haben. Die Mongolei tft zumal in den hö— 
bern Gegenden ebenfalls alt; in der Oft-Gobi hatte Timfomstt im Dftober und No- 
vember — 15°, ja felbft — 180 R. In Urga fiel ver Thermometer auf — 15 bis 
SOON, ; zweimal fror das Duredfilber. Das hohe Tübet heißt ſchon das Rand des Eifes 
und Schnees. Wenn biefer nicht fo hoch Tiegt, als weiter ſüdlich im Himalaja, 
fo erflärt fid) das aus ver Trodne des Klimas, da die Wafferbünfte vom Süpen 
die hohen Bergreihen nicht mehr erreihen. Vom Dftober bis März belegen ſich 
alle Gewäſſer mit dickem Eife, die Luft ift rein und troden. Im Sommer herrſcht 
dagegen in den wenigen Thaleinjchnitten eine ftarfe Hige, welche die Produkte 
fchnell reifen läßt. Bon der Songarei und Bucharei haben wir nicht einmal ber- 
gleichen dürftige Nachrichten. 

H. Bon Grapatten des Mineral-Reihes wird fehr viel Salz aus dem 
Seewaffer an den Küften, in Sfestfhuen auch aus natürlicher Soole gewonnen; 
Steinfalz von den Muhamevanern tm Weften. DerGefammtertrag des Salzes 
war 1812 nad PB. Hyakinth 2,668,442,421 chineſiſche Pfund. Es ift Monopol 
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In Kuang-fi hatte mar nach P. Hyalinth 1812 52 nn zum, & 
Erzes. Auch den anderen Provinzen fehlt es nicht daran. Die Pre 
1845 koſtete in Kanton das Kilogramm Eifen (2 Zollpfund) 18 — 
Blei 40 Cents (36 kr.). Kupfer wird in China viel zu Münzen, dann zu 2. daus 
geräthen und Galanteriewaaren verbraucht. Die Verwendung zum erſteren Zwee 
belief ſich ſchon 112 v. Chr. bis 8 nach Chr. auf über 8 Millionen Kilogram 
jahrlich. Die Minen von Yunsnan follen nad der. Pelinger- Zeitung . 33: 
5,763,200 Katti (3,486,736 Kilogr.) geliefert haben. _ Ai 
Dagegen jcheint der Vorrath an edlen Metallen im „gabiife de 
Größe des Reiches nur geri y zu fein. Die Chinejen 6 Real e ‚ak 
filberne Gefäße, haben feine Gold- und Silbermänzen, die ger 
Lebensmittel und der nievrige Stand des Taglohnes ſcheinen —— auf * 
geringen Vorrath von edlen Metallen hinzuweiſen. Bon den 400 Millionen Bi 
ftern, (2 Milliarven 200 Millionen Franken), welde vie fpi — Sallione: 
bis 1812 aus Amerika bezogen, feinen, viele in China —— ein, 
fie, wie in Indien und dem Archipel, noch in Menge kurfiren, Surpa Day 
die chineſiſchen Waaren mit Silber. Am Ende des vorigen Jahrhunderts b 
nete man die jährliche Stbereinfuhr aus Europa auf 4 bis 5 Millionen Biafter 
Durch die Opiumeinfuhr der Engländer hat fi das Blatt aber ** fi 
entzog China. ſchon 1833/34 4,976,841 Dollars in Silber, und 3 1 
lars an Gold. Nach Teng obersti waren 1854, troß des Verbotes der DD 
Silberausfuhr aus Rußland, in Kiachta doch für 1,010,000 Rubel Werth in. Golt 
und Silber-Waaren nad China ausgeführt worben. Sol gewinnt man im Chin 
aus Goldwäſchen, befonders aus dem Goldſandfluße in Fat A x Se anzfi 
wird viel Golpftaub gefunden. In Urumtfi jollen 30,000. (2) bie 
Goldminen bearbeiten. Die Silberminen find an ber Örenze Birma’s J— fi 
Hier ſoll eine Geſellſchaft chineſiſcher Kaufleute nah Haufmann j 
20,000 (?) Arbeiter 2,000,000 Tael gewinnen. Auf viefe — 
mehrern, welche Buslaff befonders gefammelt hat, müſſen wir uns 
und bemerken nur noch, daß das Verhältniß des Goldes zum Silber 
wie 1 zu 10, (in Europa wie 1 zu 13) ift. En 
Bon den äußern Provinzen ift Tübet befonders reih an Gold, Fe anıb 
andern Metallen; nad der jährlichen Ausfuhr und den vielen vergold Sta- 
tuen, meint Guglaff, müſſerTübet mehr Gold haben, als bie —* von Peru * 
beſeſſen hätten, (?) Auch die Heine Bucharei hat Goldwäſchen und Bergbau. 
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Der Charalter ver Vegetation Chinas ift noch von feinem Botaniker er- 
forscht. Mirbel nahm die Süpfette als die Grenze zwiſchen ver Yequatorial- umd der 
—— an. Dort finde man die Südfrüchte in einer Miſchung indiſcher 
und kleinaſiatiſcher Bäume, aber auf den Höhen auch ſchon europälſche. Die 
Uebergangszone ſetzt er von da (250 bis 270 nördlicher Breite) bis zum gelben 
Fluffe (359 nördlicher Breite); weiter nördlich fände man dann vie Produkte der 
temperirten Zone, Indeffen bat Hinds bei Belcher auf die Mifhung ſüdindiſcher 
mit europäifcher Flora aufmerffan gemadt. In Kanton blüht das Veilchen im 
Schatten von Melaftema, Bambuſe wachfen auf denſelben Höhen mit KRoniferen, 
Kartoffeln neben Zuderrohr. Wir heben das hervor zur Beftätigung deſſen, was 
wir über Len halbeuropäifhen Charakter der chineſiſchen Welt oben gejagt haben. 
Der Botaniker würde aber in den angebauten Gegenden des Landes bie eigen- 
thümliche Vegetation veffelben vergeblich fuchen. Die Mannigfaltigfeit der wilden 
Pflanzen bat den —— Kulturpflanzen, die maſſenweiſe gebaut werden, ſchon 
fange weichen müſſen. Wir können bier nur auf die volkswirthſchaftlich wichtigſten 
derſelben einen Blick werfen. Von Brennholz iſt beim Mangel aller Waldkultur 
wenig vorhanden; es wird pfundweiſe verkauft. Unſere Obftbäume, auch die des 
ſüdlichen Europa, finden ſich in China, aber weder jo mannigfaltig, noch in der 
Güte und Menge ver europäifhen. Meilenweit fieht man feinen Fruchtbaum und 
Obſtgärten find unbefannt. Trauben werden nur in Schanzfi und Schen-fi ge- 
zogen, aber nicht zur Weinerzengung verwendet. Im Süden finden fi die tropi- 
ſchen Früchte, Kokos, Bananen, u. f. w. Der Maulbeerbaum wird in ganzen 
Wäldern zum Behufe ver Seivenzuht unterhalten. Die Nordgrenze feines An- 
baues in China fcheint 37—380 nördliche Breite. Baumwolle, deren Gewebe 
neben den Seidenzeugen vorzugsmweife zur Bekleidung dient, muß, fo verbreitet 
ihr Anbau ift, doch noch viel aus Indien eingeführt werden. Das Zuderrohr wird 
im Süden viel gebaut; es ift faftreiher als das weftindifche und wurde neuer- 
ih nad Nordamerifa verpflanzt, wo man reihe Erndten erhielt. Der Tabak, der 
als Berürfnig für Männer, Weiber und Kinder gebaut wird, ift milder als ber 
amerifanifche. Der Thee (Tſcha), deffen Anbau 350 Jahre n. Chr. zuarft er- 
wähnt wurde, geveiht am beften unter 230 bis 319 nörblicher Breite und wird 
bis jet für den Großhandel von China allein geliefert, obwohl er auch in Iapan, 
Korea und Annam (130 bis 409 nörvlicher Breite) zu Haufe ift. Unter den Ber: 
ſuchen, feine Auitur auf europäiſche Kolonien zu übertragen, ift am beften jener 
ver Engländer in Affam, wo der Theeftrauh 1825 ſich wild fand, und am Hima- 
laya geglüdt (Bergl. Bo. I. S. 441). Die Einfuhr von chineſiſchem Thee in Eng- 
land betrug 1668, wo fie begann, nur 1451/, Pfund; 1855 dagegen 84,800,000 
Pfund, davon 64,800,000 zum eigenen Verbrauche, ver Reft zur Wiederausfuhr. 
Bon Anfang des Jahrhunderts bis 1838 wurden 848,408,119 Pfund verfauft, 
wovon der brittifhe Schatz 104,856,858 Pfo. Sterl. bezog. Obwohl aber die ge- 
fammte Theeausfuhbr Chinas von 100,000 Pfund im 18. Jahrhunderte auf 
105,000,000 Pfund im Jahr 1853/54 geftiegen war, ift dies doch nur unbe- 
deutend gegen Chinas eigene Theelonfumtion, die Fortune, freilich etwas unficher, 
zu 1800 Millionen Pfund anfhlägt. Daher erflärt fih, daß felbft ver außer: 
orventliche Begehr der nach Freigebung des Handels in England eintrat, den Preis 
nur um 60/, erhöhte. 

Bon Getreivearten ift Reis das Hauptnahrungsmittel in den Güb- und 
Gentralprovinzgen bis zum Hoang-ho; in den Norb- Provinzen baut man menig 
oder feinen, dafür Hirfe und Weizen, Auch Buchmeizen, Gerfte, Hafer, Rog- 


438 China. 


gen und Mais find verbreitet. Die Gartenlultur iſt bei ven Chineſen ſehr ent- 
widelt; Bieles wird gartenmäßig gebaut, mas in Europa nur als Feldfrucht vor- 
fonmt. 

Die reigenden wilden Thiere haben in China längft ver Kultur weichen 
und ſich in die Gebirge flüchten müſſen; nur wenn Bürgerfriege das Land ver- 
öden, zeigen fie fi) wieder in ven Ebenen; am häufigften noch Tiger. Das Wild 
verſchwindet gleichfalls vor dem Anbau, aber auh Hausthiere fpielen eine weit 
geringere Rolle als in Europa. Schon vor dem Einbringen des Buddhaismus 
war Fleiſch ein feltenes Nahrungsmittel; gegen Butter, Käfe und Mil haben 
die Chinefen, wie mehrere binterindifhe Stämme, eine Abneigung. Die ganze 
Landwirthſchaft erhält durch dieſe Geringfügigfeit ver Viehzucht eine andere 
Geſtalt; Wiefenkultur ift unbekannt. Das Schwein, das aud der Arme nebft 
einigen Enten mit den Abfällen feiner Wirthſchaft nähren fann, ift das vornehmfte 
Hausthier. Hämmel werden in großer Menge aus der Mongolei in Nordchina 
eingeführt. Das Rind, mehr noch der Büffel, wird nur zum Aderbau und zum 
Treiben von Zudermühlen verwendet. Die wenigen Pferde find nicht gut genährt, 
daher ſchlecht und Hein; Gjel und Maulefel, vie weniger verzehren und mehr ar- 
beiten, werben vorgezogen. Der Berarf an Zugthieren ift bei dem verbreiteten 
Gebraudy der Sänften und des Waflertransports verhältnigmäßig gering. Außer- 
ordentlich ſtark wird mittelft fünftlicher Ausbrütung die Zucht ver Enten betrieben, 
wovon nad der Schäyung Navarette's die Stabt Kanton allein jährlich 7 Mil- 
lionen verzehrt. 

Die hinefiihen Meere, die großen Flüſſe und Seen find reih an Fifchen, 
die Millionen Menfhen als Hauptnahrungsmittel dienen. An der Küfte von Süd— 
Haisnan und im Meerbufen von Tongefing fahren Flotten von je 50 Heinen 
Booten auf den Wallfiſchfang aus. Die Ehinefen verftehen nicht nur die Fifche 
einzufalzen, ins Eis verpadt und auf andere Art friſch zu erhalten und zu ver 
führen, fondern treiben auch künftliche Fiſchzucht. Ebenfo follen fie eine Methode 
haben, durch das Einbringen gewiſſer Stoffe in die Schwanenmuſchel (Mytillus 
cygnus) auf fünftlihem Weg Derlen zu erzeugen. Grill, Home und neuerdings 
Hage haben darüber ausführlihe Nachrichten gegeben. Gewiß ift, daß mehrere 
Millionen folder Muſcheln jährlih in Sustfcheu verkauft werben und daß biefe 
Induftrie 5000 Menſchen nährt. 

Unter den Infetten verdient der Seidenwurm Erwähnung. Er lieferte 
ſchon mehr als 2000 Jahre v. Ch. feinen Faden und verbreitete fih von China 
aus unter Juftinian nach Europa. Die brittifhe Seivenausfuhr, 61,984 Ballen ‘ 
im Jahre 1853—1854, ift nach Fortune nichts gegen den Seivenverbraudh im 
Innern Chinas felbft, daher die beveutende Zunahme der Ausfuhr in Schang-hai 
von 3000 auf 57,246 Ballen im Jahr 1853/54 den Preis der Seide und 
Seidenwanren gar nicht afficirte. Man hat aud 3 Arten wilder Seidenraupen, 
aus deren Faden ein gröberer Seidenftoff verfertigt wir. 

Ueberbliden wir ven ganzen Reihthum ver Produkte Chinas, fo fieht man, 
daß es, wenn ihm aud Evelfteine und Perlen, vie feineren Gewürze und viele 
der eigentlihen tropiſchen Produkte fehlen, doch faft Alles befist, was zum Lebens- 
Unterhalte, zur Kleidung und felbft zum Luxus dient, Während Europa, urfprüng- 
lich arm, ohne Obſt, ohne Gemüfe, felbft ohne Feldfrüchte, ohne Wein, Kaffee, 
Zuder, Thee, Tabak, Baumwolle, Seide und was fonft zu ben feineren Genüffen 
des Lebens gehört, ſich waghalfig ven unficheren Meeren anvertrauen und einen 
weit auögebreiteten Verkehr eröffnen mußte, um biefe Dinge aus fernen Ländern 
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zu holen, jo fand China ziemlich Alles was es beburfte innerhalb ber eigenen 
Örenzen, oder dod im benachbarten indiſchen Archipel. Die Selbftgenügfamteit, 
die dieſes Bolt harakterifirt, war ebenfo durch den Reichthum feiner Erzeugniffe, 
wie durch die obengejchilverte Abgefchloffenheit ver Lage begünftigt. 

Die Außen-Provinzen empfangen mehr von China als fie ihm liefern. 
In der Mandſchurei hat das ſüdliche Leao-trug ziemlich die Probufte des nörd- 
lichen Chinas. Das übrige Land ift bis auf einige angebaute Gegenden an ben 
Flüſſen dichter Wald, von Wild und wilden Thieren gefüllt. Die Mongolei, von 
Nomaden bewohnt, treibt Viehzucht und liefert China Schafe, Pferde u. f. w. 
Nur. wo Chinejen in vie Süd-Mongolei eingedrungen find, treiben fie etwas 
Ackerbau. Die Diungarei nimmt mehr und mehr den Charakter des Hauptlandes 
an, ſeitdem fie von bieher verpflanzten Turkeftanern, von chineſiſchen Militär- 
koloniften und Berbannten bevölkert wird. Die Heine Bucharei hat gefegnete Ge- 
füde, wo.unfere Kornarten, Obftbäume, Gemüfe, Wein, Baumwolle und die Seiden- 
ucht, welde aus China im fünften Jahrhundert dahin verpflanzt wurde, gebeihen. 
Daran ift veih an Viehheerden, Tübet ift bei feiner hohen Lage und bergigen 
Beichaffengeit im Allgemeinen ein armes Land; dod findet man in tiefen Thal⸗ 
Einfhnitten auch unfere Obftbäume, felbft Süpfrüdhte, und die Nomadenftänme 
ziehen Vieh. 

III. Die Bevölferung Chinas, früher zu gering auf 143 bis 146 
Millionen geihägt, betrug ſchon 1760 nad P. Hallerftein gegen 197 Millionen, 
1794 nad) der Angabe eines hinefiihen Großen bei Lord Macartney 333 Mill., 
1812 nad) der amtlihen Zählung 360 Mill., endlich 1842 nah Sacharow, ber 
ſich gleichfalls auf einen officiellen Genfus ftügt, 414,686,994 Einwohner ohne 
Militär und ohne die Bevölkerung der Manpfchurei. Da in China nad vielfachen 
Angaben jeder Familienvater gehalten fein fol, an feiner Hausthüre eine Tafel 
mit den Namen aller Bewohner aufzubängen und eingetretene Veränderungen 
bei Vermeidung von 80 Hieben alsbald zu berichtigen, fo erfheinen die officiellen 
BDevölferungsangaben relativ zuverläffig. Auch bleibt hienah, wenn man für das 
eigentliche China einen Flächeninhalt von 61,000 deutſchen Quadratmeilen an- 
nimmt, die Dichtigkeit der Bevölferung immer noch hinter der von Belgien (8090 
Seelen) und von Sachſen (7000 Seelen auf die Quadratmeile) zurüd. Ihre Ver- 
theilung über die einzelnen Provinzen ift freilich fehr ungleih. Nah dem Cenfus 
von 1812 hatte Kiang-fu 18,000, Ngan-hoei 15,000, Tſche-kiang 14,000 Ein- 
wohner auf eine Quadratmeile, Verhältniſſe, wie wir fie in Europa allerdings 
nicht haben. Aber fie erklären fih aus der eigenthümlichen Beihaffenheit ver 
Bodenkultur, die wiederum durch die Lebensart der Bevölkerung und die Natur 
des Landes bevingt ift. Während in England auf 29 Mill. Acres nugbares Land 
17 Mil. Weivegrund, 2 Mil. Brachfeld und nur 10 Mill. Kornfeld und Ge» 
möüfeland treffen, ift Weide und Brade in China unbefannt. Bier Acres Weid- 
land liefern aber dem Menſchen nicht mehr Nahrung, als 1 Acre Pflugland. In 
den Nieverungen hat man jährlich 2 Neiserndten und wohl nody eine von Gemüſen. 
Man bebaut gewifjermafen felbft das Wafler, das einen beträchtlichen Theil der 
Nahrungsmittel liefert, und der Arme verzehrt unbevenflid Alles, was ihm unter 
die Zähne kommt. 

Die jegigen Bewohner Chinas find nicht die urfprüngliden. Bon dieſer 
Urbevölferung, namentlih des Südens, figen noch Refte, wie die Miao-tfü und 
Lo⸗lo, in den Bergen und in Fusfian ift Die Bevölkerung fo ftart damit gemifcht, 
daß fie fi mit dew übrigen Chinefen nicht verftändigen Können, Die Chinefen 
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drangen etwa 3000 Jahre v. Chr. von Norbweften vor und es währte au 
Jahre, ehe fie den Kiang erreichten, und abermals mußten über 1000 Jahı 
‚ ehe fie bis am die Hüften des Südmeeres ihre Herrſchaft ausbreiteten. 
Jahrtauſende hindurch ein aderbauendes Binnenlands-Volk, ven unfultivirten Stäms- 
men umgeben, konnten die Chinefen ſich nur aus ſich felbft entwideln, ohne Anregung 
von Außen. So wurde diefes Volk einfeitig, beſchränkt, dünfelhaft eingebildet und 
blieb dies auch, ald es fpäter am ven weiten Ozean gelangt , mit anderen doch 
ebenfalls wenig fultivirten Völkern in geringe Berbindung trat. zer Da 
chineſiſche Volk kein undermifchtes mehr: Türken, Mongolen, Tungufen, a— 
niſche, wohl auch koreaniſche Stämme find zu verſchiedenen Zeiten, —— 
Norden und Nordweſten eingedrungen, haben größere und geringere Theile 
Landes eingenommen und mit den Chineſen vermiſcht, wie dieſe ſich im Süden 
und im Weſten mit ven Urbewohnern und den hinterindiſchen Stämmen 
Aber auch das waren feine höheren, edler gebildeten Raſſen, wie die Kaulaſier, 
welche die tatariſchen Türken und die finnifhen Magyaren Förperlic und’ geiftig 
verebelten, ſondern eher geeignet, die Kultur-Entwidlung zu hemmen. Die Ehine- 
fen konnten weder im Aderbau, ver Induftrie, dem Handel, noch in der Religion, 
Kunſt und Wiſſenſchaft von ihnen lernen; nur ven Buddhaismus erhielt China 
our Indien, Unter folhen Umftänden ift die hohe Kulturftufe, auf der man dieſes 
Bolt in vielen Beziehungen dennoch erblidt, um fo bemerfenswerther. 
VUeber die Bevölkerung der äußeren Provinzen ift wenig befannt. In 
ver Mandſchurei, urfprünglid von Tungufen bewohnt, bilden jegt eingewanderte 
Ghinefen die Mehrzahl der Bevölkerung, die neuerdings auf 2,167,000 Seelen 
eftiegen fein fol, Die Mongolei wird etwa von 2 Mil. Menſchen mong r 
Stammes bewohnt. Die Dfungarei hat 271,000 Seelen, theild Mongolen, "theil 
Mititärkoloniften und VBerbannte aus China. Die Meine Bucharei ſchätzt man, 
en ſehr unfiher und zu gering, auf 11/, Millionen, Die urfprüngliden Be 
wohner — Tadjits von perfishem Stamme — haben ſich mit den türfifchen: 
Groberern vermiſcht. Die Schägungen in Betreff Tübets, das von den Tübe- 
tanern, einem abgefonderten Zweige des hochaſiatiſchen Stammes bewohnt iſt, 
zwifchen 5 und 11 Millionen, find viel hoch. 12 
IV. Landwirthſchaft. Die Maſſe ver Chinefenift ein Bauernvolk, der 
Aderbau geachtet; der Kaifer übt jelbft die fogenannte der» Geremonie um das 
Korn zu erzielen, welches er dem Himmel darbringt, Der Ertrag des Bodens iſt 
natürlich ſehr verſchieden. Hedde fchlägt den Ertrag der Reiserndte im Süden auf 
8 bis 10 Proz. vom Kapitalwerth an, wobei die Stautsabgaben und Probuftions- 
foften durch Nebenerzeugniffe reichlich gededt würben. Der Werth einer Heltare 
vom fetteften Reisboden fteigt bei Kanton bis auf 6200 Fres. So fleifige Ader- 
bauer die Chinefen unſtreitig find, fo ift doch der Anbau des Landes früher zu 
vortbeilhaft geſchildert werben, als ſei Alles ein ununterbrochener Garten und 
jever Berg bis oben terraffirt. Bridgmann in feiner chinefifchen Chreftomathie rechnet 
1/; der Fläche auf den Reisbau, &/, auf andere Kulturen, auf die wenigen Bich- 
weiden und auf Gewäfler, 1/; auf Wüfte und Wald. Andere nehmen an, daf bie 
Hälfte des gefammten Areals angebaut fei, wieder andere noch weniger. Auch ver 
wirthſchaftliche Charakter des Volkes bat nach den Mittheilungen von P. Baldus 
feine attenfeiten. Zu angeftrengter Thätigkeit bereit, wenn bie Noth es er- 
fordert, überläßt ji der Chinefe andrerfeits gern dem Müffiggang und dem Spiel, 
Es wird meift mit Spaten und Hade gearbeitet; die Adergeräthe werben 
als roh und unvollfommen geſchildert, obwohl die neueften Nachrichten bei Hedde 
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zeigen, daß fie" im“ dem verſchiedenen Provinzen ſehr mannigfalti und man 
ſich daher hüten muß, voreilig abzufprechen. Weil wenig Bich ge wird, und 
die» Brache bei der ‚großen Bevölferung nicht zuläffig iſt, erfeßt man den Mangel 
am eigentlichen Dünger durch Alles, was ftatt deflen dienen kann: Haare, Aſche 
Ruß,“ Schlamm, Gaſſenkoth, alten Banfhutt, Gips, "man baut auch befondere 
zum Düngen. Der Fruchtwechſel fol den Ehinefen nicht unbekannt 
fein Sie pflanzen Korn und Hülſenfrüchte, welche fpäter reifen , in wechſelnden 
Reihen. Bor Allem wenden‘ fie aber viel Fleiß auf vie Bewäſſerung, zu welchen 
Ende ſie nicht nur überall "Kanäle gegraden haben, fonvern auch einfache, zweck⸗ 
mäßige Bewäflerungs-Mafhinen amwenden: bie gewöhnliche und die hydrauliſche 
Waſſerpumpe, das unterſchlächtige und das hydrauliſche Schöpfrad u. f. w. Bei 
ee und Dürren tritt Häufig alsbald die verheerendſte Hungers- 
noth Dies erklärt ſich zum Theil ſchon aus der Art des Anbaues, da, wenn 
die Dürre anhält, vie zwei auch drei Ernten des Jahres auf einmal fehlfhlagen. Aber 
die Zerfplitterung des Grundeigenthums, die noch weiter zu gehen ſcheint als ſelbſt 
im rei, und die dadurch bedingte Meinliche Zwergkikiur übt ihren Einfluß. 
Es fehlt ram ‚großen Gutöbefigern "oder Pächtern, die den Meberfluß des einen 
Jahres’ auffpeihern, im den Mangel des andern zu deden; das Volk ift anf die 
öffentlichen Kornmagazine und die Milpthätigkeit der Reichen angewiefen.: So lie 
fert China auch zur Ausfuhr faft nur in Thee und Seide eine Ueberprodultion 
Europätfhe Wiffenfhaft und -englifhe Kapitalien könnten der Produltion dieſes 
Landes; trag der ungünftigen Bodenvertheilung, einen unberehenbaren Aufſchwung 
verleihen 
Vs Auf dem Gebiete der Induftrie haben die Ehinefen viele Entvedungen 
und Erfindungen weit früher gemacht, als die Europäer, wenn auch nicht immer 
jo: vollfommen ausgebildet und nutzbar gemacht. So war ver Magnet und Kompaß 
nach Klaproth ſchon in der vorchriftliben Zeit bekannt ; ebenfo- das Schteßpulver, 
das aber nur zu den jet noch höchlich beliebten Feuerwerlen verwendet wurde, 
Seine Anwendung zu Geſchützen follen die Chinefen erft von den Mongolen ind 
diefe im 14. Jahrhundert von Europäern gelernt haben. Die erften Kanonen kamen 
1621 "von Makao nad Peling. Brennipiegel aus Eis werden 1590 erwähnt, 
Das Papier, ſchon 210 v. Chr. erfunden, wird hauptfählih aus Bambu umd ver 
innerm Rinde des Papier-Maulbeerbaumes verfertigt. Bücherdruck haben fie, nach 
Julien's neueren Ermittlungen, ſchon 593 n. Chr. erfunden; den Drud mit be 
weglichen Typen zu Anfang des 11. Jahrhunderts. Diefer eignete fih weniger 
für die chineſiſche Wortfchrift, als ver Holzorud, welder von China aus 1205 
in Japan und auch in Tübet eingeführt wurde, ift jevoch neben dem letzteren fort- 
während im Gebrauch, 3. B. bei dem Drud des vierteljährlich erfcheinenden Staats: 
falenderd. Der Holzdruck ift billig. Nah Williams koſten die Platten eines nenen 
Teftamentes 1100 Dollars (2750 fl.), geftatten aber 16,000 Abdrücke und nad 
einer‘ neuen Weberarbeitung noch eben fo viele. So konnte die den Ghinefen eigene 
literarifche Bildung zu einer Zeit entftehen und fich verbreiten, wo in ber alten 
Welt die koſtbaren Kopieen fchriftftellerifcher Werke nur in wenige Hände gelangten. 
Papiergeld wurde nah Klaproth und Biot 807 eingeführt und war beſonders 
vom 12. bis 15. Jahrhundert im Kurs. Andere Erfindungen, in welchen bie 
Chinefen den Europäern vorangiengen, find die Glocken (doch noch jegt ohne 
Klöppel), die Schnellwage, das Decimalſhſtem, eine Rechenmaſchine, vie Ketten- 
brüden, Feuerfprigen, artefiihe Brunnen, die Heigung und Beleuchtung mit natür- 
lichem Gafe, 
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Die Berühmtheit ihrer Lad-Arbeiten verdanken vie Chineſen en zumächft. dem 
vorzüglichen Material, das. * u. U, der Saft des Firnißbaumes (rhus vernix) 
en Die Arbeiter, die den Lad einfammeln, ein gefährliches Geſchäft, werben 

nur mit etwa 2 Silbergroſchen, vie Ladirer mit 6 bis 8, die Maler mit 
1 bis 22 Silbergroſchen bezahlt. Sie wohnen alle in der Fabru umd werben 


von Fabritanten verköftigt mit einem Aufwand von 3 bis 4 S ng 
—— bis — im Jahre erhalten — er 


ur ua nehmen in dem ee in Kiang-fi. Der X 

nad) P. d’Entrecolle eine franzöfifche Meile lang, von 18,000. 

Unzahl ‚einzelner Arbeiter bewohnt, und hatte 3000. Borzellan-Defen, : 

welche den Ort rings umgeben, liefern die Porzellan-Erde, Man hat eine 

ftatiftifche Beſchreibung des Bezirls vom Jahr 1325 und- in 21: 

gaben, — ‚In ber Seidenprobuftion ragt China unter allen Ländern 

hervor. Der Fabrilant kauft die rohe Seide, läßt fie nach Bedürfniß ziehen, färben, 

abhafpeln und anzetteln. Die Zucht ver Seivenwürmer ift eine recht paſſende 

Arbeit für die geduldigen Chineſen. Die beſte Seide wird in Tſche-Kiang und 

Kiang-fu, 27 bis 32 9 nördlicher Breite, —22 Die Haupt-Man = 

in Nan⸗ling, Hang- und Su⸗tſcheu. Aber le 

weber. Die Webftühle, von mannigfaltiger Form, unterſcheiden ſich ——— 

europäifchen vor deren Vervolllommnung durch Jacquard. Die Habriten n Kanten 

enthalten felten über 6. bis 8 Stühle; veihe Manufakturiften haben aber mehrere 

era Die Arbeiter werden daid nach dem Stücke, bald feſt b 

jebr- gering, * chidter Arbeiter verdient nur 30 bis 50, Franken. monatlich, 
ven täglicher Arbeit; Weiertage gibt. es. nicht. Alles wir 

ha FR „ nn Maſchine, gewoben; "bie Preife find fehr billig.  Darumsift 






auch in re das Tragen von Gewändern und Hofen, felbft von 
Stiefeln und Mützen aus Seidenzeug jehr verbreitet, Im Bedrucken der der Seiben- 
efind die Chinefen zurüd; man hat in Kanton angefangen, „einfache Foularb- 
Fafhentücher nad) Indien, und Amerifa auszuführen, die dann bedrudt in Nord 
China wieder eingeführt werben, Dagegen werden Regenſchirme für den europäi- 
hen Markt, das Stüd zu 1/, Dollar, geliefert. Mit dem niedrigen — — 
wiſſer Banpiwaaren können vie franzöſiſchen Manufakturem nicht 
Die Baumwolle ift in China theurer, als in Indien. In Schang-hai leben an 
200,000 Weber; faft jede Hütte hat 1 oder 2 Webſtühle, worauf, die. in der 
Nähe gezogene Baumwolle in den Mußeſtunden zu einem ſtarken grobe 
verarbeitet wird, In Nord-Ehina verbient ein Weber von Brofeffion dem 
12 Silbergrofhen, — wenn er 8 bis 9 Metres den Tag liefert, auch ter 
Die ſtarke Einfuhr von Baumwollenzeugen in China hat nach 
einheimiſche Induſtrie keineswegs ruinirt; die Weberei bleibt ein vo 
Nebenerwerb und gewiſſe Sorten. des engliſchen Fabrilkats werden nicht ‚gekauft. 
Es läßt ſich berechnen, daß wenigſtens 5 Millionen Chinefen. fi) mit-diefer Indu⸗ 
ftrie beihäftigen. Die Fabrifanten in Kanton kaufen rohe Baumwollen-Zeuge aus 
England und Amerika und bleihen oder färben fie. Unfere Wollenzeuge haben die 
—— mit geringem Erfolg nachgeahmt; Tuch zu. verfertigen, iſt — nie ge 
gr 


in, der Gouverneur der beiden Kuang, welcher mit Benägung. "europälfder 
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Werte eine allgemeine Geographie mit Karten Hai-kue-tu-tſchi), in 21 Bänden 
herausgab, befchreibt im 50. Buche die neueren europäiſchen Erfindungen, bie 
neneften Karten, Telestope, Barometer, Uhren, Spielvojen, Luftballons, Dampf- 
Wagen, Winvbüchfen, Mühlen, Hängebräden, Mitroftope, Münzen, Schveibfeberu 
und das europäliche Bücher und Journal-Weſen. Man fieht daraus, daß bie 
Chineſen Anftalt treffen, ſich mit den Fortfchritten der ihnen zugänglich gewordenen 
Aufienwelt befannt zu machen, Sie find im Nachahmen überaus gejchidt, nur wo 
tiefered Nachdenken und mathematifhe Genauigkeit erforvert wird, fehlt es. 

Die chineſiſchen Handwerker arbeiten auf offener Straße; einige ziehen auch 
mit ihrem Handwerkszeug umher. Sie bilden - befondere Bereine, die ihre 
Satungen, Zufammentünfte und "eftlichteiten haben, Es herrſcht jevod völlige 
Gewerbäfreiheit, ebenfo Freiheit des Verlehrs (ohne Paßweſen), der Nieverlaffung 
und ver Aſſociation. Die legtere wird bei gewerblihen Unternehmungen vielfach 
mit Geſchick in Anwendung gebracht. Es ift 3. B. gewöhnlich, daß Kommis, Ar- 
beiter, Matrojen einen größeren oder Heineren Antheil am dem Geſchäft oder 
Schiffe haben. 

VI, Die Bertehrs-Mittel find langfam und unbequem. Im Süden 
veist man faft immer zu Schiffe, im Norven in Palankins oder Wagen, die nicht 
in Federn hängen und ohne Sige find, auf Scieblarren (zuweilen mit Segeln), 
zu Roß, auf Ejein, over zu Fuß. Im ZTragfeflel legt man 20 bis 25 englijche 
Meilen täglich zurüd, zu dem Preife von 1 bis 11/, Dollars. Zu Schiff reiste 
Mevhurft mit 3 Mann 5 Tage für 3 Dollars und 11/, Dollars für Koft. Die 
Laftträger find Kulis, vie für einen Tagmarſch 4 Silbergroſchen erhalten. 
Die Landftrahen werden auf Koften freiwilliger Stiftungen unterhalten; Weg- 
oder Ranal-Gelver find unbekannt. Fähren fegen den Reiſenden umfonft über vie 
Flüuſſe; die Koften werden durch öffentliche Subfkeiptionen und Beiträge der Re— 
gierung gevedt. Im Innern Chinas verjehen Gefellihaften die müden Reifenven 
umfonft mit Thee und Suppe. In Theebuven, die auf 1—1!/, engliihe Meilen 
Entfernung an den Straßen ftehen, wird gegen Bezahlung von 1/, Benny Thee 
geſchenkt; in größeren Entfernungen trifft man Herbergen, die wenigftens ein Ob- 
bad) für das Bett gewähren, das der Reifende mit fich gebracht hat. An ben be- 
ſuchteſten Landſtraßen im Norden find beſſere Gafthöfe zu finden. Für die Beamten 
ift durch eigene Hoteld geforgt, welche vie Regierung unterhält. 

Auch die Poft ift eigentlich nur für die Regierung beftimmt, der Briefverkehr 
unter Privaten äufferft beſchränkt, auf die Gefälligkeit von Reifenven oder theure 
Kommiffionäre angewiefen und immer unſicher. Ein Brief von Pesking nad Kanton 
ift 3 Monate, ein Brief von Paris nah Kanton 50 Tage unterwegs. Nur im 
Norden follen gut eingerichtete PBrivatpoften beftehen. 

Ein bekanntes Inftitut find in China die Leih-Häufer, deren in Kanton allein 
1833 ſchon 830 eriftirt Haben follen. Die autorifirten nehmen 2 — 3 Proc. 
monatlich, die nicht autorifirten, vie ſtärkere VBorjchüffe geben, 10 Proc. Man 
hat auch Berfiherungen gegen Feuersgefahr und Zontinen- Anftalten. Zur 
Vermittlung faufmännifcher Gefhäfte find Mäfler vorhanden. Der Zinsfuß be 
trägt 12 bis 30 Broc. Man hat Wechſel- und Krebitbriefe und zahlreiche Bankiers 
und Wechsler, meift afjocirt. Zur Münze wird, mie ſchon erwähnt, nur Kupfer 
verwendet; 1000 bis 1200 runde Kupferftüde, die an einem vieredigen Loch au— 
einandergereiht werden können, bilden 1 Zael, = 7 Franten 50 Gent. bis 8 Fr. ; ver 
Kurs wechjelt. Es wurden 1811 in den 14 Dünzhöfen 422,000 Pub (A 321/, Pfund 
Zollgewicht) Kupfer, 319,344 Pud Blei und 40,000 Pud Zink zu 2,819,600,000 
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Kupfermünzen en. Die Heine Münze hat auch ihre Vortheiles der Arme er- 
Hält — Taſſe ine e u. ſ. w.; mit 200 
nzen fängt der Chinefe einen handel an. Zahlungen 
n in Gold und Silber, das abgehatten und zugewogen wird. Die 
in Kanton haben angefangen, ven Fremden ihre Breite in Dollars zu nen, 
VIE Keine Nation, die Juden vielleicht ausgenommen, ift jo zum Handel, 
zumal zum Krams und Schacherhandel, gefchaffen, wie die Chinefen. Ganz China, 
Iagt Huc, iſt ein großer Markt, der das ganze Jahr hindurch Dauert, Kein Land, 
" Ausnahme von Holland, bietet dem Binnenhandel foldhe Vortheile, wie China, 
Alle Provinzen bis auf Kuai⸗tſcheu, Schanfi und Kan⸗ſu werden dom einem 
fammenhängenven Waflernege durchzogen, Unfere Kenntnig über den 
Verkehr der einzelnen Provinzen ift freilich fehr vürftig. Aus veralteten, unbe 
ftimmten, unzuverläßigen Nachrichten der Chinefen, * Scott fie der Berliner 
Akademie" vorgetragen hat, läßt diefe Kenntnif ſich micht ergänzen. Der Ertrag 


überall — 3 Proc. betrüge, auf einen Umſatz von 136,2000 Fa 
an den Binnenzollft 












5 Häfen: außer Kanton, Amoi (Emuy), Fu⸗tſchen⸗—fu in Fu-kian, Nin 
Tichesfiang und Schang-hat in Kiangenan. Das Monopol wurde 
Zölle wurden im Durchſchnitt auf 5 Proc. feftgefegt. Nad dem Borg 
Engländer fchloffen Nordamerika, Franfreih, Schweden und Dänemark lau⸗ 
tende Verträge mit China, deren Reviſion nach 10 Jahren vorbehalten wurde und 
jetzt bevorſteht. Nur Rußland wurde der Seeverlehr in den genannten 5 Häfen 
nicht geſtattet, es blieb auf Kiachta beſchränkt. Jetzt rüſtet kenne 
nung noch mehrerer Häfen zu erzwingen. — + ee 
Seitdem hat der enropäifhe Handel mit China einen gänzlichen g 
erfahren; während es aber einige Zeit forderte, bis man ſich mit den 
niffen befammt machte, brach der Aufftand in China aus, der Amoi und 
hai eine Zeit lang in die Hände ver Nebellen lieferte und Kanton bedrohte, 
hat der erft im Werben begriffene fremde Handel noch feinen ganz feſten Boden 
gewinnen fönnen, auch find unfere Nachrichten über denfelben noch vielfach mangel- 
haft. Wenn gleich feine Gefammtfumme 100 Millionen Dollars betragen mag, 
ift dieß immerhin noch wenig im VBergleih mit ven Umfag des Binnenhe 
umd nur erft ein ſchwacher Anfang. Unter den Ausfuhrartikeln find Thee, für den 
England, Nordamerika und Rußland den größten Markt varbieten, ferner Seide und 
Seidenzeuge, umter den Einfuhrartifeln Opium, dann Baumwolle und‘ Baum: 
wollenwaaren die bebeutendften. Daraus ergiebt ſich, daß der Einfuhrhandel vor 
zugsweife in ben Händen der Engländer und demnächſt der Norbameritaner ift. 
Die englifhen Manufafturiften Magen, daß vie ftarfe Opium-Einfuhr aus Indien 
die Ausfuhr dede und dadurch dem Markt für ihre Einfuhrartifel verderbe. Die 
unabänderlichen Gewohnheiten ver Chinefen, fo verfhieden von denen ber Eurg- 
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en 


teils wegen ine 
But, währe 
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angewachſen ſein. 
* — 4 — verient vor allem das Opium. noch einer be⸗ 
Barboſa brachten die Chinefen ſchon 1519 viel Opium 
——— mit. Bor 1767 wurden von Europäern nur 200 Kiften 
en Gebraude eingeführt ; die engliihe Einfuhr begann fehr unan- 
—* 780. Inzwiſchen ba obwohl feit 1800 verboten, auf enorme Weife 
‚nennen und alle Verſuche der chineſiſchen Kaijer, ven Gebrauch des Opiums 
en, find. ebenfo vergeblich geweien, wie König Jakobs von. England 
—— * die Einführung des Tabals. Das 834 wird auf bewaff⸗ 
ueten Shiften ngefhmuggelt; die Parfis und andere inbijche Kaufleute faufen es 
auf, ae, Agenten der großen engliſchen Häufer in China ſchießen ihnen 
2 * des Werihes vor und jene erpebiren auf ihre Koften die Waare mit 
. Das Haus Jardine, Mathefon und Kompagnie ſoll in 20, Jahren 
er 75. ilionen Franken dabei gewonnen haben. Die Einfuhr war. 1849 auf 
36,459 Kiften, 1855 auf 53,321 Kiften geftiegen, der Durchſchnittspreis aber 
feit 1839 von 966 auf 657 Rupien gefallen, Die Auspehnung des. Mohnbaues 
in Indien. wird. in Folge dieſer rn von der Regierung nicht mehr 
begi ‚Der zweite beveutende Cinfubrartifel ift Baumwolle, Die indiſche 
b von 1799 bis 1809 im Durchſchnitte nur 60,000 Ballen, von 
illionen Piaftern Nettowerth. Beim Aufhören ver oftinbifcyen Kompagnie als 
A (1836) RL ara fi die Einfuhr in furzer Frift, aber auch 
die Preife maren bald um 50 Proc, herabgedrückt. Seit 1843 machte ſich bie 
Konkurrenz der wehlfeileren nordamerikaniſchen Waare fehr fühlbar. Während bie 
Engländer 1843 nad Haufmann 48,954,586 Kilogrammes von 54,829,136 
Franken Werth eingeführt hatten, war die Ginfuhr 1845 auf 31,869, 300 Kile- 
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engl der Werth auf 25,672,138 Franken gefunfen, dagegen ver nordameri= 
anifche Import von 533,894 auf 1,991,404 Kilogrammes geftiegen. Unter hol⸗ 
ländifcher und fchwebifcher Flagge wurden 1844 noch 509,956 Kilogrammes rohe 
Baumwolle eingeführt. Die Einfuhr von Baumwollengarn hat ſich fett 1827 Bahn 
gebrochen, obmohl 1831 in 3 Diftriften um Kanton eine Empörung ausbrad md 
die Chinefen alles fremde Gam verbrennen wollten, weil man ihren Weibern und 
Mndern den Erwerb durch Spinnen nehme. Die engliiche Einfuhr belief ſich 1834 
anf 431,779, 1844 auf 1,650,345 Kilogrammes; die Preife aber waren in ber: 
felben Zeit von 3 Fr. 29 Gent. auf 2 Fr. 25 E. gefunten. Bon Baumwollen⸗ 
Geweben wurden beſonders ungebleichte eingefithrt, 1844 in Kanton 213,061 Stüd 
zu 8,117,227 Fr. Werth. 

Bollenwaaren, welche die Chinefen nicht zu fertigen verftehen, gehen befon- 
ders im Norden. 1844 betrug der Werth der Einfuhr 17,245,829 Fr., davon 
die der Engländer 15,740,842 Fr.; in den folgenden Jahren war fie geſunken. 
Die Engländer waren beinahe ohne Konkurrenten; die amerifanifchen Händler ver 
fahen fi mit Waare in Liverpool; veutfhe Waare, zu theuer und ſchön, blieb 
unverfauft; auch die Franzofen reuffirten nicht. Nur ruffifhe anf dem Landweg 
eingeführte Tücher fand man faft in allen chineſiſchen Städten 2). 

Der ruſſtſche Tauſchhandel mit China wird über Kiachta, am der Grenze 
der Mongolei, und das gegemüber liegende chinefifhe Mai-mai⸗-tſchin (d. i. Ort 
des Kanfes und Bertanfes) geführt. Eim zweiter dazu beftimmter Plat, Zurndaitn, 
ift nicht in Aufnahme gekommen. Nach Tengoborsfi betrug 1849 bis 1853 die Einfuhr 
ans China im Mittel das Jahr 6,476,100 Rubel, die Ausfuhr aus Rußland 
durchſchnittlich 6,146,400 Rubel. Durch die Unruhen in China ſank die Einfuhr 
1853 anf 3,592,700 Rubel, die Ausfuhr auf 3,579,800 Rubel. Die Haupteinfuhr 
aus China befteht in Thee. 1801 bis 1806 durchſchnittlich nur 75,076 Pud (A 32%), 
Pfund Zollgewicht), war fie 1841 bis 1846 auf 281,941 Pud geftiegen. Bon dem 
Gefamnrtwerthe der Einfuhr mit 40 Millionen Silberrubel famen 38 Millionen 
auf diefen Artifel. 1849 bis 1853 beteng die jährliche Theeeinfuhr 6,110,900 
Stiberrubel, fo daß für andere Waaren nur 2,000,000 blieben. Früher fanden 
auch Nanfing und andere chinefifche Baummollenzeuge in Rufland Abſatz; dies 
bat, ſeit Rußland felbft Baummollenzenge fabricirt, faft ganz aufgehört. 

Die ruffifhe Ausfuhr nah China beftand anfangs vornehmlich ana Pelz- 
wert, dann aus preufifchen und polniſchen Tüchern. Jetzt werben nur ruſſiſche 
Tücher eingeführt: 1826 92,329 Arfchinen (100 = 106 preußiſche Ellen), 1849 
ihon 1,446,330 Arfchinen, im Werth von 2,912,721 Rubel. Dazu kommen an- 
dere Wollenwaaren; 1853 nah der Handelözeitung Geſammtwerth 3,297,162 
Rubel, ferner Baummollenwaaren, 1853: 1,697,364 Rubel, Rauchwerk, 1853: 
1,571,311 Rubel. Der Pelzhandel mit China hat gegen frühere Jahre bedeutend 
abgenommen; 1841/, repräfentirte er nur nod einen durchſchnittlichen Werth von 
1,394,080 Silberrubel. Durch den faiferlihen Erlaß vom 1. (13.) Auguſt 1855 
wurbe eine bebentende Umgeftaltung des ruſſiſch-chineſiſchen Handels eingeleitet. 
Es ift demfelben mehr Freiheit geftattet worven, mährend früher die Stoffe und 
die Menge, in ber fie ausgeführt werben vurften, fo wie die Preife der Waaren 


2) Das ruffifche Tuch wird im Innern ven China trog der enormen Entfernungen um 17 
Procent billiger verkauft ald in Mosfau. Dies wird nach Tengoborski dadurch möglich, daß die 
den Tauſchhandel in Kiachta treibenden Chineſen ihren Thee zu hohen Preifen berechnen und fo 
in den Stand gefept find, die eingetaufchten Tücher in China billig zu verkaufen. 
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von den ruſſiſchen Hanvelötompagnieen beftimmt wurden. Die Koftfpteligfeit des 
Yandtransportes verfhenert den über Kiachta in Rußland eingeführten Thee fo 
ſehr, daß fein Preis das Dreifache der gewöhnlichen Hamburger Preife erreicht. 
Nur zur Aufrehthaltung des ruffiihen Ausfuhrhandels nach China fährt man fort, 
die Einfuhr von Thee auf dem Seewege zu verbieten 3). 

Ueber den Berfehr ver Chinefen zur See mit den andern aflatifchen Nationen 
haben wir nur fehr ungenügende Nachrichten. Ein nicht unbeträchtlicher Landhan- 
del wird noch mit Birma von Yunsnan aus betrieben. Er foll auf einem befeftigten 
Poften Tſan-tah im Diftrift Tang-jueh befehränft fein. Bon bier gehen die Waareır 
auf Laftthieren nah Bammo am Irawaddi. Hanptausfuhrartifel aus China find 
Seide (81,000 2. W.), These; Einfuhrartitel vornehmlih Baumwolle. Der ganze 
Umfag ſoll jährlich 1/, Million 2. betragen und der Verkehr in ftetiger Zunahme 
begriffen fein. 

Sp mangelhaft auch unfere Kenntniß chineſiſcher Verhältniſſe noch ift, fo läßt 
ih, wenn man die Größe und den Produften-Reihthum des Landes und bie 
Arbeitfamkeit feiner ungeheuren Bevölkerung in Betracht zieht, doch nicht verfennen, 
daß Induſtrie und Handel viefes Landes feit Iahrtanfenden auf einer Stufe der 
Kindheit ftehen geblieben find, über die fie fi ohne den mächtigen Einfluß euro 
paiſcher Betriebfamteit nicht erheben werben. 

Noch tranriger fieht e8 mit Imbuftrie und Handel, namentlich mit dem 
Außenhandel, in den Nebenländern aus. Den Stäpten der Heinen Budjarei 
ſcheint es an Induſtrie nicht zu fehlen, aber man hat hierüber feine genaueren 
detaillirte Nachrichten. Lenostung mag dem nörblihen China gleichen; in ven 
Wildniffen der übrigen Manpfchurei, fo wie bei den Nomaden der Mongolei fann 
von Induftrie faum die Rede fein. Mit Korean hat die Mandfchuret in einem einzigen 
Grenzdorf Handelsverfehr. Nur von 2 zu 2 Jahren können die gemeinen Chinefen 
einen halben Tag, die Mandarinen 5 Tage lang in der foreanifhen Stadt Kian- 
wan Handel treiben. Die Mongolen vertaufhen ihr Vieh und Salz gegen Bad- 
fteinthee, Tabak, feidene und baummwollene Zeuge und eiferne Hausgeräthe an 
wandernde chinefifhe Handelslente. Außerdem werden von ihnen auch mehrere 
Handelspläge inner- und außerhalb der großen Mauer befucht. In der Dfungarei 
ift die Stadt Jli oder Guldja ein folher Eentralpunft des Verkehrs. Dahin ziehen 
bie fremden Karamanen, von Chinefen in Empfang genommen und bewacht, und 
müflen ihre Waaren an Beamte verkaufen. Dieſe vertheilen viefelben in der Stabt 
unter die einheimifchen Kaufleute, wobei fie die Preife des Wienerverfaufs beſtim⸗ 
men. In der Fleinen Bucharei ift der Handel etwas freier. Kein Chineje üßer- 
ſchreitet aber hier die Grenze; aller Berkehr nad außen wirb durch Muhamedaner 
vermittelt. Im Tübet bejteht ein Karawanenhandel mit China, Si-fan, Kokono— 
rien und Turkeſtan. Die Karawane nad Pesking braudt 8 Monate. Das Land 
zu betreten ift den Chinefen ftreng unterfagt. Rafchmirer und Nepalefen, deren 
an 3000 in H’laffa unter ihren eigenen Behörben leben, vermitteln den Handel 
mit Indien und dem Süden. — Auf diefe wenigen Angaben müflen wir uns 
beſchränken. 

Vi. Die Abgaben find in China größtentheils direkte. Die Grundſteuer, 
die theils in Naturalien, theils in Geld entrichtet und nach der Güte bes Bodens 
abgeftuft wird, nimmt ein 1/z, bis I/,, des Ertrages in Anſpruch. Gützlaff be 


3) ©. meinen Auffag im „Ausland‘‘ 1857 Nr. 9 und 10. 
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rechnet fie auf 53,730,218 Tael und 38,234,138 Schi Getreide A 70 bis 80 
Pfund Reis, was einem Werthe von beiläufig 57,350,000 Tael gleichlommt. 
Die frühere Kopf- und Perfonenftener ift in einen Zuſchlag auf die Grundſteuer 
verwandelt worben, In den Angaben über ven Betrag ver legteren herrſcht indeß 
große Verſchiedenheit, welche wohl daher rührt, daß Einige nur aufführen, was 
davon nad Peling für vie Gentralvegierung geht, nit auch, was in den Pro- 
vinzen zurüdbleißt und verwendet wird. Nah Mephurft gingen nad Peling in 
Gelde 31,745,966 Tael und 4,230,957 Schi; es blieben in den Provinzen 
28,705,125 Tael und 31,596,569 Schi. Man unterfceidet eine Sommer- und 
eine Herbftabgabe; das ganze angebaute Land ift vermeflen. Die zweite Abgabe 
ift die Salzabgabe von Sievereien und aus Licenzen. Die Kompagnieen von Galz- 
faufleuten faufen das Salz zu einem feiten Preife, zahlen bie Hogabe und ver⸗ 
faufen es dann dem Volke zu einem Preife, der ein gewiſſes Martmum nicht 
überfteigen darf. Nach Pauthier ertrug der Salzpacht 1844: 4,278,967 Tael; 
mit mehreren Nebenausgaben die ganze Abgabe nah Gützlaff 7,486,380 Tael. 
Verhältnißmäßig geringer und nod weniger befannt ift der Ertrag ber anbern 
Abgaben. Die Accife, die bei der Ausfuhr von Thee erhoben wird, ſcheint gering; 
nad Gützlaff betrug fie von 500,273 Theepflanzungen im Süpen nur 204,530 
Tael; im Norden nimmt man den Zoll an ver Grenze in Natura, Binnenzölle 
beftehen an der Grenze Chinas, ver Mandſchurei und Mongolei (zu 3 %/,), auch 
an der Grenze einzelner Provinzen; hier aber nicht allgemein und obne ſehr läftig 
zu werden. Der Ertrag war 1812 nad P. Hyalinth 4,548,872 Tael. Nod 
werden Abgaben erhoben von den Budenbefigern, den Leihhäufern u. ſ. w., und 
Ihon feit 366 n. Chr. befteht eine Art Stempelpapier. | 

Zu den Abgaben an die Gentralvegierung fommen noch Frohnleiftungen und 
die befonderen Auflagen ver Municipalverwaltung hinzu, worüber ung aber 
alle genaueren Data fehlen. Endlich bilven die Erpreffungen ver Beamten eine 
nicht zu berechnende, aber höchſt drückende Auflage. 

IX. Auch hinfichtlih der Staatsausgaben fehlt es an zuverläffigen No- 
tigen; doch führen wir die Hauptpoften des von Pauthier mitgetheilten Ausgaben- 
büdgets an, weil fie wenigftens für das Verhältniß der verſchiedenen Ausgaben- 
branden einigen Anhalt gewähren. Das Heer nimmt hienach in China, wie in 
Europa, einen jehr großen Theil des Einkommens weg, nämlid 17,244,944 
Tael, ober gegen 170 Mil. Franken, ungerechnet vie Befoldungen der Militär- 
beamten mit 16,704,736 Fr. Der Aufwand für höhere Civilbeamte wirb zu 
22,891,560 Fr.; für fubalterne zu 15,319,824 Fr.; für Kantonalbeamte zu 
199,232 Fr.; für Staatsprüfungen zu 1,006,784 Fr.; für Unterftügung ber 
Literaten zu 1,064,884 Fr.; für Kollegien zu 282,60 Fr.; für den Kultus zu 
1,589,552 Fr.; für Woplthätigfeitsanftalten zu 2,160,488 Fr. %; für die Faifer- 
lihen Manufalturen zu 1,490,964 Fr.; für die Poft zu 16,000,000 Fr. ver- 
anfchlagt. Ueber die Koften ver Unterhaltung von Brüden und Chauſſeen giebt 
es nad) Pautbier fein feftes Büdget. Im Ganzen berechnet er die Ausgabe für 
1844 nur auf 255,313,612 Franten bei 287,358,288 Fr. Einnahme, — beides 
offenbar zu wenig. Indeſſen hat China feine Staatsſchuld zu verzinfen. 

X. Zu der Rechtspflege übergehend ſprechen wir zunächſt vom Strafrecht. 
Wenn man das chinefiihe Strafgefegbud nad dem Zendaveſta lieft — ſagt das 


% oh Kredit wird aber immer überjchritten und die Ausgaben betrugen z. ®. 1812 
8,153,260 Ar. an Geld und Naturalien, 
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Edinbourg Review — jo ift es, wie wenn man aus dem Dunkel in einen 
hellen Raum tritt. In ver That ift diefes Geſetzbuch das Produkt eines gefunden 
Berftandes, klar, und frei von Bigotterie. Leider läßt feine praktiiche Anwendung 
um jo mehr zu wünſchen übrig. Man unterfheidet die Fundamentalgeſetze (Liu) 
und die fpäteren Novellen (Li), Nur vie erfteren hat Staunton überfegt, nicht. 
aud die viel wichtigeren Supplemente. Bon 5 zu 5 Jahren foll eine neue revi— 
dirte Ausgabe erfcheinen. Befteht feine Gefegesbeftimmung für einen vortommen- 
den Fall, jo entfcheivet der Richter nad) Analogie; feine Entſcheidung muß jedoch 
ven höheren Stellen unterbreitet werben. Jever Gerichtshof hat eine Sammlung 
von Präcevdenzien, die durch den Drud veröffentlicht wird, ſowie auch die Aus- 
gaben des Strafgeſetzbuches ſelbſt durch ven billigften Preis für Jedermann zu- 
gänglih gemacht find. 

Der Fortſchritt der chineſiſchen Strafgefeßgebung zeigt fih u. a. darin, daß 
unter der jegigen Dynaſtie bie körperlihen Strafen für Beamte abgefhafft und 
durch Entziehung von Gehalt und Degradation erfegt worden find. Für alle 
übrigen Klaffen ift dagegen bie körperliche Züchtigung beibehalten. Sie wirb voll» 
zogen durch Hiebe mit dem Bambu, deſſen Dide und Länge gejeglih beftimmt 
ift. Die übrigen Hanptftrafen find zeitmeilige oder immerwährende Verbannung 
in eine entlegene Provinz, mit Zwangsarbeit — wobei die Yamilie dem Berur- 
theilten folgen kann — endlich Todesſtrafe durch Erdroſſelung, Enthauptung over 
Zerftüdelung. Gefängnißſtrafen kennt man in China nicht. Die Mongolei bat ihr 
eigenes Gefegbuh, nah dem auch Chinefen in ver Mongolei gerichtet werben, 
wie die Mongolen in China nad dem chinefiihen. Gegen Beamte kann ohne 
Gutheißen des Kaifers, außer bei jchweren Verbrechen, nicht friminell verfahren 
werben, 

Es giebt nur Einzelrichter; die Zahl ver Gerichtsbeamten ift um drei Vier: 
theile geringer, als in Frankreich. Der Angeflagte hat feinen Rechtsbeiſtand; das 
Berfahren ift öffentlich, kurz und koftenfrei. Als Mittel ver Wahrheitserforfhung 
wird die Tortur angewendet. Berubigt fi) ver Verurtheilte bei dem Urtheile der 
erften Inftanz, fo wird die Körperftrafe in 3 Tagen, die Berbannung in 10 
Tagen vollzogen. Es giebt 3 Inftanzen; aber die Appellation foll ſehr erfchwert 
fein und felten vorfommen, Außerorventlihe Fälle abgerechnet finden vie Hin— 
richtungen, die vom Kaifer beftätigt fein müſſen, alle im-Herbfte ftatt, wenn die 
Blätter fallen. Bor der Unterzeihnung des Urtheiles bereitet fi der Kaifer durch 
Faften darauf vor. In ruhigen Zeiten fcheint die Todesftrafe nicht häufiger als 
in Europa vollzogen zu werben; in unrubigen Zeiten wie jest jedoch finden 
maflenhafte Hinrichtungen ftatt. 

Das Givilverfahren nimmt wenig Zeit weg; viele Streitigkeiten werben von 
den Familienhäuptern und Dorfälteften beigelegt. Die Rechtöprincipien find wenig 
entwidelt. Die Geſetze über das Grundeigenthum haben faft nur die. Erhebung 
der Grundſteuer im Auge. Man erwirbt Grundeigenthum durd Kauf 5), Erbſchaft 
und Anbau unbebauten Landes. Der Diftriftsbeamte erläßt in legterem alle eine 
Ediktaleitation, und wenn binnen 5 Monaten feine Anfprüche geltend gemacht 
werben, übergiebt er dem Bittjteller eine Urkunde, die das Eigenthumsrecht des— 
jelben beftätigt. 


5) Rei Erwerb von Privaten verlangt der Käufer zu feiner Sicherheit —— auch 
noch den Kaufbrief des Verkäufers. Irrig iſt die Meinung, als ob es in China fein Privat 
eigenthum an Grund und Boden gebe. 


Bluntſchli, Deutſches Staats-Wörterbud, II. 29 
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xl. Ein eroberndes Volk find die Chinefen nie gewejen und der Krieg wirb 
von ihren Weifen verabfcheut. Das Militärwefen ift daher ihre ſchwache Seite; 
die große Zahl der Truppen darf uns nicht täufhen. Man unterfcheidet 1) vie 
8 Banner der Mandſchu in 3 Abtheilungen, nämlich die eigentlihen Mandſchu; 
nah Timfowsfi nur 67,800; ferner 21,000 tatarifirte Mongolen und 27,000 
Ehinefen aus den Lanvestheilen, welche fid) bei der Eroberung China's 1644 ben 
Mandſchu gleich anfangs angefchloffen hatten. Bon Anderen wird die Zahl diefer 
Truppen auf mehr ala 400,000 Mann, darunter 172,000 eigentlihe Mandſchu, 
geſchätzt. Sie erhalten, außer Waffen, Pferd, Wohnung, Lebensmittel, monatlich 
3 bis 4 Tael Sold. 2) Das chineſiſche Heer oder das grüne Banner, 666,300 
Mann ftart, obwohl aud hier die Angaben nicht übereinftimmen. Dieſes Heer 
befteht zu 1/, aus Kavallerie, mit Säbel, Bogen, Pfeilen, Banzer, Schilden be- 
waffnet, zu 1/5 aus rvegulärer Infanterie, mit Yuntenflinten, Bogen, Säbel und 
Lanzen; zu %, aus einer Art Miliz, ebenjo bewaffnet, aber fchlechter bezahlt. 
Mit ven unregelmäßigen Truppen in den äußeren Provinzen der Mongolei und 
Tübets rechnete Klaproth überhaupt 1,358,000 Mann, wovon aber nur etwa 
900,000 Dann im effektiven Dienfte waren. Diefe hinefifche Miliz befteht aber 
meift aus Bauern und Handwerkern, weldhe im Schoße ihrer Familien leben, 
Feldbau und Handwerke treiben und nur gelegentlih zu einer Revue oder gegen 
eine Räuberbande zufammenberufen werben. Geben fie dann aber einem Stellver- 
treter einige Sapeken, fo läßt man fie aud da in Ruhe, Daß diefe Leute gegen 
enropäifche Truppen nicht Stand halten können, verfteht ſich von felbft. Der Ein- 
zelne fämpft oft tapfer und bei länger anhaltender Kriegsübung gewöhnten ſich 
wohl aud ganze Heeresabtheilungen, einem auswärtigen Feind die Spige zu bieten. 
Seit dem erften englifchen Krieg hat man aud den Gebrauch des fchweren Ge- 
ſchützes nachgeahmt, doch mit ſehr unvolllommenem Erfolg. Die Feftungsbauten 
ſind meiſt noch auf den Angriff mit Bogen, Pfeil und Lanze berechnet. Die große 
Mauer, welche ſeit Vereinigung der Tatarei mit China keine Bedeutung mehr hat, 
ließ man verfallen. 

Mit der Marine ſieht es nicht beſſer aus. Es giebt eigentlich keinen Unter— 
ſchied zwiſchen Land- und Seedienſt; der General wird Admiral nach Umſtänden 
und ungekehrt. Weber Officiere noch Matroſen verſtehen etwas von der Schiff: 
fahrt; man miethet einige Schiffahrtsfundige von Kauffahrteifchiffen. Die Kriegs- 
jchiffe, deren Zahl fehr ungleih angegeben wird, unterſcheiden fi audh im Bau 
nit von den Kauffahrern. 

Xi. Die politifhe Berfaffung China’s ift die ver unbefchränften Monars 
hie, kann aber nicht despotifch genannt werden, denn Sitte und Geſetz ftehen über 
ver Willführ des Kaifers. Eher ließe fidh von einer Despotie des Geſetzes reden, 
infoferne dieſes der individuellen freien Beftimmung des Einzelnen wenig Spiel: 
raum gewährt. 

Die kaiferlibe Würde ift in der männlichen Linie der Familie erblich. Es 
gilt aber fein Erftgeburtsreht; der Kaifer wählt unter feinen Söhnen den Nach— 
folger, und es wird für befonvers ſtaatsklug gehalten, den Namen vefjelben erft 
nach des Kaiſers Tode befannt werben zu laflen, damit nicht Ränkeſchmiede ven 
künftigen Thronerben umfhwärmen und Unruhen anftiften. Die graufame muha— 
medaniſche Sitte, die Brüder des Herrfchers zu morden oder zu blenden, eriftirt 
in China nicht. Die Glieder der faiferlihen Familie zerfallen in 12 Klaffen und 
ftehen unter einem eigenen Prinzentribunale (Thung-jin-fu). Da vie Polygamie 
ihre Zahl in’s Uebermäßige fteigert — jhon vor 100 Jahren zählte man 6000 — 
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fo find ihre Einkünfte verhältnigmäßig nur gering. Ein Prinz erfter Klaſſe erhält 
jährlich 10,000 Tael und 5000, nad) Anderen 10,000 Schi oder Heftoliter Reis 
und 360 Diener; einer vom unterften Grade nur 36 Tael, 24 Säde Reis und 
bei feiner Verheirathung 100 Tael; 120 werben auf das Begräbniß verwendet. 

An der Spige der eigentlichen Gentralregierung, von welcher vie zahlreichen 
Hofämter unabhängig find, fteht das Kabinet (Nui-ko) mit 4 Kabinetsminiftern 
(2 Mandſchu und 2 Chinefen) und im Ganzen an 500 Unterbeamten. Es ift ber- 
kömmlich, daß der Kaifer felbft fich fleißig um das Detail der Verwaltung küm— 
mert. Die Erpebition der Gefchäfte muß jehr ſchnell gefchehen. Ein großer Theil 
derfelben ift aber von ver höchſten Behörde an eine Art geheimen Rath überge- 
gangen, den der Kaifer aus den Prinzen, Mitglievern des Kabinets, Präfidenten 
und Bicepräfivdenten der 6 Tribunale in umbeftimmter Zahl beruft. Er verfanmelt 
fih früh Morgens um 3, nad Anderen um 5 Uhr im Balafte, und ver Kater 
ſelbſt giebt um dieſe Zeit ſchon Audienzen. 

Die Centralverwaltung des eigentlichen China iſt unter 6 Tribunale vertheilt: 
1) das Tribunal für die Civilbeamten, deren Ernennung, Beförderung u. ſ. w., 
2) das Finanztribunal, welches die Staatseinkünfte zu verwalten hat, 3) das 
Tribumal der Gebräuche und Geremonieen, 4) das Kriegsvepartement, das die 
Leitung des Heerweſens und ber Flotte auch für die Nebenländer hat, 5) das 
Strafvepartement, in Verbindung mit dem Cenforate und dem Ta-li-fe, als höch— 
fies Appellationsgericht in Straffahen, 6) das Tribunal der öffentlichen Arbeiten, 
das mit der Leitung öffentlicher Bauten, der faiferlihen Manufakturen, ver Münze, 
der Pulverfabrifation u. ſ. w. betraut ift. Jedes dieſer Tribunale hat 2 Präfiventen 
und 4 Bicepräfidenten, zur Hälfte Mandſchu und zur Hälfte Chinefen, nebft einem 
großen Unterperfonal, und zerfällt in eine Menge Kammern für die einzelnen 
Dienftzweige. Alles ift forgfältig organifirt und bewegt fih in feften, gefelichen 
Formen. Kein Departement kann für fi handeln und fo fi) etwa unabhängig 
machen; das Kriegspepartement 3. B. muß ſich wegen ver nöthigen Gelver an das 
Finanztribunal, wegen des Bedarfs von Ariegsmaterial an das Tribunal ber 
öffentlichen Arbeiten, wegen der Wahl der günftigen Tage an das Tribunal der 
Geremonieen menden. 

Eine eigenthümlich chineſiſche Inftitution ift das Genforat oder Rontrolamt 
(Tustiha-juen), aus Männern vom hödften Range gebildet, die ihre Kontrole 
— doch ohne eigene entſcheidende Gewalt — über den Kaifer felbft und alle 
Behörden erftreden, überall Zutritt haben, Borftellungen machen, Unterfuhungen 
veranlaffen, den Entfcheidungen der Beamten entgegentreten, Lob und Tadel aus- 
fprechen. Jeder Chinefe hat Zutritt zu ihnen und fie müffen feine Beſchwerde hören, 
Jedem der 6 großen Tribunale ift ein folder Kontroleur (Kho) beigegeben, ver 
zweimal im Monat alle vorfommenden Dokumente prüft. Für die Provinzialver- 
waltung giebt e8 ebenfalls ſolche Infpeltoren (Tao), Die Vorftellungen der Cen— 
foren werben zum Theil gebrudt und nah dem Tode des Kaifers veröffentlicht; 
fie zeichnen fich nicht felten, wie 3. B. die aus den Jahren 1832 und 33 vor- 
bandenen, dur Freimüthigkeit und Unabhängigkeit, auch gegenüber der Perſon 
bes Kaiſers, aus. 

Für die äußeren Provinzen befteht das Fremdenamt (Lirfan-juan), welches 
die Oberleitung der Mongolei, Tübets und der feinen Bucharei hat. Es ift nur 
aus Mandſchu und Mongolen, mit Ausfhluß der Chinefen, gebildet. Die Ehinefen 
haben den unterworfenen Völkern ihre Berfaffung, Gefege, Sitten, Sprache und 
einheimifche Verwaltung wetfe gelaffen und beſchränken ſich auf die oberfte Auf— 
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fiht und Leitung. In der Mandſchurei befigt der Diftrift Lano-tung eine der 
chineſiſchen nachgebilvete Verfaſſung mit 5 Zribunalen — das der Ernennungen 
fehlt —, aber unabhängig von China. Die Beamten find nur Mandſchu. Die 
andern Diftritte find mehr militärifh organifirt. Die Mongolei wird von ein- 
beimifhen Fürſten und Behörden nad mongolifhen ©efegen, jedoch unter ber 
Auffiht von Mandihu-Infpektoren, regiert. Die Huldigungsgefchenfe der Fürſten 
werben durch die Gegengeſchenke des Kaifers weit aufgewogen. Die Dfungarei 
fteht großentheils unter militärifher Verwaltung. In der Heinen Bucharei find 
die alten muhamedaniſchen Behörden unter ihren Fürften geblieben; Tübet endlich 
bat feine theofratifhe Verfaffung unter dem Dalai-Lama behalten, 

Was die Provinzialregierung China’s betrifft, fo muß man fi erinnern, 
daß jede von den 18 Provinzen die Bevölkerung eines europäifchen Königreiches, 
und zumeilen eines Königreiches vom erften Range hat. Un der Spige der Eivil- 
und Militärverwaltung fteht in den meiften Provinzen, nicht in allen, ein Gene— 
valgouverneur (Tfungstu). Zuweilen ift verfelbe auch über 2, jelbft 3 Provinzen 
gejegt. Die Generalgouverneure werben, wie alle Beamten, in der Regel nur auf 
3 Jahre ernannt, und find nad Umftänden Mandſchu oder Chinefen, Sie find, 
damit ihre Macht ver Centralregierung um fo weniger gefährlich werbe, im Militär- 
wejen durch den tatarifchen General, in Givilfachen durch den Gouverneur beſchränkt. 
Diefe beiden nebft dem Provinzial-Scatsmeifter und Richter bilden den Rath des 
Generalgouverneurs ;"find fie einig, fo werben ihre Beichlüffe, felbft Todesurtheile, 
jofort vollftredt. Der das Finanzweien leitende Schatmeifter und der Provinzial- 
richter verwalten ihr Gefhäft zum Theil auf Rundreiſen. Die Literaten haben ihre 
eigenen Behörben, welche aud die Staatsprüfungen leiten. Noch giebt es Inſpek— 
toren, weldhe ven Aderbau, die Bewäſſerung u. ſ. w. beauffichtigen, Poftbeamte, 
Verwalter der faiferlihen Manufalturen, Beamte für die Revenüen, Steuern, 
Acciſen, das Salzmonopol; in einigen Provinzen auch befondere Flußwarte. 

Jede Provinz zerfällt in Diftrifte: Fu — die nod immer burdhfchnitt- 
li eine Bevölkerung von 2 Millionen umfaffen —, Tſcheu, Hien u. f. w. 
Die legteren zählen durchſchnittlich 324,000 Seelen. An der Spige diefer Ab- 
theilungen ftehen die Tſchi-fu, Tſchi-tſcheu und Tſchi-hien. Von letteren appellirt 
man an den Tſchi-fu, von dieſem an den Provinzial-Richter oder - Schatmeifter. 
Die Dörfer und Städte find nah 10 und 100 Familien abgetheilt, deren Vor— 
fteher, von der Regierung nicht ernannt und bezahlt, alle 2 Monate dem näch— 
ften Beamten Bericht abftatten, die Abgaben erheben u. f. w. Die Urbewohner 
haben mitunter erbliche Lolalbeamte. In großen Städten von 100- bis 200,000 
Einwohnern findet man nur einen faiferlichen Beamten. 

Die Geſammtzahl der vom Kaifer ernannten Beamten wird auf etwa 13,000 
im Givildienft (davon 3900 bei ver Gentralregierung) und 18,500 im Militär- 
dienft angeſchlagen. Etwa eine zehnfacd größere Zahl Subalternbeamte wird von 
den höheren Beamten ernannt. China kann fi demnach, fo fehr es für pas 
Land der afiatifhen Büreaukratie gilt, vo, was die Beamtenzahl anlangt, nicht 
mit Franfreih oder Preußen mefjen, von welden das eine auf 36 Millionen 
Seelen 138,000, das andere auf 17 Millionen über 50,000 Beamte zäblt. 
Bei jedem jener Diftriftsämter werden die Geſchäfte wieder unter 6 Büreaus, 
welde den 6 Zribunalen der Gentralregierung entſprechen, vertheilt. Jedes hat 
einen ungraduirten Amtsſchreiber, deſſen Stelle von 3 zu 3 Jahren verkauft wir; 
der Preis beträgt 5-—10,000 Franken. Da der Tſchi-hien, wie fänmtliche Beamte, 
alle 3 Jahre wechjelt, dieſe Schreiber dagegen ſich länger zu behaupten wifjen, fo 
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erlangen fie einen beveutenden Einfluß. Sie bezahlen (mit 4—500 Fr. jährlich) 
2 bis 3 untergeordnete Kommis und halten fi durch Beftehung ſchadlos. Die 
Beamten, die gewöhnlich ohne fpeciell juriftiihe Bildung find, pflegen gefegfun- 
dige Privatfelretäre anzunehmen. Es ift nah Huc häufig, daß ber Richter bie 
Berhandlung und Urtheilsfällung feinem Schreiber überläßt, während er felbft in 
einem anftogenden Kabinet feine Pfeife raucht. Die Beftechlichkeit geht durch alle 

Beamtenklaffen. Die höheren Beamten haben in ihren Privatdienften ein zahl- 
- reiches Gefolg. Diefe Leute werben als Vermittler bei Beftehungen gebraucht; 
zum Theil find es Berfonen, die dem Beamten Geld zur Erlangung feiner Stelle 
vorgeftreft haben und fih nun feiner Bedienung anſchließen, um im günftigen 
Augenblid ihre Vorſchüſſe zurüdzubelommen. Die zahlreihen Amtsdiener (Schu- 
pan) find fehr ſchlecht befolvet; um fo viel mehr beziehen fie an Gebühren von 
den Parteien. Sie jollen von 5 zu 5 Jahren wecfeln; oft aber wechfeln fie nur 
den Namen und vererben ihre Stellen jelbft auf die Kinder. Endlich fommen die 
Polizeiviener, Municipalgarden u. ſ. m., welche, noch ſchlechter befolvet, größten- 
theild von ungefeglihen Sporteln leben. Die letteren treiben jedoch nebenbei auch 
Handel und Gewerbe. 

Außer diefen Staatsbehörven giebt es eine aus ver Wahl des Volles hervor- 
gehende Municipalverwaltung. Neben ven aus Yamilienhäuptern (Riastfhang) ge— 
bildeten Municipalräthen finden fih Hauptfächlicd zwei Klaffen von Gemeinde— 
beamten, die Pao⸗tſching und Li⸗tſchang, mit ihren Gehülfen. Die Dörfer haben 
einen, die Flecken je 2 Beamte viefer beiven Kategorieen; in den Städten ernen- 
nen bie Kaufleute einer Straße von 60 bis 70 Buben einen Paostihing; für 
größere Straßen fteigt die Zahl bis auf vier. Die Wahl erfolgt auf 1, 2 und 
mehr Jahre und unterliegt der Beftätigung des Tſchi-hien. Die Wählbarkeit ift 
durch Geburt oder 2Ojährigen Aufenthalt in der Gemeinde bevingt; Staatsbeamte 
find ausgefchloffen. An ver Wahl nehmen die Ärmften wie die reichften Familien— 
. häupter Theil. Der Municipalrath, welder in Eleinen Dörfern aus 70 bis 80, 
in Fleden aus 100 bis 180 Perfonen, alfo wohl aus der Gefammtheit aller 
Familienhäupter beſteht, hat in Städten nur 60 bis 70 Mitglieder. Der Pao- 
tihing und Li⸗tſchang verfammeln ihn im Tempel, oder — wo ein foldes vor- 
handen ift — im Gemeindehaus jo oft fie es nöthig finden, ohne dazu, mie im 
Franfreih, einer Erlaubniß des Präfeften zu bebürfen. Es wird viel gefproden, 
wenig gejchrieben, jevod ein kurzer Sigungsberidht in Fleineren Kurfiocharakteren 
dur den Pao⸗tſching unter die Gemeindegliever vertheilt und ein ausführliderer 
in größeren Charakteren an bie Tempelpforte angejchlagen. Der Municipalrath 
bewilligt die Lofalausgaben; der Paostfhing führt die Civil- und Familienregiſter, 
die Bevölferungs- und Urfprungsliften, und der Listichang liefert ihm die nöthigen 
Data dazu; feine Heirath und Beerbigung wird ohne vorherige Anzeige bei dieſem 
vollzogen. Er hat nächftvem polizeilihde und eine Art priefterlicer Funktionen, 
zum She gemeinfam mit dem Tſchi-hien. Die Erhebung der Abgaben Liegt ihm 
großentheils ob und fein Kaufvertrag gilt ohne feine Unterjchrift. 

Die Hauptſtadt Peking hat keine Municipalverfaffung, fonvdern fteht unter 
einer Militärpolizei, deren Koften der Staat trägt. Auch die Übrigen Städte erften, 
zweiten und britten Rangs haben nicht das Recht, fi als ein Ganzes zu ver- 
walten, fondern find in verfchiedene Straßengemeinden zerfplittert. 

An feinen Lolalangelegenheiten nimmt das Bolt lebhaften Antheil und ber 
dur die Einrichtung des Gessishendens unterftügte Affociationsgeift äußert feine 
guten Wirkungen. Man vereinigt ſich zu nüglichen Brüden-, Ranal- und Weg« 
bauten, zu Zunftzweden, auch zu Vorftellungen gegen unbeliebte Beamte, 
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Eine täglih in zwei Ausgaben — für die Höheren und für die Unterbeam- 
ten — erſcheinende voluminöfe Staatszeitung enthält alle wichtigeren officielen 
Aktenſtücke, die auf dieſe Art in China zugängliher find, als in einem großen 
Theil von Europa. Dod ſoll das Blatt ausfchlieglihd von Beamten gelefen wer- 
den und kommt nur mißbräuchlich in die Hände der übrigen Bevölkerung. 

Um einerjeits die Abhängigkeit der äußeren Beamten von der Gentralregie- 
rung, anderfeits die Unabhängigkeit verfelben von ihren Untergebenen zu ſichern, 
find mancherlei, zum Theil auch in den europäifchen Staaten bekannte Einrich- 
tungen getroffen. Kein Givilbeamter wird in feiner vaterländifhen Provinz ange- 
ftellt, er darf fih aus ihr Feine Frau nehmen und dort feinen Grunbbefig er- 
werben. Die Verwaltung ift fo organifirt, daß der Beamte in der Regel keine 
Sache für fi) allein entſcheiden kann; Aufpaffer und Bifitetoren figen in allen 
Kollegien und berichten nad Peling. Ueberdies werben, wie ſchon erwähnt, vie 
Aemter nur auf drei Jahre verliehen, Daraus entfteht der Nachtheil, daß bie 
Beamten den Berhältniffen ihres Bezirkes immer fremd und von Schreibern und 
anderen Unterbeamten abhängig bleiben. Ein anderer faljcher Regierungsgrundfag 
ift der, die Beamten für Dinge verantwortlid zu machen, die fie doch nicht 
verhüten können, 3. B. für die Begehung von Verbrechen. Dies hat zur Folge, 
daß vorhandene Uebelftände um fo ängftlicher vertufcht werben. Vor Allem aber 
find die Gehalte viel zu gering. Ein — — der über viele Millionen 
Menſchen gebietet, hat nur 13- bis 20,000 Tael (26- bis 40,000 Thlr.), ein 
Tſchi-hien nur 800 Tael (1600 Thlr.) Gehalt. Diefe Beamten follen überbies, 
um dem Volle zu imponiren, ein zahlreiches Gefolge, größtentheils aus dem eigenen 
Beutel, unterhalten. Soldergeftalt find fie auf Beftehung fürmlih angewieſen. 
Die höchſten Beamten, meint Mevhurft, erheben wenigftens den 10fachen Betrag 
ihres gefeglichen Einfommens, die untern wohl den 50fachen, wovon fie aber 
wieder einen großen Theil abgeben müſſen; die guten laffen fi fir ihre Ge— 
vechtigfeit, die fchlechten für ihre Ungerechtigkeit bezahlen. Dennoch fol im Allge- 
meinen ihr Einkommen nicht höher fteigen, als bie legitimen Einkünfte der eng— 
liſchen Beamten: Einzelne freilich vaffen ungeheure Reichthümer zufammen, wie 
der Minifter Ki-fhen, dem zur Zeit des legten englifhen Krieges, als er in 
Ungnade gefallen war, nad Davis ein Vermögen von mehr denn 8,000,000 L. 
fonfiscirt wurbe. 

Aemterverkauf zur Füllung der Staatskaffe ift an der Tagesordnung; ſchon 
1822 klagte ein Genfor, daß 5000 Doktoren und 27,000 Xicenziaten zum Theil 
ihon über 30 Jahre auf Anftellung warteten, währen ein unwiffender Priefter 
und ein Straßenräuber durch Kauf zu Wemtern gelangt feien, Dies find aller 
dings grobe Verunftaltungen eines an ſich löblihen Syftems, das auf dem Ge— 
danken beruht, daß vie höchſten Aemter und Ehrem dem Oeringften aus dem Volle 
zugänglich fein und Kenntniffe und Talente allein ein Anrecht verleihen follten. 

Zur Erprobung dieſer Eigenfhaften dienen die Staatsprüfungen, auf 
deren Einrichtung wir um fo mehr einen Blid werfen müſſen, da das in ihnen 
ſich ausſprechende Princip nicht mit Unrecht als ein Hauptgrund der langen Dauer 
des chineſiſchen Reiches bezeichnet worden iſt. E8 giebt drei gelehrte Grade: Sieu- 
tſai (blühendes Talent), Keusjin (beförderter Mann) und Zfinsfe (vorrüdender 
Titerat), welhe man mit unferen Baccalaureus-, Licenziaten- und Doktorgraden 
verglichen bat. Der zweite Grad eröffnet den Zutritt zum Staatsbienfte, der britte 
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Lanvestinder, aud Mongolen, Juden und Muhamevaner, vie fi ohnehin ſchon 
lange dem dinefiihen Weſen alklommodirt haben, zur Prüfung zugelaffen. Wie fie 
fi die nöthigen Kenntniffe aneignen wollen, ſei es in der Schule ober durch 
Privatunterricht, überläßt der Staat den Bewerbern. Alle 3 Jahre findet eine 
Beförderung zum Baccalaureate auf Grund einer dreifachen Prüfung ftatt. Die 
Zahl der zu Befördernden ift durch Gefege für die einzelnen Provinzen und Städte 
genan beftimmt und beläuft fih im Ganzen auf etwa 25,000. Da vie Zahl ver 
Bewerber wohl auf eine Million fteigt, jo erreicht nur Einer unter 40 das Ziel, 
Die Glüdlihen erhalten eine befondere Kleidung und einen privilegirten Gerichts- 
ftand. Um ihren Grad zu behaupten, müſſen aber die Baccalaurei, bis auf wenige 
Ausnahmen, fich fortwährend neuen Prüfungen unterziehen. Die fi) dabei aus- 
zeichnen, erhalten — wenn fie auch nicht den Licenziatengrad erlangen — vom 
Staate ein Feines Stipendium. Zum Licenziaten-Eramen drängen fi wiederum 
große Maflen, in Nan-fing allein nah P. Gotteland an 15,000 (?), wovon nur 
114 den Grad erlangen. Auch hier find drei, noch ftrengere und mannigfaltigere 
Prüfungen zu beftehen. Die Themata werden nicht nur, wie bei der Bewerbung 
um ben unterften Grad, aus den 4 Büchern (Sfefhu) und der King genom- 
men, ſondern erftreden fih auch auf Geſchichte, Geographie, Gefeßgebung; felbft 
über den Wafferbau kommen Fragen vor. Wer die Licenziatenwürbe erlangt, erhält 
eine ausgezeichnete Tracht und gilt für einen gemadten Mann, obwohl jein künf- 
tiges Loos fehr beſcheiden fallen fann und mander von Gönnern nicht unterftüste 
Kandidat fi noch 20 Jahre gebulden muß, bis ihm ein Amt zu Theil wird, 
während Andere in kürzefter Friſt zu den höchſten Stellen auffteigen. — Gegen 
1500 Licenziaten gehen alle 3 Jahre, mit Neifegeld aus ver faiferlihen Kaffe, 
zum Doftoreramen nah Peling. Bon ihnen erlangen etwa 300 — die Zahl wird 
verjchieden angegeben — den Doftorgrad. Dieje Prüfung dauert 13 Tage und ift 
der vorigen ähnlich. Die drei Erften auf der Lifte werben beſonders ausgezeichnet; 
aus ihnen ergänzt fich die Akademie; die Minifter und erften Beninten werben aus 
ihnen gewählt. 

Die Mandſchu haben ähnliche Staatsprüfungen im Reiten, Bogenſchießen, 
Handhaben der Schwerter x. für das Militär eingeführt. 

XIII. Unerachtet der Mängel dieſes Syftems und abgejehen von der Wich— 
tigfeit der Prüfungen für den Staatsvienft, wirken viefelben wohlthätig durch Ber- 
breitung einer allgemeineren Bildung und fchaffen in dem nivellirten Lande vie 
einzige Ariftolratie der gebilveten Männer, Güglaff rechnet an 2,000,000 Litera- 
ten. Der Heinfte Theil von ihnen fteht im Staatsvienft; die Uebrigen find Lehrer 
oder Schriftfteller, oder wenden fih dem Aderbau und anderen Beichäftigungen 
zu. So begreift fih, daß Unterriht und Bildung in China fo verbreitet find wie 
fie e8 lange in Europa nit waren und theilweife noch jetzt nicht find. Faſt jeber 
männliche Chinefe lieft und fhreibt; Handwerker und Bauern verftehen es, ihre 
einfachen Rechnungen zu führen. Fir den Unterricht der Mädchen fcheint dagegen 
faft gar nicht geforgt zu werden; Gillesjpie meint, von 10,000 könne kaum eine 
lejen. 

Was von Staatswegen bireft für den Unterricht gejchieht, ift überhaupt 
wenig. In Peling befteht eine Staatsjchule für die Kinder des Reichs (Kue-tu- 
tien), wo 270 Söhne verbienter Dfficiere und vornehmer Mandſchu im Chinefi- 
hen, Mongolifhen und Mandſchu unterrichtet werben, Der Staatslalender und 
die Neichsgeographie erwähnen auch Kollegien und Schulen in den einzelnen De- 
partements, zum Theil aus alter Zeit, z. B. in Tſchi⸗tſcheu-fu waren 1844; 
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133 Schulen. Der meifte Unterricht fcheint aber durch Privatfhulen und Hans- 
lehrer ertheilt zu werben. Die Eröffnung einer Schule fteht Jedem frei. Wir lefen 
von Tags-, Abend» und Armenfhulen. In großen Städten verfammeln die Lokal⸗ 
beamten, von den Honoratioren und den Graduirten affiftirt, jährlich die Stubiren- 
den des Orts und für die beften Arbeiten werben Prämien ertheilt. Die Lehrer 
fheinen nicht befonvers gut geftellt zu fein, ein Privatlehrer erhält nah Williams 
jährlich 150 bis 250 Dollars das Jahr, ein Lehrer von 20 Knaben in Kanton 
von jedem monatlich 1/, bis 1 Dollar, in Dorficulen 3 bie 5 jährlid, und brei- 
bi8 viermal im Jahre einige Eßwaaren zum Geſchenke. Die Schullotale, gegen 
die unfrigen herzlich ſchlecht, find es nah chineſiſchen Verhältniſſen nicht fo fehr. 
Der Unterricht währt von Sonnenaufgang bis 5 Uhr Nahmittags (?), mit einer 
Freiftunde zum Eſſen Mittags. Es giebt feine Schulpflidt und Schulzwang, aber 
einen innern Schultrieb und Schulprang. Der Elementarunterriht währt nad) den 
Mitteln der Eltern 1—3 over 4 Jahre. 

Die hinefiihe Sprache zeigt eine außerordentliche Dialektverſchiedenheit. 
Nur die fog. Mandarinenfprade, welche fih aus dem Altchinefiihen herausge- 
bildet hat, wie das mittelalterliche Latein aus dem alten, verftehen und fprechen 
alle Gebilveten. In ihr wirb alles, was das Öffentliche Leben angeht, verhandelt. 
Die Dialekte der einzelnen Provinzen find reichlich jo verjchieven wie bie romani- 
ſchen Sprachen unter fi; ein Norvchinefe verfteht den Südchineſen nicht „und bei 
den Gerichten find Dolmetiher unentbehrlihd. Ein Mittel der Berftändigung ift 
ferner die auf den Gebieten aller Dialekte gleihmäßig zur Anwendung kommende 
chineſiſche Schrift, die aud in Japan, Korea, Amman, joweit hinefiihe Kultur 
fi verbreitet hat, gebraucht wird. 

XIV. Bezeichnend für ven fittlihen Zuftand eines Volkes find vor allem 
die Berhältniffe des Familienlebens, Das Weib, obwohl in China etwas befier 
geftellt als in andern Theilen Afiens, ift docd immer in der Gewalt des Mannes, 
und nur als Mutter hochgeehrt. Die Kinder bleiben den Eltern untertban, fo lang 
viefelben am Leben find. Hierin liegt großentheils das Geheimniß ver Stärke und 
zugleih ver Schwäche dieſes Bolkes: fein Eonfervativer Charakter und ver Mangel 
an individueller Entwidlung und Fortſchritt. Ein Kaftenwefen giebt es nicht; es 
herrſcht allgemeine Gleichheit, und der Nieprigfte aus dem Volke kann fi auf 
die höchſten Stufen des Madarinenthums — des Amtsadeld — erheben. Die 
Sklaverei hat in China nie den Umfang und die Härte erreicht, wie in Rom und 
Griechenland oder den civilifirten Sklavenſtaaten der Neuzeit; die verhältnißmäßig 
wenigen Sklaven werben mit Milde behandelt. Die Sittenlehre ift nüchtern, haus— 
baden, praftifh, ohne Ueberfhmwenglichkeit und ohne höheren Aufſchwung. 

Es fehlt niht an Wohlthätigfeitsanftalten des Staates und milden 
Stiftungen. Das Getreide, in welchem ein Theil der Abgaben entrichtet wird, 
kommt dem Bolt theilmeife auch wieder unmittelbar zu gut, indem ein Theil da— 
von in den faiferlihen Magazinen für Zeiten ver Noth aufgefpeichert wird. Im 
Jahre 1812 enthielten viefelben 43,100,000 Schi Reis, Hirfe und Korn. Man 
unterſcheidet 10 Grabe ver Noth; beim zehnten Grade erhalten die Bepürftigften 
auf 4, die Bepürftigen auf 3 Monate, beim jechsten Grade die Berürftigften auf 
einen Monat Brodkorn. Nach der erften Erndte werben die alten Vorräthe mit Rabatt 
verfauft; man will dadurch zugleich gleihmäßige Marktpreife erzielen. Nach ver 
Herbfterndte fauft man dann wieder neues Getreide. Außerdem giebt e8 Land— 
magazine, auf Koften der Unterthanen zu ihrer unmittelbaren Verfügung 
angelegt, und Magazine, von beſonderen Vereinen geftiftet. Beide geben 
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dem Landbauer Korn unter der Beringung, es nad der Erndte in Natura zurüd- 
zuerftatten. 

In den Städten finden ſich Armenfchulen, Hofpitäler, Findelhäufer, Suppenanftal= 
ten, Rranfenhäufer, Unterftigungsanftalten für Wittwen und Waifen, meift auf Sub- 
fription oder durd milde Stiftungen begründet. Sie geben Jahresberichte heraus, 
haben ihre Sagungen, Berfammlungen u. f. w. Aber dieſe Anftalten verſchwinden 
im Verhältniß zu der Mafle des Bedarfs. Was ift z. B. für eine Stadt von 11/, 
Millionen, wie Kanton, ein Hofpiz für 300 Kinder mit 19—20,000 Fr. Ein- 
fommen? Daher erreicht aud das Elend oft einen furdhtbaren Grad. Eine Miß- 
erndte koſtet Maſſen von Menſchen pas Leben; organifirte, mit Gefegen und 
Dberhäuptern verjehene Bettlerfhaaren durchziehen dann das Land. 

Hiemit hängt die in den übervölferten Provinzen und beſonders in den 
Städten herrihende Sitte zufammen, die Kinder, namentlih Mädchen, auszu— 
fegen. Doch fcheint die Angabe, daß auf diefe Weife in manchen Gegenden 70 
bis 80 Procent der Neugebornen um's Leben kommen, aus einem Mißverftänpniß 
zu entipringen. Es giebt in China feine allgemeinen Kirchhöfe und die Armen 
jegen deßhalb aud ihre todten Kinder häufig im Felde aus; diefen Gebraud hat 
man nad Huc mit dem Ausfegen lebendiger Kinder verwechelt. Wenn man 
übrigens erwägt, daß auch in Franfreih noch 1833 gegen 130,000 Kinder aus- 
gefett worben find, und daß in den civilifirteften Staaten von Europa alljährlid 
viele Tanfende von Kindern dem Einfluß der Noth und ſchlechter Pflege erliegen, 
wird man biefe chineſiſchen Berhältniffe milder zu beurtheilen geneigt fein. Uebri— 
gens fpriht Malthus mit Unrecht von der Erlaubtheit des Kindermorbs in 
China. Derfelbe ift vielmehr durch das Strafgefegbuh — obwohl nicht bei Todes- 
firafe — verpönt und auch gegen das Ausfegen der Kinder find, mwenigftens in 
neuerer Zeit, Edikte erlaffen worden. 

XV. Die alte chineſiſche Religion verehrt den Schangsti, d. i. den oberften 
Kaifer (im Leben auch Thian — Himmel — genannt), dann den Geift der Erbe, die 
Geifter der Berge und Flüffe, vie Sonne, ven Mond und zahlreihe Schutzgötter 
der Wege, ver Thore, der Grenzen, des Aderbaues, der Saaten, des häuslichen 
Herdes; vor Allem aber die Ahnen, ferner die Erfinder des Aderbaues und der 
Seidenzucht, den Konfucius und die andern Weifen der alten Zeit. Auf Himmel 
und Erbe folgen in der Hierarchie zunächft die Ahnen des Kaifers. Die phyſiſche 
Weltordnung wird mit dem moralifchen Betragen ver Menſchen, namentlich des 
Kaifers, der der „Himmelsſohn“ ift, in Verbindung gebradt. Wenn daher Erb: 
beben, Ueberſchwemmungen, Dürre fein Bolt heimſuchen, jo geht er in fid, 
prüft fih, ob er etwas verfehen habe, gelobt vor dem Volke Befjerung. Eine 
Dffenbarung Gottes durch Wort oder Schrift erfennt dieſe Religion nit an; 
„der Himmel, fagt Konfucius, redet nicht: in dem Hergange der Begebenheiten 
giebt er ſich zu erfennen, nichts weiter“. „Wer des Himmels Gefeg befolgt, zieht 
fih viel Glüd zu und umgekehrt Unglüd. Denn wo des Himmels Gefeß, d. i. 
Tugend und Rest, heilig gilt, va ift Beſtand, wo nicht, da ift Vergang.“ Der 
Sturz der Dynaſtie ift die gerechte Strafe der Uebertretung des himmlifchen Ge- 
ſetzes. 

Dieſe Religion kennt keinen beſondern Prieſterſtand. In jedem Hauſe iſt ein 
Ahnenſaal, wo der Familienvater und die Mutter des Hauſes den Ahnen vor 
einer —— mit ihrem Namen bezeichneten Tafel — und zu beſtimmten Zeiten 
auch den Laren, den Schutzgeiſtern des Hauſes und Herdes — ihre Opfergabe 
darbringen. Ebenſo opfert man dem Schutzgeiſte des Feldes, ſo wie dem Fluſſe, 
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den man paffirt. So hat aud ver Kaifer feinen Ahnentempel. Dem höchſten 
Himmel und der Fürftin Erbe, fo wie ven Geiftern der großen Berge und Flüſſe, 
welche auf das ganze Reich, oder einen bedeutenden Theil deſſelben Einfluß üben, 
opfert nur der Kaifer, legteren früher auch wohl vie Bafallenfürften, jest in feinem 
Auftrage hohe Beamte. Es wäre Hocverrath, gleihjam ein Streben nad) der 
höchſten Gewalt, wenn ein Privatmann ſich defjen unterfangen wollte. Da es 
feinen beſondern Priefterftand gab, wurde auch feine Dogmatik ausgebildet. Man 
fragt vergebens nad Borftellungen dieſer Religion von der Weltfhöpfung ober 
von dem Zuftande nach dem Tod, obwohl ein folder offenbar vorausgefett wird. 
Die Religion kümmert fi mehr um das Diesjeits als das Jenfeits. Dagegen ift 
mit diefem alten Glauben die Moral, wie Konfueius fie lehrte, eng verbunden. 
Kaifer Kang-hi, in feinem heiligen Evifte, bat diejelbe in 16 kurze Sprüche ge- 
faßt; fein Sohn fie paraphrafirt. Am 1. und 15. jeden Monats werben fie öffent- 
lih von einem Madarinen in voller Staatstracht verlefen und erläutert, obwohl 
nad Güslaff nur noch wenige Perfonen und mit geringem Interefie an diefen 
Berfammlungen Theil nehmen. 

Neben dieſer alten Religion, als deren Hauptrepräfentanten man Konfucius 
betrachten kann, giebt es in China noch eine zweite, die ber Tao-ffe, die mohl 
mit weniger Recht fih auf feinen Zeitgenofien Lao-tſe ftügt. Wir find über dieſe 
Religion noch wenig unterrichtet. Das Vorwalten des Glaubens an einflußreiche 
Geifter oder Genien, unabhängig von der Natur, jcheint ihr eigen. Beim Tode 
fällt nur der irvifche Theil des Menfhen vem Staube anheim, das höhere und 
niedere Geiftige (Ling und Huen) geht, je nachdem ver Menſch auf Erven gut war 
oder nicht, im verfchiedene Geifterwejen über. Die auf die höchſte Stufe der Selig- 
keit Erhobenen genießen, ohne Wechſel und Wandel, des höchſten Glüdes; die— 
jenigen, an welden nod Fehler haften geblieben find, werben „gute Geiſter“, 
luftige Wefen, in ver Mitte zwifchen ven Menfhen und dem Himmlifchen ſchwe— 
bend, noch mit menſchlichen Yeivenfchaften, im Kampfe unter fih und mit ben 
böfen Geiftern fich erhebend oder herabfinfend. Dem Menfchen hülfreih, ftehen 
fie der Sonne, dem Monde, den Sternen, ven Winden, dem Regen, ven Tagen, 
den Stunden u. ſ. w. vor und leiten fie zum Beften ver Menſchen. Jeder Drt 
bat feinen beſondern Schußgeift, der fih au in Blumen, Bögel, Hausthiere 
verwandelt und von Geifterbannern berbeigerufen werden kann. Die böfen Geifter 
endlich fuchen ven Menfchen zu ſchaden, find aber an die Erde gebaunt, wo fie 
an Gräbern und Sümpfen haufen und fi aus verwesten Leihen phantaftifche 
Formen bilven. Diefe Religion bat eigene Priefter, die auf den unteren Stufen 
verheirathet find, viele Tempel und eine ausgebildete Mythologie. Die dritte Re— 
ligion, ver Buddhaismus (f. d. Art.), drang erft im Jahre 65 n. Ehr. aus Indien 
in China ein. Ihm gehören die fog. Pagoden wie ver Porcellanthurm in Nanzting, 
und zahlreiche Klöfter. Die Dürftigkeit der alten chineſiſchen Religion, welche die Maſſe 
des Volkes nicht befriebigte, bahnte ihm, wie den Tao-fje, offenbar ven Weg. Diefe 
neueren Religionen refrutiven ſich jest in China meift nur aus der Hefe des Volles. 

Der Buddhaismus wie bie Religion der Taosfje find nur geduldet, und bilven 
nicht die Stantsreligion, wie in Hinterindien. Beide haben fich ver altchinefifchen 
Religion angefhmiegt und es heißt daher: die drei Religionen find nur eine. 

Die Mongolen und die Tübetaner folgen ver Form des Buddhaismus, welche 
man Lamaismus nennt, Die Bewohner der Heinen Bucharei find Muhamedaner, 
deren es auch in ben Norbweftprovinzen des eigentlichen China giebt; doch haben 
fie fi) hier dem chineſiſchen Weſen einigermaßen alkommodirt. 
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XVI. Ein Blick auf die Geſchichte Ehina’s zeigt die älteften Chinefen im 
Norbweften des Landes, in Schansfi und Schensfi, etwa 3000 v. Ehr., während 
ringsum ſchon andere Stämme faßen, von denen zum Theil noch Refte in dem 
Dergen fih finden. Wenn man die Blumenbach'ſche Eintheilung der Raſſen an- 
nimmt, wird man bie Chinefen zu der jog. mongoliſchen Raſſe rechnen müſſen; 
jedoch gehören fie nicht zu dem mongolifhen Bolt, fondern ftehen den Tübetanern 
und Hinterindiern näher, mit welchen fie die einfylbige, formlofe Sprache und bie 
eigenthümlichen Accente, jowie die Neigung zum Aderbau gemein haben, während 
die Sprache der Mongolen vielfylbig ift und die nomadiſirende Lebensweife bei 
denfelben von jeher vorherrſchte. Indeß haben vielfahe Mifchungen zwiſchen Ehis 
nejen und Mongolen unzweifelhaft ſtattgefunden. 

Die Namen Fu⸗—-hi, Schinsnung, Hoangsti, von welden die Chinejen ven 
erften ald den Gründer der chineſiſchen Monardhie, den zweiten als den Erfinder 
des Aderbaues und ven legtern als Ahnherrn der drei erften Dynaftieen betradhten, 
werben mur mit einem Worte in den Haffifhen Schriften der Ehinefen erwähnt. 
Die vetaillirteren Nachrichten der Späteren über diefe Fürften beruhen wohl faum 
auf Tradition, Ueber Yao (2332 v. Chr), Schun und Yu, welde in der Kons- 
fuceifhen Schule als Mufter von Regententugenden gefeiert und noch jet verehrt 
werben, enthält dagegen der Schusfing bejondere Kapitel. Unter viefen Fürften war 
die Herrichaft nicht erblih; Mao und Schün wählten feinen ihrer Söhne, fondern 
ven fähigften Mann zum Nachfolger, was von den Chineſen vielfach gerühmt, 
aber jeitvem nicht nachgeahmt worden ift. 

Mit Yu beginnt die erfte Dynaftie ver Hin (2206—1766 v. Ehr.), der die 
zweite Dynaftie ver Schang (1766— 1123 v. Chr.) und dann bie dritte ver Tſcheu 
(1123—221 v. Chr.) folgten. Ueber die beiven erften haben wir, einige Epifoden 
abgerechnet, faft nur die Gefchichte der Gründer und ver legten Kaiſer, unter 
welhen die Dymaftie zu Grunde ging. Wir verdanken diefe Nachrichten ver Schule 
des Konfucius, welder die legten Kaifer der zwei erften Dynaftieen ald arge, mit 
Recht des Thrones beraubte Tyrannen ſchildert. Schon an dieſen alten Fürſten 
wird der Grundſatz der Chineſen, daß der Kaifer nur in Folge eines Auftrages 
bes Himmels regiere, biefer Auftrag aber in Folge ſchlechter Regierung widerruf- 
lich fei, und daß der Himmel feinen Willen durch das Volk fund gebe, von den 
Schriftſtellern erplicirt und das Recht des Aufftandes gegen ungerechte Herrfcher, 
das noch Staatsgrundjag in China ift, proflamirt. 

Bon der dritten Dynaftie an (1123 v. Chr.) haben wir genauere und ſpe— 
ciellere Kunde nnd eine zufammenhängende Geſchichte China’s. In vie Periode 
diefer Dynaftie fällt die Blüthe des chineſiſchen Feudalweſens. In der Mitte des 
Reiches (daher ver Name Reich der Mitte — ag lag die Faiferlihe Do— 
mäne, 1000 % im Umfang. Daran reihten ſich die Lehengüter der dem Kaifer zu 
Dienften und Abgaben verpflichteten Bafallenfürften, in Abftufungen von 100 bis 
70 und 50 Li. Bis etwa zum Jahr 722 erhielt fich die Kaiſermacht in Anfehen; 
aber nun begann das ganze Neid ſich in eine Menge Kleiner Herrſchaften aufzu- 
Löfen, unter welhen 21 Staaten mehr oder minder mächtig wurden. Der Grund 
war, daß die Vafallenfürften an ver Grenze, befonders nah Süden und Werften, 
durch frievlihe Erwerbungen oder Kämpfe mit barbarifhen Nahbarftämmen ihre 
Macht mehr und mehr erweiterten, während ver Kaifer in ver Mitte des Landes 
feine Macht nicht ebenfo ausbreiten konnte, vielmehr durch Theilungen des un- 
mittelbaren Gebiets noch ſchwächte. Vergebene ftrebte auch Konfucius (geb. 552 
v. Chr.) während feiner politiihen Laufbahn zur Befeftigung der Faiferlichen Auto- 
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rität beizutragen. Unter unaufhörlichen Fehden gingen allmählig (479—221 v. Chr.) 
bie vielen Heinen Reiche in einigen größeren umter, bis es den Fürften von Thfin 
gelang, alle übrigen zu bewältigen, das Kaiferhaus der Tjchen zu befeitigen und 
bie vierte Dynaftie der Thfin zu gründen. 

Unter Thfin Schi-hoangti, der das von feinen Vorfahren begonnene Wert 
vollbradgte, trat an die. Stelle der vielföpfigen Feudalherrſchaft eine abfolute 
Monarchie, die nicht lange in den Händen diefer Dymaftie bleiben follte, aber 
dem Reihe die Kraft verlieh, fih im Süden bis an's Meer auszubreiten und 
den Kampf mit den Tartaren lange Zeit fiegreih zu beftehen. Der genannte 
Kaifer vollendete zum Schuß gegen tartarifche Einfälle die „chineſiſche Mauer“ 
und verbreitete feinen Ruf bei den mweftlihen Völkern, die damals dem Reiche zu— 
erft den Namen Sina (fälſchlich ausgefprodhen China) beilegten. Ein allgemeiner 
Bücherbrand (213 v. Chr.) follte alle Erinnerung an die alte Zeit und die Rechte 
ver Feudalherren vernichten; aber nad) dem bald erfolgten Untergange dieſer Dy- 
naftie wurden die Ueberrefte des Altertyums nur defto eifriger hervorgeſucht und 
das Anfehen des Konfucius, der die Lehren der Alten gefammelt hatte, ftieg bie 
zur Verehrung. Die Herrſchaft der Thfin dauerte nur bis zum Jahre 209. Es 
brachen überall Aufftände aus und nad mehr als Tjährigem Kampfe gründete 
Lien-Jang die fünfte Dynaftie ver Han, 202 v. Chr. bi8 220 n. Chr. Das 
Feudalweſen, welches wieder auftauchte, wurde befchränft, die Südprovinzen, melde 
bisher noch ihre eigenen Fürften hatten, wurben fammt der Infel Haisnan mit 
dem Reiche vereinigt, Norb-Korea 109 v. Chr. erobert und zuerft die Herrſchaft 
der Chinefen nad Befiegung der Hioungenn, in der jegigen Mongolei, nah Welten 
über Gentralafien ausgedehnt. Damals Ternten die Chinefen das römiſche Reid) 
(Ta-Thfin, Groß-China genannt) zuerft kennen, und 166 n. Chr. foll Kaifer 
An-tun (M. Aurel. Antoninus) zur See eine Geſandtſchaft nah China ge- 
fit Haben. Die Ausdehnung nah Weiten führte aud das Eindringen des 
Buddhismus (65 v. Chr.) herbei. In ven letzten Zeiten ſank die Kaifermadht ; 
Empdrungen brahen aus und China zerfiel in 3 Reihe (221—263 n, Ehr.), die 
fi wechjelfeitig befriegten, bis es dem Stifter der Dynaftie Tgin (265—420 
n. Chr), einem Minifter, der fich zur Herrfchaft aufgefhwungen hatte, auf kurze 
Zeit gelang, ganz China unter feiner Herrihaft zu vereinigen. Doch ſchon feit 
281 bildeten fid) im Norden mehrere Heine, unabhängige Staaten, nicht blos von 
Chineſen, fondern aud von Tübetanern, Topas, Hiungenu, Siän-pi, welde mit 
einander wiederum in beftändigem Kampfe lagen, bis Nord-China unter der Dy- 
naftie Wei (386—535) wieder vereinigt wurde. Auf diefe folgten dort die Pe-Tſi 
und andere Heine Dynaftieen bis 581; im Siven aber auf die Tgin drei weitere 
Dynaftieen in fchnellem Wechſel, 420—589. Diefe werben allein fir legitim an- 
gefehen; die Herrfcher im Norden aber fiir Ujurpatoren. Man nennt diefe Periode: 
die Zeit der Theilung China’s in ein nörbliches und ſüdliches Reich (Nan-pe⸗tſchao). 

Nachdem China fo 360 Jahre vielfach getheilt gewejen war, gelang es dem 
Stifter der zwölften Dynaſtie, Sui (589—619), die Herrichaft Über das ganze 
Reich zu erobern. Seine Nachfolger wurden von einem glüdlichen General, dem 
Stifter der vreizehnten Dynaftie, die Thang (619— 908), verdrängt. Die erfte 
Zeit derfelben (619— 756) war glücklich. China, in fi einig, gelangte wieder zur 
Herrſchaft über Gentralafien bis zur Fleinen Bucharei, nah Befiegung der Türken 
(Thu⸗Khiu), welche damals vie Mongolei beherrfchten. Dann aber folgten gewal- 
tige Aufftände, die das Reich zerrütteten und Barbarenhorven ins Land hinein- 
zogen, Doch blühten zu dieſer Zeit Wiſſenſchaften und Künſte; berühmte Dichter 
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traten auf und die Erfindung des Holzprudes, welcher im 10. Jahrhundert auch 
auf den Drud der King angewandt wurde, mußte der Verbreitung ber Literatur 
förberli fein. Die Araber waren jhon 757 nah Südoſt-China gefommen ; an- 
geblich auch neftorianifche Mönche nach der Hauptftabt Sisngan. Unter ven folgenden 
Dynaftieen, deren jede auf die Herrichaft eines Heinen Theiles beſchränkt war, berrfchte 
wieder, bei beftänbigen Einfällen ver Tataren, Zerrüttung und Bürgerfrieg; Tong- 
fing, bis dahin eine Provinz China’s, machte fih für immer unabhängig, ebenfo 
Korea. Erft dem Stifter der 19. Dynaftie, Sung (960— 1279), gelang es wie- 
ber, einen großen Theil des Reiches von China unter feine Herrfhaft zu bringen; 
toh im Norben entftanden die felbftftändigen tatarifhen Reiche der Ahitan (901 
bis 1125) und Kin (1125—1235), während in Schen-fi das kleinere tübetanifche 
Reih Hia beftand. Trog vielfacher Kämpfe mit dem äußeren Feind erreichte unter 
biefer Dynaſtie die Ausbildung der Künfte und Wiffenfchaften ihren höchſten Puntt. 
Die Naturphilofophie blühte, Sſe-ma-kuang (1018— 1086) ſchrieb feine Geſchichte, 
Ma-tuanelin (1245—1325) feine große Encyllopädie. Schon begann aber aud) 
das Kompilations-Zeitalter der Literatur. 

Das Reih Hia wurde von dem großen Dſchingis-Chan, den die chinefifchen 
Kaifer zu Hülfe gerufen hatten, erobert; bald darauf aud das Reich ver Kin von 
Dihingis-Chans Nachfolger, Ogotai. Nun wendeten ſich aber die Mongolen gegen 
ihre Bundesgenoflen jelbft; die Dynaftie der Sung wurde geftürzt und ganz China 
1279 unter der Herrichaft der Mongolen vereinigt. Die Eroberer, deren Herr- 
haft unter ver 20. Dynaftie, Muan, von 1279—1378 währte, eigneten fich die 
höhere Kultur und die Inftitutionen des unterjohten Volkes an; aber erft gegen 
das Ende ihrer Herrfchaft gelangten auch Chinefen wieder zu Aemtern und Würden. 
Die Wiſſenſchaften wurden gepflegt und Fremde, darunter Marco Polo, erhielten 
Zutritt im Land. 

Ein Bonze, der Sohn eines armen Tagelöhners, ergriff vie Waffen gegen 
die in Uneinigfeit gerathenen Eroberer, vertrieb fie aus China und wurbe der 
Gründer der 21. Dynaftie der Ming, 1368—1644. Unter ihrer Regierung, bie 
fih auf das eigentliche China befhränfte, währenn die Nachkommen der mongoli- 
chen Fürften fih in der Mongolei behaupteten, wurde die jegige Regierungsform 
im Wejentlihen ausgebildet. In diefer Zeit famen die Portugiefen nah China 
(Macao) und die katholiſchen Miffionäre drangen, zuerft M. Ricci 1583, in 
Ehina ein. 

Unter ven letten Kaijern der Ming braden Empörungen aus, die damit 
enbigten, daß die tungufiihen Mandſchu, die Gründer des dur die Mongolen 
aufgelöften Reiches Kin, von einen Parteihaupt aus der öftlihen Tatarei herbei- 
gerufen, fi der Herrfchaft bemächtigten und den jungen Sohn ihres verftorbenen 
Fürſten, Schun⸗tſchi, auf den Thron festen. Diefer ftiftete 1644 vie jegt noch 
regierende Mandſchu⸗Dynaſtie Thfing. Unter ihm und feinen Nachfolgern, nament- 
lich Khan⸗ghi (1662— 1722) und Kianslung (1735—1796), wurde, nachdem 
mehrere zu Gunften der Ming unternommene Aufftände nievergefchlagen waren, 
Formoſa mit China vereinigt und folonifirt, der größte Theil der Dfungarei, vie 
Heine Bucharei und Tübet unterworfen. Unter ven Kaifern Kia-fhing (1796— 1820), 
Zao-Auang (1820—1850) und dem jet regierenden Hien-fung erweiterte ſich 
das Reich nicht mehr umd mande Symptome des zumehmenven Berfalles haben 
uns ſchon 1831 Geſchichte des öftl. Afiens IT ©. 953) zu ver Bemerkung 
Anlaß gegeben, daß die Macht der Mandſchu bereits unter Kian-lung ihren 
Höhepunkt erreicht zu haben fcheine, und jest im Abnehmen begriffen fei, obwohl 
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e8 vielleicht noch lange dauern könne, bis fie gänzlich verfalle. Gegenwärtig bebroht 
ein gewaltiger, feit Jahren fortfchreitenver Aufftand im Innern die Dynaftie; nach 
außen erneuern ſich die Verwicklungen mit England und den übrigen Seemächten 
und von hier wird unzweifelhaft über kurz oder lang eine entſcheidende Umge— 
ftaltung diejes großen Reiches ausgehen. 

Die Portugiefen hatten zuerft des Handels wegen mit China Verbindungen 
gefuht und für eine Beihülfe, welche fie ven Chinefen gegen Seeräuber geleiftet 
(1558), die Abtretung von Macao erlangt, dody unter Oberhoheit der hinefifchen 
Regierung, ver fie noch jetzt 500 Tael jährlichen Tribut zahlen. Ihren Spuren 
waren Holländer und Engländer gefolgt. Diefe, die anfänglich aud in Ning-po 
und Amoy Handel treiben konnten, wurden fpäter auf Kanton, und bier aus- 
fchließlih auf ven Verkehr mit der privilegirten chinefiihen Kompagnie der Hong 
beichränft. ‚Dies ging fo lang ziemlich gut, als aud von Seiten der Engländer 
der Handel mit China Monopol ver oſtindiſchen Kompagnie war. Nachdem aber 
die Kompaguie 1836 aufgehört hatte, eine Handelsgefellfhaft zu fein, und ver 
Handel mit China allen Bewohnern Großbritanniens frei gegeben war, vermehr- 
ten ſich die Zwifte und Schwierigkeiten, zumal bie verbotene Einfuhr des Opiums 
unter Begünftigung der britiſch-indiſchen Regierung immer zunahm. Im Jahre 1839 
begann der Opiumfrieg, der 1842 durch den Frieden von Nanfing beendigt wurbe. 
Diefer eröffnete ven Europäern die 5 Häfen gegen billigen Einfuhrzoll; Hong- 
fong mußte abgetreten und als Entſchädigung für Kriegskoſten, Privatverlufte 
u. f. w. die Summe von 4 Millionen Dollars gezahlt werben. 

Die Mandſchu waren in China nod immer als fremde Eroberer unbeliebt; 
in dieſem engliſchen Krieg erlitt nun ihr militärifches Anſehen einen empfinvlichen 
Stoß; die Zahlungen an England und der Krieg felbft erfchöpften die Kaſſen. 
Der Aemterverkauf, zu welchem man feine Zufluht nahm, erbitterte ven Stand 
ver Literaten noch mehr. Bei ver Uebervölferung des Landes waren ſtarke Aus- 
wanderungen nad Hinterindien und dem oftindifchen Archipel ſchon länger in Gang 
gefommen, fo daß man bereits 1832 vie Zahl der Chinefen außer Landes auf 
3 Millouen berechnete. Unter viefen hatten fich Geſellſchaften zu Schuß und Trus, 
theilweife aber auch mit der geheimen Abficht, die Mandſchu zu ftärzen, frübzeitig 
gebildet. Die Propaganda der Miffionäre blieb auch nicht ohne wenigftens indirekten 
Einfluß. Die katholiihen Miffionäre wollten fhon unter Khang-hi eine halbe 
Milion Chinefen betehrt haben. Aber dieſes umverfängliche Chriftenthum, das fich 
dem chinefifchen Weſen aftommopdirte, verfiel, ala es vom Papft fpäter verurtheilt 
wurde. Die Bekehrungserfolge der proteftantifhen Miffionäre waren äußerſt gering: 
fügig ; indeß konnten Ueberfegungen der Bibel und vie Traftätchen, die von Güß- 
laff und Anderen mafjenweife ausgeftreut wurben, doch bei einem fo lefebegierigen 
Bolte nit ohne Wirkung bleiben. Hungsfiustfinen, dem Haupte des jegigen Auf- 
ftandes, einem im Eramen verunglüdten Literaten, waren bdergleihen Traktätchen 
in die Hände gefallen; er war mit dem Miffionäre Roberts in Kanton befannt 
geworben und bilvete zunächft eine religiöfe Genofienfchaft, die mit der Zerftörung 
der buddhiſtiſchen Idole begann. Von der Regierung verfolgt, ftand fie auf; See— 
räuber, deren Schiffe die Engländer vernichtet hatten, die aber zu Lande entlom- 
men waren, und Mitglieder der geheimen Geſellſchaften fchlugen fi zu ihr. Im 
Kuang-fi brach der Aufftand 1851 aus. Eine Zeitlang blieb er lofal, griff dann 
aber um fih, der Anführer der Aufftändigen erklärte fi zum Kaifer, eroberte 
Nansfing, drang von da in 2 Heereszügen gegen Perfing vor, und hat ſich feit- 
dem, obwohl die Eroberung diefer Stadt nicht gelang, doch in der Herrſchaft über 
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den größten Theil des Laufes des Kiang behauptet, von wo aus Streifzüge nad 
verſchiedenen Theilen China's unternommen werben. Amoy und Schang-hat, welche 
von anderen Rebellenhaufen eine Zeitlang eingenommen waren, haben die Mandſchu 
wieder erobert, jo wie das von denfelben bedrohte Kanton entfett. Seit 2 Jahren 
bat man überhaupt von Fortſchritten der Aufftändigen wenig gehört. Ihr Anführer 
hat das neue Teftament und einen Theil des alten abvruden laffen, und trübe 
hriftlihe Elemente üben offenbar Einfluß auf ihn. Die Bibel fol auch ftatt ver 
King bei den Staatsprüfungen zu Grund gelegt werben. Seine Lehre ift ein Ger 
miſch von theilweife mißverftandenen hriftlihen mit altchinefifhen Iveen und Bi- 
f.unen. Er will in den Himmel verfegt gemwefen fein; Gott der Vater kommt zu 
ihm auf Erven herab und offenbart fi ihm, wie dem Prinzen des Oftens Jeſus 
Ehriftus, für veflen jüngern Bruder er ſich ausgiebt. Er beanſprucht die Herrfchaft 
über die ganze Erde, In Nanking herrſcht eine Art Kommunismus, der an das 
Regiment Johannes von Leyden erinnert. — Der Ausgang, der durch das Ein- 
greifen der Engländer, Nordamerifaner und Franzoſen bedingt fein wird, ift ab- 
juwarten. — s 

Es herrſcht noch das große Borurtheil, als ob die hinefifche Gefchichte keinen 
Fortgang und feine Entwidlung zeige. Wenn aber das dhinefiiche Reich, von dem 
Heinen Anfange im Norbweften ausgehend, erft nad mehr ald 2000 Jahren feine 
natürlihen Grenzen erreichte, dann zu drei Malen, unter den Han, Thang und 
jegt unter den Mandſchu (die Mongolenherrihaft ungerechnet), fi weit über 
Gentralafien ausdehnte, im Süden nah Hinterindien und dem indiſchen Archipel 
vorbrang, fo follte doch ſchon dieſe Erweiterung ver Grenzen eine erweiterte Natur: 
funde und Weltanficht erwarten laſſen. Wir fehen dies auch zumächft in der reli— 
giöfen Entwidlung beftätigt, indem neben ver altchinefifchen die Lehre der Tao-ffe 
mit ihrem Geifterglauben und ihrer reihen Mythologie, dann aber audy der in— 
diſche Buddhaismus fi) ausbreitete, eine Begebenheit, vie für das chinefifche 
Kulturleben nicht viel weniger einflußreich war, als die Verbreitung des Chriften- 
tbums in Europa. Chinefen, wie Fa-hian (399) und Hiuen-tfhang (629—45), 
pilgerten nun nad) Indien, lernten die Sanskritſprache, und die ganze buddhiſti— 
ſche Literatur wurde in's Chimefifche übertragen. — Eben fo groß waren bie 
Beränverungen in der VBerfaffung. Wir haben einige Hauptmomente: den Ueber- 
gang von der urfprünglich patriarchalifhen Berfafinng zum Feudalweſen und veffen 
Berlauf bis zum Uebergange in vie abfolute Monarchie unter Thfin Schi-Hoang-Ti 
(246 v. Chr.) ſchon angedeutet. Damit war die Berfaffungsentwidlung aber feines- 
wegs erihöpft. Das Streben, die Statthalter ver Provinzen in Abhängigkeit von 
der Gentralgewalt zu erhalten, führte zur wechjelnden Anwendung entgegengejetter 
Syſteme. Bald wurden die Prinzen des faiferlihen Haufes an die Spite ber 
Provinzen geftellt, bald von jever Theilnahme an des Gewalt entfernt umd jelbft 
in Gefangenſchaft gehalten, over fie ftanden als nominelle Statthalter unter ver 
Auffiht von Beamten. Ein folgenreicher Fortſchritt war auch die Einführung des 
Syftems der Staatsprüfungen (unter den Dynaftieen Thang und Sung), das bie 
Berufung zu ven Staatsämtern von Talenten und Kenntnifjen allein abhängig machen 
will. — Erft unter ver 4. Dynaſtie fonderte fid von ven Begriffen des Staats und 
Gemeinveeigenthums der des Privateigenthums allmählig ab. Ebenfo erkennt man in 
der chineſiſchen Gefchichte vie Entwidlung anderer Inftitutionen: der Begriffe von 
Freiheit und Sklaverei, des Abgabenfyftems, der Kriminalgefeggebung, die Ausbil» 
dung von Sprade, Schrift und Literatur. — Der inpuftrielle Fortfchritt leuchtet ein, 
wenn man erwägt, daß die alten Chinefen keine Baumwolle kannten, die erft aus 
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Indien eingeführt und erft feit dem 11. Jahrhundert gemeiner wurde, daß der Bau 
des Zuderrohres und die Zuderraffinerie, ver Thee-, Tabak: und Maisbau, die Por- 
cellanfabrifation, die Papierbereitung, ver Bücherdruck nur nad) und nad) eingeführt 
worben find, und wenn man erwägt, weldhen Einfluß diefe und andere neue Kulturen 
und Erfindungen auf das ganze Volfsleben äußern mußten. — Die bisherige Geſchichte 
China's widerfpricht feineswegs der Erwartung, daß für viefes Land, wenn es erft in 
den Bildungsfreis des hriftlihen Europa gezogen ift, die Zeit einer großen und be- 
deutenden Entwidlung beginnen werde. — 

titeratur. Histoire generale de la Chine par de Mailla. Paris 1777 —83, 
12 Bde. und C. Gutzlaff, A sketeh of Chinese history. London 1834. 2 Bde., 
auch deutſch, Dueblinburg 1836 und Stuttgart 1847 (von Neumann). 3. 9. 
Platt, Geſchichte des öftl. Afiens. Göttingen 1830. 2 Bve. J. F. Davis, De- 
scription of China. London 1836. 2 Bde.; deutſch, Stuttgart 1853. 4 Bde. 
C. Gutzlaff, China opened. London 1838. 2 Bde. G. Pauthier, Description 
de la Chine im Univers pittoresque. Paris 1838 ff. 2 Bde. S. Welns Williams, 
The middle king-dome. London 1848. 2 Bde.; deutſch, Kaſſel 1852—54. Eijen- 
hart, die gegenw. Staatenwelt I. (Leipzig 1856). Ausführlichere Literaturnachweiſe 
j. in Plath’s Aſien (Leipzig 1857) ©. 76—83. Bintp,. 


Ehlopidi. 


Joſeph Chlopidi, polnifher General unter Napoleon, Diktator des Königreichs 
Polen vom 5. December 1830 bis 23. Januar 1831, war ein eifermer Charakter 
von antifem Gepräge, glei groß als Menſch wie als Feldherr, und weitaus bie 
bedeutendſte aller hervorragenden Perfönlichkeiten, welde in ver legten polnifchen 
Revolution eine Rolle ſpielten. 

Aus einer adeligen, aber armen Yamilie in Galizien ftammend, wo er 1772 
geboren wurde, verließ er ſchon im fünfzehnten Lebensjahre das väterlihe Haus, 
um mit dem Degen in ber Hand fein Glüd in der Welt zu verſuchen. Er focht 
mit Auszeihnung unter Kosciuszko bei Raflamwice, trat nah dem unglüdlichen 
Ausgange ver polnischen Injurreftion von 1794 in die Dienfte der cisalpinifchen 
Republik, that fi rühmlichſt hervor bei Baſtardo, Modena, Poutremoli, Croce, 
Bufano, Cafabianca und Ponti, ebenfo jpäter bei Eylau und Friedland; vor allem 
aber erwarb er unvergänglichen Ruhm in Spanien, wo er (1809) zum Brigabe- 
general ernannt wurde, und endlich in Rußland, bei Smolensk und in der Schlacht 
an der Mosqua, wo eine ſchwere Verwundung ihn auf längere Zeit famıpfunfähig 
machte. 

Wir haben ihn hier ausſchließlich ins Auge zu fallen in feiner Stellung als 
Diktator während des polnifhen Aufftandes in den Jahren 1830 und 1831. 

Ch., obwohl an PVaterlandsliebe keinem Polen nachſtehend, war principiell 
diefem Aufftande abhold, deſſen unglüdliche Folgen er mit klarem Blide voraus- 
ſah. Er fonute ſich weder begeiftern für vie herrfchjüchtigen Pläne ver Czartoryski, 
noch für die focialiftifhen Beftrebungen Lelewels (f. viefe Art.), und überhaupt 
waren ihm alle geheimen Umtriebe und Verſchwörungen ein Gräuel, Er madıte 
aus feinen Gefinnungen fein Hehl, lebte in der größten Abgefchievenheit und zeigte 
fih gleih fchroff gegen alle Parteien, vie trogdem einmüthig ihr Auge auf ihn 
richteten, als es galt zu Handeln und einen Führer zu wählen, dem man mit 
blindem Vertrauen folgen konnte. 
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Die Aufftändifchen zerfielen in zwei Hauptparteien. Die eine, aus Perfonen 
des höhern Adels, aus Lanpboten, überhaupt aus Männern von Einfluß und 
reiferem Alter beftehend, wollte wo möglih auf friedlichem Wege eine VBerände- 
rung herbeiführen. Die andere Partei, welche viele Literaten, junge Offiziere und 
Studenten unter ihren Mitglievern zählte, war in der Wahl der Mittel gleich— 
gültig, wenn fie nur eine Aenderung des Beftehenden berbeiführten. Hauptreprä- 
fentant der erften Partei war Fürft Czartorysti; der zweiten Lelewel. Czar— 
torysfi wünſchte das Fortbeſtehen der Berfaffung, aber mit einem eingebornen 
Polen (wo möglich ihn felbft) an der Spige der Regierung und mit Bereinigung 
ver frühern polnifhen Provinzen mit dem Königreih. Dagegen wollten Lelewel 
und feine Freunde nicht blos eine politifhe, ſondern vor allem eine fociale 
Revolution mit allen Konfequenzen, Natürlich zerfielen die beiven Hauptparteien 
wieder in verſchiedene Unterabtheilungen, und zwar die erfte in die fogenannten 
Diplomaten und die der Opponenten, der Konftitutionellen oder Kaliſcher. Jene 
beftand aus Perfonen des höhern Adels, die durch Reifen und an Höfen ihre 
politifhe Ausbildung erhalten hatten und jehnfüchtig die goldene Zeit zurüdwünfchten, 
wo von Polen noch das Wort galt: Est calum nobilium, paradisus clericorum, 
infernus rusticorum. Die andere Hälfte der erften Partei bildeten die Deputirten 
der Reichstagsoppofition, furzweg die Kalifher genannt, weil ihr Kern aus 
Kalifher Landboten beftand. Wie die diplomatifche Partei auf den Fürften Czar— 
torysfi als auf ihr Haupt blidte, die gefeglihe Oppofition auf die Brüder Nie» 
mojewsfi und den Grafen Wladislaw Dftromsti, jo jah die militärifche, feit 
Krzyzanoweli’d Entfernung, auf den General Ch., der bei ver Armee wie beim 
Bolte einer unbegrenzten Verehrung genof. 

Die nad dem Ausbruche der Revolution (29. November 1830) vorläufig 
gebildete Regierung beftand aus Czartoryski, Kochanowsli, Pac, Dem— 
bowsti, Niemcewicz, Lelewel und Ladislaus Oſtrowski. Ch., wider 
feinen Willen an die Spite des Heeres geftellt, erklärte offen, daß die polnifche 
Armee unmöglih auf die Länge den Kampf gegen die überlegenen ruſſiſchen 
Streitkräfte beftehen könne, und daß er daher das einzige Heil für das Land in 
einer billigen Ausgleihung fehe. Die Folge war, daß die demokratiſchen Klubbiften 
den General als Berräther beim Bolfe zu verdächtigen ſuchten, und Ch., dieſes 
erfahrend, unter ven heftigften Ausprüden feiner Beratung gegen die politiichen 
Marktſchreier ven Oberbefehl niederlegte. 

Eine unbejchreiblihe Wuth gegen die Klubbiften ergriff Voll und Militär, 
als man den Schritt des Generald erfuhr. Der Klubb wurde gefprengt und nur 
mit Mühe gelang es, die Mitglieder vor Mißhandlung zu ſchützen. Die akademiſche 
Jugend ftellte fih als Ehrenwache dem General zur Verfügung, in dem man ben 
einzigen Netter des Vaterlandes erbfidte und ver ſich jegt vor Deputationen, Ber: 
trauensabreffen und Ehrenbezeugungen faum zu retten wußte. Aber er blieb unerbitt- 
lich. Früh Morgens am 5. December begaben fi Fürft Ezartorgsfi und Niemce- 
wicz (den Ch. feiner befonvern Freundſchaft würdigte) in feine Wohnung, um einen 
legten Verſuch zu machen, ihn zur Wiederannahme des Oberbefehls zu vermögen, 
In den VBorzimmern drängten ſich vie hervorragendften Mitglieder aller Parteien, 
vol banger Erwartung über ven Ausgang der Verhandlungen. Ch. blieb unbeweg- 
lid. Die einzige Hoffnung, welche ſich nod aus feinen leidenfhaftlihen Ausfällen 
gegen die Parteiführer ſchöpfen ließ, gründete fi auf die Ueußerung : daß es 
einer eifernen Fauft und unbejchränfter Macht bebürfe, um den Marktſchreiern 
ven Mund zu ftopfen und die unruhigen Köpfe unter einen Hut zu bringen. Man 
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beichloß ihn mit diktatoriſcher Gewalt zu befleiven. Die Regierung mußte fi fügen 
und fofort eine Akte in diefem Sinne ausfertigen, worin am Schluffe tie Hoffnung 
ausgedrüdt war, daß der General ſich aller willfürlihen Schritte enthalten werbe. 

Ch., des vielen Drängens und Redens müde, faßte endlich einen zuftimmenden 
Entfhluß, aber in anderm Sinne ald man gemeint hatte. In großer Uniform, 
mit allen Orden gefhmüdt, begab er ſich, begleitet von feinen Adjutanten, in ven 
Sipungsfaal der Regierung und machte diefer in leidenfchaftliher Rede vie bitter- 
ften Vorwürfe über ihre Charafterlofigfeit, Schwäche und Parteibuhlerei. „Es fei 
endlich Zeit, diefem Hin- und Herſchwanken ein Ende zu machen; das Baterland 
bedürfe eines Mannes, ver fih ihm ganz opfere und für feine Intereffen wache: 
er wolle viefe Bürde auf fih nehmen und ergreife die Diktatur.” Man überreicht 
ihm die aufgejegte Akte: er aber wirft fie auf den Tifh mit den Worten :. „Ich 
will feine Ernennung von Euch! Da ich die Regierung ohne Kraft und Einigkeit 
jehe, fo erkläre ich mich felbft zum Diktator, und Wehe dem — fette er, heftig 
mit der Fauſt auf den Tiſch fhlagend, Hinzu — Wehe dem, der mir ven Ge— 
horſam verweigert!" In etwas rubigerem Zone fortfahrend, verſpricht er, die 
Diktatur nur bis zur Eröffnung des Neihstages zu behalten und bei feinem Han- 
deln nur das Wohl des PVaterlandes im Auge zu haben. Er fließt mit ver Er- 
Härung: „daß er vor Allem den Kampf mit den innern Feinden beginnen müſſe, 
die bei Weitem gefährlicher feien, als die äußern.“ 

Hierauf verläßt er den Saal, Alles ſtumm und beftärzt zurüdlaflenn, und 
reitet nach dem Marsfeld, wohin er die Truppen beſchieden hatte. Er läßt fie 
einen Kreis um ſich bilden und fett fie von feinem Entjchluffe in Kenntniß. „Nicht 
Ehrſucht habe ihn beſtimmt, fondern ber Drang der Umftände; er hanble wie pa— 
triotifhe Römer in ähnlihen Fällen gehandelt, und werbe feine Gewalt in bie 
Hände des Reichstages niederlegen, nachdem er fie zum Velten der Nation ange- 
wandt.” Bon den Truppen wurde feine Erflärung mit Enthufiasmus, von ber 
Mehrzahl des Volks mit Befriedigung aufgenommen. Er beftätigte bie proviforifche 
Regierung in ihrer bisherigen Zufammenfegung — nur Yelewel wurde ausgeftoßen — 
und überließ ihr vie Berwaltung der innern Angelegenheiten, jedoch mit Vorbehalt 
feiner Santtionirung ihrer Beihlüffe. Die Führung der äußeren Geſchäfte über- 
nahm er felbft. . . 

Wir haben die Umftände feiner Erhebung zur Diktatur mit einiger Aus— 
führlichfeit gefchilvert und ihn dabei, foviel möglich, jelbft reden laffen, weil ſich 
in diefen Vorgängen der ganze Charakter des Mannes, der Charakter eines ganzen 
Mannes, treu abjpiegelt, ver fih, unter ven fchwierigften Verhältniffen keinen 
Augenblid untreu geworden, troß allem was Herr Spazier und ähnliche Partei- 
Ihreiber zum Gegentheil jagen. Daß Mochnacki (ver beftigfte Gegner Ch.'s) in 
feinem Werfe über die polnifhe Revolution, und Lelewel in feiner polniſchen 
Gefhichte dem trefjlihen Manne nicht Gerechtigfeit widerfahren lafjen, begreift 
fi) von ihrem Parteiftanppunfte aus, 

Ch. hatte, wie gefagt, fein Vertrauen zur Revolution, die er, wider Willen 
aus feiner Berborgenheit hervorgezogen, in feiner Weife zu fördern, ſondern durch 
alle Mittel zu bändigen fuchte. Als Soldat an Zucht und Orbnung gewöhnt und 
durd die Erfahrungen der früheren polnischen Aufftände, ſowie der franzöfifchen 
Schredenszeit belehrt, war ihm die Anarchie revolutionärer Herrſchaft, deren Keime 
er in der proviferifchen Regierung erblidte, gründlich verhaßt. Als aber die Um- 
wälßzung ohne fein Wollen und Zuthun vollbracht war und in dem wüſten Partei: 
getriebe Alles unterzugehen drohte, hielt ev es für feine Bürgerpflict, dem Hülfe- 
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rufe des Volkes zu folgen und dem Vaterlande nach beſten Kräften zu nützen. 
Er hatte nie um Volksgunſt gebuhlt, Niemandem geſchmeichelt, niemals feine Ueber- 
zeugung verleugnet. Aber ein Mann, wie er konnte fich nicht willenlos vom revo- 
Intionären Strome fortreißen laffen: er mußte fi, um wirffam zu nützen, an bie 
Spige der Bewegung ftellen, und zwar bevingunglos, um eine wirkliche, feine 
Scheingewalt zu üben. 

Als er die Diktatur ergriff, war die Revolution fhon über das ganze Land 
verbreitet, die Jugend voll Enthufiasmus und Zuverficht, auch ältere Leute all- 
mählig bingeriffen, obmohl dem Ausgange, an dem die Jugend nicht zweifelte, 
mißtrauend. Ein unrubiges Volk, wie das polnische, ift leicht zu begeiftern, und 
zahlloſe Klubbs, Zeitungen und Flugblätter trugen nicht wenig bei, das Feuer 
zu ſchüren und zu nähren. 

Ch. ließ es feine nächfte Aufgabe fein, vie vielfach fünftlich erzeugte Auf- 
regung zu mäßigen. Er ließ die Klubbs fchliefen, die Zeitungen zu größerer Be— 
hutſamkeit auffordern, behielt den Namen des Königs in allen öffentlichen Akten 
bei und traf inzwifchen energifhe Maßregeln zu einem Vertheidigungskriege, um 
feinen Borftellungen in Petersburg größeren Nachdruck zu geben. Die VBorfchläge 
vieler jungen Leute, welche fich zur Revolutionirung ver polnischen Provinzen Ruf- 
lands, Preußens und Defterreihs erboten, wies er mit Entjchievenheit zurüd, um 
nicht die Feindſchaft der drei Großmächte zugleich zu erweden. Sein Streben war, 
eine für Polen möglichſt vortheilhafte Vermittlung einzuleiten, weil er ven Kampf 
gegen das übermächtige Rußland auf die Yänge für unmöglich hielt. Die Erfah- 
rungen früherer Zeit rechtfertigten feine Anficht. Auch während des Aufftandes im 
Jahre 1794, wo er fo helvenmüthig focht, daß Kosciusto ihn Angefichts des ganzen 
Heeres umarmte, war der Auffhwung, der Enthufiasmus allgemein und gewaltig 
geweien; auch damals hatte man Anfangs mehrere Bortheile errungen, zuletzt 
aber nichtsdeſtoweniger unterliegen müffen. 

Es bedarf kaum der Erwähnung, daß ber Diktator bei feinen energifchen 
Mafregeln im Innern und feinen VBermittlungsbeftrebungen nad) Außen auf viel- 
fahen Widerſpruch ftieß, wodurch er fi) natürlich feinen Augenblid beirren lie. 

Unterdeſſen trat der Reichstag zufammen unter dem VBorfige des Marſchalls 
Ladislaus Oſtrowski, und feine erfte Handlung war eine ausprüdliche Sanf- 
tionirung des polnischen Aufftandes, mit andern Worten: Kriegserflärung gegen 
Rußland — ein Beihluß, ver Ch. bewog, fofort feiner Diktatur zu entjagen. 
Seine Entlaffung wurde jevoh von dem Reichätage nicht angenommen, ber ihn 
vielmehr gefetlich in der Macht beftätigte, mit welcher er ſich felbft befleivet hatte. 
ALS aber gegen Ch.'s Willen das berühmte Manifeft vom 5. Januar 1831 er- 
fhien, welches von vorneherein feine Bermittlungsbeftrebungen vereitelte und zwi⸗ 
hen beiden Ländern eine nur mit Waffengewalt zu durchbrechende Schranfe er- 
richtete, legte der Diktator unwiderruflich feine Gewalt in die Hände des Reichs— 
tages nieder. Das Einzige, wozu ihn die Bitten feiner Freunde nod bewegen 
konnten, war das Verſprechen, den neuernannten Öeneraliffimus, Fürft Radzi— 
will, dem es an militärifcher Erfahrung mangelte, durch feine Rathichläge zu 
unterftügen, und er that dies mit einer Uneigennützigkeit, Aufopferung und Gelbft- 
verleugnung, bie felbft feien Feinden Bewundernung abzwang. Er war ed, ber 
ven Plan zu dem Bertheivigungsfyfteme entwarf, welches den größten Theil des 
polnifchen Heeres um Warfchau zufammenzog, um bamit ven Ruſſen energiſchen 
Widerſtand zu bieten. 

Es wiürbe uns bier zu weit führen, das Wirken des trefflihden Mannes 
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durch alle Phafen ver Revolution zu verfolgen. Nichts vermochte ihn, feine Ueber- 
zeugung zu opfern; daß er aber jeven Augenblid bereit war für das Vaterland 
fein Leben zu opfern, zeigte er überall wo ſich Gelegenheit dazu bot. Gleich in 
der erften großen Schlaht (von Wawer) verrichtete er an der Spige ber pol- 
nifhen Grenadiere Wunder von Tapferkeit. Bei Grochow wurden ihm drei 
Pferde unter dem Leibe erfchoffen und er felbft ſchwer verwundet. Trogdem blieb 
er die Seele ver blutigen Schlacht, bis Stüde einer fpringenden Granate ihm in 
beide Beine einfchlugen und er vor der Entſcheidung fampfunfähig von dem Wahl- 
felde fortgetragen werden mußte. „Ich wollte lieber, id wäre tobt — rief er aus 
— als die Senfenmänner ihn fortichleppten — als daß ich anjehen muß, was 
nun gefchehen wird!" Wufgerichtet jaß er auf der Senjenbahre, forjchte ängftlich 
ob der abgeſchickte Adjutant mit ver Kavallerie noch nicht erſchienen und ermu- 
thigte die Krieger durch deren Reihen man ihn trug; ja, er orbnete ſogar unter- 
wegs noch ein Bataillon das den Kugeln zu ſehr ausgeſetzt war, 

Nach der Unterwerfung Polens zog fih Ch. nah Krakau zurüd, wo er in 
tiefſter Verborgenheit ven Reit feiner Tage verlebte. Er ftarb zu Krzefhwig am 
30. September 1854. 

Die zuverläffigften Nachrichten über Ch. und vie gerechtefte Würdigung feiner 
friegerifchen Thätigkeit findet man in Friedrich von Smitt's Geſchichte des pol« 
nifhen Aufftandes in ven Jahren 1830— 31. 3 Bve. gr. 80, Berlin 1848. 
(2. Auflage). Bodenftedt. 
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Das Chriftenthum ift in der Weltgefchichte zu einer religiöfen unb mora- 
lifhen Macht herangewachſen, welche vie antife Staatenbildung aufgelöst, und auf 
das gefammte öffentliche Leben der neueren Welt einen unberechenbaren Einfluß 
geübt hat und fortübt. Diefe Macht in ihrem Grundcharakter zu begreifen und 
ihre Entwidlung zu verfolgen, jo weit der Staat davon betroffen wird, ift daher 
eine unerläßliche Aufgabe für den denkenden Staatsmann, mag er felbft als In— 
dividuum mehr oder weniger von ihr ergriffen fein. Cine Lebenskraft, welde in 
fo weiten Kreifen und jo gewaltig auf die Mafjen und auf die Häupter der Välfer 
wirkt, welde jeit bald zwei Jahrtaufenden in immer weiterer Ausbreitung fort- 
fchreitet, Arm in Arm mit den GEroberungen der Civilifation, eine fo riejen- 
hafte Erſcheinung des religiöfen Geiftes, die mit dem öffentlichen Leben Eutopas 
und Amerifas — ver heute entſcheidenden Welttheile — fo vielfältig verfchlungen 
und eine Grundbedingung der modernen Kultur geworden ift, kann wohl verfannt, 
aber fie darf nicht überfehen noch verächtlich befeitigt werden, 

Das Chriftentfum von dem Standpunkte des Staates aus mit aller 
ver Freiheit, welche in dieſem durchaus menſchlichen Stanppunfte gegeben ift und 
zugleih mit der Ehrfurdt, welde die Größe dieſer welthiſtoriſchen Erſcheinung 
fordert, zu betrachten, ift ver Vorſatz der folgenden Blätter. Wir geben zu, daß 

jener Standpunkt ungenügend fei, um in bie Tiefen der riftlihen Religion ein- 
zubringen und bie Fülle von geiftiger Erhebung und Befriedigung zu ergründen, 
welche in ihr liegt. Wir können von dem Boden des Staates aus nur eine Seite 
des Chriſtenthums und nicht einmal eine folde wahrnehmen, auf welde es jelbft 
einen Hauptwerth legt. Aber diefe Seite, die Beziehung des Chriftenthums zum 
Staat in Recht und Politit — wenn aud für das Chriftenthum felbft nur von 
ſekundärer Bedeutung — ift für unfere ftaatswiffenfchaftlihde Aufgabe die wich— 
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tigfte. Auch in diefer Begrenzung noch und wie forgfältig wir uns vor jeder Ab— 
irrung in das Gebiet ver theologifhen Wiſſenſchaft zu hüten gedenken, wird es 
uns doc ſchwer werben, ven Reichthum der Gedanken zu bewältigen, ben jede 
Betrachtung des Chriſtenthums, von welchem Gefichtspunfte fie verfucht wird, ung 
aufſchließt, und was aus ungreifßarem Geiftesgrund ins Unermeßliche hineinwächst, 
in ein gevrängtes Bild zufammenzufaffen. Wird durch daſſelbe das Selbftventen ver 
Lefer förderlich angeregt, fo ift unfere Arbeit, deren Mängel wir eher bezeichnen 
ala erfüllen können, nicht fruchtlos gemefen. 

I. Religion Jefu. Gewöhnlid vermengt und verwechſelt man die Reli- 
gion Jefu und die hriftlihe Religion, d. 5. die Religion feiner Jünger und 
Belenner, und der Ausorud Chriſtenthum wird bald von jener bald von 
viefer gebraudht, häufig auch fo, wie wenn beide in Wirklichkeit dieſelbe wären, 
Der Staatsmann darf den Unterfhied am mwenigften überfehen; denn er ift ge- 
nöthigt, fi voraus an die Realität der Dinge zu halten, und eben die Rea- 
lität ſcheidet bier fehr beftimmt, was die Idee zu einigen ftrebt. In der Religion, die 
in dem Leben von Jeſus felbft offenbar wurde, zeigt ſich die urfprüngliche Idee des 
Chriſtenthums in ihrer VBollfommenheit; in der Religion, wie fie von feinen Nachfol- 
gern befannt und gelibt wurde, erfcheint ihr vielfältig getrübtes Abbild. In der Ber- 
gleihung mit der Religion Jeſu ſelbſt erhalten die Vorzüge und die Mängel ver 
chriſtlichen Religion in ihrer hiftorifchen Entfaltung erft ihr rechtes Licht. Wollen 
wir den Grundgedanken des Chriftenthums erkennen, fo müſſen wir auf jene hin- 
bliden, wollen wir feine Entwidlung in der Welt begreifen, fo mitffen wir dieſe 
betrachten. 

Die Religion Jeſu ift in dem Stifter der chriftlihen Religion urſprüngliche 
und unmittelbare Geifteseinigung mit Gott, die Religion der Chriften ift von ihm 
abgeleitete und durch ihm vermittelte Verſöhnung und Berbindung mit Gott. Das 
religiöfe Bewußtfein ift in Jeſus felbft zur vollften Reinheit und Klarheit gelangt, 
in den Chriften aber mannigfaltig von ungehörigen Beimifhungen verbunfelt und 
entftellt. Die Energie des religiöfen Lebens fowohl im Berhältnig zu Gott als zu 
den Menſchen ift in dem Handeln und Leiden von Jefus zu einer nachher nicht 
wieder erreichten Höhe gekommen, ver Wenige in gefunder Weife, Viele in krank— 
bafter Erregtheit nachgeftrebt haben, vie Meiften aber fehr ferne geblieben find. 
Die Religion, die Jeſus felbft geübt bat, ift mit feinem Leben vollendet worben, 
die Religion der Chriften ift noch in fortwährender Entwidlung begriffen und of» 
fenbar noch nicht auf dem Höhepunkt ihrer Gefchichte angelangt. Das Urbilv jener 
hat fid oft in dem unharmoniſchen Spiegel feiner fpätern Befenner in ein um- 
fenntliches Zerrbild verbreht. 

Alle Religionen des Alterthums hatten einen nationalen Charakter und 
ftanden nicht blos in einer moralifch-engen Beziehung zum Staate, fondern waren 
geradezu Beftandtheile ver Staatsorbnung: und unter allen hatte die mo— 
faiſche Religion, welche zur Borftufe des Chriftenthums viente, diefen nationalen 
und ftaatlihen Charakter am ftrengften und ausſchließlichſten bewahrt. Sie 
war ganz fpecifiih die Religion der Juden und an fie Mmüpften fi die immer 
neu aufglimmenven Hoffnungen auf das jüdiſche Weltreih des Jehovah, das der 
erfehnte Meffias gründen werde, Sie war die Religion des göttlichen Gefeges, das 
Gott feinem erwählten Diener Mofes verkündet, und des vertragsmäßigen 
Bundes der Kinder Abrahams mit ihrem Gott und Oberherrn. : 

Als Iefus unter diefem Volle, mit dem er durch feine Geburt und Erzie— 
hung verbunden war, als Lehrer auftrat, mußte er fich mit feiner von Grund 
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aus verſchiedenen Religion ganz allein fühlen. Er war ſich einer religiöfen Sen— 
dung an die Menſchheit bewußt und überall hemmten ihn die engen National- 
vorurtheile der Juden. Er hatte es wohl erwogen, ob er nicht auf die Erwar- 
tungen feines Bolfes eingehen und mit demfelben ein weltlihes Gottesreih gründen 
folle, aber dieſen Gedanken ald Berfuhung verworfen. Ihm war es, wie keinem 
Andern klar, daß die Religion und die Politik zwei wefentlich verſchiedene Dinge 
feien, und daß er feine religiöfe Miffion mißbrauden und ihren Erfolg verberben 
müßte, wenn er fie mit dem politifhen Berufe des Staatsmannes und Herrſchers 
verbände. Er unterſchied ſcharf zwiſchen dem „Reiche Gottes” und dem „Reiche 
viefer Welt” und wollte wefentlid für jenes, nicht für diefes wirken. Er bereitete 
den vor ihm völlig unbefannten — nur von der Religion Buddhas in der Losſagung 
von allem äußeren Lebensgenuß in dunkler Weife vorgeahnten — Gegenſatz von 
Staat und Kirche und die Sonverung beider Gebiete in der Menfchheit vor. 
Er brach nicht das alte Gefeß der Juden, er fügte fih fogar jeinem- oft klein— 
lihen Geremoniel, freilich nicht ohne bei fhidliher Gelegenheit das Ungenü- 
gende feiner Anwendung zu bezeichnen. Aber er löste die Gefegesreligion 
auf, indem er fie mit höherem Geifte erfüllte und fegte vie Religion der Liebe 
an ihre Stelle. Obwohl er feiner perjönlihen Erhabenheit über das jüdiſche Re— 
ligionsreht und den jüdiſchen Staat, über Mofes und die Propheten wohl be- 
wußt war, und dieſes Bewußtfein in wichtigen Momenten feines Lebens offen 
ausſprach, ergab er ſich dennoch dem religiös = ftantlichen Gerichte feiner Feinde 
und tabelte die Neigung feiner Jünger, ver Staatsgewalt die Volksgewalt entge- 
gen zu fegen. Bis zu feinem fchweren Tode blieb er feinem Entſchluſſe treu, feine 
Religion nicht mit den Waffen der Politik zu verfehten und die Miffion des re- 
ligiöfen Meſſias nicht mit der des politifchen Meſſias zu vermifchen, 

Bon feinen erhaltenen Neven oder Yeufferungen hat feine einzige einen recht- 
lien oder politiihen Inhalt. Er fprad fi über den Kern der Moral und über 
die verfchiedenen moraliſchen Pflichten faft erſchöpfend aus, aber er vermied es, über 
die Organifation des Volks, die Gliederung des Staates, die Aufgaben der Po- 
litif, das Privatrecht irgend leitende Aufſchlüſſe zu geben. Der jüpifchen Gejege 
erwähnte er nur, um durch den Gegenfag feiner moraliihen Vorſchrift die Ent- 
behrlichkeit jener für die, welde mach dieſer leben, anfchaulic zu machen. Das 
Gebot: „Du ſollſt nicht tödten“ erfüllte und erfegte er durch die Pflicht der 
Menfchenliebe ald Bruderliebe. Dem Gefeg: „Du ſollſt nicht ehebrechen“ ftellte 
er die höhere moraliſche Aufforderung gegenüber, „fich der Begierde nad) eines andern 
Weib aud im Gedanken zu enthalten”. Die gefetlih formelle Beſchränkung ver 
Eheſcheidung fteigerte er durch die moralifhe Warnung vor der Scheidung jelbft. 
Das Strafgebot gegen ven Meineid und den Eidbrud machte er entbehrlich durch 
das moralifche Gebot, ven Eid überhaupt zu vermeiden und die einfache und wahr- 
bafte Rede: Ja und Nein jevem Eide vorzuziehen. Er jelbft gab feine neuen Rechts— 
gejege keiner Art ; und wenn er oft auf die Gerechtigkeit hinwied und ein fom- 
mendes Weltgericht vorherfagte, in weldem er felbft als Weltrichter „auf ven 
Wolfen thronend mit Engeln im Gefolge“ wieder erfheinen werde, fo hatte er 
nicht das menſchliche Recht und die menſchlich-irdiſche Rechtspflege, ſondern bie 
Gerechtigkeit vor Gott und das überirbifche, die verborgenen Gefinnungen und bie 
verheimlichten Gedanken durchſchauende Gottesgeriht im Sinne, 

Es ift undenkbar, daß Jeſus nit auch die Natur des menſchlichen Rechts 
und Staats bei fi erwogen habe. Wenn er darüber ſich gar nicht, ober bloß ab- 
weifend äußerte, jo dürfen wir daraus ſchließen, daß er mit Wbficht jede Aeuße- 
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rung vermieden habe. Er wollte nicht als weltlicher Gefeßgeber erfcheinen, um mit 
größerem Nachdruck das innere Gefinnungsleben der Menjhen reinigen und hei— 
ligen zu können. Deßhalb fprad er nur das denkwürdige — bis auf unfere Tage 
nicht hinreichend gewürbigte — Wort der Sonderung und wechſelſeitigen 
Anerkennung ber beiden Gebiete ver Religion und des Rechtes aus: „Gebet 
dem Kaifer, was des Kaifers ift, und Gotte, was Gottes ift“. So 
ſehr enthielt er fidh der Gejegesform, daß er nicht einmal auf ven ihm eigenen 
Gebiete Gefege erließ. Die großen religiöfen Wahrheiten, die er verkündete, faßte 
er nicht in die kalte und ſcharf abgegrenzte Form wiſſenſchaftlicher Dogmen, fon- 
dern ſprach fie im perfönlich= lebendiger Weiſe aus, Er zündete ein Licht an und 
blies in die Flamme, damit fie den Geift der Hörer ergreife und leuchtend erfülle. 
Und ebenfo wählte er, um feine moraliſchen Vorſchriften eindringlich zu empfehlen, 
nicht die imponirende Geſetzesſprache des Mofes, der von der Höhe der göttlichen 
Autorität aus zu dem zitternd hörenden Volk in der Tiefe redete, fondern griff 
in bie augeborne Seele ver Menſchen felbft hinein und wußte ihren Saiten un— 
vergehlihe Töne zu entloden. Er machte feine Vorſchriften praktiſch anfhaulich für 
Jeden, der mit unbefangenem Menſchenſinn fie auffafjen wollte. Der gemeine 
Mann, das Kind fogar konnte ihn aus feiner eigenen Menfchennatur heraus ver- 
ftehen, und ver tieffte Denker und ver gereiftefte Praftifer doch nod immer neue 
Seiten entveden in der unergründlichen Fülle feiner praktiſchen Kernfprüche. 

Die Religion, weldhe in Jefus felber lebendig war, gieng alfo nicht vom 
Staate aus und führte nicht zum Staat, fie war in fpecifiiher Weife unftaat- 
lich; aber fie hinderte Jefus nicht, feine bürgerlichen Pflichten in vollem Maße 
zu erfüllen, fie war nit antiftaatlid. Je mehr Jefus feinen ganzen Lebens— 
beruf auf der Seite der Religion ertannte, um jo entjchievener entjagte er jeder 
Einmifhung in die weltlihen Dinge. 

II. Religion der Chriften. Wie verhält fi zu biefem Grundcharakter 
der Religion Jeſu die Religion der Chriften? Die Antwort auf diefe Frage fällt 
in den verſchiedenen Entwidlungsperioven des Chriſtenthums verfchievden aus. Jedes 
Zeitalter hat auch in biefer Hinficht feinen befonderen Charakter und nur im Ein- 
zelnen und Kleinen wiederholen fi die Spuren aller frühern Zeitalter in jedem 
folgenden, zuweilen nehmen wir aud die Keime der jpätern fon in ven frü- 
bern wahr: 

1) Die erften Jünger und Anhänger und alle Apoftel waren Juden. 
Wir wiffen, wie fchwer es ihnen ward, in Wahrheit frei zu werben von dem 
jüdifhen Geſetz und von den politifhen Hoffnungen ihrer Nation. Bei Lebzeiten 
ihres Meifters hielten fie ven Glauben, daß er aud der politifche Meſſias fei, 
in ihrem Herzen feft, und nad feinem Tode war ihre Erwartung auf feine ver 
fprochene Wiederkehr als des herrichenden Weltrichters in fortwährender Span» 
nung. Nur mit Widerftreben und nur allmählig giengen fie mit den unbefchnit- 
tenen Heidendriften perfönlihen Verkehr und eine volle chriſtliche Gemeinfchaft 
ein. Ohne das furdtbare — aber ganz im politifcher Geftalt erjcheinende — 
Strafgeriht, welches die Nömer an Jerufalem vollzogen, hätten fi) die Juden— 
hriften fchwerlih ganz von der Beichränfung der jüdiſch-moſaiſchen Geſetzgebung 
und Weltanſchauung losgemadt. Nun endlich nachdem der Tempel Jehovas zu 
Jeruſalem und die heilige Stadt in Trümmern lagen, löste das freiere Chriftenthum 
in feinen Bekennern die legten Refte des engsnationalen Judenthums völlig auf, und 
es gab fpäter nur noch Chriften, Feine Judenchriſten mehr. 

Nur in Einzelnen — wenn aud oft in hervorragenden Chriſten fpäterer 
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Zeiten und nicht immer in Männern, in denen das jüdiſche Geblüt fortwirkte, ob- 
wohl öfter gerade in folden — tritt auch fpäter der theokratiſche E harafter- 
zug wieder hervor, den Mojes mit furdhtbarer Gewalt feinem Volke eingebrüdt 
hatte: und von Zeit zu Zeit treffen wir in der Gefchichte fomohl der Kirche als der 
Selten auf erneuerte Verſuche einer halb moſaiſchen, halb hriftlichen Gefepesreligion. 

2) Das große Weltreih, dem die Juden nicht zu widerftehen vermochten, 
war damals das griechiſch-römiſche. Die driftlihe Religion war in Aften 
zur Welt gelommen, aber der Staat, von dem fi die erjten Chriften alle um- 
fangen fahen, und der Macht über fie übte, war der europäifhe Staat, mit 
fenier wejentlih griechiſchen Philofophie und feinem römischen Recht. Diefem 
Staate mit feiner Geiftesbildung und Rechtsordnung gegenüber mußten bie neuen 
Chriften, deren Partei unter Öriechen und Römern und unter allen von bem 
Kaiſer beherrichten Bölfern neuen Zuwachs fand, ein beftimmtes Verhältniß zu 
finden verfudhen. Die Religion aud in diefem Reihe war Staatsreligion; bie re- 
ligiöfe Orbnung war ein Theil des öffentlichen Rechtes, welches der Staat durch 
feine Geſetze beftimmte. 

Man darf ven Römern weder eine fo befchränft- nationale Gefinnung noch 
eine fo heftige Intoleranz in religiöfen Dingen vorwerfen, wie den Juben; ihr 
Geift umfpannte die ganze Welt und alle Bölfer, und fie ließen die verfchiedenften 
Nationalgötter ruhig neben einander beftehen, wenn nur dem römijchen Jupiter 
und dem römiſchen Geſetz die geforverte Ehrfurcht bezeugt ward. Was die römifche 
Obrigkeit unwillig machte wider die Juden und die Chriften war vornehmlid, daß 
diefe Monotheiften nicht in den weiten Räumen der götterreichen Staatsreligion 
Pla nehmen wollten, daß ihr Einer Gott und die vielen Götter in keiner Weife 
fi vertragen konnten. 

Zum Theil im Kampf mit diefem Staat umd feiner Givilifation, zum Theil 
im Anſchluß an viefelben bat fi das Chriftenthum der erften Jahrhunderte fort- 
gebildet. Als eine neue auf göttliher Offenbarung beruhende Geiftestraft, melde 
tiefere Blice in die höchſten Wahrheiten eröffne und auch „ven Armen im Geifte“ 
eine höhere Befriedigung bringe, als die helleniſche Philofophie nur ihren gebil- 
deten Berehrern zu gewähren vermöge, trat das Chriftenthum ver antifen Philo— 
fopbie eutgegen, und verbrängte diefelbe in der That allmählig aus ihrer Herr: 
ſchaft. Aber während des Kampfes fog es aud aus der philofophifchen Bildung 
der Zeit mancherlei Begriffe in fih auf und fuchte viefelben mit chriſtlichem Gehalt 
zu erfüllen. Die gelehrten Schulen voraus zu Alerandrien waren Zeugen und Schau- 
platz jenes Streites und diefer Verbindung. Die hriftliche Lehre erhielt nun die philo- 
ſophiſche Form des Syſtems. Aus der Vermählung des chriftlihen Glaubens mit 
der helleniſchen Bildung ift die Dogmatik entfprungen. Dadurch hat zwar das 
Chriſtenthum an wiſſenſchaftlichem Bewußtjein und an formaler Dauerhaftigkeit 
gewonnen, Aber in der falten Form des Dogmas ift viel hriftliche Liebe zu Eis 
erftarrt ; und die Zankfuht und Verdammungsſucht der gelehrten Schulen ift 
als eine böje Erbfünde in der chriſtlichen Theolögie fortgepflanzt worden. Der 
alte Staat und die Wohlfahrt der Völker haben unter den Streitigkeiten über bie 
hriftlichen Dogmen furdtbar gelitten. Das dogmatifirte ChriftenthHum war 
eine ganz andere Religion geworben, als die undogmatifche Religion Jeſu felbft 
geweſen war. 

Mit der römischen Bielgötterei ftanden die erften Chriften in einem noth- 
wendigen Widerfpruh, und fie ſprachen venfelben bei vielen Gelegenheiten mit 
Eifer aus, Die meiften Chriften fahen in den heidniſchen Göttern nicht die Per- 
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fonififation der verſchiedenen äußern Naturkräfte oder der unenblich gedachten be- 
fondern Geifteseigenfhaften, noch die Erhebung und Verehrung großer Menfchen 
nach ihrem Tode, noch auch bloße Gebilde der Phantafie und des Prieftertrugs, 
fondern fie verabfcheuten und haften dieſe Götter als finftere Mächte, als böfe 
Dämonen, als teuflifche Wefen. Ihr Widerſpruch gegen das Heidenthum nahm 
daher leicht eine für den Staat, deſſen Religion als ein Wert des Teufels ge 
Ihmäht ward, beleidigende Form an. Das Entweder Oder des Einen chriftlichen 
Gottes und der vielen Staatsgötter wurde zur heftigen Feindſeligkeit gefteigert. 
Diefe alle mußten in den dunkeln Abgrund geftürzt werben, damit jener allein 
herrſche. Trog der Berfolgungen, welchen während biefes Kampfes von Zeit zu 
Zeit die Chriften ausgefett waren, und welche mande nad der Märtyrerfrone 
fi fehnende Gläubige eifrig fuchten, bewährte fich die höhere Geiſtesmacht und 
Wahrheit des Einen Oottesglaubens fiegreih, und ber alte Volksglaube — in 
den gebildeten Klaffen längft abgeftoßen — mußte enblih der neuen Religion 
weichen, Aber während diefer Kämpfe und Siege nahm die neue Weltreligion wieder 
gar Vieles von dem geftürzten Heidenthum in fih auf. Sie fuchte den entlehnten 
Formen, Gebräuchen und Symbolen nur einen andern Geift einzugießen. An bie 
Stelle der dämoniſchen Götter wurden vielfältig num chriftliche Engel und Heilige 
geſetzt: und felbft die Verehrung, welche die römische Welt den göttlichen Katfern 
zu erweifen gewöhnt war, und wider bie fi bie Chriften mit befonderer Hef- 
tigfeit erflärt hatten, damit nicht die Ehre, die Gott allein gebühre, an Menfchen 
verfchleudert werde, fand in der Anbetung, welche die neue Chriftenheit vem Haupte 
und Herrn ihres Chriſtenreichs zumendete, eine in chriftliher Sprache überfetste 
Analogie. 

Bon alle dem war in der Religion Jeſu felbft feine Spur zu finden. Wie 
die Verbindung des Chriftenthums mit. ver Philofophie die geiftige Art veffelben 
verändert hatte, fo veränderte die Berührung des Chriftenthums mit dem Heiden- 
thum zunächſt die äußere Erfcheinung vefjelben und wirkte in zweiter Linie wieder 
auf das Dogma zurüd. Auch aus dem Heidenthum gieng Vieles in das Chriften- 
tum über. Man darf aud) diefe ftarfe Einwirkung des Heidenthums auf 
das Chriſtenthum der fpätern Zeit nicht unbedingt tadeln. Eine gewiſſe Berück— 
fihtigung und Schonung der Bolfsgebräuhe und Bolksanfihten war anfangs 
nothwendig, um das Bolf zu gewinnen, und in den alten Traditionen des Heiden- 
thums waren doch zugleich wichtige Erziehungsmittel enthalten, welde die neue 
Kirche wohl mit gebrauden konnte. Das Propfreis des Chriſtenthums mußte welt- 
biftorifh auf den alten Baum des römiſch-griechiſchen Heidenthums gepropft wer: 
ben; es fonnte den Saft ummandeln, der aus biefem aufftieg, aber es fonnte 
feinen Fluß nicht abſchneiden. Die neue Religion gewann dabei an finnlicher Frifche, 
an Schönheit, an Körperlichkeit, welche die fpiritualiftifche Verflüchtigung hemmte, 
an Ausbreitung und an Volksthümlichkeit. Aber allerdings war nun die Gefahr 
fehr nahe, daß das heidniſche Element in der neuen Religion wuchernd um ſich 
greife, und ihr innerftes Geiftesleben bedrohe. Wir wiffen aus der Geſchichte bis 
auf heute, wie wenig dieſe Gefahr eine bloß eingebilvete fei, wie vielfältig ihr 
befonvers die untern Boltsklaffen, aber dieſe nicht allein, erlegen find. 

Ganz ähnlich war das Verhältniß des noch jungen Chriftenthums zu dem 
römifchen Recht und dem römifchen Staat. Der eminent egoiftifche und auf ab- 
folute Herrfhaft gerichtete Charakter beider ftand ver brüderlichen Gemeinfchaft 
und ver religiöfen Opferbereitwilligkeit, ven Idealen des chriſtlichen Lebens, ſchroff 
entgegen. Die Chriften waren geneigt, in jenem bie Macht des irdiſch-Böſen zu 
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haſſen, von der fie Befreiung und Erlöſung hofften. Vielen unter ihnen galt pas 
Neich diefer Welt ald das dem Untergang verfallene Teufelsreidh, über welches 
das himmlische Gottesreich fi in Kurzem in wunderbarer Weije fiegreich erheben 
werde. Viele hielten fih von aller Theilnahme an dem Staatsleben möglichft ferne. 
Der unftantlie Charakter, den wir ſchon in ver Religion Jeſu erfannt haben, 
wurde nun gereizt und gefteigert in der That bis zu einem antiftantlihen Wefen. 
Nicht alle Ehriften folgten dieſer Strömung rüdjichtslos, aber die römifhen Ma- 
giftrate konnten mit ziemlihem runde behaupten, daß die Religion dem Patrio- 
tismus der Bürger Abbruch thue. 

Indeffen fo ſchadhaft und an vielen Stellen morſch das alte Staatsgebäude 
war, ed hatte doch zu tiefe und zu breite Fundamente; e8 war in zu foliven 
Formen ausgeprägt und zu feftgefügt, um gänzlich zufammenzubredhen. Es über- 
dauerte ben Untergang ber alten Philofophie und ver alten Religion, und bie 
nene Religion ließ fih allmählig doch herbei, fich fo gut e8 gieng, im ihm zu= 
recht zu finden. Sie fieng jelbft an, feine Formen für ſich nachzubilden. Die Ans 
fänge des fanonifhen Rechts fegten das römifhe Recht, aud wo fie es 
änderten ober weiter führten, als eine nothwendige Grundlage voraus, und bie 
Hriftlide Kirche als eine leiblihe Drganifation der Glaubensgenofjenfchaft 
bildete ein neues Berfaffungsfpftem aus, das in wefentlihen Zügen an bie 
römifhe Staatsverfafjung erinnerte. Rom, die alte Hauptftabt des Kaifers, 
in welcher vie Einheit des ganzen Weltreihs bis auf Konftantin ihr alleiniges 
Centrum gefunden hatte, trat mehr und mehr als der Sit des angefehenften Bi- 
ſchofs, defien Primat voraus die Einheit des neuen geiftlichen Reiches, der Kirche, 
zufanmenbielt, in ven Vordergrund. 

In Summa: Die neue Religion der Chriften verfuchte vergeblich in ihrem erften 
zur Ueberfpannung geneigten Eifer ſich ganz loszumachen von der Philofophie 
und Religion, wie von dem Recht und dem Staat der helleniſch-römiſchen Eivi- 
liſation. Wie leivenfchaftlid auch die Kämpfe des Neuen mit dem Alten waren, 
und obwohl in wefentlichen Beziehungen viejes von jenem überwunden wurbe, fo 
nahm jenes doch Bieles von der alten Kultur in fi auf, und erfuhr — die alten 
Zuftände umgeftaltend — felbft durch die Rückwirkung diefer eine innere Wandlung. 

3) Die alte vom Staate abgezogene Tendenz des Chriftenthums erlitt nun 
einen völligen Umfchlag, als mit dem Kaifer Konftantin vie bisher mißtrauifche 
und feinpfelige Stantsgewalt felbft zu der neuen Religion übergieng. Die alten 
Hoffnungen eines rein riftlichen Reiches fchienen nun — wenn fhon in anderer 
als der erwarteten Form — erfüllt. Der Staat felbit wurde zum driftliden 
Staat, und die riftliche Religion wurde zur Staatsreligion. An die Stelle 
ber früheren Trennung trat num die innere Mifhung und wedfelfeitige 
Durchdringung von Religion und Recht. Die Verlegung der Gentralregierung 
nah Konftantinopel und das Ueberwiegen der griehiihen Bildung in dem 
Reiche des Orients förderte die philoſophiſch-dogmatiſche Tendenz ver jungen Kirche, 
und bie Kaifer als die Schüger und Verfechter des orthodoxen Glaubens waren 
bereit, den ſtaatlichen Abfolutismus auch durch religiöje Gefege zu bethätigen, und 
mit ber weltlihen Gewalt der kirchlichen Lehre und Disciplin überall unbedingten 
Gehorfam zu erzwingen. Aus Berfolgten wurden die Belenner Chrifti zu Verfolgern. 
Das Heidenthum der alten Welt follte überall. ausgerottet und jeve — auch bie 
neu entjpringende — Kegerei vertilgt werben. Dogmatifche Streitigkeiten theilten 
und erhigten die Parteien. Bis auf den Tod haften und belämpften fie einander 
über Fragen der abftrakten Theologie, über deren Beantwortung gute Menfchen 
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leicht uneinig, und ſchlechte Menſchen bequem einverftanden fein konnten, wie 3. B. 
über die „Gleichheit“ oder „Aehnlichkeit" des Sohnes mit dem Vater. Die Recht: 
bhaberei und ver Haß der philofophifhen Schulen wurde zu höherer Potenz, zu ber 
Rechthaberei und dem Haß ver theologifchen Parteien gefteigert, welche vie Religion 
der ewigen Liebe in ver ewigen Verdammniß ihrer Gegner am beften zu fihern 
überzeugt waren. - 

Der erfte chriftlihde Staat war doch eine ſehr verbüfterte Erſcheinung des 
chriſtlichen Ideals. Als Staat ift das hriftlichebygantinifche Reich doch nur der lang- 
ſame Berfall des alten berrliheren — wenn auch heidniſchen — Römerreicdyes. 
Das EChriftenthum trug wohl dazu bei, die mumienartige Erftarrung etwas auf 
zubalten und ven alternden Körper noch mit neuen Ideen und Intereffen aufzu- 
regen, Aber e8 verhinderte das große Sterben nicht. Als griehifh-orthodore 
Staatsreligion wurde es felber in dieſe allmählige Erftarrung verwidelt. Die 
Miſchung mit dem abfoluten Staate, welche vorerft wie eine fiegreiche Entfaltung 
feiner Hoheit jubelnd gefeiert worden, brachte auch ihm das Berverben. Wie das 
riechiſche Reich des Drients zerfiel, und von den wilveren aber innerlich gefunderen 

öllern des Drients Stüd für Stüd erobert wurde, fo mußte auch das grie- 
chiſche Chriſtenthum vor der gewaltig anftürmenden Religion Muhammeds weichen. 
Die alten Urfige ver Chriften wurden von dem Islam erobert, der die näm— 
lihe Mifhung von Religion und Recht, nur der Natur feines Stifters gemäß 
und daher energifcher, in ſich trug und ſich fchroffer noch von jeder Bielgötterei 
abwendete. Belanntlih hatte Muhammed für vie Perfon Jeſu die aufrichtigfte 
Berehrung gefühlt, obwohl ihm ein tieferes Verſtändniß für dieſelbe abgieng und 
von der religiöfen Miffion Jeſu eine höhere Meinung gehabt, ald von feiner 
"eigenen Sendung, obwohl er an dieſe glaubte. Aber wider die Religion der Chri- 
ften, wie fie ihm damals im Orient erjchienen war, empörte fich fein monothei- 
ſtiſches Gefühl. Er ſah in ihr eine mit ver Einheit Gottes unvereinbare Entar- 
tung der Religion Jeſu, eine Mifhung mit dem verhaften Heidenthum, 

Für die europäifhe Geſchichte aber hinterließ dieſes erfte hriftliche Reich die 
eindringlichfte Warnung vor aller hriftlih=-polemifhen und abſolutiſtiſch— 
ortbodoren Politik. 

4) Eine höhere Lebensftufe erreichte das Chriſtenthum im Decident. Rom 
und die Germanen retteten bie dhriftliche Religion für die fpätere Civilifation 
Europas. Der Hauptfig derfelben wurde durch Rom und die Germanen aus Aften 
nah Europa verlegt. Sie wurde zunädft die Religion der Europäer, um 
von Europa aus fpäter wieder die Welt geiftig zu erobern. 

Rom hatte aufgehört, die ftaatlihe Herrin ver Welt zu fein, aber auf ven 
Ruinen der gebrochenen Staatshoheit.erhob fidy in Rom die neue Kirchenherr— 
haft. Der alte vie Welt umfpannende Herrfchergeift der heiligen Stadt trieb zu 
einer neuen Lebensform. Das römifche Staatsreih konnte nicht mehr von Rom 
aus regiert werben, aber vie hriftliche Kirche fand in Rom ihr ficdhtbares Ober- 
haupt. Die Stadt hatte aufgehört, die Refivenz der Kaiſer zu fein; da wurde fie 
die Refivenz der Päpfte. 

Die römiſch-chriſtliche Religion gieng wie die griechich-chriftliche Religion von 
demfelben Grunde aus, fie hatte großentheils viefelben Einflüffe erlebt, und bie- 
felben Umwandlungen erfahren. In ihrer orthodoxen Lehre, in der Berfaffung, 
in den Gebräudhen und in den Heilmitteln unterſchied fie fich Anfangs nur wenig 
von ihrer orientalifhen Schwefter. Aber fie hat dieſer Verwandtſchaft unerachtet 
eine andere Fortbildung und ein anderes beſſeres Schidfal erlebt als dieſe. Einen 
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überaus wichtigen Borzug fand fie darin, daß fie freier warb von ber Staats- 
regierung ; ſchon die Entfernung des römiſchen Staates von dem kaiſerlichen Hofe 
war für ihre Emancipation vom größten Werthe. Indem fie die kirchliche Verfaf- 
fung zu einem felbftänpigen Organismus ausbilvete, brachte fie das wich— 
tige Princip der Sonberung von Staat uud Kirche zu voller Anfchaulichkeit 
und rettete durch die Betonung des Gegenſatzes die Bewegung des fortfchreitenden 
Lebens. Der Dualismus von Kaifer und Papft hat freilich die furdhtbarften 
Kämpfe innerhalb der chriftlich-europäifchen Welt hervorgerufen. Italien und Deutfch- 
land befonvers, vie Spigen und Träger ver beiden Weltinftitutionen, find in Folge 
berfelben tief zerrüttet worden und leiden heute no an ihren Nachmehen. Und 
dennod hat die neuere europäifche Civilifation ihre geiftige und fittliche Leber: 
legenheit über alle andern Völker der Energie zu verbanfen, mit welder vie bei- 
den Mächte während Iahrhunderten um ihr Verhältniß zu einander geftritten haben, 
und jede von beiden am Ende ihre Selbftftänpigfeit in ven wefentlihen Beziehungen 
behauptet bat. (Vergl. ven Artilel Kirche.) 

Defhalb war die Mifhung von ftaatlihem und firchlichem Geſetz, von Po— 
litik und Religion, im Occident nicht jo vollftändig und alle Verhältniſſe durch— 
bringend wie im Orient und um deßwillen war für die römifche Chriftenheit vie 
Erftarrung weniger zu befürchten, als für die Griechen. Auch das römifche Chri- 
ftenthum wollte den Staat durchdringen, es forberte von bem Kaiſer wie von 
dem niebrigften Unterthan Rechtgläubigkeit. Es verfolgte die Ketzer mit nicht ge- 
ringerem Haß und mit härteren Strafen noch als die griedhifche Religion. Es war 
feine unftaatlihe Religion mehr, wie das erfte Chriftenthum, aber die eigentliche 
Gemeinfhaft feiner Gläubigen war doc feine Staatsfirhe mehr, wie die grie- 
hifche Kirche. Der Gegenfag des weltlihden Reiches und des geiftlihen 
Reiches und daher des lettern als eines unftaatlihen, des erftern als eines 
unfirhliden war — wenn auch nit immer mit klarem Bemwußtfein und in 
feinen Ronfequenzen — feitgehalten, und damit für bie Religion und für die Po- 
litik freiere Bewegung gewährt. 

Zu vollem Leben aber gelangte viefe Fortbildung erft in ver Berührung mit 
den Germanen. Rom war beftimmt, die religiöſe und wiffenfhaftlide 
Erziehung der noch rohen, aber fittlih-ftarten Völker zu übernehmen, melde 
ihrerfeits berufen waren, das alte Romanenreich zu verjüngen und umzubilven. Wäh- 
rend das orientalifche Reich fih mit Mühe wider die Durchbrüche ver aftatifchen 
Bölkerſtrömung vertheidigte und das griechiſche Chriftentbum vor dem Islam zu= 
rüdmweichen mußte, feierte die römische Miffion eine Reihe erfolgreicher Siege und 
308 jugenblich-träftiges Völkerleben an ſich. 

Die formelle Strenge des römiſchen Syſtems und die Einheit der römifchen 
Autorität war nothwendig, um die von Natur zum Sonverleben und zu individueller 
Selbftftändigkeit geneigten germanifhen Stämme und Gefchlechter zufammen zu halten 
und für ihre große Aufgabe, für die Uebernahme und Weiterbildung der Gefammt- 
erbfhaft der alt-römiſchen Civilifation und der chriſtlichen Religion vorzubereiten 
und zu befähigen. Die germanifhen Völker fchienen Anfangs gemeigter zu dem 
arianifhen Belenntniß, welches ihrem menſchlichen Selbftgefühl beffer zufagte und 
ihrem Verſtande fapliher war, als zu dem römiſch-katholiſchen. Aber in dem Siege 
des letztern über das erftere bewährte ſich vie antife Größe und die einheitliche 
Macht Roms, denen die germanifhen Völker während des Mittelalters ſich geiftig 
unterorbnen mußten, um ihre Miffion erfüllen zu können, Wäre ver Artanismus 
herrſchend geblieben unter den Germanen, fo wäre nad ber damaligen Weltlage 
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weber das römiſche Papftthum, nocd das germaniſch-⸗romaniſche Kaiſerthum zu voller 
Entwidlung gelangt; und es ift jehr die Frage, ob dann die chriftlihe Religion 
ſelbſt — der geheimnigvollen Weihe einer unmittelbaren göttlichen Autorität ent- 
Heidet — nit dem Scidfal der mancherlei Philofopheme und Selten unterlegen 
wäre und ihren erften Rang als Weltreligion verloren hätte, 

Die Germanen empfingen aber nicht blos von Rom Givilifation und Reli- 
gion. Sie gaben Rom hinwieder Sicherheit, Machtfülle, Yebenskraft. Die Franken 
befonders, aber aud andere deutſche Stämme erwiejen ſich ihren Lehrern jehr 
dankbar. In die hriftlihe Religion felbft kam ein frifcher Zuſatz von Innigfeit 
und Glaubenswärme, von Opfermuth und fittlihem Ernft, die in den Tiefen des 
germanifchen Gemüthes ihre Wurzeln hatten und die urfprüngliche Anlage des 
Chriſtenthums lebendiger erfüllten, als ver ftolze Hochbau der römiſchen Kirche. 
Eher religiös als kirchlich gefinnt, eher politifch-frei als ftaatlih-gehorfam waren 
von jeher die Germanen. Seitvem fie Chriften geworden, demüthigten fie fi in 
frommer Hingebung vor dem geoffenbarten Gott und feinem SHeiligthum, aber 
zugleich fühlten fie fi dann wieder ald Männer kräftig und felbftändig und be— 
baupteten ihr weltliches Recht mit einer Entjchloffenheit und Tapferkeit, vie aud 
den lirchlichen Drohungen trogte. Das germanifche Freiheitsgefühl fügte ſich zwar 
der geiftlihen Autorität, aber es konnte von ihr nicht aufgezehrt, nicht vernichtet 
werben, 

Während des ganzen Mittelalters blieben alle romanifchen und germaniſchen 
Staaten Hhriftlide Staaten in dem ausfhlieglihen Sinne des römijd- 
katholiſchen Chriſtenthums. Die religiöfe Autorität aber, der auch der Staat 
in religiöfen Dingen vollftändig unterworfen war, lag num entſchieden außerhalb 
des Staats bei der römifchen Kirche. Die Kirche war von dem Staate emancipirt, 
aber ver Staat war geiftig gebunden von der Kirche. Der Yortfchritt des occi— 
dentalifchen Chriftentbums im Mittelalter gegenüber dem Orient ift damit be— 
zeichnet, aber auch vie geiftige Minverjährigfeit des Staates angedeutet, gegenüber 
jowohl dem Alterthum als der modernen Entwidlung. 

Auch mit dem römiſch-katholiſchen ChriftenthHum in Europa beitand ver Js- 
lam, vom Dften und vom Südweſten her angriffsweife vorgehend, lange Kämpfe. 
Aber auf dem europäifhen Boden behauptete fi das Chriftenthum ſiegreich, drängte 
den Islam für immer zurück und fieng an, ſich wieder auszubreiten über fremde 
Welttheile. 

5) Aus der Mitte der germaniſchen Völker, welche Rom erhoben hatten und 
die Erben des römischen Reiches geworden waren, fam jpäter die energijche Op— 
pofition gegen Rom, welde die abendländiſche Chriftenheit feit Jahrhunderten ges 
fpalten hat. Die reformatorifhe Bewegung des XVI. Jahrhunderts hatte 
einen religiöfen Charakter eher als einen kirchlichen. Das römifch- katholijche 
Chriſtenthum war für das deutſche Gemüth zu äußerlich, zu formell, zu juriſtiſch 
geworben und gegen die argen Mißbräuche feiner Verweltlichung empörte fi das 
fittlihe Gefühl des Deutfchen. Gerade vie glaubensftarfen und fittlich » ernften 
Männer wendeten fi unbefriedigt von ber damaligen Kirche ab und vertieften 
fih in das reinere Urchriſtenthum ver erften Zeiten. In den heiligen Schriften 
ſuchten und fanden fie eine Autorität, welde ihnen ehrwürdiger erſchien als vie 
Autorität des Papftes und der Koncilien. Sie fagten fid) los von der Herrſchaft 
des fanonifhen Rechts. Aus dem Urquell des riftlihen Glaubens ſchöpfend, for- 
derten fie eine immerlihe Erneuerung des Seelenlebens. Die äußere Öeftaltung 
der religiöfen Gemeinſchaft erfhien ihnen von jehr ſekundärem Werthe, Um jo 
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unbevenkliher und williger unterwarfen fie ſich — aud in kirchlichen Dingen — 
ver Hoheit und Macht des Staates, in dem fie aud eine göttlihe Macht ver- 
ehrten und deſſen fittlihe Begründung fie mit Nachdruck hervorhoben. 

Diefe Entzweiung der eutopätfchen Chriftenheit mag von dem Gefidhtspunft 
der firdlichen Einheit aus als das größte Unglüd betrachtet werben, das der 
Kirche widerfahren ift; von dem Standpunkte des Staates aus find die Leiden, 
die fie auch für ihm in ihrem Gefolge hatte, geringer anzufhlagen, als ver Ge- 
winn, den fie ihm brachte. Erſt vurd fie wurde der Staat von der unwürdigen 
Bormundihaft befreit, in welcher die Kirche ihn bisher geiftig gefangen gehalten 
hatte. Die Emancipation des Staates von der Kirde — aud in den 
Dingen des geiftigen Lebens — ift durch die Reformation für die einen Staaten 
fofort in der Hauptfache erreicht, für die andern vorbereitet worden. 

Alle Berjuche, die Zweiung zu heben und vie gebrochene Einheit herzuftellen, 
find verunglüdt ; und was man nicht ändern konnte, mußte man allmählig er- 
tragen lernen. Der Bannfluh, ver von der alten Kirche wider die neue 
Ketzerei gefchleudert wurde, war ebenfo unwirkſam, als die erhitte Leidenſchaft 
der proteftantijchen Führer, welche wider das Papftthbum als gegen das Reich 
des Antichrifts anftürmten. Die Verfolgungen der einen Religionspartei gegen bie 
andere brachten namenlofes Unglüd über viele Individuen und über ganze Ge- 
ſchlechter, Ortſchaften, Gebiete. Die religiöfen Bürgerkriege — die undriftlichfte 
Bewährung der hriftlichen Religion, die ſich denken läßt — verwüfteten ganze 
Länder und zerrütteten große Staaten. Kein anderer hat mehr darunter gelitten, 
als das deutſche Reich. Aber das Alles änderte das Hauptrefultat jo wenig, als 
die Humaneren Bekehrungsverfuche der neueren Zeit e8 irgend zu ändern vermögen. 
Im Süden Europas und unter ben romanifchen Völkern behielt die römifch- 
fatholifche Religion das Uebergewicht, im Norden Europas und unter den germa- 
nifchen Völkern fam der Proteftantismus zu dauernder Herrihaft. 

Es giebt wohl auch heute noch eine ziemliche Anzahl von Theologen auf 
beiven Geiten, welde die Hoffnung fefthalten, daß es der innern Wahrheits- 
macht ihrer Konfejfion endlich noch gelingen werbe, die andere Konfeſſion zu über- 
winden. Wie oft wurde von den einen verkündet, daß vie Selbftauflöfung des 
Proteftantismus offenbar und fein Ende ſchon da fei, und von den andern ver- 
fihert, ver morſche Bau der fatholifhen Kirche könne feinen Windftoß mehr aus- 
halten und werde nächſtens zufammenbredhen. Die bisherige Geſchichte hat alle 
diefe Erwartungen beharrlih als Täuſchungen erflärt. Es giebt daher ſchwerlich 
nod) einen benfenden Staatsmann, der jenen Glauben theilt. Weber die geiftige 
Macht noch die phyſiſche Kraft ift im einer ver beiden Konfeffionen fo groß, um 
die andere vollftänvig zu befiegen und zur Unterwerfung zu nöthigen. Wenn es 
in der Zukunft der Gefchichte zu einer neuen Einigung innerhalb des chriftlichen 
Gefammtlebens fommen fol, fo werden zuvor die ftarr geworbenen Maffen von . 
einem neuen Läuterungsfeuer gefhmolzen und es werben in biefem feuer bie 
unreinen Theile, die mit beiden Syftemen und Bildungen verwachſen find, aus— 
gejhieden und aufgezehrt und vie wirklihen Vorzüge beiver mit einander verbun- 
den werben müſſen. Für eine derartige Entwidlung aber ift unfere Zeit nicht an- 
gethan. Die Lebenden werden ſich in den Gegenfat ſchicken müſſen, wie er ift. Aus 
jenen Erfahrungen aber müſſen wir für die Politif das wichtige Nefultät ziehen, 
daß jede Erneuerung der konfeffionellen Verfolgung und ver fonfeffionellen Kriege 
nicht blos der Uebel und Greuel wegen, die vamit verbunden find, verwerflich, ſondern 
überdem finnlos, weil erfolglos fei. Indem der Staat aud für ven konfejfionellen 
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Frieden forgt, umd fi in viefer Sorge außerhalb ven befonderen fon- 
fejfionellen Standpunkt ftellt, bewahrt er zugleich feine volle auch geiftige 
Selbftftändigkeit im Berhältniß zu den Religionen und vergilt ven beiden kirchlichen 
Gemeinjhaften in edler Weife die moralifhen Bervienfte, welche fie um vie fitt- 
lihe Erziehung der Völker und die Humanifirung auch ver Politik erworben 
haben. 
Das proteftantifche Chriftenthbum brachte feine neue Rechtsidee, noch gründete 
es eine neue Macht dem Staate gegenüber, In der Jurisprudenz und in ver lirch— 
lihen Organifation blieb ihm vie alte Kirche fehr überlegen. Aber indem es 
für ſich die Autorität des kanoniſchen Rechtes mit Erfolg abwarf, brachte e8 den 
Staat zur Befinnung, daß er felbft in. Rechtsfachen die oberfte Autorität 
fei; und felbft der im übrigen katholiſch gebliebene Staat fieng an, als Staat fi 
von der Autorität des fanonifchen Rechtes unabhängig zu fühlen und ihr nöthigen- 
falls feine eigene Redhtsautorität als die höhere entgegen zu fegen. Wie 
in ber religiöfen Neuerung die Deutfhen, fo find in diefer politifhen die Fran 
zoſen vorausgegangen. 

Das Chriftentbum, weldes nun die Staaten in den legten Jahrhunderten 
befannten, war wieder ein ganz anderes, ald das Chriftenthum des Mittelalters, 
Obwohl in den erften Zeiten die meiften Staaten an der fonfeffionellen Aus- 
fhließlichfeit oft mit einfeitiger Leidenſchaft fich betheiligten, fo waren einige doch 
von Anfang an genöthigt, die verfchiedenen Konfeffionen gelten zu laffen und zu 
Ihügen, und alle kamen mit ver Zeit durch eigene und durd fremde Erfahrungen zur 
der Einficht, daß in allen Konfeffionen Chriftenthum und in keiner ausſchließlich das 
Chriſtenthum fei. Die Chriftlichkeit des fpätern Staates wurde fo eine freiere, 
weitherzigere, duldſamere, und die Neigung bes Staates, fein Schwert 
im Dienfte firhlicher Autorität zu gebrauchen, nahm immer mehr ab. Die Reli- 
gion wurde mehr auf ihre innere moralifhe Kraft hingemiejen. Wenn wir 
dieſe neuere Entwidlung ver riftlihen Religion innerhalb der Bölfer und Staaten 
mit der Religion Jeſu felbft unbefangen vergleichen, fo dürfen wir getroft bezeugen: 
Sie entfpriht in jenen Beziehungen dem Grundcharakter viefer beffer als irgend 
eine frühere Entwicklungsperiode derfelben. 

6) Eine neue Phaje für das Verhältniß des Chriftenthums zu Staat und 
Recht beginnt im Laufe des vorigen Jahrhunderts. Sie ift wohl theilweife durch 
die reformatorifche Bewegung vorbereitet worden, aber von dem Charakter viefer 
von Grund aus verfchieven. Wir können viefelbe mit zwei Worten bezeichnen, 
indem wir an Friedrich den Großen und an die franzöfiihe Revolution erinnern; 
an Friedrich den Großen, der zwar die äußern Formen des Chriftenthums fchonte, 
aber als philofophifher Staatsmann fi nit blos von den befondern 
hriftlihen Konfeffionen, fondern von der riftlichen Religion felbft losfagte, und 
an die franzdfiiche Revolution, welche vie Vernunft als die Göttin der Zukunft 
auf den Thron feste und das Chriftenthum als einen verächtlichen Aberglauben 
verwarf und als eine unpatriotifche Religion verfolgte. 

Man mag einen Theil der legteren Ereignijfe, insbefonvere die Verfolgung ver 
hriftlihen Priefter und die Schliegung der chriſtlichen Kirhen, aus dem Wahnfinn 
des Revolutionsfiebers erklären, in weldhem die franzöſiſche Nation ihre Beſinnung 
verloren Yatte. Ein anderer Theil verfelben, die Negation des Chriftenthuns für 
den Staat und das Recht war jedenfalld nicht der bloße Ausdruck ver leiden- 
ihaftlihen Voltserregtheit, fondern lange zuvor von den Koryphäen der franzö- 
ſiſchen Litteratur, von Voltaire und Rouffeau und von den Enchklopäpiften ins- 
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gefammt in wohl überlegten Werfen als die Gefinnung der neuen Zeit ausgeſprochen 
worden. Und ähnliche Gedanken — wenn auch zuweilen ermäßigt durch poetifche 
oder biftorifche Ehrerbietung — finden wir häufig in ven beften Werken deutſcher 
Dichter. Die neuere Philofophie nicht allein, aud die anderen Wiſſenſchaften be— 
baupteten ihre vollftändige Unabhängigkeit von jever Olaubensautorität, und der 
Staat, der fie dabei ſchützte, nahm für fich ſelbſt Antheil an dieſer wiſſenſchaft— 
lichen ©eiftesfreiheit. Man fieng an, aud den Belennern anderer Religionen po- 
litiſche Nechte zuzugeftehen. An ven ältern Geſetzen wurde nad und nad Alles 
ausgemerzt, was eine jpecififhschriftlide Korn angenommen hatte. 

Es läßt ſich nicht verfennen: man bat es bier nicht blos mit momentanen 
Stimmungen und einzelnen Berirrungen, jondern mit einem beftimmten Charafter- 
zug der Zeit zu thun. Es hat im entſchiedenem Gegenfage zu dem ganzen Mittel» 
alter aud in ven legten Zeiten vesjelben nach ver Reformation eine neue Periode be- 
gonnen, die man vorerſt verftehen lernen muß, um fie gerecht zu beurtheilen und 
in ihr fich jelbft zurecht zu finden. Das ganze Mittelalter — obwohl es Staat 
und Kirche fonderte — verband doch Religion und Politif auf das innigfte und 
unauflöslichfte. Das menſchliche Recht des Mittelalters ward unmittelbar von dem 
göttlihen Rechte abgeleitet. Vom Himmel fam das Schwert der Gewalt, das ber 
Kaifer handhabte. Die neue Zeit dagegen hat unverkennbar das Beftreben, auch die 
Sonderung der Religion und der Politik zu vollziehen, und das menſch— 
lihe Recht zunähft mit menſchlichem Selbſtbewußtſein und menſchlicher 
Freiheit zu beftimmen. (Bergl. Staatsidee, mittelalterl. und moderne.) Jene Son- 
derung und dieſe Begründung ver Rechtsordnung hat ſchon verfhievene Stabien 
der Entwidlung burdlaufen. Nicht leicht wird es ven Völkern, mit fi jelbft 
und den höchſten Principien ing Klare zu fommen und noch jchwerer wird es ihnen, 
ihre Gedanken praktiſch durchzuführen. Man darf ſich daher über mancherlei Irr- 
thümer und viele leidenſchaftliche Uebertreibungen nicht verwundern und nicht ertreme 
Erſcheinungen in der Zeit mit dem vorher beftimmten Gang ber Zeit felbft ver- 
wechſeln. Die ausfchweifenden Feinpfeligfeiten der Revolution gegen das Chriften- 
thum find allgemein als grober Unverftand und jchweres Unrecht erfannt und ver: 
urtheilt worden, aber die Freiertlärung des Staats und des Rechts von jeder 
unmittelbar zwingenden Glaubensautorität — jeibft des Chriftentbums — 
ift ein harakteriftiiher Zug der ganzen neuern Politik geblieben. Die dauernde Rich— 
tung der Zeit ift auch für ven Staat und das Recht niht widerdriftlidh, wie es 
den Anſchein bat, wenn man nur einzelne dem Ghriftenthum feinpfelige Er- 
fheinungen herausgreift. Sie will nur auf dem Rechts- und dem politiichen Gebiet 
den weltlich-menſchlichen Standpunkt in feiner vollen Selbſtſtändigkeit behaupten 
und ift infofern allervings nicht mehr hriftlih im Sinne des Mittelalters, wohl 
aber in höherer Uebereinftimmung mit dem Grundgedanken der Religion 
Jeſu ſelbſt als alles dazwiſchenliegende Chriftenthum. Diefelbe Sonderung hatte 
er zum Segen ver Religion vollzogen, welde die moderne Zeit zur Wohlfahrt 
des Staates durdzuführen verjucht. 

Die Furcht mancher Verehrer und die Hoffnung mancher Gegner des Chriften- 
thums, daß diefe Richtung des Staates und die damit losgelaſſenen Geijtestämpfe 
für die chriſtliche Religion ververblid werden, hat ſich jet ſchon als ungegründet 
erwiejen. Wenn wir es audy nicht verbergen, daß innerhalb ver nach-Chriſtus 
benannten civilifirten Menſchheit vie Gegenſätze der hriftlihen Konfeffionen und 
Selten gegenwärtig größer jeien als jemals in früheren Zeiten, und daß die Be- 
deutung aller diefer Gegenjäge zurüdtrete hinter dem größeren ver Chriftlid- 
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Gläubigen und ver Nichtchriſtlich-Gläubigen, ver feit ven erften Jahr⸗ 
hunderten des Chriſtenthums nie mehr fo offen and fo maffenhaft fihtbar geworben, 
wie in der neuern Zeit; fo führt die unbefangene Erwägung der neuern Ent- 
widlung bennod zu dem Refultate, daß der Geift der chriftlichen Religion auch 
diefer äußerften Gefahr gewachſen und vie Lebenskraft verfelben noch mädhtig 
genug jei, um ſich weiter als je zuvor über die Völker ver Erde auszubreiten. 

Seit jenen Kämpfen ift die fchlummernde Thatkraft der Gläubigen wieber 
gewedt und die europäifchen Bölfer find — wenn aud nicht in demfelben Ber- 
hältnifje lirchlicher — doch fiher wieder religiöfer geworben, als fie vor 60 Jahren 
gewejen waren. Selbſt die Gegner des Chriftenthbums ſprechen gegenwärtig mit 
größerer Achtung von der biftorifhen Bedeutung und von dem Geiftesgehalt des- 
felben, als es im vorigen Jahrhundert und zu Anfang des jeßigen Mode gewefen. 
Wenn aud) viele äußerliche Beiwerke und Nebendinge preisgegeben werden mußten, die 
religiöfe Tiefe und Wahrheit und die moralifhe Macht des Chriſtenthums wurden 
bei jedem Angriff der Kritik auf dasfelbe in unerſchöpflicher Fülle und im nicht zu 
überwältigender Lebensfraft offenbar. Und melde Fortichritte ver menſchliche Geift 
auch auf andern ihm eigenen Gebieten machte, er mußte doch überall ſich davon 
überzeugen, daß das Chriftenthbum vie religiöfe und moralifhe Fähigkeit habe, viefe 
Fortſchritte zu begleiten. Die Meinung, daß die moderne Givilifation das Ehriften- 
thum entbehren könne, weil fie es überholt habe, konnte wohl eine Zeit lang aud) 
verftändige und redliche Männer täufchen, aber fie mußte der nen erfannten Wahr- 
beit. weichen, daß in ber urſprünglichen Anlage des Chriftenthbums eine Machtfülle 
tube, welche durch alle geſchichtlichen Fortſchritte noch lange nicht zu ihrer höchſten 
Entfaltung gelangt, viel weniger bereits erſchöpft fei. Das ganze bisherige Chriften- 
thum von den erjten Gemeinden an bis auf die Gegenwart zeigte ſich bei näherer 
Prüfung als nod weit hinter feinem Ideal, der Religion Jeſu jelbft zurüd, und 
die Hoffnung, daß erft in ver Zufunft das wahre Chriftenthum zur Öeltung und 
Wirkfamkeit gelangen were, keimte in vielen Gemüthern von neuem aus jener 
Wahrheit auf. 

Mit viefer Vertiefung und Erneuerung der dhriftlihen Religiofität, welche 
durch die politifche Sonverung des Staates nicht gehemmt, fondern eher geförbert 
ward, fteht die äußerlihe Verbreitung der chriftlichen Religion in nahem Zu- 
fammenhang. 

Man rechnet die Zahl der chriftlihen Völfer auf ungefähr 30 Procent der 
gefammten Bevölkerung der Erde; und mehr als doppelt fo groß als die muham- 
medanifchen Völker, und wenn man die unmittelbar von ihnen beherrſchten brah— 
maniſchen, jüdifhen und muhammebanijchen Völker hinzufügt, fteigt jene Zahl auf 
etwa die Hälfte ver Menfchheit und überfteigt dann bei weiten die größte zum 
buddhiſtiſchen Syſtem gerechnete, aber innerlich theils durd das Heidenthum, theils 
durch die Lehre des Kon-futfe gefpaltene Völkermaſſe der öſtlich finatifchen Reiche, 
die zufammen zu 31 Procent angejchlagen wird. Diefe Ausbreitung des Chriften- 
thums fjchreitet beftändig fort, von der Miffion der fatholiihen Kirche und ver 
proteftantifhen Chriftenheit geleitet und von dem umfichgreifenden Ginfluß bes 
Handels und ver Staatsmacht der chriftlihen Völker unterftügt. Den zäheften 
Widerſtand fegen ihr außer dem Judenthum, das in neuerer Zeit doch beveutend 
fih genähert hat, ver Islam und die brahmanifche Religion entgegen: jenes im 
Dewußtfein feiner monotheiftiihen Energie, dieſe im Gefühl ihres großartigen 
pantheiftijch-fpetulativen Hintergrundes und ver uralten in den Kaften von Jahr- 
taufend zu Jahrtaufend fortgepflanzten Tradition großer Gedanken und Inftitutionen, 
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Aber der Gang des Chriſtenthums durch die Weltgeſchichte iſt doch ein ſiegreicher, 
und das höhere Bewußtſein, daß die mächtigſten und freieſten Völker, daß die 
Häupter der Erde ſich zu ihm bekennen, und von den beiden nun hertſchend ge⸗ 
wordenen Welttheilen, von Europa und Amerila aus, alle andern Welttheile und 
die geſammte Menſchheit ihrer Hoheit unterthan zu machen die Kraft und den 
Muth haben, ermuthigt die geiſtlichen und weltlichen Miſſionäre, alle Hinderniſſe 
als überwindlich zu betrachten und hilft ihnen, das Chriſtenthum zur höchſten und 
allgemeinen Weltreligion zu erheben. 

II. Chriſtlicher Staat. Nach dieſem hiſtoriſchen Ueberblick fällt es uns 
nicht mehr ſchwer, die vielbeſtrittene und vielfachem Mißverſtändniſſe ausgeſetzte 
Frage des chriſtlichen Staates zu beantworten: 

1) Berſteht man darunter einen Staat, als deſſen wahres Oberhaupt Chriſtus 
zu verehren, und der in hierarchiſcher Slufenorduung nach der Bibel oder nach 
den religiöſen Ueberlieferungen und Erleuchtungen zu regieren ſei — die Wieder—⸗ 
täufer des ſechszehnten Jahrhunderts, aber auch die Mormonen des neunzehnten 
Jahrhunderts haben derlei Verſuche gemacht —, fo muß dieſe theokratiſche Vor— 
ſtellung des chriſtlichen Staates als im Widerſpruch ſtehend ſowohl mit dem Grund⸗ 
gedanken des Chriſtenthums als mit der ganzen hiſtoriſchen Entwicklung der chriſt⸗ 
lichen Religion und des Staates vollſtändig verworfen werden. 

2) Auch die mittelalterliche Vorſtellung des chriſtlichen Staates, weicher die 
Niht-Chriften als rechtloſe Weſen behandelt und ſich felbft mit feiner Geſetz⸗ 
gebung der kirchlichen Autorität unterordnet, iſt nicht mehr in Uebereinſtimmung 
mit den Fortſchritten der Civiliſation. Der moderne Staat erfennt das Recht 
auch der Nicht-Chriſten — vollftändig in privatrehtliher Beziehung und 
in wachſender Auspehnung aud in politifher Hinfiht an, und weiß fich als 
Geſetzgeber frei von jeder formalen Autorität außer ibm. Was die chriftlichen 
Staaten von dem muhammedanifhen Sultan ver Türken fordern, daß derfelbe feine 
anversgläubigen Unterthanen als beredhtigte Staatsbürger achte, müſſen fie auch 
ihren Unterthbanen gewähren, vie feine Chriften find. Der moderne Staat fann 
daher niht mehr ein erflufio-hriftliher fein, aber indem er humaner 
geworben ift, ift er mit der Urivee des Chriftenthbums mehr nod in Harmonie 
ald der exclufiv- chriſtliche Staat. Inzwiſchen darf bier die Logik nicht rückſichtslos 
jeve überlieferte und in ven Verbältniffen wie in dem Volksgefühl noch begrün- 
dete Abweichung von diefem Princip verwerfen. Sie zeigt nur das Ziel, welches 
die moderne Zeit anftrebt; der Weg zu dieſem Ziele wird durch die Beichaffenheit 
des hiſtoriſchen Bodens beftimmt, auf dem und über ven bin man gehen muß. - 

3) Bedeutet ver Ausdruck riftlicer Staat lediglid einen Staat, welcher ſich 
bewußt ift, daß die chriftliche Religion die Religion feiner Bevölkerung oder der 
Mehrheit oder ver evleren Beſtandtheile feiner Bevölferung fei, welcher anerkennt, 
daß diefelbe überdem eine Grundbedingung feiner eigenen Ausbildung und ein Haupt⸗ 
element der fortfchreitenden Givilifation fei, und welcher dieſer Einficht gemäß lebt 
und handelt, fo fann man unbedenklich alle civilifirten Staaten, die in früherer 
Zeit in engerm Sinne erkluſiv⸗chriſtlich waren, heute noch Sriftliche Staaten nennen 
und das Wort hat nod immer einen wichtigen Sinn, Aber es ift darin nur bie 
mittelbare Bedeutung des Chriftenthums für den Staat, nicht mehr vie unmittel« 
bare Herrſchaft desfelben im Staate anerfannt. 

IV. Mittelbarer Einfluß des Chriftentbums. In der That ift denn 
auch die mittelbare Einwirkung des Chriftenthbums auf den Staat die wich— 
tigfte und befte, und ihre Stärke wie ihre Reinheit wird durch die Ablehnung. 
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feiner unmittelbaren Autorität für das Nechtsgebiet eher erhöht als vermindert. 

Es gilt das don dem ae eh Glauben des Chriftenthums an Einen felbft- 
bewußten und perfönlichen Gott und von der Moral des Chriftenthums, 

Die dogmatiſchen Differenzen freilich, über welche ſich die chriſtlichen Kon- 
feffionen ftreiten, find eine dem Staate principiell ganz fremde Angelegenheit. Bon 
ihnen wird er meiftend nur unangenehm berührt, wenn ver innere Streit ber 
Kirchen und Sekten anfängt, den gemeinen Frieden zu bedrohen. Dann greift er 
ein und hält die friedliche Rechtsordnung aufrecht, wie wenn diefelbe aus andern 
Gründen geftört wird. Aber es ift für feine eigenen Entjchliefungen, für fein 
Schichſal und für fein ganzes Verhältniß zu den Bürgern von höchſter Bedentung, 
wenn jerter Glaube an einen perfönlichen Gott und am deſſen Weltvegierung, den 
das Chriftenthum lehrt, in der Bevbllerung und in denen lebendig wirkt, vie ſich 
mit den öffentlichen Dingen abgeben. Diefer Glaube hält mit geiftigen Banden 
zufammen, was ohne ihn willfürlich aus einander treibt. Mit ihm ift die Einheit 
auch der Weltorpnung und ihre Abhängigkeit von Gott anerkannt, ohne ihn ift 
die Auflöfung des Ganzen in vie Elemente und die Anarchie der Leidenſchaften 
als drohende Gefahr der Zukunft nahe gekommen. 

Weit erheblicher, wenigftens in zahlreicheren Anwendungen, ift die mittelbare 
Einwirkung der hriftlihden Moral auf das öffentliche Staats- und Rechtsleben. 
Zwar giebt e8 auch bier gewiſſe vorzugsweiſe dem religiöfen, nicht dem politifchen 
Leben — Vorſchriften des Chriſtenthums, welche dem Staate und dem 
ie ete wieder fremd erſcheinen und die ver Staat unmöglid zu Marimen 
und Beringungen auch feiner Wirkſamkeit machen kann. Das fir religiöfe Miſ— 
fionäre pafjende Wort : „Ihr follt nicht Schäge fammeln auf Erden und nicht 
für die Nahrung des folgenden Tages forgen”, wäre ein fehr ungeeignetes Princip 
für die Stants- und Privatwirtbfhaft. Die vor Lieblofer Vervammung Anderer 
warnende Vorſchrift: „Richtet nicht, auf daß ihr nicht gerichtet werdet”, darf 
gewiß nicht das ftnatliche Gericht in feiner Thätigfeit behindern. Selbft das höchſte 
Gebot der hriftlihen Liebe und der chriftlichen Ergebung : „Liebet eure Feinde, 
und fhut ihnen wohl; wer dich fchlägt auf einen Baden, dem biete auch den an— 
dern dar; wer dir das Deine nimmt, da fordere es nicht wieder” u. f. f. fann 
doch — fo erhabene Eharakterzüge des religiöfen Gemitthslebens in ihnen aus- 
geſprochen find — nicht zum politifhen Staatsprincip erhoben werden, auch nicht 
der Staatsmoral. 

Um fo dankbarer muß der Staat anerkennen, daß die Moral des Chriften- 
thums auch fein eigenes Yeben vielfach gereinigt und verebelt hat. Wir erinnern 
an folgende Hauptmomente: 

1) Sie bat fehr viel beigetragen, das Gefühl ver menfhlihen Würde 
und Ehre in der ganzen Bevölkerung zu mweden und auszubreiten. Da fie die 
Menſchen ald Kinder Gottes dem göttlihen Vater nahe bringt, konnte der 
Werth der Menfhennatur nicht mehr fo leicht verfannt werden, wie in dem vor- 
hriftlichen Alterthum. 

2) Mit dem Gefühl der Kinpfhaft im Verhältniß zu Gott hat das Chriften- 
thum ebenfo das Bewußtfein einer gewiffen Gleihheit und Brüderlichkeit 
der Menfchen im Verhältniß zu einander erhellt, und indem es auf alle, aud 
auf die unterften Klaſſen, vie Sklaven, geiftig befreiend wirkte, hat es auch die äußere 
Freiheit Aller zum Theil neu begründet, zum Theil neu geftärft. Seine Frei: 
beit und Gleichheit ift freilich anders gemeint, als die der franzöfifchen Grundrechte; 
fie hebt feine beftehennen Rechtsverhältniſſe unmittelbar auf, aber durch vie darin 
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liegende moralifche Kraft hat es in der Folge die europäifchen Zuftände umgewan- 
delt und an ven wichtigften Yortichritten der Civilifation einen großen Antheil 
genommen, 

3) Wie es die Rechte der Unterthanen innerlid.gehoben hat, ohne deßhalb 
die Öffentliche DOronung umzuftürzen, fo bat es die äußere Gewaltübung ber 
DObrigfeit ermäßigt und gereinigt, ohne die obrigfeitlihe Macht zu ſchwächen, 
indem es die Gewalthaber an ihre Verantwortlichfeit vor Gott gemahnt hat, veffen 
Gericht fie nicht entrinnen können, und von ihnen gefordert bat, daß fie auch in 
ihren Unterthanen ihre chriftlihen Brüder achten. 

4) Envlid hat es den Zufammenhang aller Völker geoffenbart und indem 
es über die nationalen Beſchränkungen hinweg auf die Einheit und Gemein: 
{haft ver menſchlichen Gattung bingewiejen bat, ift es auch zu einer reich— 
fließenden moralifhen Duelle für das civilifirte Völkerrecht geworben, 

In diefer Humanifirung des gefammten Rechtslebens ift es dem 
Staate felbft, deſſen eigenftes Princip es vor ihm in veligiöfer Form erfannt und 
ausgejprochen hat, vorausgegangen, Was der Staat nur allmälig als eine menſſch— 
liche Aufgabe zu begreifen lernt und zu erfüllen ftrebt, ift in ber Religion Jeſu, 
dv. h. in dem Urchriſtenthum, von Anfang an als eine hriftlicde Aufgabe klar 
geworben und zu voller Beftätigung gekommen. Das fpätere Chriftenthbum hat 
wohl dieſe Aufgabe zu Zeiten vergeſſen oder in ungehöriger Weife zu löfen ver- 
ſucht. Aber es ift das Bewußtſein derſelben doch nie mehr ganz verloren ge- 
gangen. 
In allen dieſen Beziehungen hat ſich die reinigende und veredelnde Macht 
des Chriſtenthums herrlich bewährt: und je tiefer und voller ver Staat ven ihm 
eigenen Grund, die menſchliche Natur, erkennt, um jo höher wird in ihm vie Ach— 
tung fteigen für eine Religion, welche feine Erziehung geleitet und feine Civilifation 
unermeßlich geförvert hat. Obwohl nun feiner bewußt und felbftftändig geworben, 
wird er daher auch in Zufunft die moralifhen Erinnerungen und Anforderungen, 
welche ein lebendiges Chriftenthum ihm gegenüber ausfprehen wird, wohl erwägen, 
und infofern es in feinem Rechte und in feiner Macht ift, zu befriedigen fuchen, 
Die Religion der Menjchheit wird mit der Politik der Menſchheit — 
wenn aud jede auf eigenem Princip ruhend — in enger und freundlicher Wechiel- 
wirkung bleiben und fo verbunden werben fie die Wohlfahrt der Menfchen aufs 
befte förbern. Bluntfhli. 
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Cicero's Leben fiel in eine Zeit, in welcher das ehrwiürbige Alte zujanımen- 
bricht und unter konvulſiviſchen Zudungen und wilden Bewegungen neue Formen 
der ftaatlihen Ordnung fi bilden, Soldye Zeiten — dramatiſch im höchſten Sinn 
des Worts — machen die größten Anforderungen an die Mithandelnden und doc 
fcheint der Boden zu wanfen, auf weldhem fie ftehen, und beraubt der Leitfterne, 
welhe ihn in ruhigen Zeiten führen, irrt der Menſch im Sturme wechfelvoller 
Begebenheiten bald hier bald dort. 

Die römische Berfafjung war in ihrer damaligen Entwidlung dem Princip 
nad demofratifh, thatfächlich eine mit demokratiſchen und monarchiſchen Elementen 
gemifchte Ariftofratie. Zwar wählte das Volk die Magiftrate und bezeichnete damit 
die Mitglieder des Senats, welcher die Negierung führte; aber Tradition _und 
Einfluß bewirkten, daß diefelben faft nur aus den regierenden Gefchlechtern (nobiles) 
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ewählt wurden und der homo novus nur durch beſondere Verdienſte Zutritt er- 
hielt. Die Verfaſſung hatte — auf den republikaniſchen Ernſt und den Patriotis- 
mus der Bürger bauend — ven Magiftraten den meiteften Wirkungsfreis einge: 
räumt, fo daß ihre Befugniffe den Forderungen des Augenblids fi anfchmiegten; 
aber inmitten der politiichen und Barteifämpfe, denen hierdurch Raum gegeben 
war, erbielt das römische Staatsleben ver ältern Zeit durch die Weihe der Reli- 
gion, welde mit allen ftaatlihen Akten verbunden war, durch die Achtung vor 
dem Hergebrachten und die Rüdfiht auf die ftaatlihe Tradition, Momente der 
Unumftößlichleit und Stabilität. 

Zu C.'s Zeit dagegen waren republifanifcher Gemeinfinn, Achtung vor der 
Autorität und Religiofität mehr und mehr entwichen und fo das Knochengerüſt, 
das dem Staatsleben Kraft und Weſen gegeben hatte, in feinem innerften Mart 
von Krankheit ergriffen. Die ungemefjene Größe des Reichs hatte ungemefjenen 
Reichthum der berrichenden Familien und wachſende Sittenverderbniß und Ver— 
Ihwendung herbeigeführt. Im den höhern Ständen war Beftehung des Volfs zur 
Erlangung eines Amts, Mißbrauch veffelben zur Plünderung der Provinzen all- 
gemein geworben, daher mit feinem. befondern Makel belegt und nur deßhalb nicht 
ftraflos, weil vie gerichtliche Verfolgung als Werkzeug in den Händen ver Gegen: 
fandidaten und politifhen Gegner verblieb. In den untern Schichten der Gejell- 
fhaft bildete fih ein müßiggängerifches Proletariat, das Jedem zu Gebot ftand, 
der gegen Adel und Eigenthum previgte. Mehr noch wurde die fociale und ftaat- 
lihe Ordnung durch die Heere in den Provinzen bedroht, weldhe, aus den unter- 
ften Ständen zufammengejegt, ihren Feldherren unbedingt ergeben waren und nad 
Beute und Ndervertheilungen Lüfterten. 

Zu diefer Zeit waren Gato und C. die Vertreter ver VBerfaffungspartei. Sie 
beftand zum großen Theil aus Befigenden, reichen Senatoren und Konſularen, 
Publitanen, Geſchäftsleuten, Geldmäklern, — Menfchen, welche des gewohnten Wohl: 
ftandes und des Gelvintereffe wegen den gegenwärtigen Stand der Dinge aufrecht 
zu erhalten wünfchten, im Fall ver Noth aber feine Stüße darboten, fondern mit 
jeder Regierungsform, die ihnen das Befisthum garantirte, ein Kompromiß ein- 
gingen, zum andern Theil aus ftarrföpfigen und befchränften Adligen, deren Prä- 
tentionen fehr groß, deren Talente aber nicht felten gering waren. Den geiftigen 
Mittelpunkt diefer Partei, zu denen jene das Bolumen hergaben, bildeten wenige 
bedeutende und thatkräftige Männer, vor allem Gato, ein Held ald Staatsmann, 
der fi) wie ein Feld dem braufenden Meer entgegenftemmte, aber mehr nad) dem 
Ideal der vergangenen republifanifchen Zeit handelte, als der Klugheit der gegen- 
wärtigen Yage Rechnung trug, und C., deſſen Wirken mit ber Bewegung eines 
behenden Fahrzeugs zu vergleichen fein möchte, das beftimmt ift, durch Lavieren 
dem Sturm zu begegnen over zu entgehen. Vergleicht er doch felbft nicht jelten 
die Staatskunſt mit der Gefchidlichkeit des Steuermanns, der thöricht wäre, lieber 
ven angefangenen Lauf mit Gefahr fortzufegen, als durch Veränderung fein Ziel 
zu erreihen (ad fam. I, 9). 

C. hatte fih von der Dunkelheit aus, in der fein Gefchleht in Arpinum 
(ebte, geirieben von glühendem Ehrgeiz, mittelft feiner Revekunft ven Weg gebahnt 
durch alle Größen des Forums zu dem unbeftrittenen Rang eines erften Redners 
und ſich bei diefer mühevollen Laufbahn reihe Schäte ver Erfahrung gefammelt. 
Sein Beruf auf dem Forum bannte ihn an einen Ort, ver beſonders bei den 
damaligen Zuftänden Roms nicht geeignet war, eine ibealiftifche Auffaflung der 
Staatslage zu befördern und weihte ihn mehr als jeden Andern ein in das Ins 
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triguenfpiel der politifchen und perfönliden Beftrebungen, deren Kenntniß einen 
freien ftaatsmännifhen Blid oft mehr erſchwert als förbert, Bei feinem Aufftreben 
batte er lernen müſſen, den Einfluß der Mächtigen in feine Lebensfenntniß mit- 
einzurechnen. War er doch fein Mann der Waffen, fondern ein Rhetor, dem zwar 
in der farbigen Pradt feiner feinen und doch kräftigen Beredtſamkeit ein ficheres 
Mittel gegeben war, augenblidlih zu wirken, dem jevod die rauhe Gewalt der 
Umftände allzuleiht den duftigen Zauber feines Worts durchbrechen und auflöfen 
konnte. 

Aber in C. lebte ein warmes Gefühl ver Pfliht, eine Rechtſchaffenheit, vie 
in verberbter Zeit um fo heller glänzt, eine tiefe Liebe zum Vaterland und zur 
vaterländifchen freien Berfaffung. Diefe Liebe wies ihm, obgleich er nicht aus ber 
Ariſtokratie hervorging und daher bei Beginn feiner Laufbahn in eine gewiſſe 
Dppofition zu ihr gedrängt wurde, feinen Plag in ihren Reihen an. Sein klarer 
Berftand erkannte wohl, daß ſich die Republik, an welcher er lebenslang mit voller 
Begeifterung hing, daß fich die freiheit des römifhen Volls nur durch das Ueber- 
gewicht der Ariftofratie erhalten könne. Die gemijchte Verfaſſung des Staats war 
ibm, wie er das im feinen ftaatsmännifhen Schriften (de republica, de legibus) 
ansipridt, das Ideal einer Staatsorbnung. Ihre Erhaltung war das Biel 
feiner politiſchen Thätigkeit. 

Dagegen war er nicht der Mann, der unbedingt zur Fahne einer Partei ſchwört 
und ſelbſt deren Ausſchweifungen beſchönigt. C.'s fein fühlende, fein organifirte, 
ächt ariſtokratiſche Natur war den Extremen abgeneigt. Seine Ueberzeugungen, 
fein Stolz, feine Eitelkeit, ſein Intereſſe: Alles trennte ihn von der ſchrofferen 
Partei der üußerften Rechten und trieb ihn dazu, fo weit wie möglich, eine ver- 
mittelnde Stellung einzunehmen. Seine Mittel waren dem entſprechend, durch 
Borfiht, Klugheit, Temporifiren fuchte er das Ziel zu erreihen, das er fi vor- 
ſetzte. Durch die Griechen gebilvet, hat er mehr von ver Gewandtheit des griechi- 
hen Geiftes ald der Starrheit des römifchen Charakters, Dennoch fehlt es ihm 
in Augenbliden ver Entjheidung, wenn er den Moment des Handelns gelommen 
fieht, nicht an Energie und Thatkraft, und das entfchieven kühne Auftreten des 
lange bedächtig zumartenden Mannes überrafht uns. Aber die große Erregbarteit 
und geftaltende Phantafie, vie ihm je nah Glüd und Unglüd vie Dinge in bel- 
lerem oder trüberem Licht ericheinen ließ, machte ihn in ver Fortſetzung feiner 
Unternehmungen von den Wirkungen verjelben abhängig. Der Erfolg war ihm 
nöthig, um in einer Richtung thatkräftig voranzufchreiten. In der Städsfonne 
behnten ſich alle feine Kräfte aus, das Unglück brad vie Flügel feines Geiftes 
völlig. 

Die äußere Stellung C.'s zwifchen ven Parteien, feine Fehler wie feine 
Vorzüge — innere griehiihe Bildung, feine Urbanität des Verkehrs, Sophiftik 
des Rhetors — Alles vereinigte fih, um ihn zum vollendeten Diplomaten zu 
ftempeln. So ſuchte er den Untergang ber Republif zu verzögern, kein Helv 
hätte ihren Fall verhüten können. 

Auf glänzende Weiſe löſte C. dieſe feine politiſche Aufgabe während feines 
Konſulats. Unter den bedenklichſten Zeitumſtänden trat er an die Spitze der Re— 
publik. Am meiſten war der Staat bedroht durch eine Fraktion des Adels, welche 
durch Revolution gewinnen wollte und — müde des innern Friedens und der 
Ruhe — die Zeit fullaniſcher Plünderungen heraufzubeſchwören ſuchte. Krieg dem 
Eigenthum, Tod den Reihen, war das Feldgeſchrei, mit dem man bie fullani- 
ſchen Lanzknechte und den Pöbel auzuloden wußte. Der Senat felbft war zer 
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und ſchlaff· Viele Senatoren waren im Geheimniß der Verſchwörung oder 
ftanden mit ven Verſchwörern in gejelligen und Familienbeziehungen, Andere blidten 
mißgünftig und veracdhtend auf den Arpinater Emporlömmling an ihrer Spite. 
Ja C.'s Kollege im Konſulat felbft war notoriſch Theilnehmer der Konfpiration. 

C. machte allen Gefahren gegenüber Front mit eben jo viel Klugheit als 
Energie. Die Demokratie hatte jehr zur Unzeit ein Ackergeſetz vorgebradt, C. be- 
fänıpfte es fiegreih mit allen Waffen des gefunden Menſchenverſtands und der 
Sophiftit. Seinen Kollegen im Konfulat neutralifirte er durch Abtretung ver reichen 
Provinz Macevonien. Am widhtigften war es, daß er vie Ritter, theils durch Be- 
— We des Standes, theils durch Benugung ber Furt, die alle Befigen- 

hatte, mit dem Senat zu vereinigen wußte, jo daß er bei Volks— 
eflkufen völlig über fie gebieten konnte. Gatilina jelbft, das Haupt der konfpiri- 
renden Adelsfraftion, wußte er durch Klugheit, Borfiht und raftlofe Thätigfeit 
zu umftriden, ihn aus der Stadt zu feinem Heere zu treiben und ihn fo zu 
nöthigen, fich als offenbaren Feind darzuftellen; die bedeutendſten Anhänger, vie 
in der Stabt zurücdblieben, überführte er durch ihre eigene Handſchrift und ftrafte 
fie, nachdem er römiſchem Staatsrecht gemäß das Öutachten des Senats eingeholt 
hatte, trog ihrer engen Verbindung mit den vornehmften Glievern der Ariftokratie, 
trogdem daß bie fog. Demokraten den Alt für ungefeglic erflärten, mit dem Tode. 
Die unerwartete Energie trug ihre Früchte, die Partifanen der Berihwörung wur- 
den eingefchüchtert, das Gefinvel im Lager Catilina's verlief fih, nur die Ent- 
ichloffenften und Kompromittirteften blieben unter den Waffen, um ven berbei- 
eilenden Armeen der Republif zu unterliegen. 

So Hatte C. die Staatsverfaffung gerettet, die Optimaten zur gebietenden 
und fiegreihen Partei gemacht und fich felbft mit höchftem Anfehen umgeben. Bon 
nun an war feine politifche Stellung ganz mit dem Scidjal der Senatspartei 
verbunden, im dem Maße, daß ihr Fallen und Steigen durch fein ganzes Leben 
ein Simen und Fallen ſeiner Glücksumſtände bedingte. Dennoch war ſeine Lage 
mehr äußerlich glänzend, als ſolid befeſtigt. Die Demagogen ſuchten in ſeiner 
Perſon den Senat anzugreifen; die extreme Rechte haßte ihn nach wie vor als 
Emporkömmling. Nach feinem Rücktritt vom Amt konnte er nur noch durch feinen 
Rath das Staatswohl befördern; aber feine Stimme verhallte in dem leidenſchaft— 
lichen Getrieb der Parteien. Pompejus kam aus Aſien zurück und es begann von 
Neuem der Hader zwiſchen ihm und der Ariſtokratie, diesmal wegen Ackerver— 
erg an beffen Solvaten und Beftätigung feiner Einrichtungen; vergebens 
fuchte €. eine Vermittlung bei Gelegenheit des flaviſchen Gefeges durchzuführen. 
Wegen der Pachtverträge in Afien ftellten die Ritter, freilich ungerechte, Forde— 
rungen an den Senat, und Gato konnte troß der Bemühungen C.'s ſich nicht 
entſchließen, das Recht unter den Anforderungen der Politik leiden zu lafien. So 
wurbe die Eintracht der Stände umgeftürzt, die Frucht des Konfulats C.'s ver- 
nichtet. Cãſar, zum Konful gewählt, gewann vie Ritter, zog — ſchon längft mit 
Grafius verbündet — Pompejus auf feine Seite und gab ihm zur Befieglung 
ihrer Koalition die Hand feiner Tochter. Obgleih C. das Sinfen feiner Bartel 
Har erfannte, wies er die politifche Berbinpung, die ihm Cäfar antrug, zurüd. 
Bergebens bot diefer ihm dann, um ihn wenigftens aus Rom zu entfernen, eine 
Legatenftelle an. Als er fie ablehnte, trat Clodius unter dem Schu der Triume - 
viren gegen ihn auf und trieb ihn ins Eril. Bom höchſten Gipfel ver Ehre war 
er urplöglich berabgeftürzt, jedes politifchen Anſehens beraubt. 

Zwar wirften die gefegwibrigen Handlungen Cäfars und die Verbannung C.'s 
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fo fehr auf die Gemüther, daß im nächften Jahre Optimaten zit ben Magiſtra⸗ 
turen gewählt wurden und C. durch die Konfuln und unter Veiftand des Bompejus 
aus der Verbannung — die fo fchmer anf feinem Geift gelaftet hatte — im 
Triumph zurüdgeführt wurde; aber er fand thatfächlich bei feiner Zurückkunft vie 
Republit in der Gewalt der drei mächtigen Männer, bie fi in die Herrfchaft 
getheilt hatten. Es blieb nur eine gefährliche und fruchtlofe Oppofition übrig ober 
eine unbebingte und beventungslofe Zuftimmung zu den Wünfchen ver Herrſcher. 
Nah der Zufammenkunft der drei Herrfcher zu Yucca, bei welcher die Banbe bes 
Triumvirats enger geſchnürt wurben und namentlich C.'s Oppofitionsverfuhe harten 
Tadel fanden und deutlich bedroht wurben, zog er ſich faft ganz von ven eigent- 
ih politifhen Verhandlungen zurüd. — Er trat in ein intimeres Verhältniß zu 
Caſar, der ihn anf alle Beife zu gewinnen fuchte und mit dem er vielfache Be— 
rührungspunkte hatte, umd machte Pompejus, zu dem er einen tiefen Zug bes 
Gemüthes hatte, manche Konceffionen. Er beichränfte ſich auf feine gerichtliche 
Thätigkeit und literarifche Arbeiten. Damals verfertigte er die Bücher de republica 
und de legibus, beftimmt, vie Verfaſſung der Republif, wie fie in ihren beften 
Zeiten beftand, zu verherrlihen und als Mufter aufzuftellen. 

C. war in die Provinz Gilicien gefendet worden, die er mufterhaft verwaltete; 
als Bompejus und die äufßerfte Rechte der Senatspartei den Bürgerkrieg mit Cäſar 
provocirte, C. hatte ihn abgerathen, feinen Ausbruch zu verzögern gefucht. Er 
heute den Bürgerkrieg, er ſah ein, daß, mochte Pompejus oder Cäfar fliegen, bie 
Herrſchaft eines Ginzigen begründet würde. Vergeben ſuchte er zu vermitteln, 
wozu Gäfars verfühnliche Gefinnung eine Handhabe zu bieten ſchien, aber eben 
fo wenig fonnte ihn Caſar bei einer perfönlihen Zufammentunft zu Yormiä be— 
wegen, zu biefem Zwed ven von dieſem verfammelten Senat zu beſuchen und jo 
Cäſars Schritte anzuerkennen; vielmehr folgte er, da er den Kampf entſchieden 
fab, der aus Italien vertriebenen Partei aus Liebe zu Pompejus und zur guten 
Sache. Nach der Schlacht bei Pharfalus kehrte er zurüd und lebte bis zum Tode 
Caſars ohne Antheil an den öffentlichen Geſchäften faft ausfchließlich feinen litera- 
rifhen Beſchäftigungen, welde zum Theil, wie fein „Cato“, eine liberale politi= 
ſche Tendenz verfolgten. 

Die Ermordung des Herrſchers ſchien ven Republikaner wieder auf die Schau— 
bühne zu rufen. Bergebens rieth E. den rathlofen Verſchwornen energiſche Schritte 
an, vergebens warnte er fie vor Antonius, Die koftbarfte. Zeit verftrih ungenügt 
und ©. mußte zufrieden fein, wenige Tage fpäter eine Amneftie zu erwirken und 
eine ſcheinbare Berfühnung zu Stande zu bringen. 

Eine härtere Defpotie, als fie Cäfar geübt hatte, drohte durch den wüſten 
und rohen Konful Antonius. Da entftanden die erften Konflikte mit dem jungen 
Detavian, dem Neffen und Erben Cäſars. Es ſchien möglich, deſſen Arm zu be 
nugen, um bie Defpotie des Antonius zu breden und die Republif wieder herzu- 
ftellen. Der Verſuch war gefahrvoll in jeder Beziehung und C. verbarg ſich weder 
die Unzuverläffigkeit des Octavian noch die überlegene Stellung des Antonius. 
Aber es war die legte Ausficht für vie Republik. Da ftellte fih C. — ein Sechs— 
iger — nod einmal an die Spite der Berfaffungspartei; er verwarf jeve Ber: 
mittlung, er fpornte ven fchlaffen Senat, das Volk, zum Kampf für die Freiheit 
in ben büftern, aber todesmuthigen philippiſchen Neven. Seine politifhe Thätig- 
feit war unermüblih. Der Erfolg ſchien ihm günftig, nod einmal frönte ber 
Sieg die ruhmreihen Fahnen ver Republik, 

Über die Heere verließen ven Senat, Antonius und Dectavian vereinigten 
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ſich zur Bernichtung der Republik und Theilung des Staats. C. floh widerwillig, 
er wurde noch in Italien eingeholt und getödtet. Er fiel, indem er ſich der 
übermächtig hereinbrechenden Zeitrichtung widerſetzte, ohne die Sache, die er ver- 
theidigte, zu retten. Aber nicht der Erfolg allein iſt der Maßſtab unſeres Urtheils, 
und die Menſchheit bewahrt in dankbarem Andenken diejenigen, welche für eine 
gerechte Sache geſtorben ſind. — 

In ſeinen ſpecifiſch ſtaats wiſſenſchaftlichen Schriften nimmt C. eine 
vermittelude Stellung ein zwiſchen den philoſophiſchen Syſtemen der Griechen 
und der nüchternen, empiriſchen Auffaſſung des Staats, die erſt vollſtändig in 
Theorieen der modernen Zeit zur Geltung gekommen iſt. 

Die griechiſchen Philoſophen, die vor C. den Staat zum Gegenſtand ihrer 
Betrachtungen gemacht hatten, legten den Maßſtab der ſpekulativen Philoſophie, 
die das Menſchliche nur in Beziehung zu dem Göttlichen prüft und ſchätzt, an 
Dinge des rein praktiſchen Lebens; ſie beachteten den Staat faſt nur in dem Licht 
der moraliſchen Principien, die ſie durch ihre philoſophiſchen Unterſuchungen ge— 
wonnen hatten und verſuchten deſſen Verfaſſung nach den Principien einer be— 
ſtimmten Philoſophie zu konſtruiren, nicht nach den Geſetzen, die ſich aus der 
Natur der menſchlichen Staatsgeſellſchaft ergeben, zu ordnen. Sie ließen die 
Bedingniſſe des Lebens unberüchſichtigt; im ſchroffſter Weiſe tritt uns dies in den 
poeſievollen Darſtellungen Plato's entgegen. C. war frühzeitig eingeweiht in die 
Weisheit der Griechen; zu Athen hatte er fie an ver Quelle gekoſtet. Aber als 
Römer, als praktiiher Staatsmann und Rechtsgelehrter konnte er ſich nicht mit 
dem zufrieden geben, was bie weifeften umd größten Männer Griechenlands ver 
Nachwelt über den Staat hinterlaffen hatten. — €. wollte nicht ein Staatsgebäube 
aufrichten, das hienieden feine Stätte finden konnte, er fette die höchfte Tüchtig— 
feit in das Lenken eines Staats und in bie wirkliche Ausübung der Dinge, die 
Philofophen nur bereven; fein Ziel war für vie Erbe, die Gegenwart zu wirken. 
Die römiſche Berfafjung, wie fie in der beften Zeit der Republik beftand, fuchte 
er zu ibealifiren, fie als das höchfte Muſter hinzuftellen. In dieſer Tendenz mußte 
ihn feine konfervative politiihe Stellung, von der er Zengniß geben wollte, wejent- 
li beftärten. 

Erfüllt von Bewunderung ver rein philofophifchen Werke der Griechen, be- 
nußte er dieſelben efleftifch, um jeine Betrachtungen zu unterlegen und au befräf- 
tigen; er ſchmückte gleichfam mit einem Kranz, ausgewählt aus Plato, Ariftoteles 
und den Stoifern, das Kunſtwerk ver römischen Berfaffung. Einzelne Mißbräuche 
rügt er, im Einzelnen proponirt er Nenerungen, ermahnt zu vechtem Gebrauch 
ber verfaffungsmäßigen Gewalten, die innern Gigenthümlichkeiten des durch vie 
Entwidlung des römifhen Boll hervorgerufenen Werks taftet er nirgends an. 
Die beiden Schriften de republica und de legibus, vie ſich wechfeljeitig ergänzen 
follen, kommen in biefer Tendenz überein, Sie find faft zu gleicher Zeit verfaßt 
in den legten trüben Zeiten der Republif, vor ver Ummälzung, die Cäfar 
beroorrief. Das ältere Wert de republica ift formvollendeter und anmuthi— 
ger gejchrieben, die Bücher de legibus, die ſich anſchloſſen, find weniger ele- 
gant, aber tiefer und großartiger angelegt; fie gehören zu dem Evelften, was 
uns das Alterthum überliefert hat. Beide Werke find nur unvollftändig auf uns 
gelommen. 

Ueber vie philoſophiſchen Grundlagen des Rechts im Allgemeinen ſpricht fich 
E. im erften Buch de legibus vielfach übereinftimmenp mit der Lehre der Stoifer 
aus. Das efeg, fagt er, ift die in die Natur eingepflanzte höchſte Vernunft, 
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welche gebietet, was zu thun iſt, das Gegentheil aber verbietet 1). Allen vernünf⸗ 
tigen Weſen iſt dieſe Vernunft, dieſes Geſetz gemeinſam. Alle aber, denen jenes 
Geſetz gemeinfam iſt, ſtehen in einer Gemeinſchaft des Rechts 2). Jenes Geſetz iſt 
nicht nur älter als die Zeit der Menſchen und der Staaten, es iſt ſo alt als der 
Himmel und Erde beſchützende Gott 3); es ift zugleich mit dem göttlichen Geiſte 
entftanden, nicht dann, als es niebergefchrieben warb 4). Es ift alfo nicht durch 
die Meinung der Menſchen, ſondern durch die Natur jelbft feftgeftellt, es ift ein 
Ewiges, das die Welt regiert 5). Die pofitiven Satungen find nur dann Recht, 
wenn fie mit jenen Geboten übereinftimmen 6). 

So tief und wahr dieſe Auffafjung ift, fo beſchränkt fie fih doc nur darauf, 
die allgemeinften Grundlagen der ethifcyen Wiſſenſchaften aufzuzeigen; C. vermag 
nicht näher hervorzuheben, in welder beſondern Weife jenes höchſte Princip im 
Staat und Recht, in welcher Weiſe es durch die Moral verwirklicht werde. Die 
deutliche Erkenntniß dieſes Unterſchieds gehört erft der Neuzeit an und eine voll- 
lommen befriedigende Löſung ift ja noch heute nicht gefunden. 

Den Begriff des Staats, feine Entftehung und Grundformen entwidelt €, 
in dem erften Buch de republica, indem er fie dem jüngern Scipio Africanus 
in ven Mund legt. Staat ift ihm nicht jene Vereinigung von Menfchen, ſondern 
nur die Verbindung der Menjchen, welche durch Gemeinſchaft des Rechts und ge 
meinfame Fürforge für ihre Intereffen verbunden find 7). €. find die beiden Haupt- 
aufgaben des Staats: Verwirklichung des Rechts und Sorge für die Wohlfahrt 
ver Gefammtheit, volltommen klar geworben; erft moderne Schuitheorie fonnte 
daran denken, den Staat — im Widerfpruch mit vem Leben aller Völker — auf 
vie Verwirklichung des Rechts zu beſchränken. Die Urfache des Entftehens eines 
ftaatlihen Verbandes ſucht E. nicht in der Veranlaffung des materiellen Bortheils, 
nicht. blos in der natürlichen Hülflofigkeit des Einzelnen, ſondern tiefer, aber aud) 
abftrafter in dem allen Menfchen innewohnenden Gefelligteitstrieb 8). 

Er prüft die drei einfahen Staatsformen, die abjolute Monardie, Arifto- 
fratie, Demokratie. Alle viefe einfachen Berfaffungen, fagt Scipio, weldem bie 
Hanptentwidlung in den Mund gelegt wird, feien erträglih, wenn auch unvoll- 
tommen 9), indem fich unter ven beiden erften Formen feine Freiheit, in ver Demo: 
fratie keine wahre Gleichheit finde, da foldhe in den Unterfchteven nach dem Ber: 
bienft beftehe. Alle einfahen Formen arteten außerdem leicht in nahe angrenzende 
ſchlimme Zuſtände aus, in Thrannei, Herrfhaft einer Faktion und Volkswillkühr. 
Noch am beften — behauptet Scipio nady griechifcher Anficht — ſei die königliche 
Regierung 19), am wenigften rathſam die demokratiſche; vorzüglicher als alle andern 
Formen fei die gemifchte Verfaſſung. Es müſſe eine königliche Gewalt beftehen, 
daneben das Anfehen ver VBornehmen Geltung haben und die Meinung und ber 


1) de leg. I c. 6 $. 18: lex est ralio summa insila in natura, qua jubet ea, qua 
facienda sunt prohibeique conftraria 

2, de leg. Ic. 7 $. 23. 

3) de leg. 11 $. 4. 9. 

%, de leg. 11, 4. 10, 

6, de leg. 11, 4. 8. 

6, de leg. II c. 5. 

7, de rep. I co. 25: cœtus multitudinis juris consensu ei utilitatis communione 
sociatus. 

8, de rep, lib. I c. 25. 

9, de rep. 1. 26 S: 43, 

10) de rep. I c. 35 ff 
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Wille des Volks nicht ohne Einfluß fein. Eine ſolche Berfaffung fei wirklich ge 
recht, fie fei vanerhaft; keine Staatsverfaffung könne ſich daher mit der altrömi⸗ 
hen vergleichen, Aber freilich fei diefelbe auch nicht die Schöpfung eines Einzigen 
oder einer Zeit, fondern das Werk vieler Männer und mander Jahrhunderte It), 

In. demfelben Geifte läßt denn C. den Scipio auch die übrigen Bedingungen 
des Gedeihens eines Staats an Rom entwideln. Er zeigt namentlich wie defſen 
maritime Lage das Emporkommen der Stadt begünftigte 12) und tritt ſo in einen 
bemerlenswerthen Gegenfag zu Plato 13), welder nad ver Bejahuug ver Frage, 
ob die zu grünbende Stabt in ber Nähe ver Meeresfüfte liege und ob es bort 
gute Häfen gebe, bedauernd einer folhen Stadt Verderbniß durch Verweichlichung 
und Krämergeift prophezeit. 

Sehr intereffant ift das große Gewicht, weldes C. auf die veligidfen Ein- 
richtungen des Staates und die Erhaltung der Geremonieen der Altvorderen legt. 
Er war dabei zunächſt durch politifche Rüdfichten beftimmt. In dem Einfluß und 
ven Befugniffen der Priefter und Auguren fuchte er ein Gegengewicht gegen vie 
umfichgreifenden demokratiſchen Tenvenzen der Zeit, welche die römifche Verfaſſung 
zerfraßen. In der That war hier das eigentliche Bollwerk der römiſchen Arifto- 
fratie gewejen, do mit dem Glauben war der Zauber, den die Priefterfchaft 
auszuüben wußte, bereits größtentheils gebrochen. 

Aber nicht blos politifhe Interefien, auch das tiefe religiöfe Gemüth C.'s 
trieb ihm zu diefer Heilighaltung der Religion. Als Baſis der Sakralgeſetze hat er 
eine großartige Anficht des Berhältniffes der Menſchen zu Gott zu Grunde gelegt. 
„Götter und Menſchen find theilhaftig einer Vernunft, eines Gejeges, eines Rechte. 
Wir gehorchen ver himmlischen Anorduung, dem göttlichen Geift, dem allmächtigen 
Gott, fo ift denn die ganze Welt ein Staat, gemeinfchaftlih den Göttern und 
Menjchen 14), Ehrfurcht und Gebräuche follen nicht aus Furcht gewahrt werben, 
fondern der Verbindung wegen, in welder Götter und Menfchen ftehen 19). Um 
biefe Verbindung immer ven Menfchen vor Augen zu führen, damit fie, wo fie auch 
feien, fi in der Nähe der Gottheit glauben, follen ihnen in den Städten Tempel, 
auf dem Land vie heiligen Haine geweiht fein. Die Site der Laren follen gepflegt, 
ber Ritus der Familie und der Väter bewahrt werben 16), Wie aber der Menſch 
die Götter fromm und rein anflehen ſoll, jo ſoll auch die Religion in ihrer Rein- 
beit geſchützt werben, einer böfen Gottheit — wie 3. B. dem Fieber — kein 
Tempel geweiht fein. Keine ausländifchen, mur die vaterlänbifchen Götter follen 
geehrt werben.“ 

Nebenbei fuchte C. politifche und praktiſche Interefien zu wahren. Die Macht 
der Auguren, die er eine politifche und religiöfe nennt, fol erhalten fein, ſchon 
deßhalb, weil das Volk zur Erhaltung des Staats der Leitung und Autorität ver 
Optimaten bebirfe 17), Den Lurus und vie Verſchwendung bei Gaben an bie 
Götter und bei Begräbniffen will er in altrömifcher Weiſe befchränfen. 

Wie jehr C. die gegebenen römiſchen Verhältniſſe bei allen Anordnungen für 
feinen Staat zu Grunde legte, zeigt fih am veutlichften im der Lehre von ben 


11) de rep, Ice 1. 
12, de rep, II c. 3. 
13, de leg. IV in pr. 
14, de leg. I c. 7. 
15, de leg. I c. 15. 
16, de leg. Il. 26. 
17, de leg. Il, 12. 30, 
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Oprigkeiten, die er im dritten Buch de legibus beſpricht. Er will die Magiftrate, 
die in Rom beftanden, Konfuln, Prätoren, Genforen, niedere Magiftrate 18), mefent- 
lich mit denſelben Befugniffen, wie fie zu Rom geübt wurden, beftellt haben. Selbft 
Bollstribunen jollen in hergebracdhter Weife ernannt werben 19), freilich ihre Gewalt 
mit Maß gebraudhen. Auf die Einwürfe antwortet er, daß der Mißbrauch, ven 
er felbft erfahren, deren beilfamen Einfluß überfehen laſſen dürfe, daß vie Volls— 
Bewegungen durch biefe Inftitution in eim ruhiges Bett geleitet würden. 

Den Beichlüffen des Senats jedoch will er allgemeine Geltung zufchreiben, 
falls fein Magiftrat intercevire, Das Stimmrecht jol, was natürlich im Interefie 
der Optimaten gewefen wäre, wieder mehr öffentlic ausgeübt werden. Alle, Bürger 
wie Obrigkeiten, ermahnt er zum Guten; geringere Mißftände, die ihm im Leben 
aufgeftoßen waren, fucht er zu befeitigen. 

C.'s praftifche Vorichläge konnten bei der folgenden Staatsummwälzung eine 
Beveutung nicht erhalten. Die rechtsphilofophifchen Grundlagen aber, die er legte, 
haben einen nachhaltigen und beveutenden Einfluß gehabt. Dernburg. 


Givilebe, j. Ehe. 
Eivilgefeßgebung. 


Givilgejeggebung heißt die Bethätigung der Staatsgewalt in Feſtſetzung 
ber die Privatrehtsverhältniffe ihrer Untergebenen beftimmenvden Normen. Ebenfo 
nennt man Givilgefeßgebung aud das Erzeugniß diefer Thätigfeit der Staatsgewalt. 
Lange Zeit hindurch war es herrichende Anficht der NRechtsgelehrten, daß alles: in 
einer beftimmten Staatsgemeinfchaft wirklih geltende Recht (pas pofitive Recht) 
nur in der Geſetzgebung feine Duelle oder ven Grund feiner Geltung habe, biefe 
wenigftens mittelbar auf ver Anerkennung durch die gejeßgebende Gewalt des 
Staates berube; felbft die Bezeihnung „pofitives Recht“ ſcheint aus diefer Anſicht 
hervorgegangen zu fein. Diefe Meinung ift jet allgemein als Irrthum ertannt. 
Es ift ein bleibendes Berbienft der jogenannten geſchichtlichen Rechtsſchule, viefen 
Irrthum befämpft und verbrängt zu haben. Sie hat ven Widerſpruch aufgevedt, in 
den ſich jene Anficht unvermeidlich vermwidelt, indem fie den Urfprung des Rechts 
aus einer Quelle ableitet, deren Dafein jelbft fchon eine Rechtsordnung voraus- 
fegt; denn damit durch Gefeßgebung Recht entftehe, wird ein Organ öffentlicher 
Gewalt vorausgefegt, welhem die Befugniß bindende Vorſchriften aufzuftellen an- 
erfannter Weiſe zufteht, und das eben ift jchon beftehenves Recht. Man hat jet 
erfannt, daß überall wo in der Geſchichte der Menſchheit ein rechtlich; georpnetes 
Gemeinwejen in mehr oder minder volllommener Geftaltung hervortritt, die Mit- 
glieder vefjelben auch ohne ansdrückliche oder Außerlih erkennbare Feſtſetzung ge- 
wiffe Regeln als Richtſchnur ihres äußern Handelns und gegenfeitigen Verhaltens 
anerkennen und achten, deren Nichtachtung als Verlegung des Alle umſchlingenden 
Bandes ver Gemeinihaft anfehen und nöthigenfalls im Interefje Aller als Auf: 
lehnung gegen den gemeinfamen Willen der Gejammtheit durch äußern Zwang 
abwehren. Man hat erkannt, daß auch im Verlauf der Zeit fort und fort durch 
das Zufammenleben der Menſchen ſolche Regeln fih allmälig erzeugen und als 
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gemeinfame Rechtsüberzeugung in der Sitte fi ausprägen, ohne daß veren Gel: 
tung durch förmlichen Ausſpruch einer gejeßgebenden Gewalt herbeigeführt over 
bedingt wäre: theild wurzelnd in der allgemeinen fittlihen Anlage ver Menſchen 
und in der gegenfeitigen Anerkennung gleiher Berechtigung vernunft- und willens- 
begabter Weſen, melde die Grundlage alles Rechts ift, theils hervorgegangen aus 
den eigenthümlichen Berhältniffen, wie fie fi für einen durch Abftammung und 
gemeinjfame Schidfale enger verbundenen Kreis geftalten. Ganz befonders gilt dies 
von dem Privatredit oder dem Inbegriff derjenigen Normen, welche die Berhält- 
nifje der Einzelnen als folder zu einander regeln (vergl. den Artikel Civilrecht) 
Mit Recht betrachtet man hiernach das Leben des Volkes ſelbſt in feiner Unmittel- 
barkeit als die erfte und urfprünglice Duelle des Rechts: das Recht der Völker 
in deren ältern Zuſtänden ftellt fi) vorzugsmweife ald Gewohnheitsreht bar, wie 
man es nennt, weil e8 in ber wirklichen Uebung, in ber Gewohnheit der Anwen- 
dung zur Erſcheinung kommt und dadurch zugleich im der Ueberzeugung ber Rechtd- 
genoffen ſich befeftigt. Daneben aber tritt im Fortgang der Geſchichte mit immer 
zunehmender Bedeutung als eine zweite Duelle des Rechts die Gefeggebung hervor, 
um fo tiefer eingreifend und weiter umfaffend, je entwidelter der Kulturjtand des 
Volkes ift und je vielfeitiger deſſen Lebensverhältniffe, die durch das Recht zu 
regeln find, Jene erfte Art ver Rechtserzeugung hat den Vorzug, daß fie fi 
naturgemäß den Anjhauungen des Volls und der Beichaffenheit feiner Lebens- 
verhältniffe anfchmiegt und nicht leicht in Gefahr kommt, beiven Gewalt anzutbun, 
Aber fie leivet andrerfeits an einer zweifachen Unvollfommenheit. Die eine beiteht 
in einer gewiſſen Unficherheit, als der natürlichen Folge der allmäligen, fo zu 
fagen unſichtbaren Ausbildung der Rechtsſätze und Rechtsinftitute, die ſich nicht in 
einem beftimmten Ort al® vollendet und abgejchloffen varftellt und nur ein ſchwan— 
fendes Erkenntnißmittel des wirklih geltenden Rechts darbietet. Die andere liegt 
darin, daß auf jenem Wege der Rechtserzeugung neu hervortretenden Anjchauungen 
nnd Bedürfniſſen des Lebens nicht immer mit ver wünſchenswerthen Entſchieden— 
beit entiprodhen wird. In beiden Beziehungen kann eine geſetzgebende Gewalt wohl: 
thätig eingreifen, und biefe findet meiftens auch den erjten Anftoß zur Entfaltung 
ihrer Ihätigleit im Gebiete des Civilrehts eben in dem Bedürfniß, entweder ſchon 
beftehendes Gewohnheitsrecht in beftimmter Form auszufprehen und dadurch deſſen 
Gehalt und Erkenntniß wie Anwendung für die Zukunft ficherer zu ftellen, oder 
dem keimenden Rectsbewußtjein zu Hülfe zu fommen und erft in ber Bildung 
begriffenes Recht mit einem Schlag zur Vollendung zu bringen. Allein fie be- 
ſchränkt ſich nicht blos darauf. Sie kann aud, im Folge freithätiger Erwägung 
desjenigen, was den Zuftänden bes Volkes angemefjen und heilfam ſei, neue Rechts- 
gebanfen erft in das Leben einführen und ven Stoff des geltenden Rechts mit 
neuen Rechtsſätzen vermehren, vie Rechtsordnung mit neuen Cinrichtungen umb 
Inftituten ausftatten. In Uebertreibung der richtigen Anſicht über die Entftehung 
des Rechts ftreifen wohl Einzelne nahe an ven entgegengejegten Irrthum, als ob 
ſchöpferiſche Thätigkeit ver Gefeßgebung im Gebiete des Civilrehts durchgängig 
vom Uebel jei und die Rechtsentwidlung mehr gefährde als fördere. Wahr ift es 
auch, daß Willlür oder mangelhafte Einfiht und verfehlte Ueberlegung darin 
leiht Schaden bringen fann. Aber es follte auch nicht verfannt werben, daß 
bei den verjchiedenften Völkern die erleuchtete Einfiht und die bewußte geiftige 
Thatkraft einzelner hervorragender Männer, in verftändiger Würdigung ber 
Anforderungen des Yebens efege gebend, wejentlich beftimmend und fördernd 
auf deren Rechtszuſtand eingewirft haben, daß alfo im Allgemeinen der Beruf, 
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folhen Einfluß zu üben, ver gefeßgebennen Gewalt nicht abzuſprechen fei. In 
fortfchreitender Entwidlung kann aber die Gefeßgebung felbft dahin kommen, ven 
gefammten Inbegriff des geltenden Eivilrehts ganz oder größerntheils in einem 
von ihr fanktionirten Werke zufammen zu faffen und darin der Erfenntniß und 
Anwendung des Rechts für die Folgezeit eine fefte und fichere Grundlage bar- 
zubieten. 

Das ift Eivilgefeggebung im umfafjenpften Sinne; ihr Erzeugniß ein Givil- 
geſetzbuch (codex civilis oder juris eivilis, code eivil). Wann es an ver Zeit, 
zu ſolchem Werke zu fchreiten, das ift eine Frage der reiflichften Erwägung. Ihre 
Bejahung hängt einerfeits von dem Bedürfniß der Rehtsorbnung ab; e8 kann zu 
deren Bereinfahung und Sicherftellung dienen, wo dieſe unter der allmälig an- 
geihwollenen Maffe vieler einzelnen und abweichenden over ſich durchkreuzenden 
Rechtsbeftimmungen leidet; anbrerfeitd von dem Vorhandenſein der erforderlichen 
eiftigen Kräfte, welche den ſchwierigen und umfangreihen Stoff vollftändig be- 
ua denſelben zugleih in entſprechender Form zu verarbeiten vermögen; 
mangelhafte Ausführung kann leicht einen verderblich hemmenden oder beſchränkenden 
Einfluß auf die Rechtsentwicklung ausüben. Im Allgemeinen kann aber ver geſetz- 
gebenden Gewalt pas Recht und der Beruf auch zu ſolchem Werte nicht abgefprocdhen 
werben, und wenn biefes feiner Aufgabe nur annähernd, ob aud nicht vollkommen 
entfpricht, kann es ein hochverbienftliches Werk fein, dem der Danf der Nachwelt 
nicht entgeht. 

Fragt man nun nad den gefhihtlihen Erfheinungen der Civil— 
gefeggebung, fo tritt mit NRüdficht auf ihre Bedeutung an fi und in Bes 
ztehung zu dem Rechtszuſtand der heutigen civilifirten Welt zunächſt die Civil— 
gefeßgebung der Römer in den Vordergrund der Betrachtung. 

Schon im Beginn des vierten Jahrhunderts ver Stadt Rom begegnen wir 
einem großartigen Alte der Gefeßgebung, ver berühmten Gefetgebung der Decen- 
virn, befannt unter dem Namen ver Zwölftafelgeſetze. Diefe befchränfte fih zwar 
nicht auf das Privatreht; fpätere Berichte bezeichnen die zwölf Tafeln als fons 
omnis publiei privatique juris. Aber nah Allem, was wir davon willen, bilveten 
bie Beftimmungen über das Privatreht und das Verfahren in Privatrehtsftreitig- 
feiten einen vorzüglich wichtigen und wohl ven gröfern Theil ihres Inhalts, und 
jedenfalls haben fie gerade in dieſer Beziehung für eine ferne Folgezeit die nach— 
baltigfte Bedeutung gehabt. Ihr Anlaß lag ohne Zweifel zumeift in dem Bedürf— 
niß der Feftftellung eines fir die geſammte römiſche Bürgerſchaft gleichen Rechts, 
ein Bedürfniß, das fi) deßhalb bejonvers fühlbar machte, weil die römifhe Staats- 
gemeinde aus verfchievenen Volfselementen zufammengewacfen war und das unter 
biefen hervorgebrachte größtentheils als Gewohnheitsrecht beftehende Recht um fo 
mehr der erwünfchten Sicherheit entbehrt haben wird, als fich darin gewiß man— 
herlei Berfchievenheiten und Ungleichheiten nach Verſchiedenheit ver Stände geltend 
machten. Daher war viefe Gefepgebung auch vorzüglich von den Plebejern begehrt 
worben, als Grundlage ihrer bürgerlichen Freiheit, die fich durch ein feft beftimm- 
tes, wenn auch ftrenges Recht gegen die Willkür patricifcher Gemwalthaber mehr ge- 
fihert hielt. Was aber den Inhalt viefer Gefeßgebung, fo meit fie das bürgerliche 
Recht betraf, angeht, fo beftand er zwar aller Wahrfcheinlichkeit nach zum geringften 
Theil aus eigentlich neuen Nechtsbeftimmungen, war vielmehr größtentheils gewiß aus 
den im römifchelateinifhen Volksleben herrſchenden Rechtsanſichten und Inftituten ge 
ihöpft und bezwedte meift nur eine feftere und genauere Beftimmung bes geltenden 
Rechts; doc läßt ſich mit Grund nicht bezweifeln, daß auch manches Neue mach eigener’ 
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Einfiht der Urheber darin aufgenommen worben, fo wie daf die zur-Borbereitung 
des Werkes für gut befundene Erkundung der Rechtseinrichtungen anderer Völker 
nicht ganz ohne Einfluß darauf. geblieben fei. Obwohl nur auf Feſtſtellung des 
Rechts in wenigen Grundzügen fich befchränfenn und Manches enthaltenn, was 
einem jpätern Zeitalter barbarifch erjcheinen konnte, ſcheint fie do, vom Stand- 
punkt ihrer Zeit beurtheilt, des Lobes nicht unwürdig gewefen zu fein, das ihr 
nad Jahrhunderten nod Cicero, im Bergleih mit dem Recht anderer Völker, 
reichlidy gefpendet bat, und mit Recht hat fie noch zur Zeit der Antonine der Jurift 
Caneilius (vermuthlid ver jharffinnige Sertus Cancilius Afritanus) gegen ven 
oberflädhlihen Tadel des Philofophen Favorinus in Schug genommen (Gellius 
noctes att. XX. i.). Die zwölf Tafeln waren es, welche ven feften Grund des 
Duiritenrechts legten, auf welchen vie fpätern Jahrhunderte fortbauend jenen ſo— 
liden Rechtsbau aufgeführt haben, durch den die Römer nachhaltiger als durch das 
Glück ihrer Waffen auf vie Geſchicke anderer Völker eingewirkt haben. 

Dei diefem Ausbau hat eigentliche Gefeßgebung vergleihweile nur wenig mehr 
mitgewirkt. Zwar giebt es fpätere Vollsbeſchlüſſe und vornämlich in der erften Periode 
der Cäfarenzeit Senatsbefchlüffe, welche über einzelne Berhältniffe des Privatrechts 
zum Theil jehr wichtige Beftimmungen aufftellten. Ein großes Doppelgeſetz, die 
lex Julia et Papia Poppaea, auf Betreiben des Auguftus zur Förderung ber 
Berbeflerung zerrütteter focialer Zuftände beſchloſſen, machte in verſchiedene Lehren 
des Privatrehts, namentlich des Ehe- und Erbrechts, tiefe Eingriffe. Im Ganzen 
aber blieb jeit ven zwölf Tafeln vie weitere Ausbildung des Privatredhts vielmehr 
der praltiſchen Rechtöpflege und ver Wiffenfchaft überlaffen, wobei freilich die Or— 
gane der erften, insbejondere die Prätoren, indem fie durch ihre Edikte in beftinmm- 
tem Ausſpruch Regeln für die Ausübung ihrer Richtergewalt aufftellten, eine Art 
von Geſetzgebung übten und felbft ven Ausſprüchen von Rechtögelehrten in ge- 
wiſſem Sinn Geſetzesanſehen beigelegt wurde. In ähnlicher Weiſe wirkten auch) die 
Eenforen, befonders im dritten Jahrhundert nad Chriftus, vielfach beftimmenp auf 
das Recht ein, durch Urtheile und Rechtsbelehrungen (decreta und rescripta), welche, 
wenn glei nur einzelne Fälle betreffend, doch in andern gleichen Fällen ebenfalls 
zur Richtſchnur dienten. Erft feit Konftantin, als die Rechtswiffenfchaft ihre pro— 
dultive Kraft verloren hatte, tritt in ftärkerem Maße eigentliche Gefeßgebung ber 
Kaiſer hervor, die, wenn gleich größtentheils das öffentliche Recht und kirchliche 
Verhältniſſe, doch vielfach aud das Eivilrecht betraf und auch für viefes eigentlich 
die einzige lebendige Rechtsquelle in viefer Zeit war, abgefehen von dem unver 
meidlih ſich geltend machenden Einfluß ver Praris, ver fi vorzüglich in Ab— 
ſchwächung und allmäliger Abftreifung des national⸗römiſchen Elements in dem 
Recht des damaligen Reiches äußerte. Diefe Thätigfeit der Kaifer führte dann bald 
auch den erften Verſuch einer umfangreihen Gefegfammlung herbei, vie unter 
Autorität des Geſetzgebers verfaßt ald Codex Theodosianus im Jahre 438 n. Chr. 
von Theodoſius II. publicirt wurde und von deren 16 Büchern das zweite: 
bis zum adten die das Eivilrecht betreffenden Konftitutionen der Kaifer feit Kon- 
ftantin, für die damalige Praxis zugerichtet, enthalten. Umfaffender war, was im 
folgenden Jahrhundert Juftinien I. vollbrachte. Er veranftaltete und publicivte 
zunächſt (529) eine Sammlung, in welcher verfchievenartige Konftitutionen der Kaiſer 
von Habrian an bis auf feine Zeit vereinigt waren, ſodann (533) ein großes 
Sammelwert von Auszügen aus den Schriften der Juriften, die Panvelten over 
Digeften, und daneben ein kurzes fyftematifches Buch zur Einleitung des Rechts— 
unterrichts, die Inftitutionen, nad deren Vollendung die Konftitutionenfammlung in 
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einer zweiten vermehrten und verbefierten Ausgabe, der Codex constitutionum 
repetitiee praelectionis, veröffentlicht wurde (534). Und diefe Werte wurden nun 
als die ausfchlielihen Quellen des gejammten geltennen Rechts vom Geſetzgeber 
fanftionirt. Nah Form und Inhalt nicht eine neue felbftftändig durchgearbeitete Ge- 
feggebung darſtellend, ſondern nur Rechtsbücher, die mit Geſetzeskraft verfehen 
worden, und nicht frei von manden Mängeln, waren fie doch ein für die damalige 
Zeit höchſt achtbares Werk, für vie Nachwelt das Mittel der Ueberlieferung eines 
unvergänglihen Schages von Rechtskenntniß und zwar vorzüglich wichtig in An- 
ſehung des Givilrehts, weldes barin den breiteften Raum einnimmt. Auch vie 
zahlreichen Konftituticnen, welche Juftinian ſelbſt erlafien bat, theils ſchon vor 
Bollendung jener Werke, daher noch in den revibirten Koder aufgenommen, theils 
erft nach Erjcheinen des legten, daher unter dem Namen Novellen begriffen, obwohl 
häufig unvollkommen in ver Faflung, mitunter verfehlt im Gedanken, find meiftens 
Erzeugnifje einer verftändigen Auffaffung des Rechts in feinem damaligen Ent- 
widlungszuftande, durch welche Veraltetes vollends abgeftreift und in der bisherigen 
Rechtsbildung Vorbereitetes gezeitigt worben ift. So haben dieſe Produkte ver ge 
ſetzgeberiſchen Thätigkeit Juftinians, während fie im byzantinifhen Reiche bald 
neue Umarbeitungen erfuhren, im Abendlande noch viele Jahrhunderte nach jenen 
ein neues Leben zu entfalten vermodht. 

Nachdem aus den Trümmern des römiſchen Reiches im Abendlande eine Reihe 
germanijcher Staatswefen ſich geftalteten, die purd Annahme des Chriftenthums 
die Bahn eines neuen Kulturlebens betraten, fand bald aud dort die geſetzgebende 
Gewalt Anlaf, in die Regelung des Rechtszuftandes orbnend einzugreifen. Da es 
aber herrſchender Grundjag war, daß der Germane nad dem Rechte feines Volks- 
ftammes lebe, für den unterworfenen Römer dagegen und gleich viefem für bie 
Kirche als Korporation und für die Kleriter römifches Recht gelte, jo beſchränkte 
ſich jene gejeßgeberiiche Thätigkeit zunächſt darauf, vie wichtigften Rechtsnormen 
für die germanischen Bolksgenoffen zufammenzuftellen, und der Rechtspflege für 
die römischen Unterthbanen in nothdürftigen officielen Kompilationen römifchen 
Rechtes einen Anhaltspunkt zu geben. Ein Werk ver legten Art war namentlich die 
Ihon von Juftinian erlaflene Lex Romana Visigothorum oder das fogenannte 
breviarium Alaricianum, deſſen Gebrauch aud in andern Yänbern ſich weit ver- 
breitete, bis e8 im zwölften Jahrhundert durch die ungleich reichhaltigeren Jufti- 
nianifhen Rechtswerfe verbrängt wurde. Zu dem erften Zweck aber erjcheinen jeit 
dem fünften Jahrhundert bis zu Karls des Großen Zeit eine Reihe von in latei= 
nifher Sprache gefchriebenen germanifhen Bolfsrechten, für verfchiedene, wenn 
auch unter einem Dberhaupte vereinigte Volksſtämme, befannt unter dem Namen 
Leges Barbarorum. Germaniſche Könige vor allen die fränfifhen, und unter bie- 
fen vorzüglich Karl ver Große, erließen zwar auch fonft noch manche Geſetze, bie 
ber karolingiſchen Könige befannt unter dem Namen Capitularia; aber dieſe betrafen 
meiftentheils nur das öffentliche Recht jener Staaten und Angelegenheiten ver Kirche. 

In ven Reihen ſodann, welche aus dem Zerfall des großen farolingifchen 
Reiches hervorgingen, faun von einer Civilgefeßgebung Jahrhunderte hindurch faum 
die Rede fein. Selbft die geſchriebenen Bolksrechte, mit Ausnahme des lombarbi- 
fhen in Italien, famen als ſolche allmälig außer Gebraud; ihr Inhalt nur blieb 
mehr oder weniger ald Gemwohnheitsrecht in Uebung. In dem deutſchen Reiche 
zunäcft, wie es fich feit König Arnulf gegen das weftfräntifhe abſonderte und 
feit Otto I. als neu⸗römiſches Kaiferreih deutſcher Nation geftaltete, befaßte ſich 
bie überhaupt nur wenig thätige Neichögefeßgebung faft durchaus nicht mit Gegen- 
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ftänden des Givilrechts. Deffen Weiterbildung wurde vielmehr theils der Autonomie 
der Reichsglieder, theils umd vorzüglich ver Hebung in ven Gerichten überlafien, 
und bildete ſich daſſelbe daher vorzüglich als Gewohnheitsrecht aus, weſentlich auf 
germanifcher Grundlage, mit mancherlei Berfchievenheiten nad dem Rechte der ein= 
zelnen Bolkftämme, jedoch aud unter fortichreitendem Einfluß des römiſchen und 
lanoniſchen Rechts, das in den ihre Zuftändigfeit weit ausdehnenden geiftlichen 
Gerichten in Anwendung fam. As Organ jener gewohnheitsrechtlichen Fortbildung 
waren nebſt eigentlichen Urtheilen vornämlic die Weisthümer wirkſam, Rechts- 
belehrungen nämlih, welde von Schöffen der Gerichtshöfe ausgingen, und 
welche, obwohl jchriftlih abgefaßt, nicht unter den Begriff der Geſetzgebung fallen. 
Als eine Art autonomifcher Partitulargefeßgebung dagegen fünmen die mannigfaltigen 
Willküren betradhtet werben, welche in einzelnen Gemeindeverbänden ergingen, und 
in den Städten insbejondere erfcheinen frübzeitig mehr oder minder gefchriebene 
Rechtsſatzungen als statuta municipalia oder Stadtrechte. Die erften Berfuche aber 
in Deutſchland, ven Inhalt des damals geltenden gemeinen Privatrechts überfichtlich 
eorbnet zuſammenzufaſſen, treten im breizehnten Jahrhundert zunächſt als bloße 
Se in den in deutſcher Sprache abgefaßten Rechtsbüchern hervor, unter 
denen der Sachſenſpiegel und der jogenannte Schwabenfpiegel die befannteften find 
und die am meiften verbreiteten waren, ber erfte fogar in einigen Theilen von 
Deutſchland geradezu das Anfehen eines Geſetzbuches erlangt hat. 

Eine mwejentlihe Umwandlung erfuhr nun ver Nechtszuftand in Deutfhland, 
als in Folge des Auffchwunges des Rechtsſtudiums auf der hohen Schule zu Bo— 
logna im zwölften Jahrhundert zunäcft in Italien, dann nad deſſen Vorgang 
allmälig auch in Deutfchland, dur mancherlei Umſtände gefördert, die Anficht ſich 
verbreitete, daß man in ven Juftinianifchen Rechtsbüchern und Geſetzen ein ge- 
meines faiferliches Recht habe, das im Zweifel überall in Anwendung komme. Es 
ift eine der merfwürbigften Erjcheinungen in der Rechtsgeſchichte, wie ohne gejeß- 
geberifche Einführung, wefentlih nur auf gewohnheitsrechtlichem Wege, wenn aud) 
nicht ohne nachträgliche gefegliche Anerkennung, Rechtswerke, die vor Jahrhunderten 
unter ganz andern Berhältniffen erntftanden und im fremder Sprache abgefaßt 
waren, die Geltung eines gemeinen gefchriebenen Rechts erlangen konnten. Zwar 
lag eine Täufhung darin, wenn man benfelben im Allgemeinen die Autorität noch 
geltender Geſetzbücher beilegte; die Natur ver Berhältniffe brachte es mit fi, daß, 
aud abgefehen von der äußern Begrenzung, weldye fid) in der Regel „quod non 
agnoscit glossa nec agnoscit curia* ausſpricht, ein großer Theil ihres Inhalts 
als unanwendbar hinmegfiel, Anderes nur mit manchfaltigen Modififationen und 
Beſchränkungen fi im wirklichen Leben behaupten konnte, es war eben ein langer 
und langjamer Entwidlungsproceß, durch welchen fich die Verſchmelzung jenes frem- 
den Rechts mit einheimiſchen Rechtsanſchauungen und Nechtsinftituten vollzog. 
Über es war doch Jahrhunderte lang vorherrſchende Anficht der Nechtsgelehrten, 
daß den Rechtsbüchern Juftinians aud fir die Gegenwart in dem ganzen Um— 
fange des neurömifchen Reiches Gejegestraft zukomme, foweit nicht neueres Geſetz 
oder Gewohnheitsrecht venjelben derogire und für das Civilreht wurde fo das 
römifche Recht wirklich die Hauptgrundlage. Im Ganzen kann man die Reception 
des römischen, und gleichzeitig die des kanoniſchen Rechts wie der lombardiſchen 
Lehenrechtsbücher in Deutichland im fünfzehnten und fechszehnten Jahrhundert als 
eine vollendete Thatjache betrachten, wenn gleich ber innere Entwidlungsproceß 
auch noch die folgende Zeit hindurch fich fortfpinnt und in feinem Zeitpunfte als 
volllommen abgejchloffen bezeichnet werben kann. 
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Indem nun in jenen Rechtsbüchern und deren wiſſenſchaftlicher Bearbeitung 
und Zurichtung für das praftifche Leben zur rechtlichen Auffaffung der vielfeitiger 
entwidelten Verkehrsverhältniſſe ein reichhaltiges Mittel dargeboten war, fand bie 
geſetzgebende Gewalt des Reiches auch jett noch wenig Anlaß, in bie Ausbildung 
des geltenden Civilrechts thätig einzugreifen. Sogar zur Eutſcheidung von Streit- 
fragen, welche, durch die Wiſſenſchaft nicht erlevigt, die Praris verwirrten, lieh fie 
fi nur ausnahmsweife herbei; es gehört dahin die Entſcheidung der berühmten 
Kontroverfe über das Inteftaterbreht der Gefchwifterfinder durch den Reichsabſchied 
vom Jahr 1529. Außerdem ftellte fie nur etwa genauere Beftimmungen auf über 
Gefhäftsformen, wie die Notariatsorpnung Marimilians I.; oder fand ſich bewogen 
zu einzelnen Feftfegungen, welche durch bejondere Berürfnifje des Verkehrs und 
Rüdfihten des allgemeinen Wohls geboten fchienen, wohin 3. B. die Borfchriften 
über Zinfen gehören, oder aus ver Fürſorge für ſchutzbedürftige Perfonen, welchen 
das recipirte Recht nicht genügend zu entjprechen ſchien, hervorgingen, wovon die 
weitere Ansbildung des Vormundſchaftsweſens ein Beifpiel ift. 

Dagegen wurbe vorzüglich dur die mannigfaltigen Konflikte, welche ſich aus 
der vor allen durd die gelehrten Beifiger der Gerichte beförberten Aufnahme der 
fremden Rechte mit noch beftehenven einheimifhen Rechtsinftituten ergaben, von 
nun an eine größere Thätigfeit der gefeßgebenden Gewalt in einzelnen Reichs- 
gebieten hervorgerufen, zumal da nad vollendeter Ausbildung der Yandeshoheit 
ohnehin die einzelnen Reichsſtände geneigt waren, auch die geſetzgebende Gewalt in 
ihren Territorien in weiterem Umfange auszuüben. Hin und wieder murben ge- 
radezu Beſchwerden der Stände über anftößiges Eindrängen und Yufprängen des 
römifchen Rechts laut und dieſe veranlaften vielfältig legislative Abfaffung von 
Landesrechten und neue ausführlicere Stadtrechte (Reformationen), welche vornäm- 
lih dazu dienten, einheimifhen Rechtsanſichten in gewiſſem Umfange gegen bie 
wiſſenſchaftliche Uebermacht des gelehrten gemeinen Rechts Schug zu gewähren. 
So entftanden in Deutſchland allmälig unter mancherlei Namen eine große Reihe 
von mehr oder minder ausgeführten Partitulargefegen über bitrgerliches Recht wie 
über das Verfahren in bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten, während zugleih aud 
in Erlaffung einzelner Verordnungen die Zerritorialgefeßgebung fih in immer 
fteigendem Maße thätig erwies. Aber auf eine vollftändig umfaſſende Civilgejeg- 
gebung waren jeme nicht gerichtet; vielmehr lag dabei überall die Idee zum 
Grunde, daß ein gemeinjames Recht als allgemein geltendes hinter ihnen ftehe, 
bas überall zur Anwendung komme, wo das Partifularredht nichts Abweichendes 
feftfege, das alfo durch dieſes nur theilweiſe ausgefchlofjen werde und als ſubſidiär 
geltendes zugleih aud die Grundlage und Quelle der Erflärung und Ergänzung 
des Partikularrechts bilde. Ja, indem die Ausarbeitung jener Rechtsbücher durch— 
gängig gelehrten Juriften anheimfiel, als denjenigen, welche allein den gefammten 
Rechtsſtoff einigermaßen zu beherrfhen im Stande und folder Arbeit gewachjen 
waren, ergab fib, daß eben durch foldhe Territorialgefeßgebungen zwar einerjeits 
mande einheimijche Rechtsſatzung vor der Erdrückung durch das fremde Recht ge- 
rettet, anbrerjeit8 aber im Ganzen der Einfluß und die Geltung des gemeinen 
Civilrechts, und fomit, als eines überwiegenden Glements befjelben, des römijchen 
Rechts intenfiv nod mehr befeftigt und befördert wurde. 

Ein einleuchtendes Beifpiel dieſes Entwidlungsganges bietet unter andern bie 
bayerifche Landesgeſetzgebung dar. Bayern (zunächſt Oberbayern) hatte ſchon 1346 
durch Kaifer Ludwig ein (jedoch wahrfcheinlich erft nad) des Kaifers Tode promulgirtes) 
Landrechtsbuch erhalten. Eine Reformation deffelben erfchien 1618, neben weldyer in 
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den Iahren 1516 und 1520 auch eine neue Erklärung des Landesfreibeiten, eine 
(auch Privatrechtlihes enthaltende) Yandes- und Polizeiordnung (Buch der gemeinen 
Landbot) und eine Gerichtsordnung erlaffen worven find. Unter dem Herzog (ipäter 
Kurfürft) Marimilian I. wurde ſodann eine Ummbeitung und Bervollftändigung 
diefer Geſetzgebung erlaffen, mit dem Titel: Landrecht, PVolicei-Gerihts-Malefig- 
und andere Orbnungen der Fürftenthbumben Obern und Nievern Bayrn.“ Endlich 
1756 erjhien nad Vorgang eines Codex juris Bavarici criminalis (1751) und 
eines Codex juris Bavariei iudiciarii (1753) ein neues Civilgefegbud, der Codex 
Maximilianeus Bavaricus civilis, fo genannt nad dem Kurfürften Marimilian 
Joſeph III., verfaßt von dem Kanzler Freiherrn von Kreittmayr. (S. d. Art.) 
Bergleiht man nun dieſe verjchievenen Geſetzbücher, ſoweit fie das Civilrecht ber 
treffen, mit einander, fo ift augenfällig, wie ſehr das römijche Recht nach der da- 
maligen gemeinrechtlihen Doktrin in zunehmendem Maße an Einfluß gewonnen, 
fo zwar, daß das neueſte Gefegbuch nach dem weit überwiegenden Charakter und 
Beftandtheil feines Inhalts ſich faft als ein Kompendium des damaligen gemeinen 
Rechts bezeichnen läßt, wie es aud in der Art feiner Abfaffung ſich mehr als ein 
Lehrbuch, denn als ein Geſetzbuch varftellt. 

Dieſer Codex Maximilianeus war der erfte Berfuch einer umfaſſenden deutſchen 
Givilgefeggebung, als folder auch in Anfehung der Form ein achtbares Werk, wenn 
man bevenft, wie wenig damals nod in der Rechtswiſſenſchaft vie deutſche Sprache 
gebraucht wurde und melde Gejhmadlofigkeit im deutichen Styl und vollends im 
juriftifchen Geſchäftsſtyl damals noch allgemein herrfchenn war. Neben viefem Geſetz- 
buch blieb jedod das gemeine Recht in feiner Geltung als fubfiviäres Recht an- 
erfannt, und fo befteht dafjelbe, wenn aud im Einzelnen vielfah abgeändert, im 
Ganzen noch heute in einem großen Theile des Königreichs Bayern, namentlich in 
Dber- und Niederbayern und in der Oberpfalz, in Kraft. 

Aber fhon vor deſſen Publikation hatte König Friedrich II. von Preußen 
eine Reform des Rechts in feinen Landen in Angriff genommen, welche nad) langer 
Unterbrehung und vielen Mühen in einer vollftändigen Gefeßgebung, die in ver 
Geſchichte des Rechts Epoche macht, ihren Abſchluß gefunden hat. Schon im Jahr 
1746 befahl jener feinem Großkanzler Cocceji (f. d. Art.) die Abfafjung eines 
fediglih auf Bernunft und Landesverfafjung gegründeten deutſchen allgemeinen 
Landrechts, von welchem bis 1754 wirflid zwei Theile, unter vem Titel: „Projekt 
des Corporis juris Fridericiani“ herausgegeben wurven. Dieje wurden jedoch, und 
mit Recht, ſowohl materiell als formell ihrem Zwed nicht entſprechend gefunden. 
Nach langer Unterbrehung, im Jahr 1780, wurbe die Arbeit unter der Leitung des 
Großfanzlers von Carmer (f. d. Art.) energifch wieder aufgenommen, in Folge deſſen 
1784— 1788 zuerft ein Entwurf gevrudt und ſodann von König Friedrich Wil- 
beim IL. unter vem 20. März 1791 ein „allgemeines Geſetzbuch für die preußi- 
fhen Staaten“ publicirt, das mit dem 1. Juni 1792 in Geſetzeskraft treten 
follte, jedoch erſt nad einer nochmaligen Ueberarbeitung gemäß neuer Publikation 
vom 5. Februar 1794 unter dem neuen Titel: „allgemeines Landrecht für 
die Preufifhen Staaten“ vom 1. Juni 1794 an wirflid in Geſetzeskraft 
getreten ift. Diefes allgemeine Landrecht, beftehend aus einer Einleitung und zwei 
Theilen mit 43 Titeln und 19189 Paragraphen in vier Bänden von zufammen 2470 
Seiten, enthält nicht blos Privatrecht, ſondern auch Staatsrecht, Kirchenrecht und 
Strafredht. Doc bezieht fi der größere Theil deſſelben auf das Privatredht, na- 
mentlih der ganze erfte Theil (2 Bände), ver vritte Band größtentheils, und zum 
Theil auch noch der vierte Band, fo daß wohl über 15000 Paragraphen auf das Pri⸗ 
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vatrecht zu rechten find. Ein Regifterband von 384 Seiten giebt über den Juhalt des 
Wertes in alphabetifher Ordnung Auskunft. Zur Ordnung der Rechtspflege find da— 
neben noch mehrere ausführliche Geſetze theils früher, theild jpäter erlaſſen worben, 
von denen bie allgemeine Gerichtsordnung und die Hypothelenordnung in nächiter 
Beziehung zum Civilrecht ftehen. Die neue Eivilgefeggebung war beftimmt, an bie 
Stelle des bisherigen gemeinen Civilrechts zu treten, Die innerhalb der preußiichen 
Lande beftehenden Partikularrechte follten daburd nicht befeitigt werben; vielmehr 
war es bie Abficht, die Provinzialvedhte ebenfalls in (Provinzial) Gejegbüdern 
zufammen zu faflen, was aber nur für die Provinz Oftpreußen und erft 1844 
auch für Weftpreußen ausgeführt worden ift. Sp wurde das allgemeine Landrecht 
in allen damals unter der Herrichaft des Königs von Preußen ftehenven Landen, 
außer Neuenburg und Balengin, ſodann auch in den bis zum Jahr 1803 neu- 
erworbenen Landen eingeführt und nah dem Parijer Frieden in den durch den 
Tilfiter Frieden verlorenen, jet wieder gewonnenen Landestheilen wieder eingeführt, 
nicht minder auch in den neuerworbenen jähfifhen Laudestheilen und zulegt noch 1825 
auch in dem Herzogthum Weftphalen, vem Fürſtenthum Siegen und den Graffchaften 
Wittgenftein als gemeines Recht publicirt. So befteht es heute noch in dem größern 
Theil ver preußifhen Monarchie in Kraft, theils mit jubfiviären, theils, nämlich in 
denjenigen Lanvestheilen, in welchen während ver franzöfiihen Zwiſchenherrſchaft 
durch fremdherrliche Gefetgebung die Bartifularrechte befeitigt waren, mit unbebingter 
Gültigkeit, jedoch in einigen Provinzen oder Gebietstheilen mit noch fortdauernder 
Sufpenfion einiger Titel des zweiten Theils. Ja, e8 gilt auch noch, fo viel das Ci— 
vilvecht betrifft, in ven feit dem Tilfiter Frieden mit Bayern vereinigten fränkiſchen 
Fürftenthümern Ansbach und Baireuth, fowie in dem an Hannover überlafjenen Oft- 
friesland, auf welches treuergebene Land eine kurzfichtige Yand- Politik verzichtete, um 
nad einem halben Jahrhundert in dem Jahde-Buſen einen ſchwächern Poſten am 
Norbmeer wieder mit Mühe zu gewinnen. Dagegen gilt es nicht in der preußiſchen 
Rheinprovinz linker Rheinfeite und in dem vormaligen Herzogthum Berg, wo die fran- 
zöfifche Gejeßgebung in Kraft geblieben, ferner in dem oftrheinifchen Theil des 
Regierungsbezirts Koblenz, in Neuvorpommern mit der Infel Rügen, und in. dem 
jüngft erworbenen Fürftenthämern Hohenzollern, wo nod das gemeine deutſche 
Recht bejteht. Fragt man mun nad) dem innern Werthe dieſer Eivilgefeßgebung ? 
Ein Erzeugniß gründliher Rechtskenntniß und gewifienhaften Fleißes, worin mit 
jelbftftändiger Herrfchaft über den gewaltigen Stoff die verjchiedenartigen Elemente 
des damaligen Rechts zu einem in’s Ginzelne ausgeführten Ganzen verarbeitet 
find, war fie ein Gegenftand gerechten Stolzes der Preußen, benen in biejem 
Werke ver Ruhm eines großen Königs auf einem andern Felde des öffentlichen Lebens 
wieder aufzuleuchten ſchien, zu einer Zeit, ald die auf dem vorzugsweife fogenann- 
ten Felde der Ehre von demſelben König errungenen Lorbeeren jhon fi zu ent- 
blättern anfiengen, um bald nachher in einer fcheinbar vernichtenden Bluttaufe 
erſt die Kraft, frifhe Sproffen zu treiben, wieder zu gewinnen. Es war das erfte 
Beifpiel eines vollftändig durchgeführten Syſtems deutſcher Geſetzgebung, das, auch 
in ſprachlicher Beziehung, zumal für die damalige Zeit, im Ganzen lobenswerth, 
ihon als ein Verſuch der Emancipation von der formellen Herrfhaft recipirter 
fremder Rechte, begreiflid von Bielen mit bewunbernder Freude begrüßt wurbe. 
Aber leiver war das große Werk nicht frei von erheblihen Fehlern in Anlage 
und Ausführung, welde deſſen Wirkung für pas Leben weſentlich beinträchtigt und 
die von ihm gehegten Erwartungen größtentheils getäufht haben. Anftatt die 
mannigfaltigen Privatrehtsverhältniffe nah ihrer charakteriftifhen Verſchiedenheit 
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zu gruppiren und fir jedes die leitenden Grundſätze und nähern gefeßlichen Be— 
ftimmungen überfihtlih und Mar zufammenzuftellen, baut das allgemeine Land— 
recht, von allgemeinen Abftraftionen ausgehend, im boftrinärer Weife, an De- 
finitionen und Eintheilungen nicht jparfam, ein künſtliches in fich verfehltes Sy— 
ftem auf, in welchem bie verfchiedenartigen Rechtsinftitute vielfach verwirrend durch 
einander ſchwimmen, das innere Weſen und die Struftur berfelben oft nicht in 
Haren Zügen bervortritt, und die fie betreffenden Normen nicht felten nur mit 
Mühe aus zerftreuten allgemeinen und befonvern Borfchriften in dem weitläufigen 
Werke zufammenzufinden find. In dem erften Theile, welcher das allgemeine Ber- 
mögensrecht enthält, oder nah dem Ausdruck eines neuern Schhriftftellers, „vie 
Bermögensrechte, welche der Menſch als abftrafte Perfon bat“, betrifft, ift nad) 
Borausfendung einiger allgemeiner Titel das Eigenthum in einem fehr vagen und 
unbeftimmten Begriff zum Mittelpunkt des Syftems gemacht, und kommen daher 
die Schulpverhältniffe nur in der umtergeorpneten Beziehung als Arten mittel- 
barer Erwerbung des Gigenthums, das doch aud wieder nad jenem weiten Be- 
griff von Schulpforderungen ftattfindet, in Betracht: woburd eine bevenfliche Ber: 
wifhung des charakteriftifchen Unterfchieds der beiven Hauptarten der Vermögens- 
rechte herbeigeführt und eine folgerichtige zufammenhängende Darftellung vorzitg- 
lich des Weſens der dinglichen Rechte vereitelt ift. Und im zweiten Theile, wel- 
her die Rechtsverhältniffe, in denen man als Mitglied einer Gemeinſchaft over 
Geſellſchaft im meiteften Sinne ftehen kann, angeht, fommen ſogar weſentlich ver- 
ſchiedene Berhältniffe des öffentlichen und des Privatrechts in verwirrendem Durch— 
einander vor. Die Berfaffer des Geſetzbuchs haben in ver Anlage des Ganzen 
unläugber zu fehr einem abftraften doftrinären Formalismus gehuldigt, während 
im materiellen Inhalt mehrfach ein freilich entſchuldbarer aber immer nachtheiliger 
Einfluß damals herrfchenver, ſeitdem als falfch erfannter gemeinrehtliher Theorie, 
fo wie des Mangels genauer Auffafjung deutſchrechtlicher Inſtitute, welche feither 
erft durch die Wiſſenſchaft beſſer erkannt worben find, ſich bemerflih macht. !) 

Ein anderer Fehler des allgemeinen Landrechts ift hervorgegangen aus dem 
übertriebenen Beftreben, vie Normen der Nechtsverhältniffe möglichft in's Einzelne 
auszufpinnen, kaſuiſtiſch die mannigfaltigen Beſonderheiten der Recdhtsverhältniffe 
im Voraus gefeglich zu regeln und fo ein Buch zu fchaffen, aus welchem der Late 





1) In neuefter Zeit ift in einem geiftwollen Buche der Verfuch gemacht worden, das Syſtem 
des Landrechts zu rechtfertigen und als entiprechend der germanijchen Auffaffung und dem Geifte 
des heutigen Rechts darzuitellen : gun Löher, das Spftem des preußifchen Landrechts in 
deutfchrechtliher und philofophifcher Begründung, Paderborn 1852. Aber fo viel Beachtenswer— 
tbes dieſes Buch auch enthält, können wir doch den Verſuch im Ganzen nicht für gelungen er: 
achten. Indbeiondere ift der Begriff des Eigenthums, auf welchen bier großes Gewicht aelegt 
wird, weder an fich brauchbar, den Mittelrunft des Syſtems des allgemeinen Vermögensrechts 
zu bilden, noch als ſpecifiſch deutichrechtlicher Begriff anzuerkennen. Er jcheint uns vielmehr nichts 
als der weitere Begriff von Eigenthum, der am Ende mit dem Begriff des Vermögensrechts in 
fubjeftivem Sinn zufammenfältt, und der nicht nur, mit dem Begriff von Sache im weitern Sinn 
in Verbindung ftehend, in der gemeinrechtlichen Doftrin von jeber ſich mehr oder minder, nicht 
felten ftörend, vergedrängt bat, jondern auch den römifchen Juriften nicht fremd war, wie ſchon 
der Ausdruf »universum dominium« (L. 70. $. 1 D. de verb. signif. 50. 16.,, gleichbe- 
deutend mit universum ius oder omne quod in bonis est, omnia bona (L. 24. 49. D. 
ibid.), beweist. Es ift nicht weggudemonftriren, dafs durch die Zugrundfegung dieſes vagen Eigen: 
thumsbegriffs die Theorie des Eigenthums im engern Sinm und der dinglichen Rechte überhaunt 
gelitten hat und einzelne Infongruengen, 3. B. in Anfebung der Beſitzlehre, herbeigeführt worden 
nd. Bol. die Recenſion obiger Schrift in der krit. Zeitjchr. für die gefammte Rechtsw. Bd. I, 
(Heidelberg 1853.) ©. 217. ff. . 
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ſelbſt, ohne Zuziehung eines Rechtsbeiſtandes, mit Leichtigkeit die den konkreten 
Rechtsfall betreffende gefegliche Regel entnehmen könne, und weldes ber wiflen- 
ſchaftlichen Entwidiung möglihft wenig mehr zu thun übrig laffe. Das Landrecht 
begnügt fi nicht damit, die leitenden Grundſätze Mar und beftimmt auszufpredden 
und feine VBorfchriften in den allgemeinen wejentlihen Zügen binzuftellen ; ſondern 
ergeht ſich auch in ausführlicher Darleguug der Folgefäge, die doch nicht erfchd- 
pfend und für alle Fälle ausreichend ausfallen konnte und nicht felten einen Kon— 
flikt zwiſchen allgemeinen und bejondern Beftimmungen zur Folge gehabt hat 2). 
So ift e8 gelommen, daß das Landrecht ganz gegen bie Abficht feines königlihen An- 
ftifters Teineswegs ein populäres gemeinverftändliches Geſetzbuch geworben tft, dem 
ſchon feine Weitläufigfeit im Wege ftand, daß es bald eine beträchtliche Reihe von 
Streitfragen und eine Maſſe von Deflarationen hervorgerufen bat, und fchon nad) 
zwei Jahrzehnten feiner Geltung das Bedürfniß einer durchgreifenden Revifion 

ch fühlbar machte, mit der man wohl am meiften wegen bes läftigen Reichthums 
feines Inhalts zur Zeit noch nicht zu einem gebeihlihen Ziele gelommen if. — 

Bon größerer Bedeutung, nicht nur wegen des weitaus größern Gebiets 
ihrer unmittelbaren Geltung, ſondern aud als Borbild anderer Gefeggebungen, 
ift die franzöſiſche Eivilgefeßgebung geworben. 

In Frankreich Hatte ſich der Rechtszuſtand wefentlich verſchieden geftaltet in 
den füplihen und in den nördlichen Provinzen des Königreichs. Dort, wo eine 
Nieverlafiung der erobernden Germanen nur in geringerem Mafe ftattgefunden, 
die Hauptmafle der Bevölkerung römifch geblieben war, erlangte das römiſche 
Recht, nachdem es auch dort Anfangs nur als Nationalreht der Einwohner rö- 
mifher Abftammung, fowie als Necht der Kirche und der Kleriter in Geltung ge— 
blieben war, mit der Zeit das Anfehen eines gemeinen territorialen Rechts, und 
zwar wurden dafelbft nach dem Wieveraufleben des Rechtsftubiums, wie in Deutfch- 
land und Italien, ebenfalls die Juftinianifchen Rechtswerke in einigen Ländern 
durch gefegliche Verfügung, in andern durch das Herfommen, als gemeingültige 
Rechtsquellen recipirt, obwohl es nicht fehlte an theilweife verogirenden Lokalſtatu⸗ 
ten. Daher wurde auch das römische Recht auf ven Rechtſchulen des Südens, na- 
mentlich in Touloufe und Montpellier, mit Eifer fultivirt, während es vom Unter- 
riht an der Parifer Univerfität ausgefchloffen war. In den nörblichen Provinzen, 
wo bei ber Begründung des fränkiſchen Reiches in dichtern Maffen veutfche Be— 
völferung ſich angeftevelt hatte, wurde auch germanifches Recht das vorherrfchende, 
das ſich vornehmlich als Gewohnheitsreht, mit mannigfaltiger Verſchiedenheit in 
den einzelnen Landen, ausbildete. Diefes Gewohnheitsrecht wurbe zwar mit ber 
Zeit officiell in ſchriftliche Faſſung gebracht und es entftand fo eine große Reihe 


9) Auch gegen diefen Borwurf bat es zwar dem Landrecht nicht an Vertheidigung gefeblt, 
weiche die Mängel nur als ſcheinbare aufzuweifen fucht, die „ſich wiederholentlich in wirkliche Bor: 
züge verwandeln“ (Bornemann, foftematifche Darftellung des preußifchen Givifrechts, 1. $. 27.); 
aber die iger bat wenig Erfolg gebabt. Nirgendwo bat man fich entichliehen fünnen, 
die Methode des Landrechts für ähnliche Arbeiten zum Mufter zu nehmen. Wenn fich die Vers 
ehrer des letztern damit tröften, daß fie die Bemaͤngelung deffelben aus der Unfähigkeit, „das 
Weſen einer für Preußen angemefjenen Nechtsgeftaltung richtia aufzufafien“, erflären, fo bat 
died jo wenig Eindruf gemacht, daß ein Nechtögelebrter, dem faum Jemand vorwerfen wird, 
der Gegenwart und ihren Bedürfniffen fremd geblieben zu fein, der vielmehr felbft der Verfaſſer 
eines neueften Civilgeſetzbuches ift, fich nicht geicheut hat, jenes Geſetzbuch „das verfehltefte in 
der Anlage und das mißlungenfte in der Ausführung‘ zu nennen. Bol. die krit. Ueberſchau der 
deutfchen Geſetzg. und Rechtͤw. I. S. 141. . 
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von geſchriebenen Gemwohnheitsrechten, theild für ganze Provinzen, theils für ein- 
zelne Stäbte (coutumes générales und locales), aber vie Benennung „droit cou- 
tumier* blieb doch dafür gebräudhlih, und hießen daher viefe Provinzen pays du 
droit coutumier oder des coutumes, im Gegenſatz der füblihen, welde man pays 
du droit &erit nannte. In den erften hatte das römische Recht nur die Bedeutung 
einer ergänzenden wiflenfchaftlihen Erfenntnißquelle, ſoweit die coutumes nicht 
ausreichten; es galt nur als raison &erite. In den erft im 16. Jahrhundert dem 
deutſchen Reiche abgezwadten Ländern endlich beftand berjelbe Rechtszuſtand, wie 
in Deutfhland; vie Rechtsſchule in Straßburg gab den wiſſenſchaftlichen Stütß- 
punkt deſſelben ab. Allgemeine Geltung für das Ganze hatten nur die königlichen 
Verordnungen (ordonnances), deren bejonders unter Ludwig XIV. mehrere von 
großer Wichtigkeit erfchienen find, die aber eben fo wenig, wie bad in ganz 
Frankreich ziemlich gleihmäßig ausgebildete Lehenswefen jene hervorftehende Ber- 
ſchiedenheit aufhoben. 

Eine ſolche Verſchiedenartigkeit des Rechts widerftrebte dem Geift der Revo- 
Intion; Gleichheit der Gefege, wie Gleichheit vor dem Gefege, war ein Wahl: 
ſpruch der Zeit. Die neue nivellivende und centralifirende Ordnung ver Verfaſſung 
und Berwaltung des demokratiſchen Staates ſchien aud Einheit der Civilgeſetz- 
gebung als ein nothwendiges Komplement zu erheifhen; ver vollſtändige Brud 
des neuen Frankenreichs mit feiner Vergangenheit, die Auflöfung ver bisher fo 
wichtigen Beziehungen zur Kirche und zum kirchlichen Recht, die plötzliche Befeitigung 
wichtiger — aud) in das Civilrecht eingreifender — Inftitutionen des bisherigen Rechts, 
und durch alles dieſes veranlaft, eine Reihe von einzelnen wichtigen Geſetzen civil» 
rechtlichen Inhalts (das fog. droit r&volutionnaire) machten eine durchgreifende 
Revifion der Civilgeſetzgebung zum dringenden Bebürfnif. So hatte ſchon die Ver: 
faflung von 1791 ein einheitliches Civilgefegbud) für das ganze Königreich verheißen, 
und ſchon 1793 wurbe dem Nationalfonvent des inzwiſchen in eine Republit umge 
wandelten Staats ein von Cambacerds (vgl. d. Art.) verfaßter Entwurf deſſelben 
vorgelegt. Aber nad diefem und andern vergeblichen Verſuchen war es erft dem 
Helden des neuen Frankreichs, deſſen Kraft und Staatsweisheit das Unthier der 
Revolution bändigte, es war Napoleon Buonaparte vorbehalten, die Sache an’s 
Ziel zu bringen und dem beruhigten Staate nebft andern Geſetzbüchern aud eine 
neue Givilgefeggebung zu gewähren. Unter feinem Konfulat wurde ein neuer Ent- 
wurf ausgearbeitet (von Tronchet, Portalis, Bigot de Preameneu und Maleville); 
die nah Begutachtung der Gerichte und durch Berathungen der verfaffungsmäßi- 
gen Organe der Geſetzgebung umgearbeiteten einzelnen Titel deſſelben, 36 im 
Ganzen, wurden ſodann in ven Jahren 1803, 1804 als fo viele einzelne Geſetze 
angenommen und publicirt, und (durch ein Geſetz vom 30. Ventose des Jahre XII 
der Republik) zu einem Ganzen unter dem Namen „Code civil des Frangais“* 
vereinigt; nachdem aber Napoleon die Kaiſerwürde angenommen hatte, dieſes Ge- 
jegbucd in neuer Ausgabe, mit manden — jedoch meiftens nur Worte betreffen- 
den — WUenderungen, unter dem neuen Namen „Code Napoleon“ wieberum 
publicirt 3). 

Diefes wichtige Geſetzbuch nun befteht, außer einem titre pröliminaire, aus 
drei Büchern — 1) des personnes, 2) des biens et des difförentes modifications 


3) Die Borarbeiten zu dieſem Gefegbuche (Gutachten, Beratbungen u. f. w.) find in großer 
Bouftändigkeit dur den Drud bekannt gemacht, und bieten ein reichliches Material dar zu 
defien legislativer Würdigung und praftifcher Auslegung. 
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de la propridte, 3) des differentes manidres, dont on acquiert la'propridti6‘ —, 
die zufammen 35 Titel enthalten, wovon 11 auf das erfte, 4 auf das zweite, 
20 auf das dritte fallen; das Ganze zerfällt in 2281 Artifel, die nur einen 
mäßigen Oftavband (nad) der Stereotypausgabe des Firmin Didot, Paris 1807, 
nur von 431 Seiten Hl. 8.9) füllen. Schon hieraus läßt ſich auf deſſen große Ver- 
ichievenheit vom preußifchen Landrecht ſchließen. Die Anordnung des — iſt 
zwar ſyſtematiſch ebenfalls fehlerhaft, aber doch einfacher und überſichtlicher als 
die des Landrechts. In der Ausführung beſchränkt es ſich weit mehr wie dieſes, 
nur auf Feſtſtellung der Grundſätze und Hauptbeſtimmungen der Rechtsverhältniſſe, 
die weitere Ausbildung der Wiſſenſchaft und Praxis (jurisprudence) anheimgebend, 
fir welche die Gerichtsverfaffung in dem Kaffationshofe ein leitendes Organ gab; 
und in der Faſſung ift es, ungeachtet mander Mängel im Einzelnen, doch im 
Ganzen ausgezeichnet im richtiger Beobachtung der Grenzlinie zwifchen einem Ge— 
ſetzbuche und einer wiſſenſchaftlichen Darftellung des Rechts. 

Was den Inhalt betrifft, fo entſtammt er zum Theil tem droit r6volutionnaire. 
Diefes zeigt fich beſonders einflußreich im Eherecht, worin das Prineip der bür— 
gerlihen Ehe, von allen kirchlichen Beziehungen abſehend, ftreng durchgeführt, 
volltonnmene Scheidung ſogar blos nad wechſelſeitiger Uebereinftimmung geftattet 
und nur durch ftrenge Formalitäten erſchwert ift; fodann in Anfehung der elter- 
lien Gewalt, melde — entjprehend dem Geifte ver Revolution, der die jüngere 
Generation möglichſt zu emancipiren ftrebte — im Geſetzbuch fehr abgeſchwächt 
erfcheint. Zum größern Theil aber ift älteres franzöfifches Recht die Duelle des 
neuen: römiſches Recht nämlich, Gewohnheitsrecht (vorzüglich vie Coutume de Paris) 
und königliche VBerorbnungen. Aus der legten Duelle ift großentheils das Recht 
über Zeftamente und Schenkungen entjprungen, ſodann namentlih ein in vie 
Lehre von den Obligationen (unpaffend) eingefhobenes Kapitel über den Beweis 
(Art. 1315— 1369), mit der wichtigen Vorſchrift über fchriftliche Abfaflung ber 
Berträge. Das Gewohnheitsreht, alfo weſentlich germanifches Recht, hat zum 
Theil in der Lehre vom Eigenthum und den Dienftbarkeiten, mehr noch im Erb» 
recht, vornehmlich aber in dem ehelichen Güterrecht ſich einflußreich erwiefen. In 
der Lehre vom Eigenthum und vollends von den Obligationen ift außerdem (ab- 
gefehen nämlid von dem unpaffend bier eingereihten Contrat de mariage) römi- 
ches Recht das vorwiegende Element, und dieſer Theil des Geſetzbuches möchte 
wohl im Ganzen ver am meiften gelungene zu nennen fein. Sehr ungenügend 
dagegen ift, zufolge des Schwanfens zwifchen verſchiedenen Principien, das Hy— 
potbefengejeß (liv. III. tit. 18 des privildges et hypotheques) ausgefallen. Eine 
im Wefentlihen richtige Grundlage, die ſchon durch ältere Geſetze vorbereitet und 
in einem Hypothekengeſetze der Nevolutiongzeit anertannt war, ift im Code Napoléon 
durch Zulafjung ftilfchweigender Hypothelen und Befeitigung der Nothwendigkeit 
der Eintragung des Gigenthbumserwerbs von Grundſtücken alterirt worben, fo daß 
biefer Theil des Gefeßbuches feinem Zweck (Sicherheit des Realkredits wie des 
Grundbeſitzes) durchaus nicht entipricht und gegen andere neue Hypothekenordnun⸗ 
gen weit zurüditeht. 

So beihaffen wurde der Code Napoleon als gemeines Civilrecht in ganz 
Frankreich eingeführt, mit Befeitigung alles Unterfchievs zwifchen den Ländern 
des gefchriebenen und des Gewohnheits- Rechts, mit Aufhebung aller Partikular- 
rechte, jo weit nicht das Geſetzbuch felbft in einzelnen Punkten auf Lolalgemohn- 
heiten verweist. So befteht er auch jeßt noch — nur in einigen wichtigen Punkten 
durch fpätere Gefege modificirt — in Kraft, und zwar, nachdem er in Folge ber 
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Reftanration des Königthums feinen erften Namen „Code eivil® wieder erhalten 
hatte, unter dem neuen franzöfifchen Kaiſerthum auch wiederum verbienter Maßen 
nad dem Namen feines eigentlichen Urhebers benannt. Aber nicht blos in Frank⸗ 
veih, wie es jeßt befteht, auch in mehrern andern Rändern gilt er. Mit Napoleon’s 
Kriegsglüd breitete fih aud die Herrſchaft feines Geſetzbuchs aus. Es wurde nicht 
nur in den mit dem franzöftfchen Reiche ummittelbar vereinigten, fondern auch in 
mehreren von ihm abhängigen oder unter feinem Proteftorat ftehenden Ländern, 
theils in Urtert theils in Ueberfegungen, eingeführt: fo in Italien, in den Nieder— 
landen, in den hanfeatifchen Departements, im Großherzogthum Berg, im Herzog. 
thum Warſchau umd der freien Stadt Danzig, im Fürſtenthum Aremberg, im 
Königreih Weftphalen, Großherzogtum Frankfurt, den Herzogthümern Köthen 
und Naſſau, und — in deutſcher Bearbeitung mit manden Zufägen und Abän- 
derungen — im roßherzogthum Baden; aud für Spanien war ſchon die Ein- 
führung befchlofien. In Folge des Kriegsungliids feines Urhebers wurde dann 
zwar dieſes Gebiet des Geſetzbuches ſehr geſchmälert, in vielen jener Länder ber 
frühere Rechtszuftand hergeftellt; aber in allen deutſchen Provinzen linfer Rhein- 
feite und in dem für Preußen neu erworbenen Großherzogthum Berg, in Baden, 
in den Niederlanden, in einem Theil von Italien (Neapel und Sardinien) ift es theils 
ganz, theils mehr oder minder umgearbeitet, in Kraft erhalten oder wieder ein- 
geführt worden, und neuerdings noch in Öriehenland als Gefeßbuch aufgenommen. 

Neben dem Code Napoldon wurde im Jahr 1807 noch ein eigenes Handels— 
geſetzbuch (Code de Commerce) publicirt, das einen Theil der franzöſiſchen Eivil- 
geſetzgebung bilvet, und auch dieſes gilt noch jest, mit einigen Abänderungen, nicht 
nur in Frankreich, fondern ebenfalls in mehrern andern Ländern, ift namentlich 
auch in Griehenland, Spanien, Bortugal und Brafilien in bloßen Umarbeitungen 
recipirt worben. 

Eine dritte Civilgefeßgebung der neuern Zeit ift das öfterreihifche bür— 
gerlihe Geſetzbuch. Die Vorarbeiten dazu beginnen ſchon im Jahr 1753, in 
welhen Maria Therefia eine Kommiſſion niederfegte, um „ein ficheres gleiches 
Recht und eine gleichförmige rechtliche Berfahrungsart für die öſterreichiſchen Erb» 
länder” zu erzielen. Ein Entwurf eines Civilgefegbuches wurde 1767 in 8 Folio— 
bänden gebrudt, erhielt aber, mit Recht, micht vie landesherrlihe Genehmigung. 
Nach weitern Vorarbeiten wurde zuerft 1787 ber erfte Theil eines Geſetzbuches 
(nah Joſeph II. das Jofephinifche genannt) publicirt und eingeführt, ſodann ein 
neues ganzes Geſetzbuch 1794— 96 vollendet (durd; den befannten Naturrechts- 
lehrer Martini) und auch 1797 zunächſt in Weftgalizien, dann in Oftgalizien ein- 
geführt. Durch abermalige Umarbeitung, unter vorzügliher Mitwirkung von Zeiller 
als Referenten der Geſetzkommiſſion, entftand daraus das „allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch“, das, 1811 publicirt, vom 1. Januar 1812 an in allen damals unter 
Öfterreihifchem Scepter ftehenden Ländern, mit Ausnahme von Ungarn nebft deſſen 
Nebenländern und Siebenbürgen, in Wirkfamteit trat, und zwar als fortan aus- 
Ichlieplich geltende Duelle des allgemeinen Privatrehts, mit Befeitigung des bis— 
herigen gemeinen Rechts wie ver Provinzialrechte. Daffelbe befteht aus einer Einlei- 
tung von 14 Paragraphen und drei Theilen: 1) „von dem Perſonenrechte“, worin in 
vier Hauptftüden a) von den Rechten, welche fih auf perfönliche Eigenfhaften und 
Berhältniffe beziehen, b) von dem Eherechte, e) von den Rechten zwiſchen Eltern 
und Kindern, d) von den Vormundſchaften und Kuratelen die Rebe iſt; 2) von 
dem Sachenrechte, worin nad einer allgemeinen Einleitung „von den Sahen und 
ihrer rechtlichen Eintheilung“ in zwei Abtheilungen nicht nur die Lehre vom Eigen- 
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thum und andern binglichen Rechten, wozu and das Erbrecht gezählt wird (Ab⸗ 
theilung 1 mit 16 Hauptftüden), ſondern aud vie Lehre von ven Obligationen, 
ben jogenannten perjönlihen Sachenrechten (Abth. 2 mit 30 Hauptftüden), vor- 
fommt ; 3) „von ben gemeinjhaftlichen Beftimmungen ver Berfonen- und Sachen⸗ 
rechte". In 1502 kurzen Paragraphen ift das Ganze abgeſchloſſen. 

Gleich dem Code Napoldon und jelbft noch mehr wie diefer unterfcheivet es 
ſich von dem preußifchen Landrecht durch kürzere gebrängte Faffung, mit Bermei- 
dung fafjuiftiihen Details, Es empfiehlt fit) au im Ganzen durch Mare und 
faßliche, dem Charakter eines Geſetzbuchs angemeſſene Ausdrucksweiſe. Das deutſche 
und römijhe Element des gemeinen Rechts ift darin meiftens verftändig und zeit- 
gemäß verarbeitet und verfhmolzen, und dem erften namentlich fein gebührenver 
Einfluß gewahrt worden. So in Vergleihung mit dem verworrenen und fontro- 
serjettreichen frühern Rechtszuftand beifällig aufgenommen, hat es fich leicht ein- 
gebürgert und wird als einheitliche Rechtsquelle eines großen Ländereibezirks mit 
gutem Grund für ein werthvolles Beſitzthum gehalten. Aber aud darin laffen 
fih erheblihe Mängel nicht verfennen, vie freilich zum Theil dem Stande ber 
Rechtstheorie zur Zeit der Entftehung des Geſetzbuchs in Rechnung zu ftellen find, 
und das Syſtem deſſelben, obwohl feiner ungefünftelten Einfachheit wegen dem bes 
preußiſchen Landrechts vorzuziehen, ift doch eben jo wie das des Code Napoldon 
verfehlt; e8 beruht zum Theil auf unrichtigen und unklaren Begriffen. Es finden 
fih darin nicht felten doktrinäre Begriffsbeftimmungen, vie in einem Geſetzbuch 
überhaupt beſſer vermieden würben, zubem aber ungenau oder fchief ausgefallen 
und fo für die wiffenihaftliche Auslegung eine hemmende beengenve Feſſel find. Auch 
find die materiellen Rehtsbeftimmungen oft ungenau, oft lüdenhaft und ungenü- 
gend, wofür bie Verweifung auf ein fogenanntes Naturreht als fubfipiäre Ent- 
ſcheidungsquelle wenig Troft gewährt. Zudem hat eine abftrafte Naturrechtstheorie 
einerfeit8 und andrerſeits ein übermäßiges Vertrauen auf die Allmeisheit bes 
Staats mitunter einen nachtheiligen Einfluß ausgeübt, woraus z. B. Beftimmungen 
über das Verhalten unter Eltern und Kindern, vie elterlihe Gewalt noch mehr 
al8 ver Code Napoleon beſchränkend, hervorgegangen find, die der Natur viefes 
Tamilienverhältniffes durchaus nicht entiprechen und in hundert Fällen eine ftö- 
rende Einmiſchung der öffentlichen Gewalt in gefunde Familienverhältniffe veran- 
laffen könnten, um dann und warn einmal dem Schaden eines ungejunben vor: 
zubeugen. 

Ungeachtet diefer Mängel, die durch verſchiedene und allgemein anerfannte Bor» 
züge überwogen werben, hat das öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch nah dem 
allgemeinen Urtheil einen wohlthätigen Einfluß auf bie Rechtspflege ausgeübt, und 
würbe dies wohl noch in höherem Grave ver Fall fein, wenn fi von Anfang 
an eine freiere und unbefangenere wiſſenſchaftliche Bearbeitung, unter vollftändiger 
Benutzung der ausgebilvetern gemeinrechtlihen Jurisprudenz, deſſelben bemächtigt 
hätte, wie fie feit einiger Zeit fich zu entwideln begonnen bat und mit ver Zeit 
vielleicht zu einer weſentlich befjernden Revifion führen wird. Das Geſetzbuch 
wurbe feit 1814 nah und nad aud in den mit dem Kaiſerſtaate wieder ver- 
einigten und neuerworbenen Ländern, mit Ausnahme ver zum Königreih Ungarn 
gehörigen, eingeführt ; ſodann in nenefter Zeit (1852 und 1853) auch in Ungarn, 
Kroatien und Slavonien, der Woiwoodſchaft Serbien und dem Temeſer Banat, 
vesgleihen in Siebenbürgen und in dem Gebiet des vormaligen Freiftaats Kra- 
au; und fo befteht es zur Zeit, von einzelnen Abänderungen und Beſchränkungen 
abgefehen, als gemeines Recht in dem ganzen Umfange des Kaiferftantes, in dem 
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fomit aud in Anſehung ver Civilgefeggebung der Wahlfprud : „unitis viribus* 
zur Wahrheit geworben ift. Es befteht auffervem nod in Kraft in dem 1816 an 
Bayern abgetretenen Amte Redwitz in Oberfranken, während in einigen andern 
vormals öfterreichifhen Landestheilen des Königreichs Bayern das Joſephiniſche 
Geſetzbuch beftehen geblieben ift. 

In Deutihland find alfo gegenwärtig neben einander drei abgeſchloſſene Ci- 
vilgefeßgebungen mit Ausſchließung des gemeinen Rechts in vr außer dem 
bayeriſchen Landrecht, welches dem gemeinen Recht nach fubfiniäre Gültigkeit vor 
behält ; im einem großen Theile von Deutichland aber befteht noch jetzt das ge— 
meine beutfche Civilrecht, ohne im Ganzen dur ein vollftändiges Civilgeſetzbuch 
ausgejchloffen zu fein. Indeſſen fehlt e8 aud dort nicht an Beftrebungen, das 
geltende Givilrecht zu kodificiren, d. i. in einem Geſetzbuch zufammen zu fallen; 
ja, es ift öfter aud die Idee angeregt worben, für alle veutjchen Staaten ein 
gemeinjames Civilgeſetzbuch herzuftellen. Als Deutſchland (1814) von ber fran—⸗ 
zöſiſchen Uebermacht fich glücklich befreit ſah, trat Thibaut in Heibelberg mit einer 
Flugſchrift „über die Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts für 
Deutſchland“ (mit Zuſätzen vermehrt in deſſen civiliftifhen Abhanplungen als 
19. Abh. aufgenommen) auf, worin er, die Schattenfeiten des beſtehenden Rechts— 
zuftandes in grellen Farben fchildernd, die Abfaffung eines gemeinfamen bürgerlichen 
Geſetzbuches für ganz Deutſchland mit lebhaften Eifer und patriotifcher Wärme 
empfahl. Ein anderer Gelehrter (8. E. Schmidt, Deutjchlands Wiedergeburt, Jena 
1814) rieth ſogar, um mit einem Schlage zu dem erjehnten Ziele der Rechtsein- 
heit zu gelangen, fofort vie allgemeine Annahme des öfterreichifchen bürgerlichen 
Geſetzbuches an. Gegen viefe Vorſchläge trat aber Frievrih Karl von Savigny 
auf (j. d. Art.) in einem Haffifch gefchriebenen Büchlein „vom Beruf unferer Zeit 
für Gefeggebung und Rechtswiſſenſchaft“ (Heidelberg 1814, 2. Auflage 1828), 
welches, nad trefflihen Erörterungen über die Natur, die Entftehung und ben 
Bildungsgang des bürgerlihen Rechts, die Gefahren feiner Kodififation, die Män- 
gel und die Unzufömmlichfeiten der vorliegenden damals noch neuen drei Eivil- 
gefeßgebungen varlegte, und zu dem Schluſſe fam, daß es nicht an der Zeit fet, 
mit der Kodififation des Civilrechts noch weiter vorzugehen, daß es vielmehr vor 
allem einer tüchtigen Belebung und Förderung der Rechtswiſſenſchaft im geſchicht⸗ 
lihen Sinne bevürfe und auf diefem Wege am ficherften eine Befferung des auch 
von dem Berfaffer als mangelhaft anerkannten Nechtszuftandes zu erzielen fei. 
Seitvem hat dann aud die Rechtswiſſenſchaft große Fortfchritte gemacht unb den 
wiffenfhaftlihen Standpunkt, auf welchem jene Gefewgebungen entſtanden, weit 
überflügelt. Allein das Ziel einer befriedigenden dem praftifchen Bedürfniß wahr- 
haft entjprehenven Geftaltung des bürgerlichen Rechts ift dadurch aud nad vier 
Jahrzehnten noch nicht nahe gerüdt umd das Verlangen nad neuer Eivilgefet- 
gebung hat fich nicht befhwichtigen laſſen. Zwar fehlt e8 auch jegt noch nicht an 
wiberrathenden Stimmen ; in neuefter Zeit erſt hat ein gelehrter Eivilift (Sin- 
tenis) folhe Antipathie dagegen an den Tag gelegt, daß er ber Staatsgewalt 
wohl überhaupt die Befugnif zur Erlaffung von Civilgeſetzbüchern beftreiten möchte 
und den Rath giebt, die beſtehenden ‚Givilgefeßgebungen in Deutfhland einfach 
wieder aufzuheben und das gemeine deutſche Civilrecht wieder an deſſen Stelle 
zu fegen: ein Gedanke, gegen ven fih Savigny vor 40 Jahren, wenigftens fo 
viel das preußiſche und öſterreichiſche Geſetzbuch betrifft, ausprüdlich verwahrt hat, 
obwohl damals das legte noch nicht drei Jahre, das andere erft 17 Jahre, beibe 
aber noch in beträchtlich Heinerem Gebiet, als jest, in Kraft beftanden, Uber weit 
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überwiegend folhen Stimmen war die Anficht vieler Rechtögelehrten, waren vie 
häufig ausgefprochenen Wünſche von Bolfsvertretungen und die Beftrebungen ber 
Regierungen fortwährend auf Herftellung von Geſetzbüchern gerichtet. 

In Bayern, das ſich des abfondverlihen Glüdes erfreut — ? —, daß inner- 
halb feiner Grenzen vier (oder 41/,) neuere Civilgefegbücher, fovann das gemeine 
deutſche Recht und daneben nod über fünfzig Statutarrechte gelten, mar durch 
die Berfaffung vom Jahre 1818 ein gemeinfames Givilgefegbudy für das ganze 
Königreich verheigen, und die Erfüllung diefer Verheißung, zu der ſchon vorher 
verſchiedene Vorarbeiten gemacht waren, wurde von Zeit zu Zeit wiederum von 
den Ständen begehrt, von der Regierung in Angriff genommen; fie jcheint endlich 
jest, nachdem durch die Geſetzgebung des Jahres 1848 die Arbeit fehr erleichtert 
worben, in nähere Ausficht geftellt zu fein. Für das Großherzogthum Hefjen 
ift feit 1844 allmälig ein vollftändiger Entwurf eines Civilgefegbuches durch ben 
Drud befannt gemadyt und in Berathung gezogen worden, der, unter gleichmäßiger 
Benutung des gemeinen Rechts und des Code Napoléon mit vielem Gefchid ſelb— 
ftändig und nad eigenem Plane ausgearbeitet, einen unvertennbaren Fortſchritt in 
der Kunft der Gefeßesfaffung beweist (Bol. Richter's krit. Jahrb. Jahrg. X. 
Br. J. ©. 128 ff. ©. 215 ff. Jahrg. XI. Br. II. ©. 789 ff. und bie 
keit. Ueberfhau der deutſchen Geſetzg. Br. I. ©. 128. ff. S. 339 ff.). Und 
für das Königreich Sachſen erſchien 1853 ein vollftändiger Entwurf eines 
bürgerlichen Geſetzbuchs, der, nur mit weſentlich verändertem und zwar verbeffer: 
tem Syftem, vorzugsweife an das Öfterreichifche bürgerliche Geſetzbuch ſich anfchlieft 
(Bergl. die krit. Ueberſchau a. a. D.); es fteht nunmehr beffen definitive Bera- 
tbung und Annahme in Ausficht. 

Während fo in deutſchen Staaten feit 1811 ein neues Civilgefegbud noch 
nicht zur Vollendung gebracht ift, hat die benahbarte Schweiz eine ganze Reihe 
neuer Givilgefegbücher fir einzelne Kantone aufzumweifen. Außer dem Kanton Genf, 
in welchem der Code Napoldon nur mit einzelnen Abänverungen beibehalten ift, 
erhielten neue Gefegbücher, auf der Grundlage des Code Napoldon ausgearbeitet, der 
Kanton Waadt 1821, Teffin 1837, Freiburg 1836—1850, Neuenburg 1854— 
1855 ; fodann auf Grundlage der öſterreichiſchen Gefeßgebung, jedoch nicht ohne 
mancherlei Abweichung, Bern 1826—1831, Luzern 1831—1839, Aargau 1848 
— 1852; ferner, in mehr felbftändiger Bearbeitung, an ven Code Napoleon an- 
gelehnt, aber unter Berüdfihtigung der römifch=rechtlihen Doktrin zugleid vie 
deutfcherechtlichen Elemente bewahrend, Wallis 1855, und an das Öfterreichifche 
Geſetzbuch angelehnt, aber mit mefentlich verändertem Syftem, Solothurn 1841— 
1848. Endlich hat auch der Kanton Züri 1854—1856 ein „Pprivatrechtliches 
Geſetzbuch“ erhalten, das, unter allfeitiger Benugung der neuern Gefetgebungen 
wie der gemeinrechtlichen Jurisprudenz und unter forgfältiger Beachtung der er 
haltungswerthen Cigenthümlichkeiten des zürcheriſchen Rechts felbftändig und mit 
wiſſenſchaftlichem Geifte verfaßt, als eine wefentlic neue Arbeit ſich darftellt und 
fowohl rüdfichtlid des Inhalts al8 der Form und Anordnung eine der beadhtens- 
wertheften legislativen Erſcheinungen unferer Zeit ift (vgl. die Mrit. Jahrb. und 
bie frit. Ueberfhau a. a. D.), deſſen eigentlicher Urheber (ver Herausgeber viefes 
Staatswörterbuhe) fich zugleich das Verdienſt erworben hat, daſſelbe durch kurz: 
gefaßte Erläuterungen (Zürich 1854—1856) in’s Leben einzuführen und der fünf- 
tigen praktiſchen und wifjenfchaftlihen Ausbildung, die ſich durch dieſes Geſetzbuch 
weniger als durch irgend ein anderes beengt finden wird, Weg und Richtung an- 
zuzeigen. Verſchiedenartigkeit der Gefeggebungen befteht hiernady in ver Schweiz auf 
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Hleinerem Raume nicht minder wie in Deutjchland, wenn gleich die materielle 
Rechtöverfchievenheit, bei der Gemeinſamkeit der Grundlagen vieler Kantonalgejeg- 
gebungen, nicht fo groß ift, ald es auf den erften Blick ſcheinen möchte, 

Üebrigens ift in Deutſchland auch die von Thibaut angeregte Idee eines ge- 
meinfhaftlihen bürgerlichen Gefegbuches noch keineswegs ganz verflungen. Auto- 
vitäten der Rechtswiſſenſchaft haben ihr auch fpäter noch öfter das Wort gerevet; das 
Berlangen darnach fand einen prägnanten Ausprud in einem Paragraphen ver von der 
deutſchen Nationalverfammlung in Frankfurt (1849) befchloffenen Verfaſſung; und 
furz vorher erft hatte ein patriotiſcher Rechtsgelehrter durch Belanntmahung eines 
von ihm verfaßten freilich miglungenen Entwurfs zu einem allgemein deutſchen Civil 
gejegbuc der Verwirklihung jener Idee vorzuarbeiten verfudt. Die Ausficht da— 
rauf ift aber jeitvem wieder in weite Ferne gerüdt, und haben eben deßhalb ein- 
zelne deutſche Staaten für fid) wieder das Werk ver Civilgefeßgebung emergifcher 
in Angriff genommen. Invefjen ift doch etwas in jener Richtung gefchehen. Eine 
deutſche Wech ſelordnung ift beinahe in allen deutſchen Staaten und zugleich in 
allen nicht zum deutſchen Bunde gehörenden äfterreihiihen und preußifchen Län— 
dern eingeführt, und jo in Anjehung eines Rechtsinftituts, bezüglich deſſen fich 
das Berürfniß der Gemeinfamfeit am dringendften fühlbar machte, Verſchieden— 
beiten am wenigften motivirt erfcheinen, für ein Gebiet von 70 Millionen Ein- 
wohner ein gemeinfames Geſetz gewonnen worben. Es ftand eben verfelbe große 
Nechtsgelehrte, der 1854 jeine warnende Stimme gegen bie Kobififation des Civil- 
vechts erhoben hatte, ald Minifter an der Spige ver Geſetzgebung in Preußen, 
als zunächſt von diefem Staate ein forgfältig ausgearbeiteter Entwurf einer Wedhfel- 
ordnung den Übrigen deutſchen Staaten zu gemeinfhaftliher Berathung vorgelegt 
wurde, und aus biejer ging dann das im Ganzen wohlgelungene Werk hervor, 
das im Jahr 1848 nah Beihluß der deutſchen Nationalverfammlung als ſoge— 
nanntes Reichögejeg verkündigt worden ift, jedoch freilich nicht dadurch, fondern erft 
dur fpätere Annahme und Publikation von Seiten der gefeggebenden Gewalten 
der einzelnen deutſchen Staaten zu jener weit ausgebehnten Geltung gelangt ift. 

Und eben jegt erwerben die deutſchen Regierungen fi das Are in 
gleicher Weife noch eine weitere Gemeinfamfeit des Rechts unter denſelben Staaten 
anzubahnen, nämlid eine vollftändige gemeinfame Handelsgefeggebung zu 
Stande zn bringen. Seit Anfang des Jahres 1857 ift eine in Nürnberg ver- 
ſammelte Kommiſſion mit der Berathung ver von Defterreich und Preußen vor- 
gelegten Entwürfe befhäftigt. Möge auch dieſes Unternehmen recht bald mit gleich 
glücklichem Erfolge gekrönt werben ! 

In keinem Theile des Privatrechts wird fid) weniger Oppofition gegen eine 
auf Rechtseinheit hinzielende Kodififation geltend machen, als im Handelsrecht mit 
Inbegriff des Wechſelrechts; in feinem erjcheint Gemeinfamfeit in möglichft aus- 
gedehntem Kreife wünfchenswerther, Verſchiedenheit weniger motivirt. Die weit über 
alle Borftellung früherer Zeit hinaus erhöhte Leichtigkeit und Lebendigkeit des 
Handelsverkehrs findet ſich duch Verſchiedenartigkeit der Rechtsbeftimmungen, welde 
die daraus hervorgehenden Rechtsverhältniſſe regeln, leicht empfindlich berührt und 
geftört, das Rechtsgefühl ſelbſt fühlt fich verlegt, indem es feinen Grund fieht, 
warum in derjelben Beziehung bier diefes, dort ein Anderes Rechtens fei. Aber 
das Handelsreht ift fein von dem allgemeinen Privatreht völlig loszureißendes 
befonderes Recht; es ift in den meiften Beziehungen, wie ein neuerer Schrift- 
fteller jagt (Bähr, die Anerkennung als Berpflihtungsgrund ©. 267), unfer eigent- 
liches, jo zu jagen, potencirtes Bollsreht, um jo mehr, je großartiger und 'viel- 
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fettiger fidh der Handelsverkehr entwidelt. Die Gemeinfamfeit deffelben jest daher 
eine gewiffe Gleichartigkeit ver Rechtsanfichten, namentlih im Dbligationenredht, 
fhon voraus, und wirb anbrerfeits eine ſolche auch unabweislic befördern. So 
fann das Handelsrecht auch in dieſer Beziehung, wie in der Ausbildung mander 
einzelner Rechtsfäge, gewißermaßen den Vorkämpfer weiterer Rechtsentwidlung in 
gleicher Richtung abgeben. Man wird aud in andern Rechtstheilen mehr und mehr 
der Einfiht Raum geben, daß mannichfaltige Verfchienenheiten des Rechts, deren 
Entftehungsgrund größtentheils nur in mehr oder weniger zufälliger Verſchieden⸗ 
heit ver Gejeßgebung zu ſuchen ift, keine wahrhafte innere Berechtigung der Fort— 
bauer haben, und, ohne gewaltfam wohlbegründete Eigenthümlichkeiten zu brechen 
oder zu befeitigen, wird fich do annähernd mehr und mehr ein gemeined Recht, 
nicht blos Deutſchlands, jondern überhaupt der chriſtlichen Culturvölfer, ein mo- 
dernes jus gentium, durch Gleichartigkeit der Civilgeſetzgebungen, herausbilven. 
Arndts, 


Eivilifation. 


Das Streben ver Menſchheit ift ihre Eivilifation. Jever Fortſchritt, den ein 
Bolt in feiner Civilifation macht, wird als eine theilweije Erfüllung feiner Lebens— 
aufgabe betrachtet und geehrt; und nicht leicht achten wir ein Opfer für zu groß, 
wenn es der Förderung oder Ausbreitung menſchlicher Givilifation dient. 

Guizot hat in feiner berühmten Schrift: „Die Entwidlung ver europäiſchen 
Civiliſation“ auf zwei Hauptmerkmale aller Eivilifation bingewiefen: 1) die Ent- 
widlung der äußern politifhen Verhältniſſe und die Ausbildung ver bürgerlichen 
Geſellſchaft; 2) die Entwidlung des geiftigen Lebens und die Ausbildung des 
Menſchen. Ihm ift die Civilifation alfo vorzugsweife Entwidlung der Gefell- 
ſchaft und ver Einzelnen. 

Allerdings können wir uns feine Givilifation denken, in ver ſich nicht vie 
Entwidlung des Menfchengeiftes offenbart. Wir befommen vie Eivilifation nicht 
aus der Hand der Natur, fie ift ſehr weſentlich eine Errungenſchaft der menſch— 
lichen Anftrengung, ein Werk des menſchlichen Fleißes und Strebens. Infofern ift 
immer die geiftige Entwidiung der Menſchen vie lebendige und bildende Urſache, 
welche in ver Givilifation ihre Wirkungen äußert. Aber Civilifation jelbft heißen 
wir das Werk, nicht das Streben jenes Geiftes, die geoffenbarte Vered— 
(ung ver menjchlichen Zuftände, nicht die Arbeit der Veredlung. 

Mir unterfheiden uncivilifirte und civilifirte Bölfer, je nachdem in 
ihren gemeinfamen Zuftänden nur ihre rohe Naturanlage oder das Gepräge ihrer 
bewußten Geiftesentwidlung fihtbar wird. Diefer Unterfchied wird gewöhnlich mit 
dem andern verwechjelt ver barbarifhen und ver civilifirten Völfer, obwohl 
der Ausdruck Barbarei nicht blos ven Mangel der Givilifation, fondern das 
ſchlechte Gegentheil der Eivilifation bezeichnet, nicht blos die Unbildung, fondern 
die offene Wilpheit. Alle Urvölker find in ihrer erften Jugendzeit uncivilifirt, aber 
nicht alle find Barbaren. Der Hochmuth civilifirter Völfer war freilich von jeher 
geneigt, alle andern Völker Barbaren zu ſchelten. Diefer Sprachgebrauch hat aber 
felbft einen barbarifchen Beigefhmad, denn er verftößt gegen die menſchliche 
Werthung aller Menjhen. Bon Barbarei im eigentlihen Sinne dürfen wir nur 
infofern fpreden, als das thierifhe Clement im Menfchen nod überwiegend 
erfcheint, aber nicht wo die edleren Gemüths- oder Geiftesträfte, wenn aud vor- 
erſt nur inftinftmäßig und unbewußt, die finnlichen Triebe beherrſchen. Die Ger- 
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manen zur Zeit des Tacitus waren ein uncivilifirtes Volt, aber ale Tacitns ihre 
trefflichen Sitten den civilifirten Römern als Vorbild und Mahnung fchilverte, 
hat er nicht die Barbarei, fondern vie Ausficht einer Fünftigen höhern Civiltfation 
geihilvert. Es ift ein tadelnswerther Spradgebraud vieler franzöſiſcher Schrift- 
fteller, daß fie noch immer die Germanen ald Barbaren bezeichnen und dann un— 
willführlih den Wilden an die Seite ftellen. Aucd das barbarifhe Element war 
freilich in den germaniſchen Bölfern damals noch ſehr ſichtbar; aber es bezeichnet 
nicht ihr Weſen. Im Gegentheil, in ihrer Naturreligion, in ihren Rechtsinftitu- 
tionen, in ihren Familienfitten, in ihrer Kriegsorganifation, in ihrer Sprache 
zeigt fich damals ſchon eine Fülle der reichften Keime zu einer hohen Givilifation, eine 
Givilifationsfähigkeit, welche den wirklich barbarifhen Völkern, den Wilden, fehlt. 
Die ſchwarzen Völker — die Barbaren im urſprünglichen Wortſinn — haben 
weder eine eigene Givilifation felbft hervorgebracht, nod für die Civilifirung durch 
höher gebildete Völker fi empfänglich erwiefen. Diefe find daher nicht blos un— 
eivilifirt, fie find heute noch wirkliche Barbaren mie fie es vor 4000 Jahren 
auch waren. 

Diefe Gegenfäge find übrigens nur fließend. Aus der Uncivilifation erwächſt 
mit der Zeit die Civilifation und im fortwährenden Kampfe mit der Barbarei er- 
reicht die Eivilifation höhere Stufen der Vollkommenheit. Wie jeder einzelne Menſch 
bie thierifch= rohe Seite feiner Natur fortwährend in fi hat, und nur darnach 
ftreben fann, ihrer möglihjt Herr zu bleiben, fo können ſich eben deßhalb auch 
bie Völker nie völlig ficher fühlen vor der Gefahr wieverfehrender Barbarei; und 
wie im Einzelmenichen gelegentlih auch die finnliche Leivenfhaft in roher Form 
hervorbricht, jo wird die Geſchichte civilifirter Völker oft entftelt durch Ausbrüche 
von Barbarei. Die Franzofen zu Ende des 18. Jahrhunderts waren das civili- 
firtefte Bolt Europas und trogdem in der Schredengzeit der franzöfifchen Revo» 
Iution die wüthenpften Barbaren. 

In der Givilifation wird die Herrfhaft des Menfhengeiftes offenbar 
über das Thierifhe in der menſchlichen Natur, und über die robe 
Gewalt der Materie überhaupt. Indem der Menſch öffentliche Ordnungen 
einführt und den Staat ausbildet, welcher jene Herrſchaft infomweit fichert, als fie 
für das Gejammtleben ver Völker nöthig ift, übt er ein höchftes Werk ver Eivili- 
jation. Die Ausbildung des politifden Gemeinlebens ift eine fo wefentliche 
Seite aller Civilijation, daß das Wort (von civilis, civis) fi aus ver Beziehung 
auf ven Staat (die eivitas) erklärt. Je mehr in einem Staate das Recht und 
die Freiheit des menjchlichen Geiftes geſchützt erfcheint, je weniger in demſelben 
die rohen Yeidenfchaften, jei e8 der Menge, fei es einzelner begünftigter Klaffen 
oder von Individuen, Gewalt üben dürfen, um fo civilifirter ift dieſer Staat. 
Daher ift jeder Fortſchritt in der Staatsorganijation zugleich ein Yortfchritt der 
Givilifation, denn die möglichſt vollkommene Organifation gewährt vie beften Mittel 
für die Ueberwindung ver Barbarei. 

In diefer nothwendigen Beziehung auf den Staat und das Gemeinwefen 
wird aud der Unterſchied der Civilifation von der Religion offenbar. Die Religion 
und die Civilifation find wie zwei Schweftern, welche beide für die Bervollfomm- 
nung des Menſchen leben und fi bemühen. Im normalen Verhältniß find fie 
eng verbunden und unterjtügen ſich wechjelsweife. Aber fie find doch verſchieden 
im Charakter und in ihrer Handlungsweife und zuweilen finden wir im Leben der 
Völker die eine ohne die andere thätig. 

Die Ausbreitung des Chriſtenthums ging faft immer in Älterer und 


512 Civilifation, 


neuerer Zeit in Verbindung mit ver Ausbreitung der Eivilifation vor ſich. 
Wir find vefhalb geneigt aus ber einen auf die andere zu fchließen; und dennoch 
find beide fehr verjchieven. Rom theilte den germanifchen Völkern das Chriſtenthum 
mit und zugleidh die Staatsiveen und mandherlei andere Erbichaften der alt-römi- 
[hen Givilifation. Ebenfo breiteten die fränfiihen Könige mit dem Chriftenthum 
die römiſch-fränkiſche Civilifation aus. Die Miffionäre gingen ihren Heeren vor- 
aus oder folgten ihnen nad. Die frievlihen Groberungen, welde das neuere 
Europa über die Barbarei in andern Welttheilen erfämpft, find meiftens aud von 
Fortſchritten des Chriftenthums begleitet. Aber nicht immer find die Heiligen der 
Religion au die Helden der Givilifation: und mit ganz andern Mitteln wird 
jene gelehrt und diefe eingeführt. Bon den zahlreihen religiöfen Männern, melde 
ihr Leben der Belehrung ver Heiden gewidmet und geopfert haben, bat fih nur 
ein Theil zugleih um die Givilifation befümmert, ein anderer Theil dagegen in 
ftrenger Enthaltfamfeit von den Früchten der Civilifation gelebt und viefe geradezu 
gering geihägt. Ebenfo gab es auf ver andern Seite neben ſolchen Förberern der 
Civilifation, welche zugleich religiös gefinnt waren, aud andere nicht minder um 
biefelbe verbiente Männer, vie fih aus ver Religion wenig machten und deren 
Leben mehr von kalter Berehnung ihres Verftandes ald von Gott ergebener Stim- 
mung ihrer Seele geleitet war. 

Die religiöfe Erziehung geht von Gott aus, und führt ven Menſchen zu Gott. 
Die Eivilifation geht vom Menfcpengeifte aus und nähert die Menjchen unter 
einander. Die Religion folgt vorzüglid der Strömung des gläubigen Gemüths. 
Die Civilifation voraus den Wegen des denfenden Verſtandes. Jene reinigt und 
heiligt zunädft die Individuen, dieſe veredelt und verbefjert die gemeinfamen Zu- 
ftände ver Menfchen. Jene wirkt mehr auf das Innere des Individuums, dieſe 
bildet vornehmlich die äußeren Beziehungen der Gefellihaft. Inwiefern die Reli— 
gion auch eine gemeinfame Gottesverehrung bervorbringt, findet fie in der Kirche 
ihre äußere Geftaltung, inwiefern die Givilifation die äußere Gemeinfchaft ver 
Menſchen zwedmäßig zu ordnen fucht, findet fie im Staate ihre mächtigfte Stüte 
und ihren herrlichſten Ausdruck. 

Es kann ein Bolf eine hohe Stufe der Civilifation einnehmen, und doch 
nicht religiös fein: wie die Hellenen unter der Römerherrſchaft oder vie Römer 
felbft in den Zeiten der erften Kaifer, und es kann ein Volk jehr religiös gefinnt 
fein und doch nur auf einer nievern Stufe der Givilifation ftehen, wie die Muham— 
mebaner des erjten Jahrhunderts oder die Polen und zum Theil auch die Germanen 
im frühern Mittelalter. Das Chriftenthum aber fteht deſſenungeachtet mit der höch— 
ften Eivilifation in einem innern Zufammenhang, denn das Chriftenthum betrachtet 
alle Menſchen als Kinder Gottes und will viefelben mit Gott verföhnen und einigen, 
und die höchſte Civilifation ift nichts anderes als die möglichft vollflommene Dar- 
ftellung der Humanität. 

Die Civilifationen der verfchiedenen Völker haben freilich ein verſchiedenes 
nationales Gepräge, und ebenjo find die Stufen ver Civilifation in verfchie- 
denen Zeitaltern verfchieven. Aber der tiefere Zufammenhang aller Civilifationen 
und GCivilifationsftufen ift in ver gemeinfamen Geſammtaufgabe des Menfchenge- 
ſchlechts begründet. Wir fchägen daher die ivilifation vorzugsweife nad dem 
bleibenden Werthe, ven fie für die Menſchheit hat, und achten die Seiten der- 
felben geringer, die nur für beftinnmte Völker in vorübergehenden Zeitperioden eine 
Bedeutung haben. Der große Dante hat daher ſchon eine vortrefflihe Erklärung 
der Eivilifation gegeben (in der Schrift de Monarchia), indem er ſchrieb: „Das 
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eigenfte Werk des Menfchengefchlechts, als Geſammtheit verftanden, ift alle in fie 
gelegten Kräfte der Intelligenz zuerft im Gedanken, dann in der That zu offen- 
baren. Das ift der Endzweck der menſchlichen Civilifation“ (Ainis utilis eivilitatis 
humani generis). 

Das gemeinfame öffentliche Leben der Menſchen in feiner Veredlung ift in- 
defjen nur die eine Seite der Civilifation. Die Inftitutionen und Garantieen des 
humanen Privatlebens bilden die andere. Nicht was das Inbividuum fiir 
fid denkt oder fhafft, und wäre es das Weifefte und Befte, ift eine Errungen- 
ſchaft der Eivilifation, wohl aber was es zum Beften ver Gemeinſchaft thut. 
Guizot hat in feiner Begriffsbeftimmung zu fehr die Individuen hervorgehoben. 
Der Spracdgebraud weiß aber von feiner Civilifation, die einem einzelnen ver- 
ſchloſſenen Denker angehört. Alle Civilifation ift immer ein Gemeingut. Eine 
wiſſenſchaftliche oder technifhe Entvedung, durd welche eine neue Wahrheit er- 
fannt ober eine Berbeflerung der äußern Einrichtungen möglich gemacht wird, 
wird erft von dem Augenblid an ein Fortſchritt der Eivilifation genannt, in 
welchem fie im Intereſſe der übrigen Menſchen offenbar oder nüglic gemacht wird. 

Häufig wird auch die Bildung mit der Civilifation verwechſelt und ins— 
befondere bei deutſchen Schriftftellern begegnen wir oft diefer engen — zuweilen 
ſchulmäßigen Auffaffung der Eivilifatior, Der wahrhaft gebildete Menjch ift frei 
lich meiftens aud ein civilifirter Menfh, obwohl ausnahmsweiſe ein erheblicher 
Grad von technifcher oder fogar von künſtleriſcher und wiffenfchaftliher Bildung 
noch nicht barbarifhe Sitten ausfhließt; und die Bildung tft ein Hauptmittel der 
Eivilifation, aber nicht das einzige. Unter allen Civilifationen beruht die chinefi- 
ſche am meiften auf traditioneller und im Kleinen und Einzelnen gefchidter Schul- 
bildung, aber fie fteht trogdem auf einer niedern Stufe. Die großen Inftitutionen 
des europäifhen Staats und des Privatrehts und Privatverfehrs find noch wich— 
tiger, und doch würden wir fie nur jehr uneigentlih Bildungsanftalten heißen. 

Als die wichtigsten ältern Grundlagen der neuern europäifchen Eivilifation, 
die nun auch auf Amerika übergegangen ift und von ven Europäern in Verbin— 
bung mit den Amerikanern fortgeführt und verbreitet wird, können wir folgende 
betrachten : 

1) Die Ueberlieferung der antiten helleniſch-römiſchen Eivilifation. Das 
bellenifche Element hat vorzüglid in der Wiſſenſchaft und Kunft nachgewirkt, das 
römifche im Privatrecht und im öffentlichen Recht, und beide in manden Kultur- 
anftalten und technifchen Hülfsmitteln. 

2) Das Chriftenthbum, obwohl zunädhft eine mittelbare Quelle unferer 
Eivilifation, hat doch mächtig eingewirft auf die Gefchichte derfelben, und in ber 
eigenthümlichen Geftaltung der römifhen Kirche einen aud unmittelbaren An- 
theil an der mittelalterlihen Civilifation gehabt. 

3) Die moralifhe Gefinnung und das lebhafte Freiheitsgefühl der germa— 
nifhen Völker hat die von andern vorher civilifirten Völkern überkommene 
Eivilifation eigenthümlich umgeftaltet und fortgebilvet. 

Über zu ihnen find num wichtige neue Momente binzugetreten, insbeſondere 

4) haben die Italiener, die nächſten Erben und Bermittler ver antifen 
Eivilifation, durd die erfte Ausbildung einer modernen Sprade, durd die Er- 
neuerung der ftäptifhen Kultur, durch die frühefte Veredlung der Handelsinftitu- 
tionen, durch die höchſten Meifterwerfe ver bildenden Kunft und eine reiche Fülle 
ſchöner Literatur die moderne Givilifatton weſentlich bereichert. 

5) Einen weit geringeren Antheil haben die Spanier und Bortugiejen, 
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obwohl es übertrieben ift, wenn ihnen alles Berbienft in biefer Beziehung abge- 
ſprochen wird. Die weltlich = abjolutiftifche und die klerikale VBevormundung, denen 
fie in den legten Jahrhunderten faft immer unterworfen waren, bat die früheren 
Blüthen auch der fpanifchen Civilifation großentheils verhindert, zu reifen Früchten 
zu erwacdjen. Die unter folcher Leitung gereifte Frucht des Jefuitenordens aber 
bat fid der Formen und Hilfsmittel der Givilifation faft nur bebient, um ihre 
Entwidlung danieder zu halten und zu bekämpfen. 

6) Unter den romanischen Völkern haben die Franzoſen unftreitig das 
Meifte für die Givilifation gethan. Sie find überhaupt in gewiſſem Betradht vie 
Borfämpfer der modernen Givilifation, und fühlen fi wie fein anderes fonti- 
nentales Volt berufen, über die Grenzen ihres Landes hinaus civilifirend auf vie 
Welt zu wirken. Die Vorzüge und die Mängel der modernen Civilifation treten 
daher auch nirgends fo flar hervor wie in Franfreih. Das Privatleben und bie 
gejelligen Berhältuiffe haben allenthalben ven franzöfifchen Einfluß verjpärt. Die 
franzöfifche Literatur und Wiſſenſchaft hat früher als die deutſche auf die Welt 
zu wirken gewagt. Die Bejeitigung der mittelalterlihen Nechtszuftände und bie 
principielle Umgeftaltung des gefammten öffentlihen und Privatrehts ift zuerjt 
— wenn aud in ver Yorm einfeitiger und rüdfichtslofer Neuerung — von Paris 
aus unternommen und durchgeführt worden. Die franzöfiihe Berwaltung hat alle 
Zweige des gemeinfamen Boltslebens zu Fultiviren unternommen. Ein menſchlich— 
gehobenes Anſtands- und Freiheitsgefühl hat ſich über alle, auch die unteren 
Klaffen der Bevölkerung verbreitet, und ven Verftand gewedt und ermuthigt. Reid) 
an Ideen und gewandt in den Mitteln zu ihrer Verwirklichung haben die Fran— 
zofen fi von jeher erwiefen und mehr noch durd Ideen und Borbilder als durch 
ihre Kriegszüge auf die Neubildung der europäifchen Zuftände gewirkt. Man mag 
die Flüchtigkeit, die eitle Ruhm= und die unruhige Neuerungsſucht ver Franzofen, 
man mag ihren zu Ertremen raſch geneigten Sinn anflagen — fie haben jelbft 
an den Folgen ihrer Fehler viel gelitten —, immerhin muß man zugeftehen, daß 
ihre Berbienfte um die Bervolllommmung des gemeinfamen Lebens doch noch größer 
find als ihre Fehler. 

7) Der deutſchen Nation gebührt ebenjo ein wefentliher Antheil an den 
Fortſchritten der Civilifation. Weniger freilich mit Bezug auf das öffentliche Leben. 
Seitdem das deutſche Neich zerfallen ift, hat Deutfchland noch feine Form für das 
ihm gemäße Stantsleben gefunden, melde feiner innen Größe entfpridt; und 
haben aud) einzelne deutſche Staaten in ihrer innern Oeftaltung große Fortſchritte 
gemacht, ver Gejammtförper der deutſchen Nation ift doch nad Außen ſchwach und 
im Innern verwirrt und gelähmt. Nur in den Staatsideen, nicht in der Staats— 
praxis, bat Deutſchland die Ebenbürtigkeit des deutſchen Geiftes mit den andern 
hervorragenden Bölfern erwiefen. Aber um fo größer find die Verdienſte der Deut- 
ſchen um die geiftige Fortbildung ver Civilifation. Der tiefe Exrnft des deutſchen 
Strebens nad Erfenntniß der Wahrheit in allen göttlihen und menfchlihen Dingen, 
der raftlofe Fleiß in der Forſchung, die innere Geiftesfreiheit, vol fittlihen Werthes 
und männlicher Zuverficht, der finnig=moralifhe Zug des Gemüthes und die Be- 
geifterung für alles Schöne und Reine haben in Wahrheit große veutfche Werke 
in Wiſſenſchaft, Literatur, Kunft und Technik hervorgebracht, welche das Gemein- 
gut der civilifirten Menſchheit weſentlich bereichert haben. Und noch ift jener Ernft 
und dieſer Geift fräftig und keineswegs altersſchwach und dem Verfall nahe, wie 
manche vorzüglid der Erinnerung an bie untergegangene Vorzeit zugewendbete Ge— 
lehrte fürchten; er geht hoffnungsreich und aufftrebend der Zukunft entgegen: und 
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werben nicht alle Blüthen reifen, ein Theil derſelben verfpricht doch Früchte zu 
bringen. 

8) In dem englifhen Vollke, in welchem romanifche mit germanifchen 
Elementen glüdlih gemifcht find, und in feinem jüngern Bruder jenfeits des 
Deeand, den Nordamerifanern, ift die politifche Seite der modernen Givili- 
fation überwiegend gepflegt worven. An hiſtoriſchem Sinn, der wohl zu unter- 
ſcheiden iſt von ftarrer Bewahrung veralteter Zuftände an dem hiſtoriſchen Sinn, 
welcher weiß, daß die Gefchichte mit ver Zeit fortfchreitet, haben bie Eng— 
länder alle andern Völker übertroffen. Sie haben ven Zufammenhang der Ge- 
fchichte bewahrt, den die Franzoſen in ihrem Eifer, das VBernünftige neu zu bes 
ftimmen, durchbrochen haben. Und zugleich haben fie die hohe yolitifche und vie 
bürgerliche Freiheit reicher, georbneter und voller ausgebildet und beffer der Welt 
bewahrt, als bis jetzt irgend eine Nation. Die evelfte und bemußtefte Form ftaatlicher 
DOrganifation, die Repräfentativverfaffung, welche die moderne Givilifation 
vor der antiken auszeichnet, haben fie zwar zunächſt fir ſich ausgeprägt, aber 
dann der Welt mitgetheilt. Und haben die Amerikaner mehr nody empfangen als 
gegeben, jo haben fie doch durch den kräftigen Anftoß, welchen fie ver Ausjchei- 
dung von Staat und Kirche gegeben haben, an dem Fortſchritt der modernen 
Civilifation mindeftens ein großes Verdienſt bereits erworben. 

Die Welt ift noch weit weg von ihrem Ziel. Es ift felbft in unfern öffent- 
lichen Zuftänden noch viel Barbarei inmitten der heutigen Civilifation! So lange 
noch im Innern Europas felbft der Frieden von Zeit zu Zeit dur vulfanifche 
Sruptionen der Revolution gebrochen oder durch Kriege civilifirter Staaten wider 
einander verbrängt wird, fo lange nod die Träger der Macht fo häufig zu phy— 
fijcher Gewalt greifen, wo fie würbiger und beſſer mit geiftigen Mitteln ausreichen 
fönnten, fo lange für die großen Bolfsklaffen, insbefonvere für die Arbeiter jo 
wenig geforgt ijt, daß fie von dem Leben civilifirter Menfchen großen Theils aus- 
gefhloffen find, — jo lange find die Siege der Civilifation über die Barbarei 
noch ſehr unvollftändig. 

Wer aber die Barbarei deßhalb preist, weil jedes Volk, das die Höhe der 
ihm zugänglichen Givilifation erreicht habe, nothwendig abwärts gehen müſſe, 
während das halbbarbarifhe Volk noch längere Ausſicht auf einen kräftigen Fort— 
beftand habe, dem erwiedern wir, daß der Menih, und das Bolt, welde ihre 
Lebensaufgabe erreicht haben, getroft und zufrieden altern und fterben. Es ift 
ehrenvoller für ein Bolt, nah Erfüllung feiner Beftimmung zn fterben, als ohne 
diefelbe zu leben. Das civilifirte Bolt hinterläßt der Menfchheit eine reiche Ver— 
laſſenſchaft, das barbarifche Volk geht unter und wird billig vergefien. 


Bluntſchli. 


Civilliſte. 


Civilliſte nennt man gegenwärtig denjenigen Theil der Staatsausgaben, 
welcher in einem monarchiſchen Staat für den Unterhalt des Fürſten und ſeines 
Hofhalts ausgeſchieden iſt und der unbeſchränkten Verfügung des Monarchen unter— 
liegt. Der Name und die Exiſtenz dieſes ſtaatsrechtlichen Begriffs iſt geſchichtlich 
eben fo neu, als das ihm zu Grunde liegende Bedürfniß — die Nothwendigkeit 
der Trennung des Hofhaushaltes von den Staatsfinanzen — alt ift. Diefe 
Scheidung ift in der That eben fo nöthig, um Klarheit in die öffentlichen Rechts— 
verhältniffe als um Ordnung in die Staatsverwaltung zu bringen. Sie wird 
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nur in jenen Staaten nicht als Bedürfniß gefühlt, wo entweder die Begriffe 
Staat und Fürft fih decken — in den Despotieen —, oder wo Staats- und 
Privatreht ſich noch nicht fharf gefondert haben, wie in den werbenden Staaten 
des Mittelalters. 

Heute unterfcheivet man faft überall von dem eigentlihen Staatsvermögen 

1) diejenigen Einkünfte, welde ver Monarch als folder bezieht, 
2) das reine Privatvermögen des Fürften, das fog. Chatoullgut, Kabinets- 
gut, bonum scatulle. 

Die dieſe Unterfcheidung erfolgte und warum fie erft in neuefter Zeit völlig 
durchgeführt ward, ift durch eine gefchichtlihe Darftellung zu erklären. 

I. Schon furz nad dem Entſtehen des römiſchen Kaifertbums gründete 
Auguftus neben dem Yerarium des Staats den Fiskus (ſ. d. Art.), als den In- 
begriff des dem Princeps zuftebenden Privatvermögend. Zwar wuchjen unter ver 
folgenven Willführherrfhaft die Einnahmen des Fiskus immer mehr auf Koften 
des Yerariums, und als im 3. Jahrhundert dem Senate die Aufficht über das 
legtere entzogen ward, war thatſächlich der Unterſchied zwijchen ven beiden Kaſſen 
befeitigt. Aber ald Konftantin das Reich zu reorganifiren verſuchte, errichtete er 
fogleih wieder neben vem zrarium sacrum das ærarium privatum. Natürlich 
blieb die Ausſcheidung viefes mit allen Privilegien des Staatsvermögens ausge- 
ftatteten Kronguts, bei dem herrſchenden Grundſatze omnia prineipis esse, ohne 
wefentliche Bedeutung. 

Das Fürftenthum in den germanifhen und romanifhen Staaten, 
die auf ven Trümmern ves Römerreihs entftanden, trug durchaus einen grund- 
berrlihen Charakter. Die Einkünfte aus den ausgedehnten Domänen der Fürften 
dedten die bedeutenden Koften des Hofs und die geringen Ausgaben für Staats- 
zwede; die Hofbeamten waren zugleich die höchſten Staatsbeamten. Der Unterthan 
war nur verpflichtet zum Ariegsvienfte, zu Frohnden und einigen privatredhtlichen 
Leiftungen. Erft allmählig begann man Steuern bittweife zu verlangen, wenn das 
Einfommen des Kammerguts für die öffentlihen Ausgaben nicht binreichte. Als 
nun im Laufe der Zeit die umberziehenvden Höfe begannen ſich in feften Refivenzen 
niederzulaffen, alfo nicht mehr an der Naturalverpflegung auf den fürftlichen Gütern 
Genüge fanden; als vie Naturalwirthſchaft der Gelvwirthichaft zu weichen anfing; 
als die Erweiterung der Staatszwede immer größere Ausgaben erheijchte; als jelbft 
die fortgeſetzte Veräußerung der Domänen viefen Anforderungen nicht mehr ge- 
nügte; als endlich nad Ginführung der Primogenitur und der Untbeilbarkeit in 
den regierenden Häufern die jüngern Söhne eine fefte Entſchädigung für ihre ver- 
lornen Rechte verlangten: da ward der Fürft aus einem Geber ein Empfänger, 
an die Stelle der privatredhtlihen Domänenwirtbihaft trat vie auf dem öffent- 
lihen Rechte ruhende Steuerwirtbichaft. So ward die Nothwendigfeit immer klarer, 
den Hofhaushalt vom Staatshaushalte zu fondern. Wie die Finanzen das einzige 
Gebiet find, mo heute vie Volfsvertretung eine materielle Macht bat, fo waren 
fie auch die Seite des öffentlihen Lebens, auf welder zuerft die moderne Staats- 
idee in die feudaliftiihe Gefellihaft einprang. Es tft fein Zufall, daß gerade jene 
Gebiete am früheften ſich zu wirflihen Staaten entwidelten, wo entweber das 
Domanium am frübeften verjchleudert ward over wo wegen des häufigen Dyna- 
ftieenwechjels eine Vermifhung von Staats- und Krongut auf die Dauer nicht 
möglich war. 

So befonders England. Hier ift Begriff und Name ver Civillifte ent- 
ftanven, obgleih vie gänzlihe Trennung von Staats- und Hofhaushalt jogar erft 
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fpäter erfolgte ald in vielen Staaten des Kontinents. Schon feit Heinrih V. be: 
willigte man den Königen beim Regierungsantritt ein lebenslängliches Einkommen. 
Dies reichte nicht aus; die Fürften halfen ſich durch Veräußerung der Domänen 
und ſog. freiwillige Geſchenke, die Tudors befonvders durch den Verkauf der Kir: 
hengüter. Als nun die erften Stuarts die Verfchleuderung der Domänen auf's 
Aeußerſte getrieben hatten, da konnte Karl II. nad) feiner Reftauration feine eigene 
Wirthſchaft nicht mehr aus eigenen Mitteln beftreiten. Es wurden ihm eine Reihe 
von Einkünften (eivillist-revenues) im Betrage von 1,200,000 L. jährlich als 
orbentlihes Einkommen der Krone angewiefen, wovon aud die Koften der Land— 
und Seemadht beftritten werden mußten (1660). Die gleihe Summe erhielt Wil- 
beim III. (15. April 1689) bewilligt; aber es war ein großer Schritt vorwärts, 
daß jest die Hälfte dieſes Einfommens der Kontrole des Parlaments unterliegen 
follte; die andere, dem freien Ermeſſen des Königs überlaffene, follte die Ausgaben 
des Hofs und des gefammten civil-government deden. Schon damals war es der 
Plan ver Whigs, die häuslichen und regelmäßigen Ausgaben des Königs gänzlich 
von den andern Staatsausgaben zu trennen, Er blieb unausgeführt, und vie 
halbe Mafregel hatte die ſchlimmſten Folgen: die Civillifte ward eine von den 
Kinderfrankheiten der englifchen freiheit. Die Könige bemusten fie vorwiegend zur 
Erfaufung der Parlamentsmehrheit, und als endlich aud die legten Domänen 
verjchleudert waren, ſank die Krone in die tieffte Verſchuldung. Fortwährende Er- 
höhung der Eivillifte, Bezahlung ihrer Schulden durch das Parlament, mannig- 
fache Reformverfuhe, die zu erbitterten Debatten führten — Alles war umfonft. 
Zwei wefentlihe Veränderungen gingen im 18. Jahrhundert vor ſich. Während 
man bisher die der Krone zugewiejenen Einkinfte nur im Allgemeinen angefchlagen 
hatte, warb nad der Thronbefteigung Georgs II. dem Könige die Summe von 
800,000 2. und die Benugung der Ueberfhüffe, weldhe fih etwa nod außerdem 
aus dem Kroneintommen ergeben follten, garantirt. Lord Bute hoffte die Krone 
zu erleichtern, als er (1760) die Erbreveniten derfelben gegen das feſte jährliche 
Gintommen vertaufhte. Das Gegentheil trat ein; die verlornen Kronrevenüen 
ftiegen, die Givillifte reichte immer weniger aus. Die Verbeſſerungsvorſchläge 
Ruske's (1780) blieben unausgeführt, die des jüngern Pitt waren nicht durch— 
greifend. Endlich, nachdem das Parlament wiederholt bedeutende Ausgaben der 
Givillifte abgenommen, legte (4. Febr. 1831) das Minifterium Althorp-Palmerfton 
den Plan vor, die eivil-List gänzlid” vom eivil-government zu trennen. Seitdem 
beftreitet- die Eivillifte nur die Koften des Hofhalts, die Gnadenbezeigungen und 
die Benfionen. 

In Frankreich bejaßen noch die zwei erften Dynaftieen große Privat: 
domänen. Aber fhon unter den Balois galt der — ſeitdem immer wieder be- 
ftätigte — Grundſatz: mit dem Könige gebt bei der Thronbefteigung eine capitis 
diminutio vor ſich; fein Privatbefig wird ein Theil des unveräußerlihen Staats: 
guts. Dafür befaßen aber vie Könige die Staatsgewalt im eminenteften Sinne; 
die Kontrole der dtats-gendraux verfhwand bald; und es iſt befannt, wie maß- 
(08 die Bourbonen das Staatseintommen für ihre Privatzwede vergeudeten. Der 
Rückſchlag trat ein, als (22. Nov. 1790) die Nationalverfammlung das Eigen- 
-thum der Domänen mit allen Bermehrungen aus dem Privatgut der Könige der 
Nation zufprah. Nun warb (Dekade vom 9. Juni 1790 und 26. Mai 1791) 
dem Könige eine auf die Dauer jeder Regierung zu beftimmende Civillifte ausge— 
fest. Diefe Einrihtung, ja fogar die dafür beftimmte Summe von 25 Millionen, 
ift ſeitdem unter allen Monarchen Frankreichs wiebergefehrt; nur Louis Philipp 


518 Civillifte, 


bezog eine geringere Givillifte (12 Mill). Freilich hatte Napoleon I. in jeinen 
fonds speeiaux und in den Eroberungstributen Mittel genug, fein Einkommen zu 
vermehren; und auch unter dem neuen Kaiferreihe ift das Dekret vom 25. Dec. 
1852 über die Civillifte nicht eben ftreng befolgt worden. 

Die Tüchterverfaffungen der verſchiedenen franzöfiihen Konftitutionen ſchloſſen 
fih auch hinſichtlich der Givillifte ihren Borbildern mehr oder minder nahe an. 
(Belgifhe Verf. $. 43. Nievderländ. $. 27. Portugief. $. 27. u. f. w.) 

In Deutſchland ruhte die Beftreitung ver öffentlihen Ausgaben bis in vie 
neuefte Zeit vorwiegend auf den Einkünften der fürftlihen Kammergüter. Wo dieſe 
nicht ausreihten, va half man fih durch Kammerſchulden oder durch von den 
Ständen erbetene Kammerbeiträge. Als im 17. Jahrhundert der franzöfifche Do- 
mänenbegriff fih in ven deutſchen, im Neichslehen und Kammergut wurzeluden, 
einzufchleihen anfing, da begann man häufig das fürftliche Privatgut als Chatoull- 
gut vom Kammergute auszufheiden. In der Zeit der abfoluten Monardie ver- 
ſchwand thatfählih ver Unterſchied zwiſchen Domänen» und Steuerfaffen; die 
Fürſten waren über beide unumſchränkt. Geordnete Zuftände begannen zuerft in 
Preußen. Hier ward ſchon 1713 Domänen= und Chatoullgut vereinigt; die Könige 
beftimmten fich felbjt ein aus dem Domänenertrage zu beftreitendes feftes Einkom— 
men. Endlich ftellte das allg. Landrecht (II, 13. $. 14) den Sag auf, der für 
ven Haushalt der modernen Fürften durchaus typiſche Bedeutung hat: „Damit 
das Oberhaupt des Staats die ihm obliegenden Pflichten erfüllen und die erfor- 
derlichen Koften beftreiten könne, find ihm gewiſſe Ginfünfte und nugbare Rechte 
beigelegt.” Durch die Verordnung vom 17. Januar 1820 ward dann für ven 
Unterhalt des königlichen Haufes für immer eine jährliche Rente von 2,573,099 
Thlr. aus den Einkünften ver Domänen und Forften vorbehalten. — Im übrigen 
Deutſchland warb die Trennung des fürftlihen vom Staatshaushalte zuerjt ein- 
gebürgert durch die Verfaffungen der Nheinbundsftaaten, welche ſämmtlich Civil- 
liften feftfegten. Gegenwärtig ift diefe Scheidung im allen größeren veutfchen 
Staaten durhgeführt, überall auch die Thatſache berüdfichtigt worden, daß früher 
aus dem Kammergute der fürftlihe Hofhalt beftritten ward. Und zwar wird 

a) entweder die Givillifte nur als Aequivalent für die dem Staate abgetre- 
tenen Nugungsrechte des königlichen Domänenguts angefehen (Sad. Verf. $. 22); 

b) over die Civillifte ift auf den Ertrag der Domänen vadicirt, fo daß bie 
Krone ald Realgläubiger gegenüber einem beftimmt erfennbaren Theile des Staats- 
vermögens erſcheint. (Preuß. Verf. Art. 59. Bayeriſches Gefeß v. 1. Juli 1834. 
Württemb. Berf. $. 109. Hannover, aufgehobenes Verf.Geſ. v. 1848 88. 79—89,) 

ec) In andern Staaten ift zwar ebenfalls eine beftimmte Summe aus dem 
Ertrage der Domänen für den fürftliden Hofhalt ausgefchieven; aber das Do- 
mänengut gilt als Patrimonialeigenthum des fürftlihen Hauſes. (Bad. Verf. $. 59. 
Großh. Hejfen $. 7. 70. Braunfchweig. Landſchafts- Ordn. 88. 161—171.) 

d) In einigen Ländern wird der Bedarf des Hof aus einem beſonders aus- 
eſchiedenen Krongute beftritten, das entweber unter der eigenen Verwaltung des 

ürften ſteht (Dlvenburg Verf. v. 5. Febr. 1849. Weimar Verf. v. 2. Mai 1854) 
oder von den Staatsfinanzbehörden verwaltet wird (Kurheſſ. Verf. $. 109). 

e) Eine Mittelftelung nimmt Medlenburg- Schwerin ein, wo 1849 ein fehr 
anjehnlihes Krongut dem fürftlihen Haufe überlaffen und vaneben eine baare 
Eivillifte bewilligt ward. 

f) Eine legte Gruppe bilden diejenigen Staaten, die ſich gegenwärtig über 
biefen Punkt im Zuftande völliger Rechtslofigleit befinden — fo Naffau, wo 1854 
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der Herzog erklärte, er wolle fi in ver Höhe feines Einlommens von den Stän- 
den nicht binden laſſen — jo Hannover, wo augenblidliih alle Berfafjungsver- 
hältniffe nur thatſächlicher Natur find. 

II. Eine Eivillifte befteht überall, wo der Monarch ein verfaffungsmäßig 
beftimmtes Einkommen bezieht, das in fonftitutionellen Staaten ohne Zuftimmung 
der Bolkövertretung nicht verändert werben kann. Man hat oft die Eriftenz einer 
Givillifte da in Abrede geftellt, wo der Fürft eine beftimmte Summe aus dem 
Patrimenialgute feiner Familie für ſich bezieht und ven Übrigen Ertrag für Staats- 
zwede überläßt, oder wo der Unterhalt des Hofs aus einem ausgeſchiedenen Kron- 
gute beftritten wird. Aber der Sprachgebrauch einzelner Berfaflungen (3. B. der 
badiſchen) ſpricht ausprüdlic gegen dieſe Beſchränkung. Das Ganze ift ein leerer 
Wortftreit; das Wefentliche ift die Trennung des Hof- vom Staatshaushalte und 
die Kontrole dur die Volfsvertretung. | 

Db es zweckmäßig ſei, eine Givillifte zu errichten, ift eine durch 
die Geſchichte längft eutſchiedene Frage. Unfere politifhe Bildung verträgt eine 
Bermiihung von Staats- und Privatrecht durchaus nicht mehr; die Kontrole der 
Stände über die Finanzen ift zur Nothwendigfeit geworden; daß fie illuforiich 
wird, wo der Fürft fein Einkommen beliebig feftfegen kann, liegt auf der Hand, 
Wir mögen billig über jene ängſtlichen Gemüther lächeln, welche — als in Eng— 
land die Trennung der eivil-list vom civil-government vorbereitet ward — 
flagten: nun werde der König ein insultated, ein stipendiary King. Die {Frage 
liegt nahe: War die Würde des Königthums beſſer gewahrt als Lord North dem 
Parlamente die demüthigendften Enthüllungen über des Königs Privathaushalt 
machen mußte, oder heute, wo das Parlament fi nur bei jedem Thronwechſel 
mit dem königlihen Einkommen befhäftigt ? — Den Anfchein einer Bejoldung hat 
die Givillifte dod nur im ven wenigen Ländern, wo fie nicht zugleich ein Aequi- 
valent ift für dem Staat abgetretene fürftliche Güter. Jedenfalls wähne man 
nicht: das Opium eines reihen Hofhalts fei geringer, wo er aus bes Fürſten 
eigenen Einkünften beftritten wird. Es ift unvergeflen, daß von dem Vermögen 
der regierenden Häufer ein großer Theil auf Koften des Landes entjtanden ift. 
Es war ein auf feine Würde fehr eiferfüchtiger König (Friedrich Wilhelm II.), 
ver, als er feine Privaterfparnifje feinem bedrängten Staate opferte, das Wort 
ſprach: „Von meinem Yande hab’ ich es, ihm geb’ ich es wieder!" Für ein ges 
bildetes Volk ift felbft eine größere Belaftung erträglih, wenn die Verwendung 
der Staatögelvder rechtlich beftimmt ift. Nur wem vie Form mehr gilt als bie 
Sade, kann fi) dur die Behauptung täufchen laffen: Dur die Trennung des 
Hof- und Staatshaushalts hört der König auf, die Quelle aller Ehren und 
Würden zu fein. Die Beamten wurden aud früher nicht von Fürſten bezahlt, 
fondern aus den Taſchen ver Stenerpflichtigen. — Schon die große Uebereinftin- 
mung der europäifhen Verfafjungen hinſichtlich des fürftlihen Einkommens beweist, 
daß die Frage entichieven ift. 

Die Höhe der Civilliſte richtet ſich natürlich nach der Bedeutung des 
Yandes, nad der Größe des dem Staate abgetretenen fürftlihen Guts und nad) 
anderen Umftänvden, die ſich im Allgemeinen nicht beftimmen laffen. So wird in 
Yändern, wo fidh ein reicher Adel um den Hof verfammelt, jelbft ein glänzender 
Hofſtaat ohne allzugroße Koften beftritten — wie in Defterreih. Dagegen ift der 
Grundſatz nicht immer ausreichend: der Fürſt müffe fähig fein, jeden Staatsbürger 
durch äußern Glanz zu verbunfeln. Die Fürſten Europas bilden eine große Fa— 
milie, deren Anfprücen ſich auch ver machtlofefte Monarch nicht entziehen kann; 
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und da e8 in der menfchlihen Matur liegt, wenigftens den Schein zu retten, wo 
die Macht verloren ift: fo ſcheint es unmöglich, in ben Heinen Monarchieen vie 
Givillifte auf ein Maß zurüdzuführen, das der geringen Bedeutung des Landes 
entfpricht. Die Ueberbürbung mit Hofausgaben ift ein unvermeidliches Uebel aller 
jener Fürftenthümer, die ein zwiſchen Sein und Nichtfein ſchwankendes Leben 
führen. Jedenfalls muß der Fürft die Möglichkeit haben, vie kein Privatmann 
gern entbehrt, durch gute Wirthichaft feine Verbältniffe zu beffern. Und reich genug 
muß fein Einfommen fein, um ihm den wahrhaft fürftlihen Luxus zu verftatten: 
die Unterftügung von Kunſt und Wiffenfhaft. — Von den Apanagen der Mit- 
glieder des Fürftenhaufes follte die Givillifte immer getrennt werben. Es ziemt 
fih nicht, daß der Monard felbft mit feinen erften Bürgern aus einer Kafle 
zehre; und es widerſpricht den Grundſätzen guter Wirthfchaft, macht man bie 
Höhe der Eivillifte unfiher und abhängig von der wechſelnden Zahl ver fürft- 
lihen Familienglieder. 

Ueber die Frage: Wer foll die Höhe der Eivillifte beftimmen? ftellt 
das Schlußprotofoll der Wiener Miniftertonferenzen vom 12. Juni 1834 (Art. 22) 
den Grundfag auf: fie fol nicht ohne des Landesherrn Einwilligung vermindert, 
noch ohne Zuftimmung der Stände erhöht werben. Diefe in mehreren deutſchen 
— ———— ausdrücklich enthaltene Beſtimmung (z. B. Bayern, Großh. 
Heſſen, Baden a. a. O.) iſt in konſtitutionellen Staaten eigentlich jelbftverjtänd- 
lih, denn das Zuſammenwirken jener beiven Faktoren der Staatsgewalt ift bei 
jedem neuen Geſetze nothwendig. Stillſchweigend befolgt ift viefe Regel auch in 
jenen deutſchen Staaten, wo (wie in Preußen) die Eivillifte ein- für allemal feft- 
gefett ift. Denn da diefe Beftimmung in die Berfaflungsurfunde aufgenommen ift, 
fo unterliegt jede Aenderung der Eivillifte der Zuftimmung der Kammern, fogar 
unter den erfhwerenden Formalitäten, die fir BVBerfaffungsänderungen üblich find, 
Es ift nicht einzufehen, warum einige Verfaſſungen (Portugal $. 27. Norwegen 
8. 75) gerade bier von jenem Tonftitutionellen Grundſatze abweichen und die Feſt— 
ftellung der Eivillifte allein dem Ermeffen der Volksvertretung überlaffen. 

Eng damit zufammen hängt die Frage: Iſt es rathfam die Eivillifte für 
alle Zeiten oder nur für gewiſſe Berioden feftzufegen? Das Erftere 
ſchmeichelt dem Wunſche der Fürften, fih von den Kammern möglihft unabhängig 
zu ftellen; vie praftiihen Folgen laufen aber in unferer Zeit des ſinkenden Geld— 
werths und ber fteigenden Bepürfniffe dem Intereffe des Hofs zuwider. Sicher 
ift es nicht immer leicht, von den Kammern die Abänderung einer für alle Zu- 
funft geltenden Beftimmung zu erlangen. Andererfeits kann durch Verminderung 
des Staatögebiets die Herabfegung der Civillifte dringend geboten werben. Ein 
von der Erfahrung gebilligter Weg ward eingefhlagen in England, Frankreich, 
Belgien, Niederland und einigen deutſchen Staaten (Sachſen, Württemberg u. 4.), 
wo man die Givillifte für die Dauer jeder Regierung feftjegt. Wenn in Griechen- 
land (Berf. $. 357) alle 10 Jahre, in Norwegen fogar alljährlid die Civillifte 
neu georbnet werden kann, jo ift Dies weder mit einer guten Verwaltung verein- 
bar, noch entjpricht e8 der alten Rlugheitsregel: es follen vie perfönlichen Ber- 
hältniffe des Monarchen jo felten als möglich in den Kammern zur Spracde ge 
bracht werben. 

Die in Deutfchland jo häufige und auch von jenem Wiener Schlußprotofolle 
geforderte Rabicirung der Givillifte auf die Domäneneinfünfte ift 
nicht nothwendig. In einem wohlgeorpneten Staate find die Domänenintraden nicht 
ſicherer als die andern Staatseinkünfte. Finanziell ift fie fogar durchaus unräth- 
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lich; denn warum fol fi der Staat die freie Dispofition über feine liegenden 
Güter befchränfen laffen, deren Berfauf ihm in Zeiten der Noth ein Rettungs- 
mittel fein fann? Natürlich tritt jedoch dieſes finanzielle Bedenken in ven Hinter- 
grund, wo bie fürftlihen Güter dem Staate abgetreten find. Hier ift ein privat- 
rechtlicher Anfpruh vorhanden, der berüdfichtigt werden muß, beſonders wegen 
der Möglichkeit, daß die Dynaftie den Thron verlieren kann. 

Die Bildung einer Krondotation aus einem Rompler von Landgütern 
und Forften unter der eigenen Verwaltung des Fürften hat vor der Erfahrung, 
befonders in Hannover, nicht beftehen fünnen (ef. Lehzen, Hannovers Staatshaus- 
halt I. 30 sq.). Die getrennte Verwaltung ift eben fo unbequem als koftfpielig, 
befonvers da es kaum möglich fein wird, auf viefen Gütern die einträglichere 
Verpachtung im Kleinen anzuwenden. Nicht ftihhaltig ift die Behauptung, eine 
ſolche jelbftftändige Verwaltung fei königlicher als das Beziehen einer Rente. Die 
Auszeihnung, deren das Grundeigenthum im Mittelalter vor allem anderen Eigen 
genoß, bat fich fehr vermindert; und königlich ift es ficher nicht, dem Staate un— 
nöthige Opfer anfzulegen. 

Faſt überall ift mit ver Eivillifte (unter dem Namen einer Krondotation 
u. f. w.) die Benugung gewiffer dem Staate gehöriger Güter und Paläfte ver- 
bunden, wohl auch (Sachſen Berf. $. 17) die Befugniß, eine oder die andere 
Domäne gegen entfprechenden Abzug von der Civillifte zur Benugung zu über- 
nehmen. Dies kann allerdings zu weit gehen, wie die Krondotation Napoleons III. 
zeigt. Im Allgemeinen rechtfertigt es ſich durch die Rüdficht auf die Würde des 
Hofs. 

Intereſſant iſt es endlich, zu zeigen, welcher Theil der Staatsaus— 
gaben in den größeren europäiſchen Staaten von der Civilliſte in Anſpruch ge— 
nommen wird. Die Vergleichung iſt jedoch unſicher, da die Civilliſte oft Staats— 
ausgaben zu tragen bat, oft Acsgaben für den Hof in den Staatsrechnungen 
ftehen, envlich die Nebenbezüge der Monarchen fo fehr verſchieden find. Es be- 
trugen nämlich die jährlihen Ausgaben für das vegierende Haus in 


K. Sachſen ... 1855/57: Thlr. . . . 895,223 „ beinahe. 10 „ 
Gr. Heflen ... 1850: 1 ROBBE res 9 
Kurbefien .. . 1850: The... . 392,150?) „ beinahe. 9 
Dänemark... 1856/58: Thlr. .. 1,153,000 „über .. 8 
Toscana... . 1855: Lire. .. 2,973,000 „beine. 8 „ 
Bayern... . 1855/61: fl.rh.. . 2,982,272 „über .. 7 
Hannover... 1856/57: Thlr. ... 600,000%) „..... 6 
Baden... .. 1857: f.xh.... 985,419 „über .. 6 
Schweden .. .. 1855/57: Banco Thlr. 780,900 u ..... 6 
Württemberg . 1855/58: fl. rh. .. 1,122,746 „ weniger ald5 „ 
Griechenland. . 1856: Dradmen 1 Mil. „ weniger ald5 „ 
Portugal ... 1854/55: Mil-Neis 590,000 „ beinahe. 5 „ 
Spanien... . 1853: Realen 47,350,000 „ beinahe. 4 „ 


1) Beinahe die Hälfte der Ausgaben für die Givilverwaltung (574,249 Rthlr.). _ 

2) Außer den Zinſen der gemeinfamen Kapitalien, wovon der Kurfürft die Hälfte geniept. 
Sein Gefanmteintommen beträgt nahe an 700,000 Thlr. 

3) Ohne die Apanagen und die Zinfen des englifchen Kapitals von 2. 600,000. 
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Sardinien ... 1856: Axreee EI =..... 3 9%, 
Norwegen... . 1854/57: Speciesthlr. 100,000 „neh nicht 3 „ 
Belgien... . 1856: Fres. .. 2,751,3235) „über .. 2 „ 


Defterreih.. . . 1855: f. RM. 6,743,818 „über .. 2 „ 
Preußen... . 1856: Thlr. .. 2,573,09 „über .. 2 


Tranfreih ... . 1856: Fres... 25 Mil.) „..... lg . 
Niederlande .. 1856: fl. nieverl. 800,000 „ wenig über 1 „ 
Großbritannien 1855/56: 8%... ... 396,467 ) ..... 


9" 

II. Das Privatvermögen der Fürften, das fog. Chatoullgut, konnte, 
wie wir oben gefehen, erjt dann ſcharf begrenzt werden, als fich der Begriff des 
Staatöguts bildete. (Bergl. den Art. Domänen.) Heutzutage ift e8 in den meiften 
Ländern binfichtlic der Vererbung und Beftenerung den Regeln des Privatrechts 
unterworfen. (Preuß. Landr. II. 14, 15. Defterreih. bürgerl Geſetzb. $. 20. 
Bayriſch. Familiengefeg v. 1819 Tit. 8 $. 4, 5.) Abweichungen treten ein 

1) zu Ounften des Staats. Die vurdans ftaatsrechtlihe Stellung bes 
Monarden ift nirgends folgerichtiger durchgeführt worden als in Frankreich. Der 
alte und häufig (fo in dem berühmten Dekrete Heinrih’8 IV. vom Jahre 1607) 
beftätigte Grundſatz von der capitis diminutio des Königs bei feiner Thronbe- 
fteigung ward aud in der Verfaffung von 1791 beibehalten. Nur warb jest dem 
Könige geftattet, gikltig zu verfügen tiber Alles, was er während feiner Regierung 
kraft eines Singulartitel® erworben. Napoleon I. errichtete fi durch ©. CE. vom 
30. Ian. 1810 ein ganz dem Privatrechte untermworfenes domaine prive. Louis 
Philipp umging den Grundſatz vom Anfall der Güter des Königs an den Staat, 
indem er einige Tage vor feiner Thronbefteigung fein Bermögen feinen Kindern 
abtrat. Das Gefeg vom 2. März 1832 ftellte fogar den König binfichtlich feines 
Privatvermögens gänzlih unter das Privatrecht, Thatſächlich hat fich aber ver 
Grundfag von der ftantsrechtlihen Natur dew fürſtlichen Güter nod immer er- 
halten. Regelmäßig find bisher die Güter der geftürzten Dynaftieen von ihren 
glüdlihen Nacfolgern ganz oder theilweis eingezogen worden (vie der Napoleons 
1816, die bourbonifchen 1830, vie der Orleans 1852) — Recdhtsverlegungen, 
die nur, wenn man bie franzöfifjhe Domänengefchichte überblidt, in milderem 
Lichte erfcheinen. Auch Napoleon III. trat bei feiner Thronbefteigung dem Staate 
feine Privatgüter ab. Die Privatvomäne, die er ſich während feiner Regierung 
etwa Bilden wird, fällt in Ermangelung anderer Verfügungen nad feinem Tode 
an den Staat (Gefeg vom 25. Dechr. 1852). Daffelbe beftimmt das preußische 
Landrecht Hinfichtlih der Immobilien, welche der König erwirbt. 

2) Wie die Häupter der meiften hochadligen Familien find auch die Fürſten 
häufig durch fideikommiſſariſche Verfügungen zu Gunften ihrer Familie be- 
ſchränkt, befonders in Deutſchland. So beftehen in Defterreih die Patrimonial- 
Familienherrſchaften, in Sadfen das Fideikommiß des füniglihen Haufes, in 
Württemberg das Hofvomänenfammergut; fo gelten auch die Erbgefälle der Für— 
ftenthümer LYancafter und Cornwallis als Yamiliengut des englifchen Königshaufes 


+), Ohne die Apanagen und Nupungen der Yandgüter. 

5) Ohne die Apanagen. 

6) Ohne die Apanagen und die Nukungen der jehr bedeutenden Arondotation. Auch ftehen 
viele Ausgaben, die der Givillifte zu gute fommen, in den Staatsrechnungen. leberdies iſt Die 
Givitifte mit Schulden überhäuft (im 3. 1856 angeblih 50 Mill. Ar.). 

?) Ohne die Apanagen und die Erbgefälle aus Lancafter und Gornwallis (auf 50,000 %. 
angejälagen). 
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u.f.w. Das Eigenthum folder unveräußerlicher Güter fteht dem fürftlichen Haufe, 
ihre Benugung dem Fürjten zu. Im mehreren Staaten (Sachſen Berf. $. 20. 
Württemberg $. 108) ift die Umveräußerlichkeit verfelben verfafjungsmäßig ge 
währleiftet. Auch findet fi) hie und da die Beftimmung: was ber Fürft erwirbt, 
ohne darüber zu verfügen, fällt mit feinem Tode an das Familiengut. 

3) Andererfeits genieht das fürftliche Privateigenthum nad römiſchem Rechte 
und nad deutſchem Gerichtsgebraude vie privilegia fisci (l. 3. C. de qua- 
drienn. preser. 7, 37). Das römifche Recht vehnt dies fogar aus auf die Cha— 
toulfe ver fürftlihen Gemahlin und des Thronfolgers. 

Manche verftehen unter Chatoullgut nur das gänzlich freie Privatvermögen 
des Fürften im Gegenſatz zum Patrimonialgute. Im Worte (Raftengut) liegt dies 
nicht; und fo lange in den pofitiven Rechten mit viefem Namen die allerverfchie- 
denſten Begriffe verfnüpft werben, ift die Aufftellung folder Unterfcheidungen nicht 
räthlih. So wird in Hannover gerade die Chatoulltaffe, ein altes fürftliches Ka— 
pital, deſſen Verwaltung dem Könige allein zufteht, dem freien Privatvermögen 
des Königs gegemübergeftellt. 

Literatur. Der Monographieen über die Eivillifte giebt es, außer einzel- 
nen Flugfchriften, ſehr wenige. Höfler, Gefhichte der englifchen Civillifte. Stutt- 
ger! 1834, Klüber, im Staatsarchiv des deutſchen Bundes I. ©. 483 sq. 

orieur in Fölix, Revue 1839 II. 801. Am belehrenpften find die Schriften 
über Domänen (f. d. Art.) und die Werke über das Staatsreht und die Finanzen 
der verfchiedenen Staaten, O. v. Treitſchte. 
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Unter Civilrecht verſteht man gemeiniglich und vorzugsweiſe den Inbegriff 
derjenigen Normen, welche die Richtſchnur für die rechtliche Beurtheilung der Ver— 
hältniſſe geben, in denen die Menſchen als individuelle Perſönlichkeiten zu ein— 
auder ſtehen, abgeſehen von den Beziehungen zu der Geſammtheit, zu welcher ſie 
als Glieder einer Rechtsgenoſſenſchaft (des Staates) vereinigt ſind! 

Der Ausdruck „jus civile“, von welchem die neueren „bürgerliches Recht“, 
„droit eivil*, „eivil law“ und ähnliche eine buchſtäbliche Ueberſetzung find, kommt 
zwar bei den Römern in jehr verjchievdener Bedeutung vor. Er bezeichnet bald 
das eigenthümliche Recht eines Volkes, insbefonvere des römiſchen Volkes, im Ge— 
genfag gegen das allgemeine Recht (jus gentium), bald im Gegenfat gegen das 
durch obrigkeitlihe Edikte ausgebildete Recht (jus honorarium, insbefondere jus 
praetorium) dasjenige Necht, welches in Volksbeſchlüſſen oder mit dieſen gleiche 
Kraft habenven Rechtsquellen anerkannt war, und im engften Sinn namentlid) 
das in der Volksgewohnheit unmittelbar beruhende oder durch gerichtliche Verhand— 
lungen und durch die Autorität der Rechtsverftändigen zum Bewußtſein gebrachte 
Recht. Aber er Hat auch ſchon bei den Römern vie oben zuerft angegebene Be- 
deutung im Gegenfag gegen das öffentliche Recht, insbefondere im Gegenfag gegen 
das Strafreht, das man, fofern es die Verfolgung der Verbrechen im Intereffe 
der Gefammtheit bezielt, als einen Theil des öffentlichen Rechts zu betrachten hat. 
Im Mittelalter dagegen wurbe es gebräuchlich, unter jus civile das geſammte 
weltliche Recht im Gegenjag gegen das Recht der Kirche oder vielmehr das durch 
firhliche Autoritäten ausgefprodhene und fanftionirte Necht (das kanoniſche Recht) 
zu begreifen. In diefem Sinn nannte man den Gejammtinbegriff ver Juftiniani- 
ſchen Rechtswerke jammt den durch die Gloſſatorenſchule ihnen angefügten lom- 
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bardiſchen Lehnrechtsbüchern das Corpus juris ceivilis, den Inbegriff aber ver gleich 
jenen als gemeingültig anerkannten firdlichen Rechts - Sammlungen das Corpus 
juris eanoniei, womit auch der Titel „juris utriusque doctor* zufammenhängt. 
Allein die römifch = juftinianifhen Rechtswerke betreffen nicht nur ihrem größern 
Theil nad) das Eivilreht in obigem materiellen Sinn, ſondern fie behaupteten 
und erlangten aud gerade rückſichtlich diefes Theil des Rechts ein Überwiegendes 
praftifches Anſehen; fie wurden dafür in dem größten Theile des abenvlänpifchen 
Europa die vorherrfchende und Haupt-Orundlage, während die öffentlich rechtlichen 
Berhältniffe auf anderer Bafis zumeift wefentlih abweidhend von denen bes rö- 
mifhen Staates ſich eigenthümlich geftalteten. So hinderte jenes nicht den Sprach— 
ebrauch, der unter Givilrecht vorzugsmweife den Inbegriff der die privatrechtlichen 
erhältnifje beftimmenden Normen verftann, und „gemeines Givilredht” nannte 
man namentlich in Deutſchland den Inbegriff der die Privatverhältnifie betreffenden 
Rechtsſätze, welder, auf römischen Recht als der Hauptgrundlage beruhend, jedoch 
durch kanoniſches und einheimifches Recht vielfach modificirt, als allgemein gel- 
tendes anerfannt war, fo weit es nicht durch partifulare Rechtsnormen in einzelnen 
Landestheilen abgeändert oder ausgeſchloſſen wurde. 

Civilrecht ift darnach gleichbeveutend mit Privatrecht, und bürgerliches Gefeg- 
buch, Code eivil, nennt man an einem Orte, was anderwärts privatrechtliches 
Geſetzbuch genannt wird I). Wenn bier und da das Handelsrecht oder noch fpe= 
cieller das Wechſelrecht als Gegenftand befonderer Geſetzbücher davon ausgeſchieden 
ift, jo beruht dies nur auf Rückſichten praftifcher Zwedmäßigfeit ; dieſe Theile des 
Rechts gehören gleihwohl wejentlih zum Civilreht, wenn aud mitunter polizei- 
lihe Rüdfichten eingreifen ; während dagegen bei andern Rechtsverhältnifien, 3. B. 
des Bergbaus, eine tiefer eingreifende Mifhung privatrechtlicher und öffentlicher, 
namentlich ftaatswirthichaftliher Beziehungen zu deren gefonderten Behandlung in 
der Geſetzgebung Beranlaffung gegeben hat. 

Die Berhältniffe nun, welche das Civilrecht regelt, theilen fich in zwei Haupt- 
Hafen, Bermögensverhältniffe und Familienverhältnijfe, 

Die erften find ihrer Natur nad) rein juriftifche Verhältniffe, deren Charakter 
durch die Anerkennung beftimmter Rechte einzelner Privatperfonen gegenüber allen 
oder beflimmten andern Privatperfonen, und zwar in Beziehung auf äußere, d. i. 
einer Schägung nad dem allgemeinen Werthmefjer ver Dinge (dem Gelbe) unter- 
liegende Güter, beftimmt wird. Gegenftand verfelben find zunächſt die in die Sinne 
fallenden einzelnen Gegenftände der Körperwelt, welche ven Bepürfniffen ver Men- 
hen zu dienen geeignet und beftimmt find, (Sachen im engern Sinne, körperliche 
Sachen). Infofern in Anfehung verjelben eine Willensherrfhaft einzelner Perfonen 
rechtlich anerkannt wird, ergeben ſich Bermögensrechte, die man Rechte an Sachen, 
(unmittelbare) Sachenrechte, jura in re, nennt, die, ohne Vorausfegung einer be- 
fondern Beziehung zu beftimmten andern Perfonen, allen andern gegenüber ver- 
folgbar find, und denen daher nur die allgemeine negative Nechtspfliht aller üb- 
rigen Rechtögenoffen, fi eines ftörenden Eingriffs in die Willens-Herrihaft des 


1) Bgl. den Art. Givilgefeggebung. Doch ift zu bemerken, daß Manche den Begriff des 
Privatrechts viel weiter ausdehnen, jo daß er felbft das Strafrecht und das Kirchenrecht umfaßt 
(Falk, Encoflopädie $. 21. 26. ff.). Ein anderer Schriftfteller will den Begriff des bürger- 
lichen Rechts bios aut Vermögensrecht befchränfen, während das Privatrecht außerdem auch Fa— 
milien und Gemeinderecht in ſich begreife. Val. dagegen Unger, öfterr. Privatrecht 1. S. 4. 
Ueber den Gegenſatz des Privatrechts und des öffentlihen Rechts, fo wie über ein angeblich neben 
Gt unterjcheidendes Geſellſchaftsrecht vgl. Bluntſchli im der frit. Ueberſchau 1II. 

. 229. ff. 
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Berechtigten zu enthalten, entfpricht; man bezeichnet viefe ihre Eigenſchaft durch 
ven Ausdruck „abjolute Rechte”. 

Die umfaffenpfte, eine Sache im Ganzen ergreifende Art folder Herrfchaft, 
der Inbegriff aller Befugniffe, welche eine Perfon in Anfehung einer Sache redht- 
lich zuftehen künnen, ift das Neht des Eigenthums (dominium) im engern 
Sinn, welder den Mittelpunft des ganzen Bermögensrechts bildet. Gegenftand 
vefielben find theils einzelne bewegliche Sachen (fahrende Habe) theils beftimmte 
Theile des Erdbodens (Örundftüde) und was damit als zugehöriger Beftanptheil 
in Verbindung gebracht ift (unbemwegliches Gut, Immobilien), beide, infofern fie 
nicht ihrer Natur nad oder durch ihre befondere Beftimmung der privatrechtlichen 
Herrſchaft Einzelner entzogen (extra commercium) find. Es können aber daran 
auch Rechte von gleich abjolutem Charakter, aber befchränkterm Gehalt beftehen, 
die immer in gewiſſer Richtung eine (partielle) Herrfhaft über die Sache gewähren 
und in jo weit das Eigenthum an derfelben einfchränfen, während dieſes auſſerdem, 
fo weit nicht das bejhränfende Recht entgegenfteht, im Ganzen einem Andern ge= 
hört (Rechte an einer fremden Sache, jura in re aliena). Die Ausbildung fol- 
cher Rechte wird durch das praftifhe Bedürfniß vor Allem im Verhältniße meh— 
rerer Grundſtücke zu einander herbeigeführt, indem zur Förderung der Nutzbarkeit 
eines Örundftüds in beftimmter Beziehung deſſen Eigenthumsiphäre durch ein daran 
angefettes in die Eigenthumsiphäre eines benachbarten Grundſtücks binübergrei- 
fendes Recht erweitert wird (Örunppienftbarkeiten over Realfervituten). So- 
dann fann aud einer Perfon für fi die Nugung einer Sache als felbftänpiges 
und vom Eigenthümer unabhängiges Recht gewährt werden, ohne die Macht, über 
die Sache jelbit zu verfügen, die vielmehr dem Gigenthümer aufzubehalten ift, als 
an weldhen mit ver Zeit von felbft aud) das Recht der Nutzung zurüdfällt (Nie- 
brauch, überhaupt Perfonalfervituten). Aber dies Abzweigen von Rechten aus 
dem Eigenthum, ohne dieſes ganz aufzuheben, fann aud noch weiter ausgebehnt 
und jenen ein folder Umfang, fowohl der Dauer als dem Inhalt nad, 
gegeben werben, baß fie den materiellen Gehalt des Eigenthums faft abfor- 
biren und demſelben nur gewiſſe Befugniffe als ſchwache Reſte übrig laffen. 
In Fällen folher Art ſchreibt man demjenigen, dem die unmittelbare Nutzung 
als dingliches Recht eigenthümlich zufteht, ein fogenanntes Nugeigenthum 
(dominium utile) zu, und ftellt viefem vie dem Gigenthümer übrig blei— 
benden Befugniffe als fogenanntes Dbereigenthbum (dominium direetum) ge- 
genüber. So find denn ſehr mannigfaltige Geftaltungen der Rechte an Sadyen 
möglih. Den Inbegriff der fie beftimmenven Nechtsfäge nennt man das Saden- 
recht, welches ven einen Haupttbeil des Vermögensrechts bildet. Eine andere 
Klaſſe von Bermögensverhältniffen ergiebt fi fofort daraus, daß vie Einzelnen 
zu einander bezüglid der Gewinnung und des Austaufches jener Güter in 
befondere Beziehungen treten, zufolge deren die eine Perfon der andern zu einer 
Leiftung von fahlihem Werthe verpflichtet ift. Die legte bat hier ein ber 
Verpflichtung der erften entfprechendes und durch fie bevingtes Recht, indem 
fie die Leiftung fordern kann (Forverung, Forderungsrecht), hat aber eben varin 
ſchon, fofern fie die Verwirklichung ver Leiftung durch rechtlihen Zwang her- 
beiführen kann, einen Zuwachs an Vermögen, ein Vermögensrecht, das jedoch, 
verſchieden von den Sadenrehten, nur relativer Natur ift, nur gegenüber ber 
beftimmten Perſon des Verpflichteten befteht. Die Vermögensverhältnifie diefer Art 
heißen Schulvverhältniffe (Obligationen, wie auch das Recht des einen aftiv, 
die Berbinplichkeit des andern paſſiv Obligato heißt), und der Inbegriff der ſolche 
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betreſſenden Rechtsſätze, das Obligationenrecht, bildet einen andern Haupttheil 
des Vermögensrechts. 

Alle einzelnen Vermögensrechte einer Perſon laſſen ſich unter die eine oder 
andere Klaſſe, Sachenrechte oder Forderungen, ſubſumiren. Aber es ſind dabei 
mannigfaltige Verſchlingungen und Kombinationen möglich, durch welche ſich dann 
verſchiedenartige Rechtsverhältniſſe oder Rechtsinſtitute von eigenthümlichem Weſen 
geſtalten können. Im Allgemeinen nun betreffen die Vermögensverhältniſſe über— 
haupt nur Recht und Vortheil ver Einzelnen als Privatperſonen; die Gefammt- 
heit, der Staat, ift dabei ummittelbar nicht betheiligt, ausgenommen infofern aud) 
ihr die Fähigkeit zu Vermögensverhältniffen, um ver zur Beftreitung gemeinjfamer 
Bedürfniſſe erforderlichen Güter willen, gleich einer Privatperfon beigelegt wird, 
der Staat als juriftiiche Perfon (Fiskus) ebenfalls Subjeft von Vermögensver— 
hältniffen fein Tann. Aber nicht nur bat der Staat als die Gefammtheit aller 
Einzelnen, und vor Allem zum Schutze ihrer Rechte berufen, ein wefentliches In— 
tereffe dabei, daß die Privatrechtsverhältniffe möglichft Mar und beftimmt georpnet 
feien, und ift daher aus viefem Grunde ſchon die Beftimmung der die Bermögens- 
verhältniffe feiner Angehörigen ordnenden Normen eine wichtige Angelegenheit für 
venfelben, auf welche er nad Umftänden durch Gefetgebung einzuwirken fidh bie 
Aufgabe zu ftellen hat; fondern es berührt auch die Art und Weife, wie fie ge- 
vegelt werben, in mander Beziehung die Wohlfahrt und das Intereffe des Gan— 
zen fehr nahe, und fann felbft mit der Berfaffung des Staates in nächſter Be- 
ziehung ftehen. Dies ift uamentlih in hohem Grabe der Fall rüdfichtlih ver Be— 
ftimmung der Redhtsverhältniffe des Grumdbefiges, welder jowohl in 
volfswirtbichaftliher als im politifher Beziehung zu den wichtigſten Faftoren des 
Staatlebens gehört. Er kann fogar eine Hauptgrumdlage der Verfaſſung bilven, 
indem bie Ausübung gewiſſer politifcher Rechte, die Theilnahme an politifchen 
Körperfchaften, durch einen gewißen Grundbefig bevingt wird, was denn nothwen- 
dig auf die Beſtimmung ver privatrechtlichen Verhältniſſe deſſelben zurüdmirkt, 
wie es bei Stamm- und Fideikommißgütern, bei dem Lehnsweſen der Fall war. 
In voltswirtbfchaftliher Beziehung ift e8 von mwefentlicher Bedeutung, ob das Recht 
mehr oder weniger die Gebundenheit und Stabilität, das Zufammenhalten größern 
Grundbefiges begünftige, oder einer leichtern Beweglichkeit und unbefchränfter 
Berlleinerung und Theilbarkeit ftattgebe, ob und in welcher Art e8 eine Theilung des 
Eigenthums in fogenanntes Ober: und Nugeigentbum, und melde Art der Be- 
laftung des Grundbefigers zum Vortheil anderer Perfonen e8 zulaffe. Das Ob- 
ligationenrecht ſodann ift von wichtigem Einfluß auf die Entwidlung des Verkehrs 
und der induftriellen Thätigkeit, welche durch Klarheit und innere Angemeſſenheit 
der betreffenden Rechtsgrundſätze gefördert, durch Mangelbaftigkeit des Rechts noch 
mehr gehemmt werben fann, ihrerfeits aber wieder ein bebeutendes Moment für 
die Entwidlung der Nationalwohlfahrt ift. 

In böherm Grade noch berühren vie Familienverhältnifje pas Wefen 
und Leben der Geſammtheit. Die Familie ift die natürliche Grundlage und er- 
baltende Pflanzfchule des Volkes und fomit des Staats, und ver Charakter des 
Tamilienlebens von wefentlihem Einfluß auf den Charakter des Staatsweſens. 
Die Familienverhältniſſe beftehen in befonderen Beziehungen verfchiedener Perſonen 
zu einander, welche, an ſich mehr fittlicher als juriftifcher Natur, nicht durch ein- 
— beftimmte Rechte und Rechtspflichten erſchöpft werden, ſondern das Sein und 

eben der Perfonen im Ganzen berühren, dadurch aber zu Rechtsverhältniffen 
werben, daß die Bedingungen ihrer Eyiftenz und Anerkennung durch Rechtsvor- 
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jchriften geregelt find und Rechtswirkungen mit ihmen fich verfnüpfen. Zunächſt 
unr in rein perfönlihen Beziehungen Mehrerer zu einander beruhend (daher das 
fogenannte reine Familienrecht), können fie doh auch auf die Vermögensverhält- 
niffe ver Betheiligten wichtigen Einfluß üben und zu eigentbümlichen vermögens- 
rechtlichen Inftituten den Grund abgeben (daher das fogenannte angewandte Fa— 
milienrecht oder Familiengüterrecht). 

Als die Grundlage der Familie kommt vor Allem in Betracht die Ehe. 
Kaum etwas Anderes iſt von fo erheblichem Einfluß auf den Kultur- und Rechts- 
zuftand der Völker überhaupt, als die rechtlich-fittliche Geftaltung des Verhältniffes 
der verſchiedenen Gefchlechter zu einander. Ob Monogamie oder Polygamie beftehe, 
ift von enticheidender Bedeutung. Bei den Völkern, welche die Hauptträger der 
Kultur im Altertbum waren, galt nur vie Ehe eines Mannes mit einem Weibe, 
und nur fie ift aucd im Chriftentbum anerfannt. Sie ift durch dieſes zugleidy re 
ligiös gebeiligt, Als ein Verhältniß von religiöfem Charakter fällt fie in das Be- 
reich der kirchlichen Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit, namentlich fo viel die Be 
dingungen ihres gültigen Beftehens betrifft. Aber fie ift eben auch ein wichtiges 
und felgenreihes Rechtsverhältniß, das als ein ſolches den Staat angeht. Diefer 
fann nun, wie es im Mittelalter und bis zur neueren Zeit durchgängig der Fall 
war, die Ehe ſchlechthin, jo wie fie in der Kirche befteht, aufnehmen und aner- 
fennen ; in dieſem Fall bildet das Eherecht, ſoweit e8 die Vorausfegung einer gül- 
tigen Ehe, die Art ihrer Eingehnng und Auflöfung betrifft, eigentlich feinen Theil 
des Civilrechts, ſondern nur einen Theil des Kirchenrechts, und von felbft ergiebt 
fih dann als Folge einer Spaltung der religiöfen Gemeinfchaft der Kirche, jo weit 
fie die Grundſätze über dieſe religiöfe Verbindung berührt, auch eine Verſchieden— 
heit des Eherechts nad, Verſchiedenheit der Religionsparteien, Aber der Staat kann 
auch unabhängig von der Kirche feine Gefeggebung darauf erftreden und die bür- 
gerlihen Wirkungen ver Ehe auch oder nur von der Befolgung feiner Vorſchriften 
abhängig machen, indem er vie Erfüllung der kirchlichen Anforderungen blos dem 
religiöfen Bewußtjein und Gewiſſen ver Ehegatten anheimftellt. Auf diefe Weife 
fommt es zu einer jogenannten Civilehe, als einem blos bürgerlichen Rechtsinſtitut, 
im Gegenſatz gegen die kirchliche Ehe. Der Staat kann ſich dazu veranlaßt finden teils 
dur das Streben, die rechtlichen Verhältnifje überhaupt von dem Einfluß ver 
Kirche zu emancipiven, theils durch den Wunſch, Rüdfichten des blos ftaatlichen 
Interefjes bei ver Ehe Geltung zu verfchaffen, theils durch den Zwed, ein von 
der Verſchiedenheit der Neligionsparteien unabhängiges gemeinſchaftliches Eherecht 
herzuftellen. Aber es fünnen fi daraus freilich auch bepauerliche Konflikte ergeben, 
indem nun eine Ehe bürgerlid, gültig, Kirchlih ungültig fein fann, oder umge- 
kehrt; Konflikte, die auch durch mancherlei von der Geſetzgebung angeftellte Ver— 
mittlungsverjuche nicht ganz befeitigt werden. Uebrigens muß aud dem Staate 
daran gelegen fein, daß das Band der Ehe heilig gehalten werde, weßhalb er mit 
Necht, wo es nöthig ift, durch feine Geſetzgebung eimer leichtfertigen Löſung def- 
jelben entgegentritt. Weſentlich in den Bereich des Civilrechts fallen dagegen bie 
Wirkungen der Ehe in Anſehung der Bermögensverhältniffe der Ehegatten, welche 
fih in mannigfaltiger verſchieden Weiſe geftalten können. 

An die Ehe ſchließt fih zunähft das Verhältniß zwifhen Eltern und 
Kindern an, das einerfeits für jene eine natürliche Pflicht der Obforge und Er- 
ziehung mit ſich bringt, anvrerfeits eine entiprechende Unterorpnung und Ehrerbie- 
tung dieſer gegen jene und eine häusliche Gewalt ver Eltern über die Kinder be 
gründet, die, zunächſt dem Vater als dem natürlihen Haupt und Hort ver Far 
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milie zuſtehend, in mehr oder minder ausgeprägter Geſtalt ven Charakter einer 
juriftifchen Macht und Gewalt an fich trägt. In den ältern Rechtszuftänden eines 
Volkes, das ſich zunächſt als eine Vereinigung von felbftftändigen Yamilienhäup- 
tern zu einem Gemeinweſen varftellt, erfcheint jene in der Geſchichte meiftens als eine 
firenge und weitumfafjende Familien-Herrſchaft, die aber dur die Sitte und na- 
türliche Liebe gemilvert, zugleih Schug den unfelbftftändigen ſchutzbedürftigen Mit- 
gliedern der Familie gewährt; bei entwidelterem Rechts- und Staatsleben beſchränkt 
fie fid) mehr nur auf das jenem Zwed des Schuges und der Gunft entſprechende 
Maß der Gewalt; und fo zeigt fie fi aud von mehr oder minder eingreifendem 
Einfluß in den VBermögensverhältniffen der untergebenen Yamilienmitgliever. Der 
Staat aber hat überall ein Interefie dabei, daß die Bande ver Familie nicht 
zu jehr gelodert werben; ein georbnetes Familienleben, Zudt und Sitte im 
bäuslihen Kreiſe find die wichtigften Glemente eines gefunden und gebeib- 
lihen Bolfslebens ; aber im Intereffe des Staates liegt es eben deßhalb 
au, daß nicht die Kinder ſchutzlos der Willführ, Thorheit und Gewiſſenloſigkeit 
der Eltern preisgegeben feien oder zuchtlos und ununterrichtet zu gefährliden Mit- 
gliedern der bürgerlichen Geſellſchaft heranwachſen. Daher hat er das Recht, da— 
rüber zu waden, ob der Vater feine rechtliche Gewalt aud pflichtmäßig ge- 
brauche, mur hüte er ſich davor, durch unzeitige Cinmifhung und inquifitorifche 
Bevormundung in das Innere des Familienlebens ftörend einzugreifen und das 
Heiligthum des Haufes als eine Polizeianftalt zu behandeln. 

Die Schugbepürftigkeit von Privatperfonen fann in gleihem Grave vorhanden 
fein, ohne daß ihr die Familie fofort entgegenfommt und Hülfe darbringt. Dies 
führt zu einem weiteren Rechtsinftitut, ver Bormundihaft, die man als einen 
Erfat für den durd die Unterordnung unter die hausväterliche Gewalt den un- 
felbftftändigen Perjonen zugleich gewährten Schuß, wo dieſer wegfällt, betrachten 
fann, und die ſich daher jenem Yamilienverhältniß natürlich anſchließt. Unreife des 
Alters und Krankheit des Geiftes find es, welche zu allen Zeiten ſolche Vorſorge 
erheijhen, wenn fie nicht der elterlihe Schug entbehrlich macht. Auch wegen kör— 
perliher Gebrehen und Krankheiten und wegen moraliſcher Fehler (Verſchwen— 
dung) kann fie wiünfchenswerth fein. Und in Zeiten, wo die Wehrhaftigfeit des 
Mannes für den Schuß der Rechte einzutreten hat, erfcheint fie in gewifiem Um— 
fange für das ganze Gefchleht, das man das ſchwache zu nennen pflegt, ange 
mefjen, während bei einer vollfommen ausgebilveten und geficherten Orbnung der 
Rechtspflege den Frauen im Allgemeinen vie felbftftändige Obforge für ihre privat: 
rechtlichen Angelegenheiten wohl überlaffen werden mag. Wo nun das Bedürfniß 
vorliegt, da ſcheinen natürlicher Weife vor allen die dazu fähigen nächſten Ange- 
hörigen verfelben Familie auch dazu berufen, jene Obforge zu übernehmen. Aber 
bevenklich ift es, dies nur ihrem Willen als ein Recht zu überlaffen, bedenklich 
auch, fie in jedem Fall ohneweiters als zuverläffige Beſchützer des Schutzbedürf— 
tigen anzufehen, blos des verwandtſchaftlichen Berhältnifjes wegen, in weldem 
die natirliche Familienliebe ſchon mit ungleich geringerer Kraft, wie in dem Ber- 
bältnig zwifchen Vater und Kind, als Triebfeder getreuer Pflichterfüllung wirft, 
und fogar collivirende Interefien leicht den entgegengefegten Einfluß üben können. 
Daher wird es zu einer allgemeinen Bürgerpflicht erhoben, vorkommenden Falls - 
die Vormundſchaft über andere zu übernehmen, und die Verwandſchaft behält nur 
die Bedeutung, daß fie einer der Gründe ift, durch welche bie Berufung zur Vor— 
mundſchaft im einzelnen Fall beftimmt wird. So hat vie Vormundſchaft etwas 
Bubliciftifches, fie trägt etwas vom Charakter des Amts am fi, das unter Auto— 


Civilrecht. 629 


rität der Staatsgewalt übertragen wird und daher auch der Oberaufſicht der letzten 
untergeben iſt. Aber vorherrſchend iſt doch das Verhältniß zwiſchen Vormund und 
Mündel privatrechtlicher Natur, ſeinem Zweck wie ſeinen Wirkungen nach, und 
gehört daher in das Gebiet des Civilrechts, wo es ſich den Familienverhältuiſſen 
anreiht. 

Außer der natürlichen Unterordnung, welche ſich in dem Verhältniß der El— 
tern und Kinder zu einander ergiebt, zeigt uns die Geſchichte des Rechts noch 
andre Verhältniſſe perſönlicher Abhängigkeit, privatrechtlicher Gewalten einer Per— 
ſon über andere, die ſich mit den Familienverhältniſſen zuſammenſtellen lafien. 
Dahin gehört vor Allem das Inftitut ver Sklaverei, einer vollkommenen Knecht— 
ſchaft ver Perfon, kraft welder viefe gleih andern Gigenthumsobjeften ver unbe- 
ſchränkten Herrſchaft eines andern unterworfen ift; ein Nectsinftitut, das im 
Alterthum, obwohl als widerftreitend dem natürlichen Rechte erfannt, bei allen 
Bölfern in Uebung war, in der Sitte befferer Zeit übrigens in der That aud) als 
ein Yamilienverhältnig geachtet und aufgefaßt wurde. Im Rechte der chriſtlichen 
europäiſchen Völker aber bat dieſes Imftitut Schon im Mittelalter vor dem mil- 
dernden Einfluß des Chriftentbums weichen müffen und ift erft nad ver Ent- 
dedung der neuen Welt in Folge eines mwohlgemeinten aber unglüdjeligen Rath— 
ſchlags eines menſchenfreundlichen Mannes in verabiheuungswürdigerer Geftalt dort 
wieder von den enropäifhen Ginwanderern eingeführt worden. Dagegen bilbeten 
fi im Mittelalter an der Stelle ver Sklaverei und beftanden mehr oder weniger 
bis zur neueſten Zeit verſchiedene mildere Verhältniſſe privatredhtliher Unterthänig- 
keit (Leibeigenfhaft, Hörigfeit), vorzüglih in Verbindung wit bäuerlihem 
Gutsbefig, in ihrer ftrengften Geftalt ver Sklaverei allerdings verwandt, und aus 
ihr hervorgegangen, aber doch darin jtets Davon verfchieden, daß fie nicht eine völlige 
Nechtslofigkeit der Perjon begründeten. Zur Zeit aber kann ein deutſches Staats- 
wörterbudh für feinen Bereih auch diefe Verhältniffe nur noch als antiquirte an- 
führen ; die legten Reſte verjelben jind in Deutſchland wie in den meiften chriftlich- 
europäifhen Ländern (außer Rußland) im Yaufe des legten Jahrhunderts, zum 
Theil erjt des legten Jahrzehnts, verfhwunden. Bon Sklaverei und Leibeigenſchaft 
fann daſelbſt jegt nur etwa infofern noch die Rebe fein, als die Rechte auswär- 
tiger Perfonen bei Gelegenheit des Aufenthalts im Inlande in Frage kommen, 
Aber auch dies ift meiftens abgejchnitten durch den Grundſatz, daß der Boden des 
Landes, das überhaupt feine perſönliche Unfreiheit anerkennt, von felbft frei macht. 
Weſentlich verfchieden von jenen Verhältniſſen der Unterthänigkeit, die auf per- 
fönlicher Unfreiheit des einen Theil berubten, ijt das heutige Geſindeverhält— 
niß, das Verhältniß freier Dienjtboten. Es befteht ald ein gegenfeitiges obliga- 
toriiches Verhältniß nur dur freies Uebereinkommen zwifchen Dienftherrihaft und 
Dienftboten, auch in feiner Dauer von ſolchem Uebereinkommen abhängig. In 
fofern jedoch die Dienftboten immerhin mit ihrer ganzen Perfönlichkeit in ein nä— 
beres Berhältniß zur Dienſtherrſchaft treten, als untergeordnete Glieder dem häus- 
lichen Kreiſe ſich enge anfdliegen und eine Pflicht des Gehorfams und der Treue 
gegen jene, fo lange das Dienftverhältnif befteht, übernehmen, hat auch dieſes 
Verhältniß einen familienrechtlihen Charakter und wird dem Familienverhältniife 
angereiht (Bluntſchli, deutſches Privatrecht, $. 185), und gewiß wäre es wünjchens- 
werth, daß daſſelbe in der Sitte wie in der Gefeßgebung mehr von diefem Ge— 
fihtspunfte, als dem eines blos obligatorifhen VBerhältniffes ver Dienftmiethe auf- 
gefaßt und behandelt wire. 

Mit ver Familie fteht in naher Beziehung das Recdtsinftitut ver Erbfolge. 

Bluntſchli, Deutihes Staarts-MBörterbud. II. 34 
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Ein Vermögen als Jubegriff von Güterrechten und Verbindlichkeiten beſteht zu— 
nächſt nur in Beziehung auf eine Perſon, welche Subjekt derſelben iſt. Mit dem 
Tode dieſer Perſon würde es nad) abſtrakten Begriffen auseinanderfallen, als nun— 
mehr herrenloſes Gut. Aber was der Familieuvater an Gütern erwirbt, will er 
nicht blos für ſich, ſondern auch für ſeine Angehörigen haben; wie er als ſeine 
Pflicht erkennen ſoll, bei ſeiner Lebzeit nach Kräften für dieſe zu ſorgen, das Nö— 
thige zu ihrem Unterhalt, zur Erziehung und Ausbildung derſelben zu beſchaffen, 
fo muß ihn auch der Wunſch befeclen, für vie Zeit nach feinem Tode noch in 
gleicher Richtung vorzuforgen. So natürlid demnach das Berlangen ift, jeine 
Güter nah feinem Tode zumächit feiner Familie zuzumwenden und erhalten zu 
ſehen, jo gewiß liegt es der Rechtsordnung ob, dieſes anzufennen und die Mög- 
lichkeit zu deflen Erfüllung zu gewähren. Indem nun die Güter eines Verftorbenen 
auf beftimmte andere Perfonen übergehen, ift es weiter eben fo natürlih, daR 
dieſe auch die vermögensrechtlichen Verbinplichkeiten dejjelben übernehmen, für deren 
Erfüllung jene bei deſſen Lebzeiten vie materielle Gewähr geben und weldhe daher 
venfelben anhaften, eine Minverung berfelben in ihrem effektiven Geſammtwerthe 
bewirken. So geftaltet ſich die Erbfolge als ein Rechtsinftitut, kraft deffen beftimmte 
Perfonen überhaupt in vie Stelle eines durch den Tod hinweggefallenen Ber- 
mögensſubjekts, bezüglid feiner Verbindlichkeiten wie feiner Rechte, eintreten und 
das Vermögen als eine ven Tod Überdauernde Gefammtheit, deren Subjeft nur 
einen Wechſel erfährt, zufammengebalten wird; was jedoch nicht ausfchließt, weder 
daß einzelne Güterrechte als ihrer beſondern Natur nah an die beftimmte Berfon 
geknüpft mit deren Tod erlöſchen, noch daß einzelne Bermögensgegenftände, von 
jener Geſammtheit ausgefchieven, für ſich beftimmten andern Perfonen zugewendet 
werben. Die Erbfolge ftellt ſich demnach, in Anfchliefung an die Familie, als ein 
gewifjermaßen fi von jelbft ergebendes nothwendiges Redtsinftitut dar, das zwar 
zunächſt ebenfalls nur eine privatrechtlihe Bedeutung hat, deſſen Aufnahme und 
Ausbildung im Allgemeinen aber für das Leben des Staats von der größten 
Wichtigkeit ift. Nichts wäre ververblidher, in moralifher und ökonomiſcher Be— 
ziehung, als wenn ver Einzelne bei feiner Erwerbsthätigkeit nur ſich und die furze 
Spanne Zeit, die feinem Leben geſetzt ift, im Auge haben fünnte, Es würbe 
ven fiadteften Egoismus nähren, bie fchaffende Thätigkeit im Güterleben des Volfes 
lähmen, Verf hwendung und felbftfüchtige Genußſucht befördern, die Yoderung ber 
engften Bande und den moraliichen und ökonomiſchen Ruin des ganzen Volks herbei- 
führen. Aber nicht blos die Rüdfiht auf die Bande ver Familie, als einer über 
das Leben des Einzelnen hinaus ſich forterzeugenden natürlichen Genoſſenſchaft, ift 
ed, was das Recht der Erbfolge ausſchließlich beftimmt und beherrſcht. Es ift fo 
angemejjen als richtig, daß das Recht aud dem Willen des Ginzelnen, ohne Be- 
ſchränkung auf jene, die Macht gewährt, über feinen Tod hinaus zu wirken, und 
über die Früchte jeiner Sparfamfeit nnd feines Erwerbsfleißes aud für die Zu— 
funft Beftimmung zu treffen. Es liegt ein tiefer fittliher Gedanfe zum Grunde, 
wenn das Bolf der Römer es als eines ver vorzüglichften Nechte des Bürgers 
anſah, durch ZTeftament über feinen Güternachlaß zu verfügen. Nur ver Willkür, 
die fih von der Berüdfichtigung der innigften natürlichen Bande des Bluts hart- 
berzig ober gemwifjenlos losfagt, tritt das Recht mit Recht hindernd entgegen. 
In der Ausbildung und Ausdehnnng des Rechts ver Erbfolge können übrigens 
verjchiedene Zeiten umd Bölfer fehr verjchievene Wege geben; völlige Losreißung 
dejielben von der Familie oder völlige Nichtbeachtung des Willens des BVerftor- 
benen wird einem entwidelten Rechts- und Kulturzuftande gleihwenig entſprechen; 
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die in neueſter Zeit hervorgetretene Aufeindung des Erbrechts überhaupt aber 
würde, wenn ſie vollſtändigen Sieg erlangte, der Kultur ſelbſt ein Grab gegraben 
haben. 

Nachdem der Begriff und Inhalt des Civilrechts dargelegt worden, ſoll noch 
ein Blick auf die Geſchichte und Literatur deſſelben geworfen werden. Zu 
allen Zeiten hat ſich der Unterſchied zwiſchen den Rechtsverhältniſſen, welche das 
Einzelleben der Individuen und welche das Geſammtleben der Völker angehen, 
zwiſchen Privatrecht und öffentlichem Recht geltend machen müſſen. Aber unläug- 
bar iſt es das Verdienſt der Römer, zuerſt dieſen Gegenſatz wiſſenſchaftlich voll» 
ſtändig erfannt und praktiſch durchgebildet zu haben, und nicht ohne alle Wahr- 
heit hat man im neuefter Zeit die Nömer als die Entveder des Privatrechts be- 
zeichnet. So ift denn bei ven Römern auch zuerft vem Givilreht eine wiſſenſchaftliche 
Bearbeitung zu Theil geworden, von der ums fehr verkümmerte aber gleichwohl 
noch höchſt beventende Rejte vorzüglich in den juftinianifhen Rechtswerten erhalten 
find, An dieſe ſchloß fih auch im Mittelalter vie wijjenfhaftliche Bearbeitung an, 
die zunächſt auf der Rechtsjhule zu Bologna in Aufnahme fam und bald aud 
in einer Reihe anderer nad ihrem Vorbilde gefchaffener hoben Schulen neue Pflanz- 
ftätten gewann. Das Recht, das man dort lehrte und in Schriften barftellte, war 
weſentlich römiſches Recht, das aber im Ganzen als praftifches Recht der Gegen- 
wart angejehen wurde, nnd die Bearbeitung jelbft beftand Jahrhunderte lang vor- 
herrſchend nur in der Eregefe jener Quellen over ausführlichern Commentaren zu 
venfelben ; erft im 16. Jahrhundert traten einzelne felbftändige fyftematifhe Dar- 
ftellungen auf, unter denen des Domellus (Doneau) Commentarii juris eivilis 
als beſonders beventend hervorragen. Man glaubte in dieſem römiſchen Recht, 
nur theilmeife modificirt durch neuere Nechtsanfichten, ein Recht von allgemeiner 
Geltung (jus Commune) zu haben, das denn auch wirflih durch den Reichthum 
feines Inhalts und die Kraft feiner wiſſenſchaftlichen Ausbildung ein weit ver- 
breitetes und tief eingreifendes Anjehen erlangte. Ein Mangel aber war es, daß 
daneben das nationale Recht der hriftlich-germanifchen Bölfer wiſſenſchaftlich ver- 
nachläffigt wurde, namentlih in Deutihland nur als theilweife modificirend das 
römifhe Recht (ald usus modernus) eine kümmerliche Berüdfihtigung fand und 
jo denn auch in feiner praftifhen Geltung und Ausbildung, aud) in feinen lebens- 
fähigen Beſtandtheilen, vielfach vertümmerte; nur das Lehenrecht, auf Grundlage 
der als gemeinrechtlich recipirten lombardiſchen Lehenrechtsbücher erfreute ſich einer mit 
dem römifhen Recht ebenbürtigen Stellung in der wiffenfhaftlihen Behandlung. 
Seit vem Ende des 17. Jahrhunderts wurde jedoch dem Privatreht einheimijchen 
Urjprungs eine felbftändige wiflenjchaftliche Bearbeitung zugewendet, und bafjelbe 
auch bald zum Gegenftand beſonderer Yehrvorträge auf den deutſchen Univerfitäten 
erhoben ; und fo bat noch das 18. Jahrhundert (1791) nad) mehreren andern 
ein ſehr tüchtiges Werk viefer Richtung in Runde's Grundſätzen des deutſchen 
Privatrechts geliefert, während ungefähr um diefelbe Zeit (1788 fi.) Hofader 
in feinen principia juris eivilis romano-germanici noch den Verſuch einer jyfte- 
matifchen Darftelung des aus römiſchen und deutſchen Elementen gemijchten ge— 
meinen Givilrehts unternahm. 

Seitdem aber ift für vie Wiffenfchaft des Civilrechts in Deutjchland erjt eine 
Periode friſcher Blüthe eingetreten. Die vorzüglich durd Savigny und in Ge 
meinfhaft mit ihm durch Eichhorn zur Geltung gebrachte hiſtoriſche Auffaflung 
des Rechts führte zu gründlicherer Erforfhung der verfchiedenen Elemente des ge— 
meinen Givilrechts, deren Refultate man dann in ſyſtematiſchen Darftellungen zu— 
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ſammenzufaſſen ſuchte. So entſtanden einerſeits eine Reihe von Syſtemen des 
deutſchen Privatrechts im engern Sinne, worunter man den Inbegriff der aus 
dem einheimiſchen Rechte des deutſchen Bolkes und dem modernen Rechtsleben ent— 
ſpringenden Rechtsinſtitute verſteht (ſo namentlich von Eichhorn, Mitter— 
maier, Phillipps, Maurenbrecher, Wolff, Beſeler, Gerber, Kraut, 
Bluntſchli, Geugler, Hillebrand, Renaud, Walter), andrerſeits eben— 
falls eine beträchtliche Anzahl von ſyſtematiſchen Darſtellungen des römiſchen Ci— 
vilrechts mit Rückſicht auf ſeine Bedeutung als Beſtandtheil des heutigen Rechts, 
daher auch mit Beachtung der Modiſikationen, welche es durch kanoniſches Recht, 
deutſche Reichsgeſetze und neueres Gewohnheitsrecht erfahren hat, unter dem Namen 
„gemeines Civilrecht“, oder „beutiges römiſches Recht“ oder „Pandektenrecht“ (jo 
unter andern, abgefehen von Thibaut, deſſen in erfter Auflage ſchon 1803 er— 
ſchienenes, zu feiner Zeit in der Praris ſehr angejehenes Syſtem des Panpekten- 
rechts noch auf einem andern Standpuukt steht, und abgefehen von Sapiguh, 
deſſen ausführliches und wiſſenſchaftlich höchſt beveutendes Syitem des heutigen rd» 
mifchen Rechts leider wohl unvollendet bleiben wird: von Madelvey, Schweppe, 
Wening-Ingenheim, Mühlenbruch, Seuffert, Pudta, Kierulff, 
Göfhen, Bangerow, Sintenis, Arndts, Böding, Brinz), neben 
welchen noch einzelne Werke (von Meifter, Warntönig, Hainberger) fi die. Dar- 
ftellung des reinen römiſchen Privatrechts zur Aufgabe gemacht haben. Jener 
Dualismus in der willenihaftlihen Behanblung des Givilrechts hatte einen äußern 
Anlaß und Rechtfertigungsgrund in ber Verſchiedenartigkeit der Quellen und. in 
ver durch fie bedingten Verſchiedenheit ber Methode in Ausbentung ihred Mate- 
rials, welde eine gleihmäßige Beherrfhung des verſchiedenen Stoffs für einen 
und denſelben Gelehrten jehr erihweren. Gr hatte zum Theil auch einen innern 
Grund in der Verſchiedenheit des juriftiichen Charakters der beiden Theile, indem das 
veutjche Privatrecht nicht, wie das römiſche Necht, in einem Syſtem fefter Rechts⸗ 
ſätze fich abſchließen läßt, ſondern bie wiſſenſchaftliche Darſtellung deſſelben großen— 
theils mit der Entwicklung von Grundzügen deutichrechtlicher Imftitute und Au— 
deutung der verjchiebenartigen Geftaltungen, in welden fie hier oder Dort ausge— 
bildet find, fi begnügen muß. Gr hat aber aud einen Gegenfag zwiſchen Roma— 
niften und Germaniften hervorgerufen , der nicht jelten zum Nachtheil ver Sache 
in ſchroffen Einfeitigfeiten fid Fund gegeben bat und im jaft feindliche Gegner- 
ſchaft ausgeartet ift. Judeſſen kounte das Bewußtſein, daß beide vereinigt nad) 
vemjelben Ziel, wiſſenſchaftlicher Grfaffung des Rechts der Gegenwart, zu ftreben 
haben, nie jhwinden, das Bedürfniß ber Verfühnung jener Grundſätze nie ver- 
kannt werden, und tritt aud mehr und mehr die Forderung vollkommener jyfte- 
matiſcher Verſchmelzung beider Elemente Des heutigen Civilrechts hervor. Auch 
weiſt die neueſte Literatur wiederum Verſuche dieſer Art auf, die freilich noch ſehr 
ungenügend (Roßhirt) oder unvollendet (Schmid) oder nur auf encyclopädiſche 
Darftellung gerichtet find (Blume). Bon größerem Werthe find die Verſuche voll- 
ſtändiger Darftellung eines Partikularrechts (des wiürtembergifchen) in Verbindung 
mit dem noch als Subſidiarrecht geltenden gemeinen Givilrebt (von Wächter 
und Reyſcher), durch dieſe Verbindung ſich unterſcheidend von anderu Werfen, 
welche nur die Darſtellung eines Partikularrechts, jo weit es eigenthümlichen In— 
halts iſt, bezwecken, z. B. Hauboldi's ſächſiſches Privatrecht *). 


_*) Anmert d. Med. Eine meifterbafte Arbeit in diejer letzteren Richtung ift das kur— 
en Privatrecht von Notb und v. Meibom, von welchem die erſte Lieferung kürzlich 
erſchien. 
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Auh für die Piteraturgefchichte des Civilrechts bedeutend find die neueren 
Givilgefeggebungen, welche die jubfiviäre Geltung des gemeinen Civilrechts völlig 
ausfhliegen. Das neue preußiſche Civilrecht hat geraume Zeit einer einge: 
henden wilfenichaftlichen Bearbeitung entbehrt. Der Grund davon lag in der An- 
[age des Geſetzbuchs, das nad den Intentionen feiner Urheber durch feine Aus- 
führlichkeit gelehrte Sommentare entbehrlih machen follte, und in ver eine Zeit: 
lang feftgehaltenen Einrichtung, nad) welcher ſich ergebende Zweifel über deſſen 
Auslegung fofort durch eine Geſetzkommiſſion erledigt werden follten. Die Fitera- 
tur des Landrechts befchränfte ſich daher Anfangs, abgejehen von einzelnen Ab- 
handlungen und Sammlungen von Erläuterungen und Entfheidungen, hauptfäc- 
(ih auf compendiarifhe Darlegungen des neuen preußifchen Rechts, zur Grleich- 
terung der Ueberfiht und des Verſtändniſſes, worunter das Syftem des preußiſchen 
Givilrehts von Klein nad ver Titelfolge des Landrechts hervorzuheben ift (1801, 
vernehft von Roenne 1830). Aber der große Auffhwung der gemeinſchaftlichen 
Jurisprudenz feit dem Anfang dieſes Jahrhundertz, woran preußiſche Gelehrte 
einen jo hervorragenden Antheil hatten, konnte, zumal bei dem Umſtande, daß in 
Preußen das Studium des gemeinen Rechts jederzeit eifrig befördert und als not: 
wenbige Vorbedingung für die Bildung zum praftifchen Juftizvienft betrachtet wurbe, 
der Rückwirkung auf das preußifche Civilrecht nicht verfehlen, und fo jehen wir 
namentlich feit dem dritten Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts eine wiſſenſchaftliche 
Bearbeitung, zuerft in einzelnen Abhandlungen, dann aud in Gommentaren und 
in felbftftändigen fpftematifchen Werfen, mit Benugung der Fortſchritte in der 
Wiſſenſchaft des gemeinen Rechts, in fteigendem Maße fich entfalten. Beſonders 
hervorzugehen find darımter die Werke von Bornemann und Rod, vou denen 
der erfte ned (1834) es nöthig fand, eine ausführlihe Beantwortung der Frage 
ju widmen : ob das preußifche Landrecht einer wiflenfchaftlichen Bearbeitung fähig 
und warıım ihm viefelbe bisher nicht in dem ermwünfchten Grave zu Theil ge: 
worden fei ? 

Das öfterreihifhe bürgerlihe Gejegbud dagegen bat bald feine 
Gommentatoren gefunden, deren es feiner Kürze wegen auch fehr bedurfte. Der 
Referent bei der letzten Rebaftion deſſelben, Zeiller, war aud deſſen erfter Com— 
mentator, dem bald andere folgten (Scheidlein, Schufter, Nippel, Wini- 
warter, Stubenraud u. A.), während -zahlreihe Abhandlungen mit einzelnen 
Lehren und Rechtsfragen over der Erklärung einzelner Paragraphen over Abjchnitte 
des Geſetzbuchs ſich befhäftigten. Aber viefe Bearbeitung des öfterreichifchen Givil- 
rechts, hat bis zur neueſten Zeit fi) nicht über einen untergeorbneten Standpunkt 
erhoben und ven Anforderungen ver Wiſſenſchaft, darum aber auch ver Praris 
nur in ungenügendem Maße entiprochen. Ste befchränfte ſich zu ſehr nur auf 
paragrapheumweife eregetifhe Erläuterung des Geſetzbuchs, mit viel Aufwand von 
Logik, aber ohne tiefere Grgründung und freie wilfenfchaftlihe Behandlung. In den 
Boden noch zu wühlen, aus welchem das Geſetzbuch hervorgegangen, nad) dem 
Stamm, von melden es als vermeintlicy reife und über die Kritif erhabene Frucht 
abgelöst worden, und nad veffen Wurzeln zu forfchen, hielt man für überflüffige 
Arbeit. War man doch nach Publikation des Geſetzbuchs der Anficht, das Studium 
des römiſchen Rechts nur noch einige Zeit einigermaßen fultiviren zu milffen, wegen 
etwaiger Anwendung auf vergangene Fälle, und foll es felbft in neuerer Zeit nod) 
vorgefommen fein, daß im oberften Gerichtshof ein Verweis gegen ein lombardiſches 
Dbergericht in Antrag gebradyt wurde, weil daſſelbe in ver Begründung einer wid)- 
tigen Entſcheidung unter andern aud Stellen des römifchen Rechts in Bezug ge: 
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nommen hatte. Von Benugung der deutſchen Rechtsgeſchichte war noch weniger bie 
Rede. So blieben denn aud die großen Fortſchritte der deutſchen Rechtswiſſen- 
ſchaft ohne erheblichen Einfluß auf vie Bearbeitung des öſterreichiſchen Rechts ; 
fie wurden größtentheils ignorirt, und fol es nit an hochgeftellten Juſtizbeamten 
gefehlt haben, denen felbft Savigny ein obfcurer Name war. Indeſſen machte ſich 
doch im den meuern Bearbeitungen eine beffere Richtung bemerfiih und im ber 
neueften Zeit bat Unger in feinem Syſiem des allgemeinen öfterreihifchen Pri- 
vatrechts den entfcheidenden Schritt gewagt, fih von der hergebrachten Methode 
bloßer Erläuterung des Geſetzbuchs völlig zu emancipiren, und nad jelbftänviger 
ſyſtematiſcher Anordnung, im Anſchluß an die Wiſſenſchaft des ee. deut⸗ 
ſchen Rechts und mit umſichtiger Benutzung ſeiner Literatur ein Werk begonnen, 
das ſich den beſten Bearbeitungen deutſcher Partikularrechte anreiht und in der Ge— 
ſchichte der öſterreichiſchen Civilrechts-Wiſſenſchaft ohne Zweifel Epoche machen 
wird. Ueberhaupt hat jetzt die Rechtswiſſenſchaft in Oeſterreich einen erfreulichen 
Aufſchwung genommen, der ſie, wenn er nicht durch hemmende Einflüſſe gelähmt 
wird, bald ebenbürtig andern 'zur Seite ſtellen möchte. 

Zur Zeit ift noch von weitüberragenver wiſſenſchaftlicher Bedeutung vie Li- 
teratur des franzöjifhen Givilrehts. Dem Code Napoleon wurde alsbald 
eine rege literarifche Thätigkeit zugewendet, die fih in Herausgabe von Reper- 
torien, Gommentaren, Hand= und Lehrbüchern, nebſt vielen einzelnen Abhandlungen 
zeigte, und wobei fih auch deutſche Rechtsgelehrte, aus Anlaß der Einführung des 
Geſetzbuchs in mehreren Theilen von Deutſchland vielfach betheiligt haben. Einer 
ver beften Gommentare, freilih nur zum geringern Theil vollendet, rührt von einem 
Deutihen (Grolmann) ber, und der Berfaffer eines der bedeutendſten ſyſtema— 
tiihen Handbücher ift ebenfalls ein Deutfher (Zahariä). Aber auh Franzofen 
(Brouphon, Toullier, Duvergier, Duranton, Troplong u. U.) haben 
eine Reihe von Werten über ihr neues Givilrecht geliefert, die durch Klarheit der 
Darftellung, Reichthum ves Inhalts, patriotifhen Sinn und zugleich wifjenfchaft- 
lihen Charakter in der Geſammtwiſſenſchaft des Civilrehts einen hoben Rang 
einnehmen, Arndie. 


Eivilrechtspflege. 


Die Rechtspflege hat die Aufgabe, das Rechtsgeſetz in individuellen Fällen 
zu verwirklichen, die beftehende Rechtsorpnung zu fehirmen und diefelbe gegen Stö— 
rungen und Berlegungen zu handhaben. Sp weit folde gegen die gemeine Rechts: 
ordnung, gegen das Recht überhaupt gerichtet find, fo daß in ihnen das abfo- 
Iute Unrecht fi ausipricht, fällt Die Aufgabe ver Strafrehtspflege, inwie- 
fern fie auf Privatrechte, auf Rechte, welche bejtritten werben können, fi be— 
ziehen, der Givilrehtspflege anheim. Bei ihr unterjcheidet man wieder die 
ftreitige und die nicht ftreitige (freiwillige) Givilrechtspflege ; dieje befaßt 
fih damit, durch ihre Mitwirfung bei der Begründung und Aufhebung von Rechts: 
verhältniffen der Unficherheit des Nechtes und der Möglichkeit der Störung und 
Verlegung vorzubeugen, während die erfte den Rechtsihug für ein bereits begrün- 
detes Recht, das geftört oder verlegt wurde, zu gewähren bat. 

Hier wird, da die Strafrechtöpflege und die freiwillige Gerichtöbarfeit ven 
Gegenftand eigener Artifel bilden, nur von der ftreitigen Civilrehtspflege 
gehandelt und es find 
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I. vie Nothwendigkeit einer ſtaatlichen Civilgeſetzgebung, 

II. deren Aufgabe, 

UI. deren Organe, 

IV. die Art und Weiſe ihrer Wirkſamkeit 
näher zu erörtern, wobei es in dem Weſen eines überſichtlichen Artikels, mie 
der gegenwärtige jein fol, liegt, daß jehr Bieles zu berühren ift, was in beſon— 
deren Artifeln in mehr vetaillirter und jelbjtftändiger Weije vortommt, deren 
Bezugnahme vaher auch ohne befonvere Hervorhebung ſich von jelbft verfteht. 

I. Die Beftimmung ver Brivatrechte ift ihre Ausübung, dieſe ſchließt ihre 
fatiihe Behauptung gegen drohende Angriffe im fih und ſolche erſcheint ſodann 
nur als das, Beharren in einem beftehenden Zuſtand; es ift darum Gewalt mit 
Gewalt zu vertreiben und in dieſem Sinne auch im Staate die Selbithülfe ge- 
ftattet. Die Selbfthülfe ftellt fi aber gleich zum Schug des Rechtes als unzurei= 
hend dar, wenn das Uebergewicht ver phyſiſchen Kräfte auf Seite des Angreifers 
ih findet, wo ſodaun die Obrigkeit für Wahrung und Aufrehthaltung der recht: 
liben Ordnung in die Mitte treten muß. Das nämliche ift ganz allgemein dann 
ver Fall, wenn einmal eine Rechtsverlegung wirklich ftattgefunden hat, und es 
fi demmad nicht mehr um faktiiche Behauptung des beftehenven, ſondern um 
Wiederherftellung des verlegten Rechtes handelt. Solche ver Eigenmacht des Ber: 
legten zu überlaflen, geht nicht an, weil er im vie freie Rechtsiphäre des Andern 
eingreifend, Zwang üben müßte, hiedurch aber deſſen perjönliche Freiheit gefährden, 
jo wie bie öffentlihe Ruhe und ven Landesfrieden leicht ftören könnte. Es ift 
darım auch vie Selbfthülfe in diefem Sinne im modernen Staate unterjagt. 

Sp wenig als vie Selbfthülfe fann der Weg ver Rechtsverfolgung durch Unter- 
werfung unter den Ausſpruch von Schiedsrichtern für ausreichend erfannt werden. 
Allerdings ift die Zuläffigfeit der Schiepsgerichte in Streitigkeiten über Privatrechte, 
deren Schlichtung zunächſt auf dem Interejfe und dem Willen ver Betheiligten 
beruht, ein natürliber Grundſatz und der Staat hat dieſen durch Aufftellung ge 
jeglicher Beitimmungen über vie Wirkfamkeit der Ausſprüche der Schiedsgerichte 
anzuerkennen, ja fogar dadurch zu begünftigen, daß er jelbft Organe zur Ver— 
mittlung von Privatrechtäftreitigkeiten (friedensgerichte) beftellt und bie aufer- 
ſtaatliche Rechtspflege, wo fie fich in ven Austrägen organifirt hat, achtet. Allein 
die Erledigung eines Rechtsftreites im Wege eines Komprommifies ift da ausge- 
ſchloſſen, wo es fih um einen Gegenftand hanvelt, welder an ſich ver vertrags- 
mäßigen Feſtſetzung entzogen ift, oder wo Parteien in Frage ftehen, melden vie 
Fähigkeit mangelt, fih durch Verträge zu verpflichten, und endlich dürfte die Boll 
ftredung des Ausſpruches des Schiedsgerichtes wieder nicht durch Selbfthülfe des 
obfiegenden Theiles, ſondern nur durch Vermittlung des Staates, veffen Hülfe zu 
dem Ende anzugeben wäre, erfolgen. Auch bier zeigen ſich demnach jo vielfache 
Beihränfungen, daß das beiprodene Mittel unmöglid als ausreichend erfannt 
werben fann, jo jehr es auch im Intereſſe des Staates liegt, die Anwendung des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens jeinerjeits zu unterftügen. 

Alles dieſes weiſt alfo auf die Macht des Staates, um vermöge ver ihm 
obliegenden Sorge für vie Aufrechthaltung der Rechtsordnung dem geftörten Rechte 
feine Geltung zu verſchaffen, um durch gerichtliche, mac) ſichern Regeln und in 
wohlgeordneten Formen den Streit aus unparteiiihem Standpunkte entjcheidenve 
Hülfe Das ftreitige Recht wieder herzuftellen. Dem Gerihte — ver richterlichen 
Gewalt — fällt alfo die Schirmung der beftehenven Rechtsordnung, deren Hand— 
habung gegen Störungen und Berlegungen zu und zwar dem Givilgerichte — 
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der Civilrechtspflege — injofern es fi von den vem Privatredhtsgebiete 
angehörenden Individualrehten ver Staatsgenoſſen handelt. 

II. Nur Streitigkeiten über Privatrehtsverhältniffe gehören als 
Givilproceß- oder Eiviljuftizfahen den Givilgerichten zur Verhandlung und 
Entfheidung. Die Frage, wann die Thätigfeit der Civilrechtspflege eintrete, want 
eine Giviljuftizfache vorliege, gewann in Deutjchland, insbefondere wo es fi um 
Geltendmachung eines Rechtes gegenüber dem Fiskus handelte, ihre eigenthümlichen 
Schwierigkeiten einmal durd die Unvollftändigteit der Beftimmungen der deutjchen 
Reichsgeſetze hierüber und dann dur das Verhältniß der Lanvesherrichaften zu 
den ehemaligen Reihsgerichten. Da die hierauf gebauten Lehrjäge der Doktrin auch 
in der Gegenwart noch bedeutenden Einfluß haben, indem vie in der neuern Zeit 
ergangenen Gejege über Kompetenztonflifte zwifchen Gerichten und Berwaltungs- 
ftellen zumeift nur die formelle Behandlung folder Streitigkeiten betreffen, vie 
Frage aber, mann die Kompetenz des einen oder andern Zweiges der Staate- 
gewalt eintrete, zu übergehen pflegen, jo ift eine etwas einläßlichere Erörterung 
bier wohl am Orte I), 

Eine Beftimmung des Begriffes ver Civilproceßſachen findet fi in ven 
deutſchen Neichsgejegen nicht; wohl aber geftatten fie (Reichsabſchied vom Jahre 
1654 $ 105. 180. Wahlfapitulation. Franz II. vom Jahre 1792 Art. XIX. 8. 6.) 
ven „Landſtänden, Bürgern und Untertbanen Klage wider ihre Obrigkeit in Pri- 
vatſachen“, weiſen folde aber vor die orbentlihe Landesgerichte und laffen eine 
Entiheidung der Reichsgerichte über dergleichen in legter Inftanz nur ımter den 
fonftigen VBorausjegungen des Cintritts der Jurispiktion der Neichsgerichte zu. 
„Bei andern Klagfadhen ver Yanpftände und Untertbanen wider ihre Obrigteit 
infonverheit, wenn es die landesherrlihe Obrigkeit und Regalien fowohl 
überhaupt als in speeie bie jura collectarum, armature, sequele und vergleichen‘ 
betraf, jollten zuvörderſt die Austräge in Act genommen, wo aber in foldhen 
Saden die Jurisviftion fundirt von den Reichögerichten, „dennoch ehe und bevor 
die Mandate, Rejcripte oder etwa in deren Stelle tretende Orvinationen ergiengen, 
die beflagte Obrigfeit jedesmal und in allen Fällen mit ihrem Bericht zuvörderſt 
vernommen und wenn fi alsdann befinden würde, daß die Unterthanen billige 
Urſache zu Hagen haben, vem Proceſſe jchleunig, doch mit Beobachtung der sub- 
stantialium abgeholfen inmittelft gleihmwohl fie zum ſchuldigen Gehorfam gegen 
ihre Obrigkeit angewiefen werben.“ Es waren jomit aud wahre Regierungs- 
bandlungen und zwar nicht etwa blos rüdjichtlich ihres Einfluffes auf beftehenve 
Privatrehtsverbältnijfe, fondern ſelbſt von Seite ihrer ſtaatsrechtlichen 
Zuläffigkeit Gegenftand der Beurtheilung und Entſcheidung der Reichsgerichte, was 
feinen Grund in dem Suberbinationsverhältnifie der Zerritorialobrigteiten unter 
die in den Neichsgerichten repräfentirte Reichsgewalt hatte 2). 


I) Eine ausführlihe Darſtellung bat der Berfaffer dieſes Artikels in feinen Beiträgen zur 
Yebre von den Gegenitänden des Civilproceſſes im Archiv für praktiſche Nechtswiffenihaft Bd. 1. 
S. 1. Bd. I. S. 360 gegeben, wo auch die Literatur über die Frage angeführt ift. Beizufügen 
find: Pözl, der Begriff der Juſtiz- und Berwaltungsfachen in der frit. Ueberſchau der deutichen 
Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft Bd. IT. S. 441 und Brater, Studien zur Lehre von den 
Grenzen der civilrichterlichen und der adminiftrativen Zuftändigfeit, mit beionderer Rückſicht auf 
baverifches Recht. Nördlingen, 1855. 

2) Infoferne übten aljo die Meichögerichte eine politifche Gewalt unter richterlicher Form 
aus. Etwas Aebnliches findet fich in dem oberften Gerichtshof der vereinigten Staaten 
Nordamerika’, „deilen Jurisdiftion fih über alle Fälle des ftrengen Rechtes und der Billig: 
feit erſtreckt, welche fich gegen die Konftitution, gegen die Geſetze der Vereinigten Staaten und 
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Mit der Auflöſung des Reichsverbandes fiel nun das eben erwähnte Ver— 
hältniß von ſelbſt hinweg; es gieng nunmehr nicht an, die Staatsgewalt ſelbſt vor 
der Juſtizgewalt, die nur ein Beſtandtheil der erſteren iſt, zur Rechenſchaft zu 
ziehen, vielmehr mußten num andere Mittel für die Abhülfe möglicher Beſchwerden 
der Unterthanen gegen ihre Obrigfeiten, andere Garantieen gegen Willfür gegeben 
werben. 

Es ift eine bekannte Sache, daß ſich die Geſetzgebung der einzelnen deutſchen 
Staaten mit deren Aufftellung eben nicht beeilte, man vielmehr nah dem Vor— 
gange Frankreichs und in Anſchluß an die dortige Gefekgebung darauf bedacht war, 
den Wirfungsfreis der Gerichte durch Kreirung der fogenannten abminiftrativ-fon- 
tentiöfen Sachen und durd das Inftitut der Kompetenztonflifte möglichſt zu be— 
engen, indem unter dem Namen der erfteren viele Privatrechtsftreitigkeiten den Ver— 
waltungsbehörben zugewiejen, und durch letteres das alte Ariom, daß der mit 
einer Klage angegangene Richter feine Kompetenz jelbft zu beurtbeilen habe, aufs, 
gehoben wurben. Es lag num fehr nahe, daß vie Theorie, welcher im Uebrigen 
der Begriff der Civiljuſtizſachen zur Aufjtelung und Ausbildung anheimgefallen 
war, gegenüber ven letztgedachten Beſchränkungen und in Anbetracht der hinweg— 
genommenen, anderweit nicht erfegten Garantie ver Neichsgerichte den Wirkungsfreis 
der Territorialgerihte, der allein noch übriggelaffenen Schugmwehr der Rechte, 
möglichft zu erweitern ſuchte. So fam man zu den bis auf die Gegenwart viel- 
fach feitgehaltenen Sägen, daß alte Rechte, veren Exiſtenz beftritten worben, 
deren Verlegung aljo den Charakter eines relativen Unrechtes 3) hat, auch öffent- 
liche Rechte unter dieſer Vorausjegung im Wege des Givilprocefjes geltend zu 
machen jeien, woferne die Berfaffung eines Staates nicht etwa den ordentlichen 
Schuß der Gerichte dadurch entziehe, daß fie feine Behörde als tompetent für jolde 
Rechtsſtreitigleiten anerfenne; daß in jevem Falle, wo es nach juriftiichen Regeln 
der Ermittelung und Beurtheilung von Thatjachen gelte, um den Umfang des 
Rechtsgebiets einer Perfon nah den Gejegen zu bezeichnen, die Entſcheidung 
durch die richterliche Thätigkeit bevingt fei. 

Allein damit wird geradezu die Juftizgewalt den andern Zweigen der Staate- 
gewalt, venen fie nur beigeordnet ift, übergeordnet und das Weſen ber 
andern Zweige der Stantsgewalt, vie gleihmäßig das Recht als Richtſchnur 
ihres Handelns innerhalb ver ihnen zugewiejenen Gebiete anzuerfennen und zu 
beachten haben, verfannt. Dem läßt fi auch mit Grund nicht entgeguen, daß die 
Trennung zwijchen den Gerichten und ven andern Zweigen der Staatsgewalt nicht 
in den objektiven Gebieten, fondern in ver formellen Thätigfeit, in der fpe- 
ciellen Technik der Staatsgewalten zu ſuchen jei, wornad die eigenthümliche Funk— 
tion der Gerichte im Urtheilen im Rechtſprechen beftehe, innerhalb welcher 
Technik fih das Nichteramt auch gegenüber den Handlungen der Staatdgewalt 
unabhängig zu bewegen habe. Der eben gedachten logiſchen Funktion können auch 


gegen Bündniffe, die unter ibrer Autorität geichloffen find oder noch geichloffen werden, ereignen.‘ 
Noch viel weiter gieng in Atben die Kompetenz der von Solon angeordneten beliaftifchen oder 
Bolfögerichte, welche aflmälig dahin gelangten, als böchfte Inftanz über alle Angelegenheiten, fei 
es der Adminiftration, ſei es der Yegislation zu enticheiden, fo daß felbit das Hoheitsrecht der 
Volksverſammlung durch fie wefentlich befchränft wurde. Vergleiche aub Schoemann griechiſche 
Alterthümer 1. Bd. S. 468 ff. 

3) Im Gegenfab gegen das in dem Verbrechen liegende abiolute Unrecht, in welchem 
eine Verlegung nicht blos von Rechten, deren Griftenz beftritten werden fann, fondern eine Der: 
fegung des Mechtes überhaupt, ein Bruch der rechtlichen Ordnung ſich ausfpricht; deffen Sühne 
fällt, wie bereits bemerft, der Strafgerichtsbarkeit anbeim. 
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die andern Zweige der Staatsgewalt bei ver Thätigfeit innerhalb ihres Gebietes 
fi nicht entfchlagen, und dem Gerichte kommt neben der Rechtsfindung aud 
die Rehtshanphabung zu; dieſe aber ift ftaatliher Natur, trägt den Charakter 
einer obrigfeitlihen Gewalt an fih und es bildet für fie die erſte nur bie 
nothwendige Borausfegung, die wefentliche Unterlage. 

Dem ftaatlihen Begriffe gemäß ift die objektive VBorausfegung für die An— 
nahme einer Civilproceßſache ftets das Borhandenfein eines Privatrehtsver- 
hältniffes, deſſen Berlegung, deſſen Schuß in Frage fteht. Hiebei können num 
allerdings auch Alte der Regierungsgemwalt zur Sprade kommen; aber dieſe 
Akte können nicht als ſolche und in ihrer Allgemeinheit ver richterlihen Be— 
urtheilung unterftellt werden, fondern nur in ihrer Befonderheit und infofern, 
als es fih von deren Einfluß auf ein fpecielles Privatrehtsverhältniß 
handelt, und ver richterlihe Ausſpruch kann nie auf Annullirung des Regierung ®- 
aktes als ſolchen, fondern nur dahin gehen, daß die am fi begründeten Pri- 
vatrehtsverhältniffe des Negierungsaftes ungeachtet beftehen, oder auf Ent- 
ſchädigung für die entzogenen oder verlegten Privatredhte. 

Der Givilrehtspflege fallen fohin nur Privatrechtsftreitigkeiten, aber aud alle 
Privatrehtsftreitigfeiten ?) anheim; es ift gegen den Begriff ves Rechts, jo wie gegen 
die Reinheit der Theilung der Staatsgewalt und die Natur der richterlichen Gewalt, 
wenn letterer die Beurtheilung und Entſcheidung von Streitigleiten über Privat- 
vechtsverhältniffe wegen des bei ſolchen konkurrirenden öffentlihen Interefjes unter 
dem Namen abminiftrativ=kontentiöfer Sachen entzogen find. In diefem Gime 
muß man fi gegen die fogenannte Bermwaltungsrehtspflege erklären. Es 
waren auch Namen und Sache dem veutfchen Nechtsleben fremd; beide find aus 
Frankreich 3) entlehut, wo eine Reihe von Gegenſtänden unter den Begriff ber 
Adminiftrativjuftiz geftellt ift, die wahre Civilproceßſachen find, bei welchen 
der Staat feine andere Qualität als die einer juriftifhen Perfon hat, 3. B. bei 
Fragen über Domänen, öffentliche Arbeiten u. dergl. Hier ift die Civilrechtspflege 


+ Wo cs fich von Beurtheilung eines gegebenen Kalles nach einer promulgirten Nornt handelt, 
ebört auch die Frage, ob diefe Norm verfa ungegemäf entftanden, zur richterlichen Entſcheidung. 
ächter im Archiv für civ. Praxis Bd. 24. 5. 238. Puchta, Vorleſungen über das heutige 
Br Recht En 1. ©. 33, Seuffert, Archiv oberftrichterl. Enticheidungen Bd. IV. S. 399. 
8. V. 2. 291. 

5) In den äftern Xrunfreich waren, wie Alexis de Tocqueville l’ancien regime et la 
revolution (Paris 1856) p. 103 bemerkt, die gewöhnlichen Gerichtshöfe von der Regierung unab: 
bängiger als in irgend einem Lande in Europa, aber es waren dajelbft auch die exceptionellen Tri: 
bunale gebräuchlicher als irgendwo. Da der König RN nichts über das Schickſal der Richter ver: 
mochte, da er fie weder abberufen et verfegen, ja meiftens nicht einmal befördern, mit einem Worte 
weder durch den Ehrgeiz noch durch die Fur auf fe einwirken konnte, ſo füblte er bald das 
Unbequeme diejer Umabbängigfeit, was ihn dabin führte, in böberem Grade als fonft irgendwo 
ihnen die Kenntnißnahme der auf jeine Macht direkt bezüglichen Angelegenheiten zu entzieben und 
neben ihnen zu feinem Privatgebrauch eine Art von abbängigem Gerichtshof zu ernennen, der 
feinen Untertbanen gegenüber den Schein der Gerechtigkeit bewabrte, ohne daß er dieſe in Wirk: 
lichteit zu fürchten brauchte. Weiter fügt derſelbe Schrüſtſteller p. 107 bei: „Wir baben, es iſt 
richtig, die Juftiz aus der adminiftrativen Sphäre, in welche das alte Regime dieſelbe ſich ſehr 
ungebũhrlich hatte einführen laſſen, fortgejagt, allein in der nämlichen Zeit drängte ſich die Ad- 
miniftration ohne Unterlaß in den natürlichen Kreis der Juftiz, und wir haben fie dort gelaffen, 
als ob die Vermiſchung der Gewalten nicht jo gefährlich wäre von diefer Seite als von der andern 
und noch rt denn die Einmifhung der Juftig in die Verwaltung ſchadet nur den Sachen, 
während die Einmiſchung der Verwaltung in die Juſtiz die Menſchen verfchlechtert und dahin 
zielt, fie zu gleicher Zeit revolutionär und ſervil zu machen.’ 
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begründet, daher das Recht ver Unterthanen verlegt, wenn andere als die eigent- 
lien und wahren Gerichte entſcheiden. 

In der Natur der Sahe und in ver Aufgabe des NRichteramtes liegt es, daß 
die Entſcheidung der Frage, ob und in wie weit ein Privatrechtsverhältniß vor- 
liege, zu deſſen Schuß die Gerichte. im Wege der Klage angegangen werben können, 
nur von dem um biefen Schug mittelft Klage angegangenen Gerichte felbft zu er- 
felgen bat *). So wurde die Sache auch früher in Deutſchland allenthalben ge 
halten, Die oben bemerflich gemachte Ausdehnung des Begriffes der Civiljuftig- 
ſachen über die Gebühr von Seite der Theorie, welche die Praris mancher Gerichte 
ſich aneignete, und ver bereitwillige Anſchluß deutſcher Regierungen an franzöfifche 
Einrichtungen, mochten fie auch dem deutfchen Rechtsleben, das vor allem die Siche- 
rung der Rechte des Einzelnen im Auge hat, fremd fein, führten zu dem Inftitut 
der Kompetenztonflikte, wonach, wenn bei einem Streitfall entweder Regierung 
wie Gericht gleihmäßig die Entſcheidung für fih in Anſpruch nahm (bejahenver 
Kompetenztonflift) oder viefelbe ablehnte und dem andern Theile zumies (vernei- 
nender Rompetenztonflift), die Feitfegung der Kompetenz nicht mehr von dem Ge: 
richte, jondern von einem befonderen Organ im Staate auszugehen hat. 

IIl. Die bisher ihrem Gegenftande nach behandelte Aufgabe ift durch bejon- 
dere Organe zu löſen; dieſe befonveren Organe find chen die Gerichte. Die 
Sonderung berjelben von den übrigen Zweigen ver Staatsgewalt die Tren— 
nung der Juftiz von der Berwaltung, ergiebt ſich aus der gefonderten Auf- 
gabe der Civilrechtspflege. Es ift vie Beftimmung Givilrechtspflege, ohne Rüdficht 
auf Zeit und Umſtände nur das ftets fich felbft gleiche, unwandelbar beharrlidye 
Recht, nach allgemeinem Gefege für und gegen Jedermann zu handhaben; bei der 
Entiheidung über ftreitige Privatrechtsverhältniſſe darf feine andere Rüdficht in 
die Waagſchale fallen, als vie, welche das Geſetz felbft an die Hand giebt. Der 
Richter hat den einzelnen Fall als foldhen vor ſich, den er nad) feiner individuellen 
richterlichen Ueberzeugung entfcheidet, ohne einer andern Verantwortlichleit unter 
worfen zu fein, als dieſe Ueberzeugung mit Rechtsgründen belegen zu können. 

Der Berwaltungsbeamte ift von pofitiven Vorſchriften in der Regel verlaffen 
und nur zu oft in dem alle, dem Drange ver Umftände und einer ſchwankenden 
Billigkeit das ftrengeRecht zu opfern; er muß die vielfachen Beziehungen in das Auge 
faffen, in welchen das Einzelne zum Ganzen fteht; feine Verfügungen befchränten 
fih felten auf einzelne oder wenige Individuen, fie haben weitergreifende Wirkungen 
und müſſen darum aud aus weitergreifenden Erwägungen hervorgehen. Die Ber: 
waltung bat ihrer Natur nad Riüdjichten zu nehmen, Umftände zu benugen, nad 
Aufälligem fich zu bequemen, überdies die veränderlichen Regeln ihres Handelns 
meiftens fi felbft zu bilden. Die Anſchauungen des Richters find weſentlich ver- 
fchiedene von jenen der Verwaltungsbeamten. Es wird num jehr ſchwer halten, je 
nach der Beſchaffenheit ver Sache bald die eine, bald die andere Anſchauungsweiſe 
eintreten zu lafjen, es wird eben in einem Individuum die eine, in dem andern 
die andere Anſchauungsweiſe vorherrſchen. Es find verſchiedene Lebensberufe der 
des Richters und der des PVerwaltungsbeamten; darum follen aud die Geſchäfte 
des einen von jenen des andern getrennt und beide verfchiedenen Individuen und 
verſchiedenen Stellen zugewiejen fein, vamit nicht die Auffaffung, welche für ven 
einen Gefchäftszweig ganz die richtige und entſprechende ift, auf die Behandlung 
des andern übertragen werde, deſſen Natur fie geradezu wiberftrebt. 





*) Vergleiche den Artikel „Kompetenz, Kompetenzkonflikt“. 
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Neben ven eben angeführten ans ver Berſchiedenheit ter beiderfeitigen Auf- 
gaben entnommenen Gründen fir die Trennung der Juftiz von der Verwaltung 
befteht noch ein weiterer darin, „daß der Nichter nicht zugleich in anderer Weile 
eine Gewalt über den Untertbanen haben oder ver Gewalt vienen darf ®). Diefer 
Grundſatz würde aber augenfällig da verlegt, wo der Richter zugleih adminiftra- 
tive Funktionen in fi vereinigt und Kraft ſolcher einerfeits in anderer Weife 
als in feiner richterlihen Sphäre auf die Angelegenheiten der Amtsuntergebenen 
einzuwirten befugt, andererfeits den Anmeifungen feiner Oberen zu gehoeren ver- 
pflichtet ift. 

Die Selbftftänvigfeit und Unabhängigkeit des Rihteramtes ”), 
als nothwendige VBorausjegung einer untadelhaften Gerechtigkeitspflege ift nur bei 
der Trennung der Juftiz umd Verwaltung denkbar. Diefe Selbftitänpigkeit und 
Unabhängigkeit begreift im fich, daß die Gerichte bei ihrer Amtsthätigkeit fi ſowohl 
bei ber ——— als bei der Entſcheidung lediglich von der freien nah Maß— 
gabe ver beſtehenden Geſetze gebildeten richterlihen Ueberzeugung leiten laſſen. 
Jede Einmifhung des Stantsoberhauptes (Rabimetsjuftiz) oder einer fremden 
Behörde in die Art der Entſcheidung, jede Hemmung des vechtsfräftigen Urtheils 
von ſolcher Seite ift ausgeichloflen, von ven Gerichten nicht zu beachten und zurüd- 
zumeifen. 

Und dem Grundfage ver Unabhängigkeit ver Gerichte feine praftifche 
Wirkſamkeit zu fihern, muß den Nichtern — den Juftizbeamten — eine foldhe 
äußere Stellung gewährt werben, welche fie auch jeden mittelbaren Einfluffes auf 
ihre amtliche Thätigkeit enthebt. Es ift ihnen eine ihre Eriftenz fichernde Befol- 
dung zu gewähren und zwar im dauernder Weile; die Berufung zum Richteramt 
kann feine nur vorübergehende, fie muß eine bleibende fein, ver Richter ift unabfegbar, 
d. h. er kann feiner Stelle ohne Urtbeil und Recht — ohne die im förmlichen 
Wege Rechtens zu erbringende Nachmeijung eines feine Entlaffung geniigend mo- 
tioirenden Verſchuldens nicht enthoben werben. So wichtig num aud vie Äußere 
Siherftellung des Richters für die Unabhängigkeit und Reinheit der Rechts— 
pflege fih darſtellt, fo ift doc hierin allein eine objeftive Bürgſchaft für jene 
Eigenschaften der Rechtspflege nicht geboten; das Wichtigfte bleibt vielmehr bie 
Belegung der Richterftelen mit Männern von unbejcholtenem Charakter und ges 
prüften Rechtöfenntnijjen und Beförderung nur nad Mafgabe wirklicher Auszeich— 
nung im richterlihen Beruf 8). Der ganze Charakter des öffentlihen Lebens wird 
und muß naturgemäß aud die Rechtspflege und fie vor Allem afficiren. Von be- 
fonderem Einfluß find bier mande Ginrichtungen, welche theild im gegenwärtigen 
Artikel, theils in anderen noch zu beſprechen over bereits beſprochen worden find. 
Wir erinnern bier an die Stellung der Advokatur, welche vem hohen Berufe 
ver Beſchützung der bürgerlichen Freiheit gegen alle Beamtenwilltür entſprechend 
ift, an die Deffentlichfeit ver Rechtspflege, an die Bildung der Gerichte nach dem 
Kollegialiyftem, an das Bedürfniß mehrerer Inftanzen u. ſ. w. 


— — — 


6) Stahl, Rechtsphiloſophie 11. Aufl. Bd. 11. 2te Abth. S. 444. 

7 Klüber, Die Selbſtſtändigkeit des Richteramtes und die Unabhängigkeit feines Urtheils 
im Rechtſprechen. Frankf. 1832. Pfeiffer, die Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit des Richter— 
amtes. Gött. 1651. 

8) Tocqueville bemerkt in dem oben angeführten Werke S. 200 von dem franzöſiſchen 
Nichter des alten Negimes : „er war unabfegbar und trachtete nicht nad Beförderung, zwei Dinge 
fo notbwendiq das eine wie das andere für feine Unabhängigkeit; denn was liegt daran, daß man 
ihn nicht zwingen fann, wenn man taufend Mittel bat, ihn zu gewinnen?" 
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Das Gericht iſt alſo zwar ein unabhängiges Organ des Staates, aber immer 
ein Organ des Staates; alle Gerichtsbarkeit geht vom Oberhaupte des Staates 
aus, eine Gerichtsbarkeit, die Privatperjonen oder Körperfchaften Kraft eigenen 
Nechtes zufteht, Batrimonialgerichtsbarfeit), ift gegen die Idee des Staates 
überhaupt und der richterlihen Gewalt insbefondere. 

Der Zufammenbang ver Juftizbehörden mit dem gefammten Staatsorganismus 
zeigt ſich auch darin, daß die Gerichte trog ihrer unabhängigen Stellung ver Ober- 
aufſicht des Negenten unterworfen find, der ſolche durch dazu geeignete Organe 
— das Juftizminifterium — übt. Das Oberaufſichtsrecht ift negativer und kontro— 
lirender Natur und es darf dadurch der freien Entſchließung ver Gerichte nicht 
vorgegriffen, nameutlich an ihrer Entſcheidung nichts geändert, ſondern dieſelben 
fünnen nur veranlaft werden, ihr Amt wirklich zu verwalten, vie Juftiz Nieman- 
dem zu verweigern oder gerichtsordnungswidrig zu verzögern. 

Der Zweck der Rechtspflege fordert ſtehende Gerichte, deren Kompetenz 
jowohl in Anfehung ver ihrer Gerichtsbarkeit unterworfenen Perjonen ald der vor 
ihr Forum gehörigen Saden durch ein Geſetz beftimmt wird, fo wie aud die fo 
beftimmten Zuftändigfeiten nur durch Geſetze wieder entzogen werben können. Die 
Bezirke der Gerichte dürfen einestheils nicht zu groß, anderntheils nicht zu Klein 
fein. Das erjte nit, weil außerdem das Angehen ver richterlihen Hülfe den 
Rechtſuchenden zu jehr erihwert würde; das zweite nicht, weil vollftändig be- 
jegte Gerichte mit fieinen Gerihtejprengeln allzu Eoftfpielig fein würden, mit zu 
wenigen Richtern bejegte Gerichte aber fein Anſehen und feine geiftige Regfamfeit 
haben, aud das Recht ver Parteien auf Ablehnung einzelner Richter, welches für 
alle Hülle, wo ein Mißtrauen der Partei in deren Unparteilichfeit irgenpwie ges 
rechtfertigt erjcheint, gewahrt werden muß, über Gebühr bejhränft würde 9). 

Im Allgemeinen entſpricht nur die Rechtſprechung durch Kollegialgeridte 
ven Anforderungen ver Rechtspflege, indem die gegenfeitige Kontrole der Mitgliever 
und die Ergänzung ihrer Einſicht, jo wie der durch Die wiſſenſchaftliche Berufs— 
bildung und fortgejeßte gemeinſchaftliche Ihätigkeit in Verwaltung der Rechtspflege 
ſich bilvende und hebende Gemeingeift größere Garantie gewähren, daß nicht nad) 
Willkür, ſondern nach Nechtsgrundjägen und zwar nad richtigen Rechtsgrundſätzen 
geſprochen werve. Indeſſen it das Verfahren vor einem Kollegialgeriht das lang- 
jamere und foftjpieligere, und jo würde die Anwendung ver Regel auf geringfügige 
Rechtsſachen gegen das Intereſſe der Parteien laufen. Wenn nun aud ein unge: 
vecbter Richterſpruch nicht veßwegen weniger ungerecht ift, weil er ven Parteien 
einen geringeren Nachtheil zufügt, jo hat jid doch der Geſetzgeber bei der vor- 
liegenden fo wie bei ähnlichen Fragen für das zu erfären, was in der Mehrzahl 
ver Bälle für vie Betheiligten das Befjere if. Die Entiheivung in vergleichen 
minder wichtigen Sachen wird demnach Cinzelrihtern zu übertragen fein, 
durd welche zugleich für das Bedürfniß der Anwefenheit eines Richters an Ort 
und Stelle für ſolche Fälle, wo Gefahr auf Verzug ift, gejorgt wird. 

Für eine jede Rechtsjadre (die geringfügigiten aus dem vorhin bemerften Grunde 
höchſtens ausgenommen) müſſen mehrere Gerichtsjtufen (Injtanzen) beftehen, damit 
ver höhere Richter etwa von dem untern begangene Verſehen verbeflern könne. 
Erwägt man hiebei die Nachtheile, die allemal mit der Verlängerung eines Rechts— 
ftreites verbunden find, ferner, daß wenn anders die Gerichte in den beiden 


— — — 


Daher die Wichtigkeit des Inſtituts der Aktenverſendung in Heinern Ländern. 


542 Eivilecdhtspflege. 


erften Inftanzen gehörig beſetzt find, die Fälle, wo ein in der zweiten Inftanz ge- 
ſprochenes Urtheil in der dritten abgeändert wird, denn doch zu den feltenern gehören, 
jo wird das Syftem zweier Inftanzen vor dem dreier Inftanzen ven Borzug verdienen, 
voransgefegt, daß man mit zweien und nad Befeitigung einer gefeglichen Beweis— 
theorie das Rechtsmittel des Kaſſationsrekurſes und das Inftitut eines 
Kafjationshofes verbindet. Das Rechtsmittel der Kafjation kann nur ergriffen 
werden wegen Inkompetenz des Gerichtes und Ueberfchreitung feiner Anıtsgewalt, 
wegen Verletzung folder Formen, die bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchrieben 
find, und wegen Verlegung des materielien Gefeges durch Entſcheidung gegen 
foldyes. Es ift die Aufgabe des Kaffationshofes, für die Einheit des Rechtes und 
feiner Formen zu forgen. Außer der Sphäre diefer Aufgabe liegt die Prüfung ver 
thatfächlihen vd. 5. der frage, ob und in wie weit die den Rechtsfall bildenden 
Thatſachen bewiejen feien, es fällt in die Sphäre num die Rechts- d h. die Frage, 
welcher Rechtsregel die gedachten Thatſachen zu unterftellen find. Dem Kaffations- 
bof wird fo die zeitraubende Prüfung der thatſächlichen Fragen ganz erfpart, welche 
für die meiften deutfchen Gerichtshöfe dritter Inftanz zur Quelle nicht zu bewäl- 
tigender Rüdftänve geworden find; bei ver in dem Kaflationsftapium wohl mög- 
lihen Trennung der thatfählihen und der Rechtöfrage tritt die Rechtsregel jelbft 
ſchärfer hervor und der Richter, welder fi nur mit ihr zu beſchäftigen hat, übt 
dadurch mehr eine rein wiffenfchaftliche Funktion, wodurch der wiſſenſchaftliche Sinn 
jelbft in ihm vege gehalten wird. Durch die geringere Zahl von Richtern, weldye 
in Folge gedachter Ausſcheidung bei den oberften Gerichtshöfen erforberlich wird, 
ift zugleich die Möglichkeit gegeben, die wenigeren Stellen nur mit Männern ver 
hochſten Auszeihnung zu bejegen und ihnen auch eine Äußere Yage zu gewähren, 
die dem hoben Berufe in würdiger Weife entipricht. 

Es entfteht die Frage, ob nicht in ähnlicher Weife wie in der Strafrechts— 
pflege jo auch in bürgerlihen Rechtsſachen die Thatfrage an Geſchworne zu 
überweifen fei 19). 

Wenn nun auc die Ueberweiſung der Thatfrage an Geſchworne in Bürger: 
lihen Rechtsſachen nicht vie politiſche Bedeutung hat, welche viefem Inftitut in 
Strafiahen zukommt, jo ift doch nicht zu verfennen, daß durch die Zuziehung von 
Geſchwornen für die thatfädhlihen Fragen der Nechtöpflege ein volksthümliches 
Element beigefellt wird, welches aud auf die Geſetzgebung feinen wohlthätigen 
Einfluß äußern muß, welches den Zufammenhang zwifchen der Wiſſenſchaft un 
dem Leben zu vermitteln und vor Abftraftionen, die von der Anfhauungsweife ves 
Boltes und den Bedürfniſſen des Berkehres ſich allzumweit entfernen, vie Rechts: 
bildung wie die wie die Rechtsjprehung zu bewahren geeignet ift. Nicht minder ift 
zu erwägen, daß das Volk durd eine ſolche Theilnahme an ver Rechtspflege an 
gejeglihen Sinn gewöhnt und die Kenntniß des Rechtes jo wie die Achtung des— 
felben vermehrt wird. 

Allein auf der andern Seite tritt der Umſtand entfcheidend hervor, daß eine 
Trennung der thatſächlichen und der Rechtsfragen in Erfter Inftanz (abgefehen von 
ver vorhin beſprochenen Trennung vor dem Kaffationshofe) und zum Behufe ver 
Ueberweifung der erfteren an die Gefhworren in Civilrechtsſachen als bei weiten 
ſchwieriger erſcheint als in Straffaden, indem in erfteren gerade hauptfächlic Fragen 


10) Bal.: Ueber die Jury in Civilſachen von Dr. Alovs DOrelli in Schaubergs Zeitſchrift 
für aan und Xortbildung des zürcherifchen Rechtes I11. Band erftes Seit. Auch ſpeciell ab- 
gedrudt, 
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gemifchter Natur vorfommen, wo Recht und Thatſache ſich gar nicht jo ſcharf aus- 
ſcheiden laſſen, ſondern wo gerade das Faktum von vorneherein einem gewiſſen 
juriſtiſchen Stempel trägt, 3. B. wo es fih um eine Beringung, um die Abficht 
zu jchenfen, um einen dolus handelt. Auch ift nicht außer Acht zu laffen, welde 
große Schwierigkeit, die Thätigfeit einer Civiljury richtig zu normiren, die vielen 
Inciventpunfte bieten, welche im Yaufe eines Proceffes fich erheben, desgleichen vie 
Fälle formeller und materieller Konnerität, in welder mehrere Givilfahen zu ein- 
ander ftehen und daher eine gemeinfame Behandlung erfordern. Man hat ſich für 
die Heberweifung der Thatfragen an Gefhworne in bürgerlihen Rechtsfachen auf 
den römischen Civilproceß — den ordo judiciorum privatorum — berufen. In dem— 
jelben ift num allervings eine Analogie mit dem ſchwurgerichtlichen Verfahren zu finden, 
aber die zo. zwifchen dem jus und judieium beruht nicht auf einer Scheidung 
von Rechts- und Thatfragen, ſondern auf dem Gevanfen ver von dem Magiftrat zu 
ertheilenden Inftruftion für den Nichter. Nach der römischen Gerichtsverfaſſung 11) 
fam dem Magiftrat nicht die Unterfuhung des Falles und die Entſcheidung des 
Rechtsſtreites jelbit zu. Seine Thätigkeit war vielmehr nur eine vorbereitenve, fie 
hatte die Feſtſtellung der jtreitigen Punkte, deſſen, was der Kläger forderte und 
ver Bellagte beftritt oder verweigerte, vie proceſſualiſche Geftaltung ver beiberfei- 
tigen Anträge und unter Umftänden die Beftellung des Gerichtes zum Zmede 12). 
Mit viefer Vorbereitung hörte die Thätigkeit des Magiftrates, das Verfahren in jure 
auf, die Unterfuhung und Enticheidung durch Sentenz, aljo die weſentlichſten richter- 
lien Funktionen waren Sadye des eigentlichen judex (eines oder mehrerer), jei es, 
daß er von dem Magiftrat beftellt wurbe, oder die Sache an ein ftändiges Gericht 
fam. (Verfahren in judicio). Der judex hatte fohin eine viel weiter greifende Aufgabe 
als die Beantwortung bloßer Thatfragen. Durdy diefe Trennung wurde zweierlei 
erreicht, einmal war ver Ueberbürbung ver aud von andern Staatögefchäften in 
Anfpruc genommenen Magiftrate vorgebeugt, da gerade die zeitraubenven richter- 
lichen Geſchäfte fie nicht trafen, worurd es ſich erklärt, wie in der Weltftadt Rom 
ein einziger Prätor während Jahrhunderten genügen konnte, um die ganze Maſſe 
ihrer bürgerlichen Proceſſe zu leiten, ſodann wurde der Gewaltmißbraud gehindert, 
der überall zu beforgen ift, wo ber Richter, wie dies bei dem römifchen Magiftrate 
mehr oder weniger der Fall war, mit andern Funktionen als den richterlihen ver- 
jehen ift, und es nahe liegt, daß er das in Apminiftrativfachen unvermeivliche 
jelbftftändigere uud eigenmächtigere Verfahren auch bei Rechtsſachen anzuwenden 
verjucht werde. Diejen beiven Mißſtänden ift durch die von uns geforberte Rein— 
heit und Unabhängigkeit ver Gerichte fo wie deren Mehrzahl und Follegiale Ber: 
faffung vorgebeugt und durch die Beichaffenheit unferer dem Bolfsleben mehr ent- 
fremdeten Rechtsbildung geforvert, daß unjere Magiftrate, die das Recht haudhaben 
jollen, wiſſenſchaftlich gebildete Juriften ſeien und nicht blos zu Anfang, fondern 


11) Puchta, Kurſus der Injtitutionen Band 2. $. 150. 

2) Mommfen in der römifchen Geichichte Br. T. S. 289 *) (2te Ausg. S. 406 **) be 
merkt: „Abgefeben von allgemeinen ftaatlichen Verhältniſſen, von welchen die — eben 
auch und fie vor allem abbängt, liegen die Urſachen der Trefflichteit des römifchen Givülrechts 
bauptfächlich in zwei Dingen : einmal darin, daß der Kläger und der Beflagte geswungen wurden, 
vor allen Dingen die Forderung und ebenjo die Einwendung in bindender Weile zu motiwiren 
und zu formuliven; zweitend darin, daß man für die geſetzliche Fortbildung des Mechtes ein flän- 
diges Organ beftellte und dies an die Praxis unmittelbar anfnüpfte. Mit jenem fchnitten die 
Rönter die advokatiſche Nabulifterei, mit diefem die unfäbige Gefepmacherei ab, fo weit fich der: 
gleichen abfchneiden läßt, und mit beiden genügten fie, fo weit es möglich ift, den zwei entgegen: 
ftebenden Korderungen, daß dad Necht flets feit und dan es ſtets zeitgemäß fein fol.“ 
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während des ganzen Procehverfahrens vie Berhanplungen leiten. Dazu kommt noch, 
daß es in Deutſchland an ver gehörigen Anzahl von Bürgern gebricht, welchen vie 
mähevolle und zeitraubende Funktion von Geſchwornen in ven zahlreichen bürger- 
tihen Nechtöftreitigfeiten überbürbet werben könnte. 

Ganz anders find in der Beziehung die Verhältnifje in England. Auch ift 
dort in den Billigkeitsböfen, vie ohne Zuziehung von Gefhwornen urtheilen, ein 
Gegengewicht gegeben, weldyes die Gejhwornen vor Ueberbürbung ſichert und damit 
zur Erhaltung des Inftituts der Jury in Givilfachen beiträgt. So fehr die Wirf- 
ſamkeit des Inftituts als eine geveibliche anerfannt wird und fo groß das Ver- 
trauen ift, welches vasjelbe im Volke genießt, jo hat man doch aud in England vie 
Beihaltung der Geſchworneneinrichtung für bürgerliche Rechtsſachen dahin mobificiren 
zu müſſen geglaubt, daß ven Parteien geftattet wird, wenn fie übereinjtimmen, 
die Entſcheidung aud über den Beweis ver Thatfahen dem Gerichte zu überlaffen 
und in Nechnungsfadhen ver Richter vie Ermäcdtiguug erhalte, auch auf Antrag 
einer Partei oder von Amtes wegen, wie er es in ben gegebenen Falle paſſend 
findet, die Entfheivung einem Beamten des Gerichtes oder einem Arbitrator zu 
übertragen. 

In Deutihland hat man bie und da im neuerer Zeit ven Verſuch der Ein- 
führung eines voltsthümlichen Elements in die Civilrechtspflege dahin gemacht, daß 
man den Parteien, jofern e8 fi von einer Sade handelt, in welder ſchiedsrich— 
terlihe Entſcheidung zuläßig ift, d. h. in Streitigfeiten über Rechte, über welde 
die Parteien frei verfügen können, geftattete, Richter der Thatſachen zu ernennen, 
wenn auf Beweis oder auf eine Beweiserhebung erfannt worden ift. Der Richter 
des Rechts ftellt damit die Thatfragen auf, von deren Beantwortung die rechtliche 
Entjheidung unmittelbar abhängt, und jegt jeve berielben, vie eines Beweiſes be- 
darf, zur Beantwortung darüber aus, ob die Thatſache bewieſen fei oder nicht. 
Die Richter der Thatſachen haben die Antwort bejahend oder verneinend zu geben. 
Sie können feine Beringung beifügen als das Erfordern eines Eines. 

Solche Richter der Ihatfragen find vorzüglid da am Orte, wo es fidh von 
Klagen auf Schavenerfag handelt, deſſen Maß nad der individuellen Beichaffen- 
beit des einzelnen alles, und je nachdem ſich die Sache im Leben jtellt, Männer, 
welde aus dem Bolfe und nur für die Entiheidung des gegebenen Falles ge— 
wählt find, am richtigjten beurtbeilen werben. 

Ebenſo ift es entjprechend, daß in Sachen bejonverer Berufserfahrung vie 
bürgerlihe Rechtspflege durch jachlundige, von den Berufsgenofjen frei gewählte 
Nichter geübt oder mitgeübt werde (vgl. die Artifel Handelsgeridhte, Schied#- 
geridte). 

IV. Es iſt num noch die Art und Weile ver Wirffamfeit der für vie Civil 
rechtöpflege thätigen Organe, das Berfahren vor demfelben zu beſprechen. Der 
Zweck dieſes Berfahrens ift, das Recht zu ſchützen, das Unrecht aufzuheben. Das 
Unrecht aber, weldes vie Beranlaffung -eines Givilverfahrens, ift eine Verlegung 
von Rechten, die beftritten werben fünnen ; der Givilprozeß ſelbſt hat vie Geftalt 
eines Streites um Rechte, herbeigeführt durd eine behauptete Verlegung derjelben ; 
das legte Ziel ift die Entfernung der faktiihen Zuſtände, vie dem Rechte nicht 
entfprechen, die Herjtellung derer, die mit ihm in Einklang find. Daraus ergeben 
fi die zwei Hauptbeſtandtheile des gerichtlichen Civilverfahrens : 1) die Entſchei— 
dung des Nechtöftreites durch das richterliche Urtheil, die Feſtſetzung und Aner- 
fennung der beftrittenen Anfprüche ; 2) bie Erefution over VBollftrefung dieſer Ent- 
ſcheidung, aljo der wirflihen Aufhebung des Unredhts, der Trennung von Faktum 
und Recht. 
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Die Entfheivung aber beruht auf einer Anwendung der Rechtsvorſchriften 
auf den vorliegenden Fall. Sie fett eine Unterfuhung voraus, bei der es auf 
zwei Punkte ankommt, das Recht und die Thatjachen, aus denen der Fall befteht. 
Die Kenntniß beider muß der Entſcheidende befigen. Die Kenntniß des Rechts ift 
von der Ordnung bed Berfahrens unabhängig, die der Thatfadhen ift von ben 
Parteien zu liefern, und babei vorerft zu ermitteln, welche Anfprüche die Parteien 
gegen einander erheben und beftreiten und ver richterlihen Unterfuhung und Ent: 
ſcheidung unterftellen — erftes Verfahren —, ſodann, wie e8 ſich mit der Wahr- 
beit ver den Rechtsfall bildenden Thatſachen verhalte — Beweisverfahren. Auf 
eine mähere Erörterung des Procefjes nad feinen vier Perioden — erftes Ber- 
fahren, Beweisverfahren, Urtheil, Erefution — kann hier nicht eingegangen werben ; 
nur das iſt hervorzuheben, daß das Verfahren an gewiffe gefeglihe Regeln und 
Förmlichkeiten gebunden fein muß, vie alle dahin zielen follen, eine gründliche, mög- 
lichft befchleunigte und zugleich wirkſame Entſcheidung des Streites herbeizuführen. 

Es ift eine der größten Schwierigkeiten für die Proceßgeſetzgebung bier vie 
rehte Mitte zu treffen. Auf der einen Seite verlangt die Handhabung wahrer 
Gerechtigkeit individuelles Eingehen auf jeden einzelnen Fall und nicht blos An- 
wendung allgemeiner abftrafter Regeln; auf der andern Seite bedarf es gewiſſer 
Regeln und Formeln, um die Unparteilichfeit des Richters zu fihern und zugleich 
für den minder tüchtigen Richter Fingerzeige für eine erfprießliche Wirkſamkeit zu 
gewähren. Es geht nicht an, an die Stelle der Nechtsregeln lediglich richterliches 
Ermeſſen der Zweckmäßigkeit zu feten, weil dieſes jonft im richterliche Willkür und 
damit- der ganze Givilproceß in eine ſchwankende Bolizeianftalt ausarten wilrde, 
wie es der gemeinrechtliche Kriminalprocek ift oder vielmehr war. Die Aufgabe 
der Gefetgebung ift bier die, den bindenden Formen die rechte Stelle anzuweiſen 
und fie jo zu geftalten, daß fir jelbftftändige Bewegung und Thätigfeit zwar ein 
freies Feld befteht, diejes aber in beftinmter Abgrenzung von felbft die Bahn für 
eine zum Ganzen paflende Wirkfamfeit anweiſt und ftörende Uebergriffe verhin— 
dert. Nie darf es Marime der Geſetzgebung fein, die vorgefehriebenen Förmlich— 
feiten blos um ihrer felbft willen aufrecht zu erhalten. Die Partei, melde 
einen At des gerichtlichen Verfahrens wegen Außerachtlaſſung der gefeglichen Förm— 
lichfeiten anfechten will, muß nicht blos die Außerachtlaffung dieſer Förmlichkeiten 
varzuthun gehalten fein, fondern fie muß auch die Behelfe für ihre Sache ſelbſt 
darlegen, welde fie in Falle ihrer Beachtung geltend gemacht haben würde und 
geltend zu machen im Stande gewefen wäre, damit der Richter deren Erheblichkeit 
prüfe und danach bemefje ob ver Anfechtung ftatt zu geben ſei. Dadurd wird 
dem Formalismus, wie er in dem franzöfifchen Rechtsariom: la forme emporte le 
fond, fid) am prägnanteften ausfpricht, die Spite abgebroden und dem materiellen 
Rechte das ihm gebührenve Uebergewicht gefichert. Auf der andern Seite hat dieſes 
dadurch zu geichehen, daß demjenigen, welcher einen procefualifhen Nachtheil ohne 
fein Berfchulven erlitten hat, 3. 8 durch Verſäumniß einer Frift, die Aushitlfe 
der Wiedereinfegung in ten vorigen Stand gewährt wird. 

In dem gemeinen deutſchen Procefie ift der Berwirklihung der reellen Zwede 
der Gerechtigfeitspflege vorzüglich dadurch entgegengearbeitet werben, daß die Theorie 
auch das, was nicht zu dem Proceß recht, ſondern zu dem eigentlichen Verfahren, 
dem Proceß im engern Sinne, zu der Art einzelne Handlungen vorzunehmen, 
und zu ber Berbindung derfelben zu einer ganzen Verhandlung gehört, nad) Be— 
griffsunterfchieven und allgemeinen ftarren Negeln feftzuftellen beftrebt war. Auf 
ſolche Weile gieng in dem Berhältniffe des Richteramtes zu den Parteien die dem 

Bluntſchli, Deutſches Staats-TWörterbud. 11. 35 
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Geiſte des römifhen und des kauoniſchen Proceſſes entſprechende freie Beweglich⸗ 
feit unter; es wurde eine begriffsmäßige Anordnung des Verfahrens firirt, wäh- 
vend es in Beziehung auf folhes doch nur auf die einfachfte und geſchickteſte Be- 
handlungsart antommt. Der Proceß wurde Selbſtzweck und es gewann den An- 
fchein, als fei das Recht des Procefjes wegen da, während doch ber Proceß nur 
des Rechtes wegen — als Mittel da jein ſoll. 

Darüber, ob das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten öffentlich 
jein folle oder nicht, ift in früherer Zeit viel geftritten worden ; im ber neueften 
Zeit ift man fo ziemlich einig darüber, daß die Deffentlichteit des Verfahrens die 
Regel zu bilden und mur zu Folge des übereinftimmenden Willens beider Parteien 
oder im Intereffe der äffentlihen Sittlichfeit eine Ausnahme einzutreten babe. 
Die Deffentlichleit der Rechtspflege ift bie heilfamfte Kontrole der richterlichen 
Amtsführung, fie dient zur lebendigen Belehrung des Volkes Über bie geltenden 
Rechtönormen und ſichert dem Bewußtfein und der Anfhauung des Volkes wenig- 
ftens invireft einen Einfluß auf die Fortbildung des Rechtes, erhält: oder ver- 
ſchafft johin dem legteren einen Charakter ver Volksthümlichkeit, welcher eine Haupt» 
bedingung feiner Wirkſamkeit ift. Die Oeffentlichkeit der Gerechtigteitspflege zeigt 
dem Bolte das Rechtthun in feiner Würde, und ftellt das leichtfertige oder muth- 
willige Rechten in jeiner ganzen Verächtlichkeit dar 19), Die Schande vor dem 
Urtheile des Richters und des Publikums wird Parteien und Anwälte abhalten, 
Thatfachen in Abrede zu ftellen, deren Beweis mit Leichtigkeit vom Öegner er- 
bracht werben kaun. Das Papier erröthet nicht, aber um im Angefiht geachteter 
Männer das unwahre Wort auszufpredhen, mit ber Ausficht, im kurzer Zeit der 
Lüge oder Chikane überführt daftehen zu müffen, dazu gehört eine glüclicherweife 
jeitene Frechheit, welche ohnehin das Anfehen und die Praxis eines Anwaltes balv 
genug zu Grunde richten würbe. 

Mit der Oeffentlichkeit ift die Mündlichkeit von jelbft gejegt; aber 
aud an ſich verbient das mündliche Berfahren vor dem ſchriftlichen ben Borzug. 
Denn nur unter ver Beringung, daß das Verfahren mündlich ift, fünnen Reben 
und Gegenreden, Fragen und Antworten fo unmittelbar auf einander folgen und 
in einander eingreifen, fann das Verfahren einen jo raſchen und lebenbigen Ver— 
lauf nehmen, daß es einen jeinem Gegenftand entiprechenden Gefammteindrud in 
dem Richter zurüdläßt. 

Unter der Herrſchaft des fhriftlichen Verfahrens lag für viele Anwälte die 
Berſuchung nahe, ihren Schriften eine große umnöthige Ausdehnung zu geben, 
zumal als bie in vielen Ländern geltenden Tarorpnungen dur Lohnung der Ar- 
beit des Anmwaltes nad) der Bogenzahl die Weitläufigfeit begünftigten. Statt Harer, 
gebrängter und gejonberter Darftellung ber Thatſachen trat mur zu leicht eine 
weitläufige auf Schrauben geftellte Erzählung ftatt einfacher den richtigen und ent« 
ſcheidenden Gefichtspunft hervorhebender rechtlichen Entwicklung eine breite ausge- 
vehnte Deduftion ein. Das ſchriftliche Berfahren begünftigte die Erfindung einer 
Maſſe von Einwendungen, von Mitteln, ven Proceß zu verwideln, dem Gegner 
die Procefführung zu erfchweren, ber Streitseinlaffung zu entgehen und bie Flare 
Auffaffung der entſcheidenden Punkte zu hindern ober doch zu trüben 1%), 

Die meiften dieſer Uebelftände müſſen bei einem öffentlichen und mündlichen 


13, Blank, die Lehre von dem Beweisurtbeil S. 374, 
, 14) Mitter maier in Schletter's Jabrbüchern der deutfchen Rechtswiſſenſchaft und Ge— 
jepgebung Bd. 11. S. 198, 
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Verfahren verfhwinden. Indeſſen ift auch der Schriftlihteit ihr Recht infofern 
zu belaſſen als ausgenommen ganz einfache, minder wichtige ober in hohen Grade 
dringlihe Saden, melde auf erfolgte Klagsanmeldung, alsbald vor Gericht zu 
verhandeln find, in einem furzen Vorverfahren die Punkte des Streites zu firiren 
find, damit beide Parteien nicht unvorbereitet vor dem Richter erfcheinen, nicht im 
der Öffentlihen Sigung mit einander jtreiten, ohne fid zu verftehen und fo bie 
Aufmerkfamkeit der Richter ermüden, ohne viefelben aufzuklären. 

Wie bereitö oben bemerkt, befteht der Hauptzwed des gerichtlichen Verfahrens 
darin, dem Richter die richtige Auffafjung des ftreitigen Rechtsfalles möglich zu 
machen. Da es fid hier um privatrechtliche Verhältniſſe handelt, über welche frei 
zu verfügen einem jeden Rechtsſubjekt an ſich die Befugniß zufteht, ſo ift natür- 
lich aud die Procefführung von der freien Entjchliegung der Parteien abhängig 
und insbeſondere auch die Anführung vortheilhafter Thatfahen und die Benügung 
zuftändiger Beweismittel dem Belieben der einen wie der andern anheimgeftellt. 
Hiernach verfteht fi von felbft, daß der Civilproceß nit von Amtswegen 
fondern nur auf Anfuchen einer Partei in Gang gejegt werben kann, daß bas 
Gericht nicht befugt ift, über das Begehren bes Klägers hinaus zu gehen und 
daf eine Beendigung des Procefjes durch Abſtand von der Klage, durch Aner- 
fennung der in ihr erhobenen Anſprüche oder durch Vergleich den Parteien jeden- 
falls ſtets freiftehen muß. 

Diefen in der Natur der Sache und in pofitiven Beftimmungen des gemeinen 
Nechtes 15) begründeten Grundfag hat man zu Anfang des gegenwärtigen Jahr- 
hunderts, wo man bejonders bemüht war, dem von der Geſetzgebung allzufehr 
vernachläßigten Procep im Wege ver Abjtraftion eine fyftematiiche Ausbildung 
zu geben und eine begriffsmäßige Anordnung des Verfahrens aufzuftellen, eine 
ungebührlihe Ausvehnung zu geben verfudht und dafür den ftattlihen Ausprud 
Berkaubiunstmerimi? erfunden. Den Gegenſatz biezu bildet „die Unter- 
fuhungsmarime“, welde man ald die Grundlage des preußifchen Proceſſes 
anfah. Die allgemeine Gerihtsorbnung für die preußifhen Staaten vom Jahre 
1794 hat nämlich (Einleitung $$. 7, 10, 17, 20, 28) ven Grundſatz aufgeftellt, 
„daß der Richter ſchon bei der Inftruktion jeder Sache bemüht jein müfle, die - 
Wahrheit ver dabei zum Grunde liegenden erheblihen Thatſachen auf dem ficher- 
ften und zugleich nächften Wege zu erforfchen und hiezu alle Mittel, die nus dem 
Bortrage der Parteien und aus dem Zufammenhange der Verhandlungen fi er- 
eben, jelbft ohne das ausprüdliche Verlangen der Parteien, anzuwenden“, dieſe 

erhandlung aud bis zur Erledigung des Streites (dur Urtheil, Vergleich oder 
Abſtand des Klägers) von Amtswegen fortzufegen. Wenn diefe Beftimmungen num 
aud ven Richter zu fehr zum Bormunde der Parteien ſich aufzumwerfen veranlaffen 
fönnen, jo bat auf der andern Seite die VBerhandlungsmarime in der Schroffheit, 
in welcher fie gewöhnlich aufgefaßt wurde, den Richter, der ftrenge an pas Vor: 
bringen der Parteien und ihrer Anwälte gebunden erachtet wurde, häufig zum 
bemufßten und willenlofen Diener der Yüge und zum Werkzeuge ver Ehifane herab- 
gewürbiget und es kam faft nie vor, daß er von der ihm aud nach gemeinem 


15) L. 18 D. comm., div. (10. 3): »ultra id, quod in judicium deductum est, ex- 
cedere potestas judicis non potest.« L. un. C. ut nemo invitus agere vel accusare 
ecogatur (3. 7). Meichsdeputationsabichied vom X. 1600 $. 30: „es fei ex clausula salutari 
supplicationum dasjenige, welches nicht gebeten, noch aus den narralis oder relatis zu ver- 
nebmen, nicht ex mero oflicio zu juppliren.“ 
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Rechte 16) zuſtehenden Befugniß, die Parteien ſelbſt zur Aufklärung über vie fakti— 
ihen Berhältniffe zu vernehmen, Gebraud gemacht hat. 

Die. neueren Gefege haben insbefondere viefe Befugniß des Richters hervor- 
gehoben und fie aud den Parteien dahin eingeräumt, daß fie von einander jelbft 
Erklärungen über die von ihren Anwälten widerſprochenen faftifhen Angaben 
verlangen können und dabei zugleich angemeflene Strafen für jede wifjentlihe oder 
leihtfinnige Behauptung unwahrer, oder Beftreitung oder Entftellung wahrer 
Thatſachen feftgefegt 17). Damit ift die Schranfe der Verhandlungsmarime durch— 
brochen, die in ihrer Starrheit bei einem öffentlichen und mündlichen Verfahren 
fi ohnedies nicht aufrecht halten läßt, ohne ven Richter in manden Wällen ge- 
radezu lächerlih zu maden, was doch wohl die geforderte Objektivität feiner 
Stellung etwas zu weit ausgedehnt ift 19), Grundregel wird es immer bleiben 
müffen, daß die Thatſachen, welde den NRechtsfall bilden und vie Beweismittel 
dafür dem Richter zunächft von den Parteien zu liefern find; dem Richter kann 
aber die Befugnif nicht entzogen werben, innerhalb ver dur die, dem Obigen 
zufolge, den Parteien zuftehende Dispofition gezogenen Grenze dem wahren Sad): 
verhalt auf den Grund zu ſehen, um nur der Wahrheit und dem Rechte, nicht 
aber der Lüge und Chifane zu dienen. 

Auch in diefer Beziehung wird die Deffentlichfeit und Mündlichkeit der Rechts- 
pflege von felbft zu einem einfachen und natürlichen Verfahren zurüdführen. — 

Den Parteien muß zur Darlegung der Thatfachen, welde den Rechtsfall 
bilden und den Beweismitteln hiefür das vollftändigfte rehtlihe Gehör gewährt, 
dv. h. die Möglichkeit gegeben werben, das Nectsverhältnig von ihrem Partei- 
ftandpunft aus erſchöpfend varzuftellen und zwar fowohl in dem in der Regel vie 
Grundlage des Proceſſes bildenden kurzen fchriftlihen Vorverfahren als in der nach— 
folgenden mündlichen Berhandlung. Das franzöfifhe Proceßrecht überläßt die 
fchriftlihen Borverhandlungen und deren Führung ganz allein der Thätigfeit der 
Parteien. Nach den neueren dentſchen Procefgefegen und den Entwürfen zu fol- 
gen tft wie früher die Yeitung in die Hände des Nichters gelegt, jo daß bie 
Proceßſchriften an den Richter abgegeben werden müfjen. Diefer prüft fie zuvör— 
derft nach ihren Erfordernifien, ihrer Zuläffigfeit, Erheblichkeit und Schlüffigfeit, 
und verfagt dann die Mittheilung mangelhafter oder unzuläffiger Schriftfäge an 
den Gegner; er verorbnet die zwedentfprechende Ergänzung oder Umformung; er 
beftimmt die Friften und ſammelt und bewahrt die Akten. 

Dadurch wird eine binlänglihe Beurkundung des geführten Procefies ge- 


16) L. q. C. de jud. (3. 1) cap. 10 X. de fide insir. (2. 22): »cum judex, qui 
usque ad prolationem sententie debet universa rimari, possit interrogare de facto.« 
Züngfter Neichsabichied $. 41: „Wie dann auch dem Richter das arbitrium, auf ein oder den 
— F auf alle Punkte die Antworten in jedem Theil des Gerichtes zu fordern, unbenom— 
men bleibet.‘ 

17) In England und Nordamerifa bat man in neuerer Yeit die Parteien jelbft für berecbtis 
get und verpflichtet erflärt, eidlich über die Streitgründe ausjufagen. Vergl. Blackstone's 
commentaries by Samuel Warren. Lond. 1855. p. 556 ff. G& wird die Mafiregel von 
Warren ald eine ſolche gepriefen, wodurd Trug und Ghifane den entcheidendften Schlag er: 
hielten, dabei aber — nicht verbehlt, daß in ihr die Verſuchung zu Meineiden, welche ſich nur 
zu häufig als unwiderſtehlich beweiſe, nahe gelegt fei. Vergl. auch Mitter maier: Das Frage— 
recht der Parteien im bürgerl. Verfahren, im Arc. f. civ. Prax. Bd. 39 S, 273 ff. 

18) Die befte Abhandlung über den Gegenfaß der jog. Unterfuhungs- und Verhandlungs— 
maxime findet fih in Daniels, Handbuch der preuß. Givilrechtäpflege. Köln 1839. Bd. I. 
S. 427 ff, wo auch die einfchlägige Literatur vollftändig aufgeführt ift. 
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fihert und dem Richter eine beftimmte und fihere Grundlage für feine Entſchei— 
drug geboten, während außerdem ven Aovofaten leicht ein zu großer Einfluß auf 
die Leitung des Proceffes gegeben und vie Parteien für alle Fälle unbebingt an 
diefelben gewiefen werden. Zwedmäßig geftatten die neueren deutschen Proceßgefege 
ven Parteien auch, dem Gericht ihr gegenfeitiges Vorbringen in gefertigten Schriften 
oder in einer außergerichtlihen Verhandlung zur Entſcheidung vorzulegen. Für bie 
ichriftliche Grundlage werden die Klagefchrift und die Antwortſchrift auf dieſelbe 
genügen; denn der gerichtliche Streit unter den Parteien ift nur die Fortfegung 
des außergerichtlihen, nicht der Beginn eines neuen; der Stand vefjelben ift bei— 
den mithin in den meiften Fällen binlänglih befannt umd geläufig, fie wiſſen 
beide, worüber fie in den Thatſachen übereinftimmen und worin fie abweichen; 
die gedachten zwei Schriftfäe werden alfo in der Regel das ganze Sach- und 
Rechtsverhältniß Far genug berausftellen, da jeve Partei im Stande ift, den ihr 
befannten Einwendungen des Gegners vorgreiflicd zu begegnen. Ueberdies ift dieſes 
Borverfahren, wie bereits bemerkt, nur zum Zwede der Vorbereitung der Par- 
teien geftattet, während der eigentlihe Schwerpunft in dem mündlichen Verfahren 
liegt, in welchem vie Parteien oder ihre Vertreter den urtheilenden Richtern ihre 
Anfprühe, Behauptungen und Recdtsgründe, fo wie die Einwendungen und bie 
Erklärungen bieranf fo vortragen, daß die Richter fiher find, daß die Materialien 
ihrer Entſcheidungen treu und vollftändig und unter beftändiger Einwirfung ber 
Parteien und der Möglichkeit für die Richter, jeden Zweifel zu befeitigen, vorge 
legt werben. 

Zur Abkürzung und Vollftändigfeit des Verfahrens dient die fog. Eventual- 
marime, vermöge deren die Parteien ſich aller ihrer gegenfeitigen Angriffs: und 
Bertheivigungsmittel, von denen fie im Proceffe Gebrauch machen wollen, aud 
dann, wenn ſchon eines allein ausreihen, alfo die übrigen nur eventuellen, für 
den Fall des Fehlichlagens des, erften eintretenden Nuten gewähren follten, gleidy: 
zeitig in dem betreffenden Stadium des Proceffes zu bevienen haben. 

Diefer ven Römern unbefannte, von dem kanoniſchen Rechte zuerft, wenn 
auch nur in unvolltommener Weife zur Geltung gebradyte Grundſatz, weldey feine , 
eigentliche Ausbildung erft durch die deutſchen Neichsgefege erhalten hat, ift bei 
dem fchriftlichen Verfahren zur Zeiterfparnißg und zur Beförderung einer endlichen 
Entſcheidung, ohne Eintrag für deren Gründlichkeit, durchaus nothwendig. Allein 
die Abftraftion hat dem gedachten Princip eine nicht zu rechtfertigende Ausdehnung 
insbefondere dadurch gegeben, daß fie die gleichzeitige oder fucceffive Geltendmachung 
mehrerer Angriffs- oder Vertheidigungsmittel geſtattete, die einander geradezu aus— 
ſchließen, z. B. Ableugnung des Empfangs des Darlehens und zugleich Behaup— 
tung der Zahlung deſſelben. 

Eine derartige Aufforderung zum Lügen durch das Geſetz erſcheint als un— 
zuläſſig. Die mündliche Verhandlungsweiſe iſt von ſelbſt auf eine ſucceſſive Erör— 
terung der einzelnen Punkte hingewieſen und demnach die Eventualmaxime unter 
der vorhin bezeichneten Beſchränkung nur für die ſchriftliche Grundlage am Ort, 
um Parteien und Richter über die ganze Sache vollſtändig zu orientiren und ſie 
in den Stand zu ſetzen, einen den ganzen Proceß definitiv beendigenden Punkt 
vorläufig allein zur Inftruftion und Entſcheidung zu ziehen, foferne derſelbe 
fchneller oder auf minder koftfpielige Weife zur Erledigung gebracht werden kann 
als die übrigen. 

Auf folhe Weife wir die Eventualmarime ihre fonftige Schädlichkeit für 
die Beichleunigung der Rechtspflege und für deren Aufgabe, dem materiellen Rechte 
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zum Siege zu verhelfen, verlieren. Es liegt hierin eine Rückkehr zu der naturge- 
mäßen freiheit des gerichtlichen Verfahrens. 

Eine gleihe Rückkehr hat einzutreten durdy Aufgeben der dem gemeinen deut⸗ 
hen Procefje eigenthümlihen ftarren Sonderung des fog. erften umb bes 
Bemweisverfahrens. Das erfte Verfahren ift beftimmt, dem Richter die An- 
fprüche und Behauptungen der Parteien vollftändig darzulegen; im Beweisver— 
fahren aber foll vie Wahrheit der erheblichen, aber beftrittenen thatſächlichen Be— 
bauptungen ermittelt werden. Nun ift zwar die Behauptung einer Thatſache von 
deren Beweis dem Begriffe nach fehr verfchieden; allein dieſer Begriffsunterſchied 
ift nicht geeignet, zur Orunblage der Form des Verfahrens gemacht zu werben, 
wie dies im gemeinen deutſchen Procefje der Fall if. Dadurch wurde dem Be— 
fireben, Unmwahrheiten vorzubringen over doch die wahren faktiſchen Grundlagen 
des Nechtöftreites fo lange als möglich im Dunkeln zu laffen, ein vorzüglicher 
Haltpunft gegeben, während durch die Verbindung der VBeweisantretung mit den 
Behauptungen der Parteien Grfparung von Zeit, Mühe und Koften und eine 
volftändige genaue Ginfiht in die Behauptungen der Parteien eintritt. Damit ift 
diefen zugleich die Möglichkeit gewährt, fih über die Wahrheit der faktifchen Auf- 
ftellungen ihres Gegentheils ganz genau und beftimmt auszufprehen, fo wie darin 
auch für beide eine Aufforderung liegt, ſich fogleih, ehe fie in ven Procek bin- 
eintreten, genaue Rechenfchaft von der Güte und Stärke ihrer Sache zu geben, 
ohne mit ver Aufftellung von zweifelhaften Behauptungen einen Verſuch machen 
zu können, woburd der unberedhtigten Streitfuht und Zänkerei ein gewaltiger 
Riegel vorgefhoben wird 19). 

Durch die PVereinfahung des gewöhnlichen Vorverfahrens, durch die Ber— 
bindung der Beweisantretung mit bemfelben, bei entfprechender, dem richterlichen 
Ermefjen zu überlaffenden Abkürzung der Friften für dringende Fälle, wird man 
der Nothwendigkeit der Aufftellung befonderer ſummariſcher Procefarten 0) 
überhoben fein, welde ohnehin ihre Entftehung zumeift nur der Schwerfälligfeit 
und Langſamkeit des deutſchen Procefjes oder der Sucht, vie Rechtöftreitigfeiten 
möglichft zu vervielfältigen, verdankten, einer Sudt, welcher vie Geſetzgebung 
einen Vorſchub nicht zu leiften, fondern entgegen zu treten bat. 

Dei der nad der fchriftlihen Inftruftion oder ausnahmsweiſe jogleih ein- 
tretenden Verhandlung haben die Parteien entweder felbft oder durch ihre Anwälte 
die Sache dem Gerichte vorzutragen, worauf fodann das Urtheil erfolgt, welches 
entweder befinitiv den Streit beendiget, oder unter der Bedingung, daß einer 
oder mehrere der anerbotenen oder von dem Richter erft aufzuftellenden Beweiſe 
beigebradht werben. 

Wenn aud bei der Berbintung der Beweisantretung mit der Aufftellung der 
Thatfahen von Seite ver Parteien es feltener vortommen wird, daß erft im Laufe 


19) land, die Lehre von dem Beweisurtheil. Göttingen 1848. ©. 380 ff. 

20) Wir beben bier insbejondere das fog. Mahnverfahren mit bedingten Zahlungsbe: 
jeblen hervor, welches bejonders bei Auffündigung von Obligationen, bei Einforderung fülliger 
Binfen, ftändiger Gefälle, einfacher Kontis u. ſ. w. anwendbar ift und dann ftattfindet, wenn 
ein Gläubiger, welcher nicht forort eine lage gegen feinen Schuldner erheben, vielmehr nur 
vorerft einen Verſuch machen will, ob derjelbe obne Widerfpruch feiner Verbindlichkeit nachzu— 
fommen bereit fei, bei dem einichlägigen Gerichte unter Angabe ded Rechtögrundes und des Bes 
trages feiner Korderung darum nachſucht, dem Schuldner einen Mahnzettel zugeben zu lafien, 
worauf ed fodann, nad richterlicher Aufforderung, & nah der Erflärung des Schuldners, ent 
weder zum ordentlichen Verfahren oder zu einem unbedingten Zabfungabereple kommt. 
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des Beweisverfahrens die wahre thatfächliche Grundlage des Rechtöftreites und 
folgemweife die durch eine irrige oder verbunfelte Darftellung ver Fakta im Bor: 
verfahren veranlaßte Unrichtigkeit des Beweisbeſcheides ſich herausftellt, jo wird 
doch bei der auch hier in Folge Verſehens der Parteien oder des Gerichtes noch 
immer eintretenden Möglichkeit eines ſolchen Vorkommniſſes im Intereffe der ma- 
teriellen Gerechtigkeit von einer abfoluten Rechtskraft des Beweisbeſcheides 
feine Rebe fein dürfen, vielmehr muß dem Richter geftattet fein, venjelben abzu- 
ändern, beziehungsmweije die Refultate ver Beweisführung dem wahren, die Grund: 
lage des Proceſſes bildenden Rechtsverhältniffe gemäß zu prüfen, und hiernach, 
allenfalls unter Aufforverung beziehungsweife Zulaffung ver Parteien zum weitern 
Beweis, über die wahrhaft erheblihen Punkte fein Urtheil zu fällen. 

Daß es unzweckmäßig und den Forderungen des Rechtes nicht entſprecheud 
fei, ven Richter an beftimmte Beweisregeln zu binden, daß berjelbe vielmehr 
nach feiner aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen und Beweiſe gefchöpften 
Ueberzeugung zu beurtheilen babe, ob umd inwieweit eine ftreitige Thatſache be- 
wieſen fei, ift bereits in dem Artikel „Beweis“ näher erörtert. — 

Das richterlihe Urtheil fol den Streit beendigen, die Wiederholung des 
nämlichen ftreitigen Rechtsanfpruches durch daſſelbe abgefhnitten werben; das Ur: 
theil geht, injoferne es feiner Anfechtung in höherer Inftanz mehr unterworfen 
ift, in Rechtskraft über, vermöge welcher deffen Inhalt als förmliches Recht 
die Rechtöverhältniffe unter den ftreitenden Parteien und deren Rechtsnachfolgern 
beftimmt, mit der pofitiven Wirkung, daß die gefchehene Feftfegung im Wege der 
Exekution zur Wirklichleit gebracht werben fann, und mit ber negativen, daß eine 
abermalige gerichtliche Erörterung der einmal entjchievenen Streitpunfte ausge— 
ſchloſſen wird. 

Rechtskräftige Entjheidungen haben zwar nur in dem eigenen Staatsgebiet 
des Gerichtes, weldes fie erlaflen, und wo durd Vertrag oder gegenfeitige Objer- 
vanz deßhalb Zugeftändniffe gemacht worben find, Anfpruch auf unmittelbare Boll 
ftredbarkeit; indefjen follte wenigftens fein Staat dem rechtskräftigen Erkennt» 
niffe eines anderen Staates, weldem nit überhaupt Kompetenz abzu— 
iprehen ift, die Bedeutung einer gleichfam kontraktlichen Feſtſtellung unter ben 
Parteien verweigern, und ſomit aud, falls die nöthige Crörterung hierüber ftatt- 
gefunden hat, die VBollftredbarfeit bei fih verorpnen. Die Unterfuhung kann ſich 
aber nur darauf beziehen, ob ein fürmliches Verfahren vor einer nit durchaus 
unbefugten Behörde ftattgefunden und das Erkenntniß wirklich ſchon bie Rechte: 
kraft befchritten hat 21). 

V. Zum Schluffe ift nun noch der gefhihtlihe Gang ber Entwidlung 
in das Auge zu faſſen, welchen die Eivilrechtöpflege in Deutfhland genommen 
bat, wobei uns aber das Eingehen in jedes genauere Detail dur den Umfang 
diefer Aufgabe und die Beſchränkung des uns noch vergönnten Raumes unter- 
ſagt iſt. 

Im Geiſte des deutſchen Rechtes 2), welches jo ſehr die Einzelnfreiheit, die 
Selbſtſtändigkeit des Einzelnen im ganzen Umfange feiner Lebensthätigkeit ſelbſt 
auf Koſten des Staatsverbandes hervortreten läßt, liegt ganz natürlich der Ge— 
danke, daß der im feinem Recht Gekränkte zunächſt durch ſeine eigene Stärke, 
allenfalls mit Hülfe feiner Freunde fih von dem Gegner Recht zu verſchaffen 


21) Heffter, das europäliche Völkerrecht der Gegenwart. ©. 72. 
27) Bland, die Lehre vom Beweisurtheil. S. 4 ff. 
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fucht, und daß die Parteien aud vor ver Gerichtsverſammlung, oder — was ur- 
fprünglich daſſelbe ift — vor der Verfammlung ihrer Genoffen auftreten ald vor 
Ihresgleihen, nicht vor einer über ihnen ftehenven Amtsbehörbe, wobei vie 
Abfiht ihrer Verhandlungen vor dieſer Verſammlung zunächſt nur dahin geht, 
den Beifall verjelben, die Anerkennung der Rechtmäßigkeit und Ehrenhaftigkeit für 
ihre bisherige Handlungsweife oder beziehungsweife die Mißbilligung des Beneh— 
mens ihres Geguers herbeizuführen. Der Richter, als Inhaber ver vollziehenden 
Gewalt, hatte die Gerichtsverfammlungen zu leiten und deren Ergebniſſe zum 
Bollzug zu bringen; er erfcheint nur als derjenige, welder Namens ver ganzen 
Genoffenfhaft die unvollftändige Macht ver fiegenden Partei ergänzt, um dem 
widerftrebenden Gegner zur Anerkennung ihres Rechtes zu zwingen. Die Gerichts- 
barfeit wurbe eigentlid vom Umftande, d. i. von dem verjammelten Bolfe oder 
von befonders dazu gewählten Urtheilsmännern, Schöffen, ausgeübt, welde das 
Recht fuchten und nah Stimmenmehrheit fanden, 

Diefe Gerichte waren von jelbft vorzugsweife auf das Herfommen, als vie 
Norm für ihr Verfahren, gewiefen. 

Die Reception des römifhen Rechtes in Deutihland und die in Folge 
verfelben eintretende Beſetzung ver Gerichte mit rechtefundigen Richtern, auf pie 
nun das Urtheilfprehen überging, mußte natürlich hier eine gänzliche Umgeftaltung 
nad) fich ziehen. Bon einer unmittelbaren Anwendung der Grundfäge des römi- 
ſchen Proceſſes in Deutſchland konnte fhon um deßwillen die Rede nicht fein, 
weil viefelben vafelbft nicht in ber reinen Geftalt, welche wir jegt mit Hülfe 
rechtshiſtoriſcher Studien darzuftellen vermögen, fondern in der zum Theil durch 
Mißverſtändniß, zum Theil abfichtlih umgebilveten Form, welche ihnen das Rechts- 
leben der romanifhen Länder im Mittelalter, namentlih in Jalien, aufgedrückt 
bat, zur Wirkfamfeit gelangten. Dazu kommt noch, daß die den Proceß betreffen- 
ven Ginzelbeftimmungen, welde fih unter alle Theile ver juftinnanifchen Rechts- 
bücher zerftreut finden, auf ver dem älteren vömijchen Gerichtswejen eigenthüm- 
lihen, oben bejprohenen Trennung ver Funktionen des Magiftratus und des 
Iuder beruhen, und vorzugsweife das Verhältniß der prätorifchen Gewalt zu dem 
geichloffenen Aktionenfyftem beftimmen. Sie find daher zunächſt nur für die Ent- 
widlung des materiellen Privatredhtes von Bereutung, während die Thätigkeit des 
Juder innerhalb der Grenzen der ihm gegebenen Formel für die einzelnen, feiner 
Entſcheidung überwiefenen Streitfälle eine völlig freie, allein durch die Gefege 
des Gewiſſens und der Zweckmäßigkeit beherrichte war. 

Aus der Beihaffenheit der römiſch-rechtlichen Proceßvorſchriften erklärt ſich 
die größere Wichtigkeit, welde die fanonijhen Rechtsquellen, wie ſolche im 
Corpus juris canoniei clausum enthalten find, für die Civilrechtspflege in Deutſch— 
land erlangten. Durch fie ift die in der vorliegenden Beziehung vielfad lüdenhafte 
juftinianifhe Gefeßgebung in dem Geifte, in weldem man folde damals aufzu— 
faffen pflegte und wie diefelbe in Deutſchland recipirt worden ift, unter vielfacher 
Berüdfihtigung deutſcher Verhältniſſe weiter ausgebildet und vervollftändiget wor: 
den. Zwar waren die das gerichtliche Verfahren betreffenden kanonijch » rechtlichen 
Vorſchriften zunächſt nur für die geiftlihen Gerichte beftimmt; allein vie Ueber— 
zeugung von der Unbeholfenheit und Lückenhaftigkeit des altgermanifchen Proceſſes 
und die Unmöglichkeit einer durchgängigen Reception des römiſchen Proceßrechtes 
hatte zur Folge, daß das Verfahren der geiftlihen Gerichte fi auch bei anderen 
Gerichten Eingang verfchaffte. 

Eine allgemeine deutſche Reihscivilproceßorpnung ift niemals erlafien 
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worden. Die deutſchen Reichögejege haben vielmehr vorzugsmeife und unmittelbar 
nur die Regelung des Berfahrens vor den Reichsgerichten, den Reichsgerichtspro— 
ceß im Auge. Daneben finden fih inde auch einzelne das gejammte deutſche 
Juftizweien betreffende Beitimmungen, zerftreut in verfchievenen Gejegen und ſich 
blos auf einzelne Grundſätze oder Theile des Verfahrens beziehend. Das über- 
wiegende Anſehen des Reihstammergerichts, das Verhältniß der Territorialgerichte 
zu dieſem oberften Gerichtshofe — der höchſten Inftanz im Reihe — erklären vie 
Befolgung der Normen ves Neichsfammergerichtsprocefies aud von Seite ver 
Zerritorialgerichte; durch den Reihsveputationsabfhien von 1600 $. 15 und ven 
jüngjten Reichsabſchied von 1654 $. 137 wurde überdies ausdrücklich befohlen, 
„daß die Churfürften und die Stände des Reiches bei ihren Gerichten vie Ver— 
erbnung thun folten, damit, jo viel möglich, bei venjelben vie norma bes fam- 
mergerichtlichen Procefjes obferviret werde, daferne nicht ein anderer modus ein- 
geführt und beftändig hergebracht märe.“ 

In dem römifchen Gerichtöverfahren, ſelbſt noch zur Zeit Juftinians, war 
die mündliche Verhandlung die Grundform; indeſſen hatte die Schrift feit dem 
Auftommen der kaiſerlichen Gerichtäbarfeit und feit der Einführung des Appella- 
tionszuges eine beftimmte Anwendung erhalten und war der mündlihen Verhand— 
lung nicht blos als ein unterftügendes, ſondern in mander Beziehung als weient- 
liches Element beigejellt. Das kanoniſche Recht hat, was fi zum Theil aus der 
Schwierigkeit des perfünlihen Erfcheinens der Parteien vor Geriht in Folge der 
ſehr ausgedehnten Gerichtöfprengel und bei der weiten Entfernung ver höheren 
Richter (der Metropoliten in zweiter Inftanz, der römischen Kuria oder Delegir- 
ter in britter Inftanz) erklärt, das Princip ver Schriftlichkeit für die gerichtlichen 
Verhandlungen aufgeftellt 2). Da vor dem Reichsfammergericht die Parteien nur 
‚jelten in Perſon erjcheinen konnten, jo wurbe das gleihe Princip für die Ver— 
banblungen vor demjelben adoptirt und feldft für die Territorialgerichte vorge: 
ſchrieben 4). Mit der Abtheilung des Procefjes in verſchiedene Schriftfäge verlor 
der Richter die Herrichaft über den Proceß als Ganzes, da ihm verfelbe mit 
oft unverhältnigmäßigen und durch Nacläffigfeit ver Sachwalter verſchuldeten Unter— 
bredhungen bis zu dem Enburtheile inmmer nur in einzelnen Theilen und unter 
der Form für fich beſtehender Parteihandlungen vor Augen gebracht wurde. 

Für diefe Parteihandlungen wurden dann befondere Formen jo wie Friſten 
vorgeihrieben und veren Außerachtlaſſung oder Verſäumung mit procejjualifchen 
Nachtheilen verbunden, wodurch das gerichtliche Verfahren von feiner wahren 
Grundbeftimmung — die Füllung eines gerechten Urtbeils herbeizuführen — in 
eben dem Maße abgeleitet wurde, als dieſe Formen als felbftftändig in das Auge 
gefaßt wurden, und über das Schickſal des Rechtsſtreites entſchieden. War ſchon 
hiedurch im Rechtöftreite der Förmlichkeit des Berfahrens ein ſtarkes Uebergewicht 
über das Materielle des Rechtsverhältniſſes eingeräumt, jo geſchah viefes in noch 
höherem Grade durch die m dem Artikel „Beweis“ beſprochene förmliche Beweis- 
theorie. Auf diejelbe Seite wurde im Verlaufe ver Zeit die Rechtöpflege noch mehr 
gedrängt dur zwei Faktoren, welche gegenüber der Spärlichkeit der Reichsgeſetze 


23) Cap. 11 X. de probat. (2. 19), cap. 15 X. eod. cap. 1 X. de lib. obl. (2. 3), 
Clem. 2 de Verb. sign. (V. 11). 

2%) Meichäfammergerichte-Ordnung von 1495 $. 10. Artitel XII des Kammergerichts von 
1500 8. 2. Reichöfammerger.=Ordn. von 1521 XIX. $. 5, von 1555 1. 28 8.5, 11. 31 
8. 2. Jũngſter Reichsabſchied von 1654 $. 102, 
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über das veutfche Gerichtswefen für deſſen Geftaltung vorzugsweife thätig zu fein 
berufen waren, bie Partifulargefeggebung einerfeits und die Theorie des gemeinen 
deutfchen Procefies andererfeits. Für die erfte war es ein Hauptbeftreben, jeve 
Unbeftimmtheit möglichſt zu vermeiden und abzufchneiden; fie begnügte fih in 
Folge deſſen nicht, gewilfe Formen aufzuftellen und innerhalb dieſer einzelnen 
feften Punkte dem Richter freie Hand zu laffen, fondern wurde in ver Aufftelung 
der Formen häufig Meinlih und legte dem Richter Feſſeln an, bie ihn nur zu 
oft zwangen, gegen feine befte Ueberzeugung auf Koften des materiellen Rechtes 
den Urtheilsſpruch zu erlafien. 

Der Theorie des gemeinen deutſchen bürgerlichen Proceſſes geftattete die— 
felbe Spärlichkeit der Reichsgefege und die oben erörterte Beichaffenheit der fonfti- 
gen Rechtsquellen volle Freiheit; fie benügte folde dazu, um im Wege der Ab- 
ftraftion eine fpftematifche Ausbildung, eine begriffsmäßige Anorbnung des Ber- 
fahren® aufzuftellen umd wurde fo zu einer bürren Spekulation, ver e8 an jeber 
Einfiht in die biftorifhe Begründung und praftifche, ihrem wirklichen Dafein ent- 
nommene Bedeutung der Inftitute gebrah, uud die am wenigften geeignet war, 
ein einfaches, gemiffes und dem Bedürfniß entſprechendes Verfahren aufzuftellen. 
Die oben befprochene preußifche Gerichtsordnung unterfcheibet ſich von ihrer gemein- 
rechtlichen Grundlage durch die Rückkehr zu einer naturgemäßen. Freiheit, und auch 
das franzöfifhe Eivilprocehreht hat in dem Berhältnifje des Richteramtes zu den 
Parteien jene dem Geifte des römiſchen und des kanonifchen Proceſſes entfprechende 
freie Beweglichleit behauptet, die dem gemeinen deutſchen Procefje durch ftrenge 
Anwendung der Eventualmarime, durd den Zwang einer regelmäßigen Folge ver 
einzelnen Schriftfäge und durch vie ftarre Sonderung des fog. erften und des 
Beweisverfahrens abhanden gefommen war. 

Die feit 1813 erlangte grünplichere Kenntniß der franzöftfchen Rechtsordnung, 
die zum Theil in wieder oder neueroberten Ländern vorgefunden wurde, bie neue 
Belebung der Nechtswiffenihaft in einem von ber Abſtraktion fi abwendenden, 
ver Gefchichte und dem wirklichen Leben zugewendeten Geifte mußte ihren Einfluß 
aud auf die deutſche Givilrechtöpflege äußern. Bon befonderer Bedeutung für bie- 
felbe waren namentlich zwei Umftände: einmal die Belebung des Handels, welcher 
einfachere und fchnellere Formen des gerichtlihen Verfahrens verlangt, indem „in 
deſſen ftarfer Strömung die fünftlihen Bauten feinen Stand halten, mittelft deren 
e8 den Juriften an andern Stellen ven natürlihen Lauf des nämlichen Rechts— 
firomes abzudämmen gelingt 29), und ſodann die Umgeftaltung des Strafverfahrens 
in den beutichen Ländern. Diefelbe zeigt ein ganz anderes Bild der richterlichen 
Thätigfeit in der verwandten Sphäre und fordert zu einer Vergleichung zwiſchen 
beiden heraus, die wenig geeignet ift, zum Vortheile des Givilprocefjes auszufallen. 

So mächtig ift der Einfluß der vorbemerkten Umftände, daß felbft in jenen 
Ländern, deren Gerichtsweſen noch auf ber Grundlage des gemeinen beutjchen 
Procefjes beruht, die Braris in richtiger Erkenntniß der Gebrechen des bisheri- 
gen Verfahrens ihnen, fo weit es ihr die beftehenden Geſetze und Einrichtungen 
nur immer geftatten und möglihd machen, nad Kräften bemüht ift, durch eine 
mehr auf das materielle Recht gerichtete Nechtöpflege abzuhelfen. Auch die Geſetz— 
gebung mußte dem neuen Zuge folgen und ift ihm in ven meiften deutſchen Län— 
dern gefolgt. 


+ 35) Bähr, die Anerkennung als Berpflichtungsgrund. Kafjel 1855. ©. 267. 
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In den neuen deutfchen Proceforbitungen find die oben erörterten Anforde— 
rangen an die Civilrechtöpflege mehr oder minder berüdfichtiget; ein faft gemein- 
famer Mangel verjelben liegt darin, daß dem fchriftlihen Borverfahren eine zu 
große Ausdehnung und Bereutjamfeit beigelegt, „fo daß dabei Alles wieder auf 
Ichriftliches Verfahren mit einer Schlußkomödie hinausläuft” 26) und mehr ober 
minder eine Art von gejeglicher Beweistheorie beibehalten worden ift. Als das 
traurigfte erfcheint uns aber, daß jedes Land fein eigenes Partikularproceßgefeg- 
buch erhält und damit die Wiffenfhaft allein no das Band der Gemeinfamteit 
für die Civilrechtspflege in Deutfchland zu bilden beftimmt ift, während — wie 
v. Savigny 27) bemerft — die Verknüpfung der Praris mit einer lebendigen, 
fi ftets fortbildenden Theorie, weldhe nur bei einem gemeinfchaftlihen Geſetzbuch 
möglid ift, ald das einzige Mittel erſcheint, geiftreihe Menfchen für den Richter- 
beruf wahrhaft zu gewinnen, fo daß der Einzelne nicht als bloßes Werkzeug dient, 
fondern in freiem würdigem Berufe lebt, wodurch vie Rechtspflege wahre kunft- 
mäßige Bollendung und damit aud eine nach allen Beziehungen bin erjprießlidhe 
Wirkſamkeit erhalten wird. So ift aber die Sache dermalen nicht gelagert. 

Seit der Auflöfung des Reichsverbandes in Folge der Rheinbundsafte vom 
12. Juli 1806 giebt es fein gemeinfames deutſches Obergeriht und feine gemein- 
ſame höchſte Juſtizgewalt mehr; die Beftimmungen der deutfhen Bundesakte vom 
8. Juni 1815 beſchränken fi in dieſem Betreffe darauf, daß nah Art. XI 
für jeden Bundesftaat drei Inftanzen beftehen ſollen. Staaten unter 300,000 
Einwohnern haben ſich wegen eines gemeinfamen Oberappellationsgerichts mit 
andern zu vereinigen, behalten aber bei einer Bevölkerung von mehr ala 150,000 
Einwohnern ihre einmal beſtehenden Oberappellationsgerichte bei. Die freien Städte 
haben ein gemeinfchaftlihes Oberappellationsgeriht in Lübeck. Nach Art. XXIX 
der wiener Schlußakte vom 15. Mai 1820 liegt der Bunvesverfammlung ob, 
wenn. in einem Bundesftarnte der Fall einer Juftizuerweigerung eintritt und auf 
gejeglihen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt werden kann, erwiefene, nad) 
ver Berfaffung und ven beftehenden Geſetzen jedes Landes zu beurtheileude Be— 
ſchwerden über verweigerte oder gebemmte Rechtspflege anzunehmen und darauf 
die gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß ge 
geben hat, zu bewirken. — 

Zur Literatur. Ein Werk, welches vie Givilrechtspflege in Deutſchland 
in gefchichtlicher Darftellung, dogmatifher Ausführung und zugleid vom legis— 
lativen Standpunkt aus umfaßt, eriftirt nicht; ebenfowenig eine gefchichtlihe Ent- 
wicklung des gemeinen deutſchen bürgerlihen Proceſſes. — Unter den dogmati- 
(hen Werken find anzuführen: Heffter, Syftem des röm. und deutſchen Givil- 
procefrechtes. 2te Ausg. Bonn 1843 Wegell, Syſtem des orventlihen Civil: 
procefjes. Leipzig 1854 (bis jegt nur 1fte Abtheilung). v. Bayer, Vorträge 
über den beutfchen gemeinen orbentlichen Civilproceß. Ste Aufl, Münden 1856. 
Dfterloh, Lehrbuch des gem. deutſch. orventl. Civilproceſſes. Leipzig 1856. — 
Geſchichtliche Werke: 6. L. v. Maurer, Gefchichte des altgermanifchen und 
namentlich altbayerifchen äffentlich-mündlichen Gerichtsverfahrens. Heidelberg 1824. 
Jakob Grimm, deutſche Nechtsalterthümer. 2te Aufl. Göttingen 1854. — 
Legislative Werke: v. Feuerbach, Betrachtungen über die Deffentlichkeit und 


26) Heinefen, im Arc. für civ. Prax. Bd. 35 ©. 6. 
27) Dom Beruf unferer Zeit für Gelehgebung und Mechtswiflenfchaft. 2te Aufl. ©. 129. 
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Münplichkeit der Gerechtigkeitöpflege. Gießen 1821 und 1825. Mittermaier, 
der gemeine deutſche bürgerliche Proceß in Bergleihung mit dem preußifchen und 
franzöfiihen Civilverfahren und mit den neneften Fortſchritten der Procefgefeg- 
gebung, Beitr. J. 3te Aufl. Bonn 1838. Beitr. IT. 2te Aufl. 1827. Beitr. III. 
2te Aufl. 1832. Beitr. IV. 2te Aufl. 1840. Frhr. v. Holzfhuher, der 
Rechtsweg. Ein Verſuch vergleihender Gejegeskritit des franzöfifhen und bes ge— 
meinen deutſchen Givilprocefjes, Nürnberg 1831. Meyer, esprit, origine et 
progres des institutions judiciaires des principaux pays de l’Europe. La Haye 
et Amsterdam 1819—1822. 5 Bde. Rey, über die Grundfäge der englifchen 
Rechtspflege in Bergleihung mit berfelben in Frankreih und einigen andern alten 
und neuen Staaten. Aus dem Franzöſiſchen überjegt. Weimar 1828. 2 Bde. 
Regnard, de l’organisation judieiaire ct de la procedure civile en France. 
Paris 1855. Aufſätze des Verfaſſers gegenwärtigen Artikels über die neuere beut- 
ſche Gefeßgebung über den Civilproceß, in der krit. Ueberfhau Br. I. ©. 297, 
Br. II. ©. 1; über die hauptſächlichſten Urfachen der Gebrechen der bürgerlichen 
Rechtspflege in Bayern. Br. III. ©. 62; über die Gegenwart und Zukunft der 
Theorie des gemeinen beutfchen bürgerl. Proceffes. S. 317; über Sonft und Jetzt 
der Praris des Eivilprocejjes in Br. V. ©. 47. Sant, 


Clauſewitz. 


Dieſer General — geboren 1780, geſtorben 1831 — hat ſtatt des Lorbeers 
des Feldherrn einen anderen Kranz errungen, um deſſen willen wir ſeiner gedenken 
müſſen; er hat wie kein Anderer den Zuſammenhang der höheren Kriegskunde mit 
der Staatskunde dargethan und zugleich das lebhafteſte Intereſſe für das Studium 
des Krieges zu wecken gewußt. Wir verſuchen in Nachfolgendem einige ſeiner 
Ideen herauszuheben. 

Der Krieg iſt ein Inſtrument der Politik, iſt nur eine Fortſetzung des poli— 
tiſchen Verlehrs mit Einmiſchung gewaltſamer Maßregeln. Die Motive und 
Spannungen, aus welchen der Konflikt hervorgeht, beſtimmen gebieteriſch, ob der 
Krieg ein Grenzkrieg, ja nur eine bewaffnete Beobachtung, oder ein Kampf mit 
geſteigerter Energie, ſelbſt bis zum Niederwerfen des Gegners, ſein muß und 
darf. Der Zweck des Krieges erwächſt aus dem Maße des nationalen Bedürf— 
niſſes; danach beſtimmt die Regierung den Einſatz, den ſie machen zu dürfen 
glaubt, indem ſie je nach der Kenntniß der Verhältniſſe im feindlichen Staate 
die Gegenwirkung in Anſchlag bringt und auch der möglichen Betheiligung dritter 
Staaten Rechnung trägt. Dieſe ſchwierigen Erwägungen ſchließen mit dem Beginne 
des Kampfes nicht ab, ſondern gehen durch ihn hindurch bis zum Frieden, deſſen 
Abſchluß in der Regel nicht aus der abſoluten Wehrloſigkeit des Beſiegten, viel— 
mehr aus der Vergleichung des noch zu erleidenden Schadens mit der Größe des 
angeſonnenen Opfers hervorgeht, und wobei der Staatsmann ſchon einen Blick 
auf die möglichen Kombinationen der Zukunft wirft. 

Die Schwächen der menſchlichen Natur, die ſchwierige Schätzung der gegen— 
ſeitigen Verhältniſſe, endlich beſonders die Vortheile, welche der Form der Ver— 


theidigung zukommen, erklären vie vielen Pauſen des Kampfes. Die Handlung * 


befömmt eine Dauer, welde vie urfprünglihe Anftrengung im Verlaufe zu ftei- 
gern erlaubt; ver Nachtheil hievon trifft vorwiegend den Angreifer. Wenn, wie es 
manchmal der Yal war, Fürft und Feldherr in Einer Berfon vernichtende Schläge 
führten und der Gegner aus Wehrlofigkeit nachgab, fo wurde er meiftens im vie: 


— 
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jes Gefühl nur hineingefchredt, und er hat es nicht verſtanden oder nicht gewollt, 
äußerfte Anfpannung zum Widerftande zu wecken. Sind die Verhältniſſe aber fo 
gelagert, daß es feiner für bie Ginbildung tödtlihen Wunde bedarf, um ven 
feindlichen Staat zur Nachgiebigfeit zu ftimmen, fo handelt es fi darum, ein 
Objekt auszumitteln, deſſen Erreihung oder Bedrohung feinen Willen zu beugen 
genüge. Ein ſolches Objekt wird dann das Ziel für die Unternehmungen des 
Heeres. 

Die Politik führt das Schwert wie die Fever. Soll fie viejes zwedmäßig 
fünnen, jo müſſen Kabinet und Feldherr in engem Verkehr ftehen. Nichts ift in- 
deſſen nachtbeiliger als der Einfluß eines anderen Militärs auf die Inftruftionen, 
welche ver Feldherr von der oberften Staatsleitung erhält; Garnot’s Beifpiel ift 
eine jeltene, auf den Terrorismus geftügte Ausnahme. Denn fo evident es ift, 
daß Armee und Feldherr nur Werkzeuge find, welche dem leitenden Berftanbe der 
Staatögewalt nie entgleiten dürfen, eben fo evivent verlangt die eigenthümliche 
Natur des Krieges, daß ber das Wann, Wie und Wo der Ausführung nicht 
aus der Ferne und überhaupt von Niemand aufer vom Feldherrn beftimmt werbe. 
Damit beiden Anforderungen möglihft ihr Recht werde, ſei der Feldherr auch 
Mitglied des Kabinets und entwerfe den Kriegsplan mit, dann weiß er am beften, 
wie viel ihm erlaubt ift zu wagen; dann ift nicht zu fürchten, daß er hinter vem 
Ziel zurüdbleibe oder durch Ueberfliegen deſſelben Verluſte und Rückſchläge berbei- 
führe, weldye in die Situation des Staates nicht paſſen. — 

Während der Krieger mit Gefahr und mit Anftrengung, ver Befehlshaber 
außerdem mit ver Laft ver Verantwortung, ver Ungewißheit der Nachrichten, ver 
Friktion der lebendigen leidenden Heeresmaſchine fih abmüht, und der Feldherr in 
diefem das Handeln jo fehr erfchwerenden Mittel raſche Entſchlüſſe zu faffen ge- 
nöthigt ift, prüft der Kritifer in der Atmoſphäre des Friedens, ob der Krieger 
entſprochen, ob der Feldherr feine Maßregeln richtig getroffen habe. Die wahre 
Kritit wird dies Verhältniß nicht aus dem Auge laffen und vie Kluft nicht ver- 
geſſen, welde hier zwijchen Tadeln und Selbfthandeln liegt. Sie wird um fo 
bejheidener auftreten, je mehr fie nad dem Grfolge und dur ven Erfolg ihr 
Urtheil beftimmt. Aber vorausgefegt, dag der Kritifer feine Perfon nicht anmaß- 
(ic) vorbrängt, daß er über Werth und Unwerth des Handelnden nur aus ver 
Lage, wie fie dieſem erſchien, ſich ein Urtheil erlaubt, darf er allerdings von der 
nun aufgeflärten Sachlage Gebrauch maden, um die Mafregeln gut oder fchledht 
zu finden; ja er muß es jogar, wenn die Kritif eine Duelle der Belehrung 
fein ſoll. 

Das Urtheil über kriegeriſche Ereignifie wird aber auch dadurch erjchwert, 
daß die forgfältigften Studien, verbunden mit eigener Erfahrung, feinen fertigen 
Wahrheitsapparat zu Stande bringen, daß alle Spfteme einfeitig find und ber 
vielgeftaltigen Natur des Krieges nicht entiprehen, daß vielmehr jeder einzelne 
Tall een individuell beurtheilt werden muß. Selbſt in Anfehung der weni- 
gen Grunpfäge, welche das Eindringen in das Geheimniß der Heerführung an 
die Hand giebt, follte eigentlih aus dem beurtheilten Falle auf die Richtigkeit 
des als Maß angelegten Grunpfages zurüdgeichloffen ‚werden. Eben jo vorfichtig 
muß natürlich verfahren werben, wenn aus der Kriegsgejchichte nene, für die 
Zukunft maßgebende Theorieen entwicelt werden wollen. Es hanvelt ſich hier 
vor Allem um die genauefte Kenntnig ver angezogenen Fälle, welche ſchwer zu 
erhalten ift, wo zahlreihe, meiftens nur halb flare, oft aud verborgene und 
verloren gegangene Beweggründe zuſammenwirken, wie dies bei dem Handeln im 
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Kriege der Fall if. — Der Krieg ift eine Wiſſenſchaft ver Erfahrung ; der For- 
ſcher kann nicht anders als induktiv verfahren, wenn feine Arbeiten Werth haben 
follen für künftige Praris. 

Mander Feldzug ift mehr manövrirend als ſchlagend geführt worben; ber 
Feldherr war in feinem Recht, wenn das Mittel genügte, wenn der Gegner unter 
ähnlihem Banne politifcher Einſchränkung ftand. Wo aber große Spannung große 
EntfHeidung erwarten läßt, hüte man fi wohl, mit gewandt geführtem Galan— 
teriedegen dem gewichtigen Schwerte entgegen zu treten, womit uns ber Gegner 
zermalmen will, Man ift nicht berechtigt, Heinen Bortheilen nachzujagen, wenn 
drüben vworausfichtlich Alles preisgegeben wird, um bie Kräfte zu einem vermich- 
tenden Schlage zu fammeln. Dann wird die vermeintliche Vorſicht Berwegenbeit, 
während der Gegner das Kühnfte mit Sicherheit wagt. Alles ballt fih dann zu 
großen Schlägen zufammen; der Angreifer ftößt in das Herz des feinblichen 
Staates; der Vertheidiger benützt die Vortheile des Kriegstheaters, bringt bie 
Feftungen ins Spiel, bewaffnet das Volf, verlegt die Entſcheidung zurüd in Zeit 
und Raum — Alles nur, um den PVorbringenden jo weit zu ſchwächen, daß die 
Möglichkeit des zerfchmetternden Rückſchlages eintrete, 

Sicherheit des Spieles und Größe des Gewinnes ftehen auch im Kriege im 
umgelehrten Verhältniſſe. Das Umfaffen in der Schlacht beſchleunigt den Kampf 
und fteigert ven Erfolg; aber das Mißlingen ift leichter und der Rückſchlag ge- 
fährliher, als beim Abringen des Sieges in gleichlanger Gefechtsfronte, Glaubt 
man fidh berechtigt zu wagen, fo ftelle man fich mit ganzer Kraft neben oder auf 
die natürliche Nüdzugslinie des Gegners und fordere ihm fo die Entſcheidung ab. 
In der That am gefährlichften find halbe Mafregeln, fünftlihe Stöße und zer: 
fplitterte Streitkräfte; und wo, wie bei einem Kriege Frantreihs und Rußlands 
gegen Deutſchland, ein getreuntes Vorgehen auf den in ber Mitte liegenden 
Gegner durch vie geographiihe Yage nothwendig wird, da ift der Vortheil für 
Deutfchland, wie jehr auch die geometrifche Fiktion dagegen fih auflehnen mag. — 

Glaufewig hat noch andere Fiktionen zerftört; er hat überhaupt darauf hin— 
gewiefen, daß ver Krieg — das Gebiet der Zufälle und des Muths — mehr 
durch moralifche Potenzen als durch die materiellen Kombinationen beherrfcht wird. 
Der Wiverfprud konnte nicht fehlen; man hat ihm Gedankenluxus und Gebanfen- 
armuth, Ueberfluß an Phantafie und Ueberfluß an Sfepfis, Unterſchätzung ver 
linearen Berhältniffe und fogar Mangel an Grünpdlichfeit vorgeworfen; nicht nur 
erfinderifche Köpfe, ſondern auch emfige Sammler find gegen ihn zu Felde ge- 
zogen. Wir behaupten dagegen, daß es fein großes Verdienſt ift, die Kriegslehre 
zur Stantsfunft erweitert, unzählige fi einander aufhebende Kriegsregeln zu 
wenigen brauchbaren zufammengezogen, ven ganzen Menfchen zum Kriegsftubium 
angelodt, das Umnmejentlihe und Störende befeitigt, dem Minderwichtigen bie 
gebührende Stelle angewiejen und mit atbletifher Unftrengung das Große und 
Ganze erfaßt zu haben. / 

Die philofophifhe Art der Rede, welhe Manchen zurüdjchredt, ift eine 
nothiwendige Waffe gegen gelehrte oder bypergeniale Berirrungen; der wahre Ge- 
nius ift befreundet mit dem fchlichten Menfchenverftande; die unächte Bildung 
fucht diefen zu untergraben, fo muß der Genius wohl feine Minen tiefer legen 
als vie falſche Gelehrſamkeit, und jo erhält das Einfachpraktiſche den Anftrich 
gefuchter Dunte'heit. Bon einer Klarheit, welche dem Gedächtniß bequem ift, konnte 
übrigens in einem Werke keine Rebe fein, deſſen Verfaſſer kein bindendes Dognın 
aufftellt, weil es für ven Krieg keines giebt. Was Glaufewig lehrt, ift ein Zu- 
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rechtfinden in verworrenen Berhältniffen, wir möchten jagen ein logiſcher Takt, 
welcher im Drange ver Greigniffe bei täuſchendem Lichte das Richtige treffen fol. 

Die erften drei Bände ver hinterlafjenen Werke enthalten die acht Bücher 
vom Kriege. Aus der intereflanten Vorrede der frau von Claufewig erfahren wir, 
daß ihr jeliger Gatte nur das erfte Kapitel des erften Buches als reif und voll- 
endet betrachtete. Das fiebente Buch „vom Angriff“ ift nur ſtizzirt; das achte 
„vom Kriegsplan“ follte noch einmal durdhgeftaltet werden und dann die vorher- 
gehenden Bücher die nöthige Umformung erhalten; kurz, das berühmte Werk ift 
nur ein Torſo, aber der Bewunderung eines Winkelmann würdig. Dem britten 
Bande find noch einverleibt: eine Weberficht des vom Berfaffer an ven jeßigen 
König von Preußen ertheiften militärifhen Unterrichts, ferner ein Aufſatz über 
die organifche Eintheilung der Streitkräfte, endlich die Skizze eines Plans zur 
Taktit oder Gefechtslehre. Erftere enthält nicht nur die Keime der Anfchauungen 
Elanfewig’s, ſondern gewinnt einen eigenen Reiz durd den Umftand, daß dieſer 
Unterricht in den Jahren 1810, 11, 12 ertheilt wurde und den damaligen Kron= 
prinzen auf glorreihen Befreiungsfrieg von dem Jod) der Franzoſen oder glor- 
reihen Untergang mit dem Schwert in der Fauſt vorbereiten follte, wie die Schluß 
worte veflelben jehr deutlich errathen laffen; ver zweite Anhang behandelt einen 
wichtigen Punkt des fünften Buches „vie Streitkräfte”; der britte endlich ift eine 
ſcharfſinuige Analyje des Charakters der heutigen Schlachten und enthält in den 
Fragen fiber die nothwendige und zuläffige Ausdehnung der Gefechtsfronte over, 
was daſſelbe ift, über die Grenzen des gleichzeitigen und des fucceffiven Kraftge: 
brauchs mehr Fruchtbringendes als ganze Bände ausgearbeiteter Gefechtslehren. 

Die fieben weiteren Bände des binterlaffenen Werkes find Kriegsgefchichte, 
pragmatiſche Kriegsgefchichte. In ihrer Bearbeitung hat Glaufewig feine Anfichten 
gewonnen und umgefehrt den Gang der Greigniffe durch feine gewonnenen An— 
fihten beleuchtet. Was er im zweiten Buche „über vie Theorie des Krieges“ bei 
ver Behandlung friegsgefhichtliher Stoffe empfohlen, findet ſich in praktiſcher 
Anwendung in feinen militärhiftorifchen Arbeiten, welche dadurch wahre Mufter- 
arbeiten und zugleich tüchtige Quellen für die Gefchichte ver betreffenden Zeiten 
geworben find. Der vierte Band des Gefammiwerfes enthält ven Feldzug in 
Italien 1796 incl. 1797; es ift das Debüt Napoleon’s, an deſſen Feldherrngröße 
der Verfaſſer — fonft der erbitterte Gegner des feindlichen Herrſchers — bie 
ächten Grundſätze der Kriegführung ftudiert und bervorhebt. Der fünfte und ſechste 
Band beleuchten die Feldzüge 1799 in Italien und der Schweiz; wir fehen in 
ver Schlaht an ver Trebbia ein merkwürdiges Beifpiel des allmähligen Konſumi— 
rend ber Kräfte, welches das wahre Geheimniß der neueren Schlachten ift; fein 
Terrain ift verloren, kein fogenannter Schlüfjelpunft genommen, fein Flügel um- 
gangen, der Rüdzug nicht bedroht: Macdonald zieht ſich einfach zurück, weil fein 
Heer in phyſiſcher und moralifher Beziehung ftärker erſchöpft ift als das jeines 
Gegners Suwarow. — Der fiebente Band behandelt den ruffiihen Feldzug 1812, 
ven Befreiungsfrieg 1813, den erften franzöfifchen Feldzug 1814. 

Glaufewig hatte ſich nicht entſchließen künnen, den Fahnen Napoleon’s zu 
folgen; er war mit vielen preußifhen Dfficieren in ruffifhe Dienfte getreten; als 
ruffifher Dfficier vermittelte er die Annäherung Diebitſch's und York's, welde 
zu der für Deutfchland fo unendlich wichtigen Konvention von Tauroggen führte, 
— Der achte Band befpricht ven Feldzug 1815; Claufewig ift wieder preußifcher 
Dfficier, Chef des Stabes bei Thielemann’s Korps; der kritiihe Geſchichtſchreiber, 
welcher fonft für Napoleon das ift, was Leſſing für Shakespeare, tabelt ihn wegen 
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verabfäumter Verfolgung Blücher's mit ganzer Kraft nach dem Erfolge von Ligny. 
Er tadelt das rifojchettirende Spiel der Kräfte, weldes fi von einem Gegner 
auf den anderen wirft, ftatt ven Sieg da auszubeuten, wo man fo glücklich war, 
ihn zu erringen; Napoleon hätte ſchon nad der Schlacht bei Dresden die böhmi- 
che Armee bis nah Prag verfolgen und durch deren phufifhe und moralifche 
Vernichtung den Umfchwung herbeiführen follen; er hätte nad ven Unfällen 
Blüher’s in Frankreich 1814 von diefem nit ablafien follen, und vie große 
Armee unter Schwarzenberg hätte ohne Kampf, für ven Rüdzug beforgt, nad 
dem Rhein getracdhtet; er hat überhaupt nie genug bevadıt, daß Blücher ver 
moralifhe Schwerpunft der Gegner war, und dieſe Oeringihägung bat ihm 
bittere Früchte getragen. — Der neunte und zehnte Band enthalten die ftrategi- 
he Beleuchtung mehrerer Feldzüge Guſtav Adolph's, Türenne's, Luremburg’s, 
Sobiesky's, Münich's, Friedrich's des Großen, des Herzogs von Braunfchweig, 
und andere hiſtoriſche Materialien zur Strategie. — Nod haben wir einer Schrift 
„über das Leben und den Gharafter von Scharnhorft” zu geventen, welde and 
dem Nachlaſſe Elaufewig’s befonders herausgegeben wurde und fih aud in Leo— 
pold Ranke's hiſtoriſch-politiſcher Zeitichrift, erftem Band, Hamburg 1832, findet. 
Wir bewundern darin neben ber feinften pſychologiſchen Beobachtung die rührenpfte 
Anhänglichkeit an einen der größten Deutſchen, welden Clauſewitz dankbar ven 
Bater feines Geiftes zu nennen pflegte. Mit unbefchreiblihem Gefühle fehen wir 
in jener unglüdlihen und doch fo großen Zeit, wo Stein und Scharnhorft mit 
Riejenftärte die Laft der Fremdherrſchaft zu heben unternahmen, vie innigſte 
Freundſchaft dreier patriotiiher Dfficiere, weldhe ein gemeinfames edelſtes Streben 
ungeachtet der Verſchiedenheit von Rang und Alter vereinigt. Wir fehen biefe drei 
— Scharnbhorft, Gueiſenau und Claufewig — geſchaart um den muthigen Blücher, 
voll Kampfluft bei Lützen an ver Spige der. ftürmenden Truppen, und fchließen 
unjere Betradhtung mit dem ernften Wunfche, daß es ven deutſchen Beeren nie 
an Dfficieren von folder Bildung, ſolchen menſchlich-ſchönen Gigenfchaften und 
folder Hingebung gebrechen möge. mM. ®. 


Clay. 


Henry Clay iſt ohne Zweifel der größte Staatsmann, den die vereinigten 
Staaten in den letzten Zeiten hervorgebracht haben. Er war der arme Sohn eines 
armen Predigers und ſtieg zu einer Höhe von Macht und Einfluß, welcher ſelbſt 
der Präſidentenſitz keine großartigere Wirkſamkeit hätte geben können. Er war 
Parteimann und gleichwohl erkannten alle Parteien ihn als den erſten Staatsmann 
ihres Landes an. Wo er erſchien, neigte man ſich ihm voll Ehrerbietung und die 
Genoſſen der verſchiedenſten Parteien lauſchten auf feine Worte und hielten ben 
Nath heilig, den er für die fommenven Zeiten gab. Henry E. war fein Volks— 
günftling, aber im vollen Sinne eines der Häupter eines freien Volkes. 

In feiner Jugend trug er das Loos der Mehrzahl all ver Männer, melde 
jest in den vereinigten Staaten als Staatsmänner, Großhändler und Fabrifanten 
obenan ftehen. Wie dieſe mußte auch er fi aus vunfeln und vürftigen Verhält— 
niffen emporarbeiten, damit er um jo gewiſſer ein ftahlfefter praftifcher Charakter werde. 
Seine Mutter hatte, da ihr Mann früh geftorben, faum die Mittel, ihre füuf 
Kinder zu ernähren. Der junge C., geboren den 12, April 1777 in Hannover 
im Staate Birginien, lernte in einer Dorfihule nur das Nothvürftigfte und mußte 
ſchon als Anabe darüber nachdenken, wie er zum Unterhalt jeiner Familie einen 
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Beitrag erwerben könne. Jedoch auch in ver Dorfſchule wurde er nach amerifani- 
cher Weife nicht blos mit den Beftandtheilen, ven Erzeugnifien und den großen Män- 
nern feines Landes, fondern aud mit deſſen politifcher Verfaſſung bekannt. Da- 
durch erhielt ſchon der Knabe Ideen und Kenntniſſe, welche feinen Geift erweiterten 
und die Werbeluft beroorriefen, die in der Bruft jedes Amerifaners ſteckt. Zuerft 
dachte er nun, durch den Handel ein Mann zu werden, wie vie meiften feiner 
Landsleute, und trat im fünfzehnten Jahre bei einem Droguiften in Richmond ein. 
Zwei Jahre jpäter war er ſchon befannt durch fein gefcheintes Sprechen in öffent: 
lichen Berfammlungen und duch gefchicte Zeitungsartite. Man machte ikn zum 
Altuar bei dem oberften Gerichtshofe des Staates, der in Richmond feinen Sig 
hatte. Sofort arbeitete E. in feinen Mufeftunden auf der Gefchäftsftube eines 
Wovofaten, lernte den Proceßgang und wie Verträge und Klagefchriften aufzu— 
fegen, ſah ſich nebenbei in den Entſcheidungen der Gerichtshöfe um, machte 
dann in einem einzigen Jahre feine eigentlichen Nechtsftubien ab und trat ala 
Advokat auf. Eine fo raſche Vorbereitung zu diefem Berufe ift in den vereinigten 
Staaten nichts Ungewöhnliches. Der angehende Jurift will vorerft nur fo viel 
lernen, daß er fi im geltenden Rechte zurecht finden fann; dann wagt er fich 
gleih vor die Bar, die Praris ift ibm die befte Schule und fein Verftand und 
feine Redegabe find ihm jein Handwerkszeug. Das amerifanifche Civilrecht ift viel 
zu weitläufig, verwidelt und unficher, ald daß man ſich mit einem gründlichen 
und allfeitigen Studium vefjelben Jahre lang bemühte; vie Hauptfache ift, vie 
erften Handgriffe zu lernen und im Uebrigen bem eigenen Glück und Wie 
zu vertrauen. In Birginien ſah nun C. bereits erfahrene Juriften genug 
in Thätigfeit, er gieng daher einen Staat weiter weftlih und begann in 
Zerington, der Hauptftabt von Kentudy. Dort war er ſechs Jahre lang nur als 
Advokat beihäftigt, eine hinlängliche Zeit für einen jungen ftrebenden Amerikaner, 
um fih Ruf und Vermögen zu erwerben. Es find ſolche Jahre für den angehenden 
Advokaten eine Zeit voll drängender praftiicher Thätigfeit; er macht fich befannt 
mit den Gewerben und Verkehrsmitteln, jchließt ſich an einen älteren Parteiführer 
an, lernt von ihm die Politif und ihre Künfte, und thut fich hervor bei öffent: 
lichen Angelegenheiten jeder Art. C. galt bald für einen Apvofaten, ver aus 
einer Sache noch etwas machen fünne, an der jeder andere verzweifle. 

Als daher zur NRevifion der Berfaffung von Kentudy eine geſetzgebende Ber- 
fammlung berufen wurde, konnte es nicht fehlen, daß auch G. hinein gewählt 
wurde. &8 bezeichnet feinen mannhaften Charakter, daß er hier Darauf antrug, 
die Sklaverei durch die VBerfaffung vom Staate Kentudy auszufchliefen. Er er- 
fannte die Schwere des Fluches, welden der Schwarze Afrikaner über jeden Staat 
bringt, und fcheute ſich nicht, einen radifalen Schritt zur Abhülfe zu fordern, ob- 
wohl er vorher wußte, wie viel Hohn und Erbitterung fein Antrag ihm einbringen 
werde. €. verlor feine Popularität, und Kentudy ift noch jett ein Sklavenftaat. 
Indeffen C.'s Talent fonnte nicht unbenugt bleiben. Kaum 30 Jahre alt wurde er 
1806 nad) Washington gewählt, um für kurze Zeit dort einen Senator zu erjegen, 
und trat nad feiner Rückkehr als Repräfentant in die gefetgebende Berfammlung 
von Kentudy ein, welche ihn zu ihrem Sprecher machte. Im Jahre 1806 fehrte 
er als Senator nah Washington zurüd, wurde dann für das dortige Repräfen- 
tantenhaus gewählt, das ihm ſich ebenfalls zum Sprecher erfor. Seit dieſer Zeit 
war er faft bei allen Verhandlungen und Befhlüffen des Kongrefies betheiligt. In 
diefem ruht der Schwerpunft der Union, dorthin ftrömen Ideen, Pläne und alle 
ftärmifchen Wünfche zufanmen, von dorther gebt wieder Leben, Antrieb und Ent- 
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ſcheidung ans: in Washington war auch der rechte Platz für C. Wer im Kongreſſe 
fein ganzer Mann ift, der feinen. Halt in fich felbft findet, wird bald zerrieben und 
feine Partei läßt ihm fallen. Anfangs hatte auch C. zu ringen mit vielen Geg- 
nern, dann aber ftand feine Größe unerichlittert feft, wachſend ein langes Leben 
binvurd. Unter den Männern, welche im Kongreß bodragten durch Charafter- 
ftärte, Weitfiht und Revegewalt, ſchien G. fih immer noch um einen Kopf höher zu 
heben. 

Der Grundtrieb feiner Politit war, bie vereinigten Staaten politifch, mate- 
viel und geiftig als ein durchaus felbftftändiges Ganzes heranszuftellen und dafür 
fefte Imftitutionen zu fchaffen. Gleich zu Anfang feiner Laufbahn in Washington 
entwidelte C. die Principien feines „amerifaniichen Syſtems“, welches zuvörderſt 
darauf hinausgieng, durch eine nationale Handelspolitif die einheimifhe Inpuftrie 
zu Fräftigen und von Europa unabhängig zu machen : es fchien faft, als fchwebten 
C. Fichte's Ideen vom geſchloſſenen Hantelsftaate vor. Die vereinigten Staaten 
hatten während der franzöfifch-europäifchen Kriege eine lange Zeit ver Mufe, ihre 
ftaatlihen Einrichtungen zu feftigen, ihr Gebiet zu vergrößern und fruchtbar zu 
machen. Noch immer aber hiengen die Amerifaner durd Gefühl und Gewohnheit, 
fomwie im Handel und Induftrie vom Mutterlande England ab. C.'s Politit be- 
durfte der vollftändigen Losreißung feines Volfes von Europa, Er wurde der große 
Agitator des Krieges gegen England, der materiell ven vereinigten Staaten wenig 
einbrachte, jedoch vie legten Bande ihrer Abhängigkeit von Europa zerftörte und 
fie ſelbſtbewußt und entichieden nur auf ihre eigene Kraft und ihr eigenes Na- 
tionalgefühl ftellte. €. riß den Kongreß zur offenen Kriegserflärung gegen Eng- 
land fort, er war während der ganzen Dauer des Krieges der Sprecher des Re- 
präfentantenhaufes und der große Hebel und Führer der VBolfspartei, er gab bie 
Pläne und Hülfsmittel an, und E. war es auch zuleßt, der ald Bevollmächtigter 
feines Landes den Frieden abſchloß. Der Präfivent Madiſon wollte ihn im Kriege 
zum Oberkommandanten haben, überzeugt, daß C.'s Talente und feine gewaltige 
Macht über das Volk ſich auch in der Kriegsführung bewähren würben. €. ſchlug das 
Anerbieten aus. Ebenfo lehnte er es fpäter wiederholt ab, Minifter oder Gefandter 
zu werben: fein Pla war zu Washington im Kongrek, um von dort aus mit 
feinen Rathichlägen und feiner hallenden Stimne die Gefchide des Landes zu 
lenken. 

Um den Frieden und zugleich einen Handelsvertrag mit England abzuſchließen, 
kam €. mit Jonathan Ruſſel, John Quiney Adams, Albert Galatin und James 
Bayard nach Gent. Durch ſeine Schlauheit, Energie und Ueberredungsgabe brachte 
er die möglichſt vortheilhaften Bedingungen zu Stande. Ein Artikel geſtand Eng— 
land die freie Schifffahrt auf dem Miſſiſſippi zu Bis zu deſſen Quellen, €. nannte 
diefen Artifel einen Pfahl im Fleifhe Amerikas, und es gelang ihm zulest, ihm 
wegzufchneiden. Bei feiner Nüdtehr in Amerifa empfieng man ihn wie einen römi- 
fhen Triumphator. Seine Reife nad Europa bradte noch eine andere Frucht. 
Er hatte England, Franfreih, wo ihn Frau von Stael in Paris auszeichnete, 
die Niederlande und Deutjchland gefehen und fand ſich hier beftärft in feinen 
Ipeen von der großartigen Zufunft Amerifas. Mit noch größerer Entſchloſſenheit 
verfolgte er jest Iefferfons „amerikaniſchen Gedanken“, alle amerifanifchen Staaten 
von der Abhängigkeit von Europa gänzlich zu befreien und die europäiſch-monarchiſche 
Staatsform überall in der neuen Welt von Grund aus zu zerftören. Mit aller 
Kühnheit umd Fruchtbarkeit feines Geiftes betrieb er daher vie Unabhängigteits- 
erflärung und Organtfation der Freiftaaten des bisher fpanifhen Amerikas. Die 
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Deere und Banden veffelben jahen nad Washington auf ihn als ihren Führer; 
was er im Kongreffe ſprach, das lajen in Südamerika die Dfficiere ihren Leuten 
vor. C. hatte auch einen verbienftvollen Antheil taran, daß in jenen Staaten, 
deren Bevölferung zum größten Theil aus Gefinvel befteht, doch eine Art von 
Dronung eingeführt wurde, fie nannten ihn daher ihren „großen Frievensftifter". 
Im Jahre 1824 gelang es ihm, im Kongrefie die Erklärung durchzuſetzen, daß die 
vereinigten Staaten für die ſüd- und mittelamerifanifhen Republifen fofort Partei 
ergreifen würden, fobald eine europäifhe Macht dort zu Gunften der Spanier 
einfchreite. Damit war die Unabhängigkeit ver ſpaniſch-amerikaniſchen Freiftanten 
befiegelt. Ein Jahr jpäter unterhandelte er als Staatsfefretär die Anerkennung 
ihrer Unabhängigkeit bei dem Kaijer von Rußland und dem Könige von Spanien, 
indem er fi darauf berief, für die fpanifche Herrfhaft werde fein Menſch in 
Amerika ven Degen ziehen. 

Noch fait ein Menfchenalter hindurch blieb C. einer ver Hauptführer ver 
Unionspolitif; viefe war jett den Innern Zuftanden und Bedürfniſſen zugewenbet. 
Die Mafjeneinwanderung und das Ueberftrömen der Demokratie erregte bei Vielen 
vie Befürdtung, die Staatseinrihtungen würden fid) nicht mehr konſolidiren, alle 
Gewalt in der Union werde ſich zulegt in ber Bundesregierung verfammeln und dies 
zulegt um jo früher zur Zerreißung der Union führen. C. trat jet gänzlich zur 
Wbigpartei über und blieb ihr erflärtes Haupt bis zu feinem Tode. Regelmäfig 
wurde er von den Whigs als Präfidentichaftstandivat aufgeftellt. Kein Amerikaner 
bat jo oft vor ven Wahlſchranken geftanven als der Kandidat zur höchften Würde 
des Landes, ald der Mann auf den fih Aller Blide richteten, die einen mit Be- 
geifterung, die andern mit Furcht, — feiner ift in der Wahl jo oft unterlegen. 
In dem Kampfe der beiden großen Parteien behielten vie Demokraten ftets vie 
Mehrheit ver Stimmen. Daß aber troß allen Nieterlagen C. nah einem Ablauf 
von vier Jahren regelmäßig wieder von den Whigs als ihr Kandidat aufgeftellt 
wurbe, daß fo lange ver Ölaube an fein Glück wie an feine Größe unerſchüttert 
blieb, — das ift wohl eines ver jeltenften Zeichen von der Verehrung eines Staats- 
wmannes und von feiner Herrfhaft über die Gemüther ver Menſchen. Obgleich 
aber C. bei jeder Präfiventenwahl unterlag, wurde er dennoch feineswegs darüber 
verftimmt und ärgerlich; mo «3 das Beſte des Landes galt, ftand er nie zurüd 
und war feines Gegners ehrlichfter Rathgeber. Handelte es fih um eine Reform, 
die er als heiljam erfannte, fo war er wenig befümmert darum, ob badurd vie 
Interefien vieler feiner Parteigenofjen verlett würden. 

Das erftemal konnte C. am Ende des Jahres 1824 als Kandidat für ven 
Präfidentenfig auftreten. Keiner der drei Hauptbemwerber, Adams, Jadjon, Eram- 
ford hatte die erforderliche Stimmenzahl. Da ſchlug fih E. mit feinen Anhängern 
auf die Seite feines alten Meifters und Gönners Adams, diefer wurde Präfident 
und ernannte ihn zu feinem Staatsfefretär für die auswärtigen Angelegenheiten, 
Die erbitterte Oppofition, welche vie demokratiſche Partei gegen Adams richtete, 
fiel mit befonderm Grimm aud auf C., John Randolph nannte ihn im Kongreß 
fogar einen falfhen Spieler. E. ſchlug ſich mit ihm, jedoch unblutig. Bei den beiven 
nächften Präfiventenwahlen unterlag C. gegen Jadjon; noch mehr, C.'s perſön— 
liher Feind Dan Buren erhielt feine Stelle ald Staatsjefretär und wurde bei ver 
Wahl von 1836 felbft Präfivent, während C.'s Wähler fortwährend in der Mi- 
norität blieben. An der Spige der Oppofition, verbündet fpäter mit zwei gleich 
jhwergewichtigen Staatsmännern, mit Webfter und Galhoun, ſchlug nun C. die 
Angriffe der Demokraten auf die Principien und Inftitutionen der Whigs wieder: 
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holt ſiegreich zurück. In Sachen der Nationalbanf, der Gründung ver Kolonie 
Liberia durch freie Neger, der franzöfifhen Entſchädigung, der Regelung ver Ein- 
fuhrzölle dur die nach ihm benannte Bill, und in mehreren andern Fragen ftand 
E. im Kongreſſe wie ein gewaltiger Feldherr da, der die anftürmenben Feinde 
niederwirft. Nie zeigte er ſich größer, als wenn er, unterlegen als Präſidentſchafts- 
fandidat, dennoch feinen Willen zum herrſchenden machte. Die Whigs unterlagen 
bei allen Wahlen und dennoch blieben fie eine gejchloffene machtvolle Partei, — das 
war hauptfädhlic C.'s Werk. 

Noch zweimal, 1840 und 1844, fragte feine Partei das Boll, ob es ihn 
zum Präfidenten wolle; vie Entſcheidung ſchwankte bin und ber, die demofratifche 
Partei behielt aber fchlieflidh wieder die Oberhand. Jetzt verzweifelten die Whigs 
an ihrem und an C.'s Glücke, fie zerfplitterten fih, und C. 309 fih, müde ver 
Politif und der Parteien, auf fein Landgut Aſhland in Kentudy zurüd. Andy fein 
häusliches Leben war von frühen Stürmen nicht verſchont geblieben, und bie 
Haushaltung im hohen Styl, vie großartige Gaftfreiheit, die Peidenfhaft für das 
Hazarbfpiel, verfegten ihn häufig in finanzielle Berlegenheiten. Indeſſen brachte 
fein ausgezeichneter Verſtand, feine ruhige Klarheit Alles wieder ins Gleiſe und 
ließ ihm ein ziemlich heiteres Alter genießen. Als fein begabtefter Schüler, fein 
Neffe Caſſius Elay, feine Fahne verließ und an die Spite der Freeſoilers trat, 
und als fein Sohn im merifanifhen Kriege ald Kommandeur einer Artillerie 
brigade den Tod fand, wandte ſich C. mißmuthig von den öffentlihen Dingen 
ab. Er fuchte Ruhe und Befriedigung in religiöfen Betrachtungen und ließ fich 
noch nachträglich über den ganzen Leib taufen. 

Seine Baterlanvsliebe rief ihn noch einmal nah Washington. Die SHaven- 
halter waren in ber demokratiſchen Partei übermäcdtig geworben und an dem er- 
bitterten Widerftande, ven ihnen die Sklavereifeinde entgegenfesten, drohte die Union 
zu zerfchellen. Da trat C. 1849 wieder in den Kongreß ein, als ein Frievens- 
ftifter und Vermittler zwifhen den kämpfenden Parteien. Nur Ein großes Ziel, 
das feiner würdig war, verfolgte er mit vollfter Hingabe feiner felbft, das Ziel 
die Union zu erhalten. Das Ringen und Arbeiten, das Bitten und Flehen des 
Greifes war rührend; er erntete Spott und Undank ein von beiden Parteien, man 
nannte ihn fpottweife die Omnibusbill, weil er für Alles eine Vermittlungsbill 
hatte, — aber er erreichte fein Ziel, die Vermittlung kam zu Stande, feine Kraft 
jedoch war aufgezehrt. Er ftarb zu Washington, auf dem Schauplage feiner groß- 
artigen Thätigkeit, umgeben von den Genofjen derſelben, am 28. Juni 1852. 
Obwohl —* Zeit ſchon leidend, ſtarb er doch ruhig und ſanft, im fünf und 
ſiebenzigſten Lebensjahr, mit dem vollen Bewußtſein, daß er ſeine Pflicht gethan habe. 
Im Augenblick feines Todes verſtummte Parteihader und Parteiſchimpf. Der Kon- 
greß feste fofort in trauernder Anerkennung der Verdienſte dieſes Mannes vie 
Sitzungen aus, fein politifcher Gegner Caß hielt ihm im Kongreß eine ergreifende 
Nachrede. Senatoren und Repräfentanten gaben der Leiche das Geleit bis Balti- 
more, ein Ehren-Komité des Senates begleitete fie bis nad Afhland, und in allen 
Städten und Ortſchaften, durch melde der Leichenzug fam, trauerte das Bolt 
um „feinen großen Todten“. F. Löber. 
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Clemens XIV. hieß vor feiner Erhebung auf den päpftlihen Stuhl Yorenzo 
Öanganelli, Das Geflecht, dem er entftammte, war fein niebriges, aber ohne 
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eine bedeutende Stellung. Der Bater war Arzt in Sant-Arhangelo in der Diöceje 
Rimini. Dort ift Yaurenzo am 31. Oktober 1705 geboren werben. Frübzeitig ver- 
vieth er eine umnüberwindliche Neigung zum Studium ‚und zur Einfamfeit. Seine 
Erziehung ward zuerft ven Jefuiten, bald hernach den Piariften anvertraut. Im 
Jahre 1723 trat er, troß der Einfpradhe feiner Eltern, in den Orden ber ſchwar— 
zen Franziskaner, Konventualen genannt. Schnell zeichnete er ſich aus als Lehrer 
und als Prediger: kein roher Eiferer, jondern vcf Demuth, Friede, Mäßigung. 
Schon in jeiner Jugend hatte ein Lehrer von ihm gefagt, es fei fein Wunder, 
wenn er die Mufif liebe, in ihm felber jei alles Harmonie. Im Jahre 1741 be- 
rief ihn fein Orden nad Rom, übertrug ihm die Leitung des Kollegiums bes 
beil. Bonaventura und ernannte ihn zum Oeneralbefinitor des Ordens. Papft 
Benevitt XIV. warf num fein Auge auf ihn, den befcheidenen Mönch, zeichnete 
ihn aus, ſchenkte ihm feine Freundſchaft: derſelbe Papft, ver eine dem Jeſuiten— 
orben keineswegs beſonders ergebene Haltung eingenommen bat. Clemens XIIL, 
der freund der Jejuiten und überhaupt ein von feinem Vorgänger fehr verjchie- 
dener Charakter, erhob ihn im Jahre 1759 zum Kardinal, und zehn Jahre dar- 
auf ging Ganganelli als Nachfolger Clemens XIII. aus dem Konflave hervor: 
in einem Zeitpunkt, in dem ber Friede Europa’s, wenigftens innerhalb der fatho- 
lifhen Staaten, von diefer Wahl abhing. 

Seit ver Mitte des 18. Jahrhunderts hatte fich in allen bourboniſchen Staaten 
ein Sturm gegen den Orden der Jeſuiten erhoben: man hielt dort das Beftehen 
der eigenen Principien mit denen des mächtigen Ordens unvereinbar. (Bgl. ven 
Art. „Jeſuiten“.) Zwar hat man urfprünglic vielleicht nicht gerade an die Auf- 
hebung des Ordens, aber doch ſicher an eine radifale Umgeftaltung deſſelben ge— 
dacht. Papft Benchitt XIV. war folden Wünſchen nicht entgegen, ftarb aber 
hinweg, ehe er in dieſem Sinne vorgehen konnte: im Sinne der Reform des 
Ordens, die allein ungeftümen Forderungen der bourbonifhen Höfe zuvorkommen 
und die Autorität und Selbftbeftimmung des päpftlihen Stuhles hätte wahren 
können. 

Es war ein Unglüd für die römiſche Kirche, daß auf Benevikt ein Mann 
folgte, der diefe Nothwendigkeit nicht begriff. Clemens XIII. wollte von Zuge: 
ftändniffen überhaupt nichts hören; ftrenges Fefthalten allein an den Anſprüchen 
des Papſtthums, fo meinte er, fünne ven verbunfelten Glanz von Rom wieder: 
herftellen. Eine Reform ver Jeſuiten hielt er für unnöthig; er fah in ihnen nichts 
als die getreueften Verfechter des Papftthums. Wie hätte er den Gegnern verjel- 
ben wider fie die Hand bieten mögen ? 

So kam e8 zum äußerſten. Die Antwort der bourbonifchen Höfe ließ nicht 
lange auf fih warten. Portugal begann mit ver gewaltfamen Vertreibung bes 
Ordens, nicht lang darauf fprad das Parlament von Paris die Aufhebung des— 
jelben aus; Spanien, Neapel und Parma ahmten das Beifpiel nad. Ein Brud) 
der bourbonifhen Höfe mit dem päpftlihen Stuhle war gefchehen, der Papit, 
gereizt, erwiederte den Angriff: als der Herzog von Parma fo weit ging, aud) 
den Rekurs an römiſche Tribunale, fo wie alle Verleihung ver Pfründen des 
Landes an Fremde zu verbieten, erließ Clemens XII. ein Monitorium an ihn, 
worin er ihm die geiftlihen Genfuren ankündigte. Diefen Schritt ſahen vie bour- 
bonifchen Höfe als einen gegen fie alle gerichteten an und erflärten die Sache des 
Herzogs von Parma für eine gemeinfame. Zuerft drohten, dann vollzogen fie bie 
Beſetzung der päpftlihen Befigungen Avignon, Benevent, Pontecorvo, Se weit 
war es num gekommen: die Verfolgung der Jejuiten war zu einem Angriff auf 
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ven päpftlichen Stuhl geworden. Der Papſt war in einer verzweifelten Lage; und 
nun erfchienen — am Anfange des Jahres 1769 — die Geſandten ver drei 
bourbonifhen Höfe und verlangten ummiderrufliche Aufhebung des gefammten ihnen 
fo verhaßten Ordens. Das verzehrende Gefühl der wahrſcheinlichen, unvermeid- 
lihen Demüthigung, jenem Verlangen nicht miderftehen zu fünnen, erfparte dem 
alten Manne die Demüthigung felbft. Er ftarb am 2. Februar 1769. 

Und nun entftand die große Frage, wer fein Nachfolger werden folle? „Für 
oder gegen die Jefuiten?‘ darum drehte ſich alles Intereffe bei der neuen Papft- 
wahl. Die bourbonifhen Höfe wollten und konnten nicht mehr zurüd: fie mußten 
alles aufbieten, einen Papft zu erhalten, der ihr begonnenes Werk anerfenne und 
vollende. Sie haben aud in der That gefiegt, und Lorenz Ganganelli war 
es, in bem fie zulegt ven Mann ihrer Wahl gefunden haben. 

Am 15. Februar (1769) traten die Karbinäle in’s Konklave ein. Man 
unterfchied in vemfelben drei Parteien: die Eiferer, Anhänger ver Jefniten; bie 
Karbinäle der Krone, die den Höfen ergebenen ; endlich die Gleichgültigen, näm— 
(ich diejenigen Karbinäle, die in der großen Frage des Tages noch keine beftimmte 
Stellung eingenommen, ſich keiner der beiden andern Parteien entſchieden hinge— 
geben hatten. Zu dieſen wurde Öanganelli gerehnet. Man wollte doch ſchon 
früher einen ftillen Ehrgeiz in ihm bemerkt haben: im Herzen unverfennbar ben 
Jeſuiten abgeneigt, war er gleihwohl duch einen jeſuitenfreundlichen Papft zum 
Kardinal gemacht worben, ohne daß die JIefuiten jelber ihren Gegner in ihm je 
verfannt hätten. Unmittelbar vor Eröffnung tes Konklaves bezeichnete ihn der 
franzöſiſche Geſandte feinem Hofe als wünfhenswerth: doch wurde zunächft nicht 
an ihn gedacht. Die Partei der Eiferer war im Anfange des Konklaves ſogar in 
der Moajorität, fie konnte ſich nur nicht auf Eine bejtimmte Perfon vereinigen. 
Erft als vie auswärtigen Karbinäle anfamen, änderte fih das Verhältniß. Doc 
zunächſt erhielt Ganganelli immer nur wenige Siimmen, bis endlid die fpani- 
hen Kardinäle eintraten (27. April). Jetzt ftiegen feine Ausfihten, von Tag zu 
Tag erhielt er mehr Stimmen, bis er envlih am 15. Mai alle — mit Aus— 
nahme der feinigen — befam. Am 4. Juni ließ er fih zum Papft frönen, 

Auf welchem Wege ift die Wahl Ganganelli’s zu Stande gelommen? Zu: 
nächſt, wie haben fid die bourbonifhen Höfe für ihn entſchieden? was fie gewiß 
nicht gethan hätten, wenn fie ſich feiner nicht ficher gewußt hätten. Ift er durch 
Simonie zu diefer Würde gelangt, d. h. hat er vorher eine beftimmte förmliche 
Zufage, den Jeſuitenorden aufzuheben, gegeben? Es ift dies von den Anhängern 
des legtern oft, zulegt von Crétineau-Joly (Clement XIV et les J6suites) behauptet 
worben. Und doch ift diefer Vorwurf in diefer Form nicht begründet. Die bour- 
boniſchen Geſandten waren allerdings geneigt, dem Konklave offen zu erflären, 
daß ihre Höfe keinen Papft anerkennen würden ohne das Berfprechen, die Gefell- 
Ihaft Jeſu aufzuheben; fie haben aber dieſe Abficht bald wieder aufgegeben, ba 
gerade die Karbinäle der Krone entſchieden davon abriethen. Bon einem fürmfichen 
Verſprechen kann alfo auch bei Ganganelli feine Rede fein. Aber ficher eben fo 
wenig haben fi die bourboniſchen Höfe bei der Perfünlichkeit Ganganelli's und 
jeiner allerdings befannten Abneigung gegen jenen Orden beruhigt. Es unterliegt 
feinem Zweifel, daß Ganganelli unter der Hand Verheißungen allgemeiner Natur 
gegeben bat, Machte doch ver franzöfifche Gefandte, Kardinal Bernis, feinem Hofe 
. die amtliche Mitteilung, „daß Ganganelli in den legten Tagen des Konklaves 
ihm Hoffnungen gegeben, den Wünſchen ver Fürften in Bezug auf die Iefuiten 
zu entjpredhen“. Und daß mit dem ſpaniſchen Hofe geheime Unterhandlungen ftatt: 
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gefunden haben, but Crötineau-Joly ſehr wahrfheinlih gemadt. Zur moralifchen 
Gewißheit wird dieſe Annahme durch den Umftand erhoben, daß gerade bie An- 
kunft der fpanifhen Karbinäle die Wage für Ganganelli fteigen gemacht hat. 
Ein anderes Räthſel bleibt freilich die Thatſache, daß zuletzt auch die Partei ver 
Eiferer fi für ihn entjchievden hat. Diefes Räthſel wird man durch die Ver— 
muthung allein, daß ſpaniſches Gold die Umftimmung bewirkt habe, faum löfen; 
Andere jagen, Ganganelli habe auch der Jefuitenpartei Hoffnungen gemacht und 
aljo beide Parteien täufchen wollen. Es wäre aber auch möglich, daß die Eiferer 
der weichen Natur Ganganelli’s eine jolhe Energie, wie fie die Aufhebung des 
immerhin und befonders noh in Rom mächtigen Ordens voransfegte, nicht zu> 
trauten und mit ihm noch am beften zu fahren hofften, da fie die Wahl eines 
aus ihrer Mitte doch nicht wagen mochten ? 

Darin freilih, wenn das ihre Anfiht war, haben fie ſich getäufcht. Cle— 
mens XIV. — diefer Name, den Ganganelli ald Papſt annahm, Hang zwar 
wie eine Konceifion an die Eiferer — ſuchte vor allem den päpftlihen Stuhl 
wieder mit den bourboniihen Höfen auszuſöhnen. Es ift ihm dies auch gelungen, 
ohne daß er den, feit dem Tage feiner Erhebung immer wiederholten Aufforve- 
rungen, bie Jefuiten aufzulöfen, fofort nachgab. 

E83 würde ja dann den Anſchein gewinnen, pflegte er zu antworten, als 
hätte er fi dazu verbindlid gemadt. Er wünfchte auch, daß vie befegten päpft: 
lihen Gebiete von Frankreich und Neapel ihm ohne Umſchweif wieder zurüdge- 
geben würden, damit die fpätere Zurlidgabe nicht als ver Preis der Aufhebung 
angefehen werben fünne. Doh weigerten fi die Höfe ftanphaft, dieſen Wunſch 
zu erfüllen, In Uebrigen trat der Papft, ganz feiner Natur entjprechend, ges 
mäßigt auf: begann er doch damit, die Bulle in ceena domini nicht verlefen zu 
laſſen. Auch ſonſt verfolgte und behandelte er die Intereffen der römiſchen Kirche 
mit Eifer und Umſicht. Wir zweifeln aud, daß er je den Orden der Jefuiten 
aufgehoben hätte, wenn alle äußern Umpftände, die Einfhüchterungen, das unge: 
ftüme unermüdliche Berlangen ver Höfe ihn nicht dazu getrieoen hätte; nicht als 
ob es gegen feine Ueberzeugung gewejen wäre, ſondern weil die Milde feiner 
Natur zu einem folhen Entſchluſſe und Aft der Kraftanftrengung wenig angelegt 
war; vielleiht auch, weil er ſich des Gefühles ver Unwürdigkeit einer folden 
Handlung doch nicht erwehren konnte. Auch die drohende Haltung, die die Jefui: 
tenpartei felbft angefichts ihres wie unausweichlichen Schidjals einnahm, mußte 
auf einen Mann wie Glemens bämpfend wirken. Er hat fie gefürdhtet. 

Am Ende gefhah fie aber doch, die Auflöfung des Ordens. Sie fam nicht 
unvorbereitet, und man muß geftehen, daß die milvefte Form in der Ausführung 
beobachtet wurde. Am 21. Juli 1775 erfolgte ver Sprudy und wurde bie berühnte 
Aufhebungsbulle „Dominus ac redemptor noster*, von Clemens jelbjt verfaßt, 
unterfchrieben. Diefer Alt wurde bei den bourbonifhen Höfen umd der ganzen 
liberalen Partei Europa’s überhaupt mit unermehlihem Beifall, von der Mino— 
rität, den Anhängern des Ordens und feiner Grundfäge mit tiefem Unwillen, 
zum Theil mit Widerfeglichkeit aufgenommen. . Kein Zweifel, ver Bapft hat ihn 
mit reinem Gewiſſen vollzogen, im guten Glauben, der Nothwendigkeit und dem 
Frieden der Kirche das Opfer zu bringen, und dadurch größern Uebeln vorzu: 
beugen. Eine wahrhaft päpftlihe Handlung war fie aber nicht, dieſe Aufhebung 
— ganz abgejehen von dem Objekte —, fie war zulegt dod nur ber Ausdruck 
ver gevemäthigten Lage, in vie das Papſtthum und die Kirche um dieſe Zeit 
durch eigene und fremde Schuld gerathen waren. Ein großer Mann, ein großer 
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Papft hätte nie und nimmer in der Form, in der es geſchehen, jemen Alt ſich 
abzwingen laffen. Wie verſchieden jedoch darüber die Anfichten fein mögen: vie 
Bartei der Iefuiten hat Fein Recht, das Andenken Ganganelli's in den Schmuß 
zu ziehen. Ihre Sünden vom damals find es ja zum größten Theile gewefen, vie 
das Papſtthum im feiner Perſon in jene verhängnißvolle Berlegenheit verſetzt 
haben. 

Nicht lange hat Clemens viefe Handlung, woburd fein Name geſchichtlich 
geworben ift, überlebt, und nicht auf Rofen hat er in ver Zwifchenzeit gelegen. 
Die offupirten päpftliben Gebiete erhielt er nun von den Bourbonen zurüd, die 
einzige Befriedigung, die ihm noch geworben ift. Schen länger kränklich, ift er 
am 22. DOftober 1774 geftorben. Natürlic blieb das Gerücht einer von dem ge— 
ftürzten Orden ausgegangenen Vergiftung nicht lange aus: e8 wird heut zu Tage, 
es ſcheint mit Recht, von den Wenigften mehr geglaubt. Doch um der Wahrheit 
die Ehre zu geben, verfüßt bat ihm die geftürzte Partei das Ende fiher nicht, 
und durch ihr Verleumdungsſyſtem, mit dem fie ihn feit der Aufhebung verfolgte, 
ohne Zweifel mehr zur Verkürzung ald zur Verlängerung feines Lebens beige 
tragen. — 

Literatur. Cretineau-Joly: Clement XIV et les JEsuites. Paris 1847. 
Hiervon nur eine Bearbeitung: 3. A. Brühl, geheime Gefchichte der Wahl Cle— 
mens XIV. und der Aufhebung des Jefuitenordens. Aachen 1849. — Dr. Auguft 
Theiner, Geſchichte des Pontififats Clemens XIV. Yeipzig und Paris 1853. 
Zugleich eine franzöfiihe und italienische Ausgabe. Dazu ein Urkundenband: 
Clementis XIV P. M. Epistole et varia selectiora. Paris 1852. u. a. m. 
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Clive. 


Robert Clive, der Gründer des brittiſchen Reichs in Indien, ausgezeichnet in 
der Kriegs- und Staatskunſt zugleich, wurde am 29. September 1725 in der 
Nähe von Market-Drayton in Shropſhire, wo fein Vater Advokat und mit einem 
kleinen Beſitzthum begütert war, geboren. Robert war der ältefte Sohn der zahlreichen 
Familie. Seine Jugendgefhichte liefert Shen Proben eines unlenfjamen, trogigen 
Willens und eines leidenſchaftlichen, furchtloſen Charakters, der Vater und Lehrer 
in Verzweiflung bringt. Bald flimmt der verwegene Anabe zum Schreden feiner 
Landsleute zu höchſt auf den Kirchthurmknopf, bald organifirt er eine Bande nidhts- 
nugiger Jungen, feineswegs zum Frieden der Nachbarſchaft. Bei viefen Anlagen 
war der Bater froh, als ſich Gelegenheit gab, den unverbefierliden 18jährigen 
Jüngling in vie Dienfte der oftindifhen Kompagnie um das Kap ber guten 
Hoffnung zu fchiden. 

Das geregelte Kanzleileben ald Kommis oder Schreiber zu Mapras, wo er 
gleichzeitig mit feinem Gefchichtichreiber und damaligen Standesgenoffen Orme 
1743 angefommen, war in Verbindung mit der Sparfamfeit , wozu ihn ein 
feiner Gehalt und das Ausbleiben weiterer Unterftügung von der Familie trieb, 
jehr geeignet, den frühern Uebermuth zu breden. Ja C. wurde weich bis zum 
Heimweh. Zum Glück erhielt er jetzt Gelegenheit, die Bibliothef des Gou— 
verneurs zu bemüten. Gr ergab ſich mit folhem Eifer der Lektüre, daß er faft 
des Guten zu viel gethan hätte. Die Neigung zur Wifjenfchaft, ver eigentlichen 
Zähmerin überfprudelnver Kraft, ſcheint jevoh die Wirkung gehabt zu haben, ihm 
feine untergeorbnete Stellung vollends umerträglih zu machen. Zweimal foll er 
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damald — mas mohl nur auf feiner eigenen Angabe beruht — eine Piftole auf 
fidy angelegt und jedesmal ver Schuß verfagt haben. Bon va an ſtand ber Glaube 
am eine große Beſtimmung bei ihm feft, mie einft bei Wallenftein, an ven C.'s 
neuefter Biograph, Macaulay, erinnert, deſſen Beweisführung hinſichtlich ber 
Thatfachen dieſer Lebensſtizze in der Hauptſache zu Grunde gelegt ift, jedoch mit 
Berichtigungen und Ergänzungen nad Auber. (Rise and progress of the Brit. 
power in India (Lond. 1837 2 vol.). 

Die damalige Lage Indiens war fehr geeignet, C. bald in eine feinen Fä— 
bigfeiten entfprechendere Lebensbahn zu treiben. Das große Mongolenreich, weldes 
1525 Baber aus Tamerlan’s Gefchleht gegründet hatte, war feit Aurengzeb's 
(Drangfib’s) Top 1707 in der Auflöfung begriffen. Der erfte Anftoß war von 
Perfien ausgegangen, wo vie feit 1500 regierende Dynaftie ver Sofi's von einem 
gemeinen Turkomannen verdrängt war. Diefer, genannt Nabir Schah (1736— 
1747), hatte als Eroberer den Indus überjchritten und felbft die Mongolenhaupt- 
ftadt Delhi geplündert. Seit diefem Raubzug hatte das Mongolenreid, deſſen 
Provinzen ungeachtet der Organifation des weilen Atbar ohnehin nur loſe ver 
bunden waren, vollends allen Halt verloren. Die Statthalter ver Provinzen, (Su- 
bahdar, bei den Hindu Radſchah), machten fi immer unabhängiger von dem Im— 
perator zu Delhi, ja es bildeten fich eigene Reiche, fo eines aus der Statthalter 
ſchaft Dekhan, an deſſen Spite ſich Komureddin ans einem eingewanderten tur- 
tomanifchen Gefchlecht unter dem Titel Afof Dſchah oder Nifam el Mulk, d. h. 
die Stüte des Herrſchers, zu halten wußte. Um fich in feiner Herrfchaft zu be- 
feftigen, entfernte Niſam el Mulf die untern Bezirksbeamten, die im neuerer 
Zeit den Titel Nawab (Nabob, Statthalter) angenommen und ihr Amt vererbt 
hatten. An die Stelle verjelben jegte er ihm ergebene Turfomanen. So hatte er 
denn auch an die Spite des Bezirks, welcher Karnata, Karnatif ober von der 
Hauptftant Arkot genannt wurde, Anwareddin gefekt. 

Als der Nijam im Jahr 1748 ftarb, erhob fih Tſchanda Sahib (nad) eng» 
liſcher Schreibweife Chunda Sahib), ein Schwicgerfohn des verbrängten Nawab 
von Karnatif, gegen Anwareddin, oder, wie er von den Europäern genannt wurde, 
Anaverdvy Khan. Auch über die Nachfolge des Nifam entftand in der Familie 
Streit, zwifchen Naſir Dſchang (Nazir Jung), dem zweiten Sohn des Nifam, und 
feinem Neffen Mufaffar Didang (Mirzapha Jung). In der Landſchaft Karnatit 
lag die englifche Niederlaffung zu Madras und die franzöfifche zu Pondichery; 
Franzoſen und Engländer waren jchon länger in Streit. Der in Europa ausge 
brochene öfterreihifche Erbfolgefrieg (1740—48), an welchem England für Defter- 
reich gegen Irankreih, Preußen, Spanien, Bayern und Sachſen Theil nahm, äußerte 
feine Wirkungen auch auf Afien. Yabourdonnais, der franzöfiiche Statthalter auf der 
Injel Mauritius (Isle de France) machte 1746 eine Erpevition auf den inbifchen 
Kontinent und nahm Madras. Dupleir, der franzöfifhe Statthalter zu Pondichery, 
hielt fih an die Zufage Yabourdonnais, der Madras gegen ein Löſegeld zurüd- 
zugeben verſprochen hatte, nicht gebunden. Da erhielten die Engländer eine an- 
fehnlichere Verſtärkung als je von der Heimath und fie belagerten bereit8 Pon- 
dichery, als der Friede zu Nahen 1748 Dupleir zwang, Madras zurüdzugeben. 
Der Tod des Nifam lieferte num neuen Anlaß zum Kampf. Dupleir, ein Mann 
mit weitausfehenden Entwürfen, der fi wohl bewußt war, daß es ſich bei dem 
beginnenden Kampf im Orient am Ende um das große Erbe Tamerlan’s ſelbſt 
handle, nahm Partei für Tſchanda Sahib und Mufaffer Dſchang, die fih an 
die Franzofen um Hülfe wandten. Es wurden 400 franzöfifhe Soldaten und 2000 
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Sipahis, welche in europäifcher Weile gefhult waren, zu Hilfe gefandt. In einer 
Schlaht wurde Anwareddin befiegt und getöbtet, bald auch Naſir Dſchang 
von feinen eigenen Anhängern aus dem Wege geräumt und fobann durch bie 
Franzofen Mufaffer Dihang als Herrſcher von Dekhan eingejegt. Diefer Erfolg 
von Dupleir war in der That ein beraufchenver. Cin Reih von 30 Millionen 
war thatfächlid in feiner Gewalt. Der Nifam las keine Petition, die nicht durch 
Dupleir Hand gegangen. Fabelhafte Summen famen in ven Beſitz des franzöfifchen 
Statthalters. In feinem Uebermuth beſchloß er die Errichtung einer Siegesfäule. 
Um fie erhob ſich bald eine neue Stadt, mit dem ftolzen Namen: Stadt von 
Dupleir Sieg (Dupleir Fatihabad). 

Daea erſcheint Robert E. auf dem Kriegsſchauplatz und erprobt fih bald ala 
denjenigen, dem zunächft die Miffion ward, der europäifchen Gefittung eine fefte 
Stätte im Drient zu bereiten. C. war ſchon nad der Beſetzung von Madras in 
den Kriegspienft getreten und war auch bei ver Belagerung von Pondichery ge- 
genwärtig. Major Lawrence, damals der befte brittiiche Offizier in Indien, erkannte 
bald die militäriihen Tugenden C.'s und fhenfte ihm fein ganzes Vertrauen. Er 
nahın ihn auch nach der Rüdgabe von Madras als C. wieder in den Civildienſt 
ale Truppenkommiſſär zurüdgefehrt war, bei Gtreifzügen gegen Eingeborne 
mit ſich. 

Zur Zeit als Dupleir fo großen Erfolg hatte, war Major Lawrence nad 
der Heimat abgereist und die engliſche Nieverlaffung faft ohne Offiziere. C's 
Nationalgefühl, das in ver Ferne nody mächtiger geworben war, wurde durch das 
Siegeögepränge der Franzofen aufs Tiefjte verlegt. Auch hatte er die Schmach 
ihon erlebt, wie Dupleir nach der Einnahme von Madras die englifhe Beſatzung 
des Forts St. Georg im Triumphe nad Ponbichery führte. Bald wußte er vie 
Häupter der englifchen Niederlaffung zu überzeugen, daß augenblidlid gehanvelt 
werden müſſe, wenn man nicht die Franzoſen zu Herren von ganz Indien machen 
wolle. So eben belagerten die Franzofen Trihinopoly, wohn Mohammer Ali, 
der Sohn des gefallenen Anaveriy Khan, mit dem Neft feines Heeres geflüchtet 
war. Die Britten anerfannten vdiefen als ven Nawab von Karnatif. Es bedarf 
feiner langen Auseinanderfegung darüber, auf welder Seite das Recht war. Bei- 
derjeitS wurden genau befehen nur faktiſche Zuftände in Schu genommen. Keine 
Seite konnte aber neutral bleiben, weil eben das legitime Oberhaupt zu Delhi 
ſchon lange unmädtig war, den Frieden zu erhalten. C. flug vor, man müfle 
direft auf Arkot losgehen, und durch die Einnahme der Hauptftadt die Gegner 
zwingen, die Belagerung von Trichinopoly aufzugeben. Mit nur 200 englifchen 
Soldaten und 300 freilid in europäifcher Weife bewaffneten und eingeübten Si— 
pahis, zieht C. vor Arkot und nimmt es ohne Schwertftreih. Bald jammelt fid 
jedoch die entflohene Bejagung wieder vor Arkots Mauern und wächst dur Zu— 
züge von Ginheimifhen und etwa 4000 Franzofen zu einem Heer von ungefähr 
10,000 Mann unter dem Oberbefehl Radſcha Sahib’s, des Sohnes von Tſchanda 
Sahib. Die Art und Weife, wie der 25jährige Kapitän 50 Tage lang vie Be— 
lagerung aushält und dann ven Sturm glänzend zurückſchlägt, ftebt in der Kriegs: 
geihichte fait einzig da. 

Eine Reihe weiterer militärifher Operationen, die C. theils allein, theils 
unter dem Oberbefehl des inzwifchen zurüdgelehrten Major Lawrence in Karna— 
tit ausführte, brachen immer mehr die Obmacht Frantreihs in Indien. Dupleir 
Siegesftabt hatte E, gleih Anfangs zerftört. Bon nun an ftand der kriegerifche 
Ruf C.'s feft. Es chrt Major Lawrence, daß er ven Berfleinerern gegenüber, bie 
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nur von C.'s Glück fprachen, in den Erfolgen veffelben die Früchte feiner Ent— 
ſchloſſenheit, Geiftesgegenwart und Klugheit anerkannte. 

E., der fiegreidh aber leidend nah Madras zurlidgefommen, ſchiffte ſich als— 
bald 1753 nad der Heimat ein. Vorher hatte er fi) mit der Schweſter des 
Aftronomen und Mathematikers Maskelyne verheiratbet. Zu Haufe erwarteten ihn 
Feſte der Direktoren der oftindifhen Kompagnie und allgemeine Bewunderung. 
Die Fompagnie ſchenkte ihm ein mit Diamanten beſetztes Schwert. E. nahm be- 
fcheiden für feinen Freund und Kommandanten Pawrence viefelbe Ehre in Anfprud 
als Beringung der Annahme. Gin Berfuh C.'s, bei der Wahl von 1754 ins 
Parlament zu kommen, fcheiterte, jo nachdrücklich For ihn vertrat, an dem Fehlen 
Einer Stimme. 

Im Jahr 1755 gieng C. wieder nah Indien als Statthalter des Forts 
St. David. Bom König hatte er den Rang als Oberftlieutenant erhalten. Die 
oftindifhe Kompagnie hielt C.'s Anmwefenheit in Oftinvien für nöthig, weil bie 
damalige Lage Europas, furz vor Ausbruch des fiebenjährigen Krieges in Preußen, 
ven baldigen Ausbrucd neuer Feindſeligkeiten zwifchen Franzoſen und Engländern 
vorausſehen lieh. 

In die Zeit von C.'s zweiten Aufenthalt in Indien, von 1755 bis 1761, 
fällt die Eroberung von Bengalen und hiermit die Gründung des anglosafiatifchen 
Reiches. Bon jetzt am ericheint E, nicht mehr blos als Soldat, fondern zugleich 
als Staatsmann ; denn nicht allein feine kühne und geſchickte Kriegführung, fon- 
dern fein politifcher Blid und feine Unterhandlungskunſt führten zum Ziele. Kaum 
hatte er das Raubneft Gheriah am arabiihen Golf mit Admiral Watfon zerftört und 
fein Amt im Fort St. David angetreten, da gelangte eine haarſträubende Kunde nach 
Matras. Seradſchah ev Daulah (Surajah Dowlah), feit 1756 ver Nachfolger Ali— 
verdy Khan’s, ver über bie mächtigfte Provinz des mongolifhen Reiches, Bengalen 
mit Oriffa und Bahar als felbftitändiger Gebieter herrſchte, hatte die engliſche Nieder: 
laffung zu Kalkutta überfallen und 146 Engländer gefangen genommen, die einge 
fperrt in einem Gefängnig von nur 20 Quadratſchuh Weite, in einer Naht bis auf 
23 um kamen. Gin allgemeiner Ruf nach Rache erhob fi. E. Grad; mit Admiral Wat- 
fon auf; er nahm mit gewohnter Schnelligkeit Kalkutta und ftand bald drohend am 
Hugly. Der Fürft, der fich zu Murſchedabad in feiner Hauptitadt fo ſicher wähnte, 
zog mit einem Heer gegen C., zeigte fih aber alsbald zur Unterhandlung geneigt. 
Wider Willen mußte fih C. darauf einlaffen, denn die Regierung zu Madras 
fürdtete bei der damaligen Yage Europas einen Angriff der Franzofen, und fonnte 
feines Armes nicht entbehren. Es ward ein Friedesvertrag mit Seradſchah ev 
Daulah, der ſich allen Bedingungen unterwarf, gefchloffen. Alsbald unterhan- 
delte aber der Gegner auch mit ven Franzoſen und erjuchte deren Führer Bouffy 
in Defhan in fein Reich zu kommen. E,, der den Franzofen Neutralität zugefagt 
hatte, aber nicht gewillt war, ſich durch einen fimulirten Bertrag berüden zu 
faffen I), griff raſch vor der Ratificirung des Vertrags von Seite der franzöfifchen 
Behörde zu Pondihery die franzöfifche Nieverlaffung zu Tſchandernagor (Chan— 
dernagore) an und nahın ven Platz. Iett war Seradfhah ed Danlah auf feine eigene 
Kraft angemwiefen. Der unglüdliche Seradſchah, ein 2Ojähriger Jüngling, feiner 
feldft nicht mächtig und unkundig, die Zügel ohne Grauſamkeit zu führen, konnte 
nicht auf die Trene des Volkes rechnen. Es bildete ſich eine Verſchwörung unter 


— — — 


1) Daft 6. hierbei fein Vertragsbruch vorgeworfen werden kann, zeigt am beſten fein Brief 
an den Direktorenhof vom 22. Kebruar 1757 (Huber Ip. 61). 
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den Großen, um Mir Dihafar (Meer Jaffier) ven Oberbefehlshaber der Truppen, 
auf den Throu zu heben. Man wendete fih um Hülfe an die Engländer und C. 
und die Vertreter der oſtindiſchen Kompagnie zu Kalkutta ließen fi auf bie Ber- 
bandlungen mit ven Berfhwornen ein, Da drohte Gefahr, daß der Spion, Dmi- 
hund, ein indiſcher Kaufmann zu Kalkutta, ver bei dem Ueberfall dieſer Stadt 
fein Bermögen verloren, die Verſchwörung verriethe. Er forberte für feine Ver— 
jhwiegenheit eine unmäßige Summe. Als das Komité, welches damals die Peitung 
der Geſchäfte der oſtindiſchen Kompagnie zu Kalfutta hatte, und ſelbſt Watjon 
zögerte, ſagte E., um die Verſchwornen nicht preis zu geben, allein zu. 

E., rechnend auf das Entgegenfommen Mir Dſchafar's, zog mit feinem Fleinen 
Heer von 3000 Mann fed dem Fürften eines Reiches fo groß wie Franfreich oder 
Defterreih entgegen, der mit einem 2Omal überlegenem Heer, unmeit Palafi 
(gemeinhin Plaſſey) ftand. Die verabrevete Zeit verftreicht, ohne daß Mir Dica- 
far mit feinen Truppen übergeht. Statt feines Beiftandes gibt Mir Didafar nur 
ausweichende Antworten. So fteht denn C. vor einem Abgrund und er zaubert, 
vorzugehen. Er ruft einen Kriegsrath, was er jpäter nie wieder gethan hat, bie 
Majorität ift mit ihm gegen ven Kampf. Eine Stunde ruhiger Ueberlegung wendet 
jedoch feinen Willen; entichloffen führt er fein Heer gegen Plaſſey. Mit Tages- 
anbrud begann er verwegen die Schladt. Eine gut geleitete Kanonade töbtet meh- 
rere der beften Offiziere Seradſchahs, während die feindliche Artillerie feinen Er- 
folg bat. Die beginnende Unordnung ermuthigt die VBerräther im feindlichen Heere; 
Einer von ihnen väth zum Rüdzug; im Schreden folgt Seradſchah und C.'s 
Leute fchlagen leicht das ganze Heer in die Flucht. Nur 500 Todte find auf 
Seite des Feindes und 22 auf Seite der Britten nebft 50 Verwundeten. So 
wurde bei Plafiey am 23. Juni 1757 das Schickſal Indiens entſchieden. 

Nach der Schlacht ſchickte Mir Dſchafar feine Glückwünſche. Tags darauf 
fam er ins englifhe Yager, nicht ohne Furcht wegen feines zweidentigen Beneh— 
mens. C. ließ aber feinen Unwillen bliden, ihn umarmend und begrüßend als 
Herrn der Provinzen Bengalen, Bahar und Oriſſa. Zu Murſchedabad fegte €. 
den Mir Dichafar förmlich auf ven Thron und diefer fam nun feinen Verfpre- 
Hungen nad. Die oftindifche Geſellſchaft erhielt 800,000 Pfund gemünztes Silber 
und C. nahm 2 bis 300,000 Pfund an. 

Nun galt es aber noch, Mir Dſchafar auf dem Thron zu erhalten. Der 
ältefte Sohn des Großmogols zu Delhi, der jpäter (1761) ale Schah Alem den 
Thron beftieg, verfuchte die Oberhoheit über die Provinzen am Ganges wieder 
berzuftellen und zog gegen Mir Dſchafar zu Feld. Vor Palna erhielt er die 
Nachricht vom Herannahen E.’8 und alsbald verſchwand das erjchredte mongolifche 
Heer. Der gerettete Mir Dſchafar ſchenkte damals feinem Wohltbäter den jähr- 
lichen Lehenzins, welden die oſtindiſche Aompagnie für die Yändereien ſüdlich Kal- 
futta’s im Betrag von 30,000 Pfund zahlte. Der Nawab Mir Dihafar, dem 
ungeachtet feiner Tiberalität einem fo mächtigen Freund wie C. gegenüber etwas 
unheimlich werden mochte, juchte auch die Freundſchaft ver Holländer, die damals 
nad Vernichtung ver franzöfiihen Macht in Bengalen allein ein Gegengewicht 
gegen die Engländer bilden fonnten, Der Augenblid war günftig, denn C. hatte 
einen Theil feiner Truppen nah Karnatik geihidt. Sieben Schiffe landeten von 
Java. E. erfannte die Gefahr. Ohne weitere Inftruftionen abzumarten, handelte 
er ſelbſtſtändig, wie überhaupt jeit dem Tage von Plaffey, wirft ſich ven Hol- 
länbern in den Weg und befiegt fie in Verbindung mit Obrift Forde zu Waſſer 
und zu Land. Die holländische Nieverlaffung zu Chinfurah muß verfprecdyen, keine 
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Befeftigungen mehr anzulegen und nur wenige Truppen für den polizeilichen Dienft 
zu unterhalten. Bon nun an fteht das brittifche Uebergewicht in Afien feft 2). 

Dieje Reihe glänzenver Erfolge, welche fih an den zweiten Aufenthalt C.'s 
in Indien fnüpfen, lajfen jedoch nicht überfehen, daß die Mittel, womit fie be 
wirft wurden, nicht immer lautere waren. Namentlich ift das Benehmen C.'s ge- 
genüber Seradſchah, dem er noch Freundſchaft heuchelte, als der Verrath ſchon 
eingeleitet war, fowie gegenüber dem Dolmetih Omichund vor der Schladht von 
Plaſſey der ftrengften Kritif unterworfen worden. Omichund, nicht zufrieden damit, 
daß man ihm den verlangten Lohn von 300,000 Pfund verfpradh, wollte eine 
Beftimmung hierüber in den Bertrag mit Mir Dſchafar aufgenommen willen. €. 
war nicht verlegen. Er ließ einen doppelten Bertrag aufjegen, von deuen ber eine 
die gewänfchte Beftimmung enthielt, der rechte Vertrag aber nicht. Als Admiral 
Watſon mit feiner Unterjchrift, vie neben ver C.'s zur Befriedigung des Hindu 
weſentlich war, zögerte, da war es G., der Watfond Name, mie es fcheint mit 
deſſen Willen, fälſchte. Omichund fei ein Schurke, meinte C., und es könne fein 
Mittel unrecht fein, um feine Schurkereien abzuwenden. Das Leben Mir Dſcha— 
fars und feiner Anhänger ftand auf dem Spiele. Watfon und die Mitglieder des 
Raths (eouneil) zu Kalkutta zu zwingen, hatte C. feine Gewalt; hatte doch ſchon 
der Rath zu Kalfutta, nachdem ihn C. in die wieder eroberte Stabt zurüdgeführt, 
ausprüdiich gegen die zu großen Vollmachten C.'s proteftirt, weil er vom Prä- 
fiventen zu St. Georg aud> den Oberbefehl über die Truppen zu Bengalen er- 
halten (Auber I. p. 56). 

Die Handlung C.'s in Bezug auf Omichund hat eine doppelte Beurtheilung 
erfahren. General Malcolm findet an C. feinen Tadel. Mitt hält ihn umge: 
tehrt jeder Schlechtigfeit fähig, wenn e8 galt zum Ziel zu kommen. Macaulay, 
der Kritifer Malcolm’s, hat einen Mittelweg eingefchlagen, aber mit wenig Glüd. 
Gr zeigt, daß E.’3 Charakter von aller Täufhung fern war. Er fei tapfer. bie 
zur Tollkühnheit, aufrichtig bis zur Indiskretion, herzlich in der Freundſchaft, 
offen in der Feindſchaft gewejen. Nur ven Indiern gegenüber fol er ein anderer 
Menſch gewefen fein, weil er fie für Leute ohne Ehre und Treue hielt. Obwohl 
vie allgemeinen Betrachtungen, welche hieran geknüpft werden — es ſei nicht 
Hug, Perfivie gegen Perfivie zu fegen, vie wirffamfte Waffe gegen Walfchheit 
jei Wahrheit — unzweifelhaft richtig find, jo muß man doch ftaunen, wenn man 
Maucaulay’s Kritit genauer prüft. Er nimmt feinen Anftand zu billigen, daß 
C. mit Mir Didafar und feinen Anhängern auf die Verſchwörung ſich eingelaffen 
habe. „Die Lafter Seradſchah ed Daulah’s, die Unbilden der Engländer, die 
Gefahren für ven britifchen Handel rechtfertigten feine Abfegung vollkommen“. 
Dabei findet er aber nichts Arges darin, daß die Bertreter der oftinbi- 
fhen Kompagnie im Rath zu Kalkutta die Verſchwornen, deren Sache fie 
einmüthig zu unterftügen bejchloffen hatten, preisgeben, weil der Dolmetſch 
eine hohe Forderung ftellt! Gerade diefes mwiderfprad einem offenen Eharaf- 
ter wie C. Wie er dachte, zeigen am beften die Worte, mit denen er den Be— 
fehlshaber zu Patna ermuthigte, als das Mongolenheer Schah Alem's im An- 
zug war. „Sei verfichert, fagt er, die Engländer find beharrliche Freunde und 
. verlaffen nie eine Sade, in der fie Partei ergriffen haben". Es ſoll hier nicht 
verfucht werben, &. völlig zu reinigen; aber foviel jcheint flar, daß das Benehmen 


2) Nah Auber (1. p. 75) fol E. im Einverſtändniß mit dem Nawab gegen die Holländer 
vorgegangen jein. 
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ber Bertreter der oftindifhen Kompagnie nicht minder tabelnswerth war, vor ber 
Schlacht von Plaffey und nachher, ald man Omichund enttäufchte und den darauf 
blödfinnig Gewordenen feinem Schidjal überließ, dabei aber doch von Mir Didafar 
die hoben Summen ang einem folden Vertrag annahm ! Auch Seradſchah's Er- 
morbung dur den Sohn Mir Didafaıs juhte Niemand zuvorzufommen. Obne 
Zweifel liegt in ver Eroberung Bengalens ein Zug jener rein materialiftifchen 
Iutereflen-Bolitif, wegen beren der britiihe Stamm ſchon fo oft getabelt worben 
ift. Es war aber auch Leidenſchaft im Spiele, welche den Führer mit dämoniſcher 
Gewalt zur Nahe wegen der Schandthat zu Kalfutta trieb 3). 

As C. 1761 nad England zurückkam, war er bereits der Stolz der Nation 

geworben. Pitt hatte ibn ſchon im offenen Volksrath einen vom Himmel gefchidten 
Feldherrn, ein militärifches Genie genannt, und ihn mit feinem Zeitgeneffen Frie— 
drid von Preußen zufammengeftellt. Georg III., ver furz vorher ven Thron be- 
ftiegen hatte, erhob E. zum Pair mit dem Titel Baron von Plaſſey. Noch mehr 
Glanz gab ihm fein Reichthum. Sein jährlihes Einkommen foll mindeftens 
40,000 Pfund betragen haben, und doch hatte er bis 50,000 Pf. Gefchente an 
feine Angehörigen gemacht. Auch jeinem alten bevürftigen Freunde Yawrence hatte 
er eine Jahresrente von 500 Pf. angewiefen. Bei ver Wahl von 1761 fam er 
ins Unterhaus, wo er fi hauptſächlich an George Grenville anſchloß. Er nahm 
jedoch an ver innern Politit wenig Antbeil. Sein Blid war immer auf Afien 
gerichtet. .. 
Seit C. Indien verlaffen hatte, geftalteten ſich die dortigen Berhältnifie 
immer bevenfliher. Die Erhebung Mir Dicafars auf ven Thron Bengalens mit ven 
daran gelmüpften Geſchenken, war ein zu verführerifches Beifpiel, als daß es bei 
den vielen Glüdsrittern im Dienfte der oftindifhen Kompagnie lange ohne Nach— 
ahmung bleiben konnte. Bald war der Rath (couneil) zu Kalfutta einig, daß Mir 
Dſchafer nicht mehr für den Thron tauge. Au deſſen Stelle erlangte fein Schwieger- 
john Mir Kafim durch eine zweite Revolution (1760) vie Regierung. Der da— 
malige Präfident zu Kalfutta, Vanſittart, weigerte fih ein Geſchenk zu fordern; 
da forderte es die Majorität des Raths für fi allein von Mir Kafim, der es 
aber, jelbft zur Freude des Direftorenhofs, entichieden abjchlug. Die nievern Die 
ner der Kompagnie fuchten ihre Obern in rechtswidrigen Handlungen zu überbieten, 
maßten fi ein Monopol des ganzen inländiſchen Handels an, festen vie Preife 
willtürlic feft, mißhandelten die Landesbehörden und verweigerten die Zölle. Se 
mußte es alsbald zu offenen Feindſeligkeiten kommen. Ein Verſuch ter Engländer, 
fih Patna’s zu bemächtigen, mißlang; Ellis, der Führer der Majorität des Raths 
zu Kalkutta, fiel als Gefangener in Mir Kafims Hände, der nachdem man wieber 
Mir Didafar auf den Thron gefegt, am 5. Oft. 1763 die 180 Gefangenen mor- 
den ließ. Als er endlich nah hartnädigem Wiverftand dem tüchtigen Feldherrn 
Major Adams weichen mußte, floh Mir Kaſim zum Nawab von Audh und wußte 
auch dieſen und Schah Alem, ven jegigen Imperator, gegeu die Britten feindlich 
zu ſtimmen. 

Noch ehe die Kunde von dem Blutbad zu Patna nad England gelangte, 
fam «8 in den Oeneralverfammlungen der Mitglieder der oſtindiſchen Kompagnie 


3), Die allgemeine Zeitung vom 21. Januar 1857 meldet dd, London 16. Nanuar, daß 
nach den „Advertiſer“ die lange vermißten Deveichen von Lord G. über die Schlacht von Plaj: 
ed und die Eroberung von Bengalen überbaupt im Oftindienbaus aufgefunden worden ſeien. 
Vielleicht erbält Dadurd obige Eharakteriſtik eine, Beſtätigung. 
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zu ftürmifhen Verhandlungen. Allgemein bezeichnete man C. als den einzigen 
Mann, ver der Krifis in Indien gewachſen fei. C., ver die Schwierigkeit der 
Aufgabe wohl einjah und alle Bebingungen des Gelingens wohl durchdachte, verftand 
fi nicht früher dazu nad Indien zu gehen, bis die Direftion, an deren Spige 
Sulivan, ein perjönliher Gegner C.'s, ftand, geändert war. C. wurde zum 
Statthalter und Oberbefehlshaber Bengalens ernannt und in feinen Mafregeln 
nicht an die Zuftimmung des Raths gebunden; bei ihm und einem Komitd von 
vier Männern ftand die Entſcheidung. 

Am 3. Mai 1765 kam C. nah Kalkutta. Durch die Schladht bei Bagjar 
(Burar) am 23. Oft. 1764 war ein glüdlicher Umftand herbeigeführt worben; * 
Major Munro hatte das Heer des Fürften von Audh und Schah Alems entſchei— 
dend geſchlagen und letterer hatte fich unter engliichen Schu begeben. Schudſchah 
ed Daulah (Shuja Dowla) entwich zu den Mahratten und ergab fi im Mai des 
folgenden Jahres. Das ganze Reich Audh, ja das ganze Mongolenreich war jett 
in der Gewalt der Englänber. Hiedurch wurde C.'s Aufgabe eine beveutjamere, 
feine Stellung aber auch eine fchwierigere. Der Rath zu Kalkutta glaubte ſich nun 
um jo mehr beredtigt, auch ihm trogen zu können, nachdem er dem Direftorenhof 
gegenüber ſchon zu offenem Ungehorfam vorgefdritten war. Am 5. Mai 1754 
war ein Verbot der Annahme von Geſchenken erlafien und biefes am 24. Juni 
1765 dem Nath zu Kalkutta eröffnet worden. Deflenungeachtet hatte derſelbe nad) 
Mir Didafars Tod am 5. Februar 1765 von feinem Sohn und Nachfolger bei 
140,000 Pf. erprefit. 2 

C. begann feine denfwürbige Verwaltung, die bier nur in wenigen Zügen 
gezeichnet werben fann, damit, daß er den Widerſtand des Raths brach. Er be 
gnügte fi) nicht damit, die Mitglieder zu belehren, daß die Annahme von Gefchenten 
nah der Schlacht bei Plaffey unter ganz außerorventlihen Umſtänden erfolgt fei. 
Zehn Mitglieder wurden aus dem Dienjte der Kompagnie entlaſſen. Hterauf gieng 
er: daran, die ftaatsrechtlihen VBerhältniffe ver neu erworbenen Länder zu orbnen, 
C. veranlaßte den Großmogol, an die Kompagnie die fchon früher angebotene 
Befugniß förmlich abzutrteten, alle Cinfünfte von Bengalen, Driffa und Biber 
(Bahar) einzufammeln und zu verwalten. Dem Großmogol wurde hiefür ein könig— 
liches Einfommen und der Beſitz einiger Städte gefichert (1765). So mar. nad) 
Duplaix Vorgang der thatſächliche Zuſtand ein legitimer geworben, in verjelben 
Weiſe, wie auch die germanifchen Eroberer des weftrömifchen Reiches von Byzanz 
ans ihre Gewalten beftätigen ließen. Dem Fürſten von Audh wurbe fein Neid), 
das eine Grenzmarf gegen feinvlihe Einfälle vilven jollte, gegen Entſchädigung 
für die Kriegskoften zurüdgegeben. Die Berhältniffe nach Außen wurben auf einem 
Kongreß, den die beveutendften Nahbarftämme befdidten, geordnet. Im Innern 
hatte C. alle Energie nöthig, um einen gefährlihen Militäraufftand nieber- 
zumwerfen. Als er von einem Attentat auf fein Leben Kunde erhielt, äußerte er: 
„die Offiziere find Engländer, feine Meuchelmörder“ umd ließ die Sache unver- 
folgt. Es erinnert diefer Zug an jenen trefflihen Charakter der römischen Kolonial- 
geſchichte, Agricola: „Alles willen, aber nicht Alles verfolgen; nicht immer mit 
Strafe, öfter mit Schulvbewußtfein fi) begnügen”. Seine Fürforge für das 
Heer befundete C. durch eine große Stiftung für Invaliven, wozu er ein ihm 
vermachtes Legat Mir Dſchafars und aud noch eigenes Vermögen verwendete. 
Die Beamten, deren Gehalte zu gering waren, entſchädigte er aus dem Salzmonopol. 
So war denn die gefammte Verwaltung, freilich mehr nur im Groben, und weniger 
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durch umfafjende Geſetze und Vorſchriften des Gefhäftsganges, als durch allgemeine 
Direktiven und geregelte Stellung ver Vollzugsorgane, georbnet. 

In der That konnte E. mit Freude auf dieſen legten Aufenthalt in Indien 
zurüdbliden. In England, wo er 1767 ankam, wurde er aber feineswegs mit lauten 
Beifall empfangen. Die Rüdfichtslofigkeit, mit der er die Verwaltung Indiens ge- 
fäubert, Hatte zu ſehr die Intereffen Einzelner verlegt. Die VBolksftimmung war 
damals überhaupt gegen die indiſchen Emporfömmlinge oder die Nabobs, wie man 
fie nannte. Ihr plöglicher Neihthum mußte die damals noch viel engere Geſell— 
haft Altenglands, die vornehme wie die niedere, empfindlichſt verlegen. C.'s 
° Benehmen war auch nicht der Art, um ſich in Gunft zu fegen. Er führte Paläfte in 
Shropfhire und Elaremont auf und machte arglos Lurus felbft in den Kleidern, aber 
wie es fcheint, nicht mit der Sorgfalt und nah dem Gefchmade anderer Leute. 
Bald rächte fi) der Neid nicht mehr blos mit Witen, fondern fette böfe Gerüchte 
über den Urfprung ſolchen Ueberfluſſes in Umlauf. Als vollends im Sommer 1770 
in Bengalen Dürre und Hungersnoth herrichte, da Tief ſich der allgemeine Unwille 
gegen die Oftindier und namentlich gegen den Erznabob E. nicht mehr befchwich- 
tigen. Bei der Eröffnung der Parlamentsfigung im Jahr 1772 wies fchon bie 
Thronrede auf die Nothwenpigkeit einer Revifion der Berhältniſſe Indiens him. 
Man wählte zwei Kommiffionen, um den Zuftand und die Natur der oftindifchen 
Kompagnie zu unterſuchen. Diefe Unterfuhung wurde in ihrem Berlauf immer 
mehr eine perfönliche gegen E., veffen Handlungen man bis auf das Jahr 1757 
zuräd der ftrengften Prüfung unterzog. Der Anklage durch einen Angriff zuvor- 
fommend , redtfertigte C. feine legte Verwaltung in einer vortrefflihen Rede, 
die felbft die Bewunbermg Lord Chathams erregte. Nach der fürmlihen Anklage 
erinnerte er feine Zuhörer in einer kurzen Vertheidigung daran, daß es fich bei 
ihrer Entſcheidung nicht blos um feine, ſondern um ihre eigene Ehre handle. Wie 
wahr dieſes, hat die obige Darftellung des Verfahrens mit Omihund zur Genüge 
gezeigt. Das Haus der Gemeinen wagte audy nicht, C. zu verurtheilen, erkannte 
vielmehr an, daß er feinem Baterland große Dienfte erwiejen habe. Doch ſprach 
man hierbei in Bezug auf die Annahme der Geſchenke Mir Didafars von Seite 
C.'s die Regel aus, daß Alles, was mit den Waffen des Staats erworben werde, 
nur diefem gehören könne, Ein englifhes Gefeg über die Annahme von Gefchenten 
in Indien beſtand vor Stat. 13 Georg III. e. 63 nicht. Uebrigens entſchuldigt bier die 
Abwefenheit eines Geſetzes fo wenig, als die Berufung auf orientaliihe Sitte, Nur 
die eigenthümliche Stellung C.'s, der nicht im Dienfte des Staates, ſondern ber 
Kompagnie war, ift ein mildernder Umftand. E8 war eine heilfame Folge jener 
Unterfuhung, daß durch Gefeg 13 Georg III. c. 63 (1773) vie oſtindiſche Kom- 
pagnie neu organifirt wurde. ine wirkſame Oberaufficht erhielt die englifche Re- 
gierung aber bekanntlich erft 1784 durch die Errichtung des Board of Control 
und der vollfommen ftaatlihe Charakter der Regierung Öftinbiens ift nicht älter 
als das aus der Zeit der Verwaltung Bentind’s ſtammende Gefeg 3 und 4 
Wilhelms IV. c. 85 (1833) worauf der heutige Nechtszuftand Oftindiens beruht. 

Die Art, wie man C.'s Handlungen öffentlich unterfuchte, jcheint ihn tiefer 
ergriffen zu haben, als er merken ließ, ungeachtet der fortvauernden Gunft des 
ihm befonvders gewogenen Georg III. Dazu famen körperliche Leiden in Yolge 
langen Aufenthalts in einem tropifhen Klima, vie bei feiner natürlihen Anlage 
zur Schwermuth ihm unerträglich wurden. Er endete dur Selbſtmord am 22. 
November 1774. 

Man hat C. wegen ver frübzeitigen Erprobung feines Feldherrntalents über 
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Weranvder, Condé und Karl XII., die erfahrne General? an der Seite hatten, 
und neben Napoleon geftellt. Ih müßte aber nicht, wen er mehr gliche, 
als dem jugenvlihen Sieger bei Azincourt, Heinrih V. Wie hier der Sieg zu- 
feih durch die Ueberlegenheit ver engliſchen Heerverfaffung über das kontinentale 
ebensheer bedingt war, jo gab aud im den impifchen Kämpfen vie Heberlegenheit 
der europäifhen Taktik und Strategie den Ausſchlag. Als Staatsmann ift es 
vor Allem das praftiihe Gefhid, das E. auszeichnet, und die Selbſtſtändigkeit, 
mit der er fid in außerorbentlihen Berhältnijfen zu bewegen weiß, ohne doch 
einen andern Führer zu haben, als das Intereffe der oftindifhen Kompagnie und 
ein ftarfes Nationalgefühl. Der Mangel einer vollendeten Bildung erhöhte feine 
Selbftthätigfeit und Energie, ließ ihn aber auch ſchutzloſer gegen die Berfuhung 
zu Handlungen, vie feinen Charakter blosgeftellt haben. Das Zurückſtehen ver 
geiftigen Größe läßt bei ihm feinen Vergleich mit Alerander zu, dem erften Ber- 
wittler ajiatiiher und europäifher Kultur. Er ift mehr Meifel, als Künftler, mehr 
Werkzeug, als Repräfentant oder Träger einer weltgefchichtlichen Idee. 
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Richard Cobden iſt berühmt geworden durch den ſiegreichen Kampf, welchen 
er gegen die engliſchen Korngeſetze führte und war bisher, nebſt Bright, Gibſon 
und einigen Andern, im engliſchen Parlament der principielle Vertreter der Frei— 
handelsgrundſätze mit allen ihren politiihen Konfequenzen. 

Cobden ift geboren zu Midhurſt in ver Graffhaft Suffer im Jahr 1804, 
Sein Bater gehörte zu der in England fo feltenen Klaffe Kleiner Grundbeſitzer 
und gieng wie Viele feines Gleichen in der Entwidlung, welche die englifchen 
Agrarverhältniffe feit einem Jahrhundert genommen, unter. Seine Familie fam 
durch feinen Tod in Noth und Dürftigkeit. Auf vie Erziehung Richards und feiner 
Geſchwiſter fonnte daher nichts verwendet werden; er verbankt fie feiner eigenen 
Anftrengung. Ein Oheim, welcher in London eine Kattunpruderei befaß, nahm 
ihn zu fih und führte ihn in das Geſchäft ein. Als dieſer fallirte mußte C. ſich 
felber weiter zu helfen fuchen. Einige feiner Biographen berichten, daß er zunächft 
in einem Handlungshaufe zu Manchefter ein Unterfommen gefunden, Andere daß er fi 
fofort felbftftändig etablirt habe. Gewiß ift, daß E. zu Mancheſter eine Kattundruderei 
errichtete zu einer Zeit, als viefer Fabrikzweig noch in London feinen Sig hatte 
und daß er dadurch in eine günftigere Yage kam, als feine Mitbewerber in ver 
Hauptftabt. In kurzer Zeit war er ein vermögender Mann geworben. 

C. machte nun jeine Tour im Ausland, welche ein nothwendiges Element 
der Bildung für jeven Engländer ift, von ihm aber weiter ausgebehnt und mit 
mehr Nuten ald von den meiften feiner Landsleute ausgebeutet wurde. Im Jahre 
1834 beſuchte er Griechenland, die Türkei und Aegypten. Im folgenden Jahre 
ift er in den vereinigten Staaten von Nordamerika; 1837 beſuchte er Belgien, 
Frantreih und die Schweiz, 1838 Deutihland und Rußland. Während diejer 
Zeit gab er zwei Broſchüren heraus, im welchen er bereits die fpäter von ihm 
vertheidigten Grundſätze nieverlegte. Die erite derfelben führt ven Titel „England, 
Ireland and America, by a Manchester manufacturer. Sie erjhien 1835 und 
wurde fpäter wiederholt aufgelegt ; vie zweite: Russia by the author of England, 
Ireland and America erjhien 1836. Friede, Nichtintervention, Abſchaffung der ſte— 
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henden Heere ſind die Gegenſtände, um welche ſich die Beſprechung dreht, und 
welche C. vertheidigt. 

C. hatte ſich bisher nur an den ſtädtiſchen Angelegenheiten von Mancheſter 
betheiligt. Er hatte vorzüglich zur Errichtung des Athenäums zu Mancheſter (1835) 
beigetragen, — eine Art Leſehalle für Bücher und Zeitſchriften, in welcher von 
Zeit zu Zeit auch mündliche Vorträge gehalten wurden. Aehnliche Anſtalten 
wurden dann nad) diefem Mufter in andern Fabrikſtädten errichtet. Auch war er es 
vorzüglich, welcher mit wehreren Freunden bewirkte, daß Mancheſter die Rechte 
einer felbftftändigen Kommune erhielt, indem es vorher noch von dem Lord 
of the manor abhängig war, 

Bald nach feiner feſtländiſchen Neife aber begann die Bewegung gegen bie 
Korngefege, melde ihm eine jo hervorragende Stellung verſchaffte. Im Auguſt 
1838 hatte ein gewiljer Dr. Binnay den Arbeitern zu Button einige Borlefungen 
über die Korngefege halten wollen, allein jein Unternehmen fand feinen Beifall, 
er wurde ausgepfiffen umd mußte die Flucht ergreifen. Einer feiner Zuhörer, 
Mr. Baultou, nahm fich feiner und der Sache an und nachdem er ihm zur Flucht 
behülflich gewefen übernahm, er felbft die Borlefung und feste fie an den folgenden 
Tagen unter allgemeinem Beifall fort. Die Bewegung, welche dieſe Vorträge her- 
vorbradhten, zog die Aufmerkfamfeit des Dr. Bowring auf fi, welcher damals 
Bertreter für Blackburn, fpäter für Button jelbft war und jest Handels— 
agent der engliichen Wegierung in China- ift und als folder den gegenwär— 
tigen Krieg angefacht hat. Er mit dem Herausgeber ver Maucheſter Times, uud 
3. B. Smith, Mitglied ver Handbelsfammer zu Manchefter, nahmen nun die 
Sache in vie Hand, Paulton und Smith hielten in verſchiedenen Städten Vor— 
träge und als man die Sache hinreichend reif bielt, trug Smith in der Hanvels- 
fammer darauf an, eine Petition um Abjhaffung der Kornzölle an das Parlament 
zu richten, Es entipann ſich darüber im Schoße diefes Rollegiums eine heftige De- 
batte; denn wenn man aud in der Handelskammer allgemein gegen die Kornzölle 
war, jo wollte doch der Präfivent verjelben, Mr. Charles Wood, das befannte 
Whig- Mitglied des Haufes der Gemeinen und des Minifteriums, daß man vie 
Sorge die Kornzölle zu ändern der Regierung überlafien ſolle. Nach achttägigen 
Verhandlungen trug endlich die Anficht für eine Bittfchrift den Sieg davon, und 
biefe wurde von Richard C. verfaßt. Die Kammer erflärte darin, „daß ohne die 
unmittelbare Aufhebung der Kornzölle der Untergang der Fabrikation unausbleiblich 
wäre, und daß die Prosperität des Gewerbjleißes und die Nuhe des Landes die An- 
wenbung des Princips des freien Handels im ausgevehnteften Sinne erforderten.” Zu- 
glei wurde, Februar 1839, zu Manchefter zur Uuterftügung ver Sache eine Subjtrip- 
tion eröffnet, welche 6000 Pfund Sterling einbrachte. Mit diefer Summe grün- 
dete man eine Zeitihrift, um vie Sade zu vertheidigen und ſchickte theils 
Apoftel nad den Provinzialftädten, theils Abgeoronete nad London, welde 
fi) vor den Schranken ver Häufer vernehmen lafien follten. Das Haus 
der Gemeinen aber verwarf den hierauf gehenden Antrag des Mr. Bil 
liers und die Abgeordneten, 300 an der Zahl, traten nun zufammen, um 
über die weiter zu ergreifenden Mafregeln zu berathen. C. wies auf pas 
Beifpiel der deutſchen Hanfa hin und rieth eine ähnliche Verbindung der Städte 
Englands gegen die Ariftofratie, welche biefelben beherrſche, ihre Gewerblichkeit 
zeritöre und fie nicht anhören wolle, zu erridten. An anti-corn-law league? 
rief einer aus der Berfammlung. An anti-corn-law leagıue wiederholte C. und 
es war damit das Stichwort gefunden, im weldem ein großer Theil des englijchen 
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Boltes bald den Ausdruck feiner Wünfche erblidte. Die League hatte nämlich 
feineswegs blos eine hanbelspolitiihe Bedeutung, vielmehr war fie gegen bie 
Uebermacht der Ariftofratie gerichtet, welche in den Kornzöllen das Mittel zur 
Aufrechthaltung ihres Einfluffes erblidte, ver durd die Neformbill einen fo mäch— 
tigen Stoß erlitten hatte. „Die League ift eine Berkörperung der Rechte und In— 
terefien des Mittelftandes" ſagte jehr treffend I. Bright in einer Rede im Jahre 
1842. Daher fand fie auch einen ſtets wachſenden Beifall. 

Als die Abgeorpneten von London zurüd famen, befchloffen fie, ihre Berbin- 
dung nur als eine lofale zu betrachten, die Gründung ähnlicher audy in andern 
Städten hervorrufen und durch die Vereinigung verjelben einen nationalen Bund 
gegen die Korngejege zu Stande zu bringen. Der allgemeine Beifall, welchen das 
Unternehmen fand, verfhaffte auch die Mittel zur nachhaltigen Thätigkeit. Im 
Jahre 1841 waren 10,000; im Jahre 1843 waren 50,000, zulegt 250,000 Pfund 
Sterl. jährlih unterzeichnet. Mit diefer beveutenden Summe begann nun die League 
ihre Thätigfeit zu entwideln. Eine Fluth von Broſchüren verbreitete ſich allwöchent⸗ 
lich von Mancheſter aus nad allen Enden des Yandes und das neue Journal, 
die Anti-corn-law-league, von Paulton geleitet, wurbe jeven Sonntag in 20,000 
Exemplaren ausgegeben. Dabei durchzogen vie Apoftel der Ligue pas Land und 
fuchten das Volk für die Sade zu gewinnen. Richard C. und John Bright, 
welche beide Mitglieder des Unterhaufes geworden waren, leifteten in biefer Be- 
ziehung ver Ligue ausgezeichnete Dienfte. Neben ihnen waren aber noch andere, 
wie I. Wilfon, Moore, Vor ꝛc. in derſelben Weife thätig. Die Anhänger ver 
Ligue mehrten ſich auf diefe Weife in unglaublihen Verhältniffen. Die Anhäufung 
der Gefhäfte machte eine fürmlihe Verwaltung nöthig. Der leitende Borftand, 
aus 321 Mitgliedern beftehenn, von denen jedes einen Beitrag von 50 Pfund 
Sterling, manche aber von 500 Pfund Sierling leifteten, theilte ſich deßhalb in 
verjchievene Komités, von denen jedem ein beſonderer Geſchäftszweig überwiefen 
war, dem einen der Uderbau, tem andern der Handel, einem britten bie Korre= 
fpondenz u. j. w. Als Präfident an der Spite des Ganzen ftand James Wilfon, 
ein Zuderfabrifant, deffen Energie, Einfiht und Gefchäftstenntniß die League 
ihre übereinftimmenve Wirkſamkeit verbanfte. 

Im Februar 1843 nahm der Borftand feinen Sig zu London. Die erfte 
öffentliche Sigung wurde in den Sälen des Gafthofes Crown and Ancre gehalten. 
Das Zuftrömen der Menge war aber jo groß, daß die Räume fie nicht fafien 
konnten. Der Redner mußte die Tribline verlaffen und von der Treppe und in 
ven Borhallen vas Volk anreden. Später miethete man die Theater, zuerſt Drury- 
Lane und hernach Covent-garden, um darin die VBerfammlungen zu halten. Zu 
Mancheſter erbaute man die Free-trade-hall, deren Saal 10,000 Menſchen fat. 
Man gab Monfterzwedeiien und veranftaltete Gewerbeausftellungen. Im Jahre 
1843 bradte die Austellung zu Mandhefter ver League 10,000 Pfund Sterling, 
die im Mai des Jahres 1845 in Covent-garden zu London veranftaltete 20000, 
Pfund Sterling. 

AS Parlamentsrepner glüdte es E. weniger, als vor den Maſſen, wo es 
galt, die Leidenſchaften anzufachen. Indeſſen gelang es ihm doch allmählig, die 
Aufmerkfamteit des Haufes zu feileln. Seine Reden find hier troden, ſächlich, ohne 
Uebertreibung und ohne Deklamation. Einmal jedoch, e8 war 1843, hatte er fidh, 
indem er die Lage der Arbeiter fchilverte, durch das Teuer der Rede hinreißen 
laſſen und Robert Peel perjönlih dafür verantwortlich erflärt. Es war damals 
deſſen Setretär, Mr. Drummond, ermordet worden, Peel fand fid) durch den An- 
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griff C.'s tief verlegt und warf ihm vor, er wolle ven Meuchelmord an feiner 
eigenen Perfon hervorrufen. Es entftand dadurch ein jo allgemeiner Sturm, daß 
es C. an diefem Tage nicht mehr gelang, fich zu vertheidigen. Die League machte 
aber unterbeß immer größere Fortſchritte und als im Jahre 1846 die Ernte fehl: 
ſchlug, ſah Peel ſich felbft genöthigt, vie Abjhaffung der Kornzölle zu beantragen 
und in feiner Rede vom 20. Juni 1846 erklärte er, daß das Berbienft , biefe 
mächtige und durchgreifende Maßregel herbeigeführt zu haben, vorzüglid C. gebühre. 
Die Freunde und Anhänger vefjelben aber befräftigten diefes Zeugniß durd vie 
Eröffnung einer Nationalfubkription, welde ihm die Summe von 80,000 Pfund 
Sterling zur Verfügung ftellte. 

Nach viefem Triumpfe machte E., zur Wiederherftellung feiner angegriffenen 
Gefunpheit, eine neue Reife nad dem Kontinente, auf welder er Frankreich, Spa- 
nien, Italien, Deutſchland, Rußland und Schweden befuchte. Während feiner Ab- 
wejenheit wurde er als Mitglied für ven Weftriving von Morkfhire mit einer 
Mehrheit von 38,000 als Mitglied ind Parlament gewählt. (Er war bis dahin 
Mitglied für Stodport). Er wurde nun Mitglied des Vereins für Finanzreform; 
ebenfo Mitglied des Vereins für Parlamentsreform und wirkte in biefem Sinne 
im Parlamente. Er betheiligte ſich dann an den friebensfongrefien zu Paris, 
Frankfurt, London und brachte aud regelmäßig darauf bezügliche Anträge an das 
Parlament. Während des rufjiichen Krieges war er ein heftiger Gegner des Mi- 
nifteriums, und ein vorzügliches Werkzeug zur Niederlage veffelben in der chine— 
ſiſchen Frage. Die Folge davon war, daß er bei den legten Wahlen nicht wieder 
ins Parlament gewählt worden ift, ebenjo wie feine Freunde Bright und Gib: 
fon. Aber felbft feine heftigften Geguer geftehen, daß dadurch dem Parlamente 
ein weſentliches Element entzogen worden jei. J. €. Glaſer. 


Cocceii. 


Es exiſtiren zwei Publiciſten dieſes Namens: Heinrich v. Cocceji, der Vater 
und Samuel v. Cocceji, der Sohn. Obgleich das Staatswörterbuch ſich die Be— 
ſchränkung auferlegt hat, aus der Periode, welcher der ältere C. noch angehört, 
nur die hervorragendſten Perſönlichkeiten biographiſch zu ſchildern, ſo würde es 
ſich doch nicht ſchicken, in der Biographie des Sohnes an der einflußreichen Wirf- 
ſamkeit des Vaters ganz ſtillſchweigend vorüberzugehen. 

Heinrich v. Cocceji (geb. 1644 zu Bremen, geſt. 1719) ſtand von 1689 
bis zu ſeinem Tod als Rath und Proſessor juris zu Frankfurt a. d. Oder in 
turbrandenburgiſchen Dienſten. Er lebte in einer Zeit, in welcher einzelne gelehrte 
Publiciſten als ſolche und wegen ihrer Gelehrſamkeit, ohne eine unmittelbar praf- 
tiihe Stellung hoher Art einzunehmen, doch den höchſten Einfluß in ver prafti- 
ſchen Bolitit ausübten und namentlid an den fürftlihen Höfen im größten An- 
jehen ftanden. Heinrih v. C. genoß dieſes Vertrauen im vollften Maße. Ex wurde 
in den fehwierigften und wichtigften Dingen, jelbft von fremden Höfen fonfultirt, 
namentlich von feinem Landesherrn dem Kurfürften Friedrich III. von Branden- 
burg (feit 1701 König Friedrich I.). In Anerkennung feiner Berbienfte wurde er 
fammt feiner Familie vom Kaiſer in den Reichsfreiherrenftand 1712 erhoben. 
As Schriftfteller ift Heinrih v. E. auf dem Gebiete des Staatsrechts epodhe- 
machend. Gr trat als Reaktionär gegen die herrſchende abftrafte und rationaliftifche 
Lehre auf, indem er die hiſtoriſche Methode, nad dem Vorgange von Eonring 
und Scilter, auf daſſelbe anwandte, namentlih in feiner Juris publici prudentia 
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(zuerft 1695 und öfter), welches Buch in der erften Zeit großes Auffehen machte 
und, nad Pütter's Angabe (Lit. des Staatsrechts), beinahe das allgemeine ala- 
demifche Lehrbuch des Staatsrechts in Deutfchland zeitweilig war. Freilich tft fein 
biftorifhes Studium auf lauter Hypothefen gebaut, die er aus ven fpäteren Schrift- 
ftellern des Mittelalters, nicht aus den älteren und ächten Quellen entlehnte, fo 
daß feine Anfichten fih nachher vielfach als unmahr ergeben haben. Aber fo viel 
ift gewiß, die ganze neue Staatsrechtsſchule, welche mit der Stiftung der Uni- 
verfität Halle (1694) ſich erhob und beſonders durch den, freilih eben fo hypo— 
thefenreihen Joh. Pet. v. Ludewig vertreten wurde, fußte unmittelbar auf dieſen 
Ehen Staatsrehtspoftrinen, und erft die großartigen hiſtoriſchen Forfhungen 
der Göttinger Schule (feit Stiftung der Univerfität Göttingen 1734—37) ver- 
mochten die Cocceji-fudewig’shen Auffaffungen zu überwinden. C.'s Kommentar 
zu des Grotius Libri de jure belli ac pacis (3 Theile 1744—48) wurde erft 
von feinem Sohne Samuel mit einer Introductio (1748) herausgegeben und ift 
nicht von fehr großem Ginfluffe gewefen. Er (und fein Sohn) belämpfen darin 
das rationaliſtiſche Naturreht und fuchen Recht und Staat auf den Willen Gottes 
zurädzuführen, aber ohne tiefere wiffenfchaftliche Begründung und die hier jeden— 
falls nothwendige Bermittelung, wenn nicht die Iurisprudenz in der Theologie 
untergehen foll. — 

Sein Sohn Samuel v. Eocceji war geboren 1679 zu Heidelberg, ward 
1699 Doktor und 1701 Profeſſor der Rechte zu Frankfurt a. d. O., verließ aber 
bald die gelehrte Laufbahn, indem er 1704 Regierungsrath zu Halberftabt, 1711 
Regierungspirektor dafelbft, 1712 Subvelegat zur Bifitation des Reichsfammerge- 
richts, 1714 geh, Juſtiz- und O.⸗A.Gerichtsrath in Berlin ward. Im Jahre 1716 
erſchien er als Gefandter am römifch-taiferlihen Hofe; 1718 wurde er geh. Kriegs- 
rath bei dem Generallommiffariate, 1722 Präfivent des berliner Kammergerichts, 
1727 geh. Staatsrath und erhielt gleichzeitig den Vortrag in allen Juſtizſachen 
beim Geheimrathsfollegium (Staatsminifterium). 1730 warb er Präfident des deut- 
hen und franzöfifhen Oberkonfiftoriums, ferner Direktor über die königliche Bi— 
bliothef, Antiquitäten, Medaillen, Naturalien- und Kunftfammer, des Conseil 
Frangois und des Kirhenraths am Dom, aud aller geiftlihen und Kirchenſachen, 
zugleih Oberkurator aller königlichen Univerfitäten und bes Joachimsthal'ſchen 
Gymnaſiums in Berlin. Gewiß ift dieſe Aemterftaffel und Aemteranhäufung 
harakteriftifch für das damalige Staatswefen und feine unbeholfene Organifation. 
1731 wurde C. Präfident des O.A.Gerichts und Lehendirektor. 1738 über- 
trug ihm der König Friedrich Wilheln I. vermöge Notififation vom 1. März 
1738 das allgemeine Präfidium in allen und jeden Juftizfollegits und machte ihn 
zum Chef des ganzen Juftizwejens. Auch König Friedrich II. hielt ihn in hohen - 
Gnaden und übertrug ihm nad der Eroberung Sclefiens im Jahre 1742 vie 
Einrichtung und Nefpicirung des fchlefifhen Juftizwefens. 1748 am 28. März 
ernannte ihn der König, unter Ertheilung des ſchwarzen Aolerordens (des höch— 
ſten Landesordens), zum Großkanzler. C. ftarb den 4. Nov. 1755. 

Faſſen wir zuerft die Thätigkeit Samuels v. C. ald Staatsmann in’s 
Auge, fo ift er für Preußen von großer Bedeutung zu nennen durch feine Thä- 
tigkeit für die Reform der preußifhen Landesgeſetzgebung. Er war hierin 
der Vorläufer des Grafen Carmer (f, d. Art.). C. wurde in dieſer Beziehung 
unter zwei preußifchen Königen befchäftigt, unter Friedrich Wilhelm I. (+ 1740) 
und unter Friedrich II., inveffen hat er weder unter jenem erft die Reform be- 
gonnen, noch hat er fie unter dieſem zum Abſchluß gebracht. Letzteres geſchah durch 
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Carmer, der aber erſt unter dem Nachfolger Friedrich's II., nämlich unter Frie— 
drich Wilhelm II. ganz am Ende des Jahrhunderts, das Werk zu vollenden ver- 
mochte. Das ganze 18. Jahrhundert verflog unter den Reformbeftrebungen der 
preußifchen Könige für eine allgemeine Geſetzgebung. Die erften Verfuhe dazu 
fallen noch unter König Friedrich I. Der verwahrloste Zuftand der Rechtspflege 
veranlaßte einen Ungenannten 1699 oder 1700 Vorſchläge einzureihen, in mel- 
hen auf die Verbefferungen des gerichtlichen Verfahrens durch den jüngften Reichs— 
abſchied von 1654 und auf die Ordonnance civile des Königs Lubwig XIV. von 
Frankreih vom April 1667 bingewiefen, zugleich indeß bemerft wurde: es babe 
die Unzufriedenheit mit dem Rechtsgange einen tieferen Grund in der Ungewiß- 
beit des (materiellen) Rechts felbft, welches einem „verkehrten arbitrio judieis und 
casibus pro amico* Raum gebe. Cs jei daher nöthig, wie durch die befannten 
Constitutiones des Kurfürften Auguft für Sachſen gefchehen, vie „controversias 
practicas utiliores, worinnen vie tribunalia und callegia juridica zu variiren 
pflegen, publica auctoritate zu decidiren“. Ueberbies könne den Gerihtshöfen auf- 
gegeben werben, „bie jura localia vel statutaria cujusque provinci® vel loei und 
deren Consensum cum jure communi vel ab eo aut Saxonico dissensum per com- 
pendium mit ihrer epierisi an die Hant zu geben, und ſolche jura recepta nidyt 
weniger als mas ftreitig zu bemerken". — Eine Kabinetsordre vom 6. Nov. 1700 
gs auch auf biefe, von einem gewiflen großartigen, aud vie fremdländiſchen 

erbefferungen im Auge habendeu Geſichtspunkte getragenen Vorſchläge ein und 
übertrug dem damaligen Rammergerichtspireftor v. Wedell die Ausführung. Doch 
kam es nachher nur zu Specialreformen in einigen Zweigen des formellen wie 
des materiellen Rechts. Unter König Friedrich I. wurde noch eine neue Kammer: 
gerichtsorbnung vom 1. Mai 1709 publicirt, unter Frievrih Wilhelm I. die 
Ordnung von Bormündern und VBormundichaften vom 23. Sept. 1718, die Hy— 
pothel=> und Konkursordnung vom 4. Febr. 1722, das verbefferte und allgemeine 
Wechſelrecht vom 25. Sept. 1724, das Seereht vom 1. Dec. 1727. Auch für 
das Provinzialreht war man thätig, indem namentlid ein verbeſſertes Landrecht 
für das (eigentliche) Königreich Preußen 1721 als Nevifion des Landrechts von 
1620 und 1685 am’s Licht trat. 

Indeffen wurde die allgemeine Reform immer im Auge behalten und bier 
tritt num mehr und mehr vie Thätigfeit C.'s zu Tage, bis er ausprüdlid an 
die Spige der ganzen Reformarbeit geftellt ward. Schon das Edikt vom 21. Juni’ 
1713 weist beftimmt barauf bin, wenn es aud noch mehr an gemeinfame Auf: 
zeihnungen und Verbeſſerungen des Rechts in allen einzelnen Provinzen dachte. 
Der 8. 56 charakteriſirt allzufehr die damalige Art und Weife von Gefegreformen, 
als daß er bier nicht eine Stelle finden follte: „In denen Provinzien, wo mehr als 
einerlei Recht, und theil® das römiſche, theild das ſächſiſche, theils ein Jus con- 
sentudinarium gilt, wollen Wir an richtige Verfaſſungen arbeiten laffen, damit 
alle aus einem ungemwiffen Recht entipringende Fehler und Gebrechen abgefchaffet 
werben: zu welchem Ente Unfere Regierungen und andere Kollegien die Casus 
dubios folligiren und cum rationibus dubitandi et deeidendi zur Decifion 
einjenden follen, damit dem abusui praejudiciorum gefteuert, und das arbitrium 
judieis nicht zu weit und über die gehörigen Schranken ertendirt werde. Die 
Rescripta decisiva und aud) Edieta, die in das Juftizweien einlaufen, follen 
fleißig zufammengefudht, daraus Constitutiones verfafiet und im Yanve publicirt 
werben." Dem entjprechend erfolgten dann noch bejondere Inftruftionen an bie 
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einzelnen Gerichte und Behörden, namentlih aud an die Iuriftenfafultäten, 3. B. 
an die halliiche vom 18. Juni 1714. 

Aber faft die ganze Regierungszeit des Königs Friedrich Wilhelm I. verfloß 
ohne erhebliche — 2 Erſt mit der Berufung C.'s an die Spitze des 
Juſtizweſens und der Reform im Jahre 1738, alſo zwei Jahre vor des Königs 
Tode, wurde die Sache wieder energiſch betrieben. Schon das Reſkript vom 26. 
Febr. 1738 ſprach in $. 11 die Tendenz Mar aud: „Sind wir auch entjchloffen, 
ein befonderes Landrecht in Unferen Landen einzuführen, und das Jus Romanum, 
joweit e8 applifabel, zum Fundament nehmen zu lafjen. Gleichwie aber fidy nicht 
füglich thun lafien will, vie befonvderen Statuta und Jura jeder Provinz mit ein- 
fliegen zu laffen, alfo habt ihr diejenige, fo bei euch eingeführt und in Obser- 
vantia jeind, befonders zu folligiren und in eine Konftitution zu bringen.“ Noch 
deutlicher erhellt viefelbe aus der fog. Notififation wegen der Funktion, fo ©. fün. 
Majeftät Dero Etatsminifter v. Cocceji aufgetragen, vom 1. März 1738 sub 9: 
„daß er (E.) davor forgen folle, daß ein beftänpiges und ewiges Land— 
recht verfertiget, das konfufe und theils auf Unfere Yande nicht quadrirende Jus 
Romanum abgejdaffet, und die unzählige Menge von Edikten gedachtem Land» 
recht einverleibt werde.” Daß aber hierbei zugleich eine Reform des Proceßweſens 
in Abſicht lag, bekundet unter anderm die „Ordnung, wonad) bei der neumärfi- 
ihen Regierung das Juftizwefen eingerichtet werden ſoll“, vom 19. Auguft 1738, 
deren 8. 1 fagt: „Dahero orbiten und wollen Wir — — — folange bis eine 
vollftändige und generale Proceßordnung entworfen — — — ꝛc.“ 

Jedoch wurde C. in den lebten beiden Regierungsjahren des Königs 
Friedrich Wilhelm I. mit feinen Arbeiten in feiner Weife fertig, und am Anfang 
der durch den erjten and zweiten ſchleſiſchen Arieg jo unruhevollen Regierung des 
Königs Friedrich II. war es matlirlih, daß die ganze Neformarbeit zeitweilig zu— 
rüdgelegt wurde. ' Uber bereits im erften Friedensjahre nach dem Abſchluß des 
dresdener Friedens vom 25. December 1745 wurde das Reformwerk wieder auf: 
‚ genommen und nun ganz ausprüdlich gleihmäßig auf das formelle wie materielle 
Recht ausgedehnt. Was insbefondere die Procefreform anbelangt, fo fonnte 
bier C. um fo felbftftändiger verfahren, ald Brandenburg » Preußen durch 
faiferlihe Ertheilung des Privilegium illimitatum de non appellando vom 31. 
Mai 1746 nun im keiner Weile mehr durd die Ginrichtungen des deutſchen 
Reiches gebunden war. Aber C. ließ fi hier durch die geniale Ungeduld und 
Procefantipathie des großen Königs zu wahren Gilfertigfeiten und Weberftürzun- 
gen und zur Verfolgung praftifcher Unmöglichkeiten beftimmen, und gerade deßhalb 
kam er nicht über Projekte, vie invefien theilweife Geltung erlangten, und zwar 
en nur in Bezug auf das Procefreht der einzelnen Provinzen, hinaus. 

an Magte damals befonders fiber die Berfchleppung der Proceſſe und ſchob alle 
Schuld auf die Advofaten und auf die Schriftlichkeit, und C. Ließ ſich durch 
den König zu dem Plane verleiten, möglichft jeden Procek in drei Inftanzen in 
Einem Jahre völlig zu Ende zu bringen. Eine „Konftitution, wie die Proceffe 
in Pommern nah Sr. Majeftät in Preußen vorgejchriebenem Plan in einem 
Jahre in allen Inftanzien zu Ende gebracht werben ſollen“, d. d. 31. Dec. 1746, 
hatte allerdings den Erfolg, daß in acht Monaten 2400 alte Proceffe abgethan 
wurden. Aber es konnte natürlich nicht anders fein, als daß zu Liebe der Eile 
hier in gar vielen Fällen zwar der Proceß beendigt, nicht aber das wirkliche Recht 
von dem Richter ausgejprohen wurde. Dod das wurde nicht beachtet. Diefelbe 
unpvaktifhe Tendenz; wurde verfolgt im dem: Projekt eittes Codicis Fridericiani 
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Pomeranici vom 6. Juli 1747, welches übrigens nur eine kurze Ueberſicht eines 
befchleunigten proceffualifchen Verfahrens, feine volftändige Procekorbnung enthält 
und unterm 3. April 1748 allen übrigen Provinzialgerihtshöfen zur Richtſchnur 
vorgefhrieben wurde. Das Projekt des Codieis Fr. Marchiei von 1748 ordnete 
wefentlih nur eine Umformung der märkiſchen und in Folge deſſen aud ver an- 
deren Provinzialgerihtshöfe an und bradite zum Codex Pomerani® nur einige, 
übrigens für alle Provinzen gelten follende Ergänzungen, ftellte aber eine für alle 
Provinzen gültige und umfaſſende Proceforpnung nad der Vorrede vom 3. April 
1748 beftimmt in Ausficht. Bei Lebzeiten C.'s wurde aber in dieſer Hinficht 
nichts weiter gethan. 

Eine großartigere Thätigkeit entwidelte C. für die Reform des mate- 
viellen Redts. Doch muß der Weg, ven er dabei einfhlug, vom heutigen 
Standpunkte der Wifjenfhaft aus, als ein ziemlich unvolllommener bezeichnet 
werben. Es war damals die herrfchende Anficht, daß das praftifche Recht nad 
den Poftulaten des Naturrechts umzuänvern fei, ja daß möglichft unter Berbrängung 
des erfteren, hiſtoriſch überfommenen, die Sätze des abftraften Naturrechts zu ver- 
wirklichen feien. Beſonders neigte der König, in feiner Abneigung gegen das ber- 
malen in Deutjhland und befonvers in Preußen geltende römische Recht und gegen 
die vermeintliche oder wirkliche Unbeftimmtheit des jog. Sachſenrechts und Gewohn- 
heitsrechts (alfo des fog. deutſchen Privatrechts), zu dieſen naturrechtlichen Erperi- 
menten mit einer Neugefeßgebung, und C. zeigte fih im Ganzen willfährig, 
wenn er auch, mit richtigem Tafte, weit mehr als es in des Königs Neigungen 
lag, das bisherige Recht und namentlich das römische Necht als Grundlage feſt— 
hielt. Das Naturreht, was man in die Praris einführen wollte, war aber das 
abftrafte und unendlich feichte des Wolff und des Thomafius, und wenn auch 
gerade C. in den oberften Principien gegen die vulgäre Auffaffung der Natur- 
rechtslehrer polemifirte, fo ftimmte er doch faft in allen eigentlichen Details, und 
befonders des Privatrechts, mit den berrfchenden Schulen überein und war eben fo 
flach und feicht wie fie. Es blieb freilich damals den Reformatoren der Geſetzge— 
bung faum etwas anderes übrig, als ihren Ausgangspunkt für eine Reform von 
dem fog. Naturrechte zu nehmen. Die gefchichtlihe und kritiſche Rechtswiſſeuſchaft 
fammt der Gefeßgebungstunft lag damals noch jo im Argen und felbft die Praf- 
tifer in den Richtern und Advokaten fuchten ihre Entſcheidungen fo jehr im Natur- 
recht, daß der Gefeggeber kaum an etwas anderes ſich halten konnte, und jelbft 
wenn er, wie dies C. überall that, vie Männer der Praris und der Gerichte 
bei der Ausarbeitung heranzog und gewifjenhaft ihre Gutachten berüdjichtigte: bie 
Praktiker jelbft naturalifirten und fo blieb man überall bei der naturredhtlichen 
Auffaffung und Behandlung ver Reformarbeit ftehen. So ift es denn nicht zu 
verwundern, daß die Rejultate der Ehen Bemühungen nur unbedeutend 
waren. Der geniale König ſah dies auch fofort den von C. ihm vorgelegten Ar- 
beiten an. Er war damit nicht recht zufrieden, ohne daß aber, wie ganz natür- 
lid — denn jeder ift mehr oder weniger cin Kind feiner Zeit und befangen von 
deren Grundanfhauungen —, weder der König noh CE. den Grund des ge- 
ringen Gelingens eigentlich einzufehen vermochten. Doch ſcheint der König wohl 
geneigt gewejen zu fein, die Schuld mehr auf ein gewifjes Ungefhid des C. 
zu fchieben. Wenigftens gerieth ſehr bald das ganze Geſetzgebungswerk, als es 
mitten im beten Zuge war und der herrſchende Friede die weitere Ausführung 
volftändig begünftigte, in's Stoden. 

Es bleibt noch übrig, hierüber einige Specialien mitzutheilen. Der tönigliche 
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Befehl zur Nengefepgebung ward durch Konftitution vom 31. Dec. 1746 gegeben. 
Der $. 24 verfelben, welcher die ganze Tendenz der Arbeit beftimmt dharafteri= 
firt, lautet: „Und weil die größte Verzögerung ver Juftiz aus dem ungewiſſen 
lateiniſchen römiſchen Rechte herrührt, welches nicht allein ohne Orbnung kompi— 
liret worden, fondern worin Singule leges pro et contra bisputiret, oder nad) 
eines Jeden Caprice limitiret oder ertenviret werben, fo befehlen Wir gedachtem 
Unferem Gtatsminifter v. Gocceji, ein deutſches allgemeines Landrecht, welches 
fih blos auf die Vernunft und Lanvdesverfaffung gründet, zu verfertigen und zu 
Unferer Approbation vorzulegen, worüber Wir hiernächſt aller Unferer Stände 
und Collegia, auch Univerfitäten Monita einholen, und die Statuten einer jeven 
Provinz befonders beivruden laffen wollen, damit einmal ein gewiſſes Recht im 
Lande etablirt, und die unzähligen Edikte aufgehoben werben mögen.” — Zur 
Ausführung viefes Befehls ift von C. fofort der Anfang gemacht worden und 
derfelbe liegt vor in dem „Projeft des Corporis juris Friderieiani, das ift Gr. 
kön. Maj. in Preußen in der Vernunft und Landesverfafjungen gegründete Yand- 
recht, worin das römische Recht in eine natürliche Ordnung und richtiges Syſtema, 
nad denen dreien Objectis juris gebracht; die General-Principia, welche in ber 
Vernunft gegründet fein, bei einem jeden Objecto feftgefeget, und vie nöthige 
Conclusiones, als foviel Gefege, daraus deducirt; alle Subtilitäten und Fictiones, 
nicht weniger was auf den Teutſchen Statum nicht applitabel ift, ausgelaffen ; 
alle zweifelhafte Jura, welche in venen vömifchen Gefegen vorfommen oder von 
denen Doctoribus gemadt werben, decidirt und foldhergeftalt Ein Jus certum 
und universale in allen Dero Provinzen ftatuirt wird.” Halle. Anno 1749 
- (2. Aufl. 1750). Fol. Zweiter Theil. Halle. Anno 1751. Ein britter Theil, 
welcher die Obligationen umfaffen follte, ift nicht erfhienen. Dagegen mußte ber 
geh. Rath v. Campagne eine franzöſiſche Ueberfegung von den beiden erften Theilen 
machen, welche gleichfalls zu Halle — alfo immer nicht am Orte der Rebaftion, 
in Berlin — 1750 und 1752 erfchien. Der Titel charakterifirt das Werk ſchon 
binlänglih. Noch mehr thut dies die Vorrede und der Cingang; doc fehlt es 
bier an Raum, die allerdings fehr intereffanten Paſſus abzubruden. Der erfte 
Theil umfaßt die allgemeinen Gruntfäge und ven Status hominum, ver zweite 
die Jura in re, fo daß alfo noch fehr viel zu bearbeiten übrig blieb. Von ver 
—— Arbeit erhielten aber wieder nur das zweite und dritte Buch (Ehe- und 
ormundſchaftsſachen) des erſten Theils Geſetzeskraft in einigen Landestheilen 
(Altmark, Cleve, Oſtfriesland, Lingen, Minden und Schleſien; ferner durch Ver— 
ordnung vom 1. Sept. 1751 in Oſtpreußen und ſeit 1773 in Weſtpreußen). 
Schon nah wenigen Jahrzehnden wurde das Unpraktiſche dieſer C.'ſchen 
Arbeiten ſo deutlich erkannt, daß Carmer bei ſeinen ſpäteren Reformarbeiten kaum 
darauf Rückſicht genommen hat, obgleich er eine andere C.'ſche Arbeit, deſſen 
berühmtes literariſches Wert: Jus civile controversum ad illustrationem com- 
pendii Lauterbachiani (2 Theile. 1713—18 und öfter, zulegt 1767) bei ber 
Ausarbeitung des noch jegt geltenden allg. Landrechts für die preuß. Staaten 
von 1794 jehr ſtark benugen und. fo der großen willenfhaftlihen und praftifchen 
Bedeutung feines berühmten Borgängers volle Gerechtigfeit wiberfahren ließ. 
Bon den Schriften Samuels v. E. ift jedenfalls dieſes Jus controversum 
am berühmteften. Bon feiner Herausgabe ver väterlichen Arbeit: Hugo Grotius 
illustratus — iſt ſchon gefprodhen. Auch ſchrieb er andere felbftftändige Werte 
über das Naturreht, namentlih: Tractatus juris gentium de principio juris 
naturalis unico, vero et adequato (2 Theile 1699 und 1700); Resolutiones 
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dubiorum circa hypothesin nostram de principio juris naturalis (gegen Ludovici 
zur Vertheidigung gejhrieben, 1705 und vermehrt durch Monita gegen Hertius 
1712); Elementa jurisprudentie nat. et rom. 1740; Novum systema justitie 
nat. et rom. 1748. Ueber ven Charakter dieſer naturredhtlichen Arbeiten von 
Sammel v. C. mag das bereitd oben Angeveutete genügen. Seine ftaatsredht- 
lihen Schriften find unbedeutend und nur zu erwähnen feine Diss. de regimine 
usurpatoris, Rege ejecto. 1702; Diss. de regali Postarum jure. 1703; das 
Recht des Königs von Preußen an der Grafſchaft Neinftein. 1716; 

Literatur. v. Kamps, Jahrbücher für die preuß. Geſetzgebung. Br. 59 
©. 67; Simon in Mathis, jurift. Monatſchrift f. d. preuß. Staaten. Bd. XI 
©. 191 ff.; doch charakteriſirt legterer weniger die Thätigfeit C.'s als viel- 
mehr Garmerd. U. v. Daniels, Lehrbuch des preuß. Privatrehts I. $. 16. 
Laspeyres, preuß. Privatreht. F. 4 ff. I. St. Pütter, Literatur des beut- 
ſchen Staatsrechts I. 284—287. II. 259, 353, 381. (v. Hymmen) Beiträge 
zur jurift. Literatur. Heft 3. ©. 227. Heft 5. ©. 210. Moser, biblioth. jur. 
publ. p. 631. €. v. Kaltenborn. 
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Jean Baptiſt Colbert ward geboren zu Rheims am 29. April 1619. Sein 
Bater war ein Tuchhändler, ver wie es fcheint, in feinen Spekulationen nicht 
glüdlih war und nur ein mäßiges Vermögen befaß. Dagegen hatte derſelbe Brü- 
der und andere Geitenverwandte, die theils im Handel, theils in der Magiftratur 
zu Güterbefig, höhern Aemtern und anjehnlichen Verbindungen gelangt waren und 
ihren Better, den jungen Jean Baptift, bei den erften Schritten auf feiner großen 
Laufbahn fördern konnten. Auf dieſen fette man in feiner Jugend nur geringe 
Erwartungen ; er galt für einen fjchwerfälligen Geift, der fi nirgends zu— 
rehtzufinden jhien, denn, wie die Biographen berichten, wechfelte er wieberholt 
mit Beruf und Anftellung. Erft joll er in Paris und Lyon in Handelsgeſchäften ge- 
arbeitet haben, dann in erfterer Stadt durch die Bureaur eines Notars, eines Proku—⸗ 
rators am Chatelet, eines Finauzkaſſirers und endlich des Staatsſekretärs Ye Tel- 
lier hindurchgegangen fein. Sein Glüdsftern gieng auf, als es ihm um das Jahr 
1649, vermuthlich durch die Vermittlung feines Oheims, Colbert de Pouange, 
ober des Bankiers Yumagna, eines Gejchäfisfreundes feiner Familie, gelang, mit 
Mazarin in Verbindung zu fommen, und bald ganz in feinen Dienft zu treten. 
Der unbedingte Eifer, mit welchem er ſich den Intereffen des Kardinals hingab, 
jeine unermüdliche Arbeitſamkeit, die Gefchidlichkeit und Diskretion, die er bei 
der Behandlung ſowohl ver Staatsgeſchäfte, als befonders aud) der Privatangelegen- 
heiten feines Gönners bewährte, erwarben ihm binnen Kurzem die volle Gunft 
des mächtigen Mannes; ev machte G. zu feinem Intendanten, dem er während 
jeines Erils 1651 die Verwaltung aller feiner Güter überließ, und ernannte ihn 
zum Staatsrath. Bald gab es Feine wichtige Angelegenheit, wenigftens der innern 
Verwaltung, bei welder C. nicht zu Rathe gezogen wurde. Als Mazarin fein 
Ende herannahen fühlte, war es C., der ihm ven Rath gab, jeine gejammten 
Güter dem Könige zu ſchenken, ver fie nicht annehmen werde. Der Lohn dafür 
blieb nicht aus, denn als Ludwig XIV. die Schenkung ausfhlug und ver Kar- 
tinal auf dieſe Weife den Zwielpalt zwifchen feinen moraliihen Sfrupeln auf 
der einen und den Intereſſen für feine Familie auf der andern Selte glücklich 
überwand,, empfahl er noch auf dem Todbette feinen treuen Diener dem Könige. 
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mit den denkwürdigen Worten: Sire, ich verdanke Ihnen Alles, aber ich glaube 
meine Schuld gegen Ew. Majeſtät einigermaßen abzutragen, denn ich hinterlaſſe 
Ihnen Colbert. 

Dem nach Selbſtherrſchaft dürſtenden jungen Könige mußte ein Mann wie 
C. beſonders willkommen fein. In ihm fand er Reblichkeit, Energie, eiferne 
Arbeitskraft und erprobte Gefhäftstüchtigkeit beſonders fir das Gebiet, wo fie 
zunächſt unentbehrlid war, die Finanzen, vereinigt mit unbedingter Unterwürfig- 
keit und Willfährigfeit gegen die Befehle des Herrſchers, denn C. konnte bie- 
jem gegenüber feine Unabhängigkeit weder auf perſönlichen Neihthum, nod auf 
bereits erworbene hohe äußere Ehren, noch auf einen mächtigen Yamilienanhang 
ftügen, und war doch ehrgeizig genug, eine einflußreiche Stellung im Rathe feines 
Monarchen nicht ohne die dringendfte Noth aufzugeben. C. hob ſich rafch zu dem 
Aemtern eines Finanzintendanten, eines Oberintendanten der Bauten, eines Ge 
neralfontroleurs und Staatsjetretärs fir die Marine, den Handel und die Ma— 
nufakturen. Er nahm diefe Stellung 22 Jahre hindurch, bis zu feinem Tode ein 
und entwidelte in derſelben eine Thätigkeit, die ihm nächſt Richelien ven erften 
Plaß unter ven Staatsmännern des alten abfolutiftiichen Frankreichs ficherte. 

Bor Allem waren es die Finanzen, denen er feine Kräfte zu widmen hatte. 
(Sr fand fie in dem Zuftand der traurigften Verwahrlofung vor. Bon 84 Mil- 
lionen Franken, die etwa jährlich für den königlichen Schat erhoben wurben 1), 
famen nur 32 Millionen in diefen, 52 giengen für Entſchädigung der Staats— 
glänbiger, Erhebungstoften u. j. w. ab. Da die Ausgaben 60 Millionen betrugen, 
jo war mithin ein jährliches Deficit von 28 Millionen vorhanden. Zinfen und Gefälle 
wurben nicht orbentlich bezahlt, die Aufftellung georbnetes Budgets war in Ber: 
gelenheit gerathen ; im Rechnungsweſen herrfchte überhaupt die unglaublichfte Ver- 
wirrung, viele 2) Einnahmen waren auf Jahre hinaus vorausverzehrt vermittelft Bor- 
ſchüſſen von ven Generaleinuehmern, weldye ſich dieſe bis mit 25 Procent verzinfen 
ließen. Dabei war die Laſt der Abgaben wegen ver vielen eingeriffenen Eremtionen 
eine wahrhaft unerfhwingliche, die Erhebungsweiſe die graufamfte 3). Viele Län— 
dereien lagen deßhalb brach, zahlreiche Kauf- und Gewerbsleute hatten ihr Ge: 
ihäft aufgegeben, die Zahl ver Vagabunden und Bettler wuchs fortwährend, 
Unter viefen Umſtänden ſchien C. nichts nöthiger, als eine Herabjegung ver 
direften Steuern (tailles). Er verminverte fie von 42 Millionen binnen 10 
Jahren auf 34 Millionen, ließ fie auch fpäter, als die Kriegskoſten zu einer Er- 
höhung zwangen, nicht wieder über AO Millionen fteigen, und wenn er auch fein 
Ideal, fie auf 25 Millionen herabzubringen, nicht erreichte, jo gelang es ihm doch 
in den legten Jahren jeiner Wirkſamkeit, fie wieder auf 33 Millionen zu ver« 
vermindern. Troß diefer und anderer Erleichterungen, die er dem Volke gewährte, 
hatte er doch bereits Ende 1662 die Föniglihen Einkünfte um 27 Millionen ver: 
mehrt. Bis 1675 ftiegen die Bruttveinnahmen nach und nad) von 84 auf 119 Mil- 
lionen, dann fand zwar in folge des Kriegs eine Abnahme ftatt, feit 1678— 
Friede von Nymmegen — bis 1683 hoben fie ſich jedoch wieder auf 120 Millionen, 


1) Mindeftens die gleiche Summe wurde unmittelbar von der Provinzialkaſſe verrechnet und 
erfchien daher nicht mit in den Finanztableaus. 

2) Mazarin binterlien bei jeinem Tode ein Deficit von 451 Millionen, wovon 384 Mit 
lionen durch Anleihen, 26 Millionen durch Voraufnahme auf das Budget von 1662 befchafft 
worden waren. 

3, Die Zahl der wegen Steuerrüdftinden Gefangengefeßten ftieg bis auf 23,000, von denen 
im Jahr 1646 5000 jtarben. 
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und zwar traf dieſe Vermehrung mit Ausnahme ver tailles faſt alle Einnahme— 
zweige gleihmäßig; Hand in Hand hiermit gieng eine Verminderung der auf ber 
Gentraltaffe ruhenden Paften, die von 52 Millionen im Jahr 1661 auf 29—30 
Millionen jährlich in den Jahren 1673—83 ſanken. 

Um folde Refultate ohne Abgabenerhöhung zu erreihen, mußte man vor allem 
auf Diejenigen zurüdgreifen, die aus der Mifverwaltung ver vergangenen. 
Jahre einen übermäßigen Gewinn gezogen hatten. C. that dies allerdings in ber 
Ihonungslofeften Weife. Eine Juftizfammer, wurde niedergefegt, die Finanzrech— 
nungen feit 1635 einer genauen Prüfung zu unterwerfen und alle biejenigen, welche 
den Staat übervortheilt hatten, zum Schabenserfag anzuhalten und gebührend 
zu beftrafen. Schon früher waren öfters derartige Unterfuhungen angeorpnet wor- 
ben, allein meiftens ohne großen Nachtheil für die davon Betroffenen vorüber ge- 
gangen. Dießmal jedoch wurde es Ernft: nicht eben durch die ehrenhafteften Mit- 
tel, wie Denuinciationsprämien und vergleichen, verfchaffte man ſich vie nöthigen 
Beweiſe; e8 wurden harte Strafen, ſelbſt Todesftrafen ausgefproden und voll- 
zogen ; hauptfächlid aber wurden ftarte Gelvbußen auferlegt, durd die nicht we— 
niger ald 110 Millionen in vie Staatskaſſe zurüdftrömten. Hiermit in Berbin- 
dung ftand eine Konverfion der vom Staate ausgegebenen Renten, melde 
die Staatsfhuld auf ein Drittel ihres bisherigen Beſtandes herabbradte. Na— 
mentlich die leere Mafregel erregte Mißvergnügen. Ste griff durch die damit ver- 
bundenen Unterfuhungen in eine Menge von Privatverhältniffen ein, traf vorzugs- 
weife den Mittelftand und fah in ver That einem Staatsbankerott täuſchend ähn- 
lich, da nicht nur die Berzinfung willfürlich reducirt, fondern aud eine Wieder- 
einlöfung nad Maßgabe ver Testen Kaufpreife ver Renten angeorbnet, ja felbft 
für das angeblih zu viel Gmpfangene von ven Gläubigern Rüdzablung mit 
Zinszufchlag verlangt wurde. Die Regierung ließ fi indeſſen hierdurch nicht 
aufhalten. 

Diefe und andere Mafregeln würden jedod wenig geholfen haben, wenn nicht 
in die Finanzverwaltung und das Rehnungswefen eine beffere Orbnung ge- 
bracht worden wäre. E. regelte und vereinfachte den ganzen Beamtenmechanismus 
von ber Stelle des Oberintendanten an, die er aufhob und durch ein unter un— 
mittelbarer Yeitung des Königs ftehendes Finanzkonſeil erjegte, in welches er felbft 
als Generaltontroleur eintrat, bis herab zu den unterften Stellen. Unnöthige 
Aemter wurden aufgehoben; das Syſtem der Erblikeit und der Anwartithaften 
befeitigt, vie Beamten zur Refidenz an ihrem Amtsfig und zur Stellung einer an- 
gemeffenen Kaution genöthigt, auch dem Staate die erfte Hypothek an ihrem Ber- 
mögen gefichert. Zugleih wurde das Rechnungsweſen aller Inftanzen verein: 
facht, beifer georpnet und unter eine ftrenge Kontrole geftellt. Die Erhebung ver 
verfchiedenen Abgaben erfuhr eine wefentlihe DVereinfahung. Es wurde ein jähr- 
liches allgemeines Einnahme- und Ausgabebudget aufgeftellt, wobei fih E. nament- 
lid) bemühte, den mit den aufßerorbentlihen Ausgaben getriebenen Mißbraud zu 
befeitigen 9). Außerdem legte er dem Könige allmonatlih Rechnung ab, was auch 


% In den 33 Regierungsjabren Ludwig XIII. betrugen die außerordentlichen Einnahmen 
noch nicht 700, die auferordentlihen Ausgaben noch nicht 800 Millionen, in den 14 erften 
Jahren Ludwig XIV. (Mazarin) dagegen 959 und 1150 Millionen, während der 22jührigen 
Verwaltung E's 300 und 370 Millionen, und das Deficit wurde durch den Ueberſchuß des or: 
dentlichen Budgets mehr ald aufgewogen. Nach C.'s Tode nahm der Unfug ſchnell wieder überband 
und Desmarets, der fette Finanzminiſter Ludwig XIV., konnte troß aller Gefchiclichfeit den Ban- 
ferott nur durch eine Vermehrung der Schuld um 200 Millionen abwenden. Die auferordent: 
lihen Einnahmen beftanden außer in Anleihen vorzugsweile im Ertrag verfaufter Privilegien, 
Aemter, Adelstitel, Gewerbögerechtigkeiten ıc. 
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die gute Folge hatte, diefen zur genauen Beihäftigung mit dem Finanzweſen zu 
veranlaffen und feinen verſchwenderiſchen Neigungen eine gewiſſe moralifhe Örenze 
zu ziehen. 

Durch vie Gefammtheit viefer Mafregeln gelang es C. das Gleichgewicht 
zwifhen Einnahmen und Ausgaben herzuftellen — in ven 11 Jahren bis 1672 
überftiegen die Ausgaben die Einnahmen um nicht volle 900,000 Livres — und 
dabei doch den nicht geringen Anforverungen Ludwig XKIV., der faft in allen 
Ausgabezweigen VBermehrungen einführte, Genüge zu leiften. Die früher oft zwei 
Jahre rüdftändigen Gehalte konnten nun regelmäßig bezahlt werben; es wurden 
die Mittel gewonnen, großartige Bauten vorzunehmen, Künfte und Wiffenfchaften 
zu unterftügen, die Flotte zu vermehren, ja jelbft einen Play wie Dünkirchen 
den Engländern abzufaufen. Sucht man nad dem Grundgedanken biefer Finanz: 
politif, die fi fo glänzend bewährte, jo tritt nächſt dem Beftreben, vie ftrengfte 
Ordnung in den gejammten Staatshaushalt zu bringen und jeden unnügen Ver— 
waltungsaufwand abzufchneiden, vorzüglich die Abficht hervor, das Abgabenweſen 
zu centralifiren und bie beftehende Ungleichheit ver Belaftung möglichft auszugleichen. 
Das Erftere gelang ihm zum größten Theil durch die Erridtung von Gentral« 
finanzbehörben, den fogenannten großen unp Heinen Direktionen. Schwieriger war 
das behlere: bier mußte fi) E. mit der Bejeitigung ver ftörendften Anomalien be= 
gnügen. Seine entſchiedene Vorliebe für die indireften Steuern fteht hiermit im 
innigften Zufammenbang, denn bei viefen konnte fi der bei den direkten Steuern 
fo weit getriebene Mifbraud der Eremtionen doch nur in geringem Maße gel- 
tend machen, Aber auch an die Ausgleihung der direkten Steuern wagte er fi; 
er fing an in den Ländern ber Örundfteuer, d. h. in denjenigen Provinzen, wo bie 
Taille nah Mafigabe der Größe ver Befigungen erhoben wurde, ein Katafter ent- 
werfen zu laffen und fegte eine Kommiffion zur gleihmäßigen Vertheilung dieſer 
Abgabe ein. Später follte die Yegtere über ganz Frankreich ausgedehnt werden, 
wodurch namentlih die Privilegien ver beiden erften Stände beſchränkt worden 
wären. Freilich blieb es beim Vorſatz, aber wer mag fagen, was Frankreich er- 
fpart worben mwäre, wenn berjelbe hätte durchgeführt werden fünnen ! 

Ein anderer Grundzug der C.'ſchen Finanzpolitif, auf den ſich auch jener 
erfte zum guten Theil mit zurüdführen läßt, ift die Einſicht, daß fich reiche Staats— 
einnahmen nur auf Grund eines blühenden Volkswohlſtandes erhalten laſſen. 
Dies gab feinen Mafregeln einen Zufammenhang und eine gewiſſe ſyſtematiſche 
Abrundung, während bis dahin die Kunft der Finanzmänner lediglih darin zu 
beftehen ſchien, nur möglichſt viel vem Volke auszuprefjen. Hieraus gieng fein Be- 
mühen, die Ausgaben den Ginnahmen anzupaffen und fein Wiperftreben gegen 
alle unprobuftiven und Yurus-Ausgaben hervor, während er für probuftive Zwede 
immer Geld zur Hand hatte. Mit welcher Schlauheit er durch die monatlichen 
Borlagen der Einnahmen und Ausgaben an den König dieſen ſich jelbft zur Beſchrän— 
fung mahnen ließ, ift ſchon berührt, aber er ſprach ſich auch jelbft offen darüber aus. 
Für Polen, fagte er einmal zu Ludwig, fei er bereit Millionen zu ſchaffen und zu vie- 
jem Zwede wenn es fein müſſe, felbft jein Yeben lang zu Fuße zu gehen, aber eine 
unnöthige Ausgabe von 1000 Thalern für ein Gaftmahl made ihm unfäglichen 
Schmerz. Allerdings gieng dieſe feine Abneigung gegen unnüge und ſchädliche Aus: 

aben nicht jo weit, daß er ihr feine Stellung zum Opfer gebracht hätte, als vom 
ahre 1672 ab die kriegerifhen Unternehmungen, in die fih Yubwig XIV. eingelaffen 
batte, diejen die Gelvanforderungen an feinen Minijter jo fteigern ließen, daß zu 
deren Befriedigung die bisher befolgten finanziellen Grundfäge nothwendig auf- 
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gegeben werden mußten. Der trügeriſche Troſt, der zu allen Zeiten für Miniſter 
ſo viel Verlockendes gehabt hat, das Uebel, das man nicht mehr verhindern kann, 
wenigſtens auf das geringſte Maß beſchränken und keinem ſchlechtern Manne das 
Feld räumen zu wollen, hielt auch C. an ſeinem Poſten; allein die Freudigkeit 
war von ihm gewichen; er, der ſich ſonſt vor Vergnügen die Hände rieb, wenn 
es an die Arbeit gieng, war jetzt ſtumm und mürriſch bei derſelben. Zur Beſchaf— 
fung der für den Krieg erforderlichen außerordentlichen Mittel boten ſich zwei 
Wege dar: Kontrahirung von Anleihen und Auflegung neuer Steuern. C. wider— 
fegte fid) mit allen Kräften der erſtern; die in Frankreich mit diefem Mittel ge- 
machten traurigen Erfahrungen und die Leichtigkeit des Mißbrauchs deſſelben, be- 
fonders bei dem Charakter des Königs, erjchredten ihn. Lieber entſchloß er ſich zu 
andern Mafregeln, fo vrüdend fie auch auf dem Wolfe lafteten und fo fehr fie 
wenigftens zum Theil den bisher befolgten Grundfägen widerſprachen. Es wurden 
neue Aemter gejhaffen und der Preis fchon beftehenver erhöht; neue Gewerbs— 
privilegien und Steuerfreibeiten wurden verfauft, eine Menge Eleinerer Domänen 
jowie die in Paris dem Könige gehörigen Verkaufsläden verpfändet und veräußert, eine 
Stempelfteuer auf Papier und zinnenes Geſchirr, fowie das Tabalsmonopol ein- 
geführt u. ſ. w. Gleichwohl reichten alle dieſe Maßregeln nicht aus und C. mußte 
ſich doch noch zu Anleihen entjchliegen. Nah Abſchluß des Friedens aber bemühte 
er ſich aufs Kräftigite, die finanzen wieder auf den alten Stand zuridzubringen. 
Theil durch neue Anleihen, die er nun wohlfeiler erhielt und mit denen er die 
zu läftigen Bedingungen aufgenommenen tilgte, theils durch Erfparniffe brachte er 
es dahin, daß zur Zeit feines Todes die verpfändeten Güter meift wieder einge- 
löft, die neugefhaffenen unnöthigen Aemter durch Rüdzahlung der Kaufgelver be= 
jeitigt waren, die jhwebende Schuld nur nod 34 Millionen betrug, die fonfoli- 
dirte Schuld wie vor dem Kriege nod aus 8 Millionen Renten (= 160 Mil- 
lionen Kapital) beftand, und die jährlihen Ausgaben, die bis 1682 bis auf 200 
Millionen geftiegen waren, auf 115 Millionen herabgefett werben konnten. Se 
hatte er in einem Zeitraum von 5 Jahren die Finanzen wieder auf einen voll- 
ftändig beruhigenden Zuftand zurüdgeführt und damit feine Laufbahn zu einem 
würdigen Abſchluß gebracht 5), 

Nicht minder ausgebreitet als C.'s Thätigkeit für das Finanzwefen, aber von 
zweifelhafterer Verdienſtlichkeit in ihren Erfolgen, war die mit jener Hand in 
Hand gehende, welche er auf dem Gebiete der Volkswirthſchaftspolitik ent- 
widelte. Der maßgebende Einfluß, den er in dieſer Richtung auf fein Land und 
feine Zeit ausübte, ift dadurch anerfannt worben, daß man häufig die merkantiliſtiſche 
Auffaffungsweife der Volkswirthſchaft, die ven Wohlftand der Völker nad) ihrem 
Reihthum an edlen Metallen und folgeweife nad der fogenannten grünftigen Ge- 
ftaltung ihrer Handelsbilanz bemißt und deren praftifche Konſequenz in einer der 
Manufakturinduftrie und dem auswärtigen Handel zuerfannten übermäßigen Be— 
deutung, in priviligirtert Handelsgeſellſchaften und Differentialzöllen, in zunftmäßiger 
Abſchließung und ftrenger Reglementirung der Gewerbe, in Verboten und hoben 
Zöllen für die Ausfuhr von Rohſtoffen, Getreide und Evelmetallen, für bie 
Einfuhr von Fabrilaten beftehen, als Colbertismus bezeichnet hat. Hiergegen läßt 


5) Die fpätere ungeheure Zerrüttung der franzöftichen Finanzen gründet ſich auf die großen 
Koften, welche die Vefolgung der nad C.'s Tode unter Louvoi's Einfluß immer ungeftörter fich 
geltendmachenden kriegeriſchen Politik erbeifcht. Als Ludwig XIV. 1715 flarb, war die fonfolie 
dirte Schuld bereits auf 2000 Millionen geftiegen. 
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ſich zwar mit Recht einwenven, daß dieſe Auffaffungsweife ſchon vor C. eriftirte 
und daß gerade ihm, dem eminent praktiſchen Gefhäftsmanne nichts ferner lag, 
als die Anerkennung der vollen Konfequenzen und äufferften Subtilitäten des Sy- 
ftems; allein andrerfeits muß zugegeben werben, daß er im Großen und Ganzen 
dieſe Anfchauungen theilte und daß er infofern als deren Hauptvertreter angefehen 
werben faun, ald Niemand in dem Grave wie er durch eine Reihe der eingrei- 
fendften Mafregeln fie zur praftifhen Geltung gebracht hat. 

Berfolgen wir die Thätigkeit C.'s auf dieſem Gebiete etwas ins Einzelne, 
jo finden wir ihn zuvörberft darauf bedacht, fidh über alle Produftion und Ber- 
kehr betreffende DVerhältniffe genaue und fortlaufende Kenntnig zu verfchaffen. 
Die in die Provinzen gejhidten Intendanten empfingen von ihm detaillirte In— 
firuftionen, in denen ihnen eine genaue Kartirung der Provinzen und eingehende 
Berichte über deren kirchliche, gerichtliche, finanzielle und wirthichaftliche Berhältniffe 
aufgetragen wurben, wozu fie fi der Beihülfe der intelligenteften Köpfe im Yande 
bedienen jollten. Er ftellte die von Heinrih IV. gegründete, aber ſeitdem wieder 
eingefchlafene Hanbelsfammer wieder her, befreite fie dadurch, daß er ihre Mit- 
gliever aus einer Lifte von den Städten vorgefchlagener Kandidaten auswählte, 
von ihrem bureaufratifchen Charakter und ergänzte ihre Thätigfeit noch durch drei 
in ähnlicher Weife zufammengefegte Provinzialfollegien unter dem Vorfig von 
Requetenmeiftern. Indem er das Konfulatswejen neu organifirte, die Konfuiate 
bejjer vertheilte, die Konfuln zu Beamten machte, ihnen Geſchäfte auf eigene Rech— 
nung unterfagte, fie zur dauernden Refidenz am Site ihres Amtes nöthigte und 
fo eine wirkſame DBertretung ver fommerciellen Interefjen der franzöfiichen Unter 
thanen im Auslande ficherte, legte er dieſen Beamten zugleich die Pflicht regel- 
mäßiger Berichterftattung auf. Ebenfo mies er aud die Gefandten an, auf Alles, 
was den franzöfiichen Bertehr intereffirte, genau Obacht zu haben und darüber 
zu berichten. An dieſe Mafßregeln der Erfundigung ſchloſſen fih nun im ausge- 
dehnteften Maße ſolche ver unmittelbaren Fürforge. Zur Belebung des Handels 
diente die Herabjegung, bezüglih Aufhebung der innern Zölle, Weggelver und 
ähnlicher Abgaben 6), die Vereinigung der verfchiedenen beim Ueberſchreiten ver 
Grenze erhobenen Gefälle in einen einzigen Ein- und Ausfuhrzoll unter Feitftel- 
fung eines die Willtür der Erhebungsbeamten wefentlih bejchränfenden Tarif, 
die Freigebung des Zranfits, die Projeftirung und Erbauung von Kunftjtraßen, 
Häfen, Kanälen (namentlich des Kanald von Languedoc durch den genialen Ric 
quet) und bie Korrektion der Flußbetten, vie Erhebung von Marjeille und Dünz- 
firhen zu Freihäfen, die Errihtung von zolfreien Niederlagen und die Gewäh- 
rung von Rüdzöllen in ven übrigen Hafenftäpten, die Aufhebung des droit 
d’aubaine in Marjeille, die Bildung von Seeafjeturranztompagnien, tie Erflä- 
rung, daß der Seehanvel mit dem Adel verträglich fei die und Anderes mehr. Ganz 
befonders aber iſt hier Regelung des Handelsrechts durch die für ihre Zeit Epoche 
machende ordonnance du commerce zu gedenken (1673). Die Umgeftaltung des 
Konfulatswejens ift bereits erwähnt. Der Seeräuberei wurde mit Kraft geftenert. 
Biel Mühe gab fih E. um den Abſchluß von Hanvelsverträgen. Zu dieſem Be- 

6) Zu einem einzigen Zollgebiet wurden die zwölf Provinzen vereinigt, welche das Gebiet 
der jogenannten cinq grosses fermes bildeten. Die übrigen Provinzen wurden tbeil® als pro- 
vinces &irangöres theils ald pays &trangers behandelt. Die erften behielten ihre Provinzialzölle 
bei, waren aber von den allgemeinen Sandesgrenzen mit umſchloſſen; die letztern fagen auſſerhalb 


derjelben und waren daher durch diefe im auswärtigen Verkehr nicht gebemmt ; es gehörten dazu 
namentlich die neuerworbenen Gebietstheile und Die hauptſächlichſten Handelshäfen. 
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hufe fnüpfte er mit Dänemark, Schweren, Portugal, England und Rußland Ver: 
bandlungen an, in denen er gegenfeitige Hanbelsfreiheit als Grundlage anbot. 
Ein Ziel, nad weldem er mit befonderer Energie hinftrebte, war die Hebung der 
franzöſiſchen Schifffahrt. Er jegte Prämien aus für Erbauung und Erhaltung 
großer Handelsſchiffe, für Seereifen mit franzöfiihen Schiffen und, franzöftfcher 
Bemannung nah den norvifchen Meeren und fir Ueberführung von Koloniften 
nad den amerikanischen Kolonieen und hielt troß aller Reklamationen und Repref- 
falien jtreng an der 1659 von Fouquet getroffenen Beftimmung feft, vie alle 
fremden Schiffe in franzöfifhen Häfen mit einer Abgabe von 50 Sons per Tonne 
belegte. Große Aufmerffamkeit wandte er dem Kolonialwejen zu. Er wiberrief 
die Konceffionen ter bisherigen Hanvelsgejellichaften, kaufte die ameritanifchen 
Infeln, die in die Hände einzelner, fie zu balten umfähiger Privaten‘ gefallen 
waren, zurüd und bildete unter nicht geringen Schwierigfeiten eine Anzahl nener 
großer Kompagnien, namentlich für Oft: und Weftindien, bei deren Konftituwirung 
er der Regierung den erforderlichen Einfluß dauernd zu bewahren befonvers bedacht 
war, Diejelben giengen zwar jpäter in Folge der Kriege wieder ein; jo lange 
fie beftanven, trugen fie aber wejentlid zum Flor der Kolonieen bei. Die Befig- 
nahme von Cayenne, Yuifiana, Madagascar, und die Gründung von Quebec fallen 
in diefe Zeit. Mit England warb wegen bes Berfaufs von Jamaica unterhandelt, 
Portugal wegen Abtretung eines Theils feiner oſtindiſchen Befigungen fondirt. 
Die Entwidiung der Induftrie glaubte €. durch Schugmaßregeln gegen 
die auswärtige Konkurrenz fördern zu müſſen. Der Ausprud dieſer Ueber- 
zeugung ift ver Tarif von 1664 und ver noch jhärfere von 1667, auf welchen 
€. auch noch jpäter, als die Holländer und Engländer bereits feine Abſchaffung 
erzwungen hatten (1678), am liebften zurüdgelommen wäre Wohl waren unter 
dem Uebergewicht einzelner Privatintereffen ſchon früher mande Prohibitivbeftim- 
mungen ins Leben getreten, allein C. war verjenige, welcher die Protektion zuerft 
geradezu zum leitenden Princip der Gefeßgebung erhob. Zugleich bemühte er ſich 
unausgejegt um die Gewinnung neuer Märkte für den Abjag der franzöfifchen In— 
duftrieprodufte ins Ausland, während er die Probuftionsfoften vurh Ausfuhr 
verbote von Robftoffen zu vermindern ſuchte. Um die auswärtigen Gewerbszweige 
in Frankreich heimiſch zu machen, wurden fremde Arbeiter ins Land gezogen — 
aus Italien für die Fabrikation von Spigen und Spiegeln, aus Deutſchland 
Weißbledarbeiter, aus Schweden Theerbereiter und Bergleute — Gewerbsgeheim- 
niffe fuchte man ſich gegen Geld oder mit Lift anzueignen und ed wurden eigene 
Inſpektoren eingejegt, um Unleitung zu geben umd die neuen Berfahrungs- 
weifen zu verbreiten; Gewerbsunternehmern wurden Monopole und Privilegien, Prä- 
mien, Zuſchüſſe und unentgeltliche Borfhüffe gewährt, Die Regierung felbft grünvete 
eine Anzahl großer Unternehmungen, Damit es der Induftrie nit an wohlfeilem und 
binreihenvdem Kapital fehle, wurde ver gejegiidhe Zinsfuß herabgefett (von 59/g 
auf 5 %/), die Zahl und ver Kaufpreis ber Nichterftellen, in denen damals ein 
ungebeures, auf mebr als 450 Millionen gejhägtes Kapital ftedte, vermindert. 
Auf diefe Weife entfaltete ſich denn die frauzöfifche Induftrie zu einer ftaunens- 
werthen Blüthe. Aber wenn die Regierung auf der einen Seite der Fabrikation 
große Begünftigungen zuwandte, jo jchrieb fie ihr auf der andern aud bis ins 
Einzelnfte Ordnung und Regel vor und erzwang unerbittlich deren Beachtung. 
Allein die für die Gewebeinduſtrie erlaffenen Verordnungen füllen 3 Quartbände 
und in ähnlicher Weife waren alle übrigen Gewerbe bedacht; es wurde gemau 
beftimmt, was an jedem Orte gearbeitet werden follte, welche Werkzeuge man ges 
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brauchen burfte 2c.; zur Kontrole ver Manufafturen wurben befondere Infpektoren 
eingefegt ; gegen Diejenigen, welche gegen die Neglements gefehlt hatten, erfolgten 
harte Strafen; Waaren, die den Beitimmungen der Vorſchrift nicht eutiprachen, 
wurben mit dem Namen der Berfertiger und Unternehmer an Schanppfähle an— 
gefhlagen und konfiscirt. In den Handwerfen wurde die Erklufivität und Strenge 
des Zunftwefens immer mehr ausgebildet ; die noch nicht zunftmäßig abgeſchloſſenen 
mußten fih in SKorporationen vereinigen. Hiernach ift die Kehrfeite ver er- 
reichten Erfolge leicht zu erkennen. Der perfönlichen Freiheit wurde in jeder Weije 
Gewalt angethan und dadurch ein jelbftftänpiges Streben nad Berbefferungen ge- 
hemmt ; das Privilegienunwefen führte zu Schlendrian und den mannigfachiten 
Mißbräuchen, und unter dem Schuß der Zölle wurden auf Kojten der Konſu— 
menten eine Menge Gewerbsunternehmungen hervorgerufen, die man dann, weil 
fie den untürlihen volkswirthſchaftlichen Verhältniſſen nicht entſprachen, mit nam— 
haften Berluften doch wieder zu Grund gehen lafjen mußte. 

Die üblen Folgen dieſer Treibhanspflege der Induftrie fielen natürlich zu- 
nächſt auf die Landwirthſchaft. Zwar fuchte C. auch für fie möglichft zu forgen. 
Die Berbefferung und Vermehrung der Transportmittel fam ihr wefentlich zu 
Gute; ebenfo die Herabfegung der Salzpreife, die Verminderung und befjere Ber- 
tbeilung Taillen, jowie bie größere Nachſicht bei ihrer Erhebung; Hypotheken— 
bureaus murben gebildet zu Vornahme großartiger Entwäflerungen Gefellihaften 
gegründet, die Beräufferungen an die todte Hand beſchränkt u. ſ. w. Allein alles dieſes 
reichte doch nicht Hin, die Nachtheile, weldhe ver Yandwirtbichaft aus dem angenommes 
nen Syſteme erwuchen, auszugleichen. Abgefehen von ven Laften, welche unmittelbar 
in Folge des Privilegienwefens und des Zollihuges der Gewerbe auf fie fielen, führte 
der legtere zu Repreffalien des Auslandes, die ſich vorzugsweiſe gegen die franzöfifchen 
Weine und Branntweine richteten und in deren Ausfuhr eine bedeutende Abnahme 
bervorbradhten. Ganz befonders aber war es die fehlerhafte Getreidegefegebung, 
welche den Aderbau aufs empfinblichite drückte. Die Anficht, welche den Kornhandel 
verfolgt und in Komausfuhrverboten das wirkffamfte Mittel gegen Theurung er- 
blidt, war bei E. noch durchaus die herrſchende. Er behauptete daher für die Re- 
gterung das Recht, je nach dem Refultate der eingezogenen Ernteberichte die Ge— 
treideausfuhr zu unterfagen, mit mehr oder minder hohen Zöllen zu belegen oder 
ganz freizugeben. Die Folgen dieſer Politik liegen nicht auf fi warten. Bei ver 
durch diefelbe hervorgerufenen Unficherheit des Verkehrs mit Getreide fonnte ver 
Anbau nur noch auf den ergiebigften Ländereien gewagt werben, eine Menge 
Land wurde brach liegen gelafien und es fam dahin, daß eine Bevölkerung von 
20— 22 Millionen Einwohner, wie die des damaligen Franfreih war, ſich durch— 
Ihnittlich jedes dritte Jahr zum großen Theil, ftatt von Getreide, von Wurzeln, 
Kräutern und Baumrinde nähren mußte. 

An die wirthſchaftspolitiſche Thätigkeit C.'s ſchließt fich diejenige eng an, 
welde er auf dem Felde ver Polizei entwidelte. Hier erwähnen wir zunächft 
als auf der Grenze zwifchen beiden Gebieten liegend, feiner Mafregeln zur Ber: 
mehrung ver Bevölkerung. Auf Grund einer Anfhauungsweife, die in den Zeit- 
umftänden eine gewiſſe Berechtigung hatte, hielt er es für geboten, vie Ehen da— 
dur zu beförvern, daß er ben jungen Männern, vie fi) vor dem 21. Jahre 
verheiratheten, mehrjährige Abgabenfreiheit verſprach, und die Väter zahlreicher 
Familien je nad ihrem Stande durch Steuerbefreiung oder Gewährung von Pen- 
fionen belohnte. Für die Ordnung von Maß und Gewicht fuchte er dadurch 
zu forgen, daß er die vorzugsweife gebräuchlichen Gewichte und ihr gegenfeitiges 

Bluntfchli, Deutjches Staats-Wörterbud. 11. 38 
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Berhältnig nem feſtſtellen ließ. Auf dem Gebiete des Armenweſens gieng von ihm 
1662 die Anordnung aus, daß in allen Städten nah dem Vorgang von Paris 
Armen- und Krankenhäuſer errichtet werben follten. Unter feine Verwaltung fällt 
die Gründung von Korreftionshänfern fiir verwahrloste Anaben und für lieber- 
liche Franenzimmer, fowie die Eröffnung - des erften Findelbaufes (1670). Zur 
Reorganifation der Polizei fette er zuwörberft eine Kommiffion nieder, welde das 
Verordnungsrecht der Polizeibehörven vegelte und ven Lofalgerichten die Poligei- 
gerichtsbarkeit zuwies; dann übertrug er die oberfte Yeitung an einen einzigen 
verantwortlichen Beamten, ven Jieutenant general de police. In Paris jorgte er 
für Sicherheit, Neinlichfeit umd Beleuchtung der Strafen und drang auf Befei- 
tigung der den Berkehr ftörenden baulichen Einrichtungen. Die zu Aſylen miß- 
brauchten Orte, wie den Tempel und die Kommende von St. Iohann zum La- 
teran in Paris, mußte er der Wirffamfeit der Juſtiz wieder zugänglich zu machen, 
Andrerjeits fteuerte er den willfürliden polizeilichen Deportationen nah Amerika, 
führte eine beſſere Beauffichtigung der Gefängniffe ein und ftellte vie bei ihrer 
Verwaltung eingeriffenen Veruntreuungen ab. Das Züchtigungsrecht der Meifter 
und Unternehmer gegen ihre Arbeiter wurde beſchränkt, gegen ven Unfug, ven 
fogenannte Wallfahrer und Pilger, Zigeumer, Wahrfager und ähnliches Gelichter 
trieben, ſtrenge Verordnungen erlaſſen, gegen Bettler und Bagabunden ſcharf und 
ſummariſch eingefchritten. 

Einen hervorragenden Untheil nahm C. an Allem, was in jener Zeit für 
Kunft und Wiffenihaft geſchah; durch ihn feheinen der Sinn des Königs für 
diefe Dinge und für ven Glanz, den er damit um feine Regierung verbreiten 
fonnte, vorzugsweile angeregt, durch ihm temfelben immer neue Gedanken und 
Pläne zur würdigen Befrienigung diefer Neigung dargeboten worden zu jein. 
Unter der Oberleitung C.'s als Oberintendanten dev Bauwerke wurden die groß- 
artigen Bauwerke der Louvrekolonnade, von Berfailles, Fontainebleau, St. Ger- 
main, Marly ausgeführt, empfingen die Sternwarte, der Pflanzengarten und 
der Garten der Tuilerieen ihre Einrichtung. Er betrieb die Herbeiziehung fremder 
Künftler, die Ausfegung von JIahrgehalten für Gelehrte und ‚Schriftfteller des 
In- und Auslandes, die Gründung von Afademieen für Malerei, Skulptur, 
Architektur, Muſik, der Schule für orientaliihe Spradyen in Paris, der Maler- 
und Bildhauerfhule in Rom, von Kunftafademieen in verjchiedenen Provinzial: 
ſtädten, veranlafte und umnterftügte mwillenjchaftlihe Reifen, geographiiche und 
hydrographiſche Arbeiten, vief die Akademie der Infchriften ins Leben und entwarf 
den Plan zu der der Wiſſenſchaften, ftellte den wiſſenſchaftlichen Inftituten Auf- 
gaben und vegelte den Unterricht auf höhern Lehranftalten durch Studienregle- 
ments. 
Bon größter Bedeutung find ferner feine Mafregein zur verbefjernden Um- 
geftaltung der Rechtspflege. Im Mai 1665 gab er dem Könige eine Dent- 
ſchrift ein, in welder er Einheit des Nechts, des Maßes und Gewichts, Unter- 
prüdung der Käuflichfeit ver Aemter, Reorganifation ver Parlamente und anderer 
Behörden, Koftenlofigkeit der Juftiz, Verminderumg ter Zahl ver Richter umd 
Mönche, dagegen Ermunterung der wahrhaft nüßlichen Klaſſen, ver Kaufleute, 
Aderbauer, Gewerbtreibenden und Soldaten (!) verlangte. Dies hatte zur Folge, 
daß mit Umgehung der Mitglieder des Parlaments eine Kommiffion zur Revifion 
des Juftizwefens eingejeßt wurde, bie er durch feinen Ontel Püſſort leitete. Bor- 
fänfig wurde wenigftens die Zahl der Beamtenftellen und ihr Preis herabgefegt, 
die Abſchaffung der jogenannten Paulette, d. b. des Rechts der Yuftizbeamten, 
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durch Zahlung einer jährlichen Abgabe ſich die Erblichkeit ihrer Stellen zu ſichern, 
in Ausficht geftellt. Eine Reform in viefen Bunkten war allerbings dringend nöthig, 
betrug doch die Zahl der Juftiz= und Finanzbeamten nicht weniger als 45,786. 
Welches ungeheure Kapital die Verfäuflichkeit ihrer Stellen abforbirte, ift bereits 
berührt. Die nievergejegte Kommiffion wandte ſich zunächft dem Civilrecht zu und 
bereit8 in der erften Hälfte des Jahres 1667 konnte nad einer nochmaligen Be— 
rathung mit einer Depntation des Parlaments ihr Werk, der Code Louis, ein- 
regiftrirt werden, das — fpäter noch durch einige Nachträge ergänzt — nament- 
ih in Bezug auf Bereinfahung und größere Gleichmäßigkeit des Verfahrens große 
Berbeflerungen darbot. 1670 wurde das Werk der Rechtsgeſetzgebung durch vie 
Ordonnance criminelle, 1673 burd; die Ordonnanee du commerce weiter ge- 
führt, denen ſich 1685, nah C.'s Tod, aber großentheild durch ihm vorbereitet, 
der Code noir, das Geſetzbuch über die Berhältniffe ver Sklaven in den Kolo- 
nieen anſchloß, eine Legislatur, welche die Schwarzen freilich nod) ganz als Sache 
behandelte, aber fie doch vor der äußerſten Willführ ihrer Herren ſicher jtellte und 
die Sklaverei jelbft zu einer Art von Rechtsverhältniß erhob. Gleichzeitig war die 
Regierung nicht minder bedacht, die praftifche Anerkennung des Rechtes zu ver- 
wirklichen. In vielen Brovinzen, namentlich den entfernteren, herrſchte nod große 
Rechtsunficherheit. Um dem abzuhelfen, wurben in Glermont in Auvergue und an 
andern Orten von 1665 ab durch Deputationen des Barifer Parlaments jene 
berühmt gewordenen großen Tage gehalten, welche das Anfehen des Geſetzes, 
namentlich jeinen ariftofratiichen Verächtern gegenüber, vielfach mit blutiger Strenge 
wieberherftellten. In Douai und Belangen wurden nene Parlamente gegründet. 
Eine Orvonnanz von 1669 bejchränfte ven Gebrauch von Ausnahmsgerichten. 
Der Widerftand gegen die neue Gejeggebung wurde energifch gebrodhen, an ber 
Parifer Univerfität das Rechtsſtudium eingeführt und in Blüthe gebracht. 

Durchaus epochemachend iſt C.'s Berwaltung der Marine, die er im Jahre 
1669 übernahm. Durd eine Reihe ver wirkfanften Organifationsmaßregeln, bie 
wir nicht im Einzelnen verfolgen können, hob €. vie franzöftiihe Seemacht zu 
einer früher faum für möglich gehaltenen Höhe. Statt der 30 Kriegsichiffe, vie 
er übernommen, ließ er bei feinem Tode 176 auf dem Waſſer und 100 andere 
noch im Bau begriffene zurüd. Die Bemannung, Ausrüftung, Verproviantirung 
war auf's Befte georbnet, 160,000 Matrofen waren zum Seedienft eingefchrieben, 
die Küften durch einen organifirten Wachtbienft geſchützt, die Häfen vermehrt, ver- 
beſſert, erweitert und durch 7623 Stüd Geſchütz vertheibigt. In den dort errich- 
teten Arjenalen und Magazinen war ein ungeheures Material an Waffen und 
Borräthen anfgehäuft. Die Verwaltung, umgeftaltet, unter wirffame Kontrole ge 
ftellt, centralifirt, folgte überall den Impulfen des jouveränen Willens. Die See- 
truppen, bisciplinirt, in ihrer Organifation durd Errichtung von Specialwaffen 
veiher gegliedert, unter fachkundige Führer geftellt, durch regelmäßige Uebungen 
in fteter Dienftfertigkeit gehalten, wetteiferten mit dem Lanpheere in Vertretung 
ver nationalen Waffenehre. 

Ein Maun, ver in allen Zweigen ber Berwaltung eine folde ſchöpferiſche 
Thätigfeit entfaltete, wie C., konnte natürlich auch auf dem eigentlich politi- 
ſchen Felde nicht ohne Einfluß bleiben. Hier erfcheint er als der entjchiebenfte 
Anhänger des abfoluten Königthums, das meben fich feine felbftftändige Macht 
anerkennt, in dem fi die ganze nationale Macht foncentrirt, von dem die Orb: 
nung aller öffentlichen Dinge auszugehen hat und das alle Hinderniffe, welche ſich 
ver Verwirklichung feines Willens entgegenjegen, zu Boden wirft. 
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Bon einer Beichränfung der weltlichen Gewalt durch die Kirche und von 
einer unbebingten Selbftftändigfeit der legteren wollte C. nichts wiſſen. Bei den 
Berfügungen, durch welche Lubwig XIV. in die kirchliche Disciplin eingriff, vie 
Gründung von Klöftern ohne königliche Erlaubniß verbot, auf Einhaltung ver 
alten Klofterregeln drang, die Refidenz der Pfarrer in ihren Gemeinden forberte ꝛc., 
wird man C.'s Anregung und thätige Mitwirkung anzunehmen haben. Die Klöfter 
galten ihm als Site eines gemeinſchädlichen Müßiggangs; er hätte gern die Ab- 
legung der klöſterlichen Gelübve auf tas 25. Lebensjahr für die Mönde, das 
20ſte für die Nonnen hinausgeihoben und das Recht der Klöfter zur Aufnahme 
von Penfionären beichränft, konnte aber damit dem Wiverftande des Klerus, 
namentlich der Jefuiten gegenüber nicht durchdringen. Dagegen fegte er troß allen 
Widerſpruchs wenigftens die Abihaffung von 17 Feiertagen durch. 

Der Selbitftändigfeit ver Municipalverwaltung war C. entſchieden Feind. 
Schon früher war die freiheit der Städte fehr beſchränkt worden; fie durften ohne 
föniglihe Genehmigung kein Oftroi, feine Steuer auflegen, Eigenthum over Rechte 
nicht veräußern; die Handelsſachen waren den ſtädtiſchen Gerichten entzogen und 
an Fönigliche Hanvelsgerichte überwiefen worden. C. fand eine PVeranlaffung zu 
neuen Beſchränkungen darin, daß troß jener Vorſichtsmaßregeln die Gemeinve- 
finanzen in die äußerſte Zerrüttung gebracht worden waren. Die Gemeinden hatten 
nämlich fortwährend Schulven gemacht, dann ohne Erlaubnig Steuern auferlegt; 
wenn hierauf Kommiffäre zur Unterfucdung abgefhidt worden waren, dieſe be- 
ftochen und fi fo immer neue Laften zugezogen. C. ließ num in einem großen 
Theil des Landes, befonders den pays d'états, den Schulvenbeftand ver Städte, 
Diöcefen, Gemeinden aufnehmen und vie Ausgabebudgets unter Abſchaffung ver 
eingejhlihenen Mißbräuche reguliven. Ebenſo erſtreckte fi die Unterfuhung auf 
das Aftivvermögen, die anhängigen Procefje zc., und die Entſcheidung der Kom— 
miffionen war envgültig; zu Anleihen wurde von da ab die königliche Genehmi- 
gung verlangt. 1667 folgte ein Edikt, um den Stäbten ven Rückkauf ver feit 
1620 veräußerten Güter zu erleichtern. Die damaligen Eigenthümer ver letztern 
mußten biefelben gegen eine durch ein Schiedsgericht beftimmte Kauffumme zurüd- 
geben. Alle ftäptifhen Einwohner mit Einſchluß der Privilegirten mußten nad 
Mafgabe ihres Vermögens zum Rüdfaufe beitragen; Niemand konnte am Genuſſe 
der Gemeindegüter Theil nehmen, der feinen Beitrag nicht bezahlt hatte. Kein 
Edelmann durfte fi auf Anſprüche berufen, die nicht mindeftens 30 Jahre alt 
waren; der König entfagte ven feinigen; am ben Gemeindegütern konnte ferner 
fein Pfandrecht geltend gemacht werden. 1669 mußten die Städte den Provinzial 
intendanten ihre Einnahme und Ausgabebudgets der legten 10 Jahre mit Bele- 
gen vorlegen, und 1683 wurde beftimmt, daß die Budgets im Voraus zwiſchen 
abgeorbneten Kommiffären und dem Intendanten vereinbart werben ſollten. Ueber- 
ftiegen fie eine gewifje Summe, fo waren fie dem königlichen Konfeil zur Ent- 
ſcheidung vorzulegen. Die Städte follten endlich über ihre Einnahmen Rechenſchaft 
ablegen und Anleihen nur bei Unzulänglichfeit dieſer in beftimmten, genau nor- 
mirten Fällen, in feftgefegten Yormen und unter Nachweis der Tilgungsmittel 
gegen die Intendanten machen bürfen. 

Und ebenfo wie bier, war C. überall ver eifrigfte Diener Ludwigs XIV., 
wo es fih im Junern darum handelte, die Unbeichränttheit des königlichen Willens 
zur Geltung zu bringen. Mit nie ermüdender Konſequenz, Mittel bald der Güte, 
bald der Gewalt brauchend, nicht eben ffrupulds in deren Wahl, aber faft immer 
diejenigen ergreifend, die am wirffamften zum Ziele führten, trat er Allem ent: 
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gegen, was er als Anmaßungen der Parlamente, des Adels, ver Provinzial: 
gouverneure betrachtete. Der Gefchäftstreis der lettern ging faft ganz an bie 
Intendanten über, deren Abhängigkeit er ſich durch häufige Verfegungen ſicherte. 
Die Provinzialftände, wo ſolche noch beftanden, brachte er durch Erilirung ber: 
jenigen Mitglieder, die ſich widerſpenſtig zeigten, und ähnliche Mittel zur Unter: 
würfigkeit. 

Von geringerer Bedeutung war C.'s Einfluß auf die auswärtige Politik. 
Im Intereſſe der von ihm unternommenen innern Reformen mußte ſeine Richtung 
eine friedliche ſein. Allein dem entſchiedenen Willen des Königs gegenüber ſcheint 
er nicht den Muth gehabt zu haben, ſie jemals energiſch zur Geltung zu bringen, 
ja zum Kriege mit Holland, das ihn durch die gegen ſeine Zollerhöhungen er— 
griffenen Repreſſalien gereizt hatte, ſoll er ſelbſt mit angetrieben haben. Die Fol— 
gen dieſes Verhaltens ſind ſchwer auf ihn zurückgefallen. — 

Verſuchen wir, aus dem Ueberblicke über ſeine Thätigkeit und den Schilde— 
rungen der Zeitgenoſſen ein Bild ſeiner Perſönlichkeit zu gewinnen, ſo iſt der 
Haupteindruck, den wir empfangen, der eines Mannes aus Einem Guſſe, der 
ohne Sinn für Vergnügungen und weltliche Eitelkeit, immer auf das Reelle ge— 
richtet, von jenem ſoliden Ehrgeize, welcher die perſönliche und augenblickliche 
Anerkennung gern dem dauernden Erfolge opfert, beſeelt, nur den Pflichten ſeines 
Amtes lebt, deren Erfüllung ihm Luſt iſt und zu denen er eine unerſchöpflich 
ſcheinende Spannkraft der geiſtigen und körperlichen Kräfte mitbringt. Keinen Tag 
joll er unter 16 Stunden gearbeitet haben. Gegen Bittfteller kalt und verfchloffen, 
ließ er keinerlei perfönliche Einflüffe auf fich einwirken. Großen Entſchlüſſen und 
gewagten Unternehmungen abgeneigt, verfolgte er lieber fchrittweife fein weitge- 
ftedtes Ziel, ven Fuß nicht weiter vorſetzend, als er fihern Boden fah, aber 
dann von unbengfamer Entjchloffenheit, ven geraden Weg vorziehend, aber auch 
den krummen nicht verjchmähend, wenn er zum Ziele führte, Jeder innere Zwie- 
fpalt war ihm fremd; nur Gin Gedanke befeelte ihn: die Größe Frankreichs her- 
beizuführen durch die Verwirklichung des unumfchränften Königthums; von einer 
Nothwendigkeit, Garantieen gegen den Mißbrauch der föniglichen Gewalt zu 
ihaffen, von der Möglichkeit einer Entwidelung der nationalen Macht durch 
Selbftverwaltung des Volks in organifhen Gliederungen, ging ihm auch ſelbſt 
die Ahnung ab. In dieſer Ginfeitigkeit beruht das Geheimniß feiner Größe wie 
feiner Schwächen. Sie befähigte ihn, die verfchievenen, bisher ohne inneren Zu— 
ſammenhang untereinander gebliebenen Berwaltungszweige als Theile eines zu- 
fammengehörigen Ganzen aufzufaffen und nad einem leitenden Principe zu einem 
einheitlichen Spfteme umzugeftalten; fie gab ihm dem Könige gegenüber jene 
Gefchmeidigkeit, durch welde er die Mittel zur Durchführung feiner wichtigften 
Pläne gewann, indem er Ludwig vie erfte Anregung derſelben zufhob und den 
ganzen Glanz ihres Erfolgs auf ihn leitete, ihr verdankte er großentheils ven 
fihern Scarfblid und die Freiheit von Vorurtheilen, mit weldhen er für vie 
Zwede ves öffentlihen Dienftes die richtigen Männer herauszufinden und fie fic), 
während er fie in ftrenger Suborbination hielt, doch in perfönlicher Anhänglich- 
feit zu verbinden verftand. Aber dieſe jelbe Einfeitigfeit vwerleitete ihn auch, um 
fih in Stellung und Gunft zu erhalten, feine Anfihten und Grundſätze vielfach 
ber königlichen Willführ zum Opfer zu bringen, fich felbft zum Bertrauten und 
Handlanger fultanifcher Gelüfte herzugeben und nicht nur, wo er im Dienfte oder 
Interefie des Königs auftrat, fondern auch da, wo ihn nur Privatintereffen lei 
teten, die Grenzen des Rechts nicht felten zu mißachten. Mit diefer eimfeitigen 
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Richtung des Charakters ftcht aud vie Rechtlichkeit und Unbeftechlichkeit in Ber- 
bindung, die man ihm nahrühmen muß. Wohl ließ er ſich vom Könige eine 
Menge von Stellen ſchenken, deren Verkauf ihm Millionen einbrachte, wohl hielt 
er es nicht unter feiner Wiürbe, von den Provinzialftänden große Geldgeſchenke 
anzunehmen, wohl hinterließ er, ver güterlos in den Öffentlichen Dienft Getreteme, 
ein Vermögen von 10 Millionen, wohl brachte er eine ganze Reihe von Söhnen, 
Brüdern und Bettern in vie höchſten kirchlichen Würden, die vornehmften Stellen 
des Civil- und Militärvienftes; allein bei alledem muß man nicht nur den Maf- 
ftab und die Anfichten der Zeit in Betracht ziehen, nicht nur die Nothwendigkeit 
berüdfichtigen, in der er ſich befand, feine Stellung durch Reihthum und Anhang 
zu kräftigen, fondern es ift namentlich auch hervorzuheben, daß ſich kein Fall nach— 
weifen läßt, wo er entfchieven Unfähige emporgehoben und den Dienft und das 
Intereffe des Königs aus perfünlichen Rückſichten vergeffen oder geopfert hätte. 
Als er ftarb, konnte er dem Könige einen Nachweis überliefern laffen, worin er 
den rechtlichen Erwerb feines gefammten Vermögens darlegte, und der König fand 
ſich nicht veranlaßt, den Erben die Hinterlaffenfchaft irgendwie zu ſchmälern. 
Seit mit dem Kriege gegen Holland 1672 vie Kriegspolitit im Rathe Lud— 
wigs XIV. die Oberhand gewonnen hatte, lagerte fih ein Schatten über das 
Leben C.'s. Der Einfluß der Familie Le Tellier, namentlih Louvois', drängte 
den feinigen immer mehr zurüd; im einzelnen Momenten jcheint es nahe am jei- 
ner Entlaffung gewefen zu fein. Nur dadurch, daß er immer wieder Geld fhaffte, 
konnte er fich halten. Um welchen Preis er vies that, wie er ſich entſchließen mußte, 
das faft vollendete Werk der finanziellen Reform großentheild wieder einzureißen, 
ſchädliche Steuern nen einzuführen, den verderblichen Weg der Anleihen von Neuem 
zu betreten, ift oben gezeigt worbden. Daß es ihm ſchwer zu Herzen ging, lommte 
auch der ſonſt fo verichloffene Mann der Beobachtung feiner Umgebungen wicht 
verbergen. Auch feine Geſundheit erfcheint von da an untergraben. Die neuen 
drüdenden Steuern, in Folge deren es in mehreren Provinzen zu erniten, nur 
mit Anwendung der äußerſten Strenge unterbrüdten Aufſtänden fam, machten ihn 
beim Bolfe verhaft. Das mochte ihn wenig rühren, denn er gab nichts auf Bei- 
fall und Gunft ver Menge. Defto empfinvlicher war er für das immer jchroffer 
ſich geftaltende Mifverhältnig zu Youvois und deſſen Anhang, befonverd aber 
dafür, daß der König, dem die Zänfereien in feinem Minifterrathe zuwider waren, 
der die finanziellen Bedenklichkeiten C.'s läftig empfand und gegen ven er hin und 
wieder den Ton fchmeichlerifcher Unterwärfigkeit, welchen Ludwig von feinen Mini- 
ftern verlangte, vergeflen haben modte, fi mehr und mehr auf die Seite ver 
Gegner ftellte. Der Aerger über einen ſcharfen Verweis, welden ihm ver König 
bei Gelegenheit der Ausgaben für den Verſailler Schloßbau ertheilte und in dem 
er ihm Louvois geradezu als Mufter aufgeftellt haben fol, bradıte im Spätjom- 
mer 1683 ein bösartiges Fieber zum Ausbrud, das ihn, durch die Verbindung 
mit einem Steinleiven noch verfhlimmert, raſch dem Tode zuführte, Der König 
fandte ihm furz vor feinem Hinſcheiden noch einen Brief. Er weigerte fi, ibn 
zu lefen; wenigftens jest jolle ihm ver König in Ruhe lafjen. Wenn ich für Gott 
jo viel gethan hätte, wie für diefen Mann, foll er noch zulegt gefagt haben, fo 
wäre ich zweimal gerettet, und nun weiß ich nicht, was aus mir werben wird. — 
Am 6. . September ftarb er. Sein Tod war ihm felbft, wie es heißt, erwünfcht; 
dem Könige und feinen Miniftern mochte er wie die Befreiung von einer Laft 
erjcheinen; unverholen gab die Bevölkerung ihre Freude über denſelben und ihren 
Haß gegen den Berftorbenen zu erkennen. Noch während feiner Krankheit und 
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unmittelbar nach feinem Hinſcheiden gab ſich vie öffentlihe Stimmung in einer 
Fluth von ſchmähenden Neven, Liedern, Anfchlägen und Pamphleten fund. Die 
Grbitterung war fo groß, daß man die Leiche nur bei Naht und unter bewaff- 
neter Bedeckung nad der für vie Beifegung beftimmten Kirhengruft zu bringen 
wagte. Und doch war C.'s Top — man follte ed nur zu bald wahrnehmen — 
wie für Frankreich, jo ganz bejonders für die Maſſe des franzöfiihen Volls ein 
ſchwerer, ein unerjeglicher Berluft, und gerade in dieſem Augenblide mehr als 
in jebem andern, 

„Ein Menfchenleben vol Größe, Ernft und Schidjal, fo faßt Ranke in 
ſeinem - meijterhaften Werke fein Urtheil über C. zufammen, eine für die Welt 
bedeutende, gleichſam angeborne Geiftesrihtung und Gabe, ihr Raum zu ver- 
ſchaffen; auf ven erften Stationen des Dienftes Leitungen, die fidy fürberlich, 
unentbehrlich erweifen, und eine unerjchätterliche Ergebenbeit, vie ſich Vertrauen 
gewinnt: hierauf muthiges Vorgehen gegen ein Feind, der die höchfte Stelle be— 
fügt, jedoch einen verderblichen Weg eingejchlagen hat, bie es endlich gelingt den— 
jelben zu ftürzen; nunmehr die Gründung eines neuen Syftems, durchgreifende, 
rückſichtsloſe Reformen, nicht allein bedeutend für den Augenblid, ſondern für alle 
Jahrhunderte. Al: Anftrengungen, die man macht und Anvern zummthet, vie 
Gewaltſamkeiten, zu denen man fchreitet, werden durch die Ausfichten eines uni- 
verfalen Gedeihens, die jih daran fnüpfen, vie Wohlfahrt des Volfes und die 
Größe des Staates, gerechtfertigt, erträglid; bie dann aus dem Gegenfage zu 
ver Welt, in ven man tritt, nicht ohne eigenen Antheil, Verwidelungen hervor- 
gehen, welche ein ruhiges Verfolgen des vorgeftedten Ziele unmöglid machen ; 
in den Berlegenheiten des Augenblides fieht man fich faft zu dem Gegentheil von 
dem genöthigt, was man urſprünglich beabfichtigte; Niemand erkennt mehr vie 
Abfiht, vie große Idee: die Ordnung erfheint nur noch ald Gewalt und Eigen- 
macht, fie entrüftet die Menge, für die man forgen, verftimmt den Würften, 
deſſen Sache man führen wollte: am wenigften genügt man fidy ſelbſt — bis dann 
irgend ein Borfall, ver das Herz ergreift, die ſchon gebrochene Eriftenz vollends 
nieverwirft und das Loos der Sterblihen ſich an ihr erfüllt. Glücklich, wenn vie 
ergriffene Idee die Sympathieen der Nachwelt, eine Fiber ihres Lebens berührt; 
dann reinigt fi das Andenfen von ven Schladen des Momentes zur Anerfen- 
nung deffen, was das Weſen war; ver Name, mit der Idee zufammenfallent, 
erhebt ſich in ftolzer Einſamkeit aus der Nacht der Jahrhunderte.“ 

Literatur. Außer den bei Clement im Borworte angegebenen Schriften 
namentlich noch: Pierre ClEment, histoire de la vie et de l’administration de 
Colbert. Paris 1846. Derjelbe, le gouvernement de Louis XIV. 1848. 
Dareste de la Chavanne, histoire de l’administration en France et des 
progrds du pouvoir royal depuis je rögne de Philippe Auguste jusqu’& la mort 
de Louis XIV. Paris 1848. 2 vol. Ch@ruel, histoire de l’adıninistration 
monarchique en France depuis l’av&nement de Philippe Auguste jusqu’& la mort 
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Paris 1856. Werner: Seelig, de Colberti administratione ærarii, und Ranke, 
franzöſiſche Geſchichte, Bo. III. Als Quellenſchrift ift befonders die von Depping 
herausgegebene Correspondance administrative sous le rögne de Louis XIV zu 
beachten. Das jogenannte Testament politique de Colbert (1694) ift unädt. 
Der Verfaſſer ift ein gewilfer Sandras de Courtilz, von dem auch eine nur mit 
der größten Borficht zu gebvauchenne Vie de Colbert (Köln 1695) herrührt. 
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Der Cölibat (Ehelofigkeit), diejenige Ordnung der römifchen Kirche, welche 
dem Klerus verfelben vie Ehe durch ein abzulegenves Gelübde verbietet. Auch 
außerhalb der römifhen Kirche und ſchon in der vordriftlichen Zeit begegnet man 
hier und da Spuren eines folden Verſuches, die menſchliche Natur ſich durch fid) 
felbft beflegen zu laffen; wir müſſen uns aber an dieſem Orte darauf befchränfen, 
denfelben in der Form allein zu betrachten, in ber er eine wirklich gefchichtliche 
Bereutung und Geftaltung erlangt bat und noch für die Gegenwart von Wichtig: 
feit ift: und das ift eben der Cölibat der römischen Kirche, 

Das alte Teftament fennt das Gebot der Ehelofigkeit für das Priefterthum 
nicht; auch nicht das neue, obwohl bier Andeutungen im Allgemeinen vorlommen, 
daß es unter Umftänden gerathener fein könne, fein Weib zu nehmen (1. Kor, 7, 38). 
Und wohl nicht ohne Beziehung darauf hat fi in ven erften Zeiten des Ehriften- 
thums und der Kirhe die Meinung entwidelt, daß der Stand der Ehelofigfeit 
dem der Ehe vorzuziehen fei. In den erften drei Jahrhunderten tritt die Ehelofig- 
feit auch beim Prieftertfum, doch immer nur unter dem Charckter der Freiwillig. 
feit, nicht eines Geſetzes, und durchaus nicht vorherrfhenn auf. Das vierte Jahr- 
hundert geht aber auf diefem Wege ſchon einen entſcheidenden Schritt weiter. Es 
werben Vorſchriften im Sinne des Gölibats erlaffen, fo 3. B. auf dem Coneil. 
Ancyr. (a. 314); es wird deutlich ausgefprodhen, daß der unbeweibte Priefter vor 
dem beweibten den Borzug verdiene, wenn aud die Ehe felbft noch nicht unter- 
jagt wird. Gegen das Ende des 4. Jahrhunderts (im I. 375) gab Siricius, 
Biihof von Rom, bereits die Erflärung ab, die Ehe beeinträchtige das Priefter- 
thum und deſſen Beftimmung, und an ihn fchloffen ſich feine Nachfolger im fünf- 
ten Jahrhundert an. Zunächft galt das Verbot allerdings nur den höhern Graben: 
den Biihöfen, Prieftern, Diakonen; doch dauerte e8 nicht lange, als es fich auch 
auf die Subviafonen in der Art auspehnte, daß ihnen nad erhaltener Ordination 
die Verheirathung unterfagt wurde. Die weltliche Macht hat dieſe Verſuche, vie 
Ehelofigkeit zur herrſchenden Ordnung des Priefterftandes zu erheben, nicht be— 
fämpft; fie hat fie vielmehr nad Kräften begünftigt und mit ihrer Autorität un- 
terftütst. 

Es darf nicht verfannt werben, daß in der ganzen Entwidelung ver römi- 
ſchen Kirche etwas lag, das zur Herrfhaft und allgemeinen Durdführung jener 
Ordnung hindrängte. An Oppofition Dagegen hat es natürlich ſchon früh nicht 
gefehlt, und zwar an Oppoſition aus der Mitte des davon betroffenen Klerus 
heraus. Nicht umfonft wurde die Beachtung jener Gefege immer wieder eingefchärft. 
Das 11. Jahıhundert hat aber auch für den Sieg diefer Ordnung, wie für ven 
Sieg der Kirche überhaupt entjchieven. Papft Gregor VII., an deſſen Genie und an 
deſſen Namen ſich jener Sieg fnüpft, bat au hier in der That fo wenig als 
in feinem ganzen Syſtem etwas Neues eingeführt und erfunden: er hat es aber 
verftanden, jenem Gebote eine dauernde Kraft zu geben und den Wiverftand be» 
fonders bei den Nationen niederzuwerfen, an die die Kirche vorzugsweiſe fih an- 
lehnen mußte, namentlich bei den Deutſchen. Kein Zweifel, daß er die frage 
des Gölibats viel weniger von der Seite der abftraften Moral als der Zwed- 
mäßigfeit aufgefaßt hat, daß es ihm dabei eigentlih nur darum zu thun geweſen 
ift, die Herrſchaft und die Einheit ver Kirche durd) einen vom Staate unabhän- 
gigen Priefterftand zu begründen. Er felber hat es zum Ueberfluſſe ausgeſprochen: 
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„Non liberari potest ecclesia a sevitute laicorum, nisi liberentur clerici ab 
uxoribus.* Eine gegentheilige Löfung jenes Streites hätte unverkennbar die Er- 
richtung einer päpftlichen Monardie vereitelt, die Entwidelung von mehr oder 
weniger felbftftänpdigen Nationalkirchen angebahnt. — Gregors Nachfolger haben 
dann feine Doftrin feftgehalten und ihre Geltung behauptet und ausgebehnt, ohne 
ihr freilich überall, 3. B. bei den flavifchen Katholifen, Anerkennung verichaffen 
zu können, 

So nothwendig indeß jene Ordnung feiner Zeit fein oder ſcheinen mochte, 
fie führte bald und namentlich im 14. und 15. Jahrhundert fo ſchreiende Uebel- 
ftände mit fih, die Klagen über die Immoralität des Klerus und beffen Gewohn— 
heiten, ſich anderswie zu entſchädigen, wurben fo allgemein, daß die Bedenklich— 
feiten und Zweifel über die Zwedmäßigfeit des Cölibats bald offen ausgejprochen 
wurden, und man fi wohl fragen durfte, ob die Sittlichfeit dabei wenigftens 
nicht eben fo viel verlöre, als die Macht der Kirche dadurch gewinne? Und doch 
ift im ganzen 15. Jahrhundert, in ver Zeit der Koncilien von Konftanz und 
Baſel, fo laut aud die Klagen waren, die Frage am entſcheidender Stelle nie- 
mals im Ernfte aud nur aufgenommen, viel weniger an eine Abhülfe, fo over 
fo, —— worden. Wie tief aber die Abneigung vor jenem Geſetz nicht blos bei 
den Laien, ſondern auch bei dem Klerus ſelbſt gedrungen war, wie es mit ſeinen 
Folgen beigetragen hatte, die römiſche Kirche ſelbſt den Gemüthern zu entfremden, 
das trat ſonnenklar zu Tage, als die Kirchenreformation ausbrach und faſt die 
ra germanifche Welt fi von Rom losfagte. So ganz und gar nicht auch die 

rbnung des Cölibats mit den unterfcheidenden Dogmen zufammenhängt, ift. fie 
jeitvem doc ein weſentlicher Unterfcheidungspunft ver fatholifchen und der prote— 
ftantifhen Kirchen geworben. 

Zwar find in der Zeit der Reformation genug Stimmen in ver fatholifchen 
Kirche laut geworben, die fi für vie Aufhebung des Cölibatsgefeges ausſprachen. 
Mehrere Fürften, jelbft König Karl V. im Interim, fuchte viefelbe herbeizuführen, 
in ber Hoffnung, dadurch eine Ausſöhnung der Preteftanten mit der katholifchen 
Kirche anbahnen zu können. Auch auf dem trivdentinifhen Koncil find Wünjche 
und Vorſchläge von Seite deutſcher Fürſten in diefem Sinne ernfthaft genug vor- 
gebracht worden: aber gerade hier wies man ſolche Anfinnen zurüd und jchärfte 
das Gefeg mit erneuter Strenge ein. Es hat auch fpäter, namentlich im 18. Jahr: 
hunderte an wiederholter vereinzelter DOppofition dagegen nicht gemangelt, doch 
ohne Erfolg. Noch in unferm Jahrhundert find aus der Mitte des Klerus Gegner 
erftanden, vorzugsweife in Deutfchland. Wir erinnern nur an den antichlibateri- 
fhen Berein, ven die Fatholifche Geiftlichkeit in Witrttemberg und Baden in ven 
erften Jahren der Regierung Papft Gregors XVI. gefchlofjen hat: fie wurde aber 
mit ihrer Forderung von diefem auf's entſchiedenſte zurückgewieſen (Encyklika vom 
15. Auguft 1832) und als eine conjuratio feedissima bezeichnet. Die Frage wird 
ohne Zweifel von Zeit zu Zeit immer wieder auftauchen, aber ficher unter ven 
gegebenen BVBerhältniffen von Rom aus dieſelbe Zurüdweifung erfahren, Es ift 
auch nicht zu leugnen, daß die Aufhebung auf vem Wege der bloßen Vorſchrift 
und Reform auf unabjehbare Schwierigkeiten in der Ausführung ſtoßen würde, 
davon zu ſchweigen, daß es fich hierbei nicht blos um die Zuftimmung der Kirche, 
fondern aud der Staaten handeln müßte, die in mehr ald einer Beziehung da— 
bei intereffirt find. Die eine Bemerkung ſoll aber zum Schluffe doch nicht zurüd- 
gehalten werben, daß das Gölibatgejeg nicht zum Frommen der Kultur gereicht, 
foweit es die niedere Geiftlichfeit betrifft, und daß das thatfächlihe Zurüdbleiben 
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vieler fatholiichen Gegenden vor andern im Punkte ver Bildung und Gefittuug, 
offenbar mit jener Einrichtung zufammenhängt. Und das ift ein Gefihtspuukt, der 
— falls die Kirche dagegen gleichgültig. bleibt — es doch dem Staate nicht 
zu fein braudt. 

Literatur. F. A. und Auguft Theiner, die Einführung der erzwun- 
genen Ehelofigfeit bei den chriftlichen Geiftlihen und ihre Folgen. Altenburg 1828. 
2. Ausgabe 1845. 2 Bde. — Carové, über das Cölibatgejeg des römiſch-katho⸗ 
liſchen Klerus. Zwei Abtheilungen. Frankfurt a. M. 1832, 1853. 8. Derfelbe, 
das römiſch⸗katholiſche Eölibatgefeg in Frankreich und Deutſchland. Offenbach 1834. 
Der Eölibat, Regensburg 1841. Wegele. 
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Chriftopb Columbus, nad der wahrfceinlichften Annahme 1436 in 
Genua geboren, war der ältefte Sohn eines Fabrikanten wollener Zeuge, Schon 
in feinem vierzehnten Jahre verließ er bie Univerfität und machte dann als See— 
fahrer viele Reifen. Um 1470 wurde fein Wohnfig Portugal, wo er wahrjchein- 
lich feine Studien während eines vierzehnjährigen Aufenthaltes wieder aufnahm 
und fortführte. Hier fam er auf ven Gedanken, ven Weg nad) Indien von We— 
ften ber zu ſuchen, von bier aus nach dem Lande der Spezereien zu gelangen. 

Diefer Gedanke war keineswegs neu, fonvdern vielmehr uralt. Als bei den 
Griechen die Annahme einer auf der Oberflähe des Waflers ſchwimmenden Erp- 
ſcheibe ver richtigen Borftellung von der Kugelgeftalt der Erde Platz gemacht hatte, 
da bedurfte es keines großen Scharfiinns, um vie Möglichkeit einer Schifffahrt 
von den wejtlihen Küften Europas und Afrikas nach den öftlichen Gegenden Aſiens 
einzufeben. In der That finden wir aud diefe Möglichkeit auf das Harfte von 
Ariftoteles am Ende des zweiten Buchs über den Himmel und in zwei Stellen 
des Geographen Strabo ausgeſprochen, der hier dem alerandrinischen Gelehrten 
Eratofthenes gefolgt ift. Beide Schriftfteller reden von einem Meere, weldyes vie 
gegenüberliegenden Kiüften von Aſien einerjeits, von Afrifa und Europa anderer— 
jeits beſpült. Ariftoteles hält ven Abftand für unbedeutend; er findet ed außerdem 
wahrſcheinlich, daß außer ver großen Infel, welche vie genannten drei Erdtheile 
bilden, noch andere von größerer over geringerer Ausdehnung in der entgegenge- 
festen Halbkugel vorhanden ſeien. Strabo fieht fein weiteres Hinderniß von Ibe— 
rien (Spanien) aus nad) Indien zu jegeln, als die übermäßige Breite des atlan- 
tischen Dceans. Dieſe Ideen erhielten fih und pflanzten fi troß der theologischen 
Bedenken einiger Kirhenväter dur eine lange Reihe Männer von tiefer Einficht 
und gründlicher Bildung durch das ganze Mittelalter bis auf E. fort. 

Durch die vielen muthigen Wanderungen, welche jeit der zweiten Hälfte des 
13. Jahrhunderts von den Polo’s an bis auf Nikolaus de Conti nah dem fern- 
ften Oſten von Ajien unternommen worden waren, lernte man erft recht bie ge- 
waltige Ausvehnung diefes Erotheild nah Morgen hin fennen. Daß man nun 
diefe für noch größer hielt, als fie wirklich iſt, und die falſche Meinung hegte, 
das Waller bevede nur ven fiebenten Theil der Erdoberfläche, das mußte bie 
Entfernung des öftlihen Ajiens von dem weftlihen Europa in den Augen ber 
damaligen Menſchen bedeutend verringern. Ein folder Irrthum aber konnte glück— 
fiherweije den Plan, Indien auf dem Wege gen Welten zu ſuchen, nur begün= 
ftigen. Die Hoffnung, dieſes Ziel zu erreichen, verftärkte der Umftand, daß zu: 
weilen Rohr von außerorventlicher Größe, Holz, das fünftlih ohne Eijen bear- 
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beitet war, ja einmal fogar zwei Leichname von ganz frembartiger Bildung von 
Weften her nach den norbiweftlichen Infeln Afritas gekommen waren. 

Hierdurch und durch das Studium der arabifhen Schriftfteller, ver italieni- 

ihen und deutſchen Kosmograpben, beſonders durd die Werke des Karbinals 
Peter d'Aillhy, wurde C. zu feiner großen That angeregt. Da hörte er, daß der 
portugtefifche König Alfons V. ven berühmten Florentiner Paul Toscanelli um 
eine genaue Belehrung über den Weftweg nad Indien hatte erfuchen laffen. Tos- 
canelli, der die Weberzeugung von der Kürze des Weges nad) Indien durdy den 
atlantifchen Ocean ſchon lange Zeit gehegt zu haben ſcheint, entſprach der Auf- 
forderung des Königs von Portugal. Es war nicht anders möglich, als daß eine 
ſolche Kunde den Mann, welchen derſelbe Plan bejchäftigte, in vie lebhaftefte 
Unruhe verfegen mußte. C. trat mit dem Florentiner in fchriftlichen Verkehr und 
wurbe durch ihn in feiner Meinung beftärft. „Ich lobe Euren Wunſch, nad 
Werten zu Schiffen”, antwortete viefer ihm in einem zweiten Briefe, „und ich bin 
überzeugt, daß Ihr ans meinem früheren Schreiben wervet erfannt haben, daß 
die Unternehmung, melde Ihr im Sinne habt und gern ausführen möchtet, nicht 
fo ſchwierig ift, als man zu glauben pflegt; daß im Gegentheil der Weg, d. h. 
pie Ueberfahrt von ven Weftfüften von Europa nah dem Indien der Spezereien 
fiher auf der Bahn erfolgen kann, welche ih Euch bezeichnet habe. Ihr würdet 
vollfommen von dieſer Yeichtigkeit überzeugt fein, wenn Ihr wie ich Gelegenheit 
ehabt hättet, mit einer großen Anzahl von Perjonen umzugehen, bie in biejen 
änbern gewefen find. Seid verfidert, daß Ihr dort mächtige Königreiche, große 
und volfreihe Städte und reiche Provinzen finden werbet.” C. hatte alfo feinen 
Plan jelbftftändig, wenn auch nicht früher gefaßt, alg Toscanelli; aber durch 
diefen mar feine Zutverficht vermehrt worden. ferner war der Hauptzwed keines— 
wegs die Entvedung neuer Länder; hiervon war nur als von einem Ergebniß 
die Rebe, das mit großer Wahrfcheinlichkeit außerdem zu hoffen ftände. 

Eine Regierung für das große Unternehmen zu gewinnen, bas erwies ſich 
als feine leichte Sache; denn achtzehn Jahre mußte C. harren, bevor er an bie 
Ausführung feines kühnen Vorhabens gehen konnte. Genua lehnte den Vorſchlag 
ab. In Portugal verfuhte man hinterliftig, ven Plan ohne ihn ins Werk zu 
fegen. Ein Schiff warb ausgerüftet, deſſen Führer den geheimen Befehl erhielt, 
ven von C. bezeichneten Weg zu verfolgen; aber als er einige Tage gegen Weiten 
ind Meer hineingefahren war, fehrte er wieder um und machte den ganzen An- 
ihlag lächerlich. Die Seelenftimmung gewöhnlicher Menjchen reicht nicht aus, die 
großartigen Entwürfe bedeutender Geifter auszuführen. Nah England fandte €. 
feinen Bruder Bartholomäus zu König Heinrich VII.; er felbft begab ſich nad) 
Spanien. Zu Fuß fam er nah dem Kloſter Rabida bei Palos, feinen Sohn 
Diego an der Hand, für ven er bier um ein wenig Waſſer und Brod flehte. 
Der Franzisfanerguardian Juan Berez fand an ihm Gefallen; er unterftügte ihn 
und empfahl ihn dem Beichtuater der Königin Ifabella von Gaftilien. Auch noch 
andere hilfreiche Freunde gewann bier C. Im Frühjahr 1486 begab er fich nach 
Eordova, wohin Ferdinand der Katholifche von Arragonien und feine Gemahlin 
gefommen waren, und legte feinen Plan vor. Die Herrfcher übergaben denſelben 
einem Ausſchuß von gelehrten Männern und -Geiftlihen zur Prüfung, und biefe 
VBerfammlung von Salamanca erflärte den Vorſchlag für eitel, unausführbar und 
auf zu ſchwachen Gründen berufend, um die Unterftägung ver Regierung zu ver- 
dienen. Ginige der angejehenften Männer des Hofes waren allerdings durch vie 
BDewersführing des Genueſen gewonnen worden, und fie bewirkten vielleicht, vaf 
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bie Herrfcher den Ausſpruch der Berfanmlung von Salamanca milverten; fie 
gaben nämlich dem C. die Verficherung, daß fie nad Beendigung des Arieges, 
den fie damals gegen das mauriſche Königreich Granada führten, ſowohl die Seit 
als die Neigung haben würben mit ihm zu verhandeln. 

C. dachte nun daran, anderwärts für fein Unternehmen Unterftügung zu 
finden; aber jener Yranzisftanermönd hielt ihn davon ab. Er war vormals Beicht- 
vater der Königin geweſen und ftand bei ihr in Anſehen. Jet begab ſich der 
würdige, fenntnigreihe Mann felbft an den Hof; jeine Bemühungen wurden durd) 
die andern Sreunde des C. unterſtützt; dazu trat die glückliche Beendigung des 
Krieges. So wurde denn am 17. April 1492 ver Vertrag unterzeichnet, kraft 
defien E. zum erblichen Admiral, Vicekönig und Oberftatthalter ernannt und ihm 
der zehnte Theil der aus den Entdeckungen zu boffenden Einkünfte zugefichert 
ward, Außerdem erhielt er vie Erlaubnig, den Titel Don feinem Namen vorzu- 
fegen. Ende Juli war alles zur Abreife fertig; drei Heine Fahrzeuge mit 120 
Perſonen bildeten die Flotte; die Santa Maria befehligte C., Martin Alonfo 
Pinzon vie Pinta und fein Bruder Bincenz Yannez bie Rinne. Den 2. Auguft 
nahm C. mit feinem ganzen Schiffsvolfe das Abenpmahl im Klofter Rabiva, und 
den folgenden Morgen, an einem Freitage, liefen die drei Schiffe durch den Fluß 
Tinto aus dem Hafen von Palos in den Dcean nad den kanariſchen Infeln zu. 
Den nächſten Montag brad das Ruder der Pinta; man hatte einige Seeleute, 
die gern wieder umfehren wollten, in Verdacht, daß fie den Unfall verfchulvet 
hätten. Martin Alonfo befeftigte mit Striden das Ruder, und ald man am 9. 
Auguft auf einer der fanarifhen Infeln angelangt war, befferte man die Schiffe 
aus, Erft am 6. September ſetzte C. die Reife fort, aufmerkſam auf alle neuen 
Erſcheinungen, die er regelmäßig in feinem Tagebuche verzeichnete. Meeresftille 
und günftiger Oftwind begleiteten ihn faft auf feiner ganzen Fahrt, und als ein- 
mal ein widriger Wind aus Weſtnordweſt blies, kam aud der erwünfcht; denn 
feine Leute, jchreibt er, waren unruhig, indem fie glaubten, daß in diefen Meeren 
fein Wind wehe, der nach Spanien zurüdführe. Bekannt ift, was von den Meu- 
tereien der Matrofen erzählt wird; Alex. v. Humboldt hält viefe Berichte für 
übertrieben, theils weil die Seeleute erfahrene Männer waren, theils weil in 
dem Tagebuche des C. das Mißbehagen verfelben keineswegs mit befonvers grellen 
Farben gejchilvert wird, Gewiß falſch ift aber vie Erzählung Oviedo's von ben 
drei Tagen, welche dem Führer zulegt noch zugeftanden worden feien. Dies hätte 
den 8. Oktober gejchehen müſſen; eben viefen Tag aber bezeichnet E. als befon- 
vers günftig für den Fortſchritt der Fahrt. „Das Meer, heißt es, „ist Gott ſei 
Dank jo ſchön, wie der Strom zu Sevilla, die Luft ift fo mild, wie in Anda— 
luſien; es ift ein Vergnügen fie einzuathmen, venn fie ift mit balſamiſchen Wohl- 
gerüchen angefüllt.‘ 

Gerade jett erfchienen deutliche Anzeichen von Yand, die fih am Abend des 
11. Oktober mehrten. &. forverte zur Wachſamkeit auf und verfpradh dem erften, 
welder das Land entdecken würde, zu der föniglichen Belohnung von 30 Thalern 
Benfion noch ein ſeidenes Wamms. Gegen 10 Uhr ſah er ein Licht wie von einer 
Fackel oder Kerze von einem Orte zum andern tragen; er rief den Pedro Gu— 
tierrez und Rodrigo Sanchez und zeigte es ihnen. Da es bald ſtieg, bald nieder— 
fant, fi verbarg und wieder zum Vorſchein fam, jo jchloffen fie, es müßten 
Leute fein, die es in der Hand hielten und damit herumgingen. Darauf leuchtete 
der Mond, und von dieſem befchienen zeigte fi dem Juan Rodriguez Bermejo 
auf der voranjegeluden Pinta ein Sandgeftade, Sogleid) wurde den andern Schiffen 
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die erfrenlihe Nachricht durch Abfeuern des Geſchützes mitgetheilt. Als es heller 
Tag wurbe, Freitag den 12, Dftober, erfannte man eine flache und anmuthige 
Inſel mit verichievenen Bächen und vielem grünen Gebüſche. C. ftimmte das 
„Herr Gott, Did loben wir" an, und alle Anvdern fielen bei. —— begab 
ſich der Admiral mit den Hauptleuten, von bewaffneter Mannſchaft begleitet und 
mit fliegenden Fahnen an’s Land, wo das neue Schaufpiel eine Menge von Ein- 
gebornen verfammelt hatte, Die Europäer küßten den fremden Boden, benetten 
ihn mit Freudenthränen und wiederholten knieend dem Höcften ihren Dank. Dar- 
auf nannte C. die Infel S. Salvador und nahm feierlih von ihr für die Krone 
Gaftilien Beſitz. Es war Guanahani, eine von den Bochama- oder lucayiſchen 
Infeln. 

Ungebuldig, nad dem reichen Cipango (Japan) zu gelangen, fegelte C. bald 
weiter. Er fam auf diefer Fahrt bei vielen Heinen Infeln vorbei, landete auf 
einigen berjelben und entvedte zuletst eine größere, Cuba, die er anfangs für 
Gipango, dann für das fefte Yand von Afien hielt. An den Küften binfteuernd 
fand er überall einen Reichthum ver Pflanzenwelt und eine Schönheit der Ge- 
genden, die ihn in Erftaunen und Begeifterung verjegten. Aber nad) ven Schäßen 
Indiens fpähte er vergebens. Nach langen Forfhungen nahm er feinen Yauf gen 
Südoſt und entdedte den 6. December Hayti oder ©. Domingo, wo er venjelben 
Reiz der Landſchaft, dieſelbe Fruchtbarkeit des Bodens, viefelbe gutmüthige, ſchwache 
Menjhenart fand. Zur Freude der Eingebornen, die oft feindliche Anfälle von ven 
benachbarten Infeln, den jpäter entvedten caribiſchen erfuhren, gründete hier C. 
eine Meine Feſtung, Navidad genannt, lich 39 Spanier zurüd, und nachdem er 
fie zu einem freundlichen Betragen gegen die Indianer ermahnt hatte, trat er 
am 4. Januar 1493 auf einem einzigen Schiffe die Nüdfehr an; denn ein an- 
deres war gefcheitert und mit dem britten hatte fi Martin Alonfo Pinzon, als 
fie nod bei Cuba waren, heimlich entfernt, um für fih das Goldland aufzu- 
fuhen. Bald darauf trafen beide Schiffe wieder zufammen, und aus Klugheit - 
glaubte E. den BVorfpiegelungen des treulofen Kapitäns. Die Fahrt ging glücklich 
von Statten, Aber am 12. Februar, als ſchon jedermann einem Hafen nahe zu 
fein glaubte, brach plöglic ein fo wüthenver und anhaltender Sturm aus, daß 
beide Fahrzeuge drei Tage lang in Gefahr ſchwebten unterzugehen. Gelübde man- 
cherlei Art prefte die Angſt dem wehllagenden Schiffsvolf ab. Auch den Admiral 
faßte das Entjeßen; er ftellte fi vor, Gott habe beſchloſſen, bier fein Leben zu 
enden und feine rühmlihen Thaten in Bergefienheit zu begraben. Er dachte an 
ven Waifenftand feiner beiden Kinder, an die Schande bei der Nachwelt und an 
ven Berluft fo vieler Güter, die feine Entdeckung verſprach. In diefer Lage trug 
er eine herrliche Stelle in fein Tagebuh ein. „Der ewige Gott”, fprad er, 
„gab mir die Idee ein, ebnete unendliche Schwierigkeiten, bis fie ausgeführt 
wurde, flößte mir Muth und Stärke wider alle meine Gefährten ein, die gegen 
mich aufftanden und umzukehren entjchloffen waren; endlich gewährte er mix, was 
ich fuchte. Er wird fein Werk vollenden. Was fürchte ih? Aber Schwachheit und 
Angft ſchlagen meine Seele nieder." Noch einmal brachte ihn ein wüthender 
Orkan, der die Segel zerriß, an den Abgrund der Gefahr. Ja, als er in ven 
Tajoftrom getrieben war, gaben einige Hofleute dem Könige Johann II. ven nie- 
derträchtigen Rath, ven großen Entveder ermorden zu laffen; aber der Vorſchlag 
wurde glüdlicherweife mit der Beratung abgewiejen, die er verbiente, und am 
15. März um Mittag lief C. in den Hafen von Palos ein zur unbefchreiblichen 
Freude ver Einwohner, deren Mitbürger und Berwandte die meiften der ruhm- 
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reihen Seefahrer waren. Auch die Pinta fand fih am Abende veflelben Tages 
ein. Wie im Triumph durchzog dann E. Spanien bis nah Barcelona, wo fid 
der Hof aufhielt und ihm ein feierliher Empfang zu Theil warte. Bald erfüllte 
fein Name vie Welt. „Unfer Freund Pomponius Yaetns“, ſchreibt Peter Martyr 
in einem feiner Briefe, „bat ſich kaum der Freudenthränen enthalten können, als 
ich ihm die erfte Nachricht von dieſem umverbhofften Greigniß mittheilte. Wer von 
uns mag nun nod heut zu Tage über die Entdeckungen ftaunen, welche man 
dem Saturn, dem Tripiolemus und der Geres zugeichrieben hat?“ 

Noch im Jahre 1493 unternahm 6. eine neue Reife; mit 17 Schiffen und 
etwa 1500 Menihen, denn diesmal drängte man ſich zur Theilmahme, fuhr er 
am 25. September von Spanien ab. Er entvedte die caribiihen Injeln, we er 
eine Menſchenfleiſch genießende Art von Eingebornen fand, und außerdem Por- 
torico, Dann gelangte er nad Hayti. Aber von den zurücdgelajienen Spaniern 
war nichts zu ſehen. Ihre Leidenschaften hatten fie zu Gewaltthätigteiten und 
Frevelthaten gegen die Indianer, zu Zwietracht unter einander geführt, bis eim 
nicht jo furchtfamer Häuptling, von Geburt ein Caribe, vie Feitung überfiel und 
zerftörte; die darin befindlichen Spanier waren theils bei der Vertheidigung, theils 
auf der Flucht umgekommen. 

G. gründete nun an einem bequemeren Ort eine Nieverlafjung, die erfte 
Stabt der neuen Welt, die er jeiner Königin zu Ehren Iſabella nannte. Dam 
fuhr er wieder auf Entdeckungen aus. Er fand Jamaica, er ſegelte längs ver 
Küfte von Cuba bis nahe an ihr weſtliches Ende, jo daß er feinen früheren Irr- 
thum nicht durch befiere Erkenntniß bejeitigen konnte. Als er, von einer jchweren 
Krankheit befallen, nah Hayti zurüdfam, traf er den neuen Ort in einem Zur 
ftande großer Gefahr. Die Indianer waren in feiner Abwejenheit jo unmenſchlich 
behandelt werben, daß fie fih zum Widerſtande gegen ihre Unterprüder ermuthigt 
und ſchon an einzelnen Spaniern Rache genommen hatten: jie waren entſchloſſen, 
biefelben gänzlich auszurotten umd zu vertreiben. Bis auf einen ftanden alle Häupt- 
linge zu dieſem Zweck in einem Bunde, jo daß C. jelbft zu den Waffen greifen 
mußte. Das zahlreiche Heer der Indianer wurde durch Feuergewehr, Pferde und 
Hunde leicht in Screden und Berwirrung geſetzt und gaefchlagen. Die Wilpen 
mußten fi unterwerfen und fortan einen Zins, die einen an Gold, vie andern 
an Baummolle, abliefern; fie, die jeder Arbeit bisher ungewohnt geweſen waren. 

Größere Sorgen bereiteten dem Admiral die Spanier felbft, die mühelos 
durd Gold reich werden wollten und ihre Hoffnung getäufcht ſahen. Zwar fand 
ſich auf Hayti Golvfand, aber ihn zu juhen war anftrengenp und wenig ergiebig. 
Dagegen ven Ader bauen, das Land urbar machen, das wollten fie nicht. Da 
nun aber G. fie mit Strenge zur Urbeit anbielt und jogar die Ritter und Adeli- 
gen nicht jchonte, fo erhöhte fid) die Abneigung gegen dem Fremdling und Empor: 
fümmling. Einige Häupter ver Unzufrievenen waren ſchon, ehe C. von feiner Ent- 
dedungsreife zurüdgefchrtt war, nad Spanien gegangen und hatten mancherlei 
Berleumdungen gegen ven Admiral vorgebracht, fo daß zur Unterfuhnng ver 
Beihwerden ein Bevollmädtigter in die Kolonie abgefandt wurde. Diefer, Juan 
Aguado, benahın jih vabei mit vieler Anmaßung; vaher übergab €. die Kolonie 
feinem Bruder Bartholomäus, der indeß hierher gefommen war, und ging mit 
Aguado nad Spanien. Die Aufnahme bei Hofe war befler, als er erwartet hatte; 
dagegen im Bolfe war der große Eifer für die neuen Entdeckungen ſchon erfaltet. 
Als daher nach zwei Jahren eine neue Flotte ausgeräftet wurde, fand ſich jo wenig 
Neigung in den Spaniern zum Dienft und zur Nieberlaffung auf Hayti, daß man 
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zu Berbredern feine Zuflucht nahm, eine Maßregel, deren fchlimme Folgen nicht 
ausblieben. 

Nachdem Sebaftian Cabot im Sommer des Jahres 1497 in einem Schiff 
aus Briftel das nördliche Feftland von Amerifa bis nah PBirginien gefunden 
batte, gelangte €. im folgenden Jahr auf feiner dritten Reife gleihfall® nad) dem 
Feſtlande, aber im Süden bei dem Delta des Drinoeco auf der Pariafüfte. Doch 
hielt ihm ſelbſt eine heftige Augenkrankheit auf dem Schiffe zurüd. Auch wußte er 
nicht und hat es nie erfahren, daß er einen neuen Erdtheil entdeckt. Zwar ſchloß 
er aus der Größe des Stroms, daß diefer aus keiner Infel fommen könne; aber 
er war überzeugt, daß das gefundene Yand nur ein weiter gegen Süden und 
Dften gelegener Punkt des Feſtlandes von Afien jei, von weldem er einen an- 
dern Theil fchon in der Infel Cuba gejehen zu haben glaubte. Seine ftets rege 
und gefchäftige Einbildungskraft brachte ihn auf den Gedanken, es beginne bier 
an diefer Küfte ver evelfte und vollfommenfte Theil ver Erde, das Land erhebe 
ſich allmählig immer mehr und nähere fih dem Himmel, von diefer Höhe komme 
jener mächtige Strom ſüßen Waflers, und auf dem oberften Gipfel liege das 
irdiſche Paradies. 

Von nun an war der Stern des großen Mannes im Erbleichen. Seine 
Augenkrankheit nöthigte ihn alle weiteren Entdeckungen aufzugeben und nach Hayti 
zurückzukehren. Hier fand er ſtatt der nothwendigen Erholung nur Unglück, Ver— 
wirrung und neue Drangſale. Franz Roldan, der von C. emporgehoben und zu— 
letzt zum Oberrichter der Inſel befördert worden war, hatte die Unzufriedenheit 
vieler Koloniſten geringeren Standes benutzen wollen, -um noch höher aufzuſtei— 
gen, und eine förmliche Empörung angeſtiftet. Die Indianer hatten angefangen 
dieſe Entzweiung der Weißen zu ihrem Vortheil zu wenden und ſich ihren Ver— 
pflichtungen gegen die Spanier zu entziehen. Krieg und Verwüſtung herrſchten 
auf der Inſel, und ſchon war Hungersnoth zu befürchten, da die Indianer, 
welche das Feld bauen ſollten, in großen Schaaren in die Gebirge geflohen 
waren. Und C.“ war nicht im Stande die Ordnung in der rechten Weiſe wieder— 
herzuſtellen; denn Roldan hatte ſich durch die Verbrecher verſtärkt, welche der 
Admiral aus Spanien mitgebracht, und die Beſatzung der von ſeinem Bruder 
Bartholomäus neu gegründeten Stadt S. Domingo zeigte wenig Geneigtheit, die 
gerechte Sache zu vertheidigen. Daher mußte ſich C. zu einem demüthigenden Ab— 
fommen verſtehen. Dazu gehörte, daß er den Aufrührern eine große Strecke Lan— 
des zufagte mit der Erlaubniß, eine durch das Loos zu beftimmende Anzahl von 
Eingebornen zur Bebauung zu verwenden. Died war der Urfprung der berüchtig- 
ten Repartimientos, welche nachher zu den ſchändlichſten Mißbräuchen geführt 
baben. 

Diefe fhlimmen Zuftände bewogen Ferdinand und Ifabella, einer Mann 
mit außerorbentlihen Bollmachten abzufenden, um die Angelegenheiten ver Kolo— 
nie zu umterfudhen und diejenigen nad Spanien vor die Herricher zu jenden, von 
denen es ihm für die Ruhe der Infel nothwendig ſchiene. Die Wahl fiel auf Franz 
Bobadilla, ver uns als ein frommer und redtichaffener Mann bezeichnet wird, 
auch nad feinem Tode habe man feine Replichfeit und Uneigennützigkeit nicht im 
Zweifel zu ziehen gewagt. Aber feines Auftrags entledigte er fich auf die tadelns— 
werthefte Art. Er betrachtete C. von vornherein als einen überführten Verbrecher, 
ließ ihn gefeffelt ins Gefängniß werfen, und gefeflelt befahl er ihn nah Spanien 
zu bringen, wie der Sohn des Admirals ſich bitter ausprüdt, „aus Furcht, er 
möchte dur irgend einen Zufall begünftigt nad ver Infel zurädihwinmen“. 
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Aber eine jo ungeheure Beſchimpfung gefiel felbft denjenigen nicht, welche 
gegen C. am meiften eingenommen waren. Auch Ferdinand und Iſabella miß- 
billigten ein jo hartes Berfahren. Sie befahlen ſogleich die Abnahme feiner Feſſeln, 
ſchrieben an ihn in den wohlwollenpften Ausdrücken und erfuchten ihn jo ſchnell 
als möglid vor ihnen zu erſcheinen. Taufend Dukaten ſchickten fie ihm zu feinen 
Ausgaben und ein zahlreihes Gefolge zu feiner Begleitung, und als er am 17. 
December 1500 in Granada angelangt war, erhielt er jogleih Gehör. Iſabella 
fonnte bei feinem Anblick die Thränen nicht zurüdhalten; „fie war ihm ftets mehr 
als der König, ihr Gemahl, gewogen gewejen, hatte feine Pläne in Schuß ge- 
nommen und ihm befondere Güte und Wohlmollen erzeigt“. Ihre freundliche Zu— 
fprache überwältigte fein enles Herz, und er jchluchzte laut, während er vor ihr 
auf die Kniee fanf. Bobadilla ward abgeſetzt, und der neue Statthalter, Nikolaus 
von Drando, erhielt ven Auftrag ihn unverzüglid zur Unterfuhung zurüdzufen- 
den. Bobadilla gelangte jedoch nicht dahin; das Schiff, weldes ihn und Roldan 
und andere Feinde des C. nad ver Heimat tragen follte, wurde von einem 
fürdterlihen Sturm erfaßt und ſammt ven Schägen, die es trug, von den Wellen 
verjchlungen, während zu verfelben Zeit C. das Unwetter unter der Winpfeite ver 
Infel Hayti überſtand, ein Zeichen der Vorſehung nad) ver Meinung ver Einen, 
nad dem Glauben ver Anvern eine Wirkung der Zauberfunft des Aomirals, 

Diefer war nämlich am 9. März 1502 aus dem Hafen von Gadir gefegelt, 
um mit der dürftigen Ausrüftung von vier fleinen Fahrzeugen eine Durdfahrt 
zwiſchen Cuba und der Pariaküfte zu ſuchen. Er hatte die Anweifung erhalten, 
auf feiner Reife Hayti nicht zu berühren. Die ſchlechte Beſchaffenheit eines feiner 
Schiffe und die Zeichen eines herannahenden Sturmes bewogen ihn vafelbft Schuß 
zu fuchen. Aber Ovando verweigerte dem Entveder nicht nur den Zutritt, ſondern 
verſchmähte auch deſſen Rath, vie Abreife ver Flotte, die im Hafen zur Rückkehr 
nad) Spanien bereit lag, um einige Tage zu verſchieben. Nicht oft ift vie Ab- 
lehnung eines Rathes bitterer bejtraft worven; denn von 18 Schiffen famen nur 
brei oder vier davon, und auf diefen befanden fich, wie gejagt, nicht Roldan und 
Bobadilla. 

C. war zwar hier geborgen geweſen, aber auf ſeiner übrigen Reiſe ängſtig— 
ten Stürme und ſchreckliche Gewitter die Mannſchaft alle Tage. Die Durchfahrt 
ließ ſich nicht finden, und nach vielen Mühſeligkeiten und nach dem Verluſte von 
zwei Schiffen erreichte man endlich Jamaica. Die noch übrigen Fahrzeuge waren 
in einem ſolchen Zuſtande, daß an ihre Ausbeſſerung nicht zu denken war. Da 
ermunterte C. einen unerſchrockenen Spanier, Diego Mendez, zu einem kühnen 
Wagſtück. Auf zwei ausgehöhlten Baumſtämmen fuhr dieſer mit einem Genueſen 
und etlichen Indianern, welche die Ruder führten, zehn Tage lang eine Strecke 
von 40 Seemeilen durch das Weltmeer. Von den Indianern erlagen einige der 
Anſtrengung und, als das Trinkwaſſer ausging, dem quälenden Durſte; alle aber 
waren dem Verſchmachten nahe, als fie zur Juſel gelangten. Aber hier wurden 
fie von Ovando ein ganzes Jahr bingehalten, ehe fie ihren Zwed erreichten. In- 
defien verlebte E. vie traurigfte Zeit feines Lebens. Alter und Sorgen hatten feine 
Kräfte nad) und nad verzehrt; die Gicht fejlelte ihn beinahe beftändig an's Lager. 
Aller Gehorfam verfhwand bei ven Seinigen; vergeblid warnte er, die Inbianer 
nicht zu kränken; ein Haufe Spanier vottete fid) zufammen und verließ ihn ganz. 
Die Menterer verfuchten davon zu ſchiffen, und als ihnen pas mißlang, zogen 
fie auf der Infel umher und peinigten die Einwohner. Dieſe begaben fih nun in 
die Wälver, und nur die Klugheit und Wiffenfchaft des kranken E. konnte vie 
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Mannfhaft. vom Hungertove retten. Den Tag vor dem Eintritt einer vollftändi- 
gen Mondfinſterniß verkündigte der Aomiral den Indianern den Zorn feines 
Gottes, deſſen Ausprud fie ven folgenden Abend an vem Gefichte des Vollmon— 
des erbliden würden. Mit Schreden jahen jie vie helle Scheibe ſich wirklich ver- 
dunfeln, baten ven furdtbaren Fremdling um feine Vermittlung und verſprachen 
fo viel Vorrath zu bringen, als er verlangen würde. Nicht jo leicht ging es mit 
der entlaufenen Rotte, die ſogar Anfchläge gegen die Perfon des Admirals machte, 
jo daß ihr Bartholomäus Columbus ein förmliches Treffen liefern mußte. Nach— 
dem ihr Anführer gefangen genommen worten, fehrten die Uebriggebliebenen zu 
ihrer Pflicht zurüd. 

Envlih holten den Verlaſſenen zwei Schiffe, und am 7. November 1504 
faw er wieder nad) Spanien, zu einer Zeit, wo Jjabella auf dem Sterbebette 
lag. Ihr Tod betrübte ihn fehr. Ihm ſelbſt quälte die Gicht dermaßen, daß er 
erft im Mai des folgenden Jahres an ven Hof fommen fonnte, mitten unter 
allen Drangfalen ftets neue Pläne entwerfend, ohne an ihre Ausführung zu 
glauben, Am 20. Mai 1506 jtarb er; vie Ketten, mit denen ihn Bobadilla be- 
laftet und vie fortwährend in feinem Arbeitszimmer gehangen hatten, follten ihm 
nad feinem Befehl ins Grab mitgegeben werben. Sein Leichnam ward in Valla— 
dolid im dortigen Franzisfanerklofter beigefegt, von ta ward er nad) Sevilla und 
jpäter nad) der Kathebrale von S. Domingo auf Hayti gebracht. Als dieſe Infel 
1795 an Frankreich abgetreten wurde, fam die Aſche nad Havanna auf ver 
Injel Cuba, 

G, war groß und wohlgebaut; er hatte eine majeftätifche Haltung und viel 
Würde mit Wohlwollen verbunden in feinem Benehmen; doch ließ er ſich zumweilen 
zu leidenſchaftlichen Ausbrüchen fortreißen. Er war enthaltfam im Eſſen und 
Trinken und feiner Art von Bergnügen ergeben. Er fprad geläufig, ja zuweilen 
beredt. Bewundernswerth ift feine feine Beobachtungsgabe und der Scharfſinn, 
den er auwandte, die Erfcheinungen der Außenwelt aufzufaffen. Er bejdräufte 
ſich nicht darauf, die Geftalt der Länder, die Krümmungen des Kiftenlaufes zu 
beftinnmen, fondern troß feines Mangels an geeigneten Werkzeugen und ohne 
Unterftügung naturwifienfhaftliher Kenntniffe war er bemüht in die Tiefen der 
Natur zu dringen. Die Veränderungen des Erdmagnetismus, die Richtung der 
Meeresitrömungen, die Gruppenanhäufung der Seepflanzen, die Veränderung der 
Temperatur nicht allein mit der Entfernung vom Aequator, fontern aud mit 
dem Unterfhieve ver Meriviane und dergleichen find die Gegenftände, deren Be- 
obachtung durch feinen Scharffinn wefentlich gefördert worden ift. Er beſaß ferner 
ein tiefes Gefühl für vie Majeftät ver Natur. Die Mannigfaltigkeit in dem Wuchs 
und der Phyfiognomie der Pflanzen der neuen Welt, tie wilde Ueppigfeit bes 
Bodens, die weiten Mündungen von Flüſſen, ihre bejchatteten, mit fiſchenden 
Vögeln bevedten Ufer werden nad) einander Gegenftand natürlich belebter und 
gefälliger Schilverungen. Jedes nene Land, weldhes C. entvedt, erjcheint ihm 
ſchöner als biejenigen, welche er kurz zuvor befchrieben: er jammert darüber, daß 
er die Formen ded Redeausdrucks nicht zu verändern im Stande jei, um die köſt— 
lichen Einprüde in die Seele der Königin zu übertragen, welde ihm wurben, als 
er die Küften von Cuba und die Heinen Lucayeninfeln entlang fuhr. 

Mit vdiefer Liebe zur Natur vereinigte C. eine innige Verehrung ihres. 
Schöpfers, zu dem er wie viele große Männer in einem beſonders nahen Ber: 
hältniß zu ftehen glaubte. Er war ein guter Katholit, aud in dem Sinne, den 
man in Spanien damit verband. Kaum vierzig Tage hatte ev mit feinem Fuße 
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das neuentdeckte Land betreten, als er ſchon in fein Tagebuch ſchrieb: „Ich ver- 
lange, daß Eure Hobeiten es niemals dulden, daß irgend ein fremder, wenn er 
nicht Katholif und guter Chrift ift, ſich in diefem Lante niederlaffe, welches nur zum 
Ruhm und zur Ausbreitung des Chriftenthbums entvedt worden iſt.“ Als er von 
feiner zweiten Reife zurückkam, trug er ans Frömmigkeit, fagt ein Augenzeuge, wie 
das feine Gewohnheit war, den Strid des heiligen Francisfus und eine Kleivung, 
die in Schnitt und Farbe faft ganz mit dem Ordenskleide der Obfervantinermöndhe 
üibereinftimmte. Mit dem Alter nahm dieſe Richtung zu. In dem „Buche der Pro- 
phezeiungen“ verbindet ſich kosmographiſche Gelehrfamteit mit einer myftiichen Theo- 
logie. C. behauptet darin, daß die Eroberung des neuentdedten Indiens nur infofern 
von Wichtigkeit fei, als dadurd alte Weiflagungen in Erfüllung gingen und bie 
Fülle der zu erlangenden Schäge zur Befreiung des heiligen Grabes führen bürfte. 
Mit diefem letteren Gedanken hatte er ſich ſchon auf feiner erften Reife befchäftigt. 
Darum war er aud) ängftlich bemüht, Gold aufzuhäufen, deſſen Werth er einmal 
mit den Worten preist: „Das Gold ift ein wunderbares Ding; wer bafjelbe be- 
fit, ift Herr von allem, was er wünſcht; durch Gold kann man felbft Seelen ins 
Paradies gelangen lafjen.‘ 

Wenn die große That des Admirals feinen Namen in der Welt berühmt ge- 
macht hatte, fo war body berfelbe bei feinem Tode wie Hinter Wolfen zurüdge- 
treten. Daher konnte e8 kommen, daß nah U. v. Humboldts Entvedung ein Deut- 
her, Namens Martin Walpfeemüller, aus Freiburg in Baden, ver von bier nad) 
Lothringen übergefievelt war, von einem Seefahrer von untergeorpneter Bedeutung, 
Amerigo Veſpucci, aber ohne deſſen Zuthun und wahrſcheinlich auch ohne fein 
Wiſſen, fr den neuen Erdtheil die Benennung Amerifa hernahm und empfahl; 
1509 wurbe fie in einem Buche angewendet, 1522 zuerft auf eine Karte einge 
tragen und endlich allgemein angewendet, Die vanfbarere und gerechtere Nachwelt 
aber zählt ven Genueſen unter bie größten Männer und fein Name gehört zu 
den gefannteften der Weltgejchichte. 

Zur fiteratur. Munnoz, Historia del nuevo mundo (beutid von Spren- 
gel) unvollenvet. Navarrete, colleccion de los viages y descubr dos Espanno- 
les, 5 T. Wash. Irving, Live of Columbus, IV T. A. v. Humboldt, Kriti- 
ſche Unterfuchungen über die hiſt. Entwidlung ‚ver geogr. Kenntniffe von der neuen 
Welt; aus dem Franz. von Ideler, 3 Bde. (ver dritte umvollendet). Prescott, 
Ferbinand uud Ifabella, 2 Bde. Ed. Reimanı. 


Die unfterblihen Verdienſte des Chriftoph Columbus um die Bekanntſchaft 
mit der neuen Welt find in vorftehendem Artikel genügend gewürdigt. Ueber ihnen 
darf indeffen nicht überfehen werden, daß bereits um jehs Jahrhunderte früher vie 
nördlichen Stride Amerika's von den Sfandinaviern entdedt, und mit der Zeit aud) 
ſchon theilweife bevölfert wurden. Um das Jahr 880 Hatte der Norweger Gumbjörn 
Ulfsfon die nad ihm benannten Gumbjörnsſcheeren, eine Infelgruppe an der Oft- 
füfte Grönlands, entdeckt und von ihmen aus als der erfte die Gebirge von Grön- 
land felbft gefehen; ein Jahrhundert fpäter (985 oder 986) erhielt dieſes letztere 
Land durh den rothen Eirif, einen des Landes verwiefenen Isländer, bie erfte 
norbgermanifche Bevölferung, die ſich raſch durch weitere Einwanderungen mehrte. 
Nach isländiſchem Mufter bildete ſich hier eine eigene Republit, welche im Jahre 
1000 zum Chriſtenthum übertrat und zu Anfang des 12. Jahrhunderts bereits 
ein eigenes Bisthum erhielt. Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts mit Norwegen 
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vereinigt, blieb Grönland bis in die zweite Hälfte des 15. Jahrhunderts mit die⸗ 
ſem Reiche in Verkehr; erft von diefer Zeit an wird das Land fich felbft überlaſſen, 
und als daſſelbe ein Jahrhundert fpäter wieder aufgefunden wird, tft alle lebende 
Spur der alten Kolonie verihwunden. — Bon Grönland aus waren aber nidt 
nur weit hinauf gegen Norden und Norbweften mannigfahe Entvedungsfahrten 
gemacht worden, fondern auch ſüdlichere Theile des neuen Kontinents hatte man 
von dort ans fennen gelernt. Bjarni Herjulfsfon hatte zuerft, auf der Fahrt nad) 
Grönland gegen Weften verfhlagen, weite Küftenftreden gefehen (um 986); Yeif 
Eiriksſon, Thorwald Eiriksſon, Thorfinn Karlsefni und Andere hatten ſodann 
dieſelben beſucht und die Entdeckungen weiter verfolgt (1000—13); aus einzelnen 
Nachrichten über den dabei eingehaltenen Kurs und die Daner der Fahrten, über 
die Sonnenhöhe, das Ausfehen des Landes und die Vegetationsverhältniffe läßt 
fih mit Sicherheit entnehmen, daß die nordifhen Namen Groß: und Klein-Hellu— 
land, Markland, Vinland vie Küfte von Labrador und Neufundland, Neufhottland 
und Neubraunfchweig, envli die nördlichen Theile der vereinigten Staaten bie 
gegen Birginien herab bezeichnen. Ein deutſcher Mann, der mit Leif auf der Fahrt 
gewefen war, hatte in dem leßtgenannten Landſtrich wilden Wein gefunden, und 
daher das Land den Namen Weinland erhalten. Durch vie Ausfagen von Eskimo's, 
dann auch durch die Berichte einzelner weiter ſüdwärts verfchlagener Seefahrer 
hatte man übrigens aud nod von einem im Südoſten gelegenen Lande Kunde, 
welches von Chriften irifhen Stammes bewohnt fein follte; man nannte dafjelbe 
Groß-Irland, oder Weißmännerland (Heitramannaland). — Was man aud von 
viefer angeblichen teltifchen Kolonie halten möge, fo ift doch wenigftens foviel un- 
zweifelhaft gefchichtlihe Ihatfache, dag ven Skandinaviern ein guter Theil von 

erifa längft vor €. befannt war, und zwar erbielt ſich einiger Verkehr mit 
jenen Gegenden mindeftens bis in die Mitte des 14. Jahrhunderts; im Jahre 
1347 noch wurde nad) isländifchen Annaliften ein grönländifches Schiff, das nad) 
Markland gefahren war, vom Sturm nad Island verſchlagen, und e8 mag rein 
zufällig fein, daß diefe Notiz die letzte Über jenen Verkehr uns erhaltene ift. Mit 
den ganz oder halb fabelhaften Berichten über die Entvedungen der Zeni (vergl. 
Zahrtmann, in der Norbiff Tidsſtrift for Oldkyndighed, II, ©. 1—35, und 
Bredsporff, in Grönl. hiſt. Mind. Märf. III, ©. 529, 624) dürfen demnach bie 
islandiſchen Angaben über jene Amerifafahrten ebenſowenig auf gleihen Fuß ge- 
ftellt werden, als mit ven jehr apofryphen Anfprüchen des Bolen Szfolny auf die 
Entvedung ber Labravorfüfte (1476), welhe, von Pingel (Grönl. hiſt. Mind, 
Märk.) genugfam zurüdgemwiefen, von Lelewel (Geographie du moyen age, IV, 
&. 106) mit Unrecht noch feftgehalten werden wollen. Um jo erheblicher wird aber 
die Frage, wiefern etwa jene ältere Bekanntſchaft mit dem neuen Kontinente auf 
pie fpäteren Entdeckungsreiſen von Einfluß geweſen jet? 

Unzweifelhaft fteht feft, daß €. felbft im Jahre 1477 die Infel Island be— 
ſuchte, welde damals mit England in regem Handelsverfehre ftand (vgl. Zahrt: 
mann, a. a. D., S. 25—27, fowie Finn Magnusfon, ebenda, S. 127—129 
und 165-169), und daß Johann Cabot, welder im Jahre 1497 Neufundland 
u. f. w. für England entvedte, wenige Jahre zuvor als Handelsagent in Briftol 
im Intereffe des englifhen Handels mit Island eine Unterhandlung mit der däni— 
ſchen Krone geführt hatte (vgl. Rafn, in den Annalen for Norbift Oldkyndighed, 
Jahrg. 1840—41, ©. 35). Beide Männer fonnten ſomit von den früheren Ent- 
deckungen im Weften recht wohl Kenntniß erlangt haben; Adam von Bremen, der 
aus dem Munde des Dänenkönigs Sorina von Binland erfahren hatte (Gesta 


89 * 


612 Eonfalpi. 


Hammab. eccl. pontif. IV, c. 38), oder auch Orvericus Vitalis (Histor. eceles. X, 
©. 767 bei Duchesne), mochten beide Veranlaffung zu Nachfragen gegeben haben, 
und wenn in färdifchen Volksliedern noch in weit fpäterer Zeit die Erinnerung an 
Binland lebendig war (fiehe das Lied in den Antiqu. Amer., ©. 330 u. 332), fo 
fonnte dieſe in Island dazumal um jo weniger erlofhen fein. Aber freilich mehr als 
dieſe bloße Möglichkeit läßt ſich nicht erweifen, und gewiß ift jevenfalls, daß C. 
wenigftens nicht den Fahrten der Norbleute folgend neue Länder zu entveden, ſondern 
vielmehr nur einen kürzeren Weg zu den bereits befannten Reihen des öftlihen Aſiens 
zu finden beabfichtigte (gl. Humboldt, Kosmos UI, S. 276— 277, und Ghillany, 
Geſchichte des Seefahrers Ritter Martin Behaim, S. 57 Anm., welche indeffen zu 
apopiktiich gegen des C.'s Willen um die älteren Entvedungen fi auszufprechen 
ſcheinen); für ihn konnten fomit jene älteren Reifen, jelbft wenn er von ihnen Kennt- 
niß hatte, doch nur untergeordneten Werth behaupten, — Die Quellen über die vor: 
columbifhen Entdeckungen in Amerika find übrigens, von trefflihen Unterfuhungen 
begleitet, herausgegeben in den Antiquitates Americane von Rafn, 1837, und 
Grönlands hifterifte Mindesmärker, Bo. I—II, 1838—45; eine überſichtliche 
deutſche Bearbeitung ihres Inhaltes gewährt Wilhelmi, Island, Heitramannalan, 
Grönland und Binland, 1842. — 


Eonfalvi. 


Die Wirkſamkeit diefes berühmten Kardinals und Staatsmannes ift mit der 
neueren Geſchichte des römischen Stuhles auf das engfte verbunden. Am Schlufje 
des achtzehnten, Jahrhunderts hatte man fi dort, bei innerer Machtloſigkeit, mit 
prunfvollen Formen in vollfommene Selbfttäufhung eingewiegt; hierauf folgte 
die tiefe Erniedrigung während der napoleonifhen Zeit, und an dieſe ſchloß 
fih in raſchem Umfhwunge jener allgemeine Drang nah Wiederherftellung, 
welcher auch der Kurie Muth und Gelegenheit gab, zerriffene Fäden neu zu knů— 
pfen und den Wicberaufbau des halkzertrümmerten Gebäudes zu beginnen. Gerade 
durch dieſe drei denfwürdigen Wandelungen hindurch zieht fi die Lebenszeit des 
Kardinals. Er reifte in der erften zum Maune heran, wirfte in der zweiten, er- 
reichte den Glanzpunkt feiner öffentlichen Stellung in ver dritten, und ſchied aus 
viefem Leben, als der weitverzweigte Baum der römijchen Kirche, zwar vom Sturme 
gebogen und den veränderten Strömungen der Zeit fich anfchmiegend , aber in 
Kern und Mark unverändert, feine Wurzeln von neuem nachhaltig in das Leben 
der Völker geſenkt zu haben jchien. 

Ereole Confalvi wurde am 8. Brachmonat 1757 zu Rom geboren, ges 
hörte übrigens einer Yamilie an, die von dem Großvater Brunacci her in 
das Geſchlecht der Marcheſen Gonjalvi aufgenommen, und feitvem zu Tosca- 
nella, einer Stadt in der Delegation von Viterbo, anfäßig geworden war. Daß er 
als der Erftgeborne feines Haufes gleihwohl für vie geiftliche Laufbahn beſtimmt 
wurde, mag ven Berhältniffen der Zeit beigemeffen werben. Denn auch der rö- 
miſche Adel war in ber Kirche aufgegangen, gerade wie in allen fatholifchen Yän- 
dern, feit mehr als zwei Jahrhunderten, Kurie und Regierung die engften Wechfel- 
beziehungen zu einander begründet hatten. 

Seine Bildung empfieng ver junge C. auf den Schulen von Urbino, 
und feit dem Jahre 1771 auf dem Seminarium von Frascati. Diefe Anftalt 
ftand unter ver Leitung des dortigen Bifchofes, des Kardinals von Norf, der als 
der legte Stuart und als Bruder des englifchen Prätenventen in allen feinen An- 
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ſchauungen bie gebeiligten Rechte des Königthums mit der Weihe der katholiſchen 
Kirche in enger Verbindung erhielt. Hier in Frascati fand fpäterhin Karl Eduard 
im Jahre 1788 nad einer Reihe abenteuerlicher Unternehmungen die ewige Ruhe; 
ver gleichgefinnte Bruder hielt ihm, als dem rechtmäßigen Könige Karl, das Tobten- 
amt und nannte fich felber Heinrich den neunten, König von England und Frank— 
reih. Eine Atmosphäre wie diefe mußte von dem entſcheidendſten Einfluffe auf die 
Lebensanfhauungen C.'s fein. 

In den malerifhen Umgebungen von Frascati legte C. auch den Grund zu 
feiner fpäteren Laufbahn. Den Jüngling machte nicht weniger die anmuthige Ge— 
ſchmeidigkleit ſeines Benehmens, als fein hervorragendes Talent bemerflih, und fo 
verſchaffte er fi den Zutritt in die Girfel angefehener römifher Familien, die 
auf den Landfigen jener Gegend einen großen Theil des Jahres verbrachten. Die 
dafelbft angelnüpften Verbindungen erweiterten fid, als er im Jahre 1776 in die 
Accademia ecclesiastica zu Rom eintrat, auf ber er fünf Jahre zubrachte; fie 
fteigerten fich bis zur perfönlihen Huld des Papftes Pius VI., die von einem 
unerſchütterten Zutrauen in den Charakter und die Talente C.'s begleitet war. 
Unter folder Gunft der Umftände ftieg diefer raſch von einer Ehrenftelle zur an— 
dern empor, und ſchon im December 1792 wählte ihn Pius VI. zum Uditore 
della sacra Rota, bes oberften geiftlihen Gerichten der Fatholifhen Chriftenheit. 
Seine Beamtungen bradten E. in enge Verbindung mit den ausgezeichnetften Kar: 
binälen; fie weiſen zugleih darauf hin, daß E. fi) den gefegeberifchen Studien 
der römifhen Prälatur gewidmet hatte. Die Priefterweihe hat er nie empfangen. 

Mittlerweile waren vie Stürme der franzöfifhen Revolution auch dem römi- 
ſchen Staate näher gerüdt. Die Emigration wendete fi, ehe fie fih in Koblenz 
eine militärifche Organifation gab, vorzugsweife nad Italien. DegHof von Turin 
wurde ber anfängliche Knotenpunkt aller politifhben Gegenbeftrebungen. Die Illu— 
fionen der Emigranten über die Yage ihres Vaterlandes unterhielten die Befangen- 
beit ber italienifchen Höfe. Die in Wort und Ausdruck milde, aber in Gedanken 
und Abficht feinplihe Einmiſchung Kaifer Leopolds in die franzöſiſchen Ange: 
legenheiten wedte ven Gegenfag und die Peidenfchaften. Erſcheinungen wie diefe war: 
fen in die öffentliche Meinung des jeit Jahrhunderten aller freien politiſchen Diskuſſion 
beraubten Landes eine Gewitterfchwüle, welche von vorne ‘herein jede ruhige Wür- 
digung der Thatſachen erfticdte. Durch alle feine VBerhältniffe in die damals ton- 
angebenven Kreife hineingezogen, war auch E. von den Gindrüden des Tages be— 
herrſcht. Er wurbe ein einfeitiger und leivenfchaftlicher Gegner der franzöfifchen 
Revolution. Diefes Benehmen war keineswegs taftvoll, aber e8 war der Wider: 
flang der ganzen fchiefen Lage, in welche ver päpftliche Hof hineingerathen war. 
Bereits hatte die widerſpruchvolle Weiſe, mit der man fich in die fchmierige 
Frage über die bürgerliche Verfaffung des franzöfifchen Klerus eingemifcht, wejent- 
lich dazu beigetragen, vie Lage Ludwigs XVI. zu verfchlimmern. Die Ermordung 
des franzöftihen Geſandten Baffeville, fo ſchwer aud immer die Verſchuldung 
dieſes Mannes und feiner Umgebung in die Waagfchale fallen mochte, blieb eine 
Verlegung des Völkerrechts. Zwar trat Frankreich durch die gewaltſame Einver- 
leibung Avignons die pofitiven Verbältniffe mit Füßen; aber diefe Mafregel be- 
rührte die Sache der Religion und Kirche innerlid) in feiner Weife, und durfte nicht 
mit dieſer verwechfelt werden. Dennod wagte man ſich auf das feld politifcher 
Intriguen, man ſchürte in Neapel, man verhanvelte mit Defterreih und England, 
und man that dieß alles in völliger Gevantenlofigfeit, weil man nicht mehr am 
den Sieg der fo oft Über vie Grenzen zurückgewieſenen franzöfiihen Armeen glaubte. 
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Auch das fiegreiche Auftreten Napoleon Buonaparte's auf den Feldern von Ober- _ 
italien, zuletzt noch fein entjcheivender Sieg bei Rivoli am 14. Januar 1797, 
brachte die Kurie nicht zur Befinnung. Sie beharrte in dem lächerlichen Ent: 
fchlufje, ihre zufammengewürfelten Truppen den friegsgeübteften Solvaten ber 
damaligen Zeit entgegenzuführen. Daher wurden viefelben am Senio und vor 
Ancona leichten Kaufs auseinandergejagt. (4. und 9. Hornung 1797.) Rad 
folhen Demüthigungen blieb nur der einzige Ausweg, den Frieden von Tolentino 
(19. Hormung 1797) mit ſchweren und faft unerfchwinglihen Opfern zu erfaufen. 

Diefe ganze Reihe von Fehlgriffen hatte Ercole C. redlich durchgelebt und 
mitgemacht, Während der Zerwürfniſſe mit dem franzöfifchen Direktorium, welche 
dem Waffenftillftande folgten, zum Assessore delle arme ober Kriegsminifter er- 
nannt, war ihm bie wenig beneivenswerthe Aufgabe geworben, vie militärifchen 
Ungelegenheiten des Kirhenftaates einem Manne wie Napoleon Buonaparte gegenüber 
zu leiten. Auch nad) dem Frieden von Tolentino blieb er auf dieſem Poften, und vie 
bärtefte Prüfung follte erft fommen. Unter dem Schirme ver franzöfifchen Bejagung 
von Ancona wurde der Kirhenftaat revolutionirt, und am 28. December 1797 erfolgte 
jener Aufruhr zu Rom unter Ceracchi's Leitung, der ven Tod des Generald Du- 
phot, umd die Abreife des franzöfifchen Gefandten, Iofeph Buonaparte’s, zur Folge 
hatte. Berthier befam den Auftrag das römifche Gebiet zu befegen. Er hielt feinen 
Einzug in Rom am 10. Hornung 1798; am 16. Hornung folgte die Verkündi— 
gung der Republif, und ſchon am 20. Hormung wurde Pins VI. als Oefangener 
nadı Siena abgeführt. 

C., welchen die republifanifhe Partei in ächt revolutionärer Weife beihul- 
digte, durch feine Weifungen die blutigen Auftritte des 28. Decembers veranlaßt 
zu haben, ward, eingeferfert, nad) einiger Zeit jedoch wieder auf freien Fuß ge- 
jest, und begab ſich hierauf nach Dberitalien. Hier fanden fih allmählig vie Kar- 
binäle zufammen, um im Falle der vorausfichtlid bald erfolgenden Erledigung bes 
päpftlihen Stuhles zur Einleitung einer neuen Wahl beifammen zu fein. Schon 
am 29. Auguft 1799 verjchied Pius VI., und das Konklave trat am 1. Deceniber 
1799 in Venedig zufammen. 

Dieß war der Wendepunkt, durch welchen E. zu einer dauernden amtlichen 
Stellung, und von da aus zu einer europäiſchen Wirkfamkeit gelangte. Der äußern 
Veränderung gieng eine innere Umwandlung zur Seite. Sei es, weil feine Mei- 
nung von der Autorität hochgeftellter Perjönlichkeiten frei geworben, ſei ed weil 
jeine Anfichten ſich wirklich geändert hatten, furz, die franzöfifchen Angelegenheiten 
fhienen C. jet nad einem andern Mafftabe beurtheilt werben zu mitffen. Er 
fah große Greigniffe ſich vorbereiten, und faßte ſchon damals die Laufbahn Na- 
poleon Buonaparte's in’s Auge. Ohne von neuen und großen Ideen erfüllt zu 
fein, erfannte er doch die Nothwendigkeit, vie Verhältniffe des römiſchen Stuhles 
den Veränderungen der Zeit anzupaffen. Uebergänge zu bilden, gegebene Stoffe 
zu geftalten, über Kleines und Unmefentliches hinwegzugehen, um wichtige Zuge: 
ftändniffe zu erhalten, einen und benjelben Faden durch alle Bermummungen von 
Zeit und Dertlichkeit ununterbroden fortzufpinnen, bald zuzuwarten ober hinter 
dem Vorhange thätig zu fein, bald bervorzutreten und den günftigen Moment zu 
erfaſſen: viefe ächt diplomatiſche Kunft haben Wenige fo gut verftanden und 
trefflich geitbt wie er. 

Nah mehrmonatlihem Kampfe der beiden Hauptfaktionen hatte das Konklave 
enblid in dem Bifchofe von Imola, Barnabas Ludwig Chiaramonti, eime Per- 
fönlichkeit gefunden, melde vie Interefien ver ftreitenden Parteien am wenigſten 
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zu verlegen ſchien. C. war es, der viefe Richtung eifrig beförberte, den zögernden 
Benebiktiner durch die Macht feiner Ueberredung zur Einwilligung beftimmte, und 
von biefer Stunde an einen Einfluß auf deſſen Gemüth erlangte, der nur mit 
dem Tode erlofh. Der am 14. März 1800 erwählte Bapft, ver fi) den Namen 
Pius VII. beilegte, ernannte C. fofort zum Prosegretario di Stato und bald 
nachher zum wirklichen Staatsjefretär. 

Wenige Tage nad dem Siege von Marengo ließ ber erfte Konful bie ver- 
traulihe Mittheilung nah Rom gelangen, wie angelegentlid er in Gemeinſchaft 
mit dem Papfte die katholiſche Kirche in Frankreich wieder herzuftellen wünſche. 
Auf diefen Antrag wurde eingegangen, und Monfignor Spina nad Paris ent- 
jendet, um die Ungelegenheiten des römiſchen Stuhles zu vertreten. Daß damit 
eine allgemeine diplomatiſche Frontveränderung verbunden war, lag in der Natur 
ver Sache. Man wurde behutfam gegen Defterreih, man wenbete dem Karbinal 
Maury, damals Biſchof von Montefiascone, den Rüden und brady die Berbin- 
bungen mit Ludwig XVII. ab. 

Die Wieverherftellung einer kirchlichen Ordnung war für Frankreich unab- 
weisbares Bedürfniß; der Gegenfag beeivigter und unbeeidigter, verheiratheter und 
umverheiratheter Priefter durfte nicht länger fortbeftehen. Aber nachdem vie Re- 
volution mit der ganzen Vergangenheit gebrochen hatte, konnte die Wieberherftel- 
lung der geiftlihen, wie die der bürgerlihen Angelegenheiten nur durch Bermitt- 
lung ver öffentlihen Meinung und des Nationalwillens geſchehen. Dies ſchloß 
folgerichtig die Einberufung eines Nationalkonciliums in fi. Aber ein ſolches 
hätte geiftige Erörterungen, eingreifende Reformen und verfaffungsmäßige Zuflände 
nach fich gezogen, denen Napoleon jhon aus Grundſatz, mehr aber noch, weil er 
bereit nad der Krone langte, aus perfönlichen Triebfevern, gram war. Nicht 
minder hatte die Kurie guten Grund, viefen Weg zu vermeiden; benn er hätte 
ſchnurſtrals zur pragmatifhen Sanftion, zu den Freiheiten der gallikaniſchen Kirche, 
und zu den von biefer angenommenen Beſchlüſſen der Kirchenverfammlungen von 
Konftanz und Bafel zurüdgeführt. So vereinigten fi die Herrfchfucht der römi- 
[hen Kirche und die Selbſtſucht Napoleons in dem Wunſche, den jehwierigen Knoten 
durch ein eigenmächtiges Konkordat zu löſen. 

Aber die ganze Verhandlung geftaltete fih von Anfang an zum entſchieden⸗ 
ſten Vortheile der Kurie. Napoleon hatte den erften Schritt gethan, jene war bie 
gebetene, ihr Entgegentommen mußte ald Huld und Gnade angefehen werben. Der 
erfte Konful bedurfte der Kirche fichtbar für feine weltlihen Zwede; dies gab der 
Kurie Beranlaffung, Beringungen zu ftellen, die der Hierarchie zu Gute kamen. 
Iener fuhr ungeftüm auf fein Ziel los, nur mit Mühe geheime Wünfche ver: 
bergend ; um jo mehr war die Kurie darauf bedacht zu zögern, hinzuhalten, hin- 
auszufhieben. Die Verhandlungen wurden ſchwierig; der ungebuldige Diktator 
ftellte eine unwiderrufliche Frift. Yängere Weigerung ſchien gefährlih. Der Kar: 
dinal C. eilte nad) Paris, wofelbft er am 20. Juni 1801 anlangte. Noch einmal 
erneuerte er Forderungen, welche bewiejen, wie wenig Rom aud unter dem ſchwie— 
rigften Umftänden geneigt ift, feine Anfprüche freiwillig aufzugeben. Sie blieben 
unerfüllt. Aber aud in der Geftalt, die das Konkordat durch den Abſchluß vom 
15. Juli 1801 erhielt, durfte es als ein Sieg der römiſchen Diplomatie betrachtet 
werben. Schon in der Thatjache jelbft lag die glänzendfte Anerkennung der päpft- 
lihen Autorität. Der Verzicht auf die Zurädforverung ver geiftlichen Güter aner- 
kannte ein Recht und dieß kam einer grunpjäglichen Mißbilligung der Beſchlüſſe vom 
2. November 1789 gleich, Die Nothwendigkeit der püpftlihen Einfegnung ver 
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Bifchöfe machte die weltliche Regierung in den Wahlen von den Wünſchen ber 
Kurie abhängig, und in der Ausführung des Paragraphen, welcher vie Erledigung 
fämmtliher Biſchofsſitze und geiftlihen Stellen feftftellte, war dem römifhen Hofe 
ein wirffames Mittel geboten, ven Unterſchied zwifchen beeidigten und uubeeidigten 
Prieftern zu Gunſten ver letztern geltend zu machen. 

Die Dinge verliefen deßwegen auch nicht fehr glatt. Zunächſt ſchmähten vie 
überfpannten Köpfe in Rom über das entgegenfommenve Verfahren C.'s und in 
Frankreich alle diejenigen, melde den Zuftand ver 1789 als alleinigen Maßſtab 
betrachteten. Aber au die andern, welche jedes Uebereinfommniß mit der Kurie 
verwarfen, bildeten eine keineswegs verächtlihe Maſſe. Napoleon hatte den Kalt: 
finn feiner nächften Umgebung, vie Widerfpenftigkeit der Tribunale zu überwinden, 
und bie Außerft böfliche, aber Fühle und bis zur Naivetät ungefchminfte Note des 
Karbinals C. vom 30. November 1801 fagte ihm veutlih, daß Nom jedweder 
Konceffion feine Anſprüche auf ven geiftlihen Primat voranftelle. Dieſe Erfahrungen 
waren e8 ohne Zweifel, welche ven erften Konful beſtimmten, die Veröffentlichung des 
Konkordats bis zum 8. April 1802 hinauszufchieben, und daffelbe durch eine Reihe 
organifcher Artikel zu ergänzen. 

Diefe organifhen Artikel verftärkten ven Hauptfehler, ven man bereits be- 
gangen hatte. Denn fie entfchieven einfeitig über fehr gewichtige Puntte, 
deren Bereinbarung nothwendig in dem vorausgegangenen Orundvertrage hätte 
ftattfinden follen. Das Hervorziehen der vier Artikel von 1682 und die Grinne- 
rung an bie gallitanifchen Freiheiten war bloßer Klingklang, welcher Die imperia= 
liftiihen Tenvenzen Napoleons umbüllte. Die tiefe Unwahrheit aller Berhältniffe 
des Konfulates trat damit erft völlig zu Tage. Das Benehmen der Kurie war 
äußerft taftwoll. Mit großer Feinheit ſah E. von ver Eigenmächtigfeit des Ver— 
fahrens gänzlich ab, zog ſich innerhalb der Grenzlinien der fatholifchen Lehre zu— 
rüf, und verlangte im tieffter Befcheidenheit nur die Mopififation von Ar— 
tifefn, welche mit jener im Widerſpruche ftänven. Seine Bitte war vergeblich, ver 
Wille des erften Konſuls wurde erfüllt, aber in ver öffentlihen Meinung, in ven 
Augen der ganzen katholiſchen Welt fiegte der römiſche Stuhl. Man betrachtete 
das Konkordat als unantaftbaren Pakt, vie organischen Artikel ale Willkühr. Das 
gab dem Konkordate feine weltgeſchichtliche Bedeutung; es blieb der formelle Stüß- 
punft für die weitern Bejtrebungen der Kurie. Noch beburfte es indeſſen einer 
Reihe gewaltiamer Schläge und bitterer Demüthigungen, um viefe Wirkung ber= 
vortreten zu laffen. Vorläufig waren die organiſchen Artifel vie erfte Quelle der 
wachſenden Mifverhältnijje zwifhen Napoleon und dem römifhen Hofe. Bald 
aber riefen die Verhandlungen über das italienifhe Konforbat neue Schwierigkeiten 
hervor, und die Anweſenheit ves Kardinals Feſch, ver an Cacaults Stelle trat, war 
nicht geeignet, die Verhältniffe freundlicher zu geftalten. Die Kurie zögerte, Napo- 
leon ſprach von unvorfichtigen Rathgebern und veutete auf C. 

Mittlerweile gebar ver Mai des Jahres 1804 das neue Kaiſerthum und 
Napoleon forverte die päpftlihe Weihe. Pius VII. zögerte lange, der an ihn er: 
gangenen Einladung Folge zu geben; er warb aber zulegt dur C.'s Erwägungen 
beftimmt. Die Krönung fand am 2. December ftatt. Der Papſt weilte bis zum 
4. April 1805 in Paris, ohne ein einziges von ven Zugeftändniffen zu erlangen, 
auf die man gerechnet hatte. Dennoch lag in dem hoben Werthe, ven Napolcon 
anf die kirchlichen Geremonieen legte, eine Anerkennung der firdlihen Macht, vie 
vieles andere aufwog. — Die Lage der europäifchen Angelegenheiten aber verwidelte 
fih mehr und mehr. Schon im Frübjahre 1805 hatte ſich Napoleon auch die ita- 
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lienifhe Königsfrone auf das Haupt gefegt. Der Krieg wider Oeſterreich und 
Rußland Fam zum Ausbruche und führte, nod vor der Schlacht von Aufterlig, 
am 15. November 1805 die Belegung von Ancona herbei. Die Bourbon'ſche 
Königsfamilie in Neapel wurde geftürzt, und Napoleon verfügte, ohne den Pabft 
zu fragen, über die Fürſtenthümer Benevento und Pontecorvo. Am 16. Brachmonat 
1806 fetste eine Note ven Papft hievon einfach in Kenntniß. Pius VII, von Natur 
rehtlih und gefühlvoll, aber unerfahren im politifchen Intriguen , verlor feine 
Kaltblütigkeit und nahm gegen Napoleon einen gereizten und empfinvlichen 
Ton an, welher den Umftänden nicht angemeffen war. Auch der Karvinal C. 
vermochte nicht dem geheimen Mitgefühl für die Sache ver geftürzten Königsfa- 
milien, ſowie ber.alliirten Mächte überhaupt völlig Schweigen zu gebieten. Napo- 
leon aber war nicht der Mann, fid) über ſolche Dinge zu täuſchen; mehr als 
je ſchien er es darauf anzulegen, ven Papft von jeinen bisherigen Rathgebern zu 
trennen. Die Stellung C.'s wurde unhaltbar ; hen am 17. Brachmonat 1806 
gab er feine Entlaffung. Doc blieb er nach wie vor in dem Vertrauen des Pap- 
ftes, und war im Stillen thätig. 

Die Ereignifje folgten fih nun jchnell. Der Friede von Tilfit riß den Dik— 
tator Europa’8 zu den gewaltfamften Mafregeln fort. Auch der Kirchenftaat fühlte 
die ganze Wucht dieſes nach allen Seiten hin eingreifenden Regierungsfyftens. 
Am 2. Hornung 1808 erfolgte die Bejegung des römischen Gebietes durch bie 
franzöfifhen Truppen, und Napoleons Dekret vom 17. Mai 1809 ſprach bie 
Entthronung des Pabſtes als weltlihen Fürften aus. Das päpftliche Gebiet wurde 
mit dem Kaiferreiche vereinigt, Rom zu einer kaiferlihen Stadt erhoben, dem 
Papfte felber ein Einfommen von 2 Millionen zugeſichert. Jet zögerte Pius VII. 
nicht lange zu den äußerſten Mitteln zu greifen; er ließ am 10. Brahmonat 
1809 die im Stillen längft vorbereitete Bannbulle gegen Napoleon und feine Werf- 
zeuge verkünden. Wir legen diefem Aktenftüce feinen Werth bei; es war ein grober 
Verſtoß gegen den herrſchenden Geift ver Zeit, ein Werf priefterliher Befangen- 
heit, mit halbem Muthe ausgeführt. Enthielt die Bannbulle doch nur die ein- 
fache Exkommunikation, nicht das höhere Anathem. Nur die nachkommenden Ereig- 
niffe und die groben Fehler der Gegner konnten diefem Schritte eine Wichtigkeit 
beilegen, die er an fi faum gehabt hätte. Sofort folgte ſchon am 6. Juli 1809 
die Verhaftung des Papftes und feine Abführung nad Savona, 

Beim Erlaffe der Bannbulle befleivete Monfignore Pacca das Amt eines 
Profegretario ; man wußte aber ſehr beftimmt, daß jener Schritt ganz im Geifte 
und Sinne C.'s, und mit feiner ausprüdiihen Billigung gefchehen war. Aud) 
dem Kaifer Napoleon war dies nicht unbekannt geblieben ; dennoch ließ er ven 
Karvinal noch fünf Monate ruhig in Nom verweilen, während Monfignore 
Pacca von Pins VII. gewaltfam getrennt, und nad Feneſtrelles in die Ge- 
fangenihaft abgeführt wurde. Dies geſchah, wie die Folge erwies, nicht ohne 
Abſicht. 


Bald eröffnete ſich ein Schauſpiel anderer Art. Die Ehe Napoleons mit 
Joſephine ſollte getrennt, eine neue mit der Erzherzogin Marie Louiſe geſchloſſen, 
und für beides die Sanktion der Kirche gewonnen werden. Seltſamer Wider— 
ſpruch! Man hätte denken follen, daß ver Mann, vor dem Fürften und Völker 
fi beugen mußten, deſſen gewaltigem Schwerte nichts zu widerftehen ſchien, ſchon 
mit Hülfe der Geſetze feines Landes fich eines folhen Aftes hätte begeben können. 
In der That gieng aud Napoleon zunäcft viefen Weg ; aber dennoch wollte er, 
daß die Kirche ihr Amen dazu ſpräche, und zwar mit einem Geſichte, als ob fie 
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es freiwillig thäte. Die Art, wie er dies zu bewerfftelligen fuchte, bleibt das ächte 
Meifterftüd einer deſpotiſch launenhaften Grille. In diefe Verwidlung wurbe auch 
C. wieder hereingezogen. Napoleon dachte nämlich ftolz und folgerichtig genug, um 
die Berufung auf Pius VII. zurückzuweiſen, ver einft bei ver kirchlichen Wieder 
berftellung der Ehe mit Jofephine ausprüdlih um die Losſprechung von den Be- 
fimmungen ber triventinifchen Kirhenverfammlung angegangen worben war; benn eben 
der Mangel der Formen, für die man von dem Pabfte die ausprüdliche Befrei- 
ung erhalten hatte, ward nunmehr zum Rechtsgrund der Scheidung erhoben, und 
auf diefe Grundlage hin fprad eine eigens gebilvete geiftliche Behörde (officialite) 
biefelbe aus. Wie bei Auflöfung der frühern, fo kümmerte fih Napoleon auch bei 
Eingehung der neuen Ehe weder um die Satungen der Kirhe, noch um bie 
Bannbulle des PBapftes : dennoch wünſchte er fehnlichft die Gutheißung oder min- 
beftens eine anerfennenbe Theilnahme in irgend welchen Formen. Er berief dem— 
nah die Karbinäle nad Rom, augenſcheinlich um über die obſchwebende Frage 
und gelegentlih and über andere Gegenftände eine BVerftändigung zu erzielen. 
Auch E. reiste auf feinen Befehl am 10. December 1809 dahin ab. Auf ihn 
hatte e8 der Kaifer vorzugsweiſe abgefehen. Aber alle Berfuche waren vergeblich; fie 
machten den Riß nur vollftändiger, Als nad einer Vorftelung in den Zuilerien 
Napoleon ſich mit den fchmeihelhaften, aber nad) eignem Wiffen unwahren Worten 
an den Karbinal wenbete: „Wenn Sie, Herr Karbinal, bie Leitung der firchlichen 
Angelegenheiten behalten hätten, fo würden fie micht vahin gelangt fein, wo fie 
jest ftehen” und ver Kaifer viefen Gedanken zu verfchievenen malen wiederholte, 
fo antwortete E. eben fo oft und unter immer ftärkerer Betonung: „Ew. Maje- 
ftät befinden fih im Irrthum; die Lage der Dinge würde genau die nämliche 
fein!" Nichts beweist fo ſehr die enge Solivarität aller einzelnen Glieder ver 
römischen Kurie, als diefe einfache, und wir müffen binzufegen, unter den dama— 
ligen Umftänden höchſt muthvolle Yeufferung. Nur wenige Karbinäle wurden ge- 
wonnen; bie Mehrheit ftand dem Berlangen des Kaijerd entgegen, unter Beru- 
fung auf das Oberhaupt der Kirche. Diefe Mehrheit wohnte zwar ber bür- 
gerlihen Feier der Bermählung Napoleons bei; aber an der kirchlichen Ein- 
fegnung, die am 2. April 1810 ftattfand, nahm fie feinen Theil, Die Strahlen 
des napoleonifchen Zornes ließen nicht lange auf fi warten. Die widerſpenſtigen 
Karvinäle, die man die ſchwarzen nannte, wurden nad verjchievenen Orten des 
nörblihen Franfreihs verbannt, EC. mit Brancadoro nah Rheims, wo er bis zu 
Anfang 1813 verweilte. 

Napoleons Mafregeln brachten unterdeſſen vie kirchlichen Angelegenheiten in 
immer größere Verwirrung. Bald nahm er, fo oft Pius VII. fih unwillfährig 
zeigte, zu den Wrtifeln von 1682, bald zur Berufung eines Nationaltonciliums 
feine Zuflucht, bald nöthigte er dem im feinen Empfindungen wohl unerjchütter- 
lien, aber in Einfihten und Urtheil oft ſchwankenden Pabſte ein Zugeftänpuiß 
ab, wie ſolches mit dem befannten Breve von Savona gefhah. Aber Napoleon 
hatte den Zenith feiner Macht erreicht ; der verhängnigvolle Ausgang des Feld— 
zuge vou 1812 deutete auf ven Niedergang. Im Angeſichte eines furchtbaren 
Kampfes, aber no immer getäufcht und ſich jelber täufchend über den Umfang 
der begimmenden allgemeinen Reaktion, ließ er ven Pabſt nad Fontainebleau jchaf- 
fen, wo viefer den Entwurf des Konforbates vom 25. Januar 1813 unterzeich- 
nete. Hierauf wurde ihm ver Berfehr mit feinen Karpinälen wieder freigegeben ; 
auch E. und Brancadoro begaben fih im Hornung 1813 nad Paris. Aber 
Pius VIEL hatte nicht ſobald die Anfichten C.'s und der übrigen Karbinäle ver- 
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nommen, als er fich beeilte, in einem Schreiben an Napoleon vom 24. März 1813 
unter dem Borwande von Gewiffensbiffen die eingegangenen Verpflichtungen wieder 
zurüdzunehmen. Dießmal machen inveffen die jefuitifchen Ausflüchte, die man in 
die Seele des ſchwachen Papftes legte, einen eben fo peinlihen Einvrud, als bie 
Gewaltſtreiche und Gauflerkünfte Napoleons. Pius VII. wurde aufs neue verein» 
zelt, und jede Berbindung mit ihm überwacht. 

Die Borzeihen des Sturmes, der Frankreich felber bedrohte, rüdten unbeil- 
verfündend näher und näher. Die Leipziger Schlacht hatte die franzöfifchen Heere 
aus Deutfhland hinausgeworfen, und die Alltirten ſchickten fih an den Rhein zu 
überfchreiten. Es war zu Anfang-1814. Um viefe Zeit warb der Karbinal C. von 
Fontainebleau nach Bezidres abgeführt. Unmittelbar darauf erfolgte pie Freigebung 
des Papftes, ver fofort fhon am 23. Januar 1814 vie Rüdreife nad Italien 
antrat. Zu Bezidres erfuhr E, die Heimkehr des Papftes, und ſpäter die Ab- 
—— Napoleons durch den Senat. Unverzüglich trat der Kardinal den Rückweg 
nach Italien an und ward ſchon in Foligno vom Pabſt aufs neue in das Amt 
eines Staatsſekretärs eingeſetzt, mit dem Auftrage unverzüglich nach Paris zurüd- 
zukehren. Er traf im Mai 1814 daſelbſt ein, ſetzte aber bald ſeine Reiſe nach 
London fort, woſelbſt Fürſten und Diplomaten ſich zu ſammeln begannen. So 
leitete ſich von ſelbſt ſeine ſpätere Wirkſamleit an dem Kongreſſe zu Wien ein, 
deſſen Verhandlungen und Beſchlüſſe die heutigen Staatenverhältniſſe Europa's 
feſtgeſtellt haben. Sie gaben der Kurie ihre frühere Stellung, dem Kirchenſtaate 
ſeine Unabhängigkeit zurück, obſchon die ausſchweifenden Anſprüche, wie ſie der 
Kardinal erhoben hatte, beſeitigt werden mußten. C. trat in die umfaſſende Wirt- 
famfeit der legten neun Jahre feines Lebens ein. 

Ber die Stellung der Kurie von dem Ausbruche der franzöfifhen Revolution 
hinweg bis zum Abſchluße des Konkordats von Fontainebleau überblidt, ver wirb 
geftehen müfjen, daß die Wiederherftellung derfelben weniger das Werk ihrer felbft, 
als der allgemeinen Zeitumftände war. Weber die Bannbulle: des Papftes, noch 
die Feſtigkeit der Karbinäle, nod die Hartnädigfeit des Episkopates hätten, ohne 
die Mitwirkung viel mächtigerer Hebel, auf die Dauer ein foldes Ziel zu errei- 
hen vermocht. Wie die franzöfifche Revolution alle geſellſchaftlichen, politiihen und 
religiöfen Elemente in volle Gährung gebracht hatte, fo wirkten nun diefe insge- 
fammt in der eingetretenen Reaktion gegen diefelbe zurüd. Die romantiſche Ber- 
Härung, in welder das gefammte Mittelalter erſchien, nachdem man in feinen 
Schöpfungen eine fo furdtbare Berwüftung angerichtet hatte, ließ die Kirche noth- 
wenbig als Glanzpunft veffelben erjcheinen. So erhielten die verjchiedenartigften 
Triebfedern einen religiöfen Hintergrund ; die Beftrebungen des Freiheren von Stein 
fo gut wie die Previgten der Madame Krüdener, die romantifhe Schule wie Burke's 
nüchterne Betrachtungen, Müllers Geſchichte der Eivgenofjen wie Fichte's Reden 
an die deutſche Nation, die Kämpfe der Guerillas in Spanien, wie die der großen 
alliirten Heere: alles das wirkte zufammen. C.'s feiner Taft erfannte diefes frühe: 
er betrachtete vie Reftauration der römiſchen Kirche als ein Wert ver Zeit. Daß er, ver 
nunmehr durch Geift und amtliche Stellung der hervorftehenpfte Repräjentant ver 
Kurie wurde, diefe Gunſt der Lage auf das forgfältigfte benüten würde, ließ ſich 
zum vorand erwarten. Aber wir haben bereits gefehen, daß er das Weſen ber 
Kirche nur nad der Befangenheit des römifchen Standpunktes ermaß, und nicht 
von ferne die Idee einer innerlichen Wiedergeburt der gefammten katholiſchen 
Ehriftenheit zu erfaffen vermochte. Berfuchen wir baher feinen Beftrebungen, im 
Bergleihe mit den mmerläßlichen Aufgaben ver Zeit, die gebührende Stelle anzuweifen. 
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Die Lage der Aurie war in der That eine günftige, freie und unabhängige, 
wie fie es ſeit der Berjegung des päpftlihen Stuhles nad Avignon nicht mehr 
gewefen war. Die politiihen Schranken, welche feit drei Jahrhunderten fie gefef- 
felt und verbumpft hatten, waren gefallen. Gerade die Gewaltſamkeit der franzö— 
ſiſchen Revolution ebnete biefür den Boden, und das Konforvat mit Napoleon 
war der erfte Schritt auf diejer neuen Bahn. Keine politifhe Berfafjung irgend 
welches Landes konnte ein Vorwand werben, die Verbindungen mit katholiſchen Völ— 
terfchaften zu unterbrechen. Der Unterfchien zwiſchen Monardhie und Republit kam 
nicht mehr in Betracht. Die Kurie mußte, wollte fie nicht Nüdjchritte machen, 
ihre Aufmerkſamkeit mit derfelben Sorgfalt den vereinigten Staaten zuwenden, 
deren freie Verfaffung ihr wenigftens fein Hinderniß in den Weg legte, ald den 
neu erftehenden Republifen des ehemals ſpaniſchen Amerika, wo ohnehin der öffent- 
lihe Geift ein ganz katholiſcher war. Proteftantifche Regierungen kamen dem rö- 
mifhen Stuhle entgegen, um durch Webereinfommniß die Verhältniffe ihrer katho— 
liſchen Unterthanen zu ordnen. Selbft England, troß der Hemmniſſe feiner Ver— 
faffung, zeigte fich gewogen. 

Der Gedanke an die Ordnung der firchlihen Angelegenheiten durch Einberu- 
fung eine® allgemeinen Koncils konnte nicht Wurzel faſſen. Gewichtiger und praf: 
tiicher wurbe die Frage, ob das Verhältniß zwiſchen den Staaten und der Kurie 
nicht durch die Vermittlung von Nationalfynoden zu regeln fei. Diefer Weg war 
durch die älteften Inftitutionen der chriſtlichen Kirche vorgezeichnet ; er ſchien dem 
Principe der Nationalitäten zu entfpredhen, das durch den ganzen Gang ver fran- 
zöfiihen Revolution in den Vordergrund gedrängt war. In der That fehlte es 
nicht an Empfänglichkeit für dieſe Form der Vereinbarung. In Frankreich war 
eine nicht unbebeutende Zahl von Geiftlihen und Yaien dieſer Anficht günftig ; 
bedeutende Notabilitäten der katholiſchen Kirche in Deutſchland bemühten ſich der- 
felben Geltung zu verfchaffen. Aber gegen dieſen Ausweg fträubte fih die Kurie 
noch mehr als gegen ein allgemeines Koncilium. Den Preis des laugen Kampfes, 
dur welchen fie alle Nationalfynoden aus dem Weg geräumt hatte, wollte fie 
ſich nicht mit einem einzigen Rude entwinden laffen. In ver That war auch die Aus— 
führung dieſes Gedankens durd; nichts vorbereitet. Die franzöfifche Revolution und das 
Kaijerreich hatten in allem, was politifche VBerfaffung betraf, mit der veinften und 
abfoluteften Willfür geendet. Die Iuftitutionen der einzelnen Staaten mußten aus 
einem Schutte durch einander gerüttelter Elemente neu aufgebaut werben. So 
lange aber die weltlichen Gewalten nicht far geordnet und gegliedert waren, konnte 
auch eine Nationalfynode nicht die ihr gebührende und nad allen Seiten weiſe 
begränzte Stellung finden. Es wurde daher dem römijchen Gefandten fehr leicht, 
am Wiener Kongrefje die Einführung von Nationalfynoden zu befeitigen. 

Sp blieb denn nur der Weg der Konforvate übrig. Diefen betrat der Kar- 
dinal C. mit fiegreiher Gewandtheit. In die Mitte der Berhandlungen geftellt 
bielt er in allen einzelnen Verträgen bie oberften Gedanken der Kurie feft, wie 
fie jeit dem tridentinifhen Koncilium unverrüdt viejelben geblieben find. „Die 
fatholifche Kirche enthält“, jo ungefähr laffen fie ſich zuſammenfaſſen, „vie reine 
Lehre des Heilandes und feiner Apoftel; fie ift dabei die einzig wahre und voll: 
berechtigte. Der Papft, von Petrus eingefegt, ift ihr fichtbares Oberhaupt. Er 
bewahrt das Dogma nad ihren Sagungen und Ueberlieferungen ; in zweifelhaften 
Fällen gilt feine Auslegung. Die Diener der Kirche find ihm untergeben ; er allein 
ertheilt die priefterlihen Weihen. Der Papft ſchützt die Gläubigen gegen den Zu: 
drang falſcher Bekenntniſſe; er hat daher die Aufſicht über Schulen und Lehran— 
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ftalten, und entj&heivet über Irrlehren. Die geiſtlichen Orden und Korporationen 
ftehen unter feiner Aufficht; er bejchirmt ihre Einrichtungen.* Auch da, wo dieſe 
Grundfäge nicht unbedingt durchzuführen waren, hat vie Kirche mwenigftens auf 
feinen einzigen derſelben ausprüdlic verzichtet. Mit bejonverer Feinheit wußte €. 
der Stellung der Kurie zu ven Katholiken in proteftantifhen Staaten den Cha- 
rafter eines Schugverhältnijjes zu geben, woburd fie eine gejeglihe Oppofition 
gegen die Regierung zu bilden im Stande waren. Ueberall wurde vie Durchfüh— 
rung der römischen Anſprüche nach örtlichen Berhältnifien ermäßigt. Man ver- 
folgte hier den Weg der Spaltung, dort den der mafjenhafteren Vereinigung, 
je nachdem ver Bortheil e8 gebot. Wurde man dadurch zu Koncejfionen gend: 
thigt, jo entſchädigte die Ungleichartigfeit ver Beziehungen, weil diefe eine Gefammt- 
vereinigung wider Nom unmöglid machten. An Schwierigkeiten founte e8 auf die— 
ſem jchlüpferigen Pfade unmöglich fehlen, und eben fo wenig ift zu läugnen, daß 
G. durd einzelne Fehigriffe diefelben vermehrte. Es ift hier nicht der Ort, den In— 
balt der unter feinem Staatsfekretariate abgeſchloſſenen oder eingeleiteten Konkor— 
date genauer zu verfolgen: vieß gehört der Geſchichte der einzelnen Staaten an, 
Doch müfjen wir ihrer im Ueberblide gedenken. 

Trog der harten Demüthigung, welde Frankreich faum erft erfahren hatte, 
ftand viefes Land bereits wieder im Vordergrund: denn nun handelte es fid) 
ernſtlich darum, den revolutionären Geift zu erftiden, ver ſowohl ver Kirche, als 
der wiederhergeftellten Dynaftie ver Bourbonen fe gefährlich geworden war. In 
diefem Intereſſe ſtimmten daher auch beide vollflommen überein; aber fie trennten 
fi augenblicklich, wo es auf die . des Einzelnen ankam. Indeß führten 
die Unterhandlungen zwiſchen E. und dem Grafen Blacas zu der Konvention vom 
25, Auguſt 1816, welde unterm 11. Juni 1817 die Form eines Konkordates, 
und fo vie gegenfeitige Genehmigung erhielt. Man fegte in viefem verworrenen 
Bertrage das Konfordat von 1516 von nenem im Kraft. Man jprang damit 
über die gallifanifchen Freiheiten mie über die proteftantifche Kirche hinweg, was 
Vielen um fo verbädtiger fhien, da ver Artifel 10 von „Unoronungen und 
Hindernifjen“ munkelte, „die fih dem Wohle ver Religion und der Ausführung 
ver kirchlichen Gejege entgegen jtellen fünnten”. Diejes Konforvat von 1817 war 
überhaupt voll der grelliten Widerſprüche. Während es in den Artifeln 2 und 3 
das Konkordat von 1801 ſammt den organischen Artikeln aufhebt, behält es in 
Artikel 5 doc die damals geſchaffenen Erzbisthümer und Bisthümer bei, und ges 
ftattet dennoch im dem Artifel 6 „aus gewichtigen und legitimen Gründen” wieder 
Ausnahmen von diefer legteren Beftimmung. Anderer Ungereimtheiten nicht zu 
gevdenten ! Alles war in Nebel gehüllt, und die grunpjagloje Willkür mehr noch 
als die Schärfe ultvamontaner Principien verlegte alle Gemüther. Das Konkordat ſank 
vor dem Urtheile der öffentlihen Meinung wirkungslos in ſich zuſammen, noch 
ehe es den Kammern zur Genehmigung vorgelegt werden konnte. C. erkannte zu 
fpät den Irrthum, zu dem er fich verleiten ließ, als er die Interefjen der Kurie 
dem ſchwanken Scifflein der bourbonifchen Reaktion anvertraute. Die Kurie mußte 
fih im Jahre 1819 zu Konceflionen verftehen, die mit der unbefangenen Yortbil- 
dung des Konforvates von 1801 unmöglich gewejen wären. 

War nun aud der Wurf völlig miflungen, der die hierarchiſche Macht ge- 
rade im dem Lande wiederherftellen jollte, welches diefelbe am tieften erſchüttert 
hatte , mußte das in Frankreich gegebene Beiſpiel auf die Verhandlungen mit an- 
dern Staaten fehr ungünftig einwirken, jo errang die Kurie gleihwohl in andern 
Konkordaten entſchiedene Vortheile. Das Konkordat mit Neapel vom 16. Hor- 
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nung 1818 ſtellte vie katholiſche Religion und Lehre als die einzige des König— 
reiches an die Spitze, und gewährte eine Reihe von Verwilligungen, die nur aus 
der neueren Gefchichte viefes Staates deutlich gemacht werben können. Das mit 
Bayern fhon am 5. Bradhmonat 1817 abgefchloffene Konkordat wurde zwar erft 
am 26. Mai 1818, als Beilage der Verfaſſung verfünbigt, und mande feiner 
Beftimmungen konnten erft fpäter in Vollzug gefegt werden ; dennoch war für bie 
Kurie ein entjchieden günftiger Standpunft gewonnen. Ebenfo gelang es dem Kar- 
dinal €, fi) mit dem Könige von Sardinien in dem Konkordat vom 9. Au— 
guft 1818 zu verftändigen, das bei der Stimmung des bortigen Hofes nur gün- 
jtig ausfallen konnte. Schon etwas früher, den 28. Januar 1818, hatte er fid) 
mit Herrn v. Italinsfy, der im Namen Ruflands unterhandelte, wegen Polens 
geeinigt. Höchſt fchleppend wurden dagegen die Verhandlungen mit der Schweiz, 
wegen der mannigfaltigen Verhältniſſe dieſes kleinen Landes und ber unficheren 
Stellung der durd die Reaktion von 1815 wieder in das Leben gerufenen Be- 
hörden. Einen gleihen Charakter nahmen die firhlichen Angelegenheiten ver flei- 
nern deutfhen Staaten an, und bier wo das meifte davon abhieng, daß 
man fid) in örtlichen Berhältniffen mit Klarheit nnd Sachkenntniß bewegte, zeigte 
ſich C.'s diplomatiſches Talent in minder glänzendem Lichte. Gereizt und bitter 
war die Stellung zu der Regierung der Niederlande, und den Beftrebungen ber 
Kurie trat die — * Belgiens hülfreich zur Seite. Mit Preußen dagegen 
kounte im Jahr 1821 eine vorläufige Verſtändigung erzielt werben, obſchon fie 
feineswegs hinreichte, fpätern Mißverſtändniſſen vorzubeugen. 

Eben fo wichtig, als die Beziehungen ver Kurie nad außen, wurde bie 
Frage der innern Organifation des Kirchenſtaates. C. hatte dafiir bei dem Kon- 
grefie von Wien ausprädliche Verpflichtungen übernommen, die derfelbe durd das 
berühmte Motoprogrio vom 6. Juli 1816 zu verwirklichen fuchte Lange und 
forgjame Erwägungen mit Pius VII. giengen der Verkündigung biefes Öefetes 
voraus. Jetzt erft, als man zur Ausführung ſchreiten jollte, erkannte man, wie 
ſchwierig e8 geworben war, die durch die franzöfifche Berwaltung begründeten 
Zuftände zu befeitigen. Mochte die franzöfifche Revolution noch fo gewaltfam und 
unrehtmäßig geweien fein: man mußte ihr zugeftehen, daß fie viel Gutes von 
bauerndem und bleibendem Werthe zur Folge gehabt habe. Eine Anzahl von 
Staatsmännern der neuen Schule, die der Reihe nah an vie Berwaltung 
berufen worden waren, hatten im ihren verfdiedenen Stellungen ganz nene 
Grundlagen gefhaffen, Mißbräuche abgeftellt, den Sinn für Orbnung, Thä— 
tigkeit und Nechtlichfeit verbreitet. Die Thatſachen ſprachen laut und vernehmlid); 
aber es haftete an ihmen die Erinnerung an die franzöfiihe Revolution, ver 
Schredensname Napoleons. Ein Opfer mußte gebracht werden. Sehen wir, wie 
C. dabei zu Werte gieng. 

Dem eigentlihen Gefege geht eine Einleitung voran, welche weniger klare 
Motive, als allgemeine Betrachtungen ausſpricht. Die göttlihe Vorſehung, fo heißt 
es dort, leitet die Dinge fo, daß aus dem größeften Unglüde oft zahlreiche Bor: 
theile entjpringen. Dieſe Bortheile beftehen für ven Kirchenſtaat in einer allge 
meinen und gleichförmigen Ginrihtung des ganzen Regierungsiyftems. Dieſe Ein- 
heit nähert fi dem Syſtem, das von Gott fowohl in der Natur, als in dem 
Gebäude der Religion befolgt wird. Diefer göttlichen Einheit gemäß wurden alle 
befonderen Gebräuche, Geſetze, Privilegien einzelner Städte und Landſchaften abge- 
ſchafft, alle bejonderen Tribunale und Patrimonialgerichte befeitigt, mit Ausnahme 
derjenigen, welche unter Paccas Oberleitung durch Monfignore Rivarola wieder: 
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bergeftellt worven waren. Ebenſo blieb die franzöfifche Gefeßgebung aufgehoben, 
nachdem fie derfelbe Rivecola ſchon am 13. Mai 1814 über Bord geworfen hatte, 
und an die Stelle verjelben trat das Verſprechen, demnächſt eine neue Geſetzge— 
bung ausarbeiten zu laffen. Das Land ward in fiebenzehn Präfekturen, vierund- 
vierzig Diftrikte, und ſiebenhundertſechsundzwanzig Municipalitäten getheilt, und bie 
Behörden ver legtern von der Ernennung der Delegaten abhängig gemacht. Unter 
anderm Namen vie beliebte napoleonifche Verwaltung, die der gouvernementalen 
Willkür fo trefflih Vorſchub leiftet. Bon einer allgemeinen Berfaffung, welche noth- 
wendig an bie Stelle der aufgehobenen Sonderrechte hätte treten follen, von neuen 
äußerlihen Garantieen der bürgerlichen freiheit, ift, weil fir dieſe göttliche Ord— 
nung allzuſehr hätte ftören können, in dem Geſetze feine Rebe. 

Auf diefen bunt zufammengewürfelten Unterlagen ftellte nun C. das alte 
Spftem der Verwaltung wieder her. Die höheren Beamtungen, die Delegationen 
in&befonbere, wurben den Prälaten und Geiftlihen übergeben. Dies lief völlig gegen 
die Anforderungen der Zeit. Die Gerechtigfeitöpflege gerieth in gräuliche Berwir- 
rung, das Finanzwefen, für das C. am wenigften Fähigkeit zeigte, blieb das ge- 
fpenftifche Ungethlim, welches wie der Stein des Syfiphos beftändig zum Abgrunde 
binabvrängte. Die ganze Schöpfung des neuen Kirchenftaates war eine Halbheit, 
welche alle bürgerlihen Interefjen gegen fi hatte, und einen großen Theil des 
Adels, der ſich ohnedies durch die Entziehung namhafter Privilegien beleidigt fühlte, 
in die Oppofttion drängte. Und damals hatte das Syſtem C.'s auch diejenigen zu 
Gegnern, denen wie dem Kardinal Annibale della Genga an dem göttlihen Staate, 
wie man ihn eingerichtet hatte, noch lange nicht genug geboten war. 

Diefe Gegenfäge waren im Keime bereits entwidelt, als die VBorfehung ven 
Papft Pins VII. am 20. Auguft 1823 aus feiner irdiſchen Laufbahn abrief. Der 
ſchon feit längerer Zeit kränkelnde Karbinal C. nahm noch au den Geſchäften des 
Konklaves Antheil, weldes ven Karbinal della Genga unter dem Namen Leo XU. 
zum Papſte wählte, folgte aber vem Hingeſchiedenen, mit deſſen ganzer Regierung 
feine Wirffamkeit enge verknüpft gewejen war, fon am 24. Januar 1824 in 
die Ewigkeit nad). 

Den Charakter E.’8 zierten viele Privattugenden, welche ihn auch bei feinen 
entſchiedenſten Gegnern Anerkennung verfchafften. Er war frei von jenen Schwä- 
chen, die gerade zu feiner Zeit bei manden andern Würbenträgern der Kirche auf 
unangenehme Weife hervortraten. Aber ritdfichtslos eingreifend, in die Tiefe gehend, 
ſchöpferiſch war er nit; als Staatsmann ſchwankte er beſtändig zwifchen ven 
überlieferten Anfprücden tes römischen Primates und den entgegenftehenden An- 
forderungen der Zeit, ohne beiden volllommen genügen zu fünnen. In die Ver- 
widelungen und Schwierigkeiten, welde ein ſolches Syſtem ver Kurie unfehlbar 
bereiten mußte, hat er wohl ſchwerlich hineingefchaut. 

Eine umfafjende Arbeit über C.'s Leben und Wirkfamfeit ift uns nicht be- 
kannt geworben. Das Material für eine ſolche liegt noch unzugänglih in den Ar- 
hiven. Die nachfolgenden Werfe können zur Zurechtfindung dienen, wenn man 
neben ihnen ven allgemeinen Gang der Greigniffe im Auge behält. I. 2. ©. Bar- 
tholdy, Züge aus dem Leben des Kardinals Herkules E. Stuttgart und Tü— 
bingen, 1824. — Staatöverwaltung des Karbinals C., in Leopold Ranke's 
biftorifch-politifher Zeitjehrift. Hamburg, 1832, Tom. I. p. 624—765. — Ar- 
taud, histoire du pape Pie VII. Deuxitme £dition. Tom. Tl. Paris, 1837. 

Blegler. 
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Eonftant. 


Henry Benjamin Conftant ve Rebecque, unter dem abgefürzten Namen 
Benjamin Eonftant befannt, hatte ſchon früh die Einflüffe verſchiedener Nationa- 
(itäten an fih erfahren, und von Natur leicht erregbar und fremder Einwirkung 
zugänglid), warb er durch den Wechſel feiner Lebensſchickſale unftet hin und her 
getrieben, Die Weichheit feines Charakters und die Unbeſtändigkeit jeiner politi= 
hen Haltung hätten ihm alles Vertrauen entzogen, wenn ev nicht dieſe Mängel 
durch große Vorzüge, insbefondere durch die Gewandtheit feines Geiftes, durch 
die maßvolle und doch glänzende Yorm feiner Sprade und durch eine unter allen 
Umftänden immer wieder ausftrömente Liberalität der Gefinnung gedeckt hätte. 
Gr war nie ein großer Staatsmann, aber er war der erjte Publicift feiner Zeit. 

Die Vorfahren B. C.'s waren nad der Aufhebung des Edikts von Nantes 
als eifrige Reformirte in die Schweiz ausgewandert, und hatten fi im dem cal- 
viniſchen Genf eingebürgert, wo jegt nod) ein Zweig der Familie wohnt. Sein 
Vater war ein Waadtländer und Oberft eines Scweizerregiments in holländischen 
Dienften. B. €. jelbft warb am 23. Dftober 1767 zu Yaufanne geboren. Da- 
mals war unter den angejehenen und aufftrebenden Familien des Waadtlandes 
der Haß gegen die Ariftofratie der Berner Patricier lebendig geworden und auch 
DB. C. wurde von Jugend auf mit diefem nad Befreiung von der Ariftofratie 
dürftenden Geifte erfüllt. Seine Erziehung wurde in Paris durch die Enchklopä— 
diften, in Erinburg durd den Umgang mit Lehrern und Schülern der Wbigpartei, 
in Deutſchland — wo er die Univerjität Erlangen beſuchte — dur die Werke 
von Kant, Joh. Müller und Schiller ergriffen. * dem Hofe von Brauuſchweig 
erhielt ev den Schliff der weltmännifchen Form, der ihn zum Liebling der Salons 
machte und jeinem Styl Glätte und Feinheit gab. Er fuchte und fand in Paris 
die Wirkſamkeit, die feinem Talente die ſchweizeriſche Heimat nicht gewähren konnte, ° 
und madte, im Jahre 1795 dahin zurüdgefehrt, das franzöfifhe Bürgerrecht 
feiner Familie geltend. Hier gerieth er jofort unter den beftinnmenden Einfluß ver 
Grau von Stael, feiner Doppellandsmännin, der ev fortwährend auf's innigfte 
befreundet blieb. Als Journalift und in einem politiihen Klub nahm er Theil an 
den damaligen Parteifänpfen. Er griff die Terroriften an und unterftügte oder 
tabelte je nad) dem Wechſel ver Yage und feiner Stimmung das Direktorium. 
As Napoleon dieſem Regiment ein Ende machte und ſelbſt die Gewalt ergriff, 
wurde B. C. Mitglied des Tribunats, Gereizt von feiner Freundin von Stael 
und der Koterie um fie ber, that er ſich hier durch feine Oppofition gegen ben 
erften Konful hervor, und wurde dann von dem mächtigen Herrſcher, ver das 
nicht ertrug, aus dem Tribunat geftoßen (1801) und als er fortfuhr in ver Preffe 
Oppoſition zu machen, mit der Frau v. Stael für längere Zeit aus Frankreich 
verwieſen. Er hielt fich meiftens nun in Deutjchland auf. In Hannover vermählte 
er ſich mit einer Fürſtin Hardenberg, ſchrieb „wider ven Geift der Eroberung und 
der Ujurpation“, d. b. gegen Napoleon, und kehrte erft nach dem Sturz des Kaifers 
im Jahre 1816 nad) Paris zurüd. 

Wie Viele hoffte auch er von Ludwig XVIII. und feiner Charte den eud- 
lichen Abſchluß ver Revolution und den Frieden der Parteien. Er ſchloß fih an 
den König an; und als ſchon Napoleon die Infel Elba wieder verlaffen und neuer- 
dings feinen Triumpbzug durch Frankreich begonnen hatte, ſchrieb er noch: „Je 
n'irai pas, mis@rable transfuge, me trainer d’un pouvoir A l’autre, couvrir l’infa- 
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mie par le sophisme et balbutier des mots profanes pour racheter une vie hon- 
teuse. Du cöte du roi est la liberte, la surete, la paix; du cöt& de Bonaparte la 
servitude, l’anarchie et la guerre.* Es war ihm damals ficherlid Ernſt damit. 
Dennoh wurde auch er von dem Umſchwung der Dinge fortgerifien. Napoleon 
verfpra in Zukunft Fonftitutionell zu regieren, und B. C. nahm feine Ernen- 
nung zum Staatsrath an. Die Bourbonen fehrten aber zum zweiten Mal unter 
dem Beiftande Europas zurüd: und diesmal flüchtete B. C. vor ihnen nad Eng- 
fand. Der liberale Alt des 5. September 1816 eröffnete auch ibm vie Heimfehr 
nah Paris. Hier entwidelte er num eine ungewöhnliche Thätigfeit. Er ſchrieb Leit- 
artifel in eine Reihe von Journalen (in den Merkur, die Minerva, vie Tablettes, 
die Revue de Paris, die Renommee, den Courrier, ven Temps), verfahte Bro- 
ſchüren, bielt pbilofophifch-politifhe Vorträge am Athenäum, führte eine fleigige 
Korrefpondenz und wurde gelegentlih auch megen Preßvergehen verfolgt, aber 
wußte jedesmal aus einem Berfolgten ein gefeierter Sieger zu werben. Im Jahre 
1819 kam er als Deputirter in die Kammer, in der ihn der Minifter Billdle 
als feinen gefährlichften Gegner betrachtete. In der Oppofition war er immer 
friih, gewandt, unermüdlich. Jede Blöße der Minifter benutte er vortrefflich, 
häufig unerwartet, und durchweg mit einer Mäfigung in der Form, die feine 
Waffen nicht abftumpfte, aber feine Angriffe gewichtiger und feine Vertheidigung 
fiherer machte. Unter der Regierung Karls X. fanfen fein Muth und feine Hoff- 
nung. Er fing an auf die Politik zu refigniren, und wendete ſich mehr religiöjen 
Forfhungen und religiöfen Gedanken zu. Die Iulirevolution von 1830 überrafchte 
ihn in diefer Stimmung. Er fürchtete mehr die Erhebung als er von ihr hoffte. Aber 
fein Ruf bob ihn halb wider Willen auf die Höhe der damaligen Greigniffe. Der 
nene König Lonis Philipp ernannte ihn zum Staatsrath und ſchenkte ihm 200,000 
Franken, die er „unter der Beringung annahm, daß er feine freie Meinungsäuße- 
rung beibehalte und auch die neue Regierung bekämpfen dürfe, wenn fie Fehler 
made”. Die Aufregung der Revolution ſcheint aber den ohnehin müden Körper 
vollends gebrodhen zu haben. Er ftarb wenige Monate nachher, am 8. December 
1830. Sein Yeichenbegängnif war fehr feierlih. Odilon Barrot, Salverte, Tiffot, 
de Laborde, Pincepre, Coulmann, Lafapyette fpraben an feinem Grabe. Bei der 
erften Iulifeier 1831 wurde feine Leiche im Pantheon beigefegt. 

B. C. hat keineswegs Epoche gemacht durch die Findung und Begründung neuer 
fruchtbarer Gedanken über ven Staat. Er folgte in diefer Hinficht ven früheren fon- 
ftitutionellen Theorieen, aber er ift durch vie Mare, durdfichtige Verarbeitung auch 
des Details der alten Yehre und durch die gemeinverftändliche Ausſprache derſelben 
von großem Einfluß geworben. Auch vie konftitutionelle Bartei in Deutſchland in den 
Zwanziger- und Dreißigerjahren hat fih von feinen Schriften vielfach beftimmen 
laffen. Bon einer organifchen Erfenntnif des Staates, als eines lebendigen Wefens, 
ift er noch fehr weit weg. Er fieht in dem Staate nur eine große Mafchine, deren 
verſchiedene Kräfte (pouvoirs, Gewalten) forgfältig zu ſcheiden, aber auch fo zu be- 
ſchränken ſeien, daß fie neben und mit einander wirken fürmen, ohne ſich wechjeljeitig 
zu ftören. Nur in Einem Gedanken ift er neu. Angeregt nämlich durch eine Aeuße— 
rung von Elermont-Tonnerre bildete er vie Idee des fogenannten pouvoir royal 
aus, durch welche es ſich von feinen fonftitutionellen Vorgängern weſentlich unter- 
fcheivet. Er hatte eingefehen, daß es ver alten Theorie von den drei Gewalten, der 
vollziehenden, geſetzgebenden und richterlihen (pouvoir exeeutif, lEgislatif et judi- 
ciaire) an einem Regulator fehle, welcher verbinvere, daß nicht die eine die andere 
in ihrer Bewegung hindere und die allgemeine Wohlfahrt verwirre. Das Bedürfniß 
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einer Macht, melde die Harmonie ober wie ex fie nannte das Gleichgewicht jener 
Gewalten erhalte, führte ihm zu der Forderung einer von jenen verſchiedenen 
Gentralgewalt, die fi zunächſt neutral verhalte, und deren Beruf lediglich 
fei, die ungeftörte Thätigkeit der andern Gewalten zu fhügen. „Der Fehler faft 
aller Konftitutionen war, daß fie keine neutrale Gewalt der Art geihaffen, ſou— 
dern bie volle Autorität, welche verjelben gebührt, einer der aftiven Gewalten bei- 
gelegt haben, War fie der geſetzgebenden zugetbeilt, jo bat fich der Gefeßgeber um 
Alles befümmert und tyrannifhe Willführ war die Folge, Wurde die Bollziehungs- 
gewalt damit betraut, jo ift der Despotismus entſtanden. Die geſetzgebende Gewalt 
wird — unter dem Vorbehalt der königlichen Sanktion — den repräfentativen 
Verſammlungen überlafien, vie exefutive den Miniftern, vie richterlihe den Ge— 
richtshöfen. Jene vermittelnde und regulirende ift eine ausschließlich königliche,“ 
Auch bier war, wie gewöhnlih, das Vorbild feiner Theorie die englifche Berfaf- 
jung. Judem der engliſche König wenig ſelbſthandelnd vortritt, aber die Minifter 
ändert, wenn ihre Aktion mißfällt, und das Parlament auflöft, wenn feine Thätig- 
feit ftörend erjcheint, wird in ihm jene regulirende = neutrale Macht fichtbar, 

Es war immerhin ein wiſſenſchaftlicher Fortſchritt, ald B. C. einen der we- 
fentlihen Mängel jener ältern Yehre von der Treunung der Öewalten erfannte, 
und die verloren gegangene Einheit wieder aufjuchte, Da der Staat ein in fi 
verbundener Körper ift, jo muß allerdings aud für die Verbindung feiner ver- 
ſchiedenen Kräfte und für das frievlihe Nebeneinanverwirken ihrer Funktionen ge- 
forgt werben. Auch hatte er ganz recht, dieſe einigende und regulirende Macht 
vorzugsweife in dem Gentralorgan des Staates, alfo für den monarchiſchen Staat 
in dem Monarchen zu ſuchen. Aber indem er nur um fo mehr die eigentliche 
Altion außerhalb dieſes Centralorgans in die Kammern und in die Mini- 
fterien verfegte, und den Monarchen vornehmlih zur Ruhe und Neutralität 
verwies, gerieth er mit der Geſchichte ver Kontinentalftaaten und mit der böhern 
Idee der Monardie in einen noch ärgern Widerſpruch, als felbft vie ältere fon- 
ftitutionelle Lehre. Durdy ihre Aktion vornehmlich, nicht durch ihre neutrale Paſ— 
fivität haben in allen Zeitaltern diejenigen Fürſten fi hervorgethan, melde in 
ver Gefhichte einen Namen hinterlaffen haben, durch gute Thaten die, welche als 
Wohlthäter ihrer Völker gefeiert werben, durch böfe Thaten die Tyrannen. Und 
heute noch erwarten in den Kontinentalftanten die Völker von ihren Fürften ganz 
vorzüglidy die Aktion, wenn fie irgend eine Noth empfinden oder zu einer großen 
That bereit find. Nimmt man aus dem Wefen ver „königlichen Gewalt" die Aktion 
hinweg, und beſchräukt fie auf die Neutralität, jo hebt man das Wefen der zu— 
janmenfafjenden und leitenden Centralmacht auf: und die legte Konfequenz ift doch 
immer wieder das berühmte, auf Koften der Nation genährte „Eberſchwein“, das 
der Konful Napoleon dem Abt Sieyes an den Kopf warf, als dieſer auch ihm 
den Vorſchlag machte, die oberfte Staatsftellung als eine neutrale und ruhende 
Macht zu übernehmen, Nur wo die entjcheidende Gentralmadt, fei es an die Ari- 
ftofratie — wie in England — over an die Demokratie, wie vorübergehend in 
aufgeregten Kontinentalftanten, übergegangen ift, wird die daneben fortbauernde 
föniglihe Gewalt vorzüglich auf jene neutrale und vermittelnde Haltung als ihre 
legte Reſerve ſich zurüdziehen: und felbft dann ihre königliche Cigenfhaft doc in 
gelegentliher Aktion zu bewähren ſuchen. 

Die Idee ver Monarchie aber ift offenbar die, daß das höchſte Staatsleben 
in feiner Einheit und in feiner Madıtfülle in vem Monarchen individuell foncen- 
triet ei, in dem Monarchen perjönlid werde. Nad ver Natur des Staates, ale 
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eines mit Geift begabten Weſens, muß das oberfte Organ des Staates vorzugs⸗ 
weiße geiftig, d. h. vorzugsweife zur Aktien (zum politifhen Entſchluß und Han— 
deln) befähigt fein. In das Haupt des Mörpers die neutrale Ruhe, und in die 
Arme und in die Beine die in der Regel entſcheidende Bewegung verjegen, heißt 
bie wahre Ordnung des Organismus umkehren, deſſen Bewegung von dem Kopfe 
vornehmlich beftimmt und fortwährend geleitet werden muß. Das war übrigens 
ein charafteriftiicher Zug der konftitutionelen Partei der Awanzigerjahre, daß das 
Haupt des Staates zur Ruhe verwiefen wurde, damit ftatt feiner die Parteien 
bie Herrihaft üben. Es ift das berfelbe Gedanke, den Thiers in dem Wort 
ausgefproden hat: „Der König foll herrſchen, nicht regieren” (r&gner pas 
gouverner). Hätte er gefagt: „er fol regieren, aber nicht adminiſtriren“, fo 
hätte er cher das Rechte getroffen. Wie wenig jene Borftellung auch unter Louis 
Philipp zur Wahrheit werben konnte, hat Thiers felber als Minifter erfahren. 
Das politifhe Hauptwerf von B. E. ift jein Cours de politique constitu- 
tionelle, 4 Bände, mehrfady aufgelegt, 3. B. Paris 1836. Das Werk ift indeſſen 
weniger eine foftenatifche Begründung der fonftitutionellen Staatstheorie, als eine 
georbnete Sammlung von vielen kleineren Auffägen über fonftitutionelles Recht. 
Außerdem hat er noch einige größere Werke gerieben: „De la religion consi- 
derde dans sa source, ces formes et ses d@veloppements.* Paris 1823—31. 
5 Bände. Die Religion leitet er nad dem Vorbilde deutſcher Schriftfteller aus 
dem menfchlichen Gemüth ab, unb ordnet die kirchliche Autorität dem religiöfen 
Gefühle unter. Werner: Du polytheisme romain. 2 Bde. Paris 1833, worin 
der Kampf des römischen Bolytheismus zuerft mit der griehifchen Philoſophie und 
dann mit dem riftlihen Theismus dargeftellt wird; einen Roman „Adolphe*, 
dem die Franzoſen „deutſche Romantik“ vorwerfen, einen Kommentar zu dem 
Werke von Filangieri. 2 Bde. 1821—24. Endlich eine Menge Heiner Schriften 
und Artikel, die auch gefammelt wurden; viele derfelben in dem Cours de poli- 
tique constitutionelle. Eine furze Biographie und Gharakteriftit B. C.'s bat 
fein Freund Pages dieſem Buche vorgefegt. Strenger und feinblicher von kirch— 
lichem Boden aus ift die in der Biographie universelle. vinniſchli. 


Convoy, ſ. Seekrieg. 
Corpus juris, ſ. Kanoniſches Recht, Römiſches Recht. 
Cortes, ſ. Spanien. 


Cortez. 


Ferdinand Cortez wurde im Jahre 1485 zu Medellin, einer Stabt in 
Eftremabura, geboren, und ſtammte aus einer edeln, aber wenig bemittelten Fa— 
milie. Seine Eltern beftimmten ihn zum Stubium der Rechtsgelehrfamkeit und 
ließen ihn, jobald er das Jünglingsalter erreicht hatte, die Univerfität Salamanfa 
beziehen. Hier fand er bald, daß diefe Beftimmung feinen natürlichen Neigungen 
fchlechterdings zuwider war, und daß feinem raftlofen und lebhaften Temperamente 
nur der Kriegsdienſt Genüge thun könne, Italien und die neue Welt waren da— 
mals die Schaupläte, wo die ruhmesdurſtige ſpaniſche Jugend ihre Tapferkeit auf 
das Glänzendfte zeigen konnte, E. ging im Jahre 1504 nad Hispaniola, wo fein 
Verwandter, der Statthalter Ovando, ihn alsbald zu ehrenvollen und einträg- 
lichen Aemtern berief, Allein die Ruhe, welche auf dem bereits völlig unterjochten 
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Hispaniola herrſchte, war nicht verträglihd mit dem raftlofen Geift des jungen 
Helden, welcher, von Ehrgeiz durchglüht, im Jahre 1511 ven Fahnen des Ve— 
(asquez folgte, der die Infel Cuba erobern wollte. 

Bei diefer Unternehmung erwarb er fih fchnellen Ruhm dadurch, daß er 
die perfönliche Tapferkeit des Soldaten mit der Gejchiclichleit des Anführers ver- 
band, Bei Gelegenheit einer Verſchwörung gegen Velasquez übernahm er e8, die 
Klagen der Mifvergnügten beim königlichen Gerichtshof von St. Domingo vor- 
zubringen. Die VBerfhwörung wurde entvedt, E. gefangen genommen und zum 
Tode verurtheilt; Belasquez fehenkte ihm auf die Fürbitte einiger Großen das 
Leben und begnügte ſich damit, ihn als Gefangenen nah St. Domingo zu fen- 
den, Allein am Bord gelang es C., einen günftigen Augenblid zur Flucht zu 
benügen, er fprang — ein Brod unter dem Arm — ins Meer und ſchwamm 
glüdlih an’s Land, wo er wieder in die Macht des Gouverneurs fam. Diefer, 
verwundert über feine Wejtigfeit und Kühnheit, ſchien alle Feindſchaft zu ver- 
geffen und überfchüttete ihn mit Beweiſen feiner Gunft. 

Als felbftftändiger Befehlshaber war C. bisher noch nicht aufgetreten, aber 
jegt entwidelte er alle Eigenſchaften diejes Berufs. Die Wildheit feiner Jugend 
verwandelte ſich num in eine behenvige, aber geregelte Thätigfeit, fobald fein großer 
Geiſt Berhältniffen begegnete, welche werth waren feine Thatkraft zu beſchäftigen, 
und die Hite feines Temperamentes machte einer unermüdlichen Tapferkeit Platz, 
welche ihn befähigte alle Schwierigkeiten zu überwinden. Berftand und Urtheil 
lentten feine Entwürfe und an der Ausführung verfelben hielt er feft mit unbeug- 
famer Beftigkeit. Dazu kam noch ein anderes Talent von unfhägbarem Werth: 
feine Gabe die Herzen zu gewinnen und die Geifter zu lenken. Seine Gefelligfeit 
und Leutfeligfeit, eben fo gepaart mit Würde als entfernt von Hochmuth, feine 
Heiterkeit im Umgang, fein edler Sinn und feine großmüthige Uneigennügigkeit 
waren Eigenjchaften des Charakters, welche ihn in der Ausführung feiner geifti- 
gen Entwürfe mächtig unterftügten. Bei viefen Eigenſchaften der Seele bejaß er 
zugleich alle jene äußerlichen Vorzüge, welche auf die Maſſe ver Menſchen fo viel 
Eindruck machen und fo ſchnell Hochachtung erweden. Mit einem Wort, er war 
einer von den wenigen Menſchen, welde die VBorfehung zuweilen mit allen Gaben 
des Geiftes und Fähigkeiten des Leibes ausräftet und dazu beftimmt, über 
Völker zu herrſchen. 

Die Kenntniß, welche man im Jahre 1517 vom Feſtland von Amerika hatte, 
war noch ſo gering, daß man nicht wußte, ob das von Francisco Hernandez 
Cordova entdeckte Yukatan eine Halbinſel oder eine Inſel ſei. Das wenige Gold, 
das dieſer Eroberer nad Cuba gebracht Hatte, veranlaßte den ehrfüchtigen und 
golvdürftigen Diego Velasquez, der damals Gouverneur von Cuba war, fernere 
Expeditionen auszurüften, davon bie erfte unter Juan de Grijalva fi auf bie 
Küfte von Tabasto und die in der Nähe ver jetzigen Stadt Veracruz gelegene 
Infel St. Juan d'Ulua erftredte, wo die Spanier zuerft in Berührung mit den 
Mejitanern famen und gegen Ölasperlen beveutenvere Koftbarkeiten eintanfchten, 
Wahrſcheinlich mißtraute Belasquez dem überlegenen Feldherrntalent des Grijalva 
und fuchte für die nächte, belangreidere Expedition einen Mann, vem er beffer 
trauen zu Können und dem er zu überjehen glaubte. In C. meinte er einen foldyen 
gefunden zu haben, denn er vermuthete hinter dem ehrlichen Haudegen, als welchen 
er ihn anfah, keineswegs den großen Feldherrn und übergab ihm vaher das 
Kommando über diefe Erpedition, welde im Dftober 1518 Cuba verlief. Zwar 
vente ihm nachher viefe Wahl und er juchte E. das Kommando wieder abzunehmen; 
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dies wurde aber durch unſeres Helden Feſtigkeit und Schlauheit vereitelt und er 
vermochte ungehindert ſeinen Zug fortzuſetzen. 

Die Einzelnheiten dieſes denkwürdigen Feldzuges können uns nur inſoferne 
wichtig fein, als fie dazu dienen den Charakter des Mannes, welcher ſich Mejiko 
unterwarf, aufzuhellen und den Charakter des Volkes zu bezeichnen, gegen welches 
er kämpfte. 

Man hat viel Rühmens gemaht von dem Kulturzuftand des alten Mejiko 
und mit Recht bedauert, daß dieſe Kultur in Folge der fpanifchen Invaſion zer- 
ftört wurde. Bei näherer Analyfe aber ergiebt ſich, daß dieſer Kulturzuſtand nicht 
aus dem inneren Wefen viefer Völker hervorgegangen war, fondern ihnen durch 
die Vermiſchung mit arifhen Elementen, welche im 9. und 10. Jahrhundert von 
Island und Grönland aus fih über Amerika verbreiteten, aufgeprägt wurde. 
Sowohl diefe Elemente als auch die Veränderungen, welche das von der malayi- 
ihen Invafion hereingebradhte [hwarze Blut in dem Charakter der Indianer machte, 
find noch jett deutlich zu erkennen. (Vgl. den Art. „Indianer“.) Noch jet treffen 
wir bei manden Indianerftämmen Aufrichtigfeit und Ehrlichkeit an, welche einen, 
wilden Bölfern fonft fremden Adel der Seele beurfunden, während andere, wie 
bejonders die im Süpen von Südamerika, Schlauheit, Verrätherei und Tüde zur 
Schau tragen. Noch jest finden wir bei den Indianern Guyana's Spuren von 
Induftrie und Kunftfertigkeiten, welche an die mejifanifhen Alterthümer erinnern. 
Allein die arifche Thatkraft ift verfchwunden, alle dieſe Induſtrie wird nur ge- 
trieben, um den nothwendigften Nuten, ven fie gewähren fol, zu erfüllen; ift 
diefer erreicht, dann fällt ver Indianer wieder zurüd in bie gedanfenlofe Indolenz 
feiner anfänglihen Natur; aud mat er feine Töpfe, Körbe und Zeuge nicht beſſer 
und nicht jchlechter als feine VBoreltern fie vor hundert Jahren gemacht haben, 
und ändert nichts an dem angenommenen Typus feiner Schilvereien. 

Bei der Neigung der Indianerftämme, fi) gegenfeitig geiftig abzufchließen, 
mußten die Folgen früherer Raſſevermiſchungen jehr lange nachwirken. Die Briefe 
von 6. enthalten biefür jehr merkwürdige Belege, und es geht aus dem ganzen 
Gang feiner Expedition hervor, von meld’ mächtigem Einfluß die verfchiedenen 
NRaffeeigenihaften der Indianer, mit denen er zu verfehren hatte, auf die Kriegs: 
ereigniffe waren. Am beutlichften zeigen fich die Gegenfäge bei der Vergleihung 
der Tlascaltefen und Mejitaner. Offenbar hatten fich bei den erfteren, deren 
Bundesgenoffenihaft für EC. mehr als einmal Lebensfrage wurde, die arifdhen 
Elemente weit reiner erhalten als bei den leteren. In C.'s Schilderungen von 
Tlascala erfennt man auf das Deutlichfte die Spuren. arifher Einrichtungen mit 
unabhängigen Grundherren und Bafallen; eben jo veutlih zeigt fih in feinen 
Briefen über Mejito 1), wie wenig edles, arifches Clement in den Mejikanern 
jener Zeit übrig war. Ein ſtlaviſches entnerotes Volt, unfelbftftändiger Adel, der 
es vorzieht, Lafaiendienfte zu thun anftatt über Vafallen zu berrihen, und an 
der Spige ein von Prieftern gegängelter Tyrann, deſſen Staatsmweisheit nichts 
ift, als phrafenreihes Geſchwätz, deſſen Politit in Schmeidheln und Schenfen 
einerfeit®, andererfeits in hinterliftigen Ränken befteht — das ift das Bild, das 
wir von biefem Volke erhalten. Der Inhalt der arifhen Stiftung, von welder 
die amerifanifhe Kultur ausgegangen, war aufgezehrt, beinahe verſchwunden, und 
daher Brady aud das ganze morfche Gebäude vor dem Anbringen ber wenigen 
fühnen Spanier zufammen, und konnte felbft nicht mehr durch die Tapferkeit der 
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Verzweiflung gerettet werden, welche zuletzt die Mejilaner entfalteten und die an 
die Wuth erinnert, mit der die Juden Jeruſalem gegen die Römer vertheidigten. 
Wären die Indianer fähig geweſen, die ihnen oktrohirte ariſche Kultur in ſich 
aufzunehmen, ſo hätten ſich die Mejiko und Peru bewohnenden Stämme nicht 
abgeſchloſſen nach Art aller Wilden 2), fie hätten — bei der leichten Schiffahrt im 
jenen Gewäſſern, die dur Geftändige Windftrömungen fehr erleichtert wird, und 
wo fo felten Stürme wehen, daß die Spanier dem tropifchen Theile des Dceans 
den Namen Weibermeer (mar de mugeres) gegeben haben, überzeugt, daß ſelbſt 
Weiber bier Matrofendienfte thun könnten — längft Entvedungen gemacht und 
die ihmen eigene Kultur weiter verbreitet. Dann hätten die Spanier auf den An- 
tillen ohne Zweifel ein kräftiges, gebilvetes Kernvolk getroffen, auftatt madter 
Wilder. So fehr wir beflagen, daß von den Annalen des mejifanifchen Reiches 
jo gut als nichts auf uns gefommen ift, jo können wir der früheren Kulturftufe 
jenes Bolfes nicht die Wichtigkeit beilegen, welde ihr von manchen Hiſtorikern 
beigelegt werben will, und dies um fo weniger, wenn wir einen Blid auf bie 
fittlihen Gränel werfen, womit ohne Ausnahme die Völker Amerila's befubelt 
waren, mit denen die Spanier Krieg führten. 

Man kann fi) denken, weld’ einen empörenden Eindruck vie Barbarei ver 
Menfhenspfer auf E. und feine Begleiter machte, in deren Gemüther ein Eifer 
für die hriftliche Religion und ihre Verbreitung loderte, welder dem der Kreuz- 
fahrer nichts nachgab. Diefer Eifer war jo ftark, daß er felbft die Bejonnenheit 
des Feldherrn zu übermeiftern drohte; denn nachdem C. die Folgen der Zerftörung 
einiger Götentempel zu Zempoalla ſchwer empfunden hatte, wollte er gleichwohl 
zu Tlascala daffelbe thun und ließ fih nur auf die VBorftelungen feines Kaplan 
Bartholomäus von Olmado von diefem Schritte abbringen, der ihm vorbielt: 
„der Gottesdienſt darf nicht durch das Schwert verbreitei, noch dürfen die Un- 
gläubigen mit Gewalt bekehrt werden, fondern man muß erft ihren Berftand 
durch Belehrung erleuchten und durch gute Beifpiele ihr Herz gewinnen, ehe man 
fie von ihren Irrthümern abmahnt.” Der moraliſche Einprud, welchen der Götzen— 
dienst diefer Barbaren machte, wurde nod tiefer geftimmt durch die moralijche 
Feigheit ihres Betragens, eine Feigheit, welde der Europäer überall wahrnimmt, 
wo er mit Wilden in Berührung kommt; denn niemals offene Fehde, wenn nicht 
durch den Einfluß der Gögenpriefter viktirt; daher niemals männlihen Wiverftand, 
ſondern fHavifche Unterwerfung oder meuchleriſche, verrätherifche Tüde fest der 
Wilde — gleichviel ob von gelber oder von ſchwarzer Rafje — dem Europäer 
entgegen, deſſen Herrſcherauge er jo wenig erträgt, als ein wildes Thier den 
Blid des Menjhen auszuhalten vermag. Erwedte die moralifche Verberbtheit vie 
Entrüftung unferes Helven, fo erregte dagegen dieſes niedere Benehmen, das ſich 
weniger bei den Ilascaltefen als bei den Mejifanern zeigte, feine Verachtung 
und war hiedurch die Urſache von manchen ftrategiichen Fehlern, die fid) C. einem 
Feinde gegenüber, vor deſſen Geift er mehr Achtung befeffen hätte, nicht wiirde 
zu Schulven haben fommen laſſen — Fehler, welche mehr als einmal der Unter: 
nehmung den Untergang drohten und nur dur den Muth und das volle Gemicht 
der geiftigen Größe des Anführers wieder gut gemacht wurben. 

Allein nicht blos die Darbarei der Völfer, mit denen er zu fümpfen hatte, 
nidyt blos die unermeßlichen Terrainjchwierigfeiten eines unbelfannten Landes, nicht 
blos die Hinderniffe einer von Seen umgebenen, gut befeftigtem ſeindlichen Haupt- 


2) Dal. Douville, Voyage au Congo. Paris 1832. 11, pag. 273 fl. 





Corte;. 631 


ftadt, fondern auch die Eiferfucht des Gouverneurs Belasquez, welche fich zu 
offener Feinpfeligfeit fteigerte und vie verfchiedene Male in feinem Heere aus: 
brechende Meeuterei waren Hinderniffe, welche C. entgegentraten und welche alle 
er nur durch feine Unerfchrodenheit, Feſtigkeit, Ausvauer und Gewandtheit be- 
fiegen konnte. Eo oft er feinen zur Meuterei geneigten Truppen entgegentrat, 
fiegte die unbezwingliche Größe feines Genies und feflelte der Magnetismus fei- 
ner Seelengröße die Menfchen. Den erften Aufftand wußte er gefchidt zu benügen, 
um fich von dem Oberbefehl Belasquez unabhängig zu machen, er erflärte den 
Kommandoftab niederlegen und nad) Cuba zurüdjegeln zu wollen, und ließ ſich 
nachher, als feine beutegierige Mannſchaft hierüber äußerſt ungehalten war, 
jwinger, von einem neu errichteten Rath von Beracruz das Kommando wieder 
anzunehnten, weldhe Vorgänge er alle an den Kaifer berichtete. Nachdem er feine 
Schiffe auf'8 Land hatte ziehen und abtadeln Iaffen, begann er feinem Feldzug 
im das Innere des Landes. 

Zwei glüdlihe Ereigniffe trugen dazu bei, ihm den Berfehr mit den In» 
diamern fehr zu erleichtern. Zu Gozumel gelang es ihm einen Spanier d'Aguilar 
aus feiner achtjährigen Gefangenfhaft bei den Indianern zu erlöfen, welcher ber 
Sprache von Anfatan mächtig war, und kurz nachher half ihm eine Sklavin, 
weldhe er vom Caziken von Tabasko erhalten hatte, aus der Verlegeuheit, welche 
beim Berkehr mit den Abgefandten von Mejifo wegen Unkenntniß der Sprade 
entftand, da fie als geborne Mejitanerin die Reden der Geſandten dem Alvarabo 
in die Sprade von Yukatan überfegte. Diefe se: welche fpäter als C.'s Ge: 
mahlin unter dem Namen Donna Marina berühmt wurde, begleitete den Feld— 
herren, den fie zärtlich liebte, auf allen jenen Feldzügen, und war ihm, da fie 
jehr ſchnell fpanifch fernte, als getreue Dolmetſcherin von unberechenbarem Nuten, 

Bon nicht minder großem Vortheile war ihm fein Bündniß mit der Republif 
ver Tlascalteken, welche ihm während des ganzen Feldzuges unverbrüchlich treme 
Bundesgenoffen waren. Tlascala mußte wegen feiner Lage zwifchen Beracruz und 
Mejito feine natürliche Operationsbafis fein und hierauf fam er auch immer 
zurüd und unterhielt vermittelft ver Tlascaltefen eine immerwährende Berbindung 
mit dem Hafen. 

- Ehe wir die Feldzüge C.'s in ihren Hauptrichtungen verfolgen, ift es nöthig, 
die Stärke feiner Mannfchaft anzugeben. Seine ganze Flotte beftand aus 11 
Schiffen, wovon das größte nur 100 Tonnen ftarf war. Auf diefer Flotte be= 
fanden fih 617 Mann, wovon 508 als Soldaten dienten, darımter 16 Berittene 
und nur 13 mit Musfeten Bewaffnete, venn die Yeuerwaffen waren damals noch 
wenig im Gebraud. Die Artillerie beftand aus 4 Feldſchlangen und 10 Heinen 
Feldſtücken. 

Der Schrecken, welchen die Reiterei unter den Indianern verbreitete, die 
die Reiter anfänglich für übermenſchliche Weſen hielten, ſo wie die Wirkung der 
Feuerwaffen erleichterte allerdings vie Ueberwindung, allein die Furcht vor ber 
erfteren verſchwand, nachdem die Feinde gefehen, daß die Pferde auch ſterblich 
find, und der legteren waren zu wenige, um bei einer Uebermacht von Tauſenden 
mehr als eine vereinzelte Wirkung zu thun. Die Schleudern, Pfeile und fteinernen 
Streitärte der Indianer waren dagegen auch feine zu verachtenden Waffen und es 
fünnen daher blos die erften Siege, wo die Furcht und Unfenntniß der Feinde 
die mächtigften Bundesgenoffen waren, auf Rechnung ver Reiterei und Feuerwaffen 
geihrieben werben, während den günfligen Verlauf das Genie des Feldherrn ent- 
ſchied, der es verftand, ſich unter den Eingebornen zahlreiche Bundesgenoffen zw 
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verſchaffen, und dieſe mit ſo vielem taktiſchen Geſchick verwendete, daß er vor— 
zugsweiſe mit ihrer Hülfe Mejiko eroberte. 

Montezuma, der Kaiſer ver Mejikaner, bot alles auf, um C. vom Bor- 
dringen gegen feine Hauptſtadt abzuhalten; er ſchickte durch feine Abgefandten 
werthuolle Geſchenke an die Spanier, was freilih das verfehrtefte Mittel von 
der Welt war, da fie nur deren Begierde entflammten, die Quelle, aus ber 
ſolche Schäte floffen, auszujhöpfen; er befahl den Caziken feiner Grenzen, das 
Heer des Feindes freundfchaftli einzuladen und durch Verrath zu vertilgen, er 
ließ die Heerftraßen unwegſam machen und verſuchte den Feind in Engpäffe zu 
loden. €. ließ ſich durch diefe Taktik zwar anfänglich täuſchen, aber er verftand 
e8 auch, die Kleinen Berlufte, die er hiedurch erlitt, wieder gut zu machen. 

Die alte Stadt Mejilo lag in der ſüdweſtlichen Bucht des falzigen Sees von 
Mejiko und war mit dem zunächft gelegenen Ufer durch zahlreihe Dämme verbunden, 
welche zum Verkehr dienten und deren zwei mit Aquaduften verfehen waren, um 
der Stadt ſüßes Waſſer zuzuführen. Süplih von dem See von Mejito lag der 
mit ihm in Berbindung ftehbende See von Chalco und auf ver zwifchen beiven 
Lanpfeen liegenden Erdzunge das Vorwerk Jftapalapı, weldes die Stadt gegen 
Dften befhüste, während Chapultopef e8 gegen Süden und Takuba gegen Weiten 
vertheibigten. Diefe, fo wie nod andere an den Ufern der Landſeen gelegenen 
Orte, waren alle durch Dämme mit der Stadt verbunden. Die Gebäude ver 
Stadt werden ald maſſiv und prächtig geſchildert, es überragten fie alle aber bie 
zahlreihen, in Form von abgeftgnpften Pyramiden gebauten Oögentempel, welche 
— da fie eine geräumige Plattform hatten und nur durch fteile Treppen zu er- 
fteigen waren — trefflih dazu dienten, das umliegende Yand und Gewäfler zu 
refognosciren und fefte Waffenpläge im Fall eines Krieges abzugeben. 

Montezuma empfing C. nah Abſchluß der Friedensunterhandlungen mit 
friehenden Unterwürfigfeitsbezeigungen, die allein ſchon eine tiefe raſſemäßige 
Berfuntenheit feines Geſchlechtes erkennen ließen. Der Anfang der Rede, die er 
an C. richtete, gewinnt, nachdem die neuere Gefhichtsforfhung die ariſche Quelle 
der mejikaniſchen Kultur nachgewieſen, als der Inhalt mejitanifcher Ueberlieferung 
befondere Bereutung ; Solis Herrera und C. geben fie beinahe gleichlautend alfo 3): 

„Schon lange wußten wir aus den Berichten, welde unfere Voreltern uns 
bieriiber nachgelaffen haben, daß weder id noch fonft ein Einwohner des Lan— 
des A) hier urfprünglid zu Haufe war. Wir find Fremdlinge, die von ſehr fern 
ber unter den Bannern eines Königs gefommen find, welder nad Eroberung des 
Landes wieder nad) feinem Reich zurüdgezogen ift. Er blieb fo lange von Mejito 
abwejend, daß er bei feiner Zurüdkunft feine Unterthanen fehr vermehrt fant ; 
biefer König wollte fie damals mit fi zurüdführen, aber fie wollten ihm weder 
folgen no ihn als Oberherrn anerkennen. Er reifete dann allein ab und bat 
eine Prophezeihung Hinterlaffen, daß einftmals einer feiner Nachfolger ſich dieſes 
Land unterwerfen werde. Dem Himmelsftrihe nah, nämlich Often, von dem er 
gefagt, daß er kommen wiirde zu urtheilen” (dies erinnert an Florida, das Win- 
land der von Grönland und Island im 10. Jahrhundert gelommenen Norweger), 





3) Briefe II, 21. 

) Da ich nicht das Original, fondern blos eine niederdeutiche Meberfegung zu Handen babe, 
jo weiß ich nicht, ob unter dem wahrſcheinlich gebrauchten Ausdruf tierra nicht vielleicht eher 
Stadt oder Stadtgebiet zu verftehen wäre, was dann mehr auf die Roblefie zu bezieben fein 
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„und nah allem, was ihr uns von dem König fagt, der euch hieher gefenvet hat, 
glauben wir, daß diefer unfer natürlicher König fei, und dies um fo mehr, ale 
er, jo wie ihr jagt, vor längerer Zeit von uns gehört hat.“ 

Montezuma überhäufte nach feierlihen Verſicherungen feiner friedlichen Ge— 
finnungen die Spanier mit Geſchenken, Feſtlichkeiten und Beweifen feiner Freund» 
ihaft, während er heimlid dem Caziken von Almeria Befehl gab, in C.'s Rüden 
Aufruhr zu erregen, bei weldhem einige Spanier getöbtet und verwundet wurben. 
C. faßte, nachdem ihm die Kunde von dieſer Verrätherei geworben war, den 
Entſchluß, Montezuma gefangen zu nehmen, worüber mehrere feiner Dfficiere 
fehr erfchraden ; allein er ging mit wenigen Getreuen und Marina in des Königs 
Palaft und nahm ihn gefangen. Der verrätherifhe Schwächling übergab ſich mitten 
unter feinem Hofftaat an C., und wurde von vielen Gazifen, welche nadt und 
barfuß, die Kleiver auf den Armen, ihn auf einen Zragftuhl festen, in 
des Feldherrn Palaft gebracht, der ihm ritterliche Haft in allen Ehren mit der 
Erlaubnig, überall hinzugeben, wo er wolle, verftattete. Der ſchuldige Eazike, 
nebft feinen Mitſchuldigen zum Feuertod verurtheilt, bekannte, daß Montezuma 
ihnen die Verrätherei befohlen. Zur Strafe dafür lie E. während der Hinrich: 
tung dem Kaifer Feſſeln anlegen, nahm fie ihm aber nachher in knieender Stellung 
ab, bob ihn auf umd umarmte ihn. Gerechte Strenge und ritterliches Betragen 
gegen ein gekröntes Haupt läßt fi wohl nicht feiner verbinden. Die Mejifaner 
ertrugen alles dies ruhig, vielleicht weil fie noch nicht genug Mannfchaft mobil 
hatten, vielleicht weil ihre Priefter noch zu keinem ficheren Entſchluß gefommen 
waren, vielleiht auch weil fie fih vor C.'s Perſönlichkeit allzufehr fürchteten, 
wahrfheinlih aus allen dieſen Urfachen zugleich). 

C. unterfuhte nun das Land und ließ ven Kaifer bedeutende Schatzung 
zahlen, er erkundigte fi) nad den Golpminen und traf Einrichtungen, um fid) 
auf möglichft frievlihe Weife zum Meifter des Landes zu machen. Im Mai 1519 
befam er Bericht von der Landung einer bedeutenden fpanifhen Flotte; er hoffte, 
fein getreuer Montejo, den er nah Spanien mit Briefen an Kaiſer Karl V. 
abgefandt hatte, ſei zurüdgelommen; allein Montejo, ver gegen C.'s Befehl in 
Cuba eingelaufen war, hatte die Giferfuht und Habfucht Belasquez’ rege ge 
macht, der num den Narvaez mit 800 Fußknechten, 80 Reitern und 12 Stüd 
Geſchütz nah Veracruz aborbnete und beauftragte, C. den Oberbefehl abzunehmen. 
Diefer ſchickte den Priefter Bartholomeo de Olmedo zu Narvasz, um mit ihm zu 
unterhandeln, fah ſich aber, da Narvaez eine trogige Antwort gab und meinte, 
den Feldherrn als Rebellen behanveln zu fünnen, genöthigt, feinem Widerſacher 
entgegenzuziehen, während ver Priefter die Untergebenen des Narvaez auf fchlaue 
Weiſe für E. zu gewinnen wußte. Nach einigen Scharmügeln und mit Hülfe eines 
fühnen Handftreihes bemädhtigte fih E. des Narvaez, und ließ feinen Soldaten 
die Wahl, ob fie nad Cuba zurückkehren, oder bei ihm Dienfte nehmen wollten. 
Die meiften wählten das lebtere. 

Nun aber brachen in Mejiko Unruhen ver jchwerften Art aus, melde das 
bisherige Kriegsglüd des Feldherrn wendeten, ja die Vertilgung der Spanier hätten 
zur Folge haben können. Kaum war E. nad Mejiko zurüdgetehrt, als er von 
feinen Feinden umzingelt und heftig angefallen wurde. Montezuma, deſſen An— 
jehen bei ven Seinigen feit feiner Gefangenfhaft tief gefunfen und ver ohne 
Zweifel von den Prieftern aufgegeben war, trat in der Abficht, den Aufſtand 
duch feine Gegenwart befhwichtigen zu wollen, auf eine Bruftwehr heraus und 
wollte zum Bolfe fprehen, aber ein Stein, der ihn an die Stirm traf, machte 
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ihn bewußtlos niederfallen und als er wieder zu fih fam, vi er aus Gram ven 
Berband von der Wunde ab und weigerte fih, Nahrung zu fi zu nehmen. Ex 
ftarb drei Tage nachher, umempfinvlih gegen vie Belehrungsverfuhe ver fpani- 
ſchen Priefter. Die Regierung ging an feinen Bruber über. 

Nun entwidelten die Mejitaner ihre Streitkräfte, indem fie die Dämme, 
welche an das Land führten, durchſtachen, um dem €. den Rüdzug abzuſchueiden 
und Maffen Volkes in ven Kampf führten. Als E. ihnen drohte, die Stadt zu 
zerftören, erklärten fie ihren Entihluß, ale zu fterben um ben Preis ver Ber- 
tilgung der Spanier; wenn auf einen von C.'s Leuten aud 25,000 Mejitaner 
fallen follten, wiürben dennoch jeme zuerft vernichtet fein. E. beantwortete dieſe 
Rodomontaden mit kräftigen Ausfällen und beſchloß zulegt, die Stadt zu verlaflen. 
Dies gefhah bei Nacht und über die von den Feinden an verfchievenen Stellen 
öfter durchftochenen weftlihen Dämme; es war bies eine fhredliche Nacht, welche 
no lange in Nenfpanien den Namen noche triste trug. Die Brüden, welche bie 
Spanter mit fechtender Hand gelegt hatten, waren theilmeife zerftört, vie fliegen- 
den Brüden, die in Bereitſchaft gehalten waren, braden unter ver Laft ver Ge- 
fhüge und der Bagage, viele Spanier waren beinahe fampfunfähig over ermüdeten 
bald, weil fie fih mit ven gefammelten Schägen und Kleinodien belaven hatten ; 
die Kühne des Feindes hatten die Mejikaner ſchon früher zerftört und verfolgten 
das bei jedem Schritt ſchmelzende Heer mit einem ununterbrocdenen Hagel von 
. Steinen und Wurfgeſchoſſen aller Art. E. führte zuerft vie Vorhut nah Taluba, 
begab fih dann unter unbeſchreiblichen Gefahren zur Nahhut und brachte auch 
viefe, nicht mehr über Brüden, fondern über die durch Leichen ausgefüllten Gräben 
hinüber und nahm bei Takuba eine fefte Stellung ein. Hier muß es ſchauerlich 
ausgefehen haben: „wir hatten“, fchreibt C., „nicht einen Reiter, der feinen Arm 
ausftreden konnte, nicht einen Fußknecht, der fich zu bewegen im Stande war, 
als wir bei dieſem Ort anfamen. Wir fammelten und erfrifchten ung da, aber 
die Mejtkaner belagerten uns bafelbft wieder, ohne uns eine Stunde Ruhe zu 
laffen. Diefer Rüdzug aus Mejifo foftete uns 45 Pferde, 150 Spanier und mehr 
als 2000 Indianer; unter ven Gefallenen waren ein Sohn und eine Tochter 
Montezuma's umd alle gefangenen vornehmen Gaziten“ 5). 

C. war nun genöthigt, längs dem ihm wenig befannten nordweftlichen fer 
des Sees von Mejifo den Weg von Zafuba über Dtumba, das am der merd- 
öftlihen Seite dieſes Gewäſſers lag, zu fuhen, um nad) Tlascala zurüdzufom- 
men. Als er fi den Gebirgspäffen von Dtumba näherte, fah er fi von einem 
ungeheuern Heere Mejifaner umringt, welde auf einem fürzeren Weg von ber 
Süpoftjeite des Sees dorthin marſchirt waren. Obgleih die Spanier bei jevem 
Anfall die Feinde übermeifterten, jo füllten fih doch die Lücken fo raſch mit fri- 
hen Gegnern an, daß fie ſchon verzweifelten, ſich durchſchlagen zu können, als 
C. das feindlihe Hauptbanner wahrnahm, weldes vor dem Befehlshaber ver 
Mejitaner hergetragen wurde und von weldem er durch Marina wußte, daß es 
das Palladium des Bolfes war. Bereinigt mit feinen getreuften und tapferften 
Dfficieren fprengte er auf die Fahne los, jagte die fie umgebenden Caziken im bie 
Flucht und tödtete ven feindlichen General. Nun verbreitete ſich im mejitanffchen 
Heere ein panifcher Schreden, die Flucht und Verwirrung wurde allgemein und 
bie Spanier erfochten einem vollftändigen Sieg, wobei 20,000 Wejikmer fielen 
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Nah Tlascala zurüdgelehrt, verfiel E. in Folge erhaltener Wunden in ein 
jo heftiges Fieber, daß man für fein Leben fürchtete. Die Indianer verſammelten 
fidy trauerrd um fein Hans und verfchafften ihm Werzte, durch deren Hülfe er 
genas. Nun beihäftigte er ſich mit einem neuen Feldzugsplane gegen Mejiko; er 
ſah die Nothwenvigkeit ein, die Stadt ſowohl zu Wafler als zu Lande anzu 
greifen und ließ, um das erftere auf wirffame Weile thun zu können, in Bera- 
eruz Brigantinen bauen, groß genug, um die Kähne ver Indianer zu übermeiftern; 
in Beziehung auf den Angriff zu Lande aber führte er gegen die um ben See 
zunächſt gelegenen Ortſchaften, jo wie gegen die Bunvesgenoffen der Mejifaner 
mehrere, meift glüdliche Streifzüge aus, welche darauf berechnet waren, ihm eine 
ficherere Operationsbafis zu gewähren, als die des erften Feldzuges geweſen war. 
Nachdem er fi auf diefe Weiſe der Stadt gemähert hatte, ließ er einen Kanal 
graben, mittelft deſſen die im Beracruz gefertigten und mit unfägliher Mühe 
ftüdweife transportirten und am Ort und Stelle zufammengefegten Brigantinem 
in den See gebradht wurden, und hielt dann Mitte April 1521 eine allgemeine 
Heerſchau. Seine Armee beftand aus 86 Pferden, 118 Musfetieren und Bogeu— 
Ihägen und mehr als 700 Fußknechten, 3 großen eifernen Kanonen und 15 
fleinen metallenen Feldſtücken mit 10 Gentnern Schießpulver als Munition. Hier- 
auf befegte er die wichtigften um die Stadt liegenden Plätze, Takuba, Cuyocan 
und Iftapalapa, und bemächtigte fich der Aquadufte von Mejilo, um dem Feinde 
das ſüße Waller abzufchneiden. Zuerft griff er Iftapalapaı an und als die Meji- 
faner ſich auf ihre Kähne zu retten fuchten, führte er feine Brigantinen ins Ge- 
fecht und richtete unter dein Weinde eine große Verwüſtung an. In der Folge 
wurde ein Hauptdamm durchſtochen, um einen Theil ver Brigantinen aud anf 
die amdere Seite des Sees zu bringen und jo gelang es, fowohl zu Wafler als 
zu Land die Mejitaner einzufhließen und ihnen die Verbindung mit dem Feſt— 
lande abzuſchneiden. Daß hiebei eine große, anf 80,000 angegebene Anzahl in- 
bianifcher Bundesgenoffen mitwirkte, braucht faum erwähnt zu werben; denn ohne 
biefe wäre eine Unternehmung auf eine mit der Wuth der Verzweiflung und mit 
indianiſcher Hartnädigfeit vertheidigte volfreihe Stabt eine Unmöglichkeit gewejen. 

Der Kampf gegen die Stabt ſelbſt zerfiel in eine Reihe von Angriffen zu 
Waͤſſer und zu Land, die alle von vemjelben Charakter waren: die vom Feinde 
verſchanzten und durchſtochenen Dämme, welche den Zugang zur Stadt bildeten, 
wurben erft überbrüdt, dann die Schanzen genommen und während des Sturmes 
die Durchſtiche mit Erde in Schanzförben ausgefüllt, um den Nüdzug zu decken, 
der jeden Abend geihah, damit ven Truppen die nöthige Erholung zu heil werde. 
Auf dieſe Weiſe waren die an vier oder fünf verſchiedenen Brücken angegriffenen 
Feinde von Teraſſe zu Teraſſe, von Durchſtich zu Durchſtich vertrieben, als die 
Unbeſonnenheit des jungen Alderate, dem befohlen war, die überſchrittenen Durd« 
ſtiche auszufüllen, die Armee in große Noth brachte. Bon Eroberungseifer erfüllt, 
begnügte fi diefer, Brüden zu ſchlagen und wollte fi nicht durch das zeitrau 
benbe Ausfüllen aufhalten lafjen; allein vie Mejikaner hatten dies nicht jo bald 
bemerkt, als fie die Brüden zerftörten und ihre Priefter von der Zinne des 
Tempels des Kriegsgottes alles Bolf zum Kampfe aufforderten. Die Spanier ge 
riethen in die äußerſte Berrängnif; E. felbft wurde mit Mühe ver Lebensgefahr 
entriſſen und von den Seinigen mit Gewalt an das Ufer gebradht. Der Rüdzug 

h nur mit dem empfinvlihen Berluft von 1040 Mann Gefangener und 

worunter 35 Spamier. Einen fürchterlihen Eindruck machte das Schickſal 
der geſaugenen Spanier, weiche Angefihts des Heeres auf der Plattform des er- 
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leuchteten großen Tempels ven Gögen geopfert wurden. Diaz, ein Augenzeuge 
diefer Megelei, berichtet darüber mit feiner gewohnten Einfachheit: „Bevor ich 
gefehen hatte wie meinen Pandslenten die Bruft aufgefchnitten und das zudende 
Herz einem verfluchten Gögen geopfert wurbe, wie ihre zitternden Eingeweide von 
einem unmenfchlichen Feinde verſchlungen wurden, ging ich nicht nur furdhtlos, 
fondern mit tapferem Muth in den Kampf; nad dieſer Zeit aber bin ich gegen 
die Mejitaner nie ohne heimlihen Schreden marſchirt, denn mein Herz zog ſich 
ftets bei dem Gedanken an ven jcheußlihen Tod, ven meine Landsleute erlitten 
hatten, krampfhaft zuſammen.“ Ueberhaupt muß die Menfchenfrefleret, deren ſich 
auch C.'s Bunvdesgenoffen nad jedem errungenen Siege bingaben, indem fie bie 
Leihen ver Feinde verzehrten, einen unbeſchreiblich ſcheußlichen Eindrud auf bie 
Gemüther der Spanier gemacht haben. 

Die Mejifaner verfäumten nicht, ihr Kriegsglück gut zu benügen; fie ſchickten 
die Häupter der getödteten Spanier und die Köpfe ihrer Pferde ihren Bundes— 
genofjen zu, prebigten biefen die Verſöhnung des großen Gottes Huichtilopochtli 
durch die Vergießung des Blutes der fremden Räuber, die nad der Verheißung 
des Gottes binnen acht Tagen vertilgt fein würden. Der Feldherr verwendete, 
theild um feine Schwäche zu bemänteln, theil® um die Prophezeihung der Priefter 
zu Nichte zu machen und baburd die wanfelmüthigen Bundesgenoffen wieder an 
fich zu fefleln, vie folgenden 10 Tage nur zu unbeveutenden Scharmügeln. Er 
erreichte jeine Abficht, 309 fogar nene Yunvesgenoffen an fih und erlangte Bor- 
theile über den Feind, die bald. den erlittenen Unfall vergeffen machten, Allmählig 
hatte er ſich nicht nur aller Verbindungen zu Lande bemeiftert, fondern auch mit 
feinen beftändig kreuzenden Brigantinen die feindliche Kahnflotte zerftört und ver 
Stadt alle Zufuhr an Lebensmitteln abgefchnitten, fo daß ſich die Mejikaner, vie 
durch die ftets wachſamen Belagerer fogar am Fiſchfang verhindert wurden, Hun- 
gersnoth litten und laut um Frieden fchrieen. Ihr Kaifer Guatimozin, ein 
Neffe Montezuma’s, befhwichtigte das Volk mit fiegverheigenden Prophezeihungen 
ver Priefter und hoffte auf einen günftigen Moment zur heimlichen Flucht. Indeß 
ſchloß C. die Belagerten immer enger ein und bie Hungersnoth erreichte einen 
furchtbaren Grad. Endlich ſchritt C. zum allgemeinen und legten Sturm von allen 
Seiten, dem die entfräfteten Feinde nur geringen Widerftand entgegenfegen konnten. 
Der auf einem Kahn fliehende Herriher wurde gefangen genommen; er ergab fich 
in fein Schidjal und befahl dem Bolfe, die Waffen niederzulegen. Dies geſchah 
den 30. Auguft 1521. Während der Belagerung hatten die Mejikaner 180,000 
Mann, C. 50 Spanier, 6 Pferde und 8000 Mann Bundestruppen verloren. 

Die Beute belief fih außer den Sklaven und beweglichen Gütern auf 2600 
Mart Gold, wovon ein Fünftheil an den Schatmeifter des Königs abgeliefert, 
der Ueberreft unter die Krieger vertheilt wurde. Diefe aber, in der Hoffnung auf 
weit reichere Schäge getäufcht, murrten laut und verlangten, daß dem Kaifer ein 
Geſtändniß feiner verborgenen Reichthümer dur die Wolter abgeprekt werde. €. 
verftand ſich dazu, aber umfonft; Guatimozin trogte allen Qualen und fein Günft- 
ling ftarb auf der Folter, ohne das Geheimniß verrathen zu haben. Später wurde 
ver Kaifer, da er eine Meuterei gegen C. angeftiftet hatte, durch den Strang 
hingerichtet. Man hat diefe Thaten E. hart vorgeworfen; allein die Erbitterung 
ber durch die barbarifche Kriegsführung der Mejitaner und dann durch enttäufchte 
Habſucht aufs äußerſte gereizten Truppen drohte, wenn ihnen nicht willfahrt 
würde, mit einem gefährlichen Aufftande, den er um jeden Preis vermeiden mußte. 
Man darf auch nicht vergefjen, daß die Folter in jenen Zeiten zu den geläufig. 
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ften Mitteln der Wahrheitderforihung gehörte. Die Hinrihtung aber war ein 
At des Kriegsrechts. 

Hierauf erfolgte nun die Unterwerfung vieler Provinzen und der unermübd- 
lie Eroberer beſchäftigte fi bereits mit Plänen, um von der Südfee aus gegen 
Dftindien vorzudringen, als ihm durch feine Feinde, ven Erzbifhof Fonfeca in 
Burgos und durch Belasquez neue Schwierigkeiten bereitet wurben. Der erftere 
hatte einem feiner Günftlinge, Tapia, die Statthalterfhaft von Neufpanien zu 
verfchaffen gewußt; als aber viefer unfähige Mann anfam, betrug er ſich fo un- 
gefickt, daß C. leichtes Spiel mit ihm hatte und der Rath von Beracruz ihn 
unverrichteter Diuge nad Europa zurückſchickte. Eine durch Velasquez angeftiftete 
Verſchwörung, wobei ed auf die Ermordung des Feldherrn abgefehen war, wurbe 
entdeckt umd vereitelt. Auch ein Theil feiner Unterfeloherren trat nun C., obgleich 
er durch faiferliches Dekret die Statthalterfchaft von Neufpanien erhalten hatte, 
feindlih entgegen. Dlid, ver von ihm nad) der Bai von Honduras gefendet war, 
lehnte fi) gegen ihn auf und möthigte ihn, 500 Meilen weit durch Urwälder, 
Berge und Flüffe einen zweijährigen Feldzug zu unternehmen, ver alle Arten von 
Strapazen mit ſich brachte. 

Nicht minder denkwürdig ift fein Streifzug in die Provinz Panufo, welde 
unter den Folgen der eingeführten Regierungsweife, der fogenannten Reparti- 
mientos litt. Diefe Einrichtung beftand darin, daß verbienten Soldaten oder un— 
verdienten Günftlingen Yanpftrihe und deren Einwohner als Eigenthum übergeben 
wurden, was zu ſchändlichen Bedrückungen ver legteren und endlich zu Aufſtänden 
führte, C.'s durchdringender Verſtand hatte fehr gut eingefehen, daß die Meji— 
faner nody weniger ald die Indianer der Antillen das Joch der Sflaverei nad 
Art der Neger ertragen würden. „Ich habe”, fchreibt er 6), „Eurer Majeftät 
bexeits gemelvet, daß die Mejifaner viel verftändiger find, als die Infulaner, daß 
fie uns fo viele Anzeichen von Berftand, Einfiht und Geift gegeben haben, als 
man von Menſchen von gewöhnlicher Erziehung verlangen kann; daher habe ich 
es nicht nur nicht rathſam gefunden, fondern felbft für gefährlich gehalten, fie zu 
Sklaven zu mahen und — wie auf den Injeln gefchehen ift — ven Spaniern 
dienen zu laffen. Inzwifchen babe ich eingefehen, daß ihr Dienft zum Unterhalt 
des eroberten Landes und der Koloniften vor der Hand nothwendig ift, glaube 
jedoch zur Erreichung des wahren Zweckes verpflichtet zu fein Ew. Majeftät vor- 
zuftellen, wie heilfam es für Ihren Dienft fein möchte, daß Ihren Koloniften und 
Soldaten eine hinreichende Bejoldung zugelegt würde, welde man aus den Ein- 
fünften des Landes wohl bezahlen könnte.“ Diejer eben jo menſchenfreundliche als 
ftaatsfluge Rath des Eroberer wurde nicht befolgt und er jelbft in die traurige 
Lage verfegt, den Indianern ſchwere Frohnleiftungen, wie z. B. das Ueberſchaffen 
von Schiffsbanumaterial und Gefhüg vom Golf von Mejito nah der Südſee 
aufzuerlegen, Frohndienſte, welche durch feine gewiffenlofen Untergebenen entſetzlich 
gefteigert wurden. Diefe glaubten nad) der Eroberung Mejiko's jeden Wiberftand 
des unterbrüdten Volles als Auflehnung gegen vie Rechte der Krone mit den grau— 
famften Foltern und Hinrihtungen beftrafen zu dürfen und fahen übervies im 
Bewußtſein ihrer europäifchchriftlihen Kultur mit tieffter Beratung auf bie 
menfchenfrefienden Heiden herab. Um bierin Far zu fehen, muß man im Auge 
haben, daß dazumal die Sklaverei der Neger in Spanien zu Recht beftand und 
daß diefes Necht mit Verkennung und ohne Rüdficht auf die Verſchiedenheit der Volks— 
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naturen, deren Unterfheidung nur einem großen Geift wie &. möglich war, auf 
die Indianer der Infeln, ja fogar auf die höher ftehenden Tlascalteken and Meji- 
faner, jo wie andere Bewohner des Feftlandes ausgedehnt wurde. 

Nicht minder bezeichnend ift C.'s Anficht über das Miffionsweien. Er fagt 
bierüber 7): „In allen meinen Briefen an Ew. Majeftät habe ih von ver Be- 
gierde der Indianer, fich befehren zu laffen, gefprodhen, und wiederholt um gute 
Senvlinge gebeten, daß fie fie belehren und erbauen; bi8 jett aber find deren 
noch feine aus Spanien angelommen. Ich nehme mir die Freiheit, ‚meine Bitte 
zu wieberholen, fie mögen jo bald als möglid anfommen und die Seelen zu Gott 
befehren, damit der Wunfd, eines jo chriftlichen Fürſten als Ew. Majeftät erfüllt 
werde. Duinenes und d'Avila hatten Befehl, Sie in meinem und des Rathes 
Namen zu bitten, uns Beſchöfe und Prälaten zu ſchicken, um des Gottesvienftes 
wahrzunehmen. Damals kam uns dies als die befte Mafregel vor; nachdem ich 
aber diefe Sache reiflicher überlegt habe, venfe ich, daß man eine andere Methode 
befolgen muß, um die Indianer ſchneller zu unterweilen und zu befehren. Meine 
Anſicht wäre, eine gewiffe Anzahl eifriger Geiftliher herzuſenden; wir werben 
diefen auf Plägen, die ihrer Wirkfamfeit angemeffen find, die nöthigen Woh— 
nungen anmeifen und ihnen einen Theil der Zehnten für Behaufung, Nahrung 
und Kleidung überlaffen, während fie ven andern Theil zum Erbauen und Ber- 
zieren der Kirchen und Kapellen verwenden fünnen. Könnte man es — nad Ein- 
bolung des päpftliden Gutfindens — dahin bringen, daß die Verwaltung der 
Zehnten durch königliche Kommiſſäre ausgeführt würde, jo wären dieſe nicht blos 
zureihend für alle oben angeführten Ausgaben, fondern es würde nod Geld übrig 
bleiben, worüber Ew. Majeftät nach Gefallen verfügen künnten. Stellten dagegen 
Ew. Maj. Biihöfe an, jo würden diefe darauf bedacht fein, ihre Günftlinge zu 
bereichern; fie würden vor allen Dingen ihren Kindern Majoratsherrfchaften zu— 
zuwenden ſuchen und ihre Reichthümer durch eitle Pracht und noch mehr durd 
ein ausjchweifendes und ärgerliches Leben vergeubden, was alles gewiß nicht dazu 
dienen kann, Menfchen zu befehren, welche vie Lebensweiſe der kanoniſchen Herren 
und anderer angejehener Kirchendiener unferer Zeit mit der Gingezogenheit, ver 
Keufchheit und dem geregelten Leben ihrer Abgötterpriefter vergleihen, unter wel- 
hen das geringfte Vergehen mit dem Tode beftraft wurde. Wiüßten fie, daß wir 
Leute, welche ſonder Mäßigung allerlei Ausfchweifungen, Unregelmäßigkeiten und 
der Entheiligung von Gottes Namen und Ehre ergeben find, Diener des leben- 
digen Gottes nennen, dann würden fie ohne Zweifel den Gottespienft und bie 
Priefter, die ihm verrichten, verachten; dieſer würde in ihren Augen unendlich an 
Glanz und Herrlichkeit verlieren und fie würden ſich Begriffe von folder Art 
davon machen, daß alle Glaubenslehre und alle Previgt fruchtlos wäre." Wie 
wenig dieſe jo meifen Rathſchläge befolgt wurben, weiß Jedermann aus der Ge- 
Ihichte; man darf ſich aber darüber um fo weniger wundern, als felbft in unferer 
Zeit die politifhe und Firdliche Behandlung der wilden Völker nod gar wenig 
verftanden wird. 

Die ferneren Schidfale unferes Helven laffen fih in wenige Züge zufammen- 
fafien. Bon den Berfolgungen Diego Belasquez’ Hatte ihn zwar deſſen Tod erläft, 
allein der nidhtswürdige Narvaez war mit dem boshafteften Eifer thätig, um in 
Derbindung mit Ribeira, dem früheren Sekretär des Feldherrn, dieſen am Hofe 
anzuſchwärzen. Sie brachten es, unterftügt von einer Menge Meingeiftiger Schrei- 
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ber, die als Unterbeamte nah Mejito gelommen waren umb gegen C., vermöge 
des Naturgeſetzes der beftändigen Verſchwörung niederer Seelen gegen große, 
zahlreiche Beſchwerden erhoben, zulegt dahin, daß Ponce de Leon als Ober: 
richter aufgeftelt wurde, um das Betragen des Feldherrn zu unterfuchen. Nun 
begannen eben jo niedrige ald peinliche Verfolgungen, welde jo ſchamlos betrieben 
wurben, daß fowohl Spanier als Indianer €. riethen, mit gewafneter Hand ein 
Ende zu machen. Diejen Rath lehnte der loyale Mann ab, konnte es aber nicht 
über fi gewinnen, in einem Lande, das Zeuge feiner Siege gewefen, ſich vor 
Gericht zu verantworten und entſchloß fi zur Neife nah Spanien, wo er im 
Jahre 1528 ankam. Hier trat er mit dem Glanze auf, der dem Eroberer eines 
großen Reiches gebührt; er brachte einen großen Theil feiner Neichthümer mit 
fi: 1500 Mark gearbeitetes Silber, 200,000 Peſos feines Gold, nebft vielen 
Evelfteinen und foftbaren GSeltenheiten; einige der vornehmften Mejifaner und 
feine erften Officiere begleiteten ihn. Der Kaifer empfing ihn mit der größten 
Achtung und Auszeihnung, gab ihm den Orden von St. Jago und den Titel 
Marquez del Valle de Guaxaca, geftattete ihm freien Zugang zu feiner Perſon, 
lebte mit ihm als mit einem Edelmann vom erften Nang und beſuchte ihn in 
feinem Haufe als er krank war. Allein feine Feinde blieben nicht unthätig, Nar- 
vaez ſchrieb und intriguirte gegen ihn und der Präfivent des Rathes von Mejiko, 
Nuno de Guzman, verurtheilte ihn in feiner Abweſenheit und ließ alle feine 
Güter verfaufen. Als ver Kaifer diefes Unrecht erfuhr, feste er den Oberrichter 
ab und ſchickt Don Antonio de Mendoza als Unterlönig nad Neufpanien, 
ver C. feine Güter zurüdgab und Ouzman als Gefangenen nad) Spanien zurüd- 
fehren ließ. 

Nachdem fih C. mit Donna Juana de Zuniga ehelidy verbunden, kehrte 
er im Jahre 1530 nad Mejifo zurüd; zwar nicht als Statthalter, fondern bios 
als Obergeneral, mit der Erlaubniß, neue Entdeckungen zu machen und ein 
Zwanzigtheil von deren Werth für fi zu behalten, während ver Oberbefehl über 
das bürgerliche Wefen der Audiencia von Neufpanien übertragen wurde, einem 
Rath, in welchem der Vicekönig den Borfig führte. Diefe Bertheilung der Herr- 
haft war nun aber die Quelle von beftändigen Händeln, vie C. das Leben ver- 
bitterten, feinen Entwürfen jchabeten und der Krone nicht geringen Nachteil 
brachten. Er wurde von Indianern und Spaniern mit unbejchreiblihem Jubel 
empfangen; aber ver Rath verbot ihn, Mejito zu betreten. Dies erregte unter 
ven ihn wie einen Gott verehrenden Indianern einen gewaltigen Aufſtand, ven 
nur er felbft nieverzufchlagen vermochte. Der raftlofe Mann bejhäftigte fih nun 
mit Gntvedungsreifen, allein aud hier verfoigte ihn das Unglüd, da die meiften 
der von ihm ansgerüfteten Schiffe zu Grunde gingen, bis er endlich ſich felbft 
auf die See begab und nah unfäglihen Strapazen und Gefahren 1536 vie 
Halbinfel Californien entvedte, 

Beharrlich verfolgte ihn inzwifchen ver Ruth von Indien; wegen der großen 
Anzahl feiner Vaſallen auf den ihm eigenthümlich abgetretenen Ländereien wurde 
ihm der Proceß gemacht, und nun follte er, der Alles Spanien unterworfen hatte, 
wegen einiger Untergebener ſich verantworten, Beide Theile Fagten in bitteren 
Briefen bei Hofe und C. befhloß abermals, in feinem Vaterlande Schuß zu 
fuchen, wohin er 1540 unter Segel ging. Jetzt aber wurbe er daſelbſt fo ſchlecht 
empfangen, daß man gegen ihn fogar den äußeren Anſtand verlegte. Jahre lang 
bemühte er fich vergeblich, feinen Befchwerden Gehör zu verfhaffen und die Wie- 
verherftellung feiner Rechte zu erlangen. Endlich faßte er, müde des Kampfes gegen 
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binterliftige Ränke, ven Vorfag, nad Amerika zurüdzutehren und fein Leben ferne 
von dem unbanfbaren Vaterland in Neufpanien, dem Lande feines Ruhmes, zu 
beihliegen. Unterwegs nöthigte ihn eine Krankheit in Castilleja de la Cuesta ein- 
zulaufen, wo er am 2. December 1547, zweiundſechszig Jahre alt, ftarb. Er 
hinterließ einen Sohn von der Mejifanerin Donna Marina und drei Töchter. 
Als Feloherr ift E. zu vergleihen mit Julius Gäfar, als Unterthan mit dem 
Eid Ruy Diaz, und das Schidjal ver Verkennung und des Undankes feines Bater- 
landes theilt er mit Columbus. Quttenbofer. 


Eromwell, j. Oliver. 


Cʒzartoryski. 


Fürſt Adam Czartoryski ſtammt ans einer alten lithauiſchen Familie, 
welche ihren Urſprung dem Herrſcherhauſe der Jagellonen verdankt, aber erſt in 
neuerer Zeit zu größerem Güterbeſitz und politiſcher Bedeutung gelangte, als deren 
Gründer Auguſt Czartoryski zu betrachten iſt, der — um die Mitte des vo— 
rigen Jahrhunderts — durch ſeine Verheirathung mit der verwittweten Gräfin 
Dönhof der reichſte, und durch die Gunſt des Königs Auguſt III. der mächtigſte 
Magnat feines Landes wurde, Damit nicht zufrieden, machte er es zum nächſten 
Ziele jeines Ehrgeizes, fich felbft oder feinen Sohn Adam auf den polnifchen 
Königsthron zu erheben, wozu feine einflußreihen Verbindungen in Rußland bie 
gegründetften Ausfichten zu bieten ſchienen. Dieſe hochfahrenden Pläne wurben je: 
doch vereitelt durd Katharina II., welche ihren Günftling Poniatowski, Czar— 
torysti's Neffen, zum Könige von Polen machte. 

Seit der Zeit wurden die Czartorysfi, fammt ihrem mächtigen Anhange, 
des ruffifchen Hofes wie des neuen Königs eifrigfte Gegner und ihre Parteium- 
triebe trugen nicht wenig bei, den Zerfall und Untergang Polens vorzubereiten. 
In unabläßiger Verfolgung ihrer ehrgeizigen Zwede jheute die Familie vor feinem 
Opfer zurüd. Zur Förderung des polnischen Aufſtandes, im Jahre 1794, unter 
Kosciuszko’s Führung, gab die Fürftin Ifabella Czartoryska (eine geborne Gräfin 
Flemming) aus eigenem Vermögen 6 Millionen Gulden ber. Diefe, durch Körper: 
und Geiftesvorzüge gleich ausgezeichnete Dame (zu ihrer Zeit von europäiſcher 
Berühmtheit), war die Gemahlin des älteren Fürften Adam, der die Würde eines 
Öeneralftaroften von Podolien und Feldmarſchalls von Defterreich beffeidete. Sein 
nad ihm Adam benannter Sohn fam durch Vermittlung des damaligen Oeneral- 
Gouverneurd von Lithauen, Fürft Repnin (veffen Freundſchaft für vie fchöne 
Hürftin Ifabella zugleich die mit Konfisfation bedrohten Güter der Familie ret- 
tete) nach Petersburg, wo er im hohen Grave das Zutrauen und die Freundfchaft 
des jungen Großfürften Alerander zu gewinnen wußte. 

Diefer Fürft Adam ift es, mit welchem wir es bier zu thun haben. Es be 
durfte eines kurzen Rüdblids auf feine Familie, als deren Werkzeug er feine po— 
litifche Laufbahn begann, um die etwas zweibentige Rolle, welche er fpäter ge 
ipielt, gehörig zu motiviren und zu kennzeichnen. 

Adam GE. wurde geboren 14. Januar 1770, erhielt durch Hauslehrer 
eine jorgfältige Erziehung und bejuchte dann die Univerfitäten von Edinburg 
und Yondon. Während der Kämpfe, welche dem Aufftande des Jahres 1794 
folgten, ſoll er fi unter Kosciusfo rühmlich hervorgethan haben. 

Dem Großfürften, jpätern Kaifer Alerander waren die ehrgeizigen und ruf 
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jenfeinpfichen Beftrebungen ver Familie C. fehr wohl befannt, aber ftatt ihre 
Pläne gewaltjam zu vereiteln, wozu er die Mittel beſaß, fuchte er fie — 
wie alle Polen — durch Güte zu gewinnen und zu entwaffnen, indem er dem 
Lande feine ganze Aufmerkſamkeit zumandte, um alle Urfachen ver Unzufriedenheit 
zu entfernen. 

Es unterliegt feinem Zweifel und wird ſelbſt von ven heftigften Gegnern 
Rußlands zugeftanden !), daß Kaifer Aleranvder Alles that was in feinen Kräften 
ftand, um den Wohlſtand ver Polen zu heben und ihre alten Vorrechte zu feſtigen. 
Allerdings. ift es eben jo wenig zweifelhaft, daß feine guten Abfichten durch vie 
unzuverläßigen Werkzeuge der Ausführung vielfach durchkreuzt und vereitelt wur- 
ven. Die fchlecdht bejolveten ruffiichen Militärs und Beamten mußten — da bie 
Meiften von ihnen auf Unterjchleife und Beftehungen angewiefen waren, um 
leben zu können — ven Polen als eine wahre Landplage erjcheinen, venn bie 
Berkäuflichkeit und Korruption erftredte fih bis auf die Mitgliever des Senats 
und die höchſten Wiürdenträger ver Regierung. Namentlich bei ver Rekrutirung, 
wie auch bei Erhebung der Kopffteuer, bot fich Gelegenheit zu Mißbräuchen und 
Berrüdungen aller Art. Die Laften ver Rekrutirung und Kopfftener hatten aus- 
fhlieglih die Bauern zu tragen, von welden übrigens Lelewel mit Unrecht be- 
hauptet, daß ihr Schidfal zu den Zeiten der Republit ein befferes geweſen fei, 
ald es unter der ruffifchen Regierung war und ijt. Mit alleiniger Ausnahme ver 
Lanpbevölferung von Samogitien, die allervings früher in größerem Wohlftanve 
lebte ald heute der Fall ift, hat der polnifhe Bürger: und Bauernftand in ma— 
terieller Beziehung umter dem ruffifhen Regiment mwejentlid gewonnen. Es barf 
nicht unerwähnt bleiben, daß Kaifer Alexander auf alle Ginkünfte aus Polen ver- 
zichtete und den ganzen Ertrag der Givillifte zum Beften des Staats abtrat. Die 
Kron- Domänen wurden den National- Domänen einverleibt und ebenfo mit dieſen 
die reihen Güter wieder vereinigt, welche Napoleon früher zum Geſchenk für 
feine Generale davon losgeriffen hatte. Ein durch Staatsvorſchüſſe gegründeter Kre— 
bitverein jeßte eine Maſſe bis dahin brachgelegener Kapitalien in Umlauf, fam 
den Ärmern Edelleuten zu Hülfe und gab dem Gewerbe wie der Landwirthſchaft 
einen neuen Auffhwung. Eine Nationalbank, von der Regierung mit den nöthigen 
Fonds ausgeftattet, unterftügte die Entwidlung des Landſchaftsſyſtems und bob 
den öffentlichen Kredit dergeftalt, daß die vierprocentigen Pfanpbriefe bis zu 90 Pro- 
cent ftiegen. Durch ihre anderweitigen Operationen munterte die Banf alle indu- 
firiellen Unternehmungen auf und trug durd die Erleichterung des Geldumlaufes 
wicht wenig zur Hebung des Handels bei. Der Zinsfuß, welcher früher zwifchen 
8— 10 Procent geſchwankt hatte, fiel auf 5 Procent herab 2). 

Die ſehr alles dieſes das Wachſen des Wohlftandes und der Bevdlferung 
begünftigte, mögen einige unumftößliche ftatiftiiche Daten bezeugen. Warſchau, das 
erft unter ruſſiſcher Herrfchaft zu einem beveutenden Handelsplatz erblühte, brachte 
feit dem Jahre 1814, wo es nur 80,000 Einwohner zählte, in weniger als einem 
Jahrzehnt feine Einwohnerzahl auf 130,000. In gleichem Verhältniß vermehrte 
fi vie Bevdlferung des ganzen Yandes. Im Jahr 1815 zählte das Königreid) 
Polen 21/, Millionen Seelen ; fünfzehn Jahre fpäter beinahe 4 Millionen, 

Daß es bei allevem ven Polen an wirflihen und eingebilveten Urfachen ver 
Unzufriedenheit nicht fehlte, braucht faum angebeutet zu werben. Zu ber Korrup- 


1) Bal. Kelewel: Geſchichte Polens, p. 402—422, 
2, Vergl. Einige Bemerkungen über Polen, Berlin, 1830, 
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tion der Beamten gefellten ſich die militärifchen Quälereien des Großfürften Kon- 
ftantin, um dem alten Stammeshaß der Polen gegen die Ruſſen fortwährend 
neue Nahrung zu bieten. Die von Frankreich ausgegangenen revolutionären und 
ſocialiſtiſchen Iveen hatten unter vem polniihen Militär wie unter ver alademiſchen 
Jugend üppigen Boden gefunden, deſſen Früchte nicht lange auf fi warten ließen. 
Endlich konnte der ftolzge Adel, ver fih um das Vollswohl von jeher wenig küm— 
merte, vie glanzvollen Zeiten der alten Republit nicht vergeflen und wartete nur 
auf die Gelegenheit, das verlorene Paradies wierer zu geminnen. 

Wie weit auch principiell die Wüuſche und Ziele der verſchiedenen Klaffen 
und Parteien auseinanvergiengen: der Geift der- Unzufriedenheit mit dem Befte- 
henden und ein dunfler Drang nad Neuerung befeelte fie alle. Ueberall im Lande 
bildeten fich geheime Gefellihaften, Anfangs in Geftalt von Freimaurerlogen und 
afademifhen Verbindungen, deren politifche Zwede jedoch nicht lange geheim blieben. 
Bon großer Bedeutung wurden befonders die „Strahlenden” und die „Bhilare- 
then“, welde ihren Anotenpunft in Wilna hatten, von wo fie fi über das ganze 
Land verzweigten unter dem Schute C.'s, der alle revolutionären Fäden in 
der Hand hielt, während er als Freund des Kaifers über jeven Verdacht er- 
haben war. 

Er begann feine Laufbahn in ruffifhen Dienften als Botſchafter am Hof 

von Turin. Gleih nah Alexanders Thronbefteigung wurde er von feinem faifer- 
fihen Freunde ald Minifter der auswärtigen Angelegenheiten nah Petersburg 
berufen, welchen Poſten er, fortwährend im intimften Verkehr mit dem Monarchen 
ftehend, bis zum Jahre 1805 befleivete. Später, als Mitglied des ruffifhen Neiche- 
raths und des polnifhen Aominiftrationsraths, lebte er ziemlich zurüdgezogen, be- 
gleitete jedoch dann den Kaiſer auf den verſchiedenen Feldzügen und war aud 1814 
mit ihm in Paris. Eine Entfremdung trat erft ein, als C.'s Plan, Bicelönig von 
Polen zu werben, fehlihlug und Zajonczef zum Statthalter des Königreichs ernannt 
wurde. 
Bemerft muß hier werden, daß die C.'ſche Partei ihre Pläne zu Polens Be- 
berrihung nie aufgegeben hatte: als Napoleon auf ver Höhe feines Glüds ftand, 
fuchten fie durch ihn ihre Zwecke zu erreihen. Der alte €. trat 1812 an 
die Spike der Konföderation gegen Rußland. Obgleih man am Erfolge nicht 
im Minveften zweifelte, wollte man ſich für jeden Fall doch aub Rußlands ver: 
fihern und der jüngere Fürft Adam blieb ganz in feinen frühern Beziehungen 
zum ruffifhen Staate wie zu der Perfon des Monarchen. Läßt fih annehmen, 
daß biefer von dem doppelten Spiel nichts gemerft habe ? Und dies vorausgefegt, 
war es ihm zu verbenfen, daß fein Vertrauen zum Fürſten Adam etwas wan- 
fend murbe ? 

Diefer erhielt im Jahre 1815 die Würbe eines Senator Palatin des König- 
reiche. Darauf zum Kurator der Univerfität Wilna ernannt, wurde er, unterftügt 
von Graf Plater, Gorecki, Lelewel, Iwarbowsti u. A, Hauptproteftor und Fär- 
derer der patriotifhen Vereine und alademiſchen Verbindungen, welche Erwedung 
des polnifhen Nationalgeiftes und Vorbereitungen zur einftigen Befreiung Polens 
zum Zwede hatten. 

Die Spione des Groffürften Konftantin famen den geheimen Verbindungen 
endlih doh auf die Spur; C. wurde feines Poftens enthoben , fein Nach— 
folger Nowoffilgoff an die Spige der Unterfuhungstommiffion geftellt, und num 
entftand gegen die akademiſche Jugend ein Verfolgungsfrieg, der lächerlih in feiner 
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plumpen Führung 3), furchtbar in feinen Folgen war; denn bei dem fummarifchen 
Berfahren mußten die Unſchuldigen mit ven Schuldigen leiden. Zehn Klöfter im 
Wilna wurden in Gefängniffe umgewandelt und mit jungen Studirenden gefüllt, 
die man im Schoß ihrer Familien, auf den Straßen, in den Hörfälen, ja jogar 
in den Kirchen verhaftete und nad achtmonatlicher Unterfuhung des Verbrechens 
des Hochverraths für ſchuldig erklärte, während die meiften in der That gar nicht 
wußten, wovon es fi handelte, da die Organifation der geheimen Verbindungen 
es mit fih brachte, daß die Mitglieder nur ftufenweife und erft in veiferen Jah— 
ven Über die eigentlihen Zwede aufgeflärt wurden. 

Es muß zum Ruhm C.'s gefagt werben, daß er fich bei viefer Gelegenheit 
höchſt ehrenwertb benahm, die wirklich Unſchuldigen energifch vertheibigte, vie 
Schuld der Uebrigen zu verringern ſuchte und viele Jünglinge dem Verderben 
entriß. 

Er begab fih auf einige Zeit in’s Ausland, um die Aufmerkfamfeit von fid 
abzulenten, ohne inzwiſchen die Verfolgung feiner alten Pläne aufzugeben, deren 
Berwirflihung jest mehr Ausficht auf Erfolg bot als je, denn der Fürft hatte 
durch fein Wirken ald Kurator des Wilnaer Pehrbesirts und durch feine energijche 
Bertheivigung der Angellagten im ganzen Laude eine Popularität gewonnen, die 
er zuvor nie befeflen, während ver Haß gegen das ruffifche Regiment, das jebt 
in der That zur unerträglichften Zwangsherrihaft wurde, in faum noch zu ftei- 
gender Weife gewachſen war. 

Durh den Tod des Kaiſers Alexander (f. d. Artikel) verlor vie polnifche 
Frage viel von ihrer bisherigen Berwidlung. Wie groß auch der Umſchwung ge 
weſen war, der feit der Gründung der heiligen Allianz in ven Beftrebungen 
Aleranders herrſchte, fo blieben doch feine alten liberalen Neigungen unvergefien 
und erwedten immer auf's "Neue allerlei unbeftimmte Hoffnungen und Ausfichten, 
die gar Biele von entjchievener Barteinahme gegen ihn zurüdhielten. Mit der Thron- 
befteigung des Kaiſers Nikolaus vereinfachte ſich die Sadlage, indem biefer ener- 
giſche Monarch das Volk durch keinerlei Verfprehungen täufchte, was Alerander 
fo oft gethan, fondern im einem für bie VBeröffentlihung beftimmten, an den Statt- 
halter von Polen gerichteten Brief geradezu erklärte: die Polen hätten aufer dem, 
was ihnen bereit bewilligt worden, nichts weiter zu erwarten, 

Der große Unterfuhungsproceß gegen die geheimen Gejellihaften vom Jahre 
1826 lähmte auf einige Zeit ihre Wirkfamfeit, doch ſchon zu Ende des Jahres 
wurden neue Berbindungen gegründet, deren Borficht mit ihrer Auspehnung wuchs. 
Die politifchen Verwicklungen Europa’s ſchienen einer Revolution den günftigften 
Erfolg zu verfpreden, Wir erinnern bier nur an das für Nikolaus fo verhäng- 
nißvolle Jahr 1828, wo Rußland durch feine im ſchwarzen Meere gefährbeten 
Handelsintereffen, jowie durch feine Theilnahme an der griehifhen Sade in ben 
Türkenkrieg verwidelt wurde, deſſen unglüdlidhe Anfänge von ſchlimmſter Vor— 
bedeutung ſchienen. Die revolutionären Verbindungen in Polen verboppelten ihre 
Thätigkeit ; alle ihre Mittel follten vereinigt und die gefammte Iugend der Haupt: 
ftabt für ihren Plan gewonnen werden. Fürft E., einen baldigen Ausbruch vor- 
herſehend, war darauf bedacht, feine Güter in Rußland zu fichern, indem er auf 
die Hypothek derfelben mehrere Millionen Rubel aus den ruſſiſchen Banken erhob, 


3) S. die Schrift: »Nowoffilkoff in Wilna, oder Krieg des Kaiſers gegen die Kinder und den 
— hiſtoriſche Epiſode aus dem Jahre 1824«. Polniſch in Warſchau, 18315 franzöſiſch in 
rüſſel, 1844. 
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1829 kam Kaifer Nikolaus nah Warfhau, um fi zum König von Polen 
feönen zu laſſen. Die Krönungsfeierlicgkeiten giengen ruhig vorüber. Dagegen kam 
ed auf dem Reichstage, der nad) einer mit dem Wortlaut der Verfafjung in Wi- 
derfpruch ftehenden Unterbrehung von 5 Jahren auf den 28. Mai 1830 einbe- 
rufen wurde, zu bevenflihen Reibungen, die um jo ernfter waren, als fie unter 
den Augen des Kaifers ftattfanden, deſſen Aufenthalt fih bis zum Schluß ver 
Seſſion verlängert hatte. 

Kaum war der Kaifer nach Petersburg zurüdgelehrt, als in Frankreich die 
Julirevolution ausbrach, deren überraſchend leichtes Gelingen den polnifhen Ver— 
ſchwornen ein mächtiger Antrieb war, die Ausführung ihrer Pläne zu befchleunigen. 
Der 29. November 1830 wurde zum Ausbruch der Nationalerhebung feftgefegt. 

An der Spige der Infurgenten ftanden Joſeph Zalivsfi, Peter Byfoch und 
Peter Urbansfi. Den erften Schritt that Florian Dombrovsfi, indem er am hellen 
Tage Munition in die Stadt Schaffen ließ. Arthur Zavisza führte die Studenten 
an. Der erfte Schlag (in der Nacht des 29. Novembers) gelang nicht ganz nad 
dem entworfenen Plane, doch wurde Warſchau frei und Großfürft Konftantin zür 
Flucht gezwungen. 

Nun handelte es fi um die jchwierige Aufgabe eine fähige Regierung zu 
bilden. General Chlopidi, (j. d. Artikel) auf ven Alle in ſtummem Einverftänpniß 
gerechnet, zeigte nicht die geringfte Neigung fi an der Bewegung zu betheiligen. 
Der Finanzminifter, Fürſt Yubedi, verfammelte den Berwaltungsrath, verftärfte 
diefen durch Männer, welche nächſt Chlopidi am höchſten im Anſehen des Volkes 
ftanden : die Fürften Adam C. und Michael Rabziwill, vie Grafen Kocha— 
novsfi, Niemcewicz und General Tac, und diefe neue Behörde übernahm fofort 
die oberfte Leitung der Geſchäfte. 

Man trat in Unterhandlung mit dem Großfürſten Konftantin, ver fich feinen 
Truppen angefhlofjen und nah Mofotow, einem nicht weit von Warſchau gele- 
genen Punkte zurüdgezogen hatte. Der Großfürft verlangte, daß ihm die Wünſche 
der Nation durd eine aus Mitgliedern des Verwaltungsrathes beftehende Depu- 
tation vorgetragen würden, und bemzufolge begaben fi tie Fürften €. und 
Lubedi, jowie die Herren Velewel und Ladislaus Oftrowsli in fein Haupt: 
quartier. Die Konferenz hatte feinen andern wejentlihen Erfolg, als dem Grof- 
fürften Mar zu machen, daß die Herren felbft nicht recht wußten was fie wollten. 
Uneinig unter ſich fehrten fie nad) Warſchau zurüd. | 

Ueber die nun folgende Einfegung einer proviforifhen Regierung, die Stel- 
lung der verjchiedenen Parteien mit ihren auseinandergehenden Wünfhen und 
Beftrebungen, ſowie über die Diktatur Chlopidi’s haben wir ſchon früher gefpro- 
hen. (S. den Artifel Chlopidi.) Adam C. war es, der den edlen Chlopidi, wel- 
her zum zweitenmale die Diktatur niedergelegt hatte, bewog, wenigftens durch 
feine Rathſchläge den unerfahrnen Fürften Radziwill zu unterftügen, der an feine 
Stelle getreten war. Endlich am 30. Januar 1831 fegte der zufammengetretene 
Reihstag eine aus 5 Mitgliedern beftehenve Regierung ein, an deren Spige Fürft 
Adam E. unter dem Titel eines Präfiventen fih befand. 

Während überall im Auslande die lebhafteften Sympathien für vie polnifche 
Sade fid) äußerten, auf wirffame Hülfe jedoch nirgends zu zählen war, wurben 
von Rußland, das alle Vermittlung zurädwies, die gewaltigften Anftrengungen 
zur Unterbrüdung des Aufftandes gemacht. Den Fürften Lubedi hatte Kaifer Niko— 
laus nur „als Bevollmächtigten ver Empörer von Warfhau empfangen“, Uebri- 
gend waren durch das berühmte Manifeft vom 5. Januar alle frieblihen Ver— 
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bandlungen von vorne herein unmöglih gemacht und ven legten Ausſchlag gab 
ein Beſchluß des Reichstages, welcher nad ſtürmiſcher Sigung, unter heftigften Aus: 
fällen gegen die Dynaſtie Romanoff, den Zar Nifolaus ver polnifhen Krone für 
verluftig erflärte. | 

Die Feindfeligkeiten begannen am 14. Februar 1831. Die furdtbaren 
Schlahten von Wawer und Grochow blieben ohne nachhaltige Entſcheidung. Die 
darauf folgenden Unterhandlungen führten ebenfalls zu feinem Nefultat, und auf 
beiven Seiten wurben die großartigften Vorbereitungen zu nenen Kämpfen getrof- 
fen. An die Stelle des Fürſten Radziwill', ver am 26. Februar ven Oberbefehl 
niedergelegt hatte, trat ver bewährte Skraynedi, dem Prondzynski als Chef des 
Generalftabes beigegeben wurde. Die für die Polen fo ruhmvollen Schlachten von 
Dembe und Iganie weten neue Begeifterung und Hoffnung, ohne den unglüd- 
lihen Gang der Ereigniffe auch nur einen Augenblid aufzuhalten. Die Rufen 
hatten einen furdtbaren Bundesgenoffen, die Cholera, mit nad Polen gebradt, 
vie bald entfeglihe Berwüftungen im Lande anrichtete. Dazu wuchſen die finan- 
ziellen Schwierigkeiten von Tag zu Tag, obwohl es an den großartigften Opfern 
von Seiten der Begüterten nicht fehlte. Fürft E. ſoll während der Revolutions— 
zeit die Hälfte feines ungeheuren, fih auf viele Millionen belaufenden Vermögens 
geopfert haben. 

Inzwifhen nahmen die Greigniffe eine für Polen immer ungünftigere Wen- 
dung, wozu hauptſächlich die feindliche Haltung Defterreihs und Preußens bei- 
trug. Ein Korps von 25,000 Mann, welches durch die überlegene ruſſiſche Macht 
bedroht, unter Diwernidi über die polnifche Grenze gegangen war, wurbe bier von 
öfterreihifchen Truppen eingefchloffen und gezwungen vie Waffen zu ftreden. Zwar 
folgte diefem verhängnißvollen Schlage bald die glorreihe Schlacht von Oftrolenta, 
doch mußte diefer zweifelhafte Sieg zu theuer erfauft werden, um großen Nuten 
zu bringen. 

Fürft C. fuchte inzwiſchen unermüdlich die Sache Polens auf viplomatifchem 
Wege zu führen und durch eine Yegion von Agenten vie Theilnahme ver Kabinette 
zu gewinnen. Cine Enttäufchung folgte der andern, aber feine fonnte den Fürſten, 
der immer Grund zu neuen Illufionen fand, bewegen, die Nutlofigkeit feiner Be- 
mühungen einzufeben. 

Der Entmuthigung, welde feit dem Tage von Oftrolenta im ruffifchen Lager 
um fi gegriffen hatte, folgte bald ein neuer Aufihwung, als nad dem Tode 
des Feldmarſchalls Diebitihd (am 10. Juni) und des Groffürften Konftantin 
(29. Juni) der eben von feinen glorreihen Feldzügen in Afien beimtehrende Pas- 
Hiewitih Eriwansky ven Oberbefehl übernahm: Mit feinem Eintreffen begann erft 
der eigentliche Angriffstrieg von Seiten der Ruſſen, bei denen jegt Uebermacht 
und Geſchicklichkeit fi vereinten, den Aufftand, troß ver heldenmüthigen An— 
ftrengungen der Polen, raſch feinem Ende entgegen zu führen. 

Fürſt C. hatte nah der Schlacht von DOftrolenfa den Rath ver Fünfmänner 
zufanmenberufen, welcher ven jehr unnüten Beſchluß faßte, Skrzynetzki durd eine 
Deputation unter befondern Ehrenbezeugungen zu beglüdwünfchen, da er ſich um 
das Vaterland mwohlverbient gemacht habe. Der Danf für dieſe Auszeihnung war, 
daß der General fofort Anftalt machte vie beſtehende Regierung zu ftürzen und 
fi) zum Diktator von Polen aufzumwerfen. Er fegte feinen Plan nicht dur, indeß 

elang es ihm das Anfehen der Regierung vollftändig zm vernichten. Während 
Bastiemitfe mit einer fampfbegeifterten, wohlbisciplinirten Armee von 80,000 
Mann mit 300 Stüd Geſchütz nad Warfchau anrückte, herrichte dort eine ſtünd— 
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lich wachſende Verwirrung und Nathlofigfeit. Dembinski wurde Generaliffimus, 
die Regierung der Fünfmänner löste fi auf mid C. war gezwungen im Lager 
eine Zuflucht zu fuchen. 

Der unzuverläfige aber eneraifhe Eraf Krukoviecki bemächtigte fi der Ge— 
wolt und führte fie mit eiferner Fauſt. Doc der Verzweiflungskampf gegen bie 
Warſchau bevrohenden Ruffen war nur das lette Auffladern eines Feuers das 
dem Verlöſchen nahe. Warſchau erlag, und Krufovieki mußte mit eigener Hand 
die demüthigen Worte an den Kaifer fchreiben: „Indem fi bie polnifhe Nation 
ohne alle Bedingungen Ew. Majeftät, unferm Könige, unterwirft, weiß fie, daß 
es nur an ihr liegt, die Vergangenheit vergeffen zu machen und bie tiefen Wunden 
zu heilen, welche mein Vaterland zerrifien haben“, 

C., der in der legten Zeit als Freiwilliger in dem Korps des Generals Ro- 
marino mitgefochten hatte, verließ Polen gebrochenen Herzen und z0g fi nad 
Paris zuräüd, wo er feitvem feinen bleibenden Wohnfig genommen. Bon der Am- 
neftie, welche im Sabre 1831 erfolgte, blieb er ausgefchloffen und feine in Polen 
liegenden Güter wurden konfiscirt. Dod find die von der Familie geretteten Reich 
thümer immer noch bedeutend genug, um es ihr möglich zu machen, mit fitrftlichem 
Glanze zu leben und gegen ärmere Landsleute die ausgedehntefte und großartigfte 
Wohlthätigfeit zu üben. 

Auch im Eril hat Fürft C., von der ariftofratifhen Emigrantenpartei wie 
ein ‚verbannter König verehrt, niemals aufgehört für die Unabhängigkeit Polens 
zu wirken, aber ein eigenes Mißgeſchick wollte, vaß alle Unternehmungen, welde 
er leitete, oder bei welchen er betheiligt war, mißglüdten. Seine lebhafte Theil- 
nahme an ber ungarifchen Revolution und die Hoffnungen, welde er für Polen 
daran knüpfte, charafterifiren wir am beften durch Anführung einer Stelle aus 
einem fehr merkwürdigen Brief, den er unterm 5. Juni 1849 an General Dem- 
binsfi richtete: .. . „Die Polen mögen unter der Fahne der Magyaren kämpfen, 
aber das Königreich fpart ſich fiir die legten Schläge auf und bereitet ſich nicht 
felbft den Untergang durch örtliche und ſchlecht vorbereitete Aufftände, die im Falle 
des Miflingens dem Lande beflagenswerthe Leiden zuziehen. No ein zweiter und 
gewichtiger Grund muß uns beftimmen, und vorzeitiger Aufftände zu enthalten. 
Wir wilfen, daß es fogar in der ruffifhen Armee nicht an Keimen der Unzufrie- 
venheit fehlt. Diefe Keime würden vernichtet werben, wenn die Polen fih zu 
frühzeitig erheben wollten... .. Es ift notbwendig, ihnen Zeit zu laſſen, bis fie 
felbft in Gährung gerathen. Wir müffen auf dem im Befig der Ruffen befindlichen 
Terrain handelnd auftreten. Man muß bewaffnete Expeditionen nah Lithauen 
und in die Ukraine machen, um den Aufftand im Königreich vorzubereiten ac. ꝛc.“ 
Auch bei dem Kriege Rußlands mit der Türkei und den Weftmächten war C. in 
vielfältiger Weife thätig. Seine für Polen darauf gegründeten Hoffnungen und 
Pläne follten fheitern wie alle früheren. Er war eben, wie ſchon vorhin bemerkt 
wurbe, unglüdlich in allen feinen Unternehmungen, wovon die Schuld gewiß nicht 
dem Schidjal allein zugefchrieben werden darf. 

Der Charakter C.'s bietet viel Achnlichfeit mit dem Aleranders J., von dem 
man nicht mit Unrecht gefagt bat, fein Leben fei ein beftändiger Kampf zwiſchen 
feinem Herzen und feiner Politit geweſen. Die Jugendfreundfchaft der beiden reich: 
begabten Männer gründete ſich nicht, wie das jo häufig vorfommt, auf Gegenſätze 
die nach Ausgleihung ftrebten, fondern auf innig verwandte Neigungen und An- 
lagen. Durch Beider Leben geht eine gleiche Strömung von hocdherzigen Auf: 
wallungen, Dalbheiten und Widerſprüchen. 
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Ezerny : Georg. 


Czerny-Georg, eigentlih Kara: Dfhorbfhi !), d. i. „ver ſchwarze Jörge“, 
genannt, der Gründer des heutigen Fürſtenthums Serbien, wurde 1770 in ber 
Nähe von Belgrad geboren und war nad einanber äfterreichifcher Unterofficier, 
Schweinehänvler, Gutsbefiger, Infurgentenführer, vegierender Fürſt von Serbien 
und ruſſiſcher Generallieutenant. 

Bon angeerbtem Haß gegen die Unterbrüder feines Landes erfüllt, hatte er 
in feiner Jugend einen Türken erſchlagen, mußte Ianvesflüchtig werben und nahm 
Dienfte beim öfterreihifhen Militär. Dort brachte er’s bis zum Korporal, befam 
Händel mit feinem Hauptmann, den er in zorniger YAufwallung ermorbete und 
flüchtete fih num wieder in feine Heimat, wo er das einträgliche und in Serbien 
hochangeſehene Gewerbe eines Schweinehändlers trieb, aber auch feines Lebens 
nicht lange ſichee war und vor den verfolgenden Janitfharen Schug im Didicht 
der Wälver fuchen mußte. In treuer Anhänglichfeit folgten ihm vie zahlreichen 
Hirten, deren Brodherr er gewejen und vie ſich, gleich vielen andern Flüchtlingen, 
mit ihm zur Rache gegen die Türken vereinten, die feine reihe Befigung im 
Dorfe Rainemifa geplündert und ihn all feiner Heerven beraubt hatten, 

Seit fi, gegenüber den Neuerungen des Sultans, die im Sinn der Allein- 
berrichaft unternommen waren, durch die Dabi’s und Janitfharen (bie in Serbien 
eine Ähnliche Rolle fpielten wie die Mameluten in Egypten) ein Syſtem ver ent- 
feglichften Mißbräuche und perſönlicher Gewalt ausgebilvet hatte, fo daß Land und 
Leute förmlich als Eigenthum der Heinen Tyrannen erfhienen, waren die Zuftände 
eradezu unerträglich geworben und eine Revolution unvermeiblih, nachdem alle 
Berfuce, Hülfe vom Sultan zu erlangen, fruchtlos geblieben. 

Die rohen Subafhen erlaubten fi jede Gewaltthat, oft nahmen fie dem 
Bauer fein Feierkleid, um ihr Pferd damit zu veden; fie ftörten den Gottespienft, 
fie zwangen die Frauen, ven Kolo vor ihrem Haufe zu tanzen und fchleppten vie 
ſchönſten fort. 

Die ferbifhen Knäfen (Fürſten und Edlen) festen eine Schrift an ven Sultan 
auf, worin fie ihn Eagten: daß fie durch die Dahi völlig beraubt, ſchon dahin 
gebradyt worden feien, fit mit bloßem Baft gürten zu müſſen; noch feien vie 
Gewalthaber aber nicht zufrieden: man greife ihnen ihre Seele an, Religion und 
Ehre, kein Mann jei feiner Frau, kein Vater feiner Tochter, fein Bruder feiner 
Schwefter Herr; Klofter, Kirche, Mönch, Pope, Alles werde befhimpft; „bift Du 
noch unfer Zar, riefen fie aus, jo fomme und befreie uns von den Webelthätern; 
wilft Du uns nicht erretten, jo thue e8 uns wenigftens fund, auf daß wir ung 
entfchließen, in Gebirge und Waldungen zu fliehen, oder unfer Leben in ben 
Flüffen zu endigen“ 2). Der Sultan hatte ven beften Willen zu helfen, aber nicht 


1) Das fh wie das frangöfifche j auägefprochen. 
2) Ranke, die ferbifche Revolution, S. 102. 


648 Cierny · Georg. 


die Macht, und ſeine Drohungen gegen die Dahi's veranlaßten dieſe nur zu noch 
größeren Verfolgungen und Grauſamkeiten. Die Bauern und Hirten, welche Zur 
flucht in den Bergen geſucht, dachten zunächſt nur, in ihre verlaſſenen Häuſer 
zurückzukehren, ohne für Leib und Leben fürchten zu müſſen. Wollten ſie dies aber, 
ſo mußten ſie den allgemeinen Landeskrieg beginnen und einer Gewalt, die auf eine 
ſo ruchloſe Weiſe ausgeübt wurde, durch eigene Kraft ein Ende machen. Dazu 
waren ſie alle entſchloſſen. 

Serbien, wie es ſich gegen Donau und Sawe herabſenkt, zerfällt in drei 
große Abtheilungen. Die bedeutendſte ift die mittlere, Schumadia genannt. Hier 
traf C. ©. mit zwei andern Volksführern, Janko Katitſch und Waſſo Tſcha— 
rapitſch zuſammen. Sie entwarfen ihren Plan ſo umſichtig und das Volk erhob 
ſich auf ihren Ruf mit ſolcher Begeiſterung, daß die Macht der Dahi's mit Einem 
Schlage gebrochen war und dieſen im Lanbde nichts übrig blieb als die Feſtungen. 

Die Serben fagten untereinander: jedes Haus hat ein Haupt, aud die Nation 
muß wiffen, wem fie zu folgen hat. Die Bornehmften aus der Schumabia ver- 
fammelten fi und wählten €. 9. zum Anführer. Diefer wendete ein, er verftehe 
nicht zu regieren; jene antworteten: ihr Rath werde ihm zur Seite ftehen. E. ©. 
fuhr fort: fein Jähzorn mache ihn ungefchidt; er werde ſich nicht lange Zeit neh— 
men zu prebigen, fondern auf der Stelle umbringen wollen; — worauf die Ant- 
wort erfolgt: folhe Schärfe fei eben jet vonnöthen. So warb C. G. Oberhaupt 
der Serben. 

Nun begann der Vernichtungskrieg gegen die Dahi's. Belgrad und bie an- 
dern Feftungen wurden angegriffen; die Serben fochten wie Helven, und der Sieg 
war faft überall mit ihnen. Der Diwan, dem vie Dahi’s ebenfalld ein Dorn im 
Auge waren, ſuchte den Aufftand des Volkes durch die Theilnahme einer höhern 
Gewalt in den Weg der Ordnung zur leiten und zugleich die Sache zu Ende zu 
bringen. Die Dinge nahmen indeß eine andere Wendung, als man in Konftan- 
tinopel berechnet hatte. Die alten nationalen Gegenfäge entwidelten fih in immer 
größerer Schroffheit und die Bewegung, der die Türken in ihrem Interefie anfangs 
Vorſchub geleiftet, richtete fih bald gegen fie felbft. Schon zu Ende des Jahres 
1805 brach zwifchen den Serben, die das von den Dahi's und Janitfcharen be- 
freite Yand inne hatten, und den Türfen, die vertragsmäßig in den Feftungen 
geblieben, allenthalben offene Feinvfeligteit aus. Der Großherr zeigte ſich ernſtlich 
entichloffen, die Serben zu Paaren zu treiben, und biefe, durch vie bisherigen 
glorreihen Erfolge ermuthigt, rüfteten ſich zu emergifhem Widerſtande. Es gab 
feinen Solvatenftand im Lande; wer Waffen tragen fonnte, war Krieger. Im 
dringenden Fällen ftellte jeves Haus alle feine waffenfähigen Mitglieder ins Feld, 
in minder dringenden von zweien eins, von breien zwei, jo daß die Landwirth— 
ſchaft indeß forrgefegt werden konnte. 

Der erfte Andrang der Türken wurde fiegreih zurüdgefhlagen. Bald aber 
richte Hadſhi-Bey mit 30,000, Ibrahim-Paſcha mit 40,000 Kriegern heran, um 
das Yand von zwei Seiten zu überziehen; wiverftandslos fielen eine Menge Dörfer 
in ihre Gewalt; überall herrſchte Schreden und Beftürzung. 

C. ©. allein verlor feinen Kopf und Muth nicht und zeigte in diefer unge- 
heuern Gefahr, daß er es verbiente, der Erſte feines Volkes zu fein. Dur ge: 
ſchicke Manöver wußte er mit Fleinen Truppenabtheilungen vie Heeresmafjen der 
Feinde aufzuhalten und zu befhäftigen; alle Serben, die fih muthlos und un— 
entfchloffen zeigten, wurden mit dem Tode bevroht, an Beifpielen, daß er Ernft 
machte mit feiner Drohung, fehlte es nicht, und jo geſchah es, daß das Boll 


Cierny · Georg. 649 


ſich allenthalben wieder erhob. Mit einer Armee von kaum 10,000 Mann wagte 
er im Anfang Auguſt 1806 die Entſcheidungsſchlacht gegen die ihm an Zahl ſo 
unendlich überlegenen Türken, die in dem mörderiſchen Kampfe ihre bedeutendſten 
Anführer verloren und eine vollſtändige Niederlage erlitten. 

Während C. ©. dieſen großen Sieg erkärapfte, hatten andere Hauptleute, 
vornehmlich Peter Dobrinjaz, dem Lande nicht weniger erſprießliche Dienſte 
geleiſtet. 

Bald darauf wurde auch das heldenmüthig vertheidigte Belgrad mit Sturm 
genommen und von C. G. der Plünderung preisgegeben. Es darf nicht verſchwie— 
gen werden, daß dieſer Sieg durch die unmenſchlichſten Grauſamkeiten geſchändet 
wurde. Jeder Türke, der ſich nicht taufen laſſen wollte, mußte unter den grau— 
ſamſten Martern ſterben. Weibern wurde der Bauch aufgeſchlitzt; Kinder wurden 
in Stücke gehauen oder an Spieße geſteckt: Alles im Namen Jeſu Chriſti, unſers 
Heilandes! — In kurzer Zeit war das ganze Land von Türken geſäubert. Doch 
brachten dieſe Erfolge nur den Häuptlingen Gewinn, welche die reiche Beute 
unter ſich theilten, während das Bolk nach wie vor in Dürftigkeit blieb, denn 
als eine neue Regierung eingeſetzt werben ſollte, ging aus dem allgemeinen Wirr- 
warr eine Dligardie hervor. 

Jeder Wojwode behielt die Civilgewalt in dem von ihm eroberten Diftrikte 
und erzwang fi) Gehorfam vermittelft feiner Momken (Leibwachen), welche, von 
ihm unterhalten, ihn gegen männiglich vertheivigten, gleihwie die edlen Vaſallen 
. des Mittelalters ihre Lehensherren. Die rohen Gefellen erſchienen bewaffnet in 
den Bollsverfammlungen und ftörten gewaltfam die Berathungen; ja, in einigen 
Nahien (Diftrikten) erfrechten fie fi, wie zur Türkenzeit, von den Landleuten 
Zehnten und Robot zu fordern. Das Lehensweien, welches gewöhnlich aus ver 
Groberung entjpringt, fhien für Serbien gerade aus feiner Befreiung bervorzugehen. 

Ein neuer Bollsaufftand organifirte fih, dem es auch nad blutigen Kämpfen 
gelang, die Macht der Hospodare zu breden und C. G., den Liebling des Volfes, 
mit biftatorifcher Gewalt zu befleiven. Nun riefen die gevemüthigten Hospodare 
den Kaifer von Rußland um Rath und Hülfe an; die Folge ver in Petersburg 
gepflogenen Unterhandlungen war, daß mit Billigung C. G.'s ein Senat 
— wurde, beſtehend aus zwölf Mitgliedern, als den Vertretern der zwölf 

ahien der neuen Republik, welche zugleich die Aufgabe hatten, eine Staatsver— 
faſſung für Serbien auszuarbeiten. Sowohl von der Pforte wie von Rußland 
wurde (1808) C. ©. als Fürſt von Serbien anerkannt und vom Zaren obendrein 
zum Öenerallieutenant im ruffifhen Heere ernannt. & 

Die ehrgeizigen und ränfefüchtigen Hospodare beugten fi nur ungern vor 
dem mächtigen Emporkömmling umd ließen fein Mittel unverfucht, ihn zu ftürzen. 
Aber wie gegen die Äußeren, wußte er ſich auch gegen die inneren Feinde unter 
den unglaublichften Schwierigkeiten zu behaupten, bis er und fein Bolf, von Ruß« 
land verlaffen, im Jahre 1813 ver Uebermacht der Türken erlag, die den Serben 
jest mit Wucher die Gräuel entgelten ließen, welche fie bei der Erftürmung von 
Belgrad an ihnen verübt hatten. Damals hatten Greife warnend gefproden: „Der 
Tag wird fommen, wo hr diefe Gräuel ausbaben werdet!" Der Tag war ge: 
fommen. Hunderte von Männern wurben an Pfählen langfam zu Tode gemartert, 
Weiber verftümmelt, Kinder in ſiedendes Waſſer geworfen. 

C. ©. rettete fih nad Beffarabien, wo er mit lebhaftefter Theilnahme ven 
Gang ter Ereignifje in Serbien verfolgte und auf eine günftige Gelegenheit zur 
Heimkehr wartete, 
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Miloſch, der Sohn eines Bauernknechts und ſelbſt ſeines Gewerbes ein 
Schweinehirt, war durch Erbſchaft ein reicher und mächtiger Mann geworden und 
machte ſich jetzt die Türkenherrſchaft zu Nutze, um durch Verrätherei und Schlau— 
heit, unter dem Beiſtande und Schutze des Sultans, Oberknäs von Rudnik 
zu werden. Er mußte ſich dagegen verpflichten, das Land von Unruheſtiftern 
zu ſäubern und keine Woche vergehen zu laſſen, ohne den Türken einige ſerbi— 
ſche Rebellenköpfe zu ſchicken, — eine Bedingung, die er auch treulich erfüllte. 
Inzwiſchen bildeten ſich in den ſerbiſchen Bergſchluchten und Wäldern wieder zahl— 
reihe Haiduckenhorden; das Bolt war zum Aeußerſten getrieben; ein neuer Auf- 
ftand wurde vorbereitet. So lange die türkiſche Gewaltherrſchaft feine ehrgeizigen 
Pläne förderte, war Milofh ihr treueftes Werkzeug. Als fie aber ihn felbft be— 
drohte, beſchloß er, fih gegen fie zu erheben. Er bot den Aufſtändiſchen Bundes- 
genoſſenſchaft an, und biefen konnte es nur erwünſcht fein, ven gewaltigen Hos— 
podar, der ihnen als Feind fo furdtbar gewefen, zum Freunde zu gewinnen, 
Sie wählten ihn zu ihrem Anführer, 

Die weitere Geſchichte des ſerbiſchen Aufftandes mit feinen wechfelnden Siegen 
und Niederlagen gehört nicht hieher. Es fei bier nur noch berichtet, daß E. G., 
um das Land abermals von den Türken befreien zu helfen, nad Serbien zurüd- 
gekehrt war, aber auf Beranftaltung Miloſch's, der einen Nebenbuhler in ihm 
fürchtete, im Sclafe ermordet wurde (1817). 

So endete diefer heldenmüthige, patriotiſche Mann, ver fo oft in offener 
Feldſchlacht dem Tode die Stirn geboten hatte, fein thatenreiches Leben durch 
verrätherifhen Meucdelmord. Obgleich ebenfalls häufig graufamen Anwandlungen 
unterworfen, ftand er doch fittlid weit höher als fein Mörder und Nachfolger 
Milofh, der jest ein Schredensregiment zu führen begann, das an die ſchlimm⸗ 
ften Zeiten der türkiſchen Paſchas erinnerte, 

Diefer heimtüdifhhe, treulofe, wenn aud als Krieger gewaltige Mann brachte 
feiner Hab- und Serrfchfucht alle Menfchlichkeit zum Opfer, während €. ©. per: 
ſönliche Beleidigungen leicht verzieh und vergaß und nur gegen vie Feinde feines 
Boltes ohne Erbarmen war. So ſchenkte er einft auch feinem Feinde Milofch, 
der an einem Aufjtande gegen ihn Theil genommen, großmiüthig das Leben, um 
zum Danf dafür jpäter durch ihn felbft ermordet zu werden. C. ©. war ein freund 
der Aufklärung und bürgerlichen Freiheit, aber furchtbar in der Ausübung der 
Gerechtigkeit. Dft töntete er die Schuldigen mit eigener Hand und feinen eigenen 
Bruder ließ er an der Hausthiire aufhängen, weil diefer, in dem Wahne, daß 
ihn feine Strafe dafür treffen werde, gewaltſam ein Mädchen geſchändet hatte. 
Den Türken gegenüber kannte er weder Gnade nod Mitleid; alle Gefangenen 
wurden niedergemegelt oder zu Tode gemartert. In diefem wilden Naturmenjchen 
dämpfte nichts das Feuer der gewaltigen, aber rohen Triebe, welche die Erziehung 
allein zu bemeiftern vermag. Ihm, wie feinem Bolfe fehlte das Bewußtfein einer 
höheren moralifchen Beftimmung, ohne weldhe wahre Größe undenkbar ift, deſſen 
Auftommen aber unter einem Barbarenjoche wie das türfifhe unmöglid war. 

Zum Schluß noch ein Wort über die weitere Entwidlung der ſerbiſchen 
Zuftänve, auf die ver Art. „Serbien“ näher zurüdfommen wird. 

Die Erhebung der Griechen fonnte nicht verfehlen, eine mächtige Rückwir— 
fung auf das Land zu üben; das Gmancipationsprincip der hriftlihen Bölter- 
haften gewann dadurch eine breitere Baſis. Das Volt blieb, von einheimifchen 
Fürſten regiert, unter türfifher Oberhoheit, erhielt aber durch den Beiftand Ruß— 
lands verſchiedene wichtige Freiheiten und Oarantieen, In dem Hattifherif von 
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1830 warb den Serben zugeftanden, ihre Biſchöfe und Metropoliten aus ihrer 
Mitte zu wählen. Im December 1838 beftätigte die Pforte ein auf ihren Antrieb 
ausgearbeitetes Staatögrundgefeß, welches die Macht des Fürſten wefentlich be- 
fhränfte. Ein Jahr darauf mußte Milofh, deſſen Drud immer unerträglicher 
wurde, zu Gunſten feines Sohnes abdanken. Da der ältere Sohn ſich unfähig 
zur Regierung zeigte, fo wurbe ber jüngere, Michael Obrenowitfch, Nachfolger 
feines Baters. Michael konnte ſich jedoch ebenfalls nicht lange halten und nad) 
feinem Sturze wurde in feierliher BVolksverfammlung ein Sohu €. ©.s, 
Alexander (geb. 1806), zum Fürſten von Serbien ausgerufen und 1843 von 
Rußland und ver hohen Pforte beftätigt. — 

Literatur. Der befte Führer bleibt Ranke's trefflihes Werk: Die ſerbiſche 
Revolution. 2, Ausgabe. Berlin 1844. Werner ift zu empfehlen: Die Slaven 
der Türkei ꝛc. zc. von Cyprian Robert. Deutfch (mit vielen Berihtigungen) von 
Marko Fedorowitſch. 2 Bde. 2. Ausgabe. Dresden und Leipzig 1847. 
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„Ich will es nicht verhehlen, daß ich mich gerne den Mann des Wortes 
und der That nennen hörte“, ſchrieb Dahlmann nach den Göttinger Erlebniſſen 
des Decembers 1837. Sein ganzes Leben hindurch hat er dieſe Verbindung von 
Wort und That, von Theorie und Praxis angeſtrebt. Wo Beides in Eines zu— 
ſammentraf, war ſeine Natur befriedigt. Wenn Dahlmann hiſtoriſche Studien 
machte und Geſchichte ſchrieb, ſo lag es ihm weniger daran zu erforſchen, was 
noch verborgen war und mitzutheilen, was er Neues und Wiſſenswürdiges ge— 
funden hatte. Er wollte vielmehr durch ſeine hiſtoriſchen Arbeiten auf die Gegen— 
wart einwirken, er wollte insbeſondere die ſittliche Geſinnung unter den Mit— 
lebenden ftärfen und reinigen und die politifhe Erziehung feines Volkes fördern 
helfen. Die beiden gelefenften hiſtoriſchen Schriften Ds: Gefhihte der eng- 
lifhen und Geſchichte der franzöfifhen Revolution find in dieſem Geifte 
geichrieben, jene von 1843, diefe von 1845. Die Geſchichte großer Revolutionen 
ift vorzüglich geeignet, ven politiſchen Geift zu bilden; denn was in dem ruhigen 
Vortgang des äffentlihen Lebens im Berborgenen bleibt, und weder zu entſchiede— 
nem Bewußtfein noch zu Elarer Form gelangt, tritt in jo erregten Zeiten offen und 
mit leidenſchaftlicher Heftigkeit an ven Tag. Ws D. in ſtizzenartigen Umriffen 
einzelne Bilder aus ber englifhen und der franzöftfchen Revolutionsgefhicht: dem 
deutſchen Volke vorzeichnete, hielt er es ſchwerlich für möglich, daß dieſe, des po— 
litiſchen Lebens faft entwöhnte Nation wenige Jahre fpäter fi in die wilde Fluth 
der Revolution ſtürzen und er berufen werde, in der deutſchen Revolution eine 
bedeutende Rolle zu übernehmen, 

Schon früher hatte er fi politiih verfucht. Eben politifche Interefjen hatten 
ihn zu ftaatsrechtlichen Studien geführt, Seine erfte Wirkſamkeit gehörte Dänemark 
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und Holftein an. Ein Sohn des germanifhen Nordens — er war zu Wismar 
am 17. Mai 1785 geboren — war er zuerft als Philologe zu Kopenhagen auf: 
getreten und wurde dann 1813 als aufßerorbentlicher Profeffor nad) Kiel berufen. 
Zum Sekretär der ſchleswig-holſteiniſchen Prälaten und Ritterfhaft im Jahre 1815 
ernannt, hatte er in biefer Stellung die hiftorifchen Rechte viefer Stände und ber 
deutſchen Landſchaft gegen die däniſche Regierung zu vertheidigen. Es war eine 
fonfervative Oppofition für altes Recht und alte Freiheit wider den Abfolufismus 
per Staatsgemwalt, an ber er fidh bier betheiligte. Er gieng dabei nit von den 
philofophifhen Doftrinen über Naturreht aus, er ſuchte das Recht in der Ge- 
ihichte zu erfennen und begründete feine Forderungen mit hiftorifhen Argumenten. 
Diefer Richtung blieb et treu in der Wiffenfchaft und meiftens auch im Leben. 

In Göttingen, wohin er 1829 als orbentliher Profeffor der Staatswiffen- 
ſchaft berufen wurde, arbeitete er fein ftaatswiffenfhaftliches Hauptwerk aus: Die 
Politik, auf ven Grund und das Maß der gegebenen Zuſtände zu- 
rüd geführt (Bd. I. Göttingen 1835. 2. Auflage 1847), ein Bud, das frei- 
lich nur ein Fragment geblieben ift — der zweite Band ift nie erfchienen —, das aber 
einen großen und nachhaltigen Einfluß vorzüglid auf höher gebildete Kreife und 
auf die hiſtoriſche Fortbildung der deutſchen Staatswiffenfhaft gehabt Hat. Wir 
fönnen die achtungsvolle und dankbare Aufnahme, melde dieſes Buch gerade bei 
wiffenihaftlihen und politifch gebildeten Mäniern fand, und unfers Erachtens 
verbiente, weber dem Reichthum an biftorifchen Ueberbliden, noch der Neuheit und 
logifhen Klarheit der ausgefprochenen Ideen zufchreiben, denn das beigebrachte 
biftorifhe Material ift cher vürftig als reich zu nennen, es ift faft nur bie eng— 
liſche BVerfaffungsgefhichte forgfältig und felbft dieſe nur fehr lüdenhaft benust ; 
die logiſche Anlage des Buches ift nicht geeignet, den Organismus des Staates 
überfichtlich darzuftellen und die vorgetragenen ftaatsrehtlichen Ideen erheben fich 
zwar an einzelnen Stellen zu dem Größten und Herrlihften, mas jemals über 
den Staat gedacht worden ift, aber an manden andern Stellen erjcheinen fie, 
jelbft wenn man bviefelben mit den Werfen der abftraft- naturretlihen Schule 
vergleiht, vinn und unflar. Wir jehen das Hauptverdienft des Buchs theils in 
der biftorifhen Methove, welche die Staatsideen nicht wie die Meiften es damals 
thaten, aus abftraften Ariomen berleitete, fondern in ver Berförperung bifto- 
riſcher Staaten aufzeigte, theils in dem fittlihen Ernft, mit welchem fein Ber- 
faffer die feften Formen ter Rechtsordnung mit den Bedürfniffen und Regungen 
der Volfsfreiheit in Harmonie zu bringen ſich bemühte, theils envlih in dem Adel 
feiner Grundgevanten. In feinem Styl ift etwas marfvolles, weldes auf Charakter 
binbeutet, etwas Gebrungenes, woraus wir auf Energie fchließen. Die Achtung 
davor Hilft uns über eine gewiffe Starrheit und zuweilen auch einige Gefchraubt: 
heit in den Formen hinweg, welche uns ohne jenen Eindruck mehr mißfielen. 

In dem Staate erkennt D. „feine Erfindung weder der Noth noch der Ge- 
ſchicklichkeit, keine Aktiengeſellſchaft, keine Mafchine, kein aus einem frei aufgege— 
benen Naturleben hervorſpringendes Bertragswerf, Fein nothwendiges Uebel, fon- 
dern eine ursprüngliche Orbnung, einen nothwendigen Zuftand, ein Vermögen ver 
Menſchheit“ ($. 2). Nah ihm erwächst der Staat aus’ der Familie, aber fpäter 
unterfcheiven fih Familie, Volf und Staat. „Der Staat ift etwas Anderes ge- 
worben als blos die Form des Volkes" ($. 6). „Die übermächtige weltliche Orb- 
nung nimmt ihre Macht nicht aus fich felber und hat ihren legten Zwed nicht 
in fi. Sie dient vielmehr einer höher ftehenden Ordnung, weldhe jedem einzelnen 
Staate und allen Staaten miteinander überlegen ift. Wir glauben an ein großes 
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— Werk der Menſchheit, zu welchem das einzelne Staatenleben nur die 
orarbeiten liefert, an eine auch äußerliche Vollendung der menſchlichen Dinge 
am Ende der Geſchichte“ ($. 8). Der Gedanke, daß die höchſte Staatsidee vie 
männlihe Organifation ver Menſchheit fei, ift zwar noch nicht ausgefprochen, aber 
D. hat ſich diefer Idee doc ſehr angenähert und das Verſtändniß verjelben vor- 
bereitet. 

Die Nothwendigfeit ver hiſtoriſchen Betrachtung des Staates hat er vor- 
trefflich begründet: „Weil die Menfchheit in jedem Zeitalter neue Zuftände ge- 
biert, jo läßt fi Fein Staat grundfeft darftellen, außer mit den Mitteln und 
unter den Bedingungen irgend eines Zeitalters, außer gebunden an die Verhält— 
niffe irgend einer unmittelbaren Gegenwart. Daher drängt alle Behandlung von 
Staatsfahen im Leben und in der Lehre zur Hiftorie hin, und durch fie auf eine 
Gegenwart" ($. 15). Während daher viele Anhänger der hiſtoriſchen Schule in 
die Vergangenheit fich vertiefen, um aus der Gegenwart in ältere Zuftände zurüd 
zu fliehen, fo hat D., eines ihrer Häupter, umgekehrt die früheren Zeiten vor: 
züglich ftubirt, um vefto beffer die Fortbildung der Gegenwart zu begreifen. Er 
will nicht den Krebögang gehen aus der Gegenwart in die Bergangenheit zurüd, 
ſondern ven menſchlichen Fortſchritt aus der Vergangenheit durch die Gegenwart 
in die Zukunft hinein: „Der Bolitif bleibt die würdige Aufgabe, mit einem durch 
die Bergleihung der Zeitalter geftärften Blide die nothwendigen Neubildungen 
von den Neuerungen zu unterſcheiden, welche unerfättlich, ſei's ver Muthwille, jei’s 
ver Unmuth, erfinnt” (237). 

In feiner politifhen Gefinnung weiß ſich D. vorzüglih als Vertreter des 
gebilveten Mittelftandes (ves dritten Standes), und als Berehrer ver Fonfti- 
tutionellen Monarchie. „Haft überall bildet ein weit verbreiteter, ftets an 
Gleichartigkeit wachfender Mittelftann den Kern ver Bevölkerung, er hat das Wiſ— 
fen der alten Geiftlichkeit, das Vermögen des alten Adels zugleih mit feinen 
Waffen in ſich aufgenommen. Ihn hat jeve Regierung vornämlih zu beachten, 
denn in ihm ruht gegenwärtig der Schwerpunft des Staates, der ganze Körper 
folgt feiner Bewegung. Will dieſer Mittelftand fih als Maffe geltend machen, 
fo hat er die Macht, vie ein jeder hat, fich felber umzubringen, fih in einen 
bildungs- und vermögenslofen Pöbel zu verwandeln. Strebt er einfeitig nad 
fhügenvden Einrichtungen, jo mögen feine Mitglieder bedenken „daß nichts ſchützt 
als was über uns fteht, als was feftfteht, erhaben über den wechjelnden Willen 
der Einzelnen, als was zugleih beſchränkt“ (237). Die fonftitutionelle Mo- 
narchie faßt er aber infofern anders als die Franzoſen, als er aud hier mehr 
von biftorifhen als von abftraften Vorausjegungen ausgeht und mehr vie fitt- 
lihen Momente als die principiellen Grundfäge hervorhebt: „Ehemals war die 
Meinung, die allgemeine Verfaſſung dürfe nur infoweit wirkten, als die bejonderen 
Rechte der Stände feinen Eintrag dadurd litten. Jet liegt in der Bahn des 
Lebens die Ueberzeugung, dag vor Allem die Ordnung ver Sefammtkeit mit Ein- 
fiht und Gerechtigkeit zu erftreben fei;-das Cinzelne ſoll, fo zu fagen, fein Da- 
jein rechtfertigen durch feine thätige Stellung zum Ganzen. — Aber nicht die 
mechauiſche nah Willfür wechſelnde Ginheit ift das Ziel, es gilt ein ftetig ein- 
beitliches Yeben für die Mannigfaltigfeit freier Volksentwicklung in diefe Gebunden» 
beit der Staatsorbnung einzuführen. Darum kann die Zukunft Europas feine 
Berherrlihung des unumſchränkten Königthums fein, aber fie ift, wenn ftetige 
Entwidelung gelingen fol, gefnüpft an den Beftand nicht blos, fonvdern an bie 
Macht der erblihen Königthümer (141). Diefelbe Macht ver Gefchichte, welche 
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überall dahin, wo früher Dienfte ftanden, das Geld gefeßt bat, welde an bie 
Stelle der überlieferten Sitte vie Gründe wägende Einſicht geſetzt bat, und 
eine öffentlihe Meinung an bie Stelle ver Standesmeinung — eben fie 
ift e8, welche die alten Landſtände zufammenrüden heißt zu einer VBolfsvertretung, 
welche allgemeinverbindliche Geſetze und Gelvabgaben bewilligt, alle Regierungs- 
rechte aber, der Stände und der Einzelnen, an ven beffer erfannten Staat zurüd- 
ftellt“ (142). 

Die fefte liberalstonfervative Gefinnung D.’s hatte ihm das Vertrauen bes 
Herzogs von Cambridge verfchafft und an der Ausbildung der hannover’ihen Ver— 
faffung vom Jahr 1833 hatte er einen großen Antheil. Um fo bitterer war fein 
Schmerz, als er ven Umfturz diefer Verfaſſung durch das Patent des Königs Ernft 
Auguft von 1837 erlebte. Sein Nechtsgefühl und fein moralifhes Gefühl waren bis 
auf den Grund verlegt. Er fchrieb damals in der klaſſiſchen Schrift: Zur Verſtän— 
digung, ©. 30: „Schweigend der Zerftörung aller menfhlihen Ordnung zuzu— 
fehen, nur zu beten und zu feufzen, wo nod) gefeglihe Mittel bleiben, oder zu 
jagen, wie ein Beamter des Landes: „„ich unterfchreibe Alles, Hunde find wir ja 
doch!““ Halte ich des Mannes, des Chriften unmürbig. Ich kämpfe für den un— 
fterblihen König, für den gefegmäßigen Willen ver Regierung, werm ich mit ven 
Waffen des Gefetes das befümpfe, was in ver Berleitung des Augenblid ver fterb- 
liche König im Widerſpruch mit den beftehenden Gefegen beginnt. Ich fann feine 
Revolution hervorbringen und wenn ich fönnte, thät' ich's nicht, allein ich kann 
ein Zeugniß für Wahrheit und Recht ablegen gegen ein Syſtem der Lüge und 
Gewaltthätigkeit und fo thu' ich.” In Folge feines Widerftandes wurde er mit 
feinen Kollegen Albreht, Iafob Grimm, Wilhelm Grimm, Gervinus, 
Ewald, W. Weber, den berühmten Göttinger Sieben, aus feiner Pro- 
fefiur verdrängt und aus dem Lande Hannover getrieben. Er gieng nun nad) 
Jena und arbeitete da feine Gefchichte Dänemarks aus. Im Jahre 1842 erhielt 
er einen Ruf nah Bonn und fand bier wieder eine größere wiflenfchaftliche 
Wirkſamkeit. 

Bei den innern Kämpfen der Herzogthümer Holſtein und Schleswig zur 
Stärkung ihrer Verbindung und zur Ablehnung der däniſchen Ausbeutung wirkte 
er aus der Ferne und im Stillen kräftig mit. Dann berief ihn die Volksbewegung 
des Jahres 1848, zu größerer politifcher Thätigkeit in Frankfurt. Anfänglich als 
preußifcher Bertrauensmann der Bundesverſammlung zugeorbnet, dann als ein ein- 
flußreiches Mitglied des Parlaments hatte er an den erfolglofen Berfuchen jener 
Zeit, eine gemeinfame Verfaſſung für die deutſche Nation auszubilden, und vie 
Sehnſucht der Nation nad erhöhter Macht und Einheit zu befriedigen, einen er- 
heblichen Antheil. Schon der fogenannte Siebzehnerentwurf, der zuerft bie bof- 
trinäre Idee eines deutfchen Erbfaifers ausſprach, galt vorzüglih als D.'s Wert. 
Seine Meinung fiel bei allen Debatten über vie Verfaſſung ſchwer ins Gewicht. 
Seine wiſſenſchaftliche Autorität und fein gediegener patriotiſcher Charakter imponirten 
Bielen. Uber eben da zeigte es fih, daß feine Kräfte ver Größe viefer Aufgabe 
nicht entjpraden. Er war nit der Mann, um inmitten einer Revolution den 
Staat neu zu organifiren. In feinen Vorſchlägen gieng er vor, als hätte er die 
Macht, eine flüffige Maſſe beliebig zu formen: er hoffte, das ausgefprocdene Ideal 
feines Geiftes werde auch die Zuftimmung des Volkes finden, Er ftüßte ſich dabei 
vornehmlich auf die öffentlihe Meinung des gebildeten dritten Standes. Aber er 
überfah auf der einen Seite die Fürften und ihre Regierungen, weldye ſich von ven 
erften Schreden bald erholten und viel mehr veale Gewalt in ven Händen hatten, 
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als das voftrinär geleitete Parlament, und auf der andern Seite bie großen Maflen, 
mit denen er feinen Rapport hatte, noch ſuchte. Dießmal baute er doch nicht 
auf den Boden der Geſchichte und ver Realitäten. Weber lehnte er feine Reform- 
vorfhläge an vie wirklihen Mächte an, noch ſah er ſich zu ihrer thatfächlichen 
Durchführung nad Beihülfe einer realen Gewalt um. Der Vorwurf, der dem ganzen 
Parlament gemacht wurbe, eines unpraftiihen Doftrinarismus, warb vorzugsweiſe 
feiner tamaligen politiihen Thätigkeit vielfältig, und nicht ohne Grund gemacht. 
Am deutlichſten zeigte fih das bei der Berathung über ven Waffenftillftand von 
Malmd. Der parlamentarifhe Sieg, den er über das Reihsminifterium erfämpfte 
(5. September 1848), ward für ihn zur ftaatsmännifchen Niederlage, denn er 
hatte die Politif der Minifter durchkreuzt und gelähmt, ohne irgend im Stande 
zu fein, jelbft zum Minifter berufen, feine eigene Politik aus- und durchzuführen. 
Die ganze Verhandlung und ihr Ausgang trugen viel dazu bei, ven Krebit des 
Parlaments zu erichüttern. 

Man darf aber daraus nicht fließen, daß D. überhaupt nicht zu prak— 
tiſch⸗politiſcher Wirkfamfeit befähigt fei. Es ift etwas Anderes, eine offenbare Ne- 
volution leiten over befämpfen, und etwas Anderes an der wohlgeorbneten poli- 
tiſchen Staatsentwidlung einen einflußreihen Antheil nehmen. D. befigt alle Fä— 
bigkeit, um in einem geregelten parlamentarifchen Yeben eine ſehr bedeutende Stel- 
lung mit Ehren einzunehmen und zu behaupten. Er hat das aud in den preußi— 
ſchen Kammern jpäter noch gezeigt, obwohl die Zeiten der vollen Ausbildung fei- 
ner parlamentarifchen Autorität nicht mehr günftig waren. Bluutſchli. 
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J. Geſchichte. Die älteſte Geſchichte dieſes Reiches iſt bis auf die Zeiten 
Karl's des Großen in Traditionen verhüllt, die dann nur eine hiſtoriſche Grund— 
lage durchblicken laſſen, wenn andere in der politiſchen Kultur mehr entwickelte 
Länder durch die Kriegszüge der älteſten Bewohner des däniſchen Feſtlandes wie 
ver Infeln beläftigt, bald zu Land, bald zur See mit roher Tapferkeit und zäher 
Ausdauer von jenen unternehmenden Kriegern angegriffen, in ihren Jahrbiichern 
bei ver Darftellung ihrer Kämpfe auch auf den Urfprung, die Sitten und Kriegs- 
weife ihrer Gegner eingehen. Daß die ſtandinaviſchen Völferfhaften zu dem veut- 
ihen Spradftamme gehören, kann in leichter Weiſe die Sprachforſchung auffer allen 
Zweifel ftellen, die Benennung der cimbrifchen Halbinfel für das dänische Feſtland 
hält zwar die Erinnerung an die großen Wanverzüge der Cimbern feft, aber ein 
näherer Zufammenhang zwilchen den Gimbern und den fpäteren Bewohnern bes 
Landes, den Sachſen, Friefen, Angeln und Jüten dürfte hiftorifch wohl unerwie— 
fen bleiben. Die Dänen finden wir als die älteften Bewohner der Infeln Seeland, 
Fühnen, Falfter, Langland, Laaland u. f. w. Ihr mythifher Königsftamm der 
Stioldunger leitet feinen Urfprung unmittelbar von Odin ab; fein Hauptfig 
war auf eithra ober Yethra, dem heutigen Leire auf Seeland in ver Nähe von 
Roeskilde. 

Die Eroberungszüge der Sachſen, Angeln und Jüten nach Britannien im fünften 
und ſechsſten Jahrhunderte erleichterten die Eroberung ihrer großen Halbinſel durch 
die dänifchen Könige, aber Erbtheilung, Familienzwift und Kriegsluft zu entfernten 
See: und Raubfahrten verhinderten die dauernde Einigung der kleinen Königreiche 
zu einem kräftigen Geſammtſtaate. Die Ueberwältigung der Sachſen zwiſchen ver 
Weſer und Elbe durch Karl ven Großen führte zu den erften Kämpfen zwifchen 
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dem großen fränkifchen Reihe und ven Königen von Jütland. Der Friede zwifchen 
König Hemming und Karl dem Großen (811) machte die Eider zum Grenzfluſſe 
beider Reihe. Zwanzig Jahre fpäter nahm vie Einführung des Chriftenthums durch 
des heiligen Ansgar's Miffionen ihren langjamen aber fihern Fortgang auf dem 
Feſtlande, wiewohl dur vie Vereinigung aller jütifchen und däniſchen Reiche unter 
Gorm dem Alten (855—939), bei der chriſtenfeindlichen Richtung des legteren, 
die Infelftaaten von der Eivilifation durch das Chriftentbum nod ein Jahrhundert 
lang abgehalten wurben. Unter Gorm’s Sohn, dem Könige Harald Blaatand (939 
bis 985), wurde die Ausbreitung des Chriftenthbums auch bier geförbert, und bie 
drei nen errichteten Bisthimer Schleswig, Nipen und Aarhuus famen unter die 
Didzefan-Auffiht des deutſchen Erzbisthums Hamburg. Die Unternehmungen 
der dänifhen und norwegifhen Seefahrer nad Frankreich und England gehören 
in die Geſchichte diefer Yänder, doch wurden fie Anlaf, daß von- dem folgenden 
Könige Sveno I. Tuestiag (985—1016) England erobert wurbe (1013) und mit 
Dänemark faft 30 Jahre vereinigt blieb, unter Sveno's Sohn Kanut dem Großen 
(1016— 36) und deſſen Enkel Harbifnut (1036—41). Gleichzeitig waren audy be- _ 
trächtlihe Theile von Norwegen und Schweden durch jene fiegreichen Könige er- 
obert: es blieb jedoch nur ein vorübergehenver Olanz für Dänemark, wiewohl aud 
für die folgenden Jahrhunderte die Bereinigung mit Norwegen und Schweden oder min- 
deftens mit wichtigen Theilen dieſes Reiches das begehrtefte Ziel für die Dänen blieb. 
Das Sfioldunger Königshaus war im Mannsftamme mit Harbifnut gefchloffen, 
die weibliche Linie wurde durch Sveno II. Eftrivfon (Sohn der Eftriva, Schwefter 
Kanut’s des Großen) in der Dynaſtie ver Ulfinger fortgefegt, die nach furzem 
Zwifchenreihe des Königs Magnus von Norwegen von 1047 bis 1448 auf dem 
dänifchen Thron ſich behauptete. Innere Kriege mit dem ſehr mächtigen Adel, blu- 
tiger Familienzwiſt der Könige mit ihren Brüdern wechjelten während ves 
zwölften und dreizehnten Jahrhunderts mit den erichöpfenden Kämpfen gegen 
die Slaven in den ſüdlichen Küftenländern ver Oftfee, gegen die Preußen und 
Liefländer. Unter Waldemar I. (1157 — 1182) und feinem Sohn Waldemar II. 
(1202 — 1241) bradte das Waffenglüd den Dänen die glängendften Erfolge. 
Nach der Befiegung der medlenburgifhen Fürften nahm der dänische König (1196) 
den no jest fortgeführten Titel eines Königs der Wenden an, Norwegen 
wurde 1204 erobert, Hamburg fam zu wiederholten Malen unter däniſche Herr- 
ihaft; doch alle viefe Eroberungen giengen wieder verloren, als Waldemar's II. 
üppiger Uebermuth ihn in die vierjährige Gefangenſchaft des Grafen Heinrich 
von Schwerin (1223 bis 27) führte. Seit der Mitte des breizehnten Jahrhunderts 
ſank das föniglihe Anjehen immer mehr und mehr im Kampfe mit dem Klerus 
und dem Abel, welde beide ſehr geſchickt den fortvauernden Zwift und blutigen 
Streit im Königshaufe zur Erhöhung ihrer Freiheitsbriefe und ihres Befigftandes 
benugten, währen ver Bauernftand in drückende Yeibeigenfhaft verſank und bie 
Induftrie des Landes ſammt dem Handelsverkehr vollftändig in Abhängigkeit von 
der deutfchen Hanfe gerieth. Mit Waldemar IV. Attertag (1340 bie 1375), wel 
her die Eroberungen auf der fühmeftlihen und ſüdlichen Küfte Schwevens in 
Halland, Schonen und Blefingen auf längere Dauer mit ver däniſchen Krone 
vereinigte und nad) der Eroberung ber Infeln Deland und Gothland (1360) auch 
den dritten jegt noch fortgeführten Titel eines Königs der Gothen annahm, 
ftarb der gerade Mannsftamm der Ulfinger aus, aber vie weiblihe Linie ver 
Stioldunger und Ulfinger blieb nicht mur im Beſitze des dänifchen Thrones er- 
halten, jondern erweiterte aud ihre Herrichaft über alle deei ſtandinaviſchen Reiche. 
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Dies gelang durch Margaretha, die jüngere Tochter Waldemars IV., welde an 
König Hakon von Norwegen vermählt war. Sie verbrängte ihren Neffen ‚ den 
Herzog Albreht von Medlenburg, Sohn der älteren Tochter Waldemar’s, Inge: 
berga, und gewann allmälig für ihren fünfjährigen Sohn Diaf die einzelnen 
Theile des dänischen Reichs. Nah dem Tode ihres Gemahls Hafon (1380) ver- 
waltete fie gleichzeitig als Regentin bie vormundfchaftlidhe Regierung beider Reiche 
Dänemark und Norwegen, und behielt diefelbe als ihr einziger Sohn Olaf un- 
verheirathet ftarb (1387), und ihr Großneffe Erich, Prinz von Pommern, (ver 
fünfjährige Enkel ihrer älteren Schwefter Ingeberga) von den Ständen beider 
Reihe als König anerfannt wurde (1388). Von den ſchwediſchen Stänven felbft 
zur Einmifhung in ihren Streit mit Albrecht von Medlenburg aufgefordert, ge— 
wann Margaretha die Schlacht bei Falköping (24. September 1388) gegen ihren 
Gegner, der zugleich in ihre Gefangenfchaft gerieth. Der Bürgerkrieg in Schweden 
dauerte noch fort, bis auf dem Reichstage zu Wiborg Erich von — auch 
die Königslrone von Schweden erhielt (23. Januar 1396) und auch bier Mar- 
garetba die Regentihaft bis zur Volljährigkeit des Königs erlangte. In dieſer 
Eigenfhaft ſchloß Margaretha mit den Reichsſtänden aller drei ſtandinaviſchen 
Staaten die kalmariſche Union (13. Juli 1397), nach welcher ein gemein— 
ſchaftliches Staatsoberhaupt die obere Leitung der auswärtigen Verhältniſſe führen, 
jedes einzelne Reich aber in ſeinen innern Verhältniſſen nach der alten Landes— 
verfaſſung, leben ſollte. Diefe Union hat aber feinem der nordiſchen Reiche wahre 
Vortheile erworben, vielmehr ihre politifhe und inbuftrielle Entwidelung wejent- 
li gehemmt und über ein Jahrhundert verderblide innere Kämpfe genährt, wobei 
nur der Adel durch feine Aapitulationen an Macht und Anfehen wuchs. Gleich 
nad Margaretha’s Tode (1412) brad die Empörung einzelner Theile des Reichs 
gegen den Unionsfönig Erid aus und dauerte bis zu feiner Vertreibung (1439). 
Schleswig wurde nad zwanzigjährigen Kampfe mit dem Grafen von Holftein im 
Bergleihe zu Borbingborg (1435) dem Letztern überlaffen (vergl. unten Artikel 
Schleswig und Holftein). Erichs Neffe (von feiner Schwefter), Pfalzgraf Chriftoph, 
ftellte zwar nach feiner Wahl auf den dänischen Königsthron (1440 bis 1448) 
auch die Union mit den andern beiden Reichen wieder her, chne aber in Schweden 
und Norwegen je zu rechtem Anſehen zu gelangen. Unter feiner Regierung wurbe 
Kopenhagen ftatt Roesfilde die Hauptftabt des dänischen Staats. Seine Kinder: 
(ofigkeit führte nach feinem Tode zu der Wahl des Grafen Chriftian von Ol— 
venburg (1448 bis 1481) beffen Stamm nod gegenwärtig Dänemark beherrſcht 
und in’feinen Zweigen, ähnlich den vier Dynaftieen des Haufes Bourbon in ven 
Staaten des weftlichen uud ſüdlichen Europa's, nad und nah vier regierende 
Häufer im nörblihen Europa: in Dänemark und Norwegen, in Schweden, Ruf: 
fand und Oldenburg bilvete. Unter den drei Unionsfönigen Chriftian I. (dem Er- 
werber der Herzogthümer Schleswig und Holjtein durd Erbredt 1459 bis 1460), 
deſſen Sohn Johann (1481 bis 1513) und dem Enfel Chriftian II. (1513, entfegt 
1523), gab es einen fat ununterbrodhenen Kampf mit Schweben (geleitet von 
ven Sture), mit der deutſchen Hanfe und den Ditmarfen. Der Zwift über Hol- 
ftein zwifhen König Iohann und feinem Bruder Frievrih, Herzog von Schles— 
wig, endete 1490 mit der Weberlaffung Holfteins an Herzog Friedrich, welcher 
überdies nad ver Auflöfung der Union und der Flucht Chriftians II. auch 
die Krone Dänemarts (1523) !) und bald darauf aud vie Herrihaft in Nor- 


BE 1) Kür diefe Ältere Zeit bis zur Auflöfung der Union giebt ung 6. F. Dablmannd We 
ichichte Dänemarks, Hamburg 1840-43, 3 Bde. den bewäbrteften Yeitfaden. 
Bluntſchli, Deutſches Staatt- — II. 42 
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wegen erlangte, aber bafür zugleich vie Privilegien des Adels gegen die Krone 
weſentlich erweitern mußte. Die Einführung ver Reformation (1527), ver Vertrag 
mit den Reichsſtänden Norwegens über die ewige Vereinigung dieſes Reiches 
mit Dänemark, (1532) ſicherten dem Hauſe Oldenburg den Beſitz beider Reiche 
im Vereine mit Holſtein und Schleswig. Im däniſchen Königshauſe folgten nun 
drei Jahrhunderte lang eine Reihe von Königen in gerade abſteigender Linie von 
Vater auf Sohn bis auf König Friedrich VI. (Mitregent feines Vaters Chriſtian VII. 
1784, König 1808 bis 1839), worauf die Rönigsfrone an den Vatersbruderſohn 
Chriftian VIII. (1839 bis 20. Januar 1848) fiel, den Bater des jegigen Königs 
Friedrich VII. (jeit dem 20. Januar 1848). Der Namenswecjel zwijchen Chri- 
ftian und Friedrich ift regelmäßig, und zwar fo, daß der Erftere in der Zählung 
um 1 höher fteht, weil auf Friedrich I. Chriftien III. folgte, da es unter den 
Unionsfönigen ſchon zwei Ehriftiane gegeben hatte. 

Wir heben aus den bemerfenswertheren Greigniffen in Bezug auf vie po— 
(itifhe Entwicklung unter dieſen Regenten folgende Thatſachen hervor. Unter 
König Chriftian II. (1533 bis 1559) fam es zur Theilung von Schleswig 
und Holftein mit feinen beiden Brüdern, den Herzogen Johann und Adolf (1544). 
Als der erftere, Herzog Johann, ohne Söhne 1580 verftorben war, erfolgte unter 
König Friedrich II. (1559 bis 1588) eine neue Theilung, die jedoch einen dau— 
ernden Zwiſt zwifchen ver Krone und der herzoglich holfteinifchen Linie veranlafte 
und erft vollftändig im achtzehnten Jahrhunderte durch die Eintaufhung Holfteins 
gegen Oldenburg und Delmenhorft (1773) beigelegt wurde. Die Kriege mit ber 
Hanfe und den Ditmarfen, welche Chriftian III. und Friedrich II. führten, bewährten 
mehr als der gleichzeitige Kampf mit Schweden das Glüd der Königlichen Waffen 
und bilveten eine eigene Kriegsflotte ; diefe mußte nad der Erbauung ver Feftung 
Kronborg, welche den Sund beherrſchte, wieder die Mittel zur Erhebung und Ver— 
theidigung des Sundzolls darbieten 2). König Ehriftian IV. (1588 bis 1648) er- 
langte eine Beftätigung der bereit# vom Kaifer Marimilian II. erworbenen An- 
wartfchaft auf Oldenburg und Delmenhorft, die jedoch erft unter feinem zweiten 
Nachfolger Chriftian V. (1670 bis 1699), nad dem Ausfterben der männlichen 
Pinie Gerhard's des Kriegerifhen 1667, mit dem däniſchen Königshaufe vereinigt 
wurden. Seine umfichtige Handelspolitif eröffnete den Dänen zuerft ven Weg nad 
Indien und eine thätige Betheiligung bei den auffer-europäifchen Kolonieen, fowie 
feine nachhaltige Neigung für einzelne Wiffenfhaften im Allgemeinen die intellef- 
tuelle Kultur des Volks zu heben ſuchte und zu biefem Zwecke mittlere und höhere 
Unterrihtsanftalten neu anlegte oder zeitgemäßer umgeftaltete. Die Erfolge feiner 
friegerifhen Thätigfeit fielen weniger günftig aus. Als Vertheidiger ver Evange- 
liſchen im dreißigjährigen Kriege unterlag er ven faiferlihen Heeren, und für bie 
Rückgabe ver verloren gegangenen Yänder auf dem Feftlande verpflichtete er fich im 
Frieden zu Lübeck (1629) zu voller Neutralität für feine Glaubensgenoffen wäh- 
rend der Fortdauer dieſes Kampfes. Er verlegte diejfe nur gegen Schweden, als 
die rückſichtsloſeren politiihen und militärifchen Operationen der Räthe und Feld- 
herrn der Königin Chriftina von Schweren einen günftigen Erfolg verhießen. Aber 
die Niederlagen in einem zweijährigen Rampfe (1643 bis 45) nöthigten ihn zu dem 
nachtheiligen Frieden zu _Brömjebroe (13. Juli 1645), durch welden er die Refte 
der dänischen Uebermacht in der öſtlichen Hälfte der Oftfee, die Infeln Defel und 





2) Der ültefte Vertrag mit fremden Ländern über den Sundzoll ift vom Jahr 1554, mit 
Splland und Schweden vom Jabr 1645, mit England von 1670. 
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Gothland, und überdies noch von Norwegen die großen Landſchaften Herjebalen 
und Memteland an Schweren abtrat und den Pfanpbefig von Holland auf 21 
Jahre einräumte. 

Friedrich III. (1648 bis 1670) war im Kampfe mit ven Schweden eben fo 
wenig glücklich. In dem Frieden zu Roeskilde (28. Februar 1658) mußte er die 
fetten Küſtenlandſchaften im ſüdlichen Schweben, Halland jett definitiv, Schenen, 
Bleckingen, Bohuslehn und von Norwegen die an Yenteland anftoßende Land— 
haft Tronpheim an König Karl X. Guftav überlaffen. Gleichzeitig mußte Fried- 
rich III. feinen Anfprücen auf die Infel Rügen entfagen, welche Schweden im 
weftphältfchen Frieden erworben hatte und noch die Infel Bornholm aufgeben, 
welche zur vortheilhafteren Verbindung des ſüdlichen Schwebens mit den nädhften 
deutſchen Befigungen biefer Macht ſehr günftig gelegen war. Diefe VBerlufte wurden 
auch, nach dem plöglihen Tode des ſchwediſchen Königs Karl X. Guſtav, in dem 
Frieden zu Kopenhagen (1660) nicht mehr zurüd gewährt. Aber für eine felbft- 
ftändigere Stellung der königlichen Gewalt, dem übermächtigen, auf feine ausge 
dehnten Handfästninge trogenden Adel gegenüber, erreichte König Friedrich III. 
mit Hülfe der Geiftlichfeit und des Bürgerftandes, indem er vie Ritterbienfte durch 
ein ftehendes Heer zur mehr geſicherten Bertheibigung des Landes überflüffig 
madte, am 19. Oktober 1660 vie Erbgerechtigkeits- und Souveränetäts- 
Akte, welhe auf dem Neichdtage zu Kopenhagen am 10. Januar 1661 förmlich 
angelobt wurde und dem Könige von Dänemark nicht nur eine völlig unumfchränfte 
Negierungsgewalt einräumte, fondern auch die Erblichfeit der Krone für die Nach— 
fommen Friedrichs IIT. in männlicher und weiblicher Linie feftftellte. Dieſe Alte 
wurde auch von den Reichsftänden in Norwegen am 25. Auguft 1661 für die— 
ſes Neid) angenommen. Ein vollftändig auf dieſer unumſchränkt monarchiſchen 
Grundlage ausgearbeitetes Grundgeſetz, Konge-Lov (Königsgeſetz), wurde vom 
König Friedrich III. am 14. November 1665 genehmigt, aber erft in dem Toves- 
jahre diefes Königs befannt gemacht (1670). Nachdem die Macht des Adels ger 
brochen war, erfolgte alsbald auch wieder die Ausfühnung vefjelben mit dem Kö— 
nige, namentlich unter Chriftian V. (1670 bis 1699) und Friedrich IV. (1699 
bis 1730), indem dem Adel die erften und einträglichiten Stellen in ver Verwaltung 
wie im Hofpienfte, im Heere wie auf der Flotte vorbehalten blieben und dadurch 
mittelbar wieder die königliche Gewalt mit den einflußreichſten Geſchlechtern des 
Adels getheilt, in einigen verfelben faft vererbt wurde. In den auswärtigen Ver— 
bältniffen nimmt jest die politifche Stellung gegen Schweben ven erften Rang ein, 
aber alle Anftrengungen Dänemarks fheitern an der militärtichen Ueberlegen heit 
der Schweven, fo daß in ben Kämpfen mit den Königen Karl XI. und Karl XII, 
nah dem mannigfachften Wechfel des Kriegsglüds, zulett am Ende des großen 
norbifchen Krieges im Frieden zu Frievrihsburg (1720) doch nur der frühere Befig- 
ftand und die Anerfennung von ſchwediſcher Seite den Dänen verblieb. Die Ver— 
hältniſſe in Schleswig und Holftein (ſ. d. Artikel Holftein) werben unter Bermit- 
telung der Seemächte durch den Vergleich zu Altona (1689) geregelt, nach welchem 
Chriſtian Albrecht, Herzog von Holftein-Öottorp, die Hälfte von Holftein, Schles— 
wig und dem Lande der Dithmarfen erhielt. Im Frieden zu Friedrichsburg (1720) 
mußte der Sohn des Letzteren wegen feiner Verbindung mit Schweden den Antheil 
von Schleswig der Königlichen Linie überlaffen, fowie derfelben ſchon früher durch 
ven BVergleih zu Hamburg (1710) die Grafihaft Ranzau eingeräumt war. Mehr- 
fahe Verſuche der dänischen Regierung, fi in den Befig der reihen Hanjeftadt 
Hamburg zu fegen (1679, 1686 und während des großen norbifchen Krieges) 
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führten nur zu gegenfeitiger Erbitterung und bevenfliher Schwächung der bäni- 
ſchen Finanzen, welde überbies in der Erweiterung der Kolonialbefigungen, bie 
jest aud bis auf die Kolonieen in Grönland durch Hans Egeve ausgedehnt 
wurben, mehr eine drückende Laft als eine hülfreiche Unterftügung empfingen. 
Es war daher eine nothwendige Folge für das in finanziellen Hülfsquellen 
jo beſchränkte däniſche Reich, fi) mehr von der Theiluahme an den großen poli- 
tiſchen Ereigniffen in Europa zurüdzuziehen, und in feiner neutralen Stellung für 
ftärfere Hebung der materiellen Kräfte zu forgen. Dies war die Richtung der 
Könige Ehriftian VI. (1730 bis 1746) und Friedrich V. (1746 bis 1766) und 
ihrer vorzugsweife die Staatsgefhäfte leitenden Minifter, namentlih des großartig 
bewährten Johann Hartwig von Bernftorff, (vergleiche dieſen Artifel), wäh— 
rend die jüngere Linie des königlichen Haufes (Holftein-Gottorp) die Throne von 
Schweden und Rußland beftieg. Für den erweiterten Befigftand ift aus diefer Zeit 
nur der Erwerb ver Heinen, Antille St. Eroir durch Aufauf von Frankreich, fowie 
der Befigungen ver Nebenlinie Holftein-Plön zu bemerken, welde nad) dem Ab- 
fterben des letten Herzogs Karl Friedrich im Jahr 1761 ver dänifchen Krone 
einverleibt wurben. Zwölf Jahre fpäter (1773) kam das gefanmte Herzogthum 
Holftein-Gottorp, an König Friedrich VI., indem vermittelft eines Familienvertrags 
durch die ruffifche Kaiferin Katharina II., die Wittwe Peters III. (aus vem Haufe 
Holftein-Öottorp) die jüngere Linie ihren Anfprüdhen auf das Herzogthum ent- 
fagte und dafür Oldenburg und Delmenhorft von Dänemark erwarb (vgl. Artikel 
Divenburg, Großherzogthum). Das Syftem der Neutralität blieb auch unter den 
folgenden Regierungen Chriftians VII. (1766 bis 1808) und Friedrichs VI., ver 
bei der Geiftesfrankheit feines Vaters bereits 1784 als Mitregent die Verwaltung 
übernahm (bi8 1839), bis zum Jahr 1807 in ven meiften politifchen Koalitionen 
dieſes daran fo überreichen Zeitalters aufrecht erhalten. Die traurige Epiſode des 
in Reformen ſich überftürzenden Minifters Struenjee (1770, hingerichtet 1773) 
und die glänzende Minifterialverwaltung tes Grafen Andreas Peter von Bern: 
ftorff (1773 bis 1797, vgl. d. Artikel) verfolgten darin die gleihe Bahn, Re- 
formen in ven inneren Berhältnifien für höher zu erachten, als bei politichen 
Unternehmungen gegen andere Staaten in untergeorbneter Rolle ſich zu betheiligen, 
In Folge ihrer Mitwirkung für Begründung der bewaffneten Neutralität zur See 
erlitt die däniſche Regierung die erfte Blokade Kopenhägens (2. April 1801), em- 
pfing aber eine ehrenvolle Ausgleihung in der Konvention vom 20. Juli 1801. Nur 
feit der Zeit der Anlehnung Dänemarks an Franfreih (1807) folgten Verluſte 
anf Verlufte, welche mit ver verheerenden Belagerung Kopenhagens und der Weg- 
führung der dänischen Flotte in die britifhen Häfen ihren Anfang nahmen (Aus 
guft und September 1807) und mit dem BVerlufte Norwegens an Schweden im 
Frieden zu Kiel (14. Januar 1814) endigten. Helgoland mußte übervies den Briten 
für immer überlafjen bleiben, und das Entſchädigungsland in dem ſchwediſchen 
Pommern und der Infel Rügen mußte gleichfalls in dem Vertrage zu Wien vom 
4. Januar 1815 an den König von Preußen gegen bas Herzogthum Lauenburg 3) 
und 2,000,000 preußifhe Thaler eingetaufht werben. Diefe gedemüthigte Stel- 
lung der däniſchen Königskrone verſchaffte auf dem Kongreffe zu Wien den Bitten 
des perſönlich anweſenden Königs Friedrich VI. Gehör, ihm zur möglichen Erhal- 
tung feines Staates den Sundzoll zu belaffen, eine Konceffion ver europäifchen 


3 D. i. 19 Quadratmellen deutfches Land gegen 75 Quadratneilen von gleicher oder noch 
höherer Fruchtbarfeit und induftrieler Kultur annehmen, 
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Staaten, welche ſchon damals mit dem fiebenten Theil aller Einnahmen des däni- 
chen Staates gleichgeftellt wurde und ihren vollen Werth in dem diesjährigen 
Bertrage über die Ablöfung erlangt hat (vgl. unten). Für vie Herzogthümer Hol- 
ftein und Lauenburg trat Friedrich VI. am 8. Januar 1815 dem veutfchen Bunde 
bei und erhielt im engern Rathe der Bunbesverfammlung vie zehnte -Stelle und 
in ber Plenarverfammlung 3 Stimmen. Die Iuliereignifje des Jahres 1830 in 
Franfreih ließen ihre aufregende Einwirkung auch bis nah Kopenhagen und ben 
bentfchen Herzogthümern verfpüren, wodurch das Gefeg vom 28. Mai 1831 über 
die Einführung von berathenden Provinzialftinden, ganz nad der einengenben 
Form der Berechtigung der preußifchen Provinzialftände, befchleunigt wurde. Ihre 
förmliche Berufung fam erft 1834 zu Stande, worauf die erften vier gefonderten 
Provinzialverfammlungen 9) in Röskilde, Wiborg, Schleswig und Itzehoe im Jahre 
1835 ftattfanden. Aber bald machte ſich in viefen Ständeverfammlungen ver 
Gegenſatz der ſtandinaviſchen und deutſchen Elemente geltend, und in einem ver- 
ftärkten Grade mit der Thronbefteigung Chriftians VIII. (3. December 1839 
bis 20. Januar 1848), als ver Skandinavismus feine Stütze in der mittelbaren 
Begünftigung des Könige fand. Die Bereinigung der Provinzialftände zu einer 
Reihsverfammlung wurde zwar abgelehnt, aber die Succeffionsfrage wurde jett 
eine brennende politifche Tagesfrage. Rönig Chriftian VIII., bereits im höhern 
Alter (geboren 18. September 1786), beſaß nur einen einzigen Defcendenten, den 
gegenwärtigen König Friedrich VIT. (geb. 6. Dftober 1808), der felbft Finderlos und 
aus zwei ftandesmäßigen Ehen durch Scheidung ausgetreten war. Der noch übrige 
einzige männliche Zweig des königlichen Haufes Prinz Ferdinand, Bruder des Königs 
Chriſtian VIII, ftand gleichfalls ohne Hoffnung auf männliche Nachkommenſchaft. Für 
die Aronländer folgte nad) dem Königsgeſetze (Art. 28 bis 38) nad Erlöfhung des 
Mannsftammes in der föniglichen Linie der Weiberftamm, gleichfalls nad Ordnung 
ber Pinien und in venfelben mit dem Vorzugsrechte der männlichen vor den weiblichen 
Nachkommen. Die Schwefter des Königs Chriftian VIIT., Charlotte, war mit dem 
Prinzen Wilhelm von Heſſen-Kaſſel jeit 1810 vermählt, aus welder Ehe damals 
‚bereits ein Sohn und drei Töchter lebten. In den Herzogthümern Schleswig und 
Holftein galt aber das deutſche Fürften-Succeffionsrecht, nach weldhem ver Manns: 
ftamm der Nebenlinien ven weiblihen Nachkommen in der Hauptlinie vorgeht, 
demgemäß alfo die Erbfolge bei dem Erlöfhen des Mannsftammes in der königlichen 
Linie zuerft auf die Nebenlinie Holftein-Sonvderburg-Auguftenburg fallen würde. 
Zweifelhaft blieb noch die Nachfolge in Yauenburg, ob bier als in dem Entſchä— 
Digungslande für den Berluft des Kronlandes Norwegen das Königsgefeg, oder 
als in einem deutſchen Bundeslande, das feit 1815 mit dem Herzogthum Hol- 
ftein vereinigt war, die deutſche Fürften-Succeffionserbnung angewandt werben follte. 

Diefe Streitfrage wurde verwidelter, als die nationale Partei in Dänemarf 
ihr Danifirungs-Syftem zwar nur bis zur Eider (Eiverdänen) ausdehnen wollte, 
mithin die Ausfiht auf Beibehaltung Holfteins in Zweifel ließ, aber eben darüber 
mit der demofratifhen fich vereinigte, für diefen Zwed nad einer Gefamtverfaf- 
fung des Reichs zu ftreben, umd die legtere Partei auch Holftein feftzuhalten ge— 
dachte. Der offene Brief des Königs Chriftian VIII. vom 8, Juli 1846 ver- 
hüllte nicht mehr die Abſicht der dänischen Regierung, mindeftens Schleswig und 
Lauenburg nad dem Königsgefeg in gleihmäfiger Erbfolge wie bie bänifchen 
Kronländer auch im Weiberftamme des Königshaufes zu erhalten. Die innere Gäh- 


9 Je eine für die Infeln, für Norbjütland, für Schleswig und Holftein-tauenburg. 
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rung wurde verftärkt, als die Eingabe der holſteiniſchen Provinzialftände jelbft 
bei der deutfhen Bundesverfammlung in dem Beſchluſſe vom 17. September 1846 
theilweife Anerkennung fand. Dadurch fühlte fi König Chriftian VIII. gedrängt, 
den ‚dänischen Parteien ſich noch näher anzufchließen und ihrem dringenden Wunſche 
nad) einer gemeinfamen Reichsverfaſſung nachzugeben. Doch ehe er tiefe noch vol- 
lendet hatte, ftarb er am 20. Januar 1848, und fein Sohn Friedrich VII. mußte 
gleih nad der Thronbefteigung in der Verorpnung vom 28. Januar über bie 
Einführung einer Reichsverfaſſung die Grundzüge verfelben befannt machen. Judeß 
durch diefe ſah ſich feine Partei befrievigt, die nationale ſah ſich in der Gleich— 
ftellung der deutſchen erniedrigt, die demokratiſche hielt fi in dem Maße ver ge- 
währten Voltsrechye für beeinträchtigt, die deutſche empfand ein gerechtes Mißtrauen 
gegen beide. So wurde Dänemark von den allgemeinen politiſchen Umgeftaltungen 
des mittleren Europa’s im Yebruar und März 1848 getroffen. Es kam zum Ab- 
fall von Holftein und Schleswig (vgl. d. Art.), zum Aufftand in Kopenhagen; bie 
demokratische Partei fiegte, und das fogenannte Kafino - Minifterium, zufammen- 
gejeßt aus entfchievenen Mitglievern der demokratiſchen und nationalen Parteien, 
erlangte die Zügel der Staatsgewalt. Während des Krieges erfolgte ein Wechſel in 
ven Perfonen des Minifteriums zu Ounften der nationalen Partei, unter deren 
vorherrſchendem Einfluffe der Reichstag ohne Vertretung der deutſchen Elemente die 
Reihsverfaffung am 25. Mai 1849 genehmigte; am 5. Jumi erhielt dieſelbe vie 
föniglihe Santtion. Große Gelonoth in den däniſchen Finanzen führte zum Ber- 
fauf der däniſchen Kolonie in Afrifa an England (31. December 1849) und ftei- 
gerte außerorbentlih die Abgaben-Laft, ohne das Deficit zu deden, für weldes 
eine neue Anleihe von circa 5,000,000 Rthlr. beſchloſſen wurde. Der Abſchluß der mor- 
ganatifchen Ehe des Königs mit Lonife Chriftine Rasmuffen (7. YAuguft 1850), bie 
zur Lehnsgräfin Danner erhoben wurde, fteigerte die innere Mifftimmung felbft bei 
den ftarf entgegengejegten Intereffen des Parteigewühls. Das Einſchreiten der euro— 
päifchen Großmächte unterjtügte in den Konferenzen zu Yondon (Juli und Auguft 
1850) den ferneren Beſtand der ungetheilten däniſchen Monarchie, indem es auf - 
eine definitive Aenderung in der däniſchen Erbfolgeorpnung hinwies. Dieſe wurde erjt 
nad) zwei Jahren durch Uebereinkunft der Bevollmächtigten der Großmächte zu London, 
F welchen auch die Geſandten Dänemarks und Schwedens zugezogen find, in dem 
ertrage vom 8. Mai 1852 feftgeftellt. Die vänifche Erbfolge wurde dem Prinzen 
Chrijtian von Schleswig - Holftein » Sonderburg -Glüdsburg und feinen männlichen 
Erben aus der Ehe mit der Prinzejfin Louiſe von Heſſen-Kaſſel 5) zugefichert. Die 
Integrität der dänischen Monarchie (mit Einfluß von Holftein) wird in dem Ver— 
trag als wünſchenswerth erflärt, jedoch ohne ausdrücklich verbürgt zu werben. Nach 
Genehmigung dieſer Anordnung durch den däniſchen Reichstag, wurde fie als künf— 
tiges däniſches Thronfolgegeſetz am 31. Juli 1853 von König Friedrich VII. ſank— 
tionirt, indem gleichzeitig dem Prinzen Chriſtian der Titel „Prinz von Dänemark“ 
ertheilt wurde. 
Nach der erzwungenen Wiedervereinigung mit Holſtein und Schleswig (vgl. 
d. Art.) waren bereits am 27. Januar 1852 Veränderungen in der däniſchen Reiche: 
verfafjung in Ausſicht geftellt, welche den beiden Herzogthümern ſtändiſche Bertre- 


5), Die Prinzeffin Louiſe ift die Tochter des Landgrafen Wilhelm von HeſſenKaſſel aus der 
Ehe mit der däniichen Pringeffin Louiſe, einer Tochter des im Jahre 1805 verftorbenen däniſchen 
Erbprinzen Kriedrih und Schweſter des Königs Ghriftian VI. Aus diefer Ehe des Prinzen 
Ghriftian find bereits jept zwei Söhne und drei Töchter vorhanden. 
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tretung mit beſchließender Autorität verhießen. Mehrfache dahin zielende Verſuche 
vermochten feine Einigung hervorzubringen. Die legte Regelung derſelben erfolgte 
durch die königliche Verordnung vom 2. Dftober 1855, nad welder das Grund- 
gejeg vom 5. Januar 1849 auf die befondern Angelegenheiten des Königreichs (ohne 
bie Herzogthümer) befhränft bleibt. Die befonderen Berwaltungsvepartements werben 
in derfelben genauer abgegrenzt. Die zur Zeit unter befonderen Zweigen der fünig- 
lichen Berwaltung ftehenden Angelegenheiten fünnen nur durch Gefeg einem anderen 
Staatstheile überwiefen werden : im Büdget follen die Einnahmen und Ausgaben 
nad ihren Ginnahmsquellen und ihrer bejonderen Verwendung (allgemeine Reiche- 
augelegenheiten oder fpecielle Objekte der einzelnen Yandestheile) aufgeführt werben. 
Für die gemeinfhaftlihen Angelegenheiten war überdies ſchon am 26. Juli 1854 
ein Reichsrath von 80 Mitglievern eingefegt, von welden ver König 20 ernennt, 
18 von dem däniſchen Reichstage, 5 von der Provinzialftändeverfammlung in Schles- 
wig, 6 von der in Holftein und 1 von der lauenburgifhen Landſchaft gewählt 
werben: 30 Mitglieder gehen aus unmittelbaren Wahlen hervor, davon 17 im 
Königreih, 5 in Schleswig und 8 in Holftein und Lauenburg. Diefem Reichsrathe 
ift für die finanziellen Anordnungen, ſelbſt für Anleihen, beiliegende Kraft, für 
alle übrigen Gejege nur ein berathenvdes und begutachtendes Votum eingeräumt. 
Aber gerade diefe Abänverungen in ver Berfaffung haben neue Weiterungen und 
bedrückende Eingriffe in die Rechte der Herzogthümer veranlaßt, zu deren Abhülfe 
die Intervention der deutſchen Bundesverfammlung und vorzugsweije der beiven 
deutſchen Großmächte eingetreten ift: der Abſchluß dieſer Verhandlungen und ihre 
Einwirkung auf die definitive Feftftellung des Verhältniffes der Herzogthümer zum 
Königreiche fteht noch zu erwarten, 

Als das bemerfenswerthefte Ereignig für Dänemark in der Gegenwart muß 
nod die Ablöfung des Sundzolls durd den Bertrag vom 14. Mär; 1857 mit 
den daran fi fchließenvden Konventionen mit den einzelnen Staaten im April 
1857 angeführt werben. Nach vielen vergeblih von einzelnen Regierungen jeit dem 
Jahr 1820 gemachten Berfuhen ift endlich dieſe Befreiung des allgemeinen Han- 
delsverkehrs für Nordeuropa geglüdt, die allen dabei betheiligten Mächten, Däne— 
mark zumeift, Erjparung an Gelvausgaben für unnügen VBerwaltungsaufwand und 
Zeitgewinn im den auf der Oftfee am fich kürglich zugemefjenen Schifffahrtsmonaten 
erworben hat. Als die zuerft abichliegenden Staaten haben außer ven fünf. 
europäifhen Großmächten die Niederlande, Belgien, Schweden, die Hanje-Städte, 
Hannover und Meklenburg - Schwerin mit Dänemark fih geeinigt: für andere 
Staaten, wie für Spanien, die vereinigten Staaten Nordamerikas, Portugal u. |. w. 
ift der Beitritt vorbehalten und. die Entſchädigungsrate bereits feftgeftellt. Das 
Gejammtguantum ift auf 35,000,000 K. Bankthaler 6), vas ift auf 26,250,000 
preußifche Thaler normirt, die in 20 Jahren und vierzig halbjährigen Terminen 
bis zum 1. April 1877 bezahlt und mit 4 Procent Zinfen für die rüdftändigen 
Gelder verzinst werden müſſen: Abzahlung auf einmal oder in größeren Beträgen 
zur rafcheren Tilgung der ftipulirten Summen ift vorbehalten 7). Bon der Geſammt— 
jumme ver 35,000,000 8. Bankthaler kömmt zuvörberft auf Dänemark felbft 
1,122,078 K. Bantthaler: am ftärkjten find betheiligt die ſechs auf der Oſtſee 
vorherrfhenden Hanbelsftaaten, Großbritannien mit 10,126,855 8. Banfthalern, 


6) Gin dänischer K. Bankthaler ift = , preußifcher Thaler zu ftellen. 
7) Die le Regierung bat davon bereits Gebrauch gemacht, indem fie ihre ganze ⸗ Rate 
aus dem Ueberſchuſſe des legten Finanzjahres auf einmal zu zablen beichloffen bat. 


664 Däncmark, ° 


(29 BProcent), Rußland mit 9,735,993 K. Bthlr., (28 Procent), Preußen mit 
4,440,027 8. Bthlr. (12 Proc.), Schweden und Norwegen mit 1,590,503 8. Bthlr., 
(4,5 Proc.), die Niederlande mit 1,408,060 K. Bthlr. (4 Proc.) und Frankreich mit 
1’219,003 8. Bihler. (3,5 Proc.). Nächftvem ift die Duote für Spanien auf 
1,020,016 8. Bthlr. (3 Proc.) und für die nordamerifaniihen Freiftaaten auf 
717,829 8. Bthlr. (2 Proc.) beftimmt. 

I. Statiftifche Weberficht. Als die beften fartographifchen Hülfsmittel 
dienen: v. Abrahamſon, Aemter-Atlas von Dänemark, gezeichnet von Th. Glie— 
mann, im Mafftabe von Nazzızoo in 31 Bl. 49. Kopenhagen 1824 — 29. 
3. v. Manfa, Specialfarte für das Königreih Dänemark (ohne die Herzog 
thümer) im Mafftabe von 1/;eorooo in 18 Bl. gr. Fol. Kopenhagen 1837—47. 
Als treffliche Ueberfihtstarten: D. N. Olſen, das Königreich Dänemark mit dem 
Herzogthum Schleswig, herausgegeben vom Oeneralftabe im Maßftabe von 1/gou00 
in 2 Bl. gr. Fol. Kopenhagen 1846, und Ad. Bull, das Königreih Dänemark 
mit den Herzogthümern Schleswig, Holftein und Lauenburg im Mafftabe von 
Nase In 4 DL gr. Fol. Kopenhagen 1851. Werner für die Herzogthümer : 
Shumader, die Herzogthümer Holftein und Lauenburg in dem Mafftabe von 
Napprooo. Kopenhagen. 1 BL. gr. Fol. 1848 und O. N. Olfen, Karte vom 
Herzogthum Lauenburg im Mafftab von N/gr,ooo- 1. BL. Kopenhagen 1844. Bon 
demfelben Kartographen ift auch eine größere Karte für die Infel Island im 
Mafftab von N/ysorooo in 4 Bl. Fol. 1845 und eine Ueberfihtstarte im Maf- 
ftabe von Yoggogo in 1 Bl. Fol. 1849 herausgegeben. Eine ganz neu bearbeitete 
fpecielle topographifche Karte für das Königreih und Schleswig liefert jest ber 
däniſche Generalftab in 81 Bl. gr. Fol. im Mafftab von 1/sy,o00; feit 1852 
find bereits 7 Blätter erfhienen , — Für die ftatiftifhen Nachrichten dieſes 
Königreihs find ſchon ſeit dem Jahr 1836 ausführliche officele Mittheilungen 
veröffentlicht, die unter dem Titel eines ftatiftiihen Tabellenwerks in einer Reihe 
von Bänden in zweifacher Form, deutſch und däniſch herausgegeben wurden. Im 
November 1848 wurde ein ftatiftifches Büreau unter dem Finanzminifterium errid): 
tet; die Peitung deſſelben wurde dem thätigen Bergſö übergeben, nad) deſſen unglüd- 
lihem Tode (er ftarb im Jahr 1854 durch Selbftmord) der gelehrte und umfich- 
tige Staatsrath David an die Spige deſſelben trat. Von beiven ift nun eine neue 
Reihenfolge des ftatiftiichen Tabellenwerfs (in däniſcher Sprade) unternommen, 
von welhem bis 1855 9 Bände befannt gemacht find. Die erften drei Bände 
enthalten die Nefultate der Volkszählung vom 1. Februar 1850, die Bevölferungs- 
ftatiftif von Kopenhagen insbefondere, die Bewegung der Bevölkerung in den Jahren 
1845—50 und die Ausübung des Wahlrechts im Jahr 1849. Die darauf fol- 
genden drei Bände umfaffen die vollftändige Territsrialftatiftit des Königreichs 
mit Tabellen über vie VBertheilung des Grundeigenthums und insbefondere über 
die größeren Yandgüter, der fiebente Band eine Darftellung der Bevölferung nad 
der Geburtsftelle, ver achte Band den Handel und die Schifffahrt des Königreichs 
und der dem dänischen Zollverbande einverfeibten Herzogthümer u. ſ. w. Alle fünf 
Jahre fol eine vollftändige Revifion und Umarbeitung des Tabellenwerts erfolgen, 
wie gegenwärtig auch alle fünf Jahre eine vollſtändige Volkszählung wiederholt 
wird: die legte ift vom 1. Februar 1855, während die ältefte erft im Jahe 1769 
vorgenommen wurde. 


9) Dol. Emil v. Sydow, kartographiſche Ueberficht in Betermann’s Mittbeilungen, 
Jahrgang 1857, Heft 1. S. 7—9. 
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1. Land und Bevölkerung. Das Königreihd Dänemark mit Einfluß 
der Herzogthüimer Schleswig, Holftein und Lauenburg, fowie der dazu gehörenden 
Infeln in der Oftfee und dem Kattegat, fowie auf ver Weftjeite des Feſtlandes 
bis an die Ufer der Elbe, liegen zwifchen 520 22° 42° und 570 44° 52° nörb- 
licher Breite und zwiſchen 250 44’ 27° und 320 51’ 49 öſtlicher Länge. Der 
längfte Tag dauert in der nörblichften Stadt Skagen 17 Stunden 47 Minuten, 
in der fitvlihften Yauenburg 16 Stunden 46 Minuten, fowie reſpektive der kür— 
zefte Tag dort 6 Stunden 13 Minuten und bier 7 Stunden 14 Minuten. Der 
Flächeninhalt des Königreihs nebft ſämmtlichen Pertinenzien gewährt mit ver 
neneften Volkszählung folgendes Ueberfichtstableau 9), wobei ich zugleid die Dich— 
tigkeit der Bevölkerung berechnet habe. 


Flächeninhalt in Bevöllerun Relativ auf 
geogr. QMeilen. am 1. Febr. 1855. auf 1 QMeile. 
1. Königreich Dänemart 696 1,499,850 Seelen. 2155 Geelen. 
2. Herzogtum Schleswig 167 395,795  „ 2370 „ 
3. Herzogthum Holftein 155 523,528 „ 3377 u 
4. Herzogthum Lauenburg 19 4945  „ 2604  „ 


Die Hauptmafle der zuſammen- 
hängenden Länder und ange- 


hörenden Infeln 1037 2,468,648 Seelen. 2381 Seelen. 
Dazu 5. Faroer Infelgruppe 24 8,137 10) „ 339 „ 
6. Island 1800 59,157 „ a. 
7. Weftindifche Infeln St. Croix, 

St. Thomas und St. Sean . 5,7 39,614 „ 6932 „ 


Zufammen 2866,7 2,575,556 Geelen. 

Bon dem Fläheninhalte des Königreihs Dänemark kommen 84 geographifcye 

Duadratmeilen auf die norbjütifche Halbinfel nördlich von Liimfjord, 355,5 geo- 

raphiſche Duadratmeilen auf die nordjütiſche Halbinfel ſüdlich von Liimfjord, 21,3 

erde er auf die Infeln im Liimfjord, im Kattegat und weftlihd von Jüt— 
land, die aber zu Jütland gehören; 134 Duapratmeilen auf Seeland und bie 
umliegenden Heineren Infeln mit Einfhluß von Samfoe, 60,3 Duabratmeilen auf 
Fühnen mit den umliegenderen kleineren Infeln, 30,3 Quadratmeilen auf die In— 
jeln Laaland, Falfter nebft den zugehörenven Infeln, envlih 10,7 Duadratmeilen 
auf Bornholm und die Ertholme. In Bezug auf ven Flachenin halt und die Ab— 
grenzung Schleswig's bleibt noch zu bemerken, daß die Stadt Rendsburg, die von 
dem Grenzfluß Eider durchſchnitten wird, in mehrfacher Beziehung ven Verwal— 
tungsbehörden Holftein’8 untergeorpnet it. 

Die Karver-Infelgruppe, 45 Meilen nordweſtlich von den Shetlands-Infeln 
und 76 Meilen füpdöftlih von Island, fowie 80 Meilen weftlih von Norwegen 
entfernt, zwijchen 610 20° und 620 25° nördlicher Breite und zwifchen 180 50° 
und 200 14‘ weftlicher Fänge vom Kopenhagener Meridian gerechnet, befteht aus 
17 bewohnten und einigen Heinen unbewohnten Infeln, von denen die legtern 
Holme genannt werden. — Island liegt 120 Meilen weftlih von Norwegen, 
150 Meilen nörblih von Irland, 260 Meilen nordweſtlich von Kopenhagen, wi⸗ 


9 Dal. Däniſcher Hof: und Staats-Kalender oder Staatshandbuch der däniſchen Monarchie 
auf das Jahr 1856, "herausgegeben von Etatsrath D. P. Trap, Kopenhagen 1856. 

10) Die —— au ar für die Faroer Injeln, Jsland und de Antillen ift bereits aus 
dem Jahre 1850 
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hen 630 24° und 660 33° nördlicher Breite und zwifchen 260 6‘ und 370 12‘ 
weftlicher Länge von Kopenhagen. — Grönland’s Fläheninhalt, jo weit er mit 
däniſchen Kolonien angebaut ift, ift abfichtli nicht angegeben, weil nur ein 
geringer Theil der Weftfüfte ver Infel (etwa 186 Quadratmeilen) bis zu 730 
nördlicher Breite als folonifirt betrachtet werben fann, aber aud auf dieſem ver 
Berkehr mit dem Mutterlande beveutunglos ift und aus Himatifchen Nüdfichten einer 
weiteren Entwidlung nicht entgegengeführt werden kann. Die Oftküfte ift gegen- 
wärtig zu allen Jahreszeiten von Treibeis umgeben und dient nur als temporärer 
Wohnſitz für einzelne Esfimo’s-Familien. Die Gefammtzahl der Bewohner in ven 
grönländiihen Kolonien war zu Anfang des Jahrhunderts 6000, gegenwärtig wird 
fie auf 9400 berechnet. — Die weftindifchen Befigangen der Dänen gehören zu 
den norbweftlihen unter ven feinen Antillen ; fie liegen zwifchen 170 41° und 
180 21° nörblier Breite, 1175 Meilen in gerader Linie von Kopenhagen ent- 
fernt. St. Croix ift die beveutendfte mit einem lächeninhalte von 3,5 Qua— 
bratmeilen und zu Zuderplantagen wohl geeignet, während bie anderen beiden 
nicht viel über 1 Quadratmeile befigen. Der Gewinn aus denſelben ift von ſehr 
geringem Gewichte, die jährliche Einnahme der Regierung (gegen 32,000 Rthlr.) 
wird um das dreifache durch den Koftenaufwand für die Unterhaltung des Ver— 
fehrs mit der Derwaltung des Mutterlandes verfhlungen, und der unmittelbare 
Dandelsverfehr des dänischen Volkes mit Weftindien wirb durch viefen Befig weder 
erhöht noch nah dem Aufgeben vefjelben verringert werben: feine Behauptung 
wird nur durch den Stolz der Regierung auf eine eigene Kolonie in Weftindien 
gefordert. Die oftindifhen Kolonien in Tranqueber auf der Küfte Coromandel und 
Frederiesnagor (Serampore) in Bengalen wurben bereits am 22. Februar 1845 
in einem Vertrage zu Kaltutta für 844,000 8. Banfthaler an die englifcheoftin- 
diſche Kompagnie verkauft. 

Die abſolute Bevölkerung hat in dem Laufe des neunzehnten Jahrhunderts 
ſtets zugenommen und zwar in regelmäßigem Fortſchreiten, durchſchnittlich faſt mit 
einem jaͤhrlichen Zuwachs von einem vollen Procent. Die Volkszählung für 
das Königreich Dänemarf gewährte 1801 — 925,680 Seelen, im Jahr 1834 — 
1,223,797 Seelen, alſo in 33 Jahren einen Zujhuß von 298,000 Geelen over 
etwas über 32 Procent der Bevölferung des Jahres 1801. Eben fo ift vie Be- 
völferung in dieſem Theile des däniſchen Staates von 1834 bis 1855 geftiegen, 
nämlich bis auf 1,499,850 Seelen, mithin in 21 Jahren um 276,000 Seelen, 
d. 5. um 22 Procent ver Bevölkerung des Jahres 1834. Ein gleiches Refultat 
zeigt fi für die Bevölferung Holfteins, die von 325,748 Köpfen im Jahr 1803 
bis auf 435,596 Köpfen im Jahr 1835 gewachſen ift und dann wiederum in 20 
Jahren bis 1855 auf 523,528 Köpfe erhöht ift. Etwas weniger günftig erjcheint 
die Zunahme der Bevölkerung in Schleswig, nur auf 0,8 Procent jährlich geftiegen 
in den 28 Jahren von 1803 — 276,339 bis 1835 — 337,378, und um 0,9 Pro: 
cent gewachjen in den 20 Jahren von 1835 bis 1855, wo bie Bevölkerung bie: 
jes Herzogthums auf 395,795 Köpfe erhöht war, — Die relativ ftärffte Bevöl- 
ferung ift in Holftein, fie fteht faft um 30 Procent günftiger als die Durchſchnitts— 
bevölferung des Königreichs und der Herzogthümer, während vie in Schleswig noch 
nicht die Durchſchnittsbevölkerung erreiht und nur wenig die Dichtigfeit der Be- 
völferung im Königreich überjchreitet. 

Nach der Bertheilung ver Bevölkerung in ftädtifche und ländliche Gemeinden 
ergiebt fi) aus der überwiegenden ländlichen Bevölferung, daß der Hauptcharafter 
der dänifchen Inbuftrie, wie der der deutſchen Bewohner in den Herzogthümern, 
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in dem Gewinne der landwirthſchaftlichen Produkte befteht. Daher fchreibt ſich vie 
geringere Koncentration in den Stäbten und das Beharren in den ländlichen Ge— 
meinden. Neben 102 Städten und 35 Marftfleden beftehen 1099 Edelhöfe und 
5500 Dörfer. Nicht wie in Belgien und Preußen, wo durdfchnittlih auf 4 Be— 
wohner 1 ven Städten und 3 dem platten Lande zufallen, ſondern erft unter 5 
Bewohnern kann hier durchſchnittlich ein Städter gerechnet werben. In Schleswig 
und Lauenburg wird felbft dies Verhältniß noch nicht erreicht und es fällt hier 
beinahe erſt auf 6 Bewohner einer in den Stäpten; dagegen bringt in Seeland 
die ftarfe Bevölferung der Hauptitadt Kopenhagen ein Zurüdgehen des Berhält- 
niffes der länvlichen Bevölkerung zur ſtädtiſchen auf 3,75 zu 1. Eine leichte Ueber— 
ficht über dieſes Verhältnig gewinnt man, wenn nad) ver Volkszählung vom 1. Fe— 
bruar 1855 die Verſchiedenheit der ländlichen und ſtädtiſchen Bevölkerung nad) 
ben einzelnen Landestheilen verzeichnet wird. 


Bewohner. Königrch. Dänem. Schleswig. . Holſtein. Lauenburg. 
In den Städten 328,611 70,711 106,895 8,172 
Auf dem platien Lande 1,171,239 325,084 416,633 41,303 
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Zuſammen 1,499,850 395,795 523,528 49,475 

Es giebt nur eine einzige große Stadt, die über 50,000 Köpfe zählt, das ift 
der Hauptfig der Regierung, des Handels und der gewerblichen Induſtrie, Kopen— 
hagen, weldes jhon 1769 mit 92,571 Einwohnern bevölkert war; es ftieg langfam 
bis 1801 auf 100,975 Einwohner, hatte 1840 — 120,819 und erreichte in ber 
Zählung von 1855 — 143,591 Einwohner. Nächſtdem kommt nur nod Altona 
auf 40,426 Einwohner und alle übrigen Städte des Königreichs wie der Herzog: 
thümer bleiben unter der Größe einer mittleren Stadt von 16,500 Einwohnern. 
Kiel zählte 1855 — 16,274 Einwohner und Schleswig = 12,411 Einwohner. 

2. Die Nationalverfhiedenheit bietet in viefem Staate feinen Gegen- 
ftand für die officiell angeordneten ſtatiſtiſchen Aufnahmen, aber die politifchen 
Bewegungen ver letzten Jahre haben eine fchärfere Sonderung der Nationalität 
bervortreten laſſen. Deſſenungeachtet kann man von genauen Zahlangaben bei 
den nationalen Berhältniffen im dänischen Staate nicht fprehen. So viel ift ent- 
fhieden, daß der Düne im engeren Königreiche eben jo als der ausſchließlich herr- 
Ihende Stamm anzufehen ift, wie der Deutfche in ven beiden Herzogthümern Hol- 
ftein und Lauenburg. In Schleswig wird dagegen ver Düne faum die Hälfte der 
Bevölkerung bilden, während dem deutſchen Bolksftamme, im füplichen Theile die: 
jes Herzogthums faft ausſchließlich vorherrſchend, gegen 200,000 Bewohner, ba= 
runter 70,000 riefen, zugejchrieben werden dürfen. — Die Zahl ver Juden ift 
gering, zwifchen 6000 bis 7000, darunter 2400 in Altona, mithin durchſchnitt— 
lih auf 379 Bewohner ein Jude. 

3. Der Boden des Landes zeigt im Königreiche und in den Herzogthümern 
überall vie unverfennbarften Spuren der frühern Ueberfluthung durch das Meer. 
Ohne Gebirge bietet er doh mit Ausnahme der Marſch, der Moore und ver 
Haideebenen nad allen Richtungen hin ein wellenförmiges Terrain. Der höchſte 
Punkt ift der Himmelberg in Jütland, gegen 550 Fuß body, aber vie meiften Er- 
bebungen bleiben zwijchen 50 und 100 Fuß. Die Gejchiebeformation des Bodens 
ift demnach der vorherrſchende Charakter und nimmt über 600 Quadratmeilen ein, 
wovon zwei Drittel vorzugsweiſe Thonboden auf ven Infeln und in Pitland die 
fruchtbarften Streden für ©etreivebau, Delfaaten und Viehfutter darbieten: das 
legte Drittel Gefchiebefand ift weniger fruchtbar, nur Roggen: und Haferland und 
auch ſtarl für ven Buchweizen angebaut. Das Marſchland befindet fi) vorzugs- 
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weife auf der Weftfeite der Halbinfel von Jütland ab bis zur Elbe; es ift eine 
völlig ebene Wiefenfläche, melde an keiner Stelle fi bis 16 Fuß Über vem Meeres- 
grumde erhebt, überhaupt ec. 65 Quadratmeilen umfaßt und die fettefte Viehweide 
darbietet. Bor den eingeveichten Marfchlänvereien (Koegen) finden ſich große Streden 
ungedeichten Landes (Watten- und Worland), welhe von der täglihen Ebbe und 
Fluth mit lei aus der See belegt werden. Moore und Sumpfland erftreden ſich 
über das ganze Gebiet auf dem Feſtlande wie auf den Infeln, befonvers in Jüt- 
land und nehmen ungefähr gegen 75 Quabratmeilen ein. Gegen 300 Quadrat⸗ 
meilen gehören der Ahlbildung und den Heideebenen an: hier befteht der Boden 
aus einem umfruchtbaren weißen Sande, der auf der Oberfläche von verfaulten 
Pflanzentheilen (Maar) ſchwarzgefärbt und an den meiften Stellen in größerer oder 
geringerer Tiefe von fteinigen Schichten (Ahl) durchzogen ift, welcher letter theils ala ein 
lofer Sanpftein (Sandahl), theils als ein KRonglomerat von Sand und Heinen Stei— 
nen (Steinahl) vorkömmt. Nur an einzelnen Stellen, befonvers in Schleswig und 
Holftein, trifft man den Sand mit Lehm untermifht und hier wird der Boden 
durch ftarfe Düngung noch zu einer ergiebigen Kultur für Aderbau und Biehzucht 
gehoben. — Der Boven auf den farver-Infeln ift bergig und fteigt bis zu Felfen- 
fpigen von einer Höhe von 2700 Fuß an; er gewährt nur einen geringen Anbau 
von Gerfte und Weide für Schaafe. — Island ift vullanifchen Urjprungs, ein 
ödes mit großen Sand» und Lavaftreden und Haideland durchzogenes Bergplateau, 
welches vorzugsweife in Süpoften bis zu Höhen von 6000 Fuß ſich erhebt und 
bis zur Küfte ſich ausdehnt. Die fenerfpeienden Berge Hella im Südweſten umd 
Krabla im Nordoften haben häufig bedeutende Ausbrüche. Die Berge über 2700 
Fuß bleiben ftets mit Schnee und Eis bevedt (Jökuler). Neben ven ſprudelnden 
heißen Quellen (Hverar) findet man einen üppigen Graswuchs: von Bäumen er- 
reicht nur die Birke eine fümmerlihe Höhe von 8 bis 10 Fuf. 

Die Viehzucht ift der Glanzpunkt der phyfifhen Kultur in diefen Ländern, 
da der Boden diefelbe überall durch Wieſen, reihe Weiden und den ergiebigften 
Anbau von Yutterfräutern unterftügt, Das numerifche Verhältniß des Viehſtandes 
ift verhältnigmäßig überaus groß; gegen 600,000 Stüd Pferde, etwas über 
2,000,000 Stüd Rindvieh und 1,400,000 Schaafe, die letteren vorzugsmeile 
in Jütland und auf den Infeln, liefern dafür den entfprechenpften Beweis. Die 
Viehzucht gewährt daher nicht nur eine überreiche Befriedigung des Bedarfs, fon- 
dern aud jährlich eine jo ftattlihe Ausfuhr an Produkten aller Art, daß dieſe 
faft die Hälfte des Werthes der gefammten Ausfuhr beträgt. Nehmen wir bie 
Durchſchnittszahlen aus ver dreijährigen Ausfuhr in den Jahren 1853—55, fo 
erhalten wir eine jährliche Ausfuhr von 54,250 Stüd großes Rindvieh, 12,500 
Kälber, 13,500 Pferde, 35,000 Scaafe, 44,000 Schweine, 2,500,000 Pfund 
eingejalzenes Fleiſch, 3,900,000 Pfund Sped, 81,500 Tonnen Butter, 1,200,000 
Pfund Käfe, 4,400,000 Pfund Häute und Leder, 3,350,000 Pfund Wolle — 
Der Aderbau ift nicht minder ergiebig für die Ausfuhr, indem er einen jehr 
ftarten Anbau der in Norbveutichland gewöhnlichen Getreivearten und Oelfrüchte 
verftattet. Für diefelben Jahre finden wir eine durchſchnittliche jährlihe Ausfuhr 
von 3,750,000 Tonnen Getreide (1 Tonne — 21/, Berliner Scheffel), 150,000 
Tonnen Kartoffeln, 75,000 Tonnen Bohnen, 2,500,000 Bfund Schiffszwiebat, 
2,500,000 Pf. Del (aus Leinfaat und Repsfaat), 25,000,000 Pfo. Lein- und Reps— 
fuchen, 270,000 Tonnen Lein- und Repsfaat u. f. w. Holften und Schleswig haben 
in beiden Zweigen die größere Hälfte ver Ausfuhr, jo daß in größeren Durchſchnitts— 
zahlen auf Holftein und Lauenburg 43 Procent, auf Schleswig 12 Procent und 
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auf das Königreih 45 Procent diefer Ausfuhr treffen. — Die Fiſcherei ift über 
aus einträglih, doch mehr für den innern Bedarf als die Ausfuhr. 

Die Waldungen reihen für den Holzbevarf nur fo weit aus, als das 
Brennmaterial durch die ergiebigften Vorräthe von Torf unterftügt wird, der auf 
den Infeln wie auf dem Feltlande in allen Richtungen leicht gewonnen wird. Bau— 
holz für Häufer und Schiffbau muß zum großen Theil eingeführt werben. Die 
Buche erreicht auf den Infeln (namentlihd Seeland) und in Holftein eine außer: 
ordentliche Entwidelung, die Eiche mehr nur auf dem Feſtlande. Nadelholz findet 
fih wenig vor, am meiften noch in Jütland. — Bon Bergbau ift in Dänemark 
nicht die Rede. Der Gewinn an Steinkohlen auf ven Faroer Infeln ift nur un— 
beveutend, und die Kohle hat geringen Werth. 

4. Die Induſtrie in Manufalturwaaren ift noh ſchwach entwidelt 
und reicht feineswegs für den Bedarf der wohlhabenden Stände aus. Große Fa- 
brifen befinden fi faft nur in Kopenhagen und Altona. Es wird jährlich noch 
eine ftarfe Einfuhr von Metallwaaren und Geweben aller Art in Seide, Baum— 
wolle, Wolle und Leinen begehrt. 

5. Der däniſche Handelsverfehr ift durd feine günftige Stellung für 
ven Seehanvel zwilhen ver Nord» und Oſtſee von der größten Bedeutſamkeit. 
Man kann Dänemark nad feinen Lolalverhältniffen ald das Land bezeichnen, 
welches feinen Beruf auf den Zwijchenhanvel angemwiefen erhalten hat. Die Durd)- 
fahrten durh den Sund und die beiden Belte ftehen in genauefter Verbindung 
mit den Küften des Feftlandes, welches wiederum bie leichtefte Berfnüpfung im 
Innern einerſeits durd die Eider und den Eiverfanal, die Stedenig-Neftvev- und 
Dvenjee- Kanäle, anderjeits durch die Eifenbahnen von Altona nad) Glücksſtadt und 
Neumünfter mit ven Zweigbahnen nad Kiel und Rendsburg gewährt. Die vänifche 
Handelsmarine vermehrt. fih mit jevem Jahre in umfangreicher Weife: fie beftand 
1853 aus 4871 Schiffen mit einer Tragfäbigteit von 95,890 Yaft, im Jahr 1855 war 
fie auf 5179 Schiffe von 105,173 Pa erhöht. Bon dieſen gehörten nody nicht 
die volle Hälfte 2428 Schiffe von 57,636 Laſt den Häfen des Königreichs 11), 
1476 Schiffe von 27,144 Yaft den Häfen in Schleswig und 1275 Schiffe von 
20,393 Laſt den Häfen in Holftein. Die Fahrt durd den Sund machten bis zum 
Januar 1760 jährlid ungefähr 4000 bis 5000 Schiffe; zu Aufang des laufenden 
Jahrhunderts war dieſe Zahl fhon verboppelt (1801 = 10,048 Schiffe). In ven 
darauf folgenden 50 Jahren hat fie fih abermals verdoppelt im Jahr 1851 — 
19,919, 1853 — 21,539 und 1856 — 20,532 Schiffe, wovon 10,321 aus 
der Nordſee und 10,211 aus ver Dftfee kamen; 18,669 waren belaven 
und nur 1863 mit Ballaft verfehen. Unter englifcher Flagge waren von diefen 
(im Jahr 1856) 4772 (23,5 Procent), unter ſchwediſcher und norwegiicher 5633 
(28 Procent), unter preußifher 2836 Schiffe (14 Proeent), unter holländiſcher 
1908 Schiffe (9 Procent). — Durch den großen Belt gehen jährlid 2500 bis 
3200 Schiffe. Durh den Eider-Kanal paffirten im Jahr 1856 — 3890 Schiffe, 
darunter 2549 däniſche und bolfteinifche, 611 hannöverſche, 556 holländiſche, 56 
ſchwediſche, 36 Hamburger und 26 preußiſche. Als die wichtigften Handelshäfen 
find zu nennen Kopenhagen (jährlid 5000 bis 5500 ein- und auslaufende Schiffe), 
Altona, Kiel (1856 liefen 3049 Schiffe ein, darunter 2791 inlänbifche, 88 jchwe- 
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11) Kopenhagen allein beſaß 319 £ gu von 19,507 Laft, die andern Häfen Seelands batten 
außerden 428 Schiffe von 5978 Yaft, Fuͤhnen 548 Schiffe von 10,759 Laft und Jütland 781 
Schiffe von 15,227 Laſt. 
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difche und norwegiſche, 54 holländiſche, 28 rufftfche, 16 preußifche, 15 englifche), 
Tönningen (1855 liefen 2610 und 1856 — 2735 Schiffe ein, zu 9, Inländer), 
Rendsburg (1856 liefen 1955 Schiffe ein, darunter 1755 inlänvifche), Flensburg 
und Aalborg, mit einer jährlichen Bewegung von 1300 bis 1500 ein- nnd aus- 
laufenden Schiffen. Die gefammte Bewegung des Hanvelsverfehrs ſchwankt nad) 
der Wiederherftellung des Friedens in den 4 Jahren 1853—56 zwifchen 85,000,000 
und 100,000,000 K. Bthlr. (63,750,000 und 75,000,000 preußifche Thaler), mit 
ziemlich gleihmäßiger Betheiligung der Einfuhr und Ausfuhr fiir alle Länder zu- 
ſammen, wiewohl aud die Einfuhr oft beträchtlich die Ausfuhr überfteigt, indem 
von den eingeführten Waaren ein anfehnlicher Theil durch ven Zwifchenhandel wie- 
der ausgeführt wird. Im Jahr 1854 betrug bei dem Gefammtmwerth des Handels 
— 95,949,819 8. Bthlr., die Einfuhr 56,861,711 8. Bthlr., die Ausfuhr dagegen 
nur 39,088,108 K. Bthlr. In den einzelnen Theilen des Staates ift inzwifchen 
das BVerhältniß ‚ver Einfuhr zur Ausfuhr fehr verfchieven. Während die Häfen bes 
Königreihs und namentlid Kopenhagen eine dem Werthe nad doppelt fo große 
Einfuhr als Ausfuhr haben, ein ähnliches Verhältniß auch für die Häfen im 
Schleswig befteht, überfteigt in den Häfen Holfteins regelmäßig der Werth der 
Ausfuhr um 30 bis 40 Procent den der Einfuhr. Die Einfuhr erftredt fi vor- 
zugsmeife außer den angegebenen Fabrifaten ‚auf Kolonialmaaren, Wein, Reis, 
Salz, rohes Eifen und Steinfohlen. Die Ausfuhr dreht fih nur um jene fchon 
bezeichneten Produfte der Viehzucht und des Aderbaues, wozu gewöhnliche Fa— 
brifate aus demſelben, wie Branntwein, Leber u. dgl. fommen. 

Als Belebungsmittel für den Geltverkehr im Handel und jeder Art der ge 
werblichen Betriebſamkeit wirft die königlihe Bank von Kopenhagen, melde im 
Jahr 1813 errichtet wurbeund durd) eine Auflage auf das Grundeigenthum ihre Gelb - 
mittel zur Fundation erhielt. Sie wurde 1818 in eine Nationalbanf verwandelt 
und auf den Zeitraum von 90 Jahren privilegirt. Außer ihrer urfprünglichen 
Hauptverpflictung, das Papiergeld nah. und nad einzuziehen (2 K. Banfthaler in 
Zetteln — einen Spectesreihsthaler in Silber — 1 Thaler 15 Grofchen preuß.) 12), 
fol die Bank Geld gegen ficheres Unterpfand ausleihen, Wechfel visfontiren und 
den Handel in jever Weiſe befördern. Nach ver Verordnung vom 18. Juli 1840 
darf die Maffe der Banfzettel nicht die Summe der bis dahin ausgegebenen 
(16,500,000 Rthlr.) überfteigen. Die Zettel bleiben realifabel, fobald tie Bank 
ven halben Belauf in baarer Valuta (4,250,000 Thaler Landesmünze, 2,000,000 
Thaler in Silberbarren und 2,000,000 Thaler in Banco-Baluta) miederlegt. Für 
die andere Hälfte des Belaufs muß die Bank 150 Procent in guten Gffekten 
(gegen 12,750,000 Thaler) und davon nur 1/, am direften Anleihen auf feites 
Eigenthum befigen. Der Banf wurde geftattet, eine Filtalbanf in Flensburg und 
ein Bankkomtoir in Aarhuus zu errichten. 

6. Unter den Unterrichtsanftalten nehmen die beiden Univerfitäten zu 
Kopenhagen und Kiel einen bedeutenden wilfenfhaftlihen Rang ein, ber für Kiel 
leider feit 1852 durch die Einwirfung bdanifirender Mafregeln fehr getrübt ift. 
Deutihland darf nie vergeffen, wie viel feit einem Jahrhunderte von Kiel ans 
für die verſchiedenſten wiſſenſchaftlichen Fächer geleiftet ift, welde Männer bier 
ihre erfte höhere geiftige Bildung empfangen, hier als Univerfitätslehrer fih aus— 


12) Das jrübere Papiergeld (Meichsbanfzettel) war bis zur Summe von 31,000,000 &. 
Banfthaler ausgegeben. Durch das Geſetz vom 10. Februar 1854 wurde der Reichsbankmünzfuß zum 
Reichsmünzfuß umgewandelt, und der Reichsbankthaler (3%, preußifche Thaler) der alleinige Reiche: 
thaler däniſcher Münze. i 


Dänemark. 671 


gebildet haben, um dann auf allen Hochſchulen Deutfchlands zu den geachtetften 
und wirkffamften wifjenfhaftlichen Autoritäten zu gebören, mie denn auch gegen- 
wärtig die Mehrzahl ver deutſchen Univerfitäten ſich folder Lehrkräfte vom erften 
Range erfreut, melde ihr Baterland und ihre Bilpungsftätte in Holftein und 
Schleswig befigen. Es ift in der That unzweifelhaft anzuerkennen, daß faum aus 
einem andern deutſchen Bolksftamme in dem Zahlenverhältniffe der deutſchen Be— 
wohner in Holftein und Schleswig fo viele großartige Männer der Wiffenfchaft 
für alle Fakultäten hervorgegangen find, als fie von bier in ununterbrodener 
Folge feit 1760 dargeboten find. In Kopenhagen fteht gegenwärtig regelmäßig bie 
Zahl ver Profefforen auf 40, der Stubirenden auf 1000 bis 1100, von denen 
faft die Hälfte ven theologiſchen Studien, je ein Fünftel den juriftifchen und phi- 
lofophiichen, und ein Zehntel der Arzneikunde obliegen. In Kiel beträgt die Zahl 
der etatsmäßigen Profeſſoren 24, an Studirenden zählte man vor 1848 zwifchen 
250 bis 300, gegenwärtig nicht viel über 150, Als Borbereitungsanftalten für 
vie höhere wiſſenſchaftliche Bildung dienen 10 ©elehrtenfhulen in den Herzog- 
thümern (zu Altona, Kiel, Glüdftabt, Hadersleben, Meldorf, Rendsburg, Rage: 
burg, Plön und Schleswig) und 19 Gelehrtenfhulen im Königreih (zu Kopen— 
hagen, Roeskilde, Helfingör, Hillerdv, Soroe, Heriufsholm und Freberifsborg auf 
Seeland, zu Rönne auf Bornholm, zu Odenſee auf Fühnen, zu Nykiöping auf 
Laaland, Nakskon auf Falfter, zu Aalborg, Wiborg, Aarhuus, Randers, Horfens, 
Nipen und Golving auf Jütland). Auſſerdem befteht noch eine Gelehrtenſchule zu 
Bafleftad auf Island. Die deutſchen Gelehrtenfhulen erfreuten fi) bis 1852 durch 
ihre Leiftungen einer allgemeinen höhern Anerkennung als die im Königreih, wenn 
wir die in Kopenhagen und Soroe ausnehmen: aber auch auf dieſe Fegranftalten 
haben vie nationalen Diffenje ſehr ungünftig eingewirft und eine fehr große Zahl 
witrbiger Lehrer aus denſelben entfernt, ohme für fie einen gleichen wiſſenſchaft— 
lichen Erjag anbieten zu können. Die Mittel- und Elementarſchulen find im all- 
gemeinen der Bildungsftufe entſprechend eingerichtet. Die Lehrer derfelben werben 
größtentheild in den Schullehrer-Seminarien gebildet, von denen das Königreich) 
fünf befigt, jedes unter der Leitung der betreffenden Biſchöfe und Stiftspröpfte. 
Für Schleswig befteht ein beſonderes Lehrer-Seminar zu Tondern, für Holftein 
zu Segeberg. — Ws Special » Lehranftalt wirkt für die bildenden Künfte vie 
im Jahr 1754 errichtete Akademie zu Kopenhagen, welde ihre Schulen und Ate— 
liers im Schlofje Charlottenburg befist, dur 19 Lehrer 80 Artiften bildet und 
in den von ihr abhängenven niedern Schulen noch 500 Zöglinge größtentheils 
aus dem Handwerferftande unterrichtet. — Eine polytechnifche Lehranftalt ift zu 
Kopenhagen im Jahr 1829 begründet und mit der Univerfität in Verbindung ge- 
jetst. Zwei Taubftummen -Inftitute beftehen zu Kopenhagen (feit 1807, jegt für 
120 Zöglinge) für das Königreih und in Schleswig feit 1852 für beide Herzog- 
thümer. Für den Unterricht der Blinden giebt e8 nur ein einziges Inftitut zu 
Kopenhagen feit 1811. — Als militäriihe Bildungsanftalten beftehen für ven 
böhern Unterricht die militärifhe Hochſchule zu Kopenhagen, für die Vorbereitung 
das Landkadettenkorps zu Kopenhagen, für vie Marine das Seefavetten- Korps, 
welches zu Kopenhagen 1701 eingerichtet ift. 

III. Staatörecht. Als Grundgeſetz für die gemeinfhaftliden Ange- 
legenheiten ber däniſchen Monarchie gilt die Berfaffungsurfunde vom 2. Dfto- 
ber 1855 13), indem das Grundgeſetz vom 5. Januar 1849 auf die befonderen 
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13, Vollſtändig abgedrudt in Trap's Staatöhandbuch der din. Monarchie 1856, nad der 
officiellen Ueberjegung in deutfcher Sprache. 
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Angelegenheiten des Königreihs im engeren Sinne befhränft ift. Sie zerfällt 
in 5 Abjchnitte und 57 Paragraphen, welchen 8 interimiftifche Beftimmungen bei- 
gefügt find, 

Der erfte Abfchnitt handelt von dem Könige. Seine Regierung ift einge- 
ſchränkt monarhifh und vererbt nah dem Thronfolgegefeg vom 31. Juli 1853, 
von dem bereits oben die Rede geweſen ift. Der König gehört der evangelifch- 
Iutherifchen Kirche an und darf ohne Einwilligung des Reichsraths nicht Regent 
in andern Ländern fein. Die Volljährigkeit ift für den König, wie für die Prinzen 
des füniglihen Haufes, auf das vollendete achtzehnte Lebensjahr feftgeftellt. Bor 
der Thronbefteigung hat der König dem geheimen Staatsrathe die fchriftliche eid— 
liche Verfiherung zu übergeben, die Berfaffungsgefege für die gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten der Monardie, wie für die befonderen Angelegenheiten in den 
einzelnen Yandestheilen unverbrüdhlic zu halten. Diefe Verſicherungsakte erhält 
der Neihsrath zur Aufbewahrung in feinem Archive. Iſt der König durch Ab— 
wejenheit over aus andern Gründen verhindert, dieſe eidliche Verfiherung un- 
mittelbar bei dem Thronwechjel abzulegen, fo wird bis zur Eidesleiſtung vie 
Regierung von dem geheimen Staatsrathe geführt. Die für den Fall der Un- 
mündigkeit, Krankheit oder Abwejenheit des Königs nothwendigen Beftimmungen 
werden durch befondere Gefege feftgeftellt. Die Eivillifte des Königs wird bei dem 
Regierungsantritte für die Dauer feiner Regierung feſtgeſetzt, zugleich mit ber 
Bezeichnung der Schlöffer und anderer Gegenftände des Staatseigenthums, welche 
zur Givillifte gehören: die Eivillifte darf nicht mit Schulden belaftet werden. Die 
Apanagen für die Mitgliever des königlichen Haufes werden durch befonvere 
Gejete normirt, können aber ohne Genehmigung des Königs nicht außerhalb ves 
Landes genoffen werben. 

Im zweiten Abſchnitte find die Beitimmungen für die ausübenpe Gewalt 
enthalten. Bei der Unverantwortlichfeit des Königs und der Unverleglichfeit feiner 
-Perjon find die vom König ernannten und zu entlaffenden Staatsminifter für vie 
Berwaltung verantwortlid und haben deßhalb die Beſchlüſſe und Verordnungen 
ihres Refforts zu unterzeihnen, Die Minifter können von vem Könige oder von 
dem Reichsrathe in Anklage bei dem Reichsgerichte gefet werben; die Organifa- 
tion des legteren und das gerichtliche Verfahren bei demfelben ift durch das Geſetz 
zu ordnen, fo wie auch noch ein Geſetz über die Verantwortlichkeit der Minifter 
vorbehalten ift. Bei dieſem Reichsgerichte können mit Einwilligung des Reichsraths 
aud andere gefährliche Staatsverbredher angeklagt und gerichtet werden. Sämmt- 
lihe Minifter für die gemeinfhaftlihen Angelegenheiten des Staates, wie für die 
befonderen in ven einzelnen Landestheilen, bilden unter dem Vorſitz des Königs 
ven geheimen Staatsrath. Zu demjelben haben auch der Thronfolger, fobalo er 
volljährig ift, und die vom König dazu berufenen Prinzen des königlichen Hauſes 
Zutritt. Der geheime Stantsrath verhandelt über alle Gefegentwürfe wichtiger 
Anordnungen der Regierung. Ift der König am Vorſitz verhindert, fo kann er 
dieſe Sachen in den Minifterfonferenzen verhandeln laffen, in weldhen ver vom 
König ernannte Konfeilspräfivent die Gejhäftsführung leitet. Der König ernennt 
zu allen Aemtern in dem üblichen Umfange aber nur ſolche Männer, welche das 
Indigenat befigen. Ein Ausländer faun nur durd das Geſetz das Indigenat er: 
langen. Wenn ein Beamter wider feinen Willen verjegt wird, bat er das Recht, 
feinen Abſchied mit der gejeglihen Penfion zu verlangen. Der König erflärt Krieg 
und ſchließt Frieden und befigt allein das Recht, Bündniſſe und Handelsverträge 
einzugeben und aufzuheben: jedoch fann er nicht ohne Einwilligung des Reichs: 
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raths einen Theil des Staates abtreten, oder Berpflichtungen auf fi nehmen, 
welche beftehenve ftaatsrechtliche Verhältniſſe wefentlicdh verändern. Der König be- 
figt das Recht zu begnadigen und Ammeſtie zu ertheilen, jevod fann er nur mit 
Einwilligung des Reichsraths die vom Reichsgerichte verurtheilten Minifter von 
den betreffenden Strafen befreien. 

Der dritte Abſchnitt enthält die Beftimmungen über die gefeggebende 
Gewalt, welde in allen gemeinfchaftlihen Angelegenheiten des Reichs zwijchen 
dem Könige und dem Reichsrathe getheilt ift. Als gemeinfchaftliche Angelegen- 
beiten werben aber alle bezeichnet, welche nit ausprüdlich für die einzelnen 
Landestheile als gefonverte vorbehalten find. Entfteht ein Streit zwijchen dem 
Reichsrathe und der Ständeverfammlung eines Landestheils, ob eine Angelegenheit 
zu den gemeinfchaftlichen des Staats, oder zu den gejonderten eines Lanbestheils 
gehört, jo wird diefe Sache von dem Könige in dem geheimen Staatsrathe ent- 
ihieden, nachdem fie zuvor in einer Minifterfonferenz genauer erörtert ift. Das 
Verhältniß der Herzogthümer Holftein und Lauenburg zum deutſchen Bunde wird 
durch diefes Grundgeſetz nicht berührt. Jede aus diefem Verhältniffe entfprechenve 
Verpflichtung bildet ein gefonvertes Anliegen, weldes nicht vor den Reichsrath 
gehört. Es Bleibt jedoch fernerer gefeglicher Beſtimmung vorbehalten, inwiefern 
die durh Erfüllung der militäriishen Bundespflichten verurfahten Ausgaben den 
Gerzogthümern Holftein und Yauenburg von den übrigen Landestheilen zu vergüten 
find. Ueber die Zufammenjegung des Reichsrathes ift oben ſchon berichtet. Die von 
dem Könige gewählten Mitgliever verbleiben 12 Jahre in Funktion, die übrigen 
nur 8 Jahre. Kein Mitglied kann gegen feinen Willen aus dem Reichsrathe ent- 
fernt werben, wenn nicht zwei Drittel der abgegebenen Stimmen des Reichsraths 
auf die Entfernung antragen und der König zuftinmt. 

Wählbar ift für den Neichsrath jeder unbefcholtene Mann, welcher pas fünf- 
unbzwanzigfte Jahr zurüdgelegt bat, das Indigenat befist und nicht die Befugniß 
verloren hat, über fein Vermögen zu disponiven. Wähler für die unmittelbaren 
Wahlen ift, welder wählbar und überdies in dem legten Jahre an vireften Steuern 
200 Rthlr. (150 Rthlr. preuß.) an den Staat oder Kommunen gezahlt hat, oder 
ein jährliches Einfommen von 1200 Rthir. (900 Rthlr. preuß.) befist. Die ordent— 
lihen Berjammlungen des Reichsraths werden alle zwei Jahre vor dem Ausgang 
des Oftobers von dem Könige zufammenberufen, in der Regel auf die Dauer von 
zwei Monaten. Der König kann die orbentlihe Berfammlung auf eine beftimmte 
Zeit vertagen, jedoch ohne Einwilligung des Reichsraths auf nicht längere Zeit 
als auf 4 Monate, und nur einmal in ver gejeglidyen Periode von zwei Jahren. 
Außerordentliche Verſammlungen des Reichsraths kann ver König nad feinem Gut- 
befinden veranftalten und dann die Dauer für diefelben beftimmen. Der König 
fann den Reichsrath auflöfen, in welhem alle die vom Könige gewählten Mit: 
glieder ihren Sig behalten, aber vie übrigen Wahlen fobald als möglich vorge: 
nommen werben müffen: indeß mehr als zwei Auflöfungen dürfen in ver gejeß- 
lihen Periode von zwei Jahren nicht ftattfinden, und der neue Reichsrath muß 
fpäteftens innerhalb vier Monate verfammelt werden. Der gewöhnliche Sit des 
Reichsraths ift Kopenhagen, aber in außerorbentlihen Umftänden fann ver König 
dazu aud einen anderen Ort beftimmen. Die Mitglieder des Reichsraths genießen 
eine jährliche Entſchädigung von 500 Rthlr. (375 Rthlr. preuß.). Der Präſident 
und Vicepräfivent des Neihsraths werden von dem Könige für die Dauer jeder 
Berfammlung ernannt; zur Beichlußfähigkeit gehören mindeftens 41 Mitglieder 
(1 über vie Hälfte der gefeglihen Zahl). Die Verhandlungen werden nad) dem 
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Belieben der Mitglieder in dänischer oder deutſcher Sprache gehalten, ebenfo bie 
Protofolle in beiden Sprachen geführt, nur die Befchlüffe des Reichsraths find 
ausihlieglicd in däniſcher Sprache auszufertigen. Die Staatsminifter haben Zu- 
tritt zn dem Reichsrathe und fünnen jo oft das Wort verlangen, als fie wollen, 
ein Stimmrecht jedoeh nur dann ausüben, wenn fie felbft Mitglieder des Reichs— 
raths find. Anträge können in den Reicherath nur durd feine eigenen Mitglieder 
gebracht werben. Die Mitglieder des Reihsraths geben ihr Botum nur nad freier 
Ueberzengung und dürfen durch feine Inftruftionen ihrer Wähler gebunden werben; 
find fie Beamte, fo bebürfen fie feine Erlaubniß der Regierung zur Annahme der 
Wahl. Für Aeußerungen in dem Reidhsrathe dürfen die Mitglieder ohne Ein- 
willigung des Reichsraths nicht zur Verantwortung gezogen werden, Die von ver 
Regierung auf Befehl des Königs eingebrachten Geſetzvorſchläge unterliegen einer 
vreifachen Verhandlung. Die erfte ift eine allgemeine Diskuffion, in ber zweiten 
fünnen Amendements eingebradht und zur Abſtimmung geführt werden, in ver 
britten werben die amendirten Borfchläge, wenn fie bie Eine der Regie- 
rung erlangt haben, nur einfady angenommen over abgelehnt. Der angenommene 
Gefegesvorichlag bedarf dann der Sanftion des Königs; erfolgt dieſe nicht inner- 
halb eines Zeitraums von drei Monaten, fo wird der Geſetzesvorſchlag als ge- 
fallen angefehen. Ein von dem Reichsrath felbft abgelehnter Geſetzesvorſchlag darf 
in derſelben Seffton nicht wieder vorgelegt werben, aber der Reichsrath ift befugt, 
in Bezug auf gemeinfchaftliche Angelegenheiten des Staates Anträge und Beichwer- 
den an den König einzureichen. 

Der vierte Abſchnitt enthält allgemeine Beftimmungen. Es barf für 
den gejammten Staat weder eine gemeinjchaftlihe Steuer auferlegt, verändert 
oder aufgehoben, nod eine Anleihe aufgenommen werden, ohne daß vorher ein 
Geſetz darüber mit dem Reichsrath vereinbart ift. Derfelbe Gefchäftsgang tritt für 
jeve orventliche oder außerordentliche Aushebung von Mannfchaften für das Heer 
und die Flotte ein; ebenfo für die Veräußerung der Domänen des Staates oder 
für den Erwerb neuer Domänen, Für bie ordentlichen gemeinfhaftlihen Ausgaben 
des Staates wirb ein Normalbudget aufgeftellt, das nur durch Gejeg verändert 
werben kann. Für jebe zweijährige Finanzperiode werden die auferorbentlichen 
Einnahmen dur befondere Zulagegefege bewilligt. Jedes Deficit zwifchen ven 
gemeinfhaftlihen Ausgaben un Einnahmen wird aus den gefonderten Einnahmen 
der einzelnen Pandestheile gededt und zwar mit 60 Procent von dem Königreiche, 
mit 17 Brocent von dem Herzogthum Schleswig und mit 23 Procent von dem 
Herzogthum Holftein. Das Herzogthum Lauenburg giebt dazu fein bisheriges 
Duantum des Ueberfchuffes (es beträgt jest 300,000 Rthlr. = 225,000 Rthlr. 
preuß. jährlich). Es darf feine Staatsausgabe außer den in ben foeben angeführten 
Vinanzgefegen genehmigten erfolgen: nur in befonders dringenden Umftänven, wenn 
der Reichsrath nicht verfammelt ift, darf der König eine außerordentliche Ausgabe 
befchließen, über welche vorher in einer Minifterfonferenz verhandelt und ver 
definitive Beſchluß in dem geheimen Staatsrathe von dem Könige gefaßt ift: fie 
muß dem zunächſt zufammentretenden Reichsrathe zur Billigung vorgelegt werben, 
Derfelbe Gefhäftsgang tritt für andere proviſoriſche Geſetze ein, wenn jehr brän- 
gende Umftände dazu nöthigen. Für die Revifion der Rechnungen jänmtlicher Ber- 
waltungszweige ift ein Rechnungshof errichtet, welder zugleih die Kontrole über 
ſämmtliche Rechnungsbeamte ausübt und feine Bemerkungen für die Decharge dem 
Reichsrathe vorlegt; diefe Decharge erfolgt erft von Seiten ver Regierung, nach— 
dem der Reichsrath ſich über dieſelbe geäußert hat. 
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Der fünfte und legte Abſchnitt verfügt über vorzumehmende Veränderun- 
gen in der Berfaffung; fie können nur in Sitzungen des Reichsraths erfolgen, 
in denen wenigftensg drei Viertel aller Mitglieder gegenwärtig find und von 
biefen nicht weniger als zwei Drittel für den Veränderungsvorſchlag geftimmt 
haben. 

Unter den interimiftiichen Beftimmungen fteht die proviforifche Einrichtung 
eines Reihsgerihts aus 15 Mitglievern, von denen 5 vom Reichsrath und 
10 von den höchſten Gerichten des Staates gewählt werden, im Berhältniffe wie 
drei aus dem Königreiche zu je einem aus ben beiden Herzogthämern Holftein 
und Schleswig; andere Interimiftifa, namentlid die finanziellen, find inzwiſchen 
ſchon definitiv geregelt. 

As beſondere Grundgeſetze für die der ſpeciellen Verwaltung über- 
laffenen Landestheile in Bezug auf ihre eigenen inneren Angelegenheiten ſtehen 
jegt in geltender Kraft: 

A. für das Königreih Dänemark, vd. h. für Jütland und die Infeln, 
das Grundgeſetz vom 5. Juni 1849 1), jegt nur nod auf die befonderen 
Angelegenheiten viefes Yandestheils beſchränkt. Die Ständeverfammlung befteht aus 
dem Landsthing von 52 Mitglievern und dem Volksthing von 104 Mit- 
gliedern; zufammen bilden beide ven Reichstag für dieſen Landestheil mit Einfluß 
der Farver-Infeln. Jene werben auf 8 Jahre gewählt in zwölf Wahltreifen (5 in 
Jütland, 3 in Seeland, je 1 in Fühnen, Laaland nebft Falfter, Bornholm und 
den Farver-Infeln); fie müſſen das vierzigfte Jahr zurüdgelegt haben, Inlänver, 
unbefcholten und bispofitionsfähig über ihr Vermögen fein, überdies entweder an 
direften Steuern 200 Rthlr. entrichten oder eine jährliche Netto-Einnahme von 
1200 Rthlr. befigen. Die Wahlen erfolgen indirekt durch Wahlmänner; die Mit- 
aliever des Landésthings beziehen feine Diäten. Die Mitglieder des Boltsthings 
werben auf vrei Jahre gewählt, direkt je 1 in Wahlkreifen, die nad) dem unge: 
fähren Berhältniffe von 1 auf 14,000 Einwohner abgegrenzt werben, jedoch inner: 
halb der einzelnen Aemter. Wähler ift jeder Däne nad vollendetem breißigiten 
Lebensjahre, wenn er unbefholten ift, feinen eigenen Hausftanb befitt umd 
mindeftens ein Jahr lang feinen feiten Wohnfl in dem Wahlkreife gehabt hat; 
wählbar ift er jeboch unter venfelben Beringungen ſchon nad dem zurüdgelegten 
fünfundzwanzigften Lebensjahre. Die Mitgliever des Volksthings beziehen während 
der Verſammlung Diäten. Ihre Berechtigung in Bezug auf alle innern Angele— 
genheiten kommt faft ganz mit ven unten näher bezeichneten Berathungsgegen- 
ftänden der Ständeverfammlung in Holftein und Schleswig zufammen. — Für 
Island befteht noch ein befonderes Gefeg vom 8. März 1843 über bie Errid- 
tung des Althings 15), als einer berathenden Verſammlung für die befonderen 
Angelegenheiten dieſer Infel. Das Althing befteht unter dem Vorſitz des Stifts— 
amtmanns aus 6 vom Könige gewählten Mitglievdem und 20 Grunpbefigern, von 
denen einen die Hauptſtadt Reykjavik, zugleich der Verſammlungsort des Althings, 
wählt, bie anderen zu je 1 in den 19 Iyffeln (Bezirke) der drei Aemter ernannt 
werben. Das zuridgelegte 2öfte Lebensjahr, die Unbefcholtenheit und der Haus— 
ftand bedingen auch biefür die Wählbarkeit. Das erfte Althing ift unter der Re 
gierung Chriftian’s VIIL im Juli 1845 zu Reykjavik gehalten. — Für die Faroer— 


14) Abgedrucdt in dänifcher Sprache, da eine officielle deutjche Ueberſetzung nicht bekannt 
gemacht ift, in Trap's Staatebandb. f. 1856, S. 311318. 
15) Ebenfo in dänijcher Sprache bei Trap a. a. O. ©, 499-514, 
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Infeln befteht, außer ihrer Theilnahme an dem Landsthing und Bollsthing für 
Dänemark, noch ein befonderes Althing oder Lagthing aus 16 gewählten Grund- 
befigern, die jährlih unter dem BVBorfige des Amtmanns zu Thorshaun, mit Hin- 
zuziehung des Propftes als Vertreters ver Geiftlichkeit, zur Berathung ihrer be- 
fonderen Angelegenheiten fi) verfammeln. Das königliche Gefeg darüber ift am 
15. April 1854 erlaffen 16), — Für die weftindifhen Rolonieen befteht das 
Kolonialgefeg vom 26. März 1852. 

B. Für das Herzogtum Schleswig gilt das Grundgefeg vom 15. Februar 
1854 17), welches das Herzogthum als einen unablöslihen Theil ver däniſchen 
Krone anfpricht, aber die befonderen Angelegenheiten des Landes einer getrennten 
Gentralverwaltung und Provinzial-Ständeverfammlung übermeift. Die legtere wird 
ald das gefetliche Organ der verjchiedenen Stände dieſes Herzogthums erklärt und 
befteht aus 43 Abgeordneten, von denen 5 von der Geiftlichkeit, 4 von ber Ritter- 
ſchaft, 5 von den größeren Örundbefigern, 10 von den ſtädtiſchen Wahlbezirken, 
17 von den Wahlbezirfen ver Fleinen ländlichen Grundbefiger und 2 von ge- 
mifchten Wahlbezirfen gewählt werden. Die weſentlichſten Beftimmungen treffen 
ziemlih genau mit 

C. dem Grundgefege für das Herzogthum Holftein vom 11. Jumi 1854 18) 
zufammen. Nach vemfelben ($. 1) ift Holftein ein jelbftftändiger Theil der däni— 
ſchen Monardie und mit verfelben durch das Thronfolgegefegß vom 31. Juli 1853 
(vgl. oben) auf immer vereinigt, wobei die Verhältniffe zum deutſchen Bunde un- 
verändert bleiben. Die VBerfammlung der Provinzialftände befteht aus dem jeves- 
maligen Befiger der fürftl. heffenfteinifchen Fideikommißgüter (Landgraf Wilhelm 
von Heſſenkaſſel), 4 Mitgliedern ver Ritterfchaft, 5 Abgeordneten der Geiftlichkeit 
aus dem fünf geiftlichen Wahlbezirken, 1 Abgeorbneten der Univerfität Kiel, 9 aus 
der Mitte der größeren Yanpbefiger (deren Güter wenigftens einen Steuerwerth 
von 50,000 Rthlr. haben) gewählten Abg., 16 von den fleineren Lanpbefigern 
in 16 Wahlbezirten gewählt, und 15 Abgeorbneten der Städte und Fleden, in 
12 Wahlbezirfen gewählt. Gemeinfame Beftimmungen in biefen beiden Grund- 
gejegen der Herzogthümer find: Die evangeliſch-lutheriſche Kirche ift die Landes— 
fire, deren Einkünfte weder gejchmälert noch zu anderen Zweden verwandt werben 
bürfen, aber im alle ihrer Unzulänglichfeit aus ven allgemeinen Einkünften ver 
Herzogthümer zu ergänzen find. Die Berfammlungen der Provinzialftände werben 
durch den König regelmäßig alle drei Jahre berufen, der dann jedesmal die Dauer 
ihrer Seffion beftimmt; außerorventlihe Berfammlungen fann der König fo oft 
veranftalten als er es für nöthig erachtet. Die Sikungen find öffentlich, können 
aber auf den Antrag des königlichen Kommiffarius, oder des Präfiventen oder 
von 10 Mitgliedern in geheime verwandelt werben, Die Mitglieder werden auf 
6 Jahre gewählt, müffen, außer im Befig der Unbefcholtenheit und freien Dis— 
pofitionsbefugniß über ihr Vermögen, das Indigenatsreht oder einen zehmjährigen 
ununterbrohenen Aufenthalt in dänifhen Landen nachweiſen, dreißig Jahre alt 
(für Holftein nur 25) und drei Jahre (in Holftein nur 2 Jahre) vor der Wahl 
innerhalb des Wahlbezirts angefievelt fein. Für die aftive und paffive Wahlfähig- 
feit aus der Neihe der großen Grundbeſitzer ift auch in Schleswig der eigenthüm⸗ 
liche oder fiveifommifjariihe Befig eines Gutes von 50,000 Rthlirn. nothwendig, 


16) Ebenfo bei Trap a. a. O. S. 521—524. Das Kolonialgeſetz ebendafelbft S. 301—306. 
17), Abdruck der Originalurfunde in deutjcher Sprache bei Trap a. a. D. S. 524—537. 
18) Ebenſo bei Trap, Staatshandb. S. 50—594. 
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für die Wahlen in den ftäntifhen Bezirken wird die Betreibung eines bürgerlichen 
Gewerbes over der Beſitz eines Haufes von 800 Rthlr. Werth (in Schleswig ift 
man bis auf 300 Rthlr. heruntergegangen) verlangt, für die Wahlen in ven 
Bezirken ver Hleineren Yandbefiger der Befit oder die Erbpacht eines zu 800 Rthlr. 
für die Grundſteuer abgefehätten Eigenthums (in Schleswig wieder bis zu 300 
Rthlr. Steuerwerth herab). Das Bekenntniß der hriftlihen Religion ift für Wähler 
und Gewählte durchaus erforberlich. Als befonvere Angelegenheiten zur Berathung 
und gefeglihen Anordnung für jedes Herzogthum find genannt in der Verordnung 
vom 10. November 1855 19): das Juftiz= und Polizeimefen mit Ausnahme der 
dem Militär übertragenen Auffiht, darunter die allgemeine Gefeßgebung in Be: 
treff der bürgerlichen Berhältniffe und der Kriminalrehtspflege, die Aufbringung 
der Mannfhaften zum Heere und zur flotte, nachdem die allgemeinen Gefege 
darüber vom Reichsrathe getroffen find, vie Aufbringung der Pferde, Fourage, 
ver Lebensmittel und ähnliher Naturallieferungen, melde auf die Herzogthümer 
treffen, das Kirchen- und Unterrichtswefen, das Kommunal-, Armen- und Gewerbe- 
wefen ver Herzogthümer, vie VBeftenerung des Grund und Bodens, des Vermögens 
und der verjchiedenartigen gewerblihen Nahrung, jede neue Abgabe und neue An- 
leihe für die Herzogthümer, die Kanal», Hafen, Wegbau- und Eiſenbahn-Ange— 
legenheiten,, das Deichwefen, die Aſſekuranzen und Strandangelegenheiten, fowie 
gemeinfame öffentliche Stiftungen. Gemeinfhaftlid für beide Herzogthümer find zu 
erhalten, und vemgemäß auch in beiden Ständeverfammlungen gemeinfamer Beichluß- 
nahme zu unterwerfen find nad) ver königlichen Anorbnung vom 28. Jannar 1852: 
die Univerfität Kiel, das Taubflummen-Inftitut und die Irrenanftalt in Schleswig, 
die Strafanftalten, das Brandverfiherungsmwefen und der Eiverfanal, jedoch mit 
Ausnahme des Zolltarifs für den lettgenannten. 

Endlich ift no für das Herzogthum Lauenburg das Patent für feine Ver- 
faffung und Pandesvertretung vom 20. December 1853 20) anzuführen. Die ftändi- 
ſche Vertretung wird gebilvet aus dem Erblanpmarfhall, deſſen Amt in ver Familie 
von Bülow mit dem Befige des Gutes Gudow vererbt wird, zwei lebenslänglichen 
Landräthen, welhe mit dem Erblandmarſchall das landräthliche Kollegium bilden, 
und 15 auf ſechs Jahre gewählten Abgeorpneten, und zwar fünf aus der Reihe ver 
fänmtlihen Befiger der bisher in Lauenburg landtagsfühigen Güter, und je fünf aus 
den drei Städten und von den fämmtlihen Befigern der Bauergüter gewählt. Der 
Erblandmarſchall führt den Vorſitz und beruft ven Yandtag nah Rateburg zufam- 
men, entweder auf eine Aufforderung der lauenburgifhen Regierung over in Folge 
eines Beſchluſſes des Landrathskollegiums. 

IV. Staatöverwaltung. Als die höchſte Gentralbehörde des Staates ift 
der geheime Staatsrath zu bezeichnen, von dem oben bei der Verfaſſung chen 
geſprochen ift. Er befteht unter dem Vorſitz des Königs aus dem Erbprinzen Friedrich 
Ferdinand, Oheim des Königs, den fünf Miniftern für die ganze Monarchie (für die 
auswärtigen Angelegenheiten, für die inneren Angelegenheiten, Kriegsminifter, Ma: 
rineminifter und Finanzminifter), den drei Miniftern für das Königreich Dänemark 
(für die inneren Angelegenheiten, die Rechtspflege, für das Kirhen- und Unter: 
richtsweſen) und den beiden Provinzialminiftern (für Schleswig, für Holftein und 
Lauenburg). Ein Etatsrath ift ihm als Staatsfetretär beigeorbnet. Es kommt auch 
vor, daß einer der fünf Minifter für die ganze Monardie noch außerdem ein 


9) Bei Trap a. a. D. S. 533, 534. 
20) Rei Trap a. a. D. ©. 595—598. 
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Departement für vie befonvderen Angelegenheiten ver einzelnen Landestheile über- 
nimmt, wie im Jahre 1856 der Konfeilspräfivent Bang gleichzeitig Minifter für 
die gemeinfhaftlihen inneren Angelegenheiten war und auch daſſelbe Fach für das 
Königreih Dänemark befleivete, v. Scheele zugleich Minifter der auswärtigen An- 
gelegenheiten war und das Minifterium für Holftein und Lauenburg vermaltete, 
In dem Staatöminifterium der fünf Minifter für allgemeine Angelegenheiten des 
Sefammtftantes wird ein Konfeilspräfident ohne Rüdficht auf ein beftimmtes De- 
partement von dem Könige ernannt; in den Minifterfonfereuzen führt derſelbe 
ven Vorſitz. 

Zur Verwaltung des Minifteriums für die auswärtigen Angelegen- 
heiten gehören nad ber königlichen Refolution vom 11. December 1848 fämmt- 
liche auswärtige Angelegenheiten mit Einfhluß der Konſulatsſachen und derjenigen 
Handelsſachen, melde in unmittelbarer Beziehung mit dem Handel des Yuslandes 
ftehen. Es zerfällt in zwei Departements für die auswärtigen und Hanbels » An- 
gelegenheiten. Der diplomatiſche Berfehr wird von den fünf Großmädten durch 
außerordentliche Geſandte am däniſchen Hofe unterhalten. Acht Staaten haben ihre 
diplomatiſchen Geſchäfte Minifter- Refiventen oder Gefhäftsträgern anvertraut, 
nämlich die Niederlande, Schweden, Spanien, Portugal, Brafilien, die nord— 
amerifanifhen Freiftaaten, Belgien und vie Hanfeftänte. Die übrigen Staaten 
find durch Generaltonfuln und Konfuln vertreten, wie Bayern, Hannover, Griedhen- 
land, Neapel, die Großherzogthümer Medlenburg und Oldenburg und von den 
amerifanifhen Staaten Buenos Ayres, Merifo, Uruguay, Benezuela, Neugranada 
und Peru. Die vänifche Regierung hält felbft an ven Höfen ver fünf Großmächte 
und am deutſchen Bundestage ſechs Geſandte, fieben Minifter-Refiventen in den 
Niederlanden, Schweden, Spanien, Portugal, den norbamerilanifchen Freiſtaaten, 
Belgien und der Türkei, und läßt an 124 Handelsplägen den fehr ausgebreiteten 
danifhen Handel in feinen mannigfachen Intereſſen durch Generalfonjuln und 
Konfuln überwahen. Die legteren haben unter ihrer Leitung eine faft dreifache 
Zahl von Vicefonfuln in den zunächſt liegenden Häfen und Hanvelsplägen mit 
Genehmigung der dänischen Regierung angeftellt. Der Aufivand dieſes Minifteriums 
verlangt nad dem Normalbudget 1856/58 211,245 Rthlr., d. i. etwa 11/, Pro= 
cent feines Geſammtbetrags. 

Das Minifterium für die inneren allgemeinen Angelegenheiten um- 
faßt, wegen der vorhandenen Provinzialminifterien, einen ganz eigenthümlich zu- 
fammengejegten Geſchäftskreis. Es verwaltet die den Reichsrath (ſ. oben) betreffen- 
den allgemeinen Angelegenheiten, die Wahlen zu vemfelben; es bereitet vie Ent- 
werfung ber organifchen Geſetze für alle Zuftände der Verfaſſung vor, fofern fie 
nicht zum Refjort des Konfeilspräfidenten oder eines andern Miniſters für vie 
gemeinjchaftlihen Angelegenheiten gehören. Werner ftehen unter diefem Minifterium 
die Verhandlungen über vie Ertheilung des Indigenatrechts, die Entlaffung aus 
dem Unterthanenverbande, die Verrechnung zwifhen der Staatslafje und ver Civil- 
lifte, und überbies find drei bejondere Gentralvdepartements demfelben untergeorb- 
net: a) für fämmtlihe dem Staate gehörende Domänen, Forften und Jagden, 
b) für die Poft-, Telegraphen-Beförderung und das Fährweſen, welches Departe- 
ment von einem General-Poſtdirektor unter dem Minifter des Innern geleitet wird, 
e) für die Kolonialverwaltung. Auch das letzte Departement hat einen bejonderen 
Kolonialdireftor, der innerhalb deſſelben alle Geſchäfte felbftftändig verwaltet, je— 
doch der Vermittelung des Minifters des Innern im Geſchäftsverkehr mit den 
übrigen Miniftern, den Kolonieen und ven Nichtangehörigen des dänifhen Staates 
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untergeorbnet ift. Alle übrigen VBerwaltungsgefchäfte, die gemeinhin dem Mini- 
fterium der inneren Angelegenheiten zugewiefen find, fallen bier ver oberen Yei- 
tung der Minifter für die bejonderen Angelegenheiten in den einzelnen Landes- 
theilen zu. Demgemäß ift aud der Budgetsanſatz für diefes Minifterium fo un- 
bedeutend mit 74,950 Rthlr., daß er nicht viel über 1/, Procent des Gefanmt- 
betrags des Normalbupgets beträgt. 

Das Kriegsminifterium zerfällt in vier Seltionen: a) Direktion für bie 
perfönlihen Verhältniffe in ver Armee, b) Intendantur der Armee für das ge 
fammte Delonomie- und Berpflegungsweien des Militär-Etats, c) Direktion für 
das Materielle der Armee, für das gefammte Remonteweſen, das Militär-, Bau- 
und Fortifilationsweien, für Ammunition und Waffen, d) Revifionswefen ver 
Armee für ſämmtliche Rechnungen bei dem Militär-Etat. Die gefammte Heeres- 
macht befteht in Friedenszeiten aus 22,172 Mann, darunter 898 Dfficiere, und 
6372 Pferden, vie in 5 Infanteriebrigaden (jede zu 2 Bataill. Infant. und 1 
Jägerfompagnie), 3 Kavalleriebrigaden (jede zu 2 Drag.-Regiment.), 1 Artillerie- 
brigade und dem Ingenieurkorps vertheilt find. Nachſtehendes Tablean giebt eine 
deutlichere Ueberſicht für das Berhältniß der einzelnen Truppentheile. 


Mannfhaft. Pferde. Kanonen. 


I. RE 2 can 17 Offie. 72 — 
2. Infanterie813, 800 230 — 
a) 1 Bat. Leibgarde 600 10 — 
b) 17 Bat. Linieninfant. . . . . . 10,200 170 — 
ec) 5 Jägerkorps oder Bat. . . . . 3,000 50 — 
3. Kavallerie . 2 2 2 2 202020. 4,050 4250 — 
a) 1 Eskadron Leibgarde.. 150 160 — 
b) 2 Est. GarvesÖufaren . . » 2.800 320 — 
ec) 6 Regt. Dragoner A 4 Eskadr. .. 3,600 3720 — 
4. Artillerie.63960 1750 192 
a) 2 Regt. zu 12 Batterieen A 8 Kanon. 3,600 1250 192 
b) 1 Zeug⸗Etat- und 1 Ponton.Komp. 300 500 — 

5. Ingenieurkorps mit 45 Officieren und 
2 Ingenieur-Kompagnien . . . 345 — — 
Zuſammen 22,172 6372 192 


Die Garde zu Fuß und zu Pferde ſteht unter dem unmittelbaren Befehl 
des Königs außerhalb der drei Generalkommando-Bezirke. Der erſte umfaßt See— 
land und die Injeln, außer Fühnen, hat 2 Infanteriebrigaden und 1 Artillerie 
Regiment; der zweite Jütland, Fühnen und Schleswig mit 2 Infanteriebrigavden, 
11/, Kavalleriebrig. und einiger Yeftungsartillerie ; der dritte Holjtein und Yauen- 
burg mit 2 Infanteriebrigaden, !/, KRavalleriebrig. und dem 2. Regt. Artillerie. 
Das Ingenieurktorps ift nad den feften Plägen verteilt. Als Feſtungen werden 
in vertheidigungsfähigem Zuftande erhalten: Kopenhagen nebſt den Citavellen 
Ehriftianshaun und Frederikshavn, Kronborg, Korför mit untergelegten Batte- 
rieen, Nyborg, Fredericia und Rendsburg. Die Infel Bornholm wird durd eine 
eigene Miliz aus 4 Infanteriefompagn., 1 Jägerkomp., 4 Dragonertomp. und 
2 Batterieen gejhügt. — Der gefammte Militär-Etat beträgt nad dem Normal 
budget und den Zulagen für 1856/58 = 4,278,466 Rthlr., d. i. faft genau 
ein Biertel fänmtliher Staatsausgaben. 
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Dei dem Marineminifterium find die Geſchäfte gleichfalls in vier Sef- 
tionen vertheilt: a) Sekretariat und Kommanbobüreau für die Ausrüftungen und 
Inftruftionen der Schiffe, Perfonalverhältnifie der Seeofficiere, Unterrichtswefen, 
alle techniſchen Angelegenheiten mit Einſchluß der Artillerie, des Fortififations- 
und Bauweſens; b) Admiralitätsbüreau für die Mannfhaften vom Schiffsmeifter 
ab, Lootfenwefen, Leuchtfeuer und Barkenwefen; ce) Kommiffariatsbüreau für bie 
Detonomie und Verpflegung der Marine; d) Revifionsbitrenu für fämmtliche 
Rechnungen bei der Marine. — Die Flotte befteht gegenwärtig (Juni 1857) aus 
5 Linienjchiffen von 84—66 Kanonen (davon eins als Blodihiff gebraudt), aus 
5 vollftändigen und einer rafirten Fregatte von 60—44 Kanonen, 4 Korvetten 
von 28—14 Kanonen, 1 Barfihiff von 12 Kan. 4 Briggs von 16—12 Kan., 
3 Schooner von 8—1 Kan., 1 Kutter von 6 Kan. und einer Ruberflotille aus 
67 Kanonen-Schaluppen und Sollen. Außerdem befigt fie 9 Dampfichiffe von 
300—80 PBfervefraft, darımter 1 Fregatte mit 42 Kan., 2 Korvetten mit 12 
Kan., die übrigen Heineren Schiffe mit 6—2 Kan. Sämmtlihe Schiffe führen 
gegen 1100 Kanonen. Außer dem Generalftabe der Marine mit 3 Apmiralen, 
8 Kommodoren, 27 Kapit. und 108 Kapitän-Pienten. und Pieuten. 1. und 2. Klaſſe 
befteht eine fefte Mannfchaft in 2 Divifionen, einem Artillerielorps von 343 Mann, 
einem Matrofen- und Handwerferforps von 1650 Mann. Der Hauptkriegshafen 
ift Kopenhagen. Die Zahl der Peuchtfeuer erreiht 61 im Bereiche des dänischen 
Staates, davon 17 im Kattegat, 7 im Sund, 17 in ben beiben Belten, 12 an 
der Dftfee und 8 an der Norbfee. Der gefammte Marine-Etat erfordert nad dem 
Normalbudget und den Zulagen für 1856/58 = 1,865,062 Nthlr., d. i. 10,8 
Procent ſämmtlicher Staatsausgaben. 

Das Finanzminifterium zerfällt in drei Hauptabtheilungen, und jede 
verfelben wieder in mehrere Departements. Die erjte Hauptabtheilung hat eilf 
Departements und führt die Benennung Gentralverwaltung der Finanzen; bie 
einzelnen Departements find: a) für allgemeine Finanzfadhen, die Behandlung des 
gemeinfchaftlihen Budgets, die Staatsrehnung, das Penfionsweien, die Gnaden— 
Unterftügungen, die perſönlichen Verhältniffe, die Gradmeſſung; b) für das Affi- 
gnationswefen, die Münze, Rangftener und Lottofahen; ce) für die Stantsaftiva; 
d) für die Staatsſchuld; e) für die auswärtigen Zahlungen des Staates, f) die 
Staatsbuchhhalterei, g) die Gentralfaffen für das Königreih, Schleswig und Hol- 
ftein, h) die Penfionirung der unteren Klaffen im Militär-Etat und die Invali— 
den, i) das ftatiftifche Büreaı, k) Direktion der allgemeinen Wittwenfaffe und 
I) Direktion der Leibrenten- und BVBerforgungsanftalt von 1842 und vie Lebens: 
verfiherungsanftalt zu Kopenhagen 21). Die zweite Hauptabtheilung , das General: 
zollvireftorat, Hat vier Departements: a) für das BZollwefen im Königreiche, 
b) Scyleswigifches Zollwefen, e) Holſtein-Lauenburgiſches Zollwefen, d) Örefund- 
und Stromzollmefen. Die dritte Abtheilnng heißt das Generalreviforat für das 
indirefte Steuerweſen und befteht aus fünf Zollrevifions-Komtoiren, zwei für das 
Königreih, je eins für Schleswig, für Lauenburg-Holften und für die Kolo- 
nieen, 


al) Die Sparkaſſen — welche unter der oberen Kontrole der Specialminifter der Lan— 
destheile fteben, baben für dieſen Staat einen bedeutenden Ilmfang erfangt.. Es gab deren am 
1. Januar 1856 überhaupt 153 mit einem Geſammtkapitale von 34,015,311 NRthlr., wovon im 
Königreiche 47 mit 20,663,970 Rtblr., in Schleswig 35 mit 2,457,801 Rthlr., in Holſtein 66 
mit 10,328,068 Rtblr. und in Lauenburg 5 mit 565,472 Rihlr. 
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Das Normalbudget, deſſen Beftimmung oben bei der Berfaffung näher 
angegeben ift, gewährt fir die zweijährige Finanzperiode vom 1. April 1856 
bis eben dahin 1858 nad der Königlihen Genehmigung vom 30. Mai 1856 
folgende Anſätze, die ich bereits halbirt habe, da das Budget den vollen Anfat 
für zwei Jahre enthält. 


A. Einnahmen. B. Ausgaben. 
Rthlr. Rthlr. 
1. Domänen . . . . 1,699,000 1. Civilliſte des Königs 800,000 
2. Ueberfhuß v. Yauenburg 300,000 2. Appanagen des Fünigl. 
3. Ueberfhuß der Kolonieen 3,000 Hauſes . .» ? 353,300 
4. Zinſen und Ablöfung ver 3. Geheimer Staatsrath 53,000 
Staatsaftiva . . . 510,225 4. Zinfen und Amortifation 
5. Sund-, Strom=- und der Staatsfhuld . . 6,145,000 
Kanal-Zoll 2) . . 2,066,000 5. Benfionen . . . . 1,416,700 
6. Indirekte Steuern und 6. Minifterium der auswär- 
Stempelfteuer . . 7,548,500 tigen Angelegenheiten 211,245 
7. Boft und Telegraphen 121,500 7. Kriegsminifterium.. . 3,197,048 
8. Klaffenlotterie . . . 75,000 8, Marineminifterium . 1,461,853 
9. Verſchiedene fl. Einnahm. 145,800 9, Finanzminifterium . 405,959 
10. Zuſchuß d. einzelnen Yan- 10. Minifterium der allge: 
bestheile von ihren Ein- meinen inneren ange 
nahmen, mit 60 Broc. legenheiten . 4,950 
vom Königr., 17 Proc. 11. Verfchievene Klein. Aus⸗ 
von Schleswig und 23 gaben... 133,000 
Proc. von Holſtein 1,713,330 
Zuſammen 14,182,355 14,182,355 


Dazu kommen die Zulagen zum Normalbudget, welche nady der verfaffungsmäßi: 
gen Beitimmung vom Reichsrathe für die Periode 1. April 1856/58 bewilligt 
und vom Könige beftätigt find, wiederum im Anfag für 1 Jahr. 


A. Einnahmen. B. Ausgaben. 
Rthlr. Rthlr. 

1. Domänen . . .246,139 1. Appanagen d. kgl. Hauſes 16,760 
2. Zinfen und Aslöfung der 2. Geh. Staatsrth. u. Reiher. 89,100 
Staatsattiva . . . 1,150,816 3. Zinf. u. Amort. dv. Stsſch. 200,000 

3. Poft und Telegraphen 371,538 4. Penfionswefen. . . 107,000 
4. Verſchiedene Heine Ein- 5. Min. der ausw. Angeleg. 21,155 
nahmen . 1,244 6. Kriegsminifterium. . 1,081,418 

5. Zuſchuß d. einzelnen Lan⸗ 7. Marineminifterium . 403,210 
bestheile in dem obigen 8. Finanzminifterum . 99,291 
Berhältniffe . . . 2,124,488 9. Berfchievene fl. Ausgab. 116,358 
Zufammen 3,894,225 2,134,292 


22) Der Ausfall des Sundzolld wurde nach dem Bertrage vom 14. März 1857 auf 
2,034,000 Rtblr. angenonmen , die Neducirung des Tranfitzolls auf 175,000 Rtbir., der Weg: 
fall der Einnahmen auf dem Stedenig- und Eider-Kanal, auf 60,000 Rthlr.: alfo überhaupt 
ein Wegfall von 2,269,000 Rthlr. Dagegen tritt zu Gunften Dänemarks die Befeitigung der 
Erhebungstoften ein. 
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Demgemäß ift der Totalbetrag der Ausgaben des däniſchen Staates für ein Jahr 
diefer Finanzperiode 16,316,647 Rthlr. (= 12,237,486 Rthlr. preuß.), ber 
Staatseinnahmen dagegen = 18,076,580 Rthlr. (= 13,557,435 Rthlr. preuf.), 
es ftand alfo ein jährliher Ueberfhuß von c. 1,760,000 Rthlr. (= 1,320,000 
preuß. Rthlr.) zu erwarten. Indeß ift diefer Ertrag im Jahre 1856/57 nicht er- 
reicht, weil fid) Differenzen über die Zuſchüſſe ver einzelnen Landestheile und bie 
Beträge aus den Domänen-Einkünften erhoben haben, zumal die däniſche Re- 
gierung den Verſuch machte, Domänen in Holftein für Rechnung der geſammten 
Angelegenheiten des Staates zu verkaufen: eine Differenz, die bis jegt noch nicht 
beigelegt ift. Für das Jahr 1857/58 ift in diefen Tagen eine Erhöhung des 
Totalbetrages der Ausgaben des Staates um 1,121,000 Rthlr. verlangt, wie 
das fo eben befannt gemachte neue Budget für das laufende Jahr vom 1. April 
1857 erheifcht, mit 17,437,949 Rthlr. (13,078,461 Rthlr. preuß.). 


‚Die gefammte Staatsſchuld beträgt jegt (Ian. 1857) 119,600,000 Rthlr. 
(89,700,000 Rthlr. preuß.), wovon nur die neueren Anleihen feit 1848 mit 5 
Procent und nad) der ungünftig angenommenen Provifion mit nod mehr als die— 
jem ftarten Zinsfage (namentlich die in London in den Jahren 1849 und 1850 
gemachten Anleihen) verzinft werden, während bie ältere nur auf 4 Procent und 
darunter gefett war. PVergleichen wir den Zuftand der jegigen däniſchen Staats: 
ſchuld mit dem früheren feit 1808, fo ift er günftig zu nennen, denn fie hat 
ſich ſeit 1816 faft um die Hälfte vermindert, und ber bamald geſchwundene 
Staatsfredit ift wieder gefräftigt. Do haben die Jahre 1848—56 den glinftigen 
Zuftand abermals merklich erſchüttert, wiewohl die Ablöfungsjumme für ven Sunb- 
zoll eine fehr günftige Situation barbieten dürfte 3), um ein vollftändiges Gleich: 

ewicht zwifchen den Staats- Ausgaben und Einnahmen herzuftellen und auf bie 

Bufehläge zum Normalbudget allmählig mehr zu verzichten. — Was die Cinnahme 
aus den Domänen anbelangt, jo gewährt darin das Königreich nur 18 Procent 
der oben angegebenen Summe, Schleswig bereit8 39 Proc. und Holftein fogar 
43 Proc. diefer Einnahme, 


An befonderen Einnahmen und Ausgaben find in den drei Landestheilen 
für die Verwaltung der inneren Verhältniſſe für das Finanzjahr 1. April 1856/57 
folgende Titel überfichtlich feftzuftellen : 


@innabmen. 








Königreid). Holftein. Schleswig. 

1. Direkte Steuern . . 3,873,000 Rthlr. 1,273,314 Rthir. 1,016,864 Rthir. 
2. Indirefte Steuern. . 1,530,000  „ 380,000 „ 215,000  „ 
3, Verſchied. Einnahm. 4) 277,500 , 79,900 , 110,500 „ 
Zufammen 5,680,500 „  1,733,214 „  1,342,364 „ 


— 


23) Von den Zinſen der Ablöſungsſumme ſollen 1,200,000 Rthlr. für das laufende Jahr 
1. April 1857/58 in Einnahme geftellt und verwandt, jpäter aber die Zinfen zur Amortifation 
der Londoner Anleiben aus den Jahren 1849 und 1850 benupt werden. 

2%, Darunter befinden ſich (für das Königreich) aus Island 31,800 Rthlr., aus den Karver- 
Injeln 9600 Rtbir. 
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Ausgaben. 
Königreid). Holftein. Schleswig. 
1. PBrovinzialftände . . 60,000 Rthlr. 35,000 Rthlr. 35,000 Rthlr. 
2. Provinz.-Minifterien . 2,529,346 „ 875,907 „ 834,890 „ 


3. Verzinfung der eigenen 
Schub. . ... 52,500 - „ — — — * 
4. Antheil an den gemein— 


ſchaftl. Staatsausgab. 2,657,353 „ 972,802 „ 638,998 
5. Gemeinfchftl. Ausg. für 

Holftein u. Schleswig — = 51,092 „ 49,891 „ 
6. Außerorbentl. Ausgab. 381,301 „ — — * 


Zuſammen 5,680,500 Rthlr. 1,934,801 Rthlr. 1,558,779 Rthlr., 


wonach für das Königreich Dänemark ein Gleichgewicht ſich ergiebt, für die bei- 
den Derzogthümer dagegen ein Deficit von mehr als 200,000 Rthlr. für jedes, 
das durch eine außerorbentlihe Zufchlagfteuer gedeckt werben foll. 


Für die Verwaltung ver befonderen Angelegenheiten ver einzelnen Landes- 
theile befist das Königreich drei Minifterien: 1) das Juftizminifterium für 
die Verwaltung der Rechtspflege, der Polizei und aller öffentlihen Stiftungen, 
zugleih mit dem Departement für Island und die Faroer-Inſeln, 2) das Mini- 
fterium der inneren Angelegenheiten für das Kommunal- und Armenwejen, 
für die bürgerlichen Gewerbe, Inpuftrie und Berfehröverhältniffe, für die Medi— 
cinalpolizei, für Bau-Angelegenheiten, Straßen, Kanal, Hafen- und Eiſenbahn— 
bauten; 3) das Minifterium des Kirchen- und Unterrichtsweſens mit 
brei gejonderten Departements: a) für die kirchlichen Angelegenheiten, b) für bie 
Univerfität und höhere Schulen, ce) für die Lehrerfeminarien, Bürger- und Ele— 
mentarfchulen. Unter dem erften Minifterium ftehen vie beiden Yandesobergerichte 
für Jütland und für Kopenhagen nebft ven Infeln, fowie die Yandesobergerichte 
in Island und in Weftinvien, als letzte Inftanz. Die Untergerichte beftehen in 
den Yemtern, deren Mitgliever (6 bis 12 in jevem Amte) theils als Einzeln- 
gerihte für befondere Gerichtsgeſchäfte, theils vereint als richterliche Kollegien in 
erfter Inftanz Recht ſprechen. Das Königreich ift in 19 foldhe Aemter getheilt 
(5 in Seeland, 2 für Fühnen und Yangeland, 1 für Bornholm, 1 für Laaland 
und Falfter und 10 für Jütland). Diefe Amtsbezirfe dienen aber auch zugleich 
für alle Kommunal, Polizei- und Steuererhebungs-Verbältniffe, jo daß viefelben 
eben jo für die Berwaltungs-Refforts des Minifters der inneren Angelegenheiten 
abgegrenzt find. An der Spige der Kirchenverwaltung ftehen unter dem betreffen- 
den Minifter die 6 Biſchöfe der Iutherifchen Kirche in den 6 GStiftern Seeland 
(für diefe Infel, Bornholm und die Yarver-Infeln), Fühnen, Laaland-Falfter, 
Aalborg, Viborg und Aarhuus (die drei legten für Jütland). Die Biſchöfe ftehen 
einander gleih und bilden in ihrem Stifte mit der Geiftlichfeit einen für ſich 
beftehenden Körper, der nur in abminiftrativer Hinfiht unter der Leitung bes 
KAultusminifters fteht. Neben jedem Biſchofe ift ein Stiftspropft eingefegt, und 
in jebem ber oben amgeführten Aenıter giebt es drei bis vier Propfteien, welche 
die Auffichtsfprengel der Kirchſpiele (ſechs bis zehn) unter einem gemeinfchaftlichen 
Propfte gleich einem Superintenventen bilden. Die reformirte und latholiſche Kirche 
befigt nur je eine Kirche in Kopenhagen, cbenfo die Juden dafelbft ihre Synagoge. 
Ueber die leitende Berwaltung der Schulen und das Berhältnif ver kirchlichen 
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Auffiht zu den Volksſchulen vgl. oben. — Island hat feinen eigenen Bifchof, 
der die obere Leitung der 19 Propfteien in den 3 Aemtern diefer Infel führt. 
Für die beiden Herzogthümer treten die beiden Specialminifter in das 
gleiche Verhältniß zu allen Behörden, wie jene drei Minifter für Dänemark, fo 
daß ein und derſelbe Minifter, gleich einem Statthalter, Rechtspflege, Polizei- 
und Rommumalverwaltung, Steuer: und Bauſachen, wie Kirhen- und Schulver- 
waltung leitet, überhaupt in allen Angelegenheiten vie Intereffen feines Herzog- 
thums dem Gefammt-Minifterium gegenüber vertreten foll; daher aber auch in 
jedem Zweige der Verwaltung, in Schleswig wie in Holftein, zuerft der Rekurs 
an biefen Provinzialminifter zu richten bleibt. Als oberfte Gerichtshöfe beftehen 
bie beiden Appellationsgerichte zu Schleswig und das Holftein-Tauenburgifche zu 
Kiel, in Holftein nocd überdies das Obergeriht und Landgericht zu Glüdftabt, 
das legtere aus 4 adeligen und 4 gelehrten Mitglievern unter dem Direktor des 
Dbergerichtes zufammengefegt. Die unteren Gerichte find ähnlich wie in Däne- 
mark durch die Aemter und deren verfchievene Beamte und für die Städte durd) 
die Magiftrate erfegt. Schleswig befist 13 Aemter, Holftein 9 Aemter, vie bei- 
den Landſchaften Norder- und Süder-Dithmarſchen, die Herrihaft Pinneberg und 
die Graffhaft Ranzau, melde auch hier ala Landdiſtrikte bezeichnet werben. Ueber- 
dies wird in den Rittergütern die Patrimonial-Gerichtsbarfeit durd die Juftitiare 
der Gerichtöherren ausgeübt. Diefelben Amtsbezirke befigen auch ihre beſonderen 
finanziellen Amtsverwalter zur Erhebung der Steuern. An der Spite der kirch— 
lihen Verwaltung im Herzogthum Schleswig fteht wie in Dänemark ein Bifchof, 
und außerdem haben 29 Kirdhipiele im Amte Habersleben, ſowie bie Kirchipiele 
auf Alfen ein eigenes Bisthum, welches dem Kultusminifterium für Dänemark 
untergeorpnet ift. Unter den zehn Propfteien des Bisthums Schleswig, die ähnlich 
wie bie däniſchen verwaltet werden, aber in Bezug auf Seelenzahl einen größeren 
Umfang haben, ift in vier die Kirchenſprache deutſch (Eiderſtedt, Fehmarn, Got— 
torf mit Schleswig-Hiütten), größtentheils deutſch in ben beiden Propfteien Hufum- 
Bredftent und Tondern, gemifcht in Flensburg; dagegen däniſch in ven drei 
Propfteien Apenrade, Habersleben und Sonverburg, mit Ausnahme der Städte, 
in welchen gleichfalls deutfch geprebigt wird. Hier bringen gegenwärtig die Dani- 
firungsverfuche durch das Aufprängen der däniſchen Kirchenſprache Die entfchiedenfte 
Mipftimmung hervor. Außerdem befinden ſich in dieſem Herzogthum 1 reformirte, 
1 Mennoniten, 3 katholifhe und 1 Iuden-Gemeinde. Die kirchliche Verwaltung 
der lutheriſchen Kirche ift im Herzogthum Holftein anders organifirt. Als oberfte 
Behörde verfelben fungirt das Oberkonfifterium zu Glückſtadt, gebilvet aus dem 
Direktor und den Räthen des holfteinifchen Obergerichts, dem Generalfuperinten- 
denten, der den Titel eines Biſchofs führt, und zwei Hauptpaftoren. Die Kirch: 
jpiele find unter zwölf Propfteien vertheilt, melde einen noch größeren Umfang 
als in Schleswig befigen, und die Kirhen in Glückſtadt, Kiel, Neuftant umd 
Preeß find eremt und gehören zu feiner Propftei; der Biſchof und die Pröpfte 
werben unmittelbar vom Könige ernannt, die übrigen Geiftlihen theild von den 
Gemeinden erwählt, theils gleichfalls auf Repräfentatien der betreffenden Korpo— 
rationen und Kirhenpatrone von der Regieruug eingefegt. In Altona beftehen eine 
reformirte Gemeinde, eine Mennoniten-Gemeinde und eine Synagoge der Juden. 
Die Schulen (vgl. oben) find einer befonderen Schulinfpeftion untergeorpnet. — 
Im Herzogthum Lauenburg iſt die oberfte Verwaltungsbehörde die Regierung, 
gebildet aus dem Landdroſten als Gouverneur und zwei Rüthen, jedoch umter ver 
Abhängigkeit von dem Minifter für Holftein. Die allgemeine Verwaltung, wie 
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die Polizei, Rechtöpflege, die Einziehung der Steuern und anderer Kameral- 
Einkünfte wird von den Beamten der vier Aemter beforgt. Die Geiftlichkeit der 
lutheriſchen Kirche fteht unter dem Konfiftorium, das unter dem Borfig des Yand- 
droften zwei weltliche (einen herrichaftlihen und einen landſchaftlichen) und zwei 
geiftlihe Afjefioren hat, von denen der erfte zugleich Superintendent der ſtädti— 
ſchen und ländlichen Kiripiele in den vier Aemtern ift. Der Superintendent wird 
von dem Könige ernannt, die übrigen Geiftlihen werben theils von der Regierung 
ernannt, theils auf Repräfentation der Kirchenpatrone oder der Gemeinden von 
dem Konfiftorium beftätigt. 3. W. Squbert. 


Dalmatien, ſ. Oeſterreich. 


Dante Alighieri. 


Dante, der Dichter der Divina commedia, der Theoretiker und poetiſche 
Verherrlicher des Kaiſerthums. 

Er war im Jahre 1265 zu Florenz aus einer welfiſchen Familie, die ſich 
bis zum Ende des 12. Jahrhunderts zurückverfolgen läßt, geboren. Seine erſte Ju— 
gend fällt in die Zeit, in der die welfiſche Partei in ſeiner Vaterſtadt, nach dem 
Sturze des Königs Manfred und der Vertreibung der Ghibellinen, wieder die 
Herrſchaft erlangt hatte. Mit glühender Phantaſie, mit einem früh entwickelten 
Seelenleben ausgeſtattet, bemächtigte ſich ſeiner ſchon in feinem neunten Jahre 
eine intenſive Leidenſchaft für Beatrice Portinari, die Tochter eines angeſehenen 
Florentiners, eine Leidenſchaft, die dann ſein ganzes Leben und Dichten in ſo 
wunderbarer, erfolgreicher Art beherrſcht hat. Die Bildung, die er genoß, umfaßte 
den ganzen Kreis des damals bekannten Wiſſens und hatte er das Glüd, 
als Yehrer den befannten welfiihen Staatsmann und Gelehrten, Brunetto 
Latini, zu erhalten, der ihm zugleich die italienische Volksſprache als Schrift: 
ſprache näher bradte. Die politiihen Zuftände von Florenz in den Jahren, 
in denen D. zum Jüngling heranwuchs, waren in einer nie ruhenven Bewe- 
gung. Nad einem mißlungenen Berfuche, die zurüdgerufenen Ghibellinen mit ven 
Welfen und dem Bolfe, d. h. ven Zünften zu verföhnen, brach zwiſchen ven beiven 
letztern felbft die Zwietracht aus, die mit dem Sturze des Adelsregimentes und mit 
dem Siege der Demokratie und der Einführung einer voltsthümlichen Regierung 
endigte (1282). D. ift in den erften breißig Jahren feines Lebens auf Seite 
der welfijhen Partei geftanden ; zu ihr hatte ihn feine Geburt und eine Zeit lang 
auch feine Ueberzeugung gewiejen. Um das Jahr 1290 aber bahnte fi in ihm 
ein Umſchwung feiner Gefinnungen an, ver bald zum völligen Bruce mit dem 
Welfentbum führte. In jener Zeit ftarb vie von ihm fo heiß und uneigennügig 
geliebte Beatrice, und ihr Tod zunächſt ift es gewefen, ver ein Infichgehen, eine 
ernftere Yebensanfhauung, als fie im den Kreijen feiner Partei: und Jugenpge- 
nofjen Sitte war, in ihm erwedte, Unzmeifelhaft gieng in Folge davon in ihm eine 
religiös-fittlihe Wiedergeburt vor, auf welche dann fchnell aud die politifche 
folgte. Es fieng ihm zu grauen an vor der Zuchtlofigfeit und der unpatriotifchen 
Selbftfuht feiner Partei; und als diefe im Jahr 1296 auf's neue die kaum be- 
gründete Ordnung der Dinge in Florenz zu ftürzen fuchte, da fagte fih D. 
mit andern Parteigenoffen von verjelben offen los nnd gieng zum Volle über, 
und zwar in der Form, daß er fi unter eine der Zünfte aufnehmen ließ. So 
fam der urfprünglic politifhe Menjch in ihm zum Durchbruch. Nicht etwa, als 
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hätte er in ver Volksherrſchaft fein Ideal einer Staatsverfaffung gefunden, ſondern 
weil er einfehen gelernt hatte, daß er nur auf diefem Wege feiner Baterftabt und 
zulegt auch feinem Vaterlande nützlich werden konnte. Es bildete ſich im ihm jett 
jener verevelte Ghibellinismus aus, deſſen Sänger und Märtyrer er fpäter ge- 
worben iſt; jene Ueberzeugung, daß nur durch die Wiederherſtellung des Kaifer- 
thums der verirrten Menſchheit, und namentlih dem unglüdlihen Italien dauernd 
geholfen werben könne. 

In Folge feines Uebertrittes zu ver Boltspartei wendeten ſich feiner Per— 
fönlichkeit bald die Aufmerkfamfeit und Auszeihnung zu, auf die er durch feine 
Kenntniffe und feinen Charakter Anſpruch machen fonnte. Mehrere Gejanpt- 
haften wurden ihm übertragen. Doch ſchon zog über Florenz ein neuer Sturm 
herauf, der dann auch D. erfaßte. Die Florentiner Bolfspartei, die nun das 
Heft in den Händen hatte, zerfiel unter ſich felbft und theilte fich in zwei Par- 
teien, die die „Weißen“ und die „Schwarzen“ genannt wurden, und bie alten 
Parteiverhältniffe völlig über den Haufen warfen. An die Weißen jchloffen ſich die 
Ghibellinen (darunter D.), an die Schwerzen die Welfen an. Die letteren hofften bei 
diefer Vereinigung nur gewinnen und ihre alte Machtftellung und die verlorene Herr- 
[haft über die Stadt wieber erlangen zu können. Sie rechneten dabei auf vie 
Unterftügung des Pabftes Bonifacius VITI., der allerdings mit einer allgemeinen 
Herftellung der welfiſchen Partei in Italien fi trug und nun ohne Högern im 
vie florentiniihen Zuftände und mit unverfennbarer Vorliebe für die „Schwarzen“ 
fi einmengte. In dieſem kritifchen Zeitpunfte traf D. das Loos, in das Pri- 
orat, d. 5. in die höchſte vollziehende Behörde von Florenz einzutreten. Diefe 
feine Amtsperiode begann Mitte Juni und dauerte bis Mitte Auguft 1300. Im 
Vertrauen auf die Gunft des Pabftes riefen in dieſer Zeit die Schwarzen, bie 
alten Welfen voran, einen Konflikt hervor, bei vem fie aber doch den Kürzern zogen ; 
in Folge davon verhängten D. und feine Amtsgenofien über die Hauptunrubftifter 
beiver Parteien die Strafe temporärer Verbannung, umd fo wurde zunächſt bie 
Ruhe wieverhergeftellt. D. ſchied zu ber beftimmten Frift aus dem Amte aus, 
deſſen Ausübung für ihm verhängnißvoll geworden ift. Die welfiihe Partei 
verfuchte ihr Glück aufs Neue: eben war Karl von Valois, der Bruder 
des Königs Philipp von Frankreich, im Begriff auf den Ruf des Pabſtes 
mit einem Heere nah Italien zu ziehen, um ben König Friedrich von Gicilien 
anzugreifen, Diefen Umftand beſchloſſen die florentiniihen Schwarzen zu benugen 
und im Namen des PBapftes eine Intervention in ihrem Sinne in Florenz berbei- 
zuführen. Ihr Plan gelang. Während D. als Gefandter der Weißen am päbft- 
lihen Hofe weilte, erſchien Karl v. Valois als „päbftliher Pacifikator“ wor der 
Stadt und wurde als folder aufgenommen. Das Refultat aber war, daß gegen 
das gegebene Wort die Schwarzen unter Karls Augen über die Weißen berfielen 
und jchlieglih das Regiment der Stadt völlig an fid riffen,; vie Führer der 
Weißen — darunter namentlich der abwejende D. — wurden zur Bezahlung 
einer hohen Geldſumme und zur Verbannung aus Toskana auf zwei Jahre ver- 
urtheilt. Einige Zeit darauf wurde biefes Urtheil — weil jene Geldbuße nicht be— 
zahlt worden jei — wiederholt und dahin gefchärft, daß D. und feine politifchen 
Freunde im Betretungsfalle lebendig verbrannt werben follten. 

D. hat feine Vaterſtadt nicht wieder betreten ; feine Frau und Kinder waren 
bort zurüdgeblieben , fein Vermögen war fonfiscirt. Nun beginnt jene zmanzig- 
jährige Wanderung, die ihm fo fehwer gefallen ift, in der aber die ganze und be- 
wunderungswürbige Kraft feines Geiftes und Charakters fi entfaltet hat. Der De- 
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motratie, deren Verbündeter er eine Zeit hindurch geweſen, kehrte er num für 
immer den Rüden und gab fi ganz jener idealen Staatsform des Kaiferthums 
bin, der er fi ſchon vor feiner Verbannung zugewendet hatte und bie er jegt immer 
gründlicher und vollftändiger zu einem Syſteme in fid verarbeitete und zu dem 
oft verfannten Grundgedanken feines großen Gedichtes machte. Diefes, die göttliche 
Komödie, reicht wenigftens in der erften Anlage ebenfalls nod in feine floren- 
tinifche Periode zurück, füllt aber in ver wirklichen Ausarbeitung fein ganzes 
noch übriges Leben aus. 

Einen Wendepunkt in der Berbannungsepohe D.'s machte das Erfcheinen des 
Kaifers Heinrich VII. aus dem luremburgifchen Haufe in Italien, von dem er vie 
Berwirflihung feiner Fühnften und fchönften Hoffnungen, die Wiederherftellung 
des Kaiferthums, die Einigung Italiens, die Niederwerfung der felbftfüchtigen Par- 
teiungen, aber auch die bis jegt umfonft verfuchte und erhoffte Rückkehr nad) Florenz 
erwartete. In einem begeifterten Flugblatt gab er damals feinen Empfindungen Aus- 
druck und begrüßte er den von den Alpen herabfteigenden Cäſar, zwifchen deſſen 
und feiner Natur und Stimmung in der That eine nicht geringe wunderbare 
Verwandtſchaft geherrſcht hat. Aber auch diefer Hoffnung folgte die Enttäufhung 
auf dem Fuße: der Kaifer ftarb im Jahr 1313 mitten in feinen Plänen dahin 
und nahm alle fo hochgehenden Ausfichten des Dichters mit in das Grab. 

In diefe Zeit des Römerzuges Heinrih VII. verjegt man die Abfaffung einer 
Schrift, in der D. die Summe feiner politifchen Anfichten, zu einem Spftem ver- 
arbeitet, niedergelegt hat. Wir meinen das Werf de monarchia. Nod in Florenz 
hatte er fein Jugendwerk, die vita nuova, eine Geſchichte und Verherrlichung 
feiner Iugendliebe, in italienifher Sprade gejchrieben. In ber Zeit nad) feiner 
Berbannung und vor dem Erfcheinen Heinrich VII. hat er den Convito (das Gaft- 
mahl) verfaßt, das aber Bruchftüd geblieben ift und ein Kommentar von vier- 
zehn feiner Ganzonen zu werben bejtimmt war, in ber That aber nur ven Kommen- 
tar der drei erften Canzonen umſchließt und fi in einer etwas ſchwerfälligen alle: 
gorifchen Form bewegt. Den Werth dieſes Werkes fuhen wir in deſſen enchklopä- 
diſchem Charakter, in der Popularifirung der Schulgelehrfamfeit: denn es ift eben- 
falls in ver Vollksſprache gefchrieben. Neben vielen anderen Dingen iſt bier 
bereits das politiihe Clement berührt, dem das ganze Bud de monarchia 
gewidmet ift, deſſen Inhalt uns an dieſer Stelle vorzugsweife beſchäftigen muß. 
D. war auf der Stufe ver politifchen Entwidlung, auf der er num angelangt war, 
und die allerdings die Frucht eines längeren Ringens gewejen fein mag, Rosmo- 
polit. Die Weit ift fein Vaterland „wie den Fiſchen das Meer”. Die Menſch— 
beit ift ihm eine Totalität, nad dem Willen und der Vorherbeftimmung Gottes 
eine religiösspolitifhe Einheit, der Papft und ver Kaifer die NRegenten verfelben. 
Das Kaiferthum ift ihm ein eben fo göttliches Inftitut als die Kirche, die Abwei— 
hung von der Ordnung der Weltmonarhie, dem Kaifertbum, ebenfo gut eine 
Keterei als die Auflehnung gegen die Sagungen und die Einheit der Kirche. Der 
Menſch hat einen doppelten Zweck, einen vergänglichen und einen unvergänglichen ; 
der eine ift bie Seligkeit diefes Lebens, der andere die Seligkeit des ewigen Le— 
bens. Zu dieſen zwei Seligkeiten als zu zwei verfchievenen Endpunkten, muß der 
Menſch durch verfchievene Mittel gelangen. So lange der Menfh im Stande ver 
Unſchuld verharrte, vermochte er dieſes durch ſich ſelbſt; durch die erfte Sünde 
war er aber in dem Grabe geſchwächt, daß er diefes Vermögen verlor, und durch 
feine eigene Kraft jene feine doppelte Beftimmung nicht mehr erreichen konnte. 
Er beburfte daher einer doppelten Yeitung, die durch Chriftus und Gäfar Augu- 
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ſtus geboten wurde. Er beburfte des Papftes, ver als Verwalter der Önaben- 
mittel und als Spige der Kirche der Offenbarung gemäß das menſchliche Geflecht 
zur Seligkeit des ewigen Lebens führe, und des Kaifers, der nad philoſophiſchen 
Grundfägen vasfelbe dem zeitlihen Glücke zulente. Beide Gewalten find alſo Eines 
göttlichen Urfprungs, nnd die Macht des Petrus und des Cäſar zweizadt fi) von 
Gott als von einem Punkt. Die Auflöfung und Untergrabung des Kaiferthums 
betrachtet D. als die Duelle und Mutter aller Uebel, an venen die Menjchheit 
feiner Zeit leide; nicht die verberbte Natur der Menfhen, fondern die ſchlimme 
Führung ift ihm der Grund davon. Deßwegen, weil auf Erben Heiner, der vegiert, 
gehe die menſchliche Gefelihaft zu Grunde. Alſo muß das Kaiſerthum wieder her- 
geftellt werben. Um das Kaiferthbum dreht fih D.'s ſchöpferiſche Politil. Gegen 
das Papſtthum verhält fie fi rein negativ; er weist es nur in die Schranken 
des rein geiftlichen Berufs zurüd, die es feiner Anſicht nach, gegen feine Beftim- 
mung und Gottes Orbnung, verlaffen bat. Es ſoll aber nicht verhehlt werden, 
daß D. bei diefer feiner Theorie gegen das Papftthun oft ungerecht wird; indem 
er gerade das ihm als Sünde anredhnet, worin ein Theil feiner wirklichen welt— 
geſchichtlichen Größe befteht. Und es ift gewiß, die Kirche D.'s, in den Mantel 
der Armuth und Entfagung eingehüllt, hätte nie und nimmermehr vie Welt 
weder ſich noch der Kultur erobert. — Die Wieverherftellung des Kaiferthums, 
fo meint er weiter, würde dann eine Reformation des Papftthuns im Gefolge 
haben, das fich jelbft zu reformiren nicht mehr im Stande fei. Indem D. diefe 
Forberungen aufftellt, gelangt er zu ver Doftrin einer Univerfalmonardie, 
eines Weltkaiſerthums, in einer Machtvollkommenheit und Ipealifirung, die nichts 
Profanes mehr an diefem Gebilve feiner Phantafie übrig läßt und für das er alle 
jene Hülfsmittel ins Feld ruft, die nur je das Papftthum zur Erweifung feines 
göttlichen Urſprungs und feiner prätendirten Rechte aufgeboten hat. Wir fünnen 
bier dem Dichter in der Ausführung feiner Theorie, wie fie in dem Buche 
de monarchia in vie ſcholaſtiſche Manier feiner Zeit gehüllt vorliegt, nicht fol- 
gen, heben aber das eine Große und Bereutungsvolle hervor, was ald gefunder 
Kern feiner Schwärmereien übrig bleibt: er ift der Erfte im Mittelalter, der mit 
Bewußtjein und fuftematifh das Recht des Staates als ſolchen neben der Kirche 
ausgeſprochen, der ihm einen Selbftzwed vindieirt und ihn ebenbürtig neben bie 
Kirche innerhalb der Religion geftellt hat. 

Das fpätere Leben D.'s von 1313 an ift wieder ein unftetes unbefrievigtes 
Hin- und Herziehen, mit einzelnen Rubepunften, wie am Hofe des Con grande 
zu Berona; es ift ganz der Vollendung der göttlihen Koriddie gewidmet geme- 
fen, doch find in diefen Jahren aud noch einige Fleinere Iyrifche Gedichte und das 
Buch über die Volksſprache gejchrieben, in weldem er theoretiih für dieſe als 
Sadwalter auftritt, während er zu gleicher Zeit durch fein großes Gedicht der 
wahrhafte Begründer — nicht Erfinder — derjelben geworben ift. Im Jahr 1320 
führte ihn feine Wanderung nad) Ravenna, wo er bei dem Herrn der Stabt, 
Guido von Polenta, freundliche Aufnahme und einen Plaß zum Sterben fanv. 
Am 21. September 1321 hat er feine große Seele in den Armen feines Sohnes 
ausgehaucht. 

Der Träger von D.'s Ruhm iſt die göttliche Komödie geworden. In dieſem 
Gedichte hat er die volle Kraft ſeines ungeheuren Talentes koncentrirt, in ihm liegt 
der ganze Menſch, mit allem, was ihn je erfüllt und bewegt hat, eingeſchloſſen. 
Die göttliche Komödie iſt ein allegoriſches Gedicht. Sie iſt dem Wertſinne nad 
eine Beſchreibung der ekſtatiſchen Wanderung des Dichters durch die drei überſinn— 
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lichen Reiche ver Hölle, des Fegefeuers und des Himmels. In der Wirklichkeit ift fie 
die dichteriſche Darftellung der Seelengejhichte D.'s — als Nepräfentanten ver fün- 
digen Menfchheit, — feiner Berfündigung und Berfühnung, jenes innerlichen Proceſſes, 
in Folge vefjen er von ver Welt und der Sünde zu Gott zurüdgelehrt und zu einer 
vollen bejeligenden Erfenntnig der göttlichen Abficht mit ver Menfchheit gelangt war. 
So ift und wirb die göttliche Komödie aber auch zugleid ein Tendenzgedicht; 
biefe Tendenz ift feine andere als die poetiſche Berherrlihung und Verkündigung 
feines politiſchen Syftems, jener doppelten Abjicht Gottes mit ver Menjchheit, und 
vor allem der Weltmonarchie. Beides, die Kirche und der Staat, das religiöfe 
und das politiihe Dogma, ftehen hier im vollen Gleichgewichte neben einander 
und durchdringen einander, aber jo, daß die Seligfeit diefes Yebens (das Kaifer- 
thum) dod) nur als das höchfte und einzige Mittel zu vem höchften Zwecke, zu der Se- 
ligkeit des ewigen Lebens dargeftellt wird. Diefe Tendenz fließt alfo mit der allegori- 
ſchen Idee des Gedichtes zufammen, Indem der Dichter feine eigene Seelengefchichte 
poetiſch darftellt, zeigt er der Menjchheit im Spiegel der übernatürlichen Welten, 
wie weit fie fih von jenen Abfichten Gottes mit ihr und ihrer doppelten Beftim- 
mung entfernt habe, und mie fie zu Gott und ihrem Heile ſich würde zurüdfinden 
tönnen. Nach dem Geifte feines religiöjen und politiihen Dogma's theilt er die 
Strafe in der Hölle, die Bußen im YFegefener, vie Belohnung im Himmel aus, 
und man darf vielleicht jagen, daß die VBerherrlihung der Kirche am Ende doch 
nur der Apotheoje des Kaifertbums, der Weltmonardie zur Folie dienen muß. 
Literatur: Blanc, in ver Encyklopädie von Erſch und Gruber, Bd. XXIN. 
K. Witte im Hermes, 1841. Schloffer im Arhiv von Scloffer und Bercht. 
Karl Hegel, Dante über Staat und Kirche. Roftod, 1842. Ozanam, Dante 
et la philosophie catholique au 13. sicele. Paris, 1839. Bhilalethes, Ueber- 
fegung der göttlichen Komödie nebft Kommentar. 3 Thle. Wegele, Dante's Leben und 
Schriften. Jena, 1852. Balbo, Vita di Dante, Turin 1857. Begele. 
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Danton (Georg Jakob), geboren zu Arcis fur Aube am 28. Oktober 1759, 
war Aovofat in Paris als die Revolution ausbrad. Bon unruhigem Geifte und 
lebhaften Begierven getrieben, und durch feinen rechtlichen oder fittlihen Skrupel 
zurüdgehalten, warf er fi fofort mit vollem Ungeftäm in das demagogiſche 
Treiben der Hauptftabt. Er begann ald Redner ver Schenfen und Straßentumulte; 
feine kolofjale Geftalt, fein breites podennarbiges Gefiht, feine rauhe und don— 
nernde Stimme, feine heftige, polternde und braufende Beredtjamfeit machten ihn 
raſch zum Liebling des unrubigen Pöbels und zum Schreden aller Gegner. Wäh- 
rend der Dauer der erften, konftituirenden Verfammlung kam er nicht über dieſe 
Sphäre hinaus; er wurde Präfivent in feinem Bezirke, der Cordeliers, und 
gründete dort ven gleichnamigen Klub, in dem fi bald um ihn, Marat, Des- 
moulins, ale Elemente fammelten, welden es bei den Jakobinern zu langjam, 
zahm und theoretiich herging. Hier war ſchon damals das Hauptquartier einer 
ftehenden revolutionären Waffenmacht, bewaffnete Banden, welche fih aus allem 
Gefinvel von Paris und zuftrömenden Vagabunden der Departements rekrutirten, 
vornehmlich dur das Geld des Herzogs von Orleans unterhalten wurden, und 
weiterhin den Kern der gefürchteten Parifer Nevolutionsarmee bildeten. Bon bier 
ging nad) Ver Flucht des Königs (Juni 1791) eine drohende Petition um deſſen 
Beſtrafung an die Nationalverſammlung, worin alle Mitglieder des Klubs ſich 
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als zur That fertige Tyrannenmörber bezeichneten. Als die Berfammlung trogdem 
bei der monarchiſchen Verfaſſung beharrte, wurde bier der Plan zu einem neuen 
Aufftande entworfen, diefer aber am 14. Juli im jeinem Beginne von Lafayette 
durch einige fharfe Salven auf dem Marsfelde erftidt. D. hielt es gerathen, für 
einige Zeit aus Paris zu verfchwinden; die Energie der konftitutionellen Partei 
verrauchte jedoch fehr fchnell, und wenige Monate jpäter gelang e8 ven Demo— 
fraten, den wichtigen Gemeinderath von Paris durch die Wahlen im Herbfte 1791 
vollftändig für ihre Partei zu erobern. D. fiel dabei das Amt eines Stellver- 
treters des Profureur-Syndif zu. 

Hiemit trat er in einen neuen Mbjchnitt feines politischen Lebens ein; er 
begann ſich feitvem als Parteihaupt zu fühlen und auf die Begründung einer 
jelbftftändigen Macht hinzuarbeiten. Durch die Befegung des Gemeinderaths war 
der ganze Apparat der hauptjtäbtifchen Polizei mit feinen Verbindungen, Gelvern 
und Agenten in den Dienjt der Emeute übergegangen; die Hanbwerfer der Bor- 
ftänte ſchworen nicht höher als zu D.'s freunden, dem reihen und lieverlichen 
Dierbrauer Santerre und dem Bataillonsführer von St. Marceau, Alexandre; 
die Berbindungen der Cordeliers reichten in die Schlupfwinfel der Eit6 und bie 
Spelunten ver Hallen, wo die VBerbreder des ganzen Reiches zufammenftrönten, 
und jegt von der Polizei felbjt für den Dienft der Revolution geworben wurden. 
Dei dem Führer eines ſolchen Treibens wird man von vornherein weder ideale 
Sittlichteit noch weitblidende Vaterlandsliebe vermuthen. D. war fein unbebeuten- 
der, aber ein gemeiner Menſch, vielfach begabt, aber nur durch feine ungeftüme 
Sinnlichkeit in Bewegung zu jegen. So lange fein Durft nah Genuß nicht be 
friedigt war, zeigte er fih unermüdlich, arbeitsluftig, thatkräftig; er ging an das 
Schwerfte und Widerlichfte, und fchredte vor feiner Anftrengung und feinem Ber- 
brechen zurüd. Mit ver Sättigung aber fiel Alles zufammen. Dann trat eine 
unbezwingliche Trägheit und ſchlaffe Gutmüthigfeit hervor; er war behaglih und 
wollte in feinem Behagen nicht geftört fein. Er befaß weder moralifhen noch 
phyſiſchen Muth, erjegte ihm aber durch einen felbftfüchtigen Leichtfinn, ver mit 
gutem Grunde die Schwädhe der Gegner veradhtete und über entferntere Gefahren 
hinwegſah. Für ein politifches Syſtem jhwärmte er fo wenig wie irgend einer 
feiner Freunde, „Bisher, fagte er damals, hat die Revolution den Patrioten wenig 
eingebracht, fie muß von Neuem begonnen werben.” Daß er bei dieſer Gefinnung 
aud einen Gehalt von der königlichen Civilliſte annahm, ift außer Zweifel, eben 
fo gewiß aber aud, daß er die darauf gefegten Erwartungen des Hofes täufchte. 
Gr hatte kein anderes Ziel als Madht und Genuß der Macht für fi felbft; er 
verachtete die Schwärmer und Schönredner, die fi mit Grundſätzen plagten; er 
war, wie Dumouriez und fpäter Bonaparte, der Weberzeugung, daß es in ber 
Politit allein darauf anfomme, der Stärffte zu fein. Im Stillen lachte er über 
die Reden von franzöfifcher Freiheit: Frankreich ſchien ihm vielmehr befchaffen zu 
fein wie Rom zur Zeit Cäfars, als die Republik eine Poſſe und Cato ein Narr 
war. Daß der damalige Sittenzuftend feiner Nation dieſes Urtheil nicht Lügen 
firafte, dies allein hat D. die Möglichkeit zu einer großen geſchichtlichen Rolle 
egeben. 
z Nad dem Sturze des girondiſtiſchen Minifteriums (Juni 1794) kam ver 
Kampf zwiihen Monarchie und Republif zur Arifis. D. war gegen den König, 
troß der Geldſpenden Ludwigs, troß ber eigenen politifhen Meinung, aus dem 
einfahen Grunde, weil fih an Ludwigs Dafein der legte Reft der Regierung und 
die Hoffnung aller Orbnungsfreunde anfnüpfte. Seine Banden waren es, welche 
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bei dem erften Angriff auf die Tuilerieen am 20. Juni das Befte thaten; fie 
waren es wieder am entjcheivenden Tage des 10. Auguft, welche im Verein mit 
den Marjeillern ven Sturm auf das Königsihloß kegannen, während die damals 
verbündeten Girdnpiften in der Nationalverfammlung kaum die Suspenfion des 
Königthums zu proponiren wagten. Die Folge war, daf nad vem Siege D. ala 
Juftizmintfter in die Regierung eintrat, und auf bie Kräfte des revolutionären 
Stabtrathes geftügt, feine girondiſtiſchen Kollegen unbedingt feinem Einfluffe un- 
terwarf. Er hatte nichts dagegen, daß feine Freunde vom Stadthauſe damals 
offen das Programm eines kommuniſtiſchen Staatsweſens verkünveten, und dem— 
zufolge die Hand nad allem Eigenthum in Franfreih auszuftreden begannen: 
als der Abſchen dagegen auf die bevorftehenden Konventswahlen ungünftig für 
die herrſchende Partei einzuwirken jchien, war es D., der mit Robespierre und 
Marat den Gevanten einer großen Schredensmaßregel fahte, einer gleichzeitigen 
Einkerkerung der politifhen Gegner in allen Städten Frankreichs, deren man fich 
dann an einem Tage durch Maſſenmord entledigen würde. Den Vorwand dazu 
lieferte das Anrüden des preußifchen Heeres, welches unter dem Herzog- von 
Braunfhweig bis in die Champagne gedrungen war, bort aber durch General 
Dumouriez feftgehalten wurde. D. erklärte, daß alle waffenfähigen Männer ven 
Feinden entgegenzieben, vorher aber alle Berräther feftgenommen und ausgerottet 
werben müßten; auf diefe Art wurden vom 2. bis 6. September über 2000 
Menfhen in Paris unter öffentlicher Leitung des Gemeinderaths und madhtlofer 
Mißbilligung der felbft bedrohten Girondiften umgebracht. In den Departements 
gelang dagegen ver blutige Staatsftreih nur an brei oder vier Stellen; die Wahlen 
zum Konvente hatten dann auch das Ergebnif, daß zwar durchgängig nur Jako— 
biner und Nepublifaner, aber nur zum geringeren Theile Kommuniften und Ge- 
finnungsgenofjen des Parifer Stadtraths ernannt wurben. D., ver mit Robes- 
pierre, Marat, Eollot d'Herbois u. U. in Paris gewählt war, gab darauf feine 
mit dem Deputirtenfige unvereinbare Minifterftelle auf, fpielte aber aud dann 
noch eine bedeutende Rolle bei den geheimen Verhandlungen, welche den Rückzug 
der Preußen aus der Champagne begleiteten. Preußen ſchlug dabei den allgemei- 
nen Frieden auf den Status quo ante bellum unter Anerkennung der franzöftchen 
Republik vor, D. aber, deſſen Freund Lebrun als Minifter des Auswärtigen 
völlig im Sinne feines mächtigen Genoffen handelte, beftand auf einem Separat- 
frieven zwifchen Preußen und Frankreich, welcher dem legteren freie Hand zur 
Eroberung der öfterreihifchen Niederlande gelaflen hätte. An dieſem Gegenjage 
ſcheiterten alle verfühnenden Bemühungen. 

Bon diefem Zeitpunfte an erfcheint eine neue Wendung in der Laufbahn 
des unfteten Demagogen. Bei aller fittlihen Berfunfenheit war in feinem Wefen 
ein Zug von menfhliher Öntmüthigfeit, bei einer höchſt unvollftändigen Bildung 
batte er einen entfchievenen Sinn für das praktiſch Grreihbare in ver Politik. 
So war fein kurzes Minifterium, das er durch Berbrehen aller Art errungen 
und mit den entfeglichften Gräueln befledt hatte, zugleih vie Quelle lebhafter 
Gewiffensregungen und die Schule neuer politiiher Anjhauungen für ihn ge 
worven. Er hatte im Befige der Regierung gelernt, daß auf dem bisherigen Wege 
jeve Regierung in blutige Anarchie zerfallen ‚oder in eine das Land erftidenve 
Tyrannei umſchlagen müffe; fein Wunſch war alfo fi der Gironde anzunähern, 
General Dumouriez herzuziehen, und im viefer Verbindung aus der Mitte des 
Konventes ein Träftiges und dem Bolfe erträgliches Regiment hervorgehen zu 
faffen. Wllein feine Vergangenheit ſtand der Grreihung dieſes Zieles unerbittlich 
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im Wege, und er felbft that in der Haltlofigkeit feiner Begierden täglich neu 
dazu, die Schwierigkeiten zu fteigern. Um fein Anfehen bei dem Parijer Pöbel 
zu behaupten, ftinmte er in dem Procefje Ludwigs XVI für ungefäumte Hin- 
richtung, obgleich er früher feldft den Gedanken einer Appellafton an das Bolt 
zuerft angeregt hatte: um der Habgier der Kommune und der Bergpartei zu 
ſchmeicheln, betrieb er die Ausfaugung und die Einverleibung des mittlerweile er- 
oberten Belgiens, obſchon er dadurch den Krieg mit England und Holland ent- 
ſchied, und zugleih mit Dumouriez unheilbar zerfiel, der recht eigentlih durch 
diefe Berwidlung zu feinem offenen Abfalle von ver Republif gebrängt wurde, 
Inmitten diefer Krifis trat D. im Konvente mit dem Antrage auf, die Verſamm— 
fung möge einen ihrer Ausſchüſſe mit der Fülle ver Regierungsgewalt befleiven, 
und auf diefe Art die Diktatur über Frankreich ergreifen. Es war gegen ben 
Sinn der Gironde, welde den Konvent dur neue Wahlen erfegen, und gegen 
den Wunfd des Berges, welcher das Yand den Organen des Parijer Stabtrathes 
unterwerfen wollte. D.'s Meinung ging anfangs auf Gewinnen der Girondiften 
für feinen Antrag; er mußte aber erleben, daß fie im tiefem perfönlihen Haſſe 
ihn laut als Mitfhuldigen Dumouriez' anklagten, und ihn dadurch zur Rettung 
feines Kopfes in die Arme der Bergpartei zurüdzuftürzen zwangen, Dieſe, durch 
den gebrohten Abfall des früheren Genoffen ſchwer geängftigt, empfing den Wie- 
derfehrenden mit lautem Jubel; ihre Bereinigung zeigte ſich fofort unwiderſtehlich, 
der Wohlfahrtsausfhuß wurde errichtet, und D. nebft acht willfährigen Genoſſen 
in venfelben gewählt. Zum zweiten Male ftand er an der Spitze der franzöfijchen 
Regierung. 

Er wandte damals feine Aufmerkfamfeit vor Allem ven auswärtigen und 
Kriegsfahen zu, welche in der That fo verzweifelt wie möglid für die Republif 
ftanden. Belgien war wieder verloren, das dortige Heer durch Dumouriez’ Abfall 
fo gut wie aufgelöft, Paris ganz unmittelbar durd die verbündeten Defterreicher 
und Engländer bedroht. Am Rheine wurde Mainz durd die Preußen eingefchloffen 
und General Güftine fcheiterte bei allen Entfagverfuhen. In den Alpen und 
Pyrenäen wurden die Franzoſen zurüdgebrängt, im Innern erhob ſich mit jever 
Woche gefährlicher der Aufftand der Vendéer. D. fühlte, daß man fi das Un— 
heil durch die Verhöhnung alles Völferrechtes, die demokratische Propaganda und 
die Kriegswuth gegen alle monarchiſchen Staaten felbft zugezogen hatte: er trat 
alfo im Konvente diefem Syfteme zu Robespierre’8 großem Zorne mit Nachdruck 
entgegen, und begann Berhandlungen einerfeits mit Schweden und Türken, die 
er im fernen Dften auf die Kaiferhöfe zu werfen hoffte, andererfeits mit Preußen 
und Bayern, denen er gegen fofortigen Frieden die Säkularifation und Erwerbung 
der rheinischen Bisthümer anbot. Er ftand freilid mit dieſen Plänen wieder fo 
gut wie allein im Konvente, denn die Gironde wünſchte Frieden nach allen Seiten 
und um jeden Preis; die Bergpartei aber wüthete damals über jede Annäherung 
an einen gekrönten Iyrannen, und vergab D. vor Allem nicht, daß er ven in 
Paris bitter gehaßten General Euftine befhügte und zum militärifchen Träger 
feiner Politik erfehen hatte. So gab es für D, nur die eine VBorausfegung des 
Gelingens, daß die beiden Parteien fortführen, fid) im Konvente wie bisher das 
Gleihgewicht zu halten und gegenfeitig zu meutralifiren. Aber mit jedem Tage 
wurde dies fchwieriger. Die Bergpartei entwidelte ihre fommuniftifhe Iyrannei 
immer rüdhaltslofer, die Gironde ſah in der hiedurch angefachten Entrüftung ver 
befigenden Klaffen die Möglichkeit zum Sturze der lang gefürchteten Gegner. Um 
bie Mitte des Mai 1793 war der offene Kampf zwifchen ihnen vorhanden, und 


Danton. 693 


D. mußte ſich entfcheiden. Wieder machte er im dieſer Page den Verſuch, ſich zu— 
erft mit der Gironde zu verftändigen, und wieder mußte er hören, daß fie ihm 
für die Septembermorde die erbetene Amneftie verweigerten. So zum Aenferften 
gebracht, vermochte er es über ſich, noch einmal mit Robespierre, Marat, Collot 
zum Sturze der Gironde zufammenzutreten, und an den Tagen bes 31. Mai 
und 2. Juni die entſcheidende Kataftrophe fördern zu. helfen. 

Dies neue Vergehen follte ihm jedoch wenig Vortheil bringen. Die Sieger 
hatten feine Schwankungen wohl im Gedächtniß; fie wußten wie ungerne er ſich 
von feinen auswärtigen, jest hoffnungslofen Plänen trennte; fie fahen mit wach— 
jendem Zorne, daß er auch jet den Wohlfahrtsausfhuß zu verſöhnlichen Schritten 
gegen die girondiftiih gefinnten Departements beftimmte. Sie aber wollten von 
feiner Ansgleihung weiter hören, fie wollten vollftändige Vernichtung aller Gegner 
um jeden Preis, und fo mußte auh D., der nur noch ein Hindernif auf ihrem 
Wege war, befeitigt werben. Am 10. Juli verfügte der Konvent eine neue Wahl 
des Wohlfahrtsausfhuffes, welche D. zu politifher Nichtigkeit verurtheilte, und 
die Gewalt in die Hand der unbebingten Terroriften legte. D. empfand die Be- 
deutung des Schlages wohl, er ſah ſich gehaßt und preisgegeben, und entbehrte 
vollftändig der innern fittlihen Stärfe, um getroften Muthes von ver Macht 
oder dem Leben Abfchied zu nehmen. Um feine Begnadigung zu erhalten, ernie- 
drigte er fih ſchon am 1. Anguſt zu dem Antrage, der Konvent folle vie Männer 
des neuen Ausſchuſſes geradezu zur proviforifhen Regierung ernennen; ja am 3. 
September ließ er fich herbei, zu Gunften des Parifer Pöbels einen Sold von 
40 Sous für jeden Beſuch einer Parifer Bezirksverfammlung verfügen zu Laffen. 
In dieſer Lage fchien fih noch einmal eine Ausfidht für den geftürzten Volks— 
führer durd eine unerwartete Spaltung zwifchen ven neuen Machthabern zu 
eröffnen. Für die Bergpartei war einft der eigentliche Brennpunkt der Parifer 
Stabtrath geweſen; von bier aus hatte fie ihren Einfluß gewonnen, von hier aus 
den Konvent unter ihren Willen gebeugt und ven Befit des Wohlfahrtsausfhuffes 
fih erobert. Jet aber, wo im Ausfchuffe wie im Stadtrathe Männer des Berges 
faßen, jollte das natürlihe Verhältniß beider Behörden fich wieder berftellen; der 
Ausſchuß als höchſtes Neihsregiment forderte ven dem Stadtrathe Fügſamkeit und 
Gehorfam, dieſer aber ftrebte feine Ungebunvenheit mit zügellofem Ehrgeiz zu 
behaupten, und fand im Ausſchuſſe felbft an Collot d'Herbois einen Fräftigen und 
einflußreihen Vertreter. Um demfelben vie Wage zu halten, begann Robespierre, 
der ein für alle Mal ven Eigenwillen des Stabtrathes brechen wollte, fi im 
Herbfte 1793 dem früheren Freunde D. wieder anzumähern, und viefer ergriff 
mit Begierde ven Anlaß, der ihm Rache an Collot und deſſen Schliglingen Hebert 
und Chaumette, der ihm vielleicht wolle Herftellung des früheren Wirkungskreiſes 
verhieß. Alle feine näheren Genoſſen erhoben ſich gegen Hebert und den Gemeinde- 
rath, Camille Desmoulins in ver Preffe, Bourdon und Philippeaur auf ber 
Nepnerbühne des Konvents, Fabre v’Eglantine und Herault Sedyelles in den 
Intriguen der Negierungsausfhüffe Unter Robespierre's nachdrücklicher Beihülfe 
gelang ihnen ein Schlag nad dem andern, bis envlih im December Collot 
v’Herbois, perſönlich bedroht, aus dem von ihm tyrammifirten Lyon nad Paris 
zurüdeilte, durch feine Energie, Gewandtheit und Rückſichtsloſigkeit die halb be— 
fiegte Partei von Neuem fammelte, und in rafchem Vorſchreiten Robespierre im 
Klub, im Konvente, im Ausſchuſſe überflügelte. Diefer befann ſich darauf feinen 
Augenblid, mit dem fiegenden Gegner. auf Koften feiner Werkzeuge Frieden zu 
machen, und die Dantoniften dem angefammelten Haffe des Stabtrathes ſchutzlos 
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preiözugeben. Bon Tag zu Tage fahen fie fi näher bedroht; im März hatte 
bereits niemand einen Zweifel mehr an ber nahenden Kataftrophe, nur D. jelbft, 
der alten revolutionären Größe gedenkend, in ſich aufgebraudt und zu feinem 
Entſchluſſe fähig, blieb in ftumpfem Zuwarten : fie werden es nicht wagen. Die 
Entſcheidung fam endlich unvermuthet genug durch die Ungebuld des Stabtraths, 
der fih durch Collot's Einjchreiten zwar das Leben gerettet, aber von Souveräne- 
tät und Herrſchaft fo weit wie je entfernt fah: er beihloß Ende März, eine 
Emeute gegen den Ausihuß zu wagen. Sie ſchlug jedoch bei den erften Schritten 
jämmerlich fehl; Robespierre forderte auf der Stelle bie Köpfe der Führer, und 
Eollot geftand fie zu gegen die Aufopferung der Dantoniften. Beide Gruppen 
wurden raſch nad einander verhaftet, und D. ebenſo wie Hebert, nad tumul- 
tuariſchem Verfahren von dem Nevolutionsgerichte als Landesverräther und heim- 
licher Royalift zum Tode verurtheilt. Am 5. April 1794 wurde er mit Desmou- 
lins, Philippeaur, Weftermann, Lacroix und einigen unbedeutenderen Genoflen 
hingerichtet. 

Literatur. Biographie universelle art. Danton (von Beaulieu), art. Lavaux 
(von Billenave), Die gevrudten Nachrichten hat ziemlih volftändig, wenn auch 
mit unfigerem Urtheil, Wahsmuth, Geſchichte Frankreichs im Revolutiongzeit- 
alter. Archivaliſches bei Sybel, Gefchichte ver Revolutionszeit 1789 bis 1795. 

Eybel. 


Demagogie. 


Das politifche Vollsleben ift mit der Thätigfeit feiner verfaffungsmäßigen 
Organe nod nicht erfchöpft. Zwar in Zeiten der Ruhe oder ver Stagnation wird 
biefe Thätigkeit des Staatsoberhauptes und ber geordneten Bolfsvertretung alleiu 
wahrgenommen; aber in bewegten und ftürmifchen Zeiten ſcheint die Fumktion der 
regelmäßigen Organe einem gefteigerten Lebensdrang nicht mehr zu genügen. Das 
Bedürfniß unmittelbarer Mit- und Einwirkung ruft dann eine politifche Agitation 
in Bereinen und Boltsverfammlungen hervor, deren Streben darauf gerichtet ift, 
die Staatögewalt bald in ihren Entſchließungen zu beftimmen, bald in veren 
Ausführung zu hindern oder zu unterftügen. Ihre höchſte Stärke erreicht dieſe 
Agitation bald zum Heil, bald zum Unheil des Staates, wenn die Mafen fi 
zum Bolföfrieg, oder wenn fie fi zur Revolution erheben, dort um vereint mit 
der Regierung für die nationale Unabhängigkeit einzuftehen, bier um eine neue 
Ordnung der Dinge im Innern gewaltfam herbeizuführen. 

Schickt fih das Bolt in folden Zeiten der Erregtheit zu einem politifchen 
Handeln an, das von ber Staatöverfaffung vielleicht verpänt, vielleicht zuge- 
lafjen I), jedenfalls nicht gefordert ift, jo fällt aud feine Führung auf dieſen 
Wegen nicht der Staatögewalt zu. Neben ven Staatsmännern, in deren Händen 
bie Yeitung des organifirten Staatslebens liegt, geben dann Demagogen aus 
der Mitte des Demos hervor und treten vermöge einer frei übertragenen Autorität 
an die Spige der Bewegung. Glückliche Demagogen erheben fi von ver Leitung 
des Volles zur Beherrihung des Staates, und ihr demagogifcher Anfang tritt, 
wenn fie ſich auf diefer höheren Stufe dauernd behauptet haben, in ven Hinter- 
grund. Doch häufiger ift Verluſt ver Vollsgunſt oder Untergang im Kampf mit 
den Staatsgewalten das Loos ber Boltsführer. 


*) Bol. die Art. Adreffe, Freiheitsrechte, Vereine, Vollsverfammlungen. 
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Jener Gegenjag zwifchen Demagogen und regierenden Staatsmännern — 
entſprechend dem Gegenſatze zwifchen politiihem Bolfsleben und Staatsleben, 
Bolfsbewegung und Staatsregierung, Volks- und Staatöftreihd — verfchwindet 
nur in der unmittelbaren Demokratie, wo der gejammte Demos als organifirte 
Staatsgewalt auftritt. Perifies, der Athen in feiner Ölanzperiode, Kleon, der es 
in der Periode jeines Berfalls leitete, waren bei jedem ihrer‘ Schritte Dema- 
gogen und Staatslenfer zugleih, da das Volk unter ihrer, auf feiner amtlichen 
Autorität beruhenden Leitung doch als verfafjungsmäßiger Souverän beſchloß und 
handelte. — In der mittelbaren Demokratie und in der fonftitutionellen Monar- 
hie kann ver verfaflungsmäßig gewählte Bolfsvertreter eine Doppeljtellung 
einnehmen, wenn er die Repnerbühne, die ihm eingeräumt ift, um zu den Ent- 
ſchließungen des gejeggebenden Körpers mitzuwirken, zugleih zur Ausſtreuung 
politiiher Lofungsworte unter das Volk benügt. So festen die Demagogen des 
Jatobinerfiubs im Konvent ihre demagogiſche Thätigfeit fort, indem fie, zu ber 
gefeßgebenden Berjammlung ſprechend, die Wirkung ihrer zündenden Worte auf 
das Publitum ver Galerieen berechneten, Diejelbe Erſcheinung wieverholt fi, fo 
oft das Bolf in politiiher Bewegung und feinen Führern die parlamentarifche 
Rednerbühne zugänglich ift. 

Der neuere Sprachgebrauch iſt geneigt, an das Wort „Demagog“ eine 
Bedeutung zu knüpfen, die urſprünglich nicht in ihm liegt. Als es in Deutſch— 
land vor 40 Jahren anfing Verbreitung zu gewinnen, bezeichnete es in der 
Amtsſprache einen Aufwiegler, der für vie gewaltſame Verwirklichung vou 
ftantögefährlihen Grundfägen wirbt 2. Auch die Bedeutung eines niedrigen 
Buhlens um Pöbelgunft ift in das Wort gelegt worden. Wenn man fi) aber 
erinnert, daß der Begriff des Demos mit dem des Pöbels nichts gemein hat und 
daß bei den Griehen, vie das Wort gebildet haben, Perikles ein Demagoge 
bieß, jo-erjcheint jene moderne Auffaflung wenigſtens nicht als die alleinberedhtigte, 

In feiner weiteren Bedeutung auf irgend eine Perfönlichkeit angewendet, 
bezeichnet das Wort für fih allein weder vie Parteiftellung des Individuums, 
noch den politiihen und juriftiichen Charakter feiner Thätigkeit. Zwar wird unter 
allen Parteien am häufigften vie radikale verjucht fein, zu ven Mitteln ver De- 
magogie zu greifen (Mazzini, Ledru Rollin, D’Connor, Koſſuth, Heder find 
Beifpiele aus ver neueften Gefchichte); aber wir jehen auch abjolutiftiiche Naturen, 
wie Cromwell oder zu Zeiten die Führer der neapolitaniichen Yazzaroni, — liberale, 
wie D’Eonnell, den Freiheren v. Stein im ruffifchen Eril und feine Gehülfen 
Arndt und Gruner 3), oder konferwative, wie die Häuptlinge der Vendée im 
Kampf gegen bie franzöfifche Republif und Wafhington im Befreiungstrieg — ohne 
ftaatliche Autorität ihr Volk zur Erreihung politiiher Zwede in Bewegung fegen. 
So ungleich der perſönliche und politiihe Charakter, jo ungleich war das Ziel 
diefer Männer und die Beveutung ihrer Unternehmungen: die einen find ſtaatsmän— 
niſche Charaktere, die anderen nur zur Ugitation begabt, nicht zur Organifation ; 
die einen handeln als leichtfertige und verblendete Aufwiegler, die anderen, von 


2) Wie jede Periode fich ihre befundere politiihe Terminologie ihafft, fo ift in den Bewe— 
ungen des legten Jahrzehnts das Wort, das ohnehin durch die früheren Vorgänge zu febr die: 
reditirt war, nicht wieder aufgetaucht. 

I), Stein's demagogiiche Laufbahn war freilich nur eine kurze Epiſode feiner ſtaatsmänniſchen. 
2. Perg, aus Stein’s Leben 1. S. 494 ff., fowie die Art. Arndt und Stein in biejem 
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edlen oder verwerflihen Motiven geleitet, erfüllen einen großen geſchichtlichen 
Beruf; wieder andere verzehren ſich im loyalen aber kurzſichtigen Widerftand gegen 
eine neue Ordnung der Dinge. Ebenfo ift nad dem Zeugniß ber angeführten 
Beifpiele das Ziel demagogifcher Thätigkeit, wenn fie überhaupt der Herftellung 
oder Bewahrung einer beftimmten Staatöform gilt, bald die Demokratie, bald 
die Monardie: die konftitutionelle in einem, die abjolute in einem anderen Fall. 

Gin allgemein gültiger Grundfag für das Verhalten der Staatsgewalt, dema- 
gogiſchen Beftrebungen gegenüber, ift bei diefer Auffaflung nicht denkbar. Je nad 
der Art ihrer Zwede und Mittel wird die äffentlihe Autorität Anlaß haben, ihnen 
im einen Fall mit aller Kraft entgegenzuwirfen, im anderen Fall fie ala Stütze 
ihrer eigenen Abfichten willlommen zu heißen, in einem britten Fall fie ruhig 
gewähren zu laffen. Ein ver politifchen Freiheit gewöhntes Volk fühlt häufiger das 
Bedürfniß, im Gebrauche viefer Freiheit und unter der Leitung von populären 
Führern auf die Mafregeln der Staatsgewalt zu wirken, Anverfeits ift ein ſolches 
Bolt durch feine politifhe Bildung gegen die Gefahren ver Agitation ficherer 
geftellt; es läßt ſich nicht jo leicht zu kindiſchen Aufwallungen binreißen und zum 
Werkzeug verwerfliher Plane mißbrauchen. Seine Regierung bat aud gelernt, 
die Demonftrationen der öffentlihen Meinung richtig zu ſchätzen und weder zu 
raſch ſich aus ihrem vorgezeichneten Gange ſchrecken zu laffen, noch zu bartnädig 
ver Volksſtimme zu widerftreben. In England geht der Anſtoß zu großen Geſetz- 
gebungsakten nicht felten von einer Volfsbewegung aus. Die Katholifenemancipa- 
tion erhielt dur O'Connell's, die Aufhebung der Kornzölle durch Cobden's und 
feiner Genoſſen friedliche Agitation ven Stempel einer unaufhaltfamen Nothwendig— 
feit, während die gefeggebende Gewalt der heftigeren Repeal- und Chartiftenbemwe- 
gung zu widerftehen vermochte und ftaatsgefährlihen Unternehmungen mit 
aller Kraft Einhalt gethan wurde. Wo die Bolfsmeinung ftets ungehindert an 
den Tag tritt, ift es weniger fchwer, die geräuſchvollſten Forderungen einer 
Fraktion von dem Bedürfniß und Verlangen des Landes zu unterfcheiden. 

Seltener, dann aber aud für die Staatsorbnung bebrohlicher ift das Auf- 
treten von Demagogen in Yändern, wo alles neben dem Staatsleben fid) regende 
politiſche Volfsleben als eine Anomalie behandelt wird. Je roher vie politifche 
Bildung eines folhen Volkes fein muß, um fo bülflofer verfällt es, einmal zur 
Agitation hingeriſſen, den gröbften Irrthümern; je weniger der Bewegung ge- 
wöhnt, um fo eher wird es, einmal in Bewegung gebradt, von revolutf®närem 
Taumel ergriffen. Der Regierung eines folhen Landes fällt es ſchwer, zwiſchen 
den gerechten und verwerflihen Forderungen der öffentlihen Stimme, zwifchen 
legitimen und verbrederifchen Demonftrationen vie Grenze zu ziehen; fie weicht 
vor beiden mit gleicher Schwäche zurüd oder bietet gegen beide dieſelben Mittel 
der Erdrückung auf, Brater. 


Dempfratie. 


Die demofratifhen Ideen werben im unferm Zeitalter weit leichter verftanden 
und üben eine größere Macht auf die Gemüther ver civilifirten Menfhen aus 
als die ariftofratifchen Ideen. (Bgl. ven Artikel „Ariftofratifche und demokratiſche 
Ideen“) Die ariftofratiihe Staatsform ift mit dem Mittelalter untergegangen. 
Die moderne Zeit dagegen hat neue Demofratieen entftehen jehen. Auch innerhalb 
der monarchiſchen Staatsverfaffung haben faft überall die demokratiſchen Elemente 
die bedeutende Stellung eingenommen, welde im Mittelalter ven ariftofratijchen 
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Ständen zugefommen ift. Die Allgemeinheit und die Energie dieſer Erfcheinung 
wäre unerflärlic ohne die Annahme, daß der moderne Zeitgeift felbft einen ſtarken 
Zug zur Demokratie in fih trage. In diefer Thatfache liegt für unfer Werk vie 
unabweisbare Aufforderung, der Natur und dem Entwidlungsgang der Demokratie 
unfere volle wiffenfchaftlihe Aufwmerkfamfeit zuzumenden. Wir dürfen uns dabei 
weder durch den leivenfchaftlihen Haß der Gegner, noch durch den blinden Eifer 
der Freunde der Demokratie beirren laffen. Wenn die erftern Zügellofigfeit, Rob: 
beit, Empörung, Anarchie mit der Demokratie iventificiren, und die legtern nur 
in der Demokratie die Bolksfreiheit und das Glüd der Menfchen fehen, fo mögen 
fie in dem Eifer des Parteifampfes eine gewiffe Entfchuldigung für ihre entgegen- 
gefegten Irrthümer finden; aber auf wiffenfhaftlihe Wahrheit haben verlei Mei- 
nungen gerade fo wenig Anſpruch, als die Behauptung, daß Monardie und 
Despotismus baffelbe jet. 

I. Gefhichtlihes. Wie den Namen ver Demokratie (Önuoxparia, v. h. 
Herrihaft des Demos, der freien Bürgerfchaft), fo haben wir auch ihren Begriff 
anfänglih von den Griechen überfommen, deren politiiher Charakter eine ent= 
ſchiedene Neigung zu diefer Staatsform zeigt. Den Barbaren gegenüber fühlten 
fih die Hellenen wohl als Ariftofraten, zu Haufe aber in ihren Kleinftaaten waren 
fie vorzugsweiſe demokratiſch gefinnt. Die hellenifhen Staaten waren nur Stadt: 
und Gemeindeverfaffungen, und bie Bürgerſchaft war das Volk. Die obrigkeitliche 
Gewalt war freilich urfprünglic bei allen Stämmen den Königen anvertraut, aber 
da ſchon waren die Könige durch die Idee des Rechts und durch die Stimme ber 
Bollsgemeinde befchränft. Die Macht ging dann an die ariftofratiihen Elemente 
über; aber erft als auch die Ariftofraten fih vor dem Demos beugen mußten, 
und bie gemeine Bürgerfchaft felbft die Aemter aus ihrer Mitte befegte, erreichte 
die Entwidlung der griechifhen Berfafjung ihren Höhepunkt. Der galt, wie Ari- 
ftoteles jih ausprüdt (Pol. III. 1, 6), am meiften als ein Bürger, der zugleich 
regimentsfähig war. Die athenifhe Demokratie war trog ihrer Mängel und 
jo raſch auch ihre Blüthezeit vorüberging, die Krone des griechiſchen Staatstriebes. 
Die Politie war das Ideal der Hellenen. Als ihre volle Entfaltung erſchienen 
war, welfte das griechiiche Staatsleben jchnell ab. 

Nirgends in der vorhellenifchen Welt ift die Demokratie zu voller Ausbil: 
dung gelangt, auch nicht in den phönicifhen Seeſtädten, nod in den Gebirgen 
des Kaflfafus, obwohl vie erften unentwidelten Keime in Afien zu finden find. 
Erft auf vem europäifhen Boden und zuerft unter Bölferfchaften, deren reiche 
geiftige Begabung durch die mannigfaltigften Einflüffe ver Gebirge und der Meeres- 
füften zugleich angeregt wurde, deren plaftifches Selbftgefühl und philoſophiſches 
Selbftbewußtfein frühzeitig und mit menfchlicher Freiheit ſich entwideln konnte und 
die in feinen Gemeinwejen beifammen lebend einander wechjelfeitig nahe waren 
und ihrer wefentlihen Gleichheit inne wurden, warb die Demokratie als Staats- 
form geboren. 

Eine folde Bedeutung, wie bei ven Hellenen, erreichte die Demokratie nicht 
wieder bis in die moderne Zeit. Das Ideal der Römer war wohl die Republif, 
aber nicht die Demokratie, eine Republif, in der ftarfe demofratifche Elemente in 
beredhtigter, aber immerhin in fefundärer Stellung offenbar wurden, deren eigent- 
liche Obrigkeit aber in der Ariftofratie, fpäter in dem Kaiſer koncentrirt war. 
Das Mittelalter war der Demokratie fortwährend ungünftig. Nur mit Mühe — 
auf dem Lande nur ganz ausnahmsweiſe — konnte der alte germanifche Volks— 
ftand der Freien feine politifchen Rechte und nur in vertümmerten Formen erhal- 
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ten. Der Adel und die Geiftlichkeit brüdten ihn nieder, und erhoben ſich als eine 
Ariftofratie ver Geburt und des Geiftes auf den Ruinen der demofratifchen In- 
ftitutionen älterer Zeiten. Eiuzig in den Städten (vgl. den Art. Bürgerftand 
und Stadtgemeinde) gewann das bemofratifhe Element — zuweilen von den 
Königen begünftigt — wieder an Stärke. Gelbft in ver [hweizerifhen Eid— 
genoffenfhaft, vie im Kampfe mit ven Fürften und mit dem Abel ihre Selbft- 
ftänbigkeit errungen hatte, und deren politifches Ideal die Berwirflihung der Bolls- 
freiheit war, erhielten vie ariftofratifhen Beftanbtheile bald wieder das Ueberge— 
wicht. Die patricifhen Gefchlechter befamen in manden Städte - Kantonen eine 
entfchievene und abgegrenzte Herrfchaft, in ven andern Städten und in ben Län— 
bern erlangten vornehme Familien doch thatfächliche Vorzüge auch über vie Bürger- 
ihaften und über die freien Landleute; und überall erwarben die Bürgerſchaften 
der Hauptftäbte und die freien Landleute der Hauptgemeinden die Herrſchaft über 
bie Landſtädte und über die unterthänigen Lanbleute, endlich die alten Orte den 
Vorzug vor den neuen, und die Herrfchaft über die gemeinen Landvogteien. Nur 
vorübergehend in Zeiten beftigfter Aufregung gelangte die Demokratie in den euro- 
päifchen Staaten des Mittelalterd zu momentaner Geltung, nirgends kam fie zu 
feftem Beſtand. 

Eine großartige Wendung bereitete fi zuerft in Nordamerika vor. Erft feit 
der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts beginnt für die demokratiſche Staats- 
form eine neue Periode der Machtentwicklung, wie fie feit ven Hellenen nicht wieder 
und in folder Stärfe überhaupt noch nicht erlebt worben ift. Diefe durchaus neue 
Machtentwicklung ver vemofratifhen Staatsform und demokratiſcher Ideen ift auch 
nicht auf Amerika beſchränkt. Wir ſehen fie feither mit vulfanifcher Gewalt in wieder— 
holten Stößen ver Revolution faft das ganze romanifhe und germaniſche Europa 
von Grund aus erfchüttern. Zwei Mal (1793 und 1848) hat Frankreich auf 
Jahre hin die Demokratie zu feiner Berfaffungsform gewählt, — ein Staat, 
deſſen ganze Gefchichte nach der Gentralifation hin gravitirt, und defien Größe 
und Macht von jeher und wieder in der neuern Zeit in einem faft abfoluten 
Monarchen gipfelt. Sogar das dynaftenreihe und den Fürften ergebene Deutſch— 
land zeigte (1848) ernfte Anwandlungen demokratiſch zu werben. Die republifa= 
niſche Schweiz fand ihre Befriedigung nad ven Stürmen der Revolution (feit 
1798) erjt in der Ausbildung einer repräfentativen Demokratie (1830— 1848), 
welcher die norbamerifanifche Berfaffung zum Vorbild gevient hat. Gegenwärtig 
ift zwar dieſe demofratiihe Strömung auf dem europäifchen Kontinent machtlos; 
die demofratifhen Parteien in den monardifhen Staaten Europa’s find befiegt, 
zerfprengt, aufgelöft. Aber es wäre eitler Leichtfinn zu glauben, daß die öffent» 
lihen Zuftände jetzt ſchon zu einer fo fichern und befrievigenden Geftaltung ge- 
langt ſeien, welche die Wiederkehr ähnlicher Bewegungen unmöglich machen. 

Die moderne Demofratie ift indeſſen eine wejentlid andere als bie alt 
hellenifhe. Der Perjer Dtanes (bei Herodot III. 82) zählte fünf Merkmale ver 
antiten Demokratie auf: 1) die NRechtsgleichheit für Alle (evovonie), 2) die Ber: 
werfung jeder Willkürmacht, wie bie orientalifhen Fürften fie zu üben pflegten, 
3) die Befegung der Aemter dur das Loos, 4) die Berantwortlichkeit der Aemter, 
5) die gemeinfame Berathung und Beihlußfaffung in der Vollsverſammlung. Ge- 
rade die fpecififchen Merkmale ver alten Demokratie, vie Loosämter und die Volks— 
verfammlungen, find von der neuen Demokratie verworfen, welde vie Aemter 
durch Wahl befegt, und ftatt der rohen Bollöverfammlung wieder durch Wahl 
erlefene Repräfentativförper will, In dieſen beiden widtigften Beziehungen ift das 
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demofratifhe Princip durd ven ariftofratifhen Vorzug je der eimfichtigeren und 
taugliheren Männer modificirt worden. Die alte Demokratie war eine unmittel- 
bare, die moderne ift eine repräfentative. Die Repräfentationemofratie aber ift 
in ihrem Principe nad antitem Sprachgebraud eine ariftofratijch ermäßigte, 
d. h. eine verevelte Demokratie. Die übrigen aufgezählten Eigenthümlichkeiten 
ver alten Demokratie find großentheild ein Gemeingut aller neueren civilifirten 
Staatsverfaffungen geworben. Die Rechtsgleichheit ift im Privatreht überall an- 
erfannt und felbjt in das öffentliche Recht der Monarchieen infoweit aufgenommen 
worben, als die Unterfchieve der Geburt für die Beſetzung der Aemter unerheb- 
lih geworben find. Die Willkürmacht ift ebenfo allgemein verworfen: aud ber 
Monarch darf nicht mehr — wie Otanes es im jener Rede beflagt — „die Ge- 
jege beliebig bredhen, vie Weiber ſchänden, vie Untertbanen morben". Sein Recht 
ift gehalten und bebingt durd die allgemeine Rechts- und Staatsorbnung. Endlich 
ift aud die Berantwortlichfeit der Aemter nicht blos in der Demokratie, ſondern 
nicht minder in der Monarhie zum Geſetz erhoben, mit einziger Ausnahme bes 
Monarden felbft. Wir reihen daher mit den Vorftellungen und Ueberlieferungen 
der Alten nicht aus, wenn wir die moderne Repräfentativdemofratie erfennen und 
von andern Staatöformen unterſcheiden wollen. 

Auch die Entftehungsgefhichte der norbamerifanifhen Demokratie ift eine 
ganz andere als die der griechiſchen Demokratie. In den griechiſchen Städten hat 
ber aufftrebenvde und gereizte Demos die ältere Ariftofratie der Eupatriden ver- 
drängt, wie dieſe hinwieder das ältere Königthum allmählig untergraben und ge 
ftärzt hat. In Amerika dagegen ift die Demokratie von Anfang an ohne irgend 
erheblihe Kämpfe mit der Ariftofratie gegründet worden und herangewachſen in 
voller Uebereinftimmung mit der Natur des Landes und mit dem Charakter ver 
Koloniften, welche fih in ven weiten Räumen nieberließen. Das Königthum ſchützte 
theils die Eriftenz und das fichere Wahsthum der Kolonieen, theils wedte es durch 
die Hinderniffe, welche es den Wünfchen ver Pflanzer gelegentlich entgegenfeste, 
die verborgene Volkskraft. Die Demokratie war in Norbamerifa nicht wie in 
Griechenland die legte felbftftändige Staatenbildung, fondern die erfte. 

Verſchiedene Urfachen wirkten zufammen, um in Amerika eine neue demo— 
fratiihe Berfaffung zu begründen und auszubilden. Nur theilmeife rechnen wir 
bieher die weite Auspehnung eines Gebietes, weldhes nur allmählig für 
menschliche Kultur gewonnen werben konnte. Weite Räume hatten fi in ver 
frühern Gefchichte der Demokratie nicht günftig erwiefen. Die unmittelbare De- 
mofratie war nur in kleinem Gebiete möglich, wo ſich die freien Männer in 
kurzer Zeit zufammenfinden konnten; bie ältern Demofratieen entftanden meift in 
beſchränkten Gebirgsthälern oder in Städten. Weite Länder wurden dagegen oft 
von großen monaichiſchen Reichen aus folonifirt und die Koloniften verblieben im 
ftrenger Unterwürfigfeit, Auch in dem ſüdlichen Amerika wurden neue Anfieblun- 
gen begründet und große Streden Landes von einer dünnen Bevölferung urbar 
—— und doch bildete ſich dort keine Demokratie aus. Die Haupturſache, welche 

ordamerika zur Demokratie führte, lag eher in dem Charakter der Menſchen, 
welche ſich da niederließen, als in der Natur des Bodens. Aber immerhin fanden 
ſie da auch keine Hinderniſſe für ihre Beſtrebungen; auf dem neuen Boden konnten 
fie ſich mit voller Freiheit nah allen Seiten bequem ausbreiten und der harte 
Kampf mit der Natur mwedte die ſchlummernde Thatkraft und übte die männliche 
Entſchloſſenheit der erften Pflanzer, die genöthigt waren, ſich vorzugsweife felber 
zu helfen. 
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Die Pflanzer gehörten meiftens der angelfähfifhen Raffe an. In 
England bat dieſe Raſſe in Verbindung mit der normannifchen die mächtigſte 
Ariftolratie der neuern Zeit hervorgebracht, in Amerika die größte Demokratie. 
Sie zeichnet ſich aus durch ein emergifches Gefühl für perfünliche Freiheit, ver- 
bunden mit zähem Feſthalten an ven erworbenen Rechten und Achtung für gefeg- 
liche Autorität. Die englifche Ariftofratie aber ift während des Mittelalters ent- 
ftanden und von bem Öeifte diefer Weltperiode beftimmt, die amerifanifhe De— 
molratie dagegen erft im Uebergange zu dem modernen Zeitalter gegründet worden. 
Sie gehört vorzüglich der modernen Weltepohe an. Den Sinn für Freiheit und 
Geſetzlichkeit brachten die Roloniften aus ihrem Heimatland mit; in der neuen 
Welt aber fühlten fie fi auch frei von den feudalen und ftändifchen Gegenfägen 
ihres Mutterlandes. Bon Anfang an trat bier die Gleihheit der Anfiebler 
hervor. Die Puritaner, welhe fih in Neu-England nieberließen, waren meiftens 
Leute aus den mittleren Klaffen der Bevölkerung. Ihr religiöfer Glaube war jeder 
lirchlichen Hierarchie abgeneigt, fie wollten Alle Theil haben an ver gemeinen 
Priefterfchaft der Chriften und betrachteten ſich als Brüder. Sie waren unter fich 
verbunden durch gemeinfame Leiden und Schidjale. Sie fuhten Alle in dem fernen 
Land Sicherheit vor den Verfolgungen des heimiſchen Staates und der heimifchen 
Kirche. Sie wollten ihre religiöfe und ihre politifche reiheit retten. Ihre Ideen 
waren theofratiih und demokratiſch zugleich, fie empörten fi nicht gegen vie 
Berfaffung, gegen die äußere Orbnung ihres Vaterlandes, fie erkannten vie 
‚Autorität des Königs und Parlamentes an; aber fie fuchten doch dem nahen und 
unmittelbaren Einfluffe Beider ſich möglichft zu entziehen und in ver großen Ent- 
fernung von dem Mutterlande, welches fih nur wenig um fie befümmerte, hofften 
fie Gemeinden zu gründen, welche auf vem Gemein-Bewußtjein aller Glieder 
ruhen. Jenſeits des Meeres gedachten fie eine ihnen genehme Ordnung zu jchaffen 
und ihre nächften Obrigkeiten aus ſich felbft mit freier Wahl zu erheben. Schon 
die erfte Vereinbarung der „Pilger“, welde fihb in Plymouth niederließen 
(vom 11. Nov. 1620), ift höchſt charafteriftifch für die ganze weitere Entwidlung: 
„Wir haben die Reife zur Ehre Gottes, unſers Königs und unferes Vaterlandes 
in der Abficht unternommen, um in dem Norden von Birginien die erfte Pflanzung 
zu gründen. seierli und wechfelfeitig erflären wir vor dem Angefichte Gottes, 
daß wir und zu einem politifchen umd bürgerlichen Körper vereinigen, um unter 
ung gute Orbnung zu halten und unfer Ziel zu erreichen. Kraft dieſes Aktes 
werden wir gerechte und billige Gefege, Ordnungen, Beichlüffe, Inftitutionen, 
Beamte machen, wie wir e8 für zwedgemäß und der gemeinfamen Wohlfahrt ver 
Kolonie nüglih erachten.“ Die Urkunde wurde von allen Pflanzern unterzeichnet. 
In ähnlicher Weife verfuhren die erften Auswanderer nah Rhode-Island, 
New: Haven, Eonnectitut, Providence Die ganze Geftaltung ver 
neuen Gemeinden erſcheint fo als das gemeinfame Werf ver freien Männer. 

Die Berhältniffe in dem ſüdlichen Virginien, dem zweiten Kern der 
nordamerifanifchen Kolonieen, waren anfangs etwas weniger auf die Gleichheit 
ver Pflanzer bafirt. Die bifhöfliche Kirche mit ihrer ariftofratifhen Berfaffung 
fand dort Aufnahme und wenn auch die größere Zahl ver Pflanzer aus dem 
Mittelftande war, jo fievelten doch auch einzelne Glieder der englifchen Arifto- 
kratie über und erwarben ausgedehnte Güter. Indeſſen aud bier überwog bald 
ein repräfentativ-demofratifhes Element. Schon 1619 finden wir repräfentative 
Berfammlungen berufen, welde in Gemeinfhaft mit dem Gouverneur und dem 
Rath die Ordnungen und Statuten feftjegen, die für das Wohl ver Pflanzer 
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und das Gedeihen der Rolonieen erforverlich fcheinen. Die angloſächſiſche Freiheit 
beftand vornehmlid in der Autonomie. Die Pflanzer behaupteten das Recht feine 
Steuern zu bezahlen, als die, welde fie jelbft durch ihre Repräfentation bewilligt, 
und feinen Landesordnungen zu gehorhen, zu denen fie nicht mitgewirkt haben. 
Ueberall machten die Kolonieen dieſe Rechte geltend. Wenn aud anfangs in Form 
von königlichen Privilegien das Recht der Gründung von Kolonieen an einzelne 
aus Kaufleuten bejtehende Gefellihaften oder an einzelne adelihe Landesherren 
übertragen wurde, jo fonnten die Kolonieen auf die Dauer doch nicht von London 
aus regiert werden. Allmählig erwarben fie das Recht, ihre Gouverneure und 
Näthe aus ſich felbft durch freie Wahl zu ernennen. In einem Lane, wo es 
Jedem leiht war, freies Grundeigenthum zu erwerben, fonnte das Syftem von 
Grundherrſchaften mit Pächtern nicht gedeihen. Die Pflanzer bedurften des Schuges 
der Ariftofratie nicht, fie halfen fich felber. Alte VBorrechte des Adels gab es hier 
nicht; die wenigen Ariftofraten verjhwanden in ver raſch anwachſenden Menge 
der einfach freien Männer, Gerade viefe freie Selbftbeftimmung der Koloniften, 
welche in Amerika auf feine Hinderniſſe der Lehensordnung ftieß, übte eine un- 
geheure Anziehungskraft auf das alte Europa aus, und förderte das rafche Wachs— 
thum der Kolonieen. 

Laboulaye erzählt uns in feiner politifchen Geſchichte der vereinigten Staaten 
von einem merkwürdigen Berfud), diefer demofratifhen Richtung durch Gründung 
einer ariftofratiihen Kolonie entgegenzumirfen. Im Auftrage von Shaftesbury ent- 
warf der berühmte Philofoph Lode eine VBerfaffung für Carolina, die im Jahre 
1669 in England als ein Meifterwerf mit allgemeinem Beifall begrüßt wurbe. 
Die englifhe Rang» und Standes-Orbnung, gegründet auf die verjchievenen Be- 
ziehungen zum Boden, follte aud nad Amerika übergetragen werden. An ver 
Stelle des Königs fanden fih da acht fürftliche Landesherren mit dem Pfalzgrafen 
an ihrer Spige, in allen Grafihaften reich begütert; ihnen zunächſt wurbe ein 
Erbadel ausgedacht von Landgrafen und Baronen, den englifhen Lords vergleich: 
bar, daneben gab es eine Anzahl Lehengüter und freie Güter. Die freien Eigen- 
thümer hatten das Recht, Nepräfentanten zum Parlament zu ſchicken und in be- 
ſcheidener Stellung mit den übrigen Ständen zur Gefeßgebung zufammenzumwirten. 
Aber das theoretiſche Kunftwert lieg fi in Amerika nicht verwirklichen. Der Ber- 
ſuch verunglüdte vollftändig und die Verfaſſung von Carolina befam einen ähn- 
lihen repräjentativ-demofratifchen Charakter wie alle andern. 

Jene Gleichheit ver freien Männer fand fi aber nur zunächſt innerhalb 
ver angelſächſiſchen Raſſe, und wurde nur auf die europäiſchen Cinwan- 
derer ausgevehnt, welche ſich mehr oder weniger mit ihr affimilirten. Die far: 
bigen Ureinwohner hatten feinen Theil daran und waren feine Glieder ver 
neuen Gemeinden und der neuen Staaten. Ihnen gegenüber fühlten die amerifa- 
niſchen Demokraten fid in höherem Grave nod als Ariftofraten, als in der Vor— 
zeit die demokratiſchen Hellenen gegenüber den Barbaren. Die große Ungleichheit 
der weißen und der rothen Raffe und vie offenbare Weberlegenheit ver erftern 
fonnte auf dem Gebiete der Givilifation, der Religion und der Rechtsbildung un- 
möglich überfehen werden. Größer noch war der Gegenfag der europäiſch- weißen 
und der afrikaniſch-ſchwarzen Raffe Die Neger wurben in ven ſüdlichern 
Staaten ald Sklaven eingeführt und als Sklaven behandelt. Es war nicht daran 
zu denken, eine Demofratie auf Bolkselemente zu gründen, welche weder frei ge- 
boren noch zur Freiheit erzogen waren, die weder die Fähigkeit zur Selbftregie- 
rung befagen noch den Trieb dazu empfanden, Man könnte meinen, daß diefe 
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Ungleichheit ver Raffen das vemofratifhe Gemeingefühl geftört und beeinträchtigt 
habe; aber es trat das Gegentheil ein. Der Geift der Freiheit wurde in den 
weißen Pflanzern mur um fo ftolzer und felbftbewußter durd die Vergleihung mit 
den Farbigen, und die Herren der Sklaven wurben, wie Burfe bemerft bat, 
„nur um fo eiferfüchtiger auf ihre Freiheit. Sie erſchien ihnen als cin größeres 
und werthvolleres Gut, als in den Ländern, wo fie, fiir alle gleich, fo verbreitet 
und gemein ift wie die Luft, und mit niederer Arbeit, großem Elend und dem 
Aeußern ver Knehtihaft häufig verbunden ift. Deßhalb hängt das Volk der ſüd— 
lien Kolonieen noch zäher an ver freiheit und mit einem hochfahrendern und 
unbezwinglichern Sinn als die Bevölkerung des Nordens“, 

Als cine weitere Urfache der demokratiſchen Entwidlung Norbamerifa’s wird 
gewöhnlich auch die Religion der Pflanzer angeführt. Diefe Annahme ift indefjen 
nur unter großen Beſchränkungen richtig. Zwar ift e8 unverkennbar, daß die Ver— 
faffung der verfchievenen chriftlihen Belenntniffe eine gewiſſe Aehnlichkeit zeigt 
mit dem Gegenfägen der politifchen Verfaffung. Man kann die katholiſche Kirdye 
mit der Monarchie, die bifhöflihe und Iutherifche mit der Ariftofratie, die 
reformirte mit der repräfentativen Demofratie vergleihen. Auch ift es ficher 
nicht zufällig, daß die republifanifche Verfafjung in neuerer Zeit vorzüglid in 
proteftantifhen Ländern zum Durchbruch gekommen ift. Trogdem ift ver Schluß von 
der kirchlichen auf vie politifche Berfaffung voreilig. Die verſchiedenen religiöfen 
Belenntnifje vertragen ſich ganz gut mit allen politifchen Berfaffungen. Es giebt 
auch vemofratifhe Staaten mit fatholifher Bevölferung und Monardieen mit 
veformirter Bevölkerung. Die norbamerifanifhen Freiftaaten ſelbſt haben alle Ge- 
genfäge des Belenntniffes in fi. Aber infofern wirkte das religiöſe Element be 
deutend mit, als die Anhänger verſchiedener Glaubensſyſteme doch alle einig waren, 
in der neuen Welt Sicherheit vor religiöfer Verfolgung und Freiheit für ihren 
Kultus zu fuchen. Die reformirten PBuritaner in Hen-England waren ziwar an« 
fangs gegen Anversgläubige nocd eben fo unduldſam wie ihre biſchöflichen Ber- 
folger gegen fie, aber allmählig begriffen aud fie den Unterfchied des religiöfen 
‚ Glaubens und ver politiihen Einrichtung des Staats, und indem die leßtere 
unabhängig gemacht wurde von dem erfteren, wurbe die religiöfe Freiheit zu 
einem allgemeinen, alle Belenntniffe umfaffenden Staatsprincip. Mit ver 
religiöfen Freiheit wuchs zugleih die Selbftftändigfeit und Freiheit des 
politifden Lebens heran. „Es giebt in ben vereinigten Staaten feine reli- 
giöfe Lehre, welche ſich den demokratiſchen Inftitutionen feindfelig zeigt; auch bie 
fatholifhen Priefter unterjcheiven zweierlei geiftige Syſteme: in dem einen gelten 
die geoffenbarten Religionswahrheiten, denen jie fih ohne Widerſpruch unterwerfen; 
das andere der politiihen Wahrheit betradyten fie als ein Gebiet, welches Gott 
der freien Prüfung und Selbftbeftimmung der Menſchen überlaffen habe.“ (Toc- 
queville de la d@mocratie en Amerique 1. 350.) 

In den Inftitutionen offenbarte fih die demokratiſche Gefinnung der 
Pflanzer und hinwieder wirkten die Inftitutionen in derfelben Richtung auf vie 
Fortbildung des Staates ein. Man überſchätzt häufig die Macht ver Inftitutionen 
auf die Menfchen, indem man meint, durd bloße Defrete und Geſetze die poli- 
tifhen Zuftände umzugeftalten. Man kann ein unfreies Volk nicht daburd frei 
machen, daß man ihm freie Imftitutionen aufnöthigt. Inftitutionen, melde im 
Widerſpruch find mit der Natur des Volks und feiner Geſchichte, haben feinen 
Beſtand und kein eben. Aber eben jo oft wird ver Werth und Einfluß der In- 
ftitutionen unterſchätzt, wenn dieſelben für wirfungslos erflärt und ausſchließlich 
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bie wechjelnden Stimmungen des Volfsgeiftes beachtet werben. Der Charakter der 
Inftitutionen, wenn fie einmal wirflic und lebendig geworben, übt eine erziehende 
Macht aus auf die folgenden Generationen und fichert den Fortbeftand der Politik, 
deren Ausdruck fie find. 

As ſolche für die Ausbildung der repräjentativen Demokratie wichtige In- 
ftitutionen find vorzüglich zu erwähnen: 1) die freie Gemeindeverfafjung, 
an welcher alle Bürger Theil hatten. Sie ift in Amerika älter als die Grafſchaft, 
wie dieſe älter als die Staaten und die Staaten älter find als die Union; 2) vie 
Volksſchule, welde frühzeitig als eine allgemeine Angelegenheit der politifchen 
Gemeinfhaft betrachtet und befördert wurde; 3) die Mitwirkung der Ge— 
ſchwornen bei ver Civil- und der Strafrechtöpflege; 4) die repräfentativen 
Berfammlungen zum Behuf ver Geſetzgebung, der Beftenerung und ber 
Kontrole der Landesverwaltung; 5) die Wahlen des Gouverneurs und 
der beifigenden NRäthe, und 6) die kurze Amtsdauer der gewählten 
Obrigkeiten. Wir finden alle dieje Inftitutionen ſchon in der erften Hälfte des 
17. Jahrhunderts eingeführt. Unter ihrem Schutze lernten.die Nordamerifaner fid) 
jelbft regieren. Ueber Ein Jahrhundert wirkten viejelben fort, bis endlich die groß 
und ftarf gewordene Demokratie in Folge der Unabhängigkeitserflärung und ver 
Freiheitäfriege jih von dem Mutterlande ausfhied und die Gefammtverfaf- 
fung des neuen Staates mit feinen Grundlagen in Uebereinftimmung ge- 
bradıt wurde. 

In mehreren Beziehungen abweichend ift die Entwidlungsgefhicdhte der reprä- 
fentativen Demokratie in ver Schweiz vor fi gegangen. Die älteren jchmweizeri- 
ſchen Freiftaaten hatten ihre Unabhängigkeit begründet unter dem Schutze der 
deutſchen Könige, aber im Kampf mit ven Fürften und dem Abel. Der Kern der: 
jelben war ein freier Bürgerftand in den Städten und freie Bauern- 
gemeinden in ven Ländern. Auch vie alemannifche Raſſe zeigt ein veiz- 
bares und kühnes Freiheitsgefühl, und in dem Gebirge fonnte fi wie in ven 
unwirthlihen Gegenden ver neuen Welt das Selbftvertrauen und die Kraft ver 
Männer üben und ftärten. Auch in religiöjer Beziehung wirkten manderlei Be— 
weguugen günftig für eine demokratiſche Entwidlung. Das reformirte Bekenntniß 
ging do von der Schweiz aus, und ſowohl Zwingli in Zürich als Calvin in 
Genf waren in politifcher Beziehung der repräfentativen Demokratie mehr oder 
weniger bewußt, zugethan. Die freie Gemeinveverfaffung war aud da eine alte 
Inftitution und die Bafis aller übrigen Volksfreiheit. 

Deſſenungeachtet ift die repräfentative Demofratie, deren erjte Keime freilich 
in einzelnen Stäpteverfafjungen mit ihren Großen Räthen und ſelbſt in ven Länder— 
verfaffungen mit ihren Yandräthen wohl zu erkennen find, erft nad ver franzöfi- 
ſchen Revolution zu voller und allgemeiner Entfaltung gelangt. In den Ländern 
war zuvor die abfolnte Demokratie überwiegend, und die Städte hatten 
zumal im Berhältniß zu der unterthänigen Landſchaft ein ariftofratijhes Ge- 
präge erhalten. Aus jenen unmittelbaren Demofratieen und aus diefen Ariſtokra— 
tieen ift die repräfentative Demofratie als ein Fortſchritt der Zeit eingeführt 
worben, feitvem die Bürger ihre Gleihberehtigung mit den Patriciern und 
die Landbürger mit ven Stabtbürgern, die neuen Landleute mit den alten Land— 
leuten errangen. Dieſe Umgeftaltung gefhah allerdings unter dem Einfluß ver 
modernen Ideen und der fränfiihen Republif, aber fie war lange zuvor vorbe— 
veitet durch die ftille Erziehung ver Gefhichte und die zunehmende thatſächliche 
Gleichheit der verfchiedenen Beftandtheile. Wie nun aber ein freier Volksſtamm 
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fich über ein größeres Gebiet ausbreitete und auch die untern Maſſen mitbegriff, 
fo wurbe eine repräfentative Koncentration der politifhen Leitung und Vertretung 
durch gewählte Behörden ein dringenderes Bedürfniß. So wurde aud hier die 
Berfafjung überall repräſentativ-demokratiſch. Sowohl die Ariftofratie als die reine 
Demokratie mußten der neuen Staatsform weichen. Die erftere galt für unverein- 
bar mit dem bürgerlichen Charakter und mit der gemeinen freiheit des Volks, 
die zweite ald zu roh und ungefüge und im Widerſpruch ftehend mit den Bil- 
dungsbebürfniffen der neuen Zeit. 

II. Brincip und Inftitutionen der repräjentativen Demofratie. 
Das Princip aller Demokratie ift Selbftherrfhaft des Volks. Unter Bolt 
wird von ihr die Menge der freien und gleihen Bürger verftanden. “Demo 
kratie ift aljo Herrfhaft ver Voltsmehrheit. („Die Mehrheit gilt in ihr 
als das Ganze.“ Herod. III. 80.) Dieje reine Demokratie ift aber nur möglid) 
unter einem fleinen Volke, welches nicht mit täglihen Nahrungsforgen zu kümpfen 
und Mufe hat, ſich häufig zu politifcher Berathung zufammenzufinden. Da bie 
heutigen Staaten der civilifirten Welt faft alle auf breiterem Boden ruhen, va 
ferner auch der vierte Stand (Bauern, Kleinbürger und Lohnarbeiter), ver ſich 
unmöglich ſelbſt regieren kann, zu dem freien Volke gerechnet wird — in ben 
antiken Demofratieen war die tägliche Arbeit hauptſächlich der Sflavenbevölferung 
überlaffen, die nicht zum Demos gehörte — und da endlich die heutige Civili- 
fation verſchiedene Bildungsftufen und Bildungsbedürfniffe in fi trägt, die von 
der unmittelbaren Demokratie weder verftanden nod beachtet werben, jo wird 
unter dem Wort Demokratie nunmehr regelmäßig die vepräfentative Demo: 
fratie gemeint und von der unmittelbaren reinen Demokratie ald einer ver- 
alteten und halbbarbarifhen Berfafjungsform abgejehen. 

Das Princip der repräfentativen Demokratie ift: das Volk be- 
herrſcht fich felbft, aber vie Ausübung der Herrfhaft wird in der 
Negel gewählten Stellvertretern anvertraut. . Das Recht der Herrſchaft 
wird der Mehrheit ver freien und gleihen Bürger zugejchrieben, vie Bethätigung 
dieſes Rechts aber voraus den Beſſern unter ihnen zugeftanden. Die repräjentativ- 
demofratiiche Berfaffung verfucht auf ſolche Weife die Einfeitigfeit der demokrati— 
chen Idee dur einen Zufag von ariftofratifhen Principien zu ergänzen. Alle 
Bürger follen an dem Selbftgefühl ver Herrſchaft Theil haben, alle Bürger aud 
zur Ausübung der höchſten Gewalt gelangen können, aber nur viejenigen wirklich 
dazu gelangen, welche das Bertrauen ihrer Mitbürger als die Beſſern und Fähi- 
gern dazu bezeichnet, Wir müfjen daher die unmittelbare Thätigfeit der Bürger 
und die Bildung der repräfentativen Behörden und Aemter unterfcheiven. Der 
eigentliche demokratiſche Charakter offenbart ſich vorzüglich in erfterer; das arifto- 
fratifhe Element in ver legtern. Das ariftofratifche Element bleibt fid aber feiner 
Abhängigkeit von dem demokratiſchen Princip fortwährend bewußt, da es durch 
die häufig wiederkehrenden Boltswahlen beftändig daran erinnert wird. 

Die unmittelbare Theilnahme der Bürger an den öffentlichen Ge— 
ſchäften zeigt fih vornehmlich in folgenden Beziehungen: 1) In ven Wahlen 
zu den repräfentativen Stellen. Das amerifanifhe Syſtem, welches nicht blos 
den gefetsgebenden Körper, fondern auch die Häupter der Regierung (bie Gouver: 
neure, Präfidenten) durch gemeinfame Voltswahlen ernennen läßt, ift konfequenter 
als das fchweizerifche, weldyes nur den gefeßgebenden Körper aus der Volkswahl 
hervorgehen, die Regierung dagegen von jenem bejegen läßt. 2) In der Ab- 
ftimmung über die Grund: und Berfaffungsgefege (Sanftion oder 
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Beto). 3) In möglichft ausgedehnter Betheiligung Ginzelner an öffentlichen 
Funktionen, zunähft und voraus an den Gemeindeangelegenheiten, ſodann an 
dem Gerihtswefen (gewählte Ridter und Gejhworne) und an ber 
Verwaltung. 4) In der ungehinverten Ausübung der den Individuen vor- 
behaltenen politifhen Yreiheitsredhte, wie insbefondere ver Rede- und Pref- 
freiheit, der Kultusfreiheit, des Vereinsrechts, der Parteiverfammlungen u. ſ. f. 

Die mittelbare Ausübung der Bolksherrfhaft durch Repräientanten 
wird in allen Organen des Staatskörpers offenbar, voraus in dem gejeßgeben- 
den Körper, welder hier regelmäßig nur aus einer oder zwei großen Berjamm- 
lungen gewählter Stellvertreter beſteht. (Bgl. ven Art. „Geſetzgebender Körper“) 
Im Namen und mit Vollmacht des Volks werden von dieſem die Gejege gegeben 
und die Steuern auferlegt. Das Recht ver oberften Geſetzgebungsmacht (dev Sou- 
veränetät) wird dem Volke, d. h. Hier der gedachten Cinheit der Wähler,» die 
Ausübung dieſer höchſten Macht aber den gewählten Repräfentanten zugewiefen. 
Sodann in der Regierung, fei es daß diefelbe unmittelbar von dem Volk, oder 
mittelbar durch jeine Stellvertretung gewählt werde. Es ift fiher ein Vorzug ver 
norbamerifanifchen Verfaſſung vor der ſchweizeriſchen, daß jene die gefammte Re— 
gierungsgewalt in Einem Individuum foncentrirt und dieſes Individuum ummittel- 
bar vom Volke wählen läßt. Die Regierung gewinnt dadurch an Einheit und 
Macht, d. h. an den nothwendigen Cigenfhaften jeder wahren Regierung und 
zugleih an Boltsthümlichkeit, der Grundbedingung alles geveihlihen Wirtens in 
der repräfentativen Demokratie. Ueberdem madıt vie felbftftändige Stellung der 
Regierung es möglih, daß ihr Verhältniß zu den gefetgebenden Verſammlungen 
im Intereſſe beiver Gewalten richtiger mormirt werde. 

II. Vorzüge und Mängel der repräfentativen Demofratie. 1) Wie 
dieſe Berfaffung zunächſt auf den Selbftgefühl der gleichen und freien Bürger ruht, 
jo ift fie geeignet das gemeine Ehr- und Rechtsgefühl in dem Volke zu ftärfen 
und die Einzelnen zu wechjeljeitiger Achtung ihrer menſchlichen Nechte zu beftim- 
men, Indem fie hinwieder die Beſſern durch die Wahlen bevorzugt, regt fie auch 
den Nacheifer ver Bürger an, bietet jeder Fähigkeit einen freien Raum der Ent- 
widlung, verfpriht allen Talenten einen Antheil an der öffentlihen Macht und 
fucht die beften Kräfte für den Dienft des Landes zu gewinnen. Sie hat Ber- 
trauen zu der Güte der Menfchennatur und erwartet von ver freien Entwidlung 
der in ihr ruhenden Anlagen alles Heil. In der That wird der Patriotismus 
Aller dadurch genährt und die Vielfeitigfeit ver Entwidlung beförbert. 
Auch die untern Maſſen werden emporgehoben und der politifche Geift über alle 
Klaffen verbreitet. 

2) Diefe Tugenden find aber nad) zwei Seiten bin begrenzt. Wenn fid ein 
Theil der Bevölkerung findet, welcher offenbar unter ver Linie des eigentlichen 
freien Volkes ſteht, jo wird diefer Theil nur um fo härter in die Sklaverei 
niebergebrüdt und es werben bemfelben aud die gemeinen Menſchenrechte ver 
weigert. Die Behandlung der Farbigen in Amerika zeigt das deutlih genug. 
Ebenſo wenn einzelne Familien oder Individuen auf der entgegengefegten Seite 
fih durch Vermögen, Charakter, Geift oder hiftorifche Vorzüge bedeutend über 
die gewöhnliche Linie der Beſſern erheben und im fich ſelbſt eine Autorität be- 
haupten, tie fie nicht ableiten von den Wahlen der Mehrheit, fo werden aud) 
diefe ariftofratifchen oder fürftlihen Elemente mit entfchiedenen Mißtrauen be— 
trachtet und mit Ungunft behandelt. Sie paffen nicht in die Verfaſſung binein, 
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und ſolche Kräfte werden ausgeftopen oder brach gelegt. Die ganze Verfaſſung ift 
vorzugsweife auf den Mittelftanp und mittlere Kräfte berechnet. 

3) Alle Anftalten, welche der großen Menge dienen, find gewöhnlich vor: 
trefflih beftellt. Die repräfentativen Demokratieen haben durchweg gute Volks— 
ſchulen, zahlreiche gemeinnügige und Wohlthätigkeitsanftalten aller Art, treffliche 
Straßen u. f. fe Dagegen wird es in ihnen ſchwerer als in der Wriftofratie 
oder in der Monarchie, au für höhere Berürfniffe ver Kunft und der Wiſſen— 
haft zu forgen. Nur mit großer Mühe kann die Menge zu einem etwelchen 
Berftändniß für dieſe höhern Dffenbarungen des Menfchengeiftes erzogen und 
dazu beftimmt werben, auch dafür materielle Opfer zu bringen. Zwar zeigt das 
Beifpiel von Athen, daß fogar die unmittelbare Demokratie einer herrlichen 
Blüthe der Wiffenfhaft und Kunft fähig jei. Man kann daher nicht behaupten, 
daß bie Demokratie mit einer höhern Oeiftesbildung unverträglich fei; aber vie 
Erinnerung an Athen kann doch die großen Schwierigkeiten nicht verbergen, welche 
die moderne Demokratie diefer Entwidlung bereitet. Sie kann höchſtens dazu er- 
mutbigen, viefe Schwierigkeiten nicht für unüberwindlic zu halten. Die athenifche 
Demofratie ruhte auf einer gebildeten Stabtbürgerihaft, welcher eine zahlreiche 
Sflavenbevölferung diente; die moderne Demokratie umfaßt auch die ganze Land— 
bevölferung und die untern Klajjen der Arbeiter, welche von Haufe aus geneigt 
find, die Kunftwerfe für einen ariftofratifhen oder fürftlihen Luxus zu halten 
und nur ſchwer begreifen, daß die Arbeit der Wiffenfhaft in ihren Nahwirkungen 
auch ihnen Nugen bringe. 

4) Der repräfentativen Demokratie eigenthümlid ift die Trennung der 
obrigteitliben Nehte und ihrer Ausübung. Das Recht wird im Princip 
der Gefammtheit ver Wähler, die Ausübung der Minderheit ver Gewählten zu- 
getheilt. Die Regierenden find grumdfäglid abhängig von ven Regierten und bie 
Regierten thatſächlich genöthigt, den Regierenden zu gehören. Dieſe Spaltung ver 
Gewalt nad Recht und Ausübung gewährt allerdings eine Garantie, daß bie 
Staatögewalt nicht in Tyranmei gegen die Menge ausarte; fie ſchützt das Volt 
gegen Unterbrüdung, aber fie ſchwächt vie obrigfeitiihe Macht und nähert ven 
Staat einer bloßen Gejellihaft. Gegen den Trog umd die Robheit einer pöbel- 
haften Gefinnung hat fie wenig Gewalt und wird von den wechjelnden Leideu- 
haften der Menge leicht hin- und bergeworfen. Sie fann daher nur in einem 
Bolte wohlthätig wirken, deſſen moralifhe Kräfte noch gefund find und in dem 
eine tüchtige Volfsbildung allgemein verbreitet ift. Bei einem entarteten und ver- 
fommenen Volke artet fie rafh in Ochlokratie (Pöbelherrihaft) aus. Diefe Ge 
fahren find zwar in der repräfentativen Demokratie geringer als in der ummittel- 
baren, aber fie find auch im jener erbeblih genug. Guizot hat gefagt, bie 
Demokratie ſei „die Entfeklung der menfhlihen Natur und daher ver heftige 
und unvermeidlice Kampf ihrer guten und ſchlechten Neigungen, ihrer Tugenden 
und Lafter, aller ihrer Kräfte und aller ihrer Leivenfhaften, um zu vervoll- 
fommnen oder zu verſchlechtern, zu erheben oder zu ftürzen, zu fchaffen oder zu zer: 
ftören”. (La d@mocratie en France.) Im Grunde aber find alle Staatsverfaflungen 
auf die menſchliche Natur bafirt und haben die Entwidlung und Vervolllommnung 
der gemeinfamen menfhlihen Zuftände zum Ziel. Das Eigenthümlihe der Deme- 
kratie ift nur, daß fie vorzugsweife dem gefunden Sinne der Menge vertraut. 
Wenn diefes Vertrauen begründet ift, weil in der Menge felbft ver Sinn für 
das Recht und die Neigung zum Beſſern Überwiegend ift, fo bewährt ſich aud 
diefe Staatsform; wenn vie böfen Neigungen aber in ven Maffen überhand neh: 
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men, fo zeigt fich diefen gegenüber ihre Schwäche gerade dann am meiften, wenn 
das Bedürfniß einer kraftvollen Autorität am größtem ift. 

5) Am wenigften zeigt fi das Gefühl ver Schwäde und der Abhängigkeit 
von der Menge in dem gefeggebenden Körper Eine große Berfammlung 
frei gewählter Repräfentanten ift geneigt ſich mit dem Volke ſelbſt zu iventificiven, 
und wenn fie feine oder nur beventend ſchwächere Nepräfentationen neben oder 
über fich fieht, jo verfällt fie leicht im viejelben Fehler wie die großen Volks— 
verjammlungen in der unmittelbaren Demokratie. Sie verwechſelt ihre Willkür 
mit ihrer Pflicht, und verwandelt ikre Wünſche in Gefege. Sie wird freilich nur 
ſelten es wagen, Rechte und Intereſſen anzutaften, welche der Mebrbeit des Volks 
theuer find; denn fie fürchtet die künftigen Wahlen. Aber fie ift weniger fheu, die 
Rechte der Minderheit zu verlegen und befiegte Parteien zu unterbrüden; denn 
gerade dadurch hofft fie ver Mehrheit ver Wähler gefällig zu fein und bie eigene 
Wiederwahl zu fihern. Es ift daher ein Bedürfniß dieſer Verfaffungsform, daß 
der Ommnipotenz ihrer repräjentativen Verſammlungen Schranken geſetzt werden. 
In Amerika hat man e8 theilweife verfuht durd vie Theilung des gefeßgebenven 
Körpers in zwei Häufer und durch das Veto des Präfiventen over Gouverneurs. 

6) Deutlicher zeigt fih die Schwäche ver obrigfeitlihen Gewalt in der Re— 
gierung und biefem Uebel ift ſchwerer zu begegnen, Die Regierung wird wejent- 
lih zur Berwaltung umgeftaltet, fie iſt weniger eine obrigfeitlihe Macht als 
eine Direktion laufender Gejhäfte. Das Gefühl der Abhängigkeit von dem guten 
Willen der Wähler begleitet fie fortwährend; jie wird weniger als Diener des 
Staats, denn als Diener der VBolfsmehrheit betradhtet, und oft genug in derber 
Weiſe daran erinnert. Der häufige Wechfel ver Wahlen, welcher viefem Syſteme 
nothwendig erfcheint, macht ihre Stellung um fo unfidherer und ift umfaſſenden, 
auf eine längere Zeit berechneten Planen hinderlih. Die Gegenwart gilt ihr Alles, 
die Zukunft Nichts. Mit viefer Berfaffung find ftehende Heere von erheblicher 
Größe durchaus unvereinbar. Die Bortheile, welche dieſelben für die Aufrecht: 
haltung der innern Ordnung umd für die Machtentfaltung nad Außen gewähren, 
werben geringer geſchätzt als die Gefahren, welche ver Verfafjung von Seite derer 
proben, die über eine folhe Macht zu verfügen hätten. Die Volksmehrheit kann 
feine Macht unter oder neben ſich dulden, welche ihr phyſiſch überlegen ift, ohne 
die Sicherheit ihrer Selbftherrfchaft aufzugeben. Das Militärfyftem der repräfen- 
tativen Demokratie ift daher ausſchließlich die Volks- und Landwehr. Der 
Bürger ift Soldat und der Soldat Bürger. Man darf die Vertheivigungstraft 
diefer Kriegsverfaffung nicht gering anſchlagen. Manche Mängel verjelben im 
Bergleih mit den ftehenden Heeren werden erjegt durch den Patriotismus der 
Bürger und durd ihre geübte Fähigkeit fich jelber zu helfen, fowie durch bie 
große Mafjenhaftigkeit der Bertheidigungsmittel. Aber ihre Angriffskraft nach Außen 
ift verhältnigmäßig gering. Die Demokratie kann fi; weniger leicht betheiligen bei 
den Unterhandlungen und Kriegen ver auswärtigen Politif. Andere Mächte 
find ihr an Koncentration und Beweglichkeit der phyſiſchen Staatsfräfte nach Außen 
überlegen. Diefe Ueberlegenheit nimmt indeſſen ab, ſobald vie friedlichen Mittel 
des Handeld und des geiftigen Verkehrs in den Vordergrund treten, an denen 
audy die Individuen ihren jelbftftändigen Theil haben. Die Demokratie ift beſſer 
für ven Frieden und frieplihe Mittel der Ausbreitung ihres Einfluffes, als für 
den Krieg ausgeftattet. 

IV. Bedeutung der Demokratie für die europäifhen Zuftände. 
Die repräjentative Demokratie ift gegenwärtig nur in einem jehr Heinen Theile von 
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Europa, hauptſächlich in dem centralen Gebirgslande der ſchweizeriſchen Eidgenoſſen— 
ihaft als Staatsform anerkannt. Sie bat daſelbſt einen natürlidien Boden und 
entſpricht den geſchichtlichen Bedingungen und den Kulturbebürfniffen viefer Völker— 
haften. Es zeigen ſich da feinerlei Triebe nod Neigungen zu einer Umgeftaltung 
viefer Verfaffung; alle Parteien find mit ihren Grundgedanken einverftanden und 
ftreiten fih nur um die Art ihrer Ausbildung und Durchführung im Einzelnen. 
Es gehört überdem zu den Eigenthümlichkeiten der jchweizeriihen Demokratie, daß 
fie fich fehr wenig um die auswärtige Politif befümmert. Ihr politifches Leben ift 
auf ihre innern Angelegenheiten befchränft. Sie hat weder die Madt noch das 
Streben, ihr Verfaſſungsſyſtem über ihre Grenzen hinaus auszubreiten, fie ver: 
fährt in feiner Weiſe propagandiftiih. Auch die große nordamerikaniſche Republit 
übt bis jegt und wohl noch auf längere Zeit hin keinen unmittelbaren Ein- 
fluß auf die Berfaffungszuftände Europas aus, Man kann nicht fagen, daß bie 
monarhifhe Staatsform, welche faft in ganz Europa herrſcht, von den beftehen- 
ven Demofratieen außer ihr bedroht fei. 

Wenn veffenungeachtet jowohl von Freunden als von Gegnern der repräfen- 
tativen Demokratie häufig bald die Hoffnung, bald die Beſorgniß ausgefproden 
wird, daß das alte monarchiſche Europa einer vemofratifhen Umpgeftal- 
tung entgegenreife, jo wird diefe Meinung vornehmlid auf die innern Volks— 
zuftände dieſer Staaten begründet. Sie ftügt ſich zunächſt auf die beachtenswerthe 
Erſcheinung, daß die großen revolutionären Erſchütterungen, welde die europäi- 
ihen Staaten einer nad dem andern während des legten Jahrhunderts erfahren 
haben, vorzugsweife einen demokratiſchen Charakter gezeigt haben. Die Frage ift 
ernft genug, um zu forgfältiger Prüfung aufzufordern. 

Um fid) bier vor Abwegen zu hüten, muß man zweierlei Vorftellungen, 
die leider mit dem gleihen Worte Demokratie bezeichnet werden, ſcharf 
auseinander halten. Wie man unter dem Ausdruck Ariftofratie bald die hervor: 
ragenden höhern Klaffen der Bevölkerung, abgejehen von der Staatsform, bald 
die ariftofratiihe Staatsform verfteht, in welder jene hervorragenden Klaſſen 
die Regierung befigen (j. Bd. I. ©. 332), fo verfteht man unter dem Worte 
Demokratie bald die politifch freien und zur Theilnahme an den öffentlichen 
Angelegenheiten berechtigten großen Bolfsftände und die Inftitutionen, 
welche veren politifhe Berechtigung fihern, bald vie demokratiſche 
Staatsform, in welder die Boltsmehrheit herrſcht. Es ift einleuchtend, 
daß die Demokratie in erfterem Sinne auch in einer ariftofratifchen oder monar— 
chiſchen Staatsform wohl beftehen kann, währen die Demokratie in letterem 
Sinne jede andere Staatsform ausſchließt. So lange die demokratiſchen Elemente 
in der Gliederung und in den Einrichtungen des Volks einer höhern ariftokrati- 
ſchen over monardifhen Gewalt untergeorbnet bleiben, jo lange vertragen fie fich 
mit der Ariftofratie oder mit der Monardie; wenn fie fi aber der oberften Ge— 
walt völlig bemächtigen, jo geht die Staatsform in die eigentliche Demokratie 
im zweiten Sinne über. 

Jede unbefangene Prüfung der modernen europäifchen Zuftände führt aller 
dings zu dem Refultate, daß die Stärke des vemofratifhen Elements in 
dem Bolfsleben, d. h. die Demokratie im erften Sinne, ſehr beveutend zu— 
genommen babe. An welder Stelle wir immer die Sonde anlegen, überall treffen 
wir auf die nämlihe Erſcheinung, in materiellen wie in geiftigen Beziehungen, 
in den Inftitutionen wie in ihrer Yortbildung. Grinnern wir uns an einzelne 
Dauptmomente, die leicht vermehrt werden fännten: 
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1) Die ganze Geiſtesbildung der Zeit hat ein mefentlich bürgerliches 
Gepräge. Die Zeiten, in denen die höhere Bildung ein Vorrecht der Ariftofratie 
war, find längft hinter und; der Weg zu ihr ift Jedermann geöffnet. In den 
äußern formen des geſellſchaftlichen Benehmens werben die Unterfchiede der Ge- 
burt noch gelegentlih fühlbar und fichtbar; das Wefen der Bildung aber, bie 
Erhebung des Geiftes und das Verftänpniß der heutigen Givilifation ift ein Ge— 
meingut vorzüglich des Meittelftandes geworden. Der Sohn des Handwerfers oder 
des Bauern, wenn er individuell begabt ift und ven erforberlichen Fleiß ver: 
wendet, kann faſt eben jo leicht vie Höhen der heutigen Bildung erfteigen, als 
ver Sohn des Gutsherrn oder des Gelehrten. Die Refultate der Wifjenfchaft 
werden in taufend Kanälen aud den untern Klaffen zugeleitet. Die Wirfung der 
Volksſchulen war in feinem Zeitalter größer und ausgedehnter als gegenwärtig. 
Die Ausbreitung der populären Literatur bat in einer Weife zugenommen, vie 
vor hundert Jahren noch Niemand für möglich gehalten hat. Gute und fchlecdhte 
Schriften werben mafjenhaft ausgeftreut und gelefen. Wie man immer den geiftigen 
und moraliihen Gehalt viefer Fiteratur und Bildung beurtheilen möge, die That- 
ſache der Verbreitung ſelbſt ift umbeftreitbar, und daß durch fie das Selbſtge— 
fühl aller Klaſſen angeregt werde, unleugbar. 

Aber auch in dem Inhalt viefer Literatur ift ein ftarfer demokratiſcher 
Zug nit zu verfennen. Mit Recht hat man ſchon oft: bemerft, daß die franzö- 
ſiſche Literatur fogar unter Ludwig XIV. mit Vorliebe demokratiſche Gedanken 
verfochten und verherrlicht habe. Bevor vie Ideen der Gleichheit und Freiheit in 
der franzöfifchen Revolution ihre heftige Gewalt über die Gemüther bewährten, 
waren fie in einer Menge von Schriften und in unzähligen Formen in dem 
Leſepublikum verbreitet und von demſelben begierig erfaßt worben. 

Ale wiffenfhaftlihe Forſchung muß prüfend, d. h. kritifch verfahren und bie 
Kritik erneuert beftändig den Kanıpf mit den hergebrachten Autoritäten. Auf allen 
Gebieten und nad) allen Richtungen bat die wiſſenſchaftliche Kritif ihre ſcheidende 
Macht geübt und zahlreihe und große Erfolge erfämpft. Der Glaube an die über- 
lieferten Autoritäten ift in Folge deſſen in weiten Kreifen vielfach erſchüttert worden, 
und das Bewußtjein der geiftigen Freiheit in alle Schichten der Bevölkerung ein— 
gedrungen. , 

Auch die pantheiftifche Richtung, welche jowohl in der Philofophie als in 
der Viteratur, vorzüglih in Deutjchland wie in Frankreich, überhand genommen 
bat, ift der demofratiihen Entwidlung günſtig. Der Pantheismus betrachtet die 
gefammte Welt als eine Einheit und alle Menſchen als Emanationen der gemein- 
jamen Weltfeele over als Entwidlungen der gemeinfamen Materie; er ift die Ver— 
bindung Aller zu Einem Ganzen wie die Demofratie die Verbindung Aller zum 
Staat ; er erniebrigt das Höchſte und erhebt das Nieprigfte. Die Demokratie wurde 
jo zum geheimen Ideal fogar Vieler, welche durch vie hifterifhen Bedingungen 
ihrer Eriftenz auf Anerkennung und Verteidigung anderer Staatsformen ange: 
wiefen waren und dieſe Pflicht treu erfüllten. 

Die hriftlihe Religion hatte von Anfang an einen demokratiſchen Zug 
in fi, indem fie die Menſchen ſich als Kinder Gottes und als Brüder betradhten 
lehrte. Diefer Zug der Brüderlichkeit ift in unferer Zeit mächtiger geworben 
als während des Mittelalters, welches die höhere Autorität der Geiftlichkeit und 
damit ihre ariftofratiiche Erhebung über die Laien energijher betont hatte. 

Selbft die Vorliebe für ven Individualismus, ver unfere Zeit fennzeich- 
net, verftärkte die demofratiihe Strömung, ungeachtet der Invividualismus an 
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fi nichts weniger als demokratiſch ift, indem ev die Mannigfaltigfeit der indivi— 
vuellen Begabung und nicht die Gleichheit, ſondern die Verſchiedenheit der Judi— 
viduen zum Bemwußtjein bringt. Er verftärkte fie trotzdem dadurch, daß er das 
Selbftgefühl aller Individuen, folglich aud der Maſſen jteigerte. 

2) Diejelbe Erfcheinung zeigt fih in ver Ausbildung des Privatredts 
und der Bermögensverhältnifie. Gerade die auf Gleichheit berechneten Be— 
griffe des römischen Rechts fanden die allgemeinfte Aufnahme. Das deutſche Recht 
des Mittelalters hatte die ftändifchen Unterfchieve vorzüglich beachtet und geſchärft, 
das römifche Recht aber hatte ein allgemeines plebejiihes Gepräge erhalten; es 
war ein Bürgerliches Recht im fpecifiihen Sinne des Wortes. Die Veräußer- 
lichkeit und Theilbarteit alles Cigenthums, auch des Grundeigenthums, und die 
gleiche Erbtheilung unter Söhne und Töchter wurden auch in die neuere Geſetz- 
gebung und in die Praris eingeführt. Die feudalen und bäuerlihen Inftitutionen, 
welche viefen Grunpfägen widerſprachen, wurden größtentheils zerftört, überall die 
freie Bewegung des Handels und Verkehrs befördert. Damit harmonirten bie 
Theorieen der Nationalötonomen , fo ſehr fie auch im Ginzelnen unter einander 
über Principien ftritten. Das Leben folgte der Theorie und offenbarte die riejen- 
hafte Macht, welde ven neuerdings ermwachten Ideen bürgerlicher Freiheit nnd 
Gleichheit innewohnte. Die ganze induſtrielle Entwidlung der neuern Zeit ift auf 
die Mafjen berechnet. Indem fie ven Maſſen dient, zieht fie aus den Maffen ihre 
Kräfte. Auch Die neuen Grfindungen wirkten vorzugsweife in die Breite und be- 
reiherten den allgemeinen Lebensgenuß. Die Rechte und der Wohiftand der mitt- 
lern und untern Volksklaſſen find gegenwärtig trog aller Mängel größer ala wäh— 
rend des ganzen Mittelalters, die der untern Volfsflaffen weit größer als jemals 
in der Weltgeſchichte. 

3) Man kann fi nicht verwundern, wenn die Maſſen unter dem Einfluße 
ſolcher Ideen und unter der Vorausfegung folder focialen Zuftände aud ein Ge- 
fühl ihrer Macht befamen. Gigenwilligfeit, Seubftfucht, Herrſchſucht find Nei- 
gungen, die fi in allen Klafjen ver Gefellichaft finden, alfo auch in den Majien. 
Bon Zeit zu Zeit verfuchten viejelben ihre Kraft, zumal in Momenten der Gäh— 
rung oder der Noth, und da fie ihren Willen dann meiftens durchſetzten, fiengen 
fie an ſich für ummiverftehlich zu halten und bemächtigten ſich momentan aller 
Herrihaft im Staate. In folhen Zeiten wurde es wohl auch in alten Monar- 
chieen verfucht, die Demokratie als Staatsform einzuführen. Es ift nit unmöglich, 
daß ähnliche Verfuhe auch in Zukunft fich wiederholen werden. Das Vertrauen 
der Maflen auf ihre Stärke und Macht ift nicht gebrochen, weil die Urjachen, 
worauf es ſich ftüßt, fortwirken und zahlreiche hiſtoriſche Greigniffe für die Mög- 
lichteit einer momentanen Mafjenherrichaft zeugen. 

4) Derartige Gefahren erjcheinen um fo größer, wenn man bevenft, wie 
ſchwach gegenwärtig die ariftofratiihen Bolkselemente find, welde be 
rufen wären, das Uebermaß demofratifher Bewegung zu hindern. Wo fie aber 
ausnahmsweiſe noch mächtiger erjcheinen, ift doch nirgends ein berubigendes Ver— 
hältniß organifcher Ergänzung bergeftellt. Vielmehr wird gerade da der Haß ver 
mittleren und untern Klaffen wider die ariftofratifchen Elemente neuerdings groß 
gezogen durch die unverftändige Art, wie eine künftlich geftärfte Ariftofratie nicht 
wider die Ausihweifungen der Menjhen in ver Zeit, fondern wider den Zeit- 
geift ſelbſt und nicht blos wider die Volksherrſchaft, jondern auch gegen die Volks— 
freiheit anfämpft. 
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Auf der andern Seite jpredien aber auch eine Reihe gewichtiger Gründe 
gegen die Wahrjcheinlichkeit einer demokratiſchen Umgeftaltung Europas : 

1) Die Beweistraft der obigen Gründe für jene Wahrſcheinlichkeit wirb ſchon 
durch eime biftorifche und eine principielle Erwägung bedeutend geſchwächt. Durch 
die hiftorifhe Erwägung, daß alle civilifirten Völfer Europas vom Anfang ver 
Geſchichte an verſchiedene politifche Elemente in ſich tragen und regelmäßig ein 
Element durch das andere befchränkten. Während ver ganzen römifhen Geſchichte 
war das demokratiſche Element auch in dem römifchen Bolksförper ftarf, aber zur 
Zeit der Nepublif blieb es doch dem ariftokratiihen, zur Zeit des Kaiſerthums 
dem monarchiſchen Elemente untergeorbnet. Die Geihichte der germanifhen Völker 
zeigt anfänglich ein ftarfes demotratifches Element, aber in Verbindung mit einem 
angejehenen fürftlihen Element; dann währen? res Mittelalters Schwächung des 
demokratiſchen, aber Verbindung des ariftofratifchen mit dem monarchiſchen Ele— 
ment, endlich gegen die moderne Zeit hin Schwähung der Ariftofratie und wech— 
jelfeitige Erhebung des monardifhen und demokratiſchen Elements. Aus dem Da- 
jein und dem Wachsthum des demokratiſchen Elements folgt alfo nicht nothwendig 
der Untergang der andern Elemente, am wenigften der des monarchiſchen; prin- 
cipiell aber find die Begriffe Volksrecht und Volksfreiheit auf ver einen Seite, 
Einheit und Macht der Dürigfeit auf ver andern, vd. h. demokratiſches Element 
und Monardie, keineswegs widerſprechend. 

2) Für die Fortdauer der Monardie in Europa fpricht voraus die Macht 
ver Geſchichte. Die Gefhichte Nordamerikas ift ſeit Jahrhunderten überwiegent 
demokratiſch, die europäiſche feit faft zwei Jahrtaufenden überwiegend monarchiſch. 
Die europäifchen Völker find monarhiih erzogen. In ihren Gewohnheiten, in 
ihren Anſchauungen und in ihren Gefühlen übt das monarchiſche Princip eine 
große, Vielen unbewußte Macht aus; die monarchiſchen Inftitutionen erjcheinen 
nicht als etwas Fremdes, fie find verwachſen mit dem ganzen Bollöleben. Die 
neuern Grfahrungen find nicht geeignet, dieſes hiftorijche Princip zu läugnen oder 
zu ſchwächen. Der Entwidlungsgang ver franzöjiihen Revolution zeigt eher für 
als gegen feine Macht. Zwar wurde mehr als einmal die Demokratie als die mo— 
derne Staatsform proflamirt und vie Monarchie abgeſchafft; aber nad) kurzer Frift 
wurde immer wieder dem hiftorifchen Charakter des Volks gemäß die Monardie 
neun aufgerichtet. Mögen die politifchen Ideen der Frauzoſen gegenwärtig auch de 
mokratiſch jein, ihre Erfahrungen jchreden von der Demokratie zurüd. An die 
furzen Perioden der Maffenherrfchaft find düſtere Erinnerungen an rohe Gemalt- 
that, Lähmung des Krevits, an innern Nuin und äußere Ohnmacht. gefnüpft. 
Wenn dagegen die Nation ihrer Größe und Madıt mit Stolz gedenkt, jo erinnert 
fie an die Zeiten großer Monarchen. 

3) In dem alten Europa erjcheint die Ungleichheit auch ver focialen Ver— 
hältniffe fo groß, daß eine auf Gleichheit gebaute Staatsform fofort hur Lüge 
witrde. Die jocialen Gegenfäge in der europäiihen Bevölkerung zu gleichzeitiger 
Herrfchaft berufen, hieße einen innern Bürgerkrieg entzünden. Sollen fie' frieblid) 
in den engen Räumen neben einander beftehen, fo bebürfen fie einer ftarfen obrig- 
feitlihen Gewalt, die über ihnen ift und ven Frieden ſchützt. 

Der größte, ver vierte Stand, hat wohl auch ein Intereffe an der Bolls— 
freiheit, aber keines, die Monarchie mit der Demokratie ald Staatsform zu ver- 
tauſchen. Da er niemals felbft regieren kann, fo hieße das an ver Sielle des 
einen Fürften ſich den zahlreihen vritten Stand zum Herrn fegen. Der vierte 
Stand hält vie Monarchie, wenn fie nicht felbft ihn vom ſich ſtößt. „Die Krone 
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und der vierte Stand fin aufeinander angewiefen". (fr. Rohmer). Selbft ver 
dritte Stand, der zunäcft die Ausficht hätte, in der repräfentativen Demokratie 
die Regierung zu übernehmen, ift durch die Erfahrung der Revolution ſcheu ge- 
worden. Der Glaube an eine göttliche Autorität der Könige ift zwar geſchwunden, 
aber vie Ueberzeugung allgemeiner geworben aud in dem dritten Stande, daß bie 
öffentlihe Orbnung und die allgemeinen Intereſſen dauernder und beffer in Ver— 
bindung mit der Monardie als ohne die Monardie zu hüten jeien. 

4) Um eine Republif zu gründen und zu behaupten, find demokratiſche An- 
fihten und Neigungen durchaus ungenügend, republifanifher Charakter und 
republifanifche Thatkraft und Opferbereitwilligkeit unentbehrlih. Diefe aber find in 
dem monardifhen Europa nirgends oder nur in fo vereinzelten Ausnahmen zu 
finden, daß die pofitive Ausnahme die negative Negel betätigt. Diejer Haupt: 
mangel macht zwar nicht vorübergehende demofratifhe Revolutionen unmöglich, 
aber er hindert die Fortdauer ber defretirten Demokratie. Diefe findet, unhaltbar 
wie fie für ſolche Völker ift und ausjchweifend wie fie wird, ihr natürlihes Ende 
in einer neuen gewaltjamen Koncentration der Monarchie. 

Ziehen wir als Nefultat diefer politifhen Erwägungen einige Schlüffe: 

a) Cine blinde Feindſchaft der Regierungsgewalt gegen das vemofratijche 
Element in dem Volkskörper ift nicht im Intereffe ver Monarchie. Der Verſuch, 
dasfelbe zu unterbrüden ift im Widerſpruch mit der ganzen Kulturentwidiung des 
neuen Guropa und mit der Bewegung der Zeit. Er wird daher immer unglädlid 
enden für die, welde ihn wagen. Er fünnte nur gelingen, wenn bie beften Volls— 
kräfte zerbrodhen und aufgerieben würben ; die Folge wäre daher immer die Schwä- 
hung und der Ruin des ganzen Staats; der bloße Verſuch ſchon erzeugt Miß- 
ftimmung und Gefahr. Bon jeher haben Demagogen den Glauben zu verbreiten 
gefucht, daß Volksrecht und Volköfreiheit den Fürften verhaßt feien und nur durch 
Volksherrſchaft gefichert werden. Die monarhifhen Regierungen haben -ein drin— 
gendes Interefje den Demagogen dieſes Reizmittel aus den Händen zu winben, 
indem fie felbft die Volksrechte ausbilden und die Volksfreiheit ſchützen. 

b) Indem die Monarchie das demokratiſche Element in feiner natürlichen 
Berehtigung muthig anerkennt, findet fie,felbjt in ihm ihre ficherfte Stüge und 
bat zugleih vie Macht, ver Ueberjpannung und Ausſchreitung dieſes Elements 
durch ihre organifhen Ordnungen zu wehren. Dasjelbe Gewäfler, das in wildem 
Andrang die Felder überfhwemmt und die Kulturen zerftört, dient in geregeltem 
Taufe der frievlihen Schifffahrt, den fleißigen Gewerken und der Befruchtung der 
Wiefen. Die politifche Aufgabe auch in dem monardifhen Europa ift alſo nicht 
die Unterbrüdung, fondern die rihtige Organifirung und Bead- 
tung der demokratiſchen Elemente. 

Literatur. Außer der zu dem Artikel Ariftofratie angeführten älteren Lite 
ratur fommen für die neuere Entwidlung der Demokratie befonders in Betradt: 
im Allgemeinen ver Artifel von Rotted im Staats-Lexikon. Als Hauptwerk 
für Amerifa: M. de Tocqueville de la d&mocratie en Amerique. 13. Edition. 
Paris 1850. 2 Bde. Ed. Laboulaye histoire politique des Etats-Unis. tom. 1. 
Histoire des Colonies. Paris 1855; für die Schweiz: Cherbuliez, de la 
demoerati® en Suisse. Paris 1843. 2 Bde. Bluntſchli, Gefchichte des ſchwei— 
zeriihen Bundesrechts. Zürich 1849; für Franfreih: Guizot de la democratie 
en France. Paris 1849; für Deutſchland: Gervinns Einleitung im die Geſchichte 
des meunzehnten Jahrhunderts. Leipzig 1853, und Zöpfl, die Demokratie in 
Deutihland. Stuttgart 1853. (Die drei zulegt genannten Schriften find weſentlich 
politiſche Flug: und Parteiſchriften). Bluntigli. 
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1. Denunciationspflidt. Die Denunciation begangener ſowohl ala be- 
abfihtigter Verbrechen wird von Älteren und neueren Strafgejegen unter gewiſſen 
Borausfegungen als eine allgemeine bürgerlihe Pflicht behandelt und deren 
Uebertretung mit Strafe bedroht. Ueber ven Umfang viefer Pflicht hat jedoch von 
jeher eine weit gehende Meinungsverjchiedenheit geherrſcht, die auch in ven neueften 
deutihen Staatsgeſetzgebungen feineswegs ausgeglichen ift. 

Die Doltrin ftellt zuweilen die Eriftenz einer ſolchen Rechtspflicht, und folg- 
ih vie Befugnig der Staatsgewalt, Demunciationen unter Strafandrohung zu 
fordern, ganz in Abreve. Welder, (Staatsleriton, Artifel Anzeige) fagt: „Das all- 
gemeine Rechtsgejek kennt feine Verpflichtungen zu bejonderen pofitiven Hand— 
lungen, melde eine Perjon nicht dur ihre Erklärung oder durch ein befonberes 
pofitives Thun übernahm.” Hepp (Archiv des Kriminalrehts, 1837 ©. 30 ff.) 
fieht gleihfalls in dem Grundſatz der Denunciationspflicht eine durch die Unvoll- 
fommenbeit der früheren polizeilihen Anftalten bervorgerufene Vermengung des 
fittlihen und rechtlichen Gebietes ; Köftlin (Syftem des Strafrechts I. 8. 95) nennt 
die Aufftellung jenes Grundſatzes eine Unmürdigfeit. Zwar fcheiden vie letge- 
nannten Scriftfteller fehr beftimmt ven Fall aus, wo der Mitwiffer eines ftraf- 
baren Vorhabens die Ausführung veflelben vorſätzlich durch feine Unthätigfeit 
beförbert, jei es, daß er Berfchwiegenheit ausdrücklich zugefichert hat over nicht !). 
In folhen Fällen wird fein Verhalten als ftrafbare Beihülfe oder Begünftigung 
allgemein anerfannt. Ebenjowenig find jene Einwendungen gegen die Strafbarfeit 
von Beamten gerichtet, die durch die Nichtanzeige beabfichtigter oder begangener 
Verbrechen eine fpecielle Dienftpflicht verlegen. 

Aber auch über die Grenzen diejer Fälle hinaus kann die abfolute Unzuläf- 
figteit einer durch Strafdrohung aufrecht erhaltenen Denunciationspfliht faum be- 
hauptet werden. Gin Staat, der von jeinen Angehörigen nur Unterlafjungen, fein 
pofitives Handeln forderte, oder die Erfüllung der Anſprüche, die er an ihre aftive 
Thätigfeit macht, in das Belieben der Einzelnen ftellte, hat nie eriftirt und Fönnte 
nicht eriftiren. Aktives Zuſammenwirken der Kräfte ift vielmehr die Bedingung 


ı) In Würtembera wurde durch ein Geſetz vom 13. Auguft 1849 die übermäßige Ausdeb: 
nung, welche dat Strafgeſetzbuch der Denunciationspflicht gegeben batte, erbeblih einge- 
fchränft. Gegen eine vollftändige Abichaffung derjelben, Beau. in Bezug auf buchwerrätberitche 
Unternehmungen, batte fih Römer als Borftand des AJuftigminifteriums u. a. in folgenden 
Worten erflärt: „Wenn eine Verſchwörung eingegangen, ein Angriff beichlofien ift, jo zieben die 
Internebmer Andere nur darum ins Geheimniß, weil fie Beiftand und Rath von ibnen hoffen, 
weil fie ähnliche Gefinnungen bei ihnen vorausiegen. Würde nun der Artikel 143 aufgehoben, 
fo blieben alle Angegangenen ftrarlo®, jo lange fie fich nicht ausdrüdlih für die Unternehmung 
erflärt baben. Gin Emmiſſär fünnte eine Menge Leute auf den Ausbruch vorbereitet 
baben; fie fünnten boffnungsvoll auf den Ausbruch warten, obne daß er einmul ein Wort der 
Abmahnung oder ein Hinderniß von diefen »GSefinnungstüctigen« erfahren hätte, weil fie ſelbſt 
nichts riefiren,, fo lange fie nicht zufagen.« Gegen dieſe aus dem Leben gegriffene Darftellung 
ift nur gu erinnern, daß ein unbefangenes und nicht an formale Bemweisregeln gebundenes Ge: 
richt hd nach Erwägung aller Ilmftände jebr oft für berechtigt halten wird, den Mitwifienden, 
der weder abgemabnt, noch einen jonftigen Schritt zur Berbindernng getban bat, der vorfäß: 
lichen Beibülfe fchuldig zu erflären. In ſolchen Fällen liegt mit andern Worten gewöhnlich 
eine ftrafbare Unterlaſſung auc dann vor, wenn das Geſetz feine Denunciationspflicht ftatuirt 
hat; nur die Beweisführung bietet allerdings von dem eriteren Standvunft aus aröhere Schwie: 
rigfeiten. 
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feines Dafeins, die fih 3. B. (von hundert anderen Beifpielen abgefehen) in ver 
Zwangspflicht zum Kriegsvienft praftifch Außer. Das Streben, jede pofitive An- 
forverung des Staates an feine Angehörigen zurüdzuweifen, entfpringt zum Theil 
einer wohl erflärlihen Furt vor den Mißbräuchen des „Polizeiſtaates“, zum 
Theil aber auch der Gewöhnung an den modernen Beamtenftaat, ver alle Thä- 
tigkeit für das Ganze dur fein Beamtenthum verrichten will. In England, wo 
jene Furcht ferner liegt und dieſer Auswuchs der Staatsentwidlung unbelannt ift, 
wird es für kein Unrecht erachtet, wenn vie Staatsgewalt zeitweilig Taufende von 
Bürgern nöthigt, ſich als Specialtonftabler mit der Verhinderung von Verbrechen 
und Rubeftörungen, jelbft mit Verhaftungen und andern Funktionen im Dienfte 
des Gejeges zu befallen 2). Inwieweit num der Staat wohlthue, die zur Erreihung 
feiner Zwecke erfornerlichen Leiftungen der Gefammtheit der Bürger anzufiunen, 
inwieweit er beffer thue, fie jeinen Beamten allein zu übertragen, ift eine frage 
der Politif, nicht des Rechtes und es giebt für ihre Beantwortung fein allgemein 
durchgreifendes Princip. Die Aufftellung der Denunciationspflit ift weder unter 
allen Umftänvden löblid, noch unter allen verwerflid. 

Allerdings wird aus Gründen, auf die wir unten zurüdtommen, die Ber- 
bindlichkeit zur Anzeige des Verbrechers nach vollbradter That am beften 
ganz befeitigt. Ueberdies gilt für beide Fälle — die Denunciation von beabſich— 
tigten und von ansgeführten Verbrechen — die gemeinfhaftliche Bemerkung, daß 
die Denunciationspfliht der Bürger um fo mehr befchränft werden kann, je ent- 
widelter die polizeilichen und gerichtlihen Anftalten zur Berhütung und Verfol— 
gung ftrafbarer Handlungen find, und daß dieſe Pflicht um jo mehr bejchräntt 
werden muß, je weniger ein Bolf durch feine Inftitutionen überhaupt gewöhnt 
worden ift, an ven öffentlichen Angelegenheiten thätigen Antheil zu nehmen. Diefe 
beiden Erwägungen weifen für das heutige Deutichland im allgemeinen auf eine 
engere Begrenzung der Denunciationspfliht hin. Auch darf bei Feſtſetzung des 
Strafmafes nie überjehen werden, wie weit das Verfchulden, das hier zu ahnden 
ift, hinter vem Verſchulden des Berbrechers zurüdbleibt und welche Selbftüber- 
windung der Staat feinen Angehörigen, indem er ihnen jene Pflicht auferlegt, 
nicht felten anſinnt. — Was nun insbeſondere 

a) die Anzeige beabjihtigter Verbrechen betrifft, fo hat der Staat nur 
ein Interefie an deren Verhütung, gleichviel ob dieſelbe durch Denunciation bei 
ven Behörden, durch Warnung der Bedrohten, durd unmittelbar hinderndes Ein- 
fchreiten oder Abmahnung von dem ftrafbaren Vorhaben bewerfftelligt wird. Dem- 
gemäß überlaſſen es auch vie Gefege, ſoweit fie die Nichtverhinderung von Ber: 
brechen überhaupt für ftrafbar erflären, der Wahl des Mitwiffenden, feine Pflicht 
durch Denunciation oder auf jede andere wirffame Art zu erfüllen. Nur jelten 
führt daher dieſe Pflichterfüllung zu der Nothwendigfeit, einen in der Borberei- 
tung oder Ausführung begriffenen Verbrecher den Gerichten zu überliefern. Rath— 
ſam ift es aus den oben angeführten Gründen, die Verhinvderungspflicht micht zu 
weit auszudehnen und namentlich würde fie, auf Uebertretungen ver geringfügigften 
Art erftredt, eine umleidliche, zu dem öffentlichen Intereffe nicht mehr im Verbält- 
niß ftehende Beläftigung mit ſich bringen. Die meiften Strafgefegbücder haben 
dieſe Rückſicht auch feftgebalten, mehrere ver neneren eine VBerhinderungspflicht nur 


2) Die ſpecielle Ärage der Denunciationspflicht ftebt in England unter dem Einfluß des dert 


noch ai Privatanklage-Svſtems. Val. Hepp im Archiv des Kriminalrechts. 1849, 
S. 1t1. fr, 
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noch für die ſchwerſten Fälle ſtatuirt und auch hier Beichtväter und nähere Ver— 
wandte wenigitens der Verbinvlichleit zur Anzeige entbunden. Zugleich wird 
vorausgefeßt, daß die Anzeige oder fonftige Einfchreitung nicht mit perfönlicher 
Gefahr verbunden jei. 

Diefe Beſchränkungen find invefjen, wie ſchon oben angedeutet wurde, ohne 
Geltung für das dolofe Geſchehenlaſſen einer That, an deren Verübung der Mit- 
wiſſende eigenes Interejje hat. Nah der Natur ver Sahe, wie nach den meiften 
Strafgefegbüchern wird dies in allen Fällen als Hilfeleiftung zum Berbrechen 
aufgefaßt und beſtraft. 

b) Stärferem Wiperftreben als die Pflicht zur Anzeige beabjichtigter Ver— 
brechen begegnet ein Zwang zur Anzeige des Thäters nad vollbradter That. 
Die allgemeine Menſchenpflicht, ein bevorftehendes Unglüd abzuwenden, ift ver 
Mehrzahl ver Menihen unendlich verſtändlicher als die politifche Pflicht, zur 
Handhabung der Gerechtigkeit im Staate mitzuwirken. Zwar fordert der Staat 
auch die Hinderung bevorftehender Verbrechen zumächft nicht aus dem Geſichtspunkt 
ver Menjchenliebe — in dieſem Fall würte ihm die Verwechslung der rechtlichen 
und rein fittlihen Sphäre von den Gegnern der Denunciationspfliht mit Grund 
zum Vorwurfe gemadt —, fondern er forbert fie als Mithülfe zur Erfüllung 
feiner gleihfalls politifchen Aufgabe: der Sorge für das öffentliche Wohl. Aber 
der Einzelne fügt fich bereitwilliger vdiefer Forderung, wenn er dem politifchen 
Motiv ein fittliches unterfchieben kann und dies gelingt ihm leichter bei der An— 
zeige eines bevorftehenven als bei der eines ſchon vollendeten Verbrechens. 

Hiezu fommt ein zweites und gegrändeteres Bedenken gegen dieſe letztere 
Swangspflidt. Die befte Anwendung des trefflichiten Strafgeſetzes geräth dennoch 
nicht felten mit dem Rechtsbewußtſein des Volkes in einen Konflikt, der zumeilen 
erft durch Begnadigung, zuweilen gar nicht gelöft wird. Solde Konflikte treten 
um jo häufiger ein, wenn vie Rechtspflege mangelhaft, das Geſetz im Ganzen 
oder in einzelnen Beftimmungen ſchlecht, veraltet, graufam ift. Das bayerijche 
Strafgeſetzbuch von 1813, in der Geſchichte des Kriminalrehts als Meiſterwerk 
anerfannt, hat dennoch für das Vorkommen folder Konflifte manchen treffenden 
Beleg geliefert. Ueberdieß ermwedt häufig vie Perfönlichkeit des Verbrechers, bie 
Betrachtung feines Seelenzuftandes und der Motive feiner That, ein menjchliches 
Mitgefühl, das eben fo berechtigt ift, wie anderſeits die Strenge des richterlichen 
Urtheils. In jedem von dieſen Kollifionsfällen muß der Beamte fein Rechtsbe— 
wußtfein und menfchliches Gefühl dem Geſetz unterorpnen ; dagegen der Bürger, 
der nicht im demſelben Kreife befonderer Pflichten fteht, dem ſelbſt vie Gelegenheit 
fehlt, fi im jemer fchweren Aufgabe zu üben, darf nicht mit Zwang zu thätiger 
Mitwirkung angehalten werben. Es dürfen nicht Geſetze gegeben werden, deren 
Befolgung nur der Nieverträchtigkeit leicht, einer evleren Gefinnung unmöglich ift. 

Da an eine gejeglihe Ausſcheidung dieſer Kollifionsfälle nicht gedacht werden 
fann, fo bleibt nur übrig, die Denunciationspfliht in der Richtung auf begangene 
Berbrehen ganz aufzugeben. Dies ift, während vie gemeinrechtliche Praxis 
ſchwankte, im preußifchen Landrecht und dem neneren preußiſchen Strafgefeßbud, 
im öſterreichiſchen Strafgefegbub, im baieriihen Entwurf von 1854 und in 
mehreren anderen Staaten gefcheben, nur zuweilen mit dem angemeffenen Borbe- 
halte, ven das mwürtembergifhe Strafgefegbudh in ven Worten ausprüdt: „Doch 
ift ein Jeder, welder den Urbeber eines Verbrechens fennt und weiß, daß ein 
Unfhuldiger wegen bes letzteren in Unterfuhung gezogen, unaufgeforbert zur 
Anzeige des Thäters verpflichtet.“ 
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2. Freiwillige Denunciation. Hat eine Gefeßgebung die Denunciations- 
pfliht in richtigem Umfang aufgeftellt, fo werben vie freiwilligen, über bie 
gefegliche Verbindlichkeit hinausreichenden Denunciationen, die den Behörden zu— 
kommen, in ihrer Mehrzahl aus zweideutigert oder geradezu verwerfliden Beftim- 
mungsgründen hervorgehen. Das Delatorenſyſtem, das den Verfall des römiſchen 
Reichs und den Höhepunkt der franzöfiihen Revolution begleitete, erinnert an bie 
tieffte Entwürbigung der menjhlihen Natur. Die Grundfäge des Rechts und der 
Moral haben keinen Sinn mehr für ein Boll, in dem die Fäulniß des Unter- 
ganges oder die Raferei der politifchen Leidenschaften fo weit gediehen ift, und für 
eine Regierung, in der nicht die übrig gebliebenen Tugenden, fondern die herr- 
ſchenden Laſter des Volkes fich foncentriren. Ungeachtet diefer abjchredenven Erfah— 
rungen und des verdächtigen Charakters der freiwilligen Denunciation kann weder 
die Berüdfihtigung, noch aud die direfte Begünftigung berjelben unbedingt 
verworfen werben : beides ift möglich ohne Gefahr für die Rechtsficherheit und 
die öffentlihe Moral. 

a) Die freiwillige Anzeige bevorftehender oder begangener Verbrechen ift 
ganz fo zu behandeln, wie die gefeglih vorgefchriebene Anzeige. Auch die legtere 
entfpringt unter dem Dedmantel der gefeglihen Nothwendigkeit bisweilen aus 
Rachſucht oder Bosheit; VBorfihtsmaßregeln zum Schute des Angeſchuldigten 
(Ziff. 3) find daher in beiden fällen unerläßlid. Werben fie angewendet, jo 
fann das Motiv des Denuncianten, das ohnehin oft nicht zu ermitteln ift, feinen 
nadhtheiligen Einfluß ausüben. 

Direkte Aufmunterung zur Denunciation dur Verheigung von Belohnungen 
erfcheint nicht als verwerflih, wenn jene Vorfihtsmaßregeln in vollem Maß an- 
gedeutet werden und wenn insbefonvere bei der Verwendung des Denuncianten 
als Zeuge gehörig beachtet wird, daß die Ausfiht auf Gewinn feine Glaubwür— 
digkeit jchmälert oder ganz aufbebt. „Es ift allerdings ein Beweis von höherem 
Rechtsgefühle, wenn aud ohne ſolche Belohnung jeder zur Erhaltung des Rechtes 
das Seinige beiträgt. Allein theils erfordert die Klugheit, daß der Staat die Er- 
fiillung feiner Zwede nidt von einem ungewöhnlichen Grade bürgerlicher Tugend 
abhängig macht; theils ift e8 am fi des Staates nit unwürdig, ſich eine Unter: 
ftügung duch Anerbieten von Vortheilen zu fihern. Seine Ehre befteht in der 
möglichften Erreihung feiner Zwede durd die nöthigen an und für fi erlaubten, 
d. 5. weder unrechtlichen noch unfittlihen Mittel". (Mohl, Präventivjuftiz 
©. 535). 

Dem Denuncianten, ver feldft Mitichuldiger ift, Straflofigkeit ala Be 
lohnung zu gewähren, läßt ſich nur rechtfertigen, jofern die Anzeige vor Vollen— 
dung des Verbrechens erfolgt. Nur dann ift anwendbar, was Mohl (S. 538 
a. a. D.) fagt, die Begnadigung vertrage fi mit der Nechtsivee, weil der An- 
geber durch Hintertreibung des bevorjtehenden Verbrechens einen Beweis feines 
wiebergefehrten rechtlihen Willens ablege. (Bgl. Hepp a. a. O. S. 116 und bie 
dort gegebene Entwidlung der Theorie Bentham’s.) 

b) Die Denunciation von Gejinnungen und von ftrafrechtlich gleichgüle 
tigen Meinungsäußerungen fann in ver Regel nur für eine Staatsgewalt 
von Werth fein, die fi irrig berufen und befähigt glaubt, über Meinungen zu 
rihten wie über Handlungen. Zur Begünftigung folder Denunciationen bat 
daher eine Regierung, die nicht jenem Irrthum verfallen ift, feinen Anlaß, fe 
wenig fie anderfeits verfäumen wird, fich in fteter Kenntnig von der Stimmung 
des Bandes und jener des Beamtenthums zu erhalten. Kommen ihr gleichwohl 
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Sefinnungs-Denunciationen zu, jo wird fie die Wirkungen verfelben den Denun- 
cianten wenigftens ebenjo wie ven Denuncirten fühlen laffen ; denn wenn ber leg- 
tere in feinen Yeußerungen eine mißfällige Oefinnung an den Tag gelegt hat, 
jo befundet der erftere durch die Denunciation felbft regelmäßig eine nieder— 
trächtige Geſinnung. Auch ift vie Regierung, die folhen Denunciationen über- 
haupt Folge geben will, zum mindeften verpflichtet, dem Bezüchtigten dieſelbe 
Möglichkeit ver Bertheidigung zu gewähren und dem verläumderifhen De- 
nuncianten dieſelbe Ahndung widerfahren zu laffen, vie nicht fehlen darf, wenn 
eine ftrafbare Handlung Gegenftand ver Anzeige war. (Ziff. 3.) 

3) Die Garantieen, die im Fall ver geſetzlich vorgefchriebenen wie der frei= 

willigen Denunciation (Ziff. 1 und 2) eintreten müſſen, find vorzüglid folgende: 
. 3) Die Denunciation fann zu augenblidlichen Sicherheitsvorfehrungen, aber 
nur dann zur Einleitung einer Unterjuhung Anlaß geben, wenn ihr Inhalt durd 
die befondere Glaubwürdigkeit des Anzeigerd oder durch die Konftatirung unter- 
ftügender Umftände wahrfcheinlid gemacht ift. Bei anonymen Anzeigen fällt jene 
Glaubwürdigfeit immer weg. 

b) Der Denunciant kann, wenn er von feinen Ausſagen Gewinn (Beloh- 
nungen oder Strafnachlaß) zu erwarten hat, ald Zeuge gegen den Denunciaten 
feine oder nur die bejchränftefte Glaubwürdigkeit in Anſpruch nehinen. Uber aud) 
außer diefem Fall bleibt fein Zeugniß verbädtig, jo lange der Zweifel befteht, 
ob ihn achtbare Motive zur Denunciation (namentli zur freiwilligen) bewogen 
haben. 

ce) Die Vertheidigung wird dem Angeſchuldigten dadurch, daß er von ber 
Perjon des Denuncianten Kenntnig erhält, nicht jelten weſentlich erleichtert. Des- 
halb kann dem legteren Berfhweigung feines Namens nur bedingt und 
unter dem Borbehalt zugefichert werben, daß derſelbe nach richterlihem Ermeſſen 
dem Angeſchuldigten eröffnet werde, ſobald dies irgendwie im Intereffe ver Ver— 
theivigung liegt. Bei anonymen Anzeigen, wo viefe Möglichkeit wegfällt, ift um 
jo mehr Grund zur Behutfamfeit in ver Einleitung des Verfahreus; aud darf 
die Nahforihung nad dem Urheber der anonymen Denunciation unter der 
obigen Vorausjegung nicht verweigert werben. 

d) Falſche Denunciation, und zwar nicht nur die vorfägliche, fondern auch 
die fahrläffige, muß vorbehaltlich des Entſchädigungsanſpruches nachdrückliche Be— 
ftrafung treffen. Es ergiebt ſich hieraus die Nothwendigkeit eines weiteren Vorbe— 
haltes bei Zufagen ver Namensverſchweigung. 

e) Die wirffamfte von allen Garantieen liegt in einer guten Organifation 
des ftrafgerichtlichen Verfahrens. Wenn fih mande Kriminaliften leidenſchaftlich 
gegen jede Denunciationspfliht und noch mehr gegen jede Begünftigung ver frei- 
willigen Denunciation erflärt haben, jo war dies begreiflih angeſichts der er- 
fchredenden Mißbräuche, die in den politiihen Proceſſen der legten Jahrzehnte an - 
ven Tag traten. Die Reform des Strafverfahrens, die Einführung der Münd— 
lichkeit, der Deffentlichkeit und des Schwurgeridhtes, die Aufhebung der gejeglichen 
Beweistheorie hat aber jenen Mißbräuchen eine Schranfe gezogen und die Ver— 
wirflihung der übrigen, zuvor genannten Öerantieen ficherer geftellt. Die Münd— 
lichkeit erleichtert das Urtheil über den Werth, der ven Ausfagen eines Denun— 
cianten beizulegen ift; die Umgeftaltung ver Beweistheorie macht den feitftehenden 
Präfumtionen diefer Wertbihägung, die lieber zu weit als nicht weit genug giengen, 
ein Ende ; die Deffentlichfeit gewährt Schuß gegen leichtfertige Einleitung von 
Unterfuhungen auf Grund leichtfertiger Denunciationen, und anderſeits gegen eine 
dem fittlihen Gefühl widerſtrebende Auffaffung der Denunciationspflict. — 
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Despoptie. 


1) Die Despotie und der Despotismus unterjcheiten ſich wie Staate- 
Form und Charakter. Der Despotismus ift in allen Staatsformen möglid. 
Wo immer eine höhere Gewalt willtührlid und launenhaft in Mißachtung ver 
Rechte Anderer geübt wird, heißen wir fie despotifh, mag viefelbe einem Häupt- 
ling oder einer Ariftofratie, oder der großen Menge zuftehen. Es können daher 
in jeder Staatsverfaflung einzelne despotifhe Handlungen oder Mafregeln vor: 
fonmen und es fann jeve Regierung unter Umftänden despotiſch ausarten. Mit 
Unredt aber nennt man zumeilen jedes energiſche und burchgreifende Verfahren 
der Stantsgewalt vespotifh. Die äußerſte Energie kann auf dem Rechte bes 
Staates ruhen und von dem öffentlihen Bedürfniß gefordert werden, und ver 
dient dann feineswegs mit diefem gehäffigen Namen befledt zu werden. Es beftebt 
daher immer noch ein wichtiger Unterſchied zwifchen abfoluter Gewalt (Band 1. 
©. 11 u. 12) und vespotifcher Gewalt. 

2) Unter der Despotie dagegen verftehen wir eine beftinmte Staatsform, 
in welder Gin Herr (deanorng) alle öffentliche Gewalt ausſchließlich im ſich 
vereinigt und alles nad) jeiner individuellen Willführ beftimmt. Sie kann notb- 
wendig und nüglic fein, aber nur unter der Vorausfegung eines tiefjtehenden, 
paffiven und unfreien Bolfs. Sie kann aber auch die bloße Entartung der Monar- 
hie in Willführherrichaft fein. Die aſiatiſchen und afritanifhen Despotieen fint 
oft Berfaflungen der erften Art, die europäiſchen immer der legten. Als ordent- 
lihe Staatsform ift vie Despotie, wie Wriftoteles ſchon bemerft hat, immer 
barbariich, als Abart (Parekbaſe) immer verdborben. Den civilijirten Bölfern 
ift fie daher mit Recht verhaßt. 

Sie unterfcheivet fih von der Diktatur; denn die Diktatur ift nur Aus- 
nahme; jie will Regel fein. Jene ift in ver Noth, in fchweren Krifen gerecht: 
fertigt; dieſe breitet fi auch in ruhigen Zeiten drückend aus; jene ift worüber: 
gehend; diefe dauernd. Jene erfennt die Rechtsordnung an; dieſe identificirt bie 
Willkür des Herm und öffentliches Recht. 

Im Orient bildet die Desputie den Uebergang aus der Theofratie in 
die Monardie. Sie ift aus beiden Elementen gemifcht. Der Despot will herr: 
chen wie ein Gott und zugleich genießen wie ein Menſch. Abjolutes und ver 
Idee nach göttliches Recht und menfchlihe Willkür fließen in dem Einen Herrn 
in Eins zufammen. 

Die Despotie als Art und vie Despotie als Abart der Staatsverfaflung 
feben ſich jo ähnlich und gehen fo leicht ineinander über, daß die Theorie die 
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beiven Begriffe nur ſchwer unterfcheidet und die Praris überall die Vermiſchung 
beider erfährt. 

3) Gewöhnlich find es überlegene und energiſche Individuen, welde vie 
Despotie im eritern Sinne aufrichten, rüdjichtslofe und gewaltige Naturen, 
die jeden Widerftand breden und unbedingten Gehorfam erzwingen, wilde, Kriegs: 
bäuptlinge oder fanatifche Priefterfürften, zuweilen aud) liftige und falt berechnende 
Herrihlinge, die der dumpfen und feigen Menge imponiren. Es fann vie Des- 
potie dann mit einer gewilfen Größe und Ruhm gepaart fein und der despotifche 
Staat in rafhem Wahsthum fih ausdehnen. Indem fie rüdjichtslos über vie 
Maſſenkräfte verfügt, kann fie Erfolge erfämpfen und Werke, hervorbringen, weldye 
die Mitwelt als ſeltſame Wunder anftaunt. Das Geſetz ift für fie feine Schranke; 
von Rechten Anderer weiß fie nichts, raſch greift fie zur phyſiſchen Gewalt, die 
Furcht fol ihren Befehlen Gehorſam ſchaffen. 

Da die Staatsform felbft auf die Willkür des Herrn und die Furcht 
‚der Untertbanen gegründet ift, jo kennt fie feine Garantieen gegen den Miß— 
braudy und neigt von Natur zur Ausartung bin. Diefe Ausartung zeigt fi ſchon 
häufig in vem Leben ver erften begabteren Gründer vespotiiher Staaten. Ueber- 
mäßige Mecht entfejjelt auch vie böfen Yeidenfchaften des Gewalthabers. Viele 
Despoten, die in ihrer Jugend darnach ftrebten vie Wohlthäter ihrer Unterthanen 
zu werden, find im Wlter unerträgliche Tyrannen geworden. Ihre menjchlichen 
Schwächen werben von ihrer Umgebung ftudirt umd gereizt. Unter dem Schein 
ſtlaviſcher Ergebenheit bemädhtigen fih die Schmeichler und Intriguanten ihrer 
Neigungen und beuten viefelben zu eigener Luft aus. Diefe natürlichen Gebrechen 
der Despotie werden mehr nod unter ven Nahfolgern als unter den Stiftern 
derjelben fihtbar. Montesquieu ift zwar im Irrthum, wenn er das Inftitut 
der Bezire für ein Grundgeſetz ver Despotie erflärt. (Esprit des lois II. 5.) 
Die erften Despoten regieren gewöhnlich ſelbſt ohne ſolche gefährliche Diener, vie 
leicht zu künftigen Herren werden. Aber er deutet durch jene Bemerkung doch die 
wichtige Wahrheit an, daß die Despotie in ihrem Berfolge gewöhnlich zu dieſer 
Inftitution führt, In ven folgenden Generationen geht die urfprüngliche wilde 
Kraft des Despoten in den üppigen und wollüftigen Genüfjen des Hoflebens und 
des Harems unter. Die jpätern Despoten werden häufig Weihlinge und Wüſt— 
linge. Die Regierungsforgen erfcheinen ihnen dann als eine wiverwärtige Laſt, die 
bequemer einzelnen begünftigten Sklaven aufgeladen werde. Die regelmäßige Ge— 
walt wird den Veziren überlaffen und nur ein gelegentliches launenhaftes Ein- 
greifen ven Despoten jelbjt vorbehalten, Und felbft viefer legte vorbehaltene Theil 
der urſprünglichen Geſammtmacht bleibt nur der Form, nicht dem Inhalte nach 
in ihrer Hand. Maitrefien, Günftlinge, zuweilen auch Priefter bemächtigen ſich 
ihrer Yeivenfchaften und ihres Geiſtes, und werben tbatjählih zu Herren des 
Herrn. 

4) Unter allen Staatsformen ift die Despotie jedenfalls die niedrigfte. Die 
Vorzüge ver Theofratie und der Monardie, aus deren Miſchung fie befteht, 
treten in ihr am meiften zurück und bie natürlihen Gefahren jener Staatsformen 
find in ihr am größten. Es ift für den Despoten jelbft ſchlimm genug, daR er 
der einzige beredtigte und freie Menſch in feinem Staate jei. Der 
Genuß ver Willkürherrſchaft wird durch das Gefühl völliger Einſamkeit und 
Bereinzelung getrübt, Die höhern Genüfje des Verkehrs mit jelbftftännigen und 
freien Männern und mit edlen Frauen, und die moralifhen Reichthümer civili- 
firter Bölfer bleiben ihm verſchloſſen. 
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Eine nothwenvige Begleiterin ver Despotie ift die Verächtlichkeit Aller 
außer dem Herrn. Wo der Despot aufhört zu verachten, fängt er an zu fürchten. 
Gerade vie höchſten Kräfte, deren der Menſch fähig ift, die des Charakters und 
des Geiftes, find dem Despoten, wo er fie außer ſich entvedt, verhaßt; denn er 
fieht in ihnen eine Gefahr für feine Herrfhaft. Die von Tarquinius empfohlene 
Marime, die hervorragenden Köpfe niederzufäbeln, ift eine nothwendige Grund— 
marime aller Despotie. Jenes unheimliche Gefühl der unfichern Vereinzelung wird 
aud nicht immer durch die fchmeichleriihe Einbildung, wie ein Gott unter den 
Menſchen zu walten, verbedt. Täglich erinnern die Erfahrungen der menſchlichen 
Deichränftheit daran, daß jene Einbildung nur leerer Wahn jei, und mit jedem 
Schlaf drängt fi das bedrohliche Gefühl ver Ohnmacht auf. 

Aber ſchlimmer fteht es noch mit den Unterthanen; denn vie ganze Verfaffung 
ift auf deren Niedrigkeit gebaut. Die edlern Eigenſchaften des Menſchen wer- 
den von ihr unterbrüdt; nur die fügjamen, paffiven Kräfte gepflegt. Der Menſch 
bat in ihr weder einen innern Wertb noch ein fiheres Recht. Das Maf ver 
Gunft und der Gnade des Despoten gilt als alleiniger Werthmeſſer, finnlicyer 
Genuß als einziges Glüd, und ruhige VBerborgenheit als alleinige Sicherheit. 
Geiftesträgheit wird als Tugend gejhägt und Niederträchtigkeit als Pflichtgebot. 
Eher noch führt Gejchidlichfeit des Yafters als aufftrebendes Verdienſt zur Gunft 
des Despoten und in Folge deſſen zu Reichthum, Anjehen und Macht. Nur eine 
niedrig geartete Bevölferung, in welder die höhern Menſchenkräfte ſchlummern, 
oder wie Ariftoteles es ausprüdt, ein von Natur zur Knechtſchaft beftinmtes 
Bolt, kann fi daher in dieſer Staatsform glüdlidy fühlen. 

‘ 5) Die Hülfsmittel, welde gegen die Uebel dieſer Staatsform aufge- 
boten werben, haben feinen rechtlichen Charakter; denn der Despot hat alles Recht 
verjhlungen. Die ganze Politif in dieſem Staat erinnert eher an tbierifche Zu— 
ftände ald an die Aufgabe des Menfchenlebens. Wenn es zu inneren Kämpfen 
fommt, fo find das nicht Kämpfe der Ideen und ihrer Gründe noch der männ- 
lihen Gefinnung, fondern Kämpfe der Lift und der Brutalität. Wenn vie Ty- 
rannei unerträglid wird, jo bilden ſich dunkle Verſchwörungen und die bedrohten 
oder verlegten Opfer der Despotie ſuchen ihr Heil oder ihre Rache im Mord ves 
Despoten. Sie werben fo des einen Despoten gelegentlih Herr, aber vie Des- 
potie felbft bleibt nad) wie vor. 

Das ift eine der unfeligften Gigenthümlichfeiten der Despotie, daß fie vie 
Möglichkeit jeder Verbeſſerung und jedes Fortichritts aufs äußerſte erſchwert. Sie 
wäre erträglicher, wenn fid die Ausficht zeigte, daß fie nur zur Erziehung ver 
Bölfer diene und auf eine höhere Stufe ver Entwidlung binleite. Diefe Hoffnung 
ift aber im Widerſpruch mit dem Grundcharakter ver Despotie und fie kann ſich 
auch nicht an die hiſtoriſchen Erfahrungen anlehnen. Es geihah nur ganz jelten 
und ausnahmsweife, daß ein wohlgefinnter und weifer Despot durch feine In— 
ftitutionen und Regierungsweije darauf binarbeitete, feine Untertbanen für eine 
höhere Rechtsordnung heranzubilden und dann feine despotifhe Gewalt in eine 
monarchiſche Macht umzugeftalten. Die meiften Despotieen waren zugleich die 
legten Berfafiungsformen ver betreffenden Völker: fie hörten nur auf mit dem 
Untergang des Staates jelbft. Sie wurden faft nie von innen herans 
geftürzt, noch wejentlich verändert, jondern von außen ber unterworfen und 
umgebilvet. Je länger die Despotie in einem Staate fortvauert, um jo tiefer fintt 
die Fähigkeit der gefammten Bevölkerung, und die trägen und feigen Maffen, vie 
fih der Despotie nicht mehr zu erwehren vermögen, werben zulegt auch untang- 


Deutfche. 721 


ih, den Despoten gegen einen fremden Feind zu fügen. Sie haben fogar 
meiftens von der fremden Eroberung eher eine Berbefjerung als eine Verfchlimmerung 
ihrer Tage zu erwarten. Das Ende ver Despotie ift daher gewöhnlich das Ende 
des despotifhen Staats und oft zugleich ein Fortfchritt ver Bevölferung zur Theil- 
nahme an einer neuen und größern Staatenbildung. Slunifchli. 
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Die Germanen erſcheinen bei ihrem erſten Auftreten in der europäiſchen Ge— 
ſchichte in eine Menge kleiner Völkerſchaften zerfahren. Sie ſind in der Sprache, 
in ihren ſittlichen und rechtlichen Grundanſchauungen, in der Religion nahe ver— 
wandt, und die Römer finden dieſe innere Gemeinſchaft wohl heraus; aber dieſe 
Verwandtſchaft tritt nirgends in gemeinſamen, weder in politiſchen noch in reli— 
giöſen Inftitutionen hervor. Die Deutſchen find ſich ihrer Nationalität nicht be— 
‘ mußt. Sie betrachten fich politifch wie Fremde und befriegen oder verbünden fich 
— je nah Umftänden — umter einander wie mit fremden Völkern. Neben dieſer 
AUbwejenheit eines politifhen Nationalbewußtſeins zeigt fih als 
wahrhaft politifher Charafterzug bei allen germanifhen Völkern ein um fo ftär- 
keres Gefühl für engere Verbände, zunächſt ver Familie und des Gejchlechts, 
dann der Orts-, Feld- und Markgemeinfchaft; ferner ver Gefolgihaft, des 
Stammes u. f. f. Por diefem genoffenfhaftliden Sinn der Germanen 
verblaßt die Kraft felbft des individuellen wie des nationalen Geiftes, Nur wenn 
der Einzelne fi zugleih ald Haupt eines engeren genoſſenſchaftlichen Verbandes 
fühlt, wird er feiner Inbividualität bewurt und macht dann in biefer Stellung 
das volle Gewicht feiner Perfönlichteit geltend. Die übrigen Genoffen laffen zwar 
ihre Perfönlichkeit nicht völlig aufgehen im Anſchluß an die Verbindung‘, aber fie 
geben ſich mit Eifer ver Gemeinfhaft hin und ordnen fih willig dem Hleinen 
Ganzen oder feinem Haupte unter. Ein ftarfer Inpividnalismus tft überhaupt 
nicht denfbar ohne eine gewiſſe Stärfe des reflektirten Selbſtbewußtſeins; und zu 
piefem find die Deutſchen erft in der fpätern Geſchichte gelangt. Anfangs wirkte 
in ihnen vie unbewußte Naturkraft. Sie fühlen fi überhaupt gerne im Zufam- 
menhang aud mit der weiten Natur um fie ber. Sie fünnen ſich in die große 
Natur verfenten, fih als Theil der Natur empfinden, die Natur mit menschlichen 
Borftelungen ausftatten und beleben. Es ift ein pantheiftiiher Zug in ihren 
Grundanſchauungen, durd den fie fih auf das beftimmtefte von den orientali- 
ſchen Völkern unterjcheiden, welche im übrigen die religiöfe Erziehung Europas 
bebingen, 

Erft von den Römern, theild im Krieg mit der römiſchen Weltmacht, theils 
den römiſchen Kaifern unterworfen, lernen fie die Staatsidee. Zuerſt fallen fie 
diefelbe, wo fie fi) in der Gründung neuer Staaten verfudhen, ganz patriarcha- 
fh auf. Sie haben noch feine Vorftellung, daß das Königthum ein öffentliches 
Amt fei. Sie faflen e8 als eine perfünlihe Würde, wie ein Gigenthun des 
Monarden auf, an ven fi fraft des genoſſenſchaftlichen Triebes die fleineren 
Häuptlinge und zahlreiche Bafallen anfchliegen. Erſt in dieſem Königsftaat, der 
ſich ausbreitet, wird das Bewußtſein eines größeren politifhen Zufammenbhanges 
und einer Art von Nationalität wach. Es ift das ganz der umgekehrte Weg wie 
man ihn jonft bei den antiten Bölfern gewöhnt ift, veren Staatengründung aus 
dem Nationalbewußtjein hervorgeht. 
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Dieſer Proceß wird dadurch verwickelt, daß die Frankenkbnige nicht blos 
die Deutſchen, ſondern auch die Gallier und die Italiener in ihrem Reiche ver- 
einigen, und daß aus dieſem Völkerkonglomerate allmählig eine deutſche Nation 
ſich ausfcheidet, ohne daß die Abgrenzung derfelben eigentlih auf organtichem 
Wege zu Stande kommt. Cine Menge auf einander wirfender Urfachen, zum 
Theil aud zufällige Momente, bewirken, daß gerade diefe Stämme fid zu dem 
neuen deutfhen Reiche einigen. Immerhin aber ift die Gemeinfhaft der deut— 
hen Volksſprache, im Gegenſatze zu der wälſchen, eine Haupturſache ber 
Verbindung jener Stämme und ihrer Trennung felbft von urfprünglid näher 
verwandten Stämmen. 

Sofort tritt das neue Reich vie Erbſchaft des römischen Weltreiches an. Die 
deutſchen Könige erheben ſich zu römifchen Kaifern. Die deutſche Nation glaubt 
fih berufen, die Univerfalmifjion des imperium orbis zu erfüllen. Aber 
vor dem Glanze der unerreichbaren Idee erblaft wieder das Bewußtfein ber 
nationalen Einheit. Der fortwirkende Trieb zu Heinen Verbänden und engen Ge: 
noffenihaften wird nicht durch ein organifches Staatsgefühl naturgemäß theils 
ergänzt theils in Schranken gehalten. Den nähern Sonververbindungen ftehen 
nicht große nationale Inftitutionen gegenüber, welche in polariſch entgegengejetter 
Richtung wirken, fondern ein glänzendes Nebelbild, in das fi das tränmerifche 
Sinnen der Nation verliert. Bald erfüllt jener genofjenfchaftlihe Trieb den Boden 
allein. Zweihundert Jahre nad) dem Vertrag von Berbun, durch den die beutfche 
Nation zuerft fich gefunden hatte, unmittelbar nachdem Heinrich III. ihre Kräfte 
energifch zufammengefaßt hatte, um die faiferlihe Oberhoheit über vie dhriftlichen 
Bölfer zu vermwirflihen, erfheint die Nation wieder innerlich zerriffen und es 
nimmt von da an die partifulare Nedhtsbildung unaufhaltfam überhand. 

In der Maſſe diefer partitularen Bildungen treten die demofratifchen Ele— 
mente iminer weiter zurüd. Den Wenigen, welche politifhen Sinn und politifche 
Befühigung haben — wenn aud zunächſt nur im Kleinen — ordnen ſich bie 
Maſſen leicht unter. Ueberall tritt fo die Macht der Ariftofratie hervor; die große 
Maſſe zeigt fih zur Untermürfigkeit bereit, und verlangt politifh voraus nad 
Schub und Ruhe Eben deßhalb künnen einzelne Fürften und Herren mit jo be- 
quemem Material ganz gewaltige Dinge unternehmen. Die Theile erhalten jo in 
ſich Feftigfeit und manntgfaltige Ausbildung, ihre Verbindung zu einem - Ganzen 
aber wird nur noch durd den ſchwachen Kitt des Lehensverbandes zufammen- 
gehalten, 

Durch die Einführung des Chriftenthums waren auf ben alten Stamm 
pantheiftiicher Naturreligion theiftifche Borftellungen gepfropft worden, und hatten 
durch diefe Verbindung eine entſchiedene Wendung auf das Geiftig- Innerliche be 
fommen, Den Gott, den die Deutfchen zuvor in der Natur gefunden, fuchten fie 
num in dem Menfchen felbft. Mit gläubiger Inbrunft verſenkten fie fih in bie 
Myſterien der riftlihen Religion, wie die römische Kirche fie lehrte. Von jener 
religiöfen Gefinnung, welche Tacitus als Verehrung des Unfichtbaren, mur ber 
Ehrfurcht wahrnehmbaren Göttlichen bezeichnet, war auch im ber chriftlichen Zeit 
fo viel geblieben, daß fie die Neligion vorzäglid innerlich fahten und an dem 
äußeren Kirchenthum weniger Theil nahmen als die Romanen. Alle großen Epo- 
hen des kirchlichen Lebens im Mittelalter, die Gründung der Mönchsorden, die 
Kreuzzüge, die Yormulirung und Fortbildung der Dogmen find vorzugsmeife 
romaniihe Werke. Dagegen haben die deutſchen Kaiſer durch ihre Kämpfe 
mit dem Papftthum Guropa vor einer hierarchiſchen Univerfalmonardie 
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gerettet, und bie politifhe Selbftftänpigkeit des Staates für die Zu- 
funft gefihert, wenn gleih das deutſch-römiſche Kaiſerthum in dieſem Kampfe 
der Allianz der Hierarchie theils mit der deutſchen Ariftofratie, theils mit den 
lombarbifhen Städten für immer erlegen ift. 

Die Oppofition gegen bie äußere Machtftellung der Kirche hörte nicht mehr 
anf. Sie fhritt von Stufe zu Stufe fort und ging zugleich immer mehr in bie 
Tiefe. Imnerlichkeit des religiöfen Glaubens, Befreiung der Gewiſſen von ven 
Banden formeller kirchlicher Autorität, Reinigung der Kirche von ihrer weltlichen 
Verderbniß, Abwerfung ihrer Bormundfhaft über den Staat, freie Bethätigung 
des wiffenfchaftlichen Geiftes, Ausbildung ver Staatshoheit waren die Principten, 
welde die Reformation des 16. Jahrhunderts zum Theil bewußt ausgefprocen, 
zum Theil unbewußt vorbereitet hat. Der Grundcharakter dieſer reformatoriſchen 
Bewegung ift entſchieden germanifh. Martin Luther tft ebenfo ein fpecififcher 
Deutſcher wie Ignatius Lojola ein fpecifiiher Romane, Die Religion ift perjün- 
liche Gefinnung und bat nur infofern Werth als fie das ift; darauf geht bie 
dentfhe Strömung feit vem 16. Jahrhundert mit voller Entſchiedenheit. 

Die Deutſchen hatten fich wieder an die größten politifhen Aufgaben gewagt, 
und die ſchwerſten ragen, Verhältniß des Staates zur Kirche, des denkenden 
Geiſtes zur Religion zu beantworten verjucht, und wieder ohne befrienigenven 
Erfolg. Der reformatorifdhe Geift war doch nicht ftart genug, die ganze Nation 
zu durchdringen. Zu der partitulariftiihen Zerflüftung ver zahlreichen Landesherr⸗ 
haften fam nun der Zwiefpalt ver religiöfen Ronfeffionen. Alle Verſuche, 
die Glaubenseinheit mit Gewalt oder durch ein Uebergewicht der geiftigen Autorität 
berzuftellen, hatten keinen andern Erfolg, als die Parteien verftodter und bie 
Gegenfäge jchroffer zu machen. Der breißigjährige Krieg ruinirte gründlich vie 
politifhe Macht und die politifche Entwidlung der Deutſchen mit ihrem Wohl: 
ftand und ihrer Bildung auf lange bin. Früher nod erholten fie fi in ven 
legtern Beziehungen als in den erftern. Es gab während anderthalb Iahrhunder- 
ten feine deutſche Politit mehr, weder im Innern nod nad Außen. Der Einfluß 
der Fremden, zumal von Franfreih, fand in Deutichland offenen Spielraum. 

Eine Erneuerung des nationalen Lebens In dem Gejammtlöfper war für's 
erfte zur Unmöglichkeit geworben, die Neihsverfaflung war ohne Kraft und ohne 
Leben, die Gegenfäge der Territorien und Konfeffionen zu feindlih und zu ftarr. 
Nur in einzelnen Glievern regte fi wieder ein politifcher Geift. Während vie 
königlich = kaiferlide Macht in Deutſchland gebrohen war, jo übte im Often ber 
Name des Kaifers noch eine große Gewalt über die halb» barbarifchen Völker aus, 
und e8 gelang den deutſch-römiſchen Kaifern aus dem öfterreihifchen Haufe, eine 
füd-öftlihe Großmacht zu begründen, die aus verſchiedenen deutſchen, ſlaviſchen, 
romaniſchen, ungarifhen Ländern zufammengefügt ihre eigene europäifche Politik ver- 
folgte. Eben deßhalb aber nahm pas politifche Yeben der Deutſchen in diefem Reiche 
eine vorzugsweiſe öfterreihlihe Färbung an. Im Gegenfage zu Defterreih wurde 
dann im Norven durch Friedrich den Großen eine zweite — umd entſchiedener deut— 
ſche — Großmacht erhoben. Seit Jahrhunderten hatte fein deutſcher Fürft das deutſche 
Nationalgefühl tiefer aufgeregt und mehr geftärft als Friedrich, Freilich zunächſt 
wieder in partifulärem preußiſchem Sinne; aber feine philoſophiſche Geiftesfreiheit, 
die bewundernswürbige Energie feiner Thaten und die bewußten Plane moderner 
Staatenbilvung, die er ins Werk feste, wirkten erhebend auf den Geift und pas 
Gemrüth aller deutſchen Völker. 

Aber eine gemeinfame mationale Staatenbildung wurbe durch biefe Gründung 
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einer zweiten deutſchen Großmacht noch mehr erſchwert. Die Gegenfäge der Norb- 
deutfhen und der Süddeutſchen einerfeits und des Proteftantismus und des Ka- 
tholicismus andererjeits erhielten nun in dem Antagonismus und der Rivalität 
von Preußen und Defterreih eine neue Geftalt und eine gefteigerte Macht. 
Das übrige Deutſchland, in mittlere und fleinere Staaten und Länder getheilt, - 
trug diefe Gegenfäge felber in ſich und verſchärfte viefelben gelegentlih noch durch 
die weiteren Gegenſätze der mannigfaltigen dynaftifchen Neigungen und Interefien. 
Es war weder zu einer Einigung in fi gelangt noch ftarf genug, die nationale 
Einigung einzuleiten und durchzuſetzen. In der That, von al’ den großen Na- 
tionen Europas bat feine in ſich ſelber größere Schwierigkeiten zu überwinden, 
als die deutſche, um zu einer nationalen politiſchen ©eftaltung zu kommen, vie 
ihrer großen biftorifchen Bedeutung würdig ift und den hohen Lebensaufgaben, 
die ihr gefett find, gewachſen erjcheint. 

Das Bewußtfein der deutſchen Nationalität ift inzwiſchen feit einem Jahr- 
hundert fortwährend flarer, verbreiteter, energifcher geworben. Zuerft und am herr- 
(ichften in dem Auffhwung unjerer ſchönen Yiteratur, der Wiffenfchaft, der Kunft, 
fpäter auch in der politifchen Befreiung von fremder Herrfchaft und in den Fort— 
fhritten materieller Einigung, zulegt in den zwar verunglüdten Verſuchen zur 
Herftellung einer deutſchen Reichsverfaſſung. Aber nod wird der Widerſpruch 
zwifchen ven innern Kräften der Nation und ihrer geiftigen Bedeutung auf ver 
einen und ihrer politiihen Schwäche und Lähmung auf der andern Seite ſchmerz— 
(ih empfunden; und obwohl Keiner näher anzugeben weiß, wie berfelbe zu löfen 
fein werbe, arbeitet doc der deutfche Geift, indem er neuerdings alle eingefchla- 
genen Wege und Irrwege überdenkt, unverbroffen fort an der Löſung des ſchwie— 
rigen Problems, 

Weit reicher und zum Theil auch weit befriedigender ift das politifche Leben 
der Deutfchen in ven Einzelftaaten. In Defterreih voraus, in minderem Grabe 
aud in Preußen. kann es fid zur Theilnahme an der großen Weltpolitif erwei- 
tern; in den mittleren Staaten und nun auch im Preußen ift es durch die reprä— 
fentative Entwidlung innerlid) gehobener, freier und volksthümlicher gemorben. 
Die Engländer und die Franzofen find uns im der Literatur und Wiſſenſchaft 
auch eine Zeit lang vorausgegangen. Wir haben fie dod dann eingeholt und fie 
in manden Beziehungen übertroffen. Wir dürfen den Muth und die Hoffnung 
nicht aufgeben, daß wir aud in ber politifhen Praris nicht für immer hinter 
den vorgefchrittenern Völkern zurüdbleiben werben. 

Wir find nun mit der antiken DVorftellung von der Einheit des Staates und 
von dem öffentlichen Charafter des Amtes durch unfere Kulturgefchichte hinreichend 
vertraut geworten und wir haben vie falten und ftarren Formen der antiken An- 
fhauung durch unfern genofjenfhaftlihen und auf das Innerliche gerichteten Sinn 
mit fittliher Wärme und Treue erfüllt und mit perfönlicher Freiheit belebt. Aus 
viefer Miſchung kann, bei richtiger Anwendung und Yeitung, eine ganz gefunde 
und beveutende Staatenbildung hervorgehen. Aus der antiten Borftellung erwächſt 
dem Staate große Kompetenz, Machtfülle, durchgreifende Einheit, aus der ger- 
manifhen Gefinnung fittlihe Beſchränkung auf die dem Staate eigenthümliche 
Lebensſphäre, innere Treue und daher Dauerhaftigfeit, Achtung der Rechte auch 
ver Glieder im Ganzen, Freiheit ver Individuen, In falſche Richtung getrieben 
und mit Ausbeutung der quietiftifhen Neigung der Maſſen kann freilich dieſe 
Miſchung aud ſchnöde Mikbildungen hervorbringen. Die römische Staatsgewalt 
wird dann in hochmüthigen Despotismus und Abjolutismus der Fürften umd bie 
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germanifche Gefolgstreue in nieverträchtigen Knechtesſinn der Unterthanen aus- 
arten. 

Im Uebrigen giebt es jo wenig eine beftimmte Regierungsform, die als 
ſpecifiſch deutſche zu bezeichnen wäre, als eine beftimmte fpecififch = antike, Die 
deutſche Nation bat demokratiſche, arijtofratiihe und monardifhe Elemente in 
fih, von denen die einen oder andern je nad den befonberen räumlichen und 
Zeitbedingungen mehr in den Vordergrund oder weiter zurüdtreten. Der deutjche 
Geift kann ſich in verfhiedenen Verfaffungsformen zurechtfinden und wohl fühlen, 
wenn nur jenes fittlihe Maß und die Mannigfaltigfeit der Theilglieverung, wo: 
rauf er einen fo hohen Werth legt, mit und in venfelben Beftand haben *). 


Deutfchland. ‚ 


Der Zwed und vie lexikaliſche Ueberfichtlichkeit viefes Werkes mußte den aus- 
gedehnten hiftorifhen Stoff in verfchiedene Artikel verteilen. Wir begnügen ung 
daher hiefür nur auf viefe Artikel zu verweifen: germanifhe Völker, deutſche 
Bölfer, die einzelnen Boltsftämme ver Alemannen, Bayern, Franken, Briefen, 
Sachſen, Thüringer und Schwaben, deutſcher König, römifches Reich veutjcher 
Nation, die Dynaftieen der Hohenftauffen und Habsburger, Rheinbund, deut— 
iher Bund, veutihe Nationalverfammlung, Zollverein, Kongreffe und Friedens— 
ſchlüſſe. Da in gleicher Weife dem deutſchen Staatsrecht ein felbftftändiger Artikel 
gewidmet ift, fo bleibt hier nur vie ftatiftifh-geographifhe Gefammt- 
überfiht von Deutſchland darzubieten. 

1. Ueberfiht des Territorialbeftandes, Deutfhland hat feine 
größte Auspehnung in zufammenhängendem Staatsgebiete unter den Dynaftieen 
der Hohenftauffen und der Luremburger erreicht; es umfaßte nad der politifchen 
Berbindung mit Böhmen, Mähren und Schlefien einen Flächeninhalt von mehr 
als 14,000 Quadratmeilen. Unter den drei erften Kaifern des Haufes Habsburg, 
nachdem mit Albrecht II. bis zum völligen Erlöfhen des Mannsſtammes die uns 
unterbrochene Reihe der Habsburger auf dem faiferlihen Throne folgte, begannen 
die erften Ablöfungen der deutfhen Gebiete im ſüdlichen, nordöſtlichen und weft- 
lihen Theile des Reichs, indem fie für immer vom beutfchen Reiche entfernt wur- 
den, und entweder für ſich beſtehende felbftftäntige Staaten bilveten, oder als 
Lehenslande der Oberhoheit eines anderen Neiches anheimfielen, ober enblid in 
volftändiger Inkorporation mit fremden Reichen fernerhin nur noch als Provinzen 
verjelben Jalten und dabei allmählig das Recht der angeftammten Sprade und 
Sitte theilweife einbüßten. So jehen wir in dieſer Zeit die Staaten der ſchwei— 
zeriihen Eidgenoſſenſchaft für immer entfremvet (430 D.-Meil.); der Staat des 
deutfchen Ordens an der DOftfee ging nad dreizehnjährigem Kampfe durch den 
Frieden zu Thorn (1466) zu der eineh Hälfte als Lehen, zu der anderen als 
vollftändiges Eigenthum an vie polnifche Krone über (1200 D.-Meil.). Die ver- 
fhiebenartigen Yande des mächtigen Herzogthums Burgund blieben aud nad) dem 
Fall Karls des Kühnen (1477) und nad der Trennung von dem franzöfifchen 
Kronlehen (Bourgogne) nur in fehr loderer Verbindung mit dem deutſchen Reiche, 
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*Anm. d. Red. Ein beharrliches Unwohlſein hinderte den Verfaſſer dieſes Artikels, denſel— 
ben ſo wie er es wünſchte, auszuarbeiten. Das Skelet deſſelben iſt vollſtändig, aber es fehlte 
die Muße, um es gehörig mit Muskeln und Adern zu umgeben und die Nerven zwiſchendurch 
zu legen. Deßhalb wird der Name des Verf. auch ausnahmsweiſe nicht genannt, 
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denn auch die Bildung des burgundiſchen Kreiſes im Jahre 1512 gewährte nur 
eine mehr dem Namen nach übereinftimmende als thatfädhliche Vereinigung. Gie 
hörte gänzlich auf, als die Theilung der habsburgifhen Stamm» und Erblande 
in 2 Hauptlinien (Oft. 1555 und Jan. 1556) erfolgte, und dieſe burgundiſchen 
Lande der fpanifhen Dynaſtie zufielen (vgl. Art. „Belgien“, oben II ©. 2). 

Unter Kaifer Karl V. gingen 1552 vie brei Bisthümer Meg, Toul und 
Berdun an Frankreid verloren, alfo bereits ein Theil der Landſchaften zwifchen 
der Mofel und Maas, welche durch die natürlihe Schußgrenze der Bogelen und 
Ardennen umgarnt waren. Im 17. Jahrhunderte brachten die Regierungen ber 
Kaifer Ferdinand II. und III. eine nody ftärfere Vergrößerung des franzöfijchen 
Staatsgebiet auf Koften deutſcher NReihslande; ein Theil des linken Rheinufers 
wurbe bereits eingebüßt: das Herzogthum Bar, die Herrfchaft Sedan, als ein 
Theil des Herzogthbums Bouillon (1633—42), der Elſaß, die Landvogtei über 
die dortigen zehn Reichsſtädte, der Sundgau und Breiſach nebft feinem Gebiete 
wurben durch den weftphälifchen Frieden (1648) dem franzöfiichen Reiche einver- 
leibt. Nicht minder anfehnlih waren die Verlufte, welde Kaifer Leopold I. dem 
glüdlihen und übermüthigen Eroberer Ludwig XIV. vom deutſchen Reichsgebiete 
zugeftehen mußte: die Graffhaft Hochburgund (Franche Comte) im Frieden zu 
Nymwegen (1678), die herrliche, mitten im Frieden überrumpelte Reichsſtadt 
Straßburg (1680), die gewaltthätig durch die Neunionsfammern abgeriffenen Yän- 
dereien im Elfaffe und im Mofellande, durd den Vertrag zu Regensburg 1684 
definitiv abgetreten. Kaifer Karl VI., ver legte aus dem Mannsftamme ver Habs: 
burger, büßte im Frieden zu Naftadt (1714) die wichtige Feftung Yandau mit 
dem umberliegenden Gebiete ein, und burdy vie beiden Verträge zu Wien (1735 
bis 1738) das ftattlihe Herzogthum Lothringen, welches allein mit einem Flächen- 
‚Inhalte von 328 Q.-Meil. ven Gefammtverluft Deutfchlands an Frankreich in den 
drei vorangegangenen Jahrhunderten auf 1250 Q.Meil. deutſchen Bodens fteigerte, 
die auch damals fchon zweifellos mindeftens eine Bevölkerung von zwei Millionen 
Menſchen ernährten. Die Rückkehr ver belgischen Niederlande unter öfterreichijche 
Hoheit (1714—95) veränderte feineswegs ihre Stellung zum deutſchen Reiche, fie 
blieben vielmehr ein halb-fouveräner Staat unter der ausſchließlich öſterreichiſchen 
Staatsautorität (470 D.-Meil.). 

Dis zur franzöſiſchen Revolution blieb nun der Territorialbeftand Deutſch- 
lands ungefchmälert. Durch den Beihluß ver konftituirenden Berfammlung über 
die neue Gintheilung Franfreihs in 83 Departements nad natürlihen Grenzen, 
wurden bie veutfchen Enflaven in Frankreich eingezogen. Der Kampf der beiden 
deutfhen Großmächte im Verein mit dem deutfchen Reihe gegen die franzöfijche 
Republik endigte für alle drei Koalitionen mit entſchiedenem Mißgefhide und 
Territorialverluft für Deutſchland. Preußen ſchied zuerft aus dem Kampfe durch 
den Frieden zu Bafel (5. April 1795), indem es bereits feine Befigungen am 
linfen Rheinufer in ven Händen ber Franzofen bis zum definitiven Reichsfrieden 
ließ. Diefer fam erft zu Yüneville am 9. Februar 1801 zu Stande. Deutſchlaud 
gab alle feine Befigungen auf dem linten Rheinufer zu Gunſten Frankreichs auf, 
von denen jedoch die in der Schweiz enflavirten ber neugebildeten helvetiſchen 
Republif überwiejen werben follten. Deutfhland auf dem rechten Rheinufer mußte 
aber nicht nur die Entſchädigung derjenigen Reichsfürften übernehmen, die auf 
dem linken Land und Leute verloren hatten, fondern auch felbft italienifhen Für- 
ften, wie dem Großherzog von Toscana und dem Herzog von Modena, für ihre 
Berlufte jenfeits der Alpen, fowie dem Erbftatthalter der Niederlande für feine 
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verlorne Erbwürde und feine Domänen in Holland und Belgien einen Befigftand 
auf deutſchem Gebiete einräumen. Deutſchland machte in folder Weife einen neuen 
Verluſt feines am beften angebauten und am ftärkften bevülferten Bodens, etwa 
770 D.-Meil, mit einer Bevölkerung von 2,100,000 Einwohnern, für die Er- 
weiterung des Territorialbeftandes feines feit Jahrhunderten entſchiedenen Gegners. 
Deutſchland umfaßte jegt nicht mehr als 9980 Q.Meil., nachdem es jeit 1466 
um ein Drittel feines Yänderbeftandes (4020 D.-Meil.) verringert, Frankreich 
allein daburd um 2020 D.-Meil. und mehr als vier Millionen Bewohner ver: 
größert war. 

Die große Entihädigungs-Ausgleihung auf deutſchem Grunde und Boden, 
unter vermittelnder Anordnung des erften Konſuls der franzöfifchen Republik und 
unter hülfreiher Mitwirfung der ruſſiſchen Politif und Diplomatie, war das 
legte Werk des langen Regensburger Reihstags. Sein Schlußergebniß ift in dem 
Reichsdeputations-Receß vom 25. Februar 1803 niedergelegt I) und von 
Kaifer Franz II. am 24. März 1803 genehmigt. Die ganze Verfaſſung des veut- 
ihen Reichs war mit demſelben umgeitaltet, die bisherige Kreisverfaffung voll- 
ftändig Über den Haufen geworfen, vie geiftlihen Fürſten (Kurfürften, Erzbiſchöfe 
und Biſchöfe) bis auf den einzigen von Mainz, der nad) Regensburg als Kur- 
Erztanzler verjegt wurde, als Reichsſtände vernichtet, in gleicher Weife das reichs— 
unmittelbare Verhältniß der Neichsgrafen und Reichsftänte unterprüdt, da von den 
legteren nur ſechs ihre Selbftftändigfeit aufrecht erhielten (Augsburg, Nürnberg 
und Die gegenwärtigen vier freien Städte) und 45 Reichsſtädte anderen Staaten 
einverleibt wurden. Der Großherzog von Toscana war mit dem Erzbisthum 
Salzburg, den Bisthümern Trient, Briren, Eichſtädt und einem Theil von 
Paflau als fükularifirtem Lande abgefunden; dem Herzoge von Modena wurde 
der Breisgau und die Ortenau abgetreten, dem Erbftatthalter der Niederlande 
fielen die Bisthimer Fulda und Corvey, die Reichsſtadt Dortmund und mehrere 
fleine geiftlihe Stifter mit einem Gefammtertrage von 440,000 Rthlrn. zu. 

Das deutſche Reich hatte faktifch aufgehört und es wurde aud nicht einmal 
ein ernfter Verſuch gewagt, eine neue haltbare Reihsverfaffung wieder herzuftellen. 
Die Wiederernenerung der Monardie in Frankreich als Kaiſerthum gewährte einen 
erwünſchten Anlaß zur fofortigen Proflamirung des öfterreihifchen Erbfaiferthume 
neben ver noch erhaltenen Form des deutſch-römiſchen Aaiferreihs (10. Aug. 1804). 
Das erfte Zufammenftoßen ver beiden Kaiſer und ver von Napoleon leicht erwor— 
bene glänzende Friede zu Prefburg (26. Dec. 1805) bejeitigte aud den legten 
Reſt der einheitlihen Staatsauftorität über Deutſchland. Die Kurfürften von 
Bayern und Württemberg wurden Könige, ver Kurfürft von Baden Großherzog 
mit voller Souveränetät, und fhon nad einem halben Jahre ſchloſſen 16 veut- 
ſche Fürften ven Grumbvertrag des rheinifhen Bundes zu Paris (12. Juli 
1806) unter dem Proteftorate des franzöfiichen Kaifers, indem fie förmlich ihre 
Trennung vom deutfchen Reiche ausſprachen, vadurd Napoleon beftimmten, officiell 
den deutſchen Reichsverband nicht weiter anzuerfennen (1. Auguft) und Franz II. 
nöthigten, die deutfche Kaiferfrone durch einen ſtaatsrechtlichen Akt niederzulegen 
(6. Auguft 1806). Die Zahl der Rheinbundsfürften mehrte fid bald (vgl. den 
Art. „Rheinbund“); fie ftand nad; zwei Jahren mit dem Eintritt des Herzogs 


ı, Mb. Chr. Gaſpari, der Meichsdeputationg-Meceh, mit biftorifchen, geograpbifchen und 
ftatiftifhen Erläuterungen. Hamburg 1803. 2 Thle. 8, Dr, 2. C. Negidi, der Fürften-Ratb 
nach dem Lüneviller Frieden. Berlin 1853. 8, 
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von Holftein-Olvenburg (24. Oftober 1808) auf 36 ſouveräne Häupter, beren 
Stantengebiete einen Ylächeninhalt von 5350 Q.Meil. mit einer Bevölkerung 
von 13,600,000 Seelen umfaßten. Dies war jest die größte zufammenhängenve 
Maffe Deutfchlanns mit den vier Königreihen (Bayern, Württemberg, Sachſen 
und Weftphalen) an der Spige, unter dem franzöfifchen Protektorate. Das öfter- 
reichiſche Kaiſerthum hatte von feinen deutſchen Landen durd die beiden Friedens— 
fchlüffe zu Preßburg (26. Dec. 1805) und zu Wien [Schönbrunn] (14. Okt. 1809) 
noch die Graffhaft Tyrol, Vorarlberg und den Reſt der vorberöfterreihifhen Lande, 
das Herzogthum Arain, die Hälfte von Kärnthen, Salzburg, Berchtesgaden, das 
‚Innviertel, Iftrien mit dem Gebiet von Trieft und Friaul, theild an Bayern 
theils an Frankreich abtreten müſſen, fo daß es nur noch außer Böhmen, Mähren 
und Schleſien: Inneröfterreich, die Steiermarf und die Hälfte von Kärnthen als 
frühere Beftandtheile des deutſchen Reichs befaß, zufamımen c. 2425 Q.Meil. 
mit 6,100,000 Seelen. Preußen hatte dur den Frieden zu Tilfit (9. Juli 1805) 
alle feine deutſchen Länder jenſeits der Elbe eingebüft, nur die Mark Branden- 
burg (mit Ausſchluß der Altmark), Ponmern und Schleſien waren vom deutſchen 
Staatögebiete mit diefer Krone vereinigt geblieben, d. i. c. 1920 Q.Meil. mit 
3,900,000 Seelen. Es beftanden alfo außerhalb des Rheinbundes nur dieſe bei- 
den deutfhen Staaten, zufammen 4345 Q.-Meil. deutſches Territorium, während 
Napoleon aufer Heinen Erweiterungen bei den Rheinübergängen (Kehl bei Straf: 
burg, Kaſtel bei Mainz, Wefel (1808) dur das Senatsfonfult vom 13. Dec. 
1810 einen anjehnlichen Theil des nordweſtlichen Deutſchlands, die Landſchaften 
an der Ems, an ven Wefer- und Elbe- Miündungen, über 400 O.-Meil. mit 
850,000 Einwohnern, mit Ginfhluß von DOftfriesland, Oldenburg, Bremen, 
Hamburg, übel und Lauenburg, dem franzöfifchen Reiche wieder ald neue De- 
partements einverleibte 2), andere Befigungen in Deutſchland, wie die Feſtung 
und Gebiet Erfurt, die Herrſchaften Blankenhayn, Katenellenbogen u. a. fich 
vorbehielt, ohne fie einer beftimmten Departemental-Adminiftration zu überweifen. 
Diefer Minimalbeftand Deutfchlands hatte indeß nur eine furze Dauer. Der 
Rüdzug der Franzofen aus Rußland erfchütterte und veränderte bereits zu An- 
fang des Jahres 1813 den Beſtand der Fürften des Rheinbundes, die Schlacht 
bei Leipzig führte zu feiner vollftändigen Auflöfung, der erfte Frieden zu Paris 
(30. Mai 1814) gewährte die alte teutfche Grenze gegen Frankreich, wie fie vor 
dem 1. Januar 1792 beftanden hatte, und der zweite (Frieden zu Baris (20, Nov. 
1815) rüdte die Grenze theilweife nody über die Saar und Yauter vor, fo daß 
Saarlouis und Landau in preußifhem und bayerifhem Beſitz wieder als Be- 
ftandtheile des deutſchen Bodens gewonnen wurden. 

Die vielfahe Austaufhung deutfcher Yandestheile durch Separatverträge wäh— 
vend des Wiener Kongreſſes und unmittelbar nad) vemfelben bis in das Jahr 1819 
hinein wird in dem Art. „Deutfcher Bund, Gefchichte defjelben” näher erörtert. 
Aber Deutfhland, d. h. vie deutſchen Staaten, waren bereitd nah dem Art. VI 
des Parifer Friedens vom 30, Mai 1814 zu einem Staatenbunde beftimmt, ver 
feine Organifation und Bundesakte auf dem Wiener Kongrefie am 8. Juni 1815 
empfing. Nach der zweiten Abgrenzung gegen Frankreich im Parifer Frieden vom 
20. November 1815 umfaßte der fernere Territorialbeftand Deutſchlauds einen 


BE: Dadurch wurde der Herzog von Oldenburg entthront, die beiden Fürſtenhäuſer Salm— 
Salm und Salm-Kyrburg wie der Herzog von Aremberg für Meppen mediatifirt; die drei 
unjetadte verloren als die legten freien deutfchen Städte ihre Unabhängigkeit. 
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Flächeninhalt von 11,463 D.-Meil. mit einer Bevölterung von 29,189,800 Seelen, 
an weldhem 39 fouveräne Staaten, 35 Monardieen und 4 Republifen betheiligt 
waren. Unter ven 35 Monardieen waren nur 31 mit ihrem gefammten Staats- 
gebiet innerhalb Deutſchlands und des deutſchen Bundes: vier derfelben hatten 
nur diejenigen Beftanvtheile ihres Staates, welde 1792 zur Beſchickung des 
Reichstags berechtigt oder auf demfelben vertreten waren, in den deutſchen Bund 
aufnehmen laffen, aljo Defterreih außer ven rein deutſchen Landen Kärnthen, 
Krain, das Küftenland (Görz, Gradisca, Iftrien, Trieft ſammt Gebiet), Böhmen, 
Mähren und Schleſien; Preußen vie ſechs weſtlichen und mittleren Provinzen; 
Dänemark mit Holftein und Lauenburg, das Königreid der Niederlande mit 
Yuremburg. Die ausmärtige ‚Abgrenzung des deutſchen Bundesſtaates ift bis 
zu der Trennung Belgiens von den Niederlanden im Jahre 1830 unverändert 
geblieben, und bat dann durch die Vertauſchung der weftlichen Hälfte von Luxem— 
burg gegen Limburg zwar eine Gebietöverminderung von 26 Meil., aber durch 
das eingetaufchte relativ ftärfer bevölkerte Land feine Verringerung der Bevölferung 
erlitten. Wir haben diefe Taufchverhandlung, welche erft 1838—39 vefinitiv be— 
endigt wurde, ausführlider im Art. „Belgien” Bd. II. S. 13—14 vargeftellt. 
Demgemäß beträgt gegenwärtig der deutſche Territorialbeftand 11,437 Q.Meil. 
Die vorübergehende Erweiterung des Territorialbeftandes durch die Aufnahme der 
Provinz Preußen, eines Theil des Großherzogthums Pofen und Schleswigs im 
Jahre 1848 laffen wir hier unberührt, weil fie in den Jahren 1850 und 1852 
volftändig zurüdgenommen und der vormalige Status quo in allen Beziehungen 
wieberhergeftellt ift. 

Die innere Abgrenzung der deutfhen Staaten gegen einander hat in bie- 
ſem vierzigjährigen Zeitraume feit der Bildung des deutſchen Bundes wefentlichere 
Beränderungen erfahren. Die Zahl ver Staaten bat fih um 4 verringert. Durd) 
ven Tod des Herzogs Friedrich IV. von Sachſen-Gotha (11. Febr. 1825) erloſch 
der Mannsftanım diefer Linie, worauf die drei erbberechtigten Häufer ver gothai— 
ihen Linie den GErbvertrag vom 12. November 1826 fchloffen. Nach vemjelben 
erhielt den einen Theil der Erbſchaft — das Herzogthum Altenburg — der Herzog 
von ©.-Hildburghaufen gegen Verzichtleiftung auf fein früheres Herzogthum, den 
anderen Theil der Erbihaft — Gotha — vereinigte der Herzog von Sachſen— 
Koburg mit feinem früheren Befigthbum, emplid der Herzog von S.-Meiningen 
wurbe für feinen Antheil an dieſer Erbſchaft durch die Befignahme des Herzog- 
thums ©.-Hildburghaufen entſchädigt. Es wurden demgemäß die jächfifch-thüringi- 
ſchen Staaten, mit Einfluß des Großherzogthums S.-Weimar, von 5 auf 4 
gefeßt. — Die beiden ſouveränen Fürſtenthümer Hohenzollern » Hechingen und 
Hohenz. - Siegmaringen wurden in Folge des Staatsvertrags vom 7. Dec. 1849 
der Krone Preußen einverleibt. — Das Herzogthum Anhalt- Köthen ift nach dem 
Ausfterben der fürftlichen Linie dieſes Zweiges mit Herzog Heinrich (23. Nov. 1847) 
ſechs Iahre lang gemeinfhaftlih von beiden Dynaftieen des Haufes Anhalt regiert, 
dann aber nadı dem Staatsvertrage vom 1. Jannar 1853 ausfchließlih mit dem 
Herzogthum Anhalt-Defjan vereinigt worden; vgl. Art. „Anhaltifche Herzogthümer“, 
Br. I. ©. 242. Es find mithin jet noch 31 monardifche und 4 republifanifche 
Staaten in Deutſchland. 

2. Rand und Bevdlferung. In feiner gegenwärtigen Auspehnung liegt 
Deutſchland zwifhen 45 und 550 nördl. Breite und zwifchen ven Meridianen 
30 30° und 179 öftlih von Paris. Der oben angegebene Flächeninhalt von 
11,437 Q.Meil. läßt e8 ungefähr als eim Neuntheil des europäifchen Rußlands, 
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um 3000 D.:Meil. Heiner als Schweden und Norwegen zufammen, um 700 
Q.Meil. Heiner als der öfterreihifhe Staat erfheinen: dagegen übertrifft er um 
1700 Q.Meil. Frantreih, um 3000 Q.Meil. Spanien und ift mehr ald das 
Doppelte des Flächeninhaltes des britifchen Neiches in Europa fowie des preußi- 
hen Staates. Die größte Auspehnung von Norden nah Süden erreiht 155 
geographifche Meilen in geravefter Richtung, faft eben fo lang ift vie entgegen- 
gefegte Richtung von Often nad) Weften in der größten Ausvehnung, da fie 148 
geographifhe Meilen erreiht. Der Boden 3) ift im Norden von Deutichland 
größtentheils eben und gehört ver großen europätfchen Niederung an, welche von 
der Nordoſtküſte Frankreichs bis zum Ural ſich ausbreitet und nur wenige hun— 
derte bis taufend Fuß über ven Meeresfpiegel fih erhebt, während bas mittlere 
Deutſchland, in noch ftärkerem Grave der ſüdliche Theil, überall von Bergfetten 
durchſchnitten wird und zulegt bis zu ven mit ewigem Schnee bevedten Spigen 
ver Alpen auffteigt. Bei der großen Ausdehnung Deutſchlands von Norden nad) 
Süden muß indeß die Schneegrenze fehr variiren, fie ſchwankt zwiſchen 5500 
für den Norden bis 8000 für vie Alpen des fünlihen Deutſchlands in Tyrol. 
Die Bodengeſtaltung ift im weftlihen und ſüdlichen Deutſchland weit mannigfal- 
tiger als im öftlihen und nörbliden; fie kann aber in ihren Beziehungen zur 
politifchen und Kulturgeſchichte nicht allgemein charakterifirt werden, wiewohl fie 
den bebeiitfamften Einfluß auf vie Entwidlung der einzelnen Staaten bekundet 
hat. Die Fruchtbarkeit des Bodens für ven Anbau der wichtigften Nahrungspropufte 
für Menfchen und Nutzvieh wechſelt in fo günftigem Verhältniffe mit dem man- 
nigfachften Mineralreihthum, daß verhältnigmäßig bis jegt fein Land der Erde 
in Bezug auf die durchſchnittliche Produktionskraft und ihre Abhängigkeit von ven 
flimatifhen Berhältniffen mit Deutjchland gleichgeftellt oder demjelben gar vorge- 
zogen werben könnte. Die Ausbente des Bodens hat allerbings jegt erft einen 
kräftigen Auffhwung gewonnen und geht mit jevem Jahre ven überraſchendſten 
Fortfchritten fir alle Zweige der phyſiſchen Kultur entgegen. Die Probulte des 
Aderbaues und der Viehzucht haben ſich in den legten vierzig Jahren, wenn man 
jorgfältig alle deutſchen Staaten einzeln vergleiht, um mehr als ben doppelten 
Ertrag vermehrt, die des Bergbaues find auf das Bier- und Fünffache geftiegen 
(vor allem in Steintohlen, Zink, Eifen, Kupfer). Dazu kömmt eine überaus 
günftige Bewäfferung des Bodens, fowohl wenn wir die Vertheilung der Gemäfler 
zur Benugung für den Handelsverkehr, als wenn wir fie in der Berwerthung für 
alle Zweige ver Inpuftrie beurtheilen. Wir müffen es als ein vereinzeltes Beifpiel 
ergiebigfter Kulturentwidlung aufftellen, daß wir auf einem Flächeninhalte von 
11,000 D.-Meil. ſechs ſchiffbare Ströme wie die Donau, den Rhein, Main, 
Weſer, Elbe und Over mit 500 Nebenflüffen, von denen wiederum 60 ſchon von 
Natur oder durch Kunſt ſchiffbar gemacht find, für Handel und Induſtrie nad 
den verfchiedenartigften Richtungen hin fo benugt finden, wie jegt auf deutſchem 
Boden zu unferer Freude wahrgenommen werben kann. 

Das raſche Fortichreiten ver Bevölferungsbewegung giebt und für eine 
entfprechende Benugung der günftigen Umftände im Allgemeinen einen ausreichen- 
ven Beweis. Denn ungeachtet feit 1816 bis 1855 mindeftens 1,600,000 Deut: 
ſche aus ihrem VBaterlande ausgewandert find (vgl. darüber Art. „Auswanderung“ 
Br. J. ©. 584), hat ſich doch bei dem nirgends bemerfbaren Zuridbleiben eines 





3) Bernd. Cotta, Deutfchlandse Boden, fein geologifcher Bau und deſſen Einwirkungen 
auf das Leben der Menfchen. Leipzig 1853. " 
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umfangreichen Induftriezweiges die angefievelte Volkszahl von 29,189,800 ©. i. J. 
1816 bis auf 43,286,116 ©. im Dec. 1852 und auf 43,935,500 ©. im ‘Dec. 1855 
erhöht. Die legte Angabe kann um 50= bis 100,000 zu niedrig angenommen fein, 
indem für alle deutſchen Staaten die Bolkszählung aus vem Jahre 1855 noch nit 
befannt ift: es läßt ſich indeß bier nur noch auf cine Vergrößerung der gefammten 
Bolkszahl fließen, da ic für Defterreih nur die officiele Angabe der Bolts- 
zählung aus dem December 1854 fummirt habe. Die Bevölkerung in Deutjchland 
wäre demgemäß in 40 Jahren um 14,746,000 Seelen geftiegen, d. i. im jähr- 
lihen Durhfchnitte für 40 Jahre um 368,650 ©., d. h. nad der Volkszahl von 
1816 um 1,25 PBrocent jährlich troß der Auswanderung. Allerdings wird das Ver— 
hältniß der jährlihden Zunahme der Bevölkerung geringer, wenn wir nur bie 
legten 12 Jahre mit einander vergleichen. Die Bevölkerung Deutſchlands betrug 
im Dec. 1843 bereits 41,054,702, aljo gegen die Bevölkerung im Dec. 1855 
um 2,881,000 ©. weniger, d. i. im jährliden Durdfchnitte eine Vermehrung 
von 240,063 Seelen, mithin nad) ver Volkszahl vom Dec. 1843 nur 0,6 Proc. 
jährliche Steigerung der Bevölkerung für die zwölf Jahre 1843—55. 

Die relative Bevölkerung für ganz Deutſchland gewährte im Dec. 1855 
3841 Bewohner auf die D.-Meile, alfo überhaupt ſchon eine relativ ftarfe Be- 
völferung nad den Berhältniffen unferes Erotheils 9. Dieje wird außer in den 
vier Freiſtädten noch ſtark überfchritten im Königreidd Sachſen mit 7420 Bew. 
anf eine Q.⸗Meile, nächftvem im Großherzogthum Hefjen-Darmftabt mit 5595 Bew., 
im Herzogthum Sadjen-Altenburg mit 5541 Bew. und in den beiden ſüdweſtlichen 
Staaten Württemberg mit 4892 Bew. und Baden mit 4874 Bew. auf eine D.-Meile, 
Sie tritt überdies noch ftärfer als das angegebene Durchſchnittsverhältniß in den 
ſechs preußifhen Provinzen des deutſchen Bundes hervor mit 3887 Seelen auf 
eine D.-Meile, ferner im Kurfürftenthum Heſſen mit 4233 ©., im Großherzog: 
thum Luremburg-Limburg, in den Herzogthümern Naffau, Braunſchweig, Sachſen— 
Koburg- Gotha, Anhalt-Deffau-Köthen, in ven beiven Fürſtenthümern Schwarz- 
burg, Neuß älterer und jüngerer Linie, in Lippe Detmold und Heflen-Homburg 
mit mehr ald 4000 ©. auf eine D.-Meile, in Sachſen-Weimar mit 3977 ©. 
auf eine D.-Meile. Dagegen wird das Durchſchnittsverhältniß der relativen Be— 
völferung Deutſchlands noch nicht erreicht in den deutſchen Provinzen des öfter- 
reichiſchen Staates, die durchſchnittlich nur mit 3769 ©. auf eine- Q.-Meile im 
December 1854 bevölkert waren, ebenfowenig im Königreih Bayern mit 3273 S., 
im Königreih Hannover mit 2599 ©. auf eine D.-Meile. Außerdem ftehen noch 
unter dem Durdichnittsverhältniffe in ver relativen Bevölkerung Deutichlands 
die beiden Großherzogthümer Medlenburg, Holftein und Lauenburg, die Herzog: 
thümer Divenburg, Sachen - Meiningen = Hildburghaufen, Anhalt-Bernburg, vie 
Fürftenthümer Waldeck, Lippe- Schaumburg und Yiechtenftein, mit je 3000 bis 
2000 Einwohnern auf eine D.-Meile. 

Das Verhältniß ver ſtädtiſchen zur ländlichen Bevölkerung fteht im All: 
gemeinen wie 1 zu 3; in Preußen, Sadfen und mehreren Heinen monarchiſchen 
Staaten noch günftiger für vie ftäptifche Bevölkerung, fo daß dieſe zur ländlichen 
durchſchnittlich wie 2 zu 5 ſich verhält, in Sachſen fogar wie 1 zu 2. Die vier 
freien Städte bewegen fid natürlich in einem befonderen überwiegenden Mafftabe 





Gefammtbevölterung mit 3399 Bew. auf eine Q.Meile, jene nach der Volkszählung im Jahre 
1856, dieje nach der im Jahre 1854. 
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der ftäbtifchen Bevölkerung. Die Zahl der großen und mittelgroßen Städte in 
Deutfchland ift verhältnißmäßig weit ftärfer, als nad) dem Flächeninhalte ſelbſt 
für vie bevölterten Theile Europas vermuthet werben bürfte; der dafür anzu— 
legende Mafftab wird nur durch Großbritannien, Belgien und die Niederlande 
überragt. Dies geht aus der eigenthümlichen Entwidlung Deutſchlauds hervor, 
welche die großen freien Handelsſtädte und burd die Bielzahl der felbftftänpigen 
Staaten die Nefidenzen der Dynaſtieen in der Einwohnerzahl vermehrte. Außer 
den beiden Hauptſtädten ver deutſchen Großftaaten, Wien und Berlin, mit mehr 
als 450,000 Bewohnern, befigt Deutfchland gegenwärtig noh 6 große Städte 
mit einer Bevölkerung zwifchen 150,000 und 100,000 Bewohnern (Breslau, 
Prag, Münden, Hamburg, Dresven, Köln), 12 große Städte mit einer Be— 
völferung zwiſcheu 100,000 und 50,000 Bewohnern (Frankfurt a. M., Bremen, 
Leipzig, Magveburg, Stettin, Aachen, Trieft, Brünn, Graz, Nürnberg, Stutt- 
gart und Hannover), über 100 große und mittlere Städte zwifchen 50,000 und 
10,000 Einwohnern. 

3. Die Nationalverfhiedenheit in Deutſchland fol bier nicht nach den 
Stämmen ermittelt werden, denen befondere Artikel gewidmet find, wie bereits 
oben erwähnt worden, wobei wir mur gelegentlih noch unjer Bebenfen gegen 
eine numeriſche Abſchätzung verfelben für die Gegenwart erheben wollen, 
weil die Stämme felbft durch den mannigfachften inneren Verkehr zu ftart 
vermifcht find. Hier ſoll vielmehr nur der jeßt noch mehr zur Geltung kommende 
Segenfaß ver flavifhen und reindeutſchen Nationalität auch in mumerifchen 
Beziehungen ermittelt werden, wiewohl die ſlavo⸗germaniſchen Landſchaften theil- 
weife vollftändig germanifirt find, namentlich feit dem Zeitalter der Reformation, 
wenn dieſe durd das ganze Land durchgeführt wurde, wie in Medlenburg, Bran- 
denburg und Pommern. Mehr gefonvert hat das flavifhe Element in Sitten und 
Sprade in den flavo-germanifhen Provinzen des öſterreichiſchen Staates fi er- 
halten, wie fih das auch in Sclefien bemerfbar macht, wo feit der Bereinigung 
viefes Landes mit Preußen (1742) vie flavifche Bevölkerung troß ihrer großen 
Zahl in dem füplichen und öftlihen Theile der Provinz mehr zurüdtritt, oder 
richtiger gefagt, mehr zur beutfchen Berfchmelzung hinüber gezogen wird. Die 
allgemeinen abgerundeten Berhältnifzahlen bieten nad ven letzten Volldzählungen, 
bei welchen auch ethnographifhe Abfonderungen vorgenommen find, 36,300,000 
Deutſche dar, mithin 82 Procente der Geſammtbevölkerung Deutſchlands, je- 
doch mit dem Unterſchiede nah den einzelnen Staaten, daß in allen übrigen, 
außer den dfterreihifchen und preußifchen, 98 bis 99 Procente ihrer Bevölkerung 
in Deutfhen beftanden, und nur 1 höchſtens 2 Procente auf Juden und andere 
Nationalitäten zu rechnen waren. Im den beutfhen Landen Defterreihs waren 
dagegen nur 52,5 Procente Deutiche gegen 46,5 Procente Siaven und 1 Procent 
Juden, nämlich bei 7,000,000 Deutſchen 6,230,000 Slaven und 130,000 Ju— 
ven, allerdings wieder in fehr großer VBerjchiedenheit in Bezug auf die einzelnen 
Provinzen; denn währenn das Erzherzogthum Defterreih, die Steiermark, Salz 
burg und Tyrol faft ausfchlieglih nur von Deutſchen bewohnt werben, haben bie 
Sehen und Mähren in Böhmen, Mähren und Schleſien, die Slowenen und 
Wenden in Kärnthen, Krain und Illyrien das entichievene Uebergewicht. In den 
zum deutſchen Bunde gehörigen preußifhen Staaten giebt es 12,270,000 Deut: 
ihe (93,3 Procent ver Gefammtbevölferung) auf 750,000 Staven (5,6 Procent), 
118.000 Juden und 20,000 Franzofen und Wallonen. Die Slaven befinden 
fi aber hier nur in Schlefien (vorzugsweife im Regierungsbezirfe Oppeln) mit 


Deutſchland. 733 


680,000 Köpfen als Polen, Czechen, Mähren und Wenden; außerdem giebt es 
66,000 Wenden und Mähren in der Markt Brandenburg und 4000 Eafjuben in 
Pommern, Die übrigen Slaven finden fi in Deutſchland, wenn wir noch bie 
wenigen Taufende Wenden im Königreih Sachſen ausnehmen, nur in einzelnen 
Familien oder allein für fich lebenden Perfonen zerftreut. Die gefammte flavi- 
ſche Bevölterung beträgt in Deutjchland nicht viel iiber 7,000,000 Köpfe, d. h. 
etwa 16,75 Brocent der Geſammbevölkerung, wobei nur 50,000 Slaven außer: 
halb ver öfterreihifchen und preußifchen Staaten in Deutſchland leben. 

Außerdem ift in Bezug auf Nationalverfchievenheit in Deutjchland weſentlich 
nur noch der Juden zu gedenken, welche durch den Art. 16 der deutfchen Bun— 
desakte nicht nur die in einzelnen Staaten bereits gewonnenen bürgerlichen Rechte 
garantirt erhielten, jondern auch auf eine mögliche Gleichftellung mit den dhrift- 
lihen Olaubensgenoffen gegen Uebernahme aller Bürgerpflichten hingewieſen wur: 
den. Inzwiſchen haben 'nur wenige Staaten vor dem Jahre 1848 dieſe Ausficht 
in Erfüllung geben laffen: über die no vorhandenen Befchränfungen der Juden 
in den einzelnen deutſchen Staaten, fiehe die betreffenden Artikel. Die Gefammt- 
zahl ver Juden erreicht in Deutſchland gegenwärtig 440,000 Köpfe, d. i. faft 
genau ein volles Procent der Gefammtbevölferung: damit ftimmt aud das Durch— 
ſchnittsverhältniß für die jüpifche Bevölkerung in den öſterreichiſchen und 
preußijhen Provinzen Deutichlands. Aber in Böhmen und Mähren find gegen 
2 Procent Juden, während es in Steiermark, Defterreih ob ver Ens, Kärnthen 
und rain faft gar feine Juden giebt, auch nur ſehr wenige in Tyrol: im den 
preußifhen Provinzen ift mit Ausnahme Sachſens, wo nur 0,2 Procent Juden 
getroffen werben, die Entfernung von dem Durchſchnittsverhältniß weniger groß. 
Am ftärkften erfcheint außerdem das numerifche Verhältnig der Juden im Groß— 
berzogthum Hefien-Darmftadt, über 3 Procent der Bevölkerung, faft eben fo groß 
im Kurfürftenthum Heffen, in Hamburg, Bremen und Frankfurt; zwijchen 2,2 
und 1,5 Procent der Bevölkerung ftehen die Juden im Großherzogthum Baden, 
im Königreih Bayern und im Herzogihum Naffau: dagegen erreichen nicht viel 
über 0,5 Procent der Bevölkerung die Juden im Königreih Sadjen, in Hanno— 
ver, Sachſen-Weimar und Oldenburg. 

Die Wallonen finden fi etwa 200,000 Köpfe ftarf, ungefähr 0,5 Proc. 
der Gefammtbevölferung, im Großherzogthum Luremburg und im landräthlichen 
Kreife Malmedy des preußiſchen Negierungsbezirts Aachen. Flüchtlinge, vie aus 
religiöfen Veranlaffungen oder politiihen Verfolgungen feit der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts ihren Schuß in Deutjchland und namentlih in Norddeutſchland 
gefucht haben, find nicht in ganz geringer Zahl noch in ihren Nachkommen (Fran 
zojen, Engländer, Spanier, Italiener) auf deutſchem Boden zu treffen, aber faft 
ftets in bereits vollzogenem Uebergang zur deutſchen Sprade und Kultur. Der 
vorübergehende Aufenthalt zahlreicher englifher und franzöfiiher Familien in ven 
Hauptftänten bleibt au dann ohne namhafte Einwirkung, wenn er jelbft Jahre 
und Jahrzehnde gedauert hat. — Die Zahl der Griechen beträgt gegen 3000 
(befonders in Wien, Trieft und Münden). 

4. Die fonfefjionellen Berhältniffe ftehen für Deutfchland in enger 
Beziehung zu der Nationalverfchiedenheit, faft eben fo wie in den öftlichen Pro- 
vinzen des preußifchen Staates, wo der Slave vorzugsweife in der römiſch-katho— 
lichen Kirche geblieben ift, jo daß auch hier vie geſammte ſlaviſche Bevölkerung, 
mit Ausnahme von 120,000 Böhmen, Mähren und Wenden (Preußen und Sad): 
jen) verjelben angehört. Das gleiche Verhältniß ift für bie walloniſche Bevöl— 
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ferung zu bemerken. Die Gefammtzahl ver römifhen Katholifen beträgt jet in 
Deutſchland 23,150,000 Köpfe, alfo über 52,5 Procent der Geſammtbevölkerung. 
Davon lebt vie größere Hälfte in den öfterreichifchen Staaten mit 12,816,500 
Köpfen bei nur 295,000 Evangelifhen, alfo gegen 97 Procent der dortigen Be— 
völferung, indem Salzburg, Tyrol, Rrain und das Küftenland faft gar feine Evange- 
lifhen zählen. In den preufifchen Staaten des beutfchen Bundes werden jett 
4,650,000 Katholifen gezählt, gegen 35,3 Procent der vortigen Bevölkerung : 
ausſchließlich iſt dieſe Kirche vorherrfchend in den Fürftenthlimern Hohenzollern, 
mit mehr als 70 Procent in der Rheinprovinz, mit mehr ala 54 Procent in 
Weftphalen. Faft paritätifch erfcheint fie in Schlefien mit 46,5 Procent, dagegen 
bleibt fie unter 1 Procent der Bevölkerung in Pommern, unter 1,5 in Branven- 
burg, unter 6 Procent in Sachſen. Ueberwiegend ift die Zahl ver Katholiken im 
Bayern, über 71 Procent der dortigen Bevölkerung, faft ausfchlieplih im Groß: 
berzogthum Luremburg-Limburg und Fürſtenthum Liechtenftein ; fie beträgt nicht 
voll zwei Drittel der Bevölkerung des Großherzogthums Baden. (Artikel Baden, 
Br. I. ©. 639). Faft paritätifh finden wir das fonfeffionelle Verhältniß ver 
Katholiken gegen die Evangelifhen im Herzogthum Naſſau und in ber Landgraf: 
fchaft Heſſen-Homburg; zwiſchen 25 und 34 Procent für die Katholifen im König- 
reich Würtemberg, Heſſen-Kaſſel, Heffen-Darmftabt, Oldenburg und Waldeck. In 
Frankfurt erreicht die Zahl der Katholiken ein Fünftel der Bevölkerung, im König: 
reidh Hannover etwas über ein Achttheil, in Sachſen-Weimar 4 Procent, im 
Königreih Sachſen, in Hamburg und Bremen nicht volle 2 Procent der Bevöl- 
ferung : in den fibrigen deutfhen Staaten bleibt das numeriſche Verhältniß der 
Katholiten in einem fo geringen Bruchtheile, daß nur noch in Anhalt-Köthen und 
Medlenburg. Schwerin für ſich beſtehende fatholifhe Gemeinden gefunden werben. 

Die Öefammtzah der Evangelifhen umfaßt gegenmärtig in Deutſchland 
20,100,000 Köpfe, d. i. 47 Procent der Gefammtbevölferung umd 55 Procent 
der reindeutfchen Bevölterung. Das Verhältniß der Union ver Lutherifchen und 
NReformirten ift bei der Mehrzahl aufrecht erhalten worden. Wir gehen für vie 
einzelnen Yänder hier nicht weiter auf die Verfuche der Neuzeit ein, eine fchroffere 
Sonderung nit nur ver Reformirten und Lutherifchen an fich, fondern auch in- 
nerhalb dieſer Kirchen wieder durchzuführen 9), es ſoll bier nur das numerifche 
Gefammmtverhältniß der zu der Landeskirche gehörenden Evangeliſchen im Gegenfage 
zu den Katholiten genaner bezeichnet werden. Bon den Evangelifchen zählen bie 
preußifchen Staaten in Deutfchland 8,370,000 Köpfe, d. h. gegen 42 Procent 
der Evangelifhen in Deutfhland und über 63 Procent der dortigen Bevölkerung, 
Defterreih nur 295,000 Köpfe (zu 2/3 der augsburgifhen und 1/, der 'helveti- 
ſchen Konfeffion); das Königreich Sachſen erreicht faft die Zahl von 2,000,000 
Evangelifhen auf 36,000 Katholiken, das Königreid) Hannover faft 1,600,000 
Evangeliſche (1,501,000 Lutherifhe und 98,700 Reformirte) auf 220,000 Katho— 
liten, Bayern 1,254,216 Köpfe auf 3,233,694 Katholifen, Würtemberg 1,155,508 
Gvangelifche auf 564,500 Katholiken, Baden 432,048 Evangelifhe auf 899,183 
Katholiten,, Heſſen-Darmſtadt 6) 603,583 Evangelifhe auf 217,798 Katholiken, 





5) Eo giebt es bereits in Preußen von den Alt-Lutheranern nach der Gencralsflonceffion 
vom 23. Juli 1845 bereits 31,386 Gemeindeglieder, welche 137 Gemeinden bilden und 59 
Seelſorger unterhalten. (Ziblung im December 1855.) 

6) Nach der officielen Angabe der religiöfen Verbältniffe in Heſſen-Darmſtadt aus Decem— 
ber 1852 waren neben 157,405 Unirten 409,658 Lutberaner und 36,520 Reformirte. 
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Heflen-Rafjel 500,000 Evangelifhe auf 234,590 Katholiten und Naffau 226,086 
Evangelifhe auf 197,942 Katholifen. Bon den übrigen fleinern Staaten haben 
wir bereits oben erwähnt, daß außer Yuremburg, Liechtenftein, Heffen- Homkurg 
und Frankfurt, die evangelifche Bevölferung überall die bei weitem vorherrfchende 
oder ganz ausſchließliche ift. 

Zu den Evangelifchen haben wir die Menoniten gerechnet, die in Deutjch- 
land überhaupt nur no mit 9000 Köpfen ftehen 7) und alljährlich fi vermindern. 
Faft die Hälfte derſelben befindet fih im Großherzogthum Heflen-Darmftabt, ein 
Sechstel mit 1453 Köpfen in Baden, faft ebenfoviel (1355) in der preußifchen 
Nheinprovinz und Weftphalen. Andere Diffitenten-Gemeinden, wie Herrnhuter, 
Baptiften, Irwingiten, niederländifhe Neformirte find vornehmlich in 
den preußifchen Staaten, in Sachſen, ven thitringijhen Herzogthümern und den 
freien Städten zu finden: doch überfteigt ihre Gefammtzahl nit 20,000 Köpfe, 
oder 0,05 Procent der Gefammtbevölferung. Etwas größer ift die Geſammtzahl ver 
freien Gemeinden und Deutfh-Katholifen, vie aber jährlid durch Rück— 
tritt, vorzugsmweije zur evangeliihen Kirche, fid) vermindern. Im preußifchen Staate 
gewährte die letzte Zählung aus dem December 1855 16,420 Seelen in 50 Ge— 
meinden mit 20 Seelforgern : faum noch 8000 Seelen dürften anderweitig in 
den übrigen dentſchen Staaten zufammen gerechnet werben fünnen. Ueber die Juden 
und Griechen haben wir die Zahlenverhältnifje ſchon oben bei der Nationalver- 
ihiedenbeit angegeben ; es bleibt nur zu bemerfen, daß auch einige Hundert Sla— 
ven der griechifch-Fatholifchen Konfeffion in Wien und Trieft angeſiedelt find. 

In Bezug auf das deutſche Unterrihtswefen vermeifen wir auf vie 
Artikel Volksſchule, Gymnafien und Lyceen, Univerfitäten und Studenten, und 
heben nur die Bemerkung bervor, daß in Deutfchland gegenwärtig verhältniß- 
mäßig die meiften Specialafademieen beſtehen und blühen, welche neben den Univer- 
fitäten für Landwirthſchaft, Forftzucht, Bergbau und höhere Induſtrie die wiſſen— 
fhaftlich vorbereitete Jugend in ihren Berufsfächern weiter fördern. Nehmen wir 
nach einem allgemeinen Ueberſchlag aus den ſechs legten Jahren (1850—56) die 
Gefammtzahl der Stubirenden auf ſämmtlichen deutſchen Univerfitäten und diefen 
Special-Afademien und rechnen dazu die in den mit den Bisthümern verbundenen geift- 
lihen Seminarien ftubirenden Theologen der römifch-fatholifchen Kirche, fo erhalten 
wir die Durchſchnittszahl von circa 15,500 Stubirenden, d. i. nad) der gegen- 
wärtigeh Bevölkerung einen Studirenden auf 2776 Einwohner: wollen wir da- 
gegen nur bie auf den Univerfitäten Immatrifulirten an fi betrachten, fo ge 
langen wir für venfelben Zeitraum auf die abgerundete Durdfchnittszahl von 
12,850 gleichzeitig Stubirenden in Deutfchland, d. i. einen auf 3419 Einwohner, 
in ziemlich gleicher Uebereinftimmung für das nördliche wie füdliche Deutjchland : 
die unwefentlihen Differenzen für vie einzelnen Länder, namentlich in glnftiger 
Zahl für Sachſen, Brandenburg und die thüringſchen Staaten gleichen ſich mit 
jevem Jahre mehr aus und haben dadurch einen geringeren Einfluß, daß die un— 
günftigeren Berhältnißzahlen auf Landestheile größerer Staaten fallen, die in fid 
jelbft durch ein ftärferes Streben nad Intelligenz in anderen Provinzen die Aus— 
gleihung herbeiführen, 

5. Induftrie und Handel. Wir fünnen vie Wiederberftellung des allge- 





DM der öftlichen Provinz Preußen giebt es eine ſtärkere Zahl Mennoniten, nämlich 12,693, 
beſonders in dem Regierungsbezirt Danzig, wo fie über 1 Procent der Bevölkerung ausmachen, 
aber aud) bier in jährlicher Abnahme. 
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meinen europäifchen Friedens in ven Jahren 1814/15 als den Zeitpunft be- 
zeichnen, feit welchem jeder Zweig der deutſchen Inbuftrie einen namhaften Auf: 
ihwung genommen hat. Trotz der ſtark geftiegenen Bevölferung find nicht nur 
die verfchiedenartigen Bedürfniſſe, melde die landwirthſchaftliche Induſtrie zu 
beftreiten vermag, im Allgemeinen reichlich befriedigt, fondern die Gefammtausfuhr 
an ben betreffenden Produkten iſt, im Vergleich zu der Einfuhr gleichartiger Gegen- 
ftände aus den benachbarten Ländern, nad fünfjährigem Durchfchnitt ftets anfehn- 
lih geftiegen. Es läßt ſich dies in dieſem allgemeinen Artikel wegen der Berhält- 
niffe des Zollvereins, der Hanfe-Städte, Holftein’s und der beiden Großherzog— 
thümer Medlenburg, ſowie des öfterreihiichen Staates durd Zahlen nicht zur An- 
fhauung bringen, und muß daher die Erläuterung auf die betreffenden Special- 
Artikel verſchoben werden. Die Pferde- und Schafzucht einerfeits, der Anban ver 
Delfrüchte und Sutterfräuter, der Weinbau, Tabadbau, die Rüben-Aultur andrer- 
jeits, abgefeben von einem faft doppelten Ertrag des Getreide und Kartoffelbanes 
gegen die Jahre vor 1816, ziehen hier ganz befonders die Aufmerffamfeit auf 
fih. Bleiben wir bei dem einen nen hinzuyetretenen Fabrikat, der Zuderberei- 
tung aus Runkelrüben ftehen, jo finden wir jett bereits die Hälfte des Zuder- 
bedarfs durch inländifchen Zuder gedeckt. Die 232 Fabrifen des Zollvereins (davon 
204 in Preußen und ven thüringſchen Staaten) haben in ver legten Campagne, 
1. Aug. 1856 bis 30. April 1857, aus 23,421,179 Gentner Rüben gegen 180,000,000 
Pfund Zuder gewonnen ; dazu die 50 Fabriten in Böhmen, Mähren und Schle— 
fien mit einen durchſchnittlichen Gewinn für die Jahre 1853/55 von 36,000,000 
Pfund Zuder. — Waren in ver gewerblichen Impuftrie die deutſchen Metall-, 
Leinen und Wolle-Waaren bereits in verbientem Anſehen, jo haben doch feit 
diefer Zeit die Steiermart und Böhmen, Mähren und Defterreih, wie die Rhein— 
provinz, Weftphalen, Schlefien, Sachſen (Königreid) und preußiſche Provinz) 
und die Markt Brandenburg weit höhere und umfangreidyere Leiftungen hervorge— 
bracht. Die Baumwolle- und Seiven-Manufafturen find dazu getreten, jo daß die 
rheinifhen, ſächſiſchen, öſterreichiſchen und böhmiſchen hierin als gleihe Rivalen 
mit den englijchen und franzöfiichen Fabriken wetteifern können (vie nähern Details 
in den Artifeln Defterreih, Preußen und Sadfen). Die Maſchinen-Fabriken, 
vor wenigen Jahren in Deutſchland noch faft unbefannt, fünnen jett in Preußen, 
Defterreih, Barden und Sachſen die großartigften Etablifjements aufweijen, welche 
auch hierin nicht nur vollftändig den inlänvifchen Bedarf zu befriedigen vermögen, 
fondern auch anſehnliche Beftellungen für das Ausland auszuführen im Stande 
find, (Borfig in Berlin). 

Der Handelsverfehr bat für alle feine Zweige überaus wichtige Gentralpunfte 
in Deutſchland. Sehen wir für den Geldhandel und Wechfelverkehr in Frankfurt, 
Wien, Berlin und Hamburg mit die erften europäifchen Hauptplätze, jo find für 
die Manufaktur-Waaren Leipzig, beide Frankfurt, Wien und Berlin nicht minder 
beveutfam : für ven aufßerseuropäifhen Handel in Produkten und Fabrifaten haben 
inzwijchen Hamburg und Bremen eine Bedeutung erreicht, wie nur durch London 
und Liverpool überragt wird. Die Bewegung des Geſammtverkehrs in beiden 
Hafenplägen bat feit 1816 das Vierfache des früheren Betrags nit nur er- 
reicht, fondern überfteigt paffelbe noch in den Jahren 1855—-56. Die Finfuhr und 
Ausfuhr von Hamburg hatten 1855 einen Werth von 1,035,779,790 Marf Banfo 
(517,800,000 preußifche Thaler) und waren ſchon wieder gegen den Durdfchnitts- 
werth der 5 Jahre vorher um 28,% Procent geftiegen (1850 — 666,965,000 
Mart Banfo, 1851 — 711,411,310 Mark Banko, 1852 — 764,524,270 Mart 
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Banto, 1853 — 865,553,020 Markt Banto, 1854 — 1,023,697,870 Mart 
Banko) 8). Bremens Geſammtverkehr betrug 1855 — 102,179,297 Thaler Gold 
und 1856 — 127,566,819 Thaler Gold. Nähere Nachrichten über den beutfchen 
Handel f. in den Artikeln Hanfeftädte, Zollverein, Preußen, Defterreih, Frankfurt 
u. |. w. 

Zur Erleichterung des Hanvelsverfehrs haben die Beftimmungen des Wiener 
Kongrefies in Bezug auf die Aufhebung der Binnen-Flußzölle gedient, wiewohl 
nur Defterreih, Preußen und Bayern in großartiger Weife die übernommene Ver- 
pflihtung ausgeführt haben. Die Streitigkeiten und Verhandlungen über Rhein- 
und Elbe-Schifffahrt führten erft 1820 und 1829 zu einigermaßen genügenden Re- 
fultaten; vgl. Art. Preußen, über ven Stader Zoll Art. Hannover. — Die Flußbau— 
ten, Unterhaltung der Leinpfäde, Anlage von Binnenhäfen und fonftigen Schuß- 
bauten für die Flußſchifffahrt nehmen ſowohl anfehnliche Titel ver deutſchen Staats- 
budgets ein, als fie auch vielfach im Wege der Kommunal-Unterftügung und Aktien- 
Affociationen geförvert find ; dem entſprechend hat ſich eben fo rafch ſeit 1827 vie 
Dampfihifffahrt auf dem Rhein, feit 1833 auf der Donau, Elbe, Wefer, Main und 
Mofel entwidelt. Die Kunftftraßen erfter und zweiter Klaffe find jeit 1816 faft 
um das Dreifadhe in Deutjchland vermehrt, fie nehmen gegenwärtig eine Aus- 
dehnung zwiichen 7500 und 8000 geographiihen Meilen ein. Daran reihen ſich 
in anerfennungswerther jhneller Förderung bie deutſchen Eifenbahnen, die feit 20 
Jahren von den erften bürftigen Berfuchen zwifhen Nürnberg und Fürth und 
von Linz nad Gmünden raſch bis auf 1054 Meilen im April 1857 vermehrt 
find, mit einem Koftenaufwande von 350,000,000 preußiichen -Thalern, welcher 
zu einem Drittel auf Staatskoften und zu 2 Drittel durch Privat-Aftien-Vereine 
geleiftet ift. Bon diefen Eifenbahnen fommen 485 Meilen auf Preußen (41 Pro— 
cent), 170 Meilen auf Defterreih (16 Procent), 147 auf Bayern, 73,82 auf 
Sadfen, 40 auf Würtemberg, 38,5 auf Baden, 52,10 auf Hannover u. f w. 


FJ. W. Schubert, 
Deutſches Necht, ſ. Recht. 
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I. Begriff. Exiſtenz eines gemeinen Rechts. — Deutſches Staats- 
recht ift der Inbegriff der rechtlichen Normen, welde vie öffentlichen (ftaatlichen) 
Berhältniffe Deutjchlands vefp. der deutihen Staaten zum Gegenftand haben. Es 
ift nur ein Zweig des pofitiven Staatsrechts überhaupt und es bleibt mithin bei 
feiner Betrachtung Alles ausgefchloffen was dem allgemeinen Abrig des „Staats: 
rechts“ (ſ. d.) zugewiefen werden muß. 

Fragen wir zunächſt, in welchem Sinne gegenwärtig von einem beutjchen 
Staatsreht die Rebe fein kann, fo ift einleucdhtenn, daß da Deutſchland in 
feiner Berfaffung als politifches Ganze feine ftaatliche, fonvern, nad ver Natur 
des beftehenden Bundes der deutſchen Staaten, nur eine internationale Organi- 
fation befigt, infofern aud fein deutſches Staatsrecht erijtiren kann. Der 
deutſche Bund ift fein Staat, auch fein zufammengefegter Staatsförper, wie das 
vormalige deutſche Reich, und fein Bundesſtaat, wie Nordamerifa oder die ſchwei— 
zerifhe Eidgenoſſenſchaft; fonvern ein bloßer Staatenbund, d. h. ein dauernder 


8) Bol. die ausführlichen Tabellen über Hamburg's Handel, die vom handelsſtatiſtiſchen 
Büreau feit 1853 jährlich in 1 Bd. Kol. herausgegeben werden. 
Bluntſchli, Deutſches Staatse-Wörterbud. I. 47 
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(unauflöslicher), in beftimmter Weife organifirter, völferrechtlicher Verein ver fon- 
veränen Fürſten und freien Städte Deutſchlands für den grundgefeglich beftimmten 
Zwei (S. d. Art. Bundesftaat). Es giebt mithin gegenwärtig nur ein Staats— 
recht ber deutſchen Staaten, und zwar theils ein gemeines refp. gemein- 
james deutſches Staatsreht, wovon nachher zu handeln fein wirb, theils ein 
befonderes, individunelles, ober partitulares jedes einzelnen Bundes— 
ftaats, und wenn wir beffenungeachtet in den vorhandenen Syftemen das deutſche 
Bundesreht mit dem Staatsrecht ber beutfchen Staaten zu einem Ganzen 
verbunden finden, fo liegt der Grund dafür in der engen Beziehung und Wechjel- 
wirkung, in melden beide zu einander ſtehen, indem nicht blos eine Reihe von 
Öffentlihen Verhältniſſen der deutſchen Staaten durch das Bundesrecht normirt, 
ſondern auch umgekehrt wieder bundesrechtliche Satzungen durch das Staats- 
recht der Einzelſtaaten bedingt werden. 

Es iſt bereits des Gegenſatzes zwiſchen dem gemeinen reſp. gemeinſamen und 
beſondern oder partikularen Staatsrecht gedacht worden. Hiemit hängt die bekannte 
und vielbeſprochene Kontroverſe zuſammen, die uns freilich in ähnlicher Weiſe auch 
im andern Regionen der deutſchen Rechtswiſſenſchaft entgegen tritt 1), ob überhaupt 
von der Eriftenz eines gemeinen beutfhen Staatsrechts die Rede fein fünne ? 
Schon zur Zeit des deutſchen Reichs ift über biefe Frage, wobei natürlid das 
gar nicht zum gemeinen Rechte in dieſem Sinne gehörige Reichsſtaatsrecht 
aus dem Spiele bleiben mußte, geftritten worben ; nod mehr ift aber nad und 
in Folge der Auflöfung der deutſchen Reichsverfaffung die Frage kontrovers ge— 
worben. 

Die richtige Entſcheidung diefer Frage hängt von verſchiedenen Bedingungen 
ab, die wir indeß bier nur andeuten, nicht ausführlicher erörtern Fönnen, Sie 
wird vor Allem bedingt: 4) durch eine richtige Vorftellung von der Entftehung 
(den Quellen) und der Aufhebung des pofitiven Rechts überhaupt; 2) durch eine 
Berftändigung über die Borausjegungen und den Begriff eines jogenannten ge- 
meinen Rechts. 

In der erften Beziehung betradhten wir es als unbeftreitbare Wahrheit, 
daß das pofitive Recht nicht allein aus Gefegen entfteht, fondern auch auf der 
aus Thatſachen erkennbaren herrſchenden Rechtsüberzeugung eines Volles oder eines 
gewiffen Bölterkreifes beruhen fann und daß die fortvauernde Geltung des in 
einem ftaatlihen Organismus für die Einzelverhältniffe entftandenen Rechts von 
der Fortdauer diefes ftantlihen Organismus felbft durchaus unabhängig ift. 

In der andern Hinfiht müſſen wir abftrahiren von ber BVorftellung, als 
gehöre zum Wefen des gemeinen Rechts, daß die dazu zu rechnenden Normen 
wirflih in ganz Deutfchland (innerhalb der frühern Reichs- oder der jegigen 
Bundes-Örenzen) in gleicher Weife gelten, oder zu irgend einer Zeit gegolten 
haben, In diefem Sinne hat früher wenig gemeines Recht beftanden und auch ge 
genwärtig ift die Zahl ver Normen folder Art nur eine geringe. Denn bie 
Geltung des gemeinen Rechts fowohl im mittelalterlihen Sinne eines für die 
ganze Welt (vd. h. in dem Sinne wie dem Kaiſer ein imperium totius mundi 
beigelegt wurde) geltenden Rechts, als in dem fpäter auf das deutſche Reich be— 
Ihränkten Begriff ift ftets nur eine hypothetiſche oder bedingte (jubfiviäre) ge 


1) Bol. z. B. Wächter’s vortreffliche a mit deren Nusgangspunften und Reful- 
taten wir freilich nicht übereinftimmen können: Gemeines Recht Deutfchlands , insbefondere ge 
meines deutſches Strafrecht, Leipzig, 1844. 
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wefen und konnte bei der für die Ordnung der eigenen Rechtöverhältniffe der ein- 
zelnen Staaten und Territorien anerkannten Selbitftänvigfeit derſelben und ber 
von Wltersher beftandenen Verſchiedenheit der deutſchen Volksſtämme und der aus- 
gedehnten Autonomie ver einzelnen Theile des Reichs nur eine bedingte fein; 
d. h. das gemeine Recht Fam und kömmt nur infoweit zur Anwendung, als 
nicht eine daſſelbe erſetzende, ändernde oder modifizirende partikularrechtliche 
Norm befteht. In dieſem Sinne wurden die fremden Rechte, insbefondere das 
römifche Recht, gemeines Recht für Deutjchland ; in demſelben Sinne haben 
umfaffendere Reichsgeſetze gemeines Recht geſchaffen, wie z. B. die peinliche Gerichts- 
ordnung Karls V. von 1532, in mwelder die jogenannte falvatorifche Klaufel gerade 
dazu beftimmt war, ver Meinung als jei Alles darin Enthaltene abfolute oder unbe- 
bingte Rechtsvorfchrift, zu begegnen ; und in dem nämlihen Sinne befteht noch 
gegenwärtig, trog der Auflöfung der deutſchen Neichsverfaffung, vie doch gewiß 
feine tabula rasa in Betreff des gefammten Rechtözuftandes von Deutſchland 
machte, ein gemeines Recht, insbejondere ein gemeines deutſches Staatsredt, 
wenn aud nicht in dem Umfang und der materiellen Bollftändigfeit wie auf pri- 
vatrechtlichem Gebiete, — was befonvers darin mit feinen Grund hat, daß vie 
ihrem Inhalt nah umfaſſendſte Duelle des gemeinen Rechts, das römische Necht, 
r die von den römiſchen Staatseinrichtungen weſentlich verſchiedenen öffentlichen 

erhältniffe in Deutjchland, wie man freilih nur nad langjährigem Mißbrauch 
nad und nad erkannte, auch nicht in subsidium maßgebend fein fonnte. Daß 
übrigens das Reichsrecht auch gewiſſe abfolut oder unbedingt bindende Vorſchriften 
für die alle der Reihsgewalt untergeorbnete Territorien gab, ift eben fo unleugbar, 
als es der Charakter der meiften, innere Verhältniffe der deutſchen Bundesftanten 
normirenden Bunbesgefege tft, daß fie der Autonomie der Einzelftanten damit eine 
gemeinfame Feſſel anlegen. 

Als den theoretiſch richtigen und praktiſch bedeutungsvollen Begriff des ge- 
meinen Rechts ftellen wir auch für das Staatsreht auf: Das gemeine Redt 
Deutfhlands beftehbt aus denjenigen Redtsnormen, welde aus 
einer an fich oder durch fich felbft für ganz Deutihland gültigen 
Duelle gefhöpft werden, jei es, daß fie den einzelnen rechtbildenden Kreijen 
und Organen gegenüber abfolut-vispofitiver, oder nur fakultativer Natur find 2), 
Hiernach ift der Begriff umd das Dafein des gemeinen Rechts von feiner wirf- 
(ihen Geltung und Anwendbarkeit in allen deutſchen Landen oder auch mur in 
einem größeren Theile von Deutihland völlig unabhängig und es demnach auch 
eine ganz umbegründete Behauptung, daß ver Beftand eines gemeinen Rechts, 
3. DB. Kriminalrechts, nur bis zum Hervortreten der größern und umfafjenden Ge- 
feßgebungen in Defterreih, Preußen und Bayern im vorigen Jahrhundert datirt 
werben könne 3). Andererſeits genügt nicht zum Begriff des gemeinen Rechts 


2) Genau genommen müßte noch hinzugefügt werden: „vorausgeleßt, daß der Inhalt der 
gemeinrechtlichen Duelle fein dem Gegenftand nach fvecielles oder partikulaxes Recht fonftituirt‘, 
wie 3. ®. die goldne Bulle für die Ghurfürftenthümer, der weſtphäliſche Frieden für viele ver: 
fchiedene Häufer fperielle Normen enthält. Diefe Beſchränkung verfteht fich aber ganz von felbft 
und andererfeits kann audy eine folche fpecielle Beftimmung für das gemeine Recht wichtig wer: 
den, wenn ſich darin die Anerkennung eined allgemeinen ftantörechtlichen Principe ausgedrüdt 
findet; 3. ®. in den nur auf die Kurfürften bezüglichen Beftimmungen der goldenen Bulle über 
Succeffionsfähigkeit und das Recht einer Regierungsvormundichaft. 

3) In diefem Punkte differiren wir befonderd von Wächter a. a. O. S. 11 f. S. 164 f. 
Ebenjo in Betreff der Folgen, welche die Auflöfung des deutfihen Reichs für die Exiftenz eines 
gemeinen Rechts gehabt haben fol. Daf. S. 169 f. * 

4 
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die Thatſache der Geltung in allen einzelnen Theilen Deutſchlands. Ein blos 
faktiſch gemeinſames Recht iſt deßhalb kein wahres gemeines Recht und eine 
Uebereinſtimmung der Partikularrechte ſo lange kein genügender Beweis für die 
Exiſtenz eines gemeinen Rechts, als nicht dafür cine Grundlage aus einer ge— 
meinrechtlichen Quelle im obigen Sinne gewonnen iſt. Ein in das Staatsrecht 
gehöriges, beſonders ſchlagendes Beiſpiel liefert die Suceeſſionsordnung. Gegen— 
wärtig iſt das Primogenitur-Geſetz in Geltung in allen deutſchen Bundesſtaaten; 
dennoch iſt daſſelbe dadurch nicht zum gemeinen Recht geworden und die An— 
wendung der gemeinrechtlichen Succeſſionsordnung auch für die Zukunft in dem 
Falle möglich, wo beim Ausſterben eines Hauſes die Succeſſionsberechtigten durch 
das ſpecielle Primogeniturgeſetz ntcht gebunden find . Ein anderes Beiſpiel liefert 
die fogenannte Adminiſtrativ-Juſtiz und die befondere Einrichtung zur Entſcheidung 
der Kompetenz-Konflikte, die auch dadurch, daß fie fi, in Nachahmung bes fran- 
zöfifhen Rechts, jett in den meiſten deutſchen Bundesftaaten finden, doch nicht 
Beftandtheil des gemeinen Rechts geworben find, weil fie überall nur auf dem 
partifulären, fie begründenden Geſetze beruhen. 

Was man immer gegen die Eriftenz eines gemeinen deutſchen Staatsrechts 
eingewenbet hat: die große Verſchiedenheit der Formen und Geftaltungen des ftaat- 
lichen Lebens und ver öffentlichen Einrichtungen in den einzelnen deutſchen Terri— 
torien und jegt in den Bunbesftaaten, — können wir nicht als ftihhaltig be- 
traten. Denn alle dieſe Mopififationen jchloffen die Geltung des auf gemein- 
ſchaftlicher Grundlage Beruhenvden befonders für den Wal nicht aus, daß das 
partifulare Staatsrecht feine befondere Norm gewährte und noch gegenwärtig wäre 
es um viele Bundesftaaten, vie feinen umfafjendern Koder des öffentlichen Rechts 
in einer fogenannten Verfaſſungsurkunde befigen, jehr übel beftellt, wenn man die Eri- 
ftenz eines gemeinen deutſchen Staatsrechts negiren wollte. Auch beachte man wohl 
den Unterſchied zwifchen ver äußern Geftaltung und dem Inhalt, insbefon- 
dere der Bafis ver einzelnen Inftitute des öffentlichen Rehts, und man wirb 
finden, daß ſich die Verſchiedenheit der Partikularrechte ſchon zur Zeit des Reichs 
hauptſächlich nur auf die erftere, die äußere Geftaltung bezog, was burd eine 
Menge von Beifpielen, die Yandeshoheit, vie ſtändiſche Verfaſſung, die Juftize 
organifation, das Verhältniß der landesherrlihen Diener u. f. w. betreffend, be- 
legt und erläutert werben könnte. Und fo fteht vie Sache im Wefentlihen auch 
noch jeßt, befonders nachdem die Grundgefege des Bundes über eine Mehrzahl 
von innen Einrichtungen ver deutfhen Staaten allgemein und abfolut bindende 
Borfriften gegeben haben, mit melden aud eine ganze Reihe von Yolgefügen 
als janktionirt zu betrachten find. 

Eine ver beadhtenswertheften Ausführungen gegen die Griftenz eines gemeinen 
deutſchen Staatsrechts findet fich jest in R. v. Mohls ausgezeichnetem Werte: 
Die Geſchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften. 2. Br. ©. 286 f., im 
Ganzen in verfelben Weife, wie fie verfelbe ſchon früher an einem andern Ort 
gegeben hat 5), Wir wollen dabei fein befonderes Gewicht darauf legen, daß biefe 


mm —— — 


9) Ein ſolcher Fall trat bekanntlich im Jahre 1825 beim Ausſterben des S. gothaiſchen 
Mannesftanmes cin, obwohl in allen ſächſiſchen Speciallinien das Primogeniturgeſeß hausver— 
faſſungsmäßig — aber nicht im Verhältniß der Speciallinien zu einander — beftund. 

5) In der Abbandlung Über den gegenwärtigen Ztand der willenfchaftlichen Bearbeitnng 
des deutjchen Staatsrechte, in der deutichen Vierteljahrsſchrift. Jahrg. 1843, Heft 1. S. 50--82, 
Bl. auch Denfelben in der Tübinger krit. Zeitichrift. Bd, VI. S. 254 f. 
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und andere Angriffe gegen das gemeine Recht gerade aus Süddeutſchland oder 
aus Staaten kommen, wo fid der Partifularismus in Wiffenfchaft und Leben zur 
vollften Blüthe entfaltet und im Gegenfag zu Norbveutfchland gerade in Betreff 
ver ftantsrechtlihen Doktrin recht augenfcheinlih in den Vordergrund gedrängt 
hat 6). Wir dürfen dieß bei R. von Mohl um fo weniger, als die deutſche Ge— 
finnung des Mannes über allen Zweifel erhaben ift und wohl kaum ein An- 
derer mehr als er geneigt jein wird, gemeinfchaftlice Bande, „welche Deutſchland 
umziehen und zufammenhalten“, fobald es ſich de lege ferenda handelt, anzuer- 
fennen und bei ihrer Verwirklichung ſich zu betheiligen. Wir haben es demnad) 
nur mit Mohls Gründen zu fhaffen. Diefe jcheinen uns aber eben fo wenig, 
wie diejenigen, mit welden von Andern die Griftenz eines gemeinen deutſchen 
Staatsrechts bekämpft worden ift, ftihhaltig zu fein. 

Zunähft wird, wie wir glauben, ver eigentliche Streit und richtige Stand— 
punft ſchon durch die Bezeichnung der Kontroverfe verrüdt, wenn die Frage nad) 
einem „gemeinſchafthichen“ Staatsrecht der deutfchen Staaten, anftatt nad) 
einem gemeinen deutſchen Staatsrecht, aufgeworfen wird. Denn „gemeinjchaft- 
lich" ift gegenwärtig nur das Bundesrecht 7) und auch diefes nicht einmal durch— 
gängig, da gar Manches bundesrechtlich Beftehende nicht in allen Bundesſtaaten, 
oder wenigftens nicht in allen auf gleihe Weife verwirklicht ift. Es kann 
etwas nur noch wenigen Staaten „gemeinfchaftlich” fein und ift doch feiner Duelle 
nach juriftifch gemeines Necht, ſowie andererfeits dem, wie wir glauben allein rich 
tigen Begriff des gemeinen Rechts zufolge, etwas thatfächlih für alle Bundes— 
ftaaten gemeinfam oder gemeinschaftlich fein kann und deßhalb doch nicht 
gemeinvechtlih ift. Gerade vefhalb darf aber aud den Thatſachen, melde vie 
mehr theoretifche als praftiiche Neichseinheit lösten, ebenfowenig ein Einfluß ein— 
geräumt werben, als der nach Auflöfung des Reichs auch de jure völligen Unge— 
bundenheit der deutfhen Stantsgewalten, welche fih aus dem Schiffbruch retteten; 
eine Ungebunvenheit die übrigens doch nicht fo weit gehen dürfte, daß fie „bie 
ganze Grundlage des Staats und feine wefentlichften Einrichtungen” aufheben 
möchte. In foldyer Weife ift in Wahrheit in feinem veutjchen Lande, aud nicht 
in der traurigften Epoche der meuern deutſchen Geſchichte, tabula rasa gemacht 
worden und faft überall läßt fich zeigen, daß die Wurzeln des gegenwärtigen öf- 
fentlichen Nechtszuftandes in einem ältern Grund und Boden beruhen. 

Wenn aber v. Mohl, im Gegenfag zu andern von ihm fritifirten und 
großentheils mit Recht verworfenen Anfichten, dasjenige als „gemeinſchaftliches“ 
deutiches Staatsrecht gelten zu laffen geneigt ift, wofür „in ber befondern redjt- 
lihen Natur der veutfhen Staaten die gemeinfhaftlihe Wurzel nachgewieſen 





6) Ihatjache ift, daß dort bis auf die neuere Zeit vorzüglich nur das partifulare Ztantd- 
recht auf den Univerfitäten fultivirt und docirt worden ift, während die norddeutiche Doftrin noch 
jegt nur eine Wiſſenſchaft des gemeinen deutfchen Staatsrechts zu fernen jcheint. So entbielt denn 
auch v. Mohl's würtembergifches Staatsrecht 2. Aufl. Bd. ı. S. 86. Note 2, ſchon eine fürmliche 
und für die Gegner nicht jchmeichelhafte Kriegserflärung wider das gemeine deutjche Territorial- 
Staatsrecht, womit die Erwiderung Nevicher’s in der Zeitichrift für deutjches Recht. Bd. III. 
S. 193, 7. zu vergleichen ift. Geändert ſcheint v. Mohl' feine Meinung nur in Betreff des 
philoſophiſchen Nechts zu haben, welches er im würtembergifchen Staatsrecht, Th. 1. S. 87 
noch als ſubſidiär notbwendige Duelle binftellt. In 

7, Will man die Sache ftaatsrechtlich genau nehmen, jo gehören auch die Bundesbejchlüffe 
nicht zu den Quellen des gemeinen Rechts, da fie für die innern Verbältniffe der deutichen 
Staaten nicht unmittelbar, fondern erft durch einen legislatoriſchen Aft der Landesſtaatsgewalt 
maßgebend werden. Bol. Wächter, gemeines Recht Deutichlands. S. 223 f. 
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werden könne“ oder was ſich „aus der beſonderrechtlichen Natur der deutſchen 
Staaten mit logiſcher Nothwendigkeit ergebe”, was dann in subsidium auch auf 
pofitiorehtliche Geltung Anfprud haben fol, jedoch nur „in einer Heinen Anzahl 
von Fällen thatſächlich“ vorliege, fo daß aud vie Behauptung, „daß das an 
fih mögliche allgemeine deutſche Staatsredht in den Ausnahmen faft aufgehe“, 
feineswegs übertrieben fei, — jo möchte es vor allen Dingen einer nähern Er- 
Härung darüber bevürfen, was man ſich denn eigentlich unter der „befonverredhtlichen 
Natur der deutfhen Staaten” zu denten habe. Wir geftehen offen, daß dieſe „be- 
ſonderrechtliche Natur“ der deutſchen Staaten fiir ung nod ein ungelöftes 
Räthſel ift und daß wir im Gegentheil meinen möchten, daß die allgemeine 
ſtaatsrechtliche Natur derfelben, oder die Erkenntniß von Begriff und Weſen 
des Staat? und der einzelnen ftaatlichen VBerhältniffe überhaupt, wie fie unter dem 
Einfluß der Wiffenfchaft, politifcher Erfahrung und großentheils unter dem Drange 
von, die Ältere Ordnung der Dinge erfchütternden, reigniffen in das lebendige 
Bewußtfein der deutfchen Regierungen und Unterthanen getreten ift, eine unend— 
li) höhere Bedeutung für das gemeine deutſche Staatsredht habe, ala jene be— 
fonderrechtliche Natur und zwar neben denjenigen Lehrſätzen, welche durch rechts— 
geſchichtliche Zurüdführung auf ältere Berhältniffe ven Ausprud für eine allge- 
meine, trog allen partikularrechtlichen Modififationen, in Deutſchland herrſchend 
gewordene Rechtsüberzeugung bilden. Richtig ift, daß im Syſtem des heutigen 
deutſchen Staatsreht Bieles nur in der Weife einer Nebeneinanverftellung 
ver einzelnen Landesgefeßgebungen behandelt werden kann. Denn das gemeine 
deutſche Staatsrecht liefert hauptfählih nur Grundſätze für vie Berfaffung 
und Regierung der deutſchen Bundesftaaten und feine pofitive Geftaltungen, 
welche von jeher der partifularen Rechtsbildung überlaffen geweſen find. Aber ver 
Behauptung, daß Das deutſche Staatsrecht blos in einer folhen ftatiftifchen oder 
fondroniftiichen Nebeneinanverftellung der einzelnen Landesgeſetzgebungen beftehen 
könne 8), mitffen wir eben fo entjchieden widerſprechen, wie wir andererſeits zu— 
geben, daß eine jolhe Zufammenftellung noch 'fein gemeines Recht bilde, daß auch 
die dem philoſophiſchen Staatsredht entnommenen Sätze an ſich noch fein pofi= 
tives deutſches Recht find, und daß endlich aud dasjenige, was als gemeinfames 
Recht der Fonftitutionellen Staaten betrachtet werben kann, infofern e8 blos auf 
einer Nachahmung auswärtiger Gefeßgebung, insbefondere ver englifchen oder fran- 
zöftfchen, beruht, nicht ald gemeines deutſches Staatsrecht bingeftellt werben darf. 

I. Die Quellen des deutfben Staatsrehts. — Bei den Durellen 
des deutſchen Staatsrechts finden im Allgemeinen biefelben Unterſcheidungen An: 
wendung, welche in Betreff des in Deutſchland geltenden Rechts überhaupt ge- 
macht werden müſſeu. Gejchriebenes und ungefchriebenes, einheimifches und fremdes, 
gemeines und partifulares Recht werben auch bier unterfchieden. Eine gemöhnlic 
nur für das öffentliche Recht gemachte Unterfheidung ift aber die zwiſchen pri- 
mären und fefundären Quellen. Man verbindet bier mit fefundär insbejon- 
dere einen andern Begriff, als den man fonft bei dem Ausprud fubfipiäre 
Quellen im Auge hat. Subfidiäre Quellen nennt man diejenigen, welche zu einer 
Ausfüllung der Yüden des beftehenden und fo zu fagen ſinnlich erfennbaren po- 





8, Daß der Verfaſſer dieſes Artifeld noch befonders dagegen remonftriren könnte, dafı * 
„deutſches Staats- und Bundesrecht“ in Betreff des Landesftaatsrehts ala eine ſolche 
Nebeneinanderftellung der einzelnen Landesgeſetzgebungen Haffificirt wird (v. Mobla. a. ©. 
S. 29%, 5, 299 f,) gehört weiter nicht hieher. 
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fitiven Rechts gebraucht werben, wie die Rechts- und Gefeges-Analogie, wobei es 
dahin geftellt bleiben mag, ob bier ver Ausdruck Duelle überhaupt noch paſſend 
ift. Sekundäre Quellen im Staatsredht dagegen find auch wirklich gegebene 
und vorhandene ausdrückliche Sagungen, die aber einem andern refp. frühern 
ftaatsrechtlihen Zuftand oder Verhältniß angehören, und nur ausnahmsweife als 
fortgeltend, over als für ein gewiſſes Berhältnig Norm gebend, in Bezug ge- 
nommen werben, wie 3. B. in der beutjchen Bunbesafte Art. 8 und 15 ver- 
ſchiedene Beftimmungen des Reichspeputationd- Hauptfchluffes vom 25. Februar 
1803 ; im Artikel 14 der Bundesafte in Betreff ver nähern Beftimmungen über 
den Rechtszuſtand ver „mittelbar gewordenen” Fürften, Grafen und Herren bie 
fönigl. bayerifche Verordnung vom 19. März 1807. 

Was die fogenannte fremden Rechte, insbefondere das römische Recht betrifft, 
fo ift davon lange Zeit ein fehr ungeeigneter Gebraud; bei der Beurtheilung 
deutſch⸗ ſtaatsrechtlicher Verhältniffe gemacht worben, vermöge befien das römiſche 
Recht, namentlich im Gebiete des Territorial-Staatsredhts, auf die boftrinelle Feſt— 
ftellung des fürftlichen Rechts oder der Rechte des Princeps, auf die Ausfüllung 
der, eigentlich nur ein hiftorifches Aggregat von Rechten bildenden, Landeshoheit, 
auf die Geltung der fisfalifhen Gerechtſame u. ſ. w. einen unvertennbaren Ein- 
flug ausgeübt bat. Und jedenfalls find vies beendigte Rechtsbildungen, an welchen 
die allmählig mehr und mehr herrſchend werbende richtigere Anfiht von der Un— 
anwenbbarkeit des römiſchen Staatsrechts auf die öffentlichen Verhältniſſe Deutſch— 
lands ebenfowenig etwas ändern fonnte, als die erkannte Unächtheit der De- 
fretalen des falſchen Iſidor an der Geltung der in bie fpätern Sammlungen des 
fanonifhen Rechts übergegangenen unächten Stüde. Darauf wird aber allervings 
beftanden werden müflen, daß man fich gegenwärtig bei ftaatsrechtlihen Fragen 
nicht auf das römiſche Recht in folcher Weife berufe, wie e8 3. B. noch von einem 
der neuern Publiciften bei der Frage über das rechtliche Gebundenfein des Fürften 
an das beftehenve Recht und Gefeß durch die einfache Hinweifung auf bas rö- 
miſche „Princeps legibus solutus est“ geſchehen ift 9). — Ebenfowenig bebarf 
es gegenwärtig eines Beweifes, daß das fanonifhe Recht mit feinen, freilid) 
für jus divinum ausgegebenen, aber jehr weltlichen ſtaatsrechtlichen Doltrinen über 
das Berhältnig von geiftliher und weltliher Gewalt oder von Kirche und Staat 
zu einander, über die Befreiung der geiftlichen Perfonen umd Güter von welt- 
licher Gefeßgebung und Gerichtsbarkeit u. f. mw. in Deutſchland feinen Anſpruch 
auf Geltung hat. Seldft in katholifhen Ländern hat der Staat ſchon längft vie 
vindicatio libertatis vollzogen und die hierardhifchen Anſprüche annullirt. Damit 
ift freilich ver Grenzregulirungs-Proceß zwiſchen Staat und Kirche, der bereits 
länger gewährt hat, als irgend eine vor dem weiland Ffaiferlihen und Reichs— 
fammergericht verhandelte Streitfahe, nicht zum Abſchluß gebracht und das viel- 
befprochene öſterreichiſche Konkordat mit dem römischen Stuhl hat das ftaatlidhe 
Terrain in einer für das übrige Deutjchland fehr bevenflihen Weife zum Vor— 
theil der Kirche verändert; über gewiffe Linien, um welche nod) jest in romani- 
ihen Ländern mit ver Hierarchie gelämpft werben muß, find aber wir jedenfalls auf 
immer vorgedrungen und werben hinter vdiefelben nicht wieder zurückgeworfen 
werben können. 

Daß das als Anhang des römifchen Rechts in Deutfchland zur Geltung ge— 


9 wir R. Maurenbrecer, die deutſchen regierenden Fürſten und die Souverä- 
nität. S. 234. 
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langte longobardifhe Lehnrecht noch jegt eine gewiffe Bedeutung für das 
Staatsrecht behauptet, infofern e8 zu einer ber Grundlage der gemeinrechtlichen 
Succeffionsorpnung gemadt worden war, ift ausgemadt ; gewiß aber aud fchon 
fängft, daß feine Grundſätze namentlich, 3. B. über die Verpflichtung des Succef- 
ford aus den Handlungen des Vorgängers, auf die Succeffion in der Landes— 
boheit nur eine fehr mobificirte Anwendung erleiden konnten. 

Zu den einheimifhen Quellen das deutſchen Staatsrechts gehören: 1) vie 
deutfhen Reihsgefege, wenn fie auch gegenwärtig für Berbältnifje ves 
Landesſtaatsrechts nur noh als Zeugniffe der herrfchend geworbenen gemeinen 
Rechtsüberzeugung in Betracht kommen, und infoweit fie die Reichsverfaſſung be— 
treffen, für das Bundesrecht (3. B. Befugniffe der Bundesverjammlung) nicht ein- 
mal zur Analogie dienen können. Gewöhnlid unterfcheivet man auch bei den Neiche- 
gefegen : Reichsgrund⸗ und Reichsregierungs-Gefege, obwohl ſich der Unterfchiev 
formell nicht durchführen läßt 19%), Die auf das jus publicum Germaniae zu be— 
ziehenden Reichsgeſetze finden fi zufammengeftellt in ven befannten älteren Samm- 
lungen von Shmauß, Waizenegger u. U. und infomweit noch jegt von einer 
materiellen Geltung die Rebe fein Tann, mit den Bunbesgefegen in einer fehr 
brauchbaren KRompilation, weldhe Roth unter dem Titel: „Abhandlungen über 
Gegenftände des allgemeinen Staatenrehts in Neudeutſchland“ Bd. I. Abh. 1. 
zu Karlsruhe 1824 erfcheinen ließ. Die Neihsgrundgefege hat in neuerer Zeit 
noch, mit vecht guten hiftorifhen inleitungen, im chronologiſcher Ordnung ber- 
ausgegeben F. M. Dertel ll), 

. Im Einzelnen find befonders hervorzuheben: 1) Aus ver Zeit des deutſchen 
Reichs die goldene Bulle Kaifers Karl IV. von 1356, vie faiferlihen Wahlkapi— 
tulationen, der weftphäliihe Friedensſchluß (Instrumentum Pacis Osnabrugensis), 
ver fogenannte jüngſte Reichsabſchied von 1654 und aus der legten Zeit des Reiche : 
der Reichsdeputations-Hauptſchluß vom 25, Februar 1803 12), — 2) Aus ver 
Zeit der Zertrümmerung des heiligen römischen Reichs deutſcher Nation, vie Rhein- 
bundsatte vom 12. Juli 1806, die, obwohl mit der Auflöfintg des Rheinbundes 
(1813) formell befeitigt, doch aud jest noch für die am Rheinbund betheiligten 
Staaten fir verfhiedene Verhältniſſe die Eigenfhaft eines maßgebenden Staats- 
vertrags hat. Von befonderer Bedeutung ift, abgejehen von andern fortdauernden 
Folgen des Nheinbundes 13), der fogenannte Berzihtsartitel 34 der Rheinbunds- 
afte 14), — 3) Die Orundverträge und Befchlüffe des veutfhen Bundes, 


0) Vergleiche überdies über die Quellen aus der Zeit des Reichs: H. A. Zahariä, deut: 
ches Staats⸗ und Bundesrecht, 2. Aufl. Tb. I. 8. 33 f. 

11) Die Staatögrundgefepe des deutichen Reichs. Leipzig 1841. 

12) Weber die dem $. 32 des Reichsdeputations-Hauptſchluß einverleibte, durch das Faiferliche 
Veto fuspendirte Neubildung des Kollegiums der Fürften f. Die gründliche und interefjante Schrift 
von 2. 8. Aegidi, der Kürftenratb nach dem Luneviller Frieden. Berlin 1853. 

23) Val, „Erfter Bortrag” des öfterreichifchen Präfidial-Gefandten in der deutfchen Bundesver: 
fammfung am 11. November 1816 (Protofoll $. 7). Obne weitere Ausbildung, ſo wie entftanden, 
verfchwand auch diefe nie erfüllte Urfunde, die Nheinbundsafte, als Grundlage einer öffent 
lichen Gefammtordnung in Deutichland; — denn in ibren individuellen Folgen — find die 
Spuren derfelben fihtbar und fühlbar“. — „Die Beftimmungen des Yüneviller Friedens, der 
hierauf erfolgte Reichsdeputationsichlur von 1803, jelbft die Nbeinbundsafte find daher noch 
bleibend in manchen ihrer Folgen, deren gängliche Befeitigung Guropa nicht entwirret, 
fondern verwirret haben würde. Es gehört zum großen Loos der Menſchheit, daß die Gegenwart 
auch ſchuldlos die Härte der Vergangenheit empfindete. 

14) Dal. Deutfches Staatd- und Bundesrecht. Tb. 1. 8. 36. S. 147 f. Klüber Abb. und 
Beobacht. für Geſchichts Staats: und Rechtsweſen. B. 1. S. 1—57. 
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weldhe mehrfah and das Staatsreht der Bundesſtaaten, insbefondere das Ver— 
faffungsrecht verfelben, zum Gegenftand haben 15), — 4) Die das öffentliche Recht 
betreffenden partikularrechtlichen Normen ver Einzelftaaten, insbefondere aus ver 
Zeit des Reichs die fogenannte Yandesfreiheiten und Privilegien, Erbe- 
und Orundvergleidhe, Landtags-Abſchiede und fogenannte Hausgefege, 
fowie die der neuen Zeit angehörigen Berfaffungs-Urfunden, Landesgrund— 
oder Berfaffungsgefege 16), — 5) Staatsvertäge des deutſchen Reichs, 
der Geſammtheit oder einer Mehrheit der deutſchen Territorien refp. Bundesſtaa— 
ten, und Verträge einzelner Bundesftanten unter einander und mit auswärtigen 
Staaten. 

"Außer diefen das fogenannte gefchriebene Recht bildenden Quellen müffen wir 
fortbin auch das gemeine deutſche und partifulare Gewohnheitsredt (Her- 
fommen), die ſtaatsrechtliche Obſervanz und fubfidiär die fogenannte Analogie zu 
den Quellen des deutſchen Staatsrechts zählen, nicht aber das fogenannte natürliche 
ober philoſophiſche Staatsreht, wodurch jedoch weder die rationelle Begrün- 
bung der gegebenen öffentlichen Rechtszuftände, no die Bildung von Folgefägen 
aus dem pofitiv rechtlich anerkannten Begriff und Zweck des Staats, aus den 
Grundlagen (dem Geifte) der beftimmten Verfaffung und der rechtlichen Natur des 
einzelnen Inſtituts des öffentlichen Rechts ausgeſchloſſen wird 17). 

I. Die Geſchichte und Piteratur des deutfhen Staatsrechts. 
Auch die Gefchichte des deutſchen Staatsrehts ift theils eine innere, vd. h. 
Geſchichte der Entwidlung der öffentlihen Rechtszuſtände Deutſchlands, insbefon- 
dere fogenannte Berfaffungsgefchichte, für welche bereits viel geleiftet aber noch fehr viel 
zu leiften übrig ift 18); theils eine äußere, insbefondere Gefchichte der Quel— 
len und Gefchichte ver Bearbeitung. Für legtere, welche theils nach den epodhe- 
machenden politifhen Ereigniſſen periodifirt, theils mit Rüdficht auf den wechſeln— 
ven Charakter der innern Methode ausgeführt werden fann, fowie für die ge- 
fammte Literatur des deutſchen Staatsrechts, ift noch jest I. R. Pütter’s 
„Literatur des deutjchen Staatsrechts“ 3. Th. Gött. 1776, 1781, 1783 eben fo 
braudbar als unentbehrlih. (Nachtrag und Wortfegung von I. 2. Klüber. 
Erlangen 1781). 

Bon umverfennbarem Einfluß auf die Entwidlung und Bearbeitung des 
deutfhen Staatsrehts ift abgejehen von einzelnen wichtigen politifhen Creigniffen 
der Kampf zwifchen gewiffen in Oppofition zu einander ftehenden Principien 

ewefen, namentlid : 1) der Kampf zwiſchen ver geiftlihen und weltliden 
Bene: oder um bie Freiheit des deutſchen Staats von auswärtiger hierardi- 


15) Infoweit finden ſich dieſe zufammengeftellt in H. U. Zahariä, die deutichen Verfaſ— 
faffungsgefeße der Gegenwart, einfchließlich der Grundgefege des deutfchen Bundes und der das 
Derfalfungbreht der Ginzelftnaten direft betreffenden Bundesbejchlüffe. Göttingen 1855. — 
Sammlungen von Pölig, Klüber u. U. 

16) Deutiches Staatd- und Bundesrecht. Ib. 1. $. 34, 38, 51 und die in der vorigen Note 


| ‚ angeführte Sammlung der neuern deutichen Verfaſſungsgeſetze. 


17) Deutſches Staats- und Bundesrecht. Tb. . $ 4, 5. Eine Klaffifitation der ſoge— 
nannte HSülfsmittel für das Studium des dDeutichen Staatsrechts. ©. daf. $. 6. 

18) Noch jept Sehr brauchbar — um nur Einiges hervorzuheben — ift in diefer Hinficht 
3. R. Pütter’s biftoriihe Entwidlung der heutigen Staatöverraffung des deutſchen Reiche. 
3. Ib. Gött. 1786, 1788. Kerner gehören bicher die entiprechenden Abfchnitte in den neuern 
Werfen über die deutiche Staats- und Nechtögeichichte, indbefondere dem bahnbrechenden Wert 
K. Fr. Eihborn’s. Für die Ältefte Zeit vor den Karolingern: G. Waig, deutſche Verfaſ 
faffungsgefhichte, Tb. I, II, 
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ſchen Herrſchaft, ſowie der Kampf zwiſchen dem Princip einer ausſchließlich im 
Reiche herrſchenden Kirche und ber Religionsfreiheit feiner Glieder. Sowie ſich an 
jenen Kampf die erften Anfänge einer ftantsrechtlichen Literatur, nämlich die Streit 
Ihriften von Marfilius von Padua (+ 1328), Wilhelm von Dccam (+ 1347) 
und Lupold von Bebenburg (F 1363) anlehnen, fo wurden durch pie Refor- 
mation manderlei fiaatsrechtliche Fragen über das Verhältniß ver Glieder zum 
Haupte angeregt, — abgejehen von dem Einfluß, den die Reformation auf ein 
regeres willenjchaftliches Leben überhaupt ausübte. — 2) Der Kampf zwifchen 
dem Princip der ftaatlihen Einheit des Reihe und der territorialen 
Selbſtſtändigkeit, zwifchen dem Imperial- und dem Territorial-Brincip, zwi⸗ 
hen Cäfarianern und Fürftenerianern ; ein Kampf, der bei fortfchreitender centri- 
fugaler Entwidlung der politiihen Zuftände Deutfchlands mit der vollftändigen, 
Ihon von Samuel von Pufendorf geweiffagten Auflöfung des Neihs zum Ab— 
ſchluß kömmt, in ver ftantsrechtlihen Literatur aber zunächſt durch die pfeudo- 
nymen Schriftfteller Hippolithus a Lapide (v. Chemnig), Severinus de Mozam- 
bano (v. Bufendorf) und Cæsarinus Fürstenerius (Teibnig) repräfentirt wird. 
— 3) Der Kampf zwifhen den einheimifhen und den fremden Nechten, bei 
weichem Legtere ſich erft dann vom ftantsrechtlichen Gebiet verbrängen laſſen 
mußten, nachdem fie ihre wejentlichften Dienfte beim Streit zwifchen ver fürft- 
lihen Gewalt und dem ftändifchen Rechte und zur Hinüberführung der Landes— 
hoheit zur wirklichen Staatsgewalt geleiftet hatten. Mit beiden unter 2 und 3 
bezeichneten Principienfämpfen und ihrem Ausgang fteht aber die Kultur des 
Territorial-Staatsrehts in Verbindung, als deſſen erfte, praftifche Bear- 
beitung gewöhnlich von Seckendorf's deutſcher Fürftenftaat (1655) betrachtet 
wirb, neben welcher aber, abgefehen von ihrem mehr ftaatswirtbichaftlichen Cha- 
rafter, Lud. Hugo de Statu regionum Germaniae et regimine prineipum. 
Helmst. 1661 nicht überfehen werben varf. Unterlag aber bei dieſem Kampfe in 
gewiffer Weife der mittelalterlihe oder Feudalſtaat vem modernen reſp. 
antiken Staatsbegriff, namentlih in ven größern deutſchen Territorien und in 
befonders fignififanter Art im Brandenburg-preußifchen Staate, fo war damit 
großentheild auch ein amderer Principienfampf für das deutſche Staatsrecht ent- 
ſchieden, welcher ſich 4) als der Streit zwiſchen dem privatredtliden und dem 
ftaatsrehtlihen Princip bei der Beurtheilung öffentlicher Verhältniffe be- 
zeichnen läßt, und auf welden fi alle beveutenden Kontroverfen der deutſchen 
Staatsrechtsdoktrin, 3. B. über Rechtsgrund und Natur der Souveränität, über das 
Weſen des ſtändiſchen Rechts, über die Verbinvlichkeit des Nachfolgers aus ven 
Handlungen des Vorgängers, über die Grundlage des Staatsvienerverhältnifies 
u. f. w. u. ſ. w. zurüdführen laffen. Und dieſer Principienfampf ift es, welcher 
noch gegenwärtig auf dem Gebiete des deutſchen Staatsrechts noch nicht vollftän- 
dig zum Abſchluß gelangt ift, obwohl fein Zweifel varüber beftehen kann, daß er 
mit dem vollftändigen Siege des ſtaatsrechtlichen Princips endigen wird. 

Ueber „ven gegenwärtigen Stand der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung bes veut- 
ſchen Staatsrechts“ und die verfchievenen dabei hervortretenden Gegenſätze 19) 
brachte die deutſche Bierteljahrsfchrift 1842. II. ©. 331 f. 1843 I. ©. 50 f. 
einen vortreffliden YAufjag von Rob. v. Mohl, welder in bedeutender Erweite- 
rung und Bervollftändigung in deſſen „Geſchichte und Literatur der Staatswif« 
ſenſchaften“. Th. II. (1856) in die Abhandlung XI „das pofitive deutſche 


19) Vergl. 9. A. Zahariä, deutſches Staats und Bundesrecht. Th. I. $. 11. 


Deutfcher Aönig. 747 
Staatsrechts feit der Gründung des Bundes" (S. 235—394) verwebt ift. Leb- 
tere giebt die umfaffenpfte Recenſion und Kritit aller wiſſenſchaftlichen Richtungen 
und Leiftungen auf dem Gebiete des Bundesrechts, des „gemeinſchaftlichen“ 
Staatsrehts und des (partilulären) Landesſtaatsrechts bis auf die neuefte Zeit. 
Große Gelehrfamteit, die umfaſſendſte Bücherkenntniß, Reichthum der Gedanken, 
ſcharfes und geviegenes Urtheil, fefte und ihrer Gründe ſich flar bewußte Ueber- 
zeugung und ein wahrhaft ftaatsmännifcher Bli zeichnen auch dieſe Abhandlung 
in v. Mohl's Gefhichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften aus. 

Die neueften und umfafjenpften Syfteme des deutſchen Stants- und Bundes- 
rechts find von Zöpfl @), und dem Unterzeichneten 21), auf welche ſchließlich in 
Betreff alles Einzelnen und anftatt jeder weiteren Ausführung über deutſches 
Staatsrecht verwiefen werben muß. 9. A. Zaqariu. 


Deutſcher König. 


Aus dem Zerfalle der karolingiſchen Monarchie iſt das Reich hervorgegangen, 
welches wir als das deutſche zu bezeichnen gewohnt find. Dynaftifche Intereſſen, 
nicht die Rüdfiht auf die nationellen Berfcievenheiten der ihm zugehörigen 
Bölker, hatten die Theilung des Gefammtftaates veranlaft; von jenen, nicht von 
diefer erhält denn auch der Bertrag von Verdun (843), welcher vie Auseinander⸗ 
fegung der Betheiligten regelte, fein charakteriftifhes Gepräge. Einerfeits nämlich 
follte die Loslöfung der einzelnen Reichstheile aus ihrem bisherigen Verbande 
weder eine vollftändige fein noch eine bleibende; als ein gemeinfames Reich follte 
vielmehr nad) wie vor deren Gefammtheit betrachtet werben, und beren Wieber- 
vereinigung auf dem Wege des Erbganges wurde ftets im Auge behalten: im 
Kaiſerthume, das als allen Königthimern Üübergeorpnet und zugleich als untheil- 
bar galt, follte überdies viefe Einheit über der Bielheit ihren formellen Ausdruck 
finden. Andererſeits aber war bei ver Mbgrenzung der neuen Staaten feineswegs 
auf die nationellen Komplere und deren gegebene Grenzen ein entſcheidendes Ge— 
wicht gelegt worden, vielmehr wurde felbft jenes geringe Maß nationeller Gleich 
artigkeit, welches überhaupt in den Bildungen jenes Theilungsvertrages zu finden 
ift, lediglich durch die Rüdfiht auf den geographifchen Zufammenhang und vie 
territoriale Abrundung der einzelnen Lande erzielt. Nicht nur wurde Friesland 
ftatt zum Reiche Ludwigs des Deutfchen vielmehr mit der Provence, Italien u. ſ. w. 
zu dem Lothar’s gefchlagen, ſondern fogar Alamannien unter Lothar und Ludwig, 
Burgund unter Karl und Lothar, das fränfifhe Hauptland gar unter alle drei 
Brüder vertheilt; nicht einmal die Einheit der einzelnen Stammgebiete wurde fo- 
mit beachtet, und von einem Bewußtfein der nationellen Einheit unter den ver- 
fhiedenen deutſchen Stämmen, vermöge deſſen viefelben fi etwa den Bewohnern 
Italiens oder Galliens gegenüber ald verwandt und verfchieven erfannt hätten, 
konnte von vornherein nicht die Rede fein. Fehlte doch fogar ein gemeinfamer 
Name für das deutſche Geſammtvolk! 

Nach dem Namen vdiefes feines Regenten wird demgemäß das an Ludwig 
gefallene Reich benannt, oder auch als das öſtliche oder das Reich der Oftfranten ; 
zuweilen zählt man, um daſſelbe zu bezeichnen, bie einzelnen ihm zugehörigen 





20) 9. Zöpfl, Grundſätze des allgemeinen und deutſchen Staatsrechtd, mit befonderer 
Rückſicht auf die neueften Zeitverbäftniffe. Heidelberg. Tb. I. 1855, Tb. II. 1856. 
2) H. A. Zahariä, deutſches Staats: und Bundesrecht, Gött. Th. 1. 1853. Th. IT, 1854. 
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Stämme auf, die Oftfranfen alfo und die Sachſen, die Bayern und die Schwa- 
ben, allenfalls auch noch die Thüringer; zuweilen wird endlich auch wohl ver ans 
der Haffiihen Literatur eutlehnte Name Germanien gebraucht, welder indeflen als 
ein territorialer, nicht nationeller Begriff zu betrachten ift, und als folder das 
von Rhein und Donau begrenzte Land, alfo in der That die Hauptftärfe des 
regnum Ludoviei bezeichnet. Wie hiernach der Name des neuen Reiches leviglich 
von dynaſtiſchen und geographifhen Beziehungen hergenommen ift, over daſſelbe 
höchſtens als ein Aggregat einer Anzahl einzelner, zufällig vereinigter Stämme 
erjcheinen läßt, jo fehlt vemfelben aber auch in der That jede natürliche und fefte 
Grundlage feines Beftandes. Das Gefühl der nationellen Einheit knüpft fich noch 
immer nur am bie einzelnen Stammverbänve, das Gefühl der Reichseinheit, ſoweit 
ein foldhes überhaupt wirkfam wird, noch vorwiegend an das umfaflendere karo— 
lingifhe Geſammtreich an; es fteht zunächſt no dahin, ob das neue Königthum 
zugleih den auf daſſelbe einpringenden Sonderbeftrebungen der einzelnen Stämme 
und dem Streben nad) Wieverherftellung des abenvländifhen Gefammtreiches in 
feiner früheren Machtfülle erfolgreihen Widerſtand zu leiften, over mie es fich 
etwa mit beiden ihm immerhin Gefahr drohenden Tendenzen auseinanderzufegen 
vermögen werde, 

Schwierig war ed zunähft, die Jfolirungsgelüfte der einzelnen 
Stämme zu breden. Nur durd die Gewalt der Waffen waren die Bayern und 
Alamannen, waren die Thüringer und Sachſen dem Frankenreiche einverleibt umd 
nothdürftig in ihrer Unterorbnung unter daſſelbe erhalten worden. Unter ver 
Ihwaden Regierung der fpäteren Karolinger beftehen begreiflih nicht nur bie 
alten nationellen Gegenfäge fort, fondern viefelben erhalten fogar in den neu— 
erftandenen Stammberzogthümern wiederum einen formellen Ausprud und feften 
politifhen Halt; das einzige Band, weldyes die verfchiedenen Stämme miteinander 
vereinigt hatte, jchien überdies gelöft, al8 mit dem Tode Ludwigs des Kinds (911) 
die farolingifhe Dynaftie in dem öftlihen Reiche zu herrſchen aufhörte. In ver 
That waren es bereits bei der Wahl Konrads I. vorwiegend nur die Franken 
und Sachſen, welde an ver Einheit des Reiches fefthielten; vie Yothringer gehen, 
dem Legitimitätsprincipe getreu, an bie weftfräntifhen Karolinger über, zu venen 
fie ſchon vordem mehrfach ſich hinübergeneigt hatten; in Bayern dagegen und in 
Schwaben macht fih das Streben nah Selbftherrlichkeit in einer Reihe von Auf— 
ftänden geltend, deren Unterbrüdung dem nenen Könige um fo weniger gelingen 
will, als fi) nad) dem Tode ihres ehrwürdigen Herzogs Dtto auch die Sachen 
unbotmäßig zeigen. Wiederum ging die Wahl Heinrichs I. ausfchlieglih von den 
Franken und Sachſen aus; die Bayern ſowohl als die Schwaben mußten von 
dem gewählten Könige erft unterworfen, und die Lothringer durch Waffengemwalt 
wieder zum Neiche gebracht werden. Selbft nod die Wahl Otto's I. wurde zu— 
nächſt nur von jenen beiden Stämmen vorgenommen, und erft nachgehends von 
den Großen des gefammten Reiches beftätigt; auch noch dieſer König bat ferner 
mit wiederholten Aufftänden einzelner Herzogthümer zu kämpfen. Bon jest an aber 
trat eine entſchiedene Wendung ein. Es gelang den gewaltigen Königen aus dem 
ſächſiſchen Haufe, ven äußeren Beſtand nes Reiches als eines einheitlichen gegen- 
über dem centrifugalen Gelüfte der einzelnen Stämme zu bewahren und zu befefti- 
gen; der Glanz, welchen die ruhmreihen Kämpfe gegen auswärtige Feinde, wel- 
hen die italienifche Krone und das wieberaufgerichtete Kaiſerthum über das Reid 
verbreiteten, diente als Stüge für deſſen Yortbeftand, und durch die längere 
Gewöhnung an eine gemeinfame Regierung, durch das zur Regel gewordene ge- 
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meinfame Auftreten gegen die romaniſchen Nachbarn im Süden und Weſten, 
gegen bie ungariſchen und jlavifhen im Oſten, gegen die däniſchen enblid im 
Norden erzeugte ſich allmählig ein Bewußtfein ver über aller ftammlihen Son: 
derung ſtehenden höheren mationalen Einheit. Schon bei Lebzeiten feines Vaters 
war Otto II. zum König gewählt worden, und ohne Schwierigkeit hatte er nad) 
deſſen Ableben ven Thron beftiegen; ebenfo wurde Otto IL. ſchon als Kind zum 
König gewählt, und bei dem rafch folgenden Tode des Vaters trog mander Be— 
denken als folder anerfannt: am Schluffe des Jahrhunderts hatte das deutſche 
Königthum bereits hinreichende Feftigkeit erlangt, um felbft die gewaltigen Stürme 
ungefährvet überbauern zu können, welche eben viefes dritten Otto's abentheuer- 
lie Pläne hinſichtlich Italiens und des Kaifertbums erregt hatten. Weit bezeich— 
nender noch für das, was die großen Sachſenfürſten zu erreichen gewußt hatten, 
ift aber, daß von jener Zeit an ein gemeinfamer Name für das Gefammtvolt 
ihres Reiches als ver untrügliche Ausdruck des erwachenden nationalen Bewußt- 
ſeins auffommt. Hatte man ſchon vordem die Sprache der germanifchen Bölfer 
im Gegenfage zur romanischen als eine gemeinfaue erfannt und als lingua theo- 
disca, d. h. Vollksſprache, ver lateinifhen Kirchen- und Gelehrtenfpradhe, fpäter 
auch den romanischen Volksdialekten gegenübergeftellt, fo wurde man ſich nunmehr 
allmählig aud darüber Far, daß die linguam theodiscam loquentes überhaupt 
ein bejonderes und einheitliches Volk bilveten, und gewöhnte ſich daran biefes 
mit dem von der Sprache entlehnten gemeinfamen Namen ver Theodiei over 
Teutoniei zu bezeichnen. In dieſem Auftommen eines gemeinfamen Bolfsnamens 
liegt aber das klarſte Zeugniß für das allmählige Erwachen eines gemeinfamen 
Bolfsgefühls und Volksbewußtſeins. 

Gleichzeitig mit der Befeftigung ver Einheit des deutfchen Reiches erfolgte 
aber aud vie Feftftellung feines VBerhbältniffes zu der gefammten 
abendländiſchen Chriftenheit. Den rein bynaftifchen Charakter, welchen 
die Theilungen des farolingifhen Geſammtſtaates anfänglih an ſich getragen 
hatten, ftreiften die neuen Staaten bei etwas längerem Beftande nothwendig ab, 
und das Band, welches bis dahin die einzelnen Theilftanten noch zufanmenge- 
halten hatte, wurde eben damit nothwendig gelöft. Rein vynaftiicher Natur war 
no die Wiedervereinigung faft ſämmtlicher Theile der alten Monarchie in ver 
Hand Karls des Dicken gewejen (884); allein jchon der nah 3 Jahren beginnende 
neuerliche Zerfall hatte nur noch ſehr theilmeife denſelben Charakter ſich bewahrt: 
im öſtlichen Reiche war ein unächter Karolinger, Arnulf, auf den Thron gehoben 
worden, im Weftreihe gar Graf Odo von Paris, der freilich mit einem Karo— 
linger, dem einfältigen Karl, vie Gewalt zu theilen hatte, — in Hochburgund 
hatte Graf Rudolf, in Nieverburgund bereits ein paar Jahre früher (879) Graf 
Bofo die Königsfrone angenommen, beide nur durd Weiber mit dem farolingi- 
ihen Haufe verbunden, — in Italien ftritten die Markgrafen Berengar von Yriaul 
und Wido von Spoleto um den Thron, von welden vaffelbe zu fagen ift, und 
die Bretagne, theilweife auch Aquitanien, fuchten ſich ver weſtfränkiſchen Herr- 
ſchaft ebenfalls geradezu zu entziehen. Es war nur ein weiterer Schritt auf ver 
bereitö betretenen Bahn, als bei dem Tode Ludwigs des Kindes auch im Oftreiche 
zunächſt ein Verwandter des karolingiſchen Haufes von der weiblihen Seite her 
(Konrad L), danı gar ein völlig unverwandter Fürft (Heinrich I.) durch die 
Wahl der Großen auf den Thron berufen wurde, und als im Jahre 921 ver 
weitfränfifche Karl dieſen legteren ausprüdlih als ven König der Oftfraufen an- 
erfannte, wurde durch dieſes Anerfenntnig eben nur rechtlich feftgeftellt, was 
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thatſächlich bereits über allen Zweifel erhoben war. Trotz dieſes Aufgebend ver 
Einheit der Dynaſtie erhielt fich aber dennoch der Gedanke an die Gemeinfhaft, 
welche bie geſammte abendländiſche Chriftenheit verbinde, und der Katfertitel war 
es, in welchem verfelbe feinen formellen Ausdruck fuchte. Seit dem erften Projekte 
einer Reihstheilung unter Ludwig dem Frommen (817) hatte fid) nämlich ber 
Gedanke an einen Gegenſatz zwifhen Kaiferthbum und Königthum herausge— 
bilvet, vermöge deſſen das legtere in altherfönmlicher Weiſe theilbar, jenes erftere da⸗ 
gegen eines und untheilbar fein, und überdies jenes dieſem als das höhere über: 
georbnet bleiben ſolle. Keinen Beftand hatte freilich ver Verſuch, diefem höheren 
Range des Kaiferthumes in einer beftimmt abgegrenzten und fidhergeftellten höheren 
Machtfülle eine nachhaltige materielle Grundlage zu verfhaffen; ver zufällige Um— 
ftand, daß Italien, an deſſen Beſitz man ſich die Kaiferfrone, die ja fortwährend 
als eine königliche galt, geknüpft dachte, gerade den ſchwächſten und Hleinften Für— 
ften des farolingifhen Haufes zur Bente wurde, hatte fogar zur Folge gehabt, 
daß diefe in völlige Mißachtung und’ endlich fogar in völligen Abgang gerieth. 
Bergeblich hatte der oftfränkifche Arnulf das Reich als ein einheitliches wiederher— 
zuftellen und in dem wieverhergeftellten die oberfte Gewalt zu behaupten verfucht ; 
nur vorübergehend erfannte man in Weftfranten, Burgund, Italien feine Ober- 
boheit an und der auch von ihm geführte Kaifertitel blieb ohne rechte Bedeutung: 
feit dem Tode Ludwigs des Blinden (um 928) und Berengars (924) wurde felbft 
diefer nicht mehr weiter verliehen I). Wenn aber au das Kaiferthum den an 
dafjelbe ſich knüpfenden idealen Anforberungen nicht zu genügen vermodte, wenn 
bafjelbe fogar eine Reihe von Jahren hindurch vollftändig rubte, jo blieb darum 
doch vie Idee felbft fortwährend erhalten, ftets bereit neuerdings wieder aufzu— 
leben; in ven Staub getreten zwar lag bie Kaiferfrone am Boden, aber fie war- 
tete nur des Fürften, der Hochſinn und Kraft genug in fich fühlen möchte, fie 
aufzuheben. Nur aus dem oſtfränkiſchen Reiche konnte ein Herrſcher hervorgehen, 
kräftig genug, fih an die Wieverherftellung des Kaiferthumes zu wagen, und aud 
von bier aus konnte der Berfuch nicht eher unternommen werben, als nicht das 
deutſche Reich felbft fich einigermaßen im feinem Inneren konſolidirt hatte; Otto J. 
war es, in deſſen Perfon jene Borausfegungen zum erftenmale zufammentrafen, 
und er ift ed demgemäß auch, der der abendländiſchen Chriftenheit nenerbinge 
wieder ein gemeinfames Haupt gab, — Der Kaifertitel freilich hatte feit Beren- 
gar’8 und des blinden Ludwigs Zeiten geruht; um das Königreih Italien aber 
war fortwährend zwifchen italieniſchen und burgundiſchen Fürſten gelämpft wor: 
den 2). Bald fand fich für König Dtto Gelegenheit, in die Gefchide jenes Landes 


1) Auf Lothar 1. war ala Kaifer fowohl wie ald König von alien deſſen Sohn Lud— 
wig 11. gefolgt (850—75), dann der weftfränfifche Karl der Kahle (875—77), deffen Sohn 
Ludwig 11. (877— 79) und nach mehrjührigem Anterregnum der oſtfränkiſche Karl der Dide 
(879 resp. 881—88). Bei dem allgemeinen Berfall des von biefem wiebervereinigten Reiches 
batte einerfeits Wido von Spoleto (+ 894) und defien Sohn Lambert (+ 898) die Könige: und 
Kaiferfrone an fich geriffen, andererſeits Berengar von — die erſtere ſich ertheilen laſſen 
888; + 924). Den Kaiſertitel hatte ſodann der oſtfränkiſche Arnulf angenommen (895) und 

erengar deſſen Oberhoheit anerfannt. Nach Arnulis Tod hatte Ludwig der Blinde von Burgund, 
Boſo's Sohn, das Königreich Italien und die Kaiferfrone gewonnen (900 resp. 907; + 928 
ungefähr); neben ibm behauptete fich aber VBerengar nicht nur ald König von Jtalien, fondern 
er lieh fich fogar (916) ebenfalls alö Kaifer frönen. 

2) Noch bei Lebzeiten Berengard und Ludwigs batte fih König Rudolf II. von Hochbur— 
und zum König von Italien wäblen faffen (922); wenige Jahre ſpäter nahm aud Hugo, durch 
Keine Mutter ein Entel König Lothars II. und dazumal in Niederburgund, allmäblig den ita- 
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beftimmend einzugreifen. Als der mächtigfte Fürft des Abendlandes war biefer 
längft anerkannt, und wiederholt hatte er in den mannigfahen Verwidlungen bie 
Entjheidung gegeben, in welche vie verfchievenen aus Karls des Großen Monar- 
hie hervorgegangenen Staaten unter ſich gerathen waren; es lag nahe, daß er, 
wie vor ihm König Arnulf getban, durch die Kaiferfrone eine formelle Santtion 
und damit eine weitere Stüte diefer feiner faktiich bereits eingenommenen Stellung 
zu gewinnen fuchte. Die ſchmachvolle Mißhandlung ver Wittwe feines Vorgängers 
und Nebenbuhlers Lothar, der burgundifchen Adelheid, durch König Berengar IL 
gab dem König Dtto Gelegenheit, in die italienifhen Wirren ſich einzumifchen. 
In rafhem Fluge wurbe Oberitalien erobert, und ohne auf Wahl oder Krönung 
zu warten, nahm Otto fofort den Titel eines Königs von Italien an; feine 
Heirath mit der von ihm beſchützten Adelheid (951) vermochte zwar feinen Rechts- 
titel für die neugewonnene Herrſchaft zu gewähren, wohl aber durch deren perfön- 
lihen Anhang -diefem eine weitere Stütze zu verfchaffen. Die Herftellung' freilich 
des Kaiſerthums jcheiterte zunähft an dem Wiperftante des mächtigen Fürſten 
Aberih von Rom, in deſſen Hand der Papſt fi befand, und ohne fein Ziel 
völlig erreicht zu haben mußte Dtto nad Deutichland zurückkehren; das italteni- 
Ihe Königthum ſogar wurde an Berengar und Adalbert zurüdgegeben, wenn auch 
nur als ein veutfches Lehen und gefchmälert um die Markgraffchaften Iftrien, 
Aquileja, Berona und Trient, welche an das Herzogthum Bayern fielen (952). 
Theils Empörungen feines eigenen Sohnes, des Schwahenherzogs Liudolf, und 
feines Schwiegerfohnes, Herzog Konrad von Lothringen, theils auch ſchwere Kämpfe 
mit den-Ungarn und Wenden befhäftigten überdies den König in ven nächften 
Jahren fo vollftändig, daß er es ruhig gefchehen laſſen mußte, als Berengar und 
Adalbert fi) wieder völlig unabhängig machten; faum aber waren jene Gefahren 
fiegreih beftanden, jo wurbe auch bereits ver Blid des Königs Italien neuerdings 
zugewandt. Eine Heerfahrt, die Liudolf in des Vaters Auftrag dahin unternahm, 
blieb freilich in Folge deſſen Todes ohne Erfolg (957); als aber Papft Johann XII., 
von Berengar bebrängt, den König zu Hülfe rief und die Kaiferfrone ihm fürm- 
(ih antrug (960), unternahm viefer fofort in eigener Berfon einen Zug nad 
Italien, und drang, rafch Berengars Heer zerftreuend, bis Rom vor. Am 2. 
Februar 962 empfing bier König Otto die Kaiferfrone aus des Papftes Hand; 
Berengard Herrihaft wurde völlig gebrochen, er felbft gefangen, und felbft ein 
Aufftand der Römer und der Abfall des Papftes diente nur zur weiteren Befefti- 
gung der Macht Otto's: feierlih mußten ſich die Römer verpflichten, keinen Bapft 
mehr zu wählen ohne des Kaifers Zuftimmung, und eine von dieſem berufene 
Syuode fegte den lüvderlihen Johann fürmlich ab. Siegreic kehrte Dito im Win- 


lienifchen ——— an (926). Durch die Abtretung von Niederburgund, das er nach des blin⸗ 
den Ludwigs Zod deffen Sohn Konftantin entriffen hatte, wußte freilih Hugo den Nudolf zum 
Verzichte auf Italien zu bewegen (933); bald aber erftand ihm in dem jüngeren Berengar, einem 
Sohne des Markgrafen Adalbert von Ivrea und Enkel Kaifer Berengard, ein neuer Gegner. 
Bon Deutfhland aus, wohin er vor Hugo's Nachftellungen gefloben war (940), fiel Berengar 
mit einem fleinen Heere in Italien ein (945), und von Allen verlafien, mußte Hugo fich glüͤck⸗ 
lich ſchätzen, einen Vergleich vermittelt zu fehen, vermöge deffen fein Sohn Lothar, ſchon feit 
931 zum Mitregenten gewählt, den Königätitel bebielt, während freilich die Macht des Künig- 
thums unter dem Titel feines erften Rathes auf Berengar übertragen wurde. Im Jahre 947 
ftarb Hugo und bereits 950 auch Lothar, und Berengar behauptete num zugleich mit feinem 
Sohne Adalbert die Krone; die grundlofe Härte aber, mit welcher er Lothars Wittwe, die burs 
gundiiche Fürftin Adelheid, behandelte, führte jegt zum Sturze Beider. 
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ter 964—65 nad Deutſchland heim; das römische Kaiſerthum ventfcher Nation 
ftand aber von num an feit begründet. . 

Bereits nad einhundertjährigem Beftehen hatte fomit die Monardie die 
Grundlagen ſich erobert, auf weldhen fortan deren weitere Geſchicke erwachſen 
follten. An die ftantsmännifhen Ideen und Schöpfungen Karls des Großen war 
dabei angefmüpft worven; aber freilih wollten ſich dieſe nicht ohne die tiefft- 
eingreifenden Modifikationen wieder aufnehmen laſſen. Auf ven fränkiſchen Stamm. 
hatte Karl fein Königtbum begründet und auf deſſen zwangsmeife Herrichaft 
über alle anderen befiegten Bölfer; die Befonverheiten der verſchiedenen Nationali- 
täten hatte er zu brechen gefucht, um das gefanmte Reid) ohne Mittel durch feine 
Grafen und Sendboten zu beherrichen. Jet mochte dagegen der König zwar and) 
nod) ein oftfränfifcher heißen und felbft der Grundſatz ſich fefttellen, daß ver 
Gewählte, welcher Geburt er aud) fei, durch die Wahl jederzeit fränfifches Recht 
gewinne; der Sache nad aber war das Neid, feitdem Männer aus nidtfränfi- 
ſchem Haufe zu vemfelben berufen worben waren, aus einem fränkifchen zu einem 
deutfchen geworden, und durch das Wieveraufleben der Stammherzogthümer war 
zugleih die Selbftftändigkeit der einzelnen demſelben zugehörigen Stämme wieder 
bedeutfam genug geworben, um daſſelbe mehr als einen Stantenbund denn als 
einen Ginheitsftaat erfcheinen zu laffen. Im Kaiferthum hatte Karl der Große 
eine Bereinigung der gefanmten abendländiſchen Chriftenheit, oder was daſſelbe 
war, der gefammten vomanifchgermanifchen Welt erftrebt, welche Hand in Hand 
mit der kirchlichen Miffion auch die annoch heidniſchen Völker in ihr Bereich 
bereinziehen follte; viefe Vereinigung aber follte eine volllommen ftaatlihe, und 
der Kaifer ald ein nur potenzirter König der unmittelbare Beherrſcher der ge- 
fammten Chriftenheit fein, Jetzt dagegen blieb zwar die Idee der Einbeit des 
chriſtlichen Abendlandes erhalten, und nad wie vor follte diefelbe im Kaiferthume 
ihren Ausdruck finden; aber zu weit war bereits die nationale Sonderung ver 
aus dem karolingifchen Reiche hervorgegangenen Staaten gediehen, zu feſt ſchon 
die Eriftenz ihrer Monarchieen begründet, als daß noch deren Zurüdführung zu 
einem einheitlihen Staate möglich gewejen wäre: das Kaifertbum konnte fortan, 
wie allerdings bereits bei dem Theilungsprojefte von 817 beabfichtigt geweſen war, 
nur noch als ein von dem Königthume unterfchievenes und dieſem ohne Beein- 
trädtigung feines Beftandes übergeordnetes betrachtet werden. Beibehaltung alfo 
des karolingiſchen Königthums, aber als eines füderalen und deutſchen, nicht mehr 
unitarifhen und fränkiſchen, Beibehaltung ferner der Einheit der abenvländifchen 
Ehriftenheit, aber nicht mehr als einer ftaatlihen, ſondern nur noch als einer 
eine Vielheit gefonderter Staaten in höherer Inftanz zufammenhaltenven, bilden 
die Grundideen der neuen Zeit; es fam num darauf an, ob nad beiden Seiten 
bin in der Miſchung centripetaler und centrifugaler Tendenzen dieſe oder jene 
den Sieg davon tragen, ob alfo vie Vereinigung der verfchiedenen deutſchen 
Stämme unter einem gemeinfamen Oberhaupte zu einem volltommenen Einheits— 
ftaate fich befeftigen, oder wieder in ihre einzelnen Beftanbtheile auseinander- 
fallen, ob ferner die ſchwankende Stellung des Kaiſerthums zu den außerdeutſchen 
Königreichen beftimmtere Begrenzung gewinnen, oder aber zu völliger Bedeutungs— 
lofigteit herabfinfen werde. 

Es war aber zunächſt das deutſche Königthum, foweit es fih um ven 
damit verbundenen Begriff, um die Anforderungen, welde an vaffelbe geftellt, 
um die Rechte, welche als in vemfelben enthalten gedacht wurden, handelte, wefent- 
lid) das alte geblieben. Für Frieden und Gerechtigkeit follte der König forgen, 
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der Kirche ein fräftiger Schirmherr, endlich allen feinen Unterthanen, zumal aber 
allen Wittwen und Waijen ver oberfte Schüger und Helfer fein. Bor allen aljo 
hat verjelbe die Grenzen des Reich gegen äußere Feinde zu fihern; an Das ges 
fammte Neid) oder an einzelne Theile vejlelben ift er als oberfter Kriegsherr ber 
fugt, das Aufgebot zur Heeresfolge zu erlaffen und über Krieg und Frieden frei 
zu verfügen, wie denn überhaupt die gefammte Vertretung des Staats nad Außen 
lediglich feiner Perſon zufält. Nicht minder hat der Aönig aber auch im Inneren 
jeines Reiches den Yandfrieven aufrecht zu halten, und einen Jeden, weß Stan- 
des er fei, bei jeinen Rechten zu ſchützen. Er gilt demnach als der oberfte Pfleger 
des Reihe, und in feiner Hand foncentrirt fid) die gefeßgebenve Gewalt, ſoweit 
eine folche überhaupt im Reiche gelibt wird; in ihm findet zugleich auch alle Ge— 
richtsgewalt im Reihe ihre legte Quelle, und nit nur als legte Inſtanz mag 
darum fein Hofgeriht in allen Rechtsfahen angegangen werben, fondern baffelbe 
fann ſolche auch, mit ſämmtlichen Gerichten im Reiche konkurrirend, nach freiefter 
Willkür bereits als erfte Inftanz an ſich nehmen, Als Schirmvogt der Kirche ift 
der König berufen, ven chriſtlichen Glauben, nöthigenfalls fogar vurd die Gewalt 
ver Waffen, zu ftügen und zu verbreiten; zugleicd aber fteht ihm aud das Recht 
jowohl als die Pflicht zu, für die Wahrung von Schid und Ordnung im Kirchen: 
vegimente jelbjt zu forgen. Theils an die Wahrung des Landfrievens, theils an 
die obervormundjhaftlihe Gewalt des Königs ließ ſich endlich aud noch eine 
immerbin nicht unausgiebige adminiftrative Wirkfamfeit deſſelben anknüpfen, joweit 
eine foldye jener älteren Zeit überhaupt Bedürfniß war oder nah und nad zum 
Bedürfniß wurde; in feinen finanziellen Einfünften, welde aus reihen Domänen, 
ven Erträgniffen der Negalien und zumal der Gerichtsbarkeit, ven Tributen unter 
worfener Völker, endlich den von Alters her üblichen Ehrengeſchenken der eigenen 
Unterthanen fließend, noch immer fehr erheblih waren, findet dabei der König 
für feine geſammte Stellung eine weitere, nicht gering anzuſchlagende Stüge. — 
Wenn nun aber das deutſche Königthum infoweit nody durdaus an die Zuftände 
der larolingiſchen Zeit anfnüpft, fo läßt ſich doch keineswegs verfennen, wie von 
anderer Seite her Verhältniſſe theils rechtlich, theils wenigftens thatfählid neu 
fi begründet haben, welche, jener älteren Zeit fremd, ver VBerwirflihung jener 
mächtigen Anfprüde und Aufgaben deſſelben die gewichtigften Hinberniffe in den 
Weg legten, Zwijchen ven König und die große Maffe feiner Unterthauen waren 
Gewalten in die Mitte getreten, welche vie ihnen zur Ausübung anvertrauten 
fünigliben Rechte als ihr eigenftes Privatrecht zu behandeln und für ihre eigenen 
partifulariftiichen Interefjen auszubeuten ſich auſchickten. Ausgehend von der alther- 
gebrachten Freiheit des Grundeigenthums hatte eine Reihe geiftliher und welt- 
liher Herren durch Föniglihe Jmmunitätsprivilegien oder mißbräudliche Uebung 
die öffentliche Gewalt über die innerhalb ihrer Befigungen gefeffenen geringeren 
Leute an ſich zu bringen gewußt; die Königlihen Beamten felbft, die Grafen zu— 
mal, hatten begonnen ihre Amtsgewalt in ähnlicher Weife als ihr eigenftes Recht 
zu betrachten, und im die Hand geiftlicher Herren war in einzelnen Fällen auch 
bereits die volle Grafſchaft durch künigliche Verleihung übergegangen; die Herzoge 
endlih, noch immer im Beſitz ver ausgevehnteften Befugniffe über ihre Provinzen 
und überdies durch die immer noch wirkſamen Ifolirungsgelüfte ver einzelnen Stämme 
in bevenflichfter Weife in ihren eigennügigen Beftrebungen unterftügt, waren nicht 
minder als die geringeren Herren auf dem beften Wege, ihre Gewalt zu einer 
erblihen und vom Königthume nahezu unabhängigen zu machen, Völlig getilgt 
waren die unmittelbaren Beziehungen des geringeren Volfes zum Königthume ba- 
Bluntihli, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 48 
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mit allervings noch nicht. Bis zum Beginne des 13. Jahrhunderts galt noch 
allgemein ver Sag, daß fein Richter unter Königsbann zu ridten vermöge, er 
babe denn zuvor den Bann aus des Königs Hand empfangen, — bis um bie- 
jelbe Zeit ftanden dem Könige, wohin er im Reihe fam, für die Dauer jeiner 
Anwejenheit alle Regalien offen, Münze, Zoll und Gewicht, und wurde dadurch, 
zumal bei ven fortwährenden Rundreiſen vefjelben, eine gewiſſe Unmittelbarkeit 
der Beziehungen auch zu den Meinen Leuten aufrecht erhalten; nody immer mochte 
fi darum das Königthum als ein Volfstönigthum, nicht als ein bloßes Yeudal- 
fönigthum betrachten. Ueberbies waren die Beziehungen des Königs zu dem grö- 
ßeren und kleineren Herren jelbft, für welche gutentheild ver Feudalnexus die 
Form bergab, zunächſt noch lebendig und ernfthaft genug. Auf die Bejeguug der 
geiftlihen Würden hatte verjelbe von vornherein beftimmenden Einfluß, und wenn 
zwar bei den weltlichen die Erblichkeit entſchieden um ſich greift, fo bleibt daneben 
body immer noch der amtliche oder tod Lehenscharafter einigermaßen aufredht er- 
halten, wie denn namentlich bei den Herzogthümern willfürlide Bejegung, und 
zwar mit landsfremden Männern, oft genug wieberfehrt. Wenn ferner zwar das 
farolingifche Inftitut der königlihen Sendboten, durch welde eine jhärfere Kon- 
trole über die Provinzialbeamten hatte ermöglicht werden wollen, abgelommen und 
in der früheren Weife nicht wohl wieberherzuftellen war, jo gewährten doch vie 
beftändigen Rundreifen des Königs jelbft hiefür einigen Erſatz, foferne dieſelben 
ihn gewiflermaßen als feinen eigenen missus erfheinen ließen. Ja ber rein per- 
fünlihe Charakter, welchen vie geſammte Neichsregierung angenommen hatte, war 
dem Königthume fogar jehr günftig; die Reihstage, welche in ber farolingijchen 
Zeit bereits fefte Yorm und Ordnung gewonnen hatten, haben ſolche wieder ver- 
loren und fommen überhaupt nur noch ausnahmsweife vor, während bie an ihre 
Stelle tretenden Hoftage einen weit vertrauliheren, und eben barım ber Monar⸗ 
chie weit minder bevenklichen Charakter zeigen. Der Widerſtreit zwiſchen dem deut⸗ 
fhen Königthume und ver Yand und Feute regierenden Ariftofratie war biernad) 
vorläufig noch ein völlig unentſchiedener, und neben dem Rechte, das unzweifel— 
haft auf feiner Seite ſtand, hatte das erftere immerhin nod über keineswegs 
unbedeutende Kräfte zu verfügen; indeſſen ftand daſſelbe doch bereits im Begriffe, 
aus feiner unmittelbaren Beziehung zu den gemeinfreien Leuten verdrängt umd 
damit von derjenigen Grundlage Losgelöft zu werben, welche ihm allein feiten 
Halt und nachhaltige Kraft zu fihern im Stande war, und in der Hand jeiner 
natürlichen Gegner fah vafjelbe überdies gerade die Gewalten vereinigt, welde, 
dem Namen nad noch immer als königliche bezeichnet, zur Yührung des Kampfes 
ihm als Mittel hätten dienen jollen. 

Unter weit ungünftigeren Bebingungen als das franzöſiſche oder englijche 
Königthum hatte das deutſche den Kampf um feine Eriftenz auszufechten, und es 
erflärt fi hieraus, daß der Erfolg vefjelben hier ein keineswegs eben jo günfti- 
ger fein konnte wie dort. Vor Allem darf nicht überfehen werben, daß eine 
ftammlihe Zerklüftung wie-fie in Deutichland beftand und in den Derzog- 
thümern ihren Ausprud fand, in ähnlihem Maße weder in Frankreich noch in 
England eriftirte. Wohl war die franzöfifche, war die englifhe Nation noch in 
weit minderem Grade als die deutſche eine einheitliche zu nennen, und die man- 
nigfachen germanifchen, feltifchen, römiſchen Elemente verſchmolzen ſich dort nur 
langfam aud nur zu dem Make von Einheit, weldes bier die gemeinfame ger- 
maniſche Abftammung von Anfang an gefichert hatte; allein jene verſchiedenen 
Elemente waren dort wenigftens annähernd gleihmäßig über das gefammte Land 
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verbreitet, während hier die Stammesverfchiedenheit zugleich eine territoriale Be— 
deutung hatte, und eben darum anders als dort ein beftimmtes politifches Organ 
aus ſich bervortreiben und in biefem einen weiteren äußeren Halt gewinnen fonnte, 
Eine Land und Leute regierende Ariftofratie fand fi in England und Frankreich 
wie in Deutfhland vor; Stammberzogtbümer dagegen konnten nur bier, nicht dort 
entftehen 3. Bon Anfang an waren ferner die deutſchen Könige in Folge befon- 
derer Umftänbe genötbigt, in weit höherem Maße als dies zumal bei ben fran- 
zöfffchen der Fall war, auswärtigen Angelegenheiten ihre Aufmerkfamfeit 
zuzuwenden. Gegen vie heibnifchen Völker des Nordens und Oftens, gegen bie 
Dänen aljo, die Slaven und die Ungarn, mußten die Grenzen des Reichs und 
damit der gefammten abendländiſchen Ehriftenheit durch ſchwere Kämpfe gefichert 
werben, und ben deutſchen Regenten lag es ob, durch die Gewalt ihrer Waffen 
diefe Stämme für die Kirche und die Kultur zu gewinnen; nicht minder nöthigte 
ber Erwerb ber italieniihen Königskrone, dann aud des im Jahre 1034 gewon- 
nenen burgundifchen Reiches zu fortwährender Beachtung der dortigen Verhältniſſe 
und zu häufigen Heerzügen nad jenen nur durch Waffengewalt zu behauptenden 
Landen. Es ift Har,’mwie fehr diefe auswärtigen Unternehmungen die Aufmerffam- 
feit der deutſchen Könige theilen, wie oft diefelben ferner zu mancherlei Zugeftänd- 
niffen au die Großen des Reihe nöthigen mußten, als mit deren Hilfe allein fie 
erfolgreich durchgeführt werben fonnten. In noch ftärferem Maße wirken aber in 
der gleihen Richtung die fpäter zu befprechenden Berfuhe einer Reftaura- 
tion des Kaiferthbumes, wirken ferner vor Allem vie ſchweren Verwick— 
lungen mit der Kirche. Mit der Kaiferfrone hatte das deutſche Königthum 
zugleih auch den Beruf übernommen, den Kampf des weltlichen Schwertes mit 
gem geiftlihen in erfter Linie auszufechten, und durch deſſen Verbindung mit ver 
lombardiſchen Krone wurde die Schärfe feiner Beziehungen zum Papftthum noch 
gefteigert, indem fich viejes in deren Folge auch in feiner territorialen Stellung 
und Unabhängigkeit fortwährend bedroht ſah. Wohl diente das deutſche Reich, in- 
dem ed, wenn auch nicht allein und ausſchließlich, ſo doch vorzugsweiſe und an 
der Spige aller anderen Monardieen die Unabhängigkeit des Staats von der 
Kirche zu verfechten unternahm, nicht minder den Intereffen der gefammten abend- 
ländiſchen Kultur, als indem es gegen die wilden Bölfer im Often und Norben 
deren Schutzmauer bildete; daß aber dieſer gewaltige Streit nod in ungleich 
höherem Grabe als die Kriegführung gegen politifche Widerſacher die Kraft feines 
Königthumes lähmte, daß vderfelbe zugleich, indem er den eigennügigen Tendenzen 
der Ariſtokratie des Reiches ein ideales Princip des kirchlichen, wenigftens jchein- 
bar, unterfhob und in dem gemeinſamen Dberhaupte der Kirche eine feite Stütze 
fhuf, die Widerſtandskraft diefer letzteren mächtig ftärkte und ven moralifchen 
Halt der Monardie in feinen Grunpfeften erfhütterte, braucht kaum erft beſon— 
ders hervorgehoben zu werden. Raum minder unbeilvoll als dieje in der Natur 
der Sache begründeten Umſtände wirfte aber die zufällige Ungunft des Ge- 
[hides ein, welde den Dynaftieen, die der Reihe nad auf dem deutſchen Throne 
fi folgten, nur kurzen Beftand, und einer Anzahl ver tüchtigften Regenten nur 


3, Es braucht faum hervorgehoben zu werden, daß bei dieſer Bemerkung nur der urfprüngliche 
Beftand beider Reiche ind Auge gefaßt fein will. Wales und Irland famen an England, die Nor: 
mandie, die Bretagne, endlich der weitaus überwiegende Theil der provencalifhen Yande an Frank— 
reich (näntlich foweit engere als blos nominelle Begiehungen in Frage find) erft zu einer Zeit, da bier 
wie dort die Einheit der Älteren Gebiete bereits einigermaßen befeftigt war. 
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eine eng bemeffene Regierungszeit verwilligte. Während in Frankreich zwölf Gene- 
rationen und mehr als drei Jahrhunderte hindurch (981— 1316) in ununterbrodpener 
Folge ver Sohn dem Vater fuccedirte, gab das ſächſiſche Haus Deutſchland nur 
4—5, das fräntifche nur 4, das ſchwäbiſche emplih nur 5—6 Regenten, und 
feines derjelben war viel über ein Iahrhunvert im Befige des Thrones, wobei 
noch überdies die Succeffion nur theilweife in der geraden abfteigenden Linie er- 
folgte und durch die zum Theil erfolgreiche Aufftellung von Gegenkönigen mehr- 
fah unterbrochen wurde; nur 10 Jahre regierte ferner Otto IT., und nur vier: 
jährig beftieg in Folge deſſen Otto III. den Thron, — nur 15 Jahre regierte 
Konrad II., nur 17 ver gewaltige Heinrich III., und 6jährig hatte Heinri IV. 
die Krone zu empfangen, — nur 7 Jahre herrichte Heinrih VI., der wie wenige 
gemadt war, die Geſchicke feines Reiches zu wenden, und als Kind wurde fein 
Sohn, ver zweite Friedrih, zur Ihronfolge berufen. Was Wunder, wenn unter 
folhen Umftänden die Macht des Königthumes ſich nicht befeftigen wollte, wenn 
zumal das Reich immer entjchiedener in ein Wahlreich ſich umfegte? Zu keiner 
Zeit war beim deutſchen Königthume die Erblichkeit ohne Wahl oder die Wahl 
ohne Erblichfeit gewefen; allein während vordem das Erbrecht über die freie Wahl 
das Uebergewicht behauptet, und diefe legtere nur etwa noch für Ausnahmöfälle 
materielle Bedeutung, der Regel nad aber nur den Werth einer Formalität ge- 
habt hatte, wird jett umgekehrt das entjcheidende Gewicht auf die Wahl gelegt, 
bei welcher auf das Erbrecht Nüdfiht zu nehmen zwar üblich, aber keineswegs 
nothwendig war. Bereit? König Arnulf hatte der Wahl, nicht dem Erbredte ven 
Thron verdankt, und aud deſſen Sohn wurde durch eine fürmliche Wahlhandlung 
auf dieſen erhoben; wenn beivemal die Wähler fi) wenigſtens nod an das faro- 
lingiſche Haus hielten, fo wurde doc) felbft dieſe Befhränfung ſchon bei der näch— 
ften Thronerledigung fallen gelaffen, und durch freiefte Wahl erlangte Konrad J., 
erlangte nad ihm Heinrich I. die Krone. Wohl ging man aud jegt noch von dem 
einmal auf dem Throne figenden Haufe nicht leicht ab und wählte wenigftens ven 
Sohn regelmäßig zum Nachfolger des Vaters; ja noch bei ver Wahl Heinrichs II., 
der doch nur ein entfernterer Better feines Vorgängers war, mochte auf das Erb» 
recht Bezug genommen werden, welches ihm auf die Krone zuftehe. Allein ber 
öftere Wechfel ver Dynaſtieen ließ keine Stetigfeit der Erbfolge auffommen, und 
ſchon bei der Wahl Rudolfs von Schwaben zum Gegenkönige (1077) wurbe aus- 
drücklich feftgeftelt und vom Papſte beftätigt, daß ohne alle Rüdfiht auf ven 
Erbgang lediglich die Wahl das Anrecht auf die Krone verleihe: der von Hein- 
rich VI. gewagte Verſuch, viefelbe erblih an fein Haus zu bringen, fheiterte an 
dem Wiverftande der Fürſten. Wie nachtheilig aber viefer Uebergang zur Wahl- 
monardie auf die Entwicklung des deutſchen Königthumes wirkte, wie ſehr durch 
denfelben den einzelnen Herrfhern die Befeftigung ihrer Herrfchaft erſchwert, der 
Trotz aber und ver Ehrgeiz der Ariftofratie herausgefordert und gefteigert werben 
mußte, ift feiner weiteren Erläuterung bedürftig. — Troß aller diefer mannig- 
fahen Schwierigkeiten wußte das deutſche Königthum wenigſtens fein nächftes Ziel, 
die Befeitigung nämlih der Herzogthümer als feiner gefährlichften Feinde, zu 
erreichen; aber freilich gelang diefer Erfolg nur durch den Gebraud von Mitteln, 
deren Anwendung für die fernere Zufunft viel des Bedenklichen hatte. Die natür- 
lihen Berbündeten- des Königs in diefem Kampfe waren nämlich die nächft mäch— 
tigen Herren geiftlihen und weltlichen Standes innerhalb eines jeven Herzogthumes; 
fie mußten dem Herzoge als ihrem nächften Oberen gegenüber in jenem libertatis 
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sus summum defensorem erfennen %), und hatten zugleich allen Grund zu wün— 
ſchen, daß jenes Mittelgliev zwijchen ihnen und dem Reichsoberhaupte möglichft 
bejeitigt werde: ihrer Hülfe bedienten ſich denn auch die Könige, um fidh ber 
Herzogthümer zu entledigen, Es gelang auf dieſem Wege viefelben zu fprengen. 
Man beſchränkte ihre Kompetenz durch die den Pfalzgrafen, die man ihnen an 
die Seite fegte, eingeräumten Rechte, man theilte fie, fehmälerte fie durch Erem- 
tionen, welche ven angefeheneren Bisthümern und Abteien, Pfalzgraffhaften, 
Markgrafſchaften und Grafihaften eingeräumt wurden, oder man ließ auch wohl 
die herzogliche Würde völlig eingehen; feit dem Ende des 12. Jahrhunderts find 
bie alten Stammberzogtbümer theild gänzlich verſchwunden, theils haben fie wenig- 
ftend, wenn auch dem Namen nad) erhalten, aufgehört ein volles Stammgebiet auch 
nur annähernd zu umfaffen: man theilt fortan die Großen des Reiches, oder, wie 
viefelben jeit dem Beginne des 13, Jahrhunderts bezeichnet werben, vie Landes— 
herren, ein in Fürften, welchen bie herzogliche Gewalt mindeftens über das eigene 
„Zerritorium zufteht, und in freie Herren, welde ver herzoglichen Gewalt eines 
Anderen untergeben find, ohne daß dabei ftammliche Berfchievenheiten irgendwie 
berüdfichtigt wären oder auf den geführten Titel irgend etwas anfüme. Der näd- 
ften Aufgabe des Königthumes war damit allerdings genügt, und einem Zerfallen 
des Reiches in Stammgebiete für alle Zufunft erfolgreich vorgebeugt; aber freilich 
war der Preis des Sieges die völlige Auflöfung der alten Gauverfaffung Deutich- 
lands, und nicht die Rechte des Königthumes wurden durch den Sturz der Herzog- 
thümer erweitert, fondern lebiglid die dieſen legteren Bisher zuftehenden Befugnifje 
auf die nächftmächtigen Herren der einzelnen Provinzen übertragen. Bon ben man- 
nigfadhften Gefahren gleichzeitig beftiirmt, durch die verfchievdenften Aufgaben in 
ihrer Aufmerkſamkeit getheilt, allzumenig endlih auf dem Throne befeftigt, um 
eine weitausjehende Politit fonfequent verfolgen zu können, hatten die beutichen 
Könige fi genöthigt gefehen, um jeven Preis ihres nächften Gegners ſich zu 
entledigen, der Zukunft aber zu überlaffen, wie fie mit ven zu foldem Zwede 
gebrachten Opfern ſich abfinden möge. Da ven beliebig zufammengewürfelten Ter— 
ritorien, welche fortan in den Vordergrund treten, jede nationale Grundlage und 
damit jede innere Berechtigung ihres Dafeins fehlte, war auch fo fchon viel ge- 
wonnen, und es ftand dahin ob nicht dem Königthume ihnen gegenüber bafjelbe 
Spiel gelingen werde, mittelft deſſen dieſes die Herzogthümer befeitigt hatte. 

In der That fehlte es keineswegs an Kräften, welche ein bverartiges Streben 
zu ftügen und zu fördern im Stande gewefen wären. Ein völlig neues Element, 
das den Keim der mächtigften Umgeftaltungen in fid trug, hatte das raſche Auf- 
blühen der Städte in die deutſche Verfaffung geworfen. Aufftrebend zu gemeind- 
licher Selbftherrlichkeit, begierig und befähigt von der Gewalt der Stabtherren 
und ihrer Obrigfeiten fich frei zu machen und aller neu aufgelegten nicht nur, 
fondern aud der althergebrachten Laſten fih zu entledigen, fahen dieſe von An- 
fang an in dem Königthume ihre natürliche Stüge gegen ihre nächſten und 
empfindlichften Gegner; in den ſchweren Kämpfen, welde vie Könige des fränfi- 
ihen Haufes, welche fpäter die Hohenftaufen mit der Kirche und mit rebellifchen 
Fürften zu beftehen hatten, waren es durch die Bank die Bürgerfhaften geweſen, 
welche am treueften und mannbhafteften zu ihrem Kaifer geftanden hatten. Wie- 
derum fand fih auf dem flachen Lande eine Ritterſchaft, welde, im Befite 


) Worte zweier jchwäbifchen Grafen, bei Wippo, Vita Chuonradi Imp. c. 20 (Perg, 
xl, ©. 267). 
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erheblicher Macht und fehr bedeutender Freiheiten, ihrem Landesherrn gegenüber 
vielfach in der nämlihen Lage ſich befand, in welcher viefer lettere feiner Zeit 
dem Herzogthume gegenüber fi befunden hatte; ein frifches geiftiges Leben regte 
fid) eben damals unter ihr, und daß es ihr insbefondere aud an ehrenhaften 
Nationalgefühl und an gefundem politifhen Verſtändniſſe nicht fehlte, dafür geben 
die politifhen Streitlieder Herrn Walthers von der Bogelmeide ſchlagenden Beweis 3). 
Ja fogar der Bauersmann war dem Königthume gutentheild noch unverloren; in 
gar manchen Landſchaften hatte auch er größere Freiheit und Selbftftänvigkeit, hatte 
er mehr oder minder unmittelbare Beziehungen zum Reiche fi erhalten, und in 
mancherlei lokalen Borgängen, in Sagen und Liedern, in umfaffenderen Erſcheinun— 
„gen endlich einer fpäteren Zeit fpricht ſich deutlich aus, wie feſt audy er am König- 
thume hing, wie er von dieſem allein für Gegenwart und Zufunft alles und jedes 
Heil erwartete. Dabei war einerfeits die Landeshoheit noch keineswegs eine in ſich 
abgefchlofjene und einheitliche Gewalt und das Verhältniß der Landſaßen zu derfelben 
durchaus nicht ein gleichartiges; jeder Einzelne war feinem Landesherrn Kraft eines 
befonderen Rechtstitels untergeben und feine Unterthänigfeit reichte nicht weiter ala 
diefer Titel jelbft. Andererfeits fanden ſich an verſchiedenen Orten im Reihe noch 
immer Beftgungen, welche unmittelbar dem Könige untergeben waren und von aller 
Landeshoheit ſich frei erhalten hatten ; einzelne Städte, einzelme Ritter, einzelne 
Landgemeinden, zumal in Schwaben, Franken und am Rhein, waren demnach von 
Alters her bereits im vollen Beſitze der Reihsunmittelbarteit, nady welcher andere 
erft zu ftreben hatten, und jene Flüffigkeit der Iandesherrlihen Gewalt Iteß zwifchen 
diefen und jenen noch keineswegs eine fefte Grenze ziehen, wie venn namentlich 
in den geiftlihen Territorien fi) länger als in den weltlichen engere Beziehungen 
zum Köwigthum für die Landſaßen erhielten. Durdy fefte Verbindung mit den auf- 
ftrebenden Städten und Ritterfchaften, fowie den annoch Fräftig erhaltenene Bauer- 
haften modte es nun allenfalls dem deutſchen Königthum noch gelingen, ver 
Landeshoheit in derſelben Weife fich zu entlevigen, wie feinerzeit mit deren Hülfe 
die ihr felbft übergeorbneten Herzogthümer gebrodhen worden waren. Schon vor- 
dem hatten die Könige gar vielfach den Stäbten ſich günftig erwiefen, und aud 
wohl die Ritterſchaft, wie dies z. B. von Konrad II. berichtet wird, an ſich zu 
ziehen gefudht, und wenn anbremale die Nothwenvigfeit, ver gegenwärtig —rän- 
genden Gefahr mit — bereitliegenden Mitteln zu begegnen und ſomit 
den Abel durch den Adel, ven Klerus durch den Klerus zu Befämpfen, umgekehrt 
bie Könige genöthigt hatte, durch mancherlei Konceffionen, zum Theil foger auf 
Koften der ftäptifchen wie ihrer eigenen Macht und freiheit, die Rechte der Yandes- 
hoheit zu beftätigen und zu erweitern 6); fo war bies body nur eine folge des 
noch währenden Kampfes mit der Kirche und ven Herzogthümern gemefen; es 
hatte unmögli eine Politik konſequent verfolgt werden Können, welche, fo richtig 
fie auch in ihren Endziel fein mochte, dem Könige die annoch getreuen Fürften und 
Herrn abfpenftig machen, und fomit die Gefahr des angenblidlichen Ruins erhöhen 
mußte, ftatt fie zu mindern, Jet, nach glüdlicher Befeitigung jener erſten und 
bringendften Gefahr, ließ ſich energifdher an einen foldhen weiter reidhenden Plan 


5) Kann dad Grundübel deuticher Berfaffung und zugleich das ein Mittel der Abhülfe 
draftifcher bezeichnet werden als mit den Worten, die Herr Walther — Könige zuruft: 

die armen Künege dringent dich : 

Philippe seize em weisen (d. h. die Kaiſerkrone) uf, und heiz si treien kinder sich? 

6) Dahin z. B. Friedrichs II. Gefeße von 1220 und 1232. 
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Hand anlegen, und eben jegt waren überdies die Umftänve für deſſen Gelingen 
in mehrfacher Beziehung ganz befonvers günftig. — Seit dem Anfange des 13. 
Jahrhunderts fehen wir eine Reihe von Bündnijfen einzelner Städte unter ſich 
auftreten, welche, Anfangs vielfad, zu beſchränkteren Zweden eingegangen, zumeift 
bald umfafjendere Beventung erlangen und zumal eine ver Landeshoheit bebenf- 
liche Richtung nahmen. Aus den Jahren 1226 und 1231 liegen königliche Verbote 
folder Einigungen, auf Anbringen der Fürflen ergangen, vor, die jedoch ohne 
allen Erfolg blieben ; im Jahre 1254 gebt von rheinifchen Stäbten eine Yand- 
frievenseinigung aus, welde im folgenden Jahre, bereits über mehr als 100 
Städte erftarkt, fogar die fönigliche Beftätigung erlangt 7); in biefelbe Zeit fallen 
die erften Anfänge der Hanje, welche bereits gegen das Ende des 13. Jahrhun- 
derts hinreichend erftarkt ift, um gegen die norwegifche Krone ihre Intereffen ſieg— 
reich verfechten zu fünnen; feit dem Anfange des 14. Jahrhunderts wird eine Reihe 
ähnlicher Bünde von ſchwäbiſchen Städten eingegangen, melde im Jahre 1356 
mit königlicher Genehmigung zu einer ſehr umfaffenden Landfrievenseinigung er- 
wächſt, und dergleichen mehr. Etwas jpäter, feit der zweiten Hälfte nämlich des 
14. Jahrhunderts, werben ähnliche Einigungen auch von der Ritterfchaft eingegangen, 
eine Gejellfhaft mit dem Löwen oder mit den Hörmern, von St. Georg oder von 
St. Wilhelm, und dergleichen mehr, vereinigte je eime größere Zahl von Ritters- 
leuten zu gemeinfamem Handeln für die gemeinfamen Interefjen. Ja jogar in den 
Landgemeinden regte fih hin und wieder der gleiche Einigungstrieb; es mag ge 
nügen auf die Anfänge der Schweizer Eidgenoſſenſchaft hinzumeifen, um zu be 
legen, wie Großes aud in dieſen Kreiſen aus vemjelben hervorgehen konnte. Aller: 
dings ift in diefen ſämmtlichen Einigungen eine gewiſſe Unbeftimmtheit und Flüßigkeit 
nicht zu verkennen; die Zahl ver Mitglieder tft in einem teten Schwanken begriffen, 
die Dauer der Verbindung, das von ihr verfolgte Ziel ift vielfach verſchieden be- 
grenzt und die Kreuzung verjchiedenartiger Intereſſen führt mehrfah auch wohl 
zu einer Aufnahme von Lanbesheren im den Bund der Städte oder der Nitter- 
bürtigen ; immerhin ift inveffen Mar, welch' mächtiges Förberungsmittel für das 
Ringen der geringeren Stände nad größerer Selbftherrlichfeit in ſolchen Aſſocia— 
tionen lag, und welch' gewaltiger Bunvesgenofje in ihnen dem deutſchen König— 
thum erwuchs, falls es berfelben in feinem Kampfe mit ver Yanbeshoheit fi zu 
bedienen ſich entſchließen wollte. Wirklich wird um die Mitte des 13. Jahrhun- 
derts ein entjchievener Anlauf in viefer Richtung genommen. Um vdiefelbe Zeit, 
da in England die Abgeordneten der Städte und die gewählten Bertreter ber 
Grafſchaften in das Parlament eintraten, da in Frankreich vie Deputirten ver 
Städte in dem Reihäverfammlungen zugelaffen werben, jehen wir auch in Deutjch- 
land die nuncii omnium eivitatum pacis federe coniunctarum de Basilea inferius, 
aljo die Abgeoroneten des rheinifchen Stäbtebundes, neben Fürften und Herrn auf 
dem Reichstage erfcheinen 8), und wie von ihnen, jo ift aud vom einer Theil- 
nahme der Ritter und Dienftmannen an vemjelben fortan mehrfach vie Rede 9). Aller- 


7) Die Aften eines im Jahre 1255 zu Wormd gehaltenen Tages (Perg. IV., S. 373— 374) 
zählen als verbündet 39 namentlich genannte, — rheiniſche Städte auf und wiſſen überdies 
in Weſtphalen, Münſter und mit Bremen mehr als 60 andere Städte im Bunde. Neben unzweis 
felhaften Reichaftädten ſtehen dabei nicht nur zahlreiche bifchöfliche Städte, welche jpäter zum Theil 
die Reichöfreibeit gewannen, fondern auch Landſtädte weltlicher Herrn, wie z. B. Heidelberg. 

8) Pers, IV. ©. 371. 

9) Bgl. über dieſen früher eine Zeit lang. lebhaft beftrittenen, heutzutage aber zu wenig bes 
—— unft Pfeffingers Vitriarius Mustraius, Bd. IV., S. 302 und folgende die Ausgabe 
von 1754). 
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dings ift bei der überhaupt noch wenig feften Organifation viefer Berfammlungen von 
einem formell feftftehenden Rechte auf venfelben zu erfcheinen zunächſt noch weder bei 
den Städten noch bei der Nitterfchaft die Rede, und zumal bie Vertretung biefer 
letzteren erfcheint in feiner Weife als eine geregelte; welcher Autheil ferner ven 
Erfchienenen an der Berathung und Beihlußfaffung zufomme, it ebenfalls noch 
im Gntfernteften nicht feftgeftellt. Indeffen ift doch wenigitens der Anfang einer 
unmittelbaren Heranziehung dieſer beiden wichtigen Elemente zu den Reichsge— 
fchäften gemadt, und wenn in England von nicht minder ſchwankenden Anfängen 
aus das Unterhaus allmählig zur fefteften Stüte des Staats und des Königthums 
beranwächft, jo konnte vie Möglichkeit einer ähnlichen Fortbildung für Deutſch— 
land ebenfalls wenigftens nicht von vorneherein ausgejchloffen fein. — Aber frei- 
lid) mußte, um diefe vereinzelten, wenig organifirten und unter fi) überdies mehr- 
fach divergirenden Kräfte benugen und zu gemeinfamer Aktion gegen den gemein- 
famen Feind vorführen zu können, das deutſche Königthum immerhin noch einigen 
Halt in ſich ſelbſt befigen ; als Hebel mochten fie allerdings fih brauchbar erweiſen 
um die erft Halbfertige Landeshoheit aus ihren Angeln zu bringen, der Stütz— 
punft aber, auf welchem dieſer Hebel anzufegen war, konnte nur von dem König- 
thum befchafft werden. Hier nun macht ſich die Abſchwächung, welde dieſes leg- 
tere in feinen bisherigen Kämpfen erlitten hatte, macht ſich ganz vorzugsmweije ent- 
ſcheidend ver Umftand geltend, daß dem deutſchen Throne eine von Aiters ber 
feftgewurzelte, ausſchließlich fucceffionsberechtigte Dynaftie fehlte. In Folge des 
mehrfachen Wechſels der Dynaftieen hatte fidy frühzeitig die Scheidung des Haus- 
gutes der einzelnen Regentenfamilien von dem Krongute feftgeftellt, eine Folge 
diefer Scheidung war aber wiederum die, daß einerfeitS der König in Bezug auf 
feine Erbländer mit in die ſämmtlichen antitöniglihen Intereſſen der Landesherrn 
verflodhten war, und daß derfelbe andrerjeits vielfach ſich verleiten ließ, feine könig— 
liche Stellung eigennüßig zur Vermehrung feiner eigenen Hausmacht zu mißbrau- 
hen. Obnehin war der Yanderbefis der Krone in den bewegten Zeiten des frü— 
heren Mittelalters theils durch ausvrüdliche Berleihungen oder Berpfändungen, 
theils durch unberehtigtes aber nicht zu hinderndes Umfichgreifen der Ariftokratie 
wejentlih geſchmälert worden, und einer erheblihen Mehrung veijelben ftellte ſich 
vor Allem der Sag entgegen, daß der König eröffnete Fürftenlehen nicht einziehen 
dürfe, fondern binnen Jahresfrift wieder verleihen müſſe; nur in einer ftattlichen 
Hausmacht konnte demnach eine dem wankenden Königthume immer nöthiger wer- 
dende Stütze gefunden werden, und eine foldhe ſich zu jchaffen oder zu erweitern, 
war eben darum felbft unerläßliche Aufgabe eines jeden Regenten: jener Mißbrauch 
der Königlichen Gewalt zu erbländifhen Zweden, wie ihn zumal Karl IV. und 
feine Nachfolger aus dem luremburgifhen Haufe im großartigften Maßſtabe trieben, 
erihien jomit in feinen Ausgangspunften wenigftens fogar geradezu gerechtfertigt. 
Da jede derartige Stärfung der einzelnen Regentenfamilie bei einem newerlichen 
Dynaſtiewechſel der auf dem Thron folgenden ohne Nuten, ja fogar von Nad- 
theil war, da die Fürſten des Reichs überdies bei jedem Thronerledigungsfalle in 
ihrer Hand hatten die Dynaſtie zu wechfeln und bald fich gewöhnten nur nod 
Hleineren Herrn, einem Grafen etwa von Habsburg, von Naſſau oder von Luxem— 
burg, die Krone zuzuwenden, fo ift Har, daß mit dem Beftreben eine eigene Haus- 
macht zu gründen immer wieder von vorn angefangen werben mußte, und daß, 
während bei normalen Zuftänden jenes Beftreben ver königlichen Politik ſich dienſt— 
bar zu zeigen berufen gewejen wäre, jest umgekehrt bie geringe Gewalt des 
Königthums nur noch als Mittel galt zur Verfolgung einfeitiger Hauszwede, Bon 
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bier aus ſehen wir die fümmtlichen Negenten des 14. und 15. Jahrhunderts in 
eine vorwiegend erbländifche Politik verfunten, neben welcher allenfalls auch noch 
die Beziehungen zur Kirche deren Aufmerkfamfeit in Anfprud nahmen ; der eigent- 
lichen Aufgabe ihres Amtes, der Belämpfung alfo ver gerade in biefer Zeit nad) 
ihrem Abfchluffe ringenden Landeshoheit, wiffen fie dem gegenüber ihr Augenmerk 
nicht zuzuwenden, und jene tüchtigen Kräfte blieben unbenützt, welde zu. ſolchem 
Kanıpfe verwendbar vorlagen, oder erreichten doch, ifolirt und vom Königthum 
nicht unterftägt, nur fehr ungenügende und brucftüdsweife Ergebniffe. Bei den 
Stäbten ſowohl als bei der Ritterfchaft ftellt fich der Gegenfat zwiſchen Reichs— 
ftänten und Landſtädten, zwifchen einer landſäßigen und einer Reichsritterſchaft 
feft, und höchſtens darum kann fortan noch geftritten werben, ob bie einzelne 
Stadt, der einzelne Ritter diefer oder jener Klaffe angehöre. Die Reichsſtädte, in 
deren Zahl allerdings auch eine Reihe von geiftlihen Städten fih anfzufhwingen 
weiß (Köln, Speier, Bremen, Augsburg, Regensburg, Kempten u. dgl.), während 
andere nad längerem Kampfe ver Yandeshoheit unterlagen (Mainz, Trier, Magde— 
burg, Münfter u. dgl.), behaupten dabei die Reichsſtandſchaft, nehmen aber frei- 
lich felbft den Charakter Heiner Territorien an, und entfremden fich eben dadurch 
dem Königthum faft nicht minder, als die Fürften und Herrn des Reichs; bie 
Landſtädte dagegen richten fortan ihr Beftreben nur noch auf Sicherung und Auf: 
befjerung ihrer Stellung zum eigenen Landesherrn, wozu die nunmehr entftandenen 
Landtage ihmen reichliche Gelegenheit bieten : es ift eine Ausnahme, und was mehr 
fagen will von geringem Belang, wenn einzelne Landſtädte nad wie vor in 
Reihsmatrifeln mit eigenen Anſätzen eingeftellt find, oder wenn einige andere, 
wie die Seeſtädte Roftod und Wismar, durch ihre Stellung in der Hanfe in 
einer zwifchen Reichsfreiheit ımd Lanpfäßigfeit in der Mitte ftehenven Lage fich 
zu Sehanpten vermögen. Die Reichsritterfchaft ihrerfeits erwirbt ſich zwar eben- 
falls eine der lanvesherrlichen ähnliche Stellung, ihre Vertretung aber am Reichs— 
tage bat fich nicht befeftigt ; hin und wieder werben zwar noch beftimmte Ritter- 
ſchaften (3. B. die Ritterfhaft im Hegau oder in ver Mortenau, die Geſellſchaft von 
St. Georgen, die Ganerbſchaften zu Friepberg oder zu Gelnhaufen) zu den Verſamm— 
lungen geladen oder auch in die Reichsmatrikeln eingeftellt, im Ganzen aber hielt vie 
Weigerung der Reichsritter fich zu Reichsſteuern herbeiziehen zu laffen, ihren Stand 
von den Reichötagen fern: es war ein verjpäteter und eben darum vergeblicher Ber- 
ſuch, als fie im Jahr 1686 um die Reihsftandfhaft ſich bemühten, Die lanpfäßige 
Nitterfchaft fpielte dagegen wieder auf den Landtagen ihre Rolle, und zwar nicht 
felten mit ver ftaunenswertheften Kraft und Energie; für das Reich aber war fie 
fortan verloren. Bänerlihe Einigungen endlich mochten in manchen Gegenden zwar 
zu einer nahezu fouveränen Gelbftherrlichkeit führen (Friesland, Diemarjchen, 
Schweiz), in anderen wenigftens eine gewiſſe Selbftftändigfeit der Yandgetmeinden, 
wenn auch mit Unterordnung derfelben unter vie Landesherrſchaft fid erhalten 
(3. B. im Lande Delbrüd) oder felbft vie Landſtandſchaft von dieſen gewonnen 
werben (3. B. in Tyrol); im einen wie im andern alle war indeſſen wohl für 
die Betheiligten, nicht aber für das Neich etwas gewonnen. Die Schwäche bes 
Königthums, welche ihm nicht erlaubte zum Mittelpunkt und Führer der gegen 
die Lanveshoheit feindlihen Kräfte zu rechter Zeit ſich zu erheben, hatte den defini— 
tiven Abſchluß dieſer leßteren, den definitiven Berfall feiner felbft zur nothwen— 
digen Folge, und im 15. Jahrhundert ift diefe Wendung der Dinge bereits ziem- 
lih entſchieden. 

Hand in Hand mit den Fortjchritten der Landeshoheit war ein Steigen ber 
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Bedeutung ver Reichstage gegangen. Bergebens hatten vie Könige gefucht mit 
den wenigen Kurfürften auf Koften ver übrigen Fürften und Herrn ſich abzufin- 
den ; ed war natlirlid, daß dieſe legteren, durch deren Vermittlung allein die ge- 
faßten Beſchlüſſe vollzogen und vie zum Vollzuge nöthigen Mittel aufgebracht 
werden konnten, auch von der Theilnahme an der VBerwilligung viefer legteren, au 
der Faſſung jener erfteren ſich nicht drängen ließen. Das alte perfönliche Regiment 
der Könige hatte längft allen Halt verloren, und ließ fich felbft für das oberfte 
Reihsgericht, bei dem es fih am Längften erhalten hatte, nicht mehr geltend 
machen ; die alten Berfaffungsformen hatten alle und jede Lebenskraft eingebüßt, 
die wirklich Fräftigen Faktoren des neueren Staatslebend noch keine fefte Organi- 
jation erlangt: Frieden, Recht und Ordnung waren in Folge biefes Konfliktes 
allenthalben im Reiche in Verfall gerathen. Eine Befferung der Berfaffungszuftände 
that dringend Noth; eine folde konnte aber nur erreicht werben, wenn man beren 
Form mit ihrem thatſächlich feftftehenden Wefen in Einklang brachte, d. 5. wem man 
die Reorganifation des Neihs auf das Princip des Bundesſtaates, nicht 
mehr des Einheitsftantes gründete. Nach mancherlei vergeblicden Anläufen wurde 
eine folche, freilich nicht vollftänvig, an der Grenzſcheide des 15. und 16. Jahr- 
hunderts erreicht. Bor Allem wurde (1495) auf dem bereits vordem öfter be— 
tretenen Wege einer Einigung ein allgemeiner und ewiger Landfrieden aufgerichtet, 
mit völligem Ausfchluffe aller Fehde ; ein Faiferliches und Reichskammergericht wurde 
beftellt al& oberftes Tribunal im Reiche, welches vom Könige und ven Reichs- 
ftänden gemeinfam befegt, unterhalten und überwacht, und deſſen Perfonal für 
diefe wie für jene gleihmäßig im Pflicht genommen werben follte; endlich wurde 
(1500, reſp. 1512) hauptfächlich zur Erefution des Landesfriedens, eine Einthei- 
lung des Reichs in Kreife beftimmt, deren Anfangs 6, fpäter 10 waren, aber 
freilich ließ fidh weder das Anfangs projektirte permanente Reichsregiment durch— 
führen, nody auch. nur die Kreiseintheilung über das ganze Reich erftreden, und 
nach beiden Seiten bin blieb fomit die Neuerung von Anfang an mangelhaft. 
Da ſich wenig früher auch bereits die hauptſächlichſten Aenderungen in der Or— 
ganifation des Reichstages ergeben hatten, die Ausſcheidung nämlich des Kurfürften- 
follegiums aus dem Neichsfürftenrathe und die Sonderung des Stänbelollegiums 
in eine rheinifche und fchwäbifche Städtebanf, da ferner in wenig fpäterer Zeit 
and; bereits der Gebrauch den gewählten König auf eine Wahlfapitulation zu 
verpflichten fich eingefunden hatte, ſtand feit dem Anfange des 16. Jahrhunderts 
im Wefentlichen diejenige Verfaffung des deutſchen Reiches feft, weldye bis zu deſſen 
Auflöfung in Geltung war. Nach diefer aber war das dentfhe Königthun nur 
nod dem Namen nad) vorhanden. Ausgefchloffen von nahezu aller Einwirkung auf 
die Regierung der einzelnen Territorien durch die inzwiſchen feſt abgejchlofjene 
Landeshoheit, Hinfichtlich der Gentralvegierung des Reiches aber auf Schritt und 
Tritt an die Berathung und Beichlußfaffung der Reichsſtage gebunden und über- 
dies auch in dieſer Beziehung durch die jura singulorum der einzelnen Reichsſtände 
vielfach beengt, war der deutſche König feit dem Anfange des 16. Jahrhunderts 
in der That nur nod der auf Lebenszeit gewählte Präſident einer viellöpfigen 
Föderation, deren Glieder theils als Einzelne je ihr eigenes Gebiet, theils zum 
Reichstage vereinigt als Gefammtheit das Reichsgebiet im Ganzen unter feiner 
Leitung ziemlich felbftherrlich regierten, und an die Territorialgewalt, nicht an bie 
Reichsgewalt ſchließt ſich demgemäß von jest am die Weiterbildung des deutſchen 
Staatslebens an. Auf dem normalen Wege der Reform war vie königliche Gewalt 
fortan nicht mehr wieverherzuftellen ; eine letzte Möglichkeit zu einer Wieberauf: 
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richtung derfelben auf dem Wege der Revolution mochte dagegen die furz nad) 
Kaifer Marimilians I. Reorganifationsverjuhen beginnende kirchliche Reformation 
allerdings bieten. Wenn man bevenft, wie gewaltig das erfolgreihe Ringen nad) 
religiöfer Freiheit und lirchlicher Aufbeſſerung aud auf dem politiichen und fo- 
cialen Gebiete das Gefühl der vorhandenen Schäden, das Drängen nad) rafcher 
und burchgreifender Abhülfe wach rief, wenn man ſich erinnert, wie damals durch 
halb Deutſchland über ein Jahr lang die ganze Bauernſchaft unter ven Waffen 
ftand, bereit, nicht nur an Grundherrn und Prälatur, fondern aud an die Yandes- 
boheit Hand anzulegen und den freien Schweizern es nachzuthun, wie die Städte 
ſchwankten und vie Nitterfchaft unter Franzens von Sidingen kriegerifcher Leitung 
und durch Ulrichs von Hutten Feder in gleicher Richtung voran drängte, oder 
auch, wie Florian Geyer that, offen an die Spige aufftändifcher Bauernhanfen trat, 
wenn man beachtet, wie noch um 30 Jahre fpäter in den phantaftifchen Projekten 
Wilhelms von Grumbach und Johann Friedrichs von Sachſen die gleiche Grund» 
idee durchzuckt, fo läßt fi die Frage wohl aufwerfen, ob nidt damals das 
deutſche Königthum, gehoben und getragen durch die vereinigten Kräfte der Ritter- 
ſchaft, ver Städte und der Landgemeinden, die freilich ſchon feft im Sattel ſitzende 
Landeshoheit ftürzen und fih an deren Stelle fiegreih zum neuen Ölanze 
hätte erheben können, Aber freilich, ein foldhes Spiel zu fpielen erforverte höheren 
Schwung und verbere Volksthümlichkeit, als welche ver nüchtern politifche und 
dabei Deutſchland mehr als halb entfremdete König Karl V. beſaß; in folge der 
Stellung, welche er jammt feinen Nachfolgern ver kirchlidyen Bewegung gegenüber 
einnahm, ſchlug diefe nicht nur. nicht zum Bortheil, fondern fogar zum entſchie— 
denften Nachtheile des Königthums aus. Vermöge der entjchievenen Parteinahme 
biejes legteren gegen die neue Lehre fand vie Yanveshoheit fortan in einem guten 
Theile Deutſchlands in ven religiöfen Gefühlen ihrer Unterthanen die wärmſten 
Sympathieen für ihren Widerftand gegen vafjelbe, und ſelbſt mit auswärtigen 
Mächten gegen ven eigenen König ſich zu verbinden, erjchien erlaubt und geboten, 
wenn es galt gegen den Antichrift zu Rom die reine Lehre zu vertheidigen ; vie 
langjährigen Religionskriege, der weſtphäliſche Frieden, bei deſſen Abſchluſſe die 
betheiligten auswärtigen Mächte auf das Eifrigfte der deutſchen Stände Selbft- 
ftänvigkeit dem Könige gegenüber, und zumal beren jus pacis et armorum zu 
wahren beftrebt waren 19), die durch ihm ftatuirte Aufnahme einer fremven Macht 
(Schwedens) in den Reichsverband und die fortwährend fich ergebenden und jeder: 
zeit ımrühmlichen fowohl als nachtheilig endigenden Zerwürfniffe mit Frankreich, 
liegen Redht und Namen des deutſchen Königs nur in immer tieferen Verfall ge- 
vathen. Wohl mochten unter ſolchen Umftänden die Publiciften des 18. Jahrhun- 
derts darüber ftreiten, ob dem deutſchen Neiche eine monarchiſche, ariftofratifche, 
gemifchte oder getheilte, oder auch eine VBerfaffung zugufchreiben fei, für welche ſich 
gar Feine Bezeihnung auffinden laffe; wohl mochte bereit3 vor feiner Auflöfung 
daffelbe geradezu als conf6deration germanique bezeichnet werben !). Nur aus- 


10) „Man hat in dreifiig Jahren fehier feinen Reichstag gehalten, und gleihwohl hat interim 
der Katfer allein alle Jura Majestatis de facto usurpiret, Solches ift der rechte Weg zum abs 
foluten Dominat, und der Stände Servitut. Die Kronen werden foldhes pro posse ——— 
Ihre Securität beſtehet in der deutſchen Stände Libertät“, — ſchreibt der ſchwe— 
* Geſandte Salvius in einem an die meiſten Reichsſtände erlaſſenen Girfulare; ſiehe von 

eiern, Acta paris Westphalicae publica, Bd. I., S. 12. 
1) So im Preiburger Friedenstractat, vom 26, December 1805. 
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nahınaweife ftehen dem Könige noch einige wenige und wenig bedeutende Rechte 
in der Art zu, daß er viefelben ohne Mitwirkung des Reichstags zu üben befugt ift, 
(jura reservata), und felbft bezüglich ihrer ift verfelbe wenigftens zum Theil an 
die Genehmigung over doch das Gutachten des Knrfürften gebunden (jura 
reservata limitata, im Öegenfage zu ven illimitata) 12), oder er übt diefelben auch 
wohl nur neben den Landesheren, nicht ausfchlieglih (jura reservata communia 
oder cumulativa, im Gegenſatz zu ben exclusiva ober privativa)!3). Wenig wich— 
tiger find die jogenannten Komitialrechte des Königs, d. h. diejenigen, welche 
er als ein Theil oder als der Vertreter ver juriftifchen Perfon ausübt, welche, 
aus dem Kaijer und ven drei Reichötagsfollegien zufammengefegt, ald Kaifer und 
Reich bezeichnet wird und bei welder nunmehr die oberfte Gewalt in Deutjchland 
ruht; man zählt aber hieher: das freie Veto gegenüber allen Reichstagsbeſchlüſſen, 
und das Recht dieſe, wenn vatificirt, zu publiciren; das Recht, über alle 
Neihslehen die Lehensherrlichkeit auszuüben ; das Recht, nah Außen das 
Reich zu repräfentiren , jedoch vorbehaltlih des ven einzelnen Ständen als 
ſolchen zuſtehenden Kriegs- und Bündnißrechtes, fowie der dem Reichstage vorbe- 
haltenen Mitwirkung bei Friedensfhläffen oder Kriegserklärungen; das Recht ber 
erften Bitte und der Ertheilung von Panisbriefen, in welchem ber legte Weberreft 
der alten Schirmvogtei über die Kirche zu erkennen ift; endlich das Recht, einen 
Theil der Stellen im Reichsfammergerihte zu befegen umd außerdem durch ven 
einfeitig beftellten Reihshofrath in eigenem Namen Gerichtsbarkeit üben zu laffen. 
Enplih die Einkünfte, welde ver König als folder aus dem Reiche zog, find, 
foweit fie ftändige find, auf die Urbarialftenern aus einigen Reihsftädten, im Ge- 
fammtbetrage von 10,784 fl. 32 kr., auf den Opferpfenning der Jubenfchaft zu 
dranffurt a. M. mit 3000 fl., fowie auf den Opferpfennig der Wormfer Juden 
mit 100 fl., fomit auf einen Gefammtbetrag von nit vollen 14,000 fl., be 
ſchränkt; als unftändige Einnahmen reihen ſich hieran nod das Krönungsgefchent 
ver Stadt Frankfurt, welches, von ihr willfürlich beftimmt, neben einigem Silber: 
zeuge aus 100—1000 Ducaten zu beftehen pflegt, — die von freiefter Willlür 
abhängigen Krönungsgefchente ver Reichsgrafen und NReichsprälaten, ber Reichs— 
vitterfchaft, fowie der Frankfurter Juden, — die ihrem Betrage nah unbeftimmte 
Summe, um welche vie Reichsſtädte von der Huldigung fi) loszufaufen pflegten, 
— einige wenige Lehensgefälle, die indeſſen nur bei den italienifhen Reichslehen 
einigermaßen erheblich, aber auch ſehr häufig nicht eindringlich find, — die Taxen, 
welche das jus primae preeis einbringt, fowie die Strafgelver, welche bei ven 
oberften Reichsgerichten erwachſen; endlich pflegt man auch die subsidia charita- 
tiva, welche die Reichsritterfchaft zu Reichskriegen im Betrage von etwa 500,000 fl. 
zu verwilligen ſich herbeiläßt, darum hieher zu rechnen, weil deren Berwendung, 
obwohl zu Reichszwecken, nicht zu perfönlichen Zweden des Kaifers erfolgend, doch 
in des leßteren freies Ermeffen geftellt ift und einer Mitwirkung ver Reichsftände 
ſomit nicht unterliegt. Auf diefes ſchimpfliche Maß von Unmacht herabgedrüdt, 
war begreiflih das einft jo glänzende deutſche Königthum lüngft untergegangen, 


12) Zu den limitirten Neferwatrechten gebört 3. B. das Recht, Neichstage auszufhreiben, 
Zoll und Münzprivilegien zu ertbeilen, u. dgl. m. 

13) Zu den ausſchließlichen Nejervatrechten zählt man z. B. das Recht Univerfitäten zu er» 
richten und zu privilegiren, jowie das Recht Standeserhöhungen zu verleihen, — zu den gemein 
famen das Recht uncheliche Kinder zu legitimiren, veniam aetalis zu ertbeilen, nolarios pub- 
licos- zu Treiren, u. dgl. m. 
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ehe Kaifer Franz II. (den 6. Auguſt 1806) rechtsförmlich auf daſſelbe verzichtete, 
und nur als die nachträgliche Beftattung eines längft verftorbenen und verweften 
Leibes konnte diefer um dritthalb Jahrhunderte verjpätete Verzicht allenfalls gelten. 
Welches war nun, während dieſe Geſchicke des deutſchen Königthums fich 
erfüllten, das Loos des römischen Kaiſerthumes? Bon Anfang an war deſſen 
Stellung zur Kirche fomohl als zu den außerbeutfhen Monardieen des Abend— 
landes eine durchaus ſchwankende geweſen. Wie der König, fo follte auch der 
Kaiſer Frieden und Gerechtigkeit aufrecht halten, und ihm vor Allem kam vie 
oberfte Schirmvogtet über die Kirche zu ; welche Rechte aber dem päpftlihen Stuhle 
fowohl als den einzelnen Königen des Weftens gegenüber demſelben zuftehen foll- 
ten, das war in feiner Weife entfchieven, und das phantaftifche Beftreben das 
alte Römerreich in feinem vollen Umfange wiederherzuftellen, an welchem ver jugend— 
lie Dtto III. feine ſchönen Kräfte vergeubete, fand in biefem Rahmen eben fo 
gut Plag, als die beſcheidene Rolle, welde in fpäteren Jahrhunderten die „er- 
wählten römiſchen Kaifer" zu fpielen fih begnügten. Von Haus aus leviglid) 
ivealer Natur und mit keinerlei materiellen Kräften ausgeftattet, welche zu einer 
thatfächlihen Nealifirung der mit vemfelben verbundenen Anſprüche doch erforver- 
ih waren, fah ſich das Kaiſerthum lediglich auf diejenigen Hilfsmittel verwiefen, 
welche ihm das deutſche Königthum zur Difpofition zu ftellen vermochte, und von 
der jeweiligen Lage dieſes letteren, dann aud von der Bedeutung derjenigen 
Neiche, welchen gegenüber deſſen Rechte im einzelnen Yal geltend gemacht werben 
follten, hieng darum ab, wieviel oder wiewenig realen Inhaltes die kaiſerliche Ge- 
walt zu beftimmter Zeit und in beftimmter Richtung zu behaupten vermochte, 
Einem böhmischen, polnifhen oder ungarischen, hin und wieder etwa aud einem 
dänifchen Könige gegenüber ließen fih allenfalls, fo lange das deutfche Reich noch 
einigermaßen kräftig war, die Zügel ftraffer anziehen, und eine fürmliche Huldi— 
‚gung als Anerkennung der faiferlihen Oberherrlichkeit wurde von folhen nicht 
felten geleiftet ; die mächtigeren Regenten Franfreihs oder Englands dagegen ge: 
ftanden zwar den Vorrang des römiſchen Kaiſers ohne Anftand zu, ließen fich 
aber im Uebrigen eine Unterorbnung unter venfelben nur infoweit gefallen, als 
ihnen dies nach Oeftalt der Umftände nöthig oder nüglich erſchien. Mochten da= 
rum die Kaifer immerhin das dominium mundi fid) beilegen, und die VBolognefer 
Juriften darüber ftreiten, ob ihnen dieſes quantum ad proprietatem zuftehe over 
nicht 14), mochte immerhin noch König Ludwig der Bayer aus faiferliher Macht: 
volltommenheit Alles und Jedes, und fomit auch die willfürlide Trennung einer 
zu Recht beftehenden Ehe ſich geftatten zu dürfen glauben; thatfächlic gab ver 
Kaifertitel, welcher feit Marimilian I. von der Königsfrönung in Deutfchland an 
geführt wurde, im fpäteren Mittelalter kaum noch mehr als einige formelle Ehren- 
rechte, und felbft diefe wurden mehr aus gutem Willen und aus Achtung vor 
dem einmal begründeten Herfommen deſſen Inhabern zugeftanden, als daß die 
jelben nody irgendwie den gefhwächten Kräften des deutſchen Königthums und damit 


auch des römischen Kaiſerthums entſprechend gewefen wären. 8. Maurer. 


Deutfches Meich, |. Römisches Reich deutſcher Nation, 


14) al. Othen, Morenae rer. Laudens, hist., bei Leibnitz, Seript. rer. Brunsv. 
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Bd. L 

Beſatzungsrecht (von Berner) 77. 

Befchäftigungsanftalten (von Mafo: 
wiczfa) 78. Freie Befch.- Anftalten 81, 
Smwangsarbeitsanftalten 85. Bal. Bo. L 

Befchwerderecht (von Pözl) 89, Be 

ſchwerde wegen QJuftigverweigerung 89, Be 
ſchwerde in Derwaltungsfachen 90, Beſchwerde 
bei den Kammern 91. Befchwerde der Kam— 
mern 92. Befchwerde bei der Bunbesver: 
fammlung 92. Befchwerde wegen Mißbrauchs 
der geiftlichen Gewalt 93, 

Befig, ftaatsrechtlicher (von Zadha: 


(von Sturzen- 


Begifter. 


riä) 94. Borausfegungen feiner Geltend- 
mahung in Sachen des öffentl. Nechts 94. 
Befip, Gewohnheitsrecht, Obſervanz 98, 
Anerkannte WBirkfankeit landſtändiſcher Ber: 
faffungen 99. 

Beflerungsanftaften, S. Beichäftigungsanftalten 
(und Gefängnißweſen). 

Bethbmann:Hollweg (von %.) 107. 

Beute (von Berner) 115, Bgl. Br. L 

Bevölkerung (von v. Mangoldt) 118, 
Die Malthusifche Lehre 118. Bevölferungd- 
febre und Bevölferungsftatiftit 125. Bevöl- 
ferungspolitit 127. Garey’s Theorie 361. — 
Bol. Bo. L 

Bevölkerungsftatiftit von Belgien 16; von Bra 
filien 218; von Braunfchweig 237; von 
China 439; von Dänemark und den Herzog: 
thümern 6655 v. Deutichland 729, Bat. Bd. L 

Beweis,(von Lauf) 135. In Privatrechts⸗ 
ſachen 136; in Straffachen 139. Beſcheini— 
gung 142, Geſetzliche Beweistheorie 137, 140, 

Beweisverfahren im Civilproceß 550, 

Bezirköverfammlungen in Braunfchweig 248, 250. 

Bildungsanftalten in Belgien 25; Brafilien 222; 
Braunfhweig 256; China 455; Dinemarf 
und den Herzogthümern 670. Vgl. Bd. L 

Billigkeit (von Drelli und Bluntfhli) 
142, Begriff, aequitas und jus 142, 149, 
151, Nömifches, englifches, ruſſiſches, deut 
ſches Recht 143. Anwendung auf den ver 
ſchie denen Nechtögebieten 150. 

Bifchof (von Schulte) 152. 

Blacftone (von Marquardfen) 157. 

Blanc, Louis (von Glafer) 163, 

Blofade (von Berner) 167. Blocus sur 
papier 168, blocus de facto, blocus per 
notificationem 169. 

Blücher von M. 8.) 171. 

Bodin (von v. Gonzenbach) 176, 

(Böhmen, S. Defterreich.) 

Bolivar (von Löber) 179 

Bomald (von v. Gonzenbadh) 191. 

Börne (von Bluntfhli) 192. 

Börfe (von Glafer) 195, 

Börfenfpiel (von Glafer ) 199. 

Bourbonen, S, Eapetinger. 

Braganza (von Schulze) 203. echte 
Burgunder 203, nächte Burgunder 205. 
Haus Braganza 206, in Brafilien 224. 
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Brahmanismus (von Weber) 212.. 

(Brandihagung, S. Kontribution.) 

(Brandverficherungsanftalten, S. Derficherungs« 
anftalten.) 

Brafitlien (von Handelmann) 216, m: 
fang und Grenzen, Naturbefchaffenbeit 216. 
Politische Eintheilung 217. Bevölkerung 218, 
Landwirtbichaft und Handel 220. Kirchen⸗ 
Rechts⸗ und Schulweſen 222, Verfaſſung 223. 
Innere Verwaltung 226. Auswärtige Poli: 
tif 228, Einwanderung 230, 

Braunfchweig (von Borwerf) 234, Ge- 
ſchichtlicher Ueberblick 234. Statiftif 237. 
Gebiet 238, PVerfaffung 239. Verwaltung 
240. Finanzen 241. Nechtäpflege 244. Ge: 
meindewejen 247, Polizei 249. Volkswirth⸗ 
ſchaftspflege 251. Militär 254. Kirche 254, 
Schulen 256, 

(Bremen, S. Hanfeftädte.) 

Briefgceheimmiß (von Brater) 259. 

Brougham (von Marquardfen: 284. 

Brüderlichfeit (von Ahrens) 276, 

Bucharei, S. China. 

(Buchhandel, S. Preßfreiheit, Preßpolizei.) 

Buddhismus von Weber) 279, 214. 
Buddhismus in China 458. 

(Budget, S. Boranfchlag.) 

Bund, S. Deutiher Bund. 

Bündniß, S. Allianz. 

Bumdesglieder, deren Befipftreitinfeiten 96. 

Bundesftaat, Staatenbund von Rözlı 
284, Bereinigte Staaten von Nordamerifa 
287, 290. Schweizerbund 288, 290, Deut: 
ſcher Bund 289, 290, 

Bundesverfammlung, S. Beſchwerderecht. 

Büreanfratie (von Brater) 29. 

(Büreaufoftem und Kollegialfoftem, S. Ant, 
Staatdverwaltung. Bol. Bd, Lı 


(Bürgerreht, S. Deutfches Bürgerrecht und 


Gemeindebürgerrecht.) 
Bürgerftand (von Bluntfchli), 200. 
Burgunder, S Braganza. 
Burke (von Geffden, 307. 


C. 


(Bgl auch ven Buchſtaben K.) 


Calhoun ivon Reimann) 315. 
Galomarde 3867. 
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Galvin (von Bluntichli) 319. 

Gambaceres (von Levita) 328. 

(Campo Formiv, S. Kongrefje und Friedend- 
ſchlüſſe.) 

(Ganada, S. Großbritannien: Kolonieen.) 

Gancrin (von Bodenftedt) 332, 

Ganning (von v. Jasmund) 336, 

Eapetinger, Bourbonen (von Schulze) 
348. Die ältere Linie in Franfreih 349, 
Das Haus Valoid 352, Die Bourbonen 354, 
360, Die Bourbonen in Spanien 357, in 
Neapel 359, in Parma 360. . 

Capitularia 496, 

Carey (von v. Mangoldt) 361. 

Carlos, Don (von Flegler) 364, 

Garmer (von v. Kaltenborn) 375. 

Garnot ivon M. B.) 381, 

Cäſar (von Bluntjchli) 385, 487 

Gäfaropapismus, S. Kirchenhoheit.) 

Caſtlereagh 340, 

(Casus belli, S. frieg.) 

Gato 485. 

Genfur, römifche ı von Bluntfhli) 393. 
Eenjur in China döL. 

(Genfur, moderne. ©. Preffe.) 

Genfur, biſchöfliche 155. 

(Genfus, S. Wahlrecht und Wählbarkeit.) 

(Gentralamerifa, ©. Mittelamerika.) 

Gentralifation, Decentralifation 
(von Brater) 397. Begriff 397. Gejchicht- 
liches 399, Princip 401, Gentralijation der 
GSejeßgebung 402, der Verwaltung 405, der 
Nechtöpflege 411. Vgl. Bo. L 

Gentrafftellen 407. Vgl. Bd. L 

(Gentrum, ©. Parteien.) 

Geremoniell, völferrechtlihes (von Ber: 
ner) 42, 

Ehanning (von Bluntihli) 416. 

(Charte, S. Grundgefep.) 

(Ghartiften, S. Großbritannien, Liberale und 
Radikale.) 

(Chatham, ©. Pitt.) 

Chateaubriaud (von v. Gonzenbad) 
423. 

Ghatoullgut 516, 522, 

Ehiffrirkunft (von Enderlein) 425. 

Chile, S. Südanterifanifche Nepubliken.) 

China und die Chinefen (von Plath) 
430. Grängen 430, Topographie 431, Er 


Hegifter. 


zeugniſſe 435. Bevöllerung 439. Landwirtb- 
ſchaft und Induftrie 440. Verkehrsmittel 443. 
Handel 444. Abgaben 447. Gtaatsausgaben 
448, Nechtöpflege 448. Militär und Marine 
450. Verfaffung 450. Bildung 455. Sittli— 
her Zuftand, Wohlthätigfeitsanftalten 456. 
Religion 457, Geſchichte 459. Dal. Br. L 

Ehlopici (vun Bodenftedt, 464. 

Ghriftentbum (von Bluntihli) 468. 
L Neligion Jefu 469, 1. Religion der 
Chriſten 471. 111. Ghriftlicher Staat 482, 
Mittelbarer Einfluß des Chriftentbums 482. 
Chriſtenthum und Givilifation 511. Vgl. Bv.1. 

Chriftian VII, König von Dänemark 661. 

Eicero (von Dernburg) 484. 

Cirilo 367. 

Civilehe, ©. Ebe.ı 

Eivilgefeßgebung (von Arndts) 492. 
Römiſche 494, germanifche 496, deutiche: 
Bayern 498, Preußen 376, 499, 581, Defter- 
reich 505. Franzöſiſche 503, Jeßiger Zuftand 
in Deutichland und der Schweiz 507. Deut: 
ſches Wechfel- und Hundelörecht 509. 

Eivilifation (von Bluntfhli) 510. ©. 
auch Chriſtenthum. 

Eivillifte (von v. Treitjchfe,) 515. Ge 
ihichte 516, Theorie und Statiftit 519. 
Chatoullgüter 522, 

Givilproceß, gemeiner deutjcher 551, preußiſcher 
376, 547, 554, 583; neue deutſche Proceß⸗ 
ordnungen 555, 

Givilproceh, Beweisführung 136, 550, 

Eivilrecht (von Arndts)523, Vermögens 
verhältniffe 524. Aumilienverhältnifje 526. 
Erbfolge 529. Geſchichte und Literatur 53L 
©. auch Nechtöpflege. 

Eivilrechtspflege (von Lauf) 534 1. 
Notbwendigfeit einer ftantlichen Civilrechts— 
pflege, Selbftbülfe, Zchiedögerichte, Austräge 
535, 1. Aufgabe derfelben, Grenzen der 
richterlichen Zuftändigfeit 36. III. Organi- 
fation der Gerichte 539. IV. Gerichtliches 
Verfahren 544. V. Gefchichte der Civilrechts— 
pflege in Deutichland 551. 

Clauſewitz (von M. 2.) 556, 

Clay (von Löher) 560, 

Clemens XIII. 565, 

Clemens XIV. (von Wegele) 584 

Clive (von Gundermann) 568. 


Kegiſter. 


Cobden (von Glaſer) 577. 

Cocceji, Heinrich und Samuel (von v. 
Kaltenborn 580, 

Code Napoleon 503. Literatur deſſelben 534, 

Eolbert (von v. Mangoldt) 586. 

Edlibat (von Wegele) 600, 

Columbus (von Reimann) 602, Ent: 
defung Amerika's durd die Skan— 
dinavier (von Maurer) 610, 

Common law und equity 146, 148, 

Eonufalvi (von Flegler) 612, 

Couſtaut ivon Bluntichli, 624. 

(Convoy, S. Seefrieg.) 

Corpus juris civilis 495, 524. S. auch Ka: 
nonifches Recht, Nömifches Recht. 

(Gorted, S. Spanien.) 

Cortes por Estamentos 369, 372, 

Eortez (von Duttenbofer) 827. 

(Eromwell, S, Oliver.) 

Czartoryski (von Bodenftedt) 640, 

Czerny⸗Georg ivon Bodenftedt 647. 


D. 


Dahlmaun (von Bluntſchli) böl. 

Dalmatien, S. Defterreich.) 

Dänemark und die SHerzogthümer (von 
Schubert) 655. L Geſchichte 655. 11, 
Statiftifche Heberficht 664. IU, Staatsrecht 
671, 1V. Staatsverwaltung 677. 

Dänemark unter Bernftorff d. Ae. 67; unter 
Bernftorff d. 3. 68. 

Dante Ulighieri (von Wegele) 685. 

Danton (von v. Sybel) 689. 

Dechiffrirkunſt 425. 

Demagogie (von Brater) 694. 

Demokratie (von Blunſchli) 696. 1. Ge 
ſchichtliches 697. U. Princip und Inftitutios 
nen der repräfentativen D. 704, IH, Bor 
züge u. Mängel derjelben 705. IV. Bedeutung 
der D. für die europäifchen Zuftände 707. 
Bol. Bd. L 

Deunnciation (von Brater) 713. Denuns 
tiationspflicht 713. Freiwillige D. 716. Ga 
rantieen 717. 

(Deportation, S. Kolonieen, Strafen.) 

(Defertion, S. Kriegspflicht.) 

Despotie (von Bluntfhli) ZIR. 

Despotidmus 718. 


Bluntſchli, Deutfcher Staats-Wörterbud. II. 
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Denutiche 721. 

Deutiche Civilifation 513. 
Deutfcher Bund 289, 290. 
Deuticher Civilproceh 551. 


Deutſcher König (von Maurer), Ent 


ftehung, Beſtand u. Verfall des Reiches 747, 

Deutſches Privatrecht und Givilgefepgebung 496, 
507, Wechfelordnung und Handelsrecht 509. 
Literatur 53h 

(Deutſches Recht, S. Recht.) 

Deutiches Neich 722, 725, 747. ©. auch Rö— 
mifches Reich. 

Deutfches Staatsrecht (von Zahariä) 
737. L Begriff, Exiſtenz eines gemeinen 
Nechts 737. M. Quellen des deutih, Staats: 
rechts 742. I11. Gefchichte und Literatur des— 
jabben 745. 

Deutfchlaud (von Schubert) 725. Ge 
ichichte und Ueberſicht des Territorialbeitandes 
725, Land und Bevölferung 729. Nationak 
verjchiedenheit 732, Konfeffionelle Berbältniffe 
733, Induftrie und Handel 735. 

Deutſchland, Gefhichte der Eivillifte 518. 

Dienftbarfeiten, privatrechtliche 525. 

Differenggefchärft 201. 

Diniz 204, 

Diplomatifches Geremoniell 414. 

Diffidenten,, deren Verbreitung in Deutjchland 
735. 

Diftriftöverfanmlungen, S. Bezirksverſamm— 
lungen. 

Domänen 516, 520, 

Dfungarei, S. China. 

Dupfeiz 569. 


€. 


be 527. Deren Erfchwerung und Beſchrän— 
fung 130. Bal. Br. L 

Eigentbum 525. 

Einzelrichter und Kollegialgerichte 541. 

Einwanderung von fremden Arbeitern 133. 

Eijenbahnen, S. Verkehrsmittel. 

England, Gefchichte der Civilliſte 516. E. unter 
Gannings Verwaltung 338, 

Englifche Eivilifation 515. Engl. Rechtöwifien- 
fhaft 42, 157, Engl. Kanzleigerichtäbof 143. 

Entvölferung 127. 

Equity und common law 146, 148. 
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Erbfolge, privatrehtliche 529, 

Erzbifchor 153. 

Europäer und europfäiſche Handelseinfuhr in 
China 444, 462, 

Eventualmaxime 549, 

Evora, Kapitulation von, 210. 


F. 


Familienrecht 526. 

Farel 320, 

Faroer Inſeln 665, 675. 

Ferdinand vII. König von Spanien 385. 

Finanzpolitik Colbert's 587. 

Finanzverwaltung, deren Gentralifation 409, 

Finanzweſen in Belgien 30, 35; in Brafifien 
226; in Braunfchweig 241; in China 447; 
in Dänemarf und den SHerzogtbümern 680, 
Dal. Bd. L 

Flotte, S. Marine. 

Röderaliften und Initarter in Südamerifa 185, 

Aranfreich unter den drei capetingifchen Dyna— 
flieen 348. F. zur Zeit Colbert's 587. 
Kirchliche DVerbältniffe zur Zeit Napoleon’s 
615. Geſchichte der Civilliſte und der Cha 
toullgüter In Frankreich 517, 522, 

Franz I., König von Rranfreich 353. 

Franzöſiſche Givilifation 514. 

Franzöfiihe Givilgefepgebung 502. Literatur 
derfelben 534, 

Aranzöfifche Revolution und Danton 689, 

Freibeit des Individuums 420, Val. Bd. 1. 

Friedendgericht 410, 41 

Friedrich III. König von Dänemarf 659, 

Fürft, preuß. Großfangler 376, 

Fürftliches Privatvermögen 522, 


®. 


Ganganelli 564. 

Sedanfenfreibeit 259. 

Geheimſchrift 425. 

Beiftliche Gewalt, Beichwerde wegen Mißbrauchs 
derfelben 93. 

Hemeinden, deren Autonomie und Selbſtver⸗ 
waltung 404, 406. Stellung der Staat 
beamten in der ©. 298, 410, 

Semeindeverfaffung in Belgien 32; in Braun 
ſchweig 247; in China 453, Vgl. Bd. L 


Kegiſter. 


Gemeines deutſches Staatsrecht, S. Deutſches 
Staatsrecht. 

Genf zur Zeit Calvin's 320. 

Gerichtsverfaſſung 539. ©. auch Civilproceß. 

Germanien 748. 

Germaniſche Völker und Staaten in Verhält⸗ 
niß zum Chriſtenthum und zur Kirche 476, 
722. S. auch Deutſche. 

Geſchworene im Eivilproceh 542, 

Befepgebende Gewalt und Gefepgebung, deren 
Gentralifation 402, Gefepgebende Gewalt in 
der Demokratie 705, 707. 

Gefeßgebender Körper, ©. Landtag. 

Befepgebung und Gewohnheitsrecht 493. 

Geſinderecht 529. 

Gewerbe und Handel in Belgien 22; in Bra- 
filien 221; in Braunfchweig 238; in China 
4415 In Dünemarf und den Herzogthümern 
669; in Deutjchland 735. Bol. Bd. L 

Gewerbefreiheit 74. Vgl. Bd. L 

Gewerböbetrieb in Beihäftigungsanftalten 83. 

Gewohnbeitsrecht und Befig 98. ©. auch Geſetz. 

Ghibellinen und Welfen zur Zeit Dante’s 685, 

Girondiften 691. 

Glaubensfreibeit 418. Vgl. Bd. L 

Grenville 308, ' 

Briechifche Demofratie 697, 699, 

Grönland 666, 

Großbritannien, S. England. 

Grundrente, Theorie von Ricardo und Carev 
362, 

Buifen 354. 


8. 


Handel, S. Gewerbe und Handel. 

Handelsrecht, ©. Eivilgefeßgebung. 

Hannoveriſcher Berfaffungsftreit 103, 105. 

Saftings 311, 

Heerwefen in Belgien 30, 37; in Brafilien 228; 
in Braunfchweig 254; in China 450; .in 
Däünemarf und den Herzogthümern 679. 
Dal. Bd. I (Militärwefen). 

Seinrih IV., König von Pranfreich 354, 

Herkommen und Beſitz 

Herzogthümer im deutſchen Reich 756 

Heſſen⸗Darmſtadt, Givilgefepbud 508. 

SHofceremoniell 414. 

Hoheitsrechte, Schuß im Befiß derfelben 95. 


negiſter. 


Holſtein, S. Dänemark und die Herzogthümer. 


Hülfskaffen, S. Unterſtützungskaſſen. 


J. 


Jeſuitenorden, ſeine Aufhebung unter Clemens 
dem XIV. 5865. 

Jeſus Chriſtus 469, 

Ili (Dfungarei), S. China. 

Indianer in Brafilien 219, 

Indien, Z. Brahmanismus, Buddhismus. 

Induftrie, S. Gewerbe und Handel. 

Inftangenzug 541. 

Judo L 205. 

Island 665, 675. 

Italieniſche Civilifation 513. 

Juden, deren Berbreitung in Belgien 19, in 
Däncmarf 667, in Deutfchland 733, 

Juden, deren ftaatdbürgerliche Nechte in Braun: 
ſchweig 258, 

Jury, S. Geſchworene. 

Jus civile, jus prelorium, jus gentium 1-44, 
523. 

Juftiz, S. Nechtäpflege. 

Juſtiz- und Verwaltungsjahen 408, 411, 536. 
Trennung der Juſtiz- und Verwaltungsbe- 
börden 539, Bgl. Bd. L 

Juftigverwaltung, deren Gentralifation 408, 41 L 

IuftigBerweigerung und Berzögerung 89. 


K. 


Kabylen 50. 

Kaiſerthum und Königthum 750, 252. S. auch 
Römiſches Reich. 

Kalmar'ſche Union⸗657. 

Kammern, Beſchwerdeführung bei denſelben und 
durch diefelben 91. -» 

Kammern, S. auch Berfaffungen. 

Kanoniſches Recht, deſſen ſtaatsrechtliche Dok— 
trinen 743. 

Kanzleiceremoniell 415. 

Kara⸗Dſchordſchi 847, 

Kark der Große 752, 

Karl Johann, König von Schweden 63. 

Karliften in Spanien 370, 

Karolingifhe Monarchie 747. Karolinger in 
Franfreich 348. 

Kaſſationshof, Kaffationsrefurs 542. Vgl. Bo. 1, 
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Kaften 76, Dal. Br. L 

Katholifen und Proteftanten, deren Verbreitung 
in Belgien 19, in Deutfchland 733, 

Katholicidmus und Proteftantismus, ihr Ber: 
hältniß zum Staat 475, 477. ©. aud 
Kirchliche Verhältniſſe. 

Kirche u. Staat 40, 156, 470, 4825 im deutſchen 
Neih 755. S. auch Katholiciamus, Kirchen: 
ſpaltung. 

Kirchenſpaltung, ihr Einfluß auf die politiſche 
Entwicklung in Deutſchland 723, 763. 

Kirchenftaat zur Zeit Conſalvi's 613, 622, 

Kirchliche Genfur 394, 

Kirchliche Verbältniffe in Belgien 6, 27, 355 
in Braſilien 222; in Braunfchweig 254; in 
Dänemark und den Herzogthümern 683, Bol. 
Br. L 

Koburgifche Donaftie in Belgien 11, 15; in 
Portugal 211. 

Kodififation des bürgerlichen Nechtes 507, des 
Handelsrechts insbef. 500 

Koercitivgewalt 42, 

Kollegialgerichte und Einzelrichter 341 

Kollegialſyſtem, S, Büreauſyſtem. 

Kolonieen, däniſche 666, 676, 

Kolumbien 186, 

Komitiafrechte ded deutichen Königs 2764. 

Konfucius 458, 459. 

Königsgefeg, däniiches 659, 

Königtbum, deſſen Ausbildung unter den Ga: 
petingern 349. S. auch Kaiſerthum. 

Konfordate des 19. Jahrhunderts 615, 620. 

Konftitutionelle Verfaffung, S. Verfaffungen. 

Kornzölle in England 578, 

Koulifiengefhäft 196, 

Kriegsdienft, S. Militärdienft. 

Kriegslehre von Gfaufewig 556, 

Kriegerecht, neuered 115. 

Krondotation 521, 

Kultur und Givilifation 513, 

Kulturpflege, deren Gentralifation 410 

Kurfe, Aurszettel 197. 


2. 


Lamaismus in China 48 

Lamego, Cortes und Geſetze von, 204. 

Landeshoheit, deren Ausbildung in Deutjchland 
158, 
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Sandftändifche Berfaffungen, S. Verfaffungen. 

Landtag in Belgien 28, 31; in Braflfien 225; 
in Braunfchweig 230; in Dänemarf und den 
Herzogthümern 675, 676, Bol. Bd. L 

Yandtag, S. auch Kammern, Verfaſſungen. 

Landwirthſchaft und Viehzucht in Belgien 20; 
in Brafilien 220; in Braunſchweig 251; in 
China 440; in Dänemark und den Herzog: 
thümern 667; in Deutfchland 736. Vgl. Br. L 

Lao⸗tſe 458. | 

Lauenburg, S. Dänemarf u. die Herzogthũmer. 

Lawrence 570 

Leges Barbarorum 496. 

Legitimitätstbeorie 97. 

Leibeigenfchaft 51N, 

Leopold L, König der Belgier IL. 

Lex Romana Visigothorum 496, 

Limburg 13, 

Longobarbifches Lehenrecht 744, 

Louvois 598, 

Ludwig IX, der Milige 350, 

Ludwig XI. 352, 

Ludwig XIV. 355, 586, * 

Zugemburg 13. 


M. 


WMalthusiſche Bevölterungsichre 118, 361, 364, 

Manchefterfchule 578, 

Mandfhu-Dynaftie in China 461. 

Mandfchurei, S. China. 

Manuel der Große 205. 

Maria da Gloria 208, 

Maria Chriftina 368. 

Marine, beigifche 25, 38; brafilianifche 228; 
chineſiſche 450; dänifche #80, 

Marofto 52, 

Menoniten in Deuticland 735, 

Merkantilſyſtem, von Colbert durchgeführt 390. 

Mexiko, Eroberung durch Gortez 628, 

Miguel, Dom 208, 

Militärdienftpflicht der Bergleute 62, 

Militärverwaltung, deren Gentralifation 409, 

Militärwefen, S. Heerweſen. 

Miloſch 650. 

Miniſterien und Miniſterrath 407, Bol. Bd. I. 
Minifterium als Rekursinftang 90. 

Mir Didafar 572. | 

Mittelftellen 408, Vgl. Bo. L 


neginer. 


Molina, Ludovikus 40, 

Monarchie, S. Wahlmonarchie. 

Mongolei, S. China. 

Montemolin, Graf von, 374, 

Montezuma 632, 

Moral, hriftliche, ihr Einfluh auf das State: 
leben 483, 

Mündlichkeit der Givifrechtspflege 546, 


N. 


Neapel, bourboniſche Dynaftie 359, 
Neger in PBrafilien 219, 
Niederlande 2. 

Nordamerika, S. Vereinigte Staaten. 
Norwegen unter Karl Johann 63. 


D. 


Obligationenredht 526. \ 
Obſervanz und Befig 99, 

Ochlofratie 706, 

Deffentlichfeit der Civilrechtspflege 546. 
Dldenburgifche Dynaftie in Dänemark 657. 


Ordo — privalorum 543, 


Oſtindien, Gründung des britiſchen Reichs durch 
Clive Ab. 


ODeſterreichiſche Niederlande 3, 


Deſterreichiſches bürgerliches Gejepbuch 505. 
Literatur deffelben 533. 
Otto 1., römifher Kaijer 750, 


P. 


Paãpſtlicher Stuhl, deſſen Politik und Geſchichte 
zur Zeit Conſalvi's 613. 

Rapierbandel 196, 200. 

PBarlamentsredner 57, 

Parma, bourbonifche Dinaftie 360. 

Pedro, Dom, König von Portugal, Kaifer von 
Brafilien 208, BE" 

Prablbürger 302. 

Philipp Auguft, König von Frankreich 350, 


Philipp IV. der Schöne, König von Frankreich 


351. 
Pitt 308, 337, 
Pius VII. 615, 
Plünderung 115. 


Regifter. 


Politik, S. Religion. 

Politifhe Rechte, S. Staatsbürgerl. Rechte. 

Polizeiverwaltung, deren Gentralifation 409. 

Polizeiverwaltung in Braunjchweig 249. Bal. 
Bd—d. L 

Polnische Revolution v. I. 1830: 464, 844, 

Portugiefifche Donaftieen, S. Yraganza. 

Possessorium 96, 

Pragmatifche Sanftion in Spanien v. 29, März 
1830: 370, 

Prämiengeichäft 201. 

Preußen feit 1840, ©. Bethmann⸗Hollweg. 

Preußifche Gerichtsordnung und Landrecht 376, 
499, 581. Literatur des leßteren 533, 

Privatrecht, S. Civilrecht, Civilgefepgebung. 

Proceß, S. Civilproceß, Civilrechtspflege, Rechts⸗ 
pflege. 

Proteſtanten, Proteſtantismus, S. Katholiken, 
Katholicismus. 

Provinz in ihrem Verhältniß zum Staat, Pros 
vinzialverſammlung 405, 408, 410. 

Provitzialräthe in Belgien 33; in Prafilien 
226, S. au Landtag. Pal. Bd. L 

Provinziafverwaltung in China 452, 


Rechtsbildung 492. 
Rechtskraft 551. 


Nechtöpflege in Belgien 35; in Brafilien 222; 


in Braunfchweig 244; in Ehina 448; in 
Dänemart und den Serzugthümern 683, 
Dal. Bo. L 

Nechtöpflege, deren Gentralifation 408, 411. 

Rechtäpflege, S. auch Ctvilrechtäpflege. 

Reformation 477, 723, S auch Kirchenfpaltung. 

Regalien, Sup im Befig derfelben 95, 

Regierung, S. Staatsregierung. 

Neih, S, Deutſches Neich, Römisches Reich. 

Neichögefeße 744. 

Neichötammergerichtöproceh 553, 

Reichs tage, deutiche 762, 

Rekurs, S, Beſchwerderecht. 

Religion und Politif 470, 480. S auch Kirche 
und Staat. Religion und Givilifation 511. 

Religionsfreiheit 41R. Bol. Bd. L 

Republik, S. Demofratie. 

Rheinbund 727, 

Richterliches Amt, deſſen Organifation 539. 


‚Römifches Weltreich, 


773 


Nitterfchaft und Konigthum im deutſchen Reich 
157, 759, 761, 

Rodingbam 308, 

Rom zu Gicero’s Zeit 484. 

Römiſcher Civilproceß 543, 552. Römifches 
Givilreht und Givilgefepgebung 494, 528, 
Reception in Deutfchland 497, 531, 552, 
Römifchen Recht in feiner Anwendung auf 
deutiche ftaatsrechtl. Berhältniffe 743. 

Römifches Reich deutfcher Nation 749, 755, 
765, 


fein Verhältniß zum 
Ghriftentbum 472, 

Royaux de Frauce 351, 357. 

Ruſſiſche Gewiffensgerichte 148, 


Sachenrecht 525. 

Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, S. Koburg. 

Sächfifcher Entwurf eines Civilgeſetzbuches 508, 

Saliſches Geſetz 352; in Spanien 369. 

Schiedsgericht 148, 151, 535, 544. 

Schifffahrt, S. Gewerbe und Handel, Ber: 
fehrömittel. 

Schillukh 50. 

Schleswig, S. Dänemark und die berzogthũmer. 

Schöffengericht 552. 

Schowiah 50, 

Schulweſen, S. Bildungsanſtalten. 

Schweden unter Karl Johann 63. 

Schweizerifche Bundeswerfaffung 288, 290. 

Schweizerifche Eivilgefepbücher 508. 

Schweizeriihe Demokratie 698, 703, 208. 

Seebeuterrecht 116, 

Seeceremoniell 415, 

Seercht 116, 167. 

Selbfthülfe 535, 

Selbftwerwaltung 405. 

Seradſchah ad Daulah 571. 

Serbien zur Zeit Czerny⸗Georg's 647 

Servet 324, 

Sicilien, S. Neapel. 

Sittenceniur 393, j 

Stioldinger 655, 

Sklaverei 528. Bot. Bo. I. Sklaverei im Bra⸗ 
ſilien 220, 230, 

Skrzynecki 645. | 

Slaviſche Bevölterung in Deutjchland 732, 


774 


Soto, Dominitus de, 40. 

Spanien zur Zeit Rerdinands VII. und des 
Karliftenkrieges 365. 

Spanifchebourbonifhe Dynaftie 357, 

Spaniſche Civilifation 513. 

Spaniſche Niederlande 2. 

Sparkaſſen, S. Unterftüpungsfaffen. 

Staat und Kirche, S. Kirche, 

Staatenbund, S. Bundesftaat. 

Staatäbeamte, 5. Gemeinde, 

Staatsbehörden, S. Staatöverwaltung. 

Staatsbürgerliche Rechte und Pflichten in Bel 
gien 27, in Brafilien 225, in Braunfchweig 
240. Bol. Br. L 

Staatädiener, deren Verbältniffe in Braune 
fhweig 240; in China 452, 454. 

Staatödienft, Schuß im Befige M. S. auch 
Büreaufratie, 

Staatskirche, S. Kirche und Staat. 

Staatslehre des Cicero 489. 

Staatsminifterien, S. Minifterien. 

Staatsrath 90, Dal. Bd. L 

Staatsreht, S. Deutfches Staatsredht. 

Staatsregierung, büreaufratifhe und ftaats: 
männifche 298, demofratijche 707, 

Staatöverfaffung und Staatsverwaltung in Bel- 
gien 26; in Brafilien 223; in Braunfchweig 


239; in China 450; in Dänemark und den 


Herzogthümern 671, Dal. Br. L 

Staatöverwaltung, deren Gentralifation 405. 
Stellung der Mittels und Ilnterbehörden zu 
den Gentralbehörden 408, 

Städte und Gtadtbürger 300. Städte und 
Königthum im deutſchen Reich 757, 759, 
761. 

Stadtrechte 497. 

Stand, deifen Einfluß auf die Berufswahl 76. 

Stände, ©. Landtag. 

Statiftif der Benölferung 125, 

Statiftit in Belgien 15; in Dänemark 664. 

Steuer von Bergwerfen 63, 

Steuern, S. auch Finanzweſen. 

Strafproceh, Beweisführung 139, 

Strafrecht, S. Rechtäpflege. 

Sucre 187. 

Südawerilfanifher Unabhängigkeitstfampf 181. 
Brafilianifhe Beftrebungen nad der Hege— 
monie über Güdamerifa 228. ©. auch Köder 
raliſten. 


Kegiſter. 


Summariſcher Proceß 550, 
Sundzoll 663, 


T. 


Tao⸗ſſe 458, 
Teutoniei 749, 
Theodici 749, 


Thſing⸗Dynaſtie in China 461. 


Tripolitanien 52, 
Tübet, ©. China. 
Tunefien 52, 


u. 


Uebernölferung 120, 129, S. aud Auswande- 
rung. Bgl. Bd. L 

Ulfinger 656. 

Initarier, ©. Föderaliften, 

Unitarismus (religiös) 417. 

Unterbehörden 408, Bgl. Bd. L 

Unterrichtsanftalten, S. Bildungsanflalten, 

Unterftügungs» und Sparfafien, Betheiligung 
an denfelben als Derchelichungsbedingung 132. 
Dal. Bd. L 

Unterfuchungsmagime im Civilproceh 547. 


B. 


Valois, Haus 352, 

Väterliche Gewalt 528, 

Verbrechen, deren Verhinderung und Denuns 
ciation 713, 

Berehelihung, ©. Ehen. 

Bereinigte Staaten von Nordamerika, deren 
Berfaffung 287, 290. Vereinigte Staaten 
zur Zeit Clay's 561. Demofratie in den 
vereinigten Staaten 698, 

Verfaffungen, in anerkannter Wirkfamkeit bes 
ftehende 99. 

Verfaffung, S. auch Staatöverfaffung. 

Berbandlungsmagime 547, 

Verkehrsmittel in Belgien 23, 25; in Brafilien 
227; in Braumjchweig 253; in China 443; 
in Deutfchland 73. Bol. Br. L 

Vermögensrecht 525. 

Verwaltung, S. Staatöverwaltung. Verwal 
tungsfachen, ©. Juftigfachen. 

Viehzucht, S. Landwirthfeaft. 


Regifler. 7175 


Dölferrecht, modernes 115. Wechſelrecht, S. Givilgefepgebung. 
Volksherrſchaft 2704 Weisthümer 497. 
Volksvertretung, S. Geſetzgebende Gewalt, Welfen, S. Ghibellinen. 

Landtag," Provinzialftände, Staatsverfaſſung, Werkhäuſer, S. Beſchäftigungsanſtalten. 


Wahlrecht. Wiener Schlußakte Art. 56: 29, 
Volkswirthſchaftspolitik Colbert's 590. Wilhelm J. König der Niederlande 5. 
Vormundſchaft 528. Willfüren 497, 


Wirthſchaftspflege, deren Gentralifatfen 410. 
W. 


Wahlmonarchle (deutfche) 756, 760 

Wahlrecht und Wählbarkeit nach der belgiſchen 
Verfaſſung 29; nach der braſilianiſchen 2283 Zéa Bermudez 372. 
nach der braunſchweigiſchen 239, nach den Zeiller 505, 
Grundgefeßen für Dänemarf und die Herzog: Zölle, S. Finanzwefen. 
thümer 673, 675, 676, Zwangsarbeitöbäufer 81. 85. Bal. Bd. L 
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Berihtigungen und Zufäße. 


Band ı, 


Seite 794 Sp. 2 3. 12 v. o. ſtatt „715% lies: 775. 
„ 796 Sp. 283. 7 v. u. iſt beigufegen: 53, 


Band 1m. 


50 3. 2 v. u. ſtatt „2,750,000 lies: 3,750,000; ftatt „1,750,000” fies: 1,450,000, 
107 3. 12 v. 0. fies: |. Beichäftigungsanftalten und Gefängnißweſen. 
112 3. 1,2 v. u. find die Worte „Vgl. den Art. Deutjehland“ zu ftreichen. 


119 3. 
3. 11 v. 
‚io. 


— 
82 * 
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11 v. 
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4v. 
dv. 
25 v. 
1v. 
7v 
24 v. 
14 v. 
9u. 
6v. 
40 
2 v. 


BBESEEEESSPEROFPSSBSSEFEFEFe 


o. ftatt „Bereicherung“ lies: Erreichung. 

ftatt „Releigh“ lies: Naleigh. 

ftatt „Devinant“ lies: Davenant. 

ftatt „Huner” lies: Hume, 

ftatt „Struart“ lied: Stewart 

ftatt „Torveſend“ lies: Townſend. 

ſtatt „phyſikaliſchen“ lies: phyſiokratiſchen. 

ſtatt „S. 484 lies: 2. Aufl, 88. 255, 256. 

ftatt „den“ lies: die, 

ftatt „privatio“ lied: präventiv, 

ftatt „Armenpflege“ fies: Armentare 

ftatt „die“ lied: den. : 
ftatt „Sedler“ lies: Sadler. 

ftatt „Evereth“ lies: Everett. 

v. u. ſtatt „Lammenais“ lic: Zamennais, 

ftatt »fur doutha« lies: few doubis. 

ftatt „durch Die“ lies: durch den Hinweis auf die. 
ftatt „Loerett“ lied: Everett. 

ftatt „Rickerd“ lies: Nidarde. 

ftatt „auch“ fies: noch. 

ftatt „noch“ lies: ewig. 

ftatt „Die fittliche” fies: der fittlichen. 

ftatt „die fittlicheprivativen“ lies: der ſittlichvräventiven. 
ftatt „gewinnen“ lied: gewonnen. 

ftatt „welchen“ fies: welchem. 

ftatt „Srount” lies: Graumt. 


. u. ftatt „Dexaronug” fies: Deparcieur. 

. 0. nad „wurde“ einzufchalten: u. A. m. 

. u. flatt „die andere” lied: der andere. 

. u. ftatt „das ganze” lied: dasjenige. 

. 0, ftatt „eben“ lies: oben. 

. u, ftatt „der Anerkennung“ lies: die Anerkennung. 
. 0, ftatt „Mecors“ lies: Marcus. 


. ftatt „außerordentlichen“ fies: auferehelichen. 


0 
. u. binzuzufügen: Schübler, die deutfchen Geſetze über Niederlaffung, 


Ueberfiedlung und Verehelichung, Stuttgart 1855, und Küchler, in 
der Germania 1856 Nr. 11—13. 


Seite 133 3. 1 v. u. flatt „1854, S. 478" lied: 2, Aufl, 8. 253 ff. 
PR #3 3.18, 19 v. o. fies: Bücher von Wahlftadt, 
„ 288 3. 19 v. o. ftatt „Weiman“ fles: Weimar. 
„ 366 3. 25 v. o. ftatt „von 1808“ fies: vor 1808. 
„ nn 3. 5v u und ff. ſtatt „Civilo“ lies: Cirilo. 
„ 368 3. 3 v. o. ftatt „auch“ les: einft. 
„ 3703. 9 v. u, ftatt „1. Dftober“ fie: 10. Oftober. 
„ 373 3. 11 v. u. ftatt „Baſtun“ fies: Baftan. 
„ n 311. u. ſtatt „Elicondo“ fies: Eliſondo. 
„ 374 3. 21 v. o. flatt „1834 fies: 1836. 
„ '" 3 2v u flat „Montmolin“ lied: Montemolin. 
„ 375 3. 11 v. o. flatt »acordato« lied: acordado. 
„ 406 3. 22 v. u. lied: fo wenig ed den Ständen. 
„ „3 17 v. u. ſtatt „Aufgabe“ lied: Aufgaben. 
„ 423 3. 18 v. o. lied: Channing sa vie et ses @uvres, avec une preface 
de M. Charles de Römusat. Paris 1857. 
„ 481 3. 4 v. u. flatt „jenes“ lied: jener. 
„ 310 v. u. fies: öfttich aflatifchen.. 
„ 513 3. 24 v. u. lied: europäiſchen Staate- und. 
„ 535 3. 1 v. o. flatt „Givilgefepgebung” lied: Civilrechtopflege. 
„ 539 3. 22 v. o. lies: Beftimmung der. 
„ 616 3. 11 v. o. flatt „der Tribunale” fies: des Tribunated. 
„ 6183. 2. o. ftatt „Meiſterſtück“ fies: Mufterftüd. 
„ 621 3. 19 v. o. ftatt „nun“ fies: bier. 
„ 6238. 2v. o. ftatt „Rivecola” lies: Rivarola. 
„on A100. flatt „hätte“ lies: hätten. 
„ 3 . 21 v. o. ftatt „damald“ lied: dennoch. 
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